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Vorwort  zum  zweiten  Bande. 


Der  vorliegende  zweite  Band  der  Grundsätze  des 
allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechtes,  mit  welchem 
das  Werk  abschliesst,  enthält  das  Territorialstaatsrecht 
der  Bundesstaaten  auf  der  Grundlage  der  Bundesgesetz- 
gebung. Zwei  Schwierigkeiten,  die  wohl  Jedem  zur 
Genüge  bekannt  sind,  welcher  sich  mit  dem  deutschen 
Staatsrechte  zu  beschäftigen  Veranlassung  hatte,  waren 
es  insbesondere,  welche  sich  bei  dieser  Darstellung 
sehr  fühlbar  machten;  Schwierigkeiten,  w^elche  beide 
in  demselben  Grundverhältnisse  wurzeln,  nämlich  in 
der  Massenhaftigkeit  des  Stoffes.  Wenn  es  hiemach 
einerseits  schon  nicht  leicht  w^ar,  die  richtige  Auswahl 
dessen  zu  treffen,  was  allgemeine  und  gemeuu-echtliche 
oder  nur  partikuläre  Bedeutimg  hat,  so  war  es  nicht 
selten  noch  schwieriger,  in  den  Besitz  eines  nur  einiger- 
maassen  vollständigen  Materials  zu  gelangen.  Muss 
der  Verfasser  m  ersterer  Beziehung  es  dem  Urtheüe 
einer  sachkundigen  Kritik  anheimstellen,  in  wie  ferne 
die  Scheidung  des  Gemeingültigen  und  des  bloss  Par- 
tikulären gelungen  ist,  so  kann  er  sich  in  zw^eiter  Hin- 
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sieht  selbst  nicht  verhehlen,  dass  einzelne  Lücken, 
deren  Ausfüllimg  einer  späteren  Zeit  vorbehalten  blei- 
ben muss,  vorerst  unvenneidlich  waren;  er  wu'd  aber 
eben  m  dieser  Hinsicht  auf  die  Kachsicht  jedes  bühgen 
Bemi;heilers  und  auf  die  Anerkennung  des  Strebens, 
eine  Grundlage  für  künftige  Ergänzimg  zu  schaffen, 
rechnen  dürfen.  Um  jedoch  in  einem  bestimmten  Um- 
ki'eise  einige  Vollständigkeit,  so  weit  dieselbe  nach  der 
Beschaffenheit  des  Stoffes  und  dem  plamnässigen  Um- 
fange des  Buches  möglich  ist,  zu  erreichen,  sind  dm'ch- 
gehends  die  reiclihaltigeren  unter  den  jetzt  geltenden 
Verfassungsm'kunden  und  die  dieselben  modifizh-enden 
neuesten  Gesetze  der  deutschen  Einzelstaaten,  so  weit 
Letztere  beigeschafft  werden  konnten,  benützt  und  an 
den  betreffenden  Stellen  angefülui;  worden;  nämlich: 
die  Verfassungsurkunden ,  Landesgi*undgesetze  und 
Landschaftsordnungen  von  Nassau  v.  1814,  Bayern 
V.  1818,  Baden  v.  1818,  Würtemberg  v.  1819, 
Grossherzogthum  Hessen  v.  1820,  S.  Meiningen 
V.  1829,  K.  Sachsen  v.  1831,  S.  Altenburg  v 
1831,  Braun{schweig  v.  1832,  Hannover  v.  1840 
und  Gesetz  v.  5.  Sept.  1848,  Schwarzburg-Son- 
dershausen  v.  1849  nebst  Verändenmgen  v.  1850, 
1852  mid  1854,  Preussen  v.  1850,  Anhalt-Bern- 
burg V.  1850,  S.  Weimar  v.  1850,  Kurhessen 
V.  1852,  Oldenburg  v.  1852,  S.  Coburg-Gotha 
V.  1852,  Reuss,  j.  L.,  v.  1852  imd  Waldeck  v. 
1852.  Diese  Verfassungen  wiu'den  in  der  Ai-t  berück- 
sichtigt,   dass  in  den  Noten  der  Wortlaut  der  zuerst 
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entstandenen  regelmässig  vollständig  angegeben  worden 
ist;  sodann  werden  diejenigen  Verfassnngsurkunden, 
welche  liiennit  wörtlich  oder  doch  olme  wesentliche 
x\.b weichung  übereüistminien ,  mit  der  Bezeichnung: 
„Uebereinstimmen"  oder  „Ebenso"  und  bei 
grösserer  Verschiedenheit  in  der  Wortfassung  mit  der 
Bezeichnung:  „Achnlich"  angeführt.  Von  jenen  Ver- 
fassmigsurkmiden,  welche  eigenthümliche Abweichun- 
gen von  den  trliheren  zeigen,  sind,  je  nach  der  Be- 
deutung der  Abweichung,  die  vollständigen  Texte,  oder 
doch  die  wesenthch  abweichenden  Worte,  abgedruckt 
worden,  so  dass  die  Noten  hauptsäclilich  den  Zweck 
haben,  die  Stelle  eines  vergleichenden  Corpus  juris 
puhlici  in  möglichster  Gedräng-theit  zu  vertreten.  Da- 
durch, dass  durchgehends  die  chronologische  Reihen- 
folge der  Verfassinigsm-kunden  eingehalten  worden  ist, 
wird  der  Leser  in  den  Stand  gesetzt,  die  legislative 
Fortbildung  der  einzehien  Rechtssätze  sofort  mit  einem 
Blicke  zu  überschauen,  wodurch  der  Verfasser  beson- 
ders den  Praktikern  einen  nicht  unwillkommenen  Dienst 
erzeigt  zu  haben  glaubt.  Ueberdies  sind  bei  den  ein- 
zelnen Lehren,  wo  irgend  der  Stoff  diese  Sonderung 
erlaubte,  die  allgememe  Dokti-in  in  ihrer  geschicht- 
lichen Fortbildung,  oder  die  sog.  Dogineugeschichte, 
das  Recht  der  Reichszeit,  so  wie  das  der  Rheuibunds- 
zeit  und  die  Bestimmungen  der  Bundesgesetze  mid  der 
Landesgesetze  von  einander  geschieden  und  in  sach- 
gemässer  Reihenfolge  vorgeti'agen  worden.  Die  ein- 
schlägigen Bundesgesetze,    welche  sich  bereits  in  all- 
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gemein  zugänglielien  Sammlungen  finden,  sind  minde- 
stens ilu-em  wesentlichen  Inlialte  nach,  die  übrigen, 
insbesondere  die  neuesten,  seit  der  Wiederherstellung 
der  Bmidesversanmilung  bis  zum  Jahi'e  1856  ergange- 
nen, zur  Zeit  noch  in  keine  Sammlung  aufgenonnnenen 
Bundesgesetze  aber  vollständig  ihrem  ganzen  dis- 
positiven Wortlaute  nach  aufgenommen  worden.  So- 
mit gibt  auch  dieser  Band  in  den  einzelnen  Materien 
das  jetzt  praktische  Recht  diu-chaus  auf  geschichthcher 
und  positivrechtlicher  Grundlage. 


Heidelberg,   im  März  1856. 
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Eilfter  Abschnitt. 

Von  der  Erwerbung  der  Souveraineiät  in  den  Einzeln -Staaten, 
insbesondere  von  der  Legitimitfit  der  Staatsherrschers. 

§.  201.     EinttieiliiDg    der   Erwerbsarten    df>r   Souverainetät :    recbtliche   und 
widerrechtliche  Erwerbsarten. 
Das  Legitimitätsprinzip.     Die  Usurpation. 

I.  Von  der  Legitimität   des  Staatsherrschers  im  VerbäUnisse  zum 

Votlse. 
II.  Von    der   Legitimität   im  Verbältoisse    mehrerer  Dynastien   zu 

einander. 
III,  Von    der  Legitimität   des  Staatsherrschers   im  Verhältnisse   zu 

auswärtigen  Staaten. 
Von  der  Umwandlung  der  illegitimen  Herrschaft  in  eine  legitime. 
Von  der  Rechlsgültigkeit  der  Handlungen  eines  Zwischenherrschers 
nach  Eintritt  einer  sug.  Restauration, 
I.   Im  Allgemeinen. 
II.  Rechtsverhältnisse  bei  der  Vertreibung  einer  blos  provisorischen 

Regierung 
III.  Rechtsverhältnisse   bei    der  Aufhebung  einer  eigentlichen  Zwi- 
schenberrschaft, 
1)  bezüglich  der  Gesetze   und  allgemeinen  Verordnungen. 
§.  210.  2)  Verbindlichkeit   des   restaurirten  Fürsten    aus   den  Regie- 

rungshandlungen des  Znischenherrschers  im  Einzelnen. 


Zwölfter  Abschnitt. 

Der  Fürst  und  sein  Haus,  oder  das  Familien-  und  Thronerbrecbt 
der  souverainen  deutschen  Familien. 

§.  211.  Verhältniss  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen  souverainen 
Familien  zu  dem  sog.   deutschen  Privatfürstenreihle. 

§.  212.  Stellung  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen  souverainen 
Familien  im  Rechtssysteme. 

$.  213.  Von  den  Quellen  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen  sou- 
veraineo  Familien  überhaupt. 
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§.  214.     Von  den  Haiisgcsetzen  der  souverainen  deutschen  Familien  insbes. 

1)  Nach  reidisreclitlichen  Grundsätzen. 
§    215.         2)  Veränderungen  bezüglich  der  Quellen  des  fürstlichen  Familien- 
und   Erbrechts    in    Folge   der   nunmehrigen  Souverainetät   der 
Bundesgliedcr. 
§.  216.     Familiengewalt  der  deutseben  Souveraine. 

§.  217.     Von  der  Eigenthünilichkeit  des  Eherechtes  der  deutschen  souverainen 
Familien. 

I.   Von  dem  Erfordernisse  des  Cousenses  des  Souverains  bei  Ein- 
gehung von  Ehen  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses. 
§.  218.         II,  Trauung  durch  Procuratoren.     Dispensationen.     Eheverträge. 
§.  2iS.       III.   Gewissensehe. 
§.  220.       IV.  Missheirath. 

l)  Einleitung. 
§.   221.  2)  Begriff  von  Missheirath  und  unstandesmässiger  Ehe. 

§.  222.  3)  Gesciiichtliehes  in  Bezug  auf  Missheirathen  und  unstandes- 

mässige  Ehen  bis  zum   X\  .  Jahrhundert. 
§.  223.  4)  Geschichtliches    über  Missheirathen    und    unstandesmässige 

Ehen  vom  XV.  Jahrhunderte  bis  zur  Abfassung  der  Wahl- 
kapitnlation  K.  Karls  VII.   1742. 
§.  224.  5)  Die  Bestimmung  der  Wahlkapilulation  K.  Karl's  VII.  (1742) 

über  notorische  Missheirathen. 
§.  225.  6)  Erläuterung   der  Bestimmung    in  der  Wahlkapitulation  K. 

Karl's  VII.   1742.  art.  XXII    §.  4.   über  Missheirathen. 
§.  226.  7)  Neuere    Haus-    und   grundgesetzliche  Bestimmungen    über 

Missheirathen.     Praktisches  Recht  überhaupt. 
§.   227.         V.  Morganatische  Ehe. 

1)   Begriff.     Geschichtliches 
§.  228.  2)  Praktisches  Recht. 

§.  229.     Eheliche  Güterverhältnisse   in  den  deutschen  regierenden   Häusern. 
§.  230.     Persönliche    Stellung    der    Gemahlinen    der   Mitglieder    regierender 

Familien  und  der  Gemable  regierender  Fürstinen. 
§,  231.     Ehescheidung. 
§.  232.     Legitimation  unehelicher  Kinder. 
I.  Legitimatio  per  rescriptum. 
§.   233.         II.  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe. 

1)  Vorbemerkung.     Die  angebliche  gemeine  Lehre. 
§.  234.  2)  Die  Quellengeschichte  in  Bezug  auf  die  Legitimation  durch 

nachfolgende  Ehe. 
§.  235.  3)  Praktisches    Recht    in    Bezug   auf  die   Legitimation    durch 

nachfolgende  Ehe. 
$.  236.     Adoption. 

§.  237.     Volljährigkeit  und  Volljährigkeilserklärung, 
§    238      Vormundschaft. 

I.  Regierungsvormundschaft    im    Falle    der    Minderjährigkeit    des 
Thronfolgers. 
1)  Geschichtliches, 
§.  239.  2)  Praktisches  Recht   in  Bezug   auf   die  Regierungsvormund- 

schaft   hinsichtlich    der  Delationsgründe  bei  Minderjährig- 
keit des  Thronfolgers. 
§.   240.         II.   Einrichtung    einer    Regentschaft    bei  Verhinderung   des  Souve- 
rains an  der  Selbstregierung. 
1)  Durcii  den  Sou\erain  selbst. 
§.  241.  2)  Anordnung  einer  Regentschaft  für  den  regierenden  Fürsten. 

a)   Geschichtliches. 
§.  242.  b)  Praktisches  Recht  bezüglich  der  .Anordnung  einer  Re- 

gentschaft für  den  regierenden  Fürsleu. 
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$.  243.  3)  Rechtsverhältnisse  während  der  Repentsehaft, 

$.  244.  4)   Rechtsverhältnisse    nach  beendigter  Regentschaft. 

§.  245.     Privatrechtliche  Vonnundschaft. 

a)   Ucber  die   Person  und  das  Privatverniögen  des  minderjährigen 
oder  behinderten  Sou\erains. 
§.  246.         b)  Vormundschaften   über  die  übrigen  Mitglieder  des  regierenden 

Hauses. 
§.  247.     Thronful{?e. 

I.  Erbfolge  nach  Geblütsrecht, 
a)  Gescliichlliches. 
§.  248.  b)  Praktisches  Recht. 

1)  Allgemeiner  Charakter  der  Thronfolge. 
§.  249.  2)  Fähigkeit  zur  Thronfolge.     Unvereinbarlichkciten  mit 

der  Eigenschaft  eines  Souverains. 
§.   25U.     \  on    der    geistigen    oder    körpei'liclien    Unfähigkeit    des    Thronerben 

zur  Führung  der  Regierung  und  deren   Rechtsfolgen  insbesondere. 
§.   251.     Erbfolgeordnung    im    Mannsslamme.      .\g«atisch  -  linealische    l'rime- 

genilur. 
§.   252.  I.  Weibliche  Thronfolge. 

1)   Slatthafligkeit  derselben  überhaupt. 
§.  253.  2)  Grundsätze  über  die  weibliche  Thronfolgeordnung. 

§.  254.         11.  Testamentarische  Thronfolge. 
§.  255.       III.  Vertragsmässige  Erbfolge. 

§.  256.       IV,  Vou    der   Regierungsnachfolge    aus    Sammlbelehnungen ,    Even- 
tualbelehnungen ,    Lehensanwartscbaften    und   der   Lehensherr- 
lichkeit. 
1)  Aelteres  Recht. 
§.   257.  2J  Neueres  Recht. 

a)  Regierungsnachfolge    aus    kaiserlichen    Lehensanwart- 
schaften und  Eventualbelebnungen. 
§.   258-  b)  Regierungsnachfolge     aus     kaiserlichen    Sammtbeleh- 

Dungen. 
§.  259.  c)  Regierungsnachfolge  wegen  Leheusherrlichkeit. 

§.  260.         V.  Vorsorge  bei  dem  Mangel  von  Successionsberechtigten. 
§.   261.     Von  der  Versorgung  der  nachgebornen  Prinzen.     Apanagien.     Para- 

gien.     Secundogenituren. 
§.  262.     Versorgung  der  Prinzessinen.     Aussteuer.     Erbverzichte.     Willthü- 

mer  der  Geniahlinen  der  Prinzen. 
§.  263.     Sonderuog  der  Staats-  und  Privatverlassenschaft. 
§.  264.     Von    der  Erbfolge  in  das  Privatvermögen  der  Mitglieder  des  regie- 
renden Hauses. 
§.  265.     Regierungsantritt. 
§.  266.     Verbindlichkeit  des  Thronfolgers  aus  den  Regierungshandlungen  des 

Vorgängers. 
§.  667.     Von  dem  Gerichtsstande  der  Mitglieder  souverainer  Familien. 

1)  Ueberhaupt. 
§.  268.         2)  Gerichtsstand  der  Mitglieder  regierender  Familien  in  Ehestrei- 
tigkeiten insbesondere. 


Dreizehnter  Abschnitt. 

Von  den  Rechten  des  Souverains  oder  den  Hoheitsrechten  im 
Allgemeinen. 

§.  269.     Von  den  Rechten  des  Souverains  im  Allgemeinen.     Oberste  Einthei- 
lung.     VVeseatliche  uod  a'isserweseutljclie  Hobeitsrechle  (Regalien). 
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§,  270.     Von  der  Eintheiliing  der  wesentlichen  Hoheitsrecbte. 

§.  271.  I.   Von  den  Majestälsrechten. 

§.   272.         II.   Von  den  materiellen  Hoheitsrechten. 

a)  Deren  Eintheihing.     Innere  und  äussere  Hoheitsrechte. 

§.  273.  b)  Uebersicht  der  inneren  Hoheitsrechte. 

§,  274.  c)  Uebersicht  der  äusseren  Hoheitsrechte. 

§.  275.        III.   Von    den    fornielJen    Hoheitsrechten    oder   den    politischen  Ge- 
walten.    Geselzgebende  und  vollziehende  Gewalt. 

§.  276.  Die  Thäligkeitsformen  der  vollziehenden  Gewalt.  Oberaiifsichts-, 
Verordniings-,  Entscheidungs-  and  Staatsvertretungsrecht  (Repräsen- 
tativgewalt). 


Vierzelmter  Abschnitt. 

Von  der  Beendigung  der  Souverainetät. 

^.  277.     Von  der  Beendij^ung  und  dem  Verluste  der  Souverainetät  im  Allgem- 

§.  278.  I.   Von  der  Thronentsagung  insbesondere. 

§.  279.  II.  Von  der  Entsetzung  des  Souverains  von  der  Regierung  durch 
Beschluss  der  Agnaten  wegen  Unfähigkeit  oder  wegen  Miss- 
brauches der  Staatsgewalt. 

§.  280.        III.  Von  der  Revolution, 

Fünfzehnter  Abschnitt. 

Das  Volk  und  die  Volksrechte. 

§.  281.     Unterthanschaft  und  deren  Arten. 

§.  282      Von   der   allgemeinen  Rechtswirkung    der  ünterthanschaft  oder  von 

dem  staatsbürgerlichen    Gehorsam. 
§.  283.     Von    dem    Beschwerderechte    und    dem   sog.  Widerslandsrechte   der 

ünterthanen. 
§.  284.     Von  der  Gerichts-,  Landfolge-,  Militär-  und  Steuerpflichtigkeit  der 

Staatsangehörigen. 
§.  285.     Von  der  Bestärkung  der  Unterthanenpflichl  durch  den  Huldigungseid. 
§.  286.     Von    den    Rechten    der    Ünterthanen.      Eingebornenrecht,      Staats- 
bürgerrecht. 
§.  287.     Allgemeines  deutsches  Slaatsbürgerrecht. 

1)  Ehemaliges  Reichsbürgerrecht. 
§.  288.        2)  Deutsches  Bundesindigenat  oder  die  Rechte  des  deutschen  Vol- 
kes nach  der  Bundesakte, 
a)   Ueberhaupt. 
§.   289.  b)  Von  der  Nachsteuer-  und  Abzugsfreiheit  insbesondere. 

§.  290.         3)  Die  Grundrechte  des  deutschen  A'olkes  nach  der  (Frankfurter) 
Reichsverfassung  vom  28.   März   1S49. 
a)  Von  den  Volksrechten   überhaupt. 
§.   291.  b)  Von    den    Grundrechten    des    deutschen  Volkes   im  Allge- 

meinen. 
§.  292.  c)  Die  Grundreciite  des  deutschen  Volkes  nach  der  Aufstel- 

lung der  coiisliluiienden  Nationalversammlung  in  Frank- 
furt mit  Hinweisung  auf  die  Modifikationen  in  dem  Ber- 
liner Entwürfe  und  den  Beschlüssen  des  Unionsparlamentes 
zu  Erfurt  und  in  den  einzelnen  Verfassungen. 
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302 

a)  Artikel  I  — 111.  Rciclisliürgerreclit.  Freiheil  des  Auf- 
entiialtes,  der  Erwerbung  vod  Liegenscliarieo,  des  Nah- 
rungszvveiges,  der  Auswaiiderunj;,  Gleiclilieit  der  Rechte 
und   Pflichten  ,   Freiheit  der  Person   und  der  Wubüung. 

ß)  Die  Grundrechte,  Artikel  IN'  —  VI.  Pressfreibeit.  Ge- 
wisse nsfreilicil.      Lebrfreiheit. 

y)  Die  Grundrechte,  Artikel  \  II.  und  Vill.  Pelilionsrecht 
und  Recht  der  Beschwerde.  Vereins-  uud  Versanim- 
lungsreibt. 

ä)  Die  Grundrechte,  Artikel  IX.  Freiheit  des  Eigenthuins. 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

e)  Die  Grundrechte,  Artikel  X  —  XIV.  UaabhnDgigkeit 
der  Rechtspflege.  Grundlage  der  Genieindeverfassung 
und  der  landständischen  VerlassuDg.  Schutz  im  Auslande. 
§.  297.     Das  Landesindigenat. 

1)  Erwerbung  des  Landesindigenats. 

2)  Von  den  Wirkungen  des  Landesindigenats. 
Unterschied  von  Genuss  und  Ausübung  der  bürgerlichen  und  staats- 
bürgerlichen Rechte. 
Verlust  des  Eingebornenrecbtes. 

Staatsbürgerliche  Stellung  der  Staatsangehörigen  jüdischen  Glaubens. 
Besondere  bundesgruudgesetzliche  Zusicherungen  für  einzelne  Per- 
sonen. 

1)  Nach  Artikel  XV  der  I'undesakte  uud  sich  hieran  anschlies- 
senden Bundesbeschlüssen:  Rentenberechtigte,  Staatsgiaubiger, 
Pensionäre,  als:  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien 
Reichsstifter,  des  deutschen  Ordens,  des  Johanniter- Ordens 
und  des  Reicbskaranier^erichtes. 

§.   303.  2)  iVach    .\rtikel    XVII.    der    Biindcsakte,    bundes;rundgesetzliche 

Garantie  der  Po.<trechte  des  fürstlichen  Hauses  Thurn  und  Taxis. 

§.  304.     Von  der  Rechtsfähigkeit  der  Fremden,  oder  dem  sog.   Gastrecbte. 


Sechszehnter   Abschnitt. 

Der  Adel. 

§.  305.     Von  den  besonderen  Staudesrechten  überhaupt. 

§.  306.     Geschichtliche  Eutwiokelung   der    gegenwärtigen  Ständeverbältnisse 

in  Deutschland. 
§.   307.     Bnndesgesetzliche    Bestimmungen    über    die   Rechtsverhältnisse    der 
mediatisirten    reichssländischen  Reichsfürslen    und   Reichsgrafen  und 
des  übrigen  ehemaligen  unmittelbaren   Reichsadels. 
I.  Zuständigkeil  der  Standesherrlichkeit. 
II.   Vorrechte  der  Standesherren.     Hoher  Adel  uud  Ebenbürtigkeit. 

Prädikat  Durchlaucht  und  Erlaucht. 
Iir.   Stellung  der  Standesherren  in  den  eiazeluen  Bundesstaateü. 

1)  Ehrenslellung.      Landstandschaft    und    Begünstigung   hin- 
siclitlich   der  Besteuerung. 

2)  Äufenihaltsfreiheit  der  Standesherren. 

3)  Autonomie    (Hausgeselze    und    Familienfideicommisse)   der 
Standesherren. 

A)  Veranlassung    und    Zweck    der   Bestimmung   in    der 
Bundesakte,  Art.  XIV.  2. 
$.  312.  B)  Begriflf  und  Rechtsgrund  der  standesherrlicben  Auto- 

nomie. 
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§.  313.  C)  Das  Wesen  der  reiciisständischen  Autonomie  zur  Reichs- 

zeit und  der  standesherrlicben  Autonomie  in  der  Ge- 
genwart. 

§.  314.  D)  ErläuterungdesInhaltesdesArt.XIV.  2.derBandesakle. 

a)  Forldauernde   Gültigkeit   der   alten  Familienver- 
träge. 

b)  Errichtung    neuer  Familienverträge  in  den  stan- 
desherrlicben Häusern. 

c)  Aufhebung    der    gegen  die  standesherrlichen  Fa- 
milienverträge erlassenen   \'erordnungen. 

4)  Hefreiter  tierichtsstand  und  Befreiung  der  standesherrlicben 
Familien  von  aller  Militärpflicbtigkeit. 

5)  Rechte  der  Standesberren  in  Bezug  auf  ihre  Besitzungen. 

A)  Bundesgesetzliche  Bestimmungen. 

B)  Erläuterung  der  Buudesakte  Art.  XIV.  c.  und  4. 

1)  Begriff  und  Charakter  der  standesherrlicben  Be- 
sitzungen und  ihr  Verhältniss  zum  Eigenthume. 

2)  Ausscheidung  der  an  den  Souverain  übergehenden 
und  der  den  Standesberren  verbleibenden  Gefälle. 

3)  Entziehung   der    standesherrlicben  Rechte   durch 
die   Landesgesetzgebung. 

Veräusserung  der  Standesherrschaften. 

IV.  Bundesgrundgesefziiche  Zusicherungen  für  den  ehemals  unmit- 
telbaren Reichsadel. 
§.  324.     Politische  Stellung  des  Landesadels  in  den  deutschen  Bundesstaaten. 


Siebenzehnter   Abschnitt. 

Die  Landstände. 

§.  325.     Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen  überhaupt.     Unterschied  von 

Beherrschungs-  und  Regierungsformen. 
§.  320.     Ueberblick  der  Geschichte  der  repräsentativen  and  parlamentarischen 

Verfassungen  ausserhalb  Deutschlands. 
§.  327.     Ueberblick    der    geschichtlichen    Entwickelung    der   landständischen 
Verfassung  in  Deutschland  von  der  ältesten  Zeit  bis  zum  Ende  des 
XIV.   Jahrhunderts. 
§.  328.     Die    landständische  Verfassung  vom  XV.  Jahrhunderte  bis  zur  Auf- 
lösung des  deutschen  Reiches. 
§.  329.     Die  Verfassungen,  und  Verfassnngsprojekte  zur  Rheinbundszeit. 
§.  330.     Die  Verhandlungen  des  Wiener  Congresses  über  die  landständische 

Verfassung  und  den  Artikel  XHI.   der  deutschen  Bundesakte. 
§.   331.     Bestimmnngen  der  Wiener  Scblussakte  Art.  54  —  61.  über  die  land- 
ständische  Verfassung. 

I.  Pflicht    der  Bundesversammlung,    über  die  Erfüllung  des  Art. 
Xill.  der  Bundesakte  zu  wachen. 
§.  332.         II.  Charakter  der  iandständischen  Verfassung  als  allgemeiner  Lan- 
desvertretung, 
§.  333.       III.   Verbot  der  Abänderung  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehen- 
der landständiscber  Verfassungen  auf  anderem,  als  verfassungs- 
mässigem Wege. 
§.  334.       IV.  Verbot  einer  Theilung  der  politischen  Gewalten. 
§.  335.         V.  Verbot  einer  Beschränkung  der  Bundesglieder  in  der  Erfüllung 
bundesmässiger  Verpflichtungen  durch  die  Iandständischen  Ver- 
fassungen. 
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§.  336.  VI.  Bestimmung  über  die  Oelfentlichkeit  landständiscber  Verhand- 
lungen. 

§.  337.  VII.  Befiif^niss  der  Rnnilesversammlimg  zur  Einmischung  in  Slrei- 
tigiteilen  zwischen  einer  Regierung  und  ihren  Landstiinden  im 
Falle  ühernommener  und  nicht  ühernommener  Garantie  der 
landsländi sehen   Verfassung. 

§.  338.  Einzelne  lUindesheschlüsse  über  die  iandständische  Verfassung  vor 
dem  Jaiire   islS. 

§.  339.  Die  Beschlüsse  der  constitnirenden  Nationalversammlung  zu  Frank- 
furt (18iS)  und  die  ULMiesten  Bundesbeschlüsse  (1S51)  über  die 
Iandständische  Verlassting. 

§.  340.  Der  politische  Ciiarakter  der  Verfassnngsurkunden  und  Landcs- 
grundgesetze  der  monarchischen  deutsciien  Staaten  seit  der  Stillung 
des  deutschen  Bundes  im  Allgemeinen. 

§.  341.  Uebersicht  der  gegenwärtig  bestehenden  deutschen  Verfassungsur- 
kunden und  Landesgrundgesetze. 

§.  342.     Oktroirte  und  paktirte  Verfassungen. 

§.  343.  Das  monarchische  Prinzip  in  der  repräsentativen  oder  sog.  con- 
stitutionellen  Monarchie. 

§.  344.  Von  den  Grundgedanken,  worauf  die  repräsentative  Monarchie  be- 
ruht, insbesondere  von  der  Trennung  der  Regierung  und  Ver\\allung. 

§.  345.     Begriff  und  publizistischer  Charakter  der  Volksvertretung. 

§.  346.     Zusammensetzung  der  Volksvertretung  im  Allgemeinen. 

§.  347.  Von  dem  Verhältnisse  der  vom  Volke  gewählten  Mitglieder  des  Re- 
präsentantenkörpers zu  ihren  Wählern. 

§.  348.     Von  den  Wahlgesetzen  überhaupt. 

§.  349.     Von  der  Wahlberechtigung  oder  aktiven  Wahlfähigkcit. 

§.   350.     Von  den  direkten  und  indirekten   Wahlen. 

§.  351.  Von  der  Repräsentation  nach  Interessen  und  der  Eintheilung  der 
Wähler  in  Klassen. 

$.  352.  Von  der  Fähigkeit  zum  Abgeordneten  gewählt  zu  werden,  oder  von 
der  passiven  Wahlfähigkcit. 

§.  353.     Von  der  Wahlfähigkeit  des  Staatsbeamten. 
1)  Im  Allgemeinen. 

§.   354.  2)  Insbesondere. 

a)  Nothwendigkeit  des  Urlaubs  für  gewühlte  Staatsbeamte. 

§.   355.  b)  Kosten    der   dienstlichen  Stellvertretung    eines  zum  Abge- 

ordneten gewählten  Staatsbeamten. 

§.  356.     Von  der  Bedingung  der  Wahl  tüchtiger  Abgeordneter. 

§.  357.  Regelmässige  Dauer  der  Funktion  der  Abgeordneten,  Legislatur- 
perioden.    Total-  und  Partialerneuerung  der  Kammern. 

§.  358.  Beendigung  und  Verlust  der  Eigenschaft  eines  Abgeordneten.  Er- 
satzmänner.    Neuwahlen.     Wiederwählbarkeit. 

§.  359.  Verpflichtung  der  Sländemitglieder  zur  persönlichen  Ausübung  ihrer 
Stimme  auf  dem  Landtage. 

§.  360.     Das  Ein-  und  Zweikammernsystem. 

§.  361.     Von   der  Bildung  der  ersten  Kammer. 

§.  362.  Von  der  Zusammensetzung  der  ersten  Kammern  in  den  deutschen 
Bundesstaaten. 

§.  363.  Von  den  Hoheitsrechten  des  Souverains  über  die  Volksvertretung, 
oder  von  der  fürstlichen  Prärogative. 

I.  Begriff  und  Nothwendigkeit  der  fürstlichen  Prärogative. 

J.  364.        II.  Uebersicht   der  Hoheitsrechte    über  den   Repräseulantenkörper. 

§.  365.  1)  Von    dem    Hoheitsrechte    der    Berufung    der    Ständever- 

sammlung, 
a)  Unterscheidung   von    ordentlichen    und    ausserordent- 
lichen Landtagen. 
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§.  369.  4)  Von   dem  Hoheitsrechte,    die  Ständeversammlung  zu  ver- 

tagen. 
§.  370.  5)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Ständeversammlung  aufzulösen. 

a)  Im  Allgemeinen. 
§.  371.  b)  Die  Bestimmungen  der  deutschen  Verfassungsurkunden 

über   die  Auflösung  der  Ständeversammiungeo  insbe- 
sondere. 
§.   372.  6)  Von  dem  Hoheitsrechte,  Vorlagen  an  die  Ständeversamm- 

lung zu  bringen,   insbesoudeie  von  dem  Hoheitsrechte  der 
Initiative. 
§.   373.  7)  Von    dem    Hoheitsrechte    der    Sanktion   und    Promulgation 

der  Gesetze  und  des  ^  etc. 
§.  374.     Von  der  Geschäftsbehandiuog  auf  den  Landtagen. 

1)  Geschäftsordnung. 
§.  375.        2)  Constituirung  des  Landtages. 

a)  Wahlprüfung. 
§.  376.  b)   Ernennung   der    Pr.-isidenten ,    Schriftführer   und    anderen 

Beamten  der  Ständeversammlung  oder  der  Landschaft. 
§.  377.  c)  Von  der  Berathungs-  und  Bescblussfähigkeit  des  Landtages 

oder  der  Kammern. 
§.  378.        3)  Beseblussfassung    durch    Stimmenmehrheit.      Rechtsfolgen    der 

Stimme.igleicbbeit. 
§.  379.        4)  \on  der  Berutbung  und  V^orbereitung  der  .Abstimmung. 
§.  380.        5)  Von  der  Abstimmung. 

§.   381.        6)  ünwiderruflici.keit  der  Beschlüsse.     Protestation.     Separalvota. 
§.  382.        7)  Angabe  der  Beweggründe  bei  Ablehnung  landesherrlicher  Vor- 
schläge. 
§,  383.        8)  Von  dem  Verfahren,  um  bei  Zweikammernsysteme  die  Ueber- 

einstimmung  beider  Kammern  herbeizuführen. 
§.  384.     Von  der  Theilnahme  der  Minister  oder  landesherrlichen  Commissäre 

an  den  landständischen  Berathungen  und  von  den  Interpellationen. 
§.  385.     Oeffentlichkeit    der   landstäudiscben  Sitzungen ,    Verhandlungen   und 

Protokolle. 
§.  386.     Von  den  persönlichen  Rechten  der  Ständemitglieder. 

a)  Freiheit   der  Aeusserung   und    der  Abstimmung.     Disciplin    in 
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§.  388.  c)  Reisevergütung.     Diäten  der  Abgeordneten. 

§.  389.     Von  den  politischin   Befugnissen  der  Landesverlretung. 
§.   390.        I.   Von    den  Befugnissen    der  Landesvertretung   in  Bezug   auf  die 
gesetzgebende  Gewalt. 
1)  Das  Recht  des  Beirathes  und  der  Zustimmung. 
§.   391.  2)  Petitionsrecht.     Ständische  Initiative. 

§.  392.       II.  Von   den   Befugnissen   der  Landesvertretung   in  Bezug   auf  die 

vollziehende  Gewalt  im  Allgemeinen. 
§.  393.  1)  Landstandisches  Recht  der  Vorstellung  und  Beschwerde. 

§.  394.  2)  Landstandisches  Prüfungsrecht  in  Bezug  auf  Verordnungen 

und  sog.  provisorische  Gesetze. 
§.  395.  3)  Landständisches    Prüfungsrecht   der  von    der  Krone   abge- 

schlossenen Staatsverträge, 
a)  Im  Allgemeinen. 
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Eilfter  Abscbnitt. 

Von  der  Erwerbung    der  Sonverainetät   in  den 
Einzeln -Staaten,  insbesondere  von  der  Legiti- 
mität des  Staatsherrschers. 

§.  201. 

Eintheilung   der  Erwerbsarten    der  Souverainetät:   recht- 

liclie  und  widerrechüiche  Erwerbs -Arten. 

I.  Da  das  Bestehen  einer  Staatsgewalt  an  sich  vernünftig, 
und  darum  (absolut)  rechtlich  ist  (§.  45),  so  ist  jede  Er- 
werbung oder  geschichtliche  Entstehung  derselben  rechtlich, 
welche  nicht  mit  einem  älteren,  rechtlich  noch  nicht  er- 
loschenen Kronbesitzrechte  eines  anderen  Subjektes  im  Wider- 
spruche steht,  und  umgekehrt  ist  sie  da,  aber  auch  nur  da, 
widerrechtlich,  wo  und  so  lange  ein  solcher  Widerspruch 
mit  einem  solchen  älteren  Kronbesitzrechte  eines  anderen  Sub- 
jektes fortbesteht.  II.  Da  jede  geschichtlich  bestehende  Souve- 
rainetät zufolge  des  Territorialprinzipes  sich  als  eine  Rechts- 
wirkung  des  pohtischen  Besitzes  (jus  possessionis),  d.  h.  als  Aus- 
fluss  der  Innehabung  des  Staatsgebietes,  oder  nach  der  Termino- 
logie des  germanischen  Rechtes,  als  eine  Gewere  darstellt  (§.  57), 
so  kann  obiger  Grundsatz  auch  so  ausgedrückt  werden:  Jede 
faktisch  bestehende  Souverainetät  ist  eine  Gewere,  aber  nicht 
jede  ist  eine  redliche,  d.  h.  bona  fide  und  jnslo  titulo  erlaugte 
Gewere.  Jede  faktisch  bestehende  Souverainetät  hat  daher,  schon 
als  solche,  rechtliche  Wirkungen;  aber  ebenso  wie  bei  einem 
Widerstreite  der  blos  faktischen ,  mit  einer  überdies  noch  beson- 
ders (historisch)  titulirten  Gewere,  die  Frage  nach  der  besseren 
Gewere  entsteht,  so  entsteht  auch  da,  wo  ein  sog.  Slaatsherrscher 

Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.   U.  t 


2  §.  202,     Das  Legitimitätsprinzip.     Die  Usurpation. 

de  facto  einem  aus  einem  älteren  geschichtlichen  Titel  herr- 
schaftsberechtigten Subjekte,  einem  sog.  Herrscher  de  jure,  gegen- 
über steht,  die  Frage  nach  besserer  Berechtigung  zur  Herr- 
schaft, und  somit  nach  der  Herrschaftsberechtigung  des  faktischen 
Staatsherrschers  überhaupt. 

§.  202. 

Das  Legitimitätsprinzip.     Die  Usurpation. 

1.  Die  Uebereinstimmung  des  von  einem  Subjekte  auf  die 
Staatsherrschaft  erhobenen  Anspruches  mit  dem  hierüber  in  dem 
betreffenden  Staate  gültigen  historischen  (gesetzHchen)  Rechtslilel 
wird  Legitimi  tat  genannt.  U.  Das  Legitimitätsprinzip  ist 
daher  auch  nichts  anderes,  als  der  Grundsatz,  dass  nur  dasjenige 
Subjekt  als  herrschaftsberechtigt  anzuerkennen  sei,  welches  durch 
einen  solchen  historischen  Rechtstitel  zur  Herrschaft  in  einem 
Staate  berufen  ist.  Praktische  Bedeutung  hat  dieses  Prinzip  nur 
für  die  Monarchie'),  und  zwar  vorzugsweise  für  die  Erbmo- 
narchie-), weil  nur  bei  dieser  Staatsform  der  Gegensatz  eines 
Herrschers  de  facto  und  eines  Herrschers  de  jure  geschichthch 
hervortreten,  d.  h.  ein  herrschaftsberechtigtes  Subjekt  neben  dem 
faktisch  herrschenden  fortbestehen  und  sein  Recht  auf  die  Herr- 
schaft verfolgen  kann.  HI.  Die  faktische  Herrschaft  erscheinet 
hierbei  als  eine  rechtswidrige  (illegitime)  Unterbrechung  der  bis- 
her bestandenen  Herrschaft,  und  wird  eben  daher  auch  im  Gegen- 
satze zu  dieser  nach  Analogie  der  unbefugten  Besitzstörungen 
(§.  201.)  als  Usurpation  bezeichnet.  IV.  In  den  Republiken 
ist,  da  sie  auf  dem  Prinzipe  der  Volks-Souverainetät  be- 
ruhen, von  der  Legi timi tat  der  Herrschaft  (des  Volkes)  nie  die 


1)  Der  Ausdruck  ,,  Legiti  niität"  wird  auch  seit  dem  Wiener  Congresse 
V.  1814,  wo  sich  v.  Talleyrand  zuerst  desselben  bediente,  von  der  Diplo- 
matie stets  nur  in  Bezug  auf  Erbmonarchien  gebraucht.  —  Ueber  die  ver- 
schiedenen, zum  Theil  sehr  unklaren  Ideen  Anderer,  vergl.  KI  über, 
öffenti.  R.  §.  98.  —  Mauren  b  recher,  Staatsr.  §.  46.  —  Weiss, 
Staatsr.  §.  239,  248,  250.  —  K.  S.  Zachariae,  40  Bücher,  (Umarb.) 
Bd.  I.  S.  116  u.  f.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.  Bd.  II.  Abth.  II. 
§.   71.    S.  219.   -    H.  A.  Zachariae,  Staatsr.   2.  Aufl.  §.  21.  HI.  S.  72. 

2)  Siehe  §.  204.  —  Da  ausser  dem  Kirchenstaale  in  Europa  keine  Wahl- 
monarcbie  mehr  besteht,  so  wird  sich  die  folgende  Darstellung  auf  die  Ent- 
wickelung  der  Legitimitäts-Theorie  für  die  Erbmonarchie  beschränken. 
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Rede.  Bei  dieser  Staatsform  erscheint  die  Frage  nach  dem 
Rechtsgrunde  der  Herrschaft  geradezu  als  überflüssig:  das  V^olk 
hält  sich  hier  lediglich  an  die  Thalsache,  dass  es  sich  selbst 
regiert,  und  betrachtet  sich  hierzu  so  lange  als  berechtigt,  als  es 
die  Macht  hat,  sich  in  dieser  Slaatsform  zu  behaupten;  wird  die- 
selbe aber  auf  irgend  eine  Weise  umgestossen,  so  ist  eben  damit 
seine  bisherige  Ilerrschaftsberechligung  vollständig  vernichtet.  V.  In 
der  Monarchie  kann  dagegen  die  Herrschaftsberechtigung  (Legiti- 
mität) eines  Subjektes  in  drei  Beziehungen  in  Frage  kommen: 
nämlich  1)  in  Beziehung  zum  Volke,  2)  in  Beziehung  zu  einer 
früheren,  jetzt  vertriebenen  Dynastie  oder  regierenden  Per- 
son aus  dieser  Familie,   und  3)  in  Bezug  auf  dritte  Staaten^). 

§.  203. 
I.    Von  der  Legitimität   des  Staatsherrschers  im  Ver- 
hältnisse Zürn  Volke. 

I.  Hinsichtlich  der  Herrschaftsberechtigung  eines  Subjektes 
oder  einer  Dynastie  im  Verhältnisse  zum  Volke  sind  zwei  Fälle 
zu  unterscheiden.  A.  Es  ist  ein  Subjekt  oder  eine  Dynastie  durch 
den  Volks  willen  selbst  zur  Regierung  berufen.  In  diesem  Falle 
ist  von  selbst  klar,  dass  die  Herrscher-Berechtigung  dieses  Sub- 
jektes oder  der  Dynastie  von  Seiten  des  Volkes  nicht  bezwei- 
felt werden  kann').  Diejenigen,  welche  der  Theorie  der  Volks- 
so uverainetät  huldigen,  wollen  ohnehin  nur  den  Volkswillen 
allein  als  den  Grund  der  Herrscherberechtigung  (der  Legitimität) 
anerkennen  -).  B.  Ist  dagegen  ein  Subjekt  oder  eine  Dynastie 
ohne  den  Willen  des  Volkes,  z.  B.  durch  Eroberung,  Friedens- 
schlüsse, vertragsmässige  Länderabtretung  u.  dergl.  oder  sogar 
etwa  gegen  den  Willen  des  Volkes  zu  einer  Staatsherrschaft  ge- 
kommen, z.  B.  durch  Umsturz  der  bisherigen  republikanischen 
Verfassung,    so    muss  der  Zeitpunkt,    in  welchem   es  dem  neuen 


3)  Die  Richtigkeit  dieser  zuerst  von  mir  gemachtea  scharfen  Unterschei- 
dung dieser  drei  Beziehungen  der  Legitimität  bat  jetzt  auch  H.  A.  Za- 
cbariae  a.  a.  0.  anerkannt,  und  bezeichnet  dieselben  als  das  staats- 
rechtliche, privatrechtliche  (richtiger  wäre:  privatfQrstenreeht- 
liche)  und  völkerrechtliche  Verhältniss  der  Legitimität. 

')  Siehe  oben  §.  44,  Nr.  II,  1). 

2)  Siehe  oben  §.  55. 

1* 
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Staatsherrscher  gehingen  ist,  sich  in  den  Besitz  des  Territoriums 
zu  setzen ,  und  den  etwaigen  bisherigen  Widerstand  des  Volkes 
zu  besiegen,  d.  h.  der  Zeitpunkt,  in  welchem  der  neue  Staats- 
herrscher sich  in  den  vollen  Besitz  der  Staatsgewalt  (der  ge- 
setzgebenden und  vollziehenden  Gewalt)  faktisch  gesetzt  und  die 
Gerichte  in  Abhängigkeit  von  sich  gebracht  hat,  als  der  Moment 
betrachtet  werden ,  von  welchem  an  er  für  die  Einzelnen  im 
Volke  als  herrschaftsberech  t ig t  gilt^).  II.  Die  Auszeichnung 
dieses  Zeitpunktes  ist  darum  von  Wichtigkeit,  weil  von  dem  Ein- 
tritte einer  solchen  Thatsache  an,  den  Einzelnen  auch  von  der 
vertriebenen  Dynastie,  wenn  sie  später  restaurirt  werden  sollte, 
kein  Vorwurf  (Verbrechen)  aus  ihrem  in  der  Zwischenzeit  be- 
zeigten Gehorsame  gegen  den  aufgedrungenen  Staatsherrscher  ge- 
macht werden  kann ,  da  unter  solchen  Umständen,  wo  der  Unter- 
than  gewiss  ist,  als  Hochverrälher  und  Rebell  nach  gerichtlichem 
Urtheile  gestraft  zu  werden,  wenn  er  gegen  den  neuen  Staats- 
herrscher eine  feindliche  Handlung  unternimmt,  oder  sich  in  eine 
Verschwörung  zu  Gunsten  des  früheren  Zustandes  oder  der  ver- 
triebenen Dynastie  einlässt,  die  Bewahrung  der  Treue  gegen  die 
letztere  eine  faktische  und  rechtliche  Unmöglichkeit  ge- 
worden ist,  III.  Die  Herrschaftsberechtigung  (Legitimität)  des 
aufgedrungenen  Staatsherrschers  im  Verhältnisse  zum  Volke  ist 
sonach  eine  durch  das  positive  Gesetz  und  die  Gerichte 
geschützte  Innehabung  der  Staatsgewalt.  Da  nun  aber 
nur  der  jeweilige  Staatsherrscher  es  ist,  welcher  das  positive  Ge- 
setz gibt  und  die  Gerichte  bestellt,  und  hierdurch  sich  selbst  in 
seiner  Souverainetät  schützt,  so  liegt  also  immer  die  Quelle  seiner 
Legitimität  dem  Volke  gegenüber  in  ihm  selbst,  d.  h.  dem 
Volke    gegenüber    beruhet    die    Legitimität    eines    solchen 


3)  So  lange  es  ein  Subjekt  iiocii  nicht  bis  auf  diesen  Punkt  gebracht  bat, 
ist  es  eben  noch  nicht  Souveraiu ,  sondern  erst  ein  Kämpfer  um  die  Souve- 
rainetät. Man  kann  dieser  Theorie  nicht  vorwerfen,  dass  sie  jeder  gelunge- 
nen Revolution  oder  Usurpation  das  Wort  rede,  (Dies  scheint  K,  S.  Za- 
ch ariae,  40  Bücher  (Umarbeitung)  S.  116,  118.  anzunehmen,  dessen  Dar- 
stellung der  Legilimilätslehre  aber  in  keiner  Weise  befriedigt,  da  er  die 
drei  Beziehungen,  in  welchen  die  Legitimität  in  Frage  kommen  kann,  (§.  202,) 
nicht  gehörig  unterscheidet,)  Die  hier  vorgetragene  Theorie  spricht  aber 
nur  aus ,  was  unleugbare  Thatsache  ist ,  und  will  nur  dies  zum  klaren  Be- 
wusstsein  bringen. 
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StaatsheiTScIiers  ledisjlicli  in  dein  [{csilzo  (der  vollendolen  Besitz- 
ergreifung) der  Suuveniinetäl:  der  Besitz  ist  sich  hier  selbst 
und  zwar  einziger  und  ausschhcssender  Hechtstitel  und  jede 
weitere  Beziehiujg  ilherllilssig  und  unpraktisch.  IV.  Da  aber  ein 
solcher  ohne  oder  gegen  den  Willen  des  Volkes  ergriflene  Kron- 
besitz iniler  Lnistanden,  und  abgesehen  vun  anderen  Gründen, 
an  sich  selbst  als  ein  unsicherer  erscheint,  so  findet  man, 
dass  niitunler  die  auf  solche  Weise  zur  Regierung  gelangten  Per- 
sonen ibrer  Herrschaft  durch  die  Veranlassung  einer  INational- 
Abstimniung  die  für  nöthig  erachtete  Befestigung,  d.  h.  einen 
weiteren  Recbtstitel,  zu  verschalTen  suchten  ^). 

§.  204. 

II.  Von  der  Legitimität  im  Verhältnisse  mehrer 

Dynastien  zn  einander. 

I.  In  jeder  Erbmonarchie  erscheint  die  Krone  (das  Herr- 
scherrecht ,  die  Souverainetät)  nicht  nur  als  der  Besitz  eines 
Individuums  gegenüber  dem  Volke,  sondern  sie  nimmt  auch 
zugleich  die  Natur  eines  Patrimo  n  i  ums,  mitunter  und  meisten- 
Ibeils  (aber  nicht  nothwendig)  sogar  die  Natur  eines  Majorates 
oder  eines  Familienfideicommisses  einer  gewissen  Fam  ilie 
an,  indem  sich  hier  der  Begriff  der  politischen  Herrschaft  mit 
dem  Charakter  eines  Pri  va  t-R  ech  tes,  nämlich  mit  der  Erb- 
lichkeit, verbindet  und  zu  einem  Ganzen  verschmilzt*).  Die 
rechtmässige  (legitime)  Abstammung  aus  der  herrschenden 
Familie  durch  vollgültige  Eh  e -)  und  die  Berufung  zur  Thron- 
Folge  durch  die  in  einem  Staats-  oder  Hausgesetze  oder  Her- 
kommen u.  dergl.  begründete  Successions-Ordnung  bilden 
daher  in  der  Erbmonarcbie  den  historischen  Titel  für  die  Er- 
greifung des  Besitzes  der  Souverainetät  selbst,  d.  h.  sie  enthalten 
analog    dem  privatrecbtlichen  Eigen  Ihums-  und  Erb  recht  s- 

')  So  verfuhren  z.  B.  Napoleon  I.    und  Napoleon  III.  in  Frankreich. 

1)  Daher  wird  auch  noch  in  Deutschland  das  Familien-  und  Erbrecht  der 
souveränen  und  übrigen  früher  wirklich  reichsständisch  gewesenen  Familien 
als  Pri  V  a  tf  Urs  te  nr  ech  l  bezeichnet.  —  (Siehe  unten  Abschnitt  XII.). 

^)  Die  Bedingungen  der  Vollgültigkeit  der  Ehe  können  partikulär  ver- 
schieden modilizirt  sein,  z.  B.  durch  Forderung  der  Ebenburl  der  Gemahlin  elc. 
(Siehe  Abschnitt  XII.). 
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Begriffe  ein  besseres  Besitz  recht  im  Verhältnisse  zu  einem 
Besitze,  welcher  sich  im  Widerspruche  hiermit  geltend  zu 
machen  sucht,  und  dieser  Qualifikation  entbehrt.  Die  Legiti- 
mität ist  daher  in  Bezug  auf  die  Erbmonarchie  ein  Krön  be- 
sitzrecht, welches  auf  rechtmässiger  Abstammung  aus  dem 
Herrscher- Hause  und  Berufung  durch  die  Thronsuccessions-Ord- 
nung  oder  anderem,  nach  der  Landesverfassung  diesen  gleichge- 
stelltem Rechtstitel  beruht  3),  und  welches  ebensowohl  mit  dem 
wirklichen  Besitze  der  Souverainetät  verbunden,  als  von 
demselben  getrennt  gedacht  werden  kann.  H.  Wo  nun  aber 
das  Kronbesitzrecht  von  dem  faktischen  Besitze  der  Sou- 
verainetät wirklich  getrennt  ist,  und  folglich  dieser  letztere  dem 
ersteren  gegenüber,  d.  h.  in  Beziehung  auf  das  kronbesitzberech- 
tigte  Subjekt,  als  nicht-tilulirter,  folglich  als  rechtlich  schlech- 
terer und  dem  besseren  Rechte  widerstreitender  Besitz,  und 
mithin  im  Vergleiche  hiermit  als  widerrechtlicher  oder  ille- 
gitimer Thronbesitz  erscheint^),  da  ist  nach  dem  Geiste  der 
Erbmonarchie  das  herrschaftsberechligte  Subjekt  (der  legitime 
Staalsherrscher  oder  der  Herrscher  de  jure)  ^)  nicht  nur  be- 
rechtiget, sein  Herrscherrecht  gegen  den  illegitimen  Herrscher 
(den  Herrscher  de  facto  oder  Usurpator)  mit  aller  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Macht  geltend  zu  machen,  sondern  es  ist  auch 
die  verfassungstreue  Bevölkerung  des  Staates  berechtiget,  dies  von 
dem  legitimen  Herrscher  zu  erwarten,  um  hierdurch  vor  der  Ty- 
rannei der  revolutionären  und  usurpatorischen  Elemente  geschützt 
oder  aus  derselben  befreit  zu  werden.  HL  Eine  Dynastie,  welche 
sich    selbst   aufgibt,    und    nicht  den  Kampf  für  ihre  Krone  wagt, 


3)  Man  hat  die  Legitimität  auch  als  Thronbesitzrechl  kraft  göttli- 
chen Rechtes  definirt.  (Stahl,  Reclitsphil.  2.  Aufl.  Bd.  U.  Abthl.  2. 
§.  71.)  Diese  Begriffsbestimmung  stimmt  mit  der  hier  entwickelten  Theorie 
insofern  zusammen,  als  hierdurch  in  möglichster  Kürze  ausgedrückt  wird, 
dass  die  Legitimität  des  Staatsherrschcis  in  der  Erbiuonarchie  an  sich 
nicht  von  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  vertragsmässigen  II eber- 
trag ung  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  abhängt,  sondern  von  einer 
Thalsache  (der  Geburt  als  Mitglied  der  Dynastie),  welche  wie  die  Geburt 
eines  Erben,  d.  h.  legitimen  Kindes  überhaupt,  nach  religiöser  Auffassung 
als  eine  göttliche  Gnade  betrachtet  wird. 

-»)  Siehe  oben  §.  201. 

5)  Siehe  oben  §.  202,  H. 
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hat  fs  sich  seihst  ziiziisc  hn'iluMi ,  wenn  sie  (he  usurpatorische 
Herrschalt  hetesligt  und  ihr  aiigeslaiinules  lleiischaflsrecht  all- 
mähiig  bei  «ler  Nation  in  Vergessenheit  gerälh. 

§.  205. 

m.    Von  der  Legitimität    des  StaatsherrscLers  iin  Ver- 
hältnisse zu  auswärtigen  Staaten. 

1.  Die  Frage  nach  der  Legitiniilat  des  Staatsherrschers  ist 
zunächst  eine  Frage  des  inneren  Staatsrechts,  da  es,  an  sieb 
betrachtet,  Sache  jedes  eiiizehien  Staates  ist,  die  niaassgebenden 
Grundsätze  für  die  ßeiirlhoihmg  der  Rechtmässigkeit  der  in  ihm 
bestehenden  Herrschaft  in  sich  seihst  geschichtlich  zu  entwickeln. 
II.  Da  überdies  in  völkerrechtlicher  Beziehung  jeder  Staat  als  ein 
souveraines  Gemeinwesen  erscheint,  und  daher  über  nichts, 
was  seine  inneren  Verhältnisse  betrilTt,  ein  anderes  als  sein 
eigenes  Urlheil  anzuerkennen  braucht,  am  wenigsten  aber  eine 
so  wichtige  Sache,  wie  die  Legitimität  seines  Souveräns  ist,  von 
dem  Beliehen  auswärtiger  Regierungen  abhängig  machen  kann,  so 
betrachtet  sich  jeder,  wenn  auch  nur  faktische  Staatsherrscher, 
für  befugt,  von  anderen  Staaten  die  Anerkennung  seiner  Herr- 
schaft zu  verlangen:  umgekehrt  liegt  aber,  an  sich  betrachtet,  in 
einer  solchen  Anerkennung  von  Seiten  anderer  Staaten  auch  nicht 
mehr  als  die  Anerkennung  einer  Tb  atsa  che  als  einer  geschicht- 
lich bestehenden  ').  111.  Da  es  aber  auf  der  anderen  Seite 
den  verschiedenen  europäischen  Staaten,  theils  wegen  ihrer  völker- 

")  Sog.  Fai(  accompli.  —  Da  durcli  die  Anerkennung  einer  sog.  voll- 
endeten Tiialsaclie  der  Anerkennende  noch  keineswegs  die  Rechtlich- 
keit ihrer  Entstehung,  sondern  lediglich  das  Bestehen  eines  gewissen 
Zustandes  anerkennt,  so  erhellet  von  selbst,  dass  durch  eine  solche  Aner- 
kennung andere  Staaten  keine  Rechtswidrigkeit  gegen  eine  gestürzte 
Dynastie  begehen,  soferne  sie  nicht  derselben  ausdrücklich  ihren  Kronbe- 
silz  garanlirt,  und  vertragsmassig  ihre  Unterstützung  zur  Behauptung  in 
demselben  oder  zu  seiner  Wiedererlangung  im  Falle  des  Verlustes  zugesagt 
haben.  Darin  ,    dass  eine  Dynastie    solche  Garantieverträge   mit   anderen 

Dynastien  schliessen  kann,  liegt  für  Staaten  mit  monarchischer  Beherrschungs- 
form  eine  grössere  Bürgschaft  gegen  einen  dauernden  Sieg  revolutionärer 
Bewegungen ,  als  die  republikanische  Staatsfonu  gewähren  kann.  Für  die 
deutschen  Staaten  ist  diese  Garantie  in  den  Bundeszwecken  (B.  A.  art.  2.) 
und  den  hieran  sich  auschliessenden  Buudesgesetzeu  gegeben.  (Siehe  oben 
§.   112,   153  u.  f.) 
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rechtlichen  Beziehungen  zu  einander,  namenUich  wegen  der  mög- 
lichen Gefährdung  ihrer  eigenen  Sicherheit  und  Unverletztheit, 
theils  wegen  der  möglichen  Einflüsse  der  in  einem  Staate  einge- 
tretenen Umwälzungen  und  neu  eingeführten  Regierungsmaximen 
auf  die  inneren  Zustände  der  übrigen  Staaten,  häuOg  nicht  gleich- 
gültig sein  kann,  wenn  in  einem  Staate  durch  eine  darin  statt- 
gehabte Umwälzung  das  bisher  in  demselben  bestandene  Legiti- 
mitätsprinzip umgestossen  worden  ist,  und  da  diese  übrigen 
Staaten  als  souveräne  Gemeinwesen  ebenfalls  nicht  schuldig 
sind,  über  die  Frage,  in  wie  weit  und  in  welchem  Maasse  ein  der- 
artiges Ereigniss  ihre  eigenen  Interessen  berührt,  und  ob  sie  mit 
der  usurpatorisch  entstandenen  Regierung  in  diplomatischen 
Verkehr  treten  und  die  mit  der  früheren  Regierung  bisher  gepflo- 
genen freundschaftlichen  Beziehungen  fortsetzen  wollen  oder  nicht, 
so  bleibt  die  Legitimität  des  neuen  Herrschers  in  völkerrecht- 
licher Beziehung  eben  so  lange  zweifelhaft  und  im  Schweben, 
bis  es  ihm  gelingt,  von  den  anderen  Staaten  die  Anerkennung 
seiner  Regierung,  beziehungsweise  die  Herstellung  des  diploma- 
tischen Verkehres,  soferne  ihm  daran  gelegen  ist,  entweder  frei- 
wiUig  (durch  Unterhandlung)  zu  erlangen,  oder  (durch  Krieg)  zu 
erzwingen  ^).  Da  diese  Anerkennung  von  den  einzelnen  Staaten 
mitunter  auch  nur  einzeln  und  nach  und  nach  erlangt  werden 
kann,  so  ergibt  sich,  dass  ein  Souverain  in  Bezug  auf  einige 
Staaten  bereits  als  legitimer  Herrscher  seines  Staates  gelten  kann, 
während  er  von  anderen  noch  nicht  dafür  geachtet  wird  3) 

§.  206. 
Von  der  UmwandluDg    der  illegitimen  Herrschaft  in  eine 

legitime. 

L  Vom  dynastischen  Standpunkte  aus  betrachtet  kann  eine 
illegitime  Herrschaft  nicht  anders  in  eine  legitime  umge- 
wandelt werden,  als  dass  entweder  die  vertriebene  legitime  Dyna- 


2)  Die  Verweigerung  des  diplomatischen  Verkehres  gilt  im  Völker- 
rechte stets  als  Ausdruck  der  Nichlanerkeuniing  einer  Regierung  als  herr- 
schaftsberecbtigt,  oder  als  Ausdruck  feindlicher  Gesinnung, 

3)  Der  Grundsatz  des  Civilrechtes:  ,,Die  Legitimität  ist  untheil- 
bar"  findet  in  diesen  Beziehungen  des  öffentlichen  Rechtes  keine  Anwendung. 
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stie  förmlich  ihren  Rechten  entsagt,  oder  dieselben  stillschwei- 
gend aufgibt,  oder  ausstirbt'),  weil  nur  in  diesen  Fällen 
fortan  der  Kronbesitz  des  bisherigen  Usurpators  mit  keinem  be- 
gründeten Rechte  mehr  im  Widerspruche  steht.  II.  Diesen  Fällen 
stehet  es  in  der  Wirkung  gleich,  wenn  die  gestürzte  legitime 
Dynastie  durch  Verhältnisse  in  die  Lage  kommt,  dass  die  fernere 
Verfolgung  ihres  Rechtes  durch  Waffengewalt  für  sie  eine  blei- 
bende Unmöglichkeit  und  somit  ihr  Rechtsanspruch  |)rak tisch 
bedeutungslos  geworden  ist.  III.  Dies  ist  nach  den  gegen- 
wärtigen europäischen  Zuständen  der  Fall,  sowie  es  dem  Usur- 
pator gelingt,  gleichviel  aus  welchen  Gründen  und  auf  welche 
Weise,  die  Anerkennung  der  Grossmächte,  welche  eine  natürliche 
Aristokratie  unter  den  europäischen  Staaten  bilden,  zu  erlangen, 
und  mit  denselben  in  diplomatische  Verbindung  zu  treten.  Hier- 
mit hat  der  Thronbesitz  der  neuen  Dynastie  (auch  ohne  ein  aus- 
drückliches Garantieversprechen)  eine  thatsächliche  Sicherung  gegen 
äussere  Anfechtung  erhalten  2).  IV.  Da  aber,  bei  Ermangelung 
eines  besonderen  Garantieversprechens,  hierdurch  noch  keine  Bürg- 
schaft dafür  gegeben  ist,  dass  die  Grossraächte  die  neue  Dy- 
nastie auch  fortan  dauernd  anerkennen  werden,  so  kann  mit 
ihrer  etwaigen  späteren  Weigerung  fernerer  Anerkennung  auch  die 
durch  ihre  Anerkennung  bedingte  Legitimität  wieder  hinwegfallen  3). 

§.  207. 
Von  der  Rechtsgültigkeit  der  Handlungen  eines  Zwischen- 
herrschers nach  Eintritt  einer  sog.  Restauration  *). 
I.    Im  Allgemeinen. 

I.  Es  hat  von  jeher  eine  grosse  Meinungs -Verschiedenheit 
darüber    stattgefunden,    ob  oder  in  wie  weit    eine  gestürzte   oder 

')  Um  die  Vermuthung  einer  stillschweigenden  Entsagung  auszuschliesseo 
und  ihr  Herrschaftsrecht  für  den  Eintritt  veränderter  Umstände  zu  wahren, 
pflegen  daher  gestürzte  Dynastien  gegen  ihre  Entsetzung  förmliche  Proteste 
einzulegen. 

2)  Von  dem  Augenblicke  an,  wo  ein  Staat  mit  der  neuen  Regierung 
eines  anderen  Staates  in  diplomatischen  Verkehr  tritt,  übernimmt  er  still- 
schweigend die  Verpflichtung,  der  vertriebenen  Dynastie  alle  RUstungcn  und 
dergl.  zur  Wiedererlangung  ihrer  Herrschaft  auf  seinem  Gebiete  zu  untersagen. 

3)  Dies  war  das  Schicksal,   welchem  Napoleon  I.   erlag. 

*)  Kl  über,    öffentl.  R.    §.  253,   254.    —     Mauren  brech  er ,    Staalsr. 
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vertriebene  Dynastie  nach  erfolgter  Restauration,  d.  h.  wenn 
sie  später  ihren  verlorenen  Kronbesitz  wieder  erlangt,  verpflichtet 
sei,  die  Regiernngshandlungen  der  usiirpatorischen  Regierung  an- 
zuerkennen. Während  Einige,  welche  eben  hierdurch,  obschon 
sehr  mit  Unrecht,  den  rein  dynastischen  Standpunkt  einzunehmen 
glauben,  eine  solche  Verpflichtung  der  restaurirten  Dynastie  ge- 
radezu nnd   ohne  alle  Einschränkung    verneinen '),    so  neigt  sich 


§.  146,  Note  1.  —  Weiss,  vStaatsr.  §.  251.  —  K.  S.  Zachariae,  40  Bücher 
(üniarb.)  III,  S.  HS  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  78.  - 
Heffter,  europ.  Völkerrecht,  §.  186.  —  Die  hier  einschlägigen  Rechts- 
fragen sind  besonders  in  Bezug  auf  die  Angelegenheiten  der  westphäli- 
schcn  Domänenkäufer  und  Gläubiger  des  ehemaligen  Königreichs  Westphalen 
vielfach  besprochen  worden.  Vergl.  K.  S.  Zachariae,  über  die  Verpflich- 
tung zur  Aufrechlhaltung  der  Handlungen  des  Königreichs  Westphalen.  1816. 
W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wieferne  ist  der  Regent  eines  Staates  an  die 
Regierungshandlungen    seines  Vorfahrs  gebunden?    ISIS,    S.  52.  B.  W. 

Pfeiffer,  In  wieferne  sind  Regierungshandlungen  eines  Zwischeoherrschers 
verbindlich?  1819,  und  dessen  Schrift:  Das  Recht  der  Kriegserobening  in 
Bezug  auf  Staatscapitalien.  Kassel  1823.  L.  Schaumann,  die  rechtlichen 
Verhältnisse  des  legitimen  Fürsten,  des  Usurpators  und  des  unterjochten 
Volkes.  1S20.  —  Unheil  der  Juristen -Facultät  zu  Giessen,  in  Betreff  der 
weslphälischen  Domänenkäufer,  Frkf.  1S20.  —  Stickel,  Beitrag  zu  den 
Lehren  der  Gewährleistung  und  der  Rechtsbeständigkeit  der  Handlungen 
eines  Zwischenherrschers,  Giessen  1S26,  (worin  S.  41,  42.  zwei  Schreiben 
des  k.  preuss.  Staatskanzlers  Fürsten  von  Hardenberg,  v.  21.  Januar  u. 

4.  März  1816,  und  ein  Urtheil  des  0.  A.  Gerichtes  zu  Kassel  v.  27.  Juni 
1818.  —  J.  G.  K.,  Können  die  vormaligen  Schuldner  der  früherhin  kurhessi- 
schen, demnächst  von  Frankreich  eroberten  Kapitalien  sich  auf  erlittenen 
Zwang  berufen ,  wenu  sie  dem  anerkannten  Eroberer  derselben  die  Schuld 
getilgt  haben?  1S14.).—  Klüber,  ötfentl.  R.  §.  169.  Note  e.  —  v.  Bülow, 
.\bhandlungen  über  einzelne  Materien  des  röm.  bürgert.  R.  Bd.  I.  S.  1  u.  f. ; 
Bd.  I.,  S.  1  u.  f.  —  Jacobson,  Denkschrift,  die  Staatsschuld  des  ehema- 
ligen K.  Westphalen  betr.  Berlin  1S52.  —  H.  A.  Z  ac  h  ariae,  über  die  Ver- 
pflichtung restaurirter  Regierungen  aus  den  Handlungen  einer  Zwischeuherrschaft, 
in    der  Zeitschr.    für    die   ges.   Staatswissenschaft,    Tübingen    1S53,    Bd.  IX, 

5.  79  u.  f.  —  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der  Commissionsbericht  (Ref. 
v.  Wangenheim)  im  Protok.  der  B.  V.  v.  5.  Juni  1823,  §.  98.  und  der 
Commissionsbericht  vom  3.  März  1853,  Protok.  der  B.  V.  §.  50.  (Ref. 
V.  Oertzeu.) 

')  Auf  dieser  Ansicht  beruhlen  einige  Abstimmungen  am  Bundestage  über 
den  in  Note  *)  aiigef.  Commissionsbericht  v.  5.  Juni  1823.  —  Namentlich 
drückte  Oesterreich  sein  ,, Bedauern"  über  die  demselben  zu  Grunde  ge- 
legten   entgegengesetzten  Ansichten    aus.     Pi'olok.    d.  ß.  V.     1823,    §    164, 
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die  überwiegende  Mehrzahl  der  Pubhzistcn  der  alleren,  wie  der 
neueren  Zeit,  mehrfachen  Unterscheichingen  zu,  ohne  dass  jedoch 
hierbei  im  Einzelnen  eine  vollständige  Uebereinstimmnng  der  An- 
sichten anzutrelTen  wäre.  II.  Soll  hinsichtlich  der  Beantwortung 
dieser  Frage  überhaupt  nicht  alles  blos  in  das  will  k (Ihr  li  che 
Belieben  der  restaurirlen  Dynastie  verstellt,  sondern,  abgesehen 
vom  Rechte  selbst,  für  die  Billigkeit  ein  Anhaltspunkt  gefunden 
werden,  so  ist  die  Aufstellung  eines  Prinzip  es  unumgänglich 
nothwendig.  III.  Dieses  Prinzip  kann  nicht  das  sog.  Staats-  und 
völkerrechtliche  Postlimini  um  (jus  postUminü)  selbst  sein, 
denn  gerade  das,  was  unter  einem  solchen  zu  verstehen  sei,  und 
wie  weit  es  gehe,  ist  die  hier  zu  beantwortende  Frage,  und  eben 
hierüber  fehlt  es,  da,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  die  Grund- 
sätze des  römischen  Rechtes  als  solche  und  mit  ihren  man- 
nigfachen Eigenthümlichkeiten  heut  zu  Tage  nicht  maassgebend 
sein  können  -) ,  an  allen  positiven  gemeinverbindlichen  Normen. 
IV.  Bei  der  Aulslellung  eines  Prinzipes  muss  man  von  der  Grund- 
ansicht ausgehen ,  dass  weder  der  Wechsel  der  Dynastie ,  wie 
z.  B.  bei  feindlicher  Eroberung,  noch  die  Veränderung  der  Staats- 
form, sei  es  Umwandlung  der  Monarchie  in  eine  Republik  oder 
umgekehrt,  den  Staat  an  sich  aufhebt,  und  dass  ein  Land  der 
Natur  der  Sache  nach  keinen  Augenblick  ohne  Regierung  sein  kann  3). 


S.  645.  —  Von  den  Schriflstellern  hat  sich  nur  Schauniann  in  der  angef. 
Abhandlung  in  gleicher  Weise  ausgesprochen.  Dass  diese  Autfassung  aber 
eben  vom  dynaslisohcn  Standpunkte  aus  nicht  haltbar,  und  sogar  selir  be- 
denklich ist,  hat  H.  A.  Zachariac  a.  a.  0.  (Tübingen,  Zeitscbr.  Bd.  IX. 
S.  80  n.  f.)  gut  ausgerdhrt. 

2)  Ausdrücklich  erkennet  dies  an:  Heffter,  Völkerrecht,  §.   IST,   189. 

3)  Siehe  oben  §.  72.  No.  1.  —  Es  ist  dieses  Prinzip  fast  ohne  Aus- 
nahme (siehe  Note  1.)  von  allen  Publizisten  anerkannt,  wenn  gleich  nicht 
gleichmässig  entwickelt.  Die  meisten  leiten  dieses  Prinzip  aber  aus  der 
sog.  Theorie  des  ,,  ewigen"  Staates  (iri  abstractoj  ab,  welcher  aus  jedem 
Regenten  spreche,  so  z.  B.  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  (Tübingen,  Zeitscbr. 
Bd.  IX.  S.  92),  was  zwar  allerdings  nichts  anderes  ist,  als  eine  noch  nicht 
zur  völligen  Klarheit  durchgearbeitete  Theorie  der  Staa  tsp  ersö  nli'chkeit 
(siehe  oben  %.  58),  die  aber  eben  ihrer  Unklarheit  wegen  sich  nicht  scharf 
von  der  Theorie  der  sog.  S  taa  t  ssouver  ai  ne  tat  (siehe  oben  §.  54)  unter- 
scheidet. Eben  bierin  liegt  aber  der  Grund,  warum  die  .\nerkennung  des 
oben  aufgestellten  Prinzipes  in  der  Praxis  so  oft  auf  Scliwierigkciten  bei  den 
Regierangeo  stösst,  die  am  Legitimitätsprinzipe  festhalten,   und  doch  beruhet 
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V.  Es  tliiit  daher  der  Usurpator*)  nicht  darin  unrecht,  dass  er 
regiert,  nachdem  er  zur  höchsten  Gewalt  gelangt  ist,  sondern 
die  Rechtswidrigkeit  der  Usurpation  ist,  und  zwar  eben  vom  dy- 
nastischen Standpunkte  aus  helrachtet,  nur  eine  relative,  d.  h. 
sie  liegt  nur  darin,  dass  durch  sie  eine  ältere,  somit  besser  be- 
rechtigte Dynastie  an  der  Regierung  verhindert  wird.  Die  Ver- 
letzung der  besonderen  Ansprüche  der  gestürzten  Dynastie 
auf  die  Regierung  ist  daher  das  Kriterium,  wonach  zu  beurtheilen 
ist,  welche  Regierungshandlungen  eines  Usurpators  die  restaurirte 
Dynastie  als  für  sich  absolut  unverbindlich  zu  erklären 
befugi  ist.  VI.  Die  Reachtnng  dieses  an  sich  durchgreifenden 
Grundsatzes  ist  besonders  wichtig  in  dem  Falle,  wo  der  vom 
dynastischen  Standpunkte  aus  als  Usurpator  zu  betrachtende  Staats- 
herrscher nicht  selbst  die  ältere  Dynastie  gestürzt  hat,  sondern  erst, 
nachdem  deren  Sturz  durch  andere  Kräfte,  z.  ß.  durch  eine  de- 
mokratische Revolution  oder  durch  eine  fremde  Eroberung  und 
Incorporation  des  Landes  in  einen  anderen  Staat  gestürzt  worden 
war,  zur  Regierung  gelangt  ist,  wie  z.  ß.  durch  Umsturz  der 
neugeschaffenen  Republik  •') ,  oder  durch  Abtretung  des  Landes 
von  jenem  Souverain ,  welcher  es  in  Folge  einer  Eroberung  und 
dergl.  seinem  Staate  incorporirt  hatte.  VIL  Im  Uebrigen  sind 
zwei  Fälle  wohl  zu  unterscheiden,  und  werden  auch  heut  zu 
Tage  regelmässig  in  Theorie  und  Praxis  scharf  unterschieden, 
nämhch :  1)  der  Fall,  wenn  die  Usurpation  selbst  noch  zu  keiner 
Befestigung  gelangt  war,  und  für  sich  selbst  noch  keinen  anderen 
Charakter  als  den  einer  sog.  pr o vi  so ri  sehen  Regierung  in  An- 
spruch nehmen  konnte;  und  2)  der  Fall,  wenn  dieselbe  sich  be- 
reits als  einen  definitiven  Zustand  constituirt  hatte,  d.  h.  wenn 
ilir  der  Charakter  einer  sog.  Zwischenherrschaft  im  eigent- 
lichen Sinne  beigelegt  werden  muss  ^')- 


dieses  Prinzip  lediglich  auf  der  rein  praktischen  Auffassung  der  ge- 
schichtlichen Zustände. 

'•)  Dies  kann  nach  Umständen  das  Volk  selbst  sein,  wenn  es  nämlich 
nach  \'erlreibung  der  Dynastie  durch  Revolution  eine  republikanische  Selbst- 
regierung einrichtet. 

•"')  Dies  war  z.  H.  der  Tall  bei  Napoleon  I.  und  Napoleon  III.  ;  ebenso 
bei  der  Gründung  des  Königreiches   Wcstplialen. 

ß)  Ein  dritter  Fall,  den  man  hier  zu  unterscheiden  pflegt  (siehe  Heifler, 
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§.  208. 

II.    Rechtsverhältnisse    bei  der  Vertreibung   einer  blos 

provisorischen  Regierung. 

I.  Gelangt  eine  Dynastie  nach  der  Vertreibung  einer  Regierung, 
welche  zu  keiner  definitiven  Constituirung  gekommen  ist,  und  die 
sicii  dalier  selbst  als  eine  blos  provisorische  zu  bezeichnen 
pflegt,  wieder  in  den  Besitz  der  Herrschaft,  sei  es  durch  eine 
von  dem  Volke  selbst  ausgegangene  Gegenrevolution,  oder  durch 
Fortsetzung  des  Kampfes  mit  eigenen  Mitteln,  oder  durch  Unter- 
stützung ihrer  Bundesgenossen,  so  ist  der  Zwischenzustand  ledig- 
lich als  ein  misslungener  Versuch  der  Vertreibung  der  legitimen 
Dynastie,  als  eine  blosse  Kronbesitzstörung  zu  betrachten^). 
11.  Da  in  diesem  Falle  der  interimistische  Zustand  selbst  notorisch 
den  Charakter  der  Unsicherheit  und  Unbeständigkeit  an 
sich  trägt,  so  kann  er  als  selbst  blos  Thatsächliches,  und  somit 
offenbar  Rechtswidriges,  auch  dem  Prinzipe  nach,  keine  Rechts- 
folge erzeugen ,  welche  über  seine  Dauer  hinaus  eine  Wirkung 
äussern  könnte.  III.  Die  von  der  provisorischen  Regierung 
ausgeübte  Herrschaft  erscheint  somit  durchaus  als  eine  unrecht- 
mässige Gewalt,  Alle  Anordnungen,  welche  sie  getroffen  hat, 
alle  ihre  Regierungshandlungen  verlieren  mit  dem  Aufhören  ihres 
Bestandes  alle  Gültigkeit,  ohne  dass  es  einer  besonderen  ausdrück- 


Völkerrecht,  §.  1S5  u.  f.),  dass  nämlich  ein  fremder  kriegführender  Staat 
in  das  Land  einfällt,  und  sich  desselben  oder  eines  Theiles  davon  bemächtigt, 
oder  als  Kriegs-Schauplatz  bedient,  ohne  die  Absicht,  die  legitime  Dynastie 
daraus  zu  verdrängen  und  sich  selbst  zum  bleibenden  Herren  des  Landes  zn 
machen,  gehört  nicht  in  das  Staatsrecht,  sondern  in  das  Völker  recht.  Was 
in  solchem  Falle  von  dem  eingedrungenen  kriegführenden  Theile  geschieht, 
kann  von  Seiten  des  Staates,  in  welchen  die  Invasion  geschah,  nur  aus  dem 
Standpunkte  der  kriegerischen  Gewaltthal  betrachtet  und  beurtbeilt 
werden.  In  privatrechtlicher  Beziehung  kann  hier  nur  von  Kriegs- 
schäden die  Rede  sein.     (Siehe  §.  20S.    Note  4.) 

')  Dies  ist  z.  B.  auch  da  der  Fall,  wo  die  revolutionäre  Regierung,  wie 
z.  B.  in  Baden  1S49,  der  Anmaassung  der  Hoheitsrecbte  ungeachtet,  es  ver- 
meidet, die  aus  dem  Lande  gedrängte  Dynastie  für  abgesetzt  zu  erklären. 
Die  hier  nachstehend  besondeis  erörterten  Rechtsfragen  sind  insbesondere 
solche,  deren  praktische  Bedeutung  nach  Beendigung  der  badischen  Re- 
volution 1S49  sehr  deutlich  bemerkbar  geworden  ist. 
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liehen  Aufhebung  derselben  bedarf.  Hier  tritt  mit  der  Restau- 
ration der  legitimen  Dynastie,  d.  h.  mit  der  Beseitigung  des  bis- 
herigen faktischen  Hindernisses  ihrer  Herrschaft,  ohne  Weiteres 
(ipso  jure)  die  frühere  Verfassung  und  Gesetzgebung,  mit  einem 
Worte  der  gesammte  frühere  Rechtszusland  wieder  in  Wirksam- 
keit ~).  IV.  Der  interimistische  Zustand  erscheint  hiernach  nicht 
nur  als  ein  rechtswidriger,  sondern  auch  als  ein  verbrecherisch  er, 
und  die  Theilnehmer  an  seiner  Hervorrufung  oder  Vertheidigung 
verfallen  nach  dem  Grade  ihres  Verschuldens  den  wieder  in  Wirkung 
tretenden  Strafgesetzen,  da  deren  fortwährende  Geltung  rechtlich  nicht 
als  aufgehoben  betrachtet  werden  kann.  Hier  kann  also  auch  nur 
die  Rede  davon  sein,  in  wieferne  der  von  der  provisorischen  Re- 
gierung ausgeübte  Zwang  den  Einzelnen,  insbesondere  den  Be- 
amten, Militärpersonen  u.  dergl.  als  eine  Entschuldigung  für 
den  der  provisorischen  Regierung  geleisteten  Gehorsam  dienen 
kann,  worüber  nach  gemeinen  Rechtsvorschriften  und  den  für 
Beamte,  Militärpersonen  und  dergl.  etwa  bestehenden  besonderen 
Dienstvorschriften  zu  entscheiden  ist.  IV.  Aus  Rücksicht  auf  den 
von  der  provisorischen  Regierung  durch  ihr  Dasein  an  sich  ge- 
setzten Zwang  muss  auch  die  an  dieselbe  geschehene  Erfüllung 
einer  an  sich  begründeten  staatsbürgerlichen  Pflicht,  wie  die  Be- 
zahlung der  gesetzmässigen  Steuern,  als  gültig  von  den  Pflich- 
tigen geschehene  Leistung  betrachtet  werden,  und  kann  die  re- 
staurirte  Regierung  nicht  solche  Leistungen  wie  nicht -geschehen 
betrachten,  wohl  aber  nach  dem  Staatsbedürfnisse  neue  Steuern 
im  gesetzlichen  Wege  ausschreiben.  Aus  Rücksicht  darauf,  dass 
hier  die  legitime  Regierung  zeitweise  die  Pflichtigen  nicht  in 
ihrem  Rechte,  an  die  gesetzmässige  Herrschaft  ihre  Verpflichtungen 
abzuführen,  schützen  konnte,  —  was  die  Pflichtigen  von  ihr  zu 
erwarten  berechtigt  waren  —  können  hier  die  Grundsätze  des 
Civilrechts ,  wonach  der  von  einem  Dritten  zur  Herausgabe  der 
seinem  Gläubiger  gebührenden  Gegenstände  Gezwungene  hierdurch 
nicht  gegen  seinen  Gläubiger  befreit  wird,  keine  Anwendung  finden. 
V.  Ganz  das  Gleiche  muss  gelten,   wenn  die  provisorische  Regie- 


2)  Um  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  ist  es  nichts  desto  weniger  gebräuch- 
lich, dass  die  restaurirte  Dynastie  sofort  alle  Verfügungen  und  Handlungen 
der  provisorischen  Regierung  für  nichtig  erklärt. 
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rung  Ak  ti  vka  pi  ta  lieu  des  Staates  gekündigt  und  von  den 
Schuldnern  eingetrieben  hat,  gleichviel  oh  die  Schuldner  durcii 
Urtheile  der  von  der  provisorischen  Regierung  in  Abhängigkeit 
von  sich  gebrachten  Gerichte  zur  Zahlung  verurtheilt,  oder  sonst 
dazu  gezwungen  oder  mit  einer  voraussichtlich  unter  den  be- 
stehenden Umständen  unabwendbaren  Exekution  bedroht  worden 
sind.  VI.  Als  gültig  muss  auch  alles  das  betrachtet  werden, 
was  die  noch  von  der  legitimen  Regierung  angestellten 
Beamten,  welche  die  provisorische  Regierung  etwa  im  Amte 
gelassen  hat,  besonders  wenn  sie  derselben  nicht  oder  nur  mit 
Vorbehalten  gehuldiget  haben,  und  die  nur  in  der  guten  Ab- 
sicht im  Amte  geblieben  sind ,  um  grösseres  Unheil  zu  verhüten, 
innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Amtsbefugniss  gethan 
haben,  wie  z.  B.  die  von  denselben  gefällten  Civil-  und  Strafur- 
theile  in  gemeinen  Criminalsachen,  weil  ihre  Amtstliätigkeit  in 
soweit  als  unberührt  von  der  Usurpation  geblieben  zu  betrachten 
istk.  Vil.  Ferner  muss  als  gültig  betrachtet  werden,  was  die 
usurpatorische  Regierung  gemäss  der  rechtmässigen  Lan- 
desgesetzgebung und  dadurch  auch  für  die  legitime  Regie- 
rung begründeten  Verbindlichkeiten  gethan  hat,  z.B.  die  Fortzah- 
lung der  Gehalte  der  in  ihrem  bisherigen  Amte  verbliebenen 
Beamten.  Vlil.  Ungültig  und  unverbindlich  sind  dagegen 
alle  Handlungen  der  usurpatorischen  Regierung,  welche  in  Folge 
der  angemassten  Hoheitsrechte  vorgenommen  worden  sind, 
z.  B.  neue  Anstellungen,  Beförderungen  von  Beamten  und  Offi- 
zieren. Daher  können  auch  die  Personen ,  welche  von  der  pro- 
visorischen Regierung  Gehalte  oder  Gehaltserhöhungen  erhalten 
haben,  zur  Rückerstattung  der  betreffenden  Bezüge  angehalten 
werden,  und  was  solche  Personen  in  angemasster  amtlicher  Thä- 
tigkeit  gethan,  verfügt  oder  geartheilt  haben,  ist  von  Haus  aus 
nichtig.  IX.  Die  restaurirte  Dynastie  ist  auch  nicht  schuldig, 
Veräusserungen  anzuerkennen,  welche  die  provisorische  Re- 
gierung mit  dem  Staats-  oder  Domänengute  vorgenommen  hat: 
sie  ist  befugt,  dieselben  als  nichtig  zu  erklären  und  ohne  Ent- 
schädigung von  den  Erwerbern,  es  mögen  diese  Titulo  oneroso 
oder  hicrativo  erworben  hal)en,  zu  vindiziren ;  denn  jeder  Private, 
der  mit  einer  provisorischen  Regierung  ein  solches  Geschäft  ein- 
geht,   muss   sich   selbst   sagen,    dass   er    nur    einen   unsicheren 
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Besitztitel  von  ihr  erlangen,  und  das  Geschäft  nur  einen  aleato- 
rischen Charakter  haben  kann  ^).  X.  Aus  gleichem  Grunde  ist 
auch  die  restaurirte  Regierung  nicht  schuldig,  Verpflichtungen 
anzuerkennen,  welche  die  provisorische  Regierung  durch  Ver- 
träge übernommen  hat;  sie  ist  daher  auch  nicht  schuldig,  die 
von  der  provisorischen  Regierung  aufgenommenen  Darlehen 
als  solche  anzuerkennen  und  deren  Zurückzahlung  aus  der  Staats- 
kasse zu  gestatten.  Eine  Ausnahme  könnte  nur  in  dem  Falle  für 
begründet  erachtet  werden,  wenn  der  Gläubiger  eine  versio  in 
rem  beweisen,  d.  h.  darlhun  könnte,  dass  die  von  ihm  darge- 
liehenen Gelder  ausdrücklich  nur  zu  solchen  Zwecken  vorge- 
schossen und  wirklich  und  lediglich  nur  zu  solchen  Ausgaben 
verwendet  worden  sind,  welche  auch  bei  dem  ununterbrochenen 
Fortbestande  des  gesetzlichen  Zustandes  von  der  legitimen  Staats- 
regierung hätten  gemacht  werden  müssen,  und  dass  somit  die 
dargeliehenen  Gelder  nicht  für  Revolutionszwecke  oder  sonst  zur 
Bekämpfung  der  legitimen  Regierung  aufgenommen  und  verbraucht 
worden  sind.  XI.  Zwangsanleihen,  Zwangslieferungen 
u.  dergl.  aber,  welche  die  provisorische  Regierung,  sei  sie  eine 
revolutionäre  oder  kriegerisch  feindliche,  von  einzelnen  Gemeinden 
oder  Privaten  erhoben  hat,  und  andere  durch  den  Revolutions- 
oder Kriegszustand  den  Gemeinden  oder  Privaten  zugegangene 
Beschädigungen,  müssen  wie  Kriegsschäden  von  der 
Staatskasse  ersetzt,  und  beziehungsweise  zu  diesem  Zwecke  auf 
die  Gesammtheit  der  Staatsbürger  repartirt  werden'*),  wo- 
bei dem  Staate  der  Rückgriff  auf  die  Urheber  des  Revolutionszu- 
standes oder  der  Beschädigung  überhaupt  vorbehalten  bleibt^). 
XII.  Vorschüsse,  Darleihen  und  ähnhche  Zahlungen,  welche 
die  provisorische  Regierung  an  Privaten  oder  Gemeinden  aus 
Staatsgeldern  gegeben  hat,  ist  die  restaurirte  Regierung  für  un- 
gültig zu  erklären  berechtigt,  weil  jede  derartige  Verfügung  der 


3)  Voet,  Comment.  ad.  Fand.  Lib.  XXI.  Tit.  II.  No.  VI.  -  Sticket, 
1.  c.    S.  13,   19. 

*)  Vergl.  G.M.Weber,  über  die  Repartition  der  Kriegsschäden.  Wfirz- 
burg  1797. 

'-)  Hinsichtlich  der  Resclindignngren  im  Kriege  mit  einem  fremden  Slaale 
ist  es  Sache  der  Friedensunterhandlungen,  eine  Verständigung  über  die  etwa 
von  dem  feindlichen  Staate  zu  leistende  Entschädigung  herbeizuführen. 
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provisorischen  Ilegierung  über  die  Staatsgelder  als  eine  unbe- 
fugte zu  betrachten  ist.  Welcher  Klage  sich  dabei  der  Fiskus 
zu  bedienen  und  gegen  welche  Personen  der  Fiskus  seinen  An- 
spruch zu  verfolgen  hat,  ist  mit  Rücksicht  auf  die  BeschafTenheit 
des  einzelnen  Falles  nach  den  gewöhnlichen  civilistischen  Grund- 
sätzen über  den  Schadenersatz  zu  ermessen. 

§.  209. 
III.    Rechtsverhältnisse   bei  der  Aufhebung  einer  eigent- 
lichen Zwischenherrschaft, 
1)  bezüglich  der  Gesetze  und  allgemeinen  Verordnungen. 

I.  Hat  eine  wirkliche  Z  wisch  enherrschaft  (§.  207.  VI,  2.) 
stattgefunden,  so  niuss  die  Rücksicht  darauf,  dass  ein  solcher  Zu- 
stand, in  welchem  der  Zwischenherrscher  nicht  nur  die  Gerichte 
vollständig  in  Abhängigkeit  von -sich  gebracht,  sondern  auch  die 
Anerkennung  seiner  Herrschaft  von  Seiten  der  Grossmächte  erlaugt 
halte,  als  ein  definitiver,  d.  h.  als  ein  solcher  erscheint,  für 
dessen  künftige  Beseitigung,  so  wie  für  die  dereinstige  Wieder- 
herstellung der  vertriebenen  Dynastie  keine  gegründete  Wahrschein- 
lichkeit vorhanden  ist,  auf  das  Wiederherstellungsrecht  (das  sog. 
Jus  postUminii)  der  reslaurirten  Dynastie  einen  wesentlichen  Ein- 
fluss  äussern  *).  II.  In  diesem  Falle  erscheint  nämlich  das  Herr- 
scherrecht der  vertriebenen  Dynastie  nicht  sowohl  blos  als  gestört 
in  seiner  Ausübung  durch  eine  rechtswidrige  Auflehnung, 
als  vielmehr  als  einstweilen  aufgehoben  und  bei  Seite  ge- 
stellt oder  suspendirt  durch  die  Macht  der  Ereignisse,  d.  h. 
durch  eine  vollendete  Thatsache,  welche  an  sich  fähig 
ist,  einen  neuen  Rechts  zustand  zu  begründen,  und  die  einen 
solchen  sogar  (zeitweilig)  begründen  muss,  weil  Land  und  Volk 
während  der  Zeit,  wo  es  der  legitimen  Dynastie  unmöglich 
war,  zu  regieren,  doch  nicht  ohne  Regierung  bleiben  konnten,  und 
daher   ebenso   berechtigt,    wie   genöthigt  waren,    die  unter 


')  Darin ,  dass  der  gegen  einen  eigentliciicn  Zwiscbenherrscher  restau- 
rirte  Staatsherrscher  weit  mehrere  Regierungshandlungen  desselben  anzuer- 
kennen bat,  als  wenn  er  gegen  eine  blos  provisorische,  revolutionäre  Re- 
gierung restituirt  wird,  sind  im  Allgemeinen  alle  Publizisten  einverstanden. 
Vergl.  die  Zusammenstellung  bei  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tübing.  Zeit- 
schrift    Bd    IX.    S.   S4  u    f. 

Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  n.  2 
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allen  Umständen  unentbehrliche  S  t  a  a  t  s  p  e  r  s  ö  n  1  i  c  h  k  e  i  t  (§.  58.) 
in  der  nach  den  Umständen  allein  möglichen  Weise,  d.  h.  durch 
Anerkennung  der  Zwischenherrschaft,  aufrecht  zn  erhalten  -). 
III.  Die  Umstände,  welche  in  solchem  Falle  die  legitime  Dynastie 
an  der  Regierung  hinderten,  sind  daher  ebenso  als  eine  Vis  major, 
oder  als  ein  Casus  aufzufassen,  als  es  die  restaurirte  Dynastie 
als  einen  Glücksfall  zu  betrachten  hat,  dass  sie  durch  neuere 
Ereignisse  ihr  Herrscherrecht  wieder  aufleben  sieht.  Wenn  daher 
auch  die  vertriebene  Dynastie  den  Rechtsgrund  ihrer  Re- 
stauration in  ihrem  alten  Rechtstitel  önden  darf  und  muss, 
und  um  dies  auszudrücken ,  ihre  Regierungsjahre  so  fortzuzählen 
pflegt,  als  wenn  eine  Unterbrechung  (Suspension)  ihres  Herr- 
schaftsrechtes nie  statto;efunden  hätte,  so  ist  doch  ihre  Herrschaft 
dem  Volke  und  den  Grossmächten  und  anderen  europäischen  Slaa- 
ten  gegenüber,  der  Sache  nach  doch  nur  von  jetzt  an  {ex  nunc) 
wieder  hergestellt,  d.  h,  sie  ist  eben  so  wenig  befugt,  dem  Lande 
oder  Volke,  welches  sie  in  dem  legitimen  Zustande  zu  oiiialten  und 
zu  schützen  bisher  keine  Macht  gehabt  hatte,  einen  Vorwurf  dar- 
aus zu  machen,  dass  es  dem  Usurpator  gehorcht  hat 3),  als 
sie  befugt  ist,  den  Grossmächten  oder  anderen  Staaten  einen 
Vorwurf  daraus  zu  machen,  dass  sie  den  Zwischenherrscher 
als  herrschaftsberechtigt  anerkannt  hatten  und  mit  demsel- 
ben in  diplomatischen  Verkehr  getreten  waren.  IV.  Es  kann  da- 
her die  restaurirte  Dynastie  nur  das  als  ein  Unrecht  betrachten, 
dass  sich  der  Usurpator  im  Widerspruche  mit  ihrem  Rechts- 
titel in  den  Kronbesitz  gesetzt  hat,  nicht  aber  das,  dass  er  hier- 
nach regiert,  d.  h.  dass  er  das  gethan  hat,  was  nach  den  Zeit- 
verhältnissen ihr  selbst  zu  thun  unmöglich  war,  aber  doch  nichts 
desto   weniger  geschehen  musste,   wenn    nicht   volle   Anarchie 


2)  Für  die  StaatspersönlicLkeit  ist  es  ganz  gleichgültig,  wer  der 
Staatsherrscher  ist,  ob  er  legitim  ist  oder  nicht,  sie  besteht  so  lange  als 
überhaupt  irgend  ein  Herrscher  vorbanden  ist;  darum  besteht  sie  auch,  wie 
oben  §.  58  gezeigt  wurde,   sowohl  neben  der  Fürsten-  als  Volkssouverainelät. 

3)  Hiermit  ist  keinesweges  gesagt,  dass  die  restaurirte  legitime  Regierung 
nicht  das  Recht  hätte,  diejenigen  Individuen,  welche  bei  ihrer  Vertreibung 
oder  dem  Umstürze  der  Verfassung  als  Urheber  oder  handelnde  Theilnehmer 
in  verbrecherischer  Weise  thätig  waren ,  zur  Verantwortung  und  Strafe  zu 
ziehen.  Doch  pflegt  häufig  in  solchen  Fällen  eine  mehr  oder  minder  ausge- 
dehnte Amnestie  ertheilt  zu  werden. 
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einlrelen  sollte,  auf  deren  Eintritt,  d.  h.  auf  den  gänzlichen  Zer- 
fall des  Staates  oder  den  Untergang  der  Staats  Persönlich- 
keit (§.  58.)  keine  gestürzte  Dynastie  ein  Recht  hahen  kann. 
V.  Hieraus  ergiebt  sich  nun  ein  wesentlicher  Unterschied  der 
Stellung  der  restaurirtcn  Dynastie  zu  den  verschieden(>n  von  der 
Zwischcnherrschaft  getroflenen  Einrichtungen  und  vorgenommenen 
Rcgierungshandlungen ,  je  nachdem  dieselben  mit  ihrem  nie  er- 
loschenen Rechtstitol  (ihrem  besonderen  Rechte)  zur 
Herrschaft  im  Widerspruche  stehen,  oder  nur  in  Folge  der  nun 
einmal  Ihatsächlich  eingetretenen  und  durch  keine  Macht,  selbst 
durch  keine  Fiktion,  mehr  ungeschehen  zu  machenden  Suspen- 
sion der  Regierung  der  legitimen  Dynastie,  also  in  Folge  der  für  das 
Land  und  Volk  fortdauernden  Not h wendigkeit  einer  Regie- 
rung überhaupt,  getroffen  und  vorgenommen  worden  sind  '*).  VI.  In 
der  erste rtn  Beziehung  ist  die  restaurirte  Dynastie  befugt,  alles, 
was  ihrem  rechtlich  nie  erloschenen  Rechtstitol  widerspricht,  so- 
fort als  rechtswidrig  zu  erklären  und  dasselbe  zu  beseitigen; 
sie  muss  dies  sogar  thun,  um  ihrem  eigenen  Rechtstitel  fortan 
wieder  die  gebührende  praktische  Geltung  zu  verschaifen.  Aus 
diesem  Grunde  ist  daher  die  restaurirte  Dynastie  nicht  verbunden, 
die  von  dem  Usurpator  eingeführte  Verfassung  anzuerkennen: 
diese  tritt  vielmehr  ipso  jure  mit  der  Restauration  ausser  Wirk- 
samkeit; dagegen  lebt  ebenso  ipso  jure  die  frühere  Verfassung 
wieder  auf,  weil  diese  den  Rechtstitel  für  den  Wiedereintritt  in 
die  Herrschaft  für  die  restaurirte  Dynastie  selbst  enthält.  VII.  In 
zweiter  Beziehung  hören  dagegen  die  von  dem  Zwischenherr- 
scher getroffenen  Einrichtungen  (Organisationen)  keineswegs  von 
selbst  zu  bestehen  auf,  und  eben  so  wenig  verlieren  die  von  ihm 
erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  und  anderen  Re- 
gierungshandlungen des  Zwischenherrschers  von  selbst  ihre 
Gültigkeit :  sie  gelten  vielmehr  ununterbrochen  fort,  selbst  ohne 
ausdrückliche  Bestätigung  von  Seiten  des  restaurirten  Souveräns, 
so  lange  sie  von  demselben  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  und 
ausser  Kraft  gesetzt,  oder  durch  neue  Gesetze  und  Verordnungen 
(die  auf  Grundlage  der  früheren,  oder  einer  von  dem  restaurirten 
Fürsten   etwa   neu   gegebenen    Verfassung  gegeben   oder   erlassen 


*)  Sieh  oben  §,  207,  IV.  V. 
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werden)  ersetzt  worden  sind^).  VIII.  Der  restaurirte  Souverän 
befindet  sich  daher  den  Gesetzen  und  allgemeinen  Ver- 
ordnungen des  Zwischenherrschers  gegenüber  aus  den  oben 
angegebenen  Gründen  praktisch  in  einer  ähnlichen  rechtlichen 
Stellung,  wie  gegenüber  von  den  Gesetzen  und  allgemeinen  Ver- 
ordnungen eines  legitimen  Regierungsvorgängers.  Daraus  folgt 
aber  nicht,  dass  man  seinen  Wiedereintritt  in  die  Regierung  als 
eine  Staatssuccession  zu  bezeichnen  und  aufzufassen  noth- 
wendig  hätte :  auch  würde  diese  an  sich  hier  unpassende  Bezeich- 
nung zu  neuen  Verwirrungen  und  Streitigkeiten  führen,  weil  über 
das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  sog.  Staatssuccession  selbst 
wieder  mancherlei  Meinungsverschiedenheit  besteht  ^0« 

§.  210. 
2)  Verbindlichkeit  des  restaurirten  Fürsten  aas   den  Re- 
gierungshandlungen des  Zwischenherrschers  im  Einzelnen. 

I.  So  viel  die  Verbindlichkeit  oder  Unverbindlicbkeit  der  Re- 
gierungshandlungen des  Zwischenherrschers  im  Einzelnen, 
abgesehen  von  dessen  Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen, 
anbetrifft,  so  darf  unbedenklich  als  Grundsatz  ausgesprochen  wer- 
den, dass  der  restaurirte  Souverän  jedenfalls  jene  Regierungshand- 
lungen des  Zwischenherrschers  als  gültig  und  verbindlich  aner- 
kennen   muss,    welche    auch    ein   blos   in    der   Ausübung   seiner 


5)  Die  Nichtanerkennung  dieses  Grundsatzes  würde  die  grenzenloseste 
Verwirrung  in  die  restaurirte  Regierung  bringen,  besonders  dann,  wenn  die 
Zwischenherrschaft  sich  längere  Zeit  behauptet  und  wirklich  kräftig  und 
tüchtig  regiert  und  durchgreifend  neu  und  zeitgeraäss  organisirt  hat.  Am 
deutlichsten  zeigte  sich  dieser  Grundsatz  praktisch  in  Frankreich  nach  der 
Restauration  der  Bourbonen  gegen  Napoleon  I. 

6)  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tübing.  Zeitschr.  Bd.  IX.  S.  9S  u.  f. 
fasst  den  Wiedereintritt  des  legitimen  Souverains  als  eine  wirkliche  Rech  ts- 
nach  folge  oder  Staatssuccession,  nicht  blos  als  ein  derselben  in  einiger 
Wirkung  analoges,  aber  auf  einer  ganz  anderen  rechtlichen  Grundlage 
beruhendes  Verhältniss  auf.  Indem  er  sodann  glaubt,  zwischen  Fällen  unter- 
scheiden zu  können,  wo  von  dieser  ,,  Rechtsnachfolge  in  dieselbe 
Staatsgewalt"  nach  Beseitigung  der  Zwischeoherrschaft  überhaupt  die 
Rede  sein  könne  oder  nicht,  gelangt  er  hinsichtlieh  der  westpbüliscben 
Staatsschulden  zu  ganz  unrichtigen  Folgerungen.  Vergl.  unten  §.  210. 
Note  3. 
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Hegieriing  durch  eine  provisorische  Regierung  zeitweise  gestörter 
Souverän  anerkennen  müsste.  Der  restaurirte  Souverän  muss  daher 
als  gültig  geschehen  anerkennen :  1)  alle  von  den  Unterthanen  wäh- 
rend der  Zwischenherrschaft  geleisteten  Steuerzahlungen,  so 
dass  dieselben  zu  keiner  abermaligen  Zahlung  derselben  Steuern  an- 
gehalten werden  können;  2)  die  Einhebung  der  Aktivkapita- 
lien des  Staates,  so  weit  die  Schuldner  durch  rechtskräftige  Ur- 
theile  der  Gerichte  oder  Zwangsmaassregeln  zur  Zahlung  ange- 
halten worden  sind;  und  3)  die  von  dem  Usurpator  aufgelegten 
Zwangsanleihen  und  Zwangslieferungcn,  so  dass  die 
Staatskasse  für  deren  Rückzahlung  oder  Ersatz  einzustehen,  be- 
ziehungsweise die  Regierung,  deren  Repartition  auf  alle  Gemein- 
den oder  Steuerpflichtigen  zu  veranlassen  hat  •).  II.  Es  muss  aber 
der  gegen  einen  eigentlichen  Zwischenherrscher  restaurirte  Sou- 
verän noch  ausserdem  vieles  als  gültig  geschehen  anerkennen,  was, 
wenn  es  von  einer  blos  provisorischen  Regierung  geschehen  wäre, 
nicht  für  rechtsbeständig  zu  achten  wäre:  nämlich  1)  die  mit 
auswärtigen  Kronen  geschlossenen  Staatsverträge,  so 
weit  sie  nicht  auf  den  Ausschluss  der  restaurirten  Dynastie  vom 
Throne  abzielen,  sondern  allgemeine  Landesinteressen,  wie  Han- 
dels- und  Schifffahrtsverträge  u.  dergl.  zum  Gegenstande  haben  2). 
2)  Desgleichen  muss  der  restaurirte  Souverän  alle  von  dem  Zwi- 
schenherrscher contraktlich  aufgenommenen  Staatsschulden  an- 
erkennen, sofern  bei  ihrer  Aufnahme  die  hierfür  von  der  während 
der  Zwischeuherrschaft  bestehenden  verfassungsmässigen  Vorschrif- 
ten beobachtet  worden  sind,  ohne  Unterschied  ob  Inländer  oder 
Ausländer  die  Darleiher  oder  Staatsgläubiger  sind.  Der  Grund 
hiervon  ist,  dass  das  Aufnehmen  von  Staatsschulden  an  sich,  ab- 
gesehen von  der  Frage,  wer  der  berechtigte  Staatsherrscher  ist, 
eine  durch  das  jeweilige  Bedürfniss  bedingte  Regierungshandiung 
ist,  welche  nur  die  Staalspersönlichkeit  als  Fiskus  (§.58.) 
berührt,  die  auch  während  der  Zwischenherrschaft  nicht  aufhört 
zu  bestehen,  und  weil  auch  keinem  Darleiher  der  Vorwurf  des 
Leichtsinns  oder  des  selbstbewussten  Wagnisses  gemacht  werden 
kann,  wenn  er  sich  mit  einer  Staatsregierung  in  ein  Geschäft  ein- 
lässt ,    welche   bereits   die  Anerkennung   der  Grossmächte  "  erlangt 

')  Sieh  §.  208,  IV.  V.  XI. 

2)  VVheaton,  Clements  du  droit  international  1S4S,  I,  p.  41. 
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hat.  Ob  der  Staat,  in  welchem  die  Zwischenherrschaft  bestand, 
als  ein  Ganzes  und  mit  unverändertem  Namen  an  den  restaurir- 
ten  Souverän  zurückgegangen  ist,  oder  ob  er,  weil  er  aus  den 
Territorien  verschiedener  vertriebener  Souveräne  mit  einem  neuen 
(Collektiv-)  Namen  gebildet  war,  in  seine  ursprünglichen  Besland- 
theile  wieder  aufgelöst  und  mit  Wegfall  des  bisher  geführten  Col- 
lektivnamens  an  die  mehreren  früheren  Herrscher  zurückgekommen 
ist,  muss  als  rechtlich  vollkommen  gleichgültig  betrachtet  werden  3) : 


3)  Dies  läugoet  H.    A.  Zachariae,    in    der  Tübing.    Zeitschr.    Bd.  IX. 
S.  96  u.  f.,  aus  dem  Grunde,  weil  die  Staatsschulden  die  Natur  jeder  civil- 
rechtlichen  Obligation  theilen  und  also  nur  gegen  die  Person  des  Schuld- 
uers    oder    deren  Successoren  geltend    gemacht  werden   könnten,    somit 
nur  jene  Regierung  zur  Bezahlung  der  von  einer  vorherbestandenen  öffent- 
lichen  Gewalt    contrahirten  Schulden    als   rechtlich    verpflichtet    betrachtet 
werden  könne,  welche  wirklich   als  Nachfolgerin  in  derselben  Staats- 
gewalt  anzusehen    sei.     Da    nun    ein   rechtliches   S  uccessio  n  s  verh  äl  t - 
niss  zwischen  den  wieder  eingesetzten  rechtmässigen  Regierungen    und  der 
westphälischen  Herrschaft  nicht  anzunehmen  sei,  und  der  Staat,  Königr. 
Westphalen,  ganz  aufgehört  habe,  so  hält  derselbe  die  restaurirten  recht- 
mässigen Regierungen ,    welche  Theile  dieses  Königreichs  wieder  an  sich  ge- 
nommen haben,  nicht  für  rechtlich  verbunden,   dessen  Staatsschulden  anzuer- 
kennen.   Allein  diese  Argumentation  kann  nicht  für  richtig  anerkannt  werden, 
selbst  wenn  man  einräumt,  dass  die  Wiedereinsetzung  einer  rechtmässigen  Regie- 
rung in  ihre,  unter  einer  Zwischenherrschaft  zu  einem  (jetzt  untergegangenen) 
Staate  verbundenen  Länder ,  nicht  als  eine  Staatssuccession  (sieh  oben  §.   209, 
VIII)  aufzufassen  sei.     In  Bezug  auf  die  Auflösung  eines  Staates  dürfen  über- 
haupt nicht  jene  civilistischen  Grundsätze  angewendet  werden,   die  für  die  Hin- 
terlassenschaft von  Privatpersonen  oder  hinsichtlich  der  Stellung  der  Privaten 
(Singuli)   zu    den  von   einer  solchen   Universitas   gemachten  Schulden    gelten, 
welche  bisher  in    einem  Staate   selbst   nur   mit  privati'echtlichem    Charakter 
bestanden   hat    (sieh   oben   §.    113.   Note  12.).      Hinsichtlich    der    Auflösung 
eines  Staates  muss  vielmehr  der  staatsrechtlich  e  Grundsatz  entscheiden, 
dass,    wenn  nicht  voUe  Anarchie    eingetreten  ist,    seine  Auflösung   und  resp. 
die  Wiedererlangung  der  früheren  Selbstständigkeit  und  Staats- 
individualität   seiner    Gebietstheile    nichts    anderes   ist,    als    eine    blosse 
Staatsformveränderang    (sieh    oben   §.   72.  Nr.  1.),    indem   auch   hier 
die  Staatspersönlichkeit  (§.   58.)  des  bisherigen  Collektiv  -  Staates  kei- 
neswegs absolut  untergebt,  sondern  wie  bei  jeder  Tb  eilung  eines  Staa- 
tes,   in  der  Form  mehrerer  Staatspers  önlichkeiten   fortbesteht. 
Gerade   darin,    dass   dies    der   Fall    ist,    liegt   der   Grund,     wesshalb  hier 
von  gar  keiner  Staatssuccession    zu    sprechen   nöthig   ist,    oder   wenn    es  ge- 
schieht,   dies    eine    in   dem  Sinne  rechtlich  gleichgültige.  Ausdrucksweise    ist, 
als  damit  eben  nichts  anderes  ausgedrückt  werden  kann,  als  die  Analogie, 
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jedoch   kann  in  letzterem  Falle  ein  Liquidationsverfalircn  zur  Er- 
iiiittelunf,'  nolliwendig  werden,    in  vvelchera  Betrage  jeder  der  be- 


welclif  zwischen  dem  vorliegeoden  Falle  und  dem  Fortbestehen  der  Staats- 
persönliclikeil  bei  einem  Wechsel  der  legitimen  Herrscher  durch  Erbfolge 
in  mehrfachen  Beziehungen  slallhafl  findet  (§.  209.  Note  5.).  Dagegen  kann 
auch  nicht,  wie  H.  A.  Zac  h  a  ri  a  e,  I.  c.  S.  100.  behauptet,  als  beweisend 
angeführt  werden,  dass  die  deutschen  Bundesstaaten  die  Schulden  des  ehe- 
maligen deutschen  Reiches  nicht  als  für  sich  rechtlich  verbindlich  aner- 
kannt haben,  denn  eben  dieses  ist  an  sich  eine  offenbare  Widerrechtlichkeit 
gewesen  (sieh  ob.  §.  11)^.  Note  12.),  welche  eben  desshalb  nicht  selbst  wie- 
der zu  rechtlichen  Consequenzen  führen  kann,  und  die  überdies  die  B.  V. 
selbst  aus  Billigkeitsrücksichten  vielfach  gemildert  hat  (sieh  oben  §.  110. 
Note  11.);  auch  fand  insofern  keine  Gleichheit  in  der  Behandlung  der  aus 
der  Reichszeit  stammenden  Schulden  statt,  als  überall  die  ehemaligen  Kreis- 
schulden als  die  ehemaligen  Kreisstände  oder  die  an  ihre  Steile  getretenen 
Regierungen  rechtlich  verpflichtend  anerkannt  worden  sind  (sieh  oben  §.  107, 
Note  23),  obschon  die  allen  Reichskreise,  die  doch  auch  den  Charakter  einer 
politischen  üniversitas,  namentlich  in  Bezug  auf  Schuldenwesen,  hatten,  eben- 
falls durch  die  Auflösung  des  Reiches  erloschen  waren.  —  Wer,  wie  H.  A. 
Zachariae,  bei  Beurtheilung  der  Staatsveränderungen  von  der  Theorie  des 
ewigen  Staates  ausgeht,  und  sogar  eine  Staatspersönlichkeit  in  viel  höhe- 
rem iVluasse ,  als  hier  geschieht,  nämlich  als  bis  zur  Staatssouveraine- 
tät  (§.  54.)  gesteigert,  anerkennt,  hat  um  so  weniger  Grund,  hinsichtlich 
der  von  einem  Zwischenherrschcr  contrahirten  Staatsschulden  diejenigen  Fol- 
gerungen in  Abrede  zu  stellen ,  welche  eine  consequente  Enlwickelung  der 
Idee  der  Staatspersönlichkeit,  wonach  die  jeweilige  definitive  Re- 
gierung als  deren  Organ  Lasteo  auf  das  gesammte  Land  und  zwar 
bleibend  zu  legen  befugt  ist,  als  die  logisch  nothwendigen  erkennen  lässt. 
Wenn  man  endlich,  was  unbestritten  ist,  anerkennt,  dass  ein  neugebildeter 
Staat  die  auf  seinen  Landestheilen  vor  der  Vereinigung  bereits  haftenden 
Schulden  anerkennen  nuiss,  so  muss  man  ebenso  anerkennen,  dass  die  ein- 
zelnen Landcstheile  nach  Verhaltniss  ihrer  Steuerkraft,  wofür  nach  allgemei- 
nem Gebrauche  im  deutschen  Bunde  die  Seelenzahl  als  Maassstab  angenom- 
men wird,  an  der  Bezahlung  jener  Schulden  Theil  zu  nehmen  rechtlich  ver- 
bunden sind  ,  welche  von  dem  Collektiv-Staate  während  der  Zeit  ihrer  Ver- 
bindung aufgenommen  worden  sind ,  indem  das  Staatsbedürfniss  des  Collektiv- 
slaates  kein  anderes  war,  als  das  gemeinsame  Bedürfniss  der  sämmtlichen 
Landestheile ,  und  Land  und  Volk  in  denselben,  vor,  in  und  nach  der 
Verbindung,  stets  dieselben  geblieben  sind.  Der  ganze  Streit  möchte  kaum 
haben  entstehen  können,  wenn  man  sich  des  Gegensatzes  von  Regierung 
und  Land  (Volk)  im  Staate  stets  klar  bewusst  geblieben  wäre.  Die  sog. 
Staatsschulden  sind  überhaupt  keine  Regierungsschulden,  sondern 
Landesschulden:  sie  sind  daher  auch  überhaupt  keine  Schulden  der  Dy- 
nastie, weder  der  legitimen,  noch  der  Ulegitimen ;    der  eigentliche  Schuld- 
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treffenden  Staaten  an  der  Uebernahme  der  Gesammtschuld  sich 
zu  betheiligen  hat.  3)  Ebenso  und  aus  gleichen  Gründen,  wie 
die  Staatsschublen,  muss  auch  die  restaurirte  Dynastie  die  Ver- 
äusserungen  von  Staatsgütern  und  D  o  m  ä  n  e  n  g  tt  t  e  r  n  aner- 
kennen, welche  von  dem  Zwischenherrscher  mit  Beobachtung  der 
während  der  Zwiscberiberrschaft  bestehenden  verfassungsmässigen 
Vorschriften  an  Privaten  veräussert  worden  sind  '*).  Ob  diese 
Erwerbung  solcher  Güter  von  Seite  der  Privaten  Titulo  oneroso 
oder  lucrativo  stattgefunden  hat,  kann  dabei  keinen  Unterschied 
begründen  ■•).  Hält  die  restaurirte  Dynastie  dagegen  die  Wieder- 
herstellung des  Staats  -  oder  Domäneugutes  für  nothwendig  und 
im  Interesse  des  Staates  begründet,  so  gebührt  den  Erwerbern 
für  die  Wiederabtretung  dieser  Güter  an  den  Staat|  oder  das  fürst- 
liche Haus  Entschädigung  aus  der  Staatskasse,  nach  den  Grund- 
sätzen, welche  für  das  Aufgeben  wohlerworbener  Privatrechte  für 
öffentliche  Zwecke  gelten,  und  hat  der  Staat  (Fiskus)  die  hieraus 
erwachsende  Belastung  als  einen  casuellen,  dem  Lande  durch  die 
ungünstigen  Zeitverhältnisse  (injuria  temporum)  zugegangenen 
Schaden  zu  tragen  6).  4)  Dasselbe  muss  auch  dann  gelten,  wenn 
die    Zwischenberrschaft     reines,     nicht     mit    Domäneneigenschaft 


ner  ist  hier  immer  nur  das  Land  (Volk),  und  dieser  bleibt  unverändert, 
wie  auch  ^ie  Dynastien  oder  die  Regierungsformen  wechseln  mögen:  die  je- 
weilige Regierung  ist  nur  das  Organ,  durch  weiches  das  Land  bezüg- 
lich seiner  Schulden  vertreten  wird,  nnd  desshall)  kann  es  auch  nur  darauf 
ankommen,  ob  die  Schuld  nach  der  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  geltenden 
Verfassung  gültig  als  Landesschuld  errichtet  worden  ist  oder  nicht. 

'')  A.  M.  ist  in  Bezug  auf  die  Domänen-  und  Privatgüter  des  vertriebenen 
Souverains.    Weiss,   deut.   Staatsr.  §.  251. 

5)  Das  allgemeine  Staatsrecht  kann  hier  eine  etwaige  Unterscheidung 
zwischen  einer  Erwerbung  Titulo  lucrativo  und  Titulo  oneroso  nicht  reciit- 
fertigcn.  Friedensschlüsse  haben  mitanler  schon  diesen  Unterschied 
gemacht,  z.  B.   der  erste  Pariser  Frieden  v.  30.  Mai   1S14,  art,  27. 

<*)  Also  auch  Ersatz  der  zur  Verbesserung  der  berauszugebeodeo  Güter 
gemachten  Verwendungen.  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  254.  —  Ganz  ab- 
weichende Grundsätze  stellt  hierüber  die  kurbessische  Verordnung  v.  iS. 
Januar  1*>14  auf  und  die  authentische  Interpretation  dieser  Verordnung  in 
Bezug  auf  die  Staatskapilale  vom  31.  Juli  ISIS.  —  Vei'gl.  auch  die  herzogt, 
hraunschweig'srhc  Erklärung,  die  Douiänenkäufer  und  Pächter  belreCcnd ,  im 
Protokoll  der  Bundestags- Versammlung  vom  30.  Juni  ISlh.  In  jedem  Falle 
muss  man  die  Staatskasse  in  soweit  zur  Enlscbädigung ,  resp.   Rückgabe  der 
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behaftetes  Pri  va  teigen  thiim  der  vertriebenen  Dynastie  fUr 
Staatszwecke,  oder  überhaupt  zum  Fiskus,  eingezogen  und  ver- 
äussert hat').  5)  Die  restaurirte  Dynastie  muss  auch  alle  An- 
stellungen im  Civil  und  Milititr,  welche  der  Zwischeii- 
herrscher  vorgenommen  hat,  als  für  die  Dauer  der  Zwischenherr- 
schaft güllig  geschehen,  anerkennen,  und  kann  einem  Untcrlhan 
die  Annahme  einer  solchen  Bedienung  und  die  Funktion  in  der- 
selben während  <lieses  Zeitraumes  nicht  zum  Vorwurfe  machen, 
oder  als  strafbare  Handlung  verfolgen,  da  sie  selbst  in  der  Un- 
möglichkeit war,  zu  regieren;  sie  muss  auch  alle  von  den  Beam- 
ten während  der  Zwischenherrschaft  nach  den  damals  bestehenden 
Gesetzen  vorgenommenen  Amtshandlungen,  so  wie  die  von  den 
Gerichten  gesprochenen  Erkenntnisse  in  bürgerlichen  und  gemeinen 
Strafsachen  als  gültig  anerkennen;  wohl  aber  muss  sie  als  befugt 
gelten,  Strafurtheile  in  politischen  Sachen,  welche  etwa  gegen  die 
Anhänger  der  Legitimität  während  der  Zwischenherrschaft  ergangen 
sind,  wieder  aufzuheben,  weil  diese  mit  dem  Rechtsgrunde 
ihrer  wiederhergestellten  Herrschaft  im  Widerspruche  stehen. 
6)  Dagegen  kann  der  restaurirte  Souverän  nicht  für  verpflichtet 
erachtet  werden,  die  von  dem  Zwischenherrscher  angestellten  Civil- 
und  Mihtärbeamten  in  ihren  Dienststellen  zu  belassen,  sondern  er 
kann  dieselben  sofort,  ohne  Anerkennung  von  Pensionsansprüchen, 
entlassen,  weil  das  Staatsdienstverhältniss  in  der  Monarchie  nicht 
direkt  zwischen  dem  Staatsbeamten  und  der  Staatspersön- 
lichkeit (dem  Fiskus),  sondern  nur  durch  Vermittelung  der  Per- 
sönlichkeit des  Fürsten  besteht  und  durch  den  der  Person 
des  Souveräns  zu  leistenden  Diensteid  bedingt  ist,  der  Dienst- 
eid aber,  der  dem  Zwischenherrscher  geleistet  worden  ist,  in  ge- 
radem Widerspruche  mit  dem  Rechtstitel  der  restaurirten  Dynastie 


emprangenen  Kaufgelder  u.  s.  w.  für  verpflichtet  halten,  als  diese  ihr  selbst 
zugeflossen  sind  und  also  eine  versio  in  rem  stattgefunden  hat.  Kl  über, 
öffenti.  Recht,  §.  254.  —  Weiss,  System,  §.  251,  a.  E, 

T)  Wenn  man  einräumt,  dass  die  römischen  Grundsätze  über  das  Jus 
postliminii  al^  solche  keinen  Anspruch  auf  Gültigkeit  im  heutigen  Staatsrechte 
haben,  was  heut  zu  Tage  allgemein  anerkannt  wird  (s.  oben  §.  2U7,  JNote  2), 
so  fehlt  es  an  allem  positiv  rechtlichen  Grunde ,  den  Mitgliedern  der  restau- 
rirten Dynastie  ein  grösseres  Recht  einzuräumen,  als  die  Wiederherstellung 
in  ihrem  verlorenen  Privatbesitze  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  und  unter 
Entschädigang  der  Erwerber  aus  der  Staatskasse,  zu  beanspruchen. 
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steht®).  III.  Auf  welchem  Wege  die  reslaurirte  Dynastie  wieder  zu 
ihrem  Kronbesilze  gelangt  ist,  ob  durch  Wiedereroberung  des 
Landes  durch  Hülfe  ihrer  Bundesgenossen,  ob  durch  Rückberu- 
fung durch  das  Volk  nach  gelungener  Gegenrevolution,  oder  durch 
Staatsverträge  mit  einer  dritten  befreundeten  Macht,  welche  selbst 
das  betreffende  Land  durch  Friedensschlüsse  u.  dergl.  von  dem 
Eroberer  oder  Usurpator  erworben  hatte,  ist  in  Bezug  auf  ihre 
rechtliche  Stellung  zu  den  Regierungshandlungen  des  Zwischen- 
herrschers ohne  Einfluss^).  IV,  Es  verstehet  sich  übrigens  von 
selbst,  dass  ein  Privatmann,  welcher  die  von  dem  Fiskus  wäh- 
rend einer  Zwischenherrschaft  erkauften  Güter  weiter  an  einen 
anderen  Privaten  verkauft  hat,  diesem  wegen  deren  späterer  Ent- 
ziehung durch  eine  Verordnung  des  restaurirten  legitimen  Souve- 
räns keine  Entschädigung  zu  leisten  hat,  da  eine  solche  Entwäh- 
rung  in  Bezug  auf  das  Kaufgeschäft  ein  rein  casuelles  und  spä- 
teres Ereigniss  ist  *0). 


«)  In  diesem  Punkte  unterscheidet  sich  wesentlich  der  Wiedereintritt  einer 
legitimeu  Dynastie  in  die  Regierung  von  der  eigentlichen  Staatssuccession 
eines  Thronerben ,  und  zeigt  sich  deutlich ,  dass  die  allerdings  in  vielen  Be- 
ziehungen begründete  Analogie   zwischen  Beiden   nicht   unbedingt  durchgreift. 

3)  Diese  Unterscheidungen  würden  nur  dann  von  Eiufluss  sein,  wenn  man 
die  römische  Lehre  vom  Jus  postliminii  zu  Grunde  zu  legen  hätte. 

"*j  L.  il.  Dig.  de  evictione  ^21,  2).  —  Der  Verkäufer  könnte  daher  nur 
aus  einem  besonderen,  für  einen  solchen  Fall  geleisteten  Cautions- Verspre- 
chen ersatzpflichtig  werden. 
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Zwölfter  Abschnitt. 

Der  Fürst   und   sein  Haus  oder  das  Familien - 
und    Thronerbrecht   der   souveränen   deutschen 

Familien. 

§.  211. 

Verhältniss  des  Familien-  Bind  Erbrechtes  der  deutschen 

souveränen  Familien  zu  dem  sogenannten  deutschen 

Privatfürstenrechte  *). 

Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  bezeichnete  man  das  Fami- 
üen-  und  Erbrecht  der  landesherrlichen  und  reichsständischen 
Geschlechter,  welches  die  Grundlage  der  legitimen  Er- 
werbung ihrer  Landesregierung  und  Reichsstand- 
schaft bildete,  als  Jus  privatum  üluilrium,  persönhches,  Privat- 
oder Familienstaatsrecht  oder  Privatfürstenrecht.     Die  wissenschaft- 


*)  Literatur:  H.  de  Coceji,  deductiones  in  causis  illust.  (T.  I)  Lemgo, 
1725.  —  G.M,  de  Ludolf,  consultationes,  TomI— III,  1731— .39.  —  D.  B.  G. 
Struvii,  jurisprudentia  heroica,  VII.  Part.  Jenae,  1743 — 53.  —  J.  F.  W. 
de  Neuraan  n,  meditationes  juris  princ.  priv.  Frcf.  a.  M.  T.  I— IX.  1751 — 
56,  —  J.  J.  Moser,  Familienstaatsreciit  der  deutschen  Reichsstände.  II  Bde. 
Fraokf.  u.  Leipz.  1775.  Dessen:  Persönl.  Staatsr.  d.  deut.  Reichsstde. 
II  Thle.  Frkf.  u.  Leipz.  1775  und  dessen  deutsches  Staatsrecht,  Theil  XII 
u.  f.  —  J.  St.  Piitteri,  primae  lineae  juris  privati  principum,  speciatim 
Germaniae.  Götting.  17S9.  Dessen  Beiträge  z.  deut.  Staats-  u.  Fürsten-R. 
2  Bde.  Götting.  1777—1779.  u.  dessen  Erörterungen  u.  Beispiele  z.  deut. 
St.-  u.  Fürsten-R.  Gott.  1793.  1794.  —  A.  W.  Heffter,  Beiträge  z.  deut. 
Staats-  u,  Fürstenrecht,  Berlin  1829.  —  Vergl.  auch  J.  C.  Kohl  er,  Hand- 
buch des  deutschen  Fürstenrechtes  der  vormals  reichsständischen,  jetzt  mittel- 
baren Fürsten  und  Grafen.  Sulzbach,  1S32.  —  A.  Bauer,  Beitr,  z.  deut. 
Privatfiirstenrechte.  Götting.  1839.  —  Leist,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staats -R. 
§.  24  u.  f.  -  Gönner,  deut.  Staats -R.  §.  233  u.  f.  —  Klüber,  öffenll 
R.  §.  11.  238  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Grds.  d.  deut.  St.-R.  §.  227 
u.  f.  —  Weiss,  Syst!  des  deut.  St.-R.  §.  1.  Note  b.  §.  6.  Note  b; 
$.  252.  Note  a;  §.  238  u.  f.—  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staats.  (2.  Aufl.) 
$.  63  u.  f. 
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liehe  Darstellung  dieses  Rechtes  selbst  pflegte  man  Jurisprudenlia 
lieroica  zu  nennen*).  Da  nunmehr  eine  grosse  Anzahl  der  ehe- 
mals landesherrlichen  und  rcichsständischen  Familien  die  eigent- 
lichen und  höheren  Regierungsrechte  verloren  hat,  so  kann  nur 
noch  das  besondere  Familien-  und  Erbrecht  der  übrigen  ehe- 
mals landesherrlichen  und  reichsständischen  Familien,  welche  gegen- 
wärtig zur  Sou  verai  netät  emporgestiegen  sind,  in  der  Lehre 
von  der  Erwerbung  der  Staatsgewalt  in  Betracht  gezogen 
werden  ^). 

§.  212. 

Stellang  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  dentschen 

souverainen  Familien  im  Rechtssysteme. 

Das  Familien-  und  Erbrecht  der  gegenwärtig  souverainen  deut- 
schen Häuser  gehört  eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  der  Reichsverbin- 
dung hinsichtlich  des  sogenannten  Privatfürstenrechts  überhaupt 
der  Fall  war,  in  einer  Beziehung  dem  Privatrechte,  in  anderer 
Beziehimg  dem  öffentlichen  Rechte  an.  Ersteres  ist  der  Fall,  in- 
soweit die  Grundsätze  desselben  aus  dem  gemeinen  deutschen 
Privatrechte  und  namentlich  aus  dem  deutschen  Adelsrechte 
geschöpft  werden,  und  insofern  man  das  Familien-  und  Erbrecht 
überhaupt  in  das  Privatrecht  zu  rechnen  pflegt:  letzteres  findet 
dagegen  insofern  statt,  als  eines  Theiles  die  eigenthümlichen  Grund- 
sätze des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen  souverainen 
Familien  in  Staatsgrund  ge  setz  en  oder  anderen  politischen 
Rechtsnormen  wurzeln  und  anderen  Theiles  dieses  Familien- 
nnd  Erbrecht  eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die  politischen 
Verhältnisse  selbst  äussert.  Dieser  zweiseitige  Charakter  des 
Privatfurstenrechtes  der  souveränen  Familien  ist  ein  unmittelbarer 
Ausfluss  des  Begrifl'es  der  Erbmonarchie,    in  welchem  der  Begriff 


1)  Einige  zogen  auch  das  Familien-  und  Erbrecht  der  nicht-reichsstäodi- 
schen,  reicbsunmittelbaren  adeligen  Familien  ,  welche  sie  mit  den  reicbsstäo- 
discheo  unter  der  Bezeichnung  illustres  ziisammenslellten,  unter  den  Begriff  des 
Prlvatfiirstenrechts ;  so  z.  B.  B.  Pütter,  prim.  lineae,  §.  2.  — 

2)  Davon,  in  wieferne  die  sfandesherrlichen  und  andere  früher  reichsnn- 
mittelbare  Familien  noch  an  den  Grundsätzen  des  Privatfürstenrechts  Theil 
nehroeo ,  wird  unten  bei  der  Darstellung  der  staatsrechtlichen  Stellung  des 
Adels  gehandelt. 
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der  politischen  Herrschaft  mit  einem  privatrechtlichen  Begriffe  (der 
Erhfolge)  zu  einem  Ganzen  verbunden  ist  ^). 

§.  213. 

Von  den  Quellen  des  Familien-  und  Erbrechtes  der 
deatsclien  sonverainen  Familien  überhaupt. 

I.  Neben  einigen  wenigen  reichsgesetzHchen  Bestimmungen 
erschien  zur  Zeit  des  Beichsverbandes  als  die  vorzüglichste  (juelle 
des  Famihen-  und  Erbrechtes  der  reichsständischen  Geschlechter, 
aus  welchen  die  jetzt  regierenden  souverainen  Familien  hervor- 
gegangen sind,  die  denselben  zustehende,  sehr  ausgedehnte,  jedoch 
keineswegs  unbeschränkte  Autonomie*),  welche  sich  bald  in  der 
Form  des  Herkommens,  bald  in  jener  von  Hausverlrägen ,  Testa- 
menten, Statuten,  sog.  Hausgeselzen  und  pragmatischen  Sanktionen 
äusserte.  So  weit  keine  solche  besondere  Quellen  vorlagen,  kam 
das  gemeine  deutsche  Privatrecht  zur  Anwendung.  Sub- 
sidiär galt  dabei  das  römische  Becht,  als  gemeines,  rezipirtes 
Beichsrecht^).  Es  bedarf  daher  das  fürsthche  Famihen-  und  Erb- 
recht hier  einer  besonderen  Darstellung  nur  insoweit,  als  es  auf 
Grundsätzen  beruht,  die  vom  gemeinen  Beichsrechte  abweichen. 
n.  Das  pa  rtikuläre  Land  esr echt  kam  dabei  unstreitig  nicht 
in  Anwendung,  es  mochte  auf  Herkommen  oder  auf  landes- 
herrlicher Gesetzgebung  beruhen 5),  indem  dem  jeweiligen 
Landesherrn  keine  gesetzgebende  und  richterliche  Gewalt  über  die 
Mitglieder  seines  Hauses  zustand,  sondern  diese  wegen  ihrer  Eigen- 
schaft als  Beichsun mittelbare  nur  der  gesetzgebenden  und 
richterlichen  Gewalt  des  Kaisers  unterworfen  waren.  Mitunter 
findet  sich  aber,  dass  sich  das  Familienherkommen  eines  reichs- 
ständischen  Hauses   in   einzelnen   Beziehungen   an   solche  Grund- 


1)  Sieb  oben  §.  39  a.  E. 

')  Sieh  die  oben  §.  91,  Note  S  befindliche  Ausführung.  Vergl.  auch  die 
im  §.  214,  Note  *  angeführten  Schriften.  —  Ueber  die  Beschrankung  der 
reichsständischen  Autonomie  in  Familiensachen  vergl  §.  214,   III. 

2)  Sieh  oben  §.   73. 

3)  G.  M.  de  Ludolf,  de  jure  foeminar.  illustr.  (1734).  P.  H.  c.  1. 
§.  XV,  b.  „De  private  jure  provinciarum  adhuc  addendum,  illustres  faniilias 
eo  non  uti,  nisi  libera  receptione,  eaque  ab  asserente  probata." 
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Sätze  des  partikulären  Landesrechtes  anschloss,  welche  im  Lan- 
des herkommen  wm'zelten,  oder  dass  landesherrliche  Familien 
ausdrücklich  das  Landesrecht  als  Rechtsquelle  ihres  Familienrechts 
erklärten  '•). 

§.  214. 

Von  den  Hausgesetzen  der  souverainen  deutschen 

Familien  insbesondere. 

1)  Nach  reichsrecLtlichen  Grundsätzen  *). 

I.  Zur  Zeit  des  Reiches  war  unstreitig,  dass  bei  der  Errich- 
tung hausgeselzlicher  Normen  in  den  reichsständischen  Familien 
die  La n d  s  t ä n d e  gemeinrechtlich  nicht  befugt  waren,  eine  Mit- 
wirkung zu  beanspruchen,  gleichviel  ob  die  Form  eines  Testamen- 
tes oder  eines  Vertrages  unter  den  Familiengliedern  beliebt  worden 
war  ')•  11-  Desgleichen  war  zur  Reichszeit  die  Publikation 
der  hausgesetzlichen  Normen  keine  Bedingung  ihrer  Gültigkeit 
und  Verbindlichkeit  gegenüber  von  dritten  Personen,  wie  Unter- 
thanen  und  Gläubiger  2).     HL  Eine  k  a  i  s  e  r  1  i  c  h  e  C  o  n  f  i  r  m  a  l  i  o  n 


*)  So  z.  B.  nicht  selteo  in  ßetreif  der  Volljätirigkeit  der  Prinzen.  —  [a 
dieser  W'eise  betrachteten  bereits  die  Karolinger  die  Lex  Ripuariorum 
als  maassgebend  für  ihre  Familienrechtsverhältnisse,  nach  dem  Zeugnisse  der 
Charta  divisionis  Ludovici  Pii,  a.  817.  c.  16,  welche  wohl  als  das  äl- 
teste fürstliche  Hansgesetz  in  Europa  zu  betrachten  ist.  (Vergl. 
meine  deut.  Staats-  u.  R.- Gesch.  (Umarbeitung)  Stuttg.  1847,  Bd.  11, 
Abth.  1.  S.  32,  Note  12.  —  Unbestritten  findet  in  den  sächsischen  Fürsten- 
häusern das  sächsische  Recht  nach  dem  Naumburger  Vergleich  v.  1554 
Anwendung.  Pütter,  prim.  lin.  §.  3.  —  Sieh  besonders  v.  Ludolf,  1.  c. 
P.  II.  c.   1.  §.   XV,   7. 

*)  Aeltere  Schriften  s.  bei  Pütter,  Literatur  IM,  §.  1523.  —  Klüber, 
Lit.  S.  611.  —  Chr.  Majer,  Autonomie  des  Fürsten-  und  übrigen  unmit- 
telbaren Adelsstandes.  Tübingen  1782.  —  Jaup,  de  valore  et  efficacia pactor. 
s,  Statute  fara.  illnstr.  Giessen  1792.  —  Moser,  Famil.  Staatsr.  II,  S.  964 
u.  f.  —  Klüber,  ölTentl.  R.  §.  75,  Note  a.  —  Köhler,  Handbuch,  S.  535 
u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staatsr.  2.  Auflage.  I,  §.  34,  Note  9.  — 
J.  D.  Reiche,  chronologisch- systematisches  Verzeichniss  zur  Erläuterung 
des  deutschen  Privatfürstenrechts  vorzüglich  gehöriger  Urkunden.  Bücke- 
burg, 1785. 

>)  Es  war  dies  eine  nothwendige  Folgerung  aus  dem  Patrimonialprinzip, 
auf  welchem  die  Landesherrlichkeit  beruhte.     S.  oben  §.  39. 

2)  Es  konnten  hieraus  für  dritte,  namentlich  für  Gläubiger,  grosse  Nach- 
theile entstehen,   z.  B.  da,   wo    ein  nicht  bekannt   gemachtes  Haasgesetz  die 
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hausgcselzlicher  Dis|>ositioncii  war  mir  «lann  nolhwcndij^ ,  wenn 
dadurch  in  die  leiclislchiiieclillichcn  oder  roservatrecluliciicii  H»'- 
fiignisse  des  Kaisers  eingegrifTen  ^) ,  oder  Rechte  der  Familien- 
gheder  aiifgehohen  oder  heschriinkt  werden  sollten,  welche  nach 
gemeinem  Reichsrechte  als  unenlziehhar  durch  einseitige  Ver- 
fügungen anerkannt  waren  '*).  Auch  die  kaiserlichen  Confirmatio- 
nen  wurden  regelmässig  nicht  allgemein  puhlizirt*).  IV.  Im 
Uebrigen  wurde  in  den  reichsständischen  Häusern  die  Rechts- 
besländigkeit   der  hausgesetzlichen  Normen  bezüglich  der  Fami- 


Unveräusserlichkeit  der  Besitzungen  festsetzte,  oder  dem  jeweiligen  Landcs- 
herm  die  Belastung  derselben  mit  Schulden  untersagte.  Man  betrachtete  aber 
derartige  Beschränkungen  des  regierenden  HeiTn  nicht  als  Ausflüsse  einer 
von  ihm  blos  vertragsmässig  übernommenen  persönlichen  Verbindlichkeit, 
sondern  als  Ausflüsse  eines  der  gesammten  Familie  aus  einer  Fideicommiss- 
stiftung,  Testament  oder  Familienvertrag  zuständigen  sog.  Condo7ninhim  even- 
tuale ,  in  Folge  dessen  der  jeweilige  Landesherr  selbst  uur  in  dem  Verhält- 
nisse eines  Usufruktuars  zu  den  Besitzungen  zu  stehen  schien. 

3)  Namentlich  war  dies  nöthig,  wenn  durch  ein  Hausgeselz  einer  reichs- 
ständischen Familie  Ehen  mit  anderem  Adel  für  Missheiralhen  erklärt  werden 
sollten.  (Vergl,  meine  Schrift:   Ueber  Missheirathcn  (1S53.)  S.  81. 

^)  Sieh  oben  §.  91.  Note  S.  —  Es  ist  sehr  beachtenswerth,  dass  aus 
der  Reichszeit  kein  einziger  Fall  bekannt  ist,  in  welchem  in  einem  reiclis- 
ständischen  Hause  eine  Primogeniturordnung  ohne  kaiserliche  Confirmation 
eingeführt  worden  wäre.  Vergl.  de  Ludolf,  de  jure  femin.  illustr.  1734. 
P.  II.  cap.  1.  §.  XIII. 

^)  Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  weil  man  die  kaiserlichen  Gonfirmationen 
als  Privilegien  betrachtete.  —  Die  Reichsgesetze  stellen  nirgends  aus- 
drückliche Grundsätze  über  den  Umfang  der  reichsständischen  Autonomie 
in  Familiensachen,  noch  auch  über  die  Fälle,  wo  eine  kaiserliche  Contirma- 
tion  nöthig  sei ,  auf.  Die  gew  öhnlich  angezogene  Stelle  der  W.  K.  art.  1, 
%.  9.  gehört  gar  nicht  hieher  (sieh  oben  §.  91.  Note  &.).  Die  einzige 
Stelle,  die  von  den  Paciis  familiae  handelt,  (W.  K.  art.  VI,  §.  2.)  bestimmt 
nur,  dass  der  Kaiser  die  Reichsstände  ,,bei  Belehnungserneuerungen  mit  der 
Edition  der  alten  paciorui/i  familiae  nicht  beschweren,  viehveniger  die 
Reichsbelehnung  wegen  erstgedachter  Edition  der  pactorum  familiae,  sie 
seien  neue  oder  alte....  aufhalten"  solle,  und  dabei  wird  nur  beiläufig, 
in  einem  Zwischensatze  gesagt,  dass  durch  die  Ertheilung  einer  solchen  ße- 
lehnung  den  nicht  vorgelegten  Paciis  familiae  (woraus  etwa  ein  anderes 
als  das  belehnte  Mitglied  der  Familie  ein  besseres  Recht  auf  die  Hclehnnng 
herleiten  könnte),  nicht  präjudizirt  werden  (,, an  ihrer  Verbindlichkeit  nichts 
abgehen")  soll  ,,w'enn  sie  den  Reichsgrundgesetzeo,  auch  habenden  und 
gleichfalls   reicbsconstitutionsmässigen    kaiserlichen  Privilegien"  gemäss  sind. 
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lienglieder  unter  sich  nach  denselben  Grundsätzen  beurtheilt, 
wie  bei  dem  stauimgut-  lehen-  und  fideicomnaissbesitzenden  deut- 
schen Adel  überhaupt. 

§.   215. 

2)    Veränderungen   bezüglich  der  Quellen  des  fürstlichen 

Familien-  und  Erbrechts  in  Folge  der  nunmehrigen 

Souverainetät  der  Bundesglieder*). 

I.  Die  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes  sprechen  zwar  nir- 
gends ausdrücklich  von  der  den  regierenden  Famihen  zustehenden 
Autonomie  in  ihren  familienrechtlichen  Verhältnissen:  es  wurde 
jedoch  deren  Zuständigkeit  unstreitig  als  selbstverständlich  voraus- 
gesetzt. Dies  ergiebt  sich  insbesondere  aus  der  (analogen)  Be- 
stimmung über  die  Anerkennung  einer  fortbestehenden  Autonomie 
der  standesherrhchen  Häuser  in  ihren  Familien-  und  Güterver- 
hältnissen, im  Art.  14  der  deutschen  Bundesakte.  Die  Grundsätze, 
welclie  zur  Zeit  des  Reiches  hinsichtlich  der  Entstehung  und  recht- 
lichen Verbindlichkeit  von  Hausgesetzen  in  den  regierenden 
Familien  galten,  gelten  daher  im  Allgemeinen  noch  jetzt,  jedoch 
mit  einigen  in  Folge  der  nunmehrigen  Souverainetät  der  Bundes- 


*)  Neuere  Hausgesetze  aus  der  Zeit  des  Rheinb  unde  s,  Preusseh: 
Edikt  und  Hausgesetz  über  die  Veräusserlichkeit  der  k.  Domänen,  v.  17.  Dec. 
1808,  publ.  6.  Nov.  1809;  Ges.-Samml.  S.  604;  (bei  G.  von  Meyer,  Corj). 
Coost.  Germ.  2.  Lief.  Frkft.  a.M.  1845,  S.  265).  —  Bayern;  Familien- 
gesetz V.  28.  Juli  1808,  (Winkopp,  Rhein.  Bund.  XVII,  S.  3.).  —  Wür- 
temberg:  Hausges.  v.  I.Jan.  1808.  (Ebendas.  XVIIl,  S.  1.)  —  Mecklen- 
burg-Schwerin und  Strelitz,  vorläufiger  Haus  vertrag  v.  5.  Dec.  1808. 
(Sieh  Ebendas.  XVIII,  S.  282.).  —  Hausgesetze  seit  der  Stiftung  des 
deutschen  Bundes:  Bayern,  Familiengesetz  vom  18.  Januar  181G 
(Reg.-Bl.  1816.  Nr.  40);  Hausgrundgesetz,  als  künftig  allein  gültiges  Haus- 
gesetz V.  5.  August  1819.  (Reg.-Bl.  1S21,  Nr.  1;  auch  bei  Zangen,  Verf. 
Gesetze,  Bd.  I,  S.  68  u.  f.)  —  K.  Sachsen:  Hausgesetz  v.  30  Dec.  1837.  — 
Würtemberg:  Hausgesetz  v.  8.  Juni  1828.  —  Hannover:  Hausgesetz, 
belr.  die  Vermählungen  der  nicht  regierenden  Mitglieder  des  durchlauchtig- 
sten Gesammthauses  Braunschweig^Lüneburg,  v.  19.  Octob.  1831 
(Ges.-Samml.  1833.  Nr.  1.);  Königliches  Hausgesetz  für  das  K.Hannover, 
v.  19.  Nov.  1836.  (Ges.-Samml.  1836.  I.  Abthl.  Nr.  37.).  —  Baden:  Haus- 
gesetz und  Familien-Statut  v.  4.  Oct.  1817.  —  Kurhessen,  Hans- und  Staats- 
gesetz V.  4.  März  1817.  —  S.  C  ob  ur  g- Got  h  a,  Hausgesetz  v.  i.März  1S55, 
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glieder  eingetretenen  Veränderungen.  A)  Die  Beschränkungen, 
welchen  die  Autonomie  der  regierenden  Familien  zur  Reichszeit 
in  Gemässheit  ihrer  Unterordnung  unter  den  Kaiser  unterlag,  sind 
jetzt  hinweggefall(Mi.  B)  Auch  nach  der  Einführung  landständi- 
scher Verfassungen  stehet  den  regierenden  Familien  das  Recht  zu, 
Hausgeselze  ohne  Mitwirkung  der  Land  stände  zu  errichten, 
so  weit  nicht  darin  zugleich  Bestimmungen  über  Verhältnisse  ge- 
troffen werden  wollen,  bei  deren  gesetzlicher  Feststellung  die  Land- 
stände nach  der  Landesverfassung  mitzuwirken  befugt  sind  '). 
C)  Sehr  häufig  enthalten  nunmehr  auch  die  neueren  Verfassungs- 
gesetze  Bestimmungen  über  das  Familien-  und  Erbrecht  des 
regierenden  Hauses.  In  diesem  Falle  muss  auch  ein  Recht  der 
Landstände  zur  Mitwirkung  bei  der  Errichtung  eines  neuen 
Ilausgesetzes  in  so  weit  für  begründet  erachtet  werden,  als  dadurch 
rechtsgültig  bestehende  Bestimmungen  des  Verfassungsgesetzes  ab- 
geändert werden  sollen.  D)  So  weit  nach  der  bisherigen  Haus- 
verfassung jura  quae&üa  der  Agnaten  auf  die  Thronfolge  be- 
gründet sind,  können  dieselben  auch  durch  kein  von  dem  Souve- 
rain  mit  Zustimmung  der  Landstände  neu  errichtetes  Gesetz  ohne 
Zustimmung  der  Betheiligten  mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  diese 
aufgehoben  werden,  weil  die  Landstände  nur  berufen  sind,  die 
Rechte  des  Landes  in  seiner  Gesammtheit  zu  vertreten,  nicht  aber 
über  Rechte    zu   verfügen,    welche   als  Jura   singulorum  bereits 


')  So  heisst  es  z.  B  im  Eingange  des  würtembergi  seh  en  Hausge- 
setzes: ,, unter  Zustimmung  unserer  getreuen  Stande,  so  viel  die  zur 
ständischen  Mit  Wirkung  geeigneten  Punkte  anbetrifft."  —  Eine 
gleiche  verfassungsmässige  Zustimmung  der  Stände  erwähnt  die  Einleitung 
zum  k.  hannoverschen  Hausgeselze  v.  19.  Nov.  1836.  —  K.  sächsische 
Verordnung  vom  S.  Febr.  1S.3S,  die  Erlassung  des  k.  Hausgesetzes  betreffend: 
,,Wir....  haben  über  die  in  unserem  k.  Hause  künftig  stattfindenden  Fami- 
lienrechle  und  Bezüge  durch  das  anliegende  k.  Hausgesetz,  soweit  nöthig 
unter  Zustimmung  unserer  getreuen  Stände,  Anordnungen  ge- 
troffen." —  Die  Zuslinimnng  des  Landtags  zu  einzelnen  benannten  Artikeln 
erw.ihnt  das  S.  C  o  b  ur  g- Go  t  h  a'scbe  Hausges.  v.  1.  März  1S55  im  Ein- 
gang. —  Bei  den  übrigen  Note  *j  angeführten  Hausgesetzen  hat  eine  land- 
ständische Mitwirkung  überhaupt  nicht  stattgefunden.  Ausdrücklich  sagt  die 
\erf.-Urk.  v.  Hannover,  1S4Ü.  §.  2ö.  ,,Die  Hausgesetze  bedürfen  der 
Zustimmung  der  aligemeinen  Stande  nicht.  Durch  dieselben  können  jedoch 
die  Vorschrirten  der  gegonwäi  tigi  n  Verf.-Urkunde  nicht  abgeändert  werden." 
Uebereinslimmt ;  Braunschweig,  Neue  Ldschfts.-Ord.  1832.  §.  23. 
Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  II.  3 
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sowohl  gegen  den  Souverain  als  gegen  das  Land  begründet  sind, 
und  weil  die  Zustimmung  der  Landstände  dem  Souverain  kein 
Recht  beilegen  kann ,  welches  der  Souverain  selbst  als  absoluter 
Monarch  nach  den  Grundsätzen  des  Privatfürstenrechtes  nicht  haben 
würde-).  E)  Es  bestehet  auch  gegenwärtig  keine  allgemeine  Vor- 
schrift, dass  die  fürstlichen  Hausgesetze,  um  auch  gegen  Dritte, 
wie  Unterthauen  und  Gläubiger,  rechtliche  Wirkung  zu  haben, 
wie  Gesetze,  allgemein  verkündet  sein  sollen.  Dies  wäre  in  Be- 
zug auf  die  zahlreichen  oft  sehr  umfangreichen  älteren  Haus- 
gesetze, Testamente  u.  dergl.  nicht  nur  vielfach  sehr  schwer  aus- 
führbar, sondern  könnte  nach  Umständen  auch  für  das  regierende 
Haus  und  das  Land  im  Verhältniss  zu  anderen  Staaten  leicht 
grosse  Nachtbeile  haben.  Mehrere  der  neuen  Hausgesetze  sind 
jedoch  öffentlich  und  amtUch  bekannt  gemacht  worden  3).  Mit- 
unter ist  auch  die  Publikation  von  landesherrlichen  Verordnungen, 
welche    sich    auf   die   Familienrechtsverhältnisse    des    regierenden 


2)  Uebereinslimmen  :  Maurenbreeber,  Staatsr.  §,  245,  Nr.  3  ;  Weiss, 
Staatsr.  §.  260.  I,  3.  Denselben  Grundsatz  stellt  ausdrücklich  auf  das  han- 
noversche Hansgeselz  v.  19.  Nov.  1S36.  Cap.  2.  §.  3.  (siehe  §.  216, 
Note  2.).  —  A.  M.  scheint  v.  Mohl,  Würtemberg.  Staatsr.  I,  S.  435  zu 
sein.  —  Andere  Grundsätze  gelten  auch  allerdings  nach  dem  englischen 
Staatsrechte.  Nach  Blackstone,  T.  1,  p.  195,  wird  in  England  dem 
Könige  im  Vereine  mit  den  beiden  Häusern  des  Parlaments  unzweifelhaft  das 
Recht  beigelegt,  die  Erbfolge  in  die  Krone  zu  vernichten  und  durch  beson- 
dere Statute,  Einrichtungen  und  Vorkehrungen  den  unmittelbaren  Thronerben 
auszuschliessen  und  einen  anderen  zur  Thronfolge  zu  berufen.  Allein  für 
die  deutschen  Staaten  lässt  sich  ein  gleiches  Recht  bei  der  wesentlich 
verschiedenen  Stellung  der  Landstände  und  der  ganz  eigenthümlichen  histori- 
schen Entwickelung  des  deutschen  Staatsrechts  nicht  behaupten.  Bedauer- 
licher Weise  fehlt  es  aber  gegenwärtig  in  Deutschland  seit  dem  Untergange 
der  höchsten  Reichsgerichte  an  einer  richterlichen  Instanz,  vor  welcher 
die  fürstlichen  Agnaten  ihre  Jtira  quaesita  gegen  Verletzung  durch  die  Lan- 
desgesetzgebung geltend  machen  könnlen.  Dieser  Mangel  einer  geordneten 
richterlichen  Instanz  kann  aber  das  Unrecht  an  sich  nicht  zum  Rechte  machen, 
sondern  nur  für  die  Agnaten  Schwierigkeiten  zur  Folge  haben,  ihre  Rechte 
zur  Geltung  zu  bringen  ,  da  sie  sonach  zu  deren  Verfolgung  keinen  andern 
Weg  haben ,  als  den  der  Verhandlung  mit  dem  Souverain  und  beziehungs- 
weise den  Landständen,  oder  nach  Lage  des  Falles,  durch  Anrufen  der  Ver- 
mitteluog  oder  des  Einschreitens  der  Bundesversammlung. 

3)  So  z.  B.  das  bayerische,  badische,  würtembergische ,  hannoversche, 
k.  sächsische  und  S.  coburg-gnthaische  Hausgesetz. 
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Hauses  beziehen,  nach  Analogie  der  Publikation,  welche  im  Art.  14 
der  deutschen  Bundesakte  für  die  neuen  Hausgesetze  und  Fami- 
lienverträge der  standesherrlichen  Familien  vorgeschrieben  ist,  nur 
durch  Mittheilung  an  den  obersten  Landesgerichtshof  zur  Darnach- 
achtung  in  betreffenden  Fällen  geschehen  *).  H.  Obgleich  man 
heut  zu  Tage  die  Gesammtheit  der  Mitglieder  einer  Regenten- 
famihe  nach  gemeinem  Sprachgebrauche  als  „souveraines  oder 
regierendes  Haus"  zu  bezeichnen  pflegt,  so  stehet  doch  die 
Souverainetät  nur  dem  jeweilig  regierenden  Herrn  allein  zu, 
und  sind  die  übrigen  Mitglieder  des  Hauses  nunmehr  wirkliche 
Unter  t  hauen  und  der  St  aa  tsgewal  t  des  regierenden  Herrn 
unterworfen.  HI.  Hiernach  kann  der  Zweifel  entstehen,  ob  nicht 
gegenwärtig  auch  die  partikuläre  Landesgesetzgebung  als 
subsidiäre  Rechtsquelle  für  das  Familien-  und  Erbrecht  des 
regierenden  Hauses  betrachtet  werden  müsse.  Allein  nach 
der  bisherigen  Uebung  ist  in  allen  regierenden  Häusern  das  ge- 
meine deutsche  Privatrecht  mit  Einschluss  der  rezipirten  fremden 
Rechte,  so  wie  dasselbe  zur  Reichszeit  in  dieser  Beziehung  sub- 
sidiär angewendet  wurde,  fortwährend  als  subsidiäre  Norm  des 
fürstlichen  Familien-  und  Erbrechts,  sowohl  was  Form  als  Inhalt 
der  hier  einschlägigen  Rechtsgeschäfte  anbelangt,  anerkannt  worden. 
Mitunter  wurden  zur  Beseitigung  etwaiger  Zweifel  desshalb  beson- 
dere Ueclarationen  erlassen^).  IV.  Unverkennbar  hat  den  sämmt- 
lichen  neuesten  Hausgesetzen  der  deutschen  regierenden  Familien 
das  k.  bayerische  Hausgesetz  v.  5.  Aug.  1819  zum  Vorbilde  gedient. 

§.  216. 

FanüUengewalt  der  deutschen  Sonveraine  *). 

l.  Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  war  von  keiner  besonderen 
Familiengewalt   eines  Landesherrn  die  Rede,    und  konnte  es 


*)  Dies  geschah  z.  B.  mit  der  unten  in  Note  5  angeführten  badiscben 
Verordnung  v.   13.  August  1832. 

^)  Ausdrücklieb  erklärte  dies  in  Baden  eine  Verordnung  des  Grossherzogs 
Ludwig  V.  13.  August  1823.  —  Eine  Eigentbümlicbkeit  in  Bezug  auf  die 
Landeskircbenordnuogen,  siehe  unten,  §.  219,  Note   11.  — 

*)  Klüber,  öffentl.  R.  §.  248  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
$.  245.  —  Weiss,  deiit.  Staatsr.  §.  260,  264.  —  H.  A.  Zachariae, 
deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  1,  §.  94.  — 

3* 
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nicht  sein,  weil  die  sämmtlichen  Mitglieder  der  regierenden  Fa- 
milie als  Reichs  unmittelbare  nur  der  Hoheit  und  insbeson- 
dere der  Gerichtsbarkeit  des  Kaisers,  nicht  aber  des  jeweiligen 
Landesherrn,  unterworfen  waren.  Man  betrachtete  zwar  allgemein 
den  regierenden  Herrn  als  das  Haupt  des  Hauses,  legte  ihm  aber, 
so  ferne  nicht  ein  Hausgesetz  ihm  besondere  rechtliche  Befugnisse 
einräumte,  nur  einen  Ehrenvorzug  und  moralischen  Ein- 
f  1  u  s  s  auf  die  übrigen  Mitglieder  des  Hauses  bei  ^).  Es  konnte 
demnach  der  Landesherr  gemeinrechtlich  über  Mitglieder  seines 
Hauses  keine  andere  Gewalt  haben,  als  diejenige,  welche  in  dem 
gemeinen  Reichsrechte  oder  dem  von  der  fürstlichen  Familie  als 
auf  ihre  Familienverhältnisse  für  anwendbar  anerkannten  Landes- 
herkommen für  den  Vater  und  Ehemann  über  seine  Kinder  und 
Gemahlin  als  väterliche  oder  ehemän  nlich  e  Gewalt  begrün- 
det war.  lieber  die  übrigen  Mitglieder  des  landesherrlichen  Hauses 
hatte  der  Landesherr  keine  besondere  Gewalt.  H.  Die  väter- 
liche und  eh  em  an  nli  che  Gewalt  stehet  den  deutschen  Bundes- 
gliedern unzweifelhaft  auch  noch  heut  zu  Tage  ganz  nach  gleichen 
Grundsätzen  wie  zur  Zeit  des  Reiches  zu.  Seit  der  Erwerbung 
der  Souverainetät  ist  aber  dem  regierenden  Herrn  durch  Haus- 
gesetze eine  besondere  sogenannte  Familiengewalt,  theils 
ausdrücklich  beigelegt  worden ,  theils  wird  dieselbe  für  die  nun- 
mehrigen Souveraine  als  in  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  in  dem 
Wesen  der  Souverainetät,  liegend  und  mit  Hinweisung  auf  das 
gleiche  Verhältniss  in  anderen  souverainen  europäischen  Fürsten- 
häusern in  Anspruch  genommen  2) ;  jedoch  bestehet  über  den  Um- 
fang dieser  Familiengewalt  keine  vollständige  Gleichförmigkeit 
der  Ansichten.  HL  Unter  der  Fami li enge walt  des  Souverains 
verstehet  man  den  Inbegriff  der  Rechte,  welche  einem  Souverain 
als  dem  Haupte  seines  Hauses  über  sämmtliche  Mitglieder 
desselben  (einschlüssig  deren  Gemahlinnen  und  Wittwen)  in  Bezug 
auf  Familienangelegenheiten    zustehen.     Da   es   an   einer  gemein- 


')  Pütter,  prim.  lin.  §.   73.  — 

2)  So  z.  B.  spricht  das  k.  h  an  n  over'scli  e  Hausgesetz  v.  24.  Oct. 
1S31  von:  ,,Ein  Führung  einer  von  dem  Souverain  auszuübenden  Änf- 
sicht  über  die  Vermählungen  der  Prinzen  und  Prinzessinen  ;  mit  dem  Bei- 
fügen: ,,dass  dieses  Aufsichtsrecht  an  sich  schon  wesentlich  in 
der  Souverainetät  begründet  ist." 
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gültigen  positiven  Norm  über  den  Umfang  der  Familiengewalt  der 
deutschen  Souveraine  mangelt,  so  kommt  es  zunächst  bezüglich 
der  einzelnen  regierenden  Häuser  auf  den  Inhalt  ihrer  (neuen) 
Hausgesetze  an.  IV.  In  Ermangelung  einer  hausgesetzlichen 
oder  verfassungsmässigen  Bestimmung  kann  aber  aus  der  Natur 
der  Sache  nicht  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  der  Souverain 
befugt  ist,  den  sämmllichen  Mitgliedern  des  regierenden  Hauses 
in  Bezug  auf  ihre  Stellung  zu  ihm  selbst,  unter  sich  und  zu 
anderen  Staatsangehörigen  und  in  Bezug  auf  ihr  Verhalten,  ein- 
seitig solche  Vorschriften  zu  geben,  wie  sie  von  ihm  in  Folge 
der  ihm  zustehenden  oberaufsehenden  Gewalt  und  Ge- 
richtsbarkeit überhaupt  für  Unterthanen  im  Wege  der  Ver- 
ordnung gegeben  werden  können.  In  allen  übrigen  Beziehungen, 
in  welchen  für  die  Unterthanen  überhaupt  Vorschriften  nur  in  der 
Form  von  Gesetzen  gegeben  werden  können,  kann  der  Souverain 
auch  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  für  die  Mitgheder  seines 
Hauses  Anordnungen  treffen,  und  zwar  unter  Beachtung  der  bereits 
erworbenen  Rechte  derselben^).  V.  Dem  hier  aufgestellten 
Prinzipe  zu  Folge  ist  daher  der  Souverain  für  befugt  zu  achten, 
einseitig  alle  Anordnungen,  mit  oder  ohne  Bezeichnung  als  Haus- 
gesetz zu  treffen,  welche  die  Erhaltung  der  Ehre,  Ordnung,  Ruhe 
und  Wohlfahrt  in  der  Familie  erfordert  ^),  daher  also  insbesondere 
1)    die   Mitgheder   seines    Hauses   zu   beaufsichtigen,    daher 


3)  Siehe  §.  215,  Note  1.  —  Hannover,  Hausgesetz  v.  19.  Nov.  1836, 
cap.  2.  §.  3.  ,,Es  darf  aber  keine  der  hausgesetzlichen  Bestimmungen, 
welche  das  Recht  und  die  Ordnung  der  Thronfolge  angehen,  eine  Aenderung 
erleiden,  es  wäre  denn,  dass  ausser  der  den  Ständen  des  Königreichs, 
laut  cap  JI,  §.  26.  des  Staatsgi  undgesetzes  vorbehaltenen  Zustimmung  summt- 
liehe  stimm-  und  successionsfähige  Agnaten,  unter  Vertretung  der  noch 
unmündigen,   darein  willigen."  — 

')  Bayern,  Hausgeselz  v.  5.  August  1819.  Tit.  I,  §.  2.  ,, Alle  Glieder 
des  k.  Hauses  sind  der  Hoheit  und  Gericbtsharkeit  des  Moaarchen  unter- 
geben ,  und  er  übt  als  Haupt  des  Hauses  eine  besondere  Aufsicht  mit  be- 
stimmten Rechten  über  sie  aus."  —  Ebendas.  Tit.  IV.  §.  3.  ,,Ueberhaupt 
steht  es  dem  Monarchen  zu,  alle  zur  Erhaltung  der  Ruhe,  Ehre,  Ord- 
nung und  Wohlfahrt  des  k.  Hauses  dienliche  Maassregeln  zu  ergreifen."  — 
üebereins  timmen :  Würtemberg,  Hausgesetz  von  1828,  art.  9,  10; 
Hannover,  Hausgesetz  1836,  cap.  II,  §.  i,  2;  K.  Sachsen,  Haus- 
gesetz von  1837,  §.4  —  S.  Cob  ur  g-G  o  tha,  Hausges.  v.  I.März  1855, 
§.  82.  83.  — 
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über  Erziehung,  Ausbildung,  Umgebung  s),  Aufenthalt,  Reisen  oder 
Niederlassung  im  Auslande 6)  oder  Eintritt  in  fremde  Civil-  oder 
MiHtairdienste ')  Vorschriften  zu  geben ;  2)  die  Gerichtsbarkeit  über 
dieselben  auszuüben,  d.  h.  ihren  Gerichtsstand  in  Civil-  und 
Criminalsachen  zu  bestimmen  s);  daher  auch  3)  für  deren  gehörige 


5)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit.  IV,  §.  1.  ,,Dem  König  als  Regen- 
ten und  Haupt  des  Hauses  kommt  die  Befugniss  zu,  Einsicht  von  der  Er- 
ziehung aller  Prinzen  und  Prinzessinen  seines  Hauses  zu  nehmen."  — 
Uebereinstimmen:  Würtemberg,  Hausges.  v.  182S,  §.  11,  14.  — 
Hannover,  Hausgesetz  v  1S36,  cap.  VI,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Hausges. 
V.  1837,  §.  5.  —  Ueber  die  Genehmigung  des  Hofstaates  der  Mitglieder 
des  regierenden  Hauses,  vergl.  Bayern,  Hausgesetz  v.  1819,  Tit.  VII.  §.  7. 
Würtemberg,  Hausgesetz  von  1828,  §.  21.  Hannover,  Hausges.  v. 
1836,  cap.  VIII,  §.2;  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.7;  S.  Coburg- 
Gotha,  Hausges.  1855,  §.  89. 

6)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit,  IV,  §.  2.  ,,Kein  Prinz  und  keine 
Prinzessin  des  k.  Hauses  darf  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Königs  in 
einen  fremden  Staat  sich  begeben."  —  Uebereinstimm  t:  K.  Sachsen* 
Hausges.  1837,  §  6.  —  Würtemberg,  Hausges.  v.  1836,  art.  14  ,,Kein 
Prinz  und  keine  Prinzessin  darf  ohne  Genehmigung  des  Königs  in  einem 
fremden  Staate  den  Aufenthalt  nehmen."  U  eb  erein  s  ti  mmt:  Han- 
nover, Hausges.  v.  1836,  cap.  VIII.  §.  4.  —  S.  Coburg-Gotha,  Hausges. 
1855,  §.  90.  „Die  zur  Nachkommenschaft  des  Herzogs  gehörigen  Prin- 
„zen  und  Prinzessinen  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  Erlaubniss  des 
„Herzogs  ,  die  übrigen  Mitglieder  des  herzogt.  Hauses  nur  nach  vorgängiger 
„Anzeige  an  den  Herzog  sieh  ausser  dem  Lande  mit  w  esen  tli  eher  Woh- 
„nung  häuslich  niederlassen,  oder  in  auswärtige  S  taa  t  s-,  Militär- oder 
„Hofdienste  sich  begeben." —  Den  Aufenthalt  im  Auslande  ohne  Geneh- 
migung des  Souverain's  bedrohen  mit  Zurückhaltung  (Suspension)  der 
Apanage:  Würtemberg,  Hausgesetz  v.  1828,  art.  24,  a  linea  3;  Han- 
nover, Hausges.  v.  1836,  cap.  VIII,  §  4,  a.  E  ;  K.  Sachsen,  Hausges. 
v.  1837.  —  Das  Würtemberg.  Hausgesetz  art.  16,  a  linea  2,  fügt  die 
Zusicherung  bei:  ,,Wenn  Prinzen  des  k.  Hauses  im  Auslande  mit  bedeuten- 
den Gütern  angesessen  sind,  so  wird  diese  Genehmigung  ohne  besonders 
dringende  Rücksichten  nicht  versagt  werden." 

')  Kurhessen,  Hausges.  v.  4  März  1817:  ,,Eben  so  wenig  darf  ein 
Prinz  des  Hauses  ohne  vorgäogige  Genehmigung  des  Souverains  in  aus- 
wärtige Dienste  treten;  jedoch  ist  solche  ohne  erhebliche  Ursache  nicht 
zu  versagen  "  —  Ausdrücklich  erfordert  noch  die  Genehmigung  des  Sou- 
verains zum  Eintritte  eines  Prinzen  in  auswärtige  Dienste:  Hannover, 
Hausges.  v.  1836  cap.  VIII,  §.  4;  S.  Coburg-Gotha,  Hausges  1855. 
§.  90.  (Siehe  Note  6.). 

8)  Hiervon  unten  §.  267.  268. 
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Bevormundung,  so  weit  es  eiforderlich  und  nicht  an«lerweitig 
bereits  in  reclitsgillliger  Weise  dal'iir  in  IIuus-  oder  Verfassungs- 
gesetzen Vorsorge  getroden  worden  ist,  die  nüthigen  Anordnungen 
zu  treffen  und  die  von  Mitgliedern  des  Hauses  für  ihre  minder- 
jährigen Kinder  ernannten  Vormünder  zu  hesta  tigen'').  4)  Der 
Souverain  ist  befugt,  die  Titel  und  den  Rang  der  Mitglieder 
der  fürstlichen  Familie  zu  bestimmen.  Es  hat  übrigens  jedes  Mit- 
glied des  regierenden  Hauses  ein  Recht  auf  entsprechenden  Titel 
und  Rang,  auf  den  Familiennamen  und  das  Familienwappen*"). 
5)  In  mehreren  neueren  Haus-  und  Verfassungsgesetzen  wird  aus- 
drücklich dem  Souverain  als  ein  Ausfluss  der  Familiengewalt  auch 
das  Recht  beigelegt,  zu  den  Ehen  der  sämmtlichen  Mitglieder 
des  regierenden  Hauses  den  Consens  zu  ertheilen  ' '). 

§.   217. 
Von    der  Eigentliümlichkeit    des  Eherechts  der  deutschen 

soiiverainen  Familien  *). 
I.    Von  dem  Erfordernisse  des  Consenses  des  Souverains 
bei  Eingehung  von  Ehen  der  Mitglieder  des  regie- 
renden Hauses. 

I.  Es  kann  nur  als  sehr  zweckmässig  anerkannt  werden,  wenn 
für  die  Schliessung  von  Ehen  sämmtlicher  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses    die  Einholung   des  Consenses  des  Souverains 


y)  Sieh  unten  §.  23S  u.  f. 

'")  Im  Falle  der  unbegründeten  Verweigerung  des  gebührenden  Faiuilieu- 
titels  und  Wappens  durch  den  Landesherrn  konnte  zur  Zeil  des  Reiches  un- 
slreilig  bei  den  Reichsgerichten  mit  einer  iS/a/M5- Kluge  geklagt  werden. 
Heul  zu  Tage  nuiss  bei  dem  Mangel  eines  obersten  Reichsgerichtes,  zuerst 
darauf  Rücksiclit  genommen  werden,  ob  etwa  die  Gerichtsverfassung  des 
Landes  eine  Instanz  für  die  Anbringung  einer  solchen  Klage  enthält,  oder  ob 
durch  die  Hausverfassung  eine  solche  Instanz,  oder  ein  Farai'ienaustrag  an- 
geordnet ist.  Ausseidem  möchte  dem  Mitgliede  einer  regierenden  Familie  in 
solchem  Falle  kein  anderer  Weg  offen  sieben,  als  befreundete  Höfe  oder  die 
Bundesversammlung  um  ihre  Vermittelung  anzugehen.  Eine  eigentliche  rich- 
terliche Instanz  für  die  Entscheidung  solcher  Fragen  ist  in  der  deut- 
schen Bundesverfassung  nicht  positiv  eingerichtet. 

1')  Hiervon  besonders  im  §.  21". 

*)  Vergl.  überhaupt:  Myler  ab  Ehrenbach,  Gamologia,  s.  de  matrlnionio 
personarum  imp.    illuslr.   1666.    —    Dulssecker,    de  matrimoniis  personar. 


40  §•  21".     Consens  des  Souverains  bei  Eingehung  von  Ehen. 

als  des  Familienhaiiptes  in  Haus-  und  Verfassungsgesetzen  vor- 
geschrieben wird ,  und  zwar  mit  der  Rechtswirkung,  dass  die  aus 
Ehen,  welche  ohne  solchen  Consens  geschlossen  wurden,  erzeug- 
ten Kinder  kein  Successionsrecht  in  die  Krone  und  in  die  Stamm- 
und  Familienfideicommissgüter  und  keinen  Anspruch  auf  den  Rang, 
Titel  und  Wappen  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  haben 
sollen  *),  wenn  gleichwohl  im  Uebrigen  die  Ehe  kirchlich  und 
bürgerlich  als  zu  Recht  bestehend  betrachtet  wird,  und  daher  die 
daraus  entsprungenen  Kinder  als  legitime  in  rein  privatrechtlicher 
Beziehung  gelten  können.  H.  Da  es  sich  jedoch  hier  um  eine 
solche  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  der  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses  handelt,  welche  zur  Zeit  des  Reiches  gemein- 
rechtlich nicht  bestand-),  die  aber  von  wesentlichem  Einflüsse 
auf  die  Familienzustandsrechte  und  das  Thronfolgerecht  der  Des- 
cendenlen  ist,  so  kann  ein  solcher  Grundsatz  nicht  als  stillschwei- 
gend und  selbstverständlich  mit  der  Erwerbung  der  Souveraine- 
tät  als  gemeinrechtlich  in's  Leben  getreten  erachtet,  son- 
dern er  kann  nur  ausdrücklich  und  zwar  nur  durch  ein  mit 
Einwilligung  der  Agnaten  errichtetes  Haus-  oder  Verfassungs- 
gesetz eingeführt  werden.  Dies  ist  nun  bereits  in  mehreren  neue- 
ren Hausgesetzen  und  Verfassungsurkunden  geschehen  3).    HI.  Hier- 


illuslr.  1716.  —  Schorch,  de  singular  jiirib.  circa  ineunda  matrimonia 
priocipum  elc.  174S.  —  Pütter,  prim.  lin.  jur.  priv.  princ.  §.  67  u.  f.  — 
•)  In  England  wurde  dieser  Grundsatz  durch  eine  Parlamentsakte  v.  1772 
(Royal  Mariage  Act)  eingeführt  —  Ob  dadurch ,  dass  eine  Person  wegen 
Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  nicht  als  Mitglied  des  englischen  Königshau- 
ses gelten  kann ,  derselben  desshalb  auch  die  Eigenschaft  eines  thronfolge- 
fähigen  Mitgliedes  im  Braunschweig -Lüneburgischen  Gesamnilhause  abge- 
sprochen werden  müsse,  ist  bei  Gelegenheit  der  Ansprüche,  welche  ein 
Nachkomme  des  Herzogs  von  Sussex,  der  Oberst  Sir  Äugustus  von  Este 
auf  die  Thi-onfolge  in  Hannover  erhob,  in  sehr  verschiedenem  Sinne  erörtert 
worden.  Fnr  die  Ansprüche  des  A.  v.  Este  schrieben:  K.  S.  Zachariae, 
über  die  Ansprüche  etc.  Heidelberg  1S34,  Kl  über,  in  s,  Ab!:andl  Bd.  \\. 
Frkf.  1834;  sieh  dagegen:  K.  F.  Eichhorn,  über  die  Ansprüche  etc., 
Berlin  1834;  K.  E.  Schmidt,  über  die  Thronfolgeordnung  in  Grossbritan- 
nien  und  Hannover,  Jena  1735;  R.  Mohl,  die  [Nichtigkeit  der  Ansprüche  etc. 
Tütingen  1835. 

2)  Moser,  Familienstaatsrecht,  Bd.  II,  cap    14,  §.  6. 

3)  Bayern,    Hausges.   v.   1810,    Tit    II,    §     1.     ,,Kein    Prinz    und    keine 
Prinzessin   darf  eine    eheliche    Verbindung   eingeben,    ohne   dazu   vorher  die 
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nach  wird  meistens  eine  förmliche,  urkundlich  crlheille 
Einwilligung  des  Souverains  zu  den  Ehen  der  Prinzen  und  Prin- 
zessinen  erfordert  ^).  IV.  In  allen  neueren  Hausgeselzen  ist  über- 
einstimmend als  llcchlsiiachtheil  einer  ohne  Einwilligung  des  Sou- 
verains geschlossenen  Ehe  der  Prinzen  und  Prinzessinen  ausge- 
sprochen, dass  die  hieraus  entsprossene  Descendenz  nicht  thron- 
successionsfähig  ist  und  für  den  angeheiratheten  Gatten  und  die 
Kinder  keine  Ansprüche  auf  Rang,  Titel  und  Wappen  des  regie- 
renden Hauses  begründet  werden.  Meistens  sind  daran  noch  andere 
Rechtsnachtheile  geknüpft,  doch  bestehet  hierin  keine  vollkommene 
Gleichmässigkeit  ^).     V.    In   einigen  der  neuesten  Hausgesetze  sind 


EiawilliguDg  des  Königs  erhalten  zu  haben."  —  Uebereinstimmt:  Kur- 
hessen, Hausges.  V.  IS17,  §6;  Wiirtem  berg,  Hausges.  v.  1S2S,  arl.  18; 
Hannover,  Hausges.  von  1836,  cap.  III,  §.  3.  u.  §.  7.  Hausgeselz  des 
Bra  unsch  weig- L  iine  b  urg.  Gesanimthauses,  v.  1S31.  art.  1;  K.  Sach- 
sen, Hausges.  1S37.  §.  S;  S,  Cob  urg- Goth  a,  Hausges.  1S55,  §.93.  — 
Einwilligung  des  Souverains  zu  den  Ehen  der  Mitglieder  des  Hauses  fordern 
ferner  folgende  Verfassungsurkunden:  Bayern,  V.  U  v.  1S18.  'fit  II, 
§.  3.  —  Würtemberg,  V.U.  1819.  §.8.  —  Grossherz.  Hessen,  V.  U. 
1820,  art.  5.  —  S  ach  se  n  -  Alte  n  bürg,  Grundges.  v.  1S31,  §.  28.  — 
Dasselbe  drücken  aus  durch  die  Bezeichnung:  ,,  h  a  usge  se  tz  lieh  e  Ehe: 
Hannover,  Landesverf-Ges.  1840.  §.  12.  —  Braun  sc  hw  eig,  neue 
Landschaftsord.   1S32,  §.  14. 

■»)  Bayern,  Hausges.  von  1819.  Tit  II,  §.  2.  ,,Wenn  der  König  die 
Bewilligung  erlheilt,  so  wird  die  Urkunde  darüber  unter  k.  eigenhändiger 
Unterschrift  und  k,  Siegel  und  unter  der  Conlrasignatur  des  Staatsministers 
des  k.  Hauses,  ausgefertigt."  —  Uebereinstimmt:  Hannover,  Hausges. 
V.  183t).  cap.  III,  §.  5;  Hausgeselz  des  Braunschweig-Lüneburg. 
Gesammt-Hauses  von  1831,  §.  3.  Würtemberg,  Hausges.  1828,  art.  18. 
,, vorgängige  ausdrückliebe  Einwilligung  des  Königs."  Ueberein- 
stimmt: S.  Coburg- Gotha,  Hausges.  1855.  §  93.  Ha  n  n  ove  r,  Hausges. 
v.  1836,  cap.  III,  §.  3.  ,,mit  des  Königs  förmlich  ertheilter  Einwilli- 
gung geschlossen."  Ebendas.  §  7.  ,, Ohnedies  sind  die  Prinzen  und  Prin- 
zessinen des  Hauses  verbunden,  zu  den  Ehen,  welche  sie  einzugeben  be- 
absichtigen, die  Einwilligung  des  Königs  nachzu-^uchen."  —  K  Sach- 
sen, Hausges.  v.  1837,  §  9.  ,,  förmliche,  durch  besondere  Urkunde 
in  Gewissheit  zu  setzende  Einwilligung  des  Königs." 

*)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit.  II,  §.  3.  ,, Unterbleibt  diese  förm- 
liche Einwilligung ,  so  hat  die  geschlossene  Ehe  eines  Mitgliedes  des  könig- 
lichen Hauses  in  Beziehung  auf  den  Stand,  Titel  und  Wappen  dessel- 
ben (?)  keine  rechtliche  W^irkung.  Eben  so  wenig  können  daraus 
auf  S  taatserbfolge,  Apanage,  Aussteuer,  Witth  um,  selbst  auf  die 
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auch  die  Eheverträge  der  Prinzen  und  Prinzessinen  des  Hauses 
für  ungültig  erklärt,  wenn  sie  nicht  die  Bestätigung  des  Souverains 
erhalten  haben").     VI.    In  Bezug  auf  die  beabsichtigte  Eingebung 


nach  älterem  Herkommen  und  Familienverträgen  zugestandenen  Vortheile  einer 
Ehe  Eur  linken  Hand  Anspruch  gemacht  werden.  Die  aus  solcher  Ehe  er- 
zeugten Kinder  oder  die  zurückgebliebene  Wittwe  haben  nur  eine  Ali- 
mentation aus  dem  ei  genen  Vermögen  des  Vaters  oder  Ehegemahls 
zu  fordern.'*  —  Das  würtemberg.  Hausges.  v.  1S"2S,  art.  19,  besagt  in 
besserer  Redaktion  des  ersten  Satzes  :  ,,Eine  nicht  hausgesetzmässig  von  den 
Prinzen  und  Prinzessinen  des  k.  Hauses  geschlossene  Ehe  überträgt  in  Be- 
ziehung auf  Stand,  Titel  undWappen  keine  Rechte  auf  den  angehei- 
rat  beten  Gatten  und  die  aus  solcher  Ehe  erzeugten  Kinder."  Im  Lebri- 
gen  stimmt  das  würtembergische  Hausgesetz  mit  dem  bayerischen 
fast  wörtlich  überein ,  nur  dass  es  auch  noch  die  Nadelgelder  besonders 
als  solche  nennt,  worauf  ein  Anspruch  durch  solche  Ehe  nicht  begründet 
vrird.  —  Das  Hausgeselz  des  braunschweig-lüneburgiscben  Ge- 
sammthauses  v.  i">31  bestimmt  nur,  art.  4:  ,jEine  Ehe,  welche  ohne  förm- 
lich erfolgte  Einwilligung  des  regierenden  Herrn  eingegangen  worden  ist, 
überträgt  auf  die  darin  erzeugten  Kinder  weder  ein  Successionsrecht 
in  den  zum  deutschen  ßuude  gehörigen  Staaten  des  Gesammthauses 
Braunschweig-Lfineburg,  noch  die  Befugniss,  sich  des  Ranges,  Titels 
ond  Wappens  des  durchlauchtigsten  Hauses  zu  bedienen."  —  Gleichlautend 
ist  im  Wesentlichen  das  h  anno  ver'scbe  Hausgesetz  von  ls36,  cap.  IH, 
§.  (i.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1S3T,  §.  9:  ,,Ohne  die  rdrmliche  .  .  . 
Einwilligung  des  Königs  i>t  die  Ehe  eines  Prinzen  vom  k.  Hause  ungül- 
tig und  deren  Nachkommenschaft  nicht  su  c  c  essi  onsf  äh  i  g.  Vermählt 
sich  eine  Prinzessin  des  k.  Hauses  ohne  Einwilligung  des  Königs,  so  ist 
die  Ehe  aus  diesem  Grunde  allein  zwar  nicht  ungültig,  die  Prinzessin 
hat  aber  keinen  Anspruch  auf  Aussteuer."  Ebendas.  §.  11.  ,,Die  das 
Privatvermögen  betreffenden  privatrechllichen  Ansprüche  der  aus  einer  sol- 
chen Ehe,  oder  aus  der  unebenbürtigen  Ehe  einer  Prinzessin  des  k.  Hauses 
erzeugten  Kinder  und  des  überlebenden  Ehegatten  bezieben  sich  auf  das  Ver- 
mögen des  Vaters  oder  der  Mutter  und  beziehentlich  Ehegemahls,  auch  auf 
das  etwa  noch  von  Ascendenten  der  solchergestalt  vermählt  gewesenen 
Prinzen  und  Princessinen  anfallende  Vermögen,  vorausgesetzt,  dass  hinsicht- 
lich der  Prinzessinen  die  aelterliche  Einwilligung  in  die  Heirath  stattgefun- 
den habe"  —  S.  Coburg- Goth  a ,  Hausges.  1*^55  §.96-  ,,...  keinerlei 
Rechte  in  Bezug  auf  Stand,  Titel  undWappen:  begründet  auch  dem  herzogl, 
Hause  gegenüber  keinerlei  Ve  rw  and  t  schaf  t  s  -  oder  Erbrecht,  auch  kei- 
nerlei sonstigen  Vermögensanspruch ,  namentlich  auch  keinen  Anspruch  auf 
Apanage,"  u.  s.  w. 

«)  Bayern  ,  Hausges.  v.  1S19:  ,,Alle  von  den  Prinzen  upd  Prinzessinen 
des  k.  Hauses  geschlossenen  Eheverträge  sind  nichtig,  wenn  sie  die  k.  Be- 
stätigung nicht  erhalten  haben."  —  Uebereinstimmt :  Würtemberg,  Haus- 
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einer  ebenbürtigen  Ehe  enthalten  einige  Ilausgesetze  die  Zu- 
sicherung, dass  die  Einwilligung  des  Souverains  ohne  besondere 
wichtige  Gründe  niclit  werde  verweigert  werden').  VII.  Uebri- 
gens  wird  daselb?!  ancli  mitunter  ausdrücklich  erwähnt,  dass  nichts 
desto  weniger  die  Beurtheilung  der  Frage,  ob  Gründe,  die  Ein- 
willigung zu  versagen,  vorhanden  sind  oder  nicht,  dem  regierenden 
Herrn  in  jedem  Falle  ausschliessHch  zusteht  *).  VIII.  Fehlet  bei 
der  Ehe  eines  Prinzen  oder  einer  Prinzessin  des  Hauses  nur  die 
väterliche  Einwilligung,  da  wo  sie  nach  gemeinem  Rechte  er- 
forderlich wäre,  so  muss  der  demungeachtet  erwirkte  Consens  des 
regierenden  Herrn  als  obrigkeitliche  Ergänzung  des  fehlenden  väter- 
lichen Consenses  betrachtet  und  daher  dem  Vater  das  Recht  zur 
weiteren  Anfechtung  der  Ehe  abgesprochen  werden.  IX.  Fehlt 
die  väterliche  Einwilligung  in  Fällen,  wo  sie  gemeinrechtlich 
erfordert  wird,  zu  der  Ehe  eines  Prinzen  oder  einer  Prinzessin 
aus  einem  Hause,  in  welchem  keine  Familiengewalt  des 
regierenden  Herrn  in  der  besprochenen  Beziehung  anerkannt 
ist,  so  ist  die  Frage,  welche  Rechtsfolge  hier  der  Mangel  der 
väterlichen  Einwilligung  hat,  rein  nach  den  Grundsätzen  des 
gemeinen  Rechtes  zu  beurtheilen.  Hiernach  stehet  nun  im  All- 
gemeinen fest,  dass  Niemand  als  der  Vater  selbst  für  berechtigt 
gelten  kann,  aus  diesem  Grunde  die  Ehe  anzufechten^),  und  ebenso 
gewiss  ist,  dass  bei  katholischen  Häusern  die  mangelnde  Einwilli- 
gung des  Vaters,  nach  den  bestimmten,  die  strengeren  Grundsätze 
des  römischen  Rechtes  aufhebenden  Vorschriften  des  canonischen 
Rechtes,  nur  als  impedimenlum  impediens  betrachtet  werden,  also 
kein  Vernichtungsgrund  einer  bereits  geschlossenen  Ehe  mehr  sein 


gesetz  V.  1828,  art.  20.  —  K.  Sachsen.  Hausgesetz  v.  1S3T.  §.  12. 
schaltet  nach  dem  Worte  ,,  Dich  ti  g"  ein:  ,,so  weit  sie  nicht  das  Pri- 
vatvcrmögen  betreffen"  —  S.  C  ob  urg  -  Gotha,  Hausges.  1S55, 
§.  95.  ,,  Ehe  vertrage ,  welche  von  Prinzen  oder  Prinzessinen  des  herzogl. 
Hauses  abgeschlossen  werden,  erlangen  erst  durch  die  Zustimmung  des 
Herzogs  rechtliche  Gültigkeit." 

')  Würtemberg,  Hausges.  v.  1828,  §.  IS,  a.  E.  —  Hannover, 
Hausges.  v.  1836,  §.7,  a.  E.  —  S.  Coburg- Go  tha,  Hausges.   1855  §.  9-3. 

*)  Hausgesetz  des  Brauns chweig-Lünebnrg.  Gesammtbanses  von 
1836.  cap.  III,  §.  4. 

9)  Cap.  3  X.  de  divortiis  (4,  19).—  Vergl.  H.A.  Zachariae,  Staatsr, 
(2.  Ana.  I.)  I,  $.  53,  Note  3. 
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kann  ^").  In  Bezug  auf  die  protestantischen  Häuser  ist  aber  diese 
Frage  streitig,  weil  von  einem  Theile  der  protestantischen  Rechts- 
lehrer die  Verbindlichkeit  des  canonischen  Rechtes  in  diesem  Punkte 
geläugnet  wird  *^). 

§.  218. 

n.    Traunng  darch  ProcDratoren.     Dispensationen. 

Eheverträge. 

Als  Eigenthümlichkeiten  des  Eherechtes  der  regierenden  Fa- 
niihen  sind  besonders  aufzuführen:  I.  Sowohl  bei  den  katholi- 
schen als  protestantischen  souverainen  Familien  wird  die 
Trauung  per  procuratorem  für  zulässig  geachtet  und  ist  noch 
häufig  im  Gebrauche').  II.  Bei  den  protestantischen  regie- 
renden Häuser  wird  anerkannt,  dass  der  Souverain  von  den  kirch- 
lichen und  bürgfrlichen  Ehehindernissen,  sowohl  sich  als  die  Mit- 
glieder seines  Hauses,  dispensiren  kann 2).  Eben  daher  erklärt 
sich,  dass  dabei  die  Aufgebote  wegzufallen  pflegen.  III.  Bei 
der  Schliessung  von  Ehen  der  Mitglieder  regierender  Häuser  sind 
durchaus  schriftliche  Eheberedungen  üblich,  obgleich  kein  gemein- 
verbindliches Gesetz  dergleichen  vorschreibt  3). 


'Oj  Cap.  6  X.  de  raptorib.  (5,  17.).  —  Concil.  Trid.  Sess.  24.  de  reform, 
luatrim.  c.  1.  —  Ueber  die  ganz  in  diesem  Sinne  gegebene  Erklärung  des 
Kaisers  Ferdinand  I.  in  ürk  v.  13  Sept  1561,  bezüglich  der  Ehe  seines 
Sohnes,  des  Erzherzogs  Ferdinand  von  Oesterreich  mit  der  Philip- 
pine Welser,  s.  meine  Schrift:   Ueber Missheirathen.  Stuttgart  1S53,  §.  31. 

•>)  Vergl.  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  S.  Aufl.  §.  2S0.  —  J.  H. 
Böhmer,  Jus.  eccl.  protest.  L  IV.  T.  2.  §  22;  T.  3,  §.  51.  —  Eich- 
horn, Kirchenrecht  II,  S.  357  u.  f.  —  Richter,  Kirchenrecht  (4.  Aufl. 
1S53)  §  254.  —  Die  strengere  Ansicht  vertrat  WQrtemberg  auf  dem 
Reichstage  bei  Anfechtung  der  Ehe  des  Herzogs  Leopold  Eberhard  zu 
Würtemberg-Mömpelgard  und  der  nachmaligen  Gräfin  v.  Sponek.  — 
Moser,  Familienstaatsrecht  II,  p.   12. 

')  de  Ludewig,  de  matrinioniis  principum  per  procuratores,  1724.  — 
Richter,  Kirchenrecht  (4.  Ausg.)  §.  265.  IV.  —  In  der  früheren  Zeit  war 
bei  mehreren  grossen  europäischen  Höfen,  z.  B.  in  Frankreich,  auch  eine 
symbolische  Beschreitung  des  Ehebettes  durch  den  Procurator  üblich ,  sog. 
Bettsprung. 

2)  Sieh  §.  219.  Note  12.  —  Vergl.  J.  L.  Müller  vom  Dispensations- 
recht  in  verbotenen  Ehen  der  Fürsten  und  Stände,  1706. —  J.  H.  Böhmer, 
de  principum  ac  statuum  evangelicorum  dispensandi  jure.   Hai.   1722. 

3)  Es   findet   sich    zwar  im   röm.  Rechte  (Nov.   117.  cap.  4)  Authentica: 
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§.  219. 
III.    Gewissensehe*). 

I.  Die  kirchlichen  Erfordernisse  einer  gültigen  Ehe  sind  hin- 
sichtlich der  Mitgheder  der  deutschen  regierenden  Familien  im 
Allgemeinen  dieselben,  die  bei  allen  übrigen  Mitgliedern  einer  der 
christlichen  Confessionen.  II.  In  den  katholischen  souverainen 
Fürstenhäusern  kommen  daher  die  Vorschriften  des  ConcUium  Tri- 
dentinum  zur  Anwendung,  wonach  zur  gültigen  Schliessung  der 
Ehe  die  Erklärung  ihrer  Einwilligung  vor  dem  competenten  Pfarrer 
und  zwei  Zeugen  erfordert  wird ').  III.  Da  die  Protestanten  die 
Beschlüsse  des  Concüium  Tridentinum  nicht  für  sich  verbindlich 
anerkennen  und  eine  positive  gemein  verbindliche  Vorschrift 
für  die  gesammte  protestantische  Kirche  in  Deutschland,  wodurch 
eine  bestimmte  Form  der  Eingehung  der  Ehe  als  wesentlich 
vorgeschrieben  worden  wäre,  nicht  vorhanden  ist,  so  muss  ange- 
nommen werden,  dass  es  hinsichtlich  der  Protestanten  überhaupt 
bei  dem  Grundsatze  des  römischen  Rechtes  ^) ,  welcher  auch  im 
canonischen  Rechte  bis  zum  ConcUium  Tridentinum  uneingeschränkt 


ad  L.  23.  Cod.  de  nuptiis  (5,  4.)  die  Vorschrift:  ,,Maxinus  decorati  digoi- 
tatibus  usque  ad  illustres,  oon  aisi  dotalibus  instrumeDtis  conscriplis, 
rite  contrahunt  nuptias."  Dass  diese  Stelle  aber  nicht  auf  Illustres,  im 
Sinne  des  deutschen  Rechtes  zu  beziehen  ist,  leuchtet  von  selbst  ein. 

•)  Kl  üb  er,  öffentl.  R.  §.  245,  Note  e;  §.  261,  Note  c.  —  H.  A.  Za- 
cbariae,  deut.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  67  B.  —  Weitläufig  erörtert  findet 
sich  die  Streitfrage  über  das  Successionsrecht  der  aus  einer  Gewissens- 
ehe erzeugten  Kinder  in  den  Schriften  über  den  gräfl.  B  en  ti  n  c  k' sehen 
Successionsstreit.  Vergl  insbesondere  (dafür):  (Klub  er)  Rechtliche  Aus- 
führung der  Ebenbürtigkeit  und  Successionsfähigkeit  der  Söhne  des  H.  Reichs- 
grafen W.  G.  F.  Bentinck,  Varel  1830.  —  C,  T.  Dieck,  die  Gewissens- 
ehe, Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  und  Missheirath.  Halle,  1838.  — 
Urtheil  der  Juristenfakultät  zu  Jena,  betreff,  den  reichsgräfl.  B  ent  i  n  ck'schen 
Successiousstreit,  (herausgeg.  v.  Dieck)  Leipzig  1S43,  S.  290  u.  f.  —  Mi- 
chaelis, Votum  über  den  reichsgräfl.  B  e  n  tinck'schen  Erbfolgerechtsstreit. 
Hft.  1.  (Tübingen,  ISil)  S.  14  u  f.  —  Hft  2  (1841)  S.  13  u.  f.  —  (Da- 
gegen): Heffter,  die  Erbfolge  der  Mantelkinder,  Kinder  aus  Gewissens- 
ehen, aus  putativen  Eben  und  der  Brautkinder  bei  Lehen-  und  Familienfidei- 
commissen,  Berlin  1836.  —  Wilda,  in  d.  Zeitschr,  f.  deut.  R.  1841.  Bd.  VL 
S.  148  u.  f. 

')  Concil.  Trldent.  Sess.  24.  de  reform.  niatrim.  c.    1.  — 
2)  L.  30.  Dig.  de  Regul.  jur.  (Ulpianus)  , .Nuptias  non  concubitus,  sed 
coQseasus  facit." 
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anerkannt  war'),  verblieben  ist,  und  dieser  als  juristisch  ge- 
meines Recht*)  für  die  Protestanten  fortwährend  gilt,  wo  er 
nicht  durch  eine  partikulare  Landeskirchenordnung  aufgehoben  ist. 
IV.  Durch  die  protestantischen  Landeskirchenordnungen  ist  nun 
aber  wohl  allgemein  die  Trauung  durch  den  competenden  Pfarrer 
als  wesentliche  Form  vorgeschrieben  worden,  und  kann  daher 
dieses  Erforderniss  nunmehr  als  ein  historisch  gemeines 
Recht  5)  der  protestantischen  Landeskirchen  in  Deutschland  an- 
genommen werden,  wonach  für  die  Anwendung  des  obigen  juri- 
stisch gemeinen  Rechtsgrundsatzes  im  Allgemeinen  kein  Raum  mehr 
übrig  geblieben  ist.  V.  Es  kann  daher  sowohl  bei  Katholiken  als 
Protestanten  nur  noch  davon  die  Rede  sein ,  ob  ausnahms- 
weise bei  Mitgliedern  regierender  Famihen  einer  sog.  Ge- 
wissensehe (matrimonium  clandestinum) ,  d.  h.  einer  ohne 
kirchliche  Förmlichkeit,  wenn  auch  nicht  im  eigentlichen  Sinne 
heimlich  ^)  eingegangenen  Ehe ,  in  gewissen  Fällen  die  volle 
Rechtswirkung  einer  mit  gehöriger  Förmlichkeit  eingegangenen 
Ehe  beigelegt  werden  kann,  so  dass,  worauf  es  hier  hauptsächlich 
ankommt,  die  aus  derselben  entsprossene  Descendenz  successions- 
fähig  ist?  VI.  Es  ist  hier  vor  allem  einleuchtend,  dass  in  jenen 
souverainen  deutschen  Regentenhäusern,  in  welchen  durch  neuere 
Haus-  oder  Verfassungsgesetze  die  Einwilligung  des  Souverains 
zur  Schliessung  der  Ehe  als  Redingung  der  Successionsfähigkeit 
der  Descendenz  vorgeschrieben  worden  ist  (§.  217),  der  Fall  einer 


3)  Cap.  1.  X.  de  spoosal.  (4,  1.).  —  Vergl.  meine  deutsche  Staats-  u. 
R.-Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  II.  (Stuttgart,  1S4T)  §.  Sl.  S.  235.  —  Ueber  die 
Gewissensehe  des  Grafen  Anton  von  Isenburg-Büdingen  zu  Kelster- 
bach (geb.  1501,  gest.  1563)  mit  der  Tochter  eines  Schäfers,  Catharina 
Gumpel  und  deren  ßeurtbeilung  durch  das  erzbiscböfliehe  Gericht  zu  Mainz, 
ganz  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  canonischen  Rechts,  vergl.  meine 
Schrift:  üeber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  Stuttgart  1S53,  S.  89  u.  f. 
100  n.  f.  — 

■»)  Sieh  über  diesen  Begriff,  oben  Bd.  I,  §.  70.  I.  —  Luther,  in  der 
Vorrede  zu  seinem  Traubüchlein  ,  fasste  ganz  entschieden  die  Ehe  blos  als 
ein  weltliches  Geschäft  auf;  erst  in  den  Kirchenordnungen  der  ReformirteD 
wurde  die  Traunng  zur  Vorschrift  gemacht. 

*)  Sieh  oben  Bd.  I,  §.  70.  II. 

*^)  Eigentliche  Heimlichkeit  oder  Verheimlichung  gehört  eben  so  wenig 
zum  Wesen  der  Gewissensehe,  als  dieselbe  nolhwendig  eine  unslandesmässige 
Ehe  ist. 
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Gewissensehe,  d.  Ii.  dass  sodann  die  Ehe  ohne  die  gehörige  kiixh- 
liche  Form  eingegangen  werde,  gar  nicht  als  jemals  eintretend  zu 
erwarten  ist.  VII.  Im  Uebrigen  sind  folgende  Unterscheidungen 
zu  machen:  A)  Da  die  katholische  Kirche  kein  anderes  Recht 
für  die  Mitglieder  eines  regierenden  katholischen  Hauses  hat,  als 
für  alle  übrigen  Mitglieder  der  Kirchengesellschaft,  und  da  der 
katholische  Souverain  auch  nicht  Inhaber  der  katholischen  Kirchen- 
gewalt ist,  also  in  dieser  Hinsicht  kein  Dispensationsrecht  hat,  so 
kann  eine  formlos  eingegangene  Ehe ,  sowohl  eines  katholischen 
Souverains,  als  eines  katholischen  Mitgliedes  seines  Hauses  unter 
keinen  anderen  Voraussetzungen  die  Rechtswirkung  einer  mit  kirch- 
licher Förmlichkeit  eingegangenen  Ehe  haben,  als  wenn  jene  (wohl 
äusserst  seltenen)  Fälle  eintreten  sollten,  in  welchen  nach  katho- 
Hschem  Kirchenrechte  auch  heut  zu  Tage  noch  ausnahms- 
weise jedem  Katholiken  die  SchUessung  der  Ehe  ohne  kirch- 
liche Form  rechtlich  gestattet  ist:  näraUch  1)  wenn  die  Ehe  an 
einem  Orte  geschlossen  worden  ist,  an  welchem  die  Beschlüsse 
des  ConciUum  Trilendinum  nicht  publizirt  worden  sind  ^) ,  oder 
2)  wenn  die  Ehe  an  einem  Orte  geschlossen  wird,  wo  es  unmög- 
lich ist,  einen  Pfarrer  zuzuziehen,  weil  ein  solcher  nicht  vorhanden 
ist^).  B)  Hinsichtlich  der  pro  testan  tischen  Fürstenhäuser  war 
es  zur  Zeit  des  Reiches  die  gemeine  aber  keineswegs  unbestrittene 
Rechtslehre,  dass  alle  Personae  illustres  befugt  wären,  Gewissens- 
ehen mit  voller  Rechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Form  ein- 
gegangenen Ehe  einzugehen*^),  weil  man  die  protestantischen Landes- 


")  Concil.  Trid.  Sess.  24.  de  reform.  matr.  c.  1.  in  fia.  —  Walter, 
Kirchenrecht,  (11.  Aufl.  1S54.  §.  300.  Note  3  —  Vorausgesetzt  wird  dabei, 
dass  sich  die  Contrahenten  nicht  in  fraudem  legis  an  einen  Ort  begeben,  wo 
das  ConciUum  Tridentinum  nicht  publizirt  ist.  Schenkel,  inslit.  jur. 
eccl.  II,  §.  638,  Note  ***). 

*)  Vergl.  Verordnung  Benedict.  XIV.,  v.  4.  Nov.  1741;  und  Declarat. 
Congreg.  concil.  v.  16.  Febr.  1595.  —  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV. 
S.  355  ü.  f.  —  Walter,   Kirchenrecht,  §    300,  Note  4. 

9)  J.  G.  Schi 0  er,  vindic.  legitiinor.  natal.  liberor.  e  matrimon.  S.  R  J. 
principuin  comitumve  A  C.  addictor.  solo  niutuo  consensu  matrim.  neglecta 
omni  solenn,  eccl.  contractis,  natorum,  Mogunt.  17S2.  —  Thibaut,  System 
des  Pand.-R.  §.  300.  —  Dagegen:  C.  H.  S.  de  Gazert,  de  liberis  ex 
matrini.  consc.  illegitimis.  Giessen,  1773.  —  Ebenso  Moser,  in  s.  deul. 
Slaatsr.   XVllI,   S.   494    u.   XIX,  S.   497.    (1745)    Familieostaatsr.    Thl.  II, 
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kjrchenordnuugen,  welche  die  kirchliche  Trauung  vorschrieben,  nur 
als  Ausfluss  der  landesherrlichen  Gewalt  betrachtete,  welche 
somit  nur  die  Unterthanen  verpflichten  könne,  zu  welchen 
aber  die  Mitglieder  der  landesherrliche  Familie  nicht  gezählt  wur- 
den ^")-  Da  nun  aber  heut  zu  Tage  die  Mitglieder  eines  souve- 
rainen  Hauses  mit  alleiniger  Ausnahme  des  regierenden  Herrn 
allerdings  als  Unterthanen  zu  betrachten  sind,  so  pflegt  man  die- 
selben nunmehr  auch  als  durch  die  Landeskirchenordnung  gebun- 
den zu  betrachten  ^^).  Dagegen  kann  das  Recht  eines  protestanti- 
schen Landesherrn  öder  Souvera ins,  eine  Gewissensehe  mit 
voller  Rechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Form  geschlossenen 
Ehe  einzugehen,  beziehungsweise  sich  selbst  von  der  kirchlichen 
Form  als  Inhaber  der  Kirchengewalt  zu  dispensiren,  so  wie  ihm 
in  dieser  Eigenschaft  auch  das  Recht  zu  gleicher  Dispensation 
der  protestantischen  Mitglieder  seines  Hauses  und  aller  seiner  pro- 
testantischen Unterthanen  zusteht,  mit  Grund  nicht  bezweifelt  wer- 
den, da  die  kirchhche  Form  der  Eheschliessung  nach  protestan- 
tischen LehrbegriKen  kein  Dogma,    sondern  nur  eine  disciplinäre 


S.  208.  (1775);  später  sprach  er  sich  für  die  Successionsfähigkeit  der  Kin- 
der aus  solchen  Ehen  aus.  (Abhandl.  verschiedener  Rechtsmaterien,  1777, 
Stück  XVII,  S.  53  u.  f.)  —  Gewöhnlich  wird  der  im  J.  1771  bei  dem 
Reichshofrath  anhängig  gemachte  Rechtsstreit  des  Grafen  Johann  Ludwig 
zu  Leiningen-Guntershlum  als  Beispiel  dafür  angeführt,  dass  auch 
der  Reichshofrath  die  Successionsfähigkeit  der  Kinder  aus  der  Gewissensehe 
eines  Reichsstandes  anerkannt  habe.  Nach  dem  Wenigen  aber,  was  über 
diesen  Rechtsfall  aus  Gerstlaclier,  Handbuch,  Theil  X.  p.  1S33  bekannt 
geworden  ist ,  muss  zweifelhaft  bleiben ,  ob  hier  überhaupt  eine  Gewissens- 
ehe in  Frage  stand ,  und  ob  nicht  vielmehr  es  sich  nur  um  die  davon  ganz 
verschiedene  Frage  handelte,  ob  Braut-Kindern  A\e.  jiira  legitimorum 
urtheilsmässig  beizulegen  seien ,  wenn  der  Bräutigam  nach  förmlicher  Verlo- 
bung die  Trauung  ohne  Rechlsgrund  verweigert,  und  sich  böslich  entfernt? 
Vergl.  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV.  p.  364  u.  f.  —  Richtig  ist  jedoch, 
dass  nach  dem  älteren  canoniscben  Rechte,  welchem  in  manchen  Ländern  die 
protestantische  Praxis  sich  anschloss,  auch  in  einem  solchen  Falle  allerdings 
das  Verlöbniss  als  in  eine  wahre  Ehe  umgewandelt  betrachtet  wird.  Wal- 
ter, Kirchenrecht,   11.  Aufl.  §.  303. 

>o)  Sieh  oben  §.  213.  216. 

1')  Es  ist  dies  jedoch  nach  dem,  was  oben  §.  215,  II,  in  Bezng  auf  die 
im  Uebrigen  allgemein  anerkannte  Fortdauer  der  Gültigkeit  der  zur  Rcichs- 
zeit  gellenden  Grundsätze  des  Faniilienrechts  der  souveränen  Huuser  gesagt 
wurde,  nichts  weniger  als  consequent. 
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Anordnung  ist^-).  VIIT.  Es  vorstehet  sich  aber  von  selbst,  dass 
die  Absicht,  eine  Ehe  einzugehen,  fest  stehen  muss,  wenn  von 
einer  Gewissensehe  überhaupt  (im  Gegensätze  vom  Concubinate)  die 
Hede  sein  soll  *3).  IX.  Die  neueren  Hansgesetze  erwähnen  die 
Gewissensehe  gar  nicht. 

§.   220. 

IV.     Misslieirath  *). 
1)  Einleitung. 

I.  Es  ist  eine  alte,  noch  fortwährend  viel  behandelte  Steitfrage, 
ob  die  Eigenschaft  als  vollberechtigtes  Mitglied  einer  regierenden 
(früher  reichsständischen)  Familie  gemeinrechtlich  auch  durch 


'2)  Uebereinstiinmt :  H.  A.  Zachariae,  1.  c.  §.67.  B.  —  Siehe  beson- 
ders C.  G.  Bretschneider,  theolog.  Guiachten  über  die  Frage,  ob  die 
mit  Unterlassung  der  kirchlichen  Trauung  von  einem  evangelischen,  mit  der 
höchsten  Episkopalgewalt  bekleideten  Landesherrn  geschlossene  Ehe,  und  na- 
mentlich eine  Gewissensehe  desselben  nach  den  Grundsätzen  des  evangeli- 
schen Christenlhums  für  eine  wahre  Ehe  angesehen  werden  könne.  Leipz. 
1844.  —  Waller,  Kirchenrecht,  (11.  Aufl.)  1854,  §.  300,  n.  14.—  Rich- 
ter, Kirchenrecht,  (4.  Aufl.)    1853,  §.  265,  Note  10. 

'^)  Die  Entscheidung  kann  hier,  wo  es  hauptsächlich  auf  den  Sinn  der 
von  den  Pariheien  gebrauchten  Worte  ankommt,  sehr  schwierig  sein.  Vergl. 
Beispiele  bei  Leyser,  Medit.  ad.  Fand.  spec.  298  u.  585;  Moser,  Staatsr. 
XIX,  S.  307.  (Fall  des  Grafen  Philipp  von  Falckenstein  a.  1552).  —  Auch 
in  dem  hentinck 'sehen  Prozess  wurden  in  dieser  Hinsicht  sehr  verschie- 
dene Ansichten  geltend  zu  machen  gesucht ,  namentlich  über  das  Zutreffen 
der  Bezeichnung  in  L.  144.  Dig.  de  Verb.  sig.  ,,amica,  quae  uxoris 
loco  sine  nnpliis  in  domo  est"  auf  die  im  concreten  Falle  abgegebenen  Er- 
klärungen. Vergl.  Jenaer  Urtheil,  S,  344;  dagegen  meine  Schrift:  über 
hohen  Adel  (1853)  S.   12.  Note  **).  — 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  II.  p.  23  u.  f.  —  Pütt  er,  über  Miss  hei - 
rathen  deutscher  Fürsten  und  Grafen.  Göltingen,  1796. —  Dagegen  meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen  in  den  deutschen  regierenden  Fürstenhäusern 
überhaupt  und  in  dem  oldenburgischen  Gesammthause  insbesondere.  Stuttgart 
1853.  —  Vergl.  auch  Heffter,  Beitr.  z.  deut.  Staats-  und  Fürstenrecht, 
Berlin  1829,  Abhdl.  I;  u.  derselbe;  in  d.  Zeitschr.  f.  deut.  Recht.  Bd. II. 
Heft  2.  —  Chr.  G,  Göhrum,  Geschichtl.  Darstellung  der  Lehre  von  der 
Ebenbürtigkeit  nach  gem.  deut.  Rechte.  II  Bde.,  Tübingen,  1846.  —  Vergl. 
Gönner,  Staatsr.  §.  74.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  32.  —  Klub  er,  öffentl. 
R.  §.  245.  —  Maiirenbrecher,  Staatsr.  §.  233.  —  Weis.s,  Staatsr. 
§.  240.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  2.  Aufl.  $.  68.  IL 

Zöpfl ,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  n.  4 
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Abstammung  aus  einer  standesgleichen  Ehe  bedingt  sei*). 
II,  Dass  eine  gemein  verbin  dl  i  ch  e  positiv  gesetzliche 
Norm,  welche  ein  solches  Erforderniss  aufgestellt  hätte,  vor  der 
Abfassung  der  Wahlkapitulation  K.  KarTs  VII.  (1742)  nicht  vor- 


')  Diese  Frage  wurde  sehr  vielseitig  in  oeuerer  Zeit  erörtert:  I)  In  Be- 
zug auf  die  Ansprüche  des  Obersien  August  von  Este,  auf  die  Thronfolge 
in  Hannover.  (Sieh  die  vorzüglichsten  hieher  gehörigen  Schriften  oben  §217. 
Note  1.)  — .  11)  In  Betreff  der  Ansprüche  der  Krone  Bayern  an  Landeslheile 
des  Grossherzogthums  Baden  (sog.  sponheimer  Successionsstreit.) 
Die  bedeutendsten  Schriften  hierüber  (für  Baden)  sind:  Ueber  die  Ansprüche 
der  Krone  Bayern  an  Landeslheile  des  Grossh.  Baden.  Mannheim  1827.  — 
K.  S.  Zachariae,  Ueber  die  Ansprüche  u.  s.  w.  Heidelberg  1S28.  (Auch 
in  den  Heidelb.  Jahrb.)  —  (Kl  üb  er)  Der  sponheiniische  Surrogat-  und  Suc- 
cessionsstreit. Giessen  1S2S.  —  Für  den  Sieg  der  histor.  u.  rechtl.  Wahr- 
heit etc.  Giessen.  —  Ueberblick  der  Contovers  -  nnd  Wechselschriften  u.  s.  w. 
2  Hefte.  Giessen  1S28.  1829.  (In  dem  zweiten  Hefte,  S.  7.  u.  f.  sind  die 
von  bayerischer  Seite  dagegen  erschienenen  Schriften  angeführt.)  —  HI)  In 
Betreff  der  Ansprüche  des  fiirstl.  löwe  nstein 'sehen  Hauses  auf  Succes- 
sionsrecht  in  Bayern:  (Constantin,  Erbprinz  von  Löwenstein  Rosen- 
berg) Widerlegung  einiger  falschen  Nachrichten  in  Bezug  auf  den  Ursprung 
des  hochfürstl.  Hauses  L.  W.  etc.  Werthheim  18.31.  —  Klüber,  die  ehe- 
liche Abstammnng  des  f.  Ha-ises  L.  W.  etc.  Frkf,  a.  M.  1837.  —  K.  S. 
Zachariae,  Ueber  das  Recht  des  f.  Hauses  L.  W,  etc.  Heidelberg  1838. 
(Auch  in  d.  Heidelb.  Jahrb.)  —  (Heffter),  Votum  eines  norddeutschen  Pu- 
blizisten etc.  Halle,  1838.  —  Meine  Schrift:  Kritische  Bemerkungen  zu  den 
Schriften  Klüber's  und  eines  norddeutschen  Publizisten.  Heidelberg  l'^3s. — 
Vollgraff,  des  fürstl.  Hauses  L.  W.  ehel.  Abstammung.  Halle  1838.  — 
IV)  In  Bezug  auf  den  gräflich  be  nti  nck'schen  Successionsstreit: 
Ausser  den  oben  §.219,  Note  *)  angeführten  Schriften  von  Klüber,  Dieek 
und  Michaelis  gehören  hieher  die  sämmtlichen  in  Druck  erschienenen 
beiderseitigen  Prozessschriften:  Jenaer  Urtheil  (herausg.  v.  Di  eck, 
1843,  S,  273  u.  f.  (Es  gebührt  diesem  Fakultätsurlheile  eine  um  so  grössere 
Beachtung,  als  dessen  Ausarbeitung  von  einem  der  letzten,  noch  in  der 
Reithszeit  selbst  theoretisch  und  praktisch  gebildeten  und  als  ausgezeichnet 
tüchtig  anerkannten  Publizisten,  dem  verst.  Geh.  Ralbe  Schmid  her- 
rührt.) —  C.  S.  Zachariae,  in  d.  Heidelbg.  Jahrb.  1840.  S.  27.  ii.  f.  — 
Michaelis  in  Richters  Jahrb.  1840,  S.  260  u.  f.  —  Deutsche  Viertel- 
jahrsschrift 1842.  Januar-März,  S.  117  u.  f.  ~  Reichard,  in  d.  Zeitschr. 
f.  ges.  Staatsw.  1844,  Hft.  III,  S.  540.  —  (Heffter),  die  gegenwärtige 
Lage  des  reichsgräfl.  bentinck'schen  Rechtsstreites,  Berlin  1840,  S.  136 
u.  f.  -  Welcker,  der  relcbsgrnfl.  bentinck'sche  Erbfolgestreit,  Heidel. 
berg,  1847,  S.  38  u.  f.  —  Meine  Schrift-  Ueber  hoben  Adel  und  Ebren- 
bürtigkeit.  Stuttgart  1853,  S.  139  u.  f. 
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lianden  war,  und  dass  dit-  in  die  Wahlka])itidation  K.  Karl's  VII. 
art.  XXII.  g.  4  aulgeiiomnieiio  und  in  den  nachfolgenden  Wahl- 
kapilulationen  heibelialtene  Bestimniinig  die  Sache  nicht  erschöpft, 
darf  als  unstreitig  und  allgemein  anerkannt  betrachtet  werden. 
111.  Dagegen  fand  die  Ansicht  vielfache  Vertreter,  dass  durch  ein 
uraltes  gemeines  deutsches  H  e  r  k  o  m  m  e  n,  welches  nur  durch  die 
im  XVI.  und  XVII.  Jahrhunderte  vorwiegende  romanisirende  Rich- 
tung in  seiner  doktrinellen  Anerkennung  einigermaassen  erschüt- 
tert worden,  die  Geburt  aus  standesgleicher  Ehe  als  ein 
wesentliches  gemeinrechtliches  Erforderniss  für  die  Zustän- 
digkeit der  v<dl('n  Familien-  und  namentlich  Successionsrechte  als 
Mitglied  eines  reichsständischen  oder  überhaupt  landesherrlichen 
Hauses  eingeführt  worden  sei  ^).  Es  entbehrt  jedoch  diese  Ansicht 
allen  geschichtlichen  Grundes  imd  ist  daher  auch  jederzeit  auf 
das  Lebhafteste  und  mit  vollem  Rechte  bestritten  worden  ^). 

%.   221. 
2)  Begriff  von  Missheirath  und  unstandesinässiger  Ehe. 

1.  Unter  Missheirath  {disparagium)  oder  unstandesmässi- 
ger  Ehe  im  weiteren  Sinne  verstehet  man  eine  Ehe,  welche  wegen 
Standesungleichheil  der  Ehegatten  von  Rechtswegen  (sei  es 
zufolge  eines  Staats-  oder  Hausgesetzes,  allgemeinen  oder  Fami- 
lienherkommens) nicht  volle  Rechtswirkung  für  den  standesniederen 
Ehegatten  und  die  aus  solcher  Ehe  erzeugten  Kinder  haben  kann  •), 
und  insbesondere  den  .\achtheil  mit  sich  bringt,  dass  der  standes- 
niedere Ehegatte  und  die  Kinder  nicht  an  dem  Range  und  Stande 
des  standeshöheren  Ehegatten  Theil  nehmen  können,  und  die 
Kinder  eben  desshalb  von  der  Successi  on  in  die  Regierung  und 
das  damit  zusammenhängende  Stammgut,  Lehen  und  Hausfidei- 
commiss  zum  V ortheile  der  übrigen  Erbfolgeberech- 
tigten  ausgeschlossen    sind  -).     IL    Der  Fall  wird  hauptsächlich 


2)  Dies    ist   die  Grundidee   des    oben  Note  *)   angeführten   pütter'schen 
Hauplwerlies  über  die  Missheiralhen. 

3)  Die  nähere  Ausführung  und  Begründung  dieser  Ansicht  hat  sich  meine 
Schrift  über  Missheiralhen,   1S53,  zur  Aufgabe  gemacht. 

')  Daher  erltlärt  man  das  disparagium  gewöhnlich  als:  ,,matrimonium  ex 
lege  inaequale." 

'•"j  In  anderer  Beziehung,   als  zu  den  Erbfol  geberechtigten  ,  welchen 

4» 
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da  in  Frage  kommen,  wo  die  Gemahlin  von  niederem  Stande 
ist:  insoweit  jedoch  eine  cogna  tische  Succession  in  eine  Landes- 
regierung und  damit  zusammenhängendes  Stammgut,  Lehen  oder 
Hausfideicommiss  zulässig  ist,  kann  diese  Frage  wohl  auch  in 
dem  Falle  zur  Beurtheilung  kommen,  wenn  sich  ein  weih  lieh  es 
Mitglied  einer  regierenden  Familie  mit  einem  Manne  niederen 
Standes  vermählt  hat.  IIL  Insofern  sich  aber  im  Allgemeinen  oder 
im  Einzelnen  nachweisen  lässt,  dass  doch  mindestens  nicht  jede 
Standesabstufung  der  Ehegatten  die  vorgedachten  Nachtheile  zur 
Folge  haben  kann,  so  muss  zwischen  eigentlicher  Missheirath 
und  unstandesmässiger  Ehe  (im  engeren  Sinne)  wohl  unter- 
schieden werden  3)  IV.  Als  leitender  Grundsatz  muss  bei  der 
Lehre  von  der  Missheirath  aber  vorangestellt  werden,  dass  die  Ehe 
überhaupt  ein  so  wichtiges  und  in  die  gesellschaftliche  Ordnung 
so  tief  eingreifendes  Institut  ist,  dass  da,  wo  das  Vorhandensein 
einer  wahren  und  insbesondere  mit  voller  kirchlichen  Form  ein- 
gegangenen Ehe  feststeht,  den  Kindern  auch  alle  Rechte  wahrer 
Ehekinder  zugesprochen  werden  müssen,  so  weit  nicht  eine  po- 
sitive Rechtsquelle  ausnahmsweise  eine  Beschränkung  eintreten 
zu  lassen  nöthigt^). 


bei  Lehen  auch  der  Lehnsherr  wegen  seines  Heimfallrechtes  (sog.  Folge 
des  Herrn)  gleichsteht,  kommt  die  Missheirath  heut  zu  Tage  nicht  mehr  in 
Frage.  —  Jenaer  Urt heil  S.  253.  ,,Von  einem  Rechte  der  Lehnsleute 
oder  sogar  der  ünterthanen,  Kindern  aus  ungleicher,  aber  wahrer  rechtmässi- 
ger und  kirchlich  gültiger  Ehe  des  Landesherrn  die  Regierungs -Nachfolge 
streitig  zu  machen,  etwa  nach  Analogie  der  Rechtsbücher  der  hohenstaufischen 
Zeit  (Sachs.  Lehn-R.  art.  20;  Schwab.  Lehnrecht  art.  41  (39),  kann  heut 
zu  Tage  nicht  mehr  die  Rede  sein."  —  Uebrigens  sagen  diese  Stellen  auch 
keineswegs,  dass  die  Lehnsleute  dem  nicht  ebenbürtigen  Sohne  den  Antritt 
der  Landesregierung  verwehren  dürfen ,  sondern  es  ergibt  sich  daraus ,  na- 
mentlich aus  dem  schwäb.  Lehn-R.  (Lassb.)  c.  39  klar,  dass  es  ihnen 
nur  frei  stand,  ihm  ihre  Lehen  zu  refutiren,  wenn  sie  nicht  seine  Vasallen 
sein  wollten. 

3)  Jenaer  Urtheil  S  275:  ,,Die  blosse  Ungleichheit  des  Standes,  des 
Vermögens,  der  Bildung,  macht  aber  eine  Ehe  noch  nicht  zur  Missheirath, 
so  oft  auch  eine  solche  unstandesmässige  und  ungleiche  Verbindung  im  ge- 
meinen Leben  mit  diesem  Namen  belegt  wird. 

")  Jenaer  Urtheil  S.  277,  Nr.  3.  —  Die  Heilighaltung  der  Rechte 
der  Ehekinder,  der  Schutz  derselben  in  ihrem  Successionsrechte  und  seit 
der  Bekanntschaft   mit   dem  römischen  Rechte,    mindestens    in  ihrem  Pflicht- 
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§.   222. 

3)    Geschichtliches    in    Bezug  auf   Missheirathen    und 

unstandesniässige  Ehen  bis  zuni  XV.  Jahrhunderte. 

1.  Aus  der  Zeit  vor  der  Völkerwanderung  fehlt  es  an 
allen  Beweisen  für  die  Behauptung,  dass  Ehen  unter  den  etwa 
vorhandenen  verschiedenen  Klassen  der  freien  Leute  Missheirathen 
gewesen  wären').  II.  Auch  in  der  merowingischen  undka- 
rolingischen  Zeit  fehlt  es  an  allen  Beweisen,  dass  eine  Ehe 
eines  freien  Mannes  höheren  Ranges  mit  einer  freien  Frau 
niedrigeren  Ranges  als  Missheirath  betrachtet  worden  wäre-):  und 
nach  dem  Prinzipe  des  Ständeverhältnisses  jener  Zeit  war  dies 
geradezu  unmöglich^).  Dass  eine  freie  Frau  höheren  Ranges, 
wenn  sie  sich  mit  einem  freien  Manne  niederen  Ranges  verband, 
nur  noch  den  Rang  und  Stand  ihres  Ehegatten  haben  konnte,  und 
dass  in  diesem  Falle  die  Kinder  auch  nur  den  Rang  und  Stand 
des  Vaters  haben  koiuUen ,  kann  unmöglich  als  Beweis  für  das 
Dasein  einer  Missheirath  in  einem  solchen  Falle  angenommen 
werden,  da  das  Wesen  der  vollen  Rechtswirkung  einer  Ehe  ge- 
rade darin  besteht,  dass  Frau  und  Kinder  am  Range  und  Stande 
des  Vaters  Theil  nehmen.  Nur  die  Ehe  zwischen  Freien  und 
Unfreien  war  in  dieser  Periode  mit  Nachtheilen  bedroht:  und 
zwar  in  sehr  verschiedener  Weise  nach  den  einzelnen  Volksrech- 
ten. Eine  solche  Ehe  wurde  nach  einigen  Volksrechten  als 
nichtig  oder  sogar  als  strafbares  Verbrechen  behandelt; 
nach  anderen  wurde  der  freie  Ehegatte  in  den  Stand  des  unfreien 


theilsrecbte,  ist  ein  hervorragender  Charakterzug  der  mittelalterlichen  Rechts- 
pflege, wie  sich  dies  aus  den  nachfolgenden  Darstellungen  deutlich  erge- 
ben wird. 

1)  Meine  Schrift:  Heber  Missheirathen,  S.  2.  —  Die  Nachweisungen, 
welche  Wailz,  Verfassungsgeschichte  Bd.  I,  1844  darüber  gegeben  hat, 
dass  sich  aus  der  Zeit  der  Völkerwanderung  durchaus  keine  Rechtsunter- 
schiede zwischen  dem  Adel  und  den  übrigen  Freien  in  Bezug  auf  Ehe,  VVehr- 
geld  etc.  nachweisen  lassen,  dürfen  als  erschöpfend  betrachtet  werden. 

-)  Meine  Schrift-  Ueber  Missheirathen;  §.  3. 

3)  Cap.  Carol.  M.  a.  803.  §.  1.  ,,Non  est  nisi  liber  et  servus." —  üeber 
die  Stelle  aus  Meginhard,  translatio  S.  Alexandri ,  welche  mitunter  dage- 
gen angeführt  werden  will,  s.  mein  e  Schrift :  über  Missheirathen  S.  5,  Note; 
und  ausführlicher  meine  deut.  St.  u.  R. -Gesch.  Bd.  II,  Abthl.  II,  (1847) 
S.  239.  Note  2.  — 
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hinabgestossen ;  nach  wieder  anderen  blieb  er  zwar  persönlich  frei, 
die  Unfreiheil  des  anderen  Ehetheils  aber  vererbte  sich  auf 
die  Kinder  und  dies  ist  der  Sinn  der  Paroemie:  „das  Kind  folgt 
der  ärgeren  Hand"  "♦).  ill.  Auch  das  canonische  Recht, 
welches  schon  um  dieselbe  Zeit  zu  den  germanischen  Völkern 
kam,  weiss  durchaus  nichts  von  Missheirathen  unter  den  verschie- 
denen Klassen  der  Freien ;  es  schliesset  sich  vielmehr  genau  den 
damaligen  Ansichten  der  germanischen  Völker  an,  betrachtet  die 
Ehen  unter  allen  Freien  ohne  Unterschied  als  vollwirkend  und 
die  daraus  entsprungenen  Kinder  als  legitimi^).  Bei  der  Verbin- 
dung zwischen  Freien  und  Unfreien  dagegen  präsumirt  das  canoni- 
sche Recht,  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils,  nur  Concubinat  ^) ; 
es  hält  aber  die  Ehe,  wo  der  animus  conjugalis  feststehet,  aus 
Rücksicht  auf  das  Sakrament  aufrecht"),  tritt  jedoch  dem  welt- 
lichen Rechte  nicht  entgegen,  soferne  dieses  auf  die  Kinder  aus 
solchen  Ehen  die  Unfreiheit  des  einen  Elterntheils  vererben  lässt. 
Nur  darin  machte  das  canonische  Recht  eine  wesentliche  Aende- 
rung,  dass  es,  was  bis  dahin  die  Volksrechte,  so  wie  auch  das  römi- 
sche Recht,  nicht  anerkennen  wollten,  auch  unter  Unfreien  un- 
ter einander  eine  wirkliche  Ehe  annahm**)  und  daher  den 
Herren  derselben  das  willkiihrliche  Trennen  der  Ehen  der  Unfreien 
untersagte  9).     Es  ist  daher  ganz  falsch,  wenn  man  behauptet,  das 


•')  Sieh  die  Beweisstellen  iu  meiner  deutschen  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II, 
Abtbl.  II.  (1847)  §.  82.  — 

*)  Causa  32,  Qu.  2,  can.  '.i.  (Leo,  papa,  a.  443):  ,,]Naptiaroui  autem 
l'oedera  inter  ingenuos  sunt  legitima,  et  iuter  coaeq  uales."  Meine 
Schrift :   lieber  Missheirathen,  §.  4.  — 

*^)  Sieh  die  Beweisstellen  in  meiner  deutsch.  St.-  u.  R.- Gesch.  Bd.  11, 
Ablhl.  II,  §.  82.  Note  10.  —  üebereinstimmt  hiermit  ferner:  Causa  32. 
Qu.  2.  can.  15:  ,, Liberi  dicti,  qui  ex  libero  sant  matiimonio  orti.  i\am 
filii  ex  libero  et  ancilla  (d.  h.  aus  einer  Ehe  eines  Freien  mit  einen  Un- 
freien) servilis  conditionis  sunt.  Seniper  enim,  qui  nascitur,  dete- 
riorem  (parenüs)  statum  sumit...  Ist!  vero,  qui  non  sunt  de  legi- 
time matrimonio,  matrem  polius ,  quam  patrem  sequuntur."  (d.  h.  sie 
können  sogar  frei  sein,  wenn  ihre  uneheliche  Multer  eine  Freigeborene  ist. 

->)  Causa  29.  Qu.  2.  can.  2;  3. 

*)  Dies  ist  die  Bedeutung  von  ,,coaequales"'  in  Causa  32,  Qu.  2. 
c.  3.   (sieh  oben  Note  h.) 

^)  Sieh  die  Beweisstelleu  in  meiner  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II, 
Abtbl.  II,  §.  2«.  Note  17. 
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canonische  IJeclit  liahe  zuerst  die  altdeutsche  Lehre  von  den  Miss- 
heiralhen  untei-  verschiedenen  Klassen  der  Freien  zu  erschüttern 
versucht,  denn  es  gah  noch  keine  derartige  germanische  Misshei- 
rathslehre,  als  die  Kirche  auf  die  deutschen  Völker  einzuwirken 
anfing"*)-  IV.  INoc.h  im  dreizehnten  Jahrhunderte  hält  der  Sach- 
senspiegel genau  und  streng  an  der  wahren  altdeutschen  Theorie 
fest,  dass  das  von  freien  Eltern  erzeugte  Kind  unbedingt  seines 
Vaters  landrechllichen  Geburtstand  (llechtj  und  dessen  lehen- 
rechllichen  Rang  (Schild)  als  fabnlehnfähig  oder  ritterlehnfähig 
hat,  je  nachdem  nämlich  derV^ater  zu  dem  reichsständischen  Ilerren- 
standc,  d.  h.  zu  den  damals  allein  sogenannten  Edlen  (Adel), 
oder  zu  den  ritterlebnfähigen,  schöffenbarfreien  Geschlechtern  ge- 
hörte *'}.  Daher  sagt  der  Sachsenspiegel  sogar  ausdrücklich,  dass 
ein  Kind  einer  freien  Mutter  besser  geboren  sein  könne,  als 
diese  selbst,  was  nur  möglich  ist,  wenn  die  Mutter  einfach  geburts- 
frei, der  Vater  aber  vom  ritterlehnfähigen,  schöffenbarfreien  Stande 
oder  vom  Herrenstande  war '-).  Im  Uebrigen  findet  sich  im  Sach- 
senspiegel noch  erwähnt,  dass  Kinder  einer  Frau  höherer  Klasse, 
welche  sich  mit  einem  Manne  niederer  Klasse  verheiralbet,  nicht 
das  besondere  Standesrecht  der  Mutter  haben  können  ^^),  was, 
wie  schon  oben  (unter  Nr.  II)  erwähnt  wurde,  aber  keine  Be- 
sonderheit, sondern  Consequenz  des  Prinzipes  der  Ehen  unter 
Freien  ist;  auch  wird  noch  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
älteren    Hechte   angegeben,  dass.    wenn   freie  Leute  mit  Unfreien 


'0)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen.  §.  4- 

")  Sachsensp.  Ldr.  (Honieyer)  I,  16,  §.  2.  „Svart  kind  is  vri 
linde  ecbt,  dar  behalt  it  sines  valers  recht."  —  Ebendas.  III,  72.  ,,Dat 
echte  kind  und  vri  behalt  siues  vaters  schilt  und  nimt  sin  erve  nnde 
der  müder  also,  of  it  ir  evenburdich  is,  oder  bat  (d.  h.  besser)  ge- 
boreu.'* 

!2)  Sachsensp.  Ldr.  III,  72.  (s.  Note  11.).  —  Vergl.  Sachsensp. 
I,  51.  §.  2.  ,,Ein  wif  mag  gewinnen  echt  kint,  adel  kint,  egen  kint, 
unde  keves  (uneheliches)  kint."  —  Sieh  meine  Schrift :  Ueber  Missheirathen, 
§.  6.  —  Meine  deut.  St.-  u.  R -Gesch.   Bd.  II,   Abth.  II,  (1847)  §.  90. 

'3)  Sachsensp.  Ldr.  III,  73.  ,,i\imt  aber  en  vri  scepenbare  wif  enen 
birgelden  oder  enen  landseten,  vnde  wint  sie  kindere  bi  iuie,  die  ne  sintire 
nicht  ebenbur dich  an  bute  und  an  wergelde,  wende  se  hebten  irs 
vater  recht  unde  nicht  der  muter;  dar  umme  ne  nemen  sie  der  muter 
erve  nicht."  —  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen.  §.  8. 
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(Dienstleuten)  sich  verheirathen ,  die  Dienstpflicht  des  unfreien 
Eltern theiis  auf  die  Kinder  vererbt i*),  y.  Der  Schwabenspie- 
gel dagegen,  wenn  auch  etwas  jünger  als  der  Sachsenspiegel,  doch 
immerhin  noch  dem  XIII.  Jahrhunderte  angehörig,  spricht  zum 
erstenmale  einen  Satz  aus,  der  eine  Missheirathstheorie  in  dem 
heut  zu  Tage  angenommenen  Sinne  zeigt,  indem  er  den  Kindern 
eines  Mannes  vom  Herrenstande  und  einer  Frau  aus  den  mittel- 
freien (ritterlichen,  vasaUitischen  oder  schöffenbarfreien  Stande) 
den  Rang  und  Stand  des  Vaters  abspricht  und  ihnen  nur  den 
ihrer  Mutter  beilegt  '^).  Mag  man  dieser  ihrer  Bedeutung  und 
ihrem  Werthe  nach  sehr  zweifelhaften  Aeusserung  des  Schwaben- 
spiegels aber  noch  so  viel  Gewicht  beilegen,  so  kann  daraus, 
bei  dem  geraden  Widerspruche  des  in  voller  Geltung  neben  dem- 
selben fortbestehenden  Sachsenspiegels,  doch  nimmermehr  auf  ein 
damals  schon  vorhandenes  gemeines  deutsches  Herkommen 
geschlossen  werden  ^^).  VI.  Dazu  kommt  aber  noch  überdies, 
dass  gerade  aus  kaiserlichen  Urkunden  des  XIII.  Jahrhunderts, 
also  aus  gleichzeitigen  Urkunden,  namentlich  eines  Kaisers  aus 
einem    süddeutschen    Hause,    Rudolph 's  von  Habsburg, 


")  Sachsensp.  Ldr.  J,  IH.  §.  2.  ,,Js  aber  die  vater  oder  de  muler 
diustwif,  it  kint  bebalt  sogetan  recht,  als  it  in  geboren  is."  —  Meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  H,  —  Meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II. 
Abthl.  II.   (1847)  §.  00.  — 

15)  Schwabensp.  Ldr.  (Lassbg.)  c.  70.  ,,Ez  is  nienieu  semper  vri. 
wan  des  vater  und  muler.  und  der  (d.  h.  deren)  vater  und  muler  semper 
vri  waru . . .  und  isl  loch  div  muler  semper  vri.  und  der  \ aler  mitel  \ri. 
div  kint  werdent  mite!  vrien.  vnd  ist  der  vater  semper  vri  vnd  div 
muter  mitel  vri.  div  kint  werdent  aber  mitel  vrien."  Bemerkens- 
werth  ist,  dass  der  Schwabenspiegel  über  den  Fall,  wenn  ein  mittelfreier 
Mann  eine  Frau  aus  dem  freien  Baueruslaode  (nach  seiner  Terminologie  eine 
Landsassenfreie)  heirathet,  gar  nichts  sagt:  ebenso  erwähnt  er  Ehen  mil 
Frauen  aus  dem  Stande  der  Städlebürger  gar  nicht.  Es  scheint  darin 
schon  eine  Andeutung  von  dem  zu  liegen,  was  fortwährend  in  Bezug  auf 
Eben  von  Männern  des  rillerlicben  Adels  mit  bürgerlichen  Frauen  als  Recht 
gegolten  hat  und  noch  gilt,  dass  nämlich  jedenfalls  eine  solche  Ehe  nach  un- 
zweifelhaftem Herkommen  keine  Missbeiralh  isl.  Pü  Her,  Missheirathen,  S,  4S6. 
540;  Eichhorn,  deut.  Priv.-R.   §  293.—  Jenaer  Unheil,  S.  2S9. 

'^)  Ueber  die  fast  allgemein  vollständig  übersehenen  scharfen  Gegensätze 
des  Sachsenspiegels  und  des  Schwabenspiegels  in  dieser  Lehre  und  ins- 
besondere des  Standes  y  Sterns  d^r  beiden  Spiegel,  siehe  meine  Schrifl : 
Ueber  Missheirathen,  §.  9—13. 
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sich  mit  Heslimmtheit  ergibt,  dass  der  Kaiser,  nach  des  Reiches 
damals  geltenden  Hechten,  für  die  Successionsfähigkeit  der  Kinder 
eines  Reichsfilrsten  in  Land  und  Leute  durchaus  nichts  voraussetzte, 
als  dass  die  Gemahlin  niedrigeren  Standes  eine  freie  Frau  (kein 
Dienstweib)  sei,  daher  er  denn  auch  in  betreffenden  Fällen  den 
Frauen  auch  nur  Freilassungsbriefe,  aber  keine  Standeserhöhungen 
(im  Sinne  von  hohen  Adelsverleihungen)  ertheilte,  welcher  letzteren 
sie  eben  so  wenig  bedurften,  als  dergleichen  überhaupt  damals 
noch  gar  nicht  eingeführt  und  gebräuchlich  waren  *^). 

§.  223. 

4)    Geschichtliches    über    Missheirathen    und    iinstandes- 

mässige  Ehen  vom  XV.  Jahrhunderte  bis  zur  Abfassung 

der  Wahlkapitiilation  K.  Karls  VII.   1742. 

L  In  den  folgenden  Jahrhunderten,  namentlich  im  XV.,  XVL 
und  XVIL  Jahrhunderte,  bis  kurze  Zeil  vor  der  Errichtung  der 
Wahlkapitulation  K.  Kari's  Vll.  1742  betrachtete  die  Doktrin 
fast  einstimmig  die  Ehen  zwischen  Fürsten  und  Frauen  vom  ritter- 
lichen Adel  oder  Bürgerstande  als  vollgültig  wirkende  Ehen  und 
erkannte  durchaus  kein  gemeines  Herkommen  an,  wonach  solche 
Ehen  Missheirathen  sein  sollten.  Die  wenigen  Stimmen,  überdies 
nur  Personen  von  geringer  juristischer  Bedeutung  angehörig,  welche 
es  in  dieser  Zeit  wagten,  das  Gegentheil  zu  behaupten,  fanden 
sofort  von  den  angesehensten  Männern  des  Faches  eine  derbe  Abfer- 
tigung und  wurde  von  denselben  geradezu  entgegen  gehalten,  dass 
das  geraeine  unzweifelhafte  Herkommen  des  deutschen  Reiches 
gegen    die   Annahme    einer    Missheirath    in    diesen    Fällen   sei  0- 


'")  Die  Erklärung  der  Urkunden  Rudolph's  I.  (Urk.  a.  1278  betreffend 
die  Ehe  des  Markgrafen  Heinrich  des  Erlauchten  von  M  e  i  s  s  e  n  mit  Elisa- 
beth von  Maltitz,  und  Urk.  v.  1273  und  12S7  betreffend  die  Ehe  des 
edeln  Herrn  Reinhard  von  Hanau  mit  Adelheit  ^  on  Münzenberg), 
welche  von  Pütter,  Missheirathen  S.  35  u.  f.,  ganz  missverstanden  worden 
siad,  siehe  in  meiner  Schrift:    Ueber  Missheirathen.  §.   14 — 20. 

*)  Dies  weiset  Pütter  selbst  nach,  in  dem  literär-gescbichtlichen  An- 
hange zu  seinem  Werke  über  Missheirathen.  S.  487  u.  f.  —  Vollkommen 
hiermit  übereinstimmend  hat  sich  auch  erklärt,  Heffter,  in  dem  oben 
§•  220,  Note  i.  angef.  Votum  eines  uorddeut.  Publizisten  S.  87  u.  f.  — 
Siehe  meine  Schrift:    Ueber  hohen  Adel   und  Ebenbürtigkeit,  S.  144  u.  f.  — 
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II.  Petrus  ab  Audio  aus  dem  XV.  Jahrhunderte  weiss  nur  davon, 
dass  einige  Familien  des  schwäbischen  Herrenstandes  solche  Ehen 
als  Missheirathen  mit  Berutung  auf  ihi-  Spezialherkommen  behaup- 
ten wollten,  und  erklärt  sich  entschieden  gegen  die  Vernünftigkeit 
und  somit  gegen  die  Rechlsbeständigkeil  einei'  solchen  Gewohn- 
heit 2).  III.  Die  Rechtslehrer  der  folgenden  Jahrhunderle  und 
zwar  gerade  die  namhaftesten  derselben  ohne  Ausnahme,  also  ge- 
rade die  Männer,  auf  deren  Schultern  die  Wissenschaft  ruhte  und 
welche  man  doch  sonst  in  allen  übrigen  Rechtstheiien  als  die 
Väter  und  unverwerflichen  Zeugen  der  Praxis  anerkennt,  erklärten 
sich  übereinstimmend  für  flas  Successionsrecbt  der  aus  solchen 
Ehen  entsprossenen  Kinder  und  deren  Recht  auf  die  väterlichen 
Titel  und  Würden^)  und  zeigen  nur  darin  eine  Meinungsverschie- 
denheit, ob  auch  die  Gemahlin  niederen  Standes  ohne  weiteres 
befugt  sei,  die  hohen  Adelstitel  ihres  Gemahls  zu  führen,  oder 
ob  diese  dazu  einer  besonderen  kaiserlichen  Standeserhöhung  be- 
dürfe'*). IV.  Richtig  ist,  dass  diese  Reclitslehrer  im  Geschmacke 
und  nach  der  Sitte  der  damaligen  Zeit  ihre  Gründe  grösstentheils 
aus  dem  römischen  Rechte,  als  dem  gemeinen  Reichsrechte,  her- 


■')  Petrus  ab  Andlo,  de  iinp.  Rom.  II.  c.  12.  ,,....  qiiae  profecto 
observantia  haud  satis  booesta  esse  videtur."  Vergl.  hierüber  meine 
Schrift  über  Missheirathen,  §.  29,  30. 

a)  So  z.  B.  erklären  die  Kinder  von  Reichsfürsten  aus  Ehen  mit  niede- 
ren adeligen  oder  bürgerlich  eu  Frauen  für  successionsfähig:  Pfeil  zu 
Nürnberg,  Vultejiis,  Sixtinus  (von  beiden  sind  im  Namen  der  marburger 
Juristenfakultät  bearbeitete  Gutachten  über  diese  Frage  bekannt),  ßesold, 
Stepbanus,  Runielinus,  Obrecht,  ßocerus,  Rhetius,  Hörn, 
Titius,  Itter,  Schilter,  Heinr.  Cocceji,  Nicol.  Myler  ab  Ehren- 
bach, Pfeffinger  etc.  —  Meine  Schrift:   Ueber  Missheirathen,  §.   26. 

^)  Petrus  ab  Andlo  11,  c.  11.  ,,Plebeja  nupta  nobili  eflicilur  nobi- 
lis,"  —  Ludoir,  de  jure  fem.  illustr.  1734.  P.  I,  §.  XI,  m.  27,  2b  stellt 
dagegen  in  Abrede,  dass  eine  Frau  vom  niederen  Adel-  oder  Bürgerstande 
durch  Verbeiralhung  mit  einem  Reichs- Fü  rste  n  ohne  weiteres  den  Rang 
und  Titel  des  Gemahls  erlange,  spricht  jedoch  den  Kindern,  wenn  die  Matter 
von  niederem  Adel  ist,  das  Successionsrecbt  und  die  väterlichen  Würden  un- 
bedingt zu:  wenn  die  Mutier  bürgerlich  ist,  glaubt  er  aber  (,,p  u  tarem  "), 
dass  die  Agnaten  nicht  schuldig  seien,  sie  zur  Successiou  kommen  zu  lassen^ 
wenn  sie  nicht  eine  Staudeserhühung  vom  Kaiser  erwirkt  hätten,  welcher  er 
aber  sodann  unbediugt  Rechtswirkung  beilegt.  —  Vergl.  Gribner,  delio. 
est  jurisprud.  privat,  illustrium.  1745,  p.  66. 
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nahmeil.  iNichtsilesloweniger  isl  es  eine  duichaus  verkehrte  Vor- 
slellniig,  wenn  man  }<lanbl,  dass  die  Uechtsgelehrlen  durch  un- 
passende Anwendnno  des  römischen  Rechtes  ein  alles  deutsches 
Herkommen  zu  zerstören  oesiicfif  hätten,  da,  wie  gezeigt  wurde 
(§.221),  ein  solches  niemals  bestanden  hatte.  Vielmehr  vertraten 
hier  diese  Kechtsg«'lehrten  wirklich  der  Sache  nach  das  wahre 
alte  deutsche  Herkummen ,  wenn  gleich  ihre  Argumentation  aus 
dem  römischen  Rechte  nach  den)  gegenwärtigen  Zustande  der 
Wissenschaft  des  deutschen  Rechtes  nicht  als  nuthvvendig  oder 
erschöpfend  betrachtet  werden  kann.  Doch  ist  auch  hierbei  nicht 
zu  übersehen,  dass  gerade  in  dieser  Lelire  schon  in  den  Urkunden 
des  K.  Rudolphs  i.  (im  XIII.  Jahrhunderte)  auf  das  römische 
Recht  als  Reichsrecht  Bezug  genommen  worden  war^),  und  dass 
bei  der  allgemeinen  üeberzeugung  von  der  Rezeption  dos  römischen 
Rechtes  als  gemeines  Reichsrecht,  ohne  Ausschluss  irgend  einer 
Materie,  die  Berufung  auf  dessen  Sätze  nichts  Befremdliches  haben 
kann  ^) ,  und  sicher  die  Gegner  dieselbe  auch  nicht  unterlassen 
haben  würden,  wenn  sie  eine  Bestätigung  ihrer  Ansicht  daraus 
hätten  schöpfen  können.  V.  Dass  es  den  Juristen  des  XV. — 
XVIIl.  Jahrhunderts  nicht  in  den  Sinn  kommen  konnte,  durch 
Bestreitung  der  Missheirathseigenschaft  unstandesmässiger  Ehen 
der  Fürsten  das  fürstliche  Ansehen  herunter  zu  setzen,  oder  gar 
Grundsätze  einer  demokratischen  Gleichheit  zur  Geltung  zu  brin- 
gen, wird  Niemand  behauj)ten  wollen,  der  mit  dem  Geiste  jener 
Zeiten,  dem  Charakter  dieser  Männer  und  der  Stellung,  die  sie  zu 
ihren  Landesherren  einnahmen,  auch  nur  einigermaassen  bekannt  ist'). 


6)  Meine  Scbrift:  üeber  Missbeiratben.  §.  28. 

**)  Rübuit  (loch  der  Schwabenspiegel  (Landr.  nach  Lassbg.  c.  l,  b.) 
von  sieb  selbst,  dass  er  abgeseben  von  den  Constitutionen  deutscher  Kaiser 
(,, Karlsrecht")  aus  dem  römischen  Rechte  (romische  phahte)  u.  den  canoni- 
scben  Recbtsböchern  (,,  den  Bücbern  Decrelum  et  Decreial'-)  ausgezogen 
sei. —  Auch  Heffter  (s.  INote  1.)  erkennt  an,  dass  der  .,  roma  nist  is  cbe 
Grundsatz"  zugleich  auf  das  Reichsherkomwen  gestützt  war:  und 
fügt  bei:  ,, Unmöglich  iässt  sich  jenen  Männern  eine  solche  gänzliche  Ver- 
blendung beimessen,  dass  sie  etwas  anderes  für  Recht  erachtet  hätten,  als 
sie  wirklieb  vor  sich  sahen.  Sie  fussten  freilich  auf  das  römische  und  ca- 
noniscbe  Recht,  aber  war  beides  nicht  wirklich  als  Reichsrecht  auerkannt, 
und  mit  kaiserlichem  ?«~amen  geheiligt?" 

")  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen.  §.  26.  — 
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VI.  Diese  Ansicht  der  Rechtsgelehrten  findet  aber  ihre  volle  Be- 
stätigung in  der  kaiserlichen  Praxis  selbst,  und  namentlich  ist 
es  sehr  bezeichnend,  dass  Kaiser  Ferdinand  I.  seiner  Un- 
zufriedenheit wegen  der  Ehe  seines  Sohnes,  des  Erzherzogs 
Ferdinand  von  Oesterreich  mit  der  Philippina  Weiser 
von  Augsburg  in  keiner  anderen  Weise  eine  praktische  Folge  zu 
geben  vermochte ,  als  dass  er  zu  dem  äussersten  Nothbehelfe  der 
deutschen  Kaiser,  der  Machtvollkommenheit  (§.  85)  griff, 
und  kraft  dieser  das  Successionsrecht  der  aus  dieser  Ehe  stam- 
menden Descendenz  (überdies  nur  vorläufig)  aufhob,  was  er  nicht 
noth wendig  gehabt  hätte,  wenn  nach  einem  gemeinen  Her- 
kommen den  Kindern  an  sich  das  Successionsrecht  in  die  öster- 
reichischen Erblande  nicht  zugestanden  hätte  *>).  \ll.  Richtig  ist, 
dass  seit  dem  XV.  Jahrhunderle  in  mehreren  reichsfürstlichen  Fa- 
milien ausdrückliche  Hausgesetze  errichtet  wurden,  wodurch  theils 
die  Ehen  mit  bürgerlichen  Frauen,  theils  sogar  auch  mit  Frauen 
vom  ritterlichen  Adel,  ja  sogar  mitunter  von  neugräflichem  Ge- 
schlechte, für  Missheirathen  erklärt  wurden.  Allein  alle  diese  Haus- 
gesetze sind  in  ihrem  Inhalte,  namentlich  hinsichtlich  der  Rechts- 
folgen einer  solchen  Verbindung,  so  abweichend  von  einander,  dass 
schon  aus  diesem  Grunde  hieraus  kein  gemeines  Herkommen 
erkannt  werden  kann^).  .\uch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  der 
Kaiser  solchen  Hausgesetzen,  wodurch  auch  die  Ehen  mit  Frauen 
vom  ritterlichen  Adel  für  Missheirathen  erklärt  werden  sollten,  nur 
in  sehr  seltenen  Fällen  die  Bestätigung  ertlieilte ,  vielmehr  diese 
regelmässig  abgeschlagen  wurde  *").  VHl.  Aus  dem  häufigeren 
Vorkommen  solcher  Hausgesetze  kann  daher  nicht  mehr  abgeleitet 


")  Aach  die  kaiserliche  Urkunde  v.  13.  Sept.  1561.  bezüglich  dieser  Ehe 
ist  von  Pütter  nicht  gehörig  aufgefasst  worden.  —  Meine  Schrift  über 
Missheirathen  §.   31,  32. 

^)  Siehe  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  verschiedenartigen  Be- 
stimmungen der  älteren  Hausgesetze,  in  meiner  Schrift:  üeber  Missheira- 
then §.3.5.  36.  —  Dass  selbst  eine  Uebere  i  ns  timmung  der  vorhandenen 
Hausgesetze  kein  gemeines  Recht  für  andere  Familien  begründen  könnte, 
hat  schon  Selchow,  Rechtsfälle,  Lemgo  1792.  p.  192.  recht  gut  ausgeführt. 

«")  Pütt  er,  Missheirathen,  S.  3Ü4,  306—309.  besonders  S.  240,  473.  — 
Moser,  Staalsr.  XIV.  S.  237.  Dessen  Familienslaatsrecht,  II,  129.  — 
Jenaer  Urtheil,  S.  2S5.  —  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen.  S.  77. 
Note;  S.  81. 
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werden,  als  dass  bei  mehreren  reiclisständischen  Häusern,  nament- 
lich bei  den  grösseren  altriirsllicbcn  Häusern,  deren  Häupter  immer- 
niehr  die  Stellung  souverainer  europäischer  Fürsten  und  Familien- 
verbindungen mit  grossen  auswärtigen  Kronen  anstrebten,  ein  In- 
teresse immer  lebhafter  hervortrat,  Ehen  mit  Frauen  niedrigeren 
Standes  zu  vermeiden  '0-  ^^-  Dazu  kam  auch  noch  das  unmittelbare 
Interesse,  welches  die  Agnaten  hatten,  durch  Verdrängung  der 
Descendenz  des  regierenden  Herrn  unter  Hinweisung  auf  die  ün- 
standesmässigkeit  seiner  Ehe,  die  Regierungsnachfolge  für  sich 
selbst  zu  gewinnen,  zu  welchem  Behufe  dieselben  nicht  selten  ih- 
ren Einfluss  am  kaiserlichen  Hofe  geltend  zu  machen  wuss- 
ten  ^^).  X.  Bei  der  hauptsächlich  praktischen  Richtung  der  Rechts- 
gelehrsamkeit im  vorigen  Jahrhunderte,  welche  sich  hauptsächlich 
nach  Präjudizien  und  thatsächlichen  Vorgängen  richtete,  konnte 
es  sonach  nicht  fehlen,  dass  allmählig  die  alte  Theorie  er- 
schüttert wurde  und  die  Meinungen  der  Rechtslehrer  anfingen, 
schwankend   zu   werden  '3).     Jedoch   kam   es  weder  zur  Bildung 


>>)  Pütter,  Missheiralhen,  S.  330. 

'2)  Selchow,  Rechtsfälle,  I,  191  u.  f.  sagte  darüber  sehr  freimüthig : 
,,Kurz,  hier  entscheidet  oft  Hofluft  mehr  als  Recht."  —  Pütter,  Misshei- 
ratben S.  132,  184,  416.  wollte  dagegen  bemerkt  haben,  dass  der  kaiserliebe 
Hof  die  Succession  aus  unstandesmässiger  Ehe  begünstige,  wenn  es  sich 
darum  handle,  einen  katholischen  Zweig  eines  reichsständischen  Hauses 
gegen  einen  protestantischen  zu  begünstigen.  Meine  Schrift  über  Miss- 
heirathen,  §.   42  u.  52. 

'3)  Meine  Schrift  über  Missheiralhen,  §.  39.  40.  —  Dass  es  sich  hier  noch  am 
Ausgange  des  XVI.  und  am  Anfange  des  XVIl.  Jahrb.  bei  den  altrdrstlichen 
Häusern  noch  erst  darum  handelte,  ihr  Interesse  zu  einem  Rechte  zu 
machen,  ergibt  sich  am  deutlichsten  aus  dem  Schwanken  und  der  Unsicherheit 
nnd  Willkürlichkeit,  womit  sich  die  ersten  V  ertheidiger  der  Successions-Unfühig- 
keit  der  aus  unstandesmässiger  Ehe  stammenden  Kinder  aussprechen.  Meistens 
sind  sie  geneigt,  die  Kinder,  wenn  die  Mutter  von  altem  niederen  Adel  ist, 
als  successionsTähig  zu  betrachten ;  wenn  die  Mutler  aber  eine  Bürgerliche  ist, 
sie  ausschliessen.  Von  dem  Falle,  wenn  die  Mutter  aus  einer  neu  geadelten 
Familie  stammt,  schweigen  sie  meistens  gänzlich;  auch  beschränken  sie  mit- 
unter den  Begriff  ,,Plebeja"  unter  Bezugnahme  auf  das  römische  Recht 
(L.  1.  §.  11.  de  dignitat. ;  L.  10.  Dig.  de  Senator.)  darauf,  dass  ihr  Vater 
kein  Slaalsamt  bekleidet  habe,  weil  der  Ursprung  alles  Adels  in  Staatsäm- 
tern  zu  suchen  sei.  So  z.  B,  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr.  1734,  P.  I, 
§.  XI.  XII.  —  V.  Seckendorff,  Fürstenstaat.  Part.  2.  Cap.  7.  Nr.  26. 
erwähnt  es  als  eine  alte  Sitte,    dass  sich  deutsche    ,, Fürsten   und  vor- 
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eines  neuen  gemeinen  Herkommens  **),  noch  auch  zu  einer 
reichsgesetzlichen  Bestimmung,  his  auf  die  Zeit  der  Abfassung  der 
Wahlkapitulation  K.  Karl's  VII.  1742,  zu  welcher  Zeit  eine  un- 
standesmässige  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrich  von  S.  Mei- 
ningen '^)  die  nächste  Veranlassung  gab,  dass  einige  altfürstliche 
Häuser  auf  die  reichsgesetzliche  Bestimmung  des  Begriffes  und 
der  Rechtsfolgen  einer  Missheirath  drangen  ^^). 


nehme  Reich sgirafen  "  nicht  mit  ,, gemeinen  von  Adel  oder  bürgerli- 
chen Standes"  verheirathen ,  weil  es  ihnen  nicht  allein  ,,zur  Übeln 
Nachrede  gereiche,  sondern  sich  auch  Beispiele  finden,  dass  den  Kindern  ihr 
Stand  und  Erbfolge  vielfach    streitig  gemacht  oder  geschmälert  worden  sei". 

•')  Wenn  man  anerkennen  muss,  dass  bis  zum  Ausgange  des  XVII.  Jahr- 
hunderts notorisch  ein  gemeines  Herkommen  nicht  vorbanden  war,  wo- 
nach Ehen  selbst  fürstlicher  Reichstände  mit  Frauen  von  niederem  Adel  oder 
Bürgerstande  Missheirathen  gewesen  wären ,  so  ist  doch  wohl  einleuchtend, 
dass  der  kurze  Zeitraum  vom  Anfange  des  XVIII.  Jahrhunderts  bis  zur  Ab- 
fassung der  W^ahlkapilulation  K.  Karl's  VII.  1742  an  sich  nicht  ausreichen 
konnte,  um  die  neue  Bildung  eines  gerade  entgegenstehenden  gemeinen 
Herkommens  zu  ermöglichen.  Meine  Schrift  über  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit. S.    142  u.   f. 

>5)  Ueber  die  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrich  mit  der  Philippina 
Cäsar ea  Schurmann,  sieh  Pütter,  Missheirathen,  S.  234  u.  f.  — 
Moser,  Familienstaatsr.  II,  p.  37  n.  f.  —  Meine  Schrift:  Ueber  Misshei- 
rathen, §.  43;  und  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit. 
S.  113  u.  f.  14S  u.  f.  —  Unter  dem  21.  Febr.  1727  war  die  Pbilippina 
Schurmann  von  K.  Karl  VI.  Iln  den  Reichsfürstensland  erhoben  worden, 
mit  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Successionsrechte  für  ihre  bereits  vor- 
handenen Kinder:  durch  eine  Resolution  des  K.  Karl  VII.  v.  24.  Sept.  1744 
an  den  Reichshofralh  wurden  aber  die  Successionsrechte  wieder  abgespro- 
chen. Der  Herzog  ergriff  nun  den  Recurs  an  den  Reichstag,  wurde  aber 
durch  ein  von  den  drei  Reichscollegien  beschlossenes  Gutachten  v.  24.  Juli 
1747,  welches  durch  Hofdekret  v.  4.  Sept.  1747  von  K.  Franz  I.  bestätigt 
wurde,  abgewiesen. 

16)  Schon  170S  hatten  zu  Braunschweig  einige  Fürstenhäuser  verabredet, 
mit  den  übrigen  al  t  fü  rs  tlic  hen  Häusern  Schritte  zu  thun,  damit  der  be- 
ständigen Wahlkapitulation  ein  Passus  wegen  der  häufigen  Erhebungen  in  den 
grädichen  oder  gar  fürstlichen  Stand,  insbesondere  wegen  der  Standeseihö- 
hangeu  der  nicht-ebenbürligeo  Gemahlinen,  eingerückt  würde.  Gerstlacher, 
Hdb.  der  R. -Gesetz.  IV,  639.  —  Im  Jahre  1717  schlössen  die  herzogl.  säch- 
sischen und  fürstl.  anhallischen  Häuser  einen  besoudern  Vertrag  wegen  der 
Behandlung  unstandesmässiger  Ehen.  Die  ungenauen  Angaben  Pütter's 
und  Moser's    über   diesen  Vertrag   sind   berichtigt  in  Hellfeld,    Beilr.  z. 


$.  224.     Die  Bpstimmunp  (?<>r  VVnhlkapitiilation  über  Missheirathen.      63 

§.  224. 

5)  Die  ßestiininang  der  Wahlkapitulation  K.  Karl  s  VlI. 

(1742)   über  notorische  Missheirathen. 

I.  Bei  den  Verhandlungen  wegen  der  Errichtung  einer  reichs- 
gesetzlichen Bestimmung  über  Missheirathen  zeigte  sich  bald,  dass 
eine  Vereinigung  der  verschiedenen  Ansichten  und  Wünsche  sehr 
schwer,  und  mindestens  nicht  in  der  Kürze  der  Zeit,  welche  für 
die  Errichtung  der  neuen  Wahlkapitulation  mit  K.  Karl  VII.  zu- 
gemessen war,  erreicht  werden  konnte  ').  II.  Der  Antrag  mehre- 
rer allfürstlichen  Häuser,  dass  jede  Ehe  eines  Alannes  aus  einer 
al  tfür  s  tlichen  Familie  mit  Frauen  uu  ter  dem  alten  reichs- 
gra  fliehen  Stande  reichsgesetzlich  als  Missheirath  erklärt  werden 
solle,  wurde  abgelehnt  - )  und  überhaupt  verständigte  man  sich  nur 
über  eine  sehr  unbestimmte  Fassung,  indem  der  Kaiser  in  der 
Wablkapitulation  seit  1742,  art.  XXU.  §.  4,  nur  versprechen  musste, 
er  werde  nicht  .,  denen  aus  unstreitig  notorischer  Miss- 
heirath eines  Standes  des  Reiches  oder  aus  solchem  Hause  ent- 
sprossenen Herrn ,  zur  Verkleinerung  des  Hauses ,  die  väterlichen 
Titel,  Ehren  und  Würden  beilegen,  viel  weniger  dieselben 
zum  -Nachtheile  der  wahren  Erbfolger  und  ohne  der- 
selben besondere  Einwilligung  für  ebenbürtig  und  s  u  c  c  e  s  - 


Staatsr.  u.  z.  Gesch.  v,  Sachsen.  KI,  19it  und  hiernach  im  Jenaer  ür- 
theil  p.  281,  2S2  mitgctheilt. 

')  Am  Uebersichtlichsten  isl  die  Geschiebte  dieser  Verhandlungen  zusam- 
meni^e^tellt  im  Jenaer  Urlheil  (in  c.  Benlinck)  S.  2^0  ti.  f.  —  Meine 
Schrift  Ueber  Missheirathen  :  §.  i4 — 4^.  —  Beider  Wahl  Karl's  VI.  hielten 
mehrere  altfürstliche  Häuser  eine  Versammlung  zu  Offenbach,  und 
übergaben  hiernach  ihre  Wünsche ,  insbesondere  wegen  der  Missheirathen 
und  der  meiningensehen  Sache  in  einer  Schrift  v.  Iti.  Oct.  1741  dem  kur- 
fürstlichen Collegiiim.  Vergl.  über  die  Verhandlungen  und  Abstimmungen. 
Moser,  Wahlcap.  Karl's  VII.  mit  Anmerk.  ThI.  I.  Anb.  S.  37.  —  Püt- 
ter. Missheirathen,  S.  274  u.  f.  — 

-)  Immer  waren  es  die  alt  fürs  tlich  e  n  Hanser,  welche  die  Aufstellung 
strenger  Missheiratbsgrundsätzc  betrieben.  Dass  sie  jede  Ehe  mit  anderen, 
als  mit  Frauen  von  al  tgr  ii  f  I  i  c  h  eni  Stande  als  Missheirath  erklärt  zu 
sehen  wünschten,  beweisen  u.  A.  die  ausdrückliche  Verabredung  in  dem  Ver- 
trage zu  Braunscbweig  1717  (s.  §.  22'i,  Note  lö  ;  Jenaer  Ürtheil  S.  2S2) 
und  das  k.  preuss.  Schreiben  (1744?)  an  K.  Karl  VII.,  welches  Pütter, 
Missheirathen,  p.  287,  2SS  mittheilt.  — 
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sionsfsbig  erklären ;  auch  wo  dergleichen  vorhin  bereits  ge- 
schehen, solches  für  null  und  nichtig  ansehen  und  achten". 
III.  Seit  der  Aufnahme  dieser  Stelle  in  die  Wahlkapitulation  sind 
die  Ansichten  der  Publizisten  über  den  Begriff  der  Missheirath 
noch  verworrener  geworden  als  vorher,  und  stehen  sich  seitdem 
hauptsächlich  drei  Meinungen  gegenüber,  indem  die  Einen  jede 
Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständischer  Familie  mit  Frauen 
von  anderem  Adel  oder  vom  Bürgerstande  ^),  Andere  aber  nur  die 
Ehe  mit  Bürgerlichen'*),  noch  Andere  aber  selbst  letztere  Ehen 
nicht  unbedingt  als  notorische  Missheirathen  betrachten  ^).  Gehet 
man  aber  genauer  in  die  Sache  ein,  so  zeigt  sich,  dass  hier  mehr- 
fache Unterscheidungen  gemacht  werden  müssen**). 

§.  225. 

6)  Erläuterung  der  Bestimmung  in  der  Wahlkapitulation 
K.  Karls  VII.  1742,  art.XXII.  §.4  über  Missheirathen*). 

Vergleichet  man  den  Wortlaut  der  Wahlkapitulation  art.  XXII. 
§.  4  mit  den  ihrer  Abfassung  vorhergegangenen  Verhandlungen, 
so  muss  man  anerkennen:  I.  Die  Stelle  bezieht  sich  nur  auf  un- 
streitig notorischeMissheirathen.  Auf  andere  unstandes- 
mässige  Ehen,  welche  nicht  unter  diesen  Begriff  fallen,  ist  sie  da- 
her nicht  auszudehnen.  II.  Was  eine  unstreitig  notorische 
Missheirath  sei,  ist  aber  in  der  Wahlkapitulation  nicht  gesagt. 
Vielmehr  stehet  geschichtlich  fest,  dass  man  sich  über  diesen  Be- 
griff nicht  hatte  vereinigen  können  *),  und  dass  dessen  Feststellung 


3)  Diese  iMeinung  vertrat  bauptsüchlicb  Pütter,  doch  gibt  er  selbst, 
{Missheirathen  S.  434)  in  Bezug  auf  die  Reichsgrafen  zu,  dass  Ehen  der- 
selben mit  adeligen  Frauen  meistens  nicht  als  Missheirathen  betrachtet  wur- 
den; und  noch  bestimmter  sagt  dies  S trüben,  Nebenstunden,  ßd.V,  S.  249. 

■»)  Diese  Meinung  ist  der  neueren  Zeit  die  verbreitetste. 

5)  Meinung  von  Mi  t  termai  er ,  Priv.-R.  VII.  Aufl.  Bd.  II;  §.378,379; 
Welcker,  der  reicbsgräfl.  be  n  ti  nc  k 'sehe  Erhfolgestreit,  S.  38  u.  f.  — 
Meine  Schrift  über  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit.  §.  71.  — 

6)  Hiervon  im  §.  225. 

*)  Meine  Schriften:  Ueber  Missheirathen,  §.  45  u.  f.;  Ueber  hoben 
Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  140,  145  u.  f.  Jenaer  Urtheil  i.  c.  Ben- 
tinck,  S.  282  u.  f. 

<)  Meine  Schritt  über  Missheirathen.  $.  48. 
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einem  l)esonderen  Reichsschlussp  vorbehalten  worden  war  2) ,  der 
aber  niemals  erfolgt  ist  3).  Es  ist  daher  an  der  Begriffsbestim- 
mung der  notorischen  Missheirath  im  Verhältnisse  zu  dem  älteren 
Rechte  durchaus  nichts  verändert  worden ,  und  nur  das  wurde 
1742  neu  eingeführt,  dass  der  Kaiser,  welcher  sein  Standeser- 
höhungsrecht (als  Reservatrecht)  bisher  unbestritten  und  unbe- 
schränkt zu  Gunsten  von  standesniederen  Frauen  und  deren  Des- 
cendenz  zu  üben  befugt  war,  nunmehr  für  einen  gewissen  Fall, 
nämlich  hei  unstreitig  notorischer  Missheirath ,  in  der  Ausübung 
des  Standeserhöhungsrechtes  reichsconstitutionsmässig  beschränkt 
wurde.  III.  Nach  dem  Reichsrechte,  wie  es  vor  der  Abfassung 
der  Wablkapitulation  von  1742  in  Geltung  bestand,  konnte  aber 
als  gemeinrechtlich  unstreitige  notorische  Missheirath 
nur  die  Ehe  eines  Herrn  aus  einem  rei  chss  tänd  ischen  Hause 
mit  einer  unfreien  (hörigen,  leibeigenen  oder  sonst  dienstpflich- 
tigen) Person,  nicht  aber  die  Ehe  mit  einer  einfach  adeligen  oder 
bürgerlichen  Frau  betrachtet  werden.  Aiisser  jenem  Falle  hing 
alles  von  der  Ha  usverfa  ssung  der  einzelnen  reichsständischen 
Familien  ab.  Es  konnte  daher  wohl  nach  dieser  auch  noch 
weiter  u  nslrei  tige,  notorische  Missheirathen  geben:  nament- 
lich in  dem  Falle,  wo  ein  vom  Kaiser  bestätigtes  Hausgesetz  vor- 
lag, in  den  darin  bestimmten  Fällen,  oder  wo  ein  notorisches 
Familienherkommen  vorhanden  war.     Unter  diesen  Voraussetzungen 


*)  Schon  am  14.  Febr.  1742  erging  ein  kurfürstliches  CoUegialsehreiben 
an  den  Kaiser  mit  dem  Ersuchen  „wegen  eines  Regulativi  derer  dafür  zu  hal- 
tenden etwa  noch  zweifelhaften  Missheirathen  die  nähere  Abmaass  gründlich 
ersluiüglich  zu  Stande  zu  bringen".  —  Moser,  Staatsr.  XIX,  241  u.  f.  — 
Piitter,  Missheirathen,  S    2Sl.    — 

3)  Ein  bei  der  Wahl  Leopold's  II  1790  von  Brandenburg  und  Braun- 
sehweig  beantragter  und  \ob  Pfalz  und  K.  Sachsen  gebilligter  Zusatz,  wo- 
nach der  Kaiser  sich  verpflichten  sollte,  die  Hausverträge  der  Reichsstände 
unweigerlich  zu  bestätigen  etc.,  wurde  in  Folge  des  Widerspruches  der  geist- 
lichen Kurfürsten  und  Böhmen's  abgelehnt.  H  aber  lein,  präg.  Gesch.  d. 
neuesten  W.  K.  Leipzig,  L792,  S  297,  ÜOl.  —  Meine  Schrift  über  hohen 
Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  141,  Note.  —  Dagegen  wurde  noch  in  die  W  K. 
des  letzten  Kaisers  Franz  II  ,  a.  1792  der  Zusatz  aufgenommen:  ,,So  viel 
aber  die  erforderliche  nähere  Bestimmung  anbetritft,  was  eigentlich  notorische 
Missheirathen  seien  ,  wollen  wir  den  zu  einem  darüber  zu  fassenden  Regula- 
tive erforderlichen  Reichsschluss  bald  möglichst  zu  befördern  uns  angelegen 
sein  lassen." 

Zöpfl,    Suatsrecht.   4te  Aufl.   II.  ^ 
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konnte  sowohl  die  Ehe  mit  adeligen  als  bürgerlichen  Frauen  noto- 
risch e  Missheirath  sein.  IV.  Darüber,  dass  die  Ehe  eines  Herrn 
ans  reichsstSndischem  Hause  mit  Frauen  von  nicht  reichsständi- 
schem Adel  überhaupt  ohne  Unterschied,  ob  er  deutscher  oder 
ausländischer  Adel  ist,  und  daher  umsomehr  eine  Ehe  mit  einer 
Frau  aus  einer  hochtitulirten  auswärtigen  Adelsfamilie,  nach  ge- 
meinem deutschen  Rechte  keine  Missheirath  ist,  dürfte  unter 
'allen  denjenigen,  welche  nicht  Partheiinteressen  vertreten,  heut  zu 
Tage  keine  Meinungsverschiedenheit  mehr  anzutreffen  sein*),  und 
eben  so  wenig  konnte  jemals  mit  Grund  bezweifelt  werden,  dass 
dann  di«-  Ehe  nicht  als  Missheirath  angefochten  werden  konnte, 
wenn  die  Frau  vor  der  Verheirathung  durch  kaiserliche  Standes- 
erhöhung die  hochadeligen  Titel  erlangt  hatte  5).  V.  Dagegen  be- 
stehen noch  Zweifel  darüber,  ob  nicht  aus  Rücksicht  auf  den  Fall 
des  Herzogs  Anton  Ulrich  von  S.  Meiningen,  da  dieser  zu- 
nächst die  Aufnahme  einer  gesetzlichen  Restimmung  in  die  Wahl- 
kapitulation veranlasst  hat,  die  Ehe  eines  Herrn  aus  reichs- 
ständischem Hause  mit  einer  bürgerlichen  Frau  fortan 
gemeinrechtlich  als  Missheirath  betrachtet  werden  müsse? 
Die  Rejahung  dieser  Frage  ist  aber  darum  bedenklich,  weil  der 
Herzog  Anton  Ulrich  einem  Hause  angehörte,  in  welchem  schon 
früher  hausgesetzlich  strenge  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  in 
Dezug  auf  Ehen  eingeführt  worden  waren,  daher  auch  seine  Ehe 
mit  einer  Rürgerlichen  vom  Kaiser  und  Reiche  wohl  als  eine  noto- 
rische Missheirath  erklärt  werden  konnte,  ohne  dass  damit  ein 
Prinzip  als  gemeinrechtliches  ausgesprochen  war.  VI.  Uebri- 
gens  könnte  aus  der  Reziehung,  in  welcher  der  Fall  des  Herzogs 
Anton  Ulrich  von  S.  Meiningen  zu  der  Restimmung  in  der 
W.  K.  Art.  XXH.  §.  4  steht,  doch  in  keinem  Falle  mehr  abgeleitet 
werden,  als  dass  Ehen  von  Herren  aus  reichsfürstlichen 
Häusern,  welchen  höchstens  noch  die  altgräflichen  Häuser  in 
dieser  Beziehung  gleichgestellt  werden  können,  mit  bürgerlichen 
Frauen  als  gemeinrechtlich  notorische  Missheirathen  betrach- 
tet werden   könnten  '•).      VH.    Hinsichtlich   der  wirklich    auf   den 


*)  Ueber    die    Ehen  mit   auswärtigem    hohen   Adel,    s.    m«ine   Schrift: 
üeber  Missheirathen,  S-  36—63.  — 

5)  Ebendas,  §.   54  u.   55. 

6)  Su  erklärt  sich  iMoser,   Staatsrecht.    S.  367;  ebenso  das  Jena  er  (Jr 
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Reichslagen  Sitz  und  Stimme  fiilirenden  Heiclisgrafen  ist  i^ewiss, 
(lass  auch  sie  ein  Hecht  auf  die  Eriiillung  der  in  der  Wahliiapi- 
tulation  gegehenen  kaiserlichen  Zusage  des  Schutzes  gegen  die 
aus  Missheirathen  entsprunf,fene  Descendenz  hahen,  da  dieser  kaiser- 
liche Schutz  nicht  hlos  den  Reichsfilrsten,  sondern  überhaupt  allen 
Ständen  des  Reiches  versprochen  ist').  Allein  daraus  folgt  noch 
nicht,  dass  auch  hinsichtlich  i  h  rer  alle  jene  Ehen  als  un  strei- 
tige notorische  Missheirathen  zu  hetrachten  wären,  die  es 
hinsichtlich  des  Fürstenstandes  sind.  Höchstens  köinite  dies  noch 
in  Rezug  auf  die  altgräflichen  reichsständischen  Familien  gel- 
ten ,  da  die  Reichsfürsten  diese  allein  sich  vollkommen  als  in 
diesem  Theile  des  Standesrechtes  gleichgestellt  betrachteten  ^). 
VIII.  Hinsichtlich  der  neugräflichen  Häuser  aber,  welche  wirk- 
lich Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstage  führten,  konnte  von 
u  nstr ei  tig  notorischer  Missheirath  ihrer  Mifgliedei,  abgesehen 
von  Ehen  mit  unfreien  Frauen,  erst  dann  die  Rede  sein,  wenn  sie 
desshalb  ein  vom  Kaiser  bestätigtes  Fauiilienslatut  errichteten,  weil 
sie  seihst  erst  aus  dem  niederen  Stande  hervorgegangen  waren, 
also  ein  not<nisches  Familienherkommen  in  dieser  Beziehung  gar 
nicht  haben  konnten,  und  überdies  von  den  fürstlichen  und  alt- 
graflicheu  Häusern  selbst  eine  Verbindung  mit  den  neugräflichen 
Häusern  viellach  als  unstandesmässig,  wenn  gleich  nicht  als  un- 
streitig notorische  Missheirath,  angesehen  wurde  ^).  Die  Erwerbung 
der  Reichsstandschaft  begründete  aber  für  ein  neugräfliches  Haus 
eben  so  wenig  eine  Verpflichtung,  bei  sich  Missheirathsgrund- 
sätze  einzuführen,  als  diese  von  selbst  (ipso  jure)  mit  derselben 
eintraten.  IX.  Auf  jene  neugräflichen  oder  titulargräflicben  Häuser, 
welche  noch  nicht  wirklich  zu  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichs- 
tage aufgenommen  worden  waren,  findet  die  Bestimmung  der  Wahl- 
kapitulation Art.  XXII.  §.4  so  wenig  Anwendung,  als  auf  den  übri- 
gen nicht-reichsständischen,  unmittelbaren  oder  landsässigen  Adel  •"). 


tlieil,  S.  283.  ,,Nur  der  eine  Satz  ist  reichsgesetzlich  entschieden,  dass 
die  Ehe  einer  Person  bürgerlichen  Standes  mit  einem  R  e  iebs  -  Fü  rst  en 
für  eine  Missheirath  zu  halten  sei"  etc 

7)  Jenaer  ürtheil    S.  284.  — 

8)  Jenaer  Urtheil.  S.  282.  — 

9)  Siehe  oben  §.  224,  iVote  2. 

*o)  Auch  Pülter,   Missheirathen    S.  331,  erklärt  sich  ausdrücklich  dabin, 

5* 
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§.  226. 

7)   Neuere  haus-  und  grundgesetzliche  Bestimmungen 

über  Missheirathen. 

Praktisches  Recht  überhaupt. 

I,  In  mehreren  deutschen  regierenden  Heusern  ist  nunmehr 
theils  durch  Hausgesetze,  theils  durch  die  Verfassnngsurknnden, 
Altslanimiiiig  ans  ebenbürtiger  Ehe  als  Bedingiing  der  Thron- 
lolgefidjigkeil  der  Descendenz  vürgeschrieben  worden  ').  Eine  aus- 
drückliche BcgrilTsbestinimnng,  was  jetzt  als  ebenbürtige  Ehe  zn 
helrachten  sei,  enthalten  jedoch  nur  allein  das  hau  nover  sehe 
Hausgesetz  von  1836^}  und  das  s.  co  hurg-goth  a  isch  e  Haus- 
gesetz von  1855  ^),  II.  Als  ebenbürtige  Ehen  sind  nach  dem 
Geiste,  in  welchem  diese  Bestimmungen  abgefasst  wurden,  zunächst 


dass  nur  die  Reichsgrafen  von  alten  reichsständischen  Häusern  an  den  eigen- 
thiinilichen   loslituten    des    deutschen  Fürstenrechts    Anlheil  nehmen.  Sehr 

uusfi'ilii'lii  li  und  bestimmt  sprach  sich  in  gleichem  Sinne  aus:  K.  F.  Eich- 
horn, Rechtsgutachten,  betr.  die  Succession  in  die  reicbsgräfl.  Bentinek' 
sehen   Herrschaften.    1829.  (Gedruckt,  Heidelberg,   1847,  S.    12  u.  f) 

')  A)  Hausgesetze:  Bayern  v.  1819.  Tit.  1,  §.  1,  a.  —  Würtem- 
berg  V.  1828.  Art.  1,  c,  d,  —  Hannover  v.  1836.  Cap.  HI,  §.  1.  - 
K.  Sachsen  1837,  §.  1,  d,  e.  §.  10.  —  S.  Coburg-Gotha,  1855,  §.94.  — 
B)  Verfassungsurkunden  :  Bayern,  1818,  Tit.  H.  §.2.  —  K.  Sachsen  1831. 
§.  6.  —  Hannover  1840.  §.  12.  -  Würtemberg  1819.  §.  8.  —  Knr- 
hessen  1852.  §.  3.  —  Gross  h.  Hessen  1820.  Art,  5  —  Nur  für  die 
Succession  des  Weihsstammes  ist  die  Abstammung  aus  ebenbürtiger 
Ehe  der  Prinzessinen  gefordert,  in  der  Declaration  (Grundlage  des  Hausge- 
setzes) des  Grossb.   Karl  von  Baden  v.  4.  Octob.   1817.  §.  3. 

2)  Hannoversches  Ha  usge  s  etz  v.  1836.  „Als  eben  b  ü  rtig  werden 
diejenigen  Ehen  betrachtet,  welche  Mitglieder  des  Hauses  entweder  unler 
sich  abschliessen ,  oder  mit  Mitgliedern  eines  anderen  souverainen  Hauses, 
oder  aber  mit  ebenbürtigen  Mitgliedern  solcher  Häuser,  welche  laut  Art.  14. 
der  deutschen  Bundesakte  den  Souverain's  ebenbürtig  sind."  —  Einen  ähn- 
lichen Satz  enthielt  die  Verfassungsurkunde  von  Seh  w  ar  zburg- So  n  ders- 
hausen  v.  1841.  §.  7;  in  der  Verfassungs- Urkunde  v.  1849  ist  derselbe 
weggehlieben. 

3)  S.  Coburg-Gotha,  Hausges.   1855,  §.  94:    ,, Hinsichtlich  der  Ehen 
bürtigkeil  der  Ehe  verbleibt  es  zunächst  bei  den  in  dem  Testamente  des  Her 
zogs  Franz  Josias  v.    1.  Oct.    1733  etc.   enthaltenen  Bestimmungen,  denen 
zufolge  seine  Nachkommen  sich  an  keine  andere  als  Fürstliche    oder  gut 
Gräfliche  Häuser  und  Familien  verheiralhen  sollen"    (Vergl.  noch  Note  5). 
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und  unstreitig  Ehen  mit  MilglifMlnn  regierender  Häuser  zu 
verstellen.  Diesen  gleich  geachtet  werden  nach  ausdrücklicher 
Bestimmung  in  der  deutschen  Bundesakte  Ehen  nut  Mitgliedern 
der  deutschen  slandesherrlichen  Ilauser,  d.  h.  derjenigen  früher 
reichsständischen,  lilrstlichen  und  reichsgräflichen  Häuser,  welche 
seit  1806  mediatisirt  worden  sind"*).  111.  Wegen  Gleichheit  des 
Grundes  müssen  auch  noch  hierher  gezählt  werden''):  1)  Ehen 
mit  Mitgliedern  jener  ehemals  reichsständischen  Häuser,  welche 
schon  vor  1806  mediatisirt  worden  waren  ^) ;  2)  Ehen  mit  Mit- 
gliedern jener  Familien,  welchen  die  Bundesversammlung  durch 
hesondere  Bundesheschlüsse  die  gleiche  persönliche  Rechtsstellung 
mit  den  eigentlichen  slandesherrlichen  Familien  einräumt')  und 
3)   Ehen    mit    Mitgliedern    solcher   europäischen  Regentenfamilien, 


••)  Die  ß.  A.  Art.  14.  erklärt  ausdriicklicb ,  dass  den  standesherrlicben 
Häusern  ,,das  Recbl  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  ver- 
bundenen Sinne,  verbleibe." 

^)  Dass  die  Zahl  der  Familien,  mit  welchen  ebenbürtige  Ehen  im 
strengen  Sinne  eingegangen  werden  können,  nicht  auf  die  regierenden  und 
slandesherrlichen  Häuser  bescb  rankt  ist,  erkennet  ausdrücklich  an:  S.  Co- 
burg-Gotha, Hausgesetz  ls55,  $.94.  ,,.... so  ferne  der  anzuheirathende 
Ehegatte  nicht  einem  regierenden  Hause,  oder  einer  der  im  Art.  14.  der 
deul.  B.A.  ausdrücklich  für  ebenbürtig  erklärten  de  u  Isc  h  -  s  tan  d  es  her  r - 
liehen  Familien  angehört,  ist  die  Frage,  ob  die  Vermählung  eine  eben- 
bürtige und  in  dieser  Hinsicht  hausgesetzmässige  sei,  von  einem  Famili  e  n - 
rathe  zu  entscheiden." 

^)  Die  Bundesakte  hatte  keine  Veranlassung,  von  diesen  Familien  beson- 
ders zu  sprecbeo.  Es  darf  daher  daraus,  dass  sie  (Art.  14.)  nur  von  den 
seit  1S0(>  Medialisirteo  spricht,  nicht  gefolgert  werden,  als  habe  sie  den 
früher  Mediatisirten  an  ihren  selbstverständlichen  Slandesrechten  etwas  ab- 
brechen wollen.  Will  sie  doch  auch  den  seit  ls(M5  Mediatisirten  nicht  etwa 
erst  die  Ebenburt  verleihen ,  sondern  nur  deren  Fortbestand  gegen  etwaige 
Zweifel  sichern.   (Siehe  Note  4). 

■)  Unstreitig  ist  dies  der  Fall,  wenn  die  Bundesversammlung  dies  durch 
ein  stimmigen  Beschluss  ausspricht,  wie  dies  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Gra- 
fen von  Pappeuheim  (§.  113.  n.  (i)  und  von  Rechberg  geschehen  ist. 
Bis  jetzt  ist  von  der  Bundesversammlung  nur  ein  Beispiel  vorgekommen,  dass 
durch  Stimmenmehrheit  und  unter  Widerspruch  des  zunächst  betheiiig- 
ten  Landesherrn,  einer  Familie,  die  zur  Zeit  des  Kelches  keine  Reichsstand- 
schaft besessen  hatte,  die  standesherrlichen  Rechte  nach  Maassgahe  des 
Art.  14.  der  deutschen  ßundesakte  beigelegt  wurden,  Vergl.  B.  B.  v.  12  Juni 
1845,  den  hohen  Adel  der  gräfl.  Famil.  Benlinck  betr.  -  Vergl.  B.  B.  v, 
12.  Mai   Iböa.  (Siehe  oben  §.    113.   n.   6,  7.  §.   151,  N.   3.).  — 
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welche  zwar  durch  Re\i)lution  ihre  Krone  verloren  haben,  jedoch 
zu  der  Zeit,  als  sie  dieselbe  trugen,  notorisch  als  legitime  Re- 
geiitenfamilien  betrachtet  wurden  ^).  IV.  Hinsichtlich  jener  regieren- 
den Familien,  in  welchen  durch  kein  ausdrückliches  Haus-  oder  Ver- 
fassungsgesetz Ebenbürtigkeit  der  Ehen  vorgeschrieben  ist, 
verbleibt  es  aber  bei  dem  älteren  Rechte  (§.  225).  V.  Für  die 
Fälle ,  wo  es  zweifelhaft  erscheinen  kann .  ob  eine  Ehe  als  Miss- 
heirath  betrachtet  und  somit  das  Successionsrecht  der  Descenden- 
ten  von  Seiten  der  Agnaten  bestritten  werden  kann,  gelten  ins- 
besondere noch  folgende  Regeln:  1)  Auch  da,  wo  die  strengsten 
Ebenbürtigkeitsgrundsätze  zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  kommt 
es  nicht  auf  stiftsmässige  Ahnenprobe,  d.  h.  nicht  darauf 
an,  dass  der  hohe  Stand  von  Vater-  und  von  Mutterseite  bestimmte 
Generationen  rückwärts  als  angeerbt  bewiesen  werden  kann^). 
2)  Ist  eine  Ehe  in  der  betreffenden  regierenden  Familie  einmal 
als  standesmässige  oder  vollwirkende  anerkannt,  so  kann  den  daraus 
entsprungenen  Kindern  nachher  nicht  mehr  von  den  Agnaten  die 
standesmässige  Abstammung  bestritten  werden  '").  3)  Die  Aner- 
kennung einer  Ehe  als  standesmässige  oder  vollwirkende  kann 
von  den  Agnaten  sowohl  ausdrücklich  als  stillschweigend  (durch 
concludente  Handlungen)  geschehen ' ').  4)  Ist  ein  Kind  in  der 
regierenden  Familie,  welcher  es  durch  Geburt  angehört,  einmal 
als  Prinz  oder  Prinzessin  von  Geblüt  anerkannt,  so  ist  es  eben 
hierdurch  jeder  anderen  regierenden  Familie  ebenbürtig,  von  wel- 
chem Stande  auch  seine  Mutter  oder  Ahnfrau  gewesen  sein  möge'-). 
VI.  Kein  Agnat  kann  eine  Ehe  als  Missheirath  anfechten,  welcher 
selbst  aus  einer  Ehe  gleicher  Art  geboren  ist  '3).     Es  kann  daher 

*)  Dabin  gehören  z.  B.  die  FamilieD  Wasa  und  Bourbon. 

9)  Meine  Schrift  über  MissheiratfaeD,  §.  64. 

10)  Ebendas,  §.  65. 
")  Ebendas.  §.  66. 

'»)  Dieser  Satz  ist  allgemein  praktisch  aneriiaunt.  Wer  ihn  längnen 
wollte,  würde  das  Eherecht  der  regierenden  Familien  und  da.s  Ebenbürlig- 
keitsprinzip  in  die  unsäglichste  Verwirrung  bringen.  Es  möchte  schwerlich 
heut  zu  Tage  noch  eine  souveraine  Familie  in  Deulscbland  geben,  unter 
deren  Abnfrauen  nicht  eine  Stamnimulter  von  bürgerlichem  Stande  oder  nie- 
derem Adel  sich  befände.  Siehe  die  genealogischen  Nachweisungen  in  mei- 
ner Schrift:   lieber  Missheirathen,  §.  58.  u.  §.   64.   in  den  Noten. 

'3j   Meine  Schrill  über  Missheirathen.   §.   67. 
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insl)(!soiiiler«  kein  Dpsccndeiil  einem  aiuleren  Kiiiiiilieiigliecie,  dessen 
Slanunbauni  auf  dieselbe  standesuiigleiche  StarnnimuUer  zurilck- 
fUhrl,  das  Successionsreclit  wegen  inistandesniassiger  Abkunft  be- 
streiten '^). 

§.  227. 

V.  Morganatische  Ehe*). 
1)  Begriff.     Geschichtliches. 

I.  iNach  den  Grundsätzen  des  Privatfürstenrechtes  hielt  man 
zur  Keichszeit  die  Mitglieder  reichsständiscber  Familien  auch  für 
befugt,  eine  sog.  morganatische  Ehe  (Ehe  zur  linken  Hand ,  ma- 
irimonium  ad  morqanaiicam  s.  ad  legem  Saligam)  einzugehen'). 
Dieselbe  Befugniss  kommt  noch  heut  zu  Tage  den  Mitgliedern  der 
jetzt  souveränen  Familien  zu-).  II.  Unter  morganatischer  Ehe 
verstehet  man  eine  Ehe,  bei  deren  Eingehung  in  den  Ehepakte  n 
festgesetzt  wird,  dass  die  Gemahlin  und  Kinder  an  dem  Range  und 
Stande  des  Gemahls  und  Vaters  keinen  Antheil  nehmen,  und  letz- 
tere auch  keine  Successionsrechte  in  die  Regierung  und  die  damit 
zusammenhängenden  Stamm-,  Lehen- und  Fideicommissgüter  (Do- 


'*)  Meine  Schritt :  Kritische  Bemerkungen  zu  den  Schriflen  etc.  über 
die  eheliche  AbstamnuiDg  des  fürstlichen  Hauses  Löwenstein  -  Wertbeim, 
Heidlbg.  1833.  S.  33. 

•)  Moser,  Familienstaatsr.  II.  S.  165  u.  f.  —  Pütter,  prini.  lin. 
.§.  23.  —  Desselben  Missheiralhen,  S.  27.  49.  361—367.  372  u.  f.  — 
Dagegen  aber:  Meine  Schrift,  über  Missbeirathen.  Stuttg.  1853.  §.  21  — 
25.  —  Vergl.  Kohler,  Privatfürstenrecht,  §.51  u.  f.  —  Gönner,  Staalsr. 
§.  74.  -  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  32.  -  Kl  üb  er,  öffenti,  R.  §.245.— 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233,  264.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  240.  — 
H.   A.  Zachariae,   Staatsr.  (2.   Aufl.)  L  §.  6S.  IL  — 

')  Die  Bezeichnung  ,, Morganatisch"  wird  von  der  Morgengabe  abgeleitet; 
Ehe  zur  linken  Hand  wird  sie  von  der,  übrigens  ausserwesentlichen  For- 
malität der  Trauung  zur  linken  Hand  benannt.  Die  Bezeichnung,  ad  Legem 
Saligam,  deutet  auf  den  Ursprung  de.s  Instituts  als  fränkische  Gewohnheit. 
Siehe  unten  Note  4.  Jedoch  wird  sie  in  der  Lex  Saliga  selbst  nicht  er- 
wähnt. Meine  deutsche  Staats-  u.  R.-Gesch.  Bd.  II.  .Abthl.  11.  §.90;  vergl. 
ebendas.  Ablheil.   I,  §.    1.   Note  h- 

2)  In  denjenigen  regierenden  Häusern,  in  welchen  jetzt  durch  Hausgesetze 
allgemein  bei  Vermählungen  der  Mitglieder  die  Einwilligung  des  Souverains 
erfordert  wird  (§.  217),  ist  diese  auch  bei  den  morganatischen  Ehen  erfor- 
derlich. 
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niäoeii  u.  dergl.)  des  regierenden  Hauses  haben  sollen  ^).  Das 
Erbfülgerecht  der  Kinder  ist  hier  hinsichtlich  der  väterlichen  Hin- 
terlassenschaft auf  dasjenige  beschränkt,  was  ihrer  Mutter  als  Mor- 
gengabe oder  unter  einer  anderen  Bezeichnung  als  ein  auf  sie  zu 
übertragendes  Vermögen  ausgesetzt  oder  ihnen  selbst,  als  zu  hof- 
fender Descendenz,  in  dem  Ehevertrage  bestimmt  worden  ist. 
Ebenso  werden  der  Stand  und  der  Titel,  welchen  die  Gemahlin 
und  die  Kinder  führen  sollen,  durch  die  Ehepakten  bestimmt. 
HI.  Die  morganatische  Ehe  scheint  ursprünglich  bei  den  Franken 
in  Gebrauch  gewesen  zu  sein.  Jedoch  findet  man  dieselbe  erst 
im  Xll.  Jahrhunderte  in  einer  italienischen  Rechtsquelle,  dem  lom- 
bardischen Lehnrechte ,  und  zwar  als  eine  mailändische  Gewohn- 
heit *).  Seit  dem  XIV.  Jahrhunderte  finden  sich  auch  Beispiele  ihrer 
Eingehung  in  Deutschland  ).  IV.  Gewöhnlich  werden  morganati- 
sche Ehen  dann  eingegangen,  wenn  bereits  aus  einer  früheren  Ehe 
successionsfähige  Descendenten  vorhanden  sind,  um  die  Erbrechte 
derselben  nicht  durch  die  Concurrenz  der  Kinder  einer  zweiten 
Ehe  zu  schmälern ,  oder  um  dem  Lande  nicht  zu  grosse  Lasten 
in  Bezug  auf  die  standesmässige  Erhaltung  einer  zahlreicheren 
fürstlichen  Nachkommenschaft  aufzubürden.  Auch  findet  man  mit- 
unter in  älteren  Hausgesetzen  oder  fürstlichen  Testamenten  die 
jüngeren  (sog.  nachgebornen  Söhne),  wenn  sie  sich  nicht  dem 
geistlichen  Stande  widmen  wollten  und  keine  Gelegenheit  zu  einer 
reichen  Heirath  fanden,  aufgefordert,  nur  morganatische  Ehen 
einzugehen,  um  den  Glanz  der  erstgebornen  Linie  besser  aufrecht 
halten    zu   können  "■)•      V.    INach    dem    lombardischen    Lehnrechle 


s)  Daher  pflegt  man  die  morganatische  Ehe  auch  kurz  zu  defioiren,  als: 
,^mairimonium  ex  pacto  inaequale." 

*)  II.  Feud.  29.  ,,Quidam  habens  filinm  ex  nohili  coujuge,  post  mor- 
tem ejus  noii  Valens  contioere,  aliam  minus  nobilem  duxit:  qui  nolens  exi- 
stere  in  peccato,  eam  desponsavit  ea  lege,  ut  nee  ipso  nee  filii  ejus  am- 
plius  liabeant  de  boois  palris,  quam  dixerit  tempore  spon^alioruui . . .  quod 
Mediolanenses  dicunt  accipere  uxorera  ad  niurganaticani :  alibi  lege  Saliga."  — 
II.  F.  26.  §.  15.  ,,...quamvis  ratione  iniprobetur  talis  conditio,  ex  usu 
tamen  admiuitur. 

*)  Potter,  Missheirathen,  S    49. 

*)  Vergl.  das  Testament  des  Herzogs  Adolph  Friedrich  von  Meck- 
lenburg a.  1654,  bei  Ludolf,  de  jure  femin.  illustr.  1734.  Paiid.  I.  §.  IX, 
Nr.  38.    39      ,, Würde    es  aber  unsern  jüugern  Söhneu    an  solcher  Gelegen- 
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waren  Hie  in  a)orgai)a tis du« r  Ehe  erzeugten  Kinder  von  der  Lehn- 
erbfolge unbedingt,  von  der  AIlo(UalerbfoIge  aber  nur  zu  Gunsten 
der  aus  einer  anderen  unbeschränkten  Ehe  ihres  Vaters  abstammen- 
den Kinder  ausgeschlossen:  sie  gingen  also,  als  /i/ü  legilimi,  in 
der  Allodialerbfolge  den  väterlichen  Agnaten  vor").  VI.  Üurch 
einen  Zusatz,  welchen  die  k.  Wahlkapitulation  Art.  XXII.  §.  -i  bei 
der  Wahl  des  K.  Leopold  11.  (1790)  erhielt,  wurden  dieselben 
Grundsätze,  wie  sie  seil  K.  Karl  VIL  (1742)  hinsichtlich  der  in 
notorischer  Missheirath  erzeugten  Kinder  aulgestellt  worden  waren, 
auch  auf  die  aus  „einer  gleich  Anfangs  eingegangenen 
morganatischen  H  e  i  r  a  t  h  erzeugten  Kinder  eines  Standes  des 
Reiches  oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen  Herrn"  ausgedehnt, 
und  war  somit  dem  Kaiser  auch  hinsichtlich  dieser  Kinder  unter- 
sagt, denselben  ohne  Einwilligung  der  Agnaten  die  väterlichen 
Titel,  Ehren  und  Würden  beizulegen,  oder  sie  zum  Nachtheile  der 
wahren  Erbfolger  für  successionsfähig  zu  erklären. 

§.  228. 
2)   Praktisches  Recht. 

L  Morganatische  Ehen  werden  nach  der  Praxis  nur  mit  Frauen 
eingegangen,  welche  den  regierenden  Familien  nicht  ebenbürtig 
sind :  jedoch  stehet  kein  verbietendes  Gesetz  entgegen,  wenn  eine 
Dame  von  ebenbürtiger  Abkunft  sich  zu  einer  morganatischen  Ehe 
herbeilassen  wollte').  Die  von  Einigen-)  aufgestellte  Behauptung, 
dass  bei  ebenbürtigem  Stande  der  Gemahlin  die  morganatische 
Clausel    unverbindlich  sein  und  dem  vollen  Successionsrechle  der 


heit  sicli  zu  vermählen  ermangeln  (i.  e.  mit  Erlangung  ansehnlicher  Mit- 
gift etc.),  wollen  wir  lieber,  dass  sie  mit  einer  ehrlichen  züchtigen  Jungfer 
Privatstaudes  in  ein<-  solche  christliche  Ehe,  welche  man  nennet  mutrimonium 
ad  morgunaticam ,  sich  begeben  sollen".  —  Danz,  über  Faniiliengesetze, 
welche  unslandcsmässige  Ehen  untersagen.   Frkl".    1792. 

')  II.  F.  29.  (fährt  forl:j  ,,Hic  filiis  ex  ea  susceptis  decessit.  Isti  in 
piopietatem  non  succedunt  aliis  exstantibus :  sed  nee  in  feudo,  etiam 
aliis  non  existentibus  ,  qui  licet  legitimi  sint,  tarnen  in  beneficio  minimc 
succedunt.  In  proprietate  vero  succedunt  patri,  prioribus  neu  existentibus : 
succedunt  etiam  fratribus  sine  legitime  prole  decedentibus ,  secnndum  usum 
Mediolanensium."  Vergl.  meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen.  S  '-I    IVote*;. 

')  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen.  §.  21,  §.   22. 

'^)  z.  ß.  Pülter's  MissheiraUien.   S.   :361   u.  f. 
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Kindei  niclil  entgegen  stehen  würde,  ist  ohne  allen  Grund ^). 
Ueberhaupt  liegt  der  Rechtsgrund  der  Beschränkung  des  Erbrech- 
tes der  morganatischen  Ehekinder  nicht  darin,  dass  die  Mutter 
von  niederem  Stande  ist,  sondern  lediglich  im  Ehevertrage*). 

II.  Es  stehet  daher  dem  Mitgliede  eines  regierenden  Hauses,  so- 
ferne  die  von  ihm  beabsichtigte  morganatische  Ehe  nicht  überdies 
nach  den  besonderen  Haus  -  und  Verfassungsgesetzen  eigentliche 
M  i  s  s  h  e  i  r  a  l  h  sein  würde,  gemeinrechtlich  frei,  die  morganatische 
Ehe  sowohl  als  unbedingte  oder  als  bedingte  einzugehen, 
d.h.  in  den  Ehepakten  gewisse  Fälle  zu  bezeichnen,  bei  deren 
Eintritte  die  morganatische  Ehe  als  eine  volle  ohne  Beschränkung 
eingegangene  Ehe  wirken  und  den  daraus  erzeugten  Kindern  das 
volle  Siiccessionsrecht   als   wahren  Ehekindern  zukommen  solle'). 

III.  Vor  der  Einfuhrung  des  (§.  227,  VI.)  erwähnten  Zusatzes  in 
der  Wahlkapitulation  R.  Leopold 's  II.  (1790)  konnte  sogar  jede 
unbedingte  morganatische  Ehe,  die  nicht  zugleich  notorische  Miss- 
heirath  war,  durch  eine  nach  ihrem  Abschlüsse  gegebene  Willenser- 
klärung des  Gemahls  gültig  in  eine  volle  Ehe  umgewandelt  werden^). 

IV.  Ist  eine  Ehe,  die  an  sich  nicht  notorische  Missheirath  ist,  einmal 
ohne  morganatische  Clausel  geschlossen,  so  kann  eine  solche  spä- 
ter zum  Nachtheile  der  Kinder  nicht  mehr  rechtsgültig  beigefügt 
werden')  V.  In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  durch 
Haus-    oder  >  er!;tssungsgesetze  Ebenbürtigkeit    der  Ehen  als 


3)  Sehr  gut  hat  das  schon  ausgeführt  Moser,  Familienstaatsr.  II.   167. 
*)  A.  M.   ist  Pütt  er,  Missheirathen.  S,  366,  372.   —   Siehe  aber  dagegen 
meine  Schrift  über  Missheirathen.  §.  22- 

5)  So  z.  B.  ist  das  jetzt  regierende  grossherzogliche  Haus  Baden  aus 
einer  bedingten  morganatischen  (zweiten)  Ehe  des  Markgrafen,  nachher  Kur- 
fürsten und  sodann  Grossherzogs  Karl  Friedrich  entsprossen.  Vergl. 
Pfister,  geschichtl.  Entwickelung  des  Staatsrechts  des  Grossherzoglhuras 
Baden.  Heidelberg,  lb36.  I.  S.  102  u.  f.  —  Ausdrücklich  wurde  das  Suc- 
cessionsrecht  der  Descendenz  aus  dieser  Ehe  von  den  Grossmäcktcn  Oester- 
reich ,  Preussen ,  England  und  Russland  anerkannt  und  garantirt  in  dem 
frankfurter  Territorialrecess  v.  20.  Juli  IS  19.  Art.  X-  —  Aeltere  Beispiele 
bei  Pütler,  I.  c.   §.  24,  .\ote  d. 

6)  Moser,  Famil.-Staatsr.  II.  S.   ItiS  u.  f. 

')  Moser,  1.  c.  11  S.  170.  —  üeber  den  berühmten  Fall  der  Ehe  des 
Herzogs  Christian  Karl  zu  Norbe  rg(1702)  mit  dem  Fräulein  von  Eichel- 
berg, welcher  durch  einen  späteren  Vertrag  den  fürstlichen  Stand  seiner 
Desctndenz  bis  zum  Absterben  des  Herzogs  von  H  olslei  n,  Joachim  Frie- 
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Betlingimg  des  Successionsrechts  der  Kinder  vorgeschrieben  ist 
(§.  226),  können  die  Mitglieder  des  Hauses  mit  nicht -ebenbürtigen 
Frauen  nur  noch  morganatische  Ehen  eingehen.  Lebrigens  sagt 
nur  das  k.  ha  n  no  ver'sche  Hausgeselz  ausdrilckhch,  dass  auch 
der  regierende  Herr  selbst  mit  einer  ni  cli  t-ebenb  ilrtigen 
Frau  nur  eine  morganatische  Ehe  eingehen  könne*»).  VI.  Die 
Hegiernngsnachlolge  der  Kinder  aus  morganatischer  Ehe  ist  nach 
Ausweis  der  Waldkapitulation  seit  1790  Art.  XXII.  §.  4  lediglich 
Familienangelegenheit  des  regierenden  Hauses.  Es  stand 
daher  der  Regierungsnachfolge  solcher  Kinder  in  die  allodialen 
Besitzungen  reichsgesetzlich  nichts  im  Wege,  wenn  die  Agnaten 
zustimmten,  oder  keine  vorhanden  waren:  hinsichtlich  der  Lehen 
stand  es  unter  gleicher  Voraussetzung  dem  Kaiser  oder  anderem 
Lehensherrn  frei,  dieselben  zur  Lehenfolge  zuzulassen.  Da  nun- 
mehr in  Deutschland  alle  Kronen  allodial  sind,  so  muss  der  Sou- 
verain  für  befugt  erachtet  werden,  bei  Ermangelung  anderer  suc- 
cessionsberechtiglen  Agnaten,  seine  oder  eines  anderen  Prinzen 
seines  Hauses  in  morganatischer  Ehe  erzeugte  Descendenz  durch 
eine  autonomische  Verfügung  zur  Thronfolge  befähigt  zu  erklären, 
so  weit  nicht  die  Verfassung  hierzu  die  Mitwirkung  der  Landstände 
nöthig  macht*). 

§.  229. 
Eheliche  Güterverhältnisse   in   den  deutschen  regierenden 

Häusern*). 

I.  Die  ehelichen  Güterverhältnisse  werden  in  den  regierenden 
Häusern  durch  die  bei  der  Eingehung  der  Ehe  zu  schliessenden 
Eheberedungen    (§.    219    III.)   geordnet');    daher   ist   die  Frage, 


drich  und  seiner  Lehenserben  siispendirte  ,  s  meine  Schrift:  üeber  Miss- 
heirathen.   §.  72.  Nr.   3. 

•)  Hannover.   Hausgesetz  v.    Is.Sti.   Cap.  III,  §.9. 

'•)  Dies  ist  in  allen  jenen  Staaten  nothwendig,  in  welchen  durch  ein  Ver- 
fassungsgesetz  die  Thronfolge  als  bedingt  durch  Abstainiuuog  aus  eben- 
bürtiger und  hausgesetzlicher  Ehe  vorgeschrieben    ist      (Siehe  oben  §.  226.) 

*)  G.  M.  de  Ludolf,  de  jure  feniinarum  illustrium.  Jena,  1734.  — 
Piitter,  prim.   lin.  §.  67  u.  f.   — 

')  S.  Altenburg,  V.  U.  von  1S31,  §.  23.  a  lin.  2.  ..Oir  p:inkÜ!;itp 
(der  Gemahlin  des  regierenden  Herzogs)  an  Zinsen  von  der  Morgi  n  ga  b  f. 
ao  Nadelgeldern  und  Rentrii  des  P  a  r  a  ph  e  rn  a  h'ermügea:>   »erdeo 
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welches  elicliclie  GiiltTsyslem  als  das  genieimeclilliche  für  die 
regierenden  Familien  zu  betrachten  sei,  ohne  praktisches  Interesse. 
II.  Da  die  werthvollslen  Besitzungen  der  regierenden  Familien  schon 
zur  Reichszeit  meistens  Slanimguls-Eigenschaft  hatten,  oder  Lehen, 
oder  in  einem  Familienfideicommissverbando  begriffen  waren,  so 
konnte  sich  in  den  reichsständischen  Häusern  nicht  wohl  ein 
System  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  ausbilden,  und 
ist  diese  in  den  jetzt  souveränen  deutschen  Häusern  auch  durch- 
aus nicht  in  Gebrauch  -).  Hl.  Vielmehr  werden  die  Eheverträge  in 
diesen  Häusern  regelmässig  auf  der  Grundlage  des  alten  deutschen 
bei  dem  Adel  ausgebildeten  Güterrechtes  abgeschlossen,  wonach 
die  Frau ,  welche  bisher  von  ihrer  Familie  unterhalten  wurde, 
nunmehr  von  dem  Gemahle  ihren  standesmässigen  Unterhalt  und 
eine  Wittwenversorgung  zu  erwarten  hat.  Es  sind  dabei  die  Insti- 
tute des  deutschen  Privatrechts,  insbesondere  des  gemeinen  Adels- 
rechtes ,  wie  Morgengabe^),  Nadelgelder,  Spielgelder^) 
und  Wittthum^)  gebräuchlich,    welche   alle    im  einzelnen  Falle 


durch  den  fiihall  der  Ehepakten  bestiuuiil.  §.  24.  Der  Betrag  und  die 
Verhältnisse  des  VVi  1  thum  s  der  Gemahlin  des  Herzogs,  sowie  der  Wiltwen- 
sitz  wird  ehenfalls  zunächst  durch   den   Inhalt  der  Ehepakten  bt stimmt.'' 

2)  Hombergk  a  Vach,  de  conimun.  honor.  inter  conjuges  illustres 
exule   ITHT. 

3)  Die  Morgengahe  ist  in  fürstlichen  Häusern  üblich  als  ein  Gesebeok, 
welches  der  Gemahl  der  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  macht,  so  dass  sie 
Eigenthümerin  davon  wird,  und  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  darüber 
verfügen  kann ;  thul  sie  dies  nicht,  und  verstirbt  kinderlos ,  so  fällt  es  wie- 
der an  den  Gemahl  zurück.  So  ist  die  Clansei  zu  verstehen  :  ,,wie  Mor^^ea- 
gabsrechl  und  Gewohnheit  ist."  Vergl.  Pütter,  auserles.  Rechtsfälle,  Bd.  I. 
Tbl.  II.   S.  47S. 

■»)  üeber  INadelgeider,  Spielgelder  u.  dergl.,  siehe  Eichhorn,  Priv.-R, 
4.  Ausg.  §.  .303.  —  Mittermaier,  Priv.-R.  7.  Ausg.  §.  397.  —  Jeden- 
falls versieht  man  darunter  Gelder,  worüber  die  Frau  freie  Verfügung  hat; 
erstere  Bezeichnung  ist  gebiäuchlich ,  wenn  sie  der  Ehemann  ihr  nach  dem 
Eheverlrage  zu  geben  hat;  letztere  bedeutet  oft  auch  so  viel  als /)arft/?Äerna, 
mit  welcher  die  Frau  >on  ihren  Eltern  ausgestattet  wird."  Vergl.  Scherz, 
Glossar,  german.  h.  v.  —  S.  Altenburg,  V.  U.  iS3l,  §.  23.  a  lin.  2. 
(siehe  oben  Note  1). — Ebendas.  heisst  es  weiter:  ,, Die  Nadelgelder  machen 
einen  Tbeil  der  Civilliste  des  regierenden  Hauses  aus." 

^j  Das  Witthum  (vidualitium)  bezweckt  den  standesmässigen  Unterhalt 
der  Witlwe  auf  50  lange,  al.<  sie  nicht  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet. 
Ausdrücklich    erklärt    dies:    Hannover,    Hausges.    iS36,    §.  32.   —    Vergl. 
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lipsondero  VorahroHimgen  vor.iiissetzcn,  soforne  nicht  tlanllMT  ans- 
<)nl(kliche  haus^eselzliche  Besfiinniuii^fii  vorhanden  sind,  wie  dies 
nunmehr  in  mehreren  Staaten  der  Fall  ist'").  VI.  Bringt  die  Frau 
eine  Mitgift  oder  Aussteuer  in  die  Ehe,  so  kann  derselben  in  der 
Eheberedung   auch  wohl  der  Charakter  einer  eigentlichen  Dos  im 


Eichhorn,    deul.    Priv.-R.    (.4.  Ausg.)    §.   304;    306.    —    M  i  t  tenii  a  i  e  r, 
(7.   Aufl.)  §.  39ö.   —   Moser,  Famil.-Staalsr.  ThI.  II,  S.  672. 

'■)  Bayern,  Hausges.  v.  ISH).  Tit.  VI,  §.  12.  ,,üas  Witlhinn  der  rc- 
fjiereiideii  Königin  bestimmt  sich  nebst  einer  anständig  eingerichteten  Resi- 
denz jedesmal  nach  dem  abgeschlossenen  Eheverlrage,  darf  aber  iiünftig  nie 
mehr  als  I2(t,0<l(l  (1.  jährlich  nebsl  benöthigter  Fourage-und  Holz  betragen.'- 
§.  K».  ,,Die  nacbgebornen  Prinzen  bestimmen  auf  ähnliche  Weise  das  Wit- 
thum  ihrer  Gemahlinnen,  jedoch  nuiss  die  darüber  ausgerertigte  Urkunde  dem 
Könige  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden."  —  Sehr  ausFührliche  Bestimmun- 
gen über  das  VVitthum  einer  Königin  ,  Kronprinzessin  und  der  Witlwen  an- 
derer Prinzen  enthiilt  das  wnrtemberg.  Hausges.  v.  ls2S,  §.  53— ('»!.  — 
Die  Witthümer  werden  aus  der  Staatskasse  geleistet;  eine  königliche  Wittwe 
erhall  alsVVitlhum  neben  einer  standesmässig  meublirlen  Residenz  und  einem 
anständig  meublirteu  königlichen  Lustschlosse  zum  Sommeraufenlhalte  jähr- 
lich 100,000  fl.  und  zur  standesmässigen  Einrichtung  ihres  Hofbalts  eine 
Aversalsumme  von  25,000  fl.  —  Hannover,  Hausges.  v.  IS3(5,  §.  32— 3t). 
(Eine  königliche  Wittwe  erhält  als  Witthum  ausser  einer  standesmässigen 
Residenz  jährlich  4tt,00ti  Rtlilr.  in  Gold ,  und  zum  Behufe  der  standesmässi- 
gen Einrichtung  die  Aversionalsumme  von  l(t,0ti(t  Rthlr.  in  Gold.  Während 
der  Dauer  der  Minderjährigkeit  des  Königs  wird  das  Witthum  der  Mutter 
aus  der  Kroodotation,  nicht  aus  der  Staatskasse  bestritten.  Eine  verwittwete 
Kronprinzessin  erhält  als  Witthum  ausser  einer  standesmässig  eingerichteten 
und  meublirteu  Wohnung  jährlich  20,000  fl.  in  Gold,  Jede  andere  Wittwe 
des  Hauses  bezieht  ihr  Witthum  aus  ihrem  E  i  ngebr  ac  b  te  d  und  dem  Pri- 
vatvermögen ihres  Gemahls.  Ausserdem  steht  ihr  der  Genuss  der  Hälfte 
der  Apanagen  ihrer  leiblichen  Kinder  zu,  so  lange  diese  minderjährig  sind.)  — 
K  Sachsen,  Hausges.  v.  [s.iT.  §.  36-41.  ,, Jährliches  Witthum  einer 
Königin  40,0tH)  Thir.  nebst  Wohnung  in  einem  königlichen  Schlosse  ;  Aver- 
sioualquantum  zur  ersten  Einrichtung  30,(Miü  ThIr.  aus  der  Staatskasse 
Witthum  einer  Kronprinzessin  2ö,0(tO  Thlr.  aus  der  Staatskasse.  Die  nacb- 
gebornen Prinzen  bestimmen  das  Witthum  ihrer  Gemahlinnen,  wie  im  bayer. 
Hausgeset7e  unter  Bestätigung  des  Königs.  —  S.  Allenburg,  Verfassungs- 
urkuude  v.  1S31.  §.  24  (s.  oben  Note  1).  —  Ebendaselbst:  ,,DasWit- 
fhiim  kommt  mit  dem  Eintrille  des  Falls  in  diesem  vertragsmässig  festge- 
setzten Betrage  ohne  Weiteres  in  der  Civilliste  des  herzoglichen  Hauses 
in  .\Dsatz...  Wegen  des  eintretenden  Witthums  kann  die  bestehende  Civil- 
liste nicht  ohne  landständische  Zustimmung  erhöht  werden  ,  und  es  ist  daher 
bei  Abfassung  von   Ehepakten  hierauf  jederzeit   Rücksicht  zu  nehmen," 
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römischen  Sinne  beigelegt  weiden,  und  ist  sodann  die  Frau  auch 
berechtigt,  von  dem  Manne  eine  Widerlage  (donatio  propter  nu- 
ptias) nach  römischen  Grundsätzen  zu  beanspruchen ').  Mit  dem 
Zubringen  einer  solchen  Dos  kann  auch  die  Festsetzung  eines 
L  e  i  bg  e  d  i  n  g  p  s  verbunden  werden,  insoferne  darein  gewilligt  wird, 
dass  die  Dos  nicht  bei  Auflösung  der  Ehe  zurückgegeben  werden 
soll^),  sondern  zum  Nutzen  des  Stamm-  und  Fideicommissgules 
zu  verwenden  ist. 

§.  230. 

Persönliclie  Stellung  der  Gemahlinen  der  Mitglieder  regie- 
render Familien  nnd  der  Gemahle  regierender  Fürstinen. 

I.  Die  Gemahlin  des  Souverains  tritt  mit  der  Vereheliclinng  als 
llntcrllianin  imter  dessen  Staats-  und  Familiengewalt,  wenn  sie 
derselben  nicht  schon  vorher  unterworfen  war ').  IL  Dasselbe 
gilt  von  den  Gemahlinen  der  Prinzen  des  Hauses  -) ,    und  ebenso 


')  Püller,  prim.  lin.  §.  69.  70. 

*)  Das  Lcibgeding  (dotalitium)  besteht  gewöhnlich  aus  dem  Verspre- 
chen vierlaclier  Zinsen  der  Dos ,  und  unterscheidet  sich  von  dem  einfachen 
Wilthuni  dadurch,  dass  diese  Rente ,  welche  stets  das  Einbringen  einer  Dos 
und  deren  Verwendung  zum  Nutzen  des  Stammes  voraussetzt,  der  Wiltwe 
selbst  dann  lebenslänglich  bleibt,  wenn  sie  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet.  — 
Pütt  er,  prim.  lin.  §.71.  —  de  Ludolf,  de  jure  feminar.  illustr.  P.  II. 
c.  2,  §.  V,  34seq.  —  Eichhorn,  deut.  Pr.  R.  §.  305.  —  Mittermai  er, 
Priv.-R.  §.  395. 

I)  Dieser  Grundsatz  galt  von  jeher  in  den  souverainen  Familien ;  nicht 
aber  in  den  deutschen  reichsständischcn  und  landesherrlichen  Familien  zur 
Zeit  der  Reichsverbindung.  —  Letzteres  bestritt  Chr.  Schöne,  Bedenken 
ob  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherrn  Gemahlin  ihres  Gemahls 
Unterthanin  sei?  Leipzig  1733  u.  1750.  —  Siehe  aber  dagegen  de  Ludolf, 
de  jure  femin.  illustr.  P.  I.  §.  19.  —  Moser,  Staatsr.  XX.  p.  338  u.  f.  — 
Pütt  er.  prim.  lin.  §.  73.  —  Kl  über,  öffentl.  R.  §.  248.  —  In  den  neue- 
ren Hausgesetzen  wird  gewöhnlich  die  Gemahlin  des  regierenden  Herrn  aus- 
drücklich unter  den  Mitgliedern  des  Hauses  aufgeführt,  welche  der  Hoheit 
und  Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  unterworfen  sind.  —  Würtemberg, 
Hausges.  v.  1S2S.  Art.  l,  a.  —  Hannover,  Hausges.  v.  IS36,  Cap.  I,  $.  3, 
a.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1S37,  §,  1,  b.  —  In  dem  bayerischen 
Hausgesetze  von  1819  ist  die  namentliche  Aufführung  der  Künigio  aulfallender 
Weise  unterlassen  worden. 

a)  Bayer.    Hausgesetz  v.   1819,    Tit.  II,    §.   1,  6;  §.  2.    —    U'ürtem- 


<;.  231       Eh*Ächeidiin|5.  79 

auch  unigekohrt  von  dem  Geniahic  einer  durch  die  weibliche  Thron- 
folge zur  Selbstregierung  gelangten  Kitrstin.  III.  Die  Gemahlin  des 
Souverains  nimmt  übrigens  an  dessen  Range,  Titel  und  Würden 
Antheil  ^  und  führt,  wenn  sie  aus  einem  an  Rang  höheren  Hause 
stammt,  nebenbei  meistens  ein  hierauf  bezügliches  Prädikat  fort. 
.\ndere  Privilegien  hat  sie  nicht,  soferne  ihr  dieselben  nicht  durch 
besondere  Verleihung  beigelegt  sind  •*).  IV.  Der  Titel  des  Ge- 
mahles einer  selbstregierenden  Fürstin  muss  aber,  so  weit  ei-  sich 
;uif  diese  Verbindung  bezieht,  durch  ein  Staatsgesetz  besonders 
besliuunt  werden. 

§.  231. 

Ehescheidung*). 

I.  Hinsichtlich  der  katholischen  Reichsstünde  war  von  jeher 
unbestritten  anerkannt,  dass  dieselben  in  Ehescheidungssachen  kein 
von  den  übrigen  Mitgliedern  der  katholischen  Kirche  verschiedenes 
Recht  in  Ehescheidungssachen  haben.  Es  war  daher  bei  densel- 
ben nach  den  Grundsätzen  des  tridentinischen  Concils  niemals 
eine  wirkliche  Ehescheidung  (divorlium,  separatio  a  vinculo) 
statthaft ,  sondern  nur  eine  Trennung  von  Tisch  und  Reit  (sepa- 
ratio quoad  thonnn  et  mensam)^},  womit  jedoch  die  Fälle,  in 
welchen  eine  Ehe  wegen  eines  trennenden  Ehehindernisses  (tm- 
pedimentum  dirimens)  als  nichtig  erklärt  werden  kann,  nicht 
zu  verwechseln  sind  -).     Rei  diesen  Grundsätzen  ist  es  auch  heut 


berg,  Hausges.  v.  1S2S,  Art.  l,  d.  —  Hannover,  Hausges.  v.  1836, 
Cap.   I,  Art.  3,  d.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v,    1837,  §.    l,  e.  — 

3)  S.  Alten  bürg,  V.  U.  1S31,  §.  23.  ,,  Die  Gemahlin  des  Herzogs 
führt  den  Titel  und  das  Wappen  ihres  Gemahls.  Sie  hat  den  Rang  vor  allen 
übrigen  Gliedern  der  Familie,  unmittelbar  nach  dem  Regenten." 

*)  Dies  war  schon  im  römischen  Rechte  anerkannt.  L.  31.  Dig.  de  legib. 
(1,3)  ,,,..Aügusta  autem,  licet  legibus  solula  non  est,  Principes  tamen  ea- 
dem  illae  privilegia  tribuunt,  quae  ipsi  habent,,. 

*)  Siehe  besonders  Mos  er,  Familienstaatsr.  Bd.  II.  S.  395  u.  f.  —  Estor 
de  divortio  praesertim  personar.  illustr.   in  Germ.   1747. 

')  Concil.  Trid.  de  reform,  matrim.  Sess.  24,  c.  7.  —  Vergl.  über  das 
Geschichtliche:  Glück,   Comment.  XXVI.  p.  346  u.   f.   — 

2)  In  diesen  Fällen  bleibt  es  hei  den  Vorschriften  des  canonischen  Rech- 
tes, und  ist  daher  in  einigen  Fällen,  z.  B.  wenn  Zwang  zur  Eingehung  der 
Ehe,  und  nicht  erfolgte  Consummaiio  malrimonii  behauptet  wird,  fortwährend 
auch  die   Beweisführung    durch  Eideshelfer    bei  den    geistlichen    (nament- 
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ZU  Tage  noch  hinsichtlich  der  kathoHschen  Mitglieder  regierender 
Familien  gelilieben.  II.  Bei  den  protestantischen  Reichs- 
ständen, welche  sich  nach  der  Lehre  ihrer  Kirche  hinsichtlich  der 
Ehescheidung  weder  durch  die  Vorschriften  des  älteren  canonischen 
Rechtes,  noch  des  tridentinischen  Concils  gebunden  halten  und 
überhaupt  die  Ehe  nicht  als  Sakrament  betrachten,  wurde  nicht 
nur  die  eigonllicho  Ehescheidung  aus  den  im  gemeinen  prolestan- 
tisclien  Kirchenrechte  anerkannten  Gründen  (divortium  ob  indi- 
gnntionem)  für  statthaft  erachtet,  sondern  auch  mitunter  tue 
Behauptung  aufgestellt,  dass  protestantische  Reichsstände  das 
Redil  liätlcn,  durch  freiwillige  Uebereinkunft  {divorlium  bona 
gratici)  ihre  Ehe  aufzulösen^),  und  dass  hei  ihnen  auch  aus  an- 
deren als  gemeinrechtlichen  Gründen  die  Ehe  getrennt  werden 
könne  ^).  Allein  diese  (ohnehin  nur  vereinzelten)  Behauptungen 
widerstreiten  der  allgemeinen  Lehre  der  protestantischen  Kirche 
von  der  Ehescheidung,  da  auch  diese,  als  eine  christliche  Kirche, 
keine  Willkühr  in  dieser  Beziehung  anerkennen  kann^j,  obwohl 
allerdings  in  einzelnen  Fällen  solche  Willkühr  unterlaufen  ist'^). 
Der  Grundsatz,  dass  in  protestantischen  Fürstenhäusern  eine  Ehe- 
scheidung nur  aus  den  nach  dem  proteslantischen  Kirchenrechte 
gültigen  Scheidungsursachen  für  statthaft  erachtet  werden  kann, 
niuss  auch  hinsichtlich  der  jetzt  souverainen  Familien  als  fort- 
während geltend  betrachtet  werden.  IIL  Die  Frage,  wer  in  Ehe- 
streitigkeiten der  Mitglieder  protestantischer  Fürstenhäuser  der 
coinpetente  Richter  sei,  war  schon  zur  Reichszeit  vielfach 
streitig"). 


lieb  piipstlicben)  Gericbtfn  in  Gebraucb  Nacb  diesem  Grundsätze  wurde 
bei  der  Trennimg  der  Ebe  der  Prinzessin  Cbarlotte  Auguste  von  Bayern 
(nacbberigen  vierten  Gemalilin  des  Kaisers  Franz  I.  von  Oesterreich)  und 
des  damaligen  Kronprinzen  von  Würteniberg  (1814)   verfahreo. 

3)  Moser,  Familienstaatsr.  II.  S.   402,  §.  29. 

*)  Dies  bebauplet  Maurenbrecher,    Slaatsr,   §.  246.  — 

5)  Moser,  Famil.-Staalsr.  II.  S.  425.  —  Bekanntlicb  eiferten  auch  die 
ausgezeichnetsten  protestantischen  Reformatoren  jederzeit  mit  grösster  Eat- 
scbiedenheit  gegen  die  Willliühr  der  laodeslierrlichen  Ehescheidungen,  z.  B. 
He  in  rieh's  VIII     von   England. 

^)  Beispiele  bei   Moser,  I,  c.  — 

T)  Davon  unten    §.  26S. 
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§.  232. 

Legitimation    unehelicher   Kinder*). 

I)  Legt'timatio  per  rcscriptum. 

I.  Dass  den  unehcliclien  Kindern  der  Mit^dicdcr  eines  ehe- 
mals reichsständischen,  jetzt  souverainen  Hauses  als  solchen  keine 
Successionsrechte  und  andere  damit  zusammenhängende  Familien- 
rechte zukommen  können,  ist  unbestritten  anerkannt  ').  II.  Was 
aber  die  Wirkungen  einer  Legilimatio  anbelangt,  so  muss  man 
die  Legilimatio  per  rescriplum  und  die  Legidmatio  per  sub' 
sequens  matrimonium  unterscheiden.  III.  Hinsichtlich  der  Legi- 
iimalio  per  rescriplum  betrachtete  man  es  zur  Reichszeit  als  einen 
durch  das  lombardische  Recht-)  und  durch  ein  damit  übereinstim- 
mendes, beständiges,  uraltes  deutsches  Herkommen  überhaupt  fest- 
gestellten Grundsatz,  dass  die  durch  kaiserliches  Reskript  legitimir- 
ten  Kinder  (sog.  Buchkind  er)  3)  von  aller  adeligen  Staramguts-, 
Lehenguts-  und  Familienfideicommisssuccessiou  zum  Vortheile  der 
anderen    legitimen    Erbfolgeberechtigten    ausgeschlossen    seien  *). 


•)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  -  Moser,  Famü.-Staatsr.  II,  853u.f. — 
H.  A.  Zachariae,  deut.  Staatsr.   (2.  Aufl.)  §.  67. 

')  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  ,,Illegitimae  prolis  plane  nulla  in  terris 
paternis  successio  est."  Siehe  über  natürliche  Kinder  reicbssländischer  Her- 
ren überhaupt:  Moser,  Familienstaatsr.  II,   S.  SfiO  u.  f.  — 

»  2)  II.  Feud,  26.  §.  10.  ,, Naturales  filii ,  liceat  postea  fiant  legitimi, 
ad  successionem  feudi  nee  soli,  nee  cum  aliis  admiUuntur."  -  So  verschie- 
den auch  von  jeher  die  Ansichten  über  den  Sinn  dieser  Stelle  waren ,  so 
verstand  sie  doch  die  Theorie  und  Praxis  seit  den  Zeiten  der  Glossatoren 
ausnahmslos  mindestens  dahin,  dass  uneheliche,  durch  Reskript 
legitimirte  Kinder  von  der  Lehenfolge  ausgeschlossen  seien.  Erst  in 
neuester  Zeit  hat  Dieck,  besonders  in  der  nach  seinem  Tode  von  Michae- 
lis herausgegebenen  Abhandlung:  lieber  das  Cap.  Na  t  urales  oder  II.  Feud. 
2G,  §.  10,  in  Michaelis,  Votum  über  den  reichsgräfl.  B  en  ti  n  ck' sehen 
Rechtsstreit,  Heft  IV,  Tübingen  1S4S,  S.  49.  behauptet,  dass  diese  Stelle  gar 
nicht  von  unehelichen  legitimirten  Kindern  rede,  aber  ohne  allen  Grund. 
Siehe  unten  §.  233. 

3)  Sie  hiessen  so,  weil  sie  häufig  eine  ausführliche  Urkunde  in  forma 
libelli  erhielten. 

»)  Schwabenspiegel,  (Lassberg)  c.  47.  ,,  Gewinnet  aber  ein  man 
ein  sun  vnelichen  ,  den  mag  de  pabest  wol  zeinem  ekind  machen,  vnd  och 
der  Keiser  . .  .  aber  weder  pabest  noch  Keiser  die  mögen  in  daz  reht  ninien 
geben,  daz  si  ir  mage  geerben  mugen ,  als  ob  si  in  ir  muter  libe  ekind  wa- 
rin   gewesin."    —    Man  sieht    daraus,     dass   die   deutsche  Praxis   schon   im 

Zöpa,   StaaUrecbt.    4te  Aufl.   U.  ^ 
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IV.  In  Bezug  auf  die  Legitimatio  per  rescriplum  gab  es  für  die 
reichsständischen  Familien  daher  ebensowenig  ein  besonderes 
oder  anderes  Recht,  als  wie  für  den  ritterlichen  Adel,  Ueber- 
dies  konnte  in  den  reichsständischen  FamiUen  einer  vom 
Kaiser  ohne  Zustimmung  der  Agnaten  oder  anderen  Erbfolge- 
berechtigten (einschhesslich  des  Lehensherrn  bei  Territorial- 
lehen) erwirkten  Legitimalio  per  rescriptum  um  so  weniger  die 
Wirkung  beigelegt  werden ,  den  Mangel  der  rechtmässigen  Geburt 
in  Bezug  auf  das  Successionsrechl  und  die  Familientitel  und 
Würden  zu  beseitigen,  als  schon  in  Bezug  auf  Missheirathen  und 
morganatische  Ehen  die  kaiserliche  Machtvollkommenheit  durch  die 
Wahlkapitulation  Art.  XXII.  §.  4  (seit  1742  und  1790)  beschränkt 
worden  war  ^).  V.  Wenn  aber  die  Zustimmung  der  Agnaten  oder 
anderen  Erbfolgeberechtigten  (und  bei  Lehen  des  Lehnsherrn) 
erfolgte,  oder  keine  solchen  Erbberechtigten  vorhanden  waren,  so 
stand  der  Succession  der  durch  kaiserhches  Reskript  legitimirten 
Rinder  eines  Reichsstandes  in  Land  und  Leute  nichts  im  Wege. 
VI.  Von  Legitimationen  durch  kaiserliches  Reskript  kann  heut  zu 
Tage  seit  der  Auflösung  des  Reichsverbandes  keine  Rede  mehr 
sein.  Dagegen  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  in  den  jetzt  sou- 
verainen  Häusern  der  Souverain  seinen  (oder  anderer  Mitglieder  des 
Hauses)  unehelichen  Kindern  volle  FamiHen-  oder  Successions- 
rechte  durch  Reskript  unter  denselben  Voraussetzungen  gültig  bei- 
legen kann,  unter  welchen  ein  solches  früher  vom  Kaiser  gültig 
erbeten  und  ertheilt  werden  konnte,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung, 
dass  keine  Rechte  anderer  Erbberechtigten  gekränkt  werden  und 
nicht  die  Landesverfassung  in  dieser  Beziehung  dem  Souveraine 
Beschränkungen   auflegt*^).     Letzteres   ist    namentlich   der  Fall  in 


XIII.  Jahrhunderte  der  Legitimatio  per  resa-iptum  prineipis  überhaupt  keine 
andere  Wirkung  beilegte,  als  die,  welche  man  nachher  mit  dem  Begriffe 
einer  sog.  Legitimatio  minus  plena  verband  :  d.  h.  dass  der  Kaiser  wohl  in 
staatsbürgerlichen  Beziehungen  den  Makel  der  unehelichen  Geburt  aus- 
löschen, nicht  aber  Familienrechte  gegen  den  Willen  der  Faniilienglieder 
verleihen  könne. 

B)  Siehe  oben  §.  224.   227.  VI. 

•*)  Schon  im  Mittelalter  wurde  das  Recht  souverainer  Herrscher,  einen 
ihrer  natürlichen  Söhne  durch  Legitimatio  per  rescriptum  zur  Regierungs- 
nachfolge  zu  befähigen,  als  sei  bstve  rs  tä  n  d  1  i  ch  betrachtet;  zur  Beseitigung 
etwaiger  Zweifel  wurde  aber  von  den  Soaveraioen  mitunter  ein  päpstliches 
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allen  jeaen  Staaten,  in  welchen  ein  Verfassungsgesetz  die  Succes- 
sionsfäbigkeit  von  Geburl  in  wahrer,  ebenbürtiger  und  hausgesetz- 
licher Ehe  abhängig  macht.  In  den  neuereu  Hausgesetzen  ist  daher 
von  einer  derartigen  Legitimatio  per  rescriptum  nicht  mehr  die 
Rede  und  dieselbe  stillschweigend  als  ausgeschlossen  zu  erachten. 

§.  233. 

II.   Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe*). 
1)    Vorbemerkung.     Die  angebliche  gemeine  Lehre. 

1.  Seil  dem  vorigen  Jahrhunderle  begegnet  man  in  publizisti- 
schen Werken  sehr  häufig  der  Behauptung,  dass  in  den  reichs- 
ständischen Familien  nach  gemeinem  Privatfürstenrechte 
auch  die  durch  die  nachfolgende  Ehe  legitimirten  unehelichen 
Kinder  (sog.  Mant elkin  der) ')  von  der  Succession  in  die  Regie- 
rung und  die  damit  zusammenhängenden  Güter  ebenso  ausgeschlos- 
sen wären,  wie  die  durch  kaiserliche  Reskripte  legitimirten  Kin- 
der 2).  II.  Allein  so  gewiss  die  Succession  solcher  Kinder  in 
grösseren  Territorien,  wo  Landstände  von  Adel  vorhanden  waren, 
als  mancherlei  Unannehmlichkeiten  ausgesetzt  betrachtet  werden 
musste,  so  bestehet  doch  kein  gemein  verbindliches  Gesetz  3), 


Reskript  nachgesucht.  Vergl.  Cap.  13.  X.  qui  filii  sint  legitim!  (4,  17): 
,,lDsaper  cum  Rex  superiorem  in  teiiiporalibus  miiiime  recognoscat,  sine  juris 
aherius  laesione  in  eo  se  jurisdictioni  nostrae  subjicere  potuit,  in  quo  videre- 
tur  aliquibus,  quod  per  se  ipsum  (non  tanquam  Pater  cum  filiis,  sed  tanquam 
priDceps  cum  subditis)  potuit  dispensare." 

•)  Ausser  den  in  §.  232.  Note  *)  angeführten  Schriften  gehören  ins- 
besondere noch  hieher  die  im  §.  219.  Note  *)  und  im  §.  220.  Note  1.  IV. 
angeführten  Schriften  über  den  B  en  ti  n  ck  '  sehen  Suecessionsstreit. 

')  Sie  wurden  so  genannt,  weil  sie  bei  der  Trauung  ihrer  Aeltern  unter 
dem  Mantel  (Schleier)  der  Mutter  zu  knieo  pflegten. 

»)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  —  Moser,  Famil.-Slaatsr.  II,  S.  855 
u.  f.  —  In  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhunderte  war  die  uo  besc  h  rankte  Suc- 
cessionsfähigkeit  der  Mantelkinder  fast  widerspruchslose  gemeine  Lehre. 
Wenn  daher  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  I.  §.  67.  S.  314.  Note  7.  sagt, 
erst  in  neuerer  Zeit  sei  die  Successionsrähigkeit  der  Mantelkinder  in  Land 
und  Leute  vertheidigt  worden,  zuerst  von  Dieck  elc,  so  ist  dies  nur  im 
Gegensatze  zu  den  Juristen  des  XVill.  Jahrhundertes,  und  selbst  da  nicht 
gaaz  richtig. 

*)  Ausdrücklich  gibt  dies  zu  Moser,  1.  c.  S.  855. 

6» 
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noch  ein  erweisliches  gemeines  Herkommen,  welches  die 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  iniehelichen  Kinder  eines  reichs- 
ständischen Herrn  von  der  Regieriingsnachfolge  ausgeschlossen 
hätte  *),  sondern  man  findet  nur  so  viel,  dass  seit  dem  XVI.  Jahr- 
hunderte einzelne  reichsständische  Familien  durch  hausgesetzliche 
Bestimmungen  auch  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimiiten  Kinder 
von  der  Regierungsnachfolge  auszuschliessen  strebten ,  und  dass 
die  rechtliche  Gültigkeit  derartiger  hausgesetzhcher  und  insbeson- 
dere fideicommissarischer  Bestimmungen  zufolge  der  den  Reichs- 
ständen in  dieser  Hinsicht  beigelegten  Autonomie  niemals  beanstan- 
det worden  ist.  HI.  Gemeinrechtlich  hatten  aber  die  reichsständi- 
schen Familien  auch  in  Bezug  auf  Legitimation  unehelicher  Kinder 
durch  nachfolgende  Ehe  kein  anderes  Recht,  wie  der  ritterliche 
Adel 5)   und  daher  erklärt  sich,  warum  in  den  Rechtsquellen  und 


1)  Das  Hauptargument  von  Moser,  1.  c.  S60.  und  Pütter,  1.  c.  §.27. 
und  ihren  Anhängern ,  besteht  darin ,  dass  sie  (umgekehrt)  das  Dasein  eines 
Herkommens  zu  Gunsten  der  p.  s.  m.  iegitimirten  Kinder  läugnen ; 
allein  hierauf  kann  es  nicht  ankommen,  da  feststeht,  dass  die  gemein- 
gültige Gesetzgebung  des  Reiches  für  das  Successionsrecht  der  p.  s. 
m.  Legitimirten  ist. 

5)  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I.  §.  67,  meint  zwar,  es  lasse 
sich  durch  kein  Beispiel  nachweisen,  dass  die  Grundsätze  des  römischen  und 
canonischen  Rechtes  über  die  legitimatio  p.  s.  m.  bei  dem  hohen  und 
reichsunmittelbaren  Adel  Eingang  gefunden,  und  bei  diesem  das  zwei- 
fellose ältere  deutsche  Recht  verdrängt  hätten.  Allein  auf  das  Dasein 
solcher  Beispiele,  da  ohnehin  nachfolgende  Ehen  in  reichsständischen  Fa- 
milien sehr  selten  vorkamen,  kann  es  nicht  ankommen,  da  das  römische 
und  canonische  Recht,  um  im  Privatfürslenrechte  zur  Anwendung  zu  kom- 
men, nicht  erst  des  Beweises  seiner  speziellen  Rezeption  oder  seines  Gehrau- 
ches in  vorgekommenen  Fällen  durch  den  hohen  oder  reichsunniitlelbaren  Adel 
bedarf,  sondern ,  wenn  seine  Grundsätze  ausgeschlossen  werden  sollen ,  der 
Beneiseines  ihm  e  n  tgege  us  te  h  e  n  d  e  n  Herkommens  geführt  werden  muss. 
Von  diesem  gilt  aber  auch  hier,  was  v,  Selchow,  Rechtsfälle,  Lemgo, 
1792.  p.  192.  sehr  gut  in  Bezug  auf  das  angebliche  gemeine  Heikommen 
in  Missheiralhssachen  gesagt  hat,  dass  selbst  die  Uebereinslinimung  der  Haus- 
gesetze oder  Praxis  von  ,,  vierzig  fürstlichen  Häusern  dem  Ein  und  vier- 
zigsten noch  keine  Verbindlichkeit  auflegen  könne  "  Legibus,  non 
exemplis  Judicandum  est.  Sodann  ist  das  ältere  deutsche  Recht  schon  seit 
dem  XIV.  Jahrhunderte  nichts  weniger,  als  unzweifelhaft  für  den  Aus- 
schluss der  p.  s.  m.  Legitimirten,  wie  sich  im  §.  231.  zeigen  wird.  End- 
lich ist  es  mit  Beispielen   eine   gar  missliche  Sache,    da    deren  Aufzeichnung 
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in  der  Literatur  vor  dem  XVIU.  Jahrhundorte  die  Frage  nach  dem 
Siiccossionsrochle  der  durch  nachlulgiMidt;  Hhe  legitituirten  Kinder 
reichsslaudischor Herren  von  dcrFrage  nach  deren  Successionsrechte 
in  adehge  Stamm-  und  FamilienfideiconuTiissgiUer  iiherhaupt  nicht 
luiterscliieden  wurde'')  und  auch  heut  zu  Tage  nicht  unterschieden 
werden  kann,  sondern  in  Ermangelung  hesonderer  gemeinrechl- 
hcher  Normen  ganz  nach  gleichen  Grundsätzen  entschieden  wer- 
den muss  '). 

§.  234. 
2)  Die  Qaelleiigescliichte  in  Bezug  aaf  die  Legitimation 
durch  nachfolgende  Ehe*). 
I.  Unstreitig  wurde  nach  den  älteren  deutschen  Rechten 
bis  zum  XIII.  Jahrhunderte,  den  durch  nachfolgende  Ehe  legitimir- 
teii,  inichelich  gebornen  Kindern  weder  im  Allod  noch  im  Lehen 
das  Successionsrecht  wirklich  in  der  Ehe  geborner  Kinder  bei- 
gelegt. Ausdrücklich  erklärt  dies  im  XIII.  Jahrhunderte  der 
Schwabenspiegel,  der  aber  zu  gleicher  Zeit  und  in  derselben 
Stelle  die  bereits  eingetretene  Umbildung  dieser  Lehre  in  Folge  der 
Einllilsse  des  canonischen  Rechtes  bezeugt').     II.  Desgleichen 


und  Beiiannlwerden  (sowohl  der  füi-,  als  gegen  eine  Behauptung  spreclieuden) 
dnrrhaus  Sache  des  Zufalls  und  überall  nur  Unvollständigkeil  anzutreffen  ist. 

6)  Dies  zeigt  sich  recht  deutlich  aus  der  lilerärgeschichtlichen  Uebersichl 
bei   Pütt  er,  Missheirathen.  p.  492,  519. 

^)  Diejenigen  ,  welche  die  p.  s.  ni.  Legitimirten  überhaupt  als  durch  das 
gemeine  deutsche  Recht  von  der  adeligen  Lehen  - ,  Stanimguts-  und  Familien- 
Hdeicommissfolge  ausgeschlossen  betrachten ,  müssen  dies  auch  consequent  in 
Bezug  auf  die  Regierungsnachfolge  thun;  diejenigen  aber,  welche  in  ersterer 
Hinsicht  der  entgegengesetzten  Meinung  den  Vorzug  geben,  haben  keinen 
Grund,  in  Bezug  auf  reichsständische  Familien  eine  andere  Rechtsao- 
sicht  als  gemeinrechtlich  begründet  anzunehmen. 

*)  Vergl.  meine  deut.   St.-  u.  R.-Gesch,  2.  Bd.   2.  Abth.  1S47.  §.87.89. 

1)  S  ch  w  a  ben  s  p  ie  ge  1  (Lassberg)  c.  377.  ,,Hat  ein  man  ein  frowe 
ze  ledeclichen  dingen,  unde  hat  kind  bei  ir  vil  oder  Ivtzei.  vnd  nimt  er  si 
darnach  ze  rechter  e  (Ehe),  swaz  si  kinde  sampt  betten,  zvn  e.  e.  (bevor) 
daz  si  einander  ze  e  (Ehe)  nemen.  div  sind  ellv  sampt  rehte  e  (Ehe-) 
kint.  vnd  erbent  eigen  vnde  leben  von  vater  vnde  von  muter  vnde 
von  andren  iren  fr^nden.  alse  wol  alse  div  kiot.  die  sie  darnach  gewinnent. 
so  si  einander  ze  e  (Ehe)  genomen  haut.  Will  man  in  dez  vor  welt- 
lichen nvt  gelovben.  so  svln  si  ir  elich  reht  vor  geistlichen  ge- 
rihte  behalten,  vnde  svln  dez  brieve  vnd  ingesiegel  nemen.    So  behabent 
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schliesset  eine  aus  der  Mitte  oder  zweiten  Hälfte  des  XII.  Jahr- 
hunderts stammende  Stelle  des  seit  dem  XV.  Jahrhunderle  auch 
in  Deutschland  als  subsidiäre  Rechtsquelle  rezipirten  lombardi- 
schen Lehnrechts,  die  unehelichen  Kinder  (naturales),  auch 
wenn  sie  nachher  legitimirt  werden,  von  der  Lehenfolge  aus, 
und  zwar,  ihrem  Wortlaute  nach,  ohne  einen  Unterschied  zwischen 
der  Legitimation  durch  Reskript  oder  durch  nachfolgende  Ehe  zu 
machen  2).     IIL  Die  Ansicht  des  älteren  deutschen  Rechtes  wurde 


si  ir  reht  vor  allem  weltlichem  gerihte  mit  rehle."  —  Mit  Un- 
recht beruft  man  sich  zum  Beweise  des  alleren  deutschen  Rechtes  auch  auf 
den  Sachsenspiegel  I,  36,  37;  z.  B  H,  A.  Zachariae,  1.  c.  $.  67. 
Nr.  3.  —  Allein  diese  beiden  Stellen  handeln  durchaas  nicht  von  der  Legi- 
timation unehelicher  Kinder;  sondern  der  Sachs  e  n  s  pi  e  gel  I.  36.  behandelt 
nur  die  Frage  nach  der  rechtzeitigen  Geburt  eines  in  der  Ehe  gebor- 
nen  Kindes  nach  römischen  Grundsätzen;  der  Sachsenspiegel  I.  37.  han- 
delt aber  theils  von  der  Nichtigkeit  der  Ehe  nach  den  Grundsätzen  des 
römischen  Rechts  (Z.  un.  de  raptu  virg.)  theils  davon,  dass  die  im  Ehe- 
bruche erzeugten  Kinder  (nach  cap.  6.  X.  qui  filii  siiil  leg.)  durch  nachfol- 
gende Ehe  nicht  legitimirt  werden  können 

2)  Es  ist  (lies  das  berühmte  Cap.  Naturales  H.  Feud.  2(1.  §.  10.  (siehe  den 
Text,  oben  §  232.  Note  2)  —  Erst  in  der  neuesten  Zeit  hat  Dieck,  in  der 
Revisionsgegenschrift  in  der  B  en  ti  n  c  k' sehen  Sache,  Halle  1S44,  S.  209  ;  und 
sodann  in  einer  ausführlichen  besonderen,  nach  seinem  Tode  von  Michae- 
lis in  s.  Votum,  Hft.  4.  1848,  herausgegebenen  Abhandlung  behauptet,  dass 
das  Cap.  Naturales  sich  gar  nicht  auf  die  Manlelkinder  beziehe,  sondern 
von  Kindern  aus  einer  lombardischen  Missheirath  (Verbindung  eines 
freien  Mannes  mit  einer  ancilla  aldia)  handle,  und  dass  daher  der  Liber 
feudorum  gar  keine  Bestimmung  über  das  Successionsrecht  der  Legiti- 
mati p.  s.  m  enthalte.  Die  Argumentationen  in  der  zuletzt  genannten  Abhand- 
lung, die  zunächst  gegen  meine  Bemerkungen  gegen  Dieck  in  der  drit- 
ten Ausgabe  dieses  Lehrbuchs  gerichtet  sind,  können  nur  denjenigen  blen- 
den, der  das  lombardische  Recht  nicht  oder  nur  oberflächlich  kennt.  Da  ich 
demnächst  in  einer  besonderen  Abhandlung  über  die  Bt-deutung  des  Cap. 
Natura'es  mich  erklären  werde  ,  so  bemerke  ich  hier  vorläufig  nur,  a)  dass 
Dieck  ganz  gegen  die  Quellen  M  is  s  h  e  i  r  alh  e  n  nennt,  was  nach  lombar- 
dischem Beeilte  zwar  keine  strafbare  Verbindung,  aber  durchaus  keine 
Ehe  war,  nämlich  das  Zusammenleben  eines  freien  Mannes  mit  einer  un- 
freien Frau  ohne  animus  conjugalis;  b)  dass  auch  das  canonische  Recht 
diese  Verbindung  mit  unfreien  Frauen  gerade  so  als  Concubinat  verdammte, 
wie  ein  Zusammenleben  mit  einer  freien  Frau  ohne  Ehe  ;  (Causa  32.  Qu.  2. 
c.  11.  ,,Ancillam  a  thoro  abjicere  et  uxorem  cerlae  ingenuitatis  aceipere, 
non  duplicatio  conjugii,  sed  profectns  est  bonestatis ; "  vergl  mit 
Causa  32.  q.  4.  c.   15.) ;  c)  dass  das  Wort  ,, Naturales"  aus  der  römischen 
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aber  schon  sehr  Irühzeitig,  und  schon  lange  vorher,  ehe  von  einer 
Rezeption  der  römischen  justinianischen  Kechtsbücher  in  Deutsch- 
land die  Rede  war,  durch  das  c  anoni  sc  h  e  Recht  durchbrochen, 
welches  für  alle  Stände  ohne  Unterschied  gleiche  Gültigkeit  be- 
ansprucht, da  die  Kirche  hinsichtlich  ihrer  Vorschriften  niemals 
einem  Standesunterschiede  unter  den  Klassen  der  Freien  einen  Ein- 
fluss  gestattete.  Das  canonische  Recht  stellt  nämlich,  von  dem 
Favor  matrimonii  ausgehend,  die  durch  nachfolgende  kirchliche 
Schliessung  der  Ehe  legitimirten  Kinder  den  in  der  Ehe  gebornen, 
und  zwar  ohne  alle  Unterscheidung  von  Allodial-  oder  Lehenfolge, 
von  römischrechtlicher  (bürgerlicher)  oder  nach  deutschem  Stamm- 
gutssysteme zu  beurtheilender  Erbschaft,  vollkommen  gleich  '),  und 


Sprach»-  io  die  Lombarda  und  io  den  über  Feudorum  übergegangen  ist,  und 
von  ilen  laleinscbreibenden  Lombarden  sicher  nur  zur  Bezeichnung  von  Kin- 
dern gebraucht  wurde ,  welche  sich  mit  dem  römischen  Concubinenkinde  in 
gleicher  oder  ähnlicher  rechtlicher  Stellung  befanden;  d)  dass  aus  der 
Vergleichung  der  Lombarda  mit  dem  ebenfalls  hauptsächlich  in  der  Lombar- 
dei gesammelten  und  gelehrten  canonischen  Rechte  (Causa  32,  Qu.  2.  c.  15. 
, .Naturales  autem  dicuntur  ingenuarum  concubinarum  filii")  feststeht,  dass 
sowohl  die  Sohne  freier  als  unfreier  Concubinen  „Naturales"  hiessen; 
e)  dass  endlich  die  Glossatoren ,  welche  unmittelbar  nach  der  Compilation 
des  Liber  feudorum  über  denselben  Vorlesungen  hielten  und  ihn  glossirlen, 
die  also  Zeitgenossen  seines  Textes  und  ebenfalls  Lombarden  waren, 
doch  wohl  sicher  wissen  mussten,  was  ,, Naturales"  im  Sinne  des  lombardi- 
schen Rechtes  sind,  und  f)  dass  diese  Glossatoren  und  alle  ihre  Nachfolger 
uoler  „Naturales"  stets  alle  unehelichen  Kinder,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Mutter  frei  oder  unfrei  war,  begriffen  haben.  —  Dass  übrigens  aber 
das  Cap  Naturales  als  ein  blosser  Lehentext  durchaus  nicht  maassgebend 
für  Successionen  in  Allodien  sein  könnte,  bedarf  als  selbstverständlich  kei- 
ner Ausführung. 

3)  Vergl,  Decretal.  Gregor  IX.  Tit.  qui  filii  sinl  legitim.  (4,  17).  —  Das 
canonische  Recht  bebandelt  in  diesem  Titel  die  Legitimation  vorzugsweise 
mit  Rücksicht  auf  die  Successioosrechte.  Dass  hierbei  grösstentheils  von 
keiner  gemeinen,  nach  römischem  Rechte  vererbenden,  sondern  von  adeliger 
Stanimguts-  und  Landesfolge  die  Rede  ist,  ergibt  sich  nicht  nur  aus  dem 
bereiU  oben  (§.  232.  Note  6.)  angeführten  Cap.  13.  h.  t.  und  aus  Cap.  7. 
cod.,  sondern  auch  sehr  deutlich  aus  Cap.  1.  eod.  Hier  wird  nämlich  dar- 
über Beschwerde  geführt,  dass  der  Vatersbruder  (Patruus)  seine  Nichte,  die 
nur  p.  s.  m.  legitimirt  ist,  exherediren  will.  Wäre  von  römischer,  resp. 
bürgerlicher  Erbfolge  die  Rede,  so  wäre  diese  Beschwerde  sinnlos,  da  die 
Nichte  nach  röm.  Rechte  kein  Notherbenrecht  am  Onkel  hat,  also  sich  nie 
über  „exheredare",   was   hier  ganz   überflüssig   wäre,    beschweren   könnte. 
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war  mit  dieser  Ansicht  selbst  in  Deutschland  nach  dem  Zeugnisse 
des  Schwabenspiegels  c.  377  schon  im  XIII.  Jahrhunderte 
vollständig  durchgedrungen  ^),  so  dass  man  seitdem  daselbst  die  Zu- 
lassung der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  zur  Erb- 
folge in  Lehen  und  in  Allod,  d.  h.  in  je  der  Art  von  Erbfolge 
ohnealle  Einschränkung  als  gemeines  Recht  betrachtete^). 
IV.  Diese  Lehre  des  canonischen  Rechtes  erhielt  in  Deutschland 
durch  die  Rezeption  des  römischen  Rechtes  eine  neue  Stütze,  da  auch 
dieses  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  den  in  der 
Ehe  erzeugten  vollkommen  gleich  stellt.  V.  Seit  dem  Siege  des 
canonischen  Rechtes  in  der  Legitimationslehre  verstand  die  deutsche 
Praxis  den  lombardischen  Lehentext  nur  noch  von  den  durch  Re- 
skript legitimirten  Kindern'').  Sie  hatte  auch  zu  einer  solchen 
einschränkenden  Auslegung  vollen  Grund,  da  das  canoni- 

Die  Bedeutung  dieses  ,,exheredare"  als  Aussehliesseü  von  der  Stammguts- 
folge  und  seine  Beziehung  zur  germanischen  Stauimgutsfolge  ergibt  sich  aber 
klar  aus  der  Lombarda,  Leg.  Luitprandi  VI,  51.  —  Siehe  meine  deut.  St- 
u.  R. -Gesch.  Bd.  II,  Abthl.  II,   1S47,  §.    113.  Note  7. 

'')  Siehe  oben  Note  1.  —  Um  die  Bedeutung  des  canonischen  Rechtes  ia 
dieser  Lehre  richtig  zu  würdigen,  muss  man  sieh  daran  erinnern,  dass  die 
Frage  nach  der  Legitimität  eines  Kindes  ein  Pr  äj  n  dizialpan  kt  für  die 
Erbschaft  war,  den  nur  das  geistliche  Gericht  entscheiden  konnte,  and 
dessen  Ausspruch  sodann  der  weltliche  Richter  hinsichtlich  der  Erbschafts- 
frage  zu  Grunde  legen  musste,  wie  dies  der  Schwabenspiegel  c.  377. 
ausdrücklich  sagt,  der  hier  buchstäblich  mit  cap.  5.  7.  9.  X.  qui  filii  sint 
legitim!  (4,  17)  übereinstimmt.  (Vergl.  auch  Scbwabenspiegel  (Lass- 
berg c.  40.).  —  Es  ist  daher  eine  ganz  unrichtige  Ansicht,  wenn  man  be- 
hauptet, dass  nur  die  geistlichen  Gerichte  für  die  Successionsfäbigkeit  der 
Mantelkinder  gesprochen  hätten,  oder  glaubt,  dass  die  weltlichen  Gerichte 
nach  der  mittelalterlichen  Vorstellung  rechtlich  ballen  für  befugt  gelten  kön- 
nen,   gegen  das  canonische  Recht  bei  ihrer  älteren  Praxis  zu  bleiben. 

*)  Einen  stärkeren  Ausdruck,  um  zu  bezeichnen,  dass  ein  Kind  alles 
und  jedes,  Land  und  Leute  inbegriffen,  erben  soll,  als  zu  sagen: 
es  erbe  Allod  und  Lehen,  hatte  das  mittelalterliche  Recht  nicht. 

6)  Selbst  Pütter,  welcher  vorzüglich  aus  Rücksicht  auf  die  hier  häufige  Un- 
slandesmässigkeit  der  Ehe  das  Sucressionsrecht  der  p.  s,  m.  legitimirten  Kinder 
in  den  reichsständischen  Häusern  bestreitet,  nennet  in  s.  prim.  lin.  §.  27.  die 
Einschränkung  der  Bestimmung  in  II.  F.  26.  §.  10.  auf  die  per  rescripium 
Legitimirten  und  die  Zulassung  der  p.  s.  m.  Legilimirten  zur  Lehnfolge  eine 
„interpyetatio  perantiqua  et  ferc  usualis,"  mit  spezieller  Beziehung  auf  einen 
durch  ein  Reichsbofraths-Coociusum  v.  23.  Dec.  1715  zu  Gunsten  der  Letz- 
teren entschiedenen  Fall. 
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sehe  Recht  die  Legitimität  der  vor  Eingehung  der  förinhthen  Ehe 
gehornen  Kinder  durchaus  nicht  als  eine  rückwärts  aul  deren 
Gehurt  zu  heziehcnde  Rechtsliktio  n,  sondern  als  eine  imma- 
nente, wesenlhche  Wirkung  der  Ehe  auffasste '),  daher  auch  mit 
Absicht  von  dem  römischen  Erfordernisse  der  Legitimation,  dass 
auch  das  zu  legitimirende  Kind  einwillige,  Umgang  nimmt  und 
eben  desshalb  auch  in  seinen  gesetzlichen  Texten  niemals 
bei  nachfolgender  Ehe  von  Legitimation  der  vorehelichen  Kinder 
spricht,  auch  diese  niemals  als  „legiUmati''  sondern  nur  allein 
als  „legilimi^'  bezeichnet.  VI.  Auf  der  anderen  Seite  sträubte  sich 
das  Interesse  der  Agnaten  gegen  die  Anerkennung  der  römischen 
und  canonischen  Grundsätze,  und  suchte  man  deren  Anwen- 
dung, da  man  sie  in  Bezug  auf  die  rein  bürgerliche  Erbschaft 
nicht  verhindern  konnte,  wenigstens  in  Bezug  auf  adelige  Lehen, 
Stammgüler  und  Familienfldeicommisse  durch  die  Behauptung  aus- 
zuschliessen,  dass  sie  in  solchen  Beziehungen  darum  nicht  anzu- 
wenden wären,  weil  dem  römischen  Rechte  solche  Gutsverhältnisse 
völlig  fremd  gewesen  wären.  Daher  entspann  sich  der  bis  in  die 
neueste  Zeit  fortgesetzte  Streit  über  die  Successionsfähigkeit  der 
Legitimirten  in  adelige  Lehen,  Stammgüter  und  Familienfldei- 
commisse nach  gemeinem  Rechte,  wobei  sich  aber  nicht  ver- 
kennen lässt,  dass  die  Ansicht  der  Juristenfakultäten  und  die 
Piaxis  der  obersten  Reichsgerichte  sich  entschieden  für  die  Suc- 
cessionsfähigkeit der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder 
erklärt  hat,  und  der  Beweis  eines  besonderen,    gegenthei- 


■')  Cap.  6.  X.  qui  iilii  sint  legitinii  (4,  17.)  ,,Tanta  est  vis  niatrimonii, 
ul  qui  antea  sunt  geniti ,  post  contractum  luatrimonium  legitinii  habean- 
tur."  -  Die  Kirche  bedurfte  hier  keiner  Rechts fiktion,  und  wollte  keine 
solche,  sie  schnitt  vielmehr  nur  die  Untersuchung  darüber  ab  ,  ob  die  bishe- 
rige Verbindung  ein  Concubinat  war,  (was  das  römische  Recht  als  noth- 
w  endig  voraussetzte,  weil  es  sonst  keine  Legiiimaüo  p.  s.  m.  zulässt), 
oder  ob  bisher  Gewissensehe  bestand.  Cap.  9.  X,  eod.  ,,Si  qui  auteni 
de  clandestino  matrimonio,  poslmodum  ab  ecclesia  comprobato,  generati  fue- 
rint,  eos  legitimos  judices  filios  et  haeredes."  —  Es  ist  ein  grosser  und 
schon  von  Weber,  Handbuch  des  Lehnrechts.  Bd.  IIL  S.  260.  mit  Recht 
scharf  gerügter  Irrthum,  wenn  man  glaubt,  das  canonische  Recht  habe  in 
der  Lehre  von  der  Legitimatio  p.  s.  m.  nur  das  römische  Recht  copirt:  es 
finden  sich  sehr  wesentliche  Unterscheidungen  zwischen  beiden  Rechten,  wie 
hier  gezeigt  wird. 
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ligen,  für  die  reichsständischen  Famihen  gern  einrechtlich 
gültigen  Standesrechtes  in  dieser  Hinsicht  nicht  geführt  wer- 
den kann*). 

§.  235. 

3)   Praktisches  Recht  in  Bezng  auf  die  Legitimation 

durch  nachfolgende  Ehe. 

I.  Wo  keine  besonderen  Haus-  und  Landesgesetze,  Famihen- 
verlräge  oder  Familienfideicommissstiftungen  entgegenstehen  *), 
muss  auch  bei  den  jetzt  souverainen  Famihen  als  gemeingül- 
tiges Recht  die  Successionsfähigkeit  der  durch  nachfolgende  Ehe 
legitimirten  Rinder  betrachtet  werden ,  da  in  der  Erwerbung  der 
Souverainetät  an  sich  keine  Veränderung  des  früheren  Familien- 
rechts enthalten  ist,  H.  Das  einfache,  wenn  auch  ausdrückliche 
Erfordern  einer  ehelichen  Abstammung  in  den  Familienfidei- 
commissstiftungen  kann  aber  an  sich  allein  nicht  für  eine  haus- 
gesetzliche Anordnung  des  Ausschlusses  der  durch  nachfolgende 
Ehe   legitimirten   Kinder   von   der  Succession   erachtet   werden'), 


«)  Siehe  Pütter,  Missheiratheo,  492,  519;  prini.  lin.  §.27.  —  Göritz, 
z.  Lehre  von  d.  Erbfolgefahiglieit  der  vorehelichen  Kinder  in  Lehen  und 
Stammgüter,  in  d.  Zeilschrift  f.  detit.  Recht,  Bd.  VII,  1843,  S.  3l9  u.  f. 
333.  —  ünbeslreithar  ist  die  unbeschränkte  Successionsfähigkeit  der  Manlel- 
kinder  in  Bezug  auf  den  ßürgerstand  und  den  nicht  reichsständischen  Adel 
bis  auf  die  Gegenwart  als  gemeines  Recht  anerkannt  geblieben,  und  diese 
Theorie  sowohl  in  ältere  als  neuere  Lehngesetzgebuogen  ausdrücklich  als 
die  richtige  aufgeuommen  worden.  Weber,  Handbuch  des  Lehnrechts  III, 
S.  253  u.  f.  —  ümsomehr  müsste  also  das  GegentheU,  wenn  es  als  ge- 
meines Recht  der  reichsständischen  Familien  gelten  sollte,  aus  be. 
sonderen  Rechtsquellen  nachgewiesen  werden,  was  aber,  wie  gezeigt 
wurde,  nicht  möglich  ist. 

1)  In  dem  österreichischen  Pactum  successorium  v.  1703  (K.  Leo- 
pold I.)  wurden  die  Mantelkinder  ausdrücklich  von  der  Succession  ausge- 
schlossen. ,,In  omne  uevum  valituram  legem  dictamus  ut  in....  Nostris 
Regnis  et  provinciis  bereditariis  successio  Marium  sanguinis  nostri  per  lineam 
masculinam  ex  legitim o  matrimonioprogenitorum,  nonlegiti- 
matorum,  omnibus  feminis  . .  .  preferatur." 

2)  Darüber,  dass  gemeinrechtlich  das  Wort  „ehelich"  sowohl  die  in 
der  Ehe  erzeugten  ,  als  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  be- 
greift, kann  nach  der  vollen  rechtlichen  Gleichstellung  beider  als  legitimi  im 
niniischen  und  canonischeo  Rechte  durchaus  kein  gegründeter  Zweifel  blei- 
ben.    Auch  die  G,  B.   Karl's  IV.,  cap.  VH,  §.  2,  welche  zur  Nachfolge  ia 
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soferne  nicht  aus  anderen  umständen  besonders  erhellt,  dass  wirk- 
lich die  Absicht  bei  der  Aufstellung  einer  solchen  Vorschrift  aul 
den  Ausschluss  solcher  legitimirteu  Kinder  gerichtet  gewesen  sei '). 
III.  In  jenen  deutschen  Regentenhäusern,  in  welchen  nunmehr  die 
Thronsuccessionsrechte  ausdrücklich  nach  Haus-  oder  Verfassungs- 
gesetzen durch  Abstammung  aus  einer  mit  Zustimmung  des  Hauptes 
der  Familie  eingegangenen  Ehe  bedingt  sind,  kann  die  Streitfrage 
über  die  Successionsfähigkeit  der  durch  nachfolgende  Ehe  legiti- 
mirten  Kinder  keine  weitere  praktische  Bedeutung  haben'*). 

§.  236. 
Adoption*). 

I.  Zur  Reichszeit  bestand  kein  gemeinverbindliches  Reichsgesetz, 
welches  einem  Herrn  aus  reichsständischem  Hause  die  Adoption 
untersagt  hätte.  Jedoch  galt  bei  den  allodialen  Stamm-  und  Fa- 
milienfideicoramissbesitzungen  der  Grundsatz  als  selbstverständlich, 
dass  kein  Adoptirter  zur  Succession  kommen  konnte,  so  lange  noch 
Geblüfserben  vorhanden  waren ;  und  ebenso  waren  nach  allgemei- 
nen lehenrechtlichen  Grundsätzen  die  Adoptirten  von  der  Lehen- 
folge selbst  dann  ausgeschlossen,  wenn  keine  geborne  Lehenfolger 
vorhanden  waren,  soferne  nicht  der  Lehensherr  in  diesem  Falle 
dem  Adoptirten  eine  neue  Belehnung  erlheilte  ').  IJeberhaupt  war 
die  Adoption  in  den  reichsständischen  Häusern  wenig  in  Gebrauch. 


die  Kurfiirsfeulhümer  ,,ßliumlegitimum"  beruft,  isl  in  keioeni  anderen  Sinne 
aufzufassen.  Halte  hierunter  etwas  anderes  verstanden  werden  wollen,  als 
nach  des  Reiches  g;emeinen  Rechten  darunter  zu  verstehen  ist,  so 
hätte  dies  nothwendig  hier  besonders  gesagt  und  hervorgehoben  werden  müs- 
sen. —  Die  Analogie,  welche  Gerber  in  seinem  sog.  Volum  über  den  gräfl. 
Alden  b  urg-Be  nt  in  ck 'sehen  Successionsstreit  v.  privatrechti.  Standpunkte, 
Berlin  1854,  hiergegen  von  den  Adoptivkindern  hat  hernehmen  wollen, 
die  auch  legitimi,  aber  doch  nicht  eheliche  Nachkommen  des  Adoptivvaters 
seien,   ist  selbst  nicht  einmal  für  das  bürgerliche  Recht  stichhaltig. 

')  Viel  zu  weit  geht  in  dieser  Beziehung  C  F.  Rhein  wald,  die  Erb- 
folgeunfäbigkeit  der  Manlelkinder  aus  Gründen  der  Aldenburg- B  entinc  k'- 
scben  Familienstatuten  etc.  Frankf.  a.  M.   1850. 

*)  Dies  ist  auch  der  Grund ,  warum  die  neueren  Hausgesetze  gar  nicht 
m«br  von  den  Maotelkindern  sprechen. 

•)  Moser.  Staalsr.  XXIT,  399  u.  f.  -  Dessen  FamiL -Slaatsr.  H. 
886  n.  f.  —  Pütter,  prim.   lin.  %.  29. 

')  II.  Feud.   26.  §.  8,  „Adoptivus  filius  in  feudo  non  succedift 
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da  man  sich  zum  Behiife  der  Vorsorge  für  den  Fall  des  Aussterbens 
der  Familie  lieber  der  Erbverträge  bediente.  11.  Ein  Laudesherr, 
welcher  der  Letzte  seines  Slamnies  und  durch  keine  Landstände 
beschränkt  war,  konnte  zwar  unbezweifelt  einen  Nachfolger  in  die 
Regierung  seiner  allodialen  Herrschaften  adoptiren;  jedoch  war 
die  Zustimmung  des  Kaisers  nothwendig,  so  weit  es  sich  um  den 
iJebergang  von  Titel  und  Würden  handelte,  die  nur  vom  Kaiser 
verliehen  werden  konnten  ^j.  Es  finden  sich  Beispiele,  dass  die 
Kaiser  bei  Erhebung  in  den  Reichsfürsten-  oder  Reichsgrafenstand 
dem  Neuerhobenen  sofort  das  Recht  beilegten,  dass  er  selbst  im 
Falle  kinderlosen  Ablebens,  oder  dass  der  Letzte  seines  Stammes 
einen  Nachfolger  adoptiren  und  die  verliehenen  Titel  und  Rechte  auf 
diesen  versenden  dürfe  3);  auch  findet  sich  ein  Beispiel,  dass  die 
Adoption  gewählt  wurde,  um  eine  voraussichtlich  lange  andauernde 
vormundschaftliche  Regierung  zu  vermeiden  *).  IIL  Heut  zu  Tage 
ist  in  den  souverainen  deutschen  Regentenhäusern  ein  Recht,  durch 
Adoption  Familien-  und  Regierungsnachfolgerecht  zu  übertragen, 
insoferne  nicht  besondere  Staats-  oder  Hausgesetze  entgegenstehen, 
in  dem  Umfange  und  unter  denselben  Voraussetzungen  anzuerken- 
nen, wie  vom  dem  Adoptirenden  ein  Erbvertrag  mit  gleicher  Wir- 
kung geschlossen  werden  könnte.  IV.  Wo  zur  Gültigkeit  der  Ehen 
der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  die  Einwilligung  des  Fami- 
lienhauptes erforderlich  ist,  muss  dieselbe  wegen  Gleichheit  des 
Grundes    auch   bei  den  Adoptionen  derselben  für  nothwendig  ge- 


2)  Moser,  Familienstaatsr.  11.  892  u.  f.  — 

3)  Moser,  Staatsr.  XXH ,  405;  Familienslaalsr.  II.  S.  889,  893.  — 
Eine  solche  kaiserliche  Erlaubniss  zu  adoptiren  enthielt  das  Rantzan'sche 
Grafendiplom  v.  16.  Nov.  1650.  (abgfedruckt  als  Beilage  B.  in  der  Schrift: 
Kuno,  Graf  zu  R  a  n  tz  a  u- Bre  itenburp ,  Vorläufige  Widerlegung  etc.  eini- 
ger falschen  Nachrichten,  die  Grafschaft  Rantzau  betr.,  Heidelhg.  1840.  — 
Diesem  Ran  tz au 'sehen  Grafendiplome  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  das  Al- 
denburgische  Grafendiplom  v.  15.  Juli  1653  nachgebildet  (s.  meine 
Schrift  über  hohen  Adel,  §.  84,  S.  192.  Note*);  und  über  dessen  Erklä- 
rung ebendas.  §.  85.  §.  100.  Es  ist  vollständig  abgedruckt  in  J.  G. 
v.  Meiern,  Regensburg.  Reichstagshandlungen  v.  1653 — 1654,  S.  904  u. f.; 
s.  auch  Moser,  Staatsr.   XXil.   S.  346  u.  f. 

'•)  In  dieser  Weise  adoptirte  Kurfürst  Friedrich  der  Siegreiche  von 
der  Pfalz  den  unmündigen  Kurprinzen  Philipp,  Sohn  seines  Bruders  Lud- 
wig. Moser,  Famil.  Staatsr.  11.  S.  889.  und  dessen  deut.  Staatsr. 
Bd.  XVII,  S.  321  ;  Bd.  XIX.  S.  84. 
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arlitet  werden.  V.  In  mehreren  neueren  Hausgesetzen  souverainer 
deutscher  Familien  ist  den  Mitgliedern  derselben  die  Adoption  durch- 
aus untersagt^). 

§.  237. 

Volljährigkeit  and  Volljährigkeitserklärong*). 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  bestand  keine  allgemeine 
reichsgesetzliche  Norm  hinsichtlich  des  Eintrittes  der  Volljäh- 
rigkeit und  beziehungsweise  Regierungsfähigkeit  bei  den  Mitgliedern 
der  reichsständischen  Familien.  Es  galt  daher  als  gemeinrechtlich 
die  römisch -rechtliche  Bestimmung  des  Eintrittes  der  Volljährig- 
keit mit  dem  25.  Jahre*).  II.  In  den  Ländern  des  sächsischen 
Rechtes  trat  auch  in  den  reichsständischen  Häusern,  insoferne  keine 
besonderen  hausgesetzlichen  Normen  bestanden,  die  Volljährigkeit 
nach  dem  21.  Jahre  ein^).  III.  Für  die  Erbprinzen  in  den  kurfürst- 
lichen Häusern  (sog.  Kurprin  zen)  war  durch  die  goldene  Bulle 
das  achtzehnte  Jahr  als  Volljäbrigkeitslermin  festgesetzt  worden  ^). 
IV.  Auch  gegenwärtig  besteht  keine  Gleiclimässigkeit  hinsichtlich 
der  Volljährigkeit  in  den  deutschen  souverainen  Häusern.  Die  ehe- 
mals kurfürstlichen  Häuser  haben  den  in  der  goldenen  Bulle  für 
die  Erbprinzen  festgestellten  Termin  beibehalten;  derselbe  ist 
auch  nunmehr  in  mehreren  anderen  regierenden  Häusern  ange- 
nommen worden  ').     Die  Volljährigkeit  der  übrigen  Prinzen  eines 


5)  K.  bayer.  Faniil. -Statut,  v.  IS  19.  Tit.  11,  §.  5.  , .Keinem  Mitgliede 
des  königlichen  Hauses  ist  eine  Adoption  gestattet."  —  Ebenso  im  k.  säch- 
sischen Hausgesetze  v.  30.  Dec.  1S3T,  §.  13;  S.  Coburg-Gotha, 
Hausges.  1855,  Art.  97.  (fügt  bei):  ,,..  .eine  gleichwohl  vorgenommene 
wäre  nichtig." 

*)  Moser,  Staatsr.  XVIII,  S.  383  u.  f.  419  u.  f.  —  Dessen  persön- 
liches Staatsrecht  I,  559  u.  f. 

>)  Gönner,  Staatsr.  §.   SO. 

2)  Siehe  §.  213.  Note  4.  —  Pütter,  prim.  lin.   §.  7". 

s)  Aurea  Bulla  Caroli  IV.,  a.  1350.  Cap.  VII,  §.  4.  ,, . .  .legitimam 
aetatem . . .  quam  in  Principe  Electore  deceni  et  octo  annos  completos  cen- 
seri  volumus."  —  Es  war  dies  der  allgemeine  Volljührigkeilstermin  nach 
dem  älteren  süddeutschen  Rechte.  S  cb  wabenspi  egel  (Lassberg)  c.  51. 
„Als  ein  man  kumt  hinz  achtzehcn  i^irn,  so  bat  (er)  sine  volle  tage,  wil 
er  so  mag  er  vormunt  haben,  wil  er.  er  mag  sin  wol  och  enbern.  aber  kunic 
Karle  hat  geselzet  er  sul  pfleger  han  vnz  fiunf  zweinzec  iarn."  — 

•)  Bayern,  V.-Urk.   Iblb,  Tit.  II,  §.  7.  „Die  Volljährigkeit  der  Prin- 
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solchen  Hauses  ist  mitunter  auf  einen  späteren  Termin  (das  21. 
Jahr)  gesetzt 5).  V.  Eine  Volljährigkeitserklärung  (Venia  aetalis) 
minderjähriger  Mitglieder  reichsständischer  Familien  musste  zur 
Reichszeit  bei  dem  Kaiser  nachgesucht  werden.  Aus  diesem  Grunde 
hielt  man  auch  die  kaiserliche  Confirmation  von  hausgesetzlichen 
Bestimmungen,  wodurch  der  Volljährigkeitstermin  kürzer,  als  im 
gemeinen  (römischen)  Rechte  bestimmt  werden  wollte,  für  noth- 
wendig.  Heut  zu  Tage  muss  es  als  ein  Recht  des  Souverains  als 
Haupt  des  Hauses  betrachtet  werden,  den  Prinzen  und  Prinzessinen 
desselben  eine  Volljährigkeitserklärung  zu  ertheilen,  und  zwar  auch 
sogar  dem  Erbprinzen  zum  Behufe  des  Regierungsantrittes,  soferne 
nicht  eine  ausdrückliche  Bestimmung  der  Landesverfassungsurkunde 
entgegensteht,  wonach  die  Zustimmung  der  Landstände  oder  Agna- 
ten  einzuhohlen   wäre^),    oder   nach    dem  Geiste   der  Verfassung 


zen  und  Prinzessinen  des  k.  Hauses  tritt  mit  dem  zurückgelegten  18.  Jahre 
ein."  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  8.  „Der  König  wird  volljährig, 
sobald  er  das  18.  Jahr  zurückgelegt  hat."  —  Ebenso:  Preussen,  V.-ü. 
1850.  Art.  54.  —  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  13.  —  Würtemherg,  V.-U. 
1819,  §.  9.  —  Baden,  Apanagengesetz  v.  21.  Juli  1839,  Reg.-Bl.  24; 
§.  5.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  5.  —  Braun  seh  weig,  neue 
Ldschftsord.  1832.  §.  15.  (12.).  —  Oldenburg,  rev.  Staatsgrundges. 
1852,  §.  19.  —  Das  21.  Jahr  fordern:  S.  Meiningen,  Grdges.  1829. 
Art.  4.  —  S.  Altenburg,  Grdges.  1831,  §.  15.  —  S.  Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1852.  §.  11.  und  Hausges.  1855.  §.  86.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen, 1849.  §.52.—  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.90.— 
Waldeck,  V.  U.   1852,  §.   16.  —  Reuss,  j.  L.,  V.  U.  1852.  §.  48.  — 

5)  So  z.  B.  K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  61.  —  Hannover,  Haus- 
gesetz, Cap.  5,  §.  2.  —  Baden,  Apanagenges,  v.  21.  Juli  1839,  Reg.-Bl. 
24;  §.  6.  —  Im  würtem  b  e  rg.  Hausges.  1828.  Art.  15.  ist  die  Volljährig- 
keit der  königlichen  Prinzen  und  Prinzessinen  (ausser  dem  Thronfolger) 
auf  das  21.  Jahr,  die  der  übrigen  Prinzen  und  Prinzessinen  des  Hauses  auf 
das  22.  Jahr  festgesetzt.  —  In  den  Grundgesetzen,  welche  die  Volljährigkeit 
des  regierenden  Herrn  auf  21  Jahre  bestimmen,  (Note  4.)  wird  regel- 
mässig ausdrücklich  derselbe  Termin  für  die  Volljährigkeit  der  übrigen  Mit- 
glieder des  Hauses  festgesetzt. 

•^)  Besondere  Bestimmungen  über  die  Volljährigkeitserklärung 
enthalten:  S.  Altenburg,  Grdges.  1831,  §.15.  a  linea  2  und  3:  „Den 
Prinzen  des  Hauses  kann  der  regierende  Herzog,  auf  Ansuchen  ihres  bishe- 
rigen oder  hierzu  besonders  bestellten  Vormunds,  die  Grossjäh- 
rigkeit  ertheilen ,  wenn  sie  wenigstens  das  18.  Jahr  ihres  Lebens  erfüllt 
haben  Der  Herzog  selbst  kann  von  dem  an  Jahren  ältesten  Herrn 
des  sächsischen  Gesammthause  s  aller  Linien,  nach  zurückgelegtem  18.  Le- 
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jede  Volljährigkeitserklärung   des  Thronfolgers   an    sich  als  ausge- 
schlossen zu  erachten  ist'). 

§.   238. 
Vormundschaft. 
I.     Regieranjäjsvormundscliaft   im  Falle    der  Minder- 
jährigkeit des  Thronfolgers*). 
1)   Geschichtliches. 

I.  Die  vormundschaftliche  Landesregierung  (Regierungs- 
vorraundschaft,  Regentschaft)  bei  Minderjährigkeit  des 
Thronfolgers  gebührte  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen 
Rechtes  von  Rechtswegen  dem  nächsten  grossjährigen  successions- 
berechtigten  Agnaten,  und  zwar  als  ein  Jus  quaesitum,  gleichsam 
als  eine  ihm  ebenfalls  erbrechtlich  zustehende  Refugniss,  was  sich 
als  AusQuss  aus  dem  Mundium  der  Familie  und  dem  Wartrechte 
der  Agnaten  erklärt  ^).  Doch  gelangte  dieser  Grundsatz  nur  in 
Rezug   auf  die  kurfürstlichen  Häuser   zu   einer  reichsgesetzlichen 


bensjabre,  unter  Zustimmung  der  bisherigen  Vormundschaft  und 
Regentschaft  Tdr  grossjährig  erklärt  werden  "  —  Fast  wörtlich  überein- 
stimmt: S.  Meiningen,  Grdges.  1829,  Art.  4.  —  S.  C  oburg- Gotha, 
Hausges.  1S55,  §.  8".  ,,Den  Prinzen  und  Prinzessinen  des  herzogl.  Hauses  kann 
der  Herzog  auf  Ansuchen  ihres  Vaters  oder  Vormundes  die  Rechte  der  Volljährig- 
keit ertbeilen,  wenn  sie  wenigstens  das   18.  Jahr   ihres  Alters  erfüllt  haben." 

")  Dies  darf  als  Regel  bei  allen  jenen  neueren  Verfassungsurkunden  an- 
genommen werden,  welche  einen  kurzen  Volljährigkeitstermin  (IS  Jahre) 
festsetzen  und  spezielle  Vorschriften  über  die  bis  zu  diesem  Termine  eintre- 
tende Regierungsvormundschaft  enthalten. 

•)  Pütter,  prim.  lin.  §.T4u.f.  —  Moser,  Staatsr.  Bd.  XVII.XVIII. — 
Dessen  persönliches  Staatsr.  I,  S.  288  n.  f.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.  J 
§.  49.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  245.  —  Klub  er,  öffentl.  R.  §.  247.  — 
Kohler,  Handb.  §.  64  u.  f.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  249.  —  H.  A.  Za- 
chariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I.  §.  8U  u.  f.  —  Vergl.  meine  Schrift:  die 
Regierungsvormundschaft  im  Verhältnisse  zur  Landesverfassung.  Heidelbg. 
1830.  —  Dem  Falle  der  Minderjährigkeit  stehet  selbstverständlich  der 
Fall  gleich,  wenn  die  Erwartung  statt  hat,  es  möge  ein  zur  Thron- 
folge berechtigter  Prinz  nacbgeboren  werden.  Uebrigens  er- 
wähnte diesen  Fall  nur  allein  die  (wieder  ausser  Wirkung  gesetzte)  Ver- 
fassungsurkunde V.  Me  ekle  n  bürg -Schwer!  n  v.  1849.  §.  65.  ausdrücklieb. 

')  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  26.  ,,Swa  die  sune  ze  ir  iarn 
(niht)  sint  chomen,  da  sol  der  elteste  bruder  sins  vater  swert  nemen.  ze  tot 
leibe,  und  er  ist  der  chinde  voget.  biz  daz  si  zir  iara  cboment."  — 
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Sanktion,  welche  aber  hier  unverkennbar  kein  besonderes  Recht 
für  dieselben  begründen,  als  vielmehr  nur  das  gemeine  alte  Her- 
kommen für  dieselben  sicher  stellen  wollte'-).  IL  In  vielen,  ins- 
besondere in  den  kleineren  reichsständischen  Häusern  drangen 
aber  allmählig,  jedoch  unter  häufigem  Widerstreite  der  Agnaten, 
die  Grundsätze  des  römischen  Vormundschaftsrechles  in  der  Art 
und  Weise  ein ,  wie  dieselben  überhaupt  in  Deutschland  rezipirt 
worden  waren,  so  dass  man  häufig  die  Regierungsvormundschaft  des 
nächsten  Agnaten  nur  noch  als  eine  Tulela  legitima  betrachtete  und 
ihren  Eintritt  auf  den  Fall  beschränkte,  wenn  der  Vater  nicht  durch 
testamentarische  Anordnung  (Tulela  testamenlariä)  oder  etwa  auch, 
nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Privatrechts,  durch  einen  Ver- 
trag (Tulela  pactilia)  Vorsorge  getroffen  hatte.  Wo  die  römischen 
Grundsätze  eingedrungen  waren,  liess  man  auch  dieMutter  und  die 
G  r  0  s  s  ra  u  1 1  e  r  vor  den  Agnaten  zur  Uebernahme  der  vormundschaft- 
lichen Regierung.  III.  Auch  legten  sich  die  obersten  Reichsge- 
richte als  die  unmittelbaren  Organe  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit 
über  die  reichsständischen  Familien  in  Ermangelung  testamentarischer 
oder  gesetzlicher  Vormünder  dieBefugniss  bei,  subsidiär  e'mej'utela 
dativa  anzuordnen.  IV.  Mitunter  findet  sich  auch  eine  Mitwirkung 
der  Landstände  bei  der  Anordnung  und  Führung  der  vormund- 
schaftlichen Regierung.  V.  Der  Kampf  des  alten  deutschen  und 
des  römischen  Rechtes  in  dieser  Lehre  hatte  ziu*  Folge,  dass  sich 
nicht  selten  in  einer  und  derselben  Familie  eine  verschiedenartige 
Behandlung  der  einzelnen  Vormundschaftsfälle  zeigt  ^). 

§.  239. 

2)    Praktisches  Recht  in  Bezng  auf  die  Regierungs- 

vormnndschaft  hinsichtHch   der  Delationsgründe  bei 

Minderjährigkeit  des  Thronfolgers. 

In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  keine  Bestimmungen 
über  die  Regierungsvormundschaft  bei  Minderjährigkeit  des  Thron- 


2)  Aurea  Bulla,  cap,  T.  §.  4.  ,,Si  principem  electorem  seu  ejus  pri- 
mogenituni  aut  filiuni  seniorem  laicnm  niori  et  heredes  masculo  legitimos, 
laicos  ,  defeclum  aetatis  patientes,  relinquere  contingerel;  tunc  fraler  senior 
ejusdeni  primogenili  tutor  eorum  et  adiuinistrator  existat,  donee  senior  ex 
his  legitiuiam  aetatein  attigerit"  etc. 

3)  Vergl.  Moser,  badisches  Staatsr.   §.  43. 
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folgers  durch  neue  Verfassungsgeselze  eingeführt  worden  sind, 
verhleibt  es  bei  dem  bisherigen  Faniihenherkommen,  je  nachch-m 
dieses  sich  an  die  Grundsätze  des  älteren  deutschen  Rechtes  und 
der  goldenen  Bulle  oder  an  die  römische  Lehre  angeschlossen 
hat.  Aber  auch  die  neueren  Verfassungsgeselze  enthalten  keine 
ganz  gleichförmigen  Grundsätze  über  die  Delationsgründe  der  Re- 
gierungsvormundschaft. Unverkennbar  liegt  zwar  den  meisten  neue- 
ren Verfassungsgesetzen  der  deutschen  Staaten  die  Ansicht  zu 
Grunde,  dass  der  nächste  successionsf ähige,  volljährige 
Agnat  geboruer  Regierungsverweser  sei:  jedoch  finden 
sich  dabei  sehr  verschiedenartige  Modifikationen,  die  theils  auf  einem 
Anordnungsrechte  des  Regierungsvorgängers,  theils  auf  einer  Einwir- 
kung der  Landstände  beruhen,  welcher  man  besonders  in  der  letz- 
ten Zeit  in  mehreren  Staaten  grösseren  Einfluss  gewähren  zu  müssen 
geglaubt  hat.  Hiernach  sind  folgende  Systeme  zu  unterscheiden : 
L  Nur  in  wenigen  neueren  Verfassungsurkunden  (Würtemberg, 
K.  Sachsen  und  Preussen)  hat  man  an  dem  Grundsatze  des 
alten  deutschen  Rechtes  und  der  goldenen  Bulle  (§.  238)  streng 
festgehalten,  dass  der  nächste  volljährige  Agnat  ein  festes 
Recht  auf  die  Führung  der  Regentschaft  hat,  welches  ihm  durch 
keine  Disposition  des  Regierungsvorfahrers  entzogen  werden  kann. 
In  diesen  Staaten  kann  n  u  r  in  Ermangelung  eines  solchen  befähig- 
ten Agnaten  die  Regentschaft  in  anderer  Weise  geordnet  werden  *"). 
IL  Nach  anderen  Verfassungsurkunden  ist  dem  Souverain  das 
Recht  beigelegt,  unter  den  vo  11  j  ährigen  Prinzen  des  Hau- 
ses den  Reichsverweser  für  die  Zeit  der  Minderjährigkeit  seines 
Nachfolgers  zu  wählen;  in  Ermangelung  einer  solchen  Ernennung 
fällt  aber  die  Reicbsverwesung  dem  nächsten  volljährigen  Agnaten 
kraft  Gesetzes  zu  2).     JH.  In  einigen  Staaten  ist  der  Souverän  bei 


1)  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  12.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31. 
§.  9.  —  Preussen,  V.-ü.   1S50,  §.  5r>. 

2)  Eioe  Verordüung  über  die  Regeotschaft  zu  machen,  erklären  den  Sou- 
verain  für  berechtigt:  Bayern,  V.-U.  ISIS,  Tit.  II,  §.  10;  S.  Alten- 
burg, V.-U.  1S31,  §.16.  —  Braunschweig,  L.  0.  1832,  17.18.  19.  — 
Hannover,  V.-U.  |s40.  §.  IS.  19.  —  S.  C  obnrg- Gotb  a,  V.-U.  ls.?2, 
§.  13. —  Ohne  Einschränkung  erlaubt  dem  Souverain  die  Anordnung:  W^al- 
deck,  V.-U.  1852.  §  20.  —  Alle  diese  Verfassungsurkundeii  rufen  über- 
einstimmend bei  Ermangelang  einer  solchen  Anordnung  sofort  den  nächsten 
Agnaten  gesetzlich  zur  Regentschaft,  mit  Ausnahme  der  Verf.-Urk.  von 

Zöpfl  ,  Staatsrecht.    4te  Aufl.   n.  7 
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der  Anordnung  einer  Regentschaft  für  die  Dauer  der  Minderjährigkeit 
seines  Nachfolgers  an  die  Zustimmung  der  Landstände  gebunden  ^). 
IV.  Nach  einigen  Verfassungsurkunden  wird  auch  die  Mutter,  nach 
anderen  auchdieGro  ssmu  tter  des  minderjährigen  Thronerben  von 
Väter  lieber  Seite,  soferne  sie  sich  nicht  wieder  verheiratbetliaben, 
und  die  Ehe  nicht  etwa  durch  Scheidung  getrennt  worden  war-*), 
zur  Regentschaft  während  der  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  ge- 
setzlich berufen:  jedoch  in  einigen  Staaten  nur  dann,  wenn  kein 
regierungsfähiger  Agnat  vorhanden  ist  5);  in  anderen  Staaten  ist 
die  Mutter  sogar  mit  Vorzug  vor  den  Agnaten  zur  Führung 
der  Regentschaft  berechtigt  erklärt  6).  V.  Es  findet  sich  auch  die 
Bestimmung,  dass  in  Ermangelung  von  Agnaten  die  Ge- 
mahlin des  minderjährigen  Souverains,  wenn  sie  bereits  das 
25.  Jahr  vollendet  hat,  und  zwar  mit  Vorzug  vor  der  leiblichen 
Mutter  und  der  Grossmutter  von  väterlicher  Seite,  zur  Re- 
gentschaft  berufen   ist').     VI.    In  einer  Verfassungsurkunde  wird 


Altenburg,  Coburg -Gotha  und  Waldeck,  welche  zunächst  die 
Mutter  rufen,  (s.  Note  6.)  —  Die  hannoverr  Verr.-Ü.  1840,  §.  18,  ver- 
stattet sogar  dem  Könige,  wenn  er  Gründe  hat,  von  dem  seinen  Ag- 
naten eingeräumten  Vorzuge  bei  der  Anordnung  der  Regentschaft  ab- 
zugehen, einen  nicht  regierenden  Prinzen  aus  den  souverainen  deut- 
schen Fürstenhäusern,  welcher  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat,  zum  Regenten  zu 
ernennen.  —  Aehnlicbe  Bestimmungen  enthält:  B  rau  n  s  chweig,  n.  L.  0.§.  17. 

3)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  21.  —  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  1.3.  —  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852.  §.  46. 

*)  Die  wieder  vermählte  Mutter  schliessen  aus:  Hannover,  V.-U. 
1840.  §.  19.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  91.  —  Olden- 
burg, revid.  V.-U.  1852.  art.  22.  §.  1.  —  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852. 
§,  47.  _  Coburg- Gotha,  V.-U.  1852.  §,  13.  —  Ausschluss  durch  Ehe- 
scheidung erwähnt  nur  Hannov.,  V.-U.   1840.  §.   19  a.   E. 

5)  So  in  Bayern,  nur  die  Mutter.  V.-U.  1818,  T.  II,  §.1.3;  in  Worte  m- 
berg,  Mutter  und  Grossmutter  von  väterlicher  Seite.  V.-U.  1819, 
§.  12;  ebenso  Hannover,  V.U.  l'>40,  §.  19.  alinea  2;  Braunschweig, 
L.  0.  1832,  §.  18;  Oldenburg,  rev.  V.-U.   1852,   art.  22,  §.  2. 

e)  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  16;  Anhalt-Bernburg,  V.-U. 
1850.  §.  91;  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852,  §.  47;  C  obnrg  -  Go  tha,  V.-U. 
1852,  §.13;  Kurhessen,  V.-U.  1852,  §.  G;  (die  Grossmutter  ist  nach 
diesen  Gesetzen  nicht  gerufen;  nur  die  waldeck.  V.-U.  1852,  §.  20.  ruft 
die  leibliche  Mutter,  und  nach  ihr  die  väterliche  Grossmutter  mit 
Vorzug  vor  dem  nächsten  Agnaten. 

■)  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  19.  a  linea  2. 
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die  Gemahlin  des  Souverains  nicht  nur  mit  Vorzug  vor  der 
leihlichen  M  u  tter  und  Gros  sm  u  Her,  sondern  sogar  mit  Vor- 
zug vor  den  fürstlichen  Agnaten  zur  Regentschaft  gerufen^). 
VIl.  Ist  der  Prinz,  welchem  als  nach  st em,  thronfolgeherechtigten 
Agnaten  die  Regentschaft  zufällt,  selbst  noch  minderjährig,  so  geht 
sie  au  denjenigen  volljährigen  Agnaten  über,  welcher  nach 
ihm  der  nächste  ist^).  Als  volljährig  muss  der  Agnat 
betrachtet  werden,  wenn  er  das  zur  Selbstführung  der  Regierung 
vorgeschriebene  Alter  (§.237)  erreicht  hat '")•  VIII.  Vorschriften 
für  den  Fall,  dass  die  Regentschaft  bei  dem  Uebergange  der  Krone 
an  die  wei])liche  Linie  nothwendig  wird,  finden  sich  nur  in  der 
Verfassungsurkunde  von  Hannover  ' ').  iX.  In  einigen  Verfassungs- 
urkunden finden  sich  auch  besondere  aber  ebenfalls  sehr  verschie- 
denartige Bestimmungen  für  den  Fall,  dass  kein  zur  Regentschaft 
bePähigtes  Mitglied  des  regierenden  Hauses  vorhanden  und  auch 
von  dem  Regierungsvorgänger  keine  V'orsorge  für  die  Führung  der 
Regentschaft  Namens  des  minderjährigen  Thronfolgers  getroffen 
worden  ist.  Es  lassen  sich  hier  vier  Systeme  unterscheiden: 
1)  Die  Regentschaft  geht  kraft  Gesetzes  an  den  ersten  Kron- 
beamten ilber<2),  oder  2)  an  den  ältesten  regierenden 
Herrn    des    in    mehreren   Linien    reeierenden    Gesammthau- 


«)  Waldeck,   V.-U,   1S52.  §.  20. 

«)  Bayern,  V.-U.  ISIS,  Tit.  II,  §.10.  a  linea  3.  -  Hao  nover,  V.-U. 
1S40.  §.   19. 

'")  Ausdrücklich  erklärt  dies  Hannover,  V.-U.   1S40.  §.   19. 

«')  Hannover,  V.-ü.  IS40.  §.  19.  a  linea  3  u.  4.  „Ist  die  Thronfolge 
„aof  die  weibliche  Linie  übergegangen,  so  gebührt  die  Regentschaft  für  die 
„dazu  nach  Erlöschung  des  Mannsstamnies  zuerst  berufene  (minderjährige) 
„Königin,  dem  Ge mahle  derselben,  falls  dieser  das  21.  Jahr  vollendet  hat, 
„sodann  ihrer  leiblichen  Mutter  und  endlich  ihrer  Grossmntler  von  väterii- 
„cher  Seite.  Zu  der  Regentschaft  über  den  Sohn  oder  die  Tochter  einer 
„regierenden  Königin  (Erbtochter)  ist  zunächst  die  Gemahlin,  oder  der 
„Gemahl  nach  den  obigen  Bestimmungen,  ond  nach  dieser  die  Gross- 
em utter  der  mütterlichen  Seite  berufen." 

•2)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  II,  §.  Kl.  ,,In  Ermangelung  derselben 
(geeigneter  Agnaten  oder  einer  verwittweten  Königin)  übernimmt  sie  (die 
Regentschaft)  jener  Kronbeamte,  welchen  der  letzte  Monarch  hierzu  er- 
nennt, und  wenn  von  demselben  keine  solche  Bestimmung  getroffen  ist,  so 
geht  sie  an  den  ersten  Kronbeamten  über,  welchem  kein  gesetzliches 
Hinderniäs  entgegensteht."  — 

7* 
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s  e  s  '3) ;  oder  3)  die  Ernennung  des  Regenten  geschieht  unter 
Vermitlelung  der  deutschen  Bundesversammlung  i^);  oder  4)  der 
Regent  wird  durch  die  Landstände  erwählt,  theils  mit,  Iheils 
ohne  ausdrückliche  Beschränkung  der  Wahl  auf  volljährige  Prinzen 
aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen  Fürstenhäusern  *^). 
X.  Die  Regentschaft  des  nachten  Agnaten,  so  wie  der  Mutter  und 
Grossmutter,  tritt  da,  wo  sie  als  gesetzliche  {Tuiela  legitima) 
anerkannt  wird,  bei  der  Minderjährigkeit  des  Souverains  unmittel- 
bar und  von  selbst  ein  ^ß). 

§.  240. 

II.    Einrichtung  einer  Regentschaft  bei  Verhinderung 

des  Souverains  an  der  Selbstregierung. 

I)    Durch  den  Souverain  selbst. 

Die  Einrichtung  einer  Regentschaft  kann  auch  noch  aus  anderen 
Gründen  nothwendig  werden,  als  wegen  der  Minderjährigkeit  des 
Souverains.  Man  pflegt  die  hierher  gehörigen  Fälle  heut  zu  Tage 
gewöhnlich  unter  der  Bezeichnung  als  Verhinderung  des  Sou- 
verains an  der  Selbstregierung  zu  begreifen.     Die  Anordnung  der 


")  S.  Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  16,  ruft  in  Ermangelung  von  einer 
Mutter  oder  Agnaten  ira  herzoglichen  Hause  „den  ältesten  regierenden 
Herrn  im  Gesammthause  Sachsen,  gothaer  Linie."  — 

")  Nach  der  hannover.  V.-ü.  1840,  §.  21.  soll  die  deutsche  Bun- 
desversammlung von  den  vereinigten  Ministern  und  allgemeinen  Stän- 
den um  die  Benennung  dreierßundes  forsten  ersucht  werden,  w  eiche 
einen  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen  son  ve- 
rainen Fürstenhäusern,  der  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat,  zum  Re- 
genten ernennen." 

>5)  ßraunsch weig,  n.  L.  0.  1832,  §.  19.  ,,Wäre  keine  der  Personen, 
welche  das  Gesetz  zur  Vormundschaft  beruft,  vorhanden  oder  schlügen  diese 
die  Vormundschaft  aus,  so  wählt  die  Stünde  Versammlung  auf  den 
Vorschlag  des  Staatsministeriums  den  Vormund  aus  den  volljährigen  nichl- 
regierenden  Prinzen  der  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
Fürstenhäuser.''  —  Preussen,  V.-U.  1850,  art.  57.  ,,Ist  kein  voll- 
jähriger Agnat  vorhanden  und  nicht  bereits  vorher  gesetzliche  Vorsorge  für 
diesen  Fall  getroffen,  so  hat  das  Staatsmioisterium  die  Kammern  zu  be- 
rufen, welche  in  vereinigter  Sitzung  einen  Regenten  erwählen  Bis  zum 
Antritte  der  Regentschaft  von  Seilen  desselben  Hihrt  das  Staatsministerium 
die  Regierung." 

'«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  art.  23. 
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Regentschalt  kann  in  diesen  Fallen  theils  durch  den  Soiiverain 
selbst  geschehen,  theils  niiiss  sie  für  denselben  bewirkt  werden. 
I.  Das  Erste re  ist  der  Fall,  wenn  der  Souverain  durch  eine 
voraussichtliche  längere,  freiwillige  Abwesenheit  ausser- 
halb des  Landes,  oder  durch  andere  dieser  gleich  zu  achtende  That- 
umstände,  an  der  Führung  der  Regierung  behindert  wird  *).  II.  In 
vielen  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  überdies  positiv  aus- 
gesprochen, dass  der  Sitz  der  Landesregierung  nicht 
ausserhalb  der  Landesgränzen  verlegt  werden  darf 2), 
so  wie  auch ,  dass  der  Fürst  seinen  wesentlichen  Aufenthalt  im 
Lande  zu  nehmen  hat  3).  III.  In  solchem  Falle  der  Abwesenheit 
oder  vorübergehenden  Verhinderung  gebührt  dem  Souverain  selbst 
das  Recht,  eine  Stellvertretung  in  der  Regierung,  und  zwar 
in  der  Weise,  welche  ihm  im  einzelnen  Falle  die  geeignetste  zu  sein 
scheint,  und  zwar  ohne  Mitwirkung  der  Landslände,  anzuordnen  "*), 


')  So  z.  B.  wird  in  England,  wenn  eine  Königin  regiert,  auch  die 
Niederkunft  derselben  hieher  gerechnet,  und  der  Gemahl  derselben 
unter  Zustimmung  des  Parlaments  für  einen  bestimmten  Zeitraum  als  Regent 
eroanol.  Die  deutschen  Verfassungsurkunden  behandeln  diesen  Fall  nicht 
besonders:  doch  darf  hier  sicher  die  Analogie  der  Abwesenheit  ausserhalb 
des  Landes  als  maagsgebend  betrachtet  werden. 

2)  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.6.  „Der  Sitz  der  R  e  gi  erun  g  kann 
in  keinem  Falle  ausserhalb  des  Königreichs  verlegt  werden."  —  Ueber- 
einstimnit:  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art.  14.  §.  1.  —  Kurhes- 
sen, V.-U.  1S52,  §.  9.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  13.  —  Coburg- 
(;otha,  V.-U.  1S52.  §.5.—  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  „Der  Sitz 
der  Landesregierung  kann,  dringende  Noth  fälle  ausgenommen,  nicht 
ausser  Landes  verlegt  werden."  —  Uebereinstimmt :  Hannover,  V.-ü. 
1840.  §.  15.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  56. 
(Als  solche  INothfälle  bezeichnen  einige  dieser  Gesetze  namentlich  Krieg  und 
Aufruhr.) 

3)  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art.  14.  §.2;  Coburg  -  Go  l  h  a, 
V.-U.  1852,  §.13;  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.13.—  Ausnahmsfälle  zeichnet 
aus:  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1^52,  §.  4,  «!,  9.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
l^Sl.  §.5,  fordert  Zustimmung  der  Stände,  wenn  der  König  seinen  w  e  sent- 
lichen  Aufenthalt  ausserhalb  Landes  nehmen  will. 

^)  Das  Recht  des  Souverains,  in  dem  Falle  der  Verhinderung  selbst 
eine  Stellvertretung  oder  Regentschaft  anzuordnen,  erkennen  an:  Bayern, 
V.-U.  1818.  Tit.  II,  §.  11;  K.  .«iachsen,  V.-U  1831,  §.  9;  Hannover, 
V.-U.  1840,  §.  Ifi.  .,Vom  Könige  hängt  es  ab,  ob  er  (im  Falle  der  Abwe- 
senheit) die  Stellvertretung   einem  Ministerrathe,    oder   einer  Persoa 
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soferne   nicht   die  Verfassungsurkunde   für    diesen  Fall   besondere 
Vorschriften  enthält  ^). 

§.  241. 

2)    AnordnttDg  einer  Regentschaft  für  den  regierenden 

Fürsten. 
a)    Geschiclitlicbes*). 

1.  Hinsichthch  der  Frage,  ob  eine  Regentschaft  (früher  sogen. 
Administration)  für  den  regierenden  Herrn  unter  Verhält- 
nissen anzuordnen  sei,  unter  welchen  er  selbst  (wie  z.  B.  im  Falle 
von  Geisteskrankheit)  nicht  fähig  ist,  eine  Stellvertretung  einzu- 
richten, gebührte  nach  dem  zur  Reichszeit  gültigen  Rechte  die 
Entscheidung  den  fürstlichen  Agnaten,  welche  zu  diesem  Be- 
hufe  als  Familienrath  zusammen  traten  ').  IL  Auch  findet  man 
nicht  selten,  dass  durch  väterliche  Anordnungen  nach  Analo- 
gie der  testamentarischen  Anordnung  einer  Tutel  über  Minder- 
jährige eine  Regentschaft  für  den  Nachfolger  angeordnet  wurde, 
wenn  sich  Gründe  der  Behinderung  desselben  an  der  Selbstfüh- 
rung der  Regierung  schon  bei  dem  Leben  des  Vorgängers  äusser- 
ten. IlL  Desgleichen  konnte  auch  durch  die  obersten  Reichsge- 
richte eine  Regentschaft  (Administration)  der  Landesregierung 
angeordnet  werden,  in  welchem  Falle  das  betreffende  Dekret  be- 
stimmte, wie  weit  die  Befugnisse  des  Administrators  reichen  soll- 
ten ^).     Auch    stand   den   obersten    Reichsgerichten   die  Cognition 

übertragen  will.  Im  letzteren  Falle  gelten  hinsichtlich  der  persönlichen  Er- 
fordernisse des  Stellvertreters  die  BestimmuDgen  des  2.  Absatzes  des  §.  IS." 
(Siehe  oben  §.  239.  Note  2.)  —  0  Ide  n  bu  rg,  revid.  V.-U.  1852,  art.  16. — 
Waldeck,  V.-U.  1852.  §.   14. 

5)  Nach  der  würtemberg.  V.-U.  1819  stehet  die  Regentschaft  ohne 
Unterschied  der  Fälle  stets  dem  nächsten  volljährigen  Agnaten  zu.  — 
Zustimmung  der  Landstände  zu  der  von  dem  Sou verain  für  den  Fall  sei- 
ner Abwesenheit  zu  treffenden  Anordnung  einer  Regentschaft  fordert:  Reuss, 
j.  L.  V.-U.    1852.  §.  46. 

*)  Die  geschichtlichen  Belege  siehe  besonders  in  den  oben  §.  238.  ange- 
führten  Sthriften  von  J.  J.  Moser. 

>)  Dies  Recht  der  fürstlichen  Agnaten  konnte  unisoweniger  beanstandet 
werden,  als  ihnen  sogar  die  Befugniss  zukam,  einen  Unfähigen  von  der  Re- 
gierung ganz  auszuschliessen.     Siehe  unten  §.  279. 

^>  Mitunter  bezog  sich  die  Administration  nur  auf  die  Verwaltung  der 
Einkünfte  (wie  eine  Sequestration),  so  dass  im  üebrigen  der  Landesherr  be- 
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ZU,  wenn  sich  ilic  Interessenten  nicht  ilhei  (he  Nothwendigkeit 
der  Administration  vereinigen  konnten.  l\.  Nach  Ujnständen, 
wenn  nämlich  eine  vollständige  Suspension  von  der  Landes- 
regierung gegen  den  Willen  des  regierenden  Herrn  eintreten  sollte, 
sollte  sogar  ein  Reichsschluss  der  Anordnung  der  Administration 
vorangehen  ^). 

§.  242. 

I))    Praktisches  Recht  bezüglich  der  Anordnung  einer 

Regentschaft  für  den  regierenden  Fürsten. 

1.  Auch  heut  zu  Tage  muss  es  noch  gemeinrechtlich  als  ein  Recht 
der  fürstlichen  Agna  ten  betrachtet  werden,  als  F'amilienrath  zusam- 
menzutreten und  über  die  Nolhwendigkeit  einer  Regentschaft  und  die 
Art  ihrer  Einrichtung  zu  beschliessen  '),  soferne  nicht  ein  neueres 
Verfassuugsgesetz  darüber  Bestimmungen  enthält.  II.  Im  Allgemei- 
nen muss  dabei  die  Analogie  der  Grundsätze  über  die  Regent- 
schaft bei  der  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  als  maassgebend 
betrachtet  werden,  so  dass  also,  wenn  die  Nothvvendigkeit  des 
Eintrittes  einer  Regentschaft  für  den  Souverain  von  den  Agnaten 
anerkannt  worden  ist,  dasjenige  Mitglied  des  Hauses,  welches  nach 
der  Verfassung  des  Staates  oder  dem  Herkommen  des  Hauses  zur 
Führung  der  Regierungsvormuudschaft  für  den  minderjährigen  Für- 
sten berechtigt  ist,  d.  h.  der  nächste  volljährige  Agnat  oder  die 
Mutter  oder  die  Grossmutter,  auch  für  befugt  zur  Führung  der 
Regentschaft  für  den  beliin  der  ten  Souverain  betrachtet  werden 
muss*).  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  rufen  für  den  Fall  der  Ver- 
hinderung des  Souverains  dessen  Gemahlin  zur  Regentschaft, 
mit  Vorzug  vor  den  übrigen  berechtigten  Mitgliedern  des  Hauses 
und  meistens  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  ein  noch  minder- 
jähriger Erbprinz    aus    derselben  Ehe    vorhanden  ist,    und  nur 


labigt  blieb  ,  alle  anderen  Regieruugshandlungen ,  weiche  keine  VerFügung 
über  die  Einkünfte  enthielten,  vorzunehmen. 

3j  Siehe  oben  §.91,  Note  3. 

')  Der  Grund  hiervon  ist  derselbe,  wie  im  §.  241.  Note  1.  angegeben 
wurde,  indem  auch  heut  zu  Tage  noch  das  Recht  der  Agnaten,  einen  abso- 
lut üniahigen  gänzlich  aiiszuschliessen,  aueikannt  wird.     Siehe  unten  §.279. 

2)  Bayern,  V.-ü.  ISIS.  Tit.  11,  §.  11;  Wörtemberg,  V.-U.  1819- 
§.   12    - 
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für  die  Dauer  von  dessen  Minderjährigkeit  3).  III.  Dieselbe  Ana- 
logie der  Grundsätze  über  die  Regentschaft  bei  Minderjährigkeit 
des  Thronerben  muss  auch  Platz  greifen  hinsichllich  der  Frage, 
ob  der  Regierungsvorgänger  befugt  ist,  für  den  voraussichtlich  an 
der  Regierung  behinderten  Nachfolger  eine  Regentschaft  an- 
zuordnen. IV.  Die  meisten  neueren  Hausgesetze  stellen  den  Fall 
der  Behinderung  an  der  Führung  der  Regierung  dem  Falle 
der  Minderjährigkeit  ausdrücklich  und  wenigstens  in  so  weit  gleich, 
dass  sie  auch  in  letzterem  Falle  die  Noth wendigkeit  der  An- 
ordnung einer  Regentschaft  ausdrücklich  aussprechen.  V.  Gewöhn- 
lich ist  auch  in  den  neueren  Verfassungsgesetzen  das  Recht  des 
Souverains  ausdrückhch  anerkannt,  für  den  Fall  Anordnungen 
zu  treffen,  dass  sich  schon  während  seiner  Regierung  bei  dem 
Thronfolger  eine  solche  Geistes-  oder  Körperbeschaffenheit 
zeigt,  welche  diesem  die  dereinstige  eigene  Führung  der  Regierung 
unmöglich  machen  würde,  jedoch  ist  mitunter  dabei  die  Mitwirkung 
der  Landstände  vorgeschrieben*).  VI.  In  Ermangelung  solcher 
Vorsorge  ist  ausser  der  Beschlussfassung  durch  die  Agnaten  mehr- 
fach auch  die  Zustimmung  der  Landstände  vorgeschrieben,  oder  so- 
gar auch  diesen  allein,  wo  Agnaten  fehlen,  die  Entscheidung  über  die 
Nothwendigkeit  der  Anordnung  einer  Regentschaft  und  die  Ernennung 
des  Regenten  zugewiesen  worden  5).  VII.  Eine  positive  Aufzählung 
der  Gründe,  aus  welchen  eine  Regentschaft  fü  r  den  regierenden 


3)  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852.  §.  40;  Kurhessen,  V -U.  1852,  §.  6; 
S.Coburg-Gotha,  V -U.  1852,  §  17. —  Unbedingt  ruft,  die  Gemahlin /»rimo 
loco  nur:  Waldeck,  V.-U.   1852.  §.  20. 

4)  So  z.  B.  in:  Wiirtemberg,  V.-U.  1819,  §.  13;  K.  Sachsen, 
V.-U.  §.  10;  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  21.;  Reuss,  j.L.  V.-U. 
1852,  §.  46;  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  15.  —  Nicht  erfordert 
ist  hierbei  die  ständische  Mitwirkung:  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  18; 
Kurhessen,  V.-U.    1852,  §.   6. 

^)  Zustimmung  der  Stände  zur  Uebernahme  der  Regentschaft  durch 
den  nächsten  volljährigen  Agnaten,  von  welchem  also  auch  der  An- 
trag auszugeben  hat,  verlangen:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  II,  §.  11.  — 
Preussen,  V.-U.  1850,  §.  56.  (Ist  kein  volljähriger  Agnat  vorhanden,  so 
liat  nach  der  preuss.  V.-U  §.  57,  das  Staatsministerium  den  Antrag 
an  die  Kammern  zu  bringen.)  —  Einen  Beschiuss  durch  eine  Versammlung 
(Farn  i  lie  nrath)  der  volljährigen  Agnaten,  welcher  jedoch  der  zunächst 
zur  Regentschaft  berufene  Agnat  nicht  beizuwohnen  hat,  nebst  Zustimmung 
der  Stände    verlangen:    Wiirtemberg,    V.-U.   1819,   §.   13     a  linea  2;    K. 
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Herrn  anzuordnen  sei,  fand  sich  schon  in  der  Reichsgesetzgehung 
nichl.  Doch  hicll  man  zur  Heichszeit  die  Analogie  der  Gründe, 
weiche  nach  gemeinem  (römischen)  Hechle  die  Anordnung  einer 
Cura  über  grossjährige  Personen  bewirken  konnten ,  für  maass- 
gebend.  Auch  die  neueren  Verfassungsurkunden  liaben  es  gröss- 
tentheils  vermieden,  solche  Gründe  aufzuzählen O),  oder  haben  sich 
doch  nur  auf  einige  wenige  Andeutungen  beschränkt  und  vielmehr 
die  Entscheidung  in  das  Ermessen  der  Agnaten  und  beziehungs- 
weise der  Landstände  verstellt'),  was  bei  der  Eigenthümlichkeil, 
welche  jeder  einzelne  Fall  darzubieten  pflegt,  nur  als  zweckmässig 
erkannt  werden  kann. 

§.  243. 

3)   Rechtsverhältnisse  während  der  Regentschaft. 

1.  Mag  die  Regentschaft  wegen  Minderjährigkeit  oder  wegen 
Verhinderung  des  Souverains  für  denselben  angeordnet  worden 
sein  ') ,  so  hat  der  Regierungsvormund ,  jetzt  vorzugsweise  sog. 
Regent  —  da  der  monarchische  Staat  in  keinem  Augenblicke 
ohne  ein  regierungsfähiges  Oberhaupt  bestehen  kann  —  die  volle 
politische  Stellvertretung  des  minderjährigen  oder  an  der 
Führung  der  Regierung  behinderten  Souverains.  Als  Repräsen- 
tant desselben  hat  er  somit  auch  während  der  Dauer  dieser  Stell- 
vertretung gegenüber  dem  Volke  und  anderen  Staaten  die 
vollen  Rechte  und  Pflichten  und  überhaupt  die  gesammte 
rechtliche    und    politische    Stellung   eines   wirklichen    Souve- 


Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  11;  Hannover,  V.-U.  1840,  §•  20;  Olden- 
burg, rev    V.U.  1852,  art    14;    Cob  urg- Goth  a,  V.-U.  1852.  §.   16. 

«)  So  z.  B.  die  bayer.  V -U.  1818;  WQrtemberg,  V.-ü.  v.  1819; 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831;  Preussen,  V.-U.  1S50;  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852;  Reuss,  j.  L.V.-U.  1852;  Waldeck,  V.-U.  v.  1852;  Kur- 
hesseo  ,  V.-U  v.   1852. 

■')  So  spricht  z.  B.  die  hannover.  V.-U.  1S40,  §.  17.  und  §.  20.  nur 
von  einem  solchen  ,, geistigen  Zustand",  welcher  den  König  zur  Füh- 
rung der  Regierung  unfähig  macht. —  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.15. 
,,...eine  solche  Beschaffenheit  des  Geistes  oder  Körpers,  dass  derselbe 
(Thronfolger)  nicht  im  Stande  wäre,    die  Regierung  gehörig  zu  führen"  etc. 

•)  Im  Falle  der  Souverain  selbst  eine  Stellvertretung  wegen  Abwesenheit 
angeordnet  hat,  so  hängt  zunächst  alles  von  den  Vollmachten  ab ,  welche  er 
der  von  ihm  selbst  eingesetzten  Regentschaft  ertheilt. 


106  §•   243.     Rechtsverhältnisse  während  der  Regentschaft. 

lains,  jedoch  mit  der  Beschränkung  im  Titel,  wodurch  auf 
das  Verhältniss  der  Stellvertretung  hingewiesen  wird.  Der  Regent 
hat  daher  auch  das  Recht,  in  der  landesherrlichen  Residenz  zu 
wohnen  und  einen  angemessenen  Unterhalt  zu  beziehen-),  U.  Als 
interimistischer  Staatsherrscher  übt  der  Regent  alle  Souverainetäts- 
rechte,  insoferne  nicht  diuch  die  Landesverfassung  besondere  Be- 
schränkungen angeordnet  sind.  Dieser  Grundsatz  war  schon  zur 
Reichszeit  positiv  anerkannt:  er  galt  nicht  nur  in  Bezug  auf  die 
Reichsvikarien  ^),  son<lern  war  namentlich  in  der  goldenen  Bulle 
in  Bezug  auf  die  Regierungsvormundschaft  in  den  einzelnen  Kur- 
staaten mit  solcher  Bestimmtheit  ausgesprochen,  dass  der  Regent 
sogar  für  verpflichtet  erklärt  war,  sich  alle  Regierungsrechte 
ohne  Ausnahme  beizulegen  ■♦).  Auch  ist  dieser  Grundsatz  heut  zu 
Tage  in  vielen  deutschen  Verfassungsurkunden  ausdrücklich  aner- 
kannt^), und  nur  in  einigen  derselben  ist  in  einer  oder  der  anderen 
Beziehung  eine  Einschränkung  beigefügt  worden.  Es  sind  daher 
auch  diejenigen  Klassen  von  Gesandten,  welche  bei  der  Person 
des  Souverains  accreditirt  zu  werden  pflegen,  bei  dem  Regenten 
und  nicht  bei  dem  minderjährigen  oder  verhinderten  Souverain 
zu  accreditiren ;  auch  ist  der  Regent  im  Zweifel  befugt,  alle  Arten 
von  Staatsverträgen  mit  fremden  Staaten  abzuschliessen,  Grund- 
gesetze  zu    errichten"^),    oder  in  den  bestehenden  Grundgesetzen 


2)  Bayern,  V.-U.  Tit.  II,  §.  20.  —  Bestreitung  des  Aufwandes  desRe- 
genten aus  der  Civilliste  schreibt  vor:  Sachsen,   V.-U.   1831,  §.   14. 

3)  Siehe  oben  §.  89. 

*)  Aurea  Bulla,  1356:  cap.  VII,  §.  4.  ,,  ...jus,  vocem  et  polestatem 
et  omnia  ab  ipsis  dependenlia  tutor  ipse  sibi  totaliter  cum  officio  tenea- 
lur  protinus  assignare." 

5)  Bayern,  V.-U.  1818  Tit.  II,  §.  17.  ,,Der  Regent  übt  während  sei- 
ner Reichsverwesung  alle  Reglerungsreclite  aus,  welche  durch  die  Verfas- 
sung nicht  besondei's  ausgenommen  sind."  —  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  15.  ,,Der  Reichsverweser  übt  die  Staatsgewalt  in  dem  Umfange,  wie  sie 
dem  Könige  zusteht,  im  Namen  des  Königs  verfassungsmässig  aus."  — 
Uebereinslimmen :  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  12;  Hannover,  V.-U. 
1840,  §.23;  Scb  w  arzbu  r  g- Sond  ershausen  ,  V.-U.  1849,  §.54; 
Preussen,  V.-U.  1850,  §.  58;  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  25; 
Wal  deck,  V.-U.  1852,  §.  24. 

fi)  An  der  Abfassung  der  deutschen  Bundesakte  (8-  Juni  1815)  haben  drei, 
an  der  Abfassung  der  Schlussakte  der  wiener  Minislerialconferenzen  vom 
15.  Mai  1820  zwei  vormundschaftliche  Regierungen  Antheil  genommen. 


§.  243.     Rechtsverhältnisse  während  der  Regentschaft.  107 

auf  verlassungsmässigcm  Wege  die  lür  zeitgemäss  erachfeten  Ab- 
änderungen vorzunehmen  ').  111.  Die  besonderen  Beschränkungen, 
welche  einzelne  deutsche  Verfassungsurkunden  der  Regierungsgewall 
des  Regenten  setzen,  sind:  1)  Alle  erledigten  Aemter,  mit  Aus- 
nahme der  Juslizslellen,  können  während  der  Regentschalt  nur 
provisorisch  besetzt  werden  *') ;  2)  der  Regent  kann  keine  Kron- 
güler  veräussern  ^) ;  3)  keine  heinifallende  Lehen  verleihen  ;  4)  keine 
neuen  Aemter  einführen^");  5)  keine  Standeserhöhungen  erthei- 
len*');  6)  keine  neuen  Ritterorden  einführen;  7)  kein  Mitglied 
des  geheimen  Rathes  anders  als  in  Folge  eines  gerichtlichen  Er- 
kenntnisses entlassen'-);  8)  keine  Schmälerung  der  Rechte  des 
Souverains  vornehmen  oder  gestallen  '^j;  9)  keine  Aenderung  im 
Grundsysteme  und  in  den  verfassungsmässigen  Rechten  der  all- 
gemeinen Ständeversammlung  und  der  Provinzialstände  vornehmen 
oder  gestatten  '■*),  oder  doch  10)  nur  mit  Zustimmung  des  Fami- 
lienrathes  in  dringenden  und  INothfällen  ^^)  oder  11)  nur  mit  Gül- 
tigkeit auf  die  Dauer  der  Regentschaft  *^).  IV.  Wo  der  nächste 
Agnat  oder  die  Mutter  oder  Grossmutter  oder  die  Gemahlin  durch 
das  Gesetz  zur  Regentschaft  gerufen  sind,  fällt  dem  Berufe- 
nen   dieselbe   ipso  jure    zu  *'j ,    und    er  ist   sofort  befugt  zu  re- 


'')  Durch  Bundesbeschluss  v.  4.  Nov.  1S30  (Kl  üb  er,  Fortsetzung  der 
Quellensaniml.  S.  16.)  ist  die  Recbtsgöltigkeit  der  von  dem  Könige  von  H  a  n- 
nover  und  England  als  Regierungsvormund  in  Braunschweig  errichte- 
ten erneuerten  Landschaftsordnuug  v.   25.  April  1S20  ausgesprochen  worden. 

*)  Dies  beslinimt  nur  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  II,  §.   18. 

9)  Nur  in:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  II,  §.  18. 

•0)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  II,  §.  18;  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.   15,  nennt  als  ausgenommen  nur  ,,Hofämter". 

»)   Würtemberg,  V.-U.  1S19,  §.  15;  Hannover,  V.-U.  1^40.  §.23. 

•2)  Würtemberg,  V.-U.   1S19.  §.    15. 

••)  Hannover,  V.-U.  1S40,  §.  23;  S  ch  w  arzb  urg-So  ndershau- 
sen,  V.-U.   1849,  §.  54. 

•^)  Haonover,  V.-U.  1840,  §.  23. 

•5)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  12;  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  25;  Kur  h  essen,  V.-U.   1S52,  §.  7. 

•*)  Diese  Beschränkung  hat  nur:  Würtemberg,  V.-U.   1S19,  §.   15, 

'")  Schon  nach  dem  alten  deutschen  Rechte  galt  die  rechte  Vormundschaft 
als  ein  festes  Recht  des  nächsten  Schwertmagen  (Sc  h  w  a  ben  sp.  (Lassbergj 
c.  26:  siehe  oben  §.  238,  Note  1);  sie  fiel  ihm  an,  wie  eine  E  rb  seh  a  fl; 
daher  spricht   auch   der  Sachsenspiegel  II,  33,    vom    ,,aners  terb  en  " 
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gieren  '^) ,  soferne  nicht  die  Verfassung  den  Anfang  der  Regent- 
schaft bis  nach  der  Eidesleistung  hinausschiebt''').  Auch  der 
durch  Vorsorge  des  Regierungsvorgängers  ernannte  Regierungs- 
vormund ist  ganz  in  gleicher  Weise  gemeinrechtlich  befugt, 
sofort  die  Regentschaft  anzutreten,  sowie  der  Successionsfall 
eintritt.  V.  Der  Regent  hat  regelmässig  bei  dem  Antritte  sei- 
ner Regierung,  wie  der  Souverain  bei  dem  Regierungsantritte, 
einen  Eid  zu  schwören,  oder  eine  feierliche  Versicherung  zu 
geben,  worin  er,  wie  ein  Thronfolger,  die  Beobachtung  und 
Aufrechthaltung  der  Verfassung  gelobt^");  mitunter  ist  in  die- 
sen Eid  auch  das  Versprechen  aufgenommen,  dem  minderjähri- 
gen Souverain  die  Regierung  getreu  zu  übergeben  * ').  VI.  Mit- 
unter ist  ausdrücklich  vorgeschrieben,  dass  auch  der  Regent 
seinen  wesenthchen  Aufenthalt  innerhalb  des  Staatsgebietes  haben 
soll  -*),  oder  auch,  dass  er  nicht  zugleich  Oberhaupt  eines  anderen 
Staates  sein  darf  ^^).  Vll.  Mehrere  Verfassungsurkunden  schreiben 
vor,  dass  alle  Verfügungen  des  Regenten  ausdrücklich  im  Namen 
des  Souverains ,  an  dessen  Stelle  er  regiert,  erlassen  werden  sol- 
len^''): die  bayerische  Verfassungsurkunde  enthält  noch  die  be- 
sondere Vorschrift,  dass  auch  die  Münzen  mit  dem  Bildnisse 
des    durch   den  Regenten   vertretenen  Souverains   geprägt   werden 

einer  Vormundschaft.  (Vergl.  meine  deut.  St.- u.  R. -Gesch.  Bd.  II,  Ablhl.  II, 
1847,  §.  270.  Note  15. 

'S)  Daher  spricht  z.  B.  Bayern,  V.  -  U.  1S1'=<,  Tit.  II,  §.  16.  von  dem 
,,nacb"  dem  Antritte  der  Regentschaft  "om  Regenten  in  der  zu  berufenden 
Ständeversammlung  zu  leistenden  Eide.  Uebereinstimmen :  Würtemberg, 
V.-U.  1S19,  §.   15.  —  Preussen,  V.-U.   1S52    §.  58. 

>fl)  Hannover,  V.-ü.   1840,  §.  22.  — 

20)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  II,  §.  16;  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  14;  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  20;  Hannover,  V.-ü.  1S40, 
§.  22;    Preussen,  V.-U    ISöO,  §.  5S;  Waldeck,  V.-ü.   1852,  §.21. 

2')  Dieser  Beisatz  findet  sich  nur  in:   Bayern,  V.-U.   Tit.  IF,  §.   16. 

22)  Unbedingt  fordert  wesentlichen  Aufenthalt  des  Verwesers  im  Lande 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  25.  §.2;  S  ch  warzburg-Son  ders - 
bansen,  V.-ü.  1849,  §.  66;  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  20.  —  K. 
Sachsen,  V.-U.  1831.  §  13.  ,,Der  Regierungsverweser  hat,  inso  ferne 
er  nicht  ein  auswärtiger  Regent  ist,  seinen  wesentlichen  Wohn- 
sitz im  Lande  zu  nehmen". 

23)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.    1852,  art.  25.  §.  2. 

2')  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  II,  §.  15,  und  die  sämmtlicben  übrigen 
oben  in  Note  5,  angeführten  Verfassungsurliunden, 
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sollen*^).  Als  gemeinreclitlich  ist  dies  Alles  nicht  zu  betrach- 
ten. VIII.  Die  Verfassungsurkunden,  welche  von  der  Regent- 
schadt  handeln,  gehen  sämmtlich  von  der  Unterstellung  als 
selbstverständlich  aus,  und  mitunter  ist  es  sogar  ausdrücklich 
hervorgehohen,  dass  die  Regentschaft  nur  von  einer  Person  ge- 
führt werden  darf^*^),  jedoch  kann  dem  Regenten  ein  besonderer 
Regentschaftsrath  zur  Seite  stehen-').  IX.  Was  die  Dauer  der 
Regentschaft  anbelangt,  so  endigt  dieselbe,  wenn  sie  wegen  Minder- 
jährigkeit des  Souverains  eintrat,  mit  der  Volljährigkeit  desselben; 
ausserdem  mit  dem  Wegfalle  des  Grundes  seiner  Behinderung  an 
der  eigenen  Führung  der  Regierung '^S),  worüber  unter  Umständen 
ein  Beschluss  des  Familienrathes  und  der  Landstände  nothwendig 
werden  kann  *'').  X.  Im  Verhältnisse  zu  den  Landständen  kommt 
dem  Regenten  der  Charakter  der  Un  veran  tworti  ichkeit,  wie 
jedem  regierenden  Fürsten,  zu  3"). 

§.  244. 
4)   Rechtsverhältnisse  nach  beendigter  Regen tscliaft. 
I.    Ueber    das  Rechtsverhältniss    des  Regenten    zu  dem  durch 
ihn   vertretenen  Souverain   nach   Beendigung   der  Regentschaft, 

S5)  Bayern,  V.-ü.   1818.  Tit    II,  §.   15. 

2«)  Ausdrücislich  sagt  dies:  Waldeck,  V.-U.   1852.  §.    19. 

^'J)  Bayern,  V.  U.  Tit.  II,  §.19.  ,,Das  Gesammtniinisteriuni  bildet  den 
Regentschaftsrath,  und  der  Reichsverweser  ist  verbunden  ,  in  allen  wichligen 
Angelegenheiten  das  Gutachten  desselben  zu  erholen."  Ebenso  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831,  §.14,  §.41  —Nach  der  V -U.  für  Würteniberg,  1819. 
§.  15.  u.  §.  45  bildet  das  Gebeinierathscollegium  den  Regentschaftsrath.  — 
Sachse  n- Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  17:  „Der  Vormundschaft  stehet 
ein  aus  mindestens  drei  Mitgliedern  bestehendes  Ministerium  als  Regentschafts- 
rath zur  Seite,  welchen  dieselbe  in  allen  Regierungsangelegenheiten  zu  Ratbe 
zu  ziehen  hat.  Wenn  in  dieser  Beziehung  von  dem  verstorbenen  Landes- 
herrn keine  Anordnung  getroffen  ist,  so  tritt  das  bisherige  Ministerium  des- 
selben in  den  Regentschaftsrath  ein."  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852,  §.  49. 
,,Der  Regentschaft  steht  auf  Grund  der  Hausgesetze  ein  Regentschaftsrath 
zur  Seite." 

2«)  Bayern,  V.-U,  1818.  Tit.  II,  §.  21;  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  17;  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  24;  Oldenburg,  rev  V.-U.  1852 
art.  26. 

2»)  Dies  schreibt  vor:  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  24;  Oldenburg, 
V,-U.   1852,  art.  26;    Coburg-Gotha,  V.-ü.   1852,  §.   18 

*>)  Ausdrücklich  ist  dies  aber  nur  gesagt  in:  Coburg -Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  21. 
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namentlich  bei  erlangter  Volljährigkeit  des  minderjährigen  Thron- 
erben, finden  sich  in  den  neueren  Verfassungsnrkimden  keine  aus- 
drückhchen  Bestimmungen.  Zur  Zeit  des  Reiches  betrachtete  man 
hinsichtlich  der  Beurtheilung  der  Verbindlichkeit  der  Handlungen 
des  Regierungsvormundes  für  den  grossjährig  gewordenen  Thron- 
erben nicht  selten  die  Grundsätze  des  gemeinen  römischen  Rechtes 
als  maassgebend,  und  dies  konnte  auch  bei  kleineren  landes- 
herrhchen  Häusern ,  wo  die  Regierungsvormundschaft  sich  wenig 
von  einer  bürgerlichen  Vormundschaft  unterschied,  und  insbeson- 
dere aus  dem  Grunde  für  zulässig  gelten,  als  damals  in  den  ober- 
sten Reichsgerichten  eine  Instanz  bestand,  vor  welcher  über  die 
Verbindlichkeit  der  Handlungen  des  Regierungsvormundes  und  seine 
etwaige  Haftung  und  Verantwortlichkeit  gegenüber  von  dem  bis- 
herigen Pupillen  gestritten  und  auch  Restitution  gegen  verletzende 
Handlungen  des  Regierungsvorniundes  ertheilt  werden  konnte. 
Allein  schon  bei  den  grösseren,  namentlich  bei  den  kurfürstlichen 
Häusern  niussle  die  Anwendung  der  gemeinen  oder  römisch  recht- 
lichen Grundsätze  in  dieser  Beziehung  mindestens  als  unpraktisch 
erscheinen ;  und  deuthch  ergibt  sich  aus  der  goldenen  Bulle,  dass 
der  Regierungsvormund  in  den  kurfürstlichen  Staaten  nicht  wie 
ein  blosser  Administrator  oder  Vormund  im  civilrechtlichen  Sinne, 
sondern  wie  ein  wahrer  regierender  Herr  während  der  Dauer  der 
Regentschaft  betrachtet  werden  sollte  ^).  H.  Diese  Auffassung  der 
Stellung  des  Regenten  zu  dem  Souverain  ist  jetzt,  wegen  Gleich- 
heit des  Grundes,  als  die  gemeinrechthche  zu  erachten.  Es  muss 
daher  als  Prinzip  betrachtet  werden,  dass  der  volljährig  gewor- 
dene Thronerbe  oder  der  zu  eigener  Führung  der  Regierung  geistig 
wie  körperlich  wieder  befähigte  Souverain  alle  Regierungshandlungen 
des  Regenten  so  anerkennen  muss,  wie  er  die  eines  jeden  anderen 
legitimen  Regierungsvorgängers  anerkennen  müsste-).  Hl,  Kein 
neueres  Verfassungsgesetz  behandelt  den  Fall,  welche  Rechtsfolge 
eintreten  solle,  wenn  der  Regent  etwa  seine  Gewalt  benutzen  wollte, 
di'u  Souverain  von  der  Regierung  ganz  zu  verdrängen,  indem  man 
unverkennbar  (und  mit  Recht)  davon  ausging,  dass  ein  solches  Begin- 
nen nach  den  über  die  Einrichtung  der  Regentschaft  angenommenen 


1)  Aurea  Bulla,  a.   1350,  cap.  VII,  §.  4.  (siehe  oben  §.  243.  Note  3,) 
aj  Siehe  unten  §.  260. 
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Grnndsälzen  gar  nicht  denkbar  sei.  IV.  Von  einer  in  integrum  resli- 
lulio  des  volljäliriij  gewordenen  oder  wieder  genesenen  Souverains 
gegen  die  Megierungshandhmgen  des  Hegenlen  kann  heut  zu 
Tage  hei  dem  Mangel  einer  zu  ihrer  Ertheilung  competenten  ge- 
richthchen  Instanz  nicht  niehr  die  Rede  sein.  V.  Wohl  aher 
sind  jene  Kegierungshandhmgen  des  Regenten  als  ipso  jure 
nichtig  zu  betrachten,  welche  der  Regent  in  verfassungswidri- 
ger Weise  oder  gegen  ein  ausdnickliches  Verbot  der  Verfassungs- 
nrkunde  vorgenommen  haben  sollte.  Wenn  solche  Regierungs- 
handlungen des  Regenten  etwa  den  in  der  Bundesgesetzgebung  auf- 
gestellten Grundsätzen  über  die  Aufrechlhallung  des  monarchischen 
Prinzips  oder  über  andere  bundesmässige  Verpflichtungen  zuwider 
sein  sollten,  so  würde  dadurch  auch  ein  Einschreiten  der  Bundes- 
versammlung begründet  werden  3).  Im  Uebrigen  stehet  dem  zur 
eigenen  Regierung  gelangten  Souverain  jederzeit  frei,  die  ihm  miss- 
fälligen Einrichtungen  des  Regeuten  auf  dem  landesverfassnngs- 
mässigen  Wege,  also  nach  Lage  des  Falles  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  mit  Zustimmung  der  Landstände  zu  beseitigen  oder 
durch  neue  verfassungsmässige  Anordnungen  zu  ersetzen.  VI.  Von 
einer  Rechnungsablage  des  Regenten  während  der  Regentschaft 
oder  bei  Beendigung  dei'selben  kann  heut  zu  Tage,  wo  dieselbe 
einen  durchaus  anderen  Charakter  als  die  bürgerliche  Vormund- 
schaft angenommen  hat,  wenigstens  in  jenen  Staaten,  in  welchen 
Landstände  und  diesen  verantwortliche  Ministerien  bestehen,  selbst- 
verständlich keine  Rede  sein. 

§.  245. 

Privatreclitliche    Vormnndscliaft. 

a)  Ueber  die  Person  nnd  das  Privatveimöfi^en  des  iiiinder- 

jälirigen  oder  behinderten  Souverains. 

I.  Der  Sache  nach  verschieden  von  der  Regierungsvormund- 
schafl  (Regentscbnft)  ist  die  Vormundschaft  über  die  Person  und 
das  Privatvermögen  eines  minderjährigen  oder  an  der  Führung 
der  Regierung  durch  geistige  oder  körperliche  Krankheit  oder 
Schwäche  behinderten  Souverains.  Zur  Reichszeit  wurde  die  Notb- 
wendigkeit    einer  Vormundschaft  in  dieser  Reziehung,    so  wie  die 


»)  Wiener  Schlussakte  v.   15.  Mai  1820,  Art.  57.  58. 
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Delation  derselben  und  der  Umfang  der  vormiindschaftlicben  Rechte 
und  Pflichten  gemeinrechthch  auch  in  den  reichsständischen  Häu- 
sern im  Allgemeinen  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Reicbs- 
rechtes  behandelt.  Daher  konnte  auch  der  Regierungsvormund 
recht  wohl  zugleich  Vormund  des  minderjährigen  oder  an  der 
Regierung  behinderten  Landesherrn  in  privatrechtlicbem  Sinne  sein. 
II.  Dies  alles  ist  auch  in  den  regierenden  deutscheu  Fürstenhäu- 
sern noch  als  gemeines  Recht  zu  betrachten.  Hl.  Die  neueren 
Verfassungsurkunden  und  Hausgesetze  gebrauchen  zum  Theil  in 
dieser  Reziehung  das  Wort  Vormundschaft  als  Gegensatz 
der  Regentschaft  oder  Regierungsverwesung.  Sie  behandeln 
regelmässig  auch  nur  die  Vormundschaft  über  den  minderjäh- 
rigen Thronfolger.  Ueber  den  Fall,  wenn  eine  Cura  personalis 
über  den  Souverain  wegen  Geistesschwäche  u.  dergl.  notbwendig 
werden  sollte,  enthalten  sie  meistens  keine  Bestimmungen  ^),  und 
müssen  daher  in  solchem  Falle  die  für  die  Vormundschaft  über 
den  minderjährigen  Souverain  aufgestellten  Grundsätze  zur  ana- 
logen Anwendung  gebracht  werden.  IV.  Die  neueren  Haus-  und 
Verfassungsgesetze  legen  insbesondere  nicht  selten  das  Recht  der 
Erziehung  des  minderjährigen  Souverains,  soferne  nicht  von  dem 
Vater  darüber  eine  Bestimmung  getroffen  worden  ist,  ausdrücklich 
der  Mutter  oder  auch  der  Grossmutter  von  väterlicher  Seite 
bei,  jedoch  in  allen  Fällen  unter  der  Oberaufsicht  des  Regierungs- 
verwesers-). V.  IN' ur  wenige  Verfassungsurkunden  untersagen  dem 
Regierungsverweser  auch  zugleich  die  (privatrechtliche)  Vormund- 
schaft über  den  minderjährigen  Souverain  zu  führen  ^).    VI.  Andere 


1)  Nur  die  hannover.  V.-ü.  1S4(I,  §  2ö  a  linea  3.  hat  darüber  eine 
BestimmuDg.     Siehe  unlen  Note  3. 

2)  Nur  die  Mutter  nennt  Bayern,  Hausges.  1S19  Tit.  IX,  §.  3.  — 
Die  Mutter  und  Grossmutter  von  väterlicher  Seite  nennen:  Würtem- 
berg,  V.-U.  1S19.  §.  16;  K.  Sachsen,  V  -U.  1S31,  §.  15;  und  k.  sächs. 
Hausgesetz.  1S37,  §.  65  u.  f.  ;  Hannover,  V.-ü.  1S40,  §.  25;  Olden- 
burg, rev.  V.-U.   1S52,  art.  28. 

3)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52.  art.  27.  ,,Der  Regent,  mit  Ausnahme 
der  Mutter  und  Grossmntter,  kann  die  Vormundschaft  über  den 
minderjährigen  Grossherzog  nicht  Tuhren."  —  Uebereiüstimmt :  Waldeck, 
V.-U.  1S52.  §.  25.  —  Beschränkter  ist  die  Bestimmung  in:  Hannover, 
V.-ü.  1S40,  §25,  a  linea  3.  ,,üie  Aufsicht  über  die  Person  des  durch 
Geisteskrankheit  an   der  Regierung  verhinderten    Königs,    und  die 


$.  24*1.     Vorinundscbaflen  über  die  Milg;lieder  der  reg.  Häuser.        113 

Verfassiingsiirkiindt'ii  legen  dagegen  ausdrücklich  dem  Regenten 
ausser  der  Regentschaft  auch  die  Vormundschaft  bei,  bald  mit, 
bald  ohne  Einschränkung  auf  den  Fall,  dass  der  vorhergehende 
Landesfilrst  keine  Restimmung  über  die  Erziehung  des  minder- 
jährigen Thronfolgers  getroffen  hat^).  VTl.  Mitunter  ist  dem  Re- 
gierungsveiweser  das  Recht  beigelegt,  wenn  keine  väterliche  Be- 
stimmung getroffen  worden  und  auch  keine  Mutter  (Wittwe  des 
letzten  Souverains)  vorhanden  ist,  die  privatrechtliche  Vormund- 
schaft über  den  minderjährigen  Souverain  unter  Vernehmung  des 
Regentschaffsrathes^)  oder  des  Familienrathes^)  anzuordnen  oder 
selbst  zu  übernehmen '). 

§.  246. 

b)    Vorm  and  Schäften  über  die  übrigen  Mitglieder  der 

regierenden  Häuser. 

I.  Die  Vormundschaften  in  Betreff  der  übrigen  Mitglieder  re- 
gierender Häuser  wurden  zur  Reichszeit  insgemein  nach  den  Grund- 
sätzen des  bürgerlichen  Rechtes  behandelt.  Dabei  ist  es  auch  heut 
zu  Tage  verblieben  und  sprechen  daher  die  neueren  Verfassungs- 
urkunden von  diesen  Vormundschaften  gar  nicht,  da  sie  dieselben 
als  dem  Gebiete  des  Privatrechts  angehörig  betrachten.  II.  Die 
neueren  Hausgesetze  haben  darüber  folgende  Bestimmungen  :  1)  Die 
Prinzen  des  königlichen  Hauses  können  für  die  Verwaltung  des 
Vermögens   und    die  Erziehung   ihrer  minderjährigen  Kinder  Vor- 


sorge für  denselben,  darf  der  Regent  nicht  übernehmen"  —  Für 
diesen  Fall  bestimmte  auch  schon  das  hannover.  Hausges.  v.  Is36,  cap.VI, 
§.  2,  dass  der  Familienrath,  mit  Ausschlus  des  Regenten,  zu  ent- 
scheiden habe,  ob  diese  Aufsicht  und  Sorge  für  die  Person  des  verhinder- 
ten Königs  der  Mutler,  der  Grossniutter,  oder  einem  der  im  Königreiche 
wohnenden  Geschwister  des  Königs,  oder  welchem  anderen  Mitgliede  des 
Hauses  zu   übertragen  sei. 

^)  M  i  t  dieser  Einschränkung  geschieht  dies  in  B  ra  u  n  s  c  h  w  ei  g,  n.  L.  0., 
1*>32,  §.22;  ohne  dieselbe:  Altenhurg,  V.  -  U.  lS3i,  §.  16;  Coburg- 
Gotha,  V.-U.    1S52,  §.    14. 

*)  Bayern,  Hausges.  v  1S19,  Tit  IX,  §  4;  K.  Sachsen,  Hausges. 
V.  iS37,  §.  6S. 

6)  Oldenburg,    rev.  V.-ü.   1S52.  Art.  28.  §.  2. 

')  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  20.  a  linea  1.  ,,... jedoch  mit  Beiratfa 
der  vereinigten  Minister.  •'  — 

Zöpfl,  Staatarecbt.    4te  Aufl.   II.  S 
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münder  ernennen:  diese  müssen  aber  von  dem  Souverain  be- 
stätigt werden  ')•  '2)  Wenn  der  Vater  entweder  selbst  keine  Vor- 
münder ernannt  hat,  oder  die  Ernannten  die  königliche  Genehmi- 
gung nicht  erhalten  haben ,  so  kommt  ihre  Bestellung  dem  Sou- 
verain zu  -).  3)  Die  den  Vormündern  anvertraute  Erziehung  der 
Prinzen  und  Prinzessinen  des  Hauses  unterliegt  der  Aufsicht  des 
Königs  3).  4)  Die  Vormünder  leisten  den  Eid  in  die  Hände  des 
Königs,  oder  in  dessen  Auftrag,  des  Ministers  des  Hauses  ").  5)  In 
Ansehung  der  Vermögensverwallung  haben  die  Vormünder  die  Lan- 
desgesetzgebung zu  beobachten^).  6)  Bei  Handlungen  der  Vor- 
münder, welche  nach  dem  Landesrechte  der  Bestätigung  der 
Gerichte  bedürfen,  ist  die  Bestätigung  des  Souverains  oder  die  der 
obersten  Landesbehörde  in  Vormundschaftssachen  erfordert  ''). 
7)  Der  Vormund  ist  zur  jährlichen  Recbnungsablage  bei  der  haus- 
gesetzlich oder  vom  Souverain  bestimmten  Behörde  verpflichtet"). 


<)  Bayern,  Hausgesetz  v.  1S19,  Tit.  IX.  §.  6;  Würtemberg,  Hans- 
gesetz 1S2S,  Art  12;  Hannover,  Hausges.  1S36,  Cap.  VII,  §  2;  K.  Sach- 
sen, Hausges.   1S37,  §.   69;  Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  8S. 

2)  Bayern,  Hausges.  1S19.  Tit.  IX,  §.  T;  Würtemberg,  Hausges. 
1S2S,  Art.  12;  Hannover,  Hausges.  1S36,  Cap.  VII,  §.  2;  K.  Sach- 
sen, Hausges.  ISST,  §.  70.  (Ebendas.  §.  71.  wird  noch  ausdrücklich  bei- 
gefügt, dass  es  einer  gerichtlichen  Bestätigung  der  vom  Könige  er- 
nannten Vormünder  nicht  bedürfe.)  —  Coburg -Gotha,  Hausges.  1S55, 
§.  88.  „...Wird  diese  Bestätigung  versagt,  oder  hat  der  Vater  in  Fällen, 
da  ein  Vormund  nötbig  ist,  die  Ernennaog  eines  solchen  unterlassen,  so  ist 
der  Herzog  Vormund,  oder  ernennt  einen  solchen.  Die  Bestellung 
des  Vormundes  erfolgt  in  allen  Fällen  durch  das  zuständige  Gericht." 

3)  Bayern,  Hausgesetz  1S19,  Tit.  IX,  §.8;  Würtemberg,  Hausges. 
1828,  Art.  14;  Hannover,  Hausgesetz  1S36,  Cap.  VII,  §.1;  K.  Sach- 
sen, Hausges.   1837,  §.  72. 

■»)  Würtemberg,  Hausges.  Art.  12;  Hannover,  Hausges.  1836. 
Cap.  VH,  $.  3. 

5)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  IX,  §  9;  Sachsen,  Hausges.  1837, 
$.  73. 

ß)  Ersteres  schreibt  vor:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  IX,  §.9;  Letz- 
teres: Würtemberg,  Hausges.  1S28,  Art.  13;  jedoch  ist  in  wichtigeren 
Fällen  Bericht  an  den  König  zu  erstatten.  Nach  dem  k.  sächs.  Hausgesetze 
1837,  §.  74.  ist  dem  Könige  vorbehalten,  die  Behörde  zu  bestimmen,  von 
welcher  der  Vormund  Dekrete  oder  Genehmigung  einzuholen  hat. 

■')  Würtemberg,  Hausges.  1828,  Art.  13.  (Recbnungsablage  vor  der 
höchsten    Landesbebörde   in    \  ormuudscliaflssaclien) ;    Hannover,    Hausges. 
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8)  Der  Souverain  hat  das  Recht,  in  vorkomnicnden  Fällen  auch 
Vermögens-Curatelen  anzuonhien,  falls  solche  nicht  testamentarisch 
eingesetzt  sind.  Bei  der  Wahl  der  Curatoren  sollen  die  nächsten 
Erben  stets  zuerst  berücksichtigt  werden**).  9)  Eine  sehr  singu- 
lare Bestimmung  enthält  das  bayerische  Hausgesetz  v.  1819 
Tit.  IX,  §.  5.  Hiernach  verbleiben  die  königlichen  Prinzessi- 
nen  unter  der  Curatel  des  Monarchen  oder  des  Reichsverwesers 
bis  zu  ihrer  Vermählung,  ohne  Unterschied,  ob  sie  hei  der  ver- 
wittibten  Königin  sich  befinden,  oder  ein  besonderes  Haus  für  sie 
gebildet  worden  ist. 

§.  247. 

Thronfolge. 

I.    Erbfolge  nacli  Geblütsrecht*). 

a)    Geschichtliches  **). 

Das  System  der  Erbfolge,  welches  gegenwärtig  in  den  deutschen 
regierenden  Häusern  hinsichtHch  der  Thronfolge  gilt,  hat  sich 
nur  allmählig  entwickelt.  Es  hängt  dies  damit  zusammen,  dass 
eine  reichsständische  Familie  in  der  älteren  Zeit  die  Länder,  in 
welchen  sie  regierte,  aus  sehr  verschiedenen  Rechtstiteln  besass. 
1.  Hinsichtlich  der  allodialen  Herrschaften,  in  welchen  der 
Landesherr  zugleich  als  Grundherr  erschien,  war  die  Erblichkeit 
zu  keiner  Zeit  bezweifelt  worden.  Sie  richtete  sich  ganz  nach 
den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Rechtes  über  die  Ver- 
erbung des  echten  Eigenlhums,  d.  h.  an  unbeweglichen  Sachen, 
insbesondere    der    adeligen    Stammgüter.      Hierbei   erkannte   man 


Cap.  VII,  §.  3.  (bei  dem  Ministerium  oder  der  von  demselben  ernannten  Be- 
hörde.) —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  74.  (bei  der  vom  Könige  zu  be- 
stimmenden Behörde.) 

•*)  Hannover,  Hausges.    1836,  Cap    VIII,  §    2. 

•)  Moser,  Staatsr.  XII,  Cap.  HO  u.  f.,  p.  337  u.  f.  —  Dessen  Fami- 
iienstaatsr.  I.  Cap.  1.  -  Pütler,  prim.  lin.  §.  Uu.  f  Dessen  Erör- 
terungen I,  Nr.  II.  IX.  —  Gönner,  Staalsr.  S.233u.f.  —  Lei  st,  Slaalsr. 
2.  Aufl.  §.  30  u.  f.  —  Klüber,  öffentl.  R.  §.  242  u.  f.  —  Maurenbre- 
cher, §.  231  u.  f.  —  Weiss,  Slaalsr.  §.  238  u  f.  —  H.  A.  Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  64  u    f. 

*•)  Vergl.  meine  deut.  St.-  u.  R.-Gesch.  Bd.  II,  Abthl.  II,  1847; 
§.  51,  52.  —  H  J.  F.  Schulze,  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deut- 
schen Försleiihäiisern.  Leipzig   1S51. 

8» 
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von  jeher  den  Vorzug  des  M  a  n  n  s  s  t  a  m  m  e  s  vor  dem  Weibs- 
staniiTie,  im  Uebrigen  aber  die  Theill)arkeit  des  Allodes  unter 
die  gleich  nahen  Erbberechtiglen  an.  II.  In  den  r eichsieh en- 
baren  Terrilorien,  welche  den  Charakter  von  Amtsbezirken 
(Filrstenamt)  hatten,  bemühten  sich  die  Kaiser  noch  bis  in  das 
XIII.  Jahrhundert,  die  Erbliciikeit  oder  mindestens  doch  die 
Tbeilbarkeit  prinzipiell  auszuschliessen,  vermochten  aber  auf  die 
Dauer  diesen  Grundsatz  nicht  aufrecht  zu  erhalten  ').  III.  In  der 
älteren  Zeit  betrachtete  man  durch  die  Theilung  der  Lehen  das 
gegenseitige  Successionsrecht  der  Theilenden  und  ihrer  Stämme 
als  völlig  aufgehoben  (sog.  Tod  theiluugen) :  später  suchte  man 
zur  Bewahrung  desselben  die  lehensherrliche  (lenehmigung  der 
Theiluugen  nach  (sog.  Muthschier  unge  n  J  und  führte  zu  die- 
sem Behufe  insbesondere  Belehnungen  zur  gesammten  Hand 
ein-).  IV.  Eine  positive  reichsgrundgesetzliche  Bestimmung  über 
Untheilbarkeit  findet  sich  nur  in  Bezug  auf  die  kurfürstlichen  Häu- 
ser in  der  goldenen  Bulle  K.  KarTs  IV.,  und  zwar  nach 
dem  Wortlaute  dieses  Gesetzes  sowohl  in  Bezug  auf  die  Kur- 
stimme als  die  B  e  g  i  e  r  u  n  g  der  Kurländer.  Beide  sollten 
nach  der  Bestimmung  dieses  Gesetzes  stets  nur  von  einem  Mit- 
gliede  des  Hauses  nach  Pr  i mögen  i  turordnu  ng  geführt  wer- 
den 3).      V.    Landesbezirke,    welche    ein    Reichsfürst    von    einem 


ij  Sachsenspiegel  III,  53.  §.  3.  ,,Mau  ne  niut  ok  nen  gerichle  de- 
len."  —  Sachs.  Lehnr.  C-  20.  §.5.  -  Schwabensp.  (Lassberg)  c.  121, 
§.  6:  „Wen  (man)  mag  debein  (keinj  fürstenanit  mit  rehte  zwein  luaDoen 
nivt  gelien,  ir  dewedere  (keiner  von  ihnenj  mag  mit  rebte  nivt  davoo  ein 
furste  gesin.  noch  ein  fiirste  geheizzen.  also  mag  man  marcgrafschaft.  noch 
graveschaft.  Swer  diu  theilend,  so  hant  si  ir  nanien  verlorn."—  Schuäb. 
Lebnr.  (Lassberg),  c.  41.  —  I.  Feud.  13  ..In  feudo  comitatus  \t\  mar- 
chiae,  vel  aliarum  dignilatum  non  est  successio  .  .  .  sed  hodie  hoc  usur- 
patum  est."  —  Constit.  Friderici  I,  a.  115S  (in  II.  Fend.  .55.  §.  2) 
,,Praeterea  ducatus,  marcbia,  comitatus,   de  cetero    non  di  v  i  da  n  t  ur.  "    — 

2)  lieber  Todtheilung  und  Mnlhscbierung,  vergl.  Weber,  Handb.  des 
Lehnr.   III,  421   u.  f. 

3j  Aurea  Bulla,  a.  1356,  cap.  VII,  §.  2.  ,,Statuimus,  et  iniperiali 
autoritale  praesenli  lege  perpetuis  lemporibus  valitura  decernimus  ,  iil  post- 
qiiam  iidem  Principes  Electores  Secuiares ,  vel  eorum  quilibet  esse  desierit, 
jus,  \ox  et  potestas  Eleclionis  hujusmodi  ad  riliuni  suum  primogeoi- 
tum,  legitimom,  laicum;  illo  autem  non  extante  ad  ejusdem  primo- 
genili  pr  i  m  og  e  nit  um  ,    similiter  laicum,    üben-    et   sine  conlradictione 
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iiiidoreii  oder  oiiier  rrcnuleii  Krone  zu  Lehen  hatte,  wurden  nach 
den  gemeinen  lelienrechtlichen  Grundsätzen  vererbt,  solcrne  nicht 
die  Lehenljriel'e  etwas  Besonderes  festsetzten.  V).  Seit  dem  XIV. 
und  noch  mehr  seit  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhunderte  trat  bei  vielen, 
besonders  bei  den  grösseren  reichsständischen  Häusern  das  Inteiesse 
hervor,  zur  Erhaltung  des  Glanzes  und  der  politischen  Bedeutung 
des  Hausos  ihre  Besitzungen  zu  einem  untrennbaren  Ganzen 
liiusichtlich  der  Vererbung,  wenn  auch  noch  nicht  zu  einem 
eigentlichen  Staatskorper.  zu  verbinden.  Dieser  Zweck  wurde 
durch  Familienverträge  und  Testamente  zu  erreichen  gesucht, 
wodurch  den  an  sich  verschiedenen  Besitzungen  der  Charakter 
eines  untheilbaren  Familienfideicommisses,  wenigstens  i'iir  so 
lange,  als  eine  gewisse  Linie  des  Hauses  blühte,  beigelegt 
wurde.  In  Folge  hiervon  wurde  die  Einführung  der  Primogenitur 
innner  hauQger.  üebrigens  ersieht  man  aus  den  die  Einführung 
der  Primogenitur  betreffenden  Urkunden  sehr  deutlich ,  wie  auch 
in  dieser  Lehre  das  römische  Becht  bereits  eingedrungen  war, 
da  man  nicht  nur  zur  Einführung  derselben,  wegen  der  darin 
liegenden  Schmälerung  und  iheihveiseu  Umgehung  dei-  Pflichttheils- 
reehle  der  sog.  nacligebornen  Söhne  die  kaiserliche  Confirmation 
für  erforderlich  hielt,  sondern  auch  in  den  fürstlichen  Testamen- 
ten, namentlich  im  XVj.  und  XVll.  Jahrhunderte,  der  Primogeni- 
(us  häufig  als  heres   ex  ai^se  aufgefasst  und  bezeichnet  wird  "♦). 


cujiispiani  (le\  olvalnr. ''  §.  :t.  .,Si  vero  priniogcnitus  liiijiis  )iiodi,  absque  hc- 
redilms  niasculis  legiliiiiis  laicis  ab  hac  luce  iiiigiai-el,  virtute  praesenlis  im- 
perialis  edicti.  jus,  vo.\  et  potcslas  Eli-clionis  praediclao  ad  seuiorein  fra- 
trein  laicuin,  per  veram  palernaleni  liueaiu  desce  o  d  e  n  teni ,  el 
dcinceps  ad  illius  p  r  im  o  geoi  t  ii  m  laicuiu  devolvatur. "^  §.  4.  ,,Et  lalis 
successio  in  priuiogenitis  et  beredibus  Principum  eorundeiii  in  jure,  voce,  et 
poh'stute  praemissis,  perpetuis  teiiiporibus  observelur."  Siehe  uocb  cbeodas. 
fap  XXV.  §.2.3  4;  abgedruckt  liier  unten  §2.50,  Note  6.  u.  7.  —  Für  das 
Erxhaus  Oe  s  te  rre  i  c  b  war  die  Pritnogcnitur  schon  durch  das  Privilegium  des 
K.  Friedrich  1.,  a.  11.5ti  eingeführt  worden.  Vergl.  meine  deul.  St.-  u. 
H. -Gesch.  (2.  Aufl.J  Bd.  I,  (1^44),  S.  147  u.  f.;  (vollständig  abgedruckt, 
in  Perlz,  Monum.   Genn.  Leg.  T.  II,  99. 

^)  Vcrgl.  z.B.  Teslamenl  K  Ferd  II.,  1621  bei  Moser,  Slaatsr.  XII, 
p  II 1  u.  f.  ,,  . . .  so  instituiren,  nennen  .und  setzen  Wir  zu  Unserem  unwi- 
dcrsprechlicben  rechten  natürlichen  Universalerben  und  Eibneh- 
m e r   vorgedachten  Unseren  freundlichen,  geliebten  Sohn  Ferdinand  Ernst, 
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§.  248. 

b)   Praktisches  Recht. 

I)    Allgemeiner  Charakter  der  Thronfolge. 

1.  Alle  Thronfolge  nach  Geblütsrecht,  sie  mag  auf  Gesetz, 
Herkommen,  Hausverträgen  oder  einer  Familienfideicoramissstiftung 
beruhen,  hat  im  Allgemeinen  denselben  Grundcharakter,  welcher 
aller  deutschen  adeligen  Stammguts-,  Lehen-  und  Familieniidei- 
commissfolge  übereinstimmend  zukommt ').  Als  eine  eigentliche 
„Folge"  im  Sinne  des  deuts  c  heu  Rechtes -)  ist  die  Thronfolge 
kein  Fortsetzen  der  Rechtspersönlichkeit  des  Vorgängers 
und  kein  Eintreten  in  dieselbe  kraft  einer  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  ^Yille  nsbes  limm  ung  des  Verstorbenen, 
wie  dies  im  Begriffe  der  römischen  hereditas  liegt  —  also  keine 
Successio  ex  heneficio  defuncti  —  sondern  sie  ist  ein  Ein- 
rücken in  den  durch  das  Ableben  des  Vorgängers  eröffneten 
Kronbesilz  aus  einem  Rechtsgrunde,  welcher  bereits  vorher  be- 
stand, zum  Behufe  der  Ausübung  des  eigenen  Rech  tes  andern 
Gegenstande  der  Folge,  d.  h.  hier,  an  der  Regierung.  H.  Die 
Thronfolge  ist  daher  auch  S  i  ngular-S  uccessi  o  n  in  dem  Sinne, 
wie  dies  die  deutsche  adelige  Stamniguts-,  Lehen-  und  FamilienOdei- 
commissfolge  überhaupt  ist  3).  Dass  die  Grundsätze  der  römischen 
Universalsuccession,  welche  in  der  Reichszeit  mitunter,  aber  stets 
sehr  unpassend,  eingemischt  wurden,  auf  die  Thronfolge  durchaus 
unauwendbar    sind ,    wird    heul    zu    Tage    unbestritten    anerkannt. 


dass  er  nemblich  alle  Unsere  zugehörige  Erbkönigreich ,  Erzherzog-  u  Fiir- 
stenlhum  etc.  etc.  als  der  erst-  nnd  älteste  gebohrene  etc.  allein  inhaben, 
regieren,  herrschen  und  genössen  ...  solle."  —  Testament  des  Kurfürsten 
Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg,  20.  März  16SS,  (bei  Höfler, 
fränkische  Studien,  im  IX.  Bd.  des  Archivs  der  k,  k.  Akad.  d.  Wiss.  f. 
Kunde  d.  Österreich.  Geschichtsquellen.)  „Fünftens ;  gleichwie  du  mein  Chur- 
prinz  und  Sohn  Friedrich  ffaeres  ex  asse  sein  musst"  etc.  — 

')  Ph.  Knipschildt,  de  fideicom.  famil.  nobil.  Ulm,  (Edit  2)  16.54. 
Meurer  von  der  Succession  in  Lehn-  und  Stammgüter  unter  dem  hohen 
und  dem  niedern  deutschen  Adel.  Leipzig  17S1.  —  C.  v.  Salza  u.  Lich- 
tenau, die  Lehre  von  Familien-,  Stamm-  und  Geschlechtsfideicommissen, 
Leipzig   l*s.3S.    — 

*)  Vergl  meine  deutsche  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II,  Abthl.  II,  l'^47, 
S.   117,  S.  356. 

»)  Eben  das.  S.  357. 
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111.  Alle  Thronfolge  nach  Geblütsrecht  ist  nur  Descenden  len- 
lolge,  (1.  h.  es  werden  überhaupt  nur  Descendenten  des 
erst c  n  Erwerbers  der  Krone  zur  Thronfolge  gerufen.  Sei- 
lenverwandte (CoUateralen)  des  letzten  Besitzers  der  Krone 
haben  daher  als  solche  kein  Thronfolgerecht,  sondern  nur  in- 
soferne,  als  sie  zugleich  jene  Eigenschaft  als  Descendenten  des 
ersten  Erwerbers  besitzen.  Ganz  dasselbe  gilt  von  den  A  sc  en- 
den ten  des  letzten  Besitzers"*).  IV.  Allgemein  ist  in  den  deut- 
schen regierenden  Häusern  der  Vorzug  des  Mann  s Stammes 
vor  dem  Weibsstamme  anerkannt.  V.  Wie  jede  germanische 
Imniobiliarerbfolge  und  insbesondere  die  adelige  Stammgutsfolge, 
hat  auch  die  Thronfolge,  und  zwar  für  die  agnatischen  Thronerben 
männlichen  Geschlechts  ohne  Ausnahme,  die  beiden  Hauptwirkun- 
gen der  altdeutschen  erblichen  Gewere  beibehalten,  nämlich :  1)  die 
Wart  (das  Wart  rech  t)  und  2)  den  Fall  (das  Anfallsrech  t, 
Saisine)^).  VI.  Unter  dem  Wartrechte*')  wird  hier  das  ver- 
standen,* dass  der  Thronerbe  eben  aus  dem  Grunde,  weil  er  nicht 
ex  beneficio  uUimi  defuncli  succedirt,  ein  festes  Successions- 
recht  in  die  Krone  bat,  welches  ihm  durch  keine  einseitige  Ver- 
fügung des  Vorgängers  entzogen  werden  kann');  daher  denn  auch 


*)  Eine  Aseendentenfolge  könnte  beut  zu  Tage  bei  der  Thronfolge  über- 
haupt möglicherweise  nur  da  in  Frage  kommen,  wenn  bei  dem  Erlöschen 
des  Mannsstammes  die  weibliche  Succession  eintritt  und  die  noch  lebende 
Mutler  oder  Grossmutter  des  letzten  Souverains  zugleich  ein  geborenes 
Mitglied  desselben  Hauses  wäre.  Die  sämmtlichen  neueren  Haus-  und 
Verfassungsgeselze  nehmen  auf  diesen ,  an  sich  sehr  singulären ,  Fall  keine 
Rücksicht  und  räumen  einer  weiblichen  Verwandten  wegen  der  zufällig  in 
ihrer  Person  concurrirenden  Ascendenleneigcnschaft  durchaus  keinen  Vorzug 
\or  den  übrigen  Frauen  oder  Cognalen  ein.  —  lieber  den  früher  zwiscben 
Koch,  Danz,  Gönner,  Klüpfel  und  Majer  über  die  weibliche  Aseen- 
dentenfolge in  Lehen  geführten  Streit,  s.  Weber,  Handb.  d.  Lehnrecbts 
III.   S.  350  u    f.     - 

5)  Meine  deut.   St.-  u.  R.-Gesch.   Bd.  II,  Ablhl.  II,   1S47.  §.   l\b. 

*)  Im  Sachsensp.  III.  S4.  §.  3.  heisst  dieses  Recht  „Warduoge"  und 
ein  Erbe,  der  es  hat:  ,,der  des  gutes  wardende  ist."  Vergl.  Bamberger 
Sladtr.  aus  dem  XIV.  Jahrhunderte,  §,296.304.  in  meiner  Ausgabe,  Heidel- 
berg  IS39;   Urkundenbuch,  S.   bb.  ST. 

")  Dieses  Wartrecht  ist  dasselbe  feste,  vom  ersten  Erwerber 
ubgeleitete  jedem  Descendenl  desselben  als  solchen  zuständige  Recht,  wel- 
ches man  im  Lehnrechte  als  Jus  succedendi  bezeichnet;  d.  h.  das  Succes- 
sions recht  an  sieb,  ohne  dessen  Zuständigkeit  maB  nicht  von  der  Suc- 
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bei    der  Thronfolge    keine  Enterbung   im  Sinne  des  römischen 
Civilrechtes  Platz  greifen  kann  ^).     VII.  Das  Ä  n  fa  11  s  r  e  c  h  t  äussert 


ce  ssi  onsor  dn  H  ng,  d.h.  zurAusübimg  desselben  io  bestimmter  R  e  i  h  e  n- 
folge,  gerufen  werden  kann.  (Ueber  den  früher  zwischen  Posse  u.  Runde 
geführten  Streit  über  den  Unterschied  von  Suecessionsrecht  und  Suceessions- 
ordniing,  s.  Weber,  Handb.  d.  Lebnrechts,  III,  S.  3S()u.f.  —  Dabei  spra- 
chen die  Publizisten  und  unter  dem  Einflüsse  der  Doctrin  auch  viele  hausge- 
setzliche Bestimmungen  aus  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  von  einem 
Condominium  (eventuale)  oder  Civilbe  sitze  (d.  h.  idealen  Gesammtbesitze) 
der  fürstlichen  Familie  als  Grund  des  Jus  succedendi  (des  Wartrech- 
les).  —  Pülter,  prim.  lin.  §.  ,31.  —  Beispiele  s.  bei  Moser,  badiscbes 
Staatsrecht.  §.  82.  —  Allein  die  Auffassung  des  Warlrechtes  als  Aus- 
fluss  eines  (angeblichen  germanischen  ,  auf  einem  Solidarprinzip  beruhenden 
eventuellen)  Condominium,  wie  dies  von  Pütter,  B.  W.  Pfeiffer  u.  A. 
geschieht,  ist  durchaus  geschichtswidrig;  denn  das  in  der  romanisiren- 
den  Fcudisfenscbiile  der  letzten  Jahrhunderte  aufgebrachte  sogenannte  even- 
tuelle, d.  h.  Erbrecht  bewirkende  Gesammteigenihum  ist  eben  nichts 
anderes,  als  das  Wartrecht  selbst,  dessen  juristische  Natur  man  ver- 
kannte, und  daher  anstatt  es  als  das  historische  Prinzip  der  deutschen 
Descendenten  folge,  d.  h.  als  das  Wesen  des  Geblütsrechtes  der 
rechten  Erben  zu  begreifen,  nach  einem  ebenso  überflüssigen  als  fal- 
schen, angeblich  höherem  Prinzipe  haschte,  als  dessen  Wirkung  es  erschei- 
nen sollte.  Eine  solche  Darstellunf;  ist  aber  eben  so  unrichtig  und  nichts- 
sagend, als  wenn  man  bei  der  römischen  Heredilas  für  das  Suitätsprin- 
zip  noch  ein  höheres  Prinzip  in  einem  angeblichen  Condominium  der  Sui 
mit  dem  Paterfamilias  suchen  wollte,  was  übrigens  auch  sogar  schon  im  rö- 
mischen Rechte,  freilich  ohne  alle  praktische  Bedeutung,  versucht  worden  ist. 
Aergl.  L,    11     Dig.   de  liberis  et  poslhumis  (28,  2). 

")  Eine  Enterbung  (exheredalio)  in  dem  Sinne,  welcher  im  römischen 
Rechte  damit  verbunden  wird  ,  war  dem  deutschen  Rechte  von  jeher  unbe- 
kannt. Sie  kann  daher  auch  noch  jetzt  nie  da  Platz  greifen  ,  wo  nach  rein 
deutschen  Rechtsgrunds.itzen  geerbt  wird  Meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch. 
Bd.  II.  Abthl.  II,  1847,  §.  113  Note  7;  §.  115.  §.  121.  -  Dagegen  galten 
im  alten  deutschen  Rechte  grobe  Verbrechen,  gegen  den  Erblasser  begangen, 
als  Un  Würdigkeitsgründe,  welche  den  Erben  ipso  jure  von  der  Erb- 
folge ausschlössen.  Sachsensp.  III,  84.  §.  3.  —  Dies  galt  auch  nach  der 
L.  Bajuvariornm  Tit.  II.  c.  10,  hinsichtlich  der  Regierungsnachfolge : 
,,Si  qiiis  filius  Ducis  tam  superbus  aut  stultus  fuerit ,  ut  palrem  suum  deho- 
ne.<;tare  voluerif  per  consilium  nialignorum  ,  vel  per  fortiam,  et  regnum  ejus 
aufferre  ab  eo  . .  ,  sciat  se  ille  filius  contra  legem  fecisse  ,  et  de  hereditate 
patris  sui  esse  dejeetum.''  —  Dasselbe  verordnete  reich.«gesetzlich  der  ma  i  n- 
zer  Landfrieden  K.  Priedrich's  I.,  a.  1235,  c.  II.  —  Die  neueren  Ver- 
fas.sungsurkunden  enthalten  hierüber  gar  keine  Bestimmung,  d;i  man  den  Ein- 
tritt eines  solchen  Falles  nicht  für  möglich   hält. 
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sich  tiariii,  dass  die  Krone  an  den  Thronerben  Übergeht,  ohne  dass 
»'S  von  seiner  Seite  irgend  einer  Antretung  der  Erbschall  im  rö- 
mischen Sinne  {aditio  heredilalis  oder  agnilio  bonorum  pos- 
sessionis) bedarf-'),  so  dass  er  also  den  Kronbesitz  des  Hegierungs- 
vorgängers  ohne  alle  Unterbrechung  fortsetzt.  Dies  ist  der  Sinn 
der    Paroemie:  ..der  König  stirbt  nicht"*")- 

§.    249. 
2)  Fähigkeit  zar  Thronfolge. 
Unvereinbarlichkeiten  mit  der  Eigenschaft  eines 
Souverains. 
I.  Eine  positive  reichsgrundgesetzliche  Vorschrift  über  die  Er- 
fordernisse   der    Successionsfähigkeit    bestand    zur   Reichszeit    nur 
in  der  goldenen  Bulle  bezüglich  der  kurfürstlichen  Häuser.     Hier- 
Jiach    war    zur  Successionsfähigl<eil   nichts    weiter    vorgeschrieben, 
als   1)  legitime  Abstammung,    2)  weltlicher  Stand  und 
3)  physische  und  geistige  Tüchtigkeit  zur  Führung  der  Regie- 
rung'). II.  Dieselben  Eigenschaften  wurden  im  Allgemeinen  auch,  als 
in  der  Natur  der  Sache  liegend,  bei  den  übrigen  reichsständischen 
Häusern    für   die  Successionsfähigkeit   erfordert  2)  und  sind  daher 


^)  Daher  noch  die  Ausdrücke:  ,, Erbfall"  uud  ,  Todesfall."  —  Vergl.  die 
Rubrik  im  bani  berger  Sladtrechle,  Tit.  .XXIV.  ,,von  erbvellen."  —  Der 
Fall,  oder  die  Saisinc ,  welche  noch  der  Code  Napoleon  a.  721  unter 
diesem  Namen  den  Geblütserben  (heritiers)  beilegt,  ist  nichts  Anderes,  als 
die  Gewer  des  Vermögens,  welche  von  dem  Erblasser  unmittelbar  bei  dem 
Todesfälle  an  den  (Inlestat-)  Erben  übergeht. 

"')  Diese  |iubl'zistische  Paroemie  entspricht  der  gemeinen  dentseb-  und 
französischrechllichen  Paroemie;  ,,der  Tode  erbt  den  Lebendigen:  h  morl 
saisit  le  vif."  Meine  deutsche  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II.  .\bth!.  II,  \^\'t, 
§.    117.  Note  2  u.   f.    — 

')  Aurea  Bulla,  cap.  VII,  §.  2.  ,  . .  .  filium  suum  primogenilum,  le- 
gilimum,  laicum  (siehe  oben  §.  247,  Note  1.)  —  Vergl.  ebendas.  Cap. 
XXV,  §    8     (Siehe  diesen  Text  unten  §.   250,  Note  6). 

*J  Nur  in  Bezug  auf  den  geistlichen  Stand  schwankte  die  Pra.xis,  ob  der- 
selbe ein  allgemeiner  .Ansschliessungsgrund  von  der  Regierangsnachfolge  sei. 
oder  ob  derselbe  nur  hei  lehnbaren  Ländern  (wegen  II.  Feud.  26. 
%.  5.  und  Sachs.  Lehnr.  C.  2)  in  Betracht  komme:  auch  bei  den  letzteren 
war  dies  bestritten,  da  schon  dns  sch^\äb.  Lehnr.  (Lassberg)  C.  4.  die 
Lehnfähigkeil  der  „Pfaffen  ^on  Riltersart  anerkennt.  Pütter,  prim.  lin. 
§  21.  — Uebrigens  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  gerade  ein  hanplsäch- 
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auch  heut  zu  Tage  noch  als  die  gemeinrechtlichen  Erfordernisse 
derselhen  zu  betrachten.  III.  Sowohl  in  älteren  als  in  neueren 
Hausgesetzen  und  V'erfassungsurkunden  wurden  partikular- 
rechtlich die  Erfordernisse  der  Successionsfähigkeit  vermehrt, 
durch  das  Erforderniss  der  Geburt  aus  ebenbürtiger,  hausgesetz- 
mässiger,  mit  Zustimmung  des  Souverains  geschlossener  Ehe  ^). 
IV.  Eine  Vorschrift  über  die  coufessionelle  Religionseigenschaft  des 
Souverains  findet  sich  nur  in  der  würtemberg i sehen  Ver- 
fassung und  hinsichtlich  der  Religionseigenschaft  des  Regierungs- 
verwesers oder  Statthalters  in  der  Verfassungsurkunde  für  S.  Co- 
b  urg-G  o  tha^).  V.  Mitunter  ist  auch  die  Un vereinbarlich- 
keit  der  Erbfolge  in  eine  Kroiie  mit  dem  Resitze  eines  anderen 
Thrones  durch  Haus-  oder  Landesverfassungsgesetze  ausgesprochen 
worden.  Uebrigens  linden  sich  hierbei  Verschiedenheilen,  je  nach- 
dem diese  ünvereinbarlichkeit  unbedingt^)  oder  nur  unter  ge- 


licher  Gruud,  wesshalb  der  hohe  und  niedere  Adel  seine  uachgebornen  Söbrie 
so  häufig  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  Hess,  und  sie  dazu  besonders  ia 
Testamenten  und  dergleichen  aufforderte,  darin  lag,  dass  sie  darin  eine  slan- 
desmässige  Versorgung  finden,  und  eben  desshalb  bei  der  Erbfolge  in  die 
väterlichen  Besitzungen  von  der  Concurrenz  mit  den  weltlichen  Söhnen  aos- 
scheiden  sollten.  Daher  bestimmten  mitunter  Hausgesetze,  dass  die  Söhne 
geistlichen  Standes  erst  in  Ermangelung  von  Erben  weltlichen  Standes  zur 
Successiou  kommen ,  sodann  aber  wieder  in  den  Laienstand  zunicklrcteu 
sollten,  u.  dergl.,  was  bei  protestantischen  Hausern  ohnehin  keine  Schwierig- 
keiten hatte,  und  bei  Katholiken  mit  päpstlicher  Dispension  ebenfalls  zu  be- 
wirken war.     Vergl.  Weber,    Handb.  d.  Lebnrechts,  Bd.   111.   S.  322  u.  f. 

3)  Siehe  oben  §.  217.  219.  226. 

'')  Würtemberg,  V.-U  1S19,  §.5.  ,,Der  König  bekennt  sich  zu  einer 
der  christlichen  Kirchen." —S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1S52.  §.20.  ,,Der 
Statthalter,  so  wie  der  Regierungsverweser  muss  p  rotes  tanti  s  ob  en  Glau- 
bens sein.'"  —  Ha  u  sve  r  träge,  welche  den  Landesnachl'olger  zu  einer  be- 
stimmten Coüfession  verpflichteten,  wurden  zur  Reichszeit  für  unver- 
bindlich gehalten.  Gönner,  Staalsr.  §.  22,  .\ote  v;  dessen  Jurist.  Ab- 
handl.  Tbl.  I,  Nr.  1.  —  Dagegen  wurde  die  testamentarische  Einsetzung 
eines  Prinzen ,  der  nicht  schon  an  sich  ein  festes  Successionsrecht  (Wart- 
recht) hatte,  unter  der  Bedingung,  dass  er  eine  gewisse  Confession  annehme, 
keineswegs  für  eine  conditio  turpis  angesehen.  Vergl.  das  Codicill  der 
Markgräfin  Sibylla  Augusta  von  Baden-Baden,  a.  1733,  bei  Moser, 
Famil.-Staatsr.   I.  96.5.  —  Thibaut,   System  des  Pand.-R.  §.  954.  Note  y. 

5)  Unbedingt  schliesst  den  Souverain  eines  anderen  Staates  von 
der  Thronfolge  aus     Baden,  Deklaration  des  Grossheraogs  Karl  v.  4.  Oct. 
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wissen  Vura  u  s  Setzungen  eintreten  soll'').  VI.  Als  unver- 
einbar mit  der  Stellung  als  Souverain  eines  deutschen  Staates 
darf  auili,  schon  der  Natur  der  Sache  nach,  die  Uebernahme  eine§ 
Hol-,  Militair-  oder  Civilstaatsdienstes  in  einem  anderen  Staate 
betrachtet   werden').      Vll.   Auch   hat   sich    seit  der  Stiftung  des 


ISl",  als  Grundlage  des  Hausgeselzes  §.  3.,  Nr.  4,  e;  „...niemals  aber 
diese  Landesnachfolge  auf  einen  Herrn  fallen  könne,  der  schon  einen  anderen 
Staat  besitzt,  oder  zu  dessen  Regierung  unmittelbar  berufen  ist:  indem  ent- 
weder ein  solcher  weiblicher  Descendent,  wenn  ihn  die  Erbfolge  triift ,  der 
Regierung  seines  eigenen  Stammlandes  feierlich  entsagen  muss,  oder 
aber  die  Nachfolge  in  dem  Grossherzogthume  Baden  nach  obigen  Erbfolge- 
grunds.-ilzen  an   den  nächsten  nicht  regierenden  Herrn  übergebt." 

•*)  Bayern,  V.-U.  ISIS,  Tit.  II,  §.  (i.  ,, Sollte  die  bayerische  Krone 
nach  Erlöschung  des  Maonsstammes  an  den  Regenten  einer  grösseren  Mo- 
narchie gelangen,  welcher  seine  Residenz  im  Königreiche  Bayern 
nicht  nehmen  könnte  oder  würde,  so  soll  dieselbe  an  den  zweitgebornen 
Prinzen  dieses  Hauses  übergehen  ,  und  in  dessen  Linie  sodann  dieselbe  Erb- 
folge eintreten,  wie  sie  oben  verzeichnet  ist.  Kommt  aber  die  Krone  an  die 
Gemahlin  eines  auswärtigen  grösseren  Monarchen,  so  wird  sie  zwar  Kö- 
nigin, sie  muss  jedoch  einen  Vicekönig,  der  seine  Residenz  in  der 
Hauptstadt  des  Königreiches  zu  nehmen  hat,  ernennen,  und  die  Krone  geht 
nach  ihren»  Ableben  au  ihi-en  zweitgebornen  Prinzen  über." —  Olden- 
burg, re\id.  V.-ü.  1S52.  Art.  15.  ,,Der  Grossherzog  kann  nicht  zu  glei- 
cher Zeit  überhaupt  eines  a  u  s  s  erdeu  ts  c  h  e  n  Staates  sein,  noch  in  Dien- 
stespflichten irgend  eines  anderen  Staates  stehen.  Die  Regierung  kann 
ohne  Zustimmung  des  allgemeinen  Landtags  nicht  mit  der  Regierung  eines 
anderen  deutschen  Staates  in  einer  Person  vereinigt  werden."  —  S.  Co- 
burg-Gotha, V.-U.  18.32.  §.  19.  ,,Die  Staatsregierung  kann,  ausgenom- 
men in  dem  §.  il.  vorgesehenen  Falle  (dass  nämlich  zur  Zeit  eines  Erbfalles 
ausser  dem  Könige  \on  England  oder  ausser  dem  eugliscben  Thronfolger  ein 
successiousfähiger  Nachkomme  aus  der  Speziallioie  des  Prinzen  Alb  er  t  nicht 
vorbanden  sei)  auf  den  Inhaber  eines  au  sser  deu  t  sc  h  en  Thrones  nicht 
gelangen.  Wenn  ein  Herzog  einen  ausserdeutschen  Thron  besteigt ,  so  wird 
dafür  angenommen,  dass  er  darauf  Verzicht  geleistet  habe,  über  die  Herzog, 
thümer  zu  regieren."  —  Schwarzburg-Sondersbausen,  V.-U.  1849. 
§.  50.  „Ist  er  (der  nächste  Thronerbe)  bereits  Oberhaupt  eines  anderen 
Staates,  so  muss  er  auf  Verlangen  des  Landtags  entweder  auf  diese 
oder  auf  die  ihm  angefallene  Regierungsfolge  verzichten."  —  Preussen, 
V.-U.  1S50.  Art.  hb.  „Ohne  Einwilligung  beider  Kammern  kann  der 
König  nicht  zugleich   Herrscher  fremder  Reiche  sein." 

')  Ausdrückliche  Pestimniungen  finden  sich  nur  in:  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  Art.  15.  (Unbedingtes  Verbot;  siehe  Note  6).  —  Nur  mit  Zu- 
stimmung der  Landstände   gestattet,  in:    Schwarzburg-Sonders- 
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Rheinbundes  und  des  deutschen  Bundes  unter  den  Bundesghedern 
die  Ansicht  festgestellt,  dass  mit  der  Souverainelät  die  Eigenschaft 
als  Vasall  sowohl  eines  anderen  souveraineu  Fürsten'^),  als  auch 
eines  eigenen  Unlerthans  unvereinbar  sei  ^). 

§.   250. 

Von  der  geistigen  oder  körperlichen  Unfähigkeit  des 

Thronerben  zur  Führung  der  Regierung  und  deren 

Rechtsfolgen  insbesondere. 

I.  Schon  nach  den  Grundsätzen  des  alten  deutschen  Rechtes 
über  die  Immobiliarerbfolge  überhaupt  wurden  Personen,  welche 
an  solcher  körperlicher  Missbildung  und  Ünvollkommenheit  litten, 
dass  denselben  der  Gebrauch  der  Geisteskräfte  unmöglich  war, 
sowie  auch  solche,  deren  Geschlecht  zweifelhaft  war,  von  der  Erb- 
folge in  das  Allod  und  Lehen  ausgeschlossen  '):  diejenigen  aber, 
welche  nur  an  einzelnen  körperlichen  Mängeln  litten,  wie  Stumme, 
Blinde,  Lahme  (Hand-  oder  Fusslose),  licss  man  dagegen  un- 
bedenklich zur  Erbfolge  im  Allod:  die  Erbfolge  im  Lehen 
aber,  wobei  auch  das  Interesse  des  Lehensherrn  wegen  Lei- 
tung der  Lehendienste  in  Frage  kam ,  wurde  ihnen  nach  sächsi- 
schem Rechte    abgesprochen-);    nach  dem  als  gemeines  Recht 


hausen,  V.-U.  1849,  §.  5(i.  a.  E.  —  Die  R  h  e  inbuu  de  sakt  e  ,  Art.  ". 
enthielt  darüber  folgende  Bestimmung:  ,,Les  priuces  devront  necessaireuienl 
etre  independans  de  toute  Piiissance  elraugere  ä  la  confoderation ,  et  ne 
pourrout  consequeniinent  preodre  du  sersice  d'aucuu  genre  que  dans  les 
Etats  confederes  ou  allies  ä  la  confederation.  Ceux  qui ,  etant  deja  au 
Service  d'autres  Puissances  ,  voudront  y  rester,  seront  tenus  de  faire  passer 
leurs  Principautes  sur  la  tete  d'un  de  leurs  Enfans." 

*)  Dieser  Grundsatz  lag  den  Abstimmungen  der  Majori.tät  in  der  Streit- 
frage zwischen  Kurhessen  und  Wal  deck,  die  von  erslerem  behauptete 
Lehensherrlichkeit  über  das  Fürstenthum  Wal  deck  betreifend,  resp.  dem 
B.  B.  V.  20.  Januar   l'^4S  zu  Grande.     Siehe  oben  §.   Li«    Note   11. 

^)  Beispiele  von  deutschen  Reichsständen ,  die  Vasallen  ihrer  eigenen 
Uuterlhanen  waren,  siehe  in  Klüber,  Abhandluugen  I,  S.  19,  N.  3.  — 
J.   C.   Rau,  progr.  de  saperiori  inferioris  vasailo.   Lips     ISOl. 

')  Sachsenspiegel,  I,  a.  4.  j,üppe  aU\ile  fZ«'!7/e;V  unde  uppe  dverge 
np  irstirft  weder  len  noch  erve,  noch  uppe  kropelkint.  ..De  meselsekc  fmci- 
selsüchüge,  d.  h.  aussätzige)  man  ne  untveit  weder  len  nocii  er^e." 

2)  Sachs  ensp.  I,  a.  4.  ,,Wirt  ok  ein  kint  geboren  stuni  oder  haude- 
los  oder  votelos,  oder  bUnt,  dat  is  wol  erve  to  landrechte  und  nicht  lenerve." 
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gellenden  lorabardischen  Lehenicdilt-  war  aber  dies  nicht  nur  he- 
slritten,  sondern  es  lindet  sich  iiamentUch  in  einer  aus  jünge- 
rer Zeit  stammenden  und  (hdier  das  praktische  gemeine 
Kecht  darlegenden  Stelle  (II.  Feud.  34)  mit  \er\verfung  der  gegen- 
theiligen  Meinung  die  Ansicht  als  die  richtige  vorgetragen,  dass 
solche  einzelne  körperliche  Mangel  von  der  Lehenfolge  nicht 
nusschliessen^),  Ueberdies  war  allgemein  anerkannt,  dass  eine 
hieraus  abgeleitete  Lehensunfähigkeit  nur  eine  respektive  d.h. 
das  Interesse  des  Lehensherrn  allein  berührende  sei,  dass  daher 
nur  dieser  befugt  war,  einen  damit  behafteten  Mann  von  der  Lehen- 
folge auszuschliessen,  und  dass  daher  die  Agnaten  durchaus  kein 
Hecht  hatten,  ihn  zu  verdrängen,  wenn  ihn  der  Lehensherr  zu- 
lassen wollte'').  IL  In  Bezug  auf  die  Regierungsnachfolge  mach- 
ten sich  in  den  reicbsständischen  Häusern  alsbald  staatsrechtliche 
Rücksichten  und  Erwägungen  geltend  ^) ,  da  man  sehr  wohl  ein- 
sah, dass  nicht  nur  das  öffentliche  Wohl,  sondern  das  Interesse 
der  regierenden  Familien  selbst  das  fortwährende  Bestehen  einer 
geordneten  und  kräftigen  Regierung  erheische.  Daher  sprach 
schon  die  goldene  Bulle  (cap.  XXV.  §.  3)  in  Bezug  auf  die  kur- 
fürstlichen Häuser  den  Grundsatz  aus,  dass  die  Regierung 
an  keinen  Prinzen  vererben  könne,  welcher  an  einer  Geistes- 
störung oder  Geistesschwäche  leide,  oder  sonst  mit 
einem  solchen  wesentlic  hen  (körperlichen)  Mangel  behaftet 
sei ,    welcher  ihm  das  Regieren  von  Land  und  Leuten  unmöglich 


3)  1.  Feud.  6.  ,,Motus  feudum  retinere  non  potest;  scilicet ,  qui  nullo- 
modo  loquilur."  Dagegen  II.  Feud.  36.  ,,Mutus  et  surdus,  coecus ,  clau- 
dus,  vel  aliter  iniperfectus,  etiam  si  sie  natus  fuerit,  lotum  Feudum  paternuni 
retinebit.  Obertus  et  Gerardus ,  et  mnlti  alii.  Quidani  tarnen  dieunt,  eum, 
qui  talis  natus  est,  feudum  retinere  non  posse,  quia  ipsum  servire  non 
vale  t." 

*)  Vergl.  Weber,   Handb.   d.  Lehnrechts,   Bd.   III,  S.  332  u.  f. 

5)  Die  besonderen  Errordernisse  körperlicher  Tüchtigkeit,  welche  der 
Schwabenspiegel  (LassbergJ  c.  122  von  dem  zu  wählenden  Kaiser 
Forderte  (siehe  oben  §.  S2,  Note  1),  wurden  übrigens  niemals  als  maass- 
gebend  für  die  Erbfolge  in  den  Fürstenhäusern  betrachtet.  Dass  den  für 
die  letztern  maassgebenden  Grundsätzen  seit  dem  XIV.  Jahrhunderte  nicht 
mehr  die  einseitige  Rücksicht  auf  die  Fähigkeit  zur  Leistung  der  Lehndienste 
zu  Grunde  lag,  zeigt  deutlich  der  Inhalt  der  Goldenen  Bulle,  Cap.  XXV, 
§.  3.  (siehe  Note  6).  Vergl.  Struv,  Jurisprud.  heroica,  Tom.  VII,  (1753) 
p.  454. 
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mache 6).  111.  Eine  Aiirzähliing  der  einzelnen  k  örporl  i  cli  en 
Mängel,  welche  eine  üalahigkeit  zur  Regierung  begründen  solle, 
wurde  in  der  goldenen  Bulle  nicht  gegeben,  in  der  richtigen  Er- 
wägung, dass  hier  das  Meiste  von  den  besonderen  Umständen  des 
einzelnen  Falles  abhänge.  Unverkennbar  lag  aber  hiernach  der 
Bestimmung  der  goldenen  Bulle  eine  Unterscheidung  der  vollstän- 
digen,  jetzt  sog.  absoluten  Unfähigkeit  zur  Regierung  und 
anderer  geringerer  Mängel  (der  später  unpassend  sog.  re- 
lativen Unfähigkeit)  zu  Grunde,  und  nur  für  den  ersteren 
Fall  sanktionirte  sie  den  Ausschluss  eines  Kurprinzen ").  IV.  In 
den  übrigen  reichssländischen  Häusern  betrachtete  man,  obschon 
die  goldene  Bulle  nicht  die  Bedeutung  eines  auch  für  sie  gel- 
tenden Reichsgesetzes  hatte,  nichts  desto  weniger  die  analoge 
Anwendbarkeit  der  in  diesem  Gesetze  aufgestellten  Grundsätze,  als 
durch  die  Natur  der  Sache  gerechtfertigt*^).  V.  Diesen  Grundsätzen 
schloss  sich  auch  die  Praxis  der  obersten  Reichsgerichte  an^). 
Demnach  wurde  zur  Reichszeit  als  gemeines  Reichs  recht 
anerkannt,    dass    eine    bei  dem  Anfalle  der  Regierung  vorhandene 


6)  Aurea  Bulla,  cap.  XXV,  §  2  ,,DecerDimus  igitur  .  .  qaod  ex 
nunc  .  .  .  perpeluis  futuris  teniporibus  insignes  et  magoifici  Principatus  (sc. 
Electorum)  .  .  .  scindi,  dividi  seu  quavis  conditione  dismembrari  non  debeant, 
sed  ut  potius  in  sua  perfecta  integritate  perpetuo  maneant."  (§.  3.)  „Primo- 
genitus  filius  succedat  in  eis,  sibique  soIi  jus  et  dominium  compelat,  nisi 
forsitan  mea+e  captus,  fatuus,  seu  alterius  famosi  ac  notabilis  de- 
fectus  existeret  propter  quem  non  de  her  et  seu  possit  hominibus  prin- 
c  ip  ar  i." 

^)  Aurea  Bulla,  cap.  XXV,  §.  4.  ,,In  quo  casu  inhibita  sibi 
successione  secundo  genilum,  si  fuerit  in  ea  progenie,  seu  alium  senio- 
rem  fratrem ,  seu  consanguineum  laicum,  qui  paterno  slipiti  in  descendenti 
recta  linea  proximior  fuerit,  volumns  successnrum," 

8)  Moser,  Famil.-Staatsr.  1,  S.  20.  §.   13. 

9)  Die  Praxis  des  Reiclishofrathes ,  an  welchem  gewöhnlich  dergleichen 
Sachen  zur  Verhandlung  kamen,  zeigt  das  berühmte  Reichshofrathsgulachten 
V.  7.  Juli  1729,  den  geisteskranken  Herzog  Maria  Gonzaga  von  Gua- 
stalla  betr.;  abgedruckt  in:  Merkwürdige  Reichshofrathsgulacliten,  FrankT. 
1795.  Bd.  III,  p.  213  u.  f.  —  Siehe  auch  Pfeffingen,  Vitriar.  illustr. 
T.  III,  p.  759,  765.  Note  e.  —  Dass  die  Zustimmung  des  Geisteskranken 
zu  seinem  Ausschlüsse  von  der  Thronfolge  nicht  erfordert  wird,  verstehet  sich 
von  selbst.  —  Pfeffingen,  1.  c.  p,  7ö»>,  Note  f.  ,,Quem  enim  leges  ex- 
cludunt,  ejus  consensu  opus  haud  est,  ut  pro  exciuso  habealnr." 
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Gi'isicsstörung  oder  Geislesschwäche  oder  wesentlicher  körperlicher 
Mangel  den  Erbprinzen  von  der  Hegierungsnachlolge  von  Rechts- 
wegen ausschliesst  und  die  Regierung  an  den  nächsten  befähigten 
Agnaten  vererbt,  dass  dagegen  bei  voraussichtlich  vorübergehender 
Unfähigkeit  des  Thronfolgers  eine  Regierungsvormundschaft  anzu- 
ordnen ist,  einzelne  körperliche  Mängel  und  Schwächen  aber  kein 
[iinderniss  der  Thronfolge  und  der  Selbstregierung  sind  ^"). 
VI.  Dies  muss  auch  heut  zu  Tage  noch  als  Grundsatz  des  gemei- 
nen deutschen  Staatsrechts  anerkannt  werden ,  da  die  Auflosung 
des  Reiches  und  die  Erwerbung  der  Souverainetät  in  dieser  Be- 
ziehung keine  Veränderung  in  dem  bis  dahin  gültigen  Rechte  be- 
wirkt hat  '*).  VII.  In  mehreren  neueren  Verfassungsgesetzen  wird 
dagegen  sogar  ein  geistiges  Leiden  nicht  mehr  als  ein  Grund  des 
Ausschlusses  des  Thronerben  von  der  Regierungsnachfolge  betrach- 
tet, sondern  es  tritt,  wie  bei  dem  Falle  der  Minderjährigkeit,  nur 
eine  Regentschaft  ein  ^^).  Diese  Bestimmung  empfahl  sich  durch 
die  Rücksicht  darauf,  dass  in  vielen  Fällen  sehr  schwer  mit  Sicher- 
heit darüber  zu  urtheilen  ist,  ob  ein  krankhafter  Zustand,  ins- 
besondere ein  geistiges  Leiden,  als  ein  vorübergehendes  und  heil- 
bares, oder  als  ein  unheilbares,  oder  was  als  ein  wesentlicher 
oder  minder  wesentlicher  Mangel  zu  betrachten  sei,  sowie  auch 
durch  die  Erwägung,  dass  unter  umständen  auch  Verwickelungen 
in  Bezug  auf  die  Thronfolge  entstehen  könnten,    wenn  nach  dem 


>o)  Moser,  Familienstaatsr.  I.  S.  21.  —  Pütt  er,  prini.  lin.  §.  22.  — 
Günner,  Staatsr.  §.  234.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  3.5,  —  Viel 
ÜDrichti^es  findet  sich  in:  H.  B.  Oppenheim,  staatsreehll,  Betrachtungen 
über  Regiernngsfähigkeit  n.  Regentschaft.  Stuttgart  1S44.  (Auch  in  den  con- 
stitulionellen  Jahrbüchern.)  — 

«1)  Kl  über,  üffentl.  R.  §.  245.  —  Schmalz,  Staatsr.  §.  257.  — 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  240.  —  H.A. 
Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  70.  —  Vergl.  auch  K.  Tabor,  die 
körperliche  ThronFolgefähigkeit  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  d.  Zeitschr. 
f.   deut.  R.    1S44.  Bd.  IX,  S.  23S. 

«2)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  11,  §.  9.  11.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1S19,  §.  11  M.  f.  —  Grossherz.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  5  a.  E.  —  K. 
Sachsen,  V.-ü.  1S31,  §.  \)  u.  f.  —  Hannover,  V.-U.  1S40,  §.  IS.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52,  §.  20.  —  Sc  h  w  arzburg-Sonde  rshau- 
sen,  V.-U.  1849,  §.  53.  —  Preussen,  V.-U.  18.50,  Art.  .56.  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1852,  §.  ü,  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  12; 
gleichlautend  im  Hausgeselze  v.    Ib55,  §.   11. 
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Ausschlüsse  des  leidendeii  Thronerben  demselben  noch  eine  suc- 
cessionsfähige  Descendenz  geboren  werden  sollte.  VIII.  In  jenen 
Fällen ,  wo  der  Ausschluss  des  Thronerben  wegen  geistiger  oder 
wesentlicher  körperlichen  Leiden  und  Mängel  rechtlich  begründet 
ist,  stehet  es  dem  nächsten  zur  Thronfolge  berufenen  Agnaten 
selbstverständlich  frei,  anstatt  der  sofortigen  Geltendmachung  seines 
Successionsrechtes  die  Regierung  in  der  Eigenschaft  als  Regent 
(Regierungsverweser)  zu  übernehmen  '3). 

§.  251. 

Erbfolgeordnung  im  Mannsstamme. 

Agnatisch  -  linealische    Primogenitur  *). 

I.  In  denjenigen  reichsständischen  Häusern,  in  welchen  nicht, 
wie  bei  den  kurfürstlichen ,  die  Primogeniturordnung  oder  sonst 
eine  spezielle  Successiousordnung,  wie  Majorat,  Seniorat  oder  Mi- 
norat eingeführt  war  ^),  betrachtete  man  insgemein  jeneSucces- 
sionsordnung  als  die  gemeinrechtliche,  welche  im  lom- 
bardischen  Lehnrechte  für  die  Lohenfolge  vorgeschrieben 
war,  da  man  diese  selbst  nur  als  eine  Nachbildung  und  Ausbil- 
dung der  adeligen  Stammgutsfolge  auffasste^),  IL  Als  Prinzip 
galt  hierbei  die  Grundansicht,  dass  von  dem  letzten  Thronbesitzer 


'3)  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S.  21.  —  Struv,  Jurisprud.  heroica, 
T.  VII,  p.  454.  —  In  dieser  Weise  ist  in  Baden  bei  dem  Ableben  des 
Grossherzogs  Leopold  (1852)  verfahren  worden. 

*)  C.  C  h.  Hofacker,  Comment.  de  eriginibus  et  fatis  successionis  ex 
jure  primogenilurae.  Götting.  1771.  —  B.  W.  Pfeiffer,  über  die  Ordnung 
der  Regierungsnachfolge  in  den  deutschen  Staaten.  Hassel  1826.  —  H.  J.  P. 
Schulze,  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen  Fürstenhäusern. 
Leipzig  (ISöl). 

')  Siehe  oben  §.  247.  —  Alle  diese  besonderen  Successionsarten  haben 
den  Zweck,  Theilungen  zu  verhüten.  Majorat  ist  im  Allgemeinen  jede 
Successionsart,  wobei  das  Alter  einen  Vorzug  gibt :  im  engeren  Sinne  heisst 
Majorat  die  Successionsart,  wobei  zuerst  auf  Gradesnähe  gesehen  wird, 
und  nur  unter  gleich  Nahen  das  Alter  den  Vorzug  gibt.  Primogenitur  ist 
vorhanden,  wo  ohne  Rücksicht  auf  Gradesnähe  der  >'^orzug  der  Linien  und  in 
den  Linien  durch  Erstgeburt  bestimmt  wird.  Bei  Seniorat  succedirt  jedes- 
mal der  Aelleste,  bei  Minorat  der  Jüngste  der  ganzen  Familie  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Alter  der  Linien. 

2)  Hinsichtlich  der  lehnbaren  Territorien  konnte  dies  an  sich  keinen 
Anstand  haben:  aber  auch  hinsichtlich  der  allodialen  Territorien  hielt  man 
sich  an  die  Analogie  der  I.ebente.xte.     Pütter,  prim.  lin.   §.   11   und  36. 
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<lie  ErcilVnung  des  Kronbesitzes  (der  AiiJ;ill)  ausgeht,  also  das 
Verhältniss  zu  diesem  das  Einrücken  in  den  Kronbesilz  be- 
stimmt 3).  111.  Man  unterschied  daher  zwei  Klassen  oder  Ordines: 
1)  In  der  ersten  Klasse  succedirten  die  Descen deuten  des 
letzten  Thronbesitzers  ganz  in  derselben  Weise,  wie  die 
erste  Klasse  der  Intestaterben  (die  Klasse  der  Descendenten  des 
Erblassers)  nach  römischem  Rechte  succedirt;  diesuccessionsfähigen 
Descendenten  ersten  Grades  theilten  also  nach  Köpfen ,  die  Enl- 
lernteren  succedirten  in  stirpes,  und  zwar  mit  sog.  Repräsenta- 
tionsrechte, d.  h.  mit  Herauftreten  an  die  Stelle  ihres  vorverstor- 
benen Parens  in  inpmtum*).  2)  In  der  zweiten  Klasse  succe- 
dirten die  Collateralen  des  letzten  Besitzers,  welche  zugleich 
Descendenten  des  ersten  Erwerbers  waren ,  daher  denn  auch  in 
Bezug  auf  Brüder  und  Bruderskinder  die  volle  Geburt  keinen  Vor- 
zug vor  der  halben  Geburt  begründen  konnte.  Dabei  war,  wie 
im  gemeinen  Lehenrechte,  fortwährend  streitig,  ob  diese  Klasse 
nach  rein  römischen  Grundsätzen  (sog.  G  rad  u  alsy  stera)^)  oder 
nur  allein  mit  Rücksicht  auf  die  Nähe  der  Linien  (nach  sog. 
reinen   Linialsvs  t  em)  ß)    oder    mit    Rücksicht   auf   Nähe   der 


3)  Pütter,  prim.  lin.  §.   14. 

*)  Dieses  Repräsentalionsrecht  war  dem  ursprÜDglicben  deutschen  Rechte 
sowohl  in  der  Klasse  der  Descendenten  als  der  Collateralen  fremd  und  war 
noch  im  14.  Jahrhunderte  nicht  allgemein  in  der  Praxis  der  deutschen  Gerichte 
anerkannt.  Vergl.  meine  dcut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II,  Abthl.  II,  (ls4T) 
§.   113  u.   117. 

5)  Das  römische,  oder  Gradualsystem  vertheidiglen  noch  Schilter,  de 
natura  success.  feud.  §.3;  —  Meyer,  gemeinrechtliche  Erbfolgeordnung 
in  Stammlehen.  1S05.  —  Mit  Beschränkung  auf  allodiale  Territo- 
rien vertheidigte  es  auch  Moser,  Famil.-Staatsr.  I,  S.  727,  Nr.  6.  — 
Ebenso  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  23s.  —  Man  berief  sich'  auf  IL 
Feud.  11,  §.  1:  ,.His  (filiis)  vero  deücientibus  vocantur  primo  fratres  cum 
fratrum  praemortuoruni  filiis,  deiode  agnali  ulteriores"  und  II.  Feud.  37. 
„...ad  agnatum  proximioreiu  feuduni  peitinebit,  eodem  prorsus  obser\ando, 
quantum  ad  ordinem  gradus,  qui  continetur  in  legibus."  Die 
entgegeaslehende  Stelle  II.  Feud.  bO.  suchte  man  durch  (willkührliche)  ein- 
schränkende Interpretation  zu  entfernen.  —  Heut  zu  Tage  hat  das  reine  Gra- 
dualsystem in  Bezug  auf  Leben  keine  Vertheidiger  mehr. 

^)  Das  reine  Linealsystem  stützt  sich  auf  II.  Feud.  50:  ,,Si  ille,  qui  feu- 
dum  habet,  decesserit  nullo  liiio  reliclo  :  an  ad  omnes,  vel  ad  quos  per- 
veniat,  quaeritur?  Respondeo  ,  ad  solos  et  ad  omnes,  qui  ex  ista  linea 
sunt,  ex  qua  iste  fuit."     Diese  Stelle  enthält  das  neuere  gemeine  lombar- 

Zöpfl,  Staatsrecht.   4te  Auti.   II.  9 
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Linien  und  des  Grades  zugleich  (nach  sog.  gemischtem  oder  Coa- 
litionssysteme  oder  L  i  n  e  a  1  g  r  a  d  u  a  1  s  y  s  l  e  m  e)  ')  succedire. 
IV.  Nach  dem  geschichtlichen  Entwickelungsgange  des  Siic- 
cessionsrechtes   in   den   deutschen  Fürstenhäusern^)  ist  das  reine 


dische  Recht  und  derogirt  somit  den  älteren  Texten  II.  Feud.  11.  nnd  37. 
Das  reine  Linealsysleni  verllieidiglen  u.  A.  Preusclien,  rechll.  Ausfüh- 
rung, dass  die  Lehnsfolge  der  Seitenverwandten  nach  den  Stammen  etc.  zu 
beurtheilen  sei.  Frkft.  1752  (auch  in  Zepern  i  ck,  Samml.  aoserles  Abbandl. 
a.  d.  Lebnr.  Bd.  IH,  Nr.  II).  —  Pütter,  Erörterungen.  Bd.  I,  Nr.  VI. 
Dessen  Rechtsfälle,  Bd.  I,  S.  90  u.  f.  —  Riener,  Diss.  de  success. 
feudor.  Lips.  17S2,  Cap.  IV.  — Posse,  über  Erbfolgerecht  u.  Erbfolgeord- 
nung, Rostock  179H,  S.  163  u.  f.  —  Derselbe:  über  Erbfolge  in  Lehen 
oder  Stammgüter  Rostock  1800.  —  Gönner,  Staalsr  §.  23-5.  —  Leist, 
Staatsr,  §.  36.  -  Schmalz,  Staatsr.  §.  274.  27.5.  —  Siehe  besonders: 
Untersuchungen  über  die  Natur  der  Nachfolge  der  Seitenverwandfen  in  dem 
berzogl.  Hause  Sachsen  überhaupt,  und  in  dem  herzogl.  sachsen-go- 
tbaiseben  Gesammthause  insbesondere.  Coburg  1822. 

■)  Das  L  inca  1  gr  ad  u  a  1  sy  st  e  ni  verbindet  die  Texte  If.  Feud.  11,  37 
und  50.  und  glaubt  dieselben  durch  einander  gegenseitig  ergänzen  zu  müs- 
sen. Allein  dies  steht  mit  dem  Geiste  sämmllicher  Texte  in  Widerspruch, 
deren  jeder  sich  als  etwas  in  sich  Tollkomnien  Abgeschlossenes  darstellt. 
Auch  ist  ein  solcher  gekünstelter  \  ereinigungsversuch  schon  darum  nach  her- 
meneutischen  Regeln  unslallbafl,  weil  der  Liber  Feudortim  kein  Gesetzbuch, 
selbst  nicht  einmal  eine  aus  einem  Gusse  hervorgegangene  und  mit  der  Ab- 
sicht, ein  harmonisches  Ganze  zu  bilden,  verfasste  Conipilation,  wie  Jn- 
stinian's  Pandekten  oder  Codex,  sondern  ein  nur  allniählig  und  planlos 
aus  verschiedenen  ,  sich  gegenseitig  durchaus  nicht  berücksichtigenden  Origi- 
nalaufsätzen zusammengeschobenes  Rechtsbuch  ist,  und  das  Lehnrecht  in  sei- 
ner lebendigen  Fortbildung  durch  die  Doktrin  und  Praxis  in  verschiedenen 
Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  zeigt,  Vergl.  meine  deut.  St.-  und 
R.-Gesch  Bd.  II,  Abthl.  I.  (Geschichte  der  Rechtsquellen)  §.  29.  —  Das 
Lineal  Gradualsyslem  vertheidiglen  Puffendorf,  Observ.  Jur.  Tom.  III, 
Nr.  136.  —  G.  L.  Böhmer,  princ.  jur.  feud,  §.  144.  442  —  Gramer, 
Opuscul.  Supplem.  p.  4.  p.  278  u.  f.  —  Moser,  Familienstaatsr.  1,  S.  727. 
Nr.  8.  —  Siehe  besonders  für  die  Linealgradualerbfolge :  Danz,  Versuch 
einer  historischen  Entwickelnng  der  gemeinrechtl.  Erbfolgeart  in  Leben. 
Stuttgart  1793.  —  Weber,  Handb  d  Lebnr.  III,  486 n.  f.  —  Eichhorn, 
Einl.  in  d.  deut.  Priv.-R  §.  356.  —  Pfeiffer,  in  der  oben  Note  *)  an- 
geführten Schrift 

8)  Das  reine  Linealsysleni  ist  die  streng  logische  Entwickelung  des  Grund- 
satzes, dass  die  Lehenfolge  wesentlich  eine  D  esce  nd  e  n  le  n  folge  des 
ersten  Erwerbers  ist  (§.  248  ).  Zu  diesem  Systeme,  welches  keine  Rücksicht 
auf  die  Gradesnähe  zum  letzten  Besitzer  nimmt,  musste  nothwendig  die  Ent- 
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L  in  ealsys  teni  für  (l;(s  rirlitigen;  zu  craclileii'').  Dasselbe  wurde 
auch  von  dem  UeirhskaninicrgcricIUe  seinen  Entscheidungen  zu 
Grunde  gel<'gt '")  inid  ist  auch  in  einem  neueren  Falle  bei  der 
Succession   der  Seitenlinien    zur  Anwendung  gebracht  worden  •')• 


wirkelunj;  des  Lehnrecliles  rühren.  Deuii  anfiinglicli  erbleii  die  Collaleralen 
dps  kinderlosen  Lehnbesilzers  p;ar  nicht,  «eder  nach  lombardischeni,  noch 
nach  deutschem  Rechte.  (  S  chM' a  b  en  s  p.  Lassberg.  Lehns.  c.  42.  ,,Es 
erbet  niemand  Lehn,  denn  der  Vater  auf  den  Sohn.")  Als  man  aber  diesen 
Collaleralen  wegen  der  Inveslitur  des  ersten  Erwerbers  das  Wart 
und  AnfaUsrccht  der  Descendenten  (das  charakteristische  Recht  der 
sog.  rechten  Erben)  beigelegt  halte,  d.  h.  sie  als  Descendenten  des 
ersten  Krwerbers  zur  Lehnfolge  rief,  .^^o  war  kein  Grund  mehr  vorhanden, 
hinsichtlich  ihrer  eine  andere  Er  b  fo  I  ge- Ord  n  un  g,  wie  in  der  eigentli- 
chen Descendentenklasse,  gelten,  d.  h.  die  Entfernteren  im  Grade  durch  den 
Näheren  ausschliessen  zu  lassen ,  resp.  ihnen  das  Repräsentalioosrecht  zu 
verweigern,  welches  man  als  Eigenthiimlichkeil  der  römischen  Descenden- 
ten folge  kennen  gelernt  und  mit  dem  römischen  Rechte  rezipirt  hatte,  und 
dies  ist  es,  was  II.  Feud.  50.  ausspricht.  Man  kann  daher  auch  nicht  gegen 
das  reine  L  in  eal  -  S  ys  tem  mit  Grund  einwenden,  dass  schon  im  älteren 
deutschen  Rechte,  nach  dem  tlrundsatze.  Je  näher  dem  Sippe,  desto 
näher  dem  Erbe,  die  Grad  es  nähe  bei  der  Erbfolge  der  Seitenver- 
waiidten  berücksichtigt  worden  sei,  denn  dies  war  kein  ei  ge  n  th  um  li  eher 
Grundsatz  der  deutschen  Co  i  I  a  le  r  alenfolge  ,  sondern  ursprünglich  all- 
gemeiner Grundsatz,  auch  bei  der  D  e  scen  den  te  n  f  ol  ge  ,  da  selbst  bei 
dieser  das  alle  deutsche  Recht  kein  Repräsentalionsrechl  kannte.  (Siehe 
Note  4.)  Gerade  bei  der  Descendenlenfolge  ist  aber  dieser  altdeutsche 
Grundsatz  notorisch  durch  das  niniische  Recht  beseitigt  w  orden ,  und  kann 
daher  auch  nicht  mehr  bei  jener  scheinbaren  Art  \on  Collaleralenfolge  gel- 
ten, wo  die  Collaleralen  nicht  als  solche,  sondern  in  der  Eigenschaft  als 
Descendenten  (nämlich  des  ersten  Erwerbers)  erben. 

'■')  Hiermit  stimmen  überein:  Weiss,  Staalsr.  §.  241.  — H.  A.  Zacba- 
riae,  Staalsr.  (2.  Aufl.)  §.  71.  —  R.  W.  Pfeiffer,  l.  c.  §.  44.  4(i.  will 
diese  Grundsätze  nur  für  die  Lehnfolge,  die  auf  ,,gesammter  Hand"  be- 
ruht, anerkennen.  Dabei  ist  aber  übersehen,  dass  die  ßelehouog  zur  ge- 
sammten  Hand  nur  ein  künstliches  Mittel  war,  den  Collaleralen  die 
Rechte  ,, rechter  Erben"  d.  h.  die  Rechte,  wie  sie  Descendenten 
haben  würden,  zu  geben,  so  lange  ein  Geblüts  recht  der  Collaleralen,  als 
Descendenten  des  ersten  Erwerbers  zu  succediren,  noch  nicht  anerkannt  war. 

'0)  So  z.  R.  in  dem  rheingräBich  Dha  u  n'schen  Successionsfalle ;  das  Ur- 
lheil des  Reichskammergerichts  v.  20.  Dec.  17(i4,  siehe  bei  Püller,  prim. 
lin.  §.  36.   Note  c. 

")  Erbtheilung  der  sächs.  er  nesli  n  i  sc  hen  Häuser  v  15.  Nov. 
lS2(i,  nach  dem  Aussterben  von  Sacb  sen-Gotb  a,   11,  Febr.  1825.  — Für 
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Hiernach  succedirtMi  die  in  der  nächsten  Parentel  {Linea)  stehen- 
den Personen  nicht  nur  mit  Vorzug  vor  den  entfernteren  Paren- 
telen  (soli) ,  sondern  auch  mit  sog.  Repräsentationsrechte ,  d.  h. 
Heranflreten  der  im  Grade  Entfernteren  an  die  Stelle  des  vor- 
verstorheneu  Parens  (omnes)  gerade  so ,  wie  in  der  Klasse  der 
Descendenten  '-).  V.  Heut  zu  Tage  ist  in  allen  regierenden  Fa- 
mihen,  meistens  durchgreifend,  die  agnatis  ch  -  lineali  seh  e 
Primogeni turor dnung  eingeführt,  d.  h.  das  reine  Lineal- 
system, mit  Beifügung  des  Vorzugs  der  Erstgehuri, 
so  dass  sich  sowohl  der  Vorzug  der  Hauptlinien,  als  der  Nehen- 
linien  in  den  Hauptlinien  unter  sich ,  und  in  den  Nehenlinien 
lediglich  durch  die  Erstgeburt  bestimmt  '3).  VI.  In  jenen  regie- 
renden Häusern,  in  welchen  die  Primogeniturordnung  nur  für  die 
jeweils  regierende  Hauptlinie  eingeführt  ist^^),  muss  auch  gegen- 
wärtig noch  bei  dem  Abgange  der  regierenden  Hauptlinie  die  Li- 
nealfolge als  die  gemeinrechthche  Successionsart  für  die  unter 
der  Haupllinie  begriffenen  Speziallinien  betrachtet  werden,  soferne 
nicht  besondere  Familienverträge,  Observanzen  oder  Gesetze  ent- 
gegenstehen *5). 


Sachsen- Meiningen  wurde  damals  ein  Grades  -  Vorzug  beansprucht; 
(siehe  kurze  Nachrichten,  die  Erbfolgeordnung  in  dem  herzogt.  Hause  Sach- 
sen betr.  Meiningen  1S22;  was  mehrfache  Streitscbriflen  (siehe  die  cobur- 
gische Schrift  oben  Note  5,  u.  A.  auch  von  Eichhorn  und  Schmalz, 
1S26)  zur  Folge  hatte.  Die  Sache  wurde  durch  die  angeHihrte  Erbtheilung 
auf  Grundlage  des  reinen  Linealsystems  verglichen. 

12)  Vergl.  den  Text  von  II.  Feud.   50,  oben  Note  4. 

'3)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit  Jt,  §.  2.  —  Baden,  V.-U.  1818,  §.  4. 
resp.  Declaration  v.  4.  Octob.  ISlT,  §.  2.  —  W  ürt  emb  er  g,  V.-ü.  1S19. 
§.  7.  —  Grossh,  Hessen,  V.-Ü.  1820.  §.  5.  —  S.  Mein  i  n  gen  -  Hild- 
burghansen, V.-ü.  1S29.  §.  3.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1^31.  §.ß.  — 
S.  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  13.  —  Braun  s  chwe  ig,  L.-O.  1S32. 
§.  14.  _  Hannover,  V.-ü.  1S40.  §.  12.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852.  art.  17.  §.  1.  —  Reuss,  j.  Linie,  V.-U.  1^52.  §.  45.  —  Wal- 
deck, V.-ü.  1S52.  §  15.  —  Seh  warz  b  urg-S  on  dersh  a  usen  ,  V.-ü. 
1849.  §.  50.  —  Preussen,  V.-U.  1S50.  art.  53.  —  Kurb  essen,  V.-U. 
1852.  §.  3.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §.6.  und  Hausges.  1855. 
art.  5.  8. 

'^)  So  z.   B.  die  lierzogl.   sächsischen  H;iuser:  s.   oben  Note   11.  — 

'^)  S.  Me  i  ninge  D  -  Hi  1  d  b  u  rgh  au  sen  ,  V.-ü.  1829.  art.  3.  —  An- 
halt-Bernburg, V.-U.    1S5U.  §.  88. 
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§.  252. 

Weibliche    Thronfolge. 

1)    Statthaftigkeit  derselben  überhaupt. 

I.  In  der  alleren  Zeit,  insbesondere  so  lange  die  Landesregie- 
rnng  noch  mehr  oder  minder  den  Charakter  eines  Amtes  (Für- 
stenamtes)  trug  ^),  war  der  Weibsstamm  von  der  INachfolge  in 
(He  Regierung  ganz  ausgeschlossen.  Dieses  System,  welches 
nur  den  Mannsstamm  allein  zur  Regierungsfolge  ruft,  den  Weibs- 
stamm aber  als  hierzu  unfähig  betrachtet,  pflegt  man  noch  heut 
zu  Tage  sehr  allgemein  die  Thronfolge  nach  dem  sali  sehen 
Gesetze  zu  nennen,  weil  man  denselben  Grundsatz  in  diesem 
alten  fränkischen  Volksrechte  überhaupt  für  die  Stammgutsfolge 
ausgesprochen  zu  linden  glanbt  -).  II.  Da  aber  die  meisten  alten 
Vülksrechte,  sowie  auch  der  Sachsen-  und  Schwabenspiegel  nur 
einen  mehr  oder  minder  beschränkten  Vorzug  des  Mannsstammes 
vor  dem  Weibsstammc  bei  der  Erbfolge  in  die  allodialen  Erb- 
(»der  Stammgüler  kannten  ^j,  so  konnte  sich  alsbald  in  Bezug  aut 
die  allodialen  Herrschaften,  in  welchen  überhaupt  die  Landes- 
regierung nicht  als  ein  Fiirstenamt,  sondern  mehr  als  ein  Aus- 
lluss  oder  eine  Pertinenz  des  »chten  Eigenthums,  ähnlich  den 
späteren  Grundherrschaften,  betrachtet  wurde  ^),  die  Ansicht  bilden, 
dass  hierin  subsidiär,  d.  h.  nach  Abgang  des  Mannsstammes,  aller- 
dings der  VVeibsstamm  successionsfähig  sei.  111.  Diese  Ansicht 
musste  um  so  mehr  Verbreitung  durch  den  EinHuss  des  römischen 
Rechtes  gewinnen,  da  dieses  die  Frauen  den  Männern  im  Erb- 
rechte sogar  gleichstellt.     Man  glaubte  sonach  dadurch,  dass  man 


')  Siehe  oben  §.   247.  Note   1. 

-)  L.  Saliga  (eiuend.)  Tit.  62.  §  li.  „De  terra  vero  saliga  nulla 
portio  mulieri  veniat,  sed  ad  virilem  sexiim  Iota  terrae  heredilas  per- 
\eiiial."  Genau  betrachtet  spricht  diese  Stelle  durchaus  nicht  von  einer 
absoluten  Unfähigkeit  des  Weibsstammes,  die  „terra  saliga"  zu  erben, 
sondern  nur  davon,  dass  er  durch  den  Manns  stamm,  sofern  einer  vor- 
handen ist,  was  hier  vorausgesetzt  wird,    ausgeschlossen  werden  soll. 

3)  Vergl.  hierüber  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II,  Abthl.  II. 
(1^47)  §.    114.   u.    117. 

')  Darauf  deuten  sehr  heslinimt  auch  die  feststehenden  urkundlichen  Be- 
zeichnungen solcher  freien  Herrschaften  als  Proprium.  Dominium,  Domanium 
u.  dergl. 
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an  dem  Vorzüge  des  Mannsstammes  festhielt,  dem  alten  deut- 
schen Rechte  alle  mögliche  Rücksicht  getragen  zu  haben ,  und 
daher  wurde  in  der  späteren  Zeit  des  Reiches  bei  den  allodia- 
lon  Landern  allgemein  die  subsidiäre  Regierungsnachfolge  des 
Weibsstammes  präsumirt,  soferne  sie  nicht  durch  Hausgesetze 
oder  Erbverträge  ausdrücklich  ausgeschlossen  war  ^),  IV.  Ausser- 
dem war  aber  der  Weibsstamm  der  reichsständischen  Häuser  zur 
Reichszeit  nur  noch  successionsfähig  bei  Wei  beriehen  und  sog. 
gemeinen  (d.  h.  nach  gemeinem  Civilrechte  vererblichen)  Erb- 
lehen^).  V.  In  Rezug  auf  die  übrigen  lehnbaren  Territorien 
war  aber  der  Weibsstamm  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  als 
successionsunfähig  ausgeschlossen ").  VI.  Heut  zu  Tage  muss  der 
Weibsstamm  in  den  regierenden  Fürstenhäusern  gemeinrecht- 
lich als  subsidiär  thronfolgeberechtigt  nach  völhgem  Abgange 
des  Mannsstammes  betrachtet  werden,  weil  nunmehr  alle  deutschen 
Kronen  allodial  sind.  Die  meisten  neueren  Verfassungsurkunden 
erkennen  daher  auch  die  Statthaftigkeit  der  subsidiären  weiblichen 
(cognatischen)  Thronfolge  ausdrücklich  an*^).  VII.  Nur  in  wenigen 
Verfassungsurkunden  ist  der  Weibsstamm  von  der  Thronfolge  aus- 
drücklich ausgeschlossen  worden  **). 


5)  Ludolf,  de  jure  fem.  illuslr.  P.  II.  c.   I.  §.  VII,  XI. 

6)  So  war  z.  B.  das  Erzberzogtbum  Oester reich  schon  durch  das  Pri- 
vilegium K.  Friedrich's  1.,  a.  1156.  (Pertz.  Mon.  Germ.  Leg.  II,  p.  99) 
als  W'eiberlehen  verliehen.  ,,Et  si  .  . .  I)u.\  Austriae  sine  berede  filio  dece- 
deret,  idem  ducatus  ad  seniorem  filiaiii,  quam  reliquerit,  devolvatur." 

")  Dies  zufolge  der  gemeinen  lehenrecbllicben  Grundsätze ,  wonach  die 
Lehen  regelmässig  nur  im  Mannsstamme  vererben.  I.  Feud.  b.  pr. 

8J  Bayern,  V.-U.  181S.  Tit.  II,  §.  5.  —  Baden,  V -ü.  ISIS.  §.  4, 
resp.' Declaration  v  4.  Octob.  1817.  §  3.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1S19. 
§.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  5.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1S31.  §.  7.  —  Hannover,  V.-U.  1S40.  §.  12.  —  Waldeck,  V.-U.  1S52. 
§.   15.  —  Sehwarzburg-Sondershausen,  V.-U.   1849.   §.  50. 

■'J  Oldenburg,  V.-U.  1S52.  art.  17.  §.  2.  ,,Die  weibliche  Erbfolge 
bleibt  auch  nach  Abgang  des  Mannsstammes  ausgeschlossen."  —  Ueberein- 
stimml:  Kurbessen,  V.U.  1852,  §.  3.  —  Mehrere  Verfassungsurkunden, 
wie  z.  B.  die  preassiscbe  V.-U.  v.  1850.  schweigen  ganz  über  die  weibliche 
Thronfolge;  namentlich  ist  dies  der  Fall  in  solchen  Staaten,  welche  von  Spezial- 
linien  eines  Gesammthauses  regiert  werden,  wie  die  grossh.  u.  heiz,  säch- 
sischen, reussischen  und  a  n  hal  lis  ch  en  Häuser,  oder  \\  o  Erbverlräge 
mit  anderen  souveraineu  Häusern  für  den  Abgang  des  Mannsstammes  bestehen. 
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§.  253. 

2)    Grundsätze  über  die  weibliche  Thronfolgeordnung  *). 

a)    Im  Allgemeinen. 

1.  Die  Grundsätze,  welche  man  zur  Reichszeit  hinsichtlich  der 
Successionsordnung  bei  Regierungsnachl'olge  des  Weibsslanimes 
als  gemeinrechtlich  maassgebend  betrachtete,  heruhlen  in  Ermange- 
lung allgemeiner  Vorschrilten  der  Reichsgesetze  auf  Analogie  der 
bei  der  Successionsordnung  des  Mannsstammes  geltenden  Regeln 
und,  soferne  es  sich  um  Weiberlehen  handelte,  auf  den  N'orschrif- 
ten  des  gemeinen  Lehnrechts.  II.  Dieselben  Grundsätze  sind  auch 
jetzt  noch  als  gemeinrechtlich  gültig  in  den  regierenden 
Häusern  zu  betrachten  und  sind  überdies  grösstenlheils  durch  die 
neueren  Verfassungsgesetze  ausdrücklich  anerkannt  worden.  Es 
gelten  daher  bei  der  Thronfolge  des  Weibsstammes  im  Allgemeinen 
«lieselben  Grundsätze,  welche  für  die  Succession  des  Manns- 
stammes in  der  betreffenden  Familie  gelten,  soferne  nicht  durch 
besondere  Vorschriften  eine  Ausnahme  begründet  ist  ^).  Der  Grund 
hiervon  liegt  darin,  dass  bei  dem  Eintritte  der  weiblichen  Erbfolge 
die  von  derSuccessionsordnunggerufenenFrauen  und  deren  Descen- 
deuz  so  zu  betrachten  sind,  als  wenn  erstere  Mann  er  und  letztere  eine 
agnatische  Descendenz  wären,  weil  sie  in  solchem  Falle  auch  wirk- 
lich ein  Recht  der  Männer  und  Agnaten  in  Anspruch  zu  nehmen 
und  auszuüben  befugt  sind-).    III.  Es  gehet  daher  ge  meinrech  t- 


')  Moser,  Staatsr.  XVI,  2tiT  u.  f.;  Faniilienstaalsr,  1,  839  u.  f.  — 
Pütter,  priiu.  Jiu.  §.  54  u.  f.;  ErörteruDgeii :  Bd.  I,  jNr.  VII.  —  Göu- 
uer,  Staatsr.  §.  23S.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  39.  —  Schmalz, 
Staatsr.  §.  27S.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  236.  —  Weiss, 
Staatsr,  §.  241.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  73.  — 
Seh  Ott,  über  die  Aalur  der  weiblichen  Erbfolge  etc.  Tfibiogen   1S09. 

>)  Bayern,  V.-U.  iSlS,  Tit.  II.  §.  ö.  ,,  .  .  .  geht  die  Thronfolge  auf 
die  weibliche  Nachkommenschaft  nach  eben  der  Erbfolgeordnung,  die 
für  den  Maonsstamm  festgesetzt  ist,  über."  —  B  r  a  u  n  schweig  ,  n.  L.  0. 
|s32,  §  14.  ,,  Erlischt  der  Mannsstamm  des  fürstlichen  Gesammthau- 
ses,  so  gehl  die  Regierung  auf  die  weibliche  Linie  nach  gleichen  Grund- 
sätzen über.'" 

■-)  Genau  so  drückt  sich  aus:  bayer.  V'.-C  islS,  Tit.  II.  §.  .i.  ,, . .  .  so 
dass  die  zur  Zeit  des  Ablebens  des  letztregiereuden  Königs  lebenden  bayeri- 
schen Priüzessiaeu  oder  .\bkömmiinge  derselben,  ohne  unterschied  des 
Geschlechts,   eben  so,    als   wären    sie  Prinzen   des  nrsprüngli- 
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lieh,  d.h.  insolerne  nicht,  ein  gültiges  Haus- oder  Verfassungs- 
gesetz etwas  anderes  verordnet,  die  dem  letzten  Kronbesitzer 
nächste  weibliche  Verwandte,  also  jedenfalls  die  Tochter  des- 
selben, die  sog.  Erb  loch  ter  (und  unter  mehreren  Töchtern  die 
Erstgeborne)  und  deren  Descendenz  den  übrigen  Frauen  des 
Hauses  und  deren  Descendenz,  namentlich  also  den  bereits  in 
früheren  Successionsfällen  übergangenen  Frauen  in  den  Seiten- 
linien und  deren  Descendenz,  den  sog.  Regrodienterbinen, 
vor  3).  Ob  die  Regredienterbinen  etwa  keine  Erb  verzichte 
geleistet  hatten,  oder  ob  ihren  Erbverzichten  der  V' orbehalt 
des  ledigen  Aufalls  beigefügt  ist,  kann  in  Bezug  auf  die  Thron- 
folge nicht  in  Betracht  kommen-*).     IV.  Ist  keine  Erbtochter  oder 


eben  Mannsstammes  des  bayerischen  Hauses  nach  dem  Erstgeburts- 
rechte und  der  Linealerbfolge-Ordnung  zur  Thronfolge  berufen  werden." 

3)  Darüber,  dass  die  Erbtochter  den  Regredienterbinen  in  der 
Thronfolge  vorgeht,  ist  man  beut  zu  Tage  allgemein  einverstanden. 
Vergl.  die  oben  Note  *)  angeführten  Schriften.  Zur  Zeit  des  Reiches  wurde 
jedoch  bei  Gelegenheit  mehrerer  Successionsfälle  sehr  heftig  darüber  gestrit- 
ten :  am  Meisten  bei  dem  Erlöschen  des  habsb  u  rgi  seh  e  n  Manosstammes 
in  K.  Karl  VI.,  1740,  als  Bayern  aus  dem  Grunde  der  Regredienterb- 
scbaft  Ansprüche  auf  die  österreichischen  Erblande  erhob.  —  Die  voll- 
ständigste Uebersicht  der  Literatur  über  diese  Sireilfrage  und  der  Gründe 
für  und  gegen,  siehe  in  Falk,  Eranien  z.  deut.  Rechte,  Bd.  I,  (1828) 
S.  63  u.   f.  —  Vergl.  auch  Weber,  Handb.  des  Lehnrecbts  HI,   S.316u.f. 

^)  Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass  die  Frauen,  so  lange  der  Maons- 
.slamm  blüht,  an  den  bei  der  beutigen  Thronfolge  in  Frage  kommenden  Län- 
dern überhaupt  (de  jure)  kein  mit  demselben  concurrirendes  Suc- 
cessionsrecht  haben,  also  der  Verzicht  von  Haus  aus  gegenstandlos 
und  der  dabei  etwa  gemachte  Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls  eben  desshalb 
bedeutungslos  ist.  —  Ganz  anders  konnte  sich  aber  im  einzelnen 
Falle  die  Sache  zur  Reichszeit  gestalten,  wenn  es  sich  um  Besitzungen 
handelte,  auf  welche  die  Frauen  zu  der  Zeit,  als  sie  verzichteten  und  den 
Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls  machten,  wirklich  ein  mit  dem  Mannsstamme 
(ihren  Brüdern)  concurrirendes  Recht  hatten,  z.  B.  bei  reinen  Allo- 
dien,  hinsichtlich  deren  kein  Vorzug  des  Mannsslammes  eingeführt  war, 
oder  bei  feudis  femininis  promiscuis ,  oder  nach  gemeinem  Civilrechte  ver- 
erblichen Erb  lehn,  wo  Männer  und  Frauen  unter  einander  zur  Succession 
gerufen  waren  (Vergl.  auch  Maurenbrecher,  Staalsr.  §.  236,  Note  d.) 
Aus  derartigen  Rücksichten  erklärt  sich  recht  wohl,  warum  bei  dem  Reichs- 
kammergerichte  in  mehreren  Fällen  für  die  Regredienterbinen  in  der 
Weise  gesprochen  wurde,  dass  sie  als  Mit  erbinen  neben  der  Erb- 
tochter erklärt  wurden,  d.   h.  ihre  trüber  verzieh  tetea  Erbantheile  nun- 
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(leren  Descendenz  vorharnlen,  so  gelten  gemeinrechtlich  hin- 
sichtlich der  FraiuMi  in  den  Seitenlinien  und  ihrer  Descendenz 
mit  Hücksicht  darant,  (»h  Frimogeniturordnung  angeordnet  ist  oder 
nicht,  dieselben  Hegeln,  wie  hei  der  Succession  agnatischer  CoUa- 
teralen  ^).  V.  Der  Grundsatz,  dass  es  keine  Regredient- 
erbschalt  gibt,  ist  auch  in  allen  neueren  Verlassungsgesetzen, 
welche  diese  Krage  besonders  behandeln,  ausdrückhch  anerkannt 
worden;  hinsichtlich  der  Frage  aber,  welche  Frau  als  die  dem 
lelztregierenden  Fürsten  nächste  zu  betrachten  sei,  finden  sich 
zwei  verschiedene  Systeme  in  den  neueren  Verfassungsurkunden 
aulgestellt.  Es  ist  nän)lich  entweder  1)  ohne  alle  Abweichung  genau 
die  linealische  Pr  imogeni  t  urord  nung,  wie  bei  der  Thron- 
folge des  Mannsstammes  vorgeschrieben  ^) ;  oder  2)  es  soll  der 
Weibsstamm  nach  Lineal-Gradualsystem  succediren,  was 
durch  die  Formel  ausgedrückt  wird:  ..nach  Nähe  der  Ver- 
wandtschaft   mit    dem  lelztregierenden  Herrn"  ^),     und  wobei 


mehr  herausgegebeo  erhielten,  so  z.  B.  in  dem  kaminergerichtlicben  Urtheile 
in  der  griifl.  Sulz'schen  SiiccessioDssache  v.  15.  Juli  1701,  bei  Moser, 
Famil.-Staatsr.  I,  S.  904,  während  in  anderen  Fällen,  z.  B.  in  der  Hes- 
sen-Hanau 'sehen  Sache  vom  Reichskammergerichte  für  die  Erbtochter 
gesprochen  wurde.     Siebe  unten  Note  25. 

*)  Wo  also  in  Ermangelung  einer  Primogenitur-Ürdnung  Erbtheilnng 
zulässig  ist,  wird  der  Weibsstamm  in  den  Seitenlinien,  wie  der  Mannsstamm, 
gemeinrechtlich  nach   reinem  Linealsysteme  gerufen. 

")  Dies  thut  Bayern.  V.-ü.  ISIS.  Tit.  H.  §.  5.  —  Braunschweig, 
n.  L.  0.    1S32.  §.   14. 

■)  Diese  Fassung,  die  allerdings  etwas  undeutlich  ist  und  daher  auch 
missverstanden  werden  kann,  als  ob  dadurch  etwa  nur  allein  ein  Vorzog 
des  Grades  der  Verwandtschaft  mit  dem  letzfregierendeo  Herrn  habe  an- 
geordnet werden  wollen ,  findet  sicli  in  sämmtlicben  ,  unten  in  Note  S  und  9 
verzeichneten  Verfassungsurkunden.  Allein  die  Ansicht,  dass  hierdurch  so- 
wohl der  Vorzug  der  Linie  als  des  Grades  (ein  Linealgradualsyslem) 
habe  angeordnet  werden  wollen,  muss  darum  als  die  richtige  betrachtet 
werden:  I)  weil  überhaupt  der  Vorzug  der  iN  ä  h  e  der  Linien  auch  bei 
dem  Mannsstamme  unbedingt  berücksichtigt  wird,  und  im  Zweifel  für  die 
Succession  des  Weibsstammes  dieselben  Grundsätze  gelten  müssen,  wie  bei 
der  Thronfolge  des  Mannsstamms :  2)  weil  sonst  leicht  der  Fall  eintreten 
könnte ,  namentlich  da ,  wo  bei  Gleichheit  des  Grades  sogar  das  Alter  der 
Person  beiücksichtigt  werden  Sdll.  dass  sogar  eine  direkte  Descendentin  des 
lelztregierenden  Herrn  (also  aus  seiner  eigenen  Linie)  z.  ß.  seine  eigene 
Enkelin    oder   doch    eine  Descendentin    aus   der   Linie,    aus   der   er   selbst 
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für  den  Fall  der  Gleichheit  des  Grades  in  zweifacher 
Weise  Vorsorge  getroffen  ist,  nämlich  entweder  so,  dass  sodann 
auf  das  Alter  der  Linien,  und  wenn  auch  dieses  gleich  ist, 
auf  das  Alter  der  Person  Rücksicht  genommen  wird^); 
oder  so,  dass  bei  gleicher  Gradesnähe  sofort  das  Alter  der 
Person  den  Vorzug  bestimmt^).  Ganz  vom  gemeinen  deut- 
schen Fürstenrechte  abweichende  Bestimmungen  enthält  die  von 
dem  Grossherzoge  Karl  von  Baden  für  die  weibliche  Thronfolge 
in  diesem  grossherzoglichen  Hause  (einseitig)  ausgegangene  Dekla- 
ration V.  4.  Oktober  1817'")'  welche  als  „Grundlage  des  Haus- 
gesetzes*' in  der  badischen  Verfassungsurkunde  v.  1818  §.  4  als 
ein  wesentlicher  Bestandtheil  der  Verfassung  erklärt  worden  ist. 
VI.  In  einigen  Verfassungen  ist  ausdrücklich  bestimmt,  dass  die 
weibliche  Thronfolge  nur  dann  bei  dem  Abgange  des  Mannsstam- 
mes eintreten  soll,  wenn  auch  keine  E  rb  verbrüderten  vor- 


stainiiit  (ex  qua  iste  fuit  II.  Feud.  50)  z.  B.  die  Tochter  oder  Enkelin  von 
seinem  Bruder  durch  eine  Valersschwester  (Taute)  ausgeschlossen  werden 
würde;  und  sicher  lag  nicht  in  der  Absiebt,  die  Frauen  aus  der  letztregie- 
reudeii  Linie,  d.  h  die  Erbtochter  und  deren  Descendenz ,  den  Frauen  aus 
den  entfernteren  Seitenlinien  nachzusetzen,  oder  in  Concurrenz  mit  denselben 
zurückzudrängen,  und  somit  ein  System  der  Erbfolge  eiiizufülireo ,  welches 
sogar  den  im  römischen  Rechte  begründelen  Charakter  dei-  Descendenten- 
klasse  und  der  Klasse  der  Brüder  und  Bruderskinder  ersten  Grades,  als  Klas- 
sen der  nächsten  Verwandten,  zerstören  würde.  3)  Wäre  io  der  Ab- 
sicht des  Gesetzes  gewesen,  die  Frauen,  an  welche  der  erste  Anfall  der 
Krone  geschehen  soll,  ledifjlich  durch  die  Gradesnähe  bestimmen  zu  las- 
sen, so  hätte  nicht  gesagt  werden  dürfen  :  ,,Nähe  der  V  e  rwa  nd  t  s  ch  af  t  ", 
sondern  es  hätte  gesagt  werden  müssen  :  ,,Nähe  des  Grades  der  Verwandt- 
schaft." 

8}  So  bestimmt  im  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  7.  —  Hannover, 
V.-U.  IS40.  §.  12.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849. 
§.   50. 

")  Würtemberg,  V.-ü.  Ibi9.  §.  7.  —  Grossh,  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.   5.  —  Waldeck,  V.-U.    1852.  §.    15- 

'■")  Hiernach  soll  die  weibliche  Thronfolge  nach  drei  Linien  statth'nden : 
1)  die  der  Töchter  des  weiland  Erbprinzen  Carl  Ludwig,  2)  die  des 
Markgrafen,  uachiier  Grossberzogs  Ludwig  (von  welchem  aber  keine  suc- 
cessionsfähige  weibliche  Nachkommenschaft  vorhanden  ist)  und  3)  die  der 
Prinzessinen  aus  der  jetzt  regierenden  Linie  (der  früheren  Grafen  von  Hoch- 
berg) abermals  nach  drei  Linien,  durchgehend  mit  E  r  stgebnrtsrech  l  in 
den  Linien. 
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liaiiden  sind  *^).  Wo  diesf  ßestimiming  aufgenommen  ist,  findet 
sonach  bei  der  weiblichen  Succession  der  wesenthche  Unter- 
schied von  der  agaatischen  Thronfolge  statt,  dass  die  successions- 
fahigen  Frauen  und  deren  Descendenz  zwar  auch  Anfalisrecht, 
d,  h.  das  Recht  haben,  dass  an  sie  die  Krone,  wenn  sie  ihnen 
anfällt,  ipso  jure  übergeht*'):  aber  sie  haben  keine  Wart, 
d.  h.  sie  haben  kein  so  festes  Successionsrecht,  dass  ihnen 
nicht  dasselbe  durch  Erbverträge,  welche  der  Mannsstamm 
oder  der  letzte  agnatische  Thronbesitzer  mit  anderen  regie- 
renden deutschen  Fürstenhäusern  schliessen  würde,  entzogen 
werden  konnte.  Wo  die  Verfassungsurkunde  aber  nicht  ausdrück- 
lich den  für  subsidiär  nach  Abgang  des  Mannsstammes  für  thron- 
folgeberechtigt erklärten  Weibsstamm  des  regierenden  Hauses  für 
ausgeschlossen  durch  das  Dasein  von  E  rb  verbrüderten  erklärt, 
muss  angenommen  werden,  dass  demselben  auch  ebensowohl  wie 
dem  Mannsstamme  ein  Wartrecht  an  der  Krone  zustehe,  und 
also  auch  der  Mannsstamm  oder  der  letzte  agnatische  Kronbesitzer 
keine  Erbverträge  zum  Zwecke  des  Ausschlusses  des  Weibsstammes 
von  der  Thronfolge  schliessen  darf.  VIT.  Fällt  die  Krone  durch 
Erbfolge  an  ein^e  Frau,  so  ist  sie  auch  befugt,  selbst  die  Regie- 
rung anzutreten  und  zu  führen  und  zwar  sowohl  nach  gemeinem 
Rechte  '^),  als  nach  der  ausdrücklichen  Erklärung  aller  diesen  Fall 


»')  Ausdrücklich  ist  dies  bestimmt  in:  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  II.  §.  5. — 
Grossh    Hessen,  V.-U.   1S20.  §.   5.  ~  K.   Sachsen,  V.-U.   1S31.  §.   7. 

1^)  Vergl.  oben  §.  24S. 

'3)  Uebrigens  war  dies  zur  Reichszeit  in  Bezug  auf  die  lehabaren 
Territorien  bestritten  wegen  II.  Feud.  17.  pr.  „Non  enim  patet  locus  femiuae 
in  feudi  successione ,  donec  masculus  superest  ex  eo ,  qui  priuius  de  hoc 
feudo  fuerit  investilus."  Demnach  zogen  Viele  den  Sohn  sogar  seiner  Mut- 
ter vor  So  z.  B.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  111.  S.  2S3  u.  f.  —  Allein 
wenn  man  diese  Worte  in  dem  ganzen  Zusammenhange  der  Steile,  deren 
Schluss  sie  bildet,  auffasst,  so  ergibt  sich,  dass  daselbst  nur  von  dem  Falle 
gehandelt  wird,  wo  die  Mutter  des  masculus  bereits  vor  verstorben  war. 
Hiermit  stimmt  auch  iiberein  II.  Feud.  30.  Auch  stehet  durchaus  II.  Feud. 
51.  §,  3.  nicht  entgegen,  da  diese  Stelle  sogar  ausdrücklich  den  Tod  der 
Mutter  vorausgesetzt,  und  nur  die  Frage  behandelt,  ob  der  rnasculus  als 
solcher  den  mit  ihm  in  gleicher  Verwandlschaftsnähe  stehenden  Frauen  vor- 
gehe oder  nicht.  —  Die  hier  als  die  richtigere  angeführte  Meinung,  wo- 
nach also  das  männliche  Geschlecht  keinen  Vorzug  bei  dem  Anfalle 
des  Lehens  begründet,  wurde  besonders  vertheidigt  von  Gönner,    Arch.  f. 


140         §    'i^'-^-     Grundsätze  über  die  weibliche  Tlironfolgeordnung. 

behandelnd«^!!  jetzt  geltenden  Verfassungsurkiinden  '■*).  Eine  Thron- 
folge, welche  nur  ratione  Iransmissionis  eine  weibliche  wäre,  so 
dass  mit  üeberspringung  der  zunächst  berufenen  Frau ,  oder  der 
Frauen  idierhaupt,  der  nächste  ni  ä n n  1  i c he  D  e s c e  n  d  e n  t  in  der 
weiblichen  Linie  zur  Thronfolge  berufen  wäre,  findet  sich  gegenwär- 
tig in  keinen)  dculschen  Hans-  (»der  Verfassnngsgesetze  '^),  ausser  in 
der  badischen  Deklaration  vom  4.  Oktober  1817  ^'•).  Nach  der 
bayerischen  V'crfassungsurkunde  niuss  jedoch  die  Thronerbin, 
wenn  sie  die  Gemahlin  eines  auswärtigen  grösseren  Monarchen 
ist,  einen  Vizekönig  aufstellen,  welcher  seine  Residenz  in  der  Haupt- 
stadt von  Bayern  zu  nehmen  hat  *").  VHI.  Stehet  bei  dem  Anfalle 
einer  Krone  an  den  Weibsstamm  ein  Mann  und  eine  Frau  in 
gleichen  Verhältnissen,  so  hat  gemeinrechtlich  das 
männliche  Geschlecht  den  Vorzug  vor  dem  weiblichen*'^). 
In  den  neueren  Verfassnngsurkunden,  welche  aber  entweder  sofort 
die  Primogeniturordnung  auch  bei  dem  Weibsstamme  anordnen, 
oder  in  anderer  Weise  durch  Anordnung  eines  Vorzugs  der  Linie 
oder   des  Grades    in  Verbindung    mit  der  Rücksicht  auf  das  Alter 


Ges.  u.  Reforni  d.  Jurist.  J^ludiunis.  Bd.  11.  Hfl.  II.  Nr.  XV.  —  L'eberein- 
slininit:   H.  A.   Zachariae,  Staatsr.  §.   73. 

»')  Bayern,  V.-ü.  ISIS.  Tit.  IL  §,  5.  —  Wiirtemberg,  V.-U. 
jslil.  §.7.  ~  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  Is2(t.  §.5.  -  K.  Sachsen,  V.-U. 
1S31.  §.7.  —  Braun  seh  weif?,  L.  0.  1^32.  §.14.  —  Hannover,  V.-ü. 
IS-lü.  §.    12.  —  Seh  warzburg-Sondersba  Ilsen,  V.-U.    IS49.   §.  50. 

'^J  Nur  das  Landesgrundgeselz  von  Schwarzburg-Sondershausen 
V.  Is41  §.6  enthielt  die  Vorschrift,  dass  die  Regierung  nur  solange  in  weibli- 
cher Hand  bleiben  solle,  ,,bis  ein  regierung.sfähiger  Prinz  dieselbe  beanspru- 
chen kann,  welcher  selbst  alle  näheren  weiblichen  Verwandten  von  der  Thron- 
folge ausschliesst."  Durch  das  Verfassungsgeselz  v.  J.  1S49.  §.  öh.  ist  aber 
diese  Bestimmung  beseitigt  worden. 

'")  Die  badiscbe  Declaration  v.  4.  Octob.  islT.  §.3.  ruft  vom  Weibs- 
stanime  in  den  daselbst  aufgeführten  Linien  nur  allein  die  ,,  m  ännl  i  che  n, 
ehelichen,  e  b  e  nb  li  rti  ge  n  Nachkommen  der  Prinzessinen."  Auch  die- 
ser letztere  Beisatz  ist  bemerkenswerth ,  da  diese  Declaration  für  die  Suc- 
cession  des  M  a  n  nsstamm  es  die  Ebenburt  n  i  cht  als  Bedingung  der  Suc- 
cessionsfähigkeit  vorschreibt. 

'■)  Bayern,   V.-U.   |k|^.  Tit.  IF.  §.  (\.  — 

'")  Dies  ist  der  wahre  Sinn  von  II  Fend.  17.  3(i,  und  51.  §.  3  —  Die 
praktische  Entscheidung-  enthält  namentlich  (während  in  II.  Feud.  51.  §.  ^. 
!)ur  über  das  Dasein  der  Streit  frage  referirt  wird)    II,  Feud,    17.     „Cumque 
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(k'i-  Person  eiiHM-  Concuncnz  inchioi er  Tliionerbcn  im  Weibsslamme 
vorbeugen,  ist  dagegen  meistens  ausdrücklich  erklärt  worden,  dass 
das  Gescblecht  bei  dem  Anfalle  der  Krone  keinen  Vorzug 
gewähren  solle''').  IX.  Ist  die  Regierung  einmal  an  eine  Frau 
oder  an  einen  männlichen  Descendenten  im  Weibsstanime 
übergegangen ,  und  stehet  deren  weitere  Vererbung  in  Frage ,  so 
tritt  in  dem  neuen  regierenden  Hause  sofort  der  Vorzug  des 
männlichen  Geschlechtes  vor  dem  weiblichen  sowohl  nach  ge- 
meinem Hechte-"),  als  nach  ausdrücklicher  übereinstimmender  Ver- 
ordnung in  den  neueren  Verfassungsurkunden  sofort  wieder  ein, 
und  tritt  üi)erhau|)t  die  Successionsordnung,  welche  bisher  für  den 
Mannsslamm  galt,  wieder  in  volle  Wirksamkeit '0-  ^-  ^^  jenen 
Staaten,  in  welchen  die  Vorschrift  besteht,  dass  der  Fürst  nicht 
zugleich  Staalsherrscher  eines  anderen  Staates  sein  darf,  ist  n)il- 
unter  für  den  Fall,  dass  die  Krone  durch  die  weibliche  Succession 
an  den  Souverain  oder  Erbprinzen  eines  grösseren  Staates  gelan- 
gen würde,  vorgeschrieben,  dass  dieselbe  sofort  an  den  zweit- 
gebornen  Prinzen  übergehen  soll-^).  XI.  Eine  mit  der  agna- 
tischen vermischte  weibliche  Thronfolge  (Successio  pro- 
miscua),  wie  sie  in  England  und  Spanien  besteht-^),  und  in 
Dänemark  durch  das  Königsgeselz  vom  14.  Novbr.  1605 
unter  K.  Friedrich  Hl.  angeordnet  war  ^■*),  d.h.  eine  Successions- 


inler  sapientes  saepe  super  hac  quaestione  sit  dispulaluni,  tandem  pro  mas- 
culo  pronunciatuin  est.     Vergl.   oben  ISole   13. 

")  Dies  ist  der  Fall  in  sämmtlicheu  in  Note  14  aufgeführten  Verfassungs- 
urkunden. 

20)  Hierüber  war  man  auch  schon  zur  Reichszeit  einverstanden ,  wegen 
II.   Feud.   17.  u.  30 

2')  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Bayern,  V.-ü.  ISIS.  Tit.  II.  §.5.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  7.  —  Grossh.  Hess  en,  V.-ü.  1820.  §.5. — 
K.  Sachsen,  V.-l).  1S31.  §.7.—  Hannover,  V.-ü.  1S40.  §.  12.-  Wal- 
deck, V,-U.  1'^iS2.  §.  75.  — Schw  arzburg-Sondersb.,  V.-U.  1S49.  §.  50. 
—  Auch  liegt  dies  implicile  in  der  br  a  un  s  ch  wei  g.  n.  L.  0.  1S32.  §.  14. 

22)  Bayern,   V.-U.    I'^l'^.  Tit.   II.  §.   li.  -  Siebe  oben  §.   249.  Note  5.  (>. 

23)  In  Bezug  auf  Spanien  vergl.  meine  Schrift:  die  spanische  Succes- 
sionsfrage.  Heidelb.  1S39.  Von  dieser  Schrift  ist  in  Paris  (1S39)  eine  franzosi- 
sche und  .^panische,   in  London  (1^40)   eine  e;iglische  Ueberselzuug  erschienen. 

21)  Dänisches  Königsgesetz,  K.  Friedrich's  III.,  v.  14  Novemb. 
lGf)5.  §.  XXI.  Sollte  es  sich  ereignen...  dass  das  ganze  männliche  Ge- 
scblecht   von    der    Schwertseite,     d.   h.    von   K.    Friedrich's    Söhnen 
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ordniinir,  wonacli  nur  die  Söhne  des  regierenden  Herrn  und  deren 
männliche  Descendenz  einen  Vorzug  vor  den  Töchtern  haben, 
die  Tochter  aber  und  deren  Descendenz  die  Brüder  und  an- 
deren Agnaten  in  den  Seitenhnien  ausschliesst --') ,  besteht  gegen- 
wärtig in  keinem  der  jetzigen  Bundesstaaten.  Die  in  Bezug  auf 
die  Thronfolge  in  dem  deutschen  Bundeslande  Holstein  bei  be- 
vorstehendem Erlöschen  des  von  K.  Friedrich  111.  von  Däne- 
mark abstammenden  Mannsstammes  durch  den  offenen  Brief 
des  K.  Christian  ^  III.  vom  8.  Juh  1846  angeregte  Streitigkeit  hat 
durch  das  londoner  Conferenzprotokoll  v.  8.  Mai  1852,  worin 
die  Erhaltung  der  dänischen  Gesammtmonarchie  ausgesprochen 
wurde-'')  und  dinch  das  darauf  gebaute  dänische  Thronfolgegesetz 
V.  31.  Juli  1853  dahin  eine  thatsächliche  Beendigung  gefunden, 
dass  mit  Umgclumg  der  schleswig-holstein-sonderburg-augusten- 
burgischen    Linie    der    Prinz    Christian    aus   der    schleswig- 


Christian  und  Gcorj;  abstammend,  ^ffinzlich  ausgestorben  wäre,  so  soll 
die  Erbsiiceession  in  der  Regierung  des  Jelzteo  Königs  Sohnes- Töch- 
tern und  ihren  Linien  angehören,  wenn  es  solche  gibt;  wo  nicht,  dann  sei- 
nen eigenen  Töchlern,  zuerst  der  Aelteslen  und  ihren  absteigenden  Linien, 
hernach  den  Anderen  und  ihren  absteigenden  Linien,  einer  nach  der  anderen, 
Linie  nach  Linie;  und  unter  denen,  welche  gleich  sind  in  der  Linie,  wird 
allezeit  zuerst  das  Geschlecht  und  dann  das  Alter  beachtet,  so  dass  die  Söhne 
stets  den  Töchtern  vorgehen,  und  dann  die  Aelteren  den  Jüngeren."  (Abge- 
druckt u.  A.  in  L.  Wienbarg,  das  dänische  Königsgesetz,  Hamburg 
1S4T,  S.    11)3. 

25)  In  Deutschland  besteht  eine  derartige  gemischte  Suocessionsordnung 
nur  bei  den  sog.  fuldischen  Lehen,  welche  aber  heut  zu  Tage  nur  noch 
bei  dem  n  i  c  h  t-reg  ier  e  n  d  en  Adel  vorkommen.  Vergl.  meine  Schrift: 
die  weibliche  Lehnerbfolge  in  fuldische  und  p  f  alz-fuld  i  sc  h  e  Mannleheo 
und  Burglehen.  Stuttgart  1842.  —  Noch  im  vorigen  Jahrhunderte  wurde  ein 
berühmter  Rechtsstreit  zwischen  dem  Kurfürsten  von  der  Pfalz  und  dem 
Grafen  von  Hanau,  resp.  dessen  Tochter,  der  Erbprinzessin  von  Darm- 
stadt wegen  der  Succession  in  die  fuldischen  Leheo  zu  Otzberg  etc. 
geführt  (Hanauischer  Successionsstreit)  und  vom  Reichskammergerichle 
in  Possessorio  für  die  Erbtochter  entschieden,  worauf  sich  die  Partheien  ver- 
glichen. Vergl.  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr.  Jena  1734;  append.  docum. 
P.  IL  Nr.  IV.  p.  213  u.  f. 

2'')  An  der  Errichtung  des  londoner  Vertrags  v.  S.  Mai  1S52  bethei. 
liglen  sich  Oesterreich,  Grossb  ri  ta  ni  eo,  Frankreich  und  Schwe- 
den. Am  Ut.  Juni  1S52  wurde  derselbe  von  den  fünf  Grossmäcbten  und 
Schweden  ratiüzirt. 
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liolsfoin-sonfl('rl)urg-gliickslmrfiis(lioii  Uiiic  und  dessen  eheliche 
Descendeii/  vuii  iMauii  zu  Munn  zum  ihiunerben  der  dänischen 
Gesammtmonarchie  erklärt  worden  ist  -').  Das  Gleiche  gilt  in 
Bezug  auf  die  Erbfolge  in  dem  deutschen  Bundcslande  Lauen- 
burg,  welches  Herzogthum  —  früher  ein  Reichslehen,  in  wel- 
chem nur  die  m  ä  n  n  1  i  c  h  e  n  L  e  i  b  e  s  1  e  h  e  n  s  e  r  b  e  n  zur  Succession 
kommen  konnten  —  die  Krone  Dänemark  im  Jahre  1815  durcli 
Verträge  erworben  hatte -''*),  worauf  Bezug  nehmend,  in  dem  offenen 


2")  üeber  die  sclileswij;  -  holsleinisilie  Erbfolgefrage  \ergl.  Uwe  Lorn- 
sen,  die  ünionsverfassung  Dänemarks  und  Schleswig-Holsteins.  Nach  des 
Verfassers  Tode  herausgegeben  von  ßeseler,  Jena  1S41.  —  Samwer,  die 
Staalserbfolge  der  Herzogthümer  Schleswig- Holstein  etc.  Hamburg  1S44.  — 
Mich  eisen,  polemische  Erörterung  etc.  Leipz.  1844.  —  Verhandlungen  der 
dän.  u.  holstein.  Stiindeversamnilungen  des  .f.  l'^44  über  die  lü'bfolge  in  den 
Herzogthümern  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg.  Schleswig  ls45.  — 
Hälschner,  die  Staalserbfolge  der  Herzogthümer.  Bonn  1S46.  —  Die  vier 
wichtigsten  Aktenstücke  der  Schleswig.  Ständevers.  v.  1S46.  herausgegeben 
von  Mich  eisen.  .TenalMT.  —  Falk  (und  acht  andere  Professoren  zu  Kiel) 
Staats-  und  Erbrecht  des  Herzoglhums  Schleswig;  Kritik  des  Commissions- 
bedenkens  etc.  Hamburg  1846.  —  Falk  und  Dahlmann,  die  bistor.  Lan- 
desrechte in  Schleswig  und  Holstein,  urkundlich.  Hamburg  1S47.  —  Falk, 
Sammlung  der  wichligsleu  Urkunden,  welche  auf  das  Staatsrecht  der  Herzog- 
thümer Schleswig  und  Holstein  Bezug  haben.  Kiel  1847.  —  H.  A.  Zacha- 
riae,  zur  Schleswig- holstein'sclien  Frage.  GöUingen  1847.  —  ßunsen, 
Denkschrift  ü.  d.  verfassungsmässigeu  Rechte  der  Herzogthümer  etc.  Berlin 
1848.  —  Dagegen  u.  A.  :  Di  rcki  n  g-Holm  fei  d  ,  Essai  hislorique  sur  la 
queslion  de  la  succession  du  royaume  de  Danneniark  etc  Copenhage  1844.  — 
C.  F.  Wegener,  über  die  unzertrennliche  Verbindung  Schleswigs  mit 
Dänemark  etc.  Kopenhagen  l'>48.  —  W.  Z  i  m nie  rma  n  n,  das  wahre  Rechts- 
verhällniss  der  Herzogthümer  Schleswig  u.  Holstein  zu  einander,  zu  Deutsch- 
land und  zu  Dänemark.  Hannover  1854.  —  Eine  Uebersicht  der  Vorgänge  in 
der  deutschen  Bundesversammlung  bezüglich  der  Behandlung  der  schleswig-hol- 
stein.  Sache  s.  in  meinem  Vortrage  in  der  15.  Sitzung  der  ersten  badisch, 
Kammer,  28.  Sept.  1850,  (vollständig  abgedruckt  in.  der  karlsruher  Zeitung 
V.  29.  Sept.  1850.  —  Ueber  die  Successionsansprüche  des  preussischen 
Königshauses  an  die  Herzogthümer  Schleswig-Holstein  als  abstammend  von 
der  Prinzessin  Elisabeth  von  Dänemark,  Gemahlin  des  Kurfürsten  Joachim  I. 
von  Brandenburg,  siehe  E.  Helwing,  die  Erbansprüche  etc.  Lemgo  u.  Det- 
mold  1846. 

*«)  Preussen  hatte  durch  Tausch-  und  Cessionsvertrag  d.  d.  29.  Mai 
1815.  Art.  IV.  (wörtlich  aufgenommen  in  der  VV.  C.  A.  v.  9.  Juni  1815.  art. 
XXIX.)  von  Hannover  das  Herzogthum  Lauen  bürg  in  der  Absicht  er- 
worben, es  an  Dänemark  gegen  das  diesem  von  Schweden   (gegen  Nor- 
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Briefe  des  K.  Christian  VIII.  vom  ö.  Juli  1846  auch  die  Erbtol^e 
nach  Maassgabe  des  dänischen  Konigsgesetzes  für  gültig 
erklärt  worden  war^'^). 

§.  254. 

IT.  Testamentarische   Thronfolge*). 

I.  Eine  testamentarische  Verfügung  über  ein  Territorium  und 
die  Regierungsnachfolge  in  demselben  war  zur  Reichszeit  möglich 
und  statthaft,  wenn  das  Territorium  allodial  und  keine  Person 
im  Manns-  oder  Weibsstamme  vorhanden  war,  welche  auf  dasselbe 
aus  einem  P^amilienfideicomniissverbande  oder  wegen  herkömm- 
licher Stammgutseigenschaft  desselben  ein  festes  Successionsrechl 
(Wartrecht)  hatte.  Unstreitig  konnte  daher  der  erste  Erwerber 
eines  solchen  allodialen  Territoriums  oder  der  letzte  des  succes- 
sionsberechtigten  Stammes  darüber  testamentarisch  frei  verfügen  '). 
11.  Bei  lehnbareu  Territorien  war  überdies  eine  testamentarische 
Verfügung,  wodurch  dieselben  an  Personen  gebracht  werden  soll- 


wegea  nach  dem  kieler  Frieden  v.  14.  Januar  1814)  erworbene  Vorpom- 
mern und  Rügen  auszutauschen.  Hannover  cedirte  das  Herzogthum  an 
Preussen  „pour  etre  possede  en  toute  proprieteet  souverainele  pai" 
lui  et  ses  successeurs."  Preussen  cedirte  dasselbe  hierauf  an  Dänemark 
durch  Staatsverlrag  v.  4.  Juni  1815  (Art.  III.)  „ä  perpetuite,  pour  etre 
possede  par  S.  M.  en  toute  souverainele  et  propriete,  „Die  feierliche 
Uebergabe  geschab  am  26.  Juli  ISIG  zu  Ralzeburg.  In  der  ersten  Sitzung 
der  deut.  B.  V.  v.  5.  Nov.  1816,  Hess  der  K,  v.  Dänemark  erklären: 
„S.  M.  betrachten  Lauenburg  fortwährend  als  ein  deutsches  Herzogthum." 

*'j)  Rechtsverwahrungen  wegen  behaupteter  Ansprüche  auf  die  Succession 
im  Herzogthume  Lauenburg  hatten  an  der  Bundesversammlung  schon  in 
der  ersten  Sitzung  der  deut.  B.  V.  5.  Nov.  1816  das  Gesammtbaus  Anhalt 
und  beide  Mecklenburg  erhoben  (v.  Meyer,  Staatsakten.  II.  S.  131); 
nach  dem  Erscheinen  des  offenen  Briefes  erneuerten  sie  dieselben,  in  der  28. 
u.  29.  Sitzung  d.  B.  V.  l'^4(i).  Sodaun  gaben  auch  K.  Sachsen  (Sitz.  d. 
B.  V.  14.  Januar  1847.  Protok.  §.  IH)  und  die  grossherz.  und  herzogl. 
sächsischen  Häuser  in  der  Sitzung  der  B.  V.  v.  15.  April  1847  eine 
Rechtsverwabrung  wegen  ihrer  Saccessionsansprüche  zu  Protokoll. 

•)  Moser,  Staatsr.  XVII.  S.  1  u.  f.  —  Dessen  Famil.-Staatsr.  I. 
S.  964  u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.  §.241.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.) 
§.  42.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  241 .—  Wei  s  s,  Staatsr.  §.246.— 
H.   A.  Zachariae,   SUatsr.  (2.   Aufl.)  I.  §.  74.  II. 

>)  Pütter,  prim.  lin.  §.  (id.  —  S.  F,  Willenberg,  de  jure  nltimi 
pentis  suae,  Jen    1735.  4.  —  Die  Frage,  wie  weit  die  Befugnis»  eines  Souve- 
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len.  die  nicht  in  der  ersten  Investitur  bei,Tifl'en  waren,  nur  statt- 
liaft,  wenn  das  Lehen  entweder  mit  dem  Rechte,  darüber  zu  testi- 
ren ,  verliehen  war  ^) ,  oder  der  Lehensherr  (bei  Reichslehen  der 
Kaiser)  besonders  seine  Einwilligung  dazu  ertheilte  ^).  III.  Testa- 
mentarische Verordnungen  eines  regierenden  Herrn,  wodurch  er 
Anordnungen  über  die  Erbfolgeordnung  unter  seinen  Descendenten 
oder  anderen  successionsberechtigten  Familiengliedern  treffen  wollte, 
z.  B.  Primogeniturordnungen,  Vormundschaftsbestellungen  u.  s.  w. 
wurden  als  einseitig  erlassene  Hausgesetze  betrachtet-*). 
Ihre  Verbindlichkeit  war  daher  theils  von  erlangter  kaiserlicher 
Confirmalion,  tlieils  von  der  Einwilligung  der  Familienglieder,  die 
bereits  Wartrecht  oder  andere  erworbene  Rechte  hatten,  theils 
von  der  Familienobservanz,  namentlich  davon  abhängig,  welchen 
EinOuss  dieselbe  dem  römischen  Rechte  gestattete  ^).  IV.  Ob  die 
Beobachtung  der  römischen  Testamentsformen  bei  Testamenten 
der  regierenden  reichsständischen  Herren  erforderlich 
sei,  war  streitig  0);  sicher  ist,  dass  dieselben  selbst  von  den  mäch- 


rains,  über  die  Krone  zu  testiren  ,  gehen  könne,  wurde  besonders  erörtert 
bei  Gelegenheit  der  Testamente  des  K.  Karl's  IL  von  Spanien  v.  1699 
t).  Febr.  und  1700,  2.  Oct.  .  welche  den  spanischen  Successionskrieg  zur 
Folge  hatten.  Vergl.  Buddeus,  de  testamentis  summor.  imperantium,  spe- 
ciatim  Caroli  II,  Hispaniae  regis.  Hai.  1701.  —  Vergl.  meine  deut.  St.- 
n.  R.-Gesch.  Bd.  I.  (Volksgeschichte,   1S44)    S.  250. 

2)  Dies  war  z.  B.  der  Fall  bei  0  esterreich.  Privilegium  Frider.  I. 
hup.  a.  115t),  bei  Pertz,  Mon.  Germ.  Leg.  T.  1,  p.  '.»9.  „Dux  Austriae 
dooandi  et  deputandi  terras  suas  cuicumque  volueril,  habere  debet  potestatem 
liberam,  si  quod  absit,  sine  beredibus  liberis  decederet,  nee  in  hoc  per  impe- 
rium  ullo  modo  debet  irapediri,'"  Bestätigt  wurde  dieses  Vorrecht  von  Karl  V. 
1530,  in  den  erneuerten  österr.  Privilegien.  Moser,  Familienstaatsr.  I.  964. 

*)  Bei  den  grösseren  Reichslehen  war  nach  Analogie  der  Ertheilung  von 
Anwartschaften  auch  die  Zustimmung  des  Reichstags  nothwendig. 

»)  Siehe  oben  §.   214.   238.   247. 

5)  Ueber  die  Erbfolge  aus  Testamenten  ,  welche  unter  den  Geblütserben 
dessbalb  Bestimmungen  trafen,  siehe  besonders:  Moser,  Staatsr.  XVI,  471 
u    f.     Dessen  Familienstaatsr.  1.  953  u.  f.  — 

^)  Für  die  Nothwendigkeit  der  Beobachtung  der  römischen  Formen  bei 
Testameoleu  der  Reicbsstände  erklärten  sich  auch  Moser,  Gramer, 
V.  Selchow  und  Bodmann  u.  A.  —  Leist,  Staatsr.  §.  42.  Nr.  3.  — 
Pütter,  prini.  lin.  S.  70.  —  Dagegen  S  c  h  ra  d  er ,  Buddeus  u.  A.  (Siehe 
oben  Note  1 ).  —  Die  nichtregierenden  .Mitglieder  rcichsständischer  Häuser 
iialten  unbestritten  die  römischen  Testamentsformen  zu  beobachten. 
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tigsten  Reichsständen  beobachtet  zu  werden  pflegten'),  dass  sie 
aber  bei  wirklich  souverainen  Herren  nicht  für  nothwendig  er- 
achtet wurden  **).  V.  Durch  die  Erwerbung  der  Souverainetät  ist, 
an  sich  betrachtet,  an  den  Grundsätzen,  welche  zur  Reichszeit 
hinsichtlich  des  testamentarischen  Verfügungsrechtes  über  die  Re- 
gierungsnachfolge in  allodialen  Territorien  bestanden,  nichts  geän- 
dert worden.  Vielmehr  müssen  sogar  die  Beschränkungen,  welche 
früher  in  der  Lehenseigenschaft  vieler  Territorien  begi'ündet  waren, 
als  weggefallen  betrachtet  werden.  Uebrigens  kann  unter  den  ge- 
genwärtigen Verhältnissen  überhaupt  nur  noch  von  einem  Rechte 
des  Fürsten,  mit  welchem  die  regierende  Familie  ausstirbt, 
über  die  Krone  testamentarisch  zu  verfügen,  die  Rede  sein.  In  den 
neueren  Verfassungsurkunden  geschieht  aber  auch  von  einem  sol- 
chen Rechte  keine  Erwähnung,  und  muss  dieses  daher  für  die  con- 
stitutionell  monarchischen  Staaten,  in  welchen  die  Thron- 
folge jetzt  nicht  mehr,  wenn  es  auch  früher  der  Fall  gewesen 
wäre,  auf  einem  reinen  Patrimonialprinzipe  und  auf  der  Haus- 
verfassung allein,  sondern  auch  auf  Ver  fass  ungsgesetzen 
beruht,  als  stillschweigend  ausgeschlossen  betrachtet  werden 0). 
VI.  Jedenfalls  kann  keine  deutsche  Krone  an  einen  auswärtigen 
nicht  verbündeten  Fürsten  ohne  einhellige  Zustimmung  der  Bun- 
desversammlung durch  irgend  eine  testamentarische  Verfügung  eines 
Bundesgliedes  gebracht  werden  ^")- 

§.  255. 
III.    Vertragsmässige  Erbfolge*). 

I.     So    weit   die  Territorien    allodial  waren,  wurde  zur  Zeit 
der  Reichsverbindung  die  Zulässigkeit   einer  Verfügung   über   die 

")  So  z.  B.  zeigt  das  Vota  Hof ler  im  XI.  Bde.  d.  A^ol]i^s  s.  Kunde 
Österreich.  Gesch. -Quellen  mitgetheiltc  Testament  des  Churfürsten  Fried- 
rich Wilhelm  zu  Brandenburg  v  26.  März  16SS  die  Unterschrift  vnn 
7  churfürstlichea  Käthen  als  Zeu^^en. 

*)  Ausser  Buddeus  (siehe  Note  1)  vergl.  Pütter,  Erörterungen  I. 
S.   186  n.  f. 

•)  Wo  die  Succession  lediglich  auf  der  Hausverfassung  beruhte,  hatten 
die  Landslände,  wenn  solche  überhaupt  vorhanden  waren,  auch  zur  Reichs- 
»eit  nicht  bei  der  testamentarischen  Verfügung  mitzuwirken. 

«0)  Arg.  W.  S.  A.  art,  6.  —  Siehe  oben  Bd.  I.  §.    140. 

•)  Moser,    Staatsr.  XVH.  9  u.  f.   —   Dessen:   Faniil.-SUalsr.    I.    969 
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Regieruiigsnachfolge  durch  Erbverträge,  sowie  auch  die  Wech- 
sel seilige  FJnräumung  einos  Erbfolgerechls  durch  Verträge  unter 
reiohsständischcu  Häusern  (sog.  Erb  verbrüder  ungen,  pacta 
confralernüatis)  nicht  bezweifelt.  Bei  lehnbaren  Ländern  war 
die  Wirksamkeit  der  Erbverträge  und  Erbverbriiderungen  bedingt 
durch  die  Einwilligung  des  Lehensherrn'),  also  bei  Ueichslehen 
des  Kaisers-).  IL  Nach  der  deutschrechtlichen  Grundidee  des 
Erbvertrages,  dass  derselbe  ein  Kechlsgeschäft  sei,  wodurch  sich 
derjenige,  der  keinen  rechten  Erben  (Leibeserben)  hat,  einen 
solchen  (gleichsam  kilnsllich)  erschafll^),  hatte  sich  das  Recht, 
durch  Erbverträge  über  eui  Territorium  zu  verfügen,  zunächst  als 
das  Uecht  des  le  t  z  ten  Bes  i  tz  ers  ausgebildet,  mit  welchem  die 
regierende  Familie  in  ihrem  successionsberechtigten  Stamme  er- 
losch. Doch  konnte  auch  die  Zulässigkeil  von  Erbverträgen  oder 
Erbverbrüderungen,  welche  der  erste  Erwerber  eines  Territo- 
riums für  den  Fall  des  Erlöschens  seiner  Descendenz  schloss, 
nicht  bezweifelt  werden.  Desgleichen  konnten  auch  Erbverbrü- 
derungen durch  die  Zustimmung  und  Mitwirkung  der  sämmtlichen 
successionsberechtigten  Mitglieder  des  Hauses,  wie  diese  zur  Er- 
richtung von  Hausverlrägen  erforderlich  war,  zu  Stande  kommen- 
IIL  Mitunter  dienten  die  Erbverbrüderunoen  auch  dazu,  bei  Thei- 


u.  r.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  .iy.  —  Gönner,  Staatsr.  §.240.  —  Leist, 
Slaatsr.  (2,  Anfl.)  §.  41.  —  Klüber,  öfifeatl  R.  §.242.  Note  e.  —  Ma«t 
renbrecher,  Staatsr.  §,  23!t.  —  Weiss,  Staatsr.  244.  —  H.  A.  Z^^- 
chariae.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  74.  1.  —  Vergl.  überhaupt:  B  eseler,  die 
Lehre  von  den  Erbverträgen.   II  Bde.  Göttingen    1S35,  H7. 

•)  Moser,  Faniilienstaatsr.   t,    i()22. 

^)  Als  eine  allgemeine  kaiserliche  Bestätigung  der  älteren  Brbver- 
brüderungen  iiber  Reichsleheo  betrachtete  man  die  Bestimmuag  in  <lw 
W.  K.  Leopold's  I.  (1(>5S)  Art.  VI  ,.VVie  wir  denn  auch  die  vor  die- 
sem unter  ihnen  (den  Reichsslündeu)  den  Reichs-  constitu(ionibus<^ ^emüss 
gemachte  uniones  gleichergestalt,  zuvorderst  aber  die  unter  Kurfüi'Steii,  iFiiiY» 
slen  und  Ständen  aurgerichlefen  Erbverbrüderungen  hiermit  coninniren  iiod 
approbiren."  in  der  W.  K.  Karls  VI.  )T!l  (und  seitdem)  ArL  ,t.,i§ii-tt/ 
versprach  der  Kaiser,  er  werde  .solche  Uniones,  Erbverbriideruogeo;  eto<-i-atf 
gebührendes  Ansuchen,  ohne  Weigerung  und  Aufentbalti.iBl  beBtindiger 
Form  contirmiren.     Vergl.  jMoser.   I.  c.   I.    Iul7.  ilt  l   m:.i-.--^<\i-i^H 

3)  Meine  deutsche  St-  n.  R. -Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  U,  p(4b47),§b  hköu 
121.  —  Der  Erbverlrag  vertrat  daher  im  alten  deutschenn^efilit«  dwittS4fliltt 
der  Adoption.  li;    f'    ti'  'I    a-'wjvüVL 

10» 
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lungen  das  gegenseitige  Snccessionsrecht  bei  dem  Aussterben  einer 
der  abgetheilten  Linien  zu  erbalten,  da  nacb  dem  alleren  Recbte 
eine  vollständig  durchgeführte  Theilung  (sog.  Todtbeilung)  bei 
den  A 11 0 dien  das  feste  Successionsrecht  (das  Wartrechl)  und 
bei  lehnbareu  Territorien  sogar  das  gesammte  gegenseitige  Suc- 
cessionsrecht aufhob  "*).  IV.  Ausser  diesem  Falle  finden  sich  Erb- 
verbrüderungen  besonders  bei  solchen  Häusern,  in  welchen  (wie 
bei  den  Lehen  regelmässig)  der  Weibsstamm  kein  Successionsrecht 
oder  darauf  vollständig  verzichtet  hatte.  Daher  findet  man,  dass 
bei  Errichtung  von  Erbverbrüderungen  regelmässig  nur  die  Agna- 
ten mitwirkten^).  In  jenen  Familien,  in  welchen  auch  ein  festes 
Successionsrecht  des  Weibsstammes  aneikannt  war,  hatte  man 
kein  Bedürfniss,  Erbverbrüderungen  einzugehen,  weil  hier  das 
Aussterben  der  successionsfähigen  Descendenz  nicht  wohl  zu  be- 
fürchten war.  Uebrigens  hätte  hier  die  Errichtung  einer  Erbver- 
brüderung mit  einem  anderen  reichsständischen  Hause  nicht  ohne 
Einwilligung  des  Weibsstammes  von  den  Agnaten  gültig  geschehen, 
d.  h.  dessen  Ausschluss  durch  die  Erbverbrüderten  rechtlich  be- 
gründet werden  können^').  V.  Durch  den  Erbvertrag  erhielt  der 
Vertragserbe  (sowie  bei  Erbverbrüderungen  das  erbverbrüderle 
Haus)  das  feste,  unenlziehbare  und  ipso  jure  wirkende  Nachfolge- 
recht, wie  ein  agnatischer  Geblütserbe.  Daher  konnte  sich  in  eini- 
gen reichsständischen  Häusern  die  Ansicht  bilden,  dass  die  Erb- 
verbrüderten (gleichsam  als  fingirte  Agnaten)  dem  Weibsstamme 
vorgehen,  als  man  anfing,  auch  diesen  für  successionsfähig  zu 
betrachten^).     VL    Eine  Einwilligung   der  Land  stände   war  bei 


<)  Ueber  die  Paroemie  :  „Theilung  bricht  Folge"  s.  meine  deiit. 
St.-  u.  R.-Gesch.  Bd.  II.  Abth.  II.  §,   119.  Note  11. 

5)  Moser,  1.  c.   I.   1016. 

ß)  Deutlich  ergibt   sich    dies    aus  dem  Privilegium    des    K.   Friedrich  I 
a.   1156,   für  Oesterreich ;  (s.   oben  §.  254.  Note  2) ,  wonach  der  Herzog  nur 
in  Ermangelung  von   ^,heredibus  Uberis"  d.  h.  Leibeserben    männlichen    oder 
weiblichen  Geschlechts  über  die  Erbfolge  in  das  Erzherzogthum   in  beliebigor 
Weise,  also  auch  durch  Erbvertrag  sollte  verfügen  dürfen. 

')  Dies  bestimmt  z.  B.  die  bayerische  V.-U.  JslS.  Tit.  II.  $.  5.  Der 
Weibsstamm  behält  daher  das  subsidiäre  Thronlolgerecht ,  und  gehet  ihm 
nur  der  Manns  stamm  des  erbverbrüderten  Hauses  vor.  Ueber  die  ver- 
schiedenen Anslegungen  dieser  Stelle  vergl.  v.  Dresch,  Abhandlungen. 
München  1830.   S.  219  u.  f. 
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der  Errichtung  von  Erbverträgeu  oder  Erbverbrüderungen  unter 
reithsstfUidischen  Häusern  gemeinrechtlich  nicht  nothwendig  *»). 
VII.  An  diesen  Grundsätzen  ist  durch  die  Auflösung  des  deut- 
schen Hei  eh  es  und  die  Stiftung  des  Rheinbundes  nichts 
verändert  worden.  Es  müssen  daher  auch  heut  zu  Tage  noch 
die  zur  Reichszeit  gültig  zu  Stande  gekommenen  Erbverbrüderuugen 
als  fortwährend  rechtsbeständig  betrachtet  werden^).  VIII.  Die 
Frage  aber,  ob  ein  jetzt  souveraines  deutsches  Haus  noch  heut 
zu  Tage  für  berechtigt  zu  halten  sei,  Erbverbrüderungen  mit  an- 
deren souverainen  deutschen  Häusern  einzugehen ,  oder  ob  dazu 
wenigstens  die  Zustimmung  der  Laudstände  erforderlich  sei, 
ist  verschieden  zu  beantworten,  je  nachdem  entweder  überhaupt 
keine  neuere,  auf  das  Prinzip  der  constitutionellen  Monarchie 
gegründete  landständische  Verfassung  eingeführt  worden  ist  '"), 
oder  die  neuere  landsländische  Verfassung  die  im  Reichsrechte 
begründete  Befugniss  der  .\gnalen  des  regierenden  Hauses,  solche 
Erbverbrüderungen  einzugehen,  anerkennt,  ohne  den  Landstäuden 
eine  Befugniss  zur  Mitwirkung  ausdrücklich  einzuräumen,  d.  h- 
ohne  eine  Beschränkung  des  bisher  uneingeschränkten 
Rechtes  einzuführen  ")i  oder  je  nachdem  in  der  neueren  land- 
sländischen  auf  dem  Prinzipe  der  constitutionellen  Monarchie  be- 

>*)  AJosei-,  Famil.-Staatsr    1.    1022. 

«)  Das  Stillschweigen  neuerer  Verfassungsurkundea  über  bereits  beste- 
hende Erbverbrüderungen  kann  selbstverständlich  den  erworbenen  Rechten 
keinen  Abbruch   ihun. 

'»)  Hier  ist  von  selbst  einleuchtend,  warum  es  bei  den  Grundsätzen  des 
älteren  Reichsrechtes  sein  Bewenden  haben  muss. 

")  Dies  ist  der  Fall  in:  Bayern,  V.-ü.  l^lb.  Tit.  II.  §.  5.—  Grossh. 
Hessen,  V.-ü.  1S2U.  §.  5.  —  K.  Sachsen,  1831.  §.  '.  —  Dass  hier, 
so  kurz  sich  auch  diese  Verfassungsurkunden  ,  von  welchen  die  beiden  letz- 
leren der  b  a  yeris  c  h  en  V.-U.  in  diesem  Punkte  nachgebildet  sind,  aus- 
dnickeu,  nicht  blos  fortdauernde  Erbverbrüderungen,  sondern  auch  neu 
\uu  den  Agnaten  zu  errichtende  gemeint  sind,  ergibt  sich  daraus,  dass 
in  Bayern  keine  solche  Erbverbrüderung  im  J.  ISIS  bestand,  und  auch 
jetzt  noch,  so  viel  bekannt,  keine  besteht.  Leber  den  Streit,  ob  in  Bayern 
die  Zustimmung  des  Weibsstammes  und  der  Landslände  erforderlich  sei, 
vergl.  V.  Dre^ch,  Äbhaudl.  1830.  S.  221  u.  f.  —  Pötzl,  bayer.  Staats- 
vtrl'.-R.  IS4T.  S.  194.  —  Die  knrhess.  V.-l'.  v.  iS32  §.  4.  sprach  da- 
gegen nur  von  fortdauernder  Erbverbrüderuog.  -  In  der  kurhess.  V.-U. 
v.  IS52  ist  diese  Stelle  hinweggelassen,  und  geschieht  darin,  wie  in  den  übrigen 
deutschen  Verfassungsurkundea,  keine  Erwähnung  von  den  Erbverbrüderuugeo, 
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ruhenden  Verfassung  die  Verfügung  über  die  Krone  durch  Erb- 
verlrag  eben  sowohl,  wie  die  durch  Testament,  mit  Stillschweigen 
übergangen  und  nur  allein  das  Geblütserbrecht  der  jetzt 
regierenden  Familie  als  verfassungsmässig  begründet  anerkannt  '2), 
oder  endlich  sogar  ausdrücklich  für  den  Fall  des  Erlöschens  des 
jetzt  regierenden  Hauses  im  Mannsstamrae  eine  Vereinbarung  über 
die  sodann  eintretende  Thronfolge  mit  den  Landständen  vorge- 
schrieben worden  ist  '3).  In  den  ersten  beiden  Fällen  muss  die 
Statthaftigkeit  einer  Erbverbrüderung  in  Gemässheit  der  zur  Reichs- 
zeit bereits  bestandenen  Grundsätze  bejaht,  in  den  beiden  letzteren 
Fällen  aber  verneint  werden.  IX.  Die  Errichtung  einer  Erbver- 
brüderung eines  souverainen  deutschen  Hauses  mit  einem  früher 
ebenfalls  reichsständischen,  aber  jetzt  standesherrlichen  Hause  ist 
durch  kein  Bundesgesetz  untersagt:  es  wird  aber  voraussichtlich 
bei  der  wesentlichen  Verschiedenheit  des  Verhältnisses,  in  welcliem 
jetzt  die  regierenden  und  die  standesherrlichen  Familien  zu  ihren 
Territorien  stehen,  ein  solcher  Fall  nicht  eintreten'*).  X.  Ein 
auswärtiges  regierendes  Haus  aber,  welches  nicht  Bundesglied  ist, 
würde  durch  Erbvertrag  ebensowenig  als  durch  Testament  ohne 
einheilige  Zustimmung  sämmtlicher  Bundesglieder  in  der  Bundes- 
versammlung zur  Thronfolge  in  einem  deutschen  Bundeslande  ge- 
langen können  '^). 

§.  256. 

IV,  Von  der  Regiernngsn  ach  folge  aus  SammtbelehnuHgen, 

Eventnalbelehnungen ,    Lehensanwartschaften   und 

der  Lehensherrlichkeit  *), 

1)  Aelteres  Recht. 

I.    Zur  Zeit   der   Reichsverbindung   konnte   in  Bezug   auf  die 

•2)  Hier  muss  analog  dasselbe  gelten,  was  oben  i^.  254.  in  Bezug  auf  das 
Stillschweigen  der  neueren  Constitutionen  monarchiscbeu  Verfassungen  über 
die  teslamentariscbe  Thronfolge  gesagt  worden  ist 

'3)  Wie  z.   ß.  in  der  Oldenburg,   revid.  V.-U.    Ib52.  §.    18. 

^)  Unter  den  wenigen  Verfassungsurkundeii ,  welche  überhaupt  von  der 
Erbverbrüderung  sprechen  (s.  Note  II)  bestimnil  nur  die  bayer.  V.-U.  1<>IS. 
Tit.  II  §.  ö,  dass  die  Erliverbrüderung  mit  einem  anderen  fürstlicheo 
Hause  aus  dem  „deutschen   Bund"   fjcschlossen  werden  müsse. 

'^j  Auch  hier  gelten  analog  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  der  le.slauien- 
tariscben  Iw-bfolge.     Siehe  JJ.  254 

*)  Leist,  Slaalsr.   (2.  Aufl.)  §.  43.  44.      -  Gönner,  Staatsr.  §.  242. -r- 
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lehenbaren  Territorien  ein  Snccessionsrecht  sowohl  durch  Sainmt- 
l»el  eh  II  u  n  ge  n  (luvestilura  simullanea,  Simult.mbelehnung,  Hdeh- 
uungzur  gesam  nite  nHand)  alsdiirchE  ven  tiial  belehnungen 
(Inveslitura  eventualis  oder  Exspectativa  feudi  qualificata)  und  Le- 
henversprechen {kxspectaliva  feudi  sintplex,  einfache  Lehensan- 
wartschaften oder  LeheDsexspektanzen)  erworben  wer'- 
den*):  auch  wurde  der  He  imfall  des  leheiibaren  Territoriums  an  den 
Lehensherrn  durch  das  Aussterben  der  vasallilischen  Familie  oder 
durch  Verwirkung,  oder  aus  anderen  im  LehenTertrage  besonders 
bezeichneten  Gründen,  als  eine  Art  der  Succession  (sog.  Folge 
des  Herrn)  betrachtet,  ü.  Hinsichtlich  der  Erthcilung  von 
Eventualbelehnungen  und  Anwartschaften  an  Reichs- 
lehen war  aber  der  Kaiser  in  der  letzteren  Zeit  ebenso,  wie  bei 
der  Wi  ederverlei  h  u  ng  heimgefallener  Reichslehen  überhaupt, 
an  die  Zustimmung  der  Reichsstände ,  insbesondere  des  kurfürst- 
lichen   Collegiums    und    nach  Umständen    auch    des  Fürstenrathes 

und  des  Collegiums  der  Reichsstädte  gebunden^).  ÜL  Die  Recht»- 
Jii't/'l  ,';7/irK^nnd'Kl  Hfhil 

Weiss,  Staatsr.  §.  245.  —  M  a  ureu  bre  clier,  Staatsr.  §.  240.  —  H.A. 
Zacliariae,  Staalsr.  (2.  Aufl.)  §.   14. 

')  Ueber  die  Begriffe  \on  Samnitbelehnuag,  EvenlualbelehDung  uud  Lebens- 
anwartschafl,  s.  Weber,  Haodb  d.  Lehnr.  IV.  S.  78  u.  f.  —  Zu  bemer- 
ken ist,  dass  nacb  dem  in  der  Feudisten-Scbule  8eit  den  letzten  drei  Jabr» 
hiinderteii  (estgestellten  Sprachgebraurbe  unter  einfacher  Le  he  usan  warl- 
.scbaft  nur  ein  einfaches  l^e  lie  n  ve  r  s  pre  c  h  en  (Geding  am  Lehen) 
obue  dazu  gekommene  Eveutualbelehuuug.  \ erstanden  wird,  welches  nach 
gemeinem  Lehnrecbte  nur  ein  per  s  ön  1  i  ch  es  Recht  gegen  den  versprechen- 
den Lebensherrn  und  höchstens  noch  gegen  dessen  Erben  im  römisch -civil- 
recbtlichen  Sinne  begründet,  während  in  den  Rechtsbiichern  des  XIII.  Jahr, 
hunderts  nur  dann  voa  Wart  und  AneveUe  (Anfallsrecbt)  gesprochen 
wird,  wo  Jemand  bereits  durch  Belehnimg  ein  festes  (sog.  dingliches)  Recht 
der  Folge  hat. 

-')  Ueber  die  aJiuiählig  immer  grössere  Beschränkung  des  Kaisers  vergl. 
die  W.  K.  Karls  V.  (1.519)  arl.  24.  §.  l.  Hiernach  sollten  die  grösseren 
Reichsleheii  nicht  wieder  verliehen,  sondern  zu  Reichsdomänen  gemacht  wer- 
den Ferdinand  II.  musste  io  der  W.  K.  (KiUt)  art.  2S.  versprechen, 
auf  die  grösseren  Reicbslehen  keine  Anwartschaft  ertheilen  zu  wollen.  In 
der  W.  K.  F  er  d  i  n  an  d's  IV.  (1653)  wurde  bestimmt,  dass  der  Kaiser 
ohne  die  Einwilligung  der  Kurförsten  die  grösseren  Reichslehen  nicht 
w  ieder  verle  i  h  e  n  ,  noch  .\  n  w  a  rlschaften  darauf  geben  solle.  Seit 
der  perpetuirl  ic  hen  W.  K.  (1711)  lautete  die  betreffende  Stelle  (vergl. 
W.  K.  Franz  II.)  (1792)   art.  XI.  §    10:  „Wenn  aucb  in»  kunflige  baheo 
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beständigkeit  einer  solchen  Belehnung  war  (und  ist)  selbstverstSnd- 
hch  nach  den  zur  Zeit  der  Verleihung  geltenden  Rechtsgrund- 
sätzen zu  beurtheilen  ^).  IV.  War  demnach  die  Einwilligung  des 
kurfürstlichen  und  beziehungsweise  der  anderen  reichsständischen 
Collegien  erlheilt  worden,  so  begründete  bei  Reichslehen  schon 
die  ertheilte  kaiserliche  (einfache)  Lehensanwartschaft  ebensowohl 
ein  festes,  auch  von  den  nachfolgenden  Kaisern  anzuerkennendes 
Successionsrecht,  als  wenn  eine  förmliche  Eventualbelehnung  (die 
regelmässig  aber  nicht  fehlte)  dazu  gekommen  war'*). 

§.   257. 
2)    Neueres  Recht, 
a)  Regierangsnacbfolge  aus  kaiserlichen  Lehensanwart- 
schaften und  Eventualbelehnungen*). 

I.  In  Bezug  auf  jene  Staaten,  welche  dem  Rheinb  unde  bei- 
getreten waren,  muss  die  rechtliche  Fortdauer  der  durch  kaiser- 
Hche  Lehensanwartschaften  und  E  ventu  albeiehnungen 


dem  Reiche  durch  Todesfalle  oder  Verwirkung  anheim  fallen  sollten,  so  etwas 
Merkliches  ertragen,  als  Kurfürstenthümer,  Fürstenthünier,  Graf-  und  Herr- 
scbafteu,  Städte  u.  dergl.,  die  sollen  und  wollen  Wir,  die  Kurfürstenthümer 
ohne  des  kurfürstlichen  collegii,  die  Fürstenthünier,  Graf-  und  Herrschaften, 
Städte  und  dergl.  aber,  ohne  der  kurfürstlichen,  fürstlichen  ,  auch  (wenn  es 
nämlich  eine  Reichsstadt  betrifft)  städtischer  collegiorum  Vorwissen  und  Con- 
sens,  ferner  Niemanden  leihen,  auch  Niemand  eine  E:{spektanz 
oder  An  Wartung  darauf  geben";  (§.  11.)  „Sondern  zur  Unterhal- 
tung des  Reiches,  Unser  und  Unser  nachkommenden  Könige  und  Kaiser  be- 
halten, einziehen  und  inkorporiren";  (§.  12.)  „Doch  Uns,  von  wegen  Un- 
serer Erblande  und  sonst  männiglich  an  seinen  Rechten  und  Freiheiten,  auch 
den  von  Unsern  Vorfahren  am  Reiche  den  Standen  propier  hene  merita  er- 
tbeilten,  und  den  damaligen  Reichsconstitutionen  gemässen  An- 
wartungen  auf  künftig  sich  erledigende  Reichsleben  an  ihrer  Kraft  und 
Bindlichkeit  unschädlich." 

3)   W.  K.  Franz  II.   (1792)  art.  XI.  §.    12.   (Siehe  Note  2.) 
^)  Es  ergibt  sich  dies  aus  der  W.  K.  Franz  11.  (1792)  art.  XI.  §.  10— 
12.  (Siebe  Note  2.)     Bei  den  Lehen,    die   nicht    Reichsleben    waren,    Hess 
sich  das  Gleiche  nicht  behaupten.    (Siebe  Note   1.). 

*)  Eine  (jedoch  nicht  ganz  genaue)  Uebersichl  der  verschiedenen  Mei- 
nungen der  Schriftsteller  findet  sich  in:  Helwing,  die  Erbansprüehe  des 
k.  preussischen  Hauses  an  die  Herzogibünier  Schleswig-Holstein.  Lemgo  und 
Detmold   184(!.  S.   209  u.  f. 
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unter  denselben  begründeten  Successionsrechte  unbedingt  be- 
bauptet  werden,  weil  dieselben  sich  gegenseitig  den  Fortbestand 
aller  bereits  begründeten  ..eventuellen  Su  ccession  srech  te" 
gegenseitig  in  der  Rheinbundsakte  ohne  alle  Einschränkung 
zugestanden  haben  ').  II.  In  Bezug  auf  die  übrigen  deutschen 
Regierungen  unter  sich  und  deren  Verhältniss  zu  den  ehemaligen 
Rheinbundsgliedern ,  sowie  dieser  zu  jenen ,  muss  aber  die  Frage, 
ob  aus  kaiserlichen  Anwartschaften  und  Eventualbelehnungen  heut 
zu  Tage  noch  Successionsrechte  abgeleitet  werden  können,  mit 
folgender  Unterscheidung  beantwortet  werden.  A)  Eine  Befugniss 
der  Eventualbelehnten  oder  Anwärter,  die  jetzt  regierende,  souve- 
raine,  das  Territorium  in  Folge  der  Auflösung  des  Reiches  als 
Allod  besitzende  Familie  in  der  Verfügung  über  dasselbe  auf 
den  Fall  des  Erlöschens  ihres  Mannsstammes  in  irgend  einer  Weise 
zu  beschränken,  kann  heut  zu  Tage  nicht  anerkannt  werden. 
Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass  jede  Eventualbeleb  n  ung. 
(welcher  eine  kaiserliche  reichsconstitutionsmässig  ertheilte  Anwart- 
schaft gleichsteht)  wenn  sie  gleich  für  den  Eventualbelehnten 
ein  festes  Successionsrecht  (sog.  dingliches  Recht)  am  Lehn- 
gute im  Verhältnisse  zum  Lehensherrn  und  zu  dritten  Per- 
sonen begründete,  dies  doch  nur  auf  den  Fall  und  in  der  Voraus- 
setzung thut,  dass  das  Lehen  dem  Lehensherrn  eröffnet 
werde.  Ein  solcher  Eröffnungsfall  ist  aber  nunmehr  undenk- 
bar:  vielmehr  liegt  es  in  dem  Begriffe  der  Allodifik  a  tion, 
dass  das  jetzt  regierende,  souveraine  Haus  keine  Rücksichten  auf 
etwaige  Eventualbelehnte  oder  Anwärter  zu  nehmen  hat,  wenn  es 
etwa  die  Successionsfähigkeit  seines  Weibsstammes  einzuführen, 
oder  für  den  Fall  seines  Erlöschens  eine  Erbverhrüderung  mit 
einem  anderen  regierenden  Hause  einzugehen  beabsichtigen  sollte. 
Hierfür  spricht  auch  ganz  entscheidend,  dass  die  in  der  ersten 
Investitur  begriffenen  Personen  (der  sog.  Haupt vasall  und 
dessen  Descendenz)  nach  lehenrechtlich  Grundsätzen  schon  während 


>)  Rheiabundsakle,  art.  34.  (Siehe  oben  §.  107.  Note  14.)  —  Es 
möchte  aber  wohl  diese  Frage  in  Bezug  auf  die  ehemaligen  Rheiobunds- 
staaten  unter  einander  kaum  eine  praktische  Bedeutung  haben;  wenigstens 
scheinen  zur  Zeit  keine  solchen  kaiserlichen  Anwartscharten  oder  Eventual- 
belehnungen des  einen  rheinbundischen  Fürstenhauses  auf  die  Territorien  des 
anderen  bekannt  zu  sein. 
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des  Bestehens  des  Lehenverba  ndes  mit  den  Eventualbelehn- 
teu  oder  Anwärleiü  in  gar  keiner  rechtlichen  Beziehung  standen, 
also  auf  das  denselben  von  dem  Lehensherrn  eingeräumte  even- 
tuelle Successionsrecht  in  keiner  Weise  Rücksicht  zu  nehmen 
hatten,  weil  die  Eventualbelehnten  nicht  mit  ihnen  in  derselben 
Investitur  begriffen  sind,  sondern  deren  eventuelles  Recht  nur 
in  einer  völlig  neuen  (zweiten)  Investitur  wurzelt.  B)  Da- 
gegen muss  das  Successionsrecht  der  Eventualbelehnten  als  fort- 
während begründet  anerkannt  weiden,  wo  sich  der  Hauptvasall 
oder  dessen  Descendenz  rechtsgültig  durch  besonderen  Vertrag  zur 
Anerkennung  desselben  verpflichtet  haben  sollte-),  sowie  auch  in 
dem  Falle,  wenn  das  jetzt  regierende  souveraine  Haus  in  den  nach 
seiner  Haus-  oder  Landesverfassung  regierungsfähigen  Stämmen 
erlöschen  würde,  ohne  eine  Verfügung  über  die  Krone  getroffen 
zu  haben,  so  dass  also  diese  als  vakant  erscheinen  würde.  In 
diesen  Fällen  muss  die  reichsconstitutionsmässige  Verleihung  der 
Anwartschaft  oder  Eventualbelehnung  den  übrigen  deutschen 
Staaten  gegenüber  fortwährend  als  ein  wirksamer  Rechtstitel 
der  Staatssuccession  betrachtet  werden,  da  unter  diesen  Voraus- 
setzungen der  Anspruch  des  Eventualbelehnten  nicht  nur  mit  keinem 
anderen  durch  ältere  oder  neuere  Rechtstitel  besser  begründeten 
Rechte  im  Widerspruche  steht,  sondern  in  der  früheren  reichs- 
collegialischen  Zustimmung  auch  bereits  die  Einwilligung  der  an- 
deren deutschen  Staaten  zu  seiner  Besitzergreifung  des  Landes 
auf  den  Fall  des  Erlöschens  der  Descendenz  des  Hauptvasallen 
wirklich  enthalten  ist. 

§.  258. 

b)    Regierunggnachfolge  aus  kaiserlichen  Sammt- 

belehnangen  *). 

I.  Successionsansprüche,  welche  sich  auf  kaiserliche  S  am  mt- 
belehnungen    stützen,    müssen    auch    heul   zu  Tage   noch  als 


2)  Darin  allein,  dass  der  Hauptvasall  in  eine  EventualbelehBung  ein- 
fach einwilligte,  kann  aber  noch  keineswegs  eine  B  esch  rä  nk  u  n  g  des- 
selben oder  seiner  Desceadenz  in  der  fraglichen  Beziehung  abgeleitet  werden, 
da  seine  Einwilligung  an  sich  für  das  rechtliche  Entstehen  der  Eventualbe- 
lehnung ganz  gleichgültig  fsuperflmm)  war. 

•)  J.  B,  Larseu,    von  dem  Institute  der  (Jesamuitbelehnung  und  dessen 
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ohne  EinschrSnkiing  wirksam  zu  Recht  bestehend  anerkannt  werden, 
sol'erne  sie  nicht  schon  zur  Reichszeit  nach  lehenrechthclien  Grund- 
sälzen  wieder  verwirkt  worden  waren.  II.  Der  Grund  hiervon  hegt 
in  dem  Wesen  der  Sammtbelehnung  selbst,  welches  darin  besteht, 
dass  entweder  Personen  zur  Erhaltung  des  ihnen  an  sich  nach 
Geblütsrecht  als  Collateralen  bereits  zuständigen  Successionsrech- 
tes,  oder  zur  Erwerbung  eines  diesem  analogen  Successions- 
rechtes  (gleichsam  als  fingirte  Agnaten)  in  die  Investitur  des 
Hauptvasallen  (prima  investilura)  und  deren  Erneuerungen  (re- 
noiwtio  investiturae)  aufgenommen  wurden  ') ,  so  dass  also  die 
Sammtbelehnten  von  Haus  aus  vollkommen  denselben  Rcciits- 
titel  für  ihr  Successionsrecht  in  Lehen  hatten,  wie  der  Haupt- 
vasall und  dessen  Descendenz  selbst.  III.  Daher  kann  auch  die 
Allodifikation  des  Territoriums ,  welche  mit  der  Erlöschung 
des  Reichsverbandes  eingetreten  ist,  nichts  an  dem  Verhältnisse 
der  Descendenz  des  Hauptvasallen  zu  den  Sammtbelehnten  ändern, 
und  zwar  um  so  weniger,  wo  die  Sammtbelehnung,  wie  in  den 
meisten  Fällen,  nur  zur  Erhaltung  des  au  sich  begründeten  Ge- 
blutsrechtes  bei  vorkommender  Theilung  des  Lehens  diente  *). 
Aber  auch  in  jenen  (seltenen)  Fällen,  in  welchen  die  Sammt- 
belehnung als  Erwerbsgrund  der  Lehenfolge  nach  dem  Abgange 
der  lehenfähigen  Descendenz  des  Hauptvasallen  erscheint,  konnte 
die  mit  der  Auflösung  des  Reiches  ipso  jure  eingetretene  Allodi- 
fikation keine  Aenderung  in  den  Successionsverhältnissen  zum  Nacli- 
theile    der  Sammtbelehnten    bewirken,    beziehungsweise   nicht  dei' 

Anwendang  auf  das  iJerzogtbiini  Holstein.  A.  d.  Dänischen  übersetzt  v.  Ed. 
Leb  mann.  Copenbagen   1848. 

1)  Im  erstereo  Falle  nannte  man  die  Sininltanbelehnteu  „geborue  Sammt- 
belehnte "  ;  im  zweiten  Falle  biessen  sie  „präsentirte  Sauimtbeiehnte", 
weil  sie  nnr  auf  Vorschlag  des  Hauptvasallen  mitbelebnl  wurden. 

2)  Gemeinrechtlich  war  die  Saramtbeiebuung  auch  bei  Reichslehen  nicht 
mehr  nothwendig  zur  Erhaltung  (conservatioj  des  Successionsrechtes,  seit- 
dem man  diesell)en  überhaupt  als  ei-blich  betrachtete  ;  wohl  aber  musste  sie 
bei  Beiehuungserneueruugen  nachgesucht  werden,  wo  dies  besonders  herge- 
bracht wai'.  R  ei  chsho  fraths  ord  n  ung,  K.  Fer  di  nand' s  HI.  1654. 
Tit.  Hl.  §.  12.  „In  welchen  Geschlechlen  und  in  denjenigen  Reichs-Kreisen, 
da  die  simulianea  invesätura  hergebracht  und  im  Gebrauehe,  dabei  solle  solche 
auch  gehalten  und  derselben  nachgelebt  werden.  '  —  Dieser  Gebrauch  bestand 
vorzugsweise  in  den  Ländern  des  süchsischen  Rechtes, 
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Descendenz  des  Hauptvasallen  das  Recht  erwachsen,  die  Succession 
der  Sammtbelehnten  durch  einseitige  Dispositionen  über  die  Erbfolge 
in  dem  Territorium  zu  alteriren,  weil  eine  solche  Sammtbelehnung 
überhaupt  nicht  ohne  Einwilligung  des  Hauptvasallen 
ertheilt  werden  konnte,  und  dieselbe  daher  zugleich  auch 
den  Charakter  «^ines  Erbvertrages  hat.  IV.  Darin  allein,  dass 
die  Sammtbelehnten  etwa  zur  Reichszeit  nur  unterlassen  haben, 
bei  vorgekommenen  Herren  fällen  und  Lehen  fällen  die  Er- 
neuerung der  Sammtbelehnung  nachzusuchen,  kann  aber 
keinesweges  ein  ausreichender  Grund  gefunden  werden,  um  ihr 
Successionsrecht  als  erloschen  zu  erklären ,  da  überhaupt  eine 
solche  Unterlassung  vor  dem  wirklichen  Anfalle  des  Lehens  den 
Verlust  des  Successionsrechtes  nicht  unmittelbar  und  unbedingt 
zur  Folge  hatte,  sondern  nur  dem  Lehensherrn,  nicht  aber 
dem  Hauptvasallen  oder  dessen  Descendenz,  aus  solcher  Unter- 
lassung ein  Recht  erwuchs,  die  Sammtbelehnten  von  der  Lehen- 
folge auszuschliessen,  daher  denn  auch  ihr  Lehenfolgerecht  unbe- 
zweifelt  fortbestand,  wenn  der  Lehensherr  von  diesem  Rechte 
keinen  Gebrauch  machte  3). 

§.  259. 
c)  Regierungsnachfolge  wegen  Lehensherrlichkeit. 

L  Wenn  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches,  wegen  Weg- 
falles des  Lehensherrn,  d.  h.  des  Kaisers  und  Reiches,  in  Bezug 
auf  die  Reichslehen  die  unmittelbare  Wirkung  haben  musste, 
dass  dieselben  fortan  von  den  souverain  gewordenen  Reichssländen 
als  Allodien  besessen  werden,  so  liegt  doch  eine  gleiche  Noth- 
wendigkeit  keinesweges  in  der  Natur  der  Sache  hinsichtlich  jener 
Territorien,  welche  ein  Reichsstand  von  dem  anderen  zu  Lehen 
trug  ').  IL  Von  jeher  war  nach  allgemeinen  lehenrechtlichen  Grund- 
sätzen anerkannt,  dass  Souverainetät  und  Lehenverband  sich  nicht 


3)  II.  Feud.  55.  —  Weber,  Handb.  d.  Lehnrechts  IV.  S.  210  u.  J". 
714  u,  f.  —  Nur  mit  dieser  nach  Lehorecht  selbstverständlichen  Beschrän- 
kuBg  sind  Gönner,  Staatsr.  §.  235;  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  36. 
n.  A.  zu  versieben,  wenn  sie  kurzweg  erwähnen,  dass  durch  Vernachlässi- 
gung der  bei  Theiiungen  allenfalls  nöthigen  gesammten  Hand  das  Successions- 
recht der  Sammtbelehnten  verloren  gehen  könne. 

1)  Das  Gegeulheil  behauptet ;     Wippe rnia  nun  ;    Steht  die  Grafschaft  zu 
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absolut  ausschliessen ,  und  pine  souveraine  Krone  nicht  minder, 
als  die  deutsch-staatsrechtliche  Landeshoheit,  sehr  wohl  als  Lehen 
von  einem  anderen  Souverain,  der  in  dieser  Beziehung  als  Suze- 
rain  bezeichnet  wurde,  verheben  und  abhängig  sein  konnte^). 
IlL  Nach  diesen  allgemeinen  Grundsätzen  milsste  daher  angenom- 
men werden,  dass  die  zur  Beicbszeil  bestandene  Lehenverbindung 
eines  deutschen  F'ürstenhauses  gegen  ein  anderes,  und  daher 
auch  das  Successionsrecht  desselben  als  Lebensherrn  in  das 
lehnbare  Territorium  bei  eintretendem  Heimfalle ,  der  Auflösung 
des  Reiches  ungeachtet,  fortbestehe.  Da  jedoch  unzweifelhaft 
sowohl  bei  der  Stiftung  des  Rheinbundes,  als  auch  bei  der  Stif- 
tung des  deutschen  Rundes  von  der  Ansicht  ausgegangen  wurde, 
dass  die  fernere  Ausübung  lehenherrlicher  Rechte  eines  Bundes- 
gliedes itber  das  andere  mit  der  politischen  Stellung,  in  welche 
dieselben  fortan  zu  einander  traten ,  unvereinbar  sei ,  und  daher 
auch  noch  gegenwärtig  von  der  deutschen  Bundesversammlung 
für  unstatthaft  geachtet  wird  ^),  so  kann  es  zweifelhaft  erscheinen, 
ob  hiermit  auch  das  Successionsrecht  hinweggefallen  sei,  welches  in 
der  Lehensherrlichkeit  für  den  Fall  liegt,  dass  die  jetzt  souverain  ge- 
wordene vasallitische  Familie  in  den  nach  dem  Lebnvertrage  suc- 
cessionsberechfigten  Linien  ausstirbt.  IV.  So  nahe  liegend  die  Be- 
jahung dieser  Frage  zu  sein  scheint,  wenn  man  davon  ausgeht, 
dass  durch  die  Stiftung  des  Rheinbundes  unter  den  Rheinbunds- 
gliedern und  durch  die  Stiftung  des  deutschen  Bundes  jetzt  all- 
gemein unter  allen  deutschen  Fürstenhäusern  der  Lehensverband 
aufgehoben  sei,  so  wenig  darf  verkannt  werden ,  dass  gerade  das, 
ob  dies  der  Fall  sei ,  weder  aus  der  Rheinbundsakte  noch  aus 
der  deutschen  Bundesakte  und  den  auf  die  Stiftung  dieser  Bünde 
bezüglichen  Aktenstücken  unbedingt  hervorgeht.  V.  Hinsichtlich  der 
Rheinbundsfürsten  ist  vielmehr  als  gewiss  anzunehmen,  dass  die- 


Waldeck  iioler  hessisch  er  Lehnsherrlicbkeit?  Halle  1847.  —  Siehe 
aber  dagegen:  Aisberg,  Beilrag  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Graf- 
schaft Waldeck  unter  hessischer  Lehnsherrlichkeit  stehe?    Kassel   184S. 

■•')  So  z.  B.  war  früher  Dänemark  ein  deutsches,  iNeapel  ein  päpst- 
liches Lehen  u.  s.   w.   Siebe  Weber,   Handb.  d     Lehnr.  1.  21   u.   f. 

3)  Vergl.  den  in  der  Streitsache  zwi.scben  Kurb  essen  und  Waldeck 
ergangenen  Bundesbeschluss  vom  20.  Jannar  184S.  Protok.  §.  43.  und  die 
demselben   vorangegangenen   Abstimmungen.     Siehe  oben  §.    159.  Note   11. 
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selben  nach  der  im  Art.  34  der  Hheinbundsakte  gemachten  schar- 
fen Unterscheidung  von  „droits  actuels"  d.  h.  Rechten,  welche 
ein  Rheinhundstürsl  gegenwärtig  über  das  Terriloriuni  eines 
anderen  wirklich  ausübt,  und  von  ,,droits  eventuels'''  d.  h.  künf- 
tig wirksam  werdenden  Successionsrechten,  nur  auf  jene  erste, 
ren,  d.  h.  auf  so  viel,  als  in  wirklicher  Ausübung  sich  befand, 
verzichtet  haben,  dass  dagegen  alle  eventuellen  Successions- 
rechte  vorbehalten  worden  sind,  worin  auch  immerhin  der  Grund 
derselben  beruhen  möge.  Mit  dem  sofortigen  Aufhören  der  Aus- 
übung der  aktiven  Lehensherrlichkeit  war  aber  auch  dem  poli- 
tischen Zwecke,  aus  welchem  der  Art.  34  der  Rheinbnndsakte 
beliebt  wurde,  vollständig  Genüge  geschehen:  das  in  der  Lehens- 
herrlichkeit liegende  Successionsrecht  (die  Folge  des  Herrn) 
beim  Heimfalle  wegen  Erlöschens  der  vasallitischen  Familie  ent- 
hielt kein  Hinderniss  jener  politischen  Zwecke  und  konnte  wie 
jedes  andere  blos  eventuelle  Successionsrecht  sehr  wohl  fort- 
bestehen, wenn  auch  die  Ausübung  der  Lehensherrlichkeit  bei 
dem  Rlühen  i\ey  vasallitischen  Familie  fortan  cessirte.  Es  muss 
daher  auch  um  so  mehr  als  fortbestehend  betrachtet  werden,  da 
hinsichtlich  seiner  keine  andere  Behandlung,  wie  hiusichthch  der 
übrigen  eventuellen  Successionsrechte  vorgeschrieben  worden  war, 
und  überhaupt  alle  Verzichte  streng  auszulegen  und  im  Zweifel  auf 
das  für  den  beabsichtigten  Zweck  Nothwendige  einzuschränken 
sind.  VL  Aber  auch  bei  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  konnten 
die  Rücksichleu  auf  die  pohtische  Stellung  der  Bundesglieder  zu 
einander  nicht  ein  Mehreres  erheischen,  als  dass  alle  Ausübung 
einer  Landesherrlichkeit  cessire,  so  lange  die  vasallitische  Familie 
als  souveraines  ßundesglied  vorhanden  ist^).  Ein  Mehreres  ist 
auch  von  der  Bundesversammlung  nirgends  als  ihre  Gesammt- 
ansicht ausgesprochen  worden,  und  ist  vielmehr  in  einem  vor- 
gekommenen Falle  ausdrückhch  „die  Offenhaltung  wegen  der 
Frage  des  Heirafall  sr echtes"  beschlossen  worden  5). 

*)  Es  ist  einleuchtend,  dass  es  für  den  Hund  /.u  grossen  Inconvenienzen 
tiibren  könnte,  wenn  ein  Bundesglied  iiher  das  andere  eine  Lehensherrlich- 
keit ausüben  wollte ,  daher  z.  B.  gegen  dasselbe  eine  Privation  seiner  Bun- 
desländer wegen  Felonie  u.  s.  w.  aussprechen  würde  u.  dergl 

ä)  Siehe  den  in  Note  3  angeführten  ß.  B.  v.  20.  Januar  184S.  Protok. 
§.  43. 
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§.  260. 
V.  Vorsorge  bei  dem  Mangel  von  SuccessionsberechtigteD. 

Sollte  in  einem  deutschen  Staate  der  Fall  eintreten,  dass  eine 
Tlironerledigung  wegen  Mangels  von  Successionsberechtigten  zu 
befürchten  stehe  und  nach  der  Verfassung  des  Landes  auch  nicht 
durch  Erbverbrüderung  oder  Testament  des  letzten  Thronbesitzers 
ein  anderes  Fürstenhaus  zur  Regierung  berufen  vverdeu  dürfen; 
so  ist  von  diesem  durch  Vereinbarung  mit  den  Landständen  die 
nöthige  Vorsorge  für  die  Thronfolge  zu  treffen  ').  Sollte  dies  durch 
Umstände  unmöglich  geworden  sein,  so  müsste  die  Einleitung  zur 
Wiederbesetzung  des  Thrones  von  der  Bundesversammlung  in  die 
Hand  genommen  werden,  da  es  sich  hier  oUenbar  um  eine  für 
den  Bund  in  seiner  Gesammtheit  höchst  wichtige  Sache  handeln 
würde.  Das  Wahlrecht  zum  Behufe  der  Berufung  einer  neuen 
Dynastie  auf  den  erledigten  Thron  würde  aber  in  solchem  Falle 
der  Volksvertretung  des  betreffenden  Landes  nicht  bestritten  werden 
können*). 

§.   261. 

Von  der  Versorgung  der  nachgebornen  Prinzen, 

Apanagien.     Paragien.     Secundogenitnren  *). 

L  Wo  Primogenitur  eingeführt  und  eben  dadurch  die  Thei- 
iung  des  Landes  unter  die  Söhne  ausgeschlossen  wurde,  betrach- 
tete man  schon  zur  Reichszeil  die  sog.  nachgebornen  Söhne, 
d.  h.  alle  übrigen  ausser  dem  Erstgebornen,  für  berechtigt,  eine 
Versorgung  zu  beanspruchen,  welche  auch  auf  ihre  Descendenz 
bis  zu  deren  Erlöschen  vererbte.  Bestand  diese  Versorgung  in 
der  Zuweisung  von  Gütern  oder  Herrschaften,  welche  die  Nach- 
gebornen unter  der  Landeshoheit  des  Erstgebornen  besassen  und 
vererbten,    so   hiess   sie  Paragium;    bestand  sie  in  einer  Rente, 


■'•■■  •)  Ausdröcklicb  so  bestimmt  in  Kurbesseu,  Vaüi1832.  §.  4.  (in  der 
V.-ü.   1852  weggelassen).   —   Oldenburg,  revid.  V.-ü.   1852.   art.   18. 

*)  V.  Drescb,  Abhandlungen.   Müneben   1830.  S.  226. 

*)  Moser,  Staatsr.  XIV.  —  Dessen  Familienreebt.  I.  4(>(i  u.  f.  — 
Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  3>.  —  Gönner,  Staatsr.  §.237.  Klüber, 
iitfentl.  R.  §.  250  u.  f.  —  Maurenbreeber,  Staatsr.  §.  238.  —  Weiss, 
Staatsr.  §.  243.  ~   H.  A.   Zacbariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I.  §.  94. 
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SO  wurde  sie  Äpanagium  (Apanage)  genannt  ^).  II.  Heut  zu  Tage 
sind  besonders  die  Apanagen  in  Gebrauch  ,  doch  finden  sich  in 
einigen  Staaten  auch  noch  Paragien ;  als  eine  Unterart  der  Apanagen 
sind  die  sog.  S  ecund  ogenit  uren  zu  betrachten^).  Auch  beste- 
hen mitunter  besondere  fideicommissarische  Stiftungen  zu  Gunsten 
des  an  Jahren  ältesten  MitgUedes  (Seniors)  des  regierenden  Hau- 
ses 3).  III.  Die  Grösse  der  Apanagen  wurde  schon  zur  Reichszeit  nur 
nach  billigem  Ermessen  bestimmt  (welches  Prinzip  schon 
die  goldene  Bulle  aufstellte) ,  wobei  man  sowohl  auf  den  Abwurf 
des  Domänengutes,  als  des  eigentlichen  Patrimoniums  der  Fa- 
milie, nach  Abzug  der  Regierungsunkosten,  Rücksicht  nahm'*). 
Daher  hielt  man  auch  bei  Vermehrung  der  Einkünfte  des  Erst- 
gebornen Anträge  auf  Vermehrung  der  Apanagen  für  begründet  5). 


>)  üeber  Paragium  s,  Weber,  Haudb.  d.  Lehnr.  111.  417  u.  f.  — 
lieber  Äpanagium  ebendas  IV,  3  u.  f.  —  In  den  Paragien  hatte  mitunter 
der  Besitzer  eine  beschränkte  Regierungsgewalt  (sog.  Faragia  hnpropria) ; 
ihre  Stellung  war  derjenigen  der  jetzigen  Standesherrschaften  ähnlich, 

2)  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837.  §.  42.  „...(Es)  besteht  eine  durch 
ausdrückliche  V'erlräge  gegründete,  auf  der  Staatskasse  ruhende  Secuado- 
genitur  für  die  nachgeborne  Descendenz  der  Stifterin.  (§.  43.)  Sie  be- 
greift eine  aus  der  Staatskasse  zu  zahlende  Jahresrente  von  85,000  Thalern. 

3)  So  z.B.  die  oldislebeoer  Senioratsstiflung,  im  coburg-gothaisc  he  n 
Hausges.   1855.  §.  72.   73, 

'<)  Aurea  Bulla,  cap.  25.  §.  5.  „Qui  (primogenitus)  tarnen  apud  alios 
IValres  et  sorores  se  dementem  et  pium  exhibebit  continuo,  juxta  datam 
sibi  a  Deo  gratiam  et  suum  bene  placilum  et  ipsius  patrimonii  faculta- 
tes,  divisione ,  scissione  seu  dimembratione  Principatus  et  pertinenliarum 
ejus  sibi  modis  omnibus  interdicta."  —  Ganz  in  diesem  Geiste  bestimmt  das 
s.  cob  ur  g-got  h  aische  Hausges.  1S55.  §.  112  „Die  Apanagen,  Suslen- 
lalionsgelder,  Mitgaben  und  Witthume  sind  aus  dem  Abwurf  des  Domainen- 
gutes  zu  bestreiten." 

■')  Pütter,  comm.  de  augendo  apanagio,  auctis  reditibus  primogeniti. 
Jena  174b  und  in  dessen  Sylloge  comm.  jus  priv.  princ.  illustr,  p.  49.  — 
Dessen  prim.  ün.  §.  46.  —  Karhessen,  Hausges.  1S17.  §.  11.  ,,üer 
Souverain  kann  die  Apauagen  nach  Befinden  ,  besonders  bei  einem  wesenlli- 
chen  und  bedeutenden  Zuwachs  von  Gebiet  vermehren,  in  keinem  Falle 
aber  vermindern.'  —  S.  Coburg-Gotha,  Hausges.  1855.  §.  105.  „So- 
ferne  künftig  für  das  herzogliche  Spezialhaus  nach  den  Grundsätzen  der 
sächsisciieii  Hausverfassung  durch  Erbgangs-,  Millellehnscbafls-,  Anwar- 
lungs-  oder  Erbverbrüderungsrecht  ein  neuer  Aufall  an  Land  und  Leuten  und 
Domänen  sich  ereignet  so  tritt  eine  Erhöhung  der  Apanagen  in  dem  uäm- 
lichea  Verhältoisse    ein,    in  welchem  sich  das  Einkommen    des  Herzogs 
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IV.  Die  Grundsätze  vom  röii)ischeii  IMlicIittlieilc  kamen  jedoch  hierbei 
so  wenig  in  Anwendung,  als  die  von  einer  auf  das  Noth dürftige 
beschränkten  Ahmentationsptlicht*').  V.  Wo  nicht  von  Alters  her 
Paragien  oder  besondere  Fideicommissstiftungen  bestehen,  oder 
wo  die  D omainen  des  regierenden  Hauses  nicht  ausreichen, 
muss  das  Land  subsichär  zur  Bestreitung  der  Apanagen  beitragen; 
auch  hegt  die  Verpflichtung  zu  deren  Leistung  ganz  der  Staats- 
kasse ob,  wo  keine  Domainen  vorhanden  oder  völlig  mit  dem 
Staatsgute  verschmolzen  worden  sind ').  In  solchen  Fällen  ist 
da ,  wo  Landstände  bestehen ,  die  landständische  Bewilligung  im 
einzelnen  Falle,  sowie  auch  zu  einer  bleibenden  normativen  Be- 
stimmung der  Grösse  der  Apanagen  und  ähnlicher  Bezüge  erfor- 
derlich ^).  VI.  In  den  neueren  Hausgesetzen  sind  die  Apanagen, 
welche  die  Staatskasse  zu  bestreiten  hat,  in  verschiedener  Weise 
bestimmt  worden'^).  Mitunter  ist  ausdrücklich  festgesetzt,  dass 
sie  nicht  in  liegenden  Gütern  bestehen,  sondern  nur  in  Geldrenten 
angewiesen  werden  können  '^').  Nebeneinkünfte,  welche  von  Mili- 
tär- oder  anderen  Chargen  oder  aus  besonderen  Titeln  bezogen 
werden,  dürfen  in  die  Apanage  nicht  eingerechnet  werden  ^^). 
VII.    Die   neueren  Haus-  und  Apanagengesetze  gewähren  meistens 


aus  den  Domänen  vermehrt."  Vergl.  Hannover,  Haosges.  1S36.  cap.  X. 
§.  .'^;  siehe  unten  Note  S.) 

s)  Pütter,  prim.lin,  §.42.43.  —  Bei  den  früher  häufigen  Streitigkeiten 
in  den  reichsständischen  Familien  über  die  Grösse  der  Apanagen  bezog  man 
sich  mitunter  auf  die  unpassende  Analogie  von  I.  Feud.  6.  („Mutas  feudum 
retinere  non  potest...  quo  ei  ablato,  si  se  exhibere  non  valeat,  tantum  ei 
relinqui  debet,  unde  se  sustioere  possit,'') 

1)  So  z.   B.  in  Bayern,  Hausgesetz   1819.  Tit.  VI.  §.    1  u.  f.  — 

8)  So  z.  B.  Hannover,  Hausges.  1836.  cap.  X.  §.  3.  „Der  Betrag  die- 
ser Renten  (Staatsapanagen)  kann  mit  Zustimmung  der  allgemeinen  Stände 
vermehrt  werden.  Eine  Ve  rm  i  nde  rung  derselben  findet  nicht  statt,  es 
sei  denn,  dass  eine  unabwendliche  Landesnoth  ein  Anderes  erforderte." 

0)  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  H.  —  Würtemberg,  Hausges.  1828. 
Abschn.  VII.  —  Hannover,  Hausges.  1836.  cap.  X.  —  K.  Sachsen, 
Hausges.  183".  Abschn.  V.  —  Baden,  Apanagengesetz  v.  21.  Juli  1839. 
(Reg.-Bl.  XXIV.).  —  S  Coburg-Gotha,  Hausges.   1855.  Abschn.  VIII. 

'")  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  VI.  §.1.  —  Würtemberg,  Hausges. 
1828.  §.  23.  —  Hannover,  Hausges.  1S36  cap.  X.  §.  3.  —  K.  Sac  h  sen, 
Hausges.   1837.  §.   16.  —  Baden,  Apanagenges.   1839.  §.   12. 

")  Rayern,  Hausges.  1819.  Tit.  VI.  §.  1.  —  Hannover,  Hansges. 
1836.  cap.  X.  §.  9. 

Zöpfl,  StaaUrecht.    4te  Anfl.  H.  *  U 
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auch  dem  Erbprinzen  und  den  übrigen  Söhnen  des  Souverains 
schon  bei  dessen  Leben  von  dem  Tage  ihrer  Volljährigkeit,  oder 
von  einem  anderen  (späteren)  Zeitpunkte,  beziehungsweise  von 
der  Begründung  eines  eigenen  Hanshaltes  an,  jährliche  Renten  aus 
der  Staatskasse  zum  Behufe  ihres  Unterhaltes  theils  auch  unter  dem 
Namen  von  Apanagen,  theils  unter  dem  Namen  von  Susten- 
tationen  oder  Jahrgeldern,  Deputaten,  oder  auch  ohne 
solche  Bezeichnung,  und  bestimmen  zugleich  ausdrücklich,  von 
welchem  Zeitpunkte  an  die  Prinzen  befugt  sind,  sich  zu  etabli- 
ren  ^'^).  VIII.  Das  Recht,  eine  Apanage  zu  beziehen,  tritt  für  die 
Descendenten  nachgeborner  Prinzen  bei  dem  Tode  ihres  Vaters 
ein,  soferne  nicht  die  Haus-  oder  Apanagengesetze  ihnen  schon 
früher  selbstständige  Renten  unter  dem  Namen  von  Apanagen  oder 
Sustentationen  anweisen.  Solche  Renten  fallen  wieder  hinweg, 
sowie  die  Prinzen  in  den  Genuss  der  Apanage  eintreten  '3).  IX.  Die 
apanagirten  Prinzen  haben  von  ihrer  Apanage  den  Unterhalt  ihres 
Hauses,  die  Aussteuer  ihrer  Töchter,  die  Etablirung  und  Versor- 
gung ihrer  Söhne  und  die  Wilthümer  in  ihrer  Linie  zu  bestrei- 
ten ^'*).  X.  Ist  die  Apanage  ein  für  allemal  für  gewisse  Linien 
des  regierenden  Hauses  festgesetzt,  so  wächst  in  dem  Falle  des 
Abganges  einzelner  Zweige  derselben  der  eröffnete  Antheil  der 
Apanage  mit  den  darauf  haftenden  Lasten  des  Witthums,  des  Unter- 
haltes und  der  Aussteuer  der  Prinzessinen  den  übrigen  Zweigen  der 


J2)  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  VI.  §.  1—5.  —  Würtemberg, 
Hansges.  182S.  §  30  u.  f.  —  H  a  n  no  ver ,  Hausges.  1836.  cap.  X.  §  10 
u.  f.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  19  u.  f.  —  Baden,  Apanagen- 
gesetz 1839.  §.  1  u.  f.  —  S.  Coburg- Gotha,  Hausges.  1855.  §.  98 
n.  f.  —  Die  Bezeichnung  der  von  der  Staatskasse  für  den  Unterhalt  des 
Erbprinzen  und  der  anderen  Söhne  des  Souverains  bei  dem  Leben  desselben 
zu  zahlenden  Renten  als  Apanagen  ist  ganz  unpassend  und  im  Vergleich 
mit  dem  älteren  Rechte  unrichtig.  Das  Recht,  sich  selbstständig  zu  eta- 
biiren  ist  für  die  Prinzen  meistens  (ohne  Rücksicht  auf  den  etwaigen  frühe 
ren  Volljäürigkeitstermin)  in  den  angeführten  Gesetzen  auf  21  Jahre  fest- 
gesetzt. 

>3j  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  36.  38  ~  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836.  cap.  X.  §.   22  u.   f.  —  Baden,  Apanagenges.   1839.  §.8  u.  f. 

»")  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  VI.  §,  6.  Absatz  1.  —  Würtem- 
berg, Hausges.  1828.  §.  26.  —  Hannover,  Hausges.  1836.  cap.  X.  §.8. 
17  u.  f.  —  Baden,  Apanagengesetz  1839  §.12.  a  linea  3.  —  S.Coburg- 
Gotha,   Hansges.    1855.  $.    101. 
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Linie  zu  '5).  Einn  (lefztwillige)  Disposition  über  die  Apanage  steht 
keinem  Apanagirten,  sell)st  nicht  in  seiner  Linie,  zu  '*').  XL  Mei- 
stens ist  das  Recht,  eine  Apanage,  Sustentation  u.  dergl.  zu  be- 
ziehen, durch  Abstammung  aus  einer  hausgesetzmässigen ,  eben- 
bürtigen, mit  BewilUgung  des  Souverains  eingegangenen  Ehe  und, 
soferne  die  Apanage  mit  der  Etabhrung  zusammenhangt,  durch 
Eingehung  einer  solchen  Ehe  bedingt*');  auch  müssen  diese  Ren- 
ten regelmässig  im  Lande  verzehrt  werden,  und  ist  der  längere 
Aufenthalt  ausser  Landes  mit  Zurückhaltung,  nach  Umständen  auch 
mit  (theilweisem)  Verluste  der  Apanagen  bedroht  '^).  XIL  Mitunter 
sind  Apanagen  oder  Sustentationen  in  der  Art  privilegirt,  dass  sie 
ganz  oder  zu  einem  bestimmten  Theile  keiner  Beschlagnahme  zu 
Gunsten  von  Gläubigern  unterworfen  sind  *9). 

§.  262. 

Versorgung  der  Prinzessinen.     Aussteuer.     Erbverzichte. 

Witthümer  der  Gemahlinen  der  Prinzen*). 

L  So  lange  die  Prinzessinen  unverheirathet  sind ,  muss  für 
ihren  standesmässigen  Unterhalt  gesorgt  werden.  Diese  Sorge 
liegt  gemeinrechtlich  dem  Souverain  während  seines  Lebens  in 
Bezug  auf  seine  Töchter  und  den  Prinzen  des  Hauses  für  ihre 
weibliche  Descendenz  ob,  und  ist  von  dem  Ersteren  aus  seinen 
Einkünften  resp.  aus  der  Civilliste,  wo  eine  solche  besteht,  zu  be- 
streiten, soferne  nicht  durch  Haus-  oder  Apanagengesetze  der 
Staatskasse  eine  Verpflichtung  zur  Leistung  bestimmter  Summen 
als  Sustentation  für  die  Töchter  auferlegt  ist  *).     Die  nachgebornen 


15)  Bayern,  Hausges.  ISU).  Tit.  VI.  §.  6.  Absatz  2.  —  Hannover, 
Hausges    IS36.  cap.   X.  §.  20.  —  K.   Sachsen,   Hausges,   IS3T.  §•  29.  30. 

»6)  Nur  mit  spezieller  Erlaubniss  des  Königs  gestattet  eine  solche  Dispo- 
sition :  Bayern,  Hausgesetz  1S19.  Tit    VHI.  §.  6. 

«■')  Siehe  oben  §.2 17.  Note  5.  -  Vgl.  auch  B  ad  e  n,  Apanagenges.  1839.  §.  lt. 

")  Siehe  oben  §.  216.  Note6.—  Würtemberg,  Hausges.  1S2S.  §.24.— 
Hannover,  Hausgesetz  1S36.  cap.  X.  §.  6.  —  K.  Sachsen,  Hausgesetz 
1837.  §.   17.  —  Baden,  Apanagenges.    1839.  §.   13. 

>9)  Würtemberg,  Hausges.  1828.  §.  25.  —  Hannover,  Hausgesetz 
IS36.  cap.  X.  §.  7.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  18.  —  Baden, 
Apanagenges.   1839.  §.   14. 

*)  Moser,  Staatsr.   XXH.  281  u.  f.  -   Dessen  Famil.-Staatsr.  11.837. 

>)  Bayern,  Hausges.  v.   1819.  Tit.  VI,  §.  8.  —  Würtemberg,   Haus- 

n* 
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Prinzen  haben  aber  die  Sustentation  ihrer  Töchter  aus  ihren  Apa- 
nagen zu  bestreiten  2),  soferne  nicht  mit  den  Ständen  desshalb 
eine  andere  Vereinbarung  getroffen  worden  ist.  II.  Nach  dem 
Ableben  des  Souverains  geht  die  VerbindUchkeit,  für  den  standes- 
mässigen  Unterhalt  von  dessen  hinterbliebenen  Prinzessinen-Töch- 
tern  zu  sorgen,  auf  den  Nachfolger  in  der  Regierung  über 3). 
Die  neueren  Haus-  und  Apanagengesetze  pflegen  auch  für  diesen 
Fall  den  Töchtern  Renten  (Apanagen)  aus  der  Staatskasse  zu  be- 
stimmen, die  zum  Theile  danach  verschieden  sind,  je  nachdem 
die  Prinzessinen-Töchter  bei  der  verwittweten  Gemahlin  verbleiben, 
oder  sich  selbslständig  etabliren,  d.  h.  ein  eigenes  Haus  bilden ''), 
wozu  sie  mit  der  Erreichung  eines  gewissen  Alters  für  befugt  er- 
klärt werden  5).  HI.  Bei  der  Verheirathung  gebührte  schon 
nach  dem  älteren  Rechte  den  Prinzessinen  eine  Mitgabe  oder  Aus- 
steuer, sog.  Abfertigung,  Ausfertigung,  Abfindung^), 
welche  von  dem  Landesherrn  aus  seinen  Einkünften  bestritten 
wurde  ^);  bei  Unzulänglichkeit  der  Domaineneinkünfte  wurden  schon 
frühzeitig  Beisteuern  von  dem  Lande  zu  diesem  Zwecke  erhoben, 
sog.  Fr  ä  ul  ein -Steuern  oder  Pr  in  zessinen-Steuern**).  In 
den  neueren  Haus-  und  Apanagengesetzen  sind  bestimmte  Summen 
ausgesetzt,  welche  bei  der  Verheirathung  der  Prinzessinen  als  ein- 
malige Totalabfindung  von  der  Staatskasse  zu  bezahlen  sind^). 


gesetz  1828,  §.  44.  —  Hannover,  Hausges.  1836.  cap.  X.  §.  ISn.f.  — 
K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  32  u.  f.  —  S.  Cobnrg-Go tba,  Hausges. 
1855,  §.   107, 

2)  Siehe  §.  261.  IX. 

^)  Bayern,  Hausges.   1819.  Tit.  VI.  §.  9. 

*)  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  VI.  §.  10  —  Vergl.  Würlemberg, 
Hausges.  1828-  §.  44.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  33.  34.  —  S, 
Coburg-Gotha,  Hausges,   1855.  §.   107. 

5)  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  VI.  §.  9.  a  linea  2  „Ohne  besondere 
Gründe  kann  aber,  sobald  die  Prinzessin  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat,  der- 
selben die  Bestellung  eines  eigenen  Hauses  nicht  verweigert  werden."  — 
Baden,  Apanagenges.    1839.  §.  6.  „...nach  dem  zurückgelegten  21.  Jahre." 

6)  Moser,    Staatsr.  XX.    129  u.  f.  190  u.  f. 

">)  Vergl.  Moser,  badisches  Staatsr.  S.  03-66. 

«)  Meine  deut.  St.-  u.  R.  -  Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  II.  (1847)  §.  54. 
Note  14.  —  Moser,   Staatsr,  XX.   129.   176  u.  f. 

9)  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  VI.  $.  11.  „Für  jede  Prinzessin  aus 
der   k.   Hriuptlinie    ist  bei   ihrer  Vermählung    zur  Aussteuer  und  Total- 
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Töchter  apanagirter  PrinzeD  haben  aber  aus  der  Staatskasse  nur 
dann  eine  Aussteuer  zu  fordern,  wenn  eine  solche  in  den  parti- 
kulären Haus  -  oder  Apanagengesetzen  begründet  ist  •").  IV.  Bei 
der  Verheirathung  der  Prinzessinen**)  ist  auch  meistens  die 


abfinduDg  eio  Beirag  voo  100,000  fl.  festgesetzt."  —  Die  gleiche  Summe 
bestimmt  für  Töchter  des  Köuigs  als  Mitgabe  aus  der  Staatskasse: 
Wü  rtemberg,  Hausges.  IS2S.  §.  49;  für  die  E  nk  elin  e  n  desselben  (§50) 
40,000  a,  —  Nach  dem  hanoover.  Hausges.  1&36.  cap.  X.  §.  29.  erhält 
eine  Tochter  des  Königs  als  Mitgift  50,000  Bthlr.  in  Golde;  eine  En- 
kelin desselben  20,000  Rthlr.  in  Golde  aus  der  Staatskasse;  nach  dem  k. 
sächsischen  Hausgesetze  1S37.  §.  35.  erhält  jede  Prinzessin  aus  der  k. 
Haupllinie  (Tochter  des  Königs  oder  Kronprinzen)  zur  Aussteuer 
und  völligen  Abfindung  50,000  Thlr.  —  (Von  Baden,  s.  Note  10).  —  S. 
Coburg-Gotha,  Hausges.  1S55.  §.  109.  »Die  Töchter  des  Herzogs  er- 
halten bei  ihrer  Vermählung  eine  Mitgabe  von  20,000  fl.  rheinisch,"  —  Baden, 
Apanagengesetz.  1S39.  §.  19.  „Die  Mitgabe  und  Ausstattung  (siehe  Note  10) 
erschöpft  alles,  was  eine  Prinzessin  für  sich  und  ihre  Nachkommen  bis  zum 
Aussterben  des  grossh.  Mannsstammes  an  das  Domanial-  und  andere  Fidei- 
commissvermögen,  so  wie  an  den  Staat  zu  fordern  berechtigt  ist.  Insbeson- 
dere kann  eine  Prinzessin,  wenn  sie  sich  zum  zweitenmale  vermählt,  keine 
neue  Mitgabe  oder  Ausfertigung  verlangen  "  Letzteres  bestimmt  auch  aos- 
drücklicb  Hannover,   Hausges.   1S36.   cap.  X.  §.  31.   a  linea  2. 

'f")  Wfirtemberg,  Hausges.  1S2S.  §.  51.  „Die  Töchter  des  Kron- 
prinzen erhalten  bei  ihrer  Vermählung  eine  Mitgabe  von  80,000  fl.  Verlie- 
ren aber  solche  Töchter  ihren  Vater  als  Kronprinzen  vor  ihrer  Vermählung, 
so  werden  sie  den  übrigen  Enkelinen  des  Königs  gleichgestellt  und  erhalten 
eine  Mitgäbe  von  40,000  fl  (§.  52).  Die  übrigen  Prinzessinen  des  k.  Hau- 
ses erhalten  eine  Mitgabe  von  30,000  0."  —  Aehnliche  Bestimmungen  enthält 
das  hannoversche  Hausgesetz  iS3fi.  cap.  X.  §.  29.  30;  sodann  weiter 
§.  31.  „Die  Mitgift  verbleibt  der  Prinzessin  auch  nach  Aufhebung  der  Ehe 
und  geht  mit  ihr  in  eine  zweite  Ehe  über;  sie  vererbt  nach  ihrem  Tode  anf 
ihre  Descendenz. .  .  Wenn  die  Mitgift  bei  kinderloser  Ehe  nach  den  Bedin- 
gungen des  Ebevertrags  zurückfällt,  so  fallt  sie  der  Staatskasse  anheini."  — 
Nach  dem  k.  sächsischen  Hausges.  l'^37.  §.  35.  erhält  jede  Prinzessin 
aus  der  Nebenlinie  zur  Aussteuer  und  völligen  Abfindung  20,000  Thlr.  ans 
der  Staatskasse.  —  Baden,  Apauagenges.  1S39.  §.  10.  „Zur  Mitgabe  em- 
pfängt jede  Prinzessin  Tochter  eines  Grossherzogs  ,  wenn  sie  sich  mit  Ein- 
willigung des  Grossberzogs  standesmassig  vermählt,  40,000  fl. ;  jede  andere 
Prinzessin  des  grossh.  Hauses  in  gleichem  Falle  25,000  fl.  (§.  ll).  Behufs 
ihrer  standesmässigen  Ausstattung  werden  ne  bst  de  m  jeder  Prinzessin  Toch- 
ter eines  Grossberzogs  15,000  fl.  ;  einer  jeden  anderen  Prinzessin  des 
grossh.  Hauses  10,000  fl.  entrichtet. 

>')  Im  XV.  u.  XVI.  Jahrhunderte  liess  man  die  Prinzessinen  mitunter 
?choD  bei  errei'htem   12.  Jahre  auf  alle  Ansprüche  verzichten,  mit  Ausnahme 
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Ausstellung  von  Erb  verzichten  bezüglich  der  Thronfolge  und 
des  damit  etwa  verbundenen  Hausfideicommisses  in  Uebung  geblie- 
ben;  obschon  durch  diese  nichts  weiter  anerkannt  wird,  als  was 
sich  nach  der  dermaligen  Verfassung  von  selbst  versteht  *2), 
daher  auch ,  wenn  etwa  ein  solcher  Erbverzicht  bei  der  Verhei- 
rathung  unterblieben  wäre,  die  Prinzessin  nichts  desto  weniger 
für  verzichtet  geachtet  wird  '5).  V.  Wiltwen  apanagirter  Prinzen 
(einschlüssig  der  Wittwe  eines  Erbprinzen)  haben  nur  dann 
einen  Anspruch  auf  eine  als  Witthum  von  der  Staatskasse  zu 
zahlende  Rente,  wenn  dieser  in  der  Haus-  und  Apanagengesetzgebung 
ausdrückhch  begründet  ist  '*). 

§.  263. 

Sonderung  der  Staats-  uud  Privatverlassenschaft*). 

I.  Die  Sonderung  der  Staats-  und  Privatverlassenschaft  pflegte 
zur  Reichszeit  nicht  selten  grosse  Schwierigkeiten  zu  veranlassen, 


ihrer  Aussteuer,  so  z.  ß.  in  Baden.  -  Moser,  bad.  Staatsr.  S.  66u.  f. — 
Aebnlich  bestimmt  das  hannover'sche  Hausges.  1836.  cap.  VI.  §.  6. 
„Die  Prinzessinen  des  Hauses  haben  nach  vollendetem  16.  Jahre  und 
jedenfalls  vor  ihrer  Vermählung  Verzichtsurkunden  auszustellen,  in  wel- 
chen sie  für  sich  uud  ihre  Erben  der  Staat  ssu  cc  e  ss  i  o  n  bis  auf  den  le- 
digen Anfall  entsagen,  nicht  minder  erklären,  dass  sie  für  sich  und  ihre  Er- 
ben in  Hinsicht  auf  Pri  v  at  er  b  seh  a  ft  ein  Mehreres  nicht  in  Anspruch 
nehmen,  als  ihnen  dieses  Hausgesetz  ausdrücklich  zuspricht." 

»2)  Siehe  oben  §.  253  Note  4.  Moser,    Faniii. -Staatsr.  1.    747  u.  f.  — 

13)  Ausdrücklich  erklärt  dies:  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  V.  §.  3. 
a  linea  2;  übereinstimmt:  K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  15.  —  Han- 
nover, Hausg.   1836.  cap.  X.  §.  6.  (siehe  Note  11.) 

1')  Solche  Bestimmungen  enthalten:  Würtemberg,  Hausgesetz  1828. 
§.  56  u.  f.  —  Baden,  Apanagenges.  1839-  §.  21  u.  f.  —  Hannover, 
Hausges.  1836.  cap.  X.  §.  36.  „Jede  andere  Wittwe  des  Hauses  (ausser 
einer  verwittweten  Königin  und  Kronprinzessin)  bezieht  ihr  Witthum  aus 
ihrem  Eingehrachten  und  dem  Privatvermögen  ihres  Gemahls.  Ausserdem 
steht  ihr  der  Genuss  der  Hälfte  der  Apanagen  ihrer  leiblichen  Kinder  zu,  so 
lange  diese  minderjährig  sind.  Insoferne  diese  Einkünfte  nicht  ausreichen, 
tritt  die  im  cap.  VII.  §.  135.  des  Staatsgrundgesetzes  gegebene  Bestim- 
mung ein." 

*)  Moser,  Staatsr.  XV.  282  u.  f.  XVI.  60  u.  f.  —  Dessen,  persönl. 
Staatsr.  I.  532  u.  f.  —  Leist,  Stsalsr.  (2.  Aufl.)  §.40.  -  Günner, 
Slaatsr.  §.  239.  —  Kl  über,  öffenll.  R.  §.  243.  335.  3.39  u.  f.  —  Mau- 
renbrecher,  Staatsr,  §.  237.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  265.  —  H.  A.  Za- 
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da  überhaupt  das  Staats-  und  Familieneigenthum  häufig  nicht 
wohl  zu  unterscheiden  war,  indem  viele  Gebiete  nicht  geschlossen 
ilerritoria  noti  clausa)  waren,  auch  die  regierende  Familie  selbst 
einzelne  Landeslheile,  Güter  u.  dergl.  aus  sehr  verschiedenen 
Rechtstiteln  und  mit  verschiedenen  Befugnissen  besass.  II.  Am 
Wichtigsten  war  der  Fall,  wenn  der  Mannsstamm  ganz  oder  in 
einer  Speziallinie  ausstarb.     Hier  war  darauf  Rücksicht  zu  nehmen, 

1)  ob  und  welche  Landestheile  und  Güter  lehnbar  waren,    und 

2)  ob  und  welche  allodialen  Landestheile  und  Güler  etwa  in  einem 
Haus  -  Eid  eicom  mi  SSV  erb  ande  begriffen  waren.  HI.  In  erste- 
rer  Beziehung  brachte  man  die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  über  die 
Sonderung  des  Allodes  vom  Lehen  zur  Anwendung^);  in  letzterer 
Beziehung  unterschied  man,  ob  der  Fideicommissverband  nur  inner- 
halb der  im  Mannsstamme  erloschenen  Speziallinie,  oder  ob  er  zu 
Gunsten  des  Gesammthauses  und  der  Erbverbrüderten  bestand.  In 
jenem  Falle  fielen  die  nunmehr  von  dem  Fideicommissverbande 
befreiten  Landestheile  oder  Güter,  wie  namentlich  die  Domaineo, 
den  Allodialerben  zu ,  wogegen  dieselben  im  zvveiten  Falle  durch 
die  nunmehr  berufenen  anderen  Speziallinien  des  Hauses  oder  die 
Erbverbrüderten  ausgeschlossen  waren.  IV.  In  allen  Fällen  erschien 
der  Staatssuccessor  als  Vindikant,  er  mochte  die  Lehenqualität 
oder  die  Fideicommissqualität  eines  Landestheiles  oder  der  Domai- 
nen  behaupten,  und  lag  ihm  daher  die  Beweislast  gegen  die  Allo- 
dialerben ob.  V,  Im  Allgemeinen  sprach  man  den  Allodialerben 
den  ganzen  beweglichen  INachlass-),  mit  Einschluss  des  Haus- 
schmuckes  u.  s.  w.  zu,  soferne  nicht  eine  weiter  wirkende  Haus- 
fideicommisseigenschaft  desselben  erweislich  war;  desgleichen  so- 
gar den  Ueberschuss  der  Kammereinkünfte,  indem  man  hier  die 
Grundsätze  von  den  Rechten  des  Erben  eines  Ustifructuars  zur 
analogen  Anwendung  brachte.  VI.  Heut  zu  Tage,  wo  die  Staats- 
gebiete durchaus  geschlossene  sind  und  die  Regelung  des  Staats- 
haushaltes schon  längst  überall  eine  feste  Bestimmung  des  Staats- 
eigenthums  nothwendig  gemacht  hat,  und  dasselbe  daher  nicht 
leicht  mehr  vermischt  mit  dem  Privateigenthume  des  regierenden 

chariae^  Staatsr.  I.  §.  75.  —  Posse,  über  die  Sonderunp  reicbsständi- 
scber  Staats-  und  Privatverlassenschaft.  Göttingen   179o. 

')  Vergl.   Weber,    Handb.  d.  Lebnr.  FV.   663  u.  f.   — 

•)  Vergl.  auch  Pütter,  prim.  lin.  §.  57, 
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Hauses ,  sowohl  in  seiner  Gesannnlheit  als  bezüglich  seiner  einzel- 
nen Mitglieder,  einschlüssig  des  Souverains,  angetroffen  wird,  werden 
an  sich  nicht  leicht  Schwierigkeilen  in  Bezug  auf  die  Scheidung 
der  sog.  Staatsverlassenschaft  und  der  Privatverlassenschal'l  des 
Souverains  oder  anderer  iMitglieder  des  regierenden  Hauses  ent- 
stehen können ,  mit  Ausnahme  des  Falles ,  dass  in  einem  Staate 
die  Scheidung  der  Domainen  des  regierenden  Hauses  und  des 
Staatsgutes  zu  der  Zeit  noch  nicht  vollständig  erfolgt  sein 
würde,  wo  der  regierungsfähige  Slamm  erlöschen  sollte.  In  diesem 
Falle  müssen  auch  gegenwärtig  noch  die  zur  Reichszeit  gültigen 
Grundsätze  als  die  geltenden  betrachtet  werden ,  d.  h.  es  kann 
von  Gütern,  die  an  sich  im  Privaleigenthume  sein  können,  die 
Eigenschaft  als  Staatseigenthum  nicht  weiter  angenommen  werden, 
als  dieselbe  entweder  gesetzlich  bestimmt  oder  sonst  erweis- 
lich ist.  VH.  Als  allgemeiner  leitender  Grundsatz  ist  anerkannt, 
dass  alles  dasjenige,  was  von  dem  verstorbenen  Souverain  aus 
Staatsmitteln  und  aus  Rücksicht  auf  den  Staat,  d.  h.  in  der  Ab- 
sicht, dass  es  dem  Staate  erworben  sein  solle,  gleichviel  oh  aus 
Staats-  oder  privatrechtlichen  Titeln  erworben  wurde,  als  Staats- 
eigenthum zu  betrachten  ist,  dagegen  aber  alles  Vermögen  als 
Privatvermögen  des  Souverains  (sog.  Schatullgut)  und  daher 
ajich  als  Theil  seiner  Privatverlassenschaft  zu  betrachten  ist,  was 
der  Souverain  vor  der  Gelangung  zum  Throne  bereits  besessen 
hat,  sowie  was  der  Souverain  mit  diesem  Vei mögen  oder  sonst 
aus  Privatmitteln,  beziehungsweise  aus  Ersparnissen  aus  den  seiner 
freien  Verfügung  unterstellten  Renten  und  Einkünften  oder  aus 
Privatrechtstiteln  und  ohne  Absicht  der  Erwerbung  für  den  Staat  an- 
geschafft hat  und  von  ihm  nicht  ausdrücklich  dem  Staatsvermögen 
einverleibt  worden  ist 3).     VHl.  Nicht  minder  muss  auch  die  Unter- 


3)  In  dieser  Weise  ist  der  Unterschied  von  Staatsgut  und  Privalvermögen 
des  Souverains  bestimmt  in:  Bayern,  Hausges.  1S19.  Tit.  VIII.  §.  1.  — 
Wiirtemberg,  V.-U.  1S19.  §.2.—  Hannover,  Hausges.  1S36.  cap.  XI. 
§.  8.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.55.57.  —  S.  C  ob  u  rg-Go  tiia, 
Hausges.  1855.  §.79.  —  Das  k.  h  an  nov  er'sch  e  Hausgesetz  I.  c.  enthält 
(a  litiea  2)  noch  die  besondere  Bestimmung  :  „Beim  Ableben  des  Königs  wird 
der  Betrag  der  cap.  VII.  §.  125.  des  Slaalsgrundgeselzes  für  den  Unterhalt 
des  Königs  und  der  k.  Familie  jährlich  ausgesetzten  Kapital-  und  Grund- 
renten, vom  Anfange  des  Jahres  bis  zum  Todeslage  gezählt,  zu  der  k.  Pri- 
vat-Erbschaft  gerechnet,  jedoch  nach  Abzug  der  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  zu 
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Scheidung  von  liausfuleiconimissarischein  Vermögen  (auch  sog. 
Ha  II  sali  odi  um  )  als  fortwirkend  betrachtet  werden,  wo  der- 
gleichen Slil'tungen  bestehen,  und  ist  dies  daher  ebenlails  nicht 
der  Privatverlassenschalt  des  Souverains  zuzuzählen,  so  lange  ein 
regierungsfähiger  Stamm  vorhanden  ist*). 

§.  264. 

Von    der  Erbfolge   in  das  Privatvermögen  der  Mitglieder 

des   regierenden  Haases. 

I.  Zur  Reichszeit  galten  für  die  Erbfolge  in  das  Privatverniügen 
der  Mitglieder  reichsständischer  Häuser  die  Grundsätze  des  ge- 
meinen Civilrechts.  Es  konnte  daher  der  Erblasser  darüber  testa- 
mentarisch verfügen,  nuisste  aber  in  diesem  Falle  seine  letztwillige 
Verfügung  sowohl  der  Form,  als  dem  Inhalte  nach  den  Vorschrif- 
ten des  gemeinen  Rechtes  gemäss  einrichten,  also  auch  die  Noth- 
erben gehörig  einsetzen  oder  enterben  und  umgekehrt  waren  diese  be- 
fugt, ihre  Pflichtheilsrechte  geltend  zu  machen.  Auch  ein  regierender 
Landesherr  durfte  sich  nicht  über  die  Beobachtung  dieser  Vorschrif- 
ten des  gemeinen  Rechtes  hinwegsetzen,  da  Landeshoheit  wesentlich 
von  einer  vollen  Souverainetät  verschieden  war').  In  Ermangelung  einer 
rechtsbeständigen  Verfügung  über  die  Privatverlassenschaft  trat  die 
Intestaterbfolge  des  gemeinen  Rechtes  ein.  Die  Erben  durften  sich, 
wie  hei  jeder  anderen  Privaterbschaft,  der  gesetzlichen  Rechtswoh!- 
thaten  bei  der  Erbschaftsantretung  {beneficium  inventarii  u.  s  w.) 
bedienen,  um  sich  vor  den  Nachlheilen  der  Erwerbung  einer  über- 
schuldeten Erbschaft  zu  bewahren  -).  11.  Diese  Grundsätze  sind 
in  Bezug  auf  die  Mitglieder  eines  souverainen  Hauses,  abgesehen  vom 
regierenden   Herrn,    noch    heut    zu    Tage   durchaus    praktisch  3), 


berechnenden,  laut  §.  130.  desselben  Kapitels  aul'  der  Kroudotation  ruhenden 
Verbindlichkeiten.'' 

^)  Bayern,  Hausges  1819.  Tit.  VIII.  §.  1.  —  Hannover,  Hausges. 
1836.  cap.  XI.  §.  3.  cap.  XII.  §.  2.  3.  —  S.  Cobu  rg- Gotha,  Hausges. 
1S55.  §.  69.   71. 

>)   Siehe  oben  §.  254. 

^)  Moser,  persünl.  Staatsr.  II.  588  u.  f. 

*)  Ausdrücklich  bestimmt  in:  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  \'III,  §.  5. 
„Die  übrigen  Glieder  des  k.  Hauses  (ausser  dem  Könige)  sind  bei  Disposi- 
tiooeo  über  ihr  PrivatvermögeD  an  die  Beobachtung  der  bürgerlichen  Gesetze 
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soferne  ihnen  nicht  ein  Hausgesetz  eine  völlig  freie  Verfügung 
gestattet^).  III.  In  Bezug  auf  die  Privatverlassenschaft  der  regie- 
renden Herrn  muss  dagegen  in  Folge  ihrer  nunmehrigen  So u- 
verainetät  als  gemeingültiger  Grundsatz  anerkannt  werden,  dass 
dieselben  bei  ihren  letztwilligen  Verfügungen  nicht  mehr  an  die 
Vorschriften  des  gemeinen  Civilrechls,  weder  in  Bezug  auf  die 
Form  noch  auf  den  Inhalt  der  lelztwiUigen  Verfügungen  über  ihren 
Privatnachlass  gebunden  sind,  also  auch  dieselben  von  Notherben 
weder  wegen  unförmlicher  Enterbung  oder  Uebergehung  angefoch- 
ten, noch  auch  Ergänzungen  des  Pflichttheils  verlangt  werden 
können  ^),  soferne  nicht  eine  besondere  hausgesetzliche  Bestimmung 
den  Souverain  zur  Beobachtung  der  civilrechtlichen  Vorschriften 
oder  eines  Theiles  derselben  verpflichtet  ^).  IV.  Auch  finden  sich 
in  den  neueren  Hausgesetzen  einige  eigenthümliche  Bestimmungen, 
indem  entweder  1)  die  Intestaterbfolge  überhaupt  nur  beweg- 
liches  V^ermögen   begreifen   kann')   und   die  Prinzessinen    auch 

gebalten,  nach  welchen  auch  die  Erbfolge  in  dasselbe  bestimmt  wird."  — 
Uebereiostimmen  :  Würtemberg,  Hausges.  1S2S.  §.  65.  —  K.  Sachsen, 
Hausges.   1S37.  §.  59. 

^)  Dies  thut  das  h  an  nov  er'sche  Hausges.  1S36.  cap.  XI.  §.  5.  „Die 
Mitglieder  des  k.  Hauses  haben  freie  Verfügung  über  ihr  Privatvermögen, 
insoferne  sie  nicht  in  Absicht  ihres  Erbvennögens  durch  besondere  Familien- 
lideiconimisse  beschränkt  sind.  Insoferne  sie  nicht  disponirt  haben ,  kommen 
die  Landesgesetze  bei  der  Vererbung  in  Anwendung." 

*)  Die  ünbeschränktheit  des  Souverains  bezüglich  der  letztwilligen  Ver- 
fügungen über  sein  Privatvermögen  wurde  von  jeher  aus  dem  Begriffe  der 
Souverainetät  abgeleitet.  Vergi.  Hugo-Grotius,  de  Jure  B.  et  P.  L.  II. 
cap.  Vn.  §  X.  XI.  XXV.  —  Vergl.  auch  L.-  31.  Dig.  de  leg.  (1.3.)  „iVin- 
ceps  legibus  solutus  est."  —  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Hausges. 
1819.  Tit.  VIII.  §.  2.  „Der  Monarch  ist  in  seiner  Disposition  an  die  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Rechtes  nicht  gebunden."  —  Uebereinstimmen : 
Hannover,  Hausges.  1S36.  cap.  XI.  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Hansges.  1837. 
§.   58. 

•^)  So  z.  B.  S.  Coburg-Gotha,  Hausges.  1S55.  §.  SO.  „üeber  sein 
Privatvermögen  kann  der  Herzog  unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall  ver- 
fügen:  er  ist  bei  letztwiUigen  Verfügungen  sowohl  hiusicbtlicb  der  Form, 
als  des  Inhalts  an  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  gebunden;  in- 
dessen finden  die  Bestimmungen  über  das  Recht  der  Notherben  und  der 
fa leidischen  Quart  keine  Annendung  auf  das  Testament  des  Herzogs. 
Der  Herzog  kann  weder  ein  testamentum  prinäpi  oblatum,  noch  ein  testa- 
mentum  militis  errichten." 

')  Bayern,  V.-l'.  1618.  TU. Hl.   §.  1.  alineu  2:   ,,Auch  alle  neue  Erwer- 
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von  dieser  Intestaterbfolge  in  das  bewegliche  Privatvermögen  des 
Souverains  und  des  Mannsstaninies  überhaupt,  so  lange  letzterer 
blüht,  ganz  ausgeschlossen  werden"),  oder  2)  überhaupt  gar 
keine  Intestaterbfolge  (weder  der  Söhne  noch  der  Töchter)  des 
Souverains  eintreten  kann,  weil  jene  Bestandtheile  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Privatvermögens,  über  welche  der  Souverain 
nicht  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  verfügt  hat, 
kraft  ausdrücklicher  gesetzlicher  Bestimmung  ohne  Weiteres  {ipso 
jure)  als  vereinigt  mit  dem  Hausfideicommiss  oder  Kaus- 
al 1  o  d  i  u  m  betrachtet  und  nur  mit  diesem  vererbt  werden  ^). 

§.  265. 
Regierungsantritt  *). 

I.  Schon  zur  Reichszeit  erkannte  man  es  als  gemeinrechtlichen 
Grundsatz  an,  dass  die  Regierung  unmittelbar  (ipso  jure)  mit  dem 
Anfalle  der  Succession  an  den  Nachfolger  übergeht  und  dieser 
sofort  befugt  ist,  alle  Regierungshandlungen  vorzunehmen  ^).  Der 
neue   Landesherr   pflegte    seinen  Regierungsantritt   durch.  Palente 


bungen  ans  Privattiteln,  an  unbeweglichen  Gütern,  sie  mögen  in  der 
Haupt-  oder  Nebenlinie  geschehen,  wenn  der  erste  Erwerber  wäh- 
rend seines  Lebens  nicht  darüber  verfügt  hat,  kommen  in  den 
Erbgang  des  Mannsstammes  und  werden  als  der  Gesammtmasse  (d.  h. 
der  Staatsverlassenschaft)  einverleibt  angesehen."  —  Vergl  Gesetz 
V.  9.  März  1828,  das  Staatsgut  betr. 

*)  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  V.  §.  'S.  „Die  Prinzessinen  sind  nicht 
nur  von  der  Regicrung,<inachfo]ge ,  sondern  auch  von  der  Intestaterb- 
folge alles  beweglichen  Vermögens  des  Mannsstamnies,  sowohl  in 
der  Hauptlinie  als  in  den  Nebenlinien  ausgeschlossen  ,  so  lange  noch  männ- 
liche Sprossen  im  k.  Hause  vorhanden  sind."  Vergl.   ebendas.  Tit.  VIII.  §.3. 

3)  So  bestimmt  in  Hannover,  Hausges.  1S36,  cap.XI.  §.  1.  —  S.  Co- 
burg-Gotha, Hansges.  1855.  §.  81.  —  Dasselbe  bestimmt  das  k.  säch- 
sische Hausges.  1837.  §.  56  hinsichtlich  jenes  Privat- Vermögens ,  wel- 
ches der  König  schon  vor  der  Thronbesteigung  bereits  besessen  hat.  Hin- 
sichtlich jenes  Vermögens,  welches  der  König  erst  während  seiner  Regierung 
aus  irgend  einem  Privatrechtstitel  erwirbt,  stehet  ihm  sogar  nur  eine  Ver- 
fügung unter  Lebenden  zu.     Ebenda s.  §.   57. 

*)  Moser,  Slaatsr.  XVIII.  47 i  u.  f.  —  Dessen  persönl.  Staatsr. 
Tbl.  II.  1  u.  f.  —  L  eist,  Staatsr.  (2.  AuH.)  §.  47.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  243.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  24S.  -  H.  A.  Zachariae,  Staatsr. 
(2.  Aufl.)  I.   §.   79. 

')  Siehe  oben  §.  248.  VII. 
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im  Laude  bekannt  zu  machen,  und  von  seinen  Unterthanen 
und  Dienern  eine  förmliche  Huhligung  zu  verlangen ,  dagegen 
aber  die  Landesgrundverfassung  zu  bestätigen  und  besondere  Re- 
versalen  hierüber  zu  ertheilen-).  IL  Auch  heut  zu  Tage  sind 
diese  Grundsätze  noch  als  die  gemeinrechtlichen  zu  betrachten. 
IIL  Nach  einigen  Verfassungsurkunden  hat  der  Souverain  bei  dem 
Regierungsantritte  in  vorgeschriebener  Förmlichkeit  zu  schwören, 
oder  eidlich  in  einem  Patente  zu  versichern,  dass  er  nach  Ver- 
fassung und  den  Gesetzen  des  Landes  gemäss  regieren  werde  3); 
in  noch  anderen  Verfassungsurkunden  wird  eine  gleiche  Zusiche- 
rung vom  Souverain  in  einer  Urkunde  bei  seinem  landesherrhchen 
Worte  ertheilt^).  Nach  einigen  Verfassungsurkunden  soll  die 
allgemeine  Ijandeshuldigung  oder  Huldigung  der  Landstände  erst 
nach  solcher  Zusicherung  des  Souverains  stattfinden^).  In  einigen 
der  neuesten  Verfassungsurkunden  ist  sogar  ausgesprochen,  dass 
der  neue  Souverain  nur  erst  von  dem  Augenblicke  an  zur  Aus- 
übung der  Regierung  berechtigt  sei,  wo  derselbe  die  Verfassung 
in  bestimmter  Förmlichkeit  beschworen  hat**). 


2)  Vergl.  auch  Ickstadt,  vindiciae  potestatis  terrilorialis  adversus  ca- 
pitulalionum  conipactatorum  et  litterarum  reversalium  abusus.  Monacbii,  1795 
(in  opusc.) 

3)  Persönliche  Eidesleistung  des  Königs  in  einer  feierlichen  Versammlung 
der  Staatsminister,  der  Mitglieder  des  Staatsrathes  und  einer  Deputation  der 
Staude,  wenn  sie  zur  Zeit  versammelt  sind,  schreibt  vor:  Bayern, 
V.-ü.  1818.  Tit.  X.  §.  1;  eidliches  Gelöbniss  in  Gegenwart  der  ver- 
einigten Kammern:  Preussen,  V.-ü.  1850.  art.  54;  eidliche  Zusiche- 
rung in  Patent:  Oldenburg,  revid.  Staatsgrundges.  1852.  art.  197.  — 
Coburg-Gotha,  V.U.  1852.  §.  157.  ~   Waldeck,  V.U.  1852.  §.  17. 

'■)  Würtemberg,  V.  -  U.  1819.  §.  10.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.  §.  106.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  138.  -  S.  Allenburg, 
V.-U.  1831.  §.  266.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  4.  —  Han- 
nover, Ges.  V.  5.  Sept.  1848.  §.2.  —  Weimar,  revid.  Grdges.  v.  1850. 
§.  67.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  5.  —  Sc  hwar  zburg-Sonders- 
haasen,  Ges.  v,  2.  Aug.  1852.  §.  13.  (statt  §.  55.  der  Verf. -ü,  von 
1S49).  —  Reuss,  j.  L.  V.-U.    1852.  §.   103. 

*)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  10.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.Sept. 
1848.  §.2. —Weimar,  revid.  Grdges.  1850.  §.  68.  —  Kurh  e  ss  en,  V.U. 
1852.  §.  5.  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art.  198.  -  Wal  deck, 
V.-U.  1852.  §.   18. 

")  Am  Ausrdhrlicbsten  bestimmte  dies:  Schwarzburg-Sonders- 
Jiauseo,    V.-U.   1S49.   §.  55.    a  linca  3.     ^Vor   der  Ablegung   des   obigen 
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§.   2ß6. 

Verbindlichkeit  des  Tlironfolgers  aus  den  Re^ierongs- 
handlungen  des  Vorgängers*). 

1.  Schon  in  sehr  früher  Zeit  findet  man  in  den  Rechlsquellen 
den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  der  Thronfolger  zur  Anerkcn- 

Eides  ist  der  Fürst  zur  Ausübanff  der  Regierong  nicht  befugt.  In  der 
Zwischenzeit  werden  die  verfassungsmässigen  Rechte  desselben  von  dem  Mi- 
nisterium mit  Verantworllichiieit  ausgeübt.  Diese  Bestimmungen  kommen 
auch  bei  dem  Eintritte  einer  Regentschaft  zur  Anwendung."  Diese  Sätze, 
wonach  ein  förmliches  Interregnum  eintreten  konnte ,  sind  aber  durch  Ges. 
V.  2.  Aug.  IS52.  §.  1.3.  aufgehoben  worden.  —  Dagegen  bestimmt  noch: 
Oldenburg,  revid.  V.-U.  1S52.  art.  9'.  §.  3.  „Bis  zur  Erlassuug  eines 
solchen  Patents  wird  die  Staatsverwaltung  von  dem  bei  der  Regiernngserle- 
digung  vorhandenen  Staatsministerium  unter  verfassungsmässiger  Yerantwort 
lichkeit  wahrgenommen."  —  Eine  gleichlautende  Bestimmung,  aber  nur  in  Bezug 
auf  den  Fall,  dass  eine  Regentschaft  eingerichtet  wird,  hat  die  preussi- 
sche  V.-ü.  1852.  art.  5S.  a  linea  2.  —  Coburg- Goth  a ,  V.-U.  1S52. 
§.  \h\).  „Bevor  die  über  das  eidliche  Angelöbniss  auf  die  Verfassung  aus- 
gestellte Urkunde  an  den  gemeinschaftlichen  Landtag  abgegeben  worden  ist, 
kann  der  Herzog,  beziehentlich  der  Statthalter',  oder  der  Regierungsverweser 
keine  Regierungshaodlung  vornehmen.  In  der  Zwischenzeit  gehen  die  nolh- 
wendigen  Regierungsliandlungen  von  dem  Staatsmioisterium  aus.  In  welcher 
Form  dies  geschehen  soll,  wird  durch  Gesetz  bestimmt."  —  Nach  §.  1.5S. 
dieses  Staatsgrundgesetzes  tritt  der  gemeinschaftliche  Landtag,  wenn  der 
Herzog  stirbt,  oder  wenn  die  Regierung  des  Stalthalters  oder  des  Regie- 
rungsverwesers endigt,  spätestens  am  4.  Tage  darauf,  ohne  Berufung  in 
Gotha  zusammen,  falls  derselbe  nicht  gerade  einberufen  ist,  um  den  von 
Seiten  des  Regierungsnacbfolgers  ,  des  Statthalters  oder  Regierungsverwesers 
zu  leistenden  verfassungsmässigen  Eid  entgegen  zu  nehmen. 

*)  Moser,  persönliches  Staatsr.  H.  211  u.  f.  —  Pütter,  prim  lin. 
§.  64.  —  A  J.  Schnaubert,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm  und 
seinen  Vorfahren  gegebenen  Gosetze  gebunden.  A.  d.  Latein,  von  Hage- 
meister. Rostock  1795.  —  v.  Haniptz,  Erörterung  der  Verbindlichkeit 
des  weltlichen  Reichsfürsten  a.  d.  Handlungen  s.  Vorfahren.  INeustrelitz 
ISOO.  —  W.  J,  ßehr,  Erörteiung,  in  wieferne  ist  der  Regent  eines  Staa- 
tes an  Hie  Handlungen  seines  Regierungs^orfahrers  gebunden.  Bamberg  ISIS  — 
v.  Eberz,  Versuch  über  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines  Regen- 
ten f.  s.  Regierungsnachfolger  Landsh.  1S19.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  244. — 
Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  48.  —  Klüber,  öffentl.  R.  §.252.  —  Maa- 
renbrecher, Staatsr.  §.  243.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  520.  —  K,  S. 
Zachariae,  vierzig  Bücher  vom  Staate.  \.  92.  —  H.  A,  Zacbariae, 
Staatsr.  (2.  Auf!  )  I.  §.   TK. 
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nung  der  Regiernngsliandlungen  des  Vorgängers  verpflichtet  sei  '). 
IT.  Insbesoudere  ist  dieser  Grundsatz  wiederholt  im  canonischen 
Rechte  ausgesprochen  2) ;  nicht  minder  fand  er  zur  Reichszeit  offi- 
zielle Anerkennung').  III.  Hauptsächlich  kam  der  Umfang,  in 
welchem  dieser  Grundsatz  anzuwenden  sei,  hinsichtlich  der  von 
dem  Vorgänger  contrahirten  Schulden  in  Frage ,  oder  hinsichtlich 
der  dem  Lande  (und  bei  geistlichen  Territorien,  der  Kirche)  nach- 
theiligen Handlungen  des  Vorgängers.  Die  Schwierigkeiten  lagen 
zum  grossen  Theile  darin,  dass  damals  überhaupt  in  vielen  Terri- 
torien keine  scharfe  Scheidung  des  Staatshaushaltes  und  der  lan- 
desherrlichen Hofhaltung  bestand.  Uebrigens  war  man  über  das 
Prinzip,  aus  welchem  die  Verbindlichkeit  des  Thronfolgers  zur 
Anerkennung  der  Regierungshandlungen  des  Vorgängers  abzuleiten 
sei,  theils  überhaupt  nicht  im  Klaren,  theils  wurden  darüber  sehr 
abweichende  iMeinungen  aufgestellt.  IV.  In  reinen  Patrimonialstaa- 
ten  wollte  man  den  Rechtsgrund  dieser  Verpflichtung  in  der  Eigen- 
schaft des  Thronfolgers  als  Univ  ersalsuccessors  erkennen''). 
V.  Wo  aber  der  Nachfolger  —  was  selbst  bei  patrimonialen  Län- 
dern vorkommen  konnte,  wenn  dieselben  lehnbar,  oder  in  einem 


1)  L.  Bajiivar  11.  c.  8.  „Si  quis  hominem  per  jussionem  regis  vei 
ducis  sui  occiderit,  non  requiralur  ei,  nee  faidosus  sit,  quia  jussio  doiniai 
sui  fuit,  et  non  potuit  contradicere  jussionem.  Sed  dux  defendat  euni  et 
filios  ejus  pro  eo.  Et  si  dux  ille  mortuus  fuerit,  alius  dux,  qui  in  loco  ejus 
succedit,   defendat  euni." 

2)  Cap.  1.  X.  de  Solution.  (3.  23).  Alexander  lil.  a.  1170.  „Sicut  filius 
„debita  patris  solvere  tenetur,  ita  praelatus  sui  praedecessoris,  pro 
„Ecclesiae  necessitate  contracta  "  —  Cap.  3.  de  sentent.  et  re  jadic. 
in  VI.  (2.  14.)  Innoceotius  IV.  a.  1250.  „Cum  lam  supradicli  avi  donatio, 
quam  locorum  adquisitio  praemissorum  fuerint  nomine  regni  factae,  me- 
moratas  rex  (der  Thronfolger)  donalionem  servare  bujusmodi  tenebatur. " 

3)  Schreiben  des  K.Franz II.  an  die  Kurfürsten  wegen  der  preussischen 
Occupationen  in  Franken  v.  7.  Sept.  1796  in  Häberlin's  Staatsarchiv. 
Heft  IX.  Nr.  1.  „Man  überlässt  hierbei  einem  Jeden,  die  weitaussehenden 
Folgen  zu  berechnen,  welche  nothwendig  in  ganz  Deutschland  entstehen 
würden,  wenn  je  die  Meinung  herrschend  werden  sollte,  dass  der  Nachfol- 
ger in  der  Regierung  an  die  Handlungen  seiner  Vorfahren,  die  sie  in  ih- 
rer Eigenschaft  als  regierende  Fürsten  vorgenommen  haben,  der 
Regel  nach  nicht  gebunden  sei." 

^)  Vergl.  Hugo  Grotius,  de  .lur.  Belli  et  Pacis ,  Lib.  II.  c.  14, 
$.   10  u.  f. 
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ramiliciißdeicoinmissarischeii  \'erl)aiKle  hogrilTen  waren  —  nur  als 
Singula  rsuccesso  r  in  die  Krone  eintrat,  wie  dies  namentlich 
heilt  zu  Tage  hei  aller  deutschen  Throurolgc  der  Fall  ist,  fand 
man  sich  dadurch  in  Verlegenheit  versetzt,  dass  man  insge- 
mein das  Wesen  der  Singularsuccession  darin  zu  finden 
glauhte,  dass  der  Singularsuccessor  keine  Verfügungen 
des  Vorbesitzers  über  den  Gegenstand  der  Succession  an- 
zuerkennen verpflichtet  sei  ^).  Da  man  jedoch  sehr  wohl  fühlte, 
dass  mit  der  Herühernahme  eines  solchen  Grundsatzes  ein  geord- 
netes Staatsleben  nicht  bestehen  könne,  so  bezog  man  sich  meistens 
auf  die  Ewigkeit  des  Staates,  d.  h.  darauf,  dass  der  ewige 
Staat  durch  jeden  Regenten  als  sein  Organ  spreche*').  Eben  hier- 
durch gründete  man  aber  bewusst  oder  unbewusst  die  Verbindlich- 
keit des  Thronfolgers  aus  den  Regierungshandlungen  des  Vorgän- 
gers auf  das  Prinzip  einer  angeblichen  Staatssouverainetät 
neben  der  Fürstensouverainetät,  also  auf  eine  an  sich  unhaltbare 
Hypothese').  VI,  Das  richtige  Prinzip  und  zugleich  das  Kri- 
terium, wonach  sich  über  die  Verbindlichkeit  oder  Unverbind- 
lichkeit  der  Handlungen  des  Regierungsvorgängers  im  einzelnen 
Falle  mit  Sicherheit  entscheiden  lässt,  liegt  aber  eben  in  dem  We- 
sen der  Singularsuccession  selbst,  wenn  dasselbe  nur  rich- 
tig aufgefasst  wird.  Der  Charakter  der  Singularsuccession  besteht 
nämlich  nicht  darin,  dass  der  Nachfolger  überhaupt  keinerlei 
Verfügung   des  Vorbesitzers   über  den  Gegenstand  der  Succession 


5)  Vergl.  (M.  Hof  man)  Versuch,  in  wie  weit  ist  der  Successor  singu- 
laris  ex  pacto  et  Providentia  majorum  zur  Anerkennung  der  Verträge  und 
Handlungen  der  Vorfahren  verpflichtet?  1797.  —  K,  T  h,  Wedekind,  kön- 
nen die  deutschen  Staninigiitsgrundsätze  einen  Regieruogsnachfolger  befreien, 
die  Regentenhandlungen  seines  Vorfahrers  zu  vertreten,  mithin  die  erweis 
liehen  und  rechtlichen  Schulden   desselben  zu  bezahlen?  Frankf.   1S02. 

0)  Dies  thut  schon  Baldus  (f  1400)  Consil.  Lib.  I.  cons.  27.  Lib,  If. 
cons.   159,  Nr.  4.  und  nach  ihm  fast  alle  Neueren 

■J)  Vergl.  hierüber  oben  §.  54.  —  Selbst  wenn  man  die  sog.  Staats- 
souverainetät einschränkend  auf  das  zuriicknihrt,  was  oben  §.  58.  die 
Staatspersönlichkeit  genannt  worden  ist,  so  wäre  hiermit  noch  nichts 
erklärt,  weil  immer  noch  die  Frage  zu  lösen  bliebe,  aus  welchem  Grunde 
durch  die  Staatspersönlichkeit  die  Fortdauer  der  rechtlichen  Gültig- 
keit der  Regierungshandlungen  des  Vorgängers  und  ihre  Verbindlichkeit  für 
den  Nachfolger  vermittelt  und  erhalten  werde. 


J76  §•  2f><i-     Verbindlichkeit  des  Thronfolgers. 

anzuerkennen  scInilHig  ist,  sondern  darin,  dass  der  Singularsuc- 
cessor  nur  anzuerkennen  braucht,  aber  auch  a  lies  anerkennen 
muss,  was  der  Vorgänger  innerhalb  des  ihm  recht-  und  ge- 
setzmässig  zustehenden  Kreises  von  Befugni  ssen  über 
den  Successionsgegensland  verfügt  liat-'').  VII.  Hieraus  allein  schon 
ergibt  sich  als  logische  und  praktische  Folgerung,  dass  der 
Thronfolger  verpflichtet  ist,  alle  Regentenhandlungen  als  gültig  und 
rechtsbeständig  anzuerkennen,  welche  von  dem  Vorgänger  inner- 
halb der  Gränzen  seiner  verfassungsmässigen  Be- 
fugnisse und  in  gehöriger  Form  vorgenommen  worden 
sind^),  dass  er  aber  umgekehrt  auch  keine  Regierungshandlung 
des  Vorgängers  als  rechtsbeständig  anzuerkennen  schuldig  ist, 
welche  mit  den  Grundgesetzen  des  Staates  oder  der  Haus- 
verfassung  im  Widerspruche  sieht*")-  VIII.  Selbstverständlich 
kann  daher  auch  der  Thronfolger  jede  Regentenhandlung  des  Vor- 
gängers umstossen ,    welche  dieser  selbst  als  ungültig  und  verfas- 


8)  So  z.  B.  muss  auch  schon  nach  Civilrechl  der  Käufer  als  Singular- 
successor  des  Verkäufers  die  Hypotheken  anerkennen,  welche  dieser  als  bis- 
heriger Eigenthünier  auf  das  Grundstück  gelegt  hatte;  ebenso  muss  nach 
Lehnrecht  jeder  Lehnfolger,  wenn  er  gleichwohl  nur  Singularsuccessor  des 
bisherigen  Vasalien  ist,  die  Schulden  anerkennen,  die  derselbe  unvermeidlich 
zur  Erhallung  des  Lehens  hatte  machen  müssen  u  s.  w.  —  Das  ältere 
deutsche  Recht  ging  sogar  noch  viel  weiter,  indem  es,  ungeachtet  ihm  die 
Universalsuccession  völlig  unbekannt  war,  doch  die  Erben  und  nament- 
lich die  Söhne  als  solche  zur  Haftung  für  die  Schulden,  sogar  fiir  die 
rechtswidrigen  Handlungen  des  Vaters  verpflichtete,  mit  welcher  Rechts- 
anschauung offenbar  auch  das  oben  Note  2.  angeführte  Cap  1.  X.  de  soli- 
tionibus,  so  wie  auch  zum  Theile  die  bekannte  Vorschrift  in  II.  Feud.  45. 
zusammenhängt,  wonach  der  Sohn  nur  dann  in  des  Vaters  Lehen  folgen 
konnte,  wenn  er  zugleich  auch  dessen  Allodialverlassenschaft  (hcreditas)  an- 
nahm. —  Vergl.  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II.  Ablhl.  II.  1S47. 
S.  338.  357. 

9)  Maurenbrecher,  in  der  Schrift:  die  deutschen  regierenden  Für- 
sten etc.  1S39,  suchte  dasselbe  Prinzip  und  Kriterium  dadurch  auszudrücken, 
dass  er  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  empfahl,  ob  durch  die  Regierungshand- 
lung des  Vorgängers  „erworbene  Rechte"  begründet  worden  seien. 

10)  So  einfach  sich  dieses  Prinzip  ausspricht,  so  schwierig  kann  dessen 
Durchführung  im  einzelnen  Falle  werden,  da  nicht  selten  gerade  über  die 
Vorfrage  nach  der  Haus-  oder  Landesverfassung  Zweifel  entstehen  kön- 
nen, wie  weit  der  Kreis  der  verfassungsmässigen  Befugnisse  des  Vorgän- 
gers, besonders  bei  repräsentativer  Verfassung,  gehe. 
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sungswidrig  anzufechten  berechtigt  gewesen  wäre  '•).  IX.  Ganz 
in  diesem  Sinne  haben  mehrere  deutsche  Verfassungsurkunden  den 
Grundsatz  der  VerbindUcbkeit  der  Regierungshandlungen  des  Vor- 
gängers für  den  Thronfolger  ausgesprochen  ^2).  X.  Da  die  Re- 
gierungsbefugniss  eines  Souverains  bezilgHch  der  Rehandlung  der 
einzelnen  Fälle  (im  Gegensalze  der  Gesetzgebung)  der 
Natur  der  Sache  nach  auf  seine  Lebensdauer  beschränkt  ist,  so 
müssen  alle  Verfügungen ,  wodurch  er  seinem  Nachfolger  in  der 
Behandlung  künftiger  einzelner  Falle  vorgreifen,  be- 
ziehungsweise in  dessen  künftige  Regierung  eingreifen  würde, 
an  sich  als  ungültig  und  für  diesen  Letzteren  unverbindlich  be- 
trachtet werden.  Der  Nachfolger  ist  daher  auch  nicht  schuldig, 
von  dem  Vorgänger  gegebene  Versprechen  einer  Anstellung 
im    Staatsdienste'^),    oder   einfache   Lehen  versprechen   (Lehenex- 


")  Beispiele  von  Fällen,  in  welchen  ein  Souverain  sogar  seine  eigenen 
Regierungshandluogen  und  sogar  Zusicherungen ,  eine  Regierungsmaassregel 
seines  Vorgängers  nicht  iirastossen  zu  wollen ,  für  ungültig  erklären  kann, 
enthält  schon  das  canonische  Recht.  Vergl.  cap.  IS.  X.  de  jure  jurando 
(2.  24)  Innocentius  III.  a.  1205.  (Der  König  von  Arragonien  hatte 
eidlich  zugesagt,  die  Münzen  seines  Vaters  innerhalb  gewisser  Zeit  nicht  zu 
verrufen,  es  fand  sich  aber,  dass  dieselben  gefälscht  worden  waren  und  dem 
Volke  dadurch  grosse  Beschwerde  erwuchs)  ;  cap.  33.  X.  eod.  HonoriusIII. 
a.  1220  „....quod...  Hungariae  Res  illustris  alienationes  quasdam  fe- 
cerit  in  p  raej  u  di  c  iu  m  regni  sui"  etc.  —  Ganz  übereinslimmend  erklärt 
auch  der  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  3(iS.  I.  Zlb.  V,  den  nachfol- 
genden Bischof  für  befugt ,  nachtheilige  Veräusserungen  oder  Tausch  (Wech- 
sel) von  Dienstleuten  oder  Gütern  der  Kirche  umzustossen. 

1-)  Zuerst  geschah  dies  in  der  V.-ü.  von  S.  Altenburg,  1S32.  §  14. 
„Die  Regentenhandlnngen  des  Vorfahrers  sind  von  dem  Landesnachfolger  an- 
zuerkennen und  zu  vertreten ,  insoferne  sie  ohne  üeberschreitung  der  ver- 
fassungsmässigen und  hausgesetzliclien  Befugnisse  unternommen  worden."  — 
Aeholich  bestimmt  jetzt :  S  ch  wa  rz  bu  rg-S  o  n  der  s  h  a  us  e  n,  V.-ü.  IS49. 
§.  51.  „Die  rechtmässigen  Regierungshandlungen  des  Vorfahren  verpUichten 
den  Nachfolger."  —  Anhal  t- Bernburg,  V.-U.  1S50.  §.  S9.  „Alle  rechts- 
gültigen Regentenhandlungen  und  Gesetze  sind  von  dem  Regierungsnachfolger 
unbedingt  anzuerkennen  und  zu  vertreten." 

'3)  Ein  solches  Versprechen  könnte  schon  gegen  den  versprechenden 
Souverain  kein  Klagerecht  begründen,  da  es  immer  unter  selbstverständlicher 
(stillschweigender)  Voraussetzung  ertheilt  zu  betrachten  ist,  dass  der  Sou- 
verain zur  Zeit  der  Erötfnung  der  fraglichen  Amtsstelle  es  noch  dem  Staats- 
iateresse  angemessen  findet,  sie  dem  betreffenden  Subjekte  zu  übertragen.  Aus- 
Zöpfl  ,    Staaterecht.    4te  Aufl.   H,  l- 
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spektanzen)  zu  erfüllen,  sondern  es  sind  diese  nur  als  rein  per- 
sönliche Zusagen  des  Vorgängers  zu  betrachten*^).  XI.  Nur  die 
von  dem  Regierungsvorgänger  ertheilten  förmlichen  Eventual- 
belehnungen  oder  sog.  qualifizirlen  Lehenexspektanzen 
machen    gemeinrechtlich    von    dieser    Regel    eine    Ausnahme  *^). 


drücklich  verbieten  die  Ertheilnng  von  Anwartschaften  aaf  Staatsäniter : 
Bayern,  V.-U.   ISIS.  Tit.lli.  §.5.  —  Grossb.  Hessen,  V.-U.    IS20.  §.  48. 

'^)  Ueber  die  Verbindlichkeit  der  vom  Vorgänger  ertheilten  einfachen 
Lehenexspektanzen  für  den  Thronfolger  war  von  jeher  viel  Streit.  Vergl. 
G.  L.  Böhmer,  diss.  de  obligatione  surcessoris  ex  exspeetativa  fendali 
aotecessoris.  1749.  (Ejusd.  Elect.  J.  F.  T.  II.  Nr.  M).  —  (F.  v.  Hof- 
mann) Von  der  Verbindlichkeit  des  Landes-  und  Leheonachfolgers  an  die 
vom  Vorfahren  erlheilte  Anwartschaft  und  Eventualbelehnung.  1778.  — 
Struben,  rechtl  Bedenken.  I.  Nr.  115. —  Runde,  Beitr.  II.  Nr.  4.  n.  5. — 
Unter  den  Neueren  halten  die  LehensaBwartschaflen  für  unverbindlich  für 
den  Nachfolger:  Pätz,  Lehnr.  §.  132.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  244.  — 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  243.  Note  g.  und  in  der  Schrift:  die  deut. 
regierenden  Fürsten.  S.  145.  u.  152.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  250.  —  A. 
M.  ist  H.  A.  Zachariae,  Staatsr,  (2.  Aufl.)  1.  §.  77.  Note  5.  —  Ueber 
die  besonderen  Grundsätze  bei  kaiserlichen  Lebensanwartschaften,  siehe 
oben  §.  257. 

'5)  Nach  dem  älteren  deutschen  Lehnrecbte  Sachsenspiegel,  Lehn- 
recht (^Homeyer),  art,  11.  §.  1.  und  dem  älteren  lombardischen  Lehn- 
rechte, I.  Feud.  9.  war  der  Nachfolger  auch  nicht  an  die  vom  Vorgänger 
ertheilte  Eventualbelehnung  gebunden.  Der  Grund  hiervon  lag  aber 
nur  darin,  dass  man  jede,  zu  einer  Zeit,  wo  das  Gut  noch  in  der  Gewere 
eines  berechtigten  Vasallen  (also  possessio  nondum  vacua)  war ,  ertheilte 
Investitur  für  nichtig  hielt.  Vergl,  I.  Feud.  9.  —  Schwabenspiegel, 
Lehnrecht  (Lassberg)  cap.  19  —  Später  wurde  diese  Ansicht  aufge- 
geben und  die  bedingte  Investitur  nach  Analogie  der  bedingten  Schen- 
kung (vergl.  cap,  3,  de  sentent.  et  re  judic.  in  VI.  2.  14.)  für  rechtlich 
zulässig  erachtet,  jedoch  nur  bei  Lehen,  die  von  weltlichen  I.ehenher- 
ren  releviren  ,  während  man  bei  den  von  geistlichen  Lehensherren  rele- 
virenden  Lehen  das  ältere  Recht  beibehielt.  (I.  Feud.  9  vergl.  mit  II  Feud. 
26.  „Moribus  receptum  est""  etc.  u.  II.  Feud.  3.5).  Der  Grund,  warum  man 
seitdem  den  Nachfolger  des  weltlichen  Lehensherrn  für  verpflichtet  be- 
trachtete, die  von  dem  Vorgänger  ertheilten  Eventualbelehnungeo  anzuerken- 
nen,  lag  aber  nicht  etwa  darin,  wie  Viele  irrlhümlich  glauben,  dass  man 
hier  Begriffe  der  römischen  U  n  i  ve  rs  a  Is  u  ccessi  o  n  eingemischt  hätte, 
sondern  darin,  dass  man  die  Erlheilung  einer  bedingten  Investitur  nun- 
mehr für  einen  re  c  h  t  s  be  s  t  an  d  ig  e  n  (legitimen)  Disposilionsakt  des  welt- 
lichen Vorgängers  betrachtete,  daher  ihn  auch  der  Singularsuccessor  aner- 
kenneo  mosste;  während  man  im  Interesse  der  Kirche  die  Dispositionsbefug. 
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Neuere  Gesetze  sprccli(?n  aber  (solir  zweckmässig)  auch  diesen 
alle  verbindende  Kraft  bezüglich  des  Nachfolgers  in  der  Regierung 
ab"').  XII.  Die  Frage,  ob  in)  einzelnen  Falle  der  Nachfolger  an 
die  Regierungshandlungen  des  Vorgängers  gebunden  sei ,  konnte 
nicht  nur  zur  Reichszeit  Gegenstand  gerichtlicher  Verhandlung  vor 
den  Reichsgerichten  werden,  sondern  sie  kann  dies  auch  heut  zu 
Tage  noch  unter  Umständen  vor  den  Landesgerichten  werden, 
soferne  nämlich  eine  Verpflichtung  des  Fiskus  in  Frage  steht. 
In  anderen  Beziehungen  sind  die  etwa  entstehenden  Meinungsver- 
schiedenheiten durch  Verhandlung  mit  den  Landständen  zur  Er- 
ledigung zu  bringen;  auch  kann  unter  Umständen  ein  Einschreiten 
der  Bundesversammlung  begründet  sein ,  soferne  z.  B.  der  Regie- 
rungsvorgänger Bewilligungen  gemacht,  oder  Einrichtungen  getrof- 
fen hätte,  welche  nicht  mit  den  Grundsätzen  der  Bundesverfassung 
übereinstimmen'').  XIIL  Die  Privathandlungen  des  Vor- 
gängers hat  der  Thronfolger  der  Natur  der  Sache  nach  nur  dann 
und  in  soweit  anzuerkennen,  als  er  Erbe  des  Ersteren  im  civi- 
listischen Sinne  geworden  ist.  Die  Privatverlassenschaft  des  Vor- 
gängers anzutreten,  ist  der  Thronfolger,  wenn  er  auch  nach  civi- 
listischen Grundsätzen  dazu  berufen  wäre,  niemals  verpflichtet, 
selbst  nicht  der  Sohn.  Die  eigenthümhchen  Grundsätze  des  lom- 
bardischen Lehnrechtes  (IL  Feud.  45)  finden  hier  durchaus  keine 
analoge  Anwendung. 

§.  267. 

VoB   dem  Gerichtsstande  der  Mitglieder  souverainer 

Familien. 

1)  üeberhaüpt. 

1.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  hatten  die  sämmtlichen  Mit- 
glieder reichsständischer  Familien  ihren  Gerichtsstand  in  Civil - 
und  Criminalsachen  vor  den  höchsten  Reichsgerichten,  jedoch  iti 


niss  der  Bischöle  über  die  Kirchengüter  in  möglichst  engen  Schranicen 
hielt.  —  Vergl.  meine  deut.  St-  u  R- Gesch.  Bd  II.  Abthl.  II  1847. 
§.  53.  Note  16.  —  Ansdrücklich  erkennt  die  Verbindlichkeit  der  Even- 
tua  Ibelehnu  D  gen  für  den  Nachfolger  an:  Badisches  Lehnedikt.  1807- 
§.  22.  - 

10)  z.B.  Bayern,  Lehnedikt    1808.  §.41.  u.  V.-U.  v.  1818.  Tit.  III.  §.5. 

'■}  Siehe  oben  §.   152. 
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der  Art,  dass  bei  Civilsaclieii  regelmässig  zuvor  die  ihnen  reichs- 
geselzlich  zugebilligten  Austräge  als  erste  Instanz  angegangen  wer- 
den musslen  ').  K.  Bei  der  Auflösung  des  deutseben  Reicbes, 
sowie  bei  der  Stiftung  des  Rheinbundes  und  des  deutseben  Bundes 
wurden  über  den  Gerichtsstand  der  Mitglieder  der  souverainen 
Familien  keine  allgemeinen  Normen  aufgestellt,  sondern  es  blieb 
den  Souverainen  überlassen ,  im  Wege  der  partikulären  Landes  - 
oder  Hausgesetzgebung  die  erforderlichen  Einrichtungen  zu  treffen. 
III.  In  reinen  Civil  Sachen  nehmen  heut  zu  Tage  die  Mitglieder 
regierender  Häuser,  soferne  nicht  ein  Hausgesetz  eine  besondere 
Ausnahme  begründet  und  dem  regierenden  Fürsten  selbst  die  Ent- 
scheidung vorbehält,  Recht  vor  den  Landesgerichten.  Doch  hatte 
die  regierende  Familie  in  Civilsachen  gewöhnlich  einen  privilegir- 
ten   Gerichtsstand  2) ;    in    mehreren   Staaten   ist   aber  auch  dieser 


')  Siehe  oben  §.  99.  100.   101.  216. 

2)  Bayern,  Hausges.  1819.  Tit.  X.  §.  1.  „Real-  und  vermischte 
Klagen  gegen  ein  Glied  des  k.  Hauses  werden  bei  den  einschlägigen  k. 
Appellationsgerichten  angebracht.  (§.  2  )  lieber  alle  andere  persönliche  ge- 
richtliche Angelegenheiten  der  Prinzen  und  Prinzessinen  des  Hauses  verfügt 
und  entscheidet  der  König"  —  (nach  vorgängiger  Instruktion  des  Prozes- 
ses durch  die  Präsidenten  des  Oberappellationsgerichtes  und  des  Appellalions- 
gerichtes  der  Residenzstadt  und  erstattetem  gemeinschaftlichen  Gutachten  der 
beiden  Staatsministerien  des  Hauses  und  der  Justiz  in  erster  und  zugleich 
letzter  Instanz.)"  —  Würtemberg,  Hausges.  1S28.  §.  64.  „In  bürger- 
lichen Rechtssachen  ist  für  Personal-  und  Realklagen  gegen  die  Mit- 
glieder des  k.  Hauses  die  oberste  Justizstelle  des  Königreichs  (das  k.  Ober- 
tribunal) deren  Gerichtsstand.  Von  dem  Ausspruche  desselben  ist  die  Apel- 
lation  in  der  nämlichen  Form  gestattet,  wie  die  gewöhnliche  Revisionsnach- 
weisnng  bei  dem  Obergerichte  staltfindet,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass 
Nova  vorgetragen  werden  können,  und  dass  es  auf  die  bei  dem  Revisions- 
verfahren erforderliche  Summe  nicht  ankommt."  —  Hannover,  Hausges. 
1830.  cap.  IX.  §.  1.  „In  bürgerlichen  Rechtssachen  haben  bei  Real- 
und  Personalklagen  die  Mitglieder  des  k.  Hauses  ihren  ordentlichen 
Gerichtsstand  in  erster  Instanz  bei  der  betreffenden  Justizkanzlei,  in  zweiter 
und  letzter  bei  dem  Oberappellationsgerichte  des  Königreichs."  —  Vergl. 
K.  Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  75.  „Ueber  den  Gerichtsstand  der  Prinzen 
und  Prinzessinen  des  k.  Hauses  enthält  das  Gesetz  über  privilegirte  Gerichts- 
stände Bestimmungen."  (Eine  besondere  Vorschrift  für  die  Behandlung  von 
Civilslreitigkeiten  der  Prinzen  und  Prinzessinen  unter  sich  enthält  eben- 
das.  §.  77.)  —  S.  Coburg.  Gotha,  Hausges.  1S55.  §.  114.  „Für  die 
Mitglieder  des  herzogl.  Hauses  sind  die  Justiz  -  Collegien  zu  Coburg  und 
Gotha  die  zuständigen  Gerichtshöfe  für  alle  Civilrecblsstreitigkeiten," 
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aufgegeben  worden ,  und  nehmen  nunmehr  die  Mitglieder  des  re- 
gierenden Hauses  in  rein  lui  rgerl  i  c  h  en  Klagsachen  Recht 
vor  den  gewöhnlichen  Landesgerichten  im  ordentlichen  Instanzen- 
zuge^).  IV.  Von  einem  Gerichtsstande  der  regierenden  Fürsten 
in  Verbrechenssachen  kann  nach  dem  BegrüFe  der  Souverainetäl 
keine  Rede  sein.  Der  Gerichtsstand  der  nicht-regierenden  Mit- 
glieder eines  regierenden  Hauses  in  Criminalsachen  wird  durch 
die  Landes-  oder  Hausgesetzgebung  bestimmt^).     V.  Die  neueren 


^)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  v,  15.  Febr.  18.51.  die  Aufhebung  der  befrei- 
teo  Gerichlsslände  betr.  (Reg.-BJ.  Nr.  XFH.)  „...jedoch  bleibt  es  in  Bezug 
auf  den  Gericbtsstand  der  Mitglieder  der  grossherzogi,  Familien,  ihre  bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten  mit  dritten  Personen  abge- 
rechnet, bei  den  bisherigen  Rechten." 

'')  Ausdrückliche  Bestininuingen  hierüber  enlhallen  :  W  ii  rtenib  er  g, 
Hausges.  1S2S.  §.  (JT.  „Sollte  der  Fall  eintreten  ,  dass  ein  Mitglied  des  k. 
Hauses  sich  eines  wirklichen  Verbrechens  oder  Vergehens  schuldig  machte, 
so  wird  der  König  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Familien- 
rath,  unter  Beiziebung  der  beiden  Vorstände  des  Obertribunais,  als  ober- 
sten k.  Gerichtshof  constitu  Iren,  damit  von  demselben  nach  gepflo- 
gener Untersuchung  und  auf  den  Vortrag  des  Justizministers,  nach  den  recht- 
lichen Verbältnissen  des  Falles  eine  Erkennlniss  gefällt  werde.  Letzteres 
wird  sodann  dem  Könige  vorgelegt,  und  falls  keine  Begnadigung  erfolgt,  des- 
sen Vollziehung  angeordnet."  —  Hannover,  Hausges.  183H.  Cap.  IX.  §.3. 
„In  Fällen,  welche  für  das  peinliche  Verfahren  geeignet  sind,  fällt,  insoferne 
sie  Mitglieder  des  Hauses  persönlich  betreffen  und  keine  königliche  Abolition 
dazwischentritt,  die  Untersucbung  einem  Farn  i  li  en  rath  e  anheim,  welcher 
zu  dem  Ende  aus  denjenigen  volljährigen  Prinzen  des  Hauses,  bei  welchen 
kein  rechtliches  Hinderniss  obwaltet,  und  den  stinimführenden  Mitgliedern 
des  Minislerii  gebildet  wird,  um  als  oberster  Gerichtshof  nach  den 
Landesgesetzen  zu  untersuchen  und  zu  erkennen.  Wenn  das  iu  Untersu- 
chung befindliche  Mitglied  es  verlangt,  wird  der  Familienrath  durch  Mitglie- 
der aus  den  höchsten  Landesgerichten  verstärkt.  Der  König  leitet  die  Unter- 
suchung persönlich  oder  durch  Vollmacht;  ihm  bleibt  das  Recht  der  Bestä- 
tigung des  Urtheils  und  der  Begnadigung."  —  Nach  dem  k.  sächsischen 
Hausges.  von  1837.  §  77.  hat  in  solchem  Falle  „das  Appellationsgericht  zu 
Dresden  die  Untersuchung  zu  führen  ,  nach  Schluss  der  Akten  und  geführter 
Vertheidigung  aber  das  Oberappellationsgericht  das  Erkenntniss  zu  verab- 
fassen ,  w  elches  dem  Könige  zur  Genehmigung  und  Bestätigung  durch  den 
Justizminister  vorzulegen  ist.  Der  König  entscheidet  dann  in  letzter 
lustanz,  wobei  §.  52.  der  V.-U.  (das  Begnadigung.<!recht  betr.)  in  Anwen- 
dung zu  bringen."  —  Das  bayerische  Hausges.  v.  1819.  behandelt  diesen 
Fall  nicht  ausdrücklich  ;  derselbe  ist  jedoch  unverkennbar  unter  Tit  X.  §.  4. 
jjjitbegriffeo  (siehe  unter  Note  5). 
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Hausgesetze  gehen  von  der  Griindansicht  aus,  dass  die  Gerichts- 
barkeit über  die  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  dem  Souverain 
als  Haupt  des  Hauses  und  als  Ausfluss  seiner  Familiengevvalt  zu- 
stehe. Sie  legen  daher  dem  Souverain  das  Recht  bei,  in  streiti- 
gen persönlichen  und  Familienangelegenheiten  der  Mitglieder  des 
Hauses  (soweit  sie  nicht  einige  der  ersteren  den  Gerichten  zu- 
weisen) selbst  zu  entscheiden,  nachdem  die  Sache  vorher  in 
besonders  vorgeschriebener  Weise  instruirt  worden  ist.  Dabei  ist 
regelmässig  ein  Familienrath  eingerichtet,  dessen  Zuziehung 
bald  in  das  Ermessen  des  Souvcrains  verstellt,  bald  als  eine  Noth- 
wendigkeit  erklärt  ist,  ujid  dessen  Erkenntnisse  der  Bestätigung 
des  Souverains  unterliegen  ^).  VI.  Besondere  Bestimmungen  linden 
sich  mitunter  hinsichtlich  der  Vormundschaften'')  und  über  Ab- 
legung von  Eiden  und  Zeugnissen  der  Mitglieder  des  regierenden 
Hauses  '). 

§.  268. 

2)    Gerichtsstand  der  Mitglieder  regierender  Familien 

in  Ehestreitigkeiten   insbesondere*). 

1.    Ehestreitigkeilen    der    Mitglieder    reichsständischer   Häuser 
wurden  zur  Reichszeit  als  causae  fori  mixli  behandelt,  d.  h.  als 


5)  Bayern,  Hausges,  1819.  Tit.  X.  §.  4.  „Dem  Könige  bleibt  es  vor- 
behalten, zu  Entscheidung  wichtiger  Fälle  in  persönlichen  Angelegenheiten 
der  Glieder  des  k.  Hauses  einen  Familienrath  zu  berufen.  Derselbe  besteht 
aus  dem  Könige,  dem  Krooprinzen,  denjenigen  Prinzen  des  k.  Hauses,  welche 
das  21.  Jahr  erreicht  haben,  den  Kronbeamlen  und  Ministem."  (§,  8.)  „Der 
Familienrath  erkennt  in  der  ihm  beigelegten  EigeoscLaft  nach  den  rechtlichen 
Verhältnissen  des  Falles.  Die  Bestätigung  bleibt  dem  Könige  vorbehalten."  — 
Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  Wiirtemberg,  Hausges  §.66.  —  Vergl. 
die  übrigen  hier  einschlägigen  Bestimmungen  des  würtembergiscben, 
hannoverschen  und  k.  sächsischen  Hausgesetzes  oben  in  Note  3. 
und  4.  — 

^)  Siehe  oben  §.  245.  246. 

")  Z.  B.  Bayern,  Hausges.  1S19.  Tit.  X.  §  3.  „Die  Deposition  bei 
Zeugschaften  ist  von  den  k.  Familiengliedern  bei  fürstlichen  Treuen  und 
Glauben  durch  einen  Präsidenten  des  Oberappellalionsgerichtes  zu  erholen 
ond  dem  einschlägigen  Gerichte  milzulheilen."  —  K  Sachsen,  Hausgesetz 
1S37.  §.   78.   — 

*)  Siehe  hierüber  besonders  Moser,   Familienstaatsr.  II.    S.  395  u.  f.  • 
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solche,  welche  theils  vor  das  geistliche,  theils  vor  das  weltliche 
Forum  gehörten  ^).  Vor  der  Keformation  stand  bereits  soviel  fest, 
dass  dieselben  nur  in  soweit  vor  die  höchsten  Reichsgerichte  ge- 
hörten, als  es  sich  um  die  civilistischen  Wirkungen  der  Ehe- 
scheidung oder  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe,  wie  Alimentation 
der  Ehefrau ,  Restitution  oder  Verlust  der  dos  oder  der  donatio 
propter  nuptias  u.  s.  w.  handelte  -).  Die  kirchenrcchtlichen  Fra- 
gen gehörten  dagegen  vor  das  forum  ecdesiasticum  (das  bischöf- 
liche Gericht)  und  wurden  desshalb  auch,  wie  alle  Ehesachen, 
jederzeit  von  dem  Heichskammergericbte  als  Präjudizialsachen  dort- 
hin verwiesen  3).  Hierbei  ist  es  auch  hinsichtlich  der  katholischen 
Reichsstände  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  ^)  und  auch  heut  zu 
Tage  noch  hinsichtlich  der  katholischen  Mitglieder  regierender 
Häuser  verblieben')-  H.  In  den  protestantischen  Häusern 
machte  sich  der  Mangel  eines  allgemein  competenten  geistlichen 
Forum  alsbald  sehr  fühlbar,  und  waren  auch  die  Meinungen  der 
Publizisten  sehr  getheilt.  Während  Einige  für  die  protestantischen 
Reichsstände  in  Ehestreitigkeiten  volle  Souverainetät  behaupteten, 
d.  h.  einem  protestantischen  Land  es  h  er  rn  das  Recht  beilegten, 
selbst  seine  eigene  Ehe  zu  scheiden*^),  so  wollten  Andere  dem 


')  Moser,  Familienstaatsr.  S.  438.  §.  44. 

2)  Moser,  I.  c.  S.  438  ii.  f.  §.  45.  — 

3)  Vergl.  z.  B.  io  der  I  s  e  n  b  urgische  n  Sache  das  Erkeiintniss  des  R.  K.  G. 
V.  28.  Sept.  1615  bei  J.  Ch.  von  Uffenbach,  de  Consil.  Caes.  Imp.  aul. 
1700.  p.  84seq.  —  Siehe  über  deu  Isenburgiscben  Fall  mein  e  Schrift: 
Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  90  u.  f  ;  S.   101  u.  f. 

'')  Es  ist  aus  der  Reichszeit  nur  ein  einziger  Fall  bekannt,  wo  ein  Kai- 
ser eine  fürstliche  Ehe  aus  kaiserlicher  Machlvollkonnnenhpil  trennte,  näm- 
lich als  K.  Ludwig  d.  Bayer  die  Ehe  des  Erzherzogs  Heinrich  von 
Oeslerreich  mit  der  Margaretha  Maultasch  auflöste,  und  diese  seinem 
Sobne,  Ludwig  dem  Brandenburger,  vermählte.  Ueber  die  grosse  Auf- 
regung, welche  dies  Verfahren  am  päpstlichen  Hofe  und  in  ganz  Deutsch- 
land veranlasste,  s.  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  I.  (1844.)  §.  47. 
Note  21. 

5)  Ausdrücklich  erklärt  das  wür  temb  e  rgisc  he  Hausges.  1R28.  §.  65. 
a  linea  2.  „Bei  fürstlichen  Personen  nicht  evangelischer  Confession  werden 
zugleich  die  Grundsätze  ihrer  Kirche  berücksichtigt   werden  " 

6J  Beispiele  bei  Moser,  1.  c.  396  u.  f.  —  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr. 
P.  I.  §.  XX.  Note  a.  —  Dagegen  s.  Moser,  1.  c.  S.  439  u.  f. 
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Kaiser,  da  er  doch  die  oberste  Quelle  aller  Gerichtsbarkeit 
sei,  die  Gerichtsbarkeit  in  den  Ehestreiligkeiten  der  protestan- 
tischen Reichsstände  beilegen,  jedoch  meistens  mit  der  Be- 
schränkung, dass  er  eine  Commission  aus  anderen  protestanti- 
schen Reichsständen  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  der 
Sache  zu  ernennen  habe').  ]iii  Allgemeinen  war  man  zuletzt 
darin  einverstanden,  dass  für  den  einzelnen  Fall  eine  entscheidende 
Behörde  niedergesetzt  werden  müsse,  wenn  nicht  hausgesetzhch 
ein  gewisses  Consistorium  ein  für  allemal  in  solcher  Eigenschaft 
anerkannt  wurden  sei.  Die  Niedersetzung  der  entscheidenden  Be- 
hörde wurde  aber  in  verschiedener  Weise  bewirkt,  indem  bald  die 
Partheien  sich  compromissarisch  über  ein  gewisses  Gericht  (Con- 
sistorium) einigten  '^j,  bald  der  Landesherr  sein  eigenes  Consisto- 
rium oder  ein  anderes,  oder  eine  theologische  und  juristische  Fa- 
kultät mit  der  Fällung  des  Unheils  beauftragte,  oder  einzelne 
Personen  (meistens  Consistorialräthe  und  Herren  von  Adel)  in 
vorkommendem  Falle  dazu  ernannte ,  oder  es  wurde  von  Seite 
des  Kaisers  oder  der  obersten  Reichsgerichte  darauf  gedrungen, 
dass  auf  eine  solche  Weise  eine  Instanz  zur  Entscheidung  eines 
vorhegenden  Falles  ernannt  werde  ^).  III.  Unter  den  neueren 
Haus ge setzen  enthalten  nur  das  würtembergische,  han- 
noversche   und   k.   sächsische  Hausgesetz  ausdrückhche  Be- 


")  üffenbach,  de  consil.  imp.  aul.  p.  84.  —  Siehe  dagegen  Moser, 
l.  c.  S.  440.  —  Luther  selbst  wollte  bekanntlich  alle  geistliche  Gerichts- 
barkeit in  Ehesachen  abgeschafft  wissen :  von  Ehesachen  Tom.  VI.  Wit- 
tenberg, Fol.  25".  „Ich  wehre  mich  fast,  rufe  und  schreie,  man  soll 
solche  Sachen  der  weltlichen  Obrigkeit  lassen."  etc.  Siehe  Ludolf,  de  jure 
fem.  illustr.  P.  I.   §.  XX.   note  e.  p.  35. 

«)  Dies  geschah  noch  in  neuerer  Zeit  bei  der  Trennung  der  Ehe  des 
Prinzen  Gustav  von  Wasa  und  der  Prinzessin  Lou  ise  von  Bade  n  (1844); 
auf  das  Ersuchen  beider  Theile  wurde  von  dem  Grossherzoge  Leopold  von 
Baden  als  erwähltem  Schiedsrichter  ein  evangelisches  Consistorium  nie- 
dergesetzt und  dessen  Urlheile  behufs  der  Vollziehung  die  Genehmigung 
ertheilt. 

''•)  Moser,  1.  c.  S.  44.x  u.  f.  —  Lud  oll',  1.  c.  P.  I.  §.  XX.  p.  .34.  — 
Dabei  sorgte  man  in  gleicher  Weise  auch  Für  weitere  Instanzen ,  wenn 
Rechtsmittel  gegen  den  Ausspruch  gebraucht  werden  wollten  —  Moser, 
J.  c.  445. 
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Stimmungen  über  den  Gerichtsstand  der  Mitglieder  des  regierenden 
Hauses  in  Ehescheidun^ssachen  '•'). 


'")  W  ür  t  e  inbe  r  g,  Hausges.  I*j25>.  §.  05.  „Würden  bei  einem  Mit- 
gliede  des  k.  Hauses  Eliezwisligi^eiteD  eatsteheD  ,  so  sind  dieselben  von  dem 
einen  oder  andern  Theile  an  den  König  zu  bringen,  welcher  sie  beizulegen 
suchen,  auch  nach  Befund  der  umstände  ein  eigenes  Consislorium  iu  Be- 
ziehung auf  die  Trennung  der  Ehe  niedersetzen  und  dessen  Ausspruch  zur 
Richtschnur  der  dabei  belheiliglen  Ehegatten  bestätigen  wird."  (Vergl. 
auch  oben  Note  5).  —  Hannover,  Hausges.  1S3().  Cap.  IX.  §.  2.  „Ehe- 
liche Zwistigkeiteu  im  k.  Hause  wird  der  König  beizulegen  suchen ,  oder 
erforderlichen  Falls  zur  Untersuchung  einer  eigenen  ehegerichtlichen  Behörde 
stellen,  deren  Urlheil  dem  Könige  zur  Bestätigung  vorzulegen  ist."  — 
K.  Sachsen,  Hausges.  iS37.  §.  TT.  a.  E.  „Zur  Entscheidung  von  Ehe- 
irrungen wird  der  König  in  vorkommenden  Fällen  jedesmal  ein  besonde- 
res, dem  Erforderniss  entsprechend  bestalltes  Gericht  nieder- 
setzen." 
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Dreizehnter  Abschnitt. 

Von  den  Rechten  des  Souverains  oder  den 
Hoheitsrechten  im  Allgemeinen. 

§.  269. 

Von  den  Rechten  des  Souverains  im  Allgemeinen. 

Oberste  Eintheilunff,     Wesentliche  und  ausserwesentliche 

Hoheitsrechte    (Regalien)  *). 

I.  Obgleich  die  Staatsgewalt  als  das  Herrscherrecht  des  Sou- 
verains ihrem  Begrifl'e  nach  untheilbar  ist  (§.  51),  so  äussert  sie 
sich  doch  theils  in  verschiedener  Weise,  theils  in  verschiedenen 
Beziehungen  thätig.  In  diesem  Sinne  kann  man  daher  auch 
von  einzelnen  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Befugnissen 
sprechen,  welche  (im  weiteren  Sinne)  Hoheitsrechte,  po- 
litische Gewalten,  Jura  majestalica  oder  Regalia  genannt 
werden^).  II.  Das  philosophische  Recht  kennt  auch  keine 
anderen  Hoheitsrechte,  als  nur  absolut-wesentliche  (sog. 
Regalia  essentialia,  immanentia ,  sive  majora),  d.  h.  nur  solche 
Befugnisse  des  Souverains,  welche  ihm  schon  vermöge  des  Be- 
griffes als  Staatsherrscher  in  Bezug  auf  den  Staat  zukommen 
und  daher  auch  schon  im  Begriffe  der  Staatsgewalt  selbst 
liegen  und  durch  logische  Entwickelung  desselben  anerkannt  werden. 
III.  Das  positive  Recht  pflegt  aber  meistens  der  Staatsgewalt 
auch    noch    einige    besondere    Rechte    aus   besonderen    positiven 


*)  Vergl.  über  diese  Lehre  überliaupt  meinen  Aufsatz:  „Hoheits- 
rechte" in  Weisiie's  Rechtslexikon. 

1)  Diese  Ausdrücke  werden  bei  den  iilteren  Schriftstellern  meistens  als 
gleichbedeutend  gebraucht;  so  z.  ß.  bezeichnen  sie  die  Kirchenhoheit 
als  potesias  civilis  oder  imperium  civile,  oder  als  jus  majesiaticum,  circa 
Sacra  u.  s.  vv.  -  Hier  werden  mit  den  Bezeichnungen  „Majestätsrechte,  po- 
litische Gewalten  und  Hoheitsrechte  „verschiedene  Arten  der  Rechte  des 
Souverains  bezeichnet  (siehe  unten  §.  270.  V.).  Der  Ausdruck  Regalia 
wird  fortan  nur  regelmässig  in  der  hier  nnleii  (Nr.  III.)  angegebenen  eni^e« 
fca  Bedeutung  gebraucht. 
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(historischen)  Titeln  beizulegen.  Diese  sind  entweder  solche  Hechte, 
welche  das  Vorhandensein  eigenthü milche r  Verhältnisse  oder 
Zustände  im  Staate  voraussetzen,  sodann  aber  ebenfalls  dem  Staats- 
lierrscher  zufolge  des  Begrifles  der  Staatsgewalt  uumitlelbar  bei- 
gelegt werden  müssen,  und  die  man  desshalb  als  relativ-we- 
s  e  n  1 1  i  c  h  e  Uoheitsrechte  bezeichnet  ~) :  oder  es  sind  solche  Rechte, 
welche  au  sich  betrachtet  für  Privatrechte  zu  achten  wären, 
aber  in  einem  Staate  aus  Rücksicht  auf  den  materiellen  Nutzen, 
welchen  sie  gewähren,  der  Staatsgewalt  ausschliesslich  bei- 
gelegt worden  sind.  Diese  Kechte  werden  sodann  zufällige 
Hoheitsrechte  {Regalia  non  essentialia,  accidentialia ,  minora, 
utilia)  auch  Regalien  schlechthin  oder  im  engeren  Sinne  genannt. 

§.  270. 
Von  der  Eintheilang  der  wesentlichen  Hoheitsrechte. 

I.  Ueber  die  Eintheilung  der  wesentlichen  Hoheitsrechte 
(§.  269)  herrscht  eine  grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten. 
II.  Die  älteste  Eintheilung  ist  die  rein  formale  Eintheilung  der 
Staatsgewalt  in  gesetzgebende,  richterliche  und  voll- 
ziehende Gewalt,  die  sog.  Trias  politica  des  Aristoteles, 
welche  auch  noch -Montesq  uieu  und  Filangieri  beibehalten 
haben.  Die  Unzulänglichkeit  dieser  Eintheilung  war  Ursache, 
dass  man  immermehr  Gewalten  und  Hoheitsrechte  erschuf,  ohne 
über  das  Prinzip  der  Unterscheidung  derselben  im  Reinen  zu 
sein.  Die  französischen  Schriftsteller  seit  der  Restauration  und 
der  Einführung  der  constitutionellen  Monarchie  in  Frankreich, 
wie  z.  B.  Benjamin  Consta nt,  fügten  der  gesetzgeben- 
den, richterlichen  und  vollziehenden  Gewalt  meistens  noch  eine 
vierte  Gewalt  (sog.  pouvoir  royal)  bei,  welche  sie  nicht  nur 
von  der  vollziehenden  Gewalt  (pouvoir  administratif,  ministeriel) 
unterscheiden,  sondern  überdies  als  über  den  sämmtlichen  drei 
erstgenannten  Gewalten  stehend  und  diese  beherrschend  (daher 
auch  sog.  pouvoir  moderateur)  darstellen  ').     In  neuerer  Zeit  wird 


2J  Siehe  unten  §.  273,  B. 

')  Hiervon  wird  unten  bei  Darstellung  des  monarchischen  Prinzips  und 
der  sog.  fürstlichen  Prärogative  in  der  constitutionellen  Monarchie 
besonders  gehandelt. 
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gewöhnlich  als  eine  fünfte  Gewalt  noch  eine  Repräsentati v- 
Gewalt  (pouvoir  representatif)  hinzugesetzt,  worunter  man  das 
Recht  der  Kione  begreift,  den  Staat  gegen  Aussen  zu  vertreten. 
III.  In  Deutschland  schloss  tn;ui  sich  thcils  mehr  oder  minder 
dem  Systeme  der  französischen  Publizisten  an,  theils  betrat  man, 
wie  Schi  öz er,  Pölitz  u.  A.,  einen  umgekehrten  Weg  und 
machte  den  Versuch ,  die  Zahl  der  zu  unterscheidenden  Ho- 
heitsrechte einzuschränken  und  unterschied  nur  eine  gesetz- 
gebende und  vollziehende  Gewalt,  ohne  jedoch  darum 
in  dem  Prinzipe  klarer  zu  werden ,  oder  diesen  Versuch  conse- 
quent  durchzuführen,  indem  man  sodann  meist  zu  Subdivisionen 
der  vollziehenden  Gewalt  schritt  und  letztere  auf  verschiedene 
Weise  in  richlerliche  und  vollziehende  Gewalt  im  engeren  Sinne, 
in  strafende,  oberaufsehende,  repräsentative  Gewalt,  Cammeral- 
gewalt  u.  s.  w.  zerlegte.  Noch  Andere  haben  sich ,  wie  Krug, 
darauf  beschränkt,  der  Trias  politica  des  Aristoteles  noch  eine 
vierte  Gewalt,  die  oberaufsehende,  beizufügen,  IV.  Dagegen 
trat  schon  früh  bei  den  vorzugsweise  der  praktischen  Richtung 
huldigenden  deutschen  Publizisten,  wie  namentlich  bei  Moser, 
Pütter,  Leist  und  Gönner,  eine  materielle  Auffassung, 
d.  h.  die  Rücksicht  auf  die  möglichen  Objekte  (Materien)  der 
Hoheitsrechte  als  vorherrschend  hervor,  ohne  dass  jedoch  das 
Verhältniss  dieses  Gesichtspunktes  zur  aristotehschen  Lehre,  d.  h. 
zur  formalen  Eintheilung  überhaupt,  mit  der  gehörigen  Schärfe 
hervorgehoben  und  entwickelt  worden  wäre.  V.  Nach  der  drei- 
fachen Rücksicht  auf  das  Subjekt,  die  Objekte  und  die 
Thäti  gke  i  tsform  en  der  Staatsgewalt  sind  jedoch  drei  Klassen 
der  wesentlichen  Hoheitsrechte  zu  unterscheiden ,  welche  am  ge- 
eignetsten I)  als  Majestätsrechte  (^Jura  majestaticä) ,  II)  als 
materielle  Hoheitsrechte  oder  Hoheitsrechte  im  engeren 
Sinne  (Jura  siiblimia)  und  III)  als  formelle  Hoheitsrechte 
oder  als  politische  Gewalten  (Po<es<a<es  poUticae)  bezeichnet  werden. 

§.  271. 

I.   Von  den  Majestätsrechten. 

I.    Die   Majestätsrechte,    als  erste  Klasse  der  Befugnisse 

aufgefasst,    welche   in   der  Souverainetät   liegen,    sind    diejenigen 

Jlechte,  welche  als  persönliche  Prädikate  des  herrschenden 
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Siilijektes  unmitlelbar  wegen  seiner  Innehabuiig  der  Staatsgewalt 
erscheinen.  11.  Entsprechend  dem  rechtlichen  Charakter  der 
Staatsgewalt  (§.  51)  ergehen  sich  als  Majestätsrechte  des  Souve- 
rains  1)  die  IJn  vc  rant  wortli  chkeit '),  2)  die  Heiligkeit 2) 
und  3)  die  höchste  äussere  Würde  (Ehre)  oder  die  Maje- 
stät im  eigentlichen  (engeren)  Sinne  3).  III.  Als  mit  dem  Begriffe 
der  Souverainetät  zugleich  gegeben ,  werden  diese  persönlichen 
Attribute  jedem  Staatsherrscher  beigelegt,  welches  auch  immer  die 
Belierrschungsform  des  Staates  sei.  Sie  kommen  daher  in  einer 
Demokratie  nicht  minder  dem  souverainen  Volke  zu,  als  dem  Herr- 
scher in  einer  Monarchie"*).  IV,  Die  Eigenthümlichkeit  der  vor- 
genannten Majestätsrechle  bestehet  darin,  dass  sie  nicht,  wie  die 
übrigen  Hoheilsrechte,  in  den  Formen  der  Gesetzgebung  und  Voll- 
ziehung ausgeübt  werden ,  sondern  nur  als  höchst  persönliche 
QualiGkationen  des  herrschenden  Subjektes  in  demselben  (wie  die 
Urrechte  im  Individuum)  verletzt,  d.  h.  strafbare  Angriffe  auf 
dieselben  unternommen  werden  können  ^). 

>)  Durch  das  Prädikat  der  U  n  v  e  ran  twort  li  cli  k  ei  t  unterscheidet  sich 
der  Souverain  wesentlich  von  dem  Präsidenten  einer  Republik. 

2)  Die  Heiligkeit  der  Person  des  Souverains  äussert  sich  praktisch  darin, 
dassAngritfe  auf  dieselbe  besonders  hoch,  als  Hoc  h  ver  r  at  h  oder  Maj  es  täts- 
beici  digung  bestraft  werden.  Mitunter  pflegt  man  auch  die  Heiligkeit  des 
Souverains  als  ün  v  erle  tzl  i  c  hkei  t  zu  bezeichnen.  Mehrere  deutsche  Verfas- 
sungsurkunden  enthalten  in  Bezug  auf  den  Souverain  ausdrücklich  die  Bestim- 
mung: „SeinePerson  ist  beilig  und  unverletzlich  "  Z.B.  Bayern,  V.-U.  1818. 
Tit.  II,  §.1.  —  Baden,  V.-U.  1818.  §..5.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  4.—  Grossherz.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  4,  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1831,  §.  4.    u.  s.  w. 

3)  Der  Majestätstitel  wird  übrigens  nur  von  Kaisern  und  Kö- 
nigen wirklich  geführt.  Bei  anderen  Monarchen,  welche  königliche 
Ehren  haben,  wie  die  Grossherzoge  und  Kurfürsten  des  ehemaligen 
deutschen  Reiches,  ist  der  Titel  königliche  Hoheit  gebräuch- 
lich; bei  anderen  regierenden  Fürsten  das  Prädikat  Hoheit  oder  Durch- 
laucht. Vergl.  oben  §.  120.  —  Ausdrücklich  spricht  von  „beleidigter 
Majestät"  des  Grossherzogs,  das  Strafgesetzbuch  für  das  Grossherzogtbum 
Hessen,   1841.  art.   150.  — 

^)  Bei  der  Demokratie  ist  es  schon  physisch  unmöglich ,  den  Souverain 
(das  souveraine  Volk)  znr  Verantwortung  zu  zielten.  Auch  ist  die  Idee  der 
Majestät  historisch  von  der  römischen  Republik  (Majesias  populi  Romani) 
an  die  Monarchie  übergegangen  (Vergl.  die  Lex  Cornelia  und  die  Lex 
Julia  Majestatis.) 

^)  Daher   hat    auch    der  Souveraio  Dicht  sowohl  die  Majestät,  die  Un- 
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§.   272. 

II.   Von  den  materiellen  Hoheitsrecliten. 

a)  Deren  Eintheilung.    Innere  and  äussere  Hobeitsrechte. 

1.  Nimmt  man  bei  der  Einlheilung  der  Rechte  der  Staatsge- 
walt auf  die  Gegenstände  (Objekte,  Materien)  Rücksicht,  in 
Bezug  auf  welche  sie  tbätig  wird,  so  kann  und  muss  man  so 
viele  Ho heits rechte  unterscheiden,  als  es  Gegenstände,  d.  h. 
Verhältnisse  im  Staate  und  im  Volksleben  gibt,  welche  eine  poli- 
tische Bedeutung  haben  können,  und  hiermit  ist  der  Begriff  von 
materiellen  Hoheitsrechten  als  der  Hoheitsrechte  in  ge- 
genständlicher Beziehung  von  selbst  gegeben.  H.  Jene  Ver- 
hältnisse können  aber  auf  zwei  grosse  Klassen  gebracht  werden, 
nämlich:  1)  Rechtsverhältnisse  des  inneren  Staatslebens  d.  h. 
Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Staatsherrscher  und  den 
U n t e r th  a n e n,  und  2)  Rechtsverhältnisse  des  äusseren  Staats- 
lebens,  d.h.  Rechtsverhältnisse  zwischen  der  Staatsregierung 
und  ausvv-ärtigen  Staaten.  Demnach  theilen  sich  die  mate- 
riellen Hoheitsrechte  naturgemäss  in  innere  und  in  äussere 
Hoheitsrechte. 

§.   273. 

b)    Uebersicbt  der  inneren  Hobeitsrecbte. 

I.  Die  inneren  Hoheitsrechte  {Jura  sublimia  interna)  sind 
entweder  absolut  oder  relativ  wesentliche,  je  nachdem 
die  politischen  Verhältnisse,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  in  kei- 
nem Staate  fehlen  können ,  oder  nur  zufällig  (historisch)  in  ge- 
wissen Staaten  vorkommen.  (§.269).  II.  Die  absolut  wesent- 
lichen Hoheitsrechte  zerfallen  sodann  wieder  in  ursprüng- 
liche (primäre)  oder  abgeleitete  (secundäre)  Hoheitsrechte, 
je  nachdem  sie  mit  dem  Begriffe  und  dem  Zwecke  des  Staates 
unmittelbar  gegeben  sind,  oder  nur  mittelbar  aus  dem 
Staatszwecke  fliessen,  und  sich  selbst  als  Mittel  für  die  praktische 
Ausübung  der  ursprünglichen  wesentlichen  Hoheilsrechle 
darstellen. 


Verantwortlichkeit  und  Unverletzlichkeit,  wie  er  z.  ß.  die  Gerichtsbarkeit 
u.  derg[.  hat,  sondern  er  i  s  t  und  heisst  die  Majestät,  er  ist  heilig  oder 
unverletzlich  und  unverantwortlich, 
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A)  Als  absolut  wesentliche  Hoheilsrechte  sind  zu  er- 
achten, und  zwar: 

I)  als  urspiün gliche  absolut  wesentliche  Hoheils- 
rechte : 

1)  Die  Gebietshoheit  (Jus  sublime  in  territorium,  unpas- 
send auch  von  Aielen  das  Obereigenthuni  des  Staates 
genannt);  als  Inbegriff  der  Befugnisse  der  Staatsgewalt  über 
das  Staatsgebiet. 

2)  Die  Justizboheil  oder  Gerichtsbarkeit  (Jurisdictio), 
auch  häufig  sog.  richterli  ch  e  Gewalt '),  als  Inbegriff  der 
Hoheitsrechte  des  Staatsherrschers  hinsichtlich  der  Gründung, 
Erhaltung  und  Handhabung  eines  gemeinen  Rechtszustan- 
des  (jus  commune)  dureb  eine  wobjgeordiiete  Rech  Ispflege, 
mit  der  Unterabtheihing  in  Ci  viljustizhoh  eit  und  Cri- 
minaljustizboheit,  einschlüssig  der  sog.  freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit  2). 


')  fm  positiveu  deutschen  Staalsreclile  bezeichnete  man  zur  Reichszeit  die 
Justizhobeit  (Justizgewalt)  des  Kaisers  und  der  Landesherren  durchgängig 
als  Gerichtsbarkeit  (Jurisdictio),  siehe  oben  §.  84.  103);  die  philoso- 
phische Schale  brachte  dagegen  die  Bezeichnung  „richterliche  Gewalt'' 
in  üebung.  Der  Streit  darüber,  ob  diese  letztere  Bezeichnung  überhaupt 
eine  richtige  sei,  weil,  wie  z.  B  von  Rotteck,  Vernunftrecht  JI.  p.  205. 
dagegen  geltend  machte,  dass  Richten  nur  eine  Denkfunktion  sei,  oder 
ob  dieselbe  unter  die  materiellen  oder  unter  die  formalen  Hoheits- 
rechte (die  eigentlichen  politischen  Gewalten)  zu  rechnen,  oder  ob 
sie  als  eine  s  el  bst  s  tän  dige  politische  Gewalt,  oder  als  eine  Funktion  der 
vollziehenden  Gewalt  aufzufassen,  oder  ob  sie  unter  der  Gerichtsbarkeit  be- 
griffen, oder  ob  und  wie  sie  von  derselben  zu  unterscheiden  sei,  darf  als  ein 
reiner  Schulstreit  (und  zum  Theile  Worlstreit)  füglich  hier  bei  Seite  gelassen 
werden.  Praktische  Bedeutung  hat  nur  allein  die  Frage,  ob  die  eigentliche 
Rechtsprechung,  nämlich  die  richterliche  Entscheidung  der  einzelnen 
Fälle  in  J  us  tizsa  c  h  e  n,  ein  persönlicheh  Recht  des  Souverains  sei, 
d.  h.  ob  der  Souverain  ein  Selbstentscheidungsrecht  in  Justiz- 
sachen habe:  und  diese  Frage  ist  nach  der  Verschiedenheit  der  Staats- 
formen (ob  autokratische  oder  beschränkte  ,  insbesondere  constitutionelle  Mo- 
narchie ,  oder  Republik),  und  zum  Theile  selbst  nach  einzelnen  Verfassungs- 
urkunden und  Hausgeselzen  auch  verschieden  zu  beantworten. 

2)  Der  reinen  Theorie  nach  müchte  die  sog.  freiwillige  Gerichts- 
barkeit, als  eine  beurkundende  und  vorsorgliche  Thätigkeit  der  Staatsge- 
wall zur  Verhütung  künftiger  Rechtsstreitigkeiten,  wohl  richtiger  ihre  Stel- 
lung   unter    der   Polizeihoheit    finden.      Aliein    im   praktischen    deutschen 
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3)  Die  P  0 1  i  z  e  i  li  0  h  e  i  t  (Jus  polUiae)  als  die  Befugniss  der 
Staatsgewalt,  Gutes  schaffend,  befördernd  und  über- 
wachend und  Nachtheiliges  verhütend,  für  allseitige 
Entwickelung  der  nationalen  Kräfle  und  Befriedigung  der 
volksmässigen  Bedürfnisse  zu  wirken,  mit  der  Unterabthei- 
lung in  die  beiden  Hauptklassen :  1)  Sicherheits-  oder 
Rechts-Polizei  und  2)  Cultur-Polizei ,  letztere  mit 
vielfachen  Unterarten,  nach  der  Verschiedenheit  der  hierher 
gehörigen  Gegenstände  3). 

4)  Die  Privi  legienhohe  it ,  als  die  Befugniss  der  Staatsge- 
walt, besondere  Rechtszustände  (Jura  singularia)  für 
gewisse  Personen  und  Sachen  oder  ganze  Klassen  derselben 
zu  gründen  '*). 

II)  Die   abgeleiteten  absolut   wesentlichen  Hoheits- 
rechte sind : 

1)  Die  Finanzhoheit  oder  auch  sog.  Fiskalhoheit  als  die 
Befugniss  der  Staatsgewalt  zur  Erwerbung,  Erhaltung  und 
Verwendung  eines  öffentlichen  Vermögens  und  überhaupt  zur 
Geltendmachung  <ler  Vermögensrechte  des  Staates  als  Mittel 
für  die  Bedürfnisse  des  Staates,  wovon  eine  Unterart,  das 
rs  0  t h  r  e c h  t  (Jus  eminens),  auch  sog.  Machtvollkommen- 
heil des  Staates  ist. 

2)  Die  Landesdiensthoheit  mit  den  Unterarten  Militair- 
hoheit,  Aemterhoheit  und  Recht  der  gemeinen 
Land  folge. 


Slaatsrecble  ist  dieselbe,  wie  auch  der  Name  anzeigt,  stets  als  ein  Ausfluss 
der  Justzhoheit  des  Staates  betrachtet  und  auch  von  jeher  die  Lehre  von 
der  Vormundschaft  und  dergl.  Instituten,  worin  sich  die  Vorsorge  der  Staats- 
gewalt über  scbutzbedürftige  Individuen  in  rechtlicher  Beziehung  äussert,  als 
Theil  des  Civilrechles  von  der  deutschen  Rechtswissenschaft  behandelt 
worden. 

3)  Hierher  gehören  als  Unterarten  die  mitunter  als  besondere  Hoheits- 
rechte aufgeführten  sog.  Erziehungs-  und  l'nterrichlshobeit ,  Perg-,  Forst-, 
Jagd-,  Wasser-,  Brücken-,  Deich-  und  Strassenbauhoheit,  Feuerpolizeiboheit, 
Industrieconcessionshoheit,  das  sog.  Münzregal  u.  s.  w. 

*)  Hierher  gehören  auch  das  Recht  der  Begnadigung,  der  Standes- 
erhöhung, Ordens-,  Titel-  und  Würden-  oder  sonstigen  Decoralionenverlei- 
huogen  etc. 
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B)  Als    relativ   wesentliche  Hoheitsrechte    kommen   in  den 
deutschen  Staaten  vor: 

1)  die  Le  hens  hohe  it, 

2)  die  K  irchen  hohei  t  und 

3)  in  den  Constitution  eilen  Monarchieen  die  fürstliche 
Prärogative. 

§.  274. 

c)    Uebersicht  der  äusseren  Hoheitsrechte. 

Auch  hinsichtlich  der  äusseren  Hoheitsrechte  kann  man  solche 
unterscheiden ,  deren  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  dem  Begriffe 
des  Staates  und  der  Staatsgewalt  selbst  fliesset,  und  solche,  welche 
einem  Staate  gegen  andere  Staaten  nur  in  Folge  spezieller  (histo- 
rischer) Titel  zustehen.     Zu  den  ersteren  gehören: 

1)  das  Gesandtschaftsrecht  (Jus  legalionum) ; 

2)  das  Recht  der  Bündnisse  und  Staatsverträge  jeder 
Art  {Jus  foederum);  und 

3)  das  Riistungs-  und  Kriegsrceht  (Jus  armorum  et  belli) 
als  die  Befugniss  zur  Selbstvertheidigung  und  Selbsthülfe  mit 
bewaffneter  Macht;  sowie 

4)  überhaupt  alle  Befugnisse,  welche  einem  souverainen  Staate 
nach  dem  allgemeinen  Völkerrechte  in  den  möglichen  Ver. 
kehrbeziehungen  zu  den  anderen  Staaten  zustehen. 

Auf  besonderen  historischen  Titeln  beruhende  Staatsberechti- 
gungen gegen  auswärtige  Staaten  sind: 

1)  die  sog.  Staatsservituten; 

2)  die  Lehensherrlichkeit  (Suzerainete)  eines  Staates  über 
einen  anderen;  und 

3)  die  Schirmherrlichkeit  oder  das  Protektorat. 
Diese   beiden    letzteren  Arten    der  Staatsberechtigungen    haben 

gegenwärtig  in  den  deutschen  Bundesstaaten  keine  praktische  Be- 
deutung ^). 


')  lieber  die  INicbtaDerkenDung  eines  Lebensverbandes  eines  deulscliea 
Bundesstaates  gegen  einen  anderen  Staat,  s.  oben  §.  259.  —  Ein  Protekto- 
ratsverhältniss  bestand  über  einen  Theil  der  deutschen  Staaten  wäbrend  der 
Rheinbundszeit.  Rh  e  i  n  bun  dsak  te,  vom  12.  Juli  180G.  art.  XIF.  „Sa 
Majeste  l'Empereur  des  Franfais  sera  procianie  Protect  cur  de  Ja  Confe- 
deration  ;  et  en  cette  quaiite,  au  deces  de  chaque  Prince-Primat ,  il  en  noni- 
mera  le  successeur." 

Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  11.  13 


194     $•  275.    Formelle  Hoheitsrechte.     §.  276.   Vollziehende  Gewalt. 

§.  275. 
m.    Von    den  formellen  HoLeitsrecliten  oder  den  politi- 
schen Gewalten.    Gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt. 

I.  Mit  den  materiellen  Hoheitsrechten  sind  jene  Grundverhält- 
nisse des  öffentlichen  Lebens  angegeben,  auf  welche  die  Staats- 
gewalt ihrem  Begriffe  nach  einwirken  muss.  Die  Art  und  Weise 
aber,  d.  h,  die  Form,  in  welcher  die  Staatsgewalt  auf  diese 
Grundverhältnisse  einwirken  kann ,  ist  der  Natur  der  Sache  nach 
und  wesentlich  nur  eine  zweifache:  Gesetzgebung  und 
Verwaltung.  Es  gibt  daher  auch  in  Wesenheit  nur  zwei  for- 
melle Hoheitsrechte  oder  politische  Gewalten,  nämlich  die 
gesetzgebende  und  die  vollziehende  Gewalt  {pouvoir  legis- 
lalif  et  ponvoir  administratif).  II.  Ueberdies  kann  der  Natur 
der  Sache  nach  diese  zweifache  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  in 
der  Form  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung  nur  bei  den  inne- 
ren Hoheitsrechten  (§.  273)  stallfinden');  bei  den  äusseren 
Hoheitsrechten  kann  aber  die  Staatsgewalt  nur  allein  in  einer 
Form,  nämlich  nur  als  vollziehende  Gewall,  thälig  sein,  da 
kein  Staat  der  gesetzgebenden  Gewalt  eines  anderen  Staates 
eine  Einwirkung  auf  sich  gestatten  könnte,  ohne  eben  hierdurch 
seine  Souverainetät  aufzugeben. 

§.  276. 
Die  Thätigkeitsformen  der  vollziehenden  Gewalt.     Ober- 
aufsichts-;    Verordnungs  - ,    Entscheidungs-  und  Staats- 
vertretungsrecht (Repräsentativgewalt). 

I.  Die  Staatsverwaltung  oder  die  vollziehende  Ge- 
walt  äussert   ihre  Thätigkeit   in  den  Beziehungen  des  inneren 


')  Jedes  materielle  innere  Hoheitsrecht  kann  daher  definirt  werden 
als  das  Recht  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung  in  Bezug  auf  das  Objekt 
desselben,  z.  B.  die  Justizhoheit  als  das  Recht  der  Gesetzgebung 
und  Vollziehung  in  Justizsachen  u.  s.  w.  Uebiigens  muss  selbst 
hier  nicht  immer  nolhwendig  die  doppelle  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  statt- 
finden; so  z.  B.  können  Privilegien,  welche  nur  für  gewisse  einzelne 
Fälle  zu  wirken  bestimmt  sind,  wie  z.  B.  Moratorien,  Erfindungspatente, 
Privilegien  gf^gen  Nachdruck,  von  dem  SouAcrain  als  luhaber  der  vollziehen- 
den Gewalt  einseitig  (ohne  Mitwirkung  der  Landstände)  ertheilt  werden,  so- 
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Staatslebens  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  in  mehrfachen 
Formen:  nämlich  1)  entweder  beobachtend  oder  beauf- 
sichtigend, indem  die  Renntnissnahme  von  den  Bedürfnissen 
und  Vorgängen  in  den  einzelnen  Kreisen  des  Staatslebens  die  Be- 
dingung alles  positiven  Wirkens  und  Eingreifens  der  Staatsgewalt 
überhaupt  ist.  In  dieser  Richtung  ihrer  Thätigkeit  aulgefasst,  wird 
die  vollziehende  Gewalt  als  Recht  der  Oberaufsicht,  Jus  su- 
premae  inspeclionis,  auch  als  oberaufsehende  Gewalt  be- 
zeichnet *).  2)  Von  der  vollziehenden  Gewalt  gehen  auch  alle 
Anordnungen  oder  Verfügungen  aus,  welche  nothwendig 
sind,  um  den  Vollzug  der  Gesetze  zu  sichern  und  den  Reclitszustand, 
die  öffentliche  Ordnung  und  Wohlfahrt  unter  dem  Drange  der  wech- 
selnden Erscheinungen  des  Staatslebens  zu  erhallen  und  zu  fördern. 
Diese  Thätigkeit  der  vollziehenden  Gewalt  pflegt  man  das  Verord- 
nungs  recht  zu  nennen-).  3)  In  der  vollziehenden  Gewalt  liegt  fer- 
ner das  Entscheidungsrecht  über  die  Subsumtion  der  einzelnen 
Fälle  unter  die  Gesetze  und  andere  feststehende  allgemeine  Grund- 
sätze, soweit  nicht  dasselbe,  wie  meistens  die  Rechtsprechung 
in  eigentlichen  J  US  tiz  sa  chen  durch  die  Verfassung  den  vollzie- 
henden Behörden  entzogen  und  besondere,  von  dem  eigentlichen  Ver- 
wallungsorganismus  getrennte  Einrichtungen  getroffen  worden  sind^). 


ferne  die  Verfassung  nicht  ausdrücklich  die  Ertheilung  derselben  nur  allein 
im  Wege  der  Gesetzgebung  gestattet. 

•)  Der  Streit  darüber,  ob  die  sog.  obera  u  fs  e  h  en  de  Gewalt  nicht  etwa 
vielmehr  als  eine  besondere,  der  vollziehenden  coordinirte  Gewalt  aufge- 
fasst  werden  solle,  ist  jedenfalls  ganz  unfruchtbar,  da  die  Staatsgewalt  doch 
in  keinem  Falle  in  anderer  Weise  als  durch  die  Organe  der  vollziehen- 
den Gewalt  Aufsicht  üben  kann. 

*)  Von  dem  Unterschiede  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  wird 
später  besonders  gehandelt. 

3)  Wenn  man  vom  Standpunkte  der  abstrakten  Logik  aus  auch  jedes 
Subsumiren  einer  Thatsache  unter  einen  allgemeinen  Grundsatz  ein  „ür- 
theilen  oder  Richten"  nennen  kann,  so  wäre  es  doch  nur  unpassend  und 
verwirrend,  wenn  man  (wie  Manche  thun)  die  Beurlheilung  der  Fälle  zum 
Zwecke  administrativer  Maassregeln  ,  welche  in  der  Competenz  der  Verwal- 
tungsbehörden liegt,  als  „richterliche  Gewalt"  bezeichnen,  und  somit 
auch  diese  unter  den  Thäligkeitsformen  der  vollziehenden  Gewall  aufführen 
wollte.  Nach  dem  feststehenden  deutschen  Sprachgebrauche  werden  nun 
einmal  „ürtheil"  und  „Richten"  nur  von  der  Rechtsprechung  in 
Justizsachen    gebraucht,    und   allen  Entschliessungen ,    Erlassen  u.  dergl. 

13* 
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4)  Der  vollziehenden  Gewalt  liegt  eiullicli  die  Vollstreckung 
oder  Vollziehung  im  engeren  buchstäblichen  Sinne  ob,  d.  h.  sie 
hat  die  erforderlichen  und  geselzmässigen  Zwangsmittel  zur  An- 
wendung zu  bringen,  soferne  nicht  den  Gesetzen,  richterlichen 
Urtheilen  und  ihren  eigenen  Anordnungen  Gehorsam  geleistet  wird. 
II.  In  Bezug  auf  die  Verhältnisse  des  äusseren  Slaatslebens 
äussert  sich  die  vollziehende  Gewalt  als  das  Recht  der  Staats- 
vertretung,  wofür  in  der  neueren  Zeit  der  Ausdruck  „Reprä- 
sen  ta  li  vgewal  t"  üblich  geworden  ist. 


der  Verwaltungsbehörden  scharf  entgegengesetzt.  Gegen  einen  solchen  im 
Volksbewusstsein  wurzelnden  und  auf  guten  Gründen  beruhenden  Sprachge- 
brauch soll  die  Wissenschaft  nicht  ankämpfen  wollen:  jedenfalls  wäre  dies 
eben  so  nutzlos,  als  unzweckmässig.  Uebrigens  mag  man  recht  wohl  ein- 
räumen, dass  am  Anfange  der  Geschichte  und  bei  patriarchalischen  Zustän- 
den ursprünglich  Könige  und  andere  Obrigkeiten  gerade  darum  eingesetzt 
wurden,  um  Richter  zu  haben,  und  dass  also  bei  manchen  Völkern  das  Sub- 
jekt der  vollziehenden  Gewalt  auch  die  richterliche  Gewalt  in  sich  vereinigte. 
(Siehe  oben  §.  60.  Note  3).  Dies  kann  da  nicht  mehr  in's  Gewicht  fallen, 
wo  wie  in  Deutschland  der  Grundsatz  der  Selbstständigkeit  der  Ge- 
richte in  der  Rechtsprechung  zur  verfassungsmäs.'iigen  Anerkennung 
und  praktischen  Geltung  gekommen  ist. 
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Vierzehnter  il.bsclinUt. 

Von  der  Beendigung  der  Souverainetät. 

§.  277. 

Von  der  Beendigung  und  dem  Verluste  der  Souverainetät 

im  Allgemeinen. 

Die  möglichen  Beendigungsarten  der  Souverainetät  sind  in  den 
(Iciitsolion  monarchischen  Staaten,  ahgesehen  von  dem  Tode  des 
Staa tsherrscliers ,  fr  e  ni  der  E  r  o  b  e  r  u  n  g  und  f r  e  i  v\  i  1 1  i  g  e  r 
Abtretung  des  Landes  an  einen  anderen  Souverain '):  1)  die 
Thronentsagung  des  bisherigen  Souverains;  2)  die  Ent- 
setzung desselben  von  der  Regierung  durch  einen  Beschluss 
der  Agnaten  wegen  absoluter  Regi er ungs Unfähigkeit 
oder  Mis  s  braucli  es  der  Staatsgewalt;  3)  die  Entthro- 
nung durch  eine  Revolution. 

§.  278. 

I.    Von  der  Thronentsagung  insbesondere. 

I.  Durch  die  Thronentsagung  (Abdankung,  abdicalio,  re- 
signatio)  als  freiwillige  Verzichtleist  uug  des  bisherigen 
Souverains  auf  die  fernere  Regierung  wird  die  Thronfolge  ganz 
in  gleicher  Weise,  wie  durch  das  Ableben  des  Souverains,  eröff- 
net. 11.  Die  Thronentsagung  stehet  ausschliesslich  in  dem  freien 
Entschlüsse  des  Souverains.  Einer  Einwilligung  der  Agnaten  oder 
der  Landesvertretung  bedarf  es  dazu  nicht ').  IIL  Die  Thronent- 
sagung schliesst  den  resignirenden  Monarchen  regelmässig  für  alle 


')  Die  Grundsätze  des  deutschen  Bundesrechtes  über  die  Abtretung  von 
Bundesländern  an  andere  Souveraine,  s.  oben  §.   117. 

')  Mau  hat  das  Gegentheil  mitunter  aus  dem  Grunde  behauptet,  weil  das 
Regieren  auch  eine  Pflicht  sei  (siehe  oben  §.  20).  Allein  diese  Be- 
hauptung beruht  aftf  einer  unrichtigen  Vorstellung  von  der  Herrscher- 
pllichl.  Diese  besteht  nur  darin,  verfassungsmässig  zu  regieren, 
und  isl  der  Natur  der  Sache  nach  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  der 
2ur  Kegierung  Berufene  von   seiner  Berechtigung  Gebrauch  machen  will. 
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Zukunft  von  der  Regierung  aus  2),  soferne  nicht  bei  derselben 
ein  besonderer  Vorbehalt  der  Wiederübernahme  in  einem  bestimm- 
ten Falle  gemacht  worden  ist  2).  IV.  Will  der  Souverain  einer 
erblichen  Monarchie  nicht  nur  für  seine  Person,  sondern  für  die 
ganze  Familie  der  Krone  entsagen,  so  ist  dazu  die  Zustimmung 
aller  derjenigen  Familienglieder  erforderlich,  welche  bereits  erwor- 
bene Rechte  auf  die  Thronfolge  haben*).  V.  Regelmässig  behält 
der  resignirende  Souverain  die  bisher  geführten  Titel. 

§.   279. 
II.    Von  der  Entsetzung  des  Souverains  von  der  Regie- 
rung   durcli   Bescbluss    der    Agnaten    wegen    Unfäbigkeit 
oder  wegen  Missbrauches  der  Staatsgewalt*). 

I.  Nach  Analogie  der  Grundsätze  über  den  Ausschluss  abso- 
lut Unfähiger  von  der  Thronfolge  hat  man  es  von  jeher  in  dem 
deutschen  Staatsrechte  als  ein  Recht  der  fürstlichen  Agnaten  be- 
trachtet, die  Entsetzung  des  regierenden  Herrn  von  der  Lan- 
desregierung durch  einen  Familienbeschluss  auszusprechen,  wenn 
sich  eine  absolute  Unfähigkeit  desselben  nach  der  Uebernahme 
der  Regierung  zeigen  sollte,  so  wie  auch  in  den  Fällen  einer  ein- 
tretenden geringeren  sog.  relativen  Unfähigkeit,  die  Ein- 
richtung einer  Regi  erun  gsvo  rm und  Schaft  zu  veranlassen '). 


2)  „In  dubio  ad  jura  renunciata  non  datur  regressus."  Vergl.II.  Feud.  S4. 

3)  Ein  seltenes  Beispiel  der  Wiederöbernahme  der  Regierung  nach  der 
Resignation  findet  sich  in  Spanien,  unter  K.  Philipp  V.   1724. 

4)  Hugo  Grotius,   de  Jure  B.  et  P.  Lib.   II.  cap.  VII.  §.   26. 

*)  Moser,  persönl.  Slaalsr.  1.  666h.  f.  —  Vergl  F.  K.  von  Strora- 
beck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem  Zwecke  des 
Staatsverbandes  entgegenhandelt?  Braunschweig  1830.  (4.  Aufl.  1832).  — 
Vergl.  die  Bemerkungen  hierüber  von  K.  H.  Jürgens,  in  der  Schrift:  über 
die  \othwendigkeit  durchgreifender  Reformen  bei  der  gegenwärtigen  Lage 
Deutschlands.  Braunschweig  1831.  —  Meine  Schrift:  die  Eröffnung  der  le- 
gitimen Thronfolge  als  rechtliche  Folge  des  Missbrauches  der  Staatsgewalt. 
Heidelberg  und  Leipzig  1833. 

>)  Siehe  oben  §  240  u.  f.  —  In  neuerer  Zeil  haben  mitunter  So  u  ve- 
raine bei  vorgerückten  Jahren  den  Thronfolger  als  Milregenten  erklärt, 
und  diesem  die  wesentlichsten  Regierungsgeschäfte  übertragen.  Welche  Re- 
|;entenband)ungen   hiernach    der  bisherige   Souverain    noch    selbst  vornebmeB 
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11.  Insbesondere  wurde  von  jeher  der  Missbrauch  der  Slaats- 
gewall  als  eine  Thatsache  betrachtet,  wodurch  sich  entweder 
eine  absolute  oder  relative  Regierungsunfähigkeit  kundgibt  2). 
Wie  gross  und  welcher  Art  aber  der  Missbrauch  der  Regie- 
rungsgewalt sein  müsse,  damit  die  Agnaten  sich  für  rechtlich  be- 
lugt halten  können,  eine  förmliche  Entsetzung  des  regierenden 
Herrn  von  der  Regierung  auszusprechen,  und  somit  denselben  für 
absolut  regierungsuufähig  zu  erklären,  lässt  sich  im  Allgemeinen 
nicht  näher  bezeichnen,  als  dass  hierzu  eine  solche  fortgesetzte 
Handlungsweise  des  Fürsten  vorausgesetzt  wird,  welche  un- 
zweifelhaft erkennen  lässt,  dass  er  sich  nicht  zu  einer  ordnungs- 
mässigen  Regierung  verpflichtet  betrachtet,  und  wodurch  er  sich 
zugleich  über  die  gesetzlichen  Schranken  hinwegsetzt,  welche  die 
Unabhängigkeit  der  Gerichte,  die  Landstände  und  die  Verantwort- 
lichkeit der  Minister  in  einem  wohlgeordneten  Staate  gegen  lürst- 
liche  Willkühr  bilden  sollen,  so  dass  also  der  Fürst  die  Garan- 
tien der  bürgerlichen  Freiheit  und  des  Rechtszustandes  im  Staate 
ohne  weitere  Möglichkeit  einer  verfassungsmässigen  Vertheidigung 
vernichtet  hat.  111.  Das  Recht  der  fürstlichen  Agnaten,  unter 
solchen  Verhältnissen  bis  zur  förmlichen  Entsetzung  des 
regierenden  Herrn  vorzuschreiten,  kann  als  ein  fundamental- 
herkömmliches  in  Deutschland  bezeichnet  werden.  Es  findet 
sich  schon  in  dem  ältesten  Hausgesetze  anerkannt,  welches 
bis  jetzt  in  Europa  bekannt  geworden  ist,  nämlich  in  dem  Haus- 
gesetze   des   Kaisers   Ludwig    des  Frommen  vom   Jahre  817'). 


kann,  hängt  von  den  bei  der  Einrichtung  der  Mitregentscbai't  gemachten 
Vorbehalten  ab. 

2)  Viele  wollen  in  dem  Missbrauche  der  Staatsgewalt  einen  stillschwei- 
genden Verzicht  des  Fürsten  auf  (verfassungsmässiges)  Regierungsrecht 
sehen.  Es  ist  dies  aber  eine  jener  eben  so  unrichtigen  als  un- 
QÜtbigen  Fiktionen  im  Staatsrechte ,  welche  überall  mehr  verwirren  als 
erklären. 

3)  Divisio  imperii  Ludovici  Imp.  inier  filios  suos  a.  SIT.  c.  10.  bei  Pertz. 
Mon.  Germ.  Tom.  Leg.  I.  p.  199.  „Si  autem . . . .  evenerit ,  ut  aliquis  illo- 
rum  (sc.  filiorum) . . .  aut  divisor  aut  oppressor  ecclesiarum  et  pauperum  e.\- 
titerit,  aut  tyrannidera,  in  qua  omnis  erudelitas  consislit,  exercuerit, 
primo  secrelo  secundum  Domini  praeceptum  per  fideles  legatos  semel  bis  et 
ter  de  sua  emt-ndalione  eommoneatur,  ut  si  bis  renisus  fuerit,  accersitus  a 
fratre    coram    altero   fratre   paterno    et  fraterno  amore  moneatur  et  castigc» 


200      §•  -'^-     Eotselzuug  des  Souveraios  durch  Beschluss  der  Agnaten. 

Mit  Berufung  auf  dieselben  Grundsätze  wurde  im  Jahre  1606  von 
den  Agnaten  des  Hauses  Oesterreich  sogar  die  Absetzuc^rg  des  Kai- 
sers Rudolph  II.  ausgesprochen,  und  der  Erzherzog  (nachher 
Kaiser)  Matthias  zum  regierenden  Fürsten  erklärt*).  Das 
neueste  durch  die  Anerkennung  des  deutschen  Bundes 
sanklionirte  Beispiel  bildet  die  unter  Berufung  auf  das  deutsche 
Herkommen  verfügte  Absetzung  des  Herzogs  Karl  von  Braun- 
schweig durch  die  Agnaten  dieses  fürstlichen  Hauses^).  IV.  Die 
neueren  Verfassungen  der  deutschen  Staaten  schweigen  durchgän- 
gig über  die  Rechtsfolgen  des  hier  vorausgesetzten  groben  Miss- 
brauches der  Staatsgewalt,   wohl  hauptsächhch  aus   dem  Grunde, 


tur.  Et  si  hanc  sahibrem  admonitionem  penitus  spreverit,  communi 
omni  um  senlentia  (Faniilieubescbluss  der  Ag^nateu)  quid  de  illo  agen- 
dum  sit,  decernatur,  ut  quem  salubris  ammonitio  a  nefandis  aclibus  revo- 
care  non  poluit,  iniperialis  poteotia  communisque  omni  um  senlenlia 
coerceat." 

*)  Vergl.  die  Urkunde  bei  Dumont  T.  V.  p.  2.  p.  6S.  „Cum  reriuu 
praesentium  deplorato  statu  .  .  .  constat,  S.  C.  IVJajestatem ,  Dominum  et  fia- 
trem  uostrum  observandum  ex  quadam  anirai  indisp  o  siti  o  n  e  et  infir- 
mitate,  quae  sua  periculosa  intervalla  habet,  in  gubernatione  reguo- 
rum...  minus  sufficieatem  et  idoneum  esse,  ita  ut  iis  a  Deo  sibi 
commissis,  eo  qao  par  est  modo  prae  esse  nequeat...  Nos  Mathias,  Ma* 
ximi  Hanns,  etc.  etc.  fralres  et  patrueles  ingenti  dolore  permoli... 
nulluni  aliud  remedium  praesenlius  esse  comperimus,  quam  ut .  . .  hacte- 
nus  laudabili  a  majoribus  nostris  conservata  consuetudine... 
Caput  nobis  et  Columen  domus  nostrae .  . .  religamns,  etc. 

5)  Beschluss  der  Bundes- Vers.  v.  2.  Decbr.  1830  „wegen  der  be- 
denklichen Verhältnisse  in  der  Regierung  des  Herzogtbums  Braunschweig  bei 
der  auffallenden  Denk-  und  Handlungsweise  des  Herzogs  KarJ  v. 
Braunschweig"  bei  Kl  üb  er  Forts,  der  Quellensammlung,  p.  17.  „Seine 
Durchlaucht  der  Herzog  Wilhelm  von  Braunschweig  Oels  wird  ersucht, 
die  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig  bis  auf  Weiteres  zu  führen, 
und  Alles,  was  zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  und  der  gesetzlichen 
Ordnung  im  Herzogthume  erforderlich  sein  möchte,  allenfalls  unter  Bcibülfe 
des  Buudes  vorzukehren"  .  .  .  Ferner  wurde  „  den  berechtigten  Agnaten 
Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  Karl  anbeim  gegeben,  die  nöthige  definitive 
Anordnuttg  für  die  Zukunft  in  Gemässheit  der  herzoglich -braunschweigi- 
schen  Hansgesetze  und  des  in  deutschen  und  anderen  souverainen  Häu- 
sern üblichen  Herkommens  zu  beralhen  und  zu  bewirken  "  —  Die 
hierauf  von  den  Agnaten  getroffene  definitive  Anordnung  s.  ebendaselbst 
p.   IS.   19. 
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weil  sie  davon  ausgehen,  dass  durch  ihre  Einführung  ein  solcher 
Kall  an  sich  unmöglich  gemacht  worden  sei.  Wo  aber  eine  Ver- 
fassungsurkunde  überhaupt  die  absolute  Unfähigkeit  nicht 
mehr  als  Grund  des  Ausschlusses  von  der  Thronfolge  gelten 
lassl,  oder  ausdrücklich  für  jede  Art  der  später  eintretenden 
Unfähigkeit  nur  die  Anordnung  einer  Regentschaft  gestattet «), 
müssen  die  Agnaten  nunmehr  auch  auf  die  Ergreifung  dieses 
Auskunftsmittels  für  beschränkt  erachtet  werden,  wenn  sie  die 
Entfernung  des  regierenden  Herrn  von  der  Regierung  wegen  Miss- 
brauches der  Staatsgewalt  für  nothwendig  erachten. 

§.  280. 
III.   Ton  der  Revolution*). 

I.  Unter  Revolution  versteht  man  den  gewaltsamen  Umsturz 
einer  Verfassung  durch  das  Volk,  d.  h.  durch  eine  mächtige 
Partei  in  demselben*).  II.  Die  Frage,  ob  das  Volk  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  zur  Revolution  befugt  sein  könne,  ist 
keine  staatsrechtliche  Frage,  d.  h.  keine  Frage,  welche 
in  einem  Staate  nach  staatsrechtlichen  Grundsätzen  ent- 
schieden werden  kann,  weil  jeder  Staat  auf  die  Voraussetzung 
gebaut  ist,  dass  er  ein  solcher  Zustand  sei,  in  welchem  die  Re- 
volution nicht  denkbar  ist,  und  weil  die  Revolution  der  direkte 
Gegensatz  und  das  Ende  des  bisher  bestehenden  Staats-Zu- 
standes  ist,  III.  Mit  der  Vernichtung  der  bisher  bestandenen 
Verfassung  ist  nämlich  immer  zugleich  die  Gültigkeit  der  ihre 
Aufrechthaltung  bezweckenden  Strafgesetze  vernichtet,  und  dies  ist 
der  Grund,  warum  jede  gelungene  Revolution  straflos  ist.  Eben 
darum   kann    aber   auch   der   Ausdruck    „Revolution"   nur   da 


«)  Siehe  oben  §.   242  und  250. 

*)  Vergl  J.  W.  Neumai  r  von  Ranisla,  vom  Aufstand  der  Untern 
wider  ihre  Regenten  und  Oberen,  sonderbarer  Traclat.  Jena,  l(i33.  — 
F.  Muriiard,  über  Widersland,  Enipörimg  und  Zwarigsiilung  der  Staats- 
bürger gegen  die  bestehende  Staatsgewalt,  ete.  Braunschweig  1S32.  — 
K.  S.  Zacbariae,  40  Bücher  vom  Staate  (Umarbeitung),  Bd.  III.  S. 
Tti  u.  f 

')  IVie  macht  das  ganze  Volk  eine  Rexnltilion :  immer  ist  es  eine  über- 
machtige, o4l  so^ar  ilei-  ZaM  nach  geringere,  aber  Ihätigc  Partei, 
welche  sich  den  Namen  des  Volkes  anmaasslieh  beilegt. 
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gebraucht  werden,  wo  der  Umsturz  der  Verfassung  wirklich 
gelungen  ist.  Ein  Versuch  einer  Revolution,  der  von  der 
bestehenden  Staatsgewalt  unterdrückt  und  bezwungen  werden  konnte, 
ist  dagegen  vor  dem  positiven  Gesetze  uothwendig  immer  ein 
selbsts  ländiges  Verbrechen,  nämlich  Hochverrath. 
IV.  Für  das  praktische  und  das  positive  Recht  ist  daher  eine 
vollendete  Revolution  lediglich  eine  thatsä  ehliche  Frage, 
nie  aber  eine  Rechtsfrage. 


$.  281.     Uatertbaoscbaft  und  deren  Arten.  203 


Fünfzehnter   Abschnitt. 

Das  Volk  und  die  Volksrechte*). 

§.  281. 
Unterthanschaft  und  deren  Arten. 

1.  Jede  Person ,  welche  einer  Staatsgewalt  unterworfen  ist, 
heisst  eben  desshaib  Unterthan  (subditus).  II.  Die  Unterthan- 
schaft ist  entweder  1)  ein  bleibendes  per sönliches  Rechts- 
verhältniss  sog.  Staatsangehörigkeit,  und  diese  beruht  re- 
gelmässig auf  der  Eigenschaft  als  Eingeborner,  sog.  Indi- 
genat,  oder  sie  ist  2)  ein  nur  vorübergehendes  persön- 
liches Rechtsverhältniss,  d.  h.  sie  wird  auch  für  die  Fremden 
(Gäste)  durch  den  blossen  Aufenthalt  im  Lande  für  die  Dauer 
desselben  (als  sog.  subditi  temporarii)  begründet*),  oder  sie  ist 
3)  ein  dingliches  Rechtsverhältniss,  sog.  Landsassiat,  in- 
soferne  nämlich  ein  Ausländer  wegen  des  Besitzes  von  Liegen- 
schaften im  Lande  (als  Landsasse)  in  gewissen  Beziehungen  der 
Staatsgewalt  in  demselben  unterworfen,  insbesondere  gerichts- 
p flichtig  (Forensis)  ist 2).     HL  Die  eigentlichen  Staatsangehöri- 


•)  J.  J.  Moser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unterthanen  Per- 
sonen und  Vermögens.  1773.  —  Kiüber,  öffentl.  R.  §.  257  u.  f.  —  Mau- 
renbrecher, Staalsr.  §.  129  u.  f.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  267  u.  f.  — 
H.  A.  Zachariae,  SUatsr.  (2.  Aufl.)  L  §.  S5  u.  f. 

•)  Als  eine  sehr  singulare  Ausnahme  erscheint  das  für  fremde  Souve- 
raine  und  deren  Gesandten  völkerrechtlich  begründete  Verhällniss  der  sog. 
Exterritorialität,  d.  h.  das  Vorrecht,  nicht  der  Gerichtsbarkeit  des 
fremden  Staates  unterworfen  zu  sein ,  in  welchem  sie  sich  aufhalten.  (Das 
gleiche  Vorrecht  bewilligte  Oeslerreich  dem  Prinzen  von  Wasa).  —  Selbst- 
versländlich  schliesst  die  temporäre  Unterthauscbafl ,  die  nur  allein  durch 
vorübergehenden  Aufenthalt  in  einem  Staate  begründet  ist,  die  gleichzeitige 
bleibende  Unterthanschaft  in  einem  anderen  Staate  nicht  aus. 

^)  Unter  Landsassiat  verstand  man  zur  Reicbszeit  häufig  soviel  wie  Ge- 
richtspflichtigkeit  oder  Unlerlhaiischaft  überhaupt.  Danach  unterschied  man 
sodann  persönlichen  und  dinglichen  Landsassiat.  —  Die  Gerichtspflich- 
ligkeit  des  landsässigen  Ausländers  ist  gemeinrechtlich  auf  jene  Klag- 
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gen  werden  heut  zu  Tage  auch  als  Staatsbürger  bezeichnet. 
Dieses  Wort  soll  nicht  sowohl  einen  Gegensatz  von  Unterthan, 
als  vielmehr  nur  soviel  ausdrücken,  dass  dem  Unlerlhan  neben 
seinen  politischen  Pflichten  auch  politische  Rechte  zu- 
kommen 3).  Beide  Bezeichnungen  können  daher  auch  recht  wohl 
neben  einander  bestehen,  indem  die  erstgedachte  Pflicht  die 
Zuständigkeit  von  politischen  Re  chten  nicht  ausschliessf*).  Wo 
aber  ein  Theil  der  Staatsangehörigen  nicht  an  allen  politischen 
Rechten  Antheil  nehmen  darf,  werden  nur  die  politisch  Voll- 
berechtigten als  Staatsbürger  bezeichnet^). 

§.  282. 

Von  der  allgemeinen  RecLtswirkung  der  Unterthanscbaft, 

oder  von  dem  staatsbürgerlichen  Gehorsam. 

I.    Die   politischen  Pflichten,   welche  den  Unterthanen  zufolge 
ihrer   Unterwürfigkeit    unter    die    Staatsgewalt    obliegen ,    werden 


Sachen  beschrankt,  welche  die  von  ihm  im  Lande  besessenen  Immobilien  be- 
treifen. Dies  nennt  man  insbesondere  unvollkommenen  Landsassiat,  Land- 
sassiatus  minus  plenus.  Partiknlarrechllich  sind  mitunter  die  landsässigen 
Ausländer  für  verpflichtet  erklart,  sich  auf  alle  Klagen  von  Inländern  bei 
dem  Forum  rei  sitae  einzulassen.  In  diesem  Falle  wird  der  Landsassiat  als 
vollkommener  (plemix)  bezeiclinet. 

3;  Der  .Ausdruck  „Staatsbürger"  ist  dem  Ausdrucke  civis,  Bürger, 
nachgebildet  Hierunter  verstehet  man  ursprünglich,  d.  h.  im  Sinne  des  rö- 
mischen und  griechischen  Alterlhunis  und  des  germanischen  Mittelalters  nur 
die  vollberechtigten  Mitglieder  eines  städtischen  Gemeinwesens  (res- 
publica,  civitas,  urbs  liberaj,  was  wir  jetzt  Orts-,  Städte-  oder  Gemeinde- 
bürger  nennen.  Die  Uebertragung  dieses  Begriffes  auf  den  Slaatsunterthan 
erklärt  sich  als  Consequenz  der  AusdeliDUog  des  Begriffes  eines  Gemein- 
wesens (respublica)  auf  den  Staat  selbst.  Insbesondere  war  es  die  franzö- 
sische Revolution,  wodurch  die  Bezeichnung  des  Unterthans  als  citoyen  in 
Aufnahme  gebracht  wurde. 

*)  In  Staaten,  in  welchen  man  es  für  uothwendig  findet,  die  Beziehun- 
gen auf  die  Pflicht  zu  gehorchen,  schärfer  hervortreten  zu  lassen,  wie 
z  B.  in  der  absoluten  Monarchie,  ist  der  Gebrauch  des  Wortes  Unter- 
than vorherrschend;  in  solchen  Staaten  dagegen,  wo  die  Rücksicht  auf  die 
Rechte  der  Unterthanen  überwiegt,  wie  in  der  Republik ,  wird  das  Wort 
Staatsbürger  vorgezogen.  1«  der  constitutionellen  Monarchie  haben  beide 
Ausdrücke  auf  gleiche  Geltung  Anspruch. 

5)  So  z.  ß.  werden  iu  der  freien  Stadt  Frankfurt  die  Israelileu  und 
J^andbewohner  nicht  als  eigenlljcbe  Slaalsbürger  betrachtet. 
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imltT  der  Bozeichniing  sin  a  tsb  liigerliclier  Gehorsam  oder 
Unterthanenlreue  zusanimcngefasst.  II.  Dieser  staatsbürger- 
liche Gehorsam  ist  aber  kein  blinder  oder  unbedingter 
Gehorsam,  weil  er  seinem  Wesen  nach  ein  rechtlicher 
und  sittlicher  Gehorsam  ist').  III.  Die.Gränzen  des  bürger- 
lichen Gehorsams  sind  daher  durch  die  natürlichen  und  et- 
waigen posit  i  vr  e  ch  tlicli  en  Gränzen  der  S  ta  atsgewalt 
d.  h.  durch  den  Zweck  und  Begriff  des  Staates  selbst  ge- 
geben 2).  IV.  Im  Zweifel  streitet  die  Verm  uth  ung  für  die 
Rechtlichkeit  und  Verfassungsmässigkeit  der  Anordnungen  der 
Staatsgewalt,  weil  die  Vornahme  von  Regierungsakten 
überhaupt  ihrem  Wesen  nach  zu  ihren  Rechten  gehört  und 
Illegalitäten  an  sich  nie  zu  vermuthen  sind  ^j.  V.  Daher  sind, 
auch  die  Unlerthanen  schuldig,  in  den  Fällen,  in  welchen  sie  be- 
rechtigt sind,  die  Rechtlichkeit  und  Verfassungsmässigkeit  der 
obrigkeitlichen  Anordnungen  zu  bestreiten,  denselben  vorläufig  bis 
zu  ausgemachter  Sache  Gehorsam  zu  leisten*).  VI.  Von  jeher 
hat  man  in  Deutschland  die  ünterlhanen  nur  zu  verfassungs- 
mässigem Gehorsam  für  verpflichtet  gehalten').  Als  die  Fälle, 
in  welchen  die  Unlerthanen  befugt  sind,  den  obrigkeitlichen  An- 
ordnungen den  Gehorsam  zu  verweigern,  wurden  daher  schon  zur 
Reichszeit  einstimmig  (von  Katholiken  wie  Protestanten)  betrach- 
tet: 1)  Anordnungen,  welche  gegen  die  Sittlichkeit  (das  Ge- 
wissen, das  Wort  Gottes)  Verstössen '^) :  und  2)  Anordnungen, 


«)  Siehe  §.  45. 

2)  Siebe  §.  52.  53. 

3)  Cramer,  opuscul.  T.  IV.  392.  410.  —  Moser,  Staatsr.  XXiV.  43. 
1S7  u.  f. 

*)  Ausdrücklich  bestimmte  dies  schon  die  W.  K.  art.  XIX.  §.   7  a.  E. 

*)  So  verstand  man  den  Ausdruck  „schuldigen  Gehorsam"  der  Unler- 
thanen in  der  W.  K.  art.  XV.  §.   1. 

ß)  Man  herief  sich  allgemein  auf  Apostelges  ch.  4,  19.  5,  29:  „Man 
muss  Gott  mehr  gehorchen,  als  den  Menschen."  —  Moser,  von 
der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unlerthanen  Personen  und  Vermögens.  1773. 
S.  70.  —  (Dieselben  Worte  lässt  auch  Plato  in  der  Apologie  den  Sokra- 
tes  zu  seinen  Richtern  sagen:  „Ich  ehre  euere  Gesinnung,  wertlie  Männer 
von  Athen,  und  liebe  euch,  doch  gehorchen  werde  ich  Gott  mehr,  als 
euch,  und  so  lange  ich  athme  und  es  vermag,  werde  ich  nie  und  nimmer 
antbören,  nach  Weisheit  zu  streben  und  euch  zu  ermahnen".)  —  Vergl.  die 
übereinstimmenden  Aeusserungeu  von  Luther  und   ü ah  1  mann,  oben  §.  29, 


206      §•  2S3.     Beschwerderecht  nnd  Widerstandsrecht  der  Unterthanea. 

welche  der  Reichs-  oder  Landesverfassung  zuwider 
waren  ").  VII.  Ganz  in  gleichem  Sinne  ist  in  den  neueren  Ver- 
fassungsurkunden meistens  die  Gewissensfreiheit  ausdrück- 
lich anerkannt s)  und  mitunter  ausdrücklich  der  schuldige  Gehor- 
sam der  ünterthanen  als  „verfassungsmässiger"  bezeichnet^). 

§.  283. 
Von  dem  Beschwerderechte   nnd   dem  sog.  Widerstands- 
rechte der  ünterthanen. 

I.  Zur  Zeit  des  Reiches  konnten  sich  die  Landesunterlhanen, 
welche  sich  durch  landesherrliche  Anordnungen  beschwert  fanden, 
im  Wege  der  Klage  an  die  Reichsgerichte  wenden  ^).  II.  Heut 
zu  Tage  ist  im  Allgemeinen  und  abgesehen  von  den  Fällen ,  in 
welchen  es  sich  um  die  gewissen  Personen  durch  die  ßundesakte 
zugesicherten  besonderen  Rechte  handelt 2),  nur  bei  vorkom- 
mender J  US  tiz  verweiger  u  ng  die  Anbringung  einer  Beschwerde 
an  dem  Bundestage  zulässig ^j.  111.  Dagegen  wird  in  allen  Staa- 
ten den  ünterthanen,  welche  sich  durch  obrigkeitliche  Anordnun- 
gen beeinträchtigt  finden,  ein  Recht  der  Beschwerdeführung  bei 
den  vorgesetzten  höheren  Behörden,  mit  Einhaltung  des  gesetz- 
lichen Instanzenzuges*),  oder  auch  nach  Beschaffenheit  des  Falles 


Note  3.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie  (2.  Aufl.).  Bd.  II.  Abthl.  2.  S.  223.  — 
Vergl.  Baden,  I.  CoDStitutionsedikt  v.  ISO",  die  kirchl.  Staatsverf.  betr. 
§.   1.     (Siehe  dieseo  Text  unter  §.  293  Note  10.) 

1)  Moser,  a.  a.  0.   S.  71. 

8)  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  9.  —  Baden,  V.-ü.  1818. 
§.  18.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  27  u.  s.  w.  —  Vergl.  unten 
$.  290  Note   1  ;    §.   293  Note  6  bis  18. 

»)  z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  21. 

1)  Siehe  oben  §,   104.  XI. 

2)  Siebe  oben  §,   147.  I.  C. 
3j  Siehe  oben  §.   156. 

^)  Ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten:  Würtemberg,  V.-ü.  1S19. 
§.  36.  „Jeder  hat  das  Recht,  über  gesetz-  und  ordnungswidriges  Verfahren 
einer  Staatsbehörde,  oder  Verzögerung  der  Entscheidung  bei  der  unmittelbar 
vorgesetzten  Behörde  schriftl  iche  Beschwerde  zu  erheben  und  nöthigen- 
falls  stufenweise  bis  zur  höchsten  Behörde  zu  verfolgen."  —  Ueher- 
einstimmt:  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §•  36  a  linea  1.  —  S.  Altenbnrg, 
V.-U.  1S31.  §.  65.  —  Braunschweig,  V.-U.  1832.  §.  38.  —  Hannover, 
V.-ü.   1840.  §.  42.  a  linea  2.   —   Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.    art.   47. 


$.  283.     Beschwerderecht  und  Widerstandsrecht  der  Unterlhanen.      207 

eine  Klage  vor  den  Gerichten  und  Veranlassung  eines  Strafver- 
fahrens gegen  die  Beamten  wegen  verfassungswidriger  Anordnungen 
zugelassen^).  Wo  eine  landsländische  Verfassung  besteht,  kann 
unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Beschwerde  auch  von  der  höch- 
sten Staatsbehörde  als  ungegründet  verworfen  worden  ist,  die  Ver- 
wendung der  Landstände  angerufen  werden '').  Auch  ist  in  keinem 
Staate  untersagt,  und  mitunter  sogar  ausdrücklich  gestattet,  der- 


§,  1.  —  Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.  24.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U. 
1S50.  §.11.  —  (Die  meisten  Verfassungsurkunden  schreiben  ausdrücklich  vor, 
dass  dem  abschlägigen  Bescheide  die  Gründe  beigefügt  sein  müssen.)  — 
Vergl.  auch  Waldeck,  V,-ü,  1852.  §.  33.  -  S.  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.    §.  48,  —  Reuss,  j.  Linie,  V.-U.   1852.    §.  18. 

5)  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  10.  „Verwaltungsmaassregeln, 
welche  von  den  Verwaltungsbehörden  ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Zu- 
ständigkeit vorgenommen  sind ,  können  auf  Antrag  des  dadurch  in  seinen 
Rechten  Verletzten  durch  die  Gerichte  aufgehoben  werden."  -  Olden- 
burg, rev.  V.-U,  1852.  art.  48.  „Jedem,  der  sich  durch  eine  Verwaltungs- 
maassregel  in  seinen  Privatrechten  gekränkt  glaubt,  steht  der  Rechtsweg 
offen,  ohne  dass  es  einer  besonderen  Erlaubniss  bedarf."  —  Uebereinstimmt: 
Knrhessen,  V.-U.  1852.  §.  24.  —  Hierher  gehören  auch  die  Bestimmungen 
der  Strafgesetze  über  Amtsniissbranch,  Concussion  und  andere  Amtsverbrechen 
der  Staatsdiener. 

''j  Bayern,  V.-U.  1S18.  Tit.  YII.  §.21.  „Jeder  einzelne  Staatsbürger, 
sowie  jede  Gemeinde,  kann  Beschwerden  über  Verletzung  der  consti- 
tutionellen  Rechte  an  die  Ständeversamnilung  und  zwar  an  jede  der  bei- 
den Kammern  bringen  ...  Erkennt  die  Kammer  durch  Stimmenmehrheit  die 
Beschwerde  für  gegründet,  so  theilt  sie  ihren  desfalls  an  den  König  zu  er- 
stattenden Antrag  der  anderen  Kammer  mit,  welcher,  wenn  dieselbe  beistimmt, 
in  einer  gemeinsamen  Vorstellung  dem  Könige  übergeben  wird."  —  Wür- 
temberg,  V.-U.  1819.  §.  38.  „Glaubt  der  Beschwerdeführer  sich  auch 
bei  der  Entscheidung  der  obersten  Staatsbehörde  nicht  beruhigen  zu  können, 
so  darf  er  die  Besehwerde  den  Ständen  mit  der  schriftlichen  Bitte  um  Ver- 
wendung vortragen.  Haben  diese  sich  überzeugt,  dass  jene  Stufenfolge 
(s.  Note  4)  beobachtet  worden  und  die  Beschwerde  eine  Berücksichtigung 
verdiene,  so  ist  ihnen  auf  ihr  Verlangen  von  dem  k.  Geheimenrathe  die  nö- 
thige  Auskunft  über  den  Gegenstand  zu  ertheilen."  —  Uebereinstimmt:  Ba- 
den, V.-U.  1818.  §.67  —  K.  Snchsen,  V.-U.  1831.  §.  36  a  linea  2.  — 
S.  Coburg- Gotha,  landständ.  Gesehäftsordn.  1852.  §.  45.  —  Vergl. 
Braunschweig,  n.  L.-O.  1832.  §.  103.  107.  114.  —  Hannover,  V.-U. 
1840.  §.  42.  —  Schwarzburg-Soodershansen,  V.U.  1849.  §.  32.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  47.  §.  1.  —  Prenssen,  V.-U.  1850. 
§.  32.  (s.  Note  7.)  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  11.  —  Wal- 
deck, V.-U.   1852    §    33.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.   1852.  §.  18.  78.  79. 
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artige  Beschwerden  dem  Sou verain  selbst  vorzutragen  ').  IV.  Durch 
eine  blosse  Unterlassung,  Weigerung  oder  Ungehorsam  ohne  Dro- 
hung oder  Gewaltanwendung  (sog.  passiven  Widersland)  begehet 
der  Unterthan  selbst  dann,  wenn  er  sich  mit  Unrecht  geweigert 
hat,  kein  Verbrechen  oder  sonstige  strafbare  Handlung**),  so- 
ferne  nicht  durch  ein  partikuläres  Landesgesetz  für  gewisse  Fälle 
des  Ungehorsams  an  sich  eine  Strafe  gedroht  ist^),  jedoch  setzt 
sich  der  Ungehorsame  nach  Umständen  einer  Anwendung  von 
execu  torischen  Maassregehi  aus.  V.  Dagegen  kann  aber  der 
Unterthan  sofort  in  Strafe  genommen  werden,  wenn  er,  obschon 
ohne  Gewaltanwendung  oder  Drohung,  fortfährt,  Handlungen  vor- 
zunehmen, welche  ihm  unter  Strafandrohung  von  einer  Behörde 
innerhalb  der  gesetzlichen  Gränzen  ihrer  Strafandrohungsbefugniss 
für  den  Fall  des  Ungehorsams  untersagt  worden  sind,  insoferne 
nicht  seiner  dagegen  etwa  erhobenen  Beschwerde  durch  die  Lan- 
desgeselzgebung  ein  Suspensiveffekt  beigelegt  worden  ist.  VI.  Zu 
eine'm  thätigen  (a  ktiven)  Widerstände  gegen  landesherrliche  oder 
andere  obrigkeitliche  Anordnungen,  welcher  mit  Gewaltanwendung 
oder  Drohung  verbunden  ist,  kann  jedoch  der  Unterthan  niemals 
für  berechtigt  geachtet  werden.  Solche  Handlungen  fallen  unter 
den  strafreclitlicheen  Gesichtspunkt  der  Widersetzlichkeit. 
Jedoch  gehört  hierunter  nicht  der  Fall,  wenn  sich  der  Unterthan 
durch  unbefugte  Gewaltanwendung  und  Ueberschreitung  der  Amts- 
befugniss  von  Seiten  der  Vollzugsbeamten  in  einen  Nothstand  ver- 
setzt findet  und  sich  unbefugter  Misshandlungen  durch  Verthei- 
digung  zu  erwehren  sucht  "^'). 


7)  K.  Sachsen,  V.U.  1831.  §.  36  a  linea  3.  „Uebrigeos  bleibt  auch 
jedem  unbenommen,  seine  Wünsche  und  Beschwerden  bei  dem  Regenten  un- 
mittelbar anzubringen."  —  Vergl.  Hannover,  V. -ü.  1840.  §.  42.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  32.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850.    §.  32.     „Das  Petitionsrecht  steht  allen  Preussen  zu." 

*)  z.  B.  wenn  Jemand  die  gesetzliche  Steuer  nicht  bezahlt. 

9)  So  z.  B.  bei  Verabredungen  zu  systematischem  passivem 
Widerstände,   Steuerverweigerung  u.  dergl. 

">)  Dieser  Grundsalz  ist  schon  im  römischen  Rechte  anerkannt.  L.  5. 
Cod.  de  jure  fisci  (10,  1).  Dioclet.  et  Maxim.  „Prohibitum  est  cujuscun- 
que  bona,  qui  fisco  locuni  fecisse  exislimabitur,  capi ,  priusquam  a  nohis 
forma  fuerit  data.  Et  ut  omni  provisionis  genere  occursum  sit  Caesarianis 
(i.  e.  Officialibus),  sancimus,  licere  universis,  quoium  interest,  objicere 


§.  2S4.     Gerichts-,  LandPolge-,  Militair-   und  Steuerpflicbtigkeit.      209 

§.  284. 

Von  der  Gerichts-,    Landfolge-,   Militair-  und  Steuer- 

pfliclitigkeit  der  Staatsangehörigen. 

Ausser  der  Pflicht  zum  bürgerlichen  Gehorsam  überhaupt 
(§.  282)  liegt  I.  allen  Staatsangehörigen  die  Verbindlichkeit  ob, 
sich  der  Gerichtsbarkeit  des  Staates  in  allen  ihre  Person 
oder  Vermögen  beti'efTenden  Rechtssachen  zu  unterwerfen  (sogen. 
unbeschränkte  Gerich  tspflich  ligkei  t ').  II.  Sie  sind 
verpflichtet,  die  für  den  Staat  nothwendigen  persönlichen 
Dienste  zu  leisten,  sog.  Botmässigkeit -),  und  an  der  Tra- 
gung der  Staatslasten  Antheil  zu  nehmen,  soferne  ihnen  nicht 
durch  Gesetze  oder  noch  rechtsgültige  Privilegien  in  einer  oder 
der  anderen  Beziehung  Befreiungen  zukommen  3).  IH.  Da  unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  eigentliche  Staatsdienst  als 
ein  Gegenstand  der  Bewerbung  von  Seite  der  Befähigten  und 
die  Landfolge  d.  h.  die  Leistung  von  Landesfroh  ndiensten 
zunächst  als  eine  Last  der  einzelnen  Gemeinden,    m  welchen  sie 


man  US  bis,  qui  ad  capienda  bona  alicujiis  venerint,  qui  succubuerit  legibus  : 
ut  etianisi  Ofdciales  ausi  fueriot  a  tenore  datae  legis  desislere  ,  ipsis  pri- 
vatis  resistentibas,  a  facienda  injuria  arceanlur."  —  Vergl.  auch 
Nov.  124,  c.  3  in  fine 

')  Baden,  VL  ConsHt. -Edikt.    1808.  §.   13.  b. 

2)  Baden,  VI.  Constit.-Edikt.    1S08.  §.   16. 

3)  So  z.  B.  ist  in  der  B.  A.  art.  14  den  standesherrlichen  Familien  Be- 
freiung von  aller  Militärpflichtigkeit  und  die  Eigenschaft  als  pri- 
vilegirteste  Klasse  rücksichtlich  der  Besteuerung  zugesichert.  — 
Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  31  u.  §.  83  nimmt  die  Mitglieder  des  fürstlichen 
Hauses  und  dessen  gräflicher  Linie  ausdrücklich  von  der  Miiitürdienstpflich- 
tigkeit  und  der  persönlichen  Besteuerung  aus,  sowie  das  Donianial-  und  Fi- 
deicommissvermögen  des  fürstlichen  Hauses  und  der  gräflichen  Linie.  — 
Braunschweig,  n.  L,  0.  1832.  §.  39.  „Die  fürstlichen  Schlösser,  Pa- 
läste, Gebäude  und  Gärten  und  das  Grundeigenlhum  und  Einkommen  der 
Kirchen  und  übrigen  frommen  Stiftungen  ,  soweit  dasselbe  jetzt  von  den  or- 
dentlichen Steuern  befreit  ist,  sind  frei  von  Staatslasten."  ~  Die  in  Han- 
nover bestehende  Ausnahme  siehe  in  Note  4.  —  Auch  bestehen  zur  Zeit 
noch  in  einigen  Staaten  mancherlei  Steuerbefreiungen,  z.  B.  in  Preussen 
hinsichtlich  der  Grundsteuer  —  In  der  früheren  Zeit  waren  meistens  die 
sog.  kanzleisässigen  Unterthanen  von  der  Leistung  der  Landfolge  und 
anderer  Landesfrohndienste  befreit      Baden,  VI.  Const. -Edikt.   1808.  §.  15. 

Zöpfl,  Staatarecht.   4te  Aufl.   IL  14 
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nöthig  wird  "*),  erscheint,  so  haben  sich  die  neueren  Verfassungs- 
urkunden darauf  beschränkt,  in  ersterer  Beziehung  nur  der  Ver- 
pflichtung zum  Kriegsdienste  als  einer  allgemeinen  Unter- 
thanenpflicht  Erwähnung  zu  thun  ^).  IV.  In  mehreren  Verfassungs- 
urkunden sind  ausdrücklich  in  Bezug  auf  die  Theilnahuie  an  den 
Staatslasten  alle  früheren  Befreiungen  (mitunter  mit  geringen  Aus- 
nahmen) für  aufgehoben  erklärt  worden,  ohne  dass  desshalb  den 


'^)  z.  B.  das  Streifen  auf  Verbrecher  und  Vagabunden ,  die  Hülfeleistang 
hei  Deichbrüchen  u.  dergl.  —  Ausdrücklich  bestininit  S.  Altenburg,  V.-U. 
1S31.  §.  SO:  „Die  Landesunterthanen  haben  ausserdem  (d.  b.  ausser  der 
Militärpflichtigkeit)  die  Verbindlichkeit  zu  Aufrechthaltung  der  öBfenllichen 
Sicherheit  und  bürgerlichen  Ordnung  ...  innerhalb  Landes,  Schutz-  und 
Waffendienste  zu  leisten"  etc.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832.  §.  40. 
...„Waffendienst  behufs  des  Gemeindeschutzes."  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852  §.  23.  „Die  Last  der  Landfolgedienste,  welche  nach  deren 
gesetzlicher  Feststellung  fortbestehen  werden ,  soll  durch  Beschränkung  auf 
den  wirklichen  Bedarf  gemindert  und,  soviel  thunlich,  durch  zweckdienliche 
Verdingung  gemindert  werden.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52-  art.  63. 
§.  2.  c.  „Nothleistu  ngen  durch  Krieg,  Brand,  Ueberschwemniuog  u. 
dergl.  veranlasst." 

5)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  IV.  §.  12.  „Alle  Bayern  haben  gleiche 
Pflirhtigkeit  zu  dem  K  r  i  eg  s  d  iens  te  und  zur  Landwehr,  nach  den  dies- 
falls bestehenden  Gesetzen."  —  Baden,  V -U.  1818.  §.  10.  „Unterschied 
in  der  Geburt  und  der  Religion  begründet  mit  der  für  die  standesherrliclien 
Familien  durch  die  B.  A.  gemachten  Ausnahme  keine  Ausnahme  von  der 
Militairdienstpflicht.«  —  Vergleiche  Würtemberg,  V.-U.  1819. 
§.  23.  —  Grossh.  Hesseo,  V.-U,  1820.  §.  29.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1831.  §.  30.  —  S.  Altenbnrg,  V.-U.  1831.  §.  77.  —  Braunschweig, 
D.  L.  0.  1832.  §.  40.  —  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  33.  —  Preusseo, 
V.-U.  1850  §.  34.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  29.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852.  §.  3.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  59.  — 
Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  8.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  31.  —  Die 
(frankfurter)  Reichsverf.  v.  1849.  §.  137  halte  bestimmt:  „Die  Wehr- 
pflicht ist  für  Alle  gleich;  Stellvertretung  findet  bei  der- 
selben nicht  statt".  Letzterer  Beisatz,  der  sofort  in  mehrere  Verfas- 
sungsurkunden übergegangen  war,  ist  nur  in  Seh  wa  rz  burg-Son  de  rs- 
hansen,  V.-U.  1850.  §.10,  vergl.  mit  Ges.  v.  2.  Aug.  1852  stehen  ge- 
blieben ;  in  den  übrigen  Staaten  wurde  auf  die  zu  erlassenden  Gesetze  ver- 
wiesen. —  Eine  besondere  Zusage  enthält:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
$.  79:  „Es  ist  ober  kein  Landcsnnterthan  verbunden,  sieb 
ausserhalb  der  Zwecke  des  deutschen  Bundes  in  fremdem 
Solde  geh  machen  zu  lassen." 


§.  284.     Gerichts-,  Landfolge-,  Militair-  und  Steuerpflichtigkeit.     211 

bisher  Befreiten  eine  Entschädigigung  gewährt  worden  wäre  ^'). 
V.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  haben  die  Gerechtigkeit  einer 
Entschädigung  der  bisher  Berechtigten  wegen  der  aufgehobenen 
Steuerbefreiungen  ausdrücklich  anerkannt  ^).  VI.  Die  meisten  Ver- 
fassungsurkunden verbieten  ausdrückHch  die  BewiUigung  neuer 
Steuerbefreiungen  *'),  oder  stellen  eine  neue  Gesetzgebung  in  Aus- 


")  Bayern,  V. -U.  1818.  Tit.  IV.  §.  13.  „Die  Theilnahme  an  den 
Staatslaslen  ist  für  alle  Einwohner  des  Reiches  allgemein,  ohne  Ausnahme 
irfcend  eines  Standes  und  ohne  Rücksicht  auf  vormals  bestandene  besondere 
Befreiungen  "  —  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  8:  „Alle  Badener  tragen  ohne 
Unterschied  zu  allen  öffentlichen  Lasten  bei.  Alle  Befreiungen  von  direkten 
oder  indirekten  Abgaben  bleiben  aufgehoben."  —  A  n  ha  It  -  Be  rn  bu  r  g, 
V.-U.  1850.  §.  83:  „Bei  der  Besteuerung  soll  eine  Bevorzugung  einzelner 
Stände  und  Güter  im  Staate  nicht  stattfinden."  —  Uebereinstimmt :  Wür- 
temberg,  V.-U.  1819.  §.  21:  „...soweit  nicht  die  Verfassung  eine  aus- 
drückliche Ausnahme  enthält."  —  Ebenso  Grossh.  Hessen,  V.U.  1820.  §.30. 
—  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  8:  „Alle  Landesunterthanen  sind 
nach  gleicbmässigen  Grundsätzen  zur  Tragung  der  allgemeinen  Staatslaslen 
verbunden.  Alle  Real-  und  Persoualbe  freiungen  von  allgemeinen 
Staatslasten  fallen  ohne  Entschädigung  hinweg.  Ausgenommen  sind  die 
Befreiungen  der  Mitglieder  der  k.  Familie  und  der  k.  Schlösser  und  Gürten, 
ferner  der  Standesherrn  ,  sowie  der  standesherrlichen  Schlösser  und  Gärten, 
soweit  solche  Ausnahme  gegenwärtig  besteht."  —  Vergl.  oben  Note  1  und 
besonders   unten  §.  295  Note   18  und  §.  309  Note  4. 

^)  Entschädigung  wegen  der  aufgehobenen  Realbefreiungen  si- 
chert  zu:    K.    Sachsen,    V.-U.   1831.    §.  40.  —   S.  Altenburg,    V.-ü. 

1831.  §.  74:  „Es  bewendet  nicht  nur  bei  der  Bestimmung,  dass  bei  allen 
künftig  aufzulegenden  Abgaben  und  Leistungen  vom  Grundeigenihunie 
Gleichheit  ohne  Ausnahme  statthaben  soll  ...  sondern  es  soll  auch  die 
Aufhebung  aller  bisherigen  Befreiungen  von  direkten  und  indirekten 
Abgaben,  soweit  kein  Staatsvertrag  entgegensteht,  gegen  Ent- 
schädigung.... vermittelt  werden.  —  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852. 
art.  65.  §.  3:  „Alle  Freiheiten  und  Begünstigungen  im  Beitrage  zu  den  Slaats- 
und  Gemeindelasten  sind  .  .  .  aufgehoben.  Nur  ausnahmsweise  und 
nur  für  solche,  für  welche  dem  Staate,  beziehungsweise  der  Gemeinde,  er- 
weislich etwas  gezahlt  ist,  oder  noch  etwas  gezahlt  oder  geleistet 
wird,  soll  .   .  .  Entschädigung  geleistet  werden." 

«)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.40.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  101 
a  linea  1.  -  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  65.  §.  4.  —  S.  Co- 
burg-Gotba,  V.-ü.  1852.  §.  58  a  linea  2.  —  Braunschweig,  n.  L.O. 

1832.  §.  39:  „Nur  Erlasse,  jedesmal  höchstens  für  die  Dauer  einer  Finanz- 
periode, keine  Befreiungen  von  denselben  (Staatslaslen)  können  bewil- 
ligt werden  " 

14* 
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sieht,  wonach  alle  Bevorzugung  einzelner  Stände  und  Güter  auf- 
hören soll,  ohne  jedoch  die  Gewährung  einer  Entschädigung  für 
die  bisherigen  Befreiungen  grundsätzlich  auszuschliessen^). 

§.   285. 

VoD   der  Bestärkun;^  der  Unterthanenpflicht  durch  den 

Hnldigungseid. 

I.  Der  Huldigung s-,  Staatsbürger-  oder  Unterthanen- 
eid  (Homaghim),  in  der  Erbmonarchie  auch  Erbhuldigung 
genannt,  ist  ein  Eid,  den  die  (bleibenden)  Unterthanen  dem  Staats- 
herrscher auf  Verlangen  zu  leisten  verbunden  sind ,  um  dadurch 
ihr  Unterthanenverhältniss,  d.  h.  ihre  Verpflichtung  zum  staats- 
bürgerlichen Gehorsam  und  zur  ünterthanentreue  (§.  282)  per- 
sönlich anzuerkennen.  Nach  allgemeiner  Sitte  und  dem  Geiste 
der  Verfassungsurkunden  wird  der  Huldigungseid  nur  von  den 
männlichen  Staatsangehörigen  gefordert*).  H.  In  den  Verfas- 
sungsurkunden der  deutschen  Staaten  finden  sich  mitunter  positive 
Vorschriften,  wonach  der  Huldigungseid  von  den  Unterthanen  nicht 
nur  bei  jedem  Regenten  Wechsel,  sondern  auch  entweder  bei 
der  Erreichung  eines  gewissen  Alters  2),  oder  bei  der  Ansässig- 


9)  Sogar  die  (frankfurter)  Reichsverfassung  von  1S49  §.  173  hatte  eine 
Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  bisherigen  Befreiungen  nicht  ausge- 
schlossen, sondern  .sich  auf  die  Bestimmung  beschränkt:  „Die  Besteuerung 
soll  so  geordnet  werden,  dass  die  Bevorzugung  einzelner  Stände  und  Güter 
in  Staat  und  Gemeinde  aufhört."  —  Uebereinstimmt :  Preussen,  V.-U. 
1850.  §.  101  a  linea  2:  „Die  bestehende  Steuergesetzgebung  wird  einer  Re- 
vision unterworfen  und  dabei  jede  Bevorzugung  abgeschafft"  - 
Ebenso  Seh  wa  rzburg- So  n  ders  h  au  se  n  ,  V.-U.  1S49.  §.  46.  —  An- 
halt-Bernburg, V.-ü.  1S50.  §.  52:  „Steuerfreiheit  und  Steuervorrechte 
sind  aufgehoben  .  .  .  die  Ausführung  wird  durch  ein  besonderes 
Gesetz  geregelt.«  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  28.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852.  S-  58  a  linea  1. 

')  Ausdrücklich  erwähnen  das  männliche  Geschlecht:  Baden,  V[. 
Constit. -Edikt  v.  4.  Juni  ISOS.  §.  G.  —  Seh  warz  b  urg  -  Son  d  e  rsh  a  a - 
sen,  V.-U.   1849.   §.  7. 

2)  Würtemberg,     V.-U.   1819.  §.  20: nach  zurückgelegtem   lö. 

Jahre." — Seh  warz  bu  rg-So  n  de  rshaus  en,  V.-U.  1849.  §.7:  „...nach 
Zurücklegung  des  18.  Lebensjahres."  —  Ebenso  S.  Coburg-Gotha,  V -U. 
1652.      .    28.    -     Kurhessen,    V.-ü.   1852.   S-    1":    .,    •  •  «m    18.  Lebens- 
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rnacliung,  und  von  Staatsdienern  bei  ihrer  Anstellung  im  Staats- 
dienste ^),  von  Ausländern  aber,  welche  in  den  Unterthanenverband 
treten,  bei  der  Aufnahme  geschworen  werden  muss.  III.  In 
mehreren  Verfassungsurkunden  ist  vorgeschrieben,  dass  in  den 
ünterthaneneid  auch  die  Beobachtung  der  Verfassung  aufzu- 
nehmen sei^).  IV.  In  dem  Huldigungseide  liegt,  wie  in  jedem 
promissorischen  Eide,  nichts  anderes,  als  eine  religiöse 
und  somit  moralische  Bestärkung  einer  an  sich  schon  be- 
stehenden Verbindlichkeit.  Es  wird  daher  durch  die 
Leistung  des  Huldigungseides  von  dem  Unterthan  keine  neue  Ver- 
bindlichkeit übernommen.  Namentlich  kann  darin,  dass  ein  Hul- 
digungseid geschworen  ist,  keine  stillschweigende  Billigung 
etwa  vüi-hergegangeiier  verfassungswidriger  Maassregeln  der  Regie- 
rung oder  ein  Verzicht  auf  die  Anfechtung  derselben  in  ver- 
fassungsmässigem Wege  (§.  283)  gefunden  werden ;  denn  hierzu 
würden  die  Unterlhanen  auch  ebensowohl  befugt  sein,  wenn  die 
Regierung  die  Verfassung  erst  nach  dem  geleisteten  Huldigungs- 
eide verletzt  hätte.  V.  Aus  demselben  Grunde  aber,  weil  das 
Unterthanenverhältniss  nicht  erst  durch  den  Huldigungseid  begrün- 
det wird,  sondern  die  Unterthanenpflicht  bereits  unbezweifelt  juri- 
t^tiscli  feststehen  muss,  bevor  ein  Huldigungseid  verlangt  werden 
darf,  kann  es  auch  auf  der  anderen  Seite  deflo  Unterthan  bei  einer 
Anschuldigung  wegen  Hochverrathes  oder  eines  anderen  Staatsver- 
brechens oder  wegen  Majestätsbeleidigung  nicht  zur  Entschuldigung 
dienen,    wenn   er   zur  Zeit  der  strafbaren  Handlung  noch  keinen 


jähre."  —  B  raun  s  cLweig,  d.  L.-O.  1832.  §.  56:  „...nach  zurückge- 
legtem 21.  Lebensjahre." 

3)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  X.  §.  3.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.   §.   108. 

*)  Dies  ist  der  Fall  in  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  X.  §.3.  —  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831.  §.  139.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  73.  — 
Schwarzburg-Sondershausea,  V.-U.  1849.  §.  7.  —  Kurhessen, 
V.-U.  1852.  §.  17.  -  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  28.  —  Die  Eides- 
formel lautet  gewöhnlich  nach  dem  Vorbilde  der  bayerischen  V.-U.  Tit. 
X.  §  3  „leb  schwöre  Treue  dem  Könige  (Fürsleu),  Gehorsam 
dem  Gesetze  und  Beob.achtung  der  Staatsverfassung"  etc.  —  In 
der  V.  U.  von  S  c  hwa  r  zb  urg  -  S  on  d  e  rshau  s  e  u  ,  1849  §•  9  ist  noch 
weiter  bestimmt:  „An  den  durch  den  Slaatsburgereid  übernommenen  Verpflich- 
tungen kann  durch  keiue  Art  von   Diensteiden  etwas  geändert  werden." 
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Unterthaneneid  geleistet  gehabt  hatte  5),  VI.  Es  kann  daher  auch 
darin,  dass  ein  Unterthan  den  Huldigungseid  noch  nicht  geleistet 
hat,  kein  Grund  gefunden  werden,  denselben,  so  lange  bis  dies 
geschehen,  von  der  Ausübung  der  politischen  Rechte  auszuschlies- 
sen,  soferne  dies  nicht  eine  Verfassungsurkunde  ausdrücklich  so 
bestimmt^). 

§.  286. 

Von  den  Rechten  der  Unterthanen. 

Eingebornenrecht.     Staatsburgerrecht. 

I.  In  jedem  Staate  pflegen  den  bleibenden  Unterthanen  gewisse 
Rechte  zuzustehen,  welche  insoferne  als  Vorrechte  erscheinen, 
als  sie  den  temporären  Unterthanen  (Fremden)  nicht  eingeräumt 
sind.  II.  Schon  dem  römischen  Rechte  war  ein  solcher  Unter- 
schied der  Berechtigungen  der  bleibenden  Staatsbürger  und  der  Frem- 
den nicht  unbekannt  und  trat  dort  praktisch  in  dem  Gegensatze 
von  Jus  civile  und  Jus  gentium  hervor ').  Ein  ähnliches  Ver- 
hältniss  zeigt  sich  in  dem  älteren  germanischen  Rechte,  indem 
auch  hier  nur  der  Inländer  aller  Rechte  fähig  war,  der  Fremde 
aber  nur  als  Schützling  (unter  dem  Mundiburdium  Regis  stehend) 
behandelt  wurde  und  regelmässig  hinsichthch  des  Erbrechtes  mehr- 
fachen  Beschränkungen  unterlag-).     III.   In  der  neueren  Zeit  be- 


*)  Dies  ist  nur  insoferae  von  Einfluss|  auf  die  Beartheilung,  als  unter  dieser 
Voraussetzung  der  concurriren  d  e  und  somit  die  Strafbarkeit  erschwerende 
Gesichtspunkt  des  Eidesbruches  binwegfällt. 

")  Nur  allein  S  c  h  warzburg  -  Son  ders  h  ausen  ,  V.-ü.  1849.  §.  8. 
enthalt  eine  solche  Bestimmung:  „Vor  Ableistung  des  Staatsbürgereides  kann 
niemand  die  politischen  Rechte  ausüben,  namentlich  auch  Staatsämter 
verwalten." 

*)  Im  römischen  Rechte  begreift  der  Aasdruck  /«*  civile  alles  Jus  pro- 
prium civium  Romanorum,  wie  z.  B.  die  pairia  potestatas,  iesiamenti  factio 
ü.  s.  w.  im  Gegensatze  des  Jus  gentium,  d.  h.  des  Rechtes,  welches  auf 
einer  communis  ratio  beruht  und  daher  bei  allen  Völkern  gefunden  wird.  — 
Vergl.  L.  6.  7.  9.  Dig.  de  Just,  et  Jure  (1.  1.).  —  Ebenso  wird  im  fran- 
zösischen Rechte  der  Aasdruck  „droits  civils"  vorzugsweise  von  jenen  Privat- 
rechten gebraucht,  welche  dem  Inländer  vor  dem  Fremden  zustehen.  Code 
Napoleon,  art.  7.  8. 

2)  Meine  dent.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II.  Abth.  H.  (1847)  §.  116 
Note  9. 
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zeichnet  man  den  Inbegriff  der  politischen  und  bürger- 
lichen Rechte,  welche  den  Inländern  nach  der  Verlassung  aus- 
schliesslich zustehen,  im  Allgemeinen  als  Indigeoat,  Einge- 
bornenrecht  oder  S  taa  tsbürger  re  ch  t  (im  weiteren 
Sinne).  IV.  In  den  meisten  Staaten  sind  aber  gewisse  politische 
Befugnisse  selbst  den  Inländern  nur  unter  der  Voraussetzung  ee- 
wisser  Eigenschaften ,  wie  z.  B.  eines  gewissen  Vermögens ,  der 
Ansässigkeit  in  einer  Gemeinde  u.  s.  w.  beigelegt.  Wo  dies  der 
Fall  ist,  pflegt  man  den  Inbegriff  dieser  an  besondere  Qualifikatio- 
nen gebundenen  Rechte  im  Gegensatze  des  Indigeuates  als  Staats- 
bürgerrecht (im  engeren  Sinne)  zu  bezeichnen  3). 

§.  287. 

Allgemeines  deatsclies  Staatsbürgerrecht. 

1)    Ehemaliges  Reichsbürgerrecht. 

Zur  Zeit  des  Reichsverbandes  unterschied  man  ein  allgemeines 
jedem  Deutschen  zuständiges  Reich  sbürgerrecht  oder  Reichs- 
indigenat,  und  das  Landesiudigenat  als  das  besondere 
Indigenat  der  Landesangehörigen  in  den  einzelnen  Territorien. 
Als  Wirkungen  des  Reichsbürgerrechts  wurden  betrachtet:  a)  Theil- 
nahme  an  allen  Rechten,  welche  aus  dem  Begriffe  der  Reichsein- 
heit fliesseu,  also  namentlich  das  Recht  auf  den  Schutz  des  Rei- 
ches in  erworbenen  Rechten,  gegen  Justizverweigerung  und  Will- 
kühr  der  Landesregierungen  und  gegen  das  Ausland*);  b)  unbe- 
dingte Erwerbrähigkeil  in  allen  Reichsländern*);  c)  freien  Durch- 
gang  durch   alle  Territorien    zur  Betreibung  des  Handels,  jedoch 


3)  Vergl.  das  vielfach  V9n  der  Gesetzgebung  in  audereD  Staaten  als  Vor- 
bild benutzte  bayerische  Edikt  über  das  Indigenat  v.  26.  Mai  1818.  Beil. 
I  zur  Verf. -Urk.  —  Baden,  VI.  ConstitutioBsedikt ,  die  verschiedenen 
Stände  betr.  v.  4.  Juni   IbOS  §.  H. 

')  VV.  K.  (1792)  art.  XV.  §.  1:  „Wir  wollen  die  mittelbaren  Reichs- 
und  der  Stände  Landesuntertbaoeo  in  Unserm  kaiserlichen  Schutz  haben" 
etc.  -  Ebendai.  art.  XVI.  §.  1;  XIX.  §.  1  u.  f.  ;  XXI.  §.  5;  XXVll, 
§.    1    u.   r.     Siehe  auch   oben  §.    77     104. 

-)  .Man  hielt  daher  das  sog.  droit  d'aubam  (Jus  albinagii,  Freoidliugs- 
oder  Heimfallsrecht  s.  unten  §.  304)  für  uostattbaft  in  Bezug  auf  die  Ange- 
hörigen deutscher  Länder.  —  (iönoer,  Staalsr.  $.  55. 
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mit  Beobachtung  der  Landespolizeigesetze');  d)  das  Recht,  nicht 
ausserhalb  der  Reichsgränzen  vor  Gericht  oder  zur  Lehenem- 
pfängniss  geladen  zu  werden^);  e)  das  Recht  auf  religiöse  Tole- 
ranz und  beziehungsweise  das  Recht  zur  Auswanderung  nach 
Maassgabe  der  Bestimmungen  des  westphälischen  Friedens  5); 
f)  nur  geborne  Deutsche,  und  7,war  nur  katholischer  oder 
protestantischer  Confession  (weil  nur  diese  beiden  Confessio- 
nen  das  Reichsbürgerrecht  genossen),  konnten  Mitglieder  der  Reichs- 
gerichte sein  oder  andere  wichtige  Reichsbedienungen  bekleiden  6), 
oder  Präbenden   an   deutschen  Stiftern  oder  Ritterorden  erlangen. 

§.   288. 

2)    Deutsches  Bundesindigenat  oder  die  Rechte  des 

deutschen  Volkes  nach  der  Bundesakte. 

a)    Ueberhaupt. 

Durch  die  deutsche  Bundesakte  art.  16  und  18  wurden  den 
ünterthanen  der  sämmtlichen  deutschen  Bundesstaaten  gewisse 
Rechte  zugesichert,  deren  Inbegriff  seitdem  als  Bundesindige- 
nat bezeichnet  zu  werden  pflegt.  Diese  Rechte  sind  I.  nach  der 
Bundesakte  art.  16:  die  Gleichberechtigung  der  Mitglieder 
der  christlichen  Religionsparteien  zum  Genüsse  der 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  *).  II.  Nach  der  ßundes- 
akie  art.  18:  1)  Das  Recht,  „Grundeigenthum  ausserhalb  des 
Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  erwerben  und  zu  be- 
sitzen, ohne  desshalb  in  dem  fremden  Staate  mehreren  Abgaben 
und  Lasten  unterworfen  zu  sein,  als  dessen  eigene  ünterthanen." 
Hiernach  muss  auch  angenommen  werden,  dass  den  Ünterthanen 


3)  Vergl.  die  Bestimmungen  in  der  W.  K.  (1792)  art,  VII  und  VIII,  die 
Beförderung  des  Handels  betrelfeud. 

«)  W.  K.  (1792)  art.  XVI.  §.  2. 

*)  I  P.  0.  art.  V.  —  Vergl.  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II. 
Ablhi.  H.   1847.  §.  65.  S.   199. 

6)  W.  K.  (1792)  art.  XII.  XXIII.  §.  4;  XXIV.  §.  2-  -  K.  G.  0.  Tbl.  I. 
Tit.  3.  §.    1. 

')  Hiervon  wird  bei  der  Darstellung  der  Kircbenhoheit  weiter  gehandelt. 
Die  Bestimmungen  der  einzelnen  Verfassungsuriiunden  über  das  Erforder- 
niss  eines  christlichen  GlaubensbelienntDisses  für  den  Genuss  bürger- 
lieber  und  staatsbürgerlicher  Rechte  siehe  unten  §.  293  Note  9. 
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anderer  deutschen  Bundesstaaten ,  welche  Grundbesitzer  in  einem 
Bundeslande  sind ,  das  Recht  zum  Aufenthalte  auf  ihrem  Eigen- 
thume  bundesgrundgesetzlich  zugesichert  ist.  Ein  allgemeines 
Recht  für  alle  deutschen  Bundesangehörigen,  sich  beliebig  in  jedem 
deutschen  Bundesstaate  aufzuhalten,  ist  jedoch  in  der  Bundes- 
gesetzgebung nicht  anerkannt.  Vielmehr  ergibt  sich  daraus, 
dass  das  Recht  des  beli  ebi gen  Aufenthaltes  in  jedem  Bundes- 
staate in  der  Bundesakte  art.  14  als  ein  Vorrecht  der  Standes- 
herren  und  des  übrigen  seit  1806  mittelbar  gewordenen  Reichs- 
adels  erklärt  worden  ist,  deutlich,  dass  es  nicht  in  der  Absicht 
des  Gründer  der  Bundesakte  lag,  ein  solches  Recht  allgemein  zu 
gewähren.  2)  Alle  deutschen  Staatsangehörigen  haben  „das  Recht 
des  freien  Wegziehens  aus  einem  Bundesstaate  in  den  an- 
deren, der  sie  erweislich  zu  Unterthanen  aufnehmen  will^. 
3)  Ebenso  können  sie  „in  Civil-  und  Militairdien  ste  eines 
anderen  Bundesstaates  treten,  beides  jedoch  nur,  insoferne  keine 
Verbindlichkeit  zu  Militairdiensten  gegen  das  bisherige  Vaterland 
im  Wege  steht".  4)  Die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer 
(jus  detraclus,  gabeUa  emigralionis)  ist  für  den  Fall  in  der  Bun- 
desakte art.  18  zugesichert,  insoferne  das  Vermögen  „in  einen 
anderen  deutschen  Bundesstaat  übergeht  und  mit  diesem 
nicht  besondere  Verhältnisse  durch  Freizügigkeitsverträge  beste- 
hen 2)«.  111.  In  dem  Artikel  18,  Lit.  d.  der  deutschen  Bundes- 
akte findet  sich  eine  Andeutung,  dass  auch  die  Pressfreiheit 
zu  den  bundesverfassungsmässigen  Rechten  der  deutschen  Staats- 
angehörigen zu  zählen  ist  3). 

§.  289. 
b)    Von  der  Nachsteuer-  und  Abzugsfreiheit 
insbesondere. 
Durch    Bundesbeschluss    vom    23.    Juni    1817,    Protokoll    §. 


3)  Zar  Reichszeit  war  das  Recht  zur  Auswandernng  nicht  io  diesem 
Umfange  reichsgesetzlich  anerkaant.  Der  westpbälische  Frieden  gab  den 
Unterthanen  ein  Recht  der  Auswanderung  nur  in  dem  Falle,  wenn  der 
Landesherr  ihre  Religionsübung  nicht  dulden  wollte  und  nicht  zu  dulden 
brauchte  ,  weil  dieselbe  in  dein  Normaljahre  (1624)  noch  keinen  Besitzstand 
hatte.     I.  P.  0.  art.  V.   §.  34—37. 

^)  B.  A.  art.   18,  d.  :  „Die  ßundesversammluog  wird  sich  bei  ihrer  ersten 
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254')  wurde  die  Bestimmung  der  Bundesakte  art.  18  über  die 
Nachsteuer-  und  A  bzugsfreih  eit  dahin  erläutert,  I.  dass 
die  Nachsteuer-  und  Abzugsfreiheit  jede  Art  des  Vermögens 
begreift,  welches  von  einem  Bundesstaate  in  den  anderen  ilber- 
gelit,  es  sei  aus  Veranlassung  einer  Auswanderung,  oder  aus  dem 
Grunde  eines  Erbschaftsanfalles,  eines  Verkaufes,  Tausches,  einer 
Schenkung,    Mitgift,    oder   auf   andere  Weise-),    und  ebenso  ist 

II.  jede  Abgabe  hiermit  für  aufgehoben  erklärt,  welche  die 
Ausfuhr  des  Vermögens  aus  einem  zum  Bunde  gehörigen  Staate 
in  den  anderen  oder  den  Uebergang  des  Vermögenseigenthuras 
auf  Angehörige  eines  anderen  Bundesstaates  bisher  beschränkte  ^). 

III.  Ausdrücklich  wurde  bestimmt,  dass  somit  die  zum  Vortheile 
der  in  einzelnen  Staaten  oder  Gemeinden  bestehenden  Schulden- 
tilgungskassen oder  überhaupt  wegen  der  Communalschulden  ein- 
geführten Abzüge  von  auswanderndem  Vermögen  durch  die  Bun- 
desakte art.  18  als  aufgehoben  angesehen  werden  sollen,  und  dass 
eben  auch  die  Manumissionsgelder,  da  wo  die  Leibeigenschaft  oder 
Hofhörigkeit  noch  zur  Zeit  bestehe,  insoferne  sie  nur  von  den 
auswandernden  Unterthanen  zu  entrichten  wären,  unter  der  Nach- 
steuerfreiheit bei  der  Auswanderung  in  einen  anderen  Bundesstaat 
begriffen  wären  ^).  Ueberhaupt  kann  die  Art  der  bisherigen 
Verwendung  des  Abzugsgefälles  keinen  Grund  darleihen,  das- 
selbe gegen  die  Bestimmungen  der  Bundesakte  bestehen  zu  lassen  ''). 

IV.  Die  durch  die  Bundesakte  festgesetzte  Nachsteuer-  und  Ab- 
zugsfreiheit findet  ohne  Unterschied  statt,  ob  die  Erhebung 
dieser  Abgaben  bisher  dem  landesherrlichen  Fiskus,  den  Stan- 
de sherren,  den  Privatberechtigten,  Communen  oder 
Patrim  onialgeri  ch  te  n  zustand,  und  die  ausgesprochene  Auf- 
liebung  aller  und  jeder  Nachsteuer  kann  keinen  Grund  zu  einer 
Entschädigunsforderung   an   den  Landesherrn  für  die  den 


ZusamnieDkunft  mit  Abfassung  gieichförniiger  Verfügungen  über  die  Press 
treib  eit  .  .   .  beschäftigen." 

')  Abgedruckt  bei  G,  v.  Meyer,  Staatsakten.  II.  S.  6S  u.  1". 

2)  B.  B.   V.  23.  Juni   1817.   Sitz.  XXXVII.   Protok.  §.  254.  §.   1   u.   2. 

«)  Ebenda».  §.  3. 

^)   Eben  das.  §.   4. 

^)  Eben  das,  $.  6  a  liaea  2. 
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Berechtigten  entgehende  Einnahme  abgeben^).  V.  Die  beson- 
deren Freizügigkeits vertrage,  deren  die  Bundesakte  art. 
18  Erwähnung  Ihut,  werden  erhalten  und  be  stehen  ,  insoferne 
sie  der  Bundesakte  und  diesem  Bundesbeschlusse  nicht  entgegen 
sind,  sondern  die  hierin  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Frei- 
heit von  aller  Nachsteuer  begünstigen,  erleichtern,  oder  noch  mehr 
ausdehnen ").  Als  allgemein  geltender  Termin ,  von  welchem  an 
die  völlige  Nachsteuerfreiheit  von  allem  ausgewandernden  Vermögen 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  statt  haben  soll,  wurde  der  erste 
Juli  1817  festgesetzt*»).  VI.  Da  Zweifel  entstanden  waren,  ob  ein 
Abzugsgeld  von  jenem  Vermögen  eingezogen  werden  könne,  wel- 
ches zwar  vor  dem  ersten  Juli  1817  einem  Ausländer  angefallen, 
aber  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  wirklich  ausgeführt  worden  war, 
so  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  2.  August  1827,  Protok. 
§.  89  die  authentische  Interpretation  gegeben,  dass  bei  Anwendung 
der  unter  den  deutschen  Bundesstaaten  bestehenden  Freizügigkeit 
der  Tag  des  wirklichen  Abzugs  entscheide^). 

§.  290. 

3)    Die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  nach  der 

(frankfurter)  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849. 

a)    Von  den  Volksrechten  überhaupt. 

I.  Seit  der  Wiederbelebung  der  landständischen  Verfassung  in 
Deutschland  auf  der  Grundlage  des  Art.  13  der  Bundesakte  ist 
besonders  das  Streben  hervorgetreten,  die  politischen  Bechte 
der  Staatsangehörigen  oder  die  sog.  Volksrechte  genauer  zu 
bestimmen ,  zu  erweitern  und  urkundlich  festzustellen.  II.  Man 
versteht  unter  Volks  rechten  insbesondere  jene  politischen 
Rechte,  welche  den  Unterthanen  als  Einzelnen,  der  Unterwer- 
fung unter  die  Staatsgewalt  unbeschadet,  im  Verhältnisse  zu 
dieser,  d.  h,  dem  Souverain' gegenüber,  zustehen.  III.  Als  solche 
Volksrechte  betrachtete  man  seit  der  Ausbildung  der  parlamenlari- 


6)  Ebendas.  §.  6. 
')  Ebe  n  das.  §.  7. 
«)  Ebendas.  §.  S. 

*)  Abgedruckt    ist   dieser  Erläuterungsbeschluss  vom  2.  Aug.   1827.  Sitz. 
XXIV.  Protok.  §.  89  bei  G.  v.  Meyer,  Staatsakten.  II.  S.  318  u.  f. 
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sehen  Regierimgsform  in  England  vor  allem  die  Urrechte  der 
Individuen  selbst,  deren  Schutz  einer  der  unvergänglichen 
Zwecke  des  Staates  ist.  IV.  Als  die  wesentlichsten  und  ur- 
sprünglichen Volksrechte  oder  die  Grundrechte  des  Volkes 
bezeichnete  man  daher  die  Personalfreiheit  und  die  Hei- 
ligkeit des  Eigen  th  ums,  und  richtete  daher  auch  die  Or- 
ganisationen der  sog.  gemässigten  oder  beschränkten  Monarchie 
hauptsächlich  darauf,  diese  beiden  Grundrechte  gegen  willkühr- 
liche  Eingriffe  der  Staatsregierung  und  der  Behörden  sicher  zu 
stellen  ').  V.  Als  Ausflüsse  dieser  beiden  Grundrechte  erschienen 
sodann  einige  Grundsätze,  welche  ebenso  wie  die  Personal- 
freiheit und  Heiligkeit  des  Eigen thums  selbst  regelmässig 
schon  in  den  deutschen  Verfassungsurkunden  vor  dem  Jahre  1848 
ausdrücklich  aufgeführt  wurden  -)  und  den  eigentlichen  Kern  der- 
selben bildeten,  nämlich:  1)  die  Una  bhängigk  ei  t  der  Rech  ts- 


')  Auf  diesen  Grundgedanken  beruhet  das  System  von  Loke,  two 
treaties  of  government  1690,  von  welchem  die  erste  wissenschaftliche  Be- 
gründung der  Theorie  von  der  pai'lamentarischen  Regierungsform  in  England 
ausgegangen  ist. 

2)  z.  B.  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  6:  „In  dem  Umfange  des 
Reichs  kann  keine  Leibeigenschaft  bestehen,  nach  den  näheren  Bestimmungen 
des  Edikts  v.  3.  Aug.  ISOS."  —  §.  S:  „Der  Staat  gewährt  j  e  dem  Einwohner 
Sicherheit  seiner  Person,  seines  Eigen  thums  und  seiner  Rechte.  .  . 
Niemand  darf  verfolgt  und  verhaftet  werden,  als  in  den  durch  die  Gesetze 
bestimmten  Fällen  und  in  der  gesetzlichen  Form.  Niemand  darf  gezwungen 
werden,  sein  Privateigenthum.  selbst  für  öffentliche  Zwecke  abzutreten,  als 
nach  einer  förmlichen  Entscheidung  des  versammelten  Staatsraths  und  nach 
votgängiger  Entschädigung"  etc.  —  §.  9 :  „Jedem  Einwohner  des  Reichs  wird 
vollkommene  Gewissensfreiheit  gesichert."  —  Aebnliche  meist  gleich- 
lautende Bestimmungen  finden  sich  in  den  meisten  anderen  Verfassungsurkun- 
den vor  1S4S;  z.  B.  Baden,  V.-U.  ISIS-  §.  13.  IS.  (siehe  Note  5).  — 
Würtemberg,  V. -D.  1819.  §.  24:  „Der  Staat  sichert  jedem  Bürger 
Freiheit  der  Person,  Gewissens-  und  Denkfreiheit,  Freiheit  des  Eigenthums 
und  Auswanderungsfreiheit."  —  §.25:  „Die  Leibeigenschaft  bleibt  für  immer 
aufgehoben."  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.  22—25.  —  K.  Sach- 
sen, V.-U.  IS31.  §.  27  u.  f.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1S31.  §.  51  u.  f. 
u.  129.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  29  u.  f.;  insbesondere 
§.  30:  „Niemand  darf  wegen  geäusserter  Meinungen  zur  Verantwortung 
gezogen  werden,  es  sei  denn,  dass  durch  deren  Acusserung  eine  gesetzliche 
Vorschrift  übertreten,  oder  dass  zu  gesetzwidrigen  Handlungen  augereizt 
wäi-e."  —    Hannover,    V.-U.   1840.  §.  28.  —   Leber  die  als  Ausüuss  der 
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pflege  3);  2)  der  Grundsatz,  dass  Ni  em  an  d  seinem  ordentücFien 
Richter  entzogen  werden  dürfe*);  3)  der  Grundsatz  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze  5)  und  4)  der  Gleichheit  der  Be- 
rechtigung zu  allen  OfTentlichen  Äemtern  für  die  Befähigten  °), 
entsprechend  der  Gleichheil  der  Pflicht  zur  Theilnahme  an  den 
öllentlichen  Lasten  ^). 


Personal  fr  eibeit  den  Unterthanen  in  den  Verfassungsungsurkunden  vor 
lb48  zugesicherte  Pressfreiheit  siehe  die  IVachweisangen  unten  §.  293, 
Note   1. 

»)  z.  B.  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  VIII.  §.3:  „Die  Gerichte  sind  inner- 
halb der  Grenzen  ihrer  amtlichen  Befugniss  unabhängig"  etc,  —  Baden, 
V.-U.  1818.  §.  14.  —  Würteinberg,  V.-ü.  1819.  §.  93.  —  Grossh.  Hes- 
sen, V.-U.  1S2Ü.  §.  32.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  47.  —  S.  Al- 
tenburg, V.-U.  1831.  §.  46.  Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §. 
193  u.  s.  w. 

'«)  z,  B.  Bayern,  V.-ü.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  8:  „Niemand  darf  seinem 
ordentlichen  Richter  entzogen  werden  "  —  Baden,  V.-U  ISIS.  §.  15.  — 
Wiirtemberg,  V.-U.  1819.  §.  26.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  31.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  48.  —  S.  Altenburg,  V.-U. 
1S31.  §.  45.    —  Braun  schweig,   n.  L.   0.   1832.  §.  201  u,  s.  w. 

5)  Schon  die  W.  K.  (1792)  art.  XVI.  §.  1  haUe  dem  Kaiser  die  Erhal- 
tung der  Gerechtigkeit,  ohne  Unterschied  der  Personen,  Standes, 
Würden  und  Religionen,  zur  Pflicht  gemacht.  —  Vergl.  Bayern, 
V.-ü.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  6  (s.  »Vote  2).  —  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  13: 
„  Eigenlhum  und  persönliche  Freiheit  der  Badener  sieben  alle  auf  gleiche 
Weise  unter  dem  Schutze  der  Verfassung."  —  Wfirtemherg,  V.-U.  1819. 
§.  21:  „Alle  Würtemberger  haben  gleiche  staatsbürgerliche  Rechte."  — 
Grossh.  Hessen,  V.U.  1820.  §.  18  :  „Alle  Hessen  sind  vor  dem  Gesetze 
gleich  "  —  K.  Sachsen,  1S31.  §.  26.  —  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831. 
§.  44.  —  Braunschweig,  n.  L    0.   1832.  §.  200  u.  s.  w. 

6)  z.  B.  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  5:  „Jeder  Bayer  ohne  Unter- 
schied kann  zu  allen  Civil-,  Militair-  und  Kircheoämtern  oder  Pfründen  ge- 
langen." —  Baden,  V -U.  1818.  §.  9:  „Alle  Staatsbürger  von  den  drei 
christlichen  Confessionen  haben  zu  allen  Civil-  und  Militairstellen  and 
Kirchenänitern  gleiche  Ansprüche."  —  Durch  Ges.  v.  17.  Febr.  1849  art.  1 
wurde  dafür  gesetzt:  „Alle  Staatsbürger  ohne  Unterschied  der  Reli- 
gion haben  zu  allen  Civil-  unil  Militairstellen  und  Kirchenänitern  ihrer  Con- 
fession  gleiche  Ansprüche."  Vergl  Würtemberg,  V -U.  1819  §.  22.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.  19.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1S31.  §.  34. 
—  S  Allenburg,  V.-ü  1831.  §.  61.  —  Braunschweig,  n.  L  0. 
1832.  §.  34  u.  s.  w. 

')  Siehe  oben  §.  284  und  unten  §.  295  Note   IS. 
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§.  291. 

b)  Von  den  Grundrechten  des  dentsclien  Volkes  im 

Allgemeinen. 

I.  Das  Streben  nach  Erweiterung  der  Volksrechte,  welches 
schon  in  allen  deutschen  Verfassungsurkunden  seit  der  Gründung 
des  deutschen  Bundes  mehr  oder  minder  erkennbar  ist,  gelangte  auf 
seinen  Höhepunkt  während  der  politischen  Bewegung  in  den  Jah- 
ren 1848  und  1849.  Hier  fand  es  seinen  weitgreifendsten  Aus- 
druck in  den  sog.  Grundrechten  des  deutschen  Volkes, 
welche  von  der  constituirenden  Nationalversammlung  beschlossen 
und  am  21.  Dezember  1848  von  dem  Beichsverweser  als  Gesetz 
verkündet  und  nachher  als  Abschnitt  VI  §.  129  bis  188  in  die 
Beichsverfassung  vom  28.  März  1849  aufgenommen  worden  waren'). 
II.  Bei  dieser  Aufstellung  hat  man  sich  aber  nicht  darauf  be- 
schränkt, nur  die  eigentlichen  Volksrechte  (§.  290)  aufzuzählen, 
sondern  man  hat  sehr  unzweckmässig  eine  grosse  Anzahl  Bestim- 
mungen über  Verhältnisse  eingemischt,  welche  nicht  sowohl  poli- 
tischer als  vielmehr  so  zial  er  Natur  sind,  oder  nicht  Verfassungs- 
prinzipien, sondern  nur  Verwal tu ngs fragen  betreffen.  III.  Ob- 
schon  nunmehr  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  als  solche 
und  als  Theil  der  Beichsverfassung  v.  28.  März  1849  durch  den 
Bundesbeschluss  vom  23.  Aug.  1851  überall  wieder  ausser  Wir- 
kung gesetzt  sind-)  und  somit  keine  formelle  Gültigkeit  mehr 
haben,  und  sogar  alsbald  nach  ihrer  Verkündigung  in  allen  beson- 
neneren Kreisen  der  Nation  erkannt  worden  war,  dass  dieselben 
auf  ein  richtigeres  3Iaass  zurückgeführt  werden  müssten,  wenn 
das  Bestehen  irgend  einer  kräftigen  Begierung  überhaupt  möglich  sein 
und  der  politische  und  materielle  Buin  der  Nation  vermieden  wer- 
den solle  3);  so  darf  doch  eine  übersichtliche  Darstellung  derGrund- 


>)  Siehe  oben  §.   186. 

2)  Siehe  obeo  §.   150.  VII;  §.  200. 

3)  Aus  dieser  Rücksicht  entsprangen  die  Modifikationen,  welche  an  den 
Grundrechten  nach  der  Aufstellung  in  der  (frankfurter)  Reicbsverfassung 
durch  den  berliner  Entwurf  v.  26.  Mai  1S49  (s.  oben  §.  191)  und  durch 
die  Reschlüsse  des  ünionsparlaments  zu  Erfurt  (s.  oben  §.  196)  v. 
27.  April  1S50  vorgenommen  wurden.  Auf  den  dresdener  Conferenzen 
hatte  die  Snbconiinission  der  z wei  t en  Commissioo  (siehe  oben  §.  199)  auch 
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rechte  des  deutsclieii  Volkes  nach  der  Reirhsverfassiing  vom  28. 
März  1849  hier  nicht  unterlassen  werden.  Es  vereinigen  näm- 
lich diese  Grundrechte  nicht  nur  alles  dasjenige,  was  früher  in 
den  einzelnen  Verfassungsurkunden  von  staatshiirgerlichen  Rechten 
gewährt  worden  war,  sondern  es  ist  auch  aus  denselhen  dasjenige, 
was  als  zweckmässig  und  verträglich  mit  dem  monarchischen 
Prinzipe  und  den  bestehenden  sozialen  Zuständen  und  hundes- 
mässig  garantirten  Rechten  erschien,  in  die  neuesten  Verfassungs- 
urkunden wirklich  übergegangen ,  oder  hat  Modifdiationen  in  dm 
früheren  Verfassungszuständen  zur  Folge  gehabt,  welche  fortwäh- 
rende Gültigkeit  behaupten,  und  die  in  ihrer  praktischen  Bedeu- 
tung nicht  richtig  begriffen  werden  könnten,  wenn  die  Hinweisung 
auf  ihre  geschichtliche  Wurzel  unterbleiben  würde. 

§.  292. 
c)  Die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  nach  der  Auf- 
stellung    der     constitairenden     Nationalversammlung     in 
Frankfurt  mit  Hinweisuno   auf  die  Modifikationen  in  dem 
berliner  Entwürfe  und  den  Beschlüssen  des  Ünionsparla- 

incntes  zu  Erfurt  und  in  den  einzelnen  Verfassungen. 

a)     Artikel    I  —  III.     Reichshürgerrecht.     Freiheit    des 

Aufenthaltes,    der    Erwerbung    von    Liegenschaften,    des 

Nahrungszweiges,     der    Auswanderung,     Gleichheit    der 

Rechte  und  Pflichten,  Freiheit  der  Pergon  und  der 

Wohnung. 

Die  Grundrechte,  welche  die  Reichsverfassung  vom  28.  März 
1849  dem  deutschen  Rechte  gewähren  sollte,  sind  in  XIV  Artikeln 
zusammengestellt ') : 


einen   ansführliciieD  Entwurf  der  Grnndrichle  ausge;irbeitet ,    welcher  jedoch 
bei  der  B.  V.  nicht  zur  speziellen  Beratbung  gekommen  ist. 

')  Nach  §.  13b  der  (frank Furier)  Reichsverfassun^  vom  2S.  März  1S49 
sollten  diese  Grundrechte  den  Kinzelslaaten  „zur  Norm  dienen  und  keine 
Verfassung  oder  Gesetzgebung  eines  deutseben  Einzelstaates  sollte  dieselben 
je  aufheben  oder  b  esc  h  r  :i  nke  n  können."  Nach  der  vom  Unions- 
parlamente  zu  Erfurt  genehmigten  Fassung  des  berl  i  n  er  Entwurfs  soll- 
ten sie  dagegen  ihre  „Anwendung  auf  die  besoodereo  Verhältnisse" 
der  Biflzelstaaten  ia  den  Gesetzgebungen  dieser  Staaten  finden. 
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I.  Die  wesentlichen  Bestimmungen  in  Artikel  I.  waren: 
1)  „Jeder  Deutsche  hat  das  deutsche  Reichsbürgerrecht 
Die  ihm  kraft  dessen  zustehenden  Rechte  kann  er  in  jedem 
Lande  ausüben 2).«  2)  Jeder  Deutsche  hat  das  Recht,  an  jedem 
Orte  des  Reichsgebietes  seinen  Aufenthalt  und  Wohnsitz 
zu  nehmen,  Liegenschaften  jeder  Art  zu  erwerben  und 
darüber  zu  verfügen,  jeden  Nahrungszweig  zu  betreiben 
und  das  Gemeindebürgerrecht  zu  gewinnen^)."  3)  „Kein 
deutscher  Staat  darf  zwischen  seinen  Angehörigen  und  anderen 
Deutschen  einen  Unterschied  im  bürgerlichen,  peinlichen  oder 
Prozessrechte  machen,  welcher  die  Letzteren  als  Ausländer  zurück- 
setzt"*)." 4)  „Die  Strafe  des  bürgerlichen  Todes  soll  nicht  stalt- 
Qnden  und  da,  wo  sie  bereits  ausgesprochen  ist,  in  ihren  Wir- 
kungen aufhören,  soweit  nicht  hierdurch  erworbene  Privatrechte 
verletzt  werden^)."     5)  Die  Auswauderungsfreiheit  ist  von  Staats- 


2)  R.  V.  1849.  §.  132.  —  Nur  über  das  Recht,  znr  deutscheo  Reichs- 
versammluDg'  zu  wählen,  war  die  Verfügung  des  Reichswahlgesetzes  vorbe- 
halten. 

3)  R.  V.  1849.  §.  133.  —  Wie  gefährlich,  ja  geradezu  zerstörend,  ein 
solcher  Grandsatz  auf  den  nationalen  Wohlstand  wirken  masste,  und  wie 
wenig  daher  verständiger  Weise  schon  bei  seiner  Abfassung  daran  gedacht 
werden  konnte,  ihn  ohne  grosse  Beschränkung,  die  ihn  im  Wesen 
wieder  aufgehoben  haben  würde,  ins  Leben  treten  zu  Jassen,  erhellet 
daraus,  dass  selbst  die  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  beizufügen  für 
nöthig  hielt:  „Die  Bedingungen  für  den  Aufenthalt  und  Wohnsitz 
werden  durch  ein  Heimath  sgesetz,  jene  für  den  Gewerbebetrieb  durch 
eine  Gewerbeordnung  für  ganz  Deutschland  von  der  Reichsgewalt  fest- 
gesetzt." —  Wie  wenig  mit  der  Aufstellung  solcher  allgemeinen  Grundsätze 
gethan  ist,  siehe  in  meiner  Schrift:  die  Demokratie  in  Deutschland  Stutt- 
gart 1853.  S.  78. 

*)  R.  V.  1849.  §.  134.  —  Es  ist  dies  eine  sehr  zweckmässige  Bestim- 
mung, von  der  sehr  za  wünschen  wäre,  dass  sie  der  deutsche  Bund  zum 
Buodesbeschlusse  erheben  möchte.  Vieles  ist  jedoch  in  dieser  Beziehung  be- 
reits durch  L'ebereinkommen  einzelner  deutschen  Staaten  unter  einander  ge- 
schehen. Vergl.  A.  0.  Krug,  das  Internationalrecht  der  Deutschen,  über- 
sichtliche Zusammenstellung  der  zwischen  verschiedenen  deutschen  Staaten 
getroffenen  Vereinbarungen  über  die  Leistung  gegenseitiger  Rechtshülfe.  Leip- 
zig 1851.  —  Vergl.  R.  V.  v.   1849.  §.    1S3;  siehe  unten  §    196  bei  Note  5. 

*)  R.  V.  1849.  §.  135.  —  Auch  die  Abschaffung  der  Strafe  des  bürger- 
lichen Todes,  die  ohnehin  nur  aus  der  franjösischen  (napoleonischen)  Gesetz- 
gebung   in    einige   deutsche  Strafgeselzgebungen  übergegangen  ist,    kann  nor 
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wegen  nicht  beschränkt;  Abzugsgekler  dürfen  nicht  erhoben  wer- 
den. Die  Auswanderungsangplegenheit  sieht  unter  dem  Schutze 
lind  der  Fürsorge  des  Reiches  **)." 

Der  Art.    11.   bestimmte:    1)   „Vor  dem  Gesetze  gilt  kein  Un- 
terschied  der  Stände")."     2)   „Der   Adel   als   Stand  ist   aufgeho- 


für  zeitgemäss  geachtet  werden.  Unter  den  neueren  V. -Urkunden  schliessen 
die  Strafe  des  bürgerlichen  Todes  ausdrücklich  aus:  Schwarzburg-Son- 
dershausen,  V-U.  1849.  §.  12.  —  Preussen,  V.-ü.  tSoO.  §  10.  — 
Oldenburg,  revid.  V. -U.  1852.  art.  43.  §.  3  —  Reuss,  j.  L.  V.  -  U. 
1852.  §.  ti.  —  In  mehreren  Staaten  errolgte  die  Abschaffung  durch  besondere 
Gesetze,  z.  B.   Bayern,   Ges.  v.   is.  Nov.    1S49. 

')  R.  V.  V.  IS49.  §.  130.  —  Die  Bestimmungen  der  Bundesgeselzgebung 
über  die  Auswanderungsfreiheit  und  INachsteuerfreiheit  s.  oben  §.  2S8.  289. 
Hierauf  verweiset:  Bayern.  V.-U.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  14.  —  Mehrere  Verf- 
l'rkundeo  vor  1S4S  hatten  schon  die  Auswanderungsfreiheit  ohne  Beschrän- 
kung auf  die  Auswanderung  nach  einem  anderen  deutschen  Bundesstaate  ge- 
währt. Vergl.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  12,  resp.  Ges.  v.  14.  Aug.  1817.  — 
Würlemberg,  V.-U.  1819.  §.  32.  —  Ebenso  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §. 
29.  —  Braunschweig,  n.L.O.  1832.  §.  35.  —  Hannover,  V.-U.  1840. 
§.  43.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  47.  —  S. 
Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  69.  70.  schreibt  noch  Abzugsgeld  vor  hei  Aus- 
wanderung in  einen  ausserhalb  des  Landes  gelegenen  Staat.  —  Das  Unions- 
parlament zu  Erfurt  nahm  folgende  Fassung  an:  „Die  Auswanderungsfreiheit 
kann  von  Slaatswegen  nur  in  Bezug  auf  die  Wehrpflicht  beschränkt 
werden."  —  Uebereinstimmen  :  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  11.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  15.  —  Oldenburg,  V.-U.  1852.  arl.  55. 
§.  1.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  7.  —  Waldeck,  V.-U.  1852. 
§.  32.  —  Von  den  übrigen  Verfassungsurkunden  stellen  Beschränkungen  mit 
Rücksicht  auf  die  Wehrpflicht  auf:  Bayern,  IMS.  Tit.  IV.  §.  14.  — 
K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.29.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  09.  — 
Braunschweig,  n.  L.-O.  1832.  §.  35.  —  S.  C  ob  u  rg- Go  t  h  a  ,  V.-U. 
1852.  §.  29:  „Die  Auswanderungsfreiheit  ist  von  Staatswegen  nur  für  die 
Dauer  bereits  eingetretener  Wehrpflicht  beschränkt."  —  Ohne  alle 
solche  Beschränkung  erlauben  die  Auswanderung:  Würteniberg, 
V.-U.  1819.  §.  32.  —  Schwarzburg  -  Sondershausen,  V.-U.  1849. 
§.  47.  —  Unbedingt  erklären  alle  N  ach  ste  uer-  oder  Abz  ugs  ge  1  d  e  r 
für  abgeschafft:  die  Verfassungsurkunden  von  Würtemberg,  K.  Sach- 
sen, Braunschweig,  Hannover,  S  c  h  wa  r  z  b  u  rg- So  n  de  rs  h  a  us  en, 
Preussen,  Anhalt- Bernburg,  Oldenburg,  S.  Coburg-Gotha, 
Reuss  j.  L.  und  Waldeck  a.a.O.  —  In  mehreren  anderen  Bundesstaaten 
ist  die  Nachsteuer  oder  das  Abzugsgeld  durch  besondere  Gesetze  aufgehoben 
worden. 

")  B.  V.   1849.  §.  !37.    -    Würtlich  übereinstimmt:  S   C  ob  u  r  g-Gö  I  ha, 
Züi.fl,    Staatsrocht.   4tc  .Aufl.    II.  15 
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ben^)."  3)  Alle  Standesvorrechte  sind  abgeschafft^)."  4)  Die 
Deutschen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich  ^'^)."  5)  ,.Alle  Titel, 
insoweit  sie  nicht  mit  einem  Amte  verbunden  sind,  sind  aufgehoben 
und  dürfen  nie  wieder  eingeführt  wertlen  '*)."  6)  „Kein  Staats- 
angehöriger darf  von  einem  auswärtigen  Staate  einen  Orden  an- 
nehmen ^-)."  7)  ,.Die  öflentlichen  Aemter  sind  für  alle  Befähigten 
gleich  zugänglich  ^2)."  8)  „Die  Wehrpflicht  ist  für  Alle  gleich  ^'*')." 
9)  „Stellvertretung  findet  bei  derselben  nicht  statt  '5).« 


V.-U.  1852.  §.  30.  —  Die  übereinstinimendeü  gleichlautenden  oder  gleich- 
bedeutenden Bestimmungen  der  Verf.-Urkunden  vor  IS-4S  siehe  oben  §.  290 
Note  2  und  Note  5.  —  S  ch  warzb  u  rg-So  nde  rs  haase  n  (Ges.  v,  2.  Aug. 
1852.  §.  3):  „Die  Staatsangehörigen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich."  —  üeber- 
eiastimmt :  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.4.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  IS52. 
art.   31.  §.  1.  —  Reuss,  j.  L.  V.-U.   1S52.  §.  S. 

*)  R.  V.  V.  1S49.  §.  137.  —  Dieser  Satz  wurde  schon  im  berliner 
Entwürfe  weggelassen,  und  ist  auch  in  keine  der  jetzt  geltenden  Verfassun- 
gen aufgenommen  worden. 

*)  R.  V.  V.  1S49.  §.  137  a  iinea  2.  —  Ebenso  in  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-U.  1S49.  §.  10  (Ges.  v.  2.  Aug.  1S52.  §.  3).  — 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1S4S.  §.  7:  „Alle  Vorzüge  der  Geburt,  un- 
beschadet der  Privatrechte,  werden  aufgehoben."  —  Preussen,  V.-U.  1S50. 
§.  4:  „Standesvorrechfe  finden  nicht  statt."  —  Ebenso:  S.  C  obu  r  g  -  Go  tba  , 
V.-U.  1S52.  §.30.  —  Reuss  j.L.,  V.-U.  1S52.  §  S.  —  Olden  bnrg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  31.  §.  1  :  „Geburts-  und  Standesvorrechte  finden  nicht  statt." 

•0)  R.  V.  V.  1849.  §.  137  a  Iinea  3.  —  Es  ist  dieser  Salz  im  We.sen 
mit  der  Aufhebung  der  Standesunferschiede  und  Vorrechte  von  selbst  gegeben. 
Siehe  die  gleichbedeutenden  Bestimmungen  der  Verf -Urkunden  vor  und  seil 
1848  hier  oben  in  ^ote  7  und  in  §.  299  Note  2  u.   5. 

")  R.  V.  v.  1S49.  §.  137  a  Iinea  4.  —  Dieser  Satz  wurde  schon  im 
berliner  Entwürfe  weggelassen. 

'2)  R.  V.  v.  1S49.  §.  137  a  Iinea  5.  —  Ist  ebenfalls  im  berliner  Ent- 
würfe weggeblieben.  —  Wenn  man  nicht  verbieten  konnte  oder  wollte,  dass 
deutsche  Staatsangehörige  von  fremden  Regierungen  Besoldungen,  Remunerationen 
und  Ehrengeschenke  in  bewegliehen  und  unbeweglichen  Gegenständen  annehmen, 
so  war  mit  dem  Verbote,  fremde  Orden  anzunehmen,  wenig  zu  erreichen. 

'ä)  R.  V.  V.  1S49.  §.  137  a  Iinea  6.  —  Das  Unionsparlament  zu  Erfurt 
beschloss  die  Fassung:  „Die  öCfentlichen  Aemter  sind,  unter  Einhaltung 
der  von  den  Gesetzen  festgesetzten  Bedingungen,  für  alle  Be- 
fähigten gleich  zugänglich."  —  Uebereinstiramt :   Preussen,  V.-U.  1850.  §.5. 

'^)  R.  V.  V.  1849.  §.  137  a  Iinea  7.  —  Dieser  Grundsatz  war  längst 
im  Wesentlichen  in  alle  deutschen  Verfassungsurkunden  aufgenommen  worden. 
Siehe  oben  §.  284. 

•*)  R.  V.    V,   1849.    §.   137   a    Iinea  7.  —  Es  ist  höchst  unpassend,   eine 
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Der  Artikel  III.  bezweckte  eine  Art  von  Habeas  Corpus- Akle 
aufzustellen.  Er  stellt  A)  den  Grundsatz  voran:  „Die  Frei  heil 
der  Person  ist  ii  n  verletzlich 'ö)."  Hieran  reihen  sich  die 
Bestimmungen:  1)  „Die  Verhaftung  einer  Person  soll,  ausser 
im  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That,  nur  geschehen 
in  Kroft  eines  richterlichen,  mit  Gründen  versehenen  Befehls. 
Dieser  Befehl  muss  im  Augenblicke  der  Verhaftung  oder 
innerhalb  der  nächsten  24  Stunden  dem  Verhafteten  zugestellt 
werden  '^).*'     2)  „Die  Polizeibehörde  muss  jeden,  den  sie  in  Ver- 


Frage, welche  an  sich  nur  die  Z  wec  km  ä  ssigli  ei  t  einer  milita  iri- 
schen Einrichtung  betrifft,  und  die  daher  nur  in  der  Erfahrung  ihre 
Eutscheidung  finden  kann,  zur  politischen  Prinzipien  frage  zu  stem- 
peln, und  in  einem  Verfass  u  n  gsg  e  setz  e  darüber  Bestimmungen  zu  treffen, 
üuter  den  deutschen  Verfassungsurkunden  hat  die  Stellvertretung  bei 
der  We  hrpf  lieh  t  allein  noch  ausdrücklich  ausgeschlossen:  Schwarz 
burg-Sondershausen,  V.-U.  1S49.  (Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §  3).  Die 
übrigen  Verfassungsurkunden  haben  derartige  Bestimmungen  wieder  beseitigt 
und  beschränken  sich  auf  eine  Verweisung  auf  die  besonderen  Staatsgesetze. 
Vergl.  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  34.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52. 
art.  31.  §.  3.  —  S.  Cob  urg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  59.  —  Reuss  j.  L., 
V.-U.   1852.  §.  8.  —  Waldeck,  V.-U.   1S52.  §.  31. 

"^)  R.  V.  1849.  §.  138,  —  Wörtlich  übereinstimmen:  Schwarzburg- 
So  n  der  s  haus  e  n,  V.-U.  Ib49.  §.  11.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U. 
1850.  §.  5.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1S52.  art.  38.  §.  1.  —  Dagegen 
lautet  die  Fassung  in  Preussen,  V.>U.  1S50.  §.  5:  „Die  persönliche  Frei- 
heit ist  gewährleistet."  —  Ebenso  in  Wal  deck,  V.-U.  1852.  §.  29.  — 
Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  9:  „Die  Freiheit  der  Personen  und  des  IMgen- 
tbumes  ist  keiner  anderen  Einschränkung  unterworfen,  als  welche 
Gesetz  und  Rechte  bestimmen."  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  32: 
„Die  Bedingungen  und  Formen,  unter  welchen  die  Verhaftung  einer  Per- 
son, die  Durchsuchung  einer  Wohnung,  die  Beschlagnahme  und 
Durchsuchung  von  Briefen  erfolgen  darf,  können  nur  durch  Gesetze 
festgestellt  werden  "  —  Die  Nachweisungen  ober  die  Anerkennung  der  Frei- 
heit der  Person  in  den  Verfassungsurkunden  vor  1848  siehe  oben  §  290, 
Note  2. 

")  R.  V.  V.  1S49.  §.  138  a  linea  2.  —  Uebereinstimmen  :  Schwarz - 
burg-Sondershausen,  V.U.  1S49.  §.  11  a  linea  2.  —  Oldenburg, 
revid.  V.-U.  1852.  art.  39.  §.  1.  —  A  u  hal  t-Bern  bürg,  V.-U.  1850. 
§.  5.  —  Hiernach  ist  also  doch  eine  „Verhaftung"  vor  der  Ausfertigung 
des  richterlichen  Befehls  für  zulässig  erklärt  I  —  Das  Uoionsparlament 
halle  anstatt  „innerhalb  der  nächsten  24  Stunden"  gesetzt:  „im  Laufe  des 
fo  Igend  e  n  Tajf  es."  -  Die  übrigen  ueuereu  Verfassungsurkunden  bescbräu- 

15* 
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Wahrung  genommen  hat,  im  Laufe  des  folgenden  Tages  entweder 
freilassen,  oder  der  richterlichen  Behörde  übergeben  ^'^). " 
3)  „Jeder  Angeschuldigte  soll  gegen  Stellung  einer  vom  Gerichte 
zu  bestimmenden  Caution  oder  Bürgschaft  der  Haft  entlassen  werden, 
soferne  nicht  dringende  Anzeigen  eines  schweren  peinlichen  Ver- 
brechens gegen  denselben  vorliegen  '*')."  4)  „Im  Falle  einer  wider- 
rechtlich verfügten  oder  verlängerten  Gefangenschaft  ist  der  Schul- 


ken sich  zweckmässiger  auf  eine  allgemeinere  Fassung:  Preussen,  V.-U, 
1850.  art.  5:  „Die  Bedingungen  und  Formen,  unter  welchen  eine  Beschrän- 
kung derselben  (der  persönlichen  Freiheit),  insbesondere  eine  Verhaftung, 
zulässig  ist,  werden  durch  das  Gesetz  bestimmt."  Uebereinstimmen  hiermit 
im  Wesentlichen  :  K  urhe  s  s  e  n  ,  V.-U.  1S52.  §.  89.  —  S.  Co  bürg- Go  th  a, 
V.-U.  1852.  §.32  (siehe  Note  IG).  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  lO.  — 
Wal  deck,  V.-U.  1852.  §.  29  a  linea  3.  —  Uebrigens  waren  schon  in  den 
meisten  Verfassungsurkunden  vor  1848  Vorschriften  zum  Schutze  gegen  un- 
gesetzliche Verhaftung  gegeben.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  8 
a  linea  3 :  „Niemand  darf  verfolgt  oder  verhaftet  werden,  als  in  den  durch 
die  Gesetze  bestimmten  Fällen  und  in  der  gesetzlichen  Form."  — 
Vergl.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  15  a  linea  2.  —  Würtemberg,  V.-U. 
1819.  §.  20.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  51.  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  1831.  §.  51.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  2(»2  u.  f.  — 
Hannover,  V.-U.  1840.  §.  30.  —  Alle  diese  Verfassungsurkunden  schreiben 
auch  vor,  dass  der  Angeklagte  innerhalb  24  Stunden  von  dem  Grunde  seiner 
Verhaftung  in  Kenntniss  gesetzt  und  vom  Richter  verhört  werden  niuss. 
Ebenso  Reuss  j.  L.,  V.U.  1852.  §.  10.  —  Verhör  innerhalb  36  Stunden 
durch  einen  Gerichtsbeamten  befiehlt:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52.  art. 
39  §.    1;   innerhalb  48  Stunden:  Kurbessen,  V.-U.   1852.  §.89  a  linea  2. 

18)  R,  V.  V.  1849.  §.  138  a  linea  3.  —  Das  Un  i  on  s  p  arl  am  e  n  t  halle 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  beriioer  Entwürfe  anstatt  „  richterlichen  l'e- 
hörde"  gesetzt:  „der  zus  tän  d  ige  n  B  ehö  rd  e  ",  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
ein  aufgegriffenes  Individuum  auch  aus  einer  Strafanstalt,  Bewahranslalf, 
Irrenhause  u.  s.  w.  entsprungen  sein  könne.  —  Mit  der  Fassung  des  §.  138 
der  R.  V.  1849  stimmen  überein:  S  ch  w  ar  z  bur  g  -  So  nd  er  sL  a  us  e  n  , 
V.-U.  1849.  §.  11  a  linea  3.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  18.50.  §.  5 
a  linea  3.  —  Aehnlich  ist:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  39.  §.  4.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  S9  a  linea  3:  „Jeder  für  eine  gericht- 
liche Untersuchung  Verhaftete  muss  an  das  zuständige  Gericht  ohne  Ver- 
zug abgeliefert  werden."  -  In  die  übrigen  Verfassungsurkunden  seit  1848 
ist  eine  derartige  Bestimmung  nicht  übergegangen. 

»'J)  R.  V.  V.  1849.  §.  138  a  linea  4.  —  Uebereinstimmen:  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  V.-U,  1849.  §.  11  a  linea  4.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850  §.  5  a  linea  4.  —  Kurhessen,  V.-U,  1852. 
§    90.  —  Oldenburg,    rev.  V.-U.   1852.    art.   39.    §.  5.  —   Uebrigens  ist 
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dige  und  nöthigenfalls  der  Staat  dem  Verletzten  zur  Genuglhuung 
und  Entschädigung  verpflichtet-")."  (Die  für  das  Heer-  und  See- 
wesen erforderlichen  Modifikationen  dieser  Bestimmungen  wurden 
besonderen  Gesetzen  vorbehalten).  5)  „Die  Todesstrafe ,  ausge- 
nommen, wo  das  Kriegsrecht  sie  vorschreibt  oder  das  Seerechl 
im  Falle  von  Meutereien  sie  zulässt,  sowie  die  Strafen  des  Pran- 
gers, der  Brandmarkung  und  der  körperlichen  Züchtigung  sind 
abgeschafft^')."  B)  Sodann  wird  als  Prinzip  aufgestellt:  „die 
Wohnung   ist  unverletzlich--).     Eine  Haussuchung  ist 


dieser  Grundsatz  auch  in  den  neueren  S  tr  af  g  es  e  tzgebungen  anericannt 
worden. 

20)  R.  V,  V.  1849.  §.  138  a  linea  5.  —  Ausdrückliche  Aufnahme  hat  diese 
Bestimmung  der  R.  V.  v.  1S49.  §.  138  nur  gefunden  in  Schwarzburg- 
Sonders  hausen  ,  V.-U.  1S49.  §.  11  a  linea  4.  —  An  halt- Bernburg, 
V.-U.  1850.  §.  5  a  linea  5.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  39. 
§.  6.  -  Widerrechtliche  Verlängerung  der  Haft  bedrohten  mit 
Strafen  auch  schon:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  51.  —  Braun- 
schweig, n.  L.  0.  1832.  §.  204.  —  Die  Verpflichtung  des  Beamten  zur 
Schadloshaltung  bei  widerrechtlich  verhängtem  und  verzögertem  Arreste  ist 
übrigens  schon  im  gemeinen  Strafrechte  begründet.  —  Die  Entschädigungs- 
klage gegen  den  Staat  erwähnte  schon:  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832. 
§.    197. 

2')  R.  V.  V.  1849.  §.  139.  —  Diese  Bestimmung  findet  sich  nur  noch  in: 
Seh  warzburg- Sond  ershausen,  V.-U.  1849.  §.  12.  —  Oldenburg, 
rev«  V.-U.  1852.  art.  43.  §.  1.  In  dieser  Verfassungsurkunde  sind  noch 
weiter  die  Strafen  des  Lattengefängnisses,  der  Abbitte  und  des 
Widerrufs  und  der  Zwang  zur  Ehrenerklärung  als  abgeschafft  er- 
klärt. —  Im  berliner  Entwürfe  wurde  von  der  Abschaffung  der  Todes- 
strafe wieder  Umgang  genommen;  die  Abschaffung  des  Prangers,  der 
ßranduiarkuug  und  der  körperlichen  Züchtigung  aber  beibehalten, 
was  das  ünionsparlament  genehmigte.  Hiermit  übereinstimmt:  Reuss 
j.  L.  ,  V.-U.  1S52.  §.  11.  —  Uebrigens  sind  diese  Strafarten  schon  früher 
in  mehreren  Slrafgeselzgebuogen  der  Einzelstaaten  beseitigt  worden  ,  z,  B. 
die  Strafe  der  öffentlichen  Ausstellung  und  der  Brandmarkung  in  Bayern 
durch  Ges.  v.  18.  Nov.  1849,  zum  Theil  (wie  Brandmarkung)  nie  oder  längst 
nicht  mehr  in  Gebrauch  gewesen.  —  In  mehreren  Staaten  ist  aber  sieht  nur 
die  Todesstrafe,  sondern  auch  die  Strafe  der  körperlichen  Züchtigung  bereits 
wieder  eingeführt,  theils  sind  auf  die  Wiedereinführung  dieser  letzleren  An- 
träge gestellt  worden.  In  den  übrigen  Verfassungsurkunden  seit  1848  sind 
Bestimmungen  über  die  Ziilässigkeit  dieser  Strafarten  mit  Recht  ganz  bei 
Seite  gelassen  worden,  da  es  sich  hier  nicht  um  ein  Re  ch  t  spri  nz  i  p,  son- 
dern allein  um  Zweckmässigkeit  handelt. 

■")  a.  V.    V.    1S49.    §.    140.  —  Wörtlich    übereinstimmen:    Schwarz- 
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nur  zulässig:  1)  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit  Gründen 
versehenen  Befehls,  welcher  sofort  oder  innerhalb  der  nächsten 
24  Stunden  dem  Beiheiligten  zugestellt  werden  soll -3);"  2)  „im 
Falle  dor  Verfolgung  auf  frischer  That  durch  die  gesetzlich  berech- 
tigten Beamten;"  3)  in  den  Fällen  und  Formen,  in  welchen  das 
Gesetz  ausnahmsweise  bestimmten  Beamten  auch  ohne  richter- 
lichen Befehl  dieselbe  gestattet."  4)  ..Die  Haussuchung  muss, 
wenn  thunlich,  mit  Zuziehung  der  Hausgenossen  erfolgen."  5)  Die 
Unverletzlichkeit  der  Wohnung  ist  kein  Hinderniss  der  Verhaftung 
eines  gerichtlich  Verfolgten -).-  C)  Hinsichtlich  der  Beschlag- 
nahme von  Briefen  und  Papieren  war  bestimmt  worden: 
1)  „Dass  sie,  ausser  bei  einer  Verhaftung  oder  Haussuchung,  nur 
in  Kraft  eines  richterlichen,  mit  Gründen  versehenen  Befehls  vor- 
genommen werden  dürfe,  welcher  sofort  oder  innerhalb  der  näch- 


bu  rg-Sondershausen  ,  V.-ü.  1849.  §.  13.  —  Anha  It  -  B  ernbu  rg, 
V.-ü.  1S50.  §.  6.  —  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  6.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  40.  §.  1.  —  Schon  im  römischen  Rechte  findet  sich  der 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  L.  103  de  R.  J.  (Paulus) 
„Nemo  de  domo  sna  extrahi  debet."  —  üeber  die  Freiheit  des  Hauses  nach 
dem  alten  deutschen  Rechte  siehe  meine  deiit.  St.-  u.  R.  -  Gesch.  Bd.  II. 
Ablhl.  II.  (1847)  §.  41.  —  Hiusichtlich  des  Verhaftes  von  Schuldnern 
als  Vollstreckun^smittel  enthielten  schon  früher  die  Prozessgesetzs:ebungen 
mancherlei  Beschränkungen;  z.  B.  Baden,  Proz.-Ordn.  v.  1831.  §.  1078: 
„Der  Schuldner  kann  nicht  verhaftet  werden  ...  in  seiner  Wohnung  oder 
in  einem  fremden  Hause,  wenn  nicht  der  Verbaftsbefehl  dies  ausdrücklich 
erlaubt." 

23)  R.  V.  V.  1849.  §.  140.  ^r.  1.  —  Das  Unionsparlament  hatte 
hier  nur  anstatt  ,,  innerhalb  der  nächsten  24  Stunden"  gesetzt:  ».spätestens 
im  Laufe  des  folgenden  Tages." 

2')  Die  hier  unter  1  bis  5  aufgeführten,  in's  Einzelne  gehenden  Bestim- 
mungen der  R.  V.  V.  1849.  §.  140  sind  nur  noch  aufgenommen  in  :  Schwarz- 
burg -  Sond  ers  h  a  u  sen  ,  V.-U.  1849.  §.  13.  —  Anb  alt-Bernbnrg, 
V.-U.  1850.  §.  6.  —  Oldenb.  ,  rev,  V.-U-  1852.  art.  40.  —  Die  übrigen 
neueren  Verfassungsurkunden  verweisen  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  des  Ein- 
dringens in  die  Wohnung  und  der  Haussuchung  lediglich  auf  die  in  den 
Landesgesetzen  bestimmten  Fälle  und  Formen.  Preussen,  V.-ü.  1850. 
ort.  6  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §  32.  —  Reuss  j.L.,  V.-ü. 
1852.  §.  12.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.29  a  linea  3.  —  Kurh  essen, 
V.-U.  1852.  §.  91:  ,,Die  Haussuchung  findet  nur  auf  Verfügung  einer  zu- 
Ktäodigen  Gerichts-  oder  Polizeibehörde  statt." 


§.  293.     Grundrechle  des  deutschen  Volkes,  art.   IV  — VI.         231 

sten  24  Stunden-*)  dem  Betheiligten  zugestellt  werden  solP^)." 
2)  Prinzipiell  wurde  sodann  ausgesprochen:  „Das  Briefgehei  m- 
niss  ist  gewährleistet";  jedoch  mildem  Beifügen:  „Die 
bei  strafgerichtlichen  Untersuchungen  und  in  Kriegsfällen  noth- 
wendigen  Beschränkungen  sind  durch  die  Gesetzgebung  festzu- 
stellen 27).« 

§.  293. 

ß)   Die  Grundrechte,  Artikel  IV — VI.     Pressfreiheit. 

Gewisseusfreiheit.     Lehrfreiheit. 

in  dem  Artikel  IV.  der  Grundrechte  wird  jedem  Deutschen 
das  Recht  beigelegt,  „durch  Wort,  Schrift,  Druck  oder 
bildliche  Darstellung  seine  Meinung  frei  zu  äus- 
sern')." Dabei  war  bestimmt:  1)  „Die  Pressfreiheit  darf  unter 
keinen  Umständen  und  in  keiner  Weise  durch  vorbeugende 
Maassregeln,  namentlich  Censur,  Concessionen,  Sicherheitsbestel- 
lungen, Staatsauflagen,  Beschränkungen  der  Druckereien  oder  des 
Buchhandels,    Postverbote    oder    andere    Hemmungen   des    freien 


")  R.  V.  V.  1S49.  §.  141.  —  Unionsparlament:  ,, spätestens  im 
Laufe  des  folgenden  Tages." 

2«)  R.  V.  V.  1S49  §.  141.  —  Gleichlautend  sind  nur  noch:  Schwarr- 
burg- S  on  dersh  au  sen,  V.-U.  1849.  §.  14.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  an.  41.  §.   1. 

2')  R.  V.  V.  1649.  §.  142.  —  Gleichlautend  sind  nur  noch:  Schwarz- 
burg-So n  d  er  sha  u  sen ,  V.-U.  1849.  §.  15.  -^  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  42.  —  Reoss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  13.  —  Die  übrigen  neueren 
Verfassungsurkunden  verweisen  auch  hier  nur  auf  die  Landesgesetzgebung. 

«)  R.  V.  V.  1S49.  §.  143.  —  Die  Pressfreiheit  war  als  ein  den 
Unterthanen  zuständiges  Recht  (als  Ausfluss  der  Freiheit  der  Person  und 
der  Meinungen  (siehe  oben  §.  290,  Note  1)  schon  in  A  erfassungsurkunden 
der  Einzelstaaten  vor  IS4S  im  Prinzip  anerkannt.  —  Bayern,  V.-U.  1818. 
Tit.   IV.   §.   11:   ,,Die  Freiheit  der  Presse   und  des  Buchhandels  ist  nach 

den  Bestimmungen  des  hierüber  erlassenen  besonderen  Edikts  gesichert."   

Würlemberg,  V.-U.  1S19  §.  2S:  ,,Die  Freiheit  der  Presse  und  des 
Buchhandels  findet  in  ihrem  vollen  Umfange  statt,  jedoch  unter  Beob- 
achtung der  gegen  den  Missbrauch  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassen- 
den   Gesetze."    —    Uehereinstimmt    Gr.    Hessen,    V.-U.    1820.    §.   35.    

Mehrere  Verfassungsurkuuden  erwähnten  ausdrücklich,  dass  die  Pressfreiheit 
nach  Maassgabe  der  Bundesgesetze  gewährt  sei.  Vergl.  Baden  V.-U. 
181S.  §.  17.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  35.  —  S.  Alten'burg, 
V.-U.  1831.  §.  67.  —  Braunschweig,  n,  L    0.  1832.  §.  31. 
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Verkehrs  beschränkt,  suspendirt  oder  aufgehoben  werden  2)." 
2)  „Ueber  Pressvergehen,  welche  von  Amtswegen  verfolgt  werden, 
wird  durch  Schwurgerichte  geurtheilt^)."  3)  „Ein  Pressgesetz 
wird  vom  Reiche  erlassen  werden"*). 

Der  Artikel  V.    sprach  als  Grundsatz  aus:    „Jeder  Deutsche 
hat   volle    Glaubens-   und  Gewissensfreiheit^)"     Hier- 


2)  R.  V.  V,  1849.  §.  143  a  lioea  2.  —  Das  Unionsparlament  setzte 
dafür:  ,,^ie  Censur  darf  nicht  eingeführt  werden:  jede  andere 
Beschränkung  nur  im  Wege  des  Gesetzes." 

3J  R.  V.  V.  1849.  §.  143  a  linea  3.  —  Beschlues  des  Unionsparla- 
ments: ,,üeber  Pressvergehen,  welche  das  Gesetz  nicht  ausdrück- 
lieb ausnimmt,   wird  durch   Schwurgerichte  geurlheilt. " 

'•)  R.  V.  V.  1849.  §.  143  a  linea  4.  —  Abgeändert  nach  dem  berliner 
Entwürfe  vom  Unionsparlament:  ,,Ein  Pressgesetz  zur  Wahrung  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  der  Rechte  Dritter  wird  vom  Reiche  erlassen 
werden."  —  Die  neueste  BiindesgesetzgebuDg  (v.J.  1S54)  wird  unten  beson- 
ders dargestellt.  —  Bestimmungen  der  neues  te  n  Verfassungsurkunden  : 
Hannover,  Ges.  v.  ö.  Sept.  1848.  f?  3:  .,Es  soIlFreiheit  derPresse' 
unter  Beobachtung  der  Gesetze  statlönden."  —  Schwarzburg- 
So  nd  ers  hause  n  ,  V. -ü.  1849.  §.  16  hatte  die  Fassung  der  Grundrechte 
des  deutschen  Volkes  nach  der  Reichsverfassung  aufgenommen.  Durch  Ges. 
V.  2.  August  1852  wurde  dem  Absätze  2,  die  Fassung  des  Unionsparlamentes 
(siehe  Note  2)  substituirt.  Durch  Gesetz  v.  28.  März  1854  wurde  der  Ab- 
satz 3  (das  Schwurgericht  belr.)  gestrichen.  —  Dasselbe  geschah  in  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852.  art.  46.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  27  (Satz 
1,  wie  in  der  R.  V.  v.  1849.  §.  143;  Salz  2,  wie  im  Beschlüsse  des  Uni- 
onsparlaments); anstatt  Satz  3  und  4  bestimmt  Art.  28:  ,, Vergehen, 
welche  durch  Wort,  Schrift,  Druck  oder  bildliche  Darstellung  begangen  wer- 
den ,  sind  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  zu  bestrafen."  — 
Uebereinslimmt:  A  n  halt- Beruh  urg,  V.-U.  1850.  §.  8.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852.  §.  43.  —  Waldeck.  V.-U.  1852.  §.  30.  —  Reuss 
j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  14:  ,,Die  Freiheit  der  Presse  unterliegt  nur  denjeni- 
gen Beschränkungen,  welche  durch  die  Gesetzgebung  des  Bundes  oder 
durch  die  i  nnere  Gesetzgebung  festgestellt  werden.  Die  Censur  findet  nicht 
statt;  gegen  Pressvergehen  wird  ein  besonderes  Gesetz  erlassen."  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1852.  §.  26:  ,, Ueber  die  Verhältnisse  der  Presse  und  des 
Buchhandels  entscheiden  die  Bundesgesetze  und  die  zu  deren  Ausführung 
dienenden  Anordnungen."  (§.  28)  ,,]\iemaDd  kann  wegen  der  freien  Aeusse- 
rung  blosser  Meinungen  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  den  Fall 
eines  Vergehens  oder  einer  Rechtsverletzung  ausgenommen." 

5)  R.  V.  V.  1849.  §.  144.  —  Die  gleichlautenden  Bestimmungen  der 
Verf.  -  Urkunden  vor  1848  siehe  oben  §.  290  Note  2.  —  Uebereinstimmen: 
Schwarzburg-Sondershausen,    V.-U.    1849.    §.   17.    —    Preussen, 
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mit  wurden  folgende  Sätze  in  Verbindung  gebracht:  1)  „Niemand 
ist  verpflichtet,  seine  religiöse  Ueberzeugung  zu  ofl"enbaren^)." 
2)  „Jeder  Deutsche  ist  unbeschränkt  in  der  gemeinsamen 
häuslichen  und  öffentlichen  Uebung  seiner  Reli- 
gion')."    3)   „Verbrechen  und  Vergehen,    welche  bei  Ausübung 

V.-ü.  1850.  §.  12.  —  Anhalt-ßernbarg,  V.-ü.  1850.  §.  16.  —  Kur- 
hesseo,  V.-U.  1852.  §.  21.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art  32.  — 
S.  Co  bürg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  33.  —  Re  uss  j.  L. ,  V.-U.  1852. 
§.   16.   —  Waldeck,  V.-U.   1852.  §.  40. 

6)  R.  V.  V.  1849.  §.  144  a  linea  2.  —  Dieser  Satz  war  an  sich  aof- 
fallend  in  einer  Zeit,  welche  jeden  Charakter  in  die  Oef  fe  n  tlich  keit 
zu  ziehen  suchte ;  er  widerstreitet  dem  Wesen  jeder  religiösen  Ueberzeu- 
gung, welche  stets  zur  Offenheit  bindrängt  und  in  der  Heimlichkeit  ver- 
ächtliche Menscbenfurcbt  sieht;  er  war  überdies  ganz  uniuotivirt,  da  die 
R.  V.  mit  keinerlei  religiöser  Ueberzeugung  irgend  einen  Nachtheil  in  politi- 
scher und  bürgerlicher  Beziehung  verknüpfte;  endlich  stand  er  sogar  in  offen- 
barem Widerspruche  mit  §.  149  der  R.  V.,  worin  der  Eid,  auf  dessen  Ge- 
brauch als  Parlbeien  Eid  und  Zeugen-Eid  wesentlich  noch  die  ganze  Gerichts- 
verfassung beruht,  sogar  besonders  normirt  wurde.  Eine  jede  Aufforderung, 
einen  Eid  zu  leisten  ,  ist  aber  wesentlich  eine  Aufforderung  zur  Offenbarung 
der  religiösen  Ueberzeugung,  indem  derjenige,  der  an  keinen  Gott  glaubt, 
jeHenfulls  bei  der  Aufforderung  zum  Zeugen-Eide  in  die  Lage  kommt,  seinen 
Mangel  an  religiöser  Ueberzeugung  offenbaren  zu  müssen.  Daher  hat  schon 
der  berliner  Entwurf  diesen  Satz  hinweggelassen;  auch  ist  derselbe 
bereits  wieder  aus  den  Landesverfassungen,  die  ihn  aufgenommen  hatten, 
entfernt  worden.  Vergl.  S  ch  w  ar  zbu  r  g- S  o  n  d  ersh  au  sen,  Ges.  v.  2. 
August  1852.  §.   5. 

•J  R.  V.  V.  1849.  §.  145  pr.  —  Die  Einzelstaaten  gewährten  vor  1848 
regelmässig  als  allgemeines  staatsbürgerliches  Recht  nur  das  Recht  der 
einfachen  Hausnndacht,  und  wurde  dies  als  in  der  Gewissensfreiheit 
selbstverständlich  inbegriffen  betrachtet  und  daher  auch  in  den  meisten  Verf.- 
Urkunden  nicht  ausdrücklich  erwähnt.  Ausdrücklich  erklärt  dies  aber: 
Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  9.  -  Allgemein  sagt  Baden,  V.-ü. 
1818.  §.  18:  ,,  Jeder  Landeseinwohner  geniesst  ...  in  Ansehung  der  Art 
seiner  Gottesverehrung  des  gleichen  Schutzes."  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1S31.  §  32,  gewährt  jedem  Landeseinwohner  Schutz  in  der  Gottesvereh- 
rung seines  Glaubens  in  dem  bisherigen  oder  künftig  festzusetzenden 
Maasse."  —  S.  Altenburg,  V.-ü.  1833.  §.  129  erklärt  dagegen  nur: 
,,Die  Bekenner  anderer  christlichen  Partikularkirc  h  e  n  geniessen  den 
Schulz  des  Staates  und  die  freie  Ausübung  ihres  Glaubens  vorbehaltlich  der 
landesherrlichen  Rechte."  —  Von  den  Verf.-ürkunden  seit  1848  gewährlei- 
steten ausdrücklich  die  ünb  esch  rä  n  k  thei  t  der  häuslichen  und  ö  f  fent- 
lichen  Religionsübung:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849. 
J).   18.  -  Preussen,  V.-ü.   1850,  §.   12.  —  A  nhal  t- ßernbu  rg,    V.-U. 
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dieser  Freiheit  begangen  werden,  sind  nach  dem  Gesetze  zu  be- 
strafen^)." 4)  „Durch  das  religiöse  Bekenntniss  wird  der  Genuss 
der  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  weder  bedingt, 
noch  beschränkt^)."  5)  „Den  staatsbürgerlichen  Pflichten  darf 
dasselbe  keinen  Abbruch  thun  "J)."     6)  „Jede  Religionsgesellschaft 


1850.  §.  16.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.  21.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852.  art.  36.  —  S.  Coburg- Goth  a,  V -U.  1852.  §.  33.  —  Die 
V.-U.  von  Reuss  j.  L.  ,  1S52,  spricht  sich  hierüber  nichl  aus.  —  Dagegen 
gewähren  nur  wieder  die  Hausandacht  als  allgemeines  Staatsbürger, 
liebes  Recht:  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  6:  ,, Jeder  Landesein- 
wohner ...  ist  zu  Religionsübungen  mit  den  Seinigen  in  seinem  Hause 
berechtigt."  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  40:  ,, Die  Staatsangehörigen  .  .  . 
sind  unbeschränkt  in  der  häuslichen  Uebung  ihrer  Religion." 

•)  R.  V.  V.  1849.  §.  145  a  linea  2.  Dieser  selbstverständliche  Salz  ist 
nur  übergegangen  in:  Schwarzburg-Soudershausen,  V.-U.  1849. 
§.  18.  —  Oldenburg,  rev.  V.  U.  1852.  arl.  36.  —  Waldeck,  V.-ü. 
1852.  §.  40. 

9)  R.  V.  V.  1849.  §.  146.  —  Dieser  Satz,  welcher  eine  Ausdehnung  der 
den  christlichen  Religionspartheien  in  der  B.  A.  arl.  16  (s.  oben 
§.  288)  eingeräumten  bürgerlichen  und  politischen  Rechtsgleichheit  auf  die 
Mitglieder  aller  anderen  Reiigionsgesellschaflen  enthält,  bestehet  jetzt  noch 
in  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  6  a  linea  2.  —  Baden,  Ges.  v, 
17.  Febr.  1849.  art.  2.  „Der  Art.  19  der  V.-U.  (welcher  lautet:  die  poli- 
tischen Rechte  der  drei  chrisilichen  Religionstbeile  sind  gleich")  erhält  fol- 
gende Fassung:  die  politischen  Rechte  aller  Religionstbeile  sind 
gleich"  (siehe  auch  oben  §.  290,  Note  6)  —  Sc  h  warzb  urg  -  Send  ers - 
hausen,  V.-U.  1849.  §.  19.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  12.  —  Ol- 
denburg, rev.  V.-U.  1852.  art.  33.  §.  1.  -  S.  Cob urg- G o t h a,  V.-U. 
1852.  §.  34.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  16.  —  Wal  deck,  V.-U. 
1852.  §.  34.  —  Dagegen  Kurhessen  V.-U.  v.  1852  §.  20:  „Der  Genuss 
der  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  ist  von  dem  christlichen 
Glaubensbekenntnisse  abhängig,  vorbehaltlich  derjenigen  Aus- 
nahmen, welche  durch  besondere  Gesetze  bestimmt  sind."  —  Die  Verf.- 
Urkunden  vor  1848  hatten  sich  in  ähnlicher  Weise,  wie  jetzt  wieder  die 
kurhessische,  an  die  B.  A.  art.  16  angeschlossen.  —  Bayern,  V.-U.  1818. 
Tit.  IV.  §.  9.  —  Baden,  V.-U.  1818.  §.  19.  -  Würtemberg,  V.-ü. 
1819.  §.  27.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  20.  21.  —  K.  Sachsen, 
V.-Ü.   1831.   §.   33.   —  S.   Altenburg,  V.-U.    1831.  §.   129. 

'0)  R.  V.  V.  1849.  §  146.  —  Zusatz  des  Un  io  nsparl  a  ni  e  n  ts  :  „Den 
bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Pflichten"  etc.  —  Derselbe 
Grundsalz  findet  sich  schon  in  einigen  Verf. -Urkunden  und  Gesetzen  vor 
1848.  —  Ausführlich  und  mit  ausdrücklicher  Bestimmung  der  Fälle,  io  wel- 
chen  der  Unlerthan    unter  Berufung   auf  seine  Religionsgrundsätze  eine  Zu- 
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ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbständig,  bleibt  aber 
den  allgemeinen  Staatsgesetzen  unterworfen  '^)."  7)  „Keine  Reli- 
gionsgesellschaft geniesst  vor  der  anderen  Vorrechte  durch  den 


mutbun^  der  politischen  Autorität  ablehnen  darf,  sprach  sich  aus:  Baden, 
I.  Gonslilutionsedikt  v.  1807,  die  kirchl.  Staatsverf.  betr.  Nr.  1:  ,,...  Nie- 
mand kann  z.ur  Abwendung  irgend  einer  Staatsanforderung  eine  Unverträg- 
lichkeit derselben  mit  seinen  Religionsgrundsätzen  anführen ,  der  nicht  mit 
bestimmter  Beziehung  auf  solche  Religionsgrundsätze  seine  Duldung 
erlangt  hat,  welcher  letztere  Fall  alsdann  vorhanden  ist,  wenn  Jemand  durch 
öffe  ntliches  Bekcnntniss  zu  einer  schon  im  Lande  vorhandenen  be- 
sonderen Kirche  sich  hält,  oder  die  Summe  seiner  von  den  Landes- 
kireben abweichenden  Grundsätze  urkundlich  zu  den  Staatsakten  vor 
der  Annahme  zum  Bürger,  oder  späterhin  übergeben  und  der  Staat  dar- 
auf hin  seine  Annahme  verfügt,  oder  sein  ferneres  Bleiben  verwilligt  hat." 
—  Gr.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.  22:  ,,üer  Vorwand  der  Gewissensfreiheit 
darf  jedoch  nie  e'n  Mittel  werden,  um  sich  irgend  einer  nach  den  Gesetzen 
obliegenden  Verbindlichkeit  zu  entziehen."  —  Ebenso:  Brau  n  s  chweig, 
n.  L.  0.  1832.  §.  29.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  21.  —  S.  Altea- 
burg,  V.-U.  1831.  §.  129:  ,,Kein  Glaubensbekenntniss  entbindet  aber  von 
den  Pflichten  gegen  den  Staat  oder  die  Gemeinde  des  Wohnorts."  —  Der 
Worlfassung  der  R.  V.  v.  1849.  §.  146  schliessen  sich  an:  Hannover, 
Ges.  V.   5.  Sept.   1848.   §.  6.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U. 

1849.  §.  19.  —  S.  Coborg-Gotha  ,  V.-U.  1852.  §.  34.  —  Reuss  j.  L., 
V.-U.  1852.  §.  16.  -  W^aldeck,  V.-U.  1852.  §.  40.  —  Mit  der  Worl- 
fassung des  Unionsparlaments  stimmen  übereiu :  Preussen,   V -U. 

1850.  §.   12.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.   1852.  art.  33.  §.  2. 

")  R.  V.  V.  1849.  §.  147.  —  Ebenso:  Seh  warzburg  -  S  onder  s - 
bausen,  V.-U.  1849.  §.  20.  —  Anhalt  -  Bernburg ,  V.-U.  1850. 
§.  21.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  78.  §.  1.  —  Es  fehlte  hier 
die  Garantie  für  das  Kirchenvermögen  gegen  Einziehung 
durch  den  Staat,  welche  schon  die  Verfassungsurkunden  vor  1848  regel- 
mässig enthielten.  Vergl.  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  9  a  linea  4.  — 
Badeo,  V.-U.  1818.  §.  20.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  70.  — 
Gr.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  43.  44.  —  K.  Sachsen,  V.U.  1831.  §.60.— 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  155.  —  Br  a  u  n  s  ch  w  e  i  g  ,  n.  L.  0.  1832. 
§.  216  u.  f.  —  Das  Unio  n  spa  rl  a  m  en  t  beschloss  daher  folgende  Fassung: 
Die  römisch  katholische  und  die  evangelische  Kirche,  sowie  jede 
andere  Religionsgesellschaft  ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegen- 
heiten selbstständig  und  bleibt  im  Besitz  und  Genuss  der  für  ihre  Cultus-, 
Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten  Anstallen,  Stiftungen 
und  Fonds."  Auch  dieser  Satz  fand  sich  schon  in  der  preussischen 
V.-U.  v.  31.  Jan.  1850.  §.  15.  —  Die  gleiche  Garantie  des  Kircbenvermö- 
gens  sprechen  ans:  S  c  h  w  ar  z  bu  rg  -  Sond  er  sh  a  usen  ,  Verf-Urk.  1849. 
§.    20.    —    Anhalt-Bernburg,     V.-U.    1850.    §.    19     —    Kurhesseo, 
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Staat;  es  bestehet  fernerhin  keine  Staatskirchc  -)."  Durch  Be- 
schliiss  des  Unionsparlaments  (ausgefertigt  am  27.  April 
1850)  wurde  jedoch  in  verständiger  Würdigung  der  geschichtlichen 
Grundlagen  des  religiösen  Lebens  in  Deutschland  und  in  Anerken- 
nung der  Thatsache,  dass  die  christliche  Religion  die  des  deut- 
schen Volkes  mit  Ausnahme  der  israelitischen  Staatsangehörigen 
ist,  die  Bestimmung  eingereiht:  ..Die  christliche  Religion 
wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  Staates, 
welche  mit  der  Religionsübung  im  Zusammenhange 
stehen,  unbeschadet  der  gewährleisteten  Religionsfreiheit,  zu 
Grunde    gelegt '3).     8)    „Neue    Religionsgesellschaften    dürfen 


V.-U.  1852.  §.  1U6.  —  Oldenburg,  rev.  V.-l).  1852.  art.  8u.  —  Wal- 
deck.  V.-U.  1852.  §.  -12 — 43.  —  Die  speziellen  Bestimmungen  der  neueren 
Verfassungsurkunden  über  die  Gewährung  oder  Beschränkung  der 
Selbstständigkeit  der  Kirchen  gewalt  in  Bezug  auf  deren  Anord- 
nungen, Verkündigungen,  Disziplinarverfügungen  u.  dergl.  siehe  unten  iu  der 
Lehre  von  der  Kirchenhobeit. 

'2)  R.  V.  V.  1849.  §.  147  a  linea  2.  —  Ebenso  in  A  n  ha  1 1  -  Ber  nb  iir  g, 
V.-U.  1850.  §.  20.  —  Im  berliner  Entwürfe  und  nach  dem  Beschlüsse 
des  Unionsparlaments  fiel  der  erste  Theil  dieses  Satzes  aus,  und  wurde 
nur  der  Nachsatz  beibehalten:  ,,Es  besteht  keine  Staatskirche." 
Ebenso  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  74.  —  S.  C  oburg  -  Go  t  ha  , 
V.-U.  1S52.  §.35:  „Keine  Religionsgesellschaft  geniesst  vor  der  anderen  V  or - 
rechte  in  kirchlicher  Hinsicht;  vielmehr  geführt  der  Staat  allen  gle  i  c  h  e  u 
Schutz."  —  Die  übrigen  neueren  Verfassungsurkunden  haben  den  Salz  wieder 
hinweggelassen,  oder  er  ist  wieder  gesliichen  worden,  z.  B.  in  Schwarz- 
burg-Sondershansen, Ges.  V.  28.  März  1854-  §.  1,  und  mit  Recht,  da 
man  wohl  einsah  ,  dass  die  deutschen  Staaten  bei  ihren  Staalseinrichtungen 
ebensowenig  die  Grundsätze  aller  vorhandenen  oder  entstehenden  Sekten  be- 
rücksichtigen, als  die  der  längst  reichsgrundgesetzlich  anei kannten  ka- 
tholischen und  evai)gelischen  Kirche  unberücksichtigt  lassen,  und  eben 
so  wenig  alle  möglichen  Sekten  mit  Siaatsmilteln  in  ihrem  Cultus  unter- 
stützen, als  die  katholische  oder  evangelische  Landeskirche  aus  blosser 
Consequenzmacberei  ohne  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  lassen  könnten,  wo 
solche  nöthig  ist. 

'3)  Diese  Bestimmung  (Nr.  18  der  Beschlüsse  des  Unioosparlaments)  ist 
aus  der  preussischen  Verf.-Urk.  v  ,31.  Januar  1850  herüber  genommen 
worden.  —  Ebenso  Waldeck,  V -U.  1852.  §.  39.  —  Uebereinstimmt,  je- 
doch in  einer  sonderbaren  Fassung:  An  h  alt-B  e  r  n  b  u  rg  ,  V.-L.  IS50. 
§.  20  a  linea  2:  ,,Die  christliche  Religion  wird,  so  lange  sie  die  Reli- 
gion der  grossen  Mehrheit  der  Staatsangehörigen  ist,  bei 
religiös-bürgerlichen  Anordnungen  des  Staates  zu  Grunde  gelegt."     Es  wäre 
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sich  bilden;  einer  Anerkennung  ihres  Bekenntnisses  durch  den 
Staat  bedarf  es  nicht '^)."  9)  Niemand  soll  zu  einer  kirchlichen 
Handlung  oder  Feierlichkeit  gezwungen  werden  '^)."  10)  „Die 
Formel  des  Eides  soll  künftig  lauten;  So  wahr  mir  Gott  helfe  "')." 
11)  ..Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  der  Voll- 
ziehung des  Civilaktes  abhängig;  die  kirchliche  Trauung  kann  nur 
nach    der   Vollziehung   des    Civilaktes    stattfinden  •")."      12)    ..  Die 


doch  merkwürdig,  wenn  in  dem  Fürslenthiinie  A  nbal  t  -  B  er  n  h  u  rg  bereits 
Anzeigen  vorgelegen  wiiren,  dass  die  christliche  Religion  über  lang  oder  kurz 
aiiThören  werde,  die  der  Mehrzahl  der  Staatsangehörigen  zu  sein  I 

•^)  R.  V.  V.  1S49.  §.  14"  a  linea  '.\.  —  Ebenso:  Oldenburg,  revid. 
V.-U.  1S52.  §.  76.  —  Dagegen  wurde  dieser  Satz  gestrichen  in  der  V.-U. 
von  Sc  b  w  arzburg  -  S  on  de  rs  h  au  s  e  n  ,  durch  fies.  v.  2S.  März  1854. 
§.  1,  —  Die  Freiheit,  Religionsgesellschaften  zu  genieiusamer  ReligionsiibuDg 
ohne  K  o  r  p  0  ra  ti  0  n  s  re  ch  t  gerade  so  wie  andere  ^ereiDe  zu  bilden,  er- 
kennen an:  Preussen,  V.-ü.  185(t  §.  12.  —  Waldeck,  V.-U.  1852. 
§.  40  a  linea  2.  —  Anbalt-Rernburg,  V.-LJ.  1S50.  §  IS:  „(soferne) 
Gesetze  nicht  entgegen  stehen."  —  S.  Cob  n  rg  -  Go  t  ha  ,  V.-ü.  1852. 
§.  [Vi:  „...Die  Freiheit  der  Vereinigung  zu  Religionsgesellschaften,  deren 
Grnndsätze  weder  den  Strafgesetzen  noch  der  Sittlichkeit 
zuwider  laufen  .  .  .  wird  gewährleistet."  —  Korporationsrechte 
können  nach  den  neueren  Verfassungsurkunden  den  Religionsgesellschaften, 
die  sie  nicht  bereits  haben,  meistens  nur  durch  Gesetze  verliehen  werden. 
Preussen,  V.-U.  isöü.  §.  1.3.  —  A  n  h  al  l-B  ernb  urg,  V.-U.  IS50. 
§.  IS.  —  Waldeck,  V.-U.    IS52.  §.  41. 

«*)  R.  V.  V.  1S49.  §.  148.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  Is52. 
art.  35.  pr.  —  Znsatz  im  berl  ine  r  Entwu  rfe  „von  Staats  wegen."  — 
Ausdrücklieh  gestrichen  wurde  dieser  Satz  aus  der  V.-U.  von  Schwarz- 
hu  r  g- S  on  d  ers  hau  s  e  n  v.  1849.  §.  21,  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1S52. 
§.  6.  —  Die  übrigen  noch  geltenden  Verf.- Urkunden  seit  1852  hatten  die.^cn 
Salz  überhaupt  nicht  aufgenommen. 

»f)  R.  V.  v.  1849.  §.  149.  —  Die  ünzweckmässigkeit,  die  Eidesformel 
ohne  alle  Rücksicht  auf  confessionelle  Religionsbegriffe  festsetzen  zu  wollen, 
wurde  von  dem  Unionsparlamente  zu  Erfurt  richtig  erkannt  und  daher 
der  Strich  dieses  Salzes  beschlossen.  Die  neuen  Verf. -Urkunden  haben 
diesen  Salz  überhaupt  entweder  gar  nicht  aufgenommen,  oder  sie  haben  dabei 
wegen  der  Zusätze  zu  dieser  Formel  und  der  Feierlichkeilen  auf  die  Landcs- 
geselzgebung  verwiesen,  wie  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  37.  In 
Schwarzburg- Sonders  bansen  wurde  durch  Ges.  v.  28.  März  1854 
diese  Formel  als  V  er  fassu  n  gsgese  Iz  (V.-U.  1849.  §.  22)  aufgehoben, 
jedoch  bis  auf  Weiteres  als  Spezialgesetz  in  Kraft  belassin. 

'■)  R.  V.  v.  1849.  §.  150.  -  Ebenso  in  S  ch  w  arzbu  rg  -  S  o  n  de  rs - 
hausen,  V.-ü.   1849.  §.  23;  aber  gestrichen  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1852, 
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Religionsverschiedenheit  ist  kein  bürgerUches  Ehehinderniss  '^). 
13)  „Die  Standesbücher  werden  von  den  bürgerlichen  Behörden 
geführt  ''')•'' 

Im  Artikel  \1.  erscheint  als  leitender  Grundsatz:  „Die 
Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei -").••  Hieranreihen 
sich  die  Bestimranngen :  1)  „Das  Unterrichts-  und  Erziehungs- 
wesen steht  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates  und  ist,  abgesehen 
vom    Religionsunterrichte,    der    Beaufsichtigung    der    Geistlichkeit 


§.  0.  —  Der  berliner  Entwurf  hatte  diesen  Satz  beibehalten.  Das 
Unionsparlament  in  Erfurt  setzte  aber  an  dessen  Stelle:  „Für  jede 
gesetzlicii  zulässige  Ehe  hat  das  Gesetz  eine  gültige  Form 
der  Eingehung  zu  gewähren."  —  Uebereinstimmt  hiermit:  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1S52.  art.  33.  §.  3.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  19: 
„Die  Einführung  der  Civilehe  erfolgt  nach  Maassgabe  eines  besonderen  Ge- 
setzes, was  auch  die  Führung  der  Civilstandsregister  regelt."  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  23:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist 
von  der  Vollziehung  entweder  der  kirchlichen  Trauung,  oder  des 
Civilaktes  abhängig."  —  Waldeck,  V.-U.  1S52.  §.  40  a  linea  5:  „In 
wie  fern  bei  R  eligi  ons  ve  rs  chied  enheit  eine  bürgerliche  Ehe  slatt- 
fioden  kann,   soll  durch  das  Gesetz  bestimmt  werden." 

'S)  R.  V.  V,  1S49.  §.  150  a  linea  2.  —  Ebenso  in  Schwarzburg- 
Sonderhausen,  V.U.  1849.  §.  23  a  linea  2.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-U.  1850.  §.  23.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  33.  §.  3.  - 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.   1852.  §.  36. 

")  R.  V.  V.  1849.  §.  151.  —  Die  gleichlautende  Bestimmung  in  der 
V.-U.  von  Schwarzburg -Sondershausen,  1849.  §.  24  wurde  durch 
Gesetz  v.  2.  Aug.  1852.  §.  6  aufgehoben.  —  Das  Unionsparlaraent  in 
Erfurt  bescbloss  ,  diesen  Satz  zu  streichen.  Auch  ist  es  unverkennbar  ganz 
unzweckmässig,  eine  Sache^  die  rein  der  lokalen  Organisation  angehört,  durch 
ein  allgemeines  Verfassungsgesetz  bestimmen  zu  wollen.  Vergl.  Preussen, 
V.-U.  1850.  §.  19  (siebe  Note  17).  -  Anh  alt  -  B  ernburg ,  V.-U.  1850. 
§.  23  a  linea  3  :  „Die  Beamten  zur  Führung  der  Standesbücher  werden  vom 
Staate  bestellt."  —  Hiernach  kann  der  Staat  auch  die  Orlsgeistlichen  mit 
der  Führung  der  Standesbücher  beauftragen,  welche  Einrichtung  iu  Da  den 
seil  der  Einführung  des  Landrechls  (1809)  besteht. 

2»)  R.  V.  v.  1849.  §.  152.  —  Ebenso  in  Preussen,  V.-U.  1850.  §. 
20.  —  Anhalt-Bern  bürg,  V.-U.  1850.  §.24  fügt  bei:  „Die  Bestimmun- 
gen gegen  den  Missbrauch  dieser  Freiheit  enthält  das  Unterrichtsgesetz'- 
—  Aus  der  V.U.  von  Schwarzb  u  r  g- S  ond  ershau  sen,  1849.  §.  25  ist 
dieser  Satz  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1852.  §.  t>  gestrichen  worden.  —  Die 
iihrigen  noch  praktischen  Verf.  -  Urkunden  seit  1848  haben  diesen  Satz  nicht 
aufgenommen. 
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als  solcher  enthoben  ^i).-  2)  „Unterrichts- und  Erziehungsanstal- 
ten zu  gründen,  zu  leiten  und  an  solchen  Interricht  zu  erthei- 
len  ,  steht  jedem  Deutschen  frei,  wenn  er  seine  Befähigung 
der  betreffenden  Staatsbehörde  nachgewiesen  hat^^),«  3)  ^.Der 
häusliche  Unterricht  unterliegt  keiner  Beschränkung  23).»  4)  „Für 
die  Bildung  der  deutschen  Jugend  soll  durch  öffentliche  Schulen 
überall  genügend  gesorgt  werden  2*)."  5)  „Eltern  und  deren 
Stellvertreter  dürfen  ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen  nicht 
ohne  den  Unterricht  lassen,  welcher  für  die  unteren  Volksschulen 


")  R  V.  V.  1S49.  §.  153.  —  Ebenso  in  S  c  h  w  a  rz  b  u  rg-S  0  nd  er  s - 
hausen,  V.  -  U.  1849.  §.  26.  —  A  nhalt  -  B  ernbur  g,  V.-ü.  1850. 
§.  25.  —  Das  UnioDsparlament  beschloss  dafür  (entsprechend  der 
preussischen  Verf.-Urk.  lS5o.  §.  23)  zu  setzen:  ,,Das  Erziehungs- 
und  Lnterrichtswesen  steht  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates ;  er  übt 
sie  durch  von  ihm  ernannte  Behörden  aus."  —  üebereinsliuiraen  : 
S.  Coburg-Gotha,  Verf.-Urk.  1852.  §.  37.  —  Oldenburg,  revid. 
V.-L.  1852.  an.  S2.  §.  1.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü  1852.  §.  20.  —  Preus- 
sen,  V.-L\  1850.  §.  24  (fügt  bei):  „Bei  der  Einrichtung  der  öffentlichen 
Volksschulen  sind  die  confessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  berücksich- 
Ugen.  Den  religiösen  Lnterricht  in  der  Volksschule  leiten  die  betreffenden 
Religionsgeselischaften."  —  Aehnlich  bestimmt  Oldenburg,  rev.  V.-L-. 
1852.  arl.  82.  §  2 :  ,,Die  nolh  wendige  Verbindung  zwischen  Kirche 
und  Schule  wird,  unter  Berücksichtigung  der  c  0  d  fess  ion  e  lle  n  Verhält»- 
nisse ,  durch  das  Gesetz  geregell."  —  Lebereinslimmt :  Waldeck,  V.-L. 
1852.  §.  44;  ähnlich  A  n  h  al  t- B  ern  bürg,  V.-ü.   1850.  §.  25  a  linea  2. 

22)  R.  V.  V.  1849.  §.  154.  —  Ebenso  Schwarzburg-  Sonders- 
bausen,  V.-L.  1849.  §.  27.  —  Das  Un  i  onsp  a  r  1  amc  n  t  hatte  eine  der 
preuss,  V.-L.  v.  1850.  §.  22  nachgebildete  Fassung  beschlossen:  ,,  Ln- 
terricht zu  ertheilen  und  l  nterrichts-  und  Erziehungsanstalten  zu  grün- 
den und  zu  leiten  steht  jedem  Deutschen  frei,  wenn  er  seine  Befähigung  der 
betreffenden  Slaalsbehörde  nachgewiesen  bat."  —  Lebereinstimmt:  Anhalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  26.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  22  setzt 
bei:  ,,....  sittl  iche ,  wissenschaftliche  und  technische  Befähi- 
gung" —  Ebenso  S    Co  bu  rg- Go  t  ha  ,  V.-L.  1852.  §.   38. 

23)  R.  V.  V.  1849.  §.  154  a  linea  2.  -  Ebenso:  Seh  war  zburg- Son- 
dershausen, V.-L.  1849.  §.  27.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-L.  1850. 
$.  25.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  84-  —  S.  Coburg- Gotha, 
V.-ü.  1852.  §.  38.  —  Reuss  j  L.,  V.-ü.  1852-  §.  20  Tügt  bei:  ,,...  vor- 
ausgesetzt, dass  gegen  des  Lehrers  moralische  und  wissenschaftliche  Befähi- 
gung kein  Bedenken  vorliegt." 

2»)  R.  V.  V.  1849.  §.  155.  —  Ebenso:  S  ch  wa  rz  b  u  r  g  -  S  0  n  d  ers - 
hausen,  V.-L.  1849.  §.  28.  —  Pr  e  usse  n ,  V.-L.  1S50  §21.  —S.Co- 
burg-Gotha, V.-L     1852    §.  39.  —  Reuss  j.  L,  V.-L.   IS52.  §.  19. 
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vorgeschrieben  ist'^)."  6)  „Die  öffentlichen  Lehrer  haben  die 
Rechte  der  Staatsdiencr -6).«  7)  ,,Der  Staat  stellt  unter  gesetz- 
lich geordneter  Betheiligung  der  Gemeinden  aus  der  Zahl  der  Ge- 
prüften die  Lehrer  der  Volksschulen  an  27).«     8)  „Für  den  Unter- 


25)  R.  V.  1849.  §.  155  a  linea  2.  —  Ebenso  S  c  h  w  arzb  urg  -  So  n  . 
dershausen,  V.-U.  1S49.  §.  28.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  21.  — 
Allhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  26.  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  84.  §.  2.  —  S.  C  oburg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  39.  —  Reuss 

j.  L. ,  V.-U.  1852.  §.  19.  —  Uebrigens  darf  nicht  verkannt  werden,  dass 
notorisch  in  keinem  europäischen  Staate  das  Volksschulwesen  so  gut  bestellt 
ist,  als  es  in  Deutschland  schon  vor   1848  war. 

26)  R.  V.  V.  1849.  §.  15G.  —  (Zusatz  des  Unionsparlamenls :  ,,und 
Pflichten"  der  Slaatsdiener.)  —  Uebereinstinimen :  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  29.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  23. 
—  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  30.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  85.  —  Reuss  j.  L. ,  V.-U.  1852.  §.  20.  ~  So  gerecht  und 
billig  es  ist,  dass  von  Staatswegen  dafür  Sorge  gelragen  wird,  dass  die  öf- 
fcnlüchen  Lehrer,  namentlich  die  Volksschullehrer  (welche  die  Reiehs- 
verfassung  zunächst  im  Auge  hatte,  indem  die  höheren  öffentlichen  Lehrer 
grösslentheils  schon  überall  als  Staatsdiener  behandelt  wurden),  ein  genügen- 
des Diensteinkommen  und  im  Alter  und  Unglücksfällen  eine  entsprechende 
Pension  erhallen,  so  ist  doch,  um  dies  herbeizuführen,  ihre  massenhafte 
und  gru  n  dge  se  tzl  ic  he  Erklärung  als  S  t  aa  ts  die  n  e  r  um  so  weniger  zu 
hilligen,  als  keine  andere  Klasse  öffentlicher  Diener  reichsgrundgeselzlich  als 
Slaatsdiener  erklärt  war,  und  insbesondere  die  Besoldung  der  Lehrer,  nament- 
lich der  Vol  k  ssch  u  1  le  hr  er  ,  der  Staatskasse  allein  aufzubürden  (was  im 
Begriffe  des  Staatsdieners  liegt)  kein  Grund  vorhanden  ist.  Daher 
haben  einige  neuere  Verfassungsurkunden  schon  hierbei  Modifikalionen  ein- 
treten lassen.  So  erklärt  schon  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  86  die 
Volksschulen  als  Gemeindeanstalten,  während  sie  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.  25,  als  Staatsan  st  alten  erklärte;  sehr  passend 
behielt  S.  Coburg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  41,  einem  besonderen  Gesetze 
vor,  die  Recht.sverhällnisse  der  öffentlichen  Lehrer,  auf  welche  das  Slaats- 
("ii  nergeselz  keine  Anwendung  findet,  und  deren  rechtliche  Beziehung  zu  den 
Gemeinden  zu  ordnen.  —  Preussen,  V.-U,  1850.  §.  25  legt  den  Gemein- 
den auf,  die  Mittel  für  die  Volksschule  aufzubringen  ;  nur  ergänzungsweise 
bei  nachgewiesenem  Unvermögen  der  Gemeinde  tritt  der  Staat  ein.  —  Ebenso  : 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  80.  §.2.  S.  Cob  urg  -  Go  t  h  a  , 
V.-U.   1852.  §.  42.  —  Reuss  j.  L.,  V.-.U  1852.  §.  21. 

")  R.  V.  V.  1849.  §.  156  a  linea  2.  —  Ebenso:  Schwarzhurg- 
Son  dershausen,  V.-U.  1849.  §.  29.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §. 
24  a  linea  3.  —  A  oha  1 1- B  e  r  n  bürg  ,  V.U.  1850.  §.  27.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852.  art.  88.  —  S.  Cobu  rg- Goth  a,  V.-U.  1852.  §. 
40.   —   Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  22. 
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rieht  in  Volksschulen  und  niederen  Gewerbeschulen  wird  kein 
Schulgeld  bezahltes)."  9)  „Unbemittelten  soll  auf  allen  öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten  freier  Unterricht  gewährt  werden  2«)," 
10)  „Es  steht  Jedem  frei,  seinen  Beruf  zu  wählen  und  sich  für 
denselben  auszubilden,  wie  und  wo  er  will  3<J)." 

§.  294. 
y)  Die  Gmodrechte,    Artikel  VIIc  nnd  VIII.  Petitions- 
recht  und  Recht    der    Beschwerde.     Vereins-   und   Ver- 
sammlungsrecht. 

Im  Artikel  VII.  der  Grundrechte  wurde  das  Recht  der 
Bitte  (Petitionsrecht)  und  der  Beschwerde  als  ein 
Grundrecht  in  folgender  Weise  gewährt:  1)  „Jeder  Deutsche  hat 
das  Recht,  sich  mit  Bitten    und  Beschwerden  schriftlich 


28)  R.-V.  V.  1S49.  §.  157.  —  Uebereinstimmt :  Prenssen,  V.-U.  1850. 
§.  25.  Der  gleiche  Salz  in  S  c  h  warzb  u  rg- Sonders  hausen,  V.-U. 
1849.  §.  30.  wurde  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1S52.  §.  7.  gestrichen.  — 
Schon  der  berliner  E  n  twu  rf  hatte  diesen  Satz  gestrichen,  und  mit  vol- 
lem Rechte,  da  durchaus  kein  Grund  vorhanden  ist,  warum  vermögliche 
Eltern  für  ihre  Kinder,  deren  Unlerricht  eine  der  ersten  Elteropflichten  ist, 
kein  Schulgeld  bezahlen,  und  die  Kosten  der  Erziehung  der  Kinder  derVennüg- 
lichen,  durch  Freigebung  der  niederen  Schulen,  auf  die  Staats- oder  Gemeindc- 
kasse,  mithin  auch  auf  die  ärmeren  und  kinderlosen  Steuerpflichtigen 
hinübergewälzt  werden  sollen.  —  Die  übrigen  neueren  noch  gültigen  Ver- 
fassungsurkunden haben  den  §.  157.  der  R.-V.  v.  1849  überhaupt  nicht  auf- 
genommen. —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  86.  §.  1.  erklärt  aus- 
drücklich die  „Zahlung  eines  massigen  Schulgeldes"  für  zulässig. 

29)  R.-V,  v.  1849.  §.  157.  a  linea  2.  —  Ebenso:  Sc  h  wa  rzburg- So  n- 
dershausen,  V.-U.  1849.  §.  30.  a  linea  2.  —  Schon  der  berliner  Ent- 
wurf setzte  dagegen  nur:  „Unbemittelten  soll  io  allen  Volksschulen 
und  niederen  Gewerbschulen  freier  Unterricht  ertheilt  werden."  — 
Diese  Fassung  nahm  auf:  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  28,  mit 
dem  Beifügen:  „so  wie  bei  besonderer  Befähigung  auch  auf  hö- 
heren Bildungsanstalten  des  Landes."  —  So  ist  es  auch  von  Allers  her  in 
den  deutschen  Staaten  gehalten  worden.  —  Die  übrigen  neuen  Verfassungs- 
Urkunden  haben  diese  Bestimmung  der  R.-V.  v.  1849.  §.  157,  als  au  sich 
überflüssig,  ebenfalls  nicht  aufgenommeo. 

*°)  R.-V.   V.  1849.    §.  158.   —     Ebenso:    Seh  wa  rzburg-S  onders - 
hausen,  V.-U.   1849.   §.31.—   A  nhalt- Bernburg,  V.-U.   1S50.§.24.— 
Die   übrigen    neuen    Verfassungsurkunden     haben    diesen   Satz    nicht    aufge- 
nommen. 
Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.    II.  16 
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an  die  Behörden,  an  die  Volksvertretungen  und  an  den  Reichstag 
zu  wenden')."  2)  „Dieses  Recht  kann  sowohl  von  Einzelnen, 
als  von  Korporationen  und  von  Mehreren  im  Vereine  ausgeübt 
werden;  beim  Heere  und  der  Kriegsflotte  jedoch  nur  in  der 
Weise,  wie  es  die  Disciplinarvorschriften  bestimmen -)."  3)  „Eine 
vorgängige  Genehmigung  der  Behörden  ist  nicht  nothwendig,  um 
Beamte  wegen  ihrer  amtlichen  Handlungen  gerichtlich  zu  ver- 
folgen 3)." 

lieber  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  wurde  im 
.Artikel  VllT.  bestimmt:  1)  „die  Deutschen  haben  das  Recht,  sich 
friedlich  und  ohne  Waffen  zu  versammeln,  einer  besonderen 
Erlaubniss   dazu   bedarf  es    nicht"*)."      2)    „  Volksversamndungen 


')  R.-V.  v.  1S40.  §.  159.  —  Die  Bestimmungen  der  deutschen  Verfas- 
sungsur künden  über  das  Reclit  der  Bitte  und  Beschwerde,  siehe 
oben  §.  283.  III.  Note  -1  bis  7.  —  Auffallend  ist,  dass  die  Reichsverfassunj^ 
kein  Recht  der  Bitte  und  Beschwerde  bei  dem  Reichsoberhaupte  und  den 
Souveränen  der  Einzelstaaten  erwähnte,  die  doch  nicht  unter  dem  Aus- 
druck „Behörde"  begriffen  werden  konnten. 

2)  R.-V.  V.  1849.  §.159.  a  Iinea2. —  (Die  Worte  „und  von  Mehreren  im 
Vereine"  waren  schon  im  berliner  Entwürfe  als  liberflüssig  ausgefallen.)  — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  '42.  „...Petitionen  unter  einem  Gesnmmt- 
namen  sind  nur  Korporationen  und  Behörden  gestattet."  Ebenso: 
Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850.  §.  IL  —  S.  C  oburg- Got  ha ,  V.-U. 
1852.  §.  48.  —  Reu  SS,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  18.  —  Nach  der  V.-U.  von 
Oldenburg,  1852.  art  47.  §.  2.  haben  „Gemeinden  oder  sonstige  vom 
Staate  anerkannte  Genossenschaften"  das  Recht  der  Bitte  und 
Beschwerde  „durch  ihre  Vorsteher"  auszuüben. 

3)  R.-V.  V.  1849.  §.  160.  —  Einschaltung  des  Unionsparlaments: 
„der  vorgesetzten  Dienstbehörde."  —  Ebenso:  Seh  warzbu  rg- So  n- 
dershausen,  V.-U.  1849.  §.  175.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  97.  — 
Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  38.  —  Uebrigens  galt  dieser  Satz 
stets  als  gemeines  deutsches  Recht:  die  Bestimmung  der  R.-V.  v.  1849. 
§.  160.  war  also  nur  gegen  die  Partikulargesetze  gerichtet,  welche  das  Ge- 
gentheil  angeordnet  hatten. 

4)  R,-V.  V.  1849.  §.  161.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  50.  §.  1.  —  S.  C  obarg-G  ot  ha ,  V.-U.  1852.  §.  44.  —  Beschluss 
des  ünionsparlamen  ts  Nr.  27.  „Diese  Bestimmung  bezieht  sich 
nicht  auf  Volksversammlungen  unter  freiem  Himmel."  — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  29.  „Alle  Preussen  sind  berechtigt,  sich  ohne 
vorgängige  obrigkeitliche  Erlaubniss  friedlich  und  ohne  Waffen  in  ge- 
schlossenen Räumen  zn  versammeln."  —  Ebenso:  A  n  halt- Bern  b  urg, 
V.-U.   1850.   §    9.   —   Schwarzb  urg-Sondersbausen  ,   Ges.  v.  2.  Aug. 
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unter  freiem  Himmel  können  i)ei  dringender  Gefahr  für  die 
Olfenüicbe  Ordnung  und  Sicheriieit  verboten  werden^)."  3)  „Die 
Deutschen  haben  das  Recht,  Vereine  zu  bilden.  Dieses  Recht 
soll  durch  keine  vorbeugende  Maassregel  beschränkt  werden  6)." 
4)  „Diese  Bestimmungen  tinden  auf  das  Heer  und  die  Kriegsflotte 
Anwendung,  insoweit  die  militärischen  Disciplinarvorschriften  nicht 
entgegenstehen ')." 

§.  295. 

d)    Die    Grundrechte ,  Artikel  IX.    Freiheit    des  Eigen- 

thiims.     Gleichniässigkeit  der  Besteuerung. 

In   Bezug   auf  das  Eigenthum    wurde    als    Grundsalz    im  Ar- 
tikel IX.    der  Grundrechte  ausgesprochen:   „Das    Eigenthum 


1S52.  §.  7.  —  Nur  kurz  bestimmt  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept.  1848. 
§.  4.  „Es  soll  freies  Vereinigungs-  und  Versammlungsrecht  unter  Beobach- 
tung der  Gesetze  staltfinden."  —  Ebenso:  Reuss,  j.  L.,  V.-U.    18.52.  §.  15. 

ä)  R.-V.  V.  1849.  §.  IGl.  a  linea  2.  —  Ebenso:  A  n  hal  t- Bernbu  r  g, 
V.-U.  1850.  §.  9.  üebereinstimmt:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art  50. 
§.  2;  ähnlieh:  S.  Coburg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  44.  a  linea  2.  Nach 
dem  Beschlüsse  des  Union  s  p  arlam  ents  Nr.  27.  wurden  dagegen  „Volks- 
versammlungen unter  freiem  Himmel  in  Bezug  auf  vorgängige  Er- 
laubniss  der  Verfügung  des  (Landes-)  Gesetzes  unterworfen."  —  Ebenso 
drückt  sich  aus:  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  29.  a  linea  2.  Üeberein- 
stimmt: Schwarzburg-Sondershausen,  Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §.8. — 
Von  den  Gesetzen  der  deutschen  Staaten  über  Vereine  und  Versammlun- 
gen wird  unten  besonders  gehandelt. 

c)  R.-V.  V.  1849.  §.  162.  -  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.  ü.  1852. 
art.  51.  §.  1.  —  Nach  Beschluss  des  Unionsparlaments  Nr.  28.  sollten 
das  Versammlungsrecht  und  das  Vereinsrecht  „zur  Wahrung  der  öf- 
fentlichen Sicherheit  durch  das  Gesetz  geregelt  werden,  und  po- 
litische Vereine  Beschränkungen  und  vorübergeheodeü  Verboten  im  V\ege 
der  Gesetzgebung  unterworfen  werden  können."  Auch  dieser  Beschluss  war 
der  preuss.  V.-U.  1850.  §.30.  nachgebildet.  Aehnlieb :  Schwarzburg- 
Sonders  hause  n,  Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §.  9.  —  Dass  die  Vereine  „den 
Strafgesetzen  nicht  zuwider  laufen"  dürfen,  sagen  ausdrücklich: 
Preussen,  V-U.1850.  §-30.  —  Anhal  t-Bern  bürg,  V.U.  1850. §.  10. — 
S.  C  oburg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.46.  fügt  noch  weiter  bei:  „oder  der 
Sittlichkeit".  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  IS52.  §.  15.  „...für  gesetz- 
lich erlaubte  Zwecke." 

')  R.-V.  V.  1849.  §.  163.  —  In  Bezug  auf  Mililärpersonen  übereinstim- 
mend: S.  Coburg-Gotha,  V.-U.   1852.  §.  47. 

16* 
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ist  unverletzlich^)."  Hieran  reihen  sich  folgende  Bestim- 
mungen: 1)  „Eine  Enteignung  kann  nur  aus  Rücksichten  des 
gemeinen  Besten,  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes,  und  ge- 
gen gerechte  Entschädigung  vorgenommen  werden  2)." 
2)  „Das   geistige    Eigenlhum    soll   durch    die    Reichsgesetzgebung 

')  R.-V.  V.  1849.  §.  164.  —  Die  übereinstimmenden  Zusicherungen  der 
Heiligkeit  des  Eigenlhunis  in  den  Verf.  -  Urkunden  vor  1848,  siehe  oben 
§.   290.    Note  2.    —     Ebenso:    Schwa  rzb  ur  g- Sondersh  ausen  ,    V.-ü. 

1849.  §.  38.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  9.  —  An  hal  t- B  ern  b  urg, 
V.-ü.  1850.  §.  41.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1S52.  art.  60.  —  S.  Co- 
burg-Gotha, V.-ü.  1852.  §.  49.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  34.  — 
Mit  dieser  speziellen  Anerkennung  der  Heiligkeit  des  Eigenlhums 
in  der  R.-V.  v.  1849.  §.  164.  stand  es  freilich  in  schneidendem  Ge- 
gensatze,  wenn  eine  Reihe  voo  Rechten,  welche  nach  dem  allgemei- 
nen deutschen  Rechte  bisher  immer  zu  den  wobl  erworbenen  dingli- 
chen Vermögensrechlen  (Realgerechtigkeiten)  gezählt  worden  waren, 
in  den  folgenden  §§.  16" — 169.  der  R.-V.  v.  1849.  als  ohne  Entschä- 
digung aufgehoben  erklärt  wurden!  ~  Die  Verf.-ürkunden  v«n  Kur- 
hessen  1852  und  Reuss,  j.  L.  1852.  enthalten  die  belieble  Formel :,,  Das 
Eigenthum  ist  unverletzlich,"  nicht,  wohl  aber  den  Grundsatz,  auf  welchen 
es  im  Wesen  ankommt;  namentlich  stellt  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  22. 
das  ,,Eigenthum  oder  sonstige  Rechte  und  Gerechtsame"  hin- 
sichtlich der  Unentziehbarkeit  ausdrücklich  vollkommen  gleich. 

2)  R.-V.  V.  1849.  §.  164.  a  linea  2.  —  Diese  Bestimmung,  die  sich 
durchgehends  schon  in  ähnlicher  Weise  in  den  Verf.-Urkunden  vor  1848 
findet  (§.290.  Note  2.),  findet  sich  auch  in  allen  V.-Urkunden  seit  1S4S.  — 
In  der  Wortfassung  stimmen  mit  der  R.-V.  v.  1849  überein:  Schwarz- 
burg-Sondershau  sen,  V.-U.  1849.  §.  38.  —  Anhalt-ßernburg, 
V.-U.  1850.  §.  41.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  60.  §.  2.  — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852    §.  49.    —   Die   preuss.  Verfassung  von 

1850.  §.  9.  schreibt  überdies:  „vorgängige,  in  dringenden  Fällen  we- 
nigstens vorläufig  festzustellende  Entschädigung"  vor.  Ebenso  Reuss, 
j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  24,  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  22.  gewährlei- 
stet: „vorgängige  volle  Entschädigung,  insoweit  nicht  für  Noth- 
fälle  nachfolgende  Entschädigung  gesetzlich  vorgeschrieben  ist."  — 
Vorgängige  Entschädigung  hatten  von  den  älteren  Verfassungsurkundeo 
schon  bestimmt:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  8.  —  Baden,  V.-ü. 
1818.  §.14.  — Würtemberg,V.-U.  1819.  §30.—  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.  §.  27.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832.  §.  33.  —  Sofortige  Er- 
mittelung und  Gewährung  der  Entschädigung,  mit  ausdrücklicher  Anerken- 
nung der  Zustä  ndigke  it  des  Rechtsweges,  wenn  keine  Vereinba- 
rung über  die  Entschädigungssumme  erfolgt,  schreiben  vor:  K.  Sachsen, 
V.-U.  1831.  §.31.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  54.  —  Einfach  ver- 
weiset  auf  Gesetz  und  Recht:    Hannover,  V.-U.    1S40.  §.  28. 
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geschützt  werden  3)."  3)  „Jeder  Grundeigenthilmer  kann  seinen 
Grundbesitz  unter  Lebenden  und  von  Tod  es  wegen  ganz 
oder  Iheil weise  veraussern.  Den  Einzelstaaten  bleibt  über- 
lassen, die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  T heil  bar- 
keit alles  Grundeigenthums  durch  Uehergangsgesetze  zu 
vermitteln'*)."     4)  „P'ür  die  todte  Hand  sind  Beschränk  un- 


3)  R.-V.  V.  1849.  §.  164.  a  linea  3.  —  Diesen  Schutz  des  geistigen 
Eigenthums  hatte  sich  schon  die  Biindesgesetzgebung  vor  1848  zur  Aufgabe 
gemacht;  siehe  unten  bei  der  Darstellung  der  Bundesgesetzgebung  über  den 
Nachdruck  u.  s.  w.  —  Die  neueren  noch  geltenden  Verf.-Ürkunden  seit 
1848  haben  daher  diesen  Satz  der  Reichsverfassung  meistens  nicht  aufge- 
nommen. Nur  S.  Cobu  rg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  49.  besagt:  „Das  gei- 
stige Eigenthum  soll  durch  Gesetze  geschützt  werden";  und  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.  42.  besagt:  „Das  Eigenlhumsrecht  an  Erzeugnissen 
der  Literatur  und  Kunst  wird  jedem  Autor  auf  Lebenszeit  und  30  .Fahre 
nach  seinem  Tode  dessen  Erben  gewahrleistet.  Nachdruck  und  alle  ande- 
ren unrechtmässigen  Verfügungen  sind  sirafgesetzlich  zu  beurtbeilen." 

■*)  R.-V.  V.  1849.  §.  165.  —  Die  Redaktion  dieses  Satzes  ist  insoferne 
nicht  glücklich  gewesen,  als  juristisch  wohl  von  einer  Verfügung,  aber 
nicht  von  einer  Veräusserung  von  Todeswegen  die  Rede  sein  kann. 
Der  Grundsatz  der  Theilbarkeit  des  Grundeigenthums  und  der 
freien  Dispositionsbefugniss  des  Eigenthümers  unter  Lebenden  und 
von  Todeswegen  war  insoferne  schon  gemeinrechtlich  in  Deutschland 
gellend,  als  er  schon  im  römischen  Rechte  und  im  Code  Napoleon,  wel- 
cher in  einigen  Ländern  gilt,  uneingeschränkt  anerkannt  ist.  Wenn  dem- 
ungeachlet  in  vielen  Gegenden  Deutschlands  (so  z.  B.  auch  in  Baden,  unge- 
achtet der  Reception  und  Bearbeitung  des  Code  Napoleon  als  Landrecht)  für 
gewisse  Güter  der  Grundsatz  der  Untheilbarkeit  und  der  Vererbung  nach 
bestimmtem  Erbsysteme  beibehalten  worden  war,  so  hat  dies  in  lokalen 
C  ul  t  u  rverhäl  t  n  i  s  s  e  n  seinen  Grund,  welche  ohne  Schaden  für  die  Volks- 
wirthschaft  nicht  aufgegeben  werden  können.  Aus  solchen  Rücksichten  bat 
man  sich  in  einigen  Staaten  in  nenester  Zeit  sogar  gedrungen  gesehen,  die 
bisher  in's  Unendliche  gestattete  Theilbarkeit  der  Grundstücke  einzuschrän- 
ken, und  gesetzlich  ein  Minimum  festzustellen.  Vergl.  Baden,  Ges.  vom 
6.  April  1854.  Reg.-Bl.  Nr.  XX.  —  Die  Bestimmung  der  R.-V.  v.  1849. 
§.  165.  haben  von  den  noch  geltenden  neueren  Verf.-Urkunden  nur  aufge- 
nommen: Seh  war  zbu  rg -Son  d  e  rs  h  aus  en,  V.-U.  1849.  §.  39.  — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  42.  „Das  Recht  der  freien  Verfügung  über  das 
Grundeigentbum  unterliegt  keinen  anderen  Beschränkungen,  als  denen  der  all- 
gemeinen Gesetzgebung.  Die  Theilbarkeit  des  Grundeigenthums  und  die  Ab- 
lösbarkeit  der  Grundlasten  wird  gewährleistet"  —  Beschränkungen  des 
Grundsatzes  der  Theilbarkeit  der  Grundstücke  und  des  freien  Verfügungs- 
rechtes darüber   unter  Lebenden    und   von  Todeswegen   durch  die  Landesge- 
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gen  des  Rechtes,  Liegenschaften  zu  erwerben  und  über 
sie  zu  verfügen,  im  Wege  der  Gesetzgebung  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Wohls  zulässig  5). "  5)  „Jeder  Unterlhänig- 
keits-  und  Hörigkei  ts  verband  hört  für  immer  auf*")." 
6)  „Ohne  Entschädigung  sind  aufgehoben:  a)  die  Patri- 
moBialgerichtsbarkeit  und  die  grün  d  h  errli  che  PoHzei 
sammt  den  aus  diesen  Rechten  fliessenden  Befugnissen,  Exemtio- 
nen und  Abgaben  ;  b)  die  aus  dem  gu  ts  -  und  schiitzher  rliche  n 
Verbände  fliessenden  persönlichen  Abgaben  und  Leistun- 
gen. Mit  diesen  Rechten  fallen  auch  die  Gegenleistungen 
und  Lasten  weg,  welche  dem  bisher  Berechtigten  dafür  obla- 
gen')." 7)  „Alle  auf  Grund  und  Boden  haftenden  Abgaben 
und  Leistungen,  insbesondere  die  Zehnten,    sind   ablösbar'')"; 


setzgebuDg  bebieltea  vor:   Oldenburg,  rev.  V.-U.   1S52.  art.  60.  —  S.  Co- 
burg-Gotba,  V.-U.   1852.  §.  51.  —  Reuss,   j.  L.,    V.  ü.   1852.  §.  24. 

5)  R.-V.  V  1849.  §.  165.  a  linea  2.  —  Diese  Bestimmung  ist  nur  über- 
gegangen in:  Scbwarzburg-Sondersbausen,  V.-ü.  1849.  §.  39.  — 
Preussen,  V.-U-  1850.  §.  42.  a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852.  art,  60.  —  S.  C  u  b  urg-Golb  a,  V.-U.  1852.  §.  52.  —  Reuss, 
j.  L.,  V.-ü.   1852.  §.  24. 

6)  R.-V.  V.  1849.  §.  166.  —  Diese  Bestimmung,  die  obnebia  nur  da  Be- 
deutung haben  konnte,  wo  noch  ein  solcher  ü  n  terth  änig  ke  its-  und 
Hörigkeitsverbaud  bestaud,  fand  Aufnahme  in:  Anhalt-ßernburg, 
V.-ü.  1850.  §.  47.  —  Oldenburg,  rev.  V.  ü.  1852.  art.  63.  —  S.  Co- 
burg-Gotba,  V.-U.  1852.  §.  53.  -  Reuss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.25.— 
Von  den  älteren  Verf. -Urkunden  erklärten  schon  die  Leibeigenschaft 
für  aufgehüben:  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  iV.  §,  7.,  mit  Verweisung  auf 
das  Edikt  v.  3.  Aug.  1808.  —  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  11.  —  V^Qrtem- 
berg,   V.-ü.   1819.  §.  25.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.   1820.  §.  25. 

')  R.-V.  V.  1849.  §.  167.  —  üebereinslimmen:  Seh  warz  bu  rg-S  on 
dersbausen,  V.-ü.  1849.  §.40;  jedoch  laut  Ges.  v.  28. März  1854.  §.3. 
mit  Beschränkung  auf  die  in  den  Gesetzen  vom  22.  und  29.  Juni  1849  aus- 
drücklich "als  ohne  Entschädigung  aufgehoben  erklärten  Leistungen.  — 
Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  42.  a  linea  3  u.  f.  —  Anha  It- Bern  bu  rg, 
V.-U.  1850.  §.  31.  a  linea  2.  und  §47.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art  63.  §■  2.  —  Reuss,  j.  L.,  V.U.  1852.  §.  26.  —  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  35.  —  Vor  dem  J.  1848  halle  man  überall  für  die  Abtretung  der 
Patrimonialgerichtsbarkeit  den  Berechtigten  Entschädigung  gewährt; 
meistens  auch  für  die  Ablösung  der  aus  der  aufgehobenen  Leib- 
eigenschaft   herrührenden   Abgaben.     Vergl.    Baden,    V.-U.    1818. 

§•   11- 

»j  R.-V.    %.    1849.    §.    168.     —     Ebenso:     S  c  h  w  a  rz  b  u  rg  -  S  o  n  de  rs  - 


§.   200.     (irundivchte  des  deiilschen  Volkes ,  arl.  IX.  247 

ob  nur  auf  Antrag  des  Belasteten  oder  auch  des  Berechtigten, 
und  in  welcher  Weise,  blieb  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staa- 
ten iil>€rlasseü,  8)  ..  Es  soll  lorlan  kein  Grundstück  mit  einer 
un  ablösbaren  Abgabe  oder  Leistung  belastet  werden'')."  9)  ,,lm 
(j  r  u  ndei  gen  thu  ni  e  liegt  die  Berechtigung  zur  Jagd  auf 
eigenem  Grund  und  Boden.  Die  Jagdgerechtigkeil  auf 
fremdem  Grund  und  Boden,  Jagddienste,  Jagdfrohnden  und 
andere  Leistungen  für  Jagdzwecke  sind  ohne  Entschädigung  auf- 
gehoben'")."  10)  „Nur  ablösbar  jedoch  ist  die  Jagdge- 
rechligkeit,  welche  erweislich  durch  einen  lästigen,  mit  dem 
Eigenlhümer  des  belasteten  Grundstücks  abgeschlossenen  \' er  trag 
erworben  ist;  über  die  Ali  und  Weise  der  Ablösung  haben  die 
Landesgesetzgebungen  das  Weitere  zu    bestimmen '0-"     11)  „Oie 

hausen,  V.-U.  1S49.  §.4l.  —  Anhalt- H  er  n  b  u  r  g  ,  V.-U.  1850.  §.  48.  - 
Oldeubuig,  rev.  V.-U.  Ibbi.  art.  60.  §.  3.  4,  —  S.  C  o  bu  rjc -Got  ha, 
V.-C  1S52.  §.  .?t).  —  Wal  deck,  V.-U.  1852.  §.  .36  —  Die  Verf.-Urkua- 
Jen  vuo  S  ch  warzb  urg-Soa  d  er  s  ha  use  0  und  WaJdeck  hebea  dabei 
besonders  hervor,  dass  diese  BeslimuiuDg  sich  nicht  auf  die  Grundsteuer 
beziehe.  Alle  gutsherrlicheo  und  sonstigen  Realrechte  hatte  schon  für  ab- 
löslich erklärt:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1S32.  §.  36.  Ebenso:  Han 
nover,  V.-U.  184U.  §.  41.  —  Auch  war  schon  vor  1S45  in  mehreren 
Staaten  die  Zeheutablösung  beschlossen  oder  ausgeführt. 

)  K.-V.  V.  1&49  §.  Ib?.  a  linea  2.  —  Ebenso;  Auhalt-Bernburg, 
V.-U.  18.50.  §.  43.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  63.  §.  5.  — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1652.  §.  56.  -  Reuss,  j.  L,  V.  U.  1852. 
§.  24.  —  Waldeck,  V.-U.  1852-  §.  36.  —  Freussen,  V.-U.  1850. 
§.  42.  a  liaea  5.  „Bei  erblicher  Lebei'lassuug  eines  Grundstückes  ist  nur 
die  Uehertraguug  des  vollen  Eigentbums  zulässig,  jedoch  kann  auch  hier 
ein  fester  ablösbarer  Zins  vorbehalten  werden." 

•0)  tl.-V.  V.  Is4y.  §.  169.  a  linea  1.  u.  2.  —  Uebereinstimnit :  Anhalt- 
Bern  bürg,  V.-U.  1850.  §.  44.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  18.52.  art.  64. 
(verordnet  dasselbe  auch  in  Bezug  auf  die  Fischerei  in  fremden  Gewäs- 
sern). —  Reuss.  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  27.  —  Wal  deck,  V.-U.  ls.52. 
§.  37.  —  Die  \  .-U.  von  S.  Co  b  u  rg -Go  t  h  a  .  1852.  §.  54.  erkennet  die 
Berechtigung  zur  Jagd  auf  eigenem  Grund  und  Boden  als  im  Grundeigenthurae 
liegend  an;  spricht  sich  aber  nicht  darüber  aus,  ob  der  bisher  Jagdberech 
tigte  Entschädigung  erhallen  soll. 

")  R.-V.  v.  l'^V.K  §.  169.  a  linea  3.  —  Ebenso:  Anhalt-Bernburg, 
V.-L.  1>>50.  §.  44.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  27.  Ebendaselbst 
wird  die  Fischereigerechtigkeit  in  Bächen,  welche  in  fremdem 
Privateigenthume  sich  belinden,  sammt  den  mit  einer  solchen  Gerechtigkeit 
verbundenen  Servituten  für  ablösbar  erklärt. 
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Ausübung  des  Jagdrechts  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohles  und  der  Sittlichkeit  zu  ordnen ,  bleibt  der  Landesgeselz- 
gebung  überlassen '2)  u  ;[2)  „Die  Jagdgerechtigkeit  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  darf  in  Zukunft  nicht  wieder  als 
Grundgerechtigkeit  bestellt  werden '3)."  13)  „Die  Familien- 
fideicommisse  sind  aufzuheben*'*)."  Die  Art  und  Be- 
dingungen der  Aufhebung  sollte  die  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten  bestimmen,  lieber  die  Familienfideicommisse  der  regierenden 
fürstlichen  Häuser  blieben  die  Bestimmungen  der  Landesgesetz- 
gebungen vorbehalten.  14)  „Aller  Lehenverband  ist  auf- 
zuheben*^)."     Das    Nähere    über   die  Art  und  Weise  der  Aus- 


»2)  R.-V.  V.  1849.  §.  169.  a  lioea  4.  —  Ebenso  A  ntialt- Berubnrg, 
V.-U.  1850.  §.  44.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  64.  §.  3.  — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  54.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852. 
§.  27.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  37. 

»3)  R.-V.  V.  1849  §.  169.  a  linea  5.  —  Ebenso:  Schwarzburg- 
Sondershansen,  V.-U.  1849.  §.  42.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  64.  §.4.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.54.  —  Reuss  j.L., 
V.-U.  1852.  §.  27.  —  Wal  deck,  V.-U.  1852.  §.  37. 

»«)  R.-V.  V.  1849.  §.  170.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sonders- 
hansen, V.-U.  1849.  §.  43.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  40.  „Die 
Errichtung  von  Lehen  und  die  Stiftung  von  Familienfideicommissen  ist 
untersagt.  Die  bestehenden  Lehen  und  FamilieDfideicominisse  sollen 
durch  gesetzliche  Anordnung  in  freies  Eigenthum  um  gestaltet  wer- 
den. Auf  Familienstiftungen  finden  diese  Bestimmungen  keine  Anwendung." 
(Im  §.  41.  wurden  die  Thronlehen,  das  k.  Hans-  und  prinzliche  Fi- 
deicommiss,  die  ausserhalb  des  Staates  belegenen  Lehen  und  die  ehe- 
mals reicbsunmittelbaren  Besitzungen  und  Fideicommisse,  soweit  diese 
durch  das  Bundesrecht  gewährleistet  sind  „zur  Zeit"  ausgenommen. 
Durch  Gesetz  v.  5.  Juni  1852.  art.  1.  wurden  diese  §,  40.  u.  §.  41.  der 
V.-U.  V.  1850  aufgehoben).  Mit  §.  40.  der  preuss.  V.-U.  v.  1850 
stimmt  überein:  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.49. —  Das  Unions- 
parlament beschloss  (Nr.  30.  seiner  Beschlüsse)  diesen  Satz  (Reichsver- 
fassung §.  170.)  ganz  zu  streichen.  Die  übrigen  neuen  Verfassungen  ausser 
den  eben  genannten  haben  denselben  auch  nicht  aufgenommen.  —  Nur  ade- 
ligen Personen  erlaubt  die  Errichtung  von  Familienfideicommissen  auf 
Grundvermögen:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  V.  §.  4.  §.  2. 

»5J  R.-V.  V.  1849.  §.  171.  —  Ebenso:  Seh  war  zb  ur  g- Sond  ers - 
hausen,  V.-U.  1849.  §.  44.  —  Preussen,  Ges.  v.  5.  Juni  1852.  art.  2. 
„Die  Errichtung  von  Lehen  ist  untersagt.  Der  in  Bezug  auf  die  vorhandenen 
Lehen  noch  bestehende  Lehensverband  soll  durch  gesetzliche  Bestimmung 
aufgehoben  werden,  (art.  3.)"  Die  Bestimmungen  des  art.  2.  finden  auf 
Thronleben    und    die    ausserhalb    des  Staates  liegenden  Lehen  keine  An- 
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Führung  sollten  die  Gesetzgebungen  der  Einzelstaaten  anordnen. 
15)  Da  der  Artikel  IX.  vorzugsweise  von  den  Rechtsverhältnis- 
sen des  Grundeigenthums  handelt,  so  ist  es  auch  wohl  zweck- 
mässig, hier  sogleich  noch  eine  andere,  die  Grundstücke  betref- 
fende Bestimmung  zu  erwähnen ,  obschon  diese  in  der  Reichs- 
verfassung V.  28.  März  1849  erst  in  dem  Ar tike  1  XI.  der  Grund- 
rechte vorkommt,  nämlich:  „Jedes  Grundstück  soll  einem 
Gemeindeverbande  angehören  ^^)."  Beschränkungen  wegen 
Waldungen  und  Wüsteneien  blieben  der  Landesgesetzge- 
bung überlassen.  16)  Sodann  enthält  der  Artikel  IX.  der  Grund- 
rechte noch  die  Bestimmungen:  „Die  Strafe  der  Ve r mögen  s- 
confiskation  soll  nicht  stattfinden  ^'),"  und  17)  die  Beste  ue- 
rung  soll  so  geordnet  werden,  dass  die  Bevorzugung  einzel- 
ner Stände  und  Güter  in  Staat  und  Gemeinde  aufhört  ^*)." 


Wendung."  —  Schon  die  n  L.-O.  von  Braunschweig,  1832.  §.  37.  hatte 
die  AuTbebuDg  aller  Feudalrechte  eingeleitet:  „Alle  im  Umfange  des  Herzog- 
thums  belegenen  Lehen  jeder  Art,  es  mögen  solche  von  dem  Landes- 
fürslen,  von  öffentlichen  Anstalten  ,  Korporationen  oder  Privatpersonen  rele- 
viren,  unmittelbare  oder  Afterlehen  sein,  sind  der  Aufhebung  des  lehnsherr- 
lichen und  agnatischen  Lehnsverbandes  in  den  noch  gesetzlich  zu  bestimmen- 
den Verbältnissen  unterworfen."  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  18.50.  §.49. — 
Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  29.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  38.  — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  55.  sagt  nnr :  „Die  Errichtung  neuer 
Leben  ist  unstatthaft." 

'6)  R.-V.  v.  1849.  §.  185.  —  Durch  Beschluss  des  Unionsparla- 
mentes Nr.  38.  wurde  (in  höchst  unglücklicher  Fassung)  beigefügt:  „oder 
eine  eigene  Gemeinde  (sie!)  bilden."  —  Die  Bestimmung  der  R.-V. 
§.  185.  halte  nur  in  der  V.-U.  v.  Anhalt-Bernburg,  1850.  §.  54.  Auf- 
nahme gefunden,  und  besteht  auch  hier  nicht  mehr  in  praktischer  Gültigkeit. 

•7)  R.-V.  V.  1849.  §.  172.  —  Ebenso:  Seh  warzb  urg-Sond  ers  h  a  u- 
sen,  V.-U.  1849.  §.  45.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  10.  —  Anhalt- 
Bern  bürg,  V.-U.  1850.  §.  14.  —  Kurhessea,  V.-ü.  1852.  §.  98.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  §.  44.  —  S.  C  oburg  -  Go  th  a  ,  V.-U. 
1852.  §.  50.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1S52.  §.  11.  —  Von  den  älteren 
Verf.-Urk.  hatten  die  Vermögensconfiskation  bereits  als  abgeschafft  erklärt: 
Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VIIL  §.  6.  —  Badeo,  V.-U.  1818.  §.  16.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  98.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820. 
§.  105.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.53.  —  Brau  n  seh  weig,  n.  L.-O. 
1832.  §.  207.  —  Hannover,  V.-ü.   1840.  §.  29. 

'*)  R.-V.  V.  1849.  §.  173.  —  Ebenso:  Seh  warzb  urg -So  nd  e  rs- 
hausen  ,  V.-U.  1849.  §  46.  —  Anhal  t- B  e  rn  bur  g,  V.  U.  1850.  §.52.— 
Oldenburg,    rev.    V.-U.     1852.    art.   65.   §.    3.   4.     —     S.    Coburg- 
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§.   296. 

e)  Die  Grundrechte,    Artikel  X — XIV.     Unabhängigkeit 

der  Rechtspflege.    Grundlage  der  Gemeindeverfassung  und 

der  landständischen  Verfassung.    Schutz  im  Auslande. 

In  dem  Artikel  X.  der  Grundrechte  finden  sicli  nicht  nur  die 
Zusiclieruugen  hinsichtlich  der  Unabhängigkeit  derKechts- 
[)  liege,  welche  auch  iu  den  Verfassungsurkunden  vor  1848  als 
staatsbürgerliche  Rechte  (Rechte  der  Einzelnen,  eigentliche 
Volksrechte)  gegenüber  der  Staatsgewalt  aufgelührt  zu  werden 
pflegen,  sondern  auch  mehrfache  Bestimmungen,  welche  den  Or- 
ganismus der  Rechtspflege  und  die  staatsdienstliche  Stellung 
der  r  ichler  liehen  Personen  und  das  Verhältniss  der  Justiz 
zur  Verwaltung  betreffen.  Von  diesen  wird  bei  der  Darstellung 
der  Justizhoheit  gebandelt  werden.  Hier  sind  als  eigentliche 
Volksrechte  nur  folgende  Sätze  zu  erwähnen:  1)  „Die  rich- 
terliche Gewalt  wird  selbstständig  von  den  Gerichten  aus- 
geübt. Kabinets-  und  M  inis  terialj  u  stiz  ist  unstatt- 
haft')."   2)  „Niemand  darf  seinem  gesetzlichen  Rieh- 


I 


Gotha,  V.-U.  1852.  §.  5S.  —  Reuss,  j.  L.,  V. -U.  1852.  §.  26. 
~  Waldeck,  V.-U.  1852  §.  83.  —  Preussen,  V.-U.  1850 
§.  101.  „In  Beireff  der  Steuern  können  Bevorzuguogeu  nicht  eiugefübri 
werden.  Die  bestehende  Steuergesetzgebung  wird  einer  Revision  unter- 
worfen, und  dabei  jede  Bevorzugung  abgeschafft  "  Vergl.  über  die  An- 
erkennung des  Grundsatzes  der  gleichen  Besleueruug  io  den  älteren  Verf.- 
Urkunden  Mute  4;  und  über  die  im  Falle  der  Aufhebung  der  bisherigen 
Steuerbefreiungen  gebührende  Entschädigung,  oben  §.284.  Nole4.  u.  5. 
')  R.-V.  V.  1S49.  §.  175,  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  9.3.  §.  1.  —  Reuss,  j.  L  ,  \.-U.  1852.  <§.  M.  —  Schwarzburg- 
So  udersba  use  n,  V.-U.  1849.  §.  lt>5.  a  linea  2.  „Die  Gerichte  sind  io- 
nfrhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  u  na  b  h  ä  n  gi  g  und  nur 
«lein  Gesetze  unterworfen.  In  die  ihneu  vom  Gesetze  übertragenen  Verrich- 
tungen darf  sich  kein  anderes  Organ  der  Staatsgewalt  mischen."  —  üeber 
einstimmt;  Kurhessen,  V.-U.  18.52.  §.  95.  —  Preussen,  V.-l^.  1850. 
§.  8H.  „Die  richterliche  Gewalt  wird...  durch  unabhängige,  keiner 
anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfene  Gerichte 
ausgeübt.'-  —  Au  hal  t-ßernburg,  V.-U.  1850.  §.  'Xi.  „Die  Gerichte 
sind  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  völlig  unabhängig ....  Habinets- 
und   Ministerialjustiz    darf    nicht   geübt    werden."  S.  C  o  b  urg- G  oth  a, 

V.-U.    1852.    §.    W5.     „Die    Richter  sind    unabhängig    und    keiner    an- 
deren   Autorität,    als    der    des    Gesetzes    unterworfen.     Kabinets- 
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ler  entzogen  werden.  A  nsnahnisgeri  ch  t  e  sollen  nie 
slatllindcn -)."  3)  „Es  soll  keinen  pri  vilegirt  e  n  Gerichts- 
stand der  Personen  oder  Güter  geben 3).'"  4)  .J)ie  Militär- 
gerichtsbarkeit ist  anl  die  Aburtbeilung  militärischer 
Verbrechen  nnd  Vergehen,  sowie  der  M  i  1  i  t  ä  id  i  s  e  i  plinar  ve  r- 
gehen  beschränkt,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  liir  den  Kriegs- 


jusliz  ist  unstatlhafl."  -  Waldeck,  \.-U.  !'>52.  §.  74.  „Die  richterliche 
Gewalt  wird.  ..  durch  uu  abhängige  Gerichte  ausgeübt,  welche  keiner  au- 
deren  AutoritKl.  als  der  der  verlassuugsmässigen  Gesetze  unterwor- 
fen sind,  \urbebaltlich  jedoch  ihres  dieostlichen  S  u  bor  d  inati  o  n  s  \  e  r- 
b-illnisses  gegen  ihre  vorgesetzten  Behörden."  —  Die  Bestimmungen  der 
\'erf.- Urkunden  \ov  1^4S  über  die  L' nab  h  ängigkeit  der  Gerichte:  siehe 
oben  §.  290.   Note  3. 

-)  R.-V.  V.  1S49.  §.  175.  a  linea  2.  —  Ebenso:  Sc  h  wa  rz  bürg- S  o  n - 
dershausen,  V.-ü.  1S49.  §  170.  —  Preussen,  V.-ü.  1S50.  §.  7. 
(Higt  bei :  „und  a  u  sse  ro  r  de  n  t  lieh  e  Commissionen").  — Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1S5Ü.  §  7.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  38.  §.  2.  - 
S.Coburg-Gotha,  V -U.  1852.  §.  31.-  —  Reussj.  L.,  V.-ü.  1852. 
§  31.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  75  —  Kurhessen,  V.-U.  1852. 
§.  87.  „Die  ßelretung  und  Verfolgung  der  gesetzlich  gegebenen 
Rechtswege  vor  den  Landesgerichten  darf  nicht  gehindert  werden."  (§.  88.) 
„Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter,  sei  es  in  bürgerlichen  oder  pein- 
lichen Fällen,  entzogen  werden,  es  sei  denn  auf  dem  regelmässigen 
Wege  nach  den  Grundsätzen  des  bestehenden  Rechtes  durch 
das  zuständige  obere  Gericht"  (Es  bezieht  sich  dies  auf  das  sog. 
Forum  continentiae  causarum,  siehe  Linde,  Lcbib.  d.  Ci\.  Froz.  §.  100). 
Die  betr.  Btstiuuuungen  der  Verf. -Urkunden  vor  1S48  siehe  obeu  §.  290. 
Note  4.  —  Gesetzliche  Ausnahmen  bestehen  in  den  meisten  Staaten  für  die 
Fülle  des  Aufruhrs,   wo  die  Verkündigung  des  Stand  rechtes  nöthig  wird 

3)  R.-V.  V.  1849.  §.  176.  —  Ebenso:  Sc  h  war  z  bürg- Sonder  shau- 
sen,  V.-U.  1849.  §.  171.  -  Ä  n  h  a  1  t-B  e  r  nburg,  V.-ü.  1850.  §.  32.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art  95.  §.  1.  —  S.  Cob  u  rg  -  G  o  t  ha  , 
V.-ü.  1852.  §.  138.  —  Reuss,  j.  L.  V.-ü.  1S52.  §.  32.  —  Wald  eck, 
V.-ü.  1852.  §.  76.  —  In  Bayern  wurde  durch  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die 
Grundlagen  der  Gesetzgebung  über  die  Gerichlsorganisation  betr. .  der  privi- 
legirle  Gerichtsstand  der  Standesherreu ,  erblichen  Reichsräthc ,  Adeligen. 
Geistlichen,  der  höheren  Staatsbeamten  und  des  Fiskus  aufgehoben;  jedoch 
ist  dies  noch  nicht  (wenigstens  nicht  vollständig)  zum  \oll/,uge  gekommen. 
Siehe  K.  Brater,  die  V.-U.  des  K. Bayern  und  die  Verf.-Edikte  in  ihrem 
gegenwärtigen  Zustande.  2.  Aufl.  1855.  S.  19.  —  In  Baden  wurden  alle 
befreiten  Gerichtsstände  aufgehoben  durch  Ges.  v.  15.  Febr.  1851.  (Reg.- 
Bl.  Xlll.)  Siehe  oben  %.  267. 
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zustand*)."  5)  „Rechtskräftige  LIrtheile  deutscher  Ge- 
richte sind  in  allen  deutschen  Ländern  gleich  wirksam  und 
voll  ziehbar  5)/' 

Der  Artikel  XI.  der  Grundrechte  stellte  diejenigen  Sätze 
auf,  welche  den  Verfassungen  der  Gemeinden  zur  allge- 
meinen Grundlage  dienen  sollen  ^) :  von  diesen  ist  daher  bei 
Darstellung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Gemeinden  zu 
handeln. 

Im  Artikel  XII.  wurden  die  Rechte  aufgezählt,  welche  in 
jedem  deutschen  Lande  der  Landes  Vertretung  eingeräumt 
werden  sollen').  Diese  werden  bei  der  Darstellung  der  land- 
ständischen Einrichtungen  Erwähnung  finden. 

Der  Artikel  XIII.  gewährleistete  den  nicht  deutsch  redenden 
Volksstämmen  in  Deutschland  ihre  volksthümliche  Entwickelung**). 

Nur  in  dem  Artikel  XIV.  findet  sich  zum  Schlüsse  noch 
eine  Bestimmung,  welche  in  einem  Systeme  der  Volksrechte 
eine  Stelle  finden  kann,  nämlich:  „Jeder  deutsche  Staats- 
bürger in  der  Fremde  steht  unter  dem  Schutze  des 
Reiches^)." 


^)  R.-V.  V.  1849.  §.  176.  a  linea  2.  —  Dieser  Satz  bestehet  deniialen 
in  keiner  noch  geltenden  Verf. -Urkunde  in  praktischer  Wirksamkeit.  —  In 
Strafsachen  überhaupt  (nicht  blos  in  militärischen)  und  inlVIilitär- 
disciplinarvergehen  ist  die  Militärgerichtsbarkeit  zugelassen  in  Old  e  n - 
barg,  rev.  V.  -  U.  1852.  art.  9.5.  §.  2;  und  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  ISÖ2. 
§.  32.  —  Die  übrigen  Verfassungsurkunden  verweisen  auf  die  Landesgesetz, 
gebungen,  welche  regelmässig  die  Militärgerichtsbarkeit  in  noch  viel  weite- 
rem Umfange  zulassen. 

5)  R.-V.  V.   1849.  §.  183.  —  Vergl.  oben  §.   192.  Note  4. 

«)  R.-V.  V.  1849.  §.  184.  185.  —  Von  diesem  §.185.  der  R  -V.  v.  1849 
ist  schon  hier  oben  im  §.  295.  unter  Nr.   15.  gehandelt  worden. 

7)  R.-V.  V.  1849.  §.  186.  187. 

8)  R.-V.  V.  1849.  §.  188.  „Den  nicht  deutsch  redenden  Volksslämmeo 
Deutschlands  ist  ihre  volksthümliche  Entwickelung  gewährleistet, 
namentlich  die  Gleichberechtigung  ihrer  Sprachen,  soweit  deren  Ge- 
biete reichen,  in  dem  Kirchenwesen  ,  dem  Unterrichte,  der  inneren  Verwal- 
tung und  der  Rechtspflege."  Dieser  Salz  wurde  durch  Beschluss  des  Un  i  o  n  s- 
parlamentes  Nr.  35.  gestrichen,  da  er  bei  dem  Ausschlüsse  Oesterreicbs, 
beziehungsweise  Böhmens,  von  der  Union,  keine  praktische  Bedeutung  für 
dieselbe  haben  konnte. 

^)  R.-V.  V.  1849.  §.  189.  —  Diesen  Schutz  gewährt  auch  die  Rundes- 
versammlung den  Angehörigen  der  deutschen  Bundesstaaten,   wenn  gleich 
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§.  297. 

Das  Landesindigcnat  *). 

1)  Erwerbung  des  Landesindigenats. 

I.  Das  Lande  sin  dige  nat  (auch  sog.  Heim  a  th  srecht, 
Wohnrecht  im  weiteren  Sinne),  welches  allenthalben  die 
unerlässhche  Vorbedingung  für  die  Ausübung  politischer  Rechte 
(des  Staatsbürgerrechles)  ist,  wird  regelmässig,  wie 
schon  dieses  Wort  andeutet,  durch  Geburt  von  Eltern  erwor- 
ben, welche  zur  Zeit  der  (leburt  des  Kindes  Angehörige  des  Staa- 
tes waren,  ohne  Unterschied  ob  die  Geburt  im  Lande  oder  ausser- 
halb desselben  stattfand  *).  Uneheliche  Kinder  folgen  in  dieser 
Beziehung  der  Mutter'^).  IL  Ausserordentlicher  Weise  wird 
das    Indigenat   erworben    durch   Naturalisation,   d.  h.    durch 


das  Recht  hierauf  nicht  förmlich  als  ein  Volksrecht  in  den  Bnndesgrundge- 
setzen  bezeichnet  oder  garantirt  worden  ist,  Vergl.  die  prov.  Competenz- 
bestimmung  v.   12.  Juni   181";  siehe  oben  §.   147.  I.  D.  — 

*)  Am  vollständigsten  sind  hierüber:  Baden,  VI.  Constit.-Edikt,  die 
GrnndverfassuDg   der   verschiedenen  Stände  des  Grossherzogthums   betr.  vom 

4.  Juni  1808. —  Badisches  Landrecht  (Code  Isapoleon),  art.  7  u.  f.  — 
Bayern,  Edikt  über  das  Indigenat  als  Beil.  I.  zur  V.-U.  v,  1818.  (mit  den 
spateren  Abänderungen  bei  Brat  er,  V.-ü.  des  K.  Bayern,  Nördlingen 
1855.  S.  43  u.  f. 

>)  Bayern,  V.-ü.  181S.  Tit.  IV.  §.  1.  Edikt.  1818.  §.2.—  Baden, 
Landr.  a.  10.  (siehe  Note  2).  —  Kurhessen,  V.U.  1852.  §.  16.  —  Das 
badische  Landr.  (Code  Nap.)  art.  9.  erlaubt  sogar  denjenigen,  der  im 
Lande  von  einer  Fremden  geboren  ist,  innerhalb  eines  Jahres  nach  seiner 
\'olljährigkeit  die  Eigenschaft  eines  Inländers  in  Anspruch  zu  nehmen:  eben- 
so art.  10.  a  linea  2.  demjenigen,  dessen  Vater  die  rechtliche  Eigenschaft 
als  Inländer  verloren  hatte;  doch  muss  in  beiden  Fällen  derselbe,  wenn  er 
sich  in  einem  fremden  Lande  befindet,  das  Versprechen  geben,  seinen  Wohn- 
sitz im  Lande  aufzuschlagen  und  sich  in  Jahresfrist  nach  gethanem  Verspre- 
chen wirklich  dort  niederlassen. 

2)  Ebenso:  Bayern,  Edikt  1818.  §.  2.  —  Würtemberg,  V.-U. 
1819.  §.  19.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  13.  —  S.  Mein  In- 
gen, V.-U.    1829.    §.  6.    —    S.  Altenburg,  V.-U.   1831.    §    41.   a).  — 

5.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  25.  —  Baden,  VI.  Constit.-Edikt 
1808.  §.  8.  b)  legte  nur  dem  von  einer  Staatsbürgerin  im  Lande  gebore- 
nen Kinde  die  Eigenschaft  als  Staatsbürger  bei ;  dagegen  aber  auch  dem  im 
Lande  geborenen  Kinde  einer  „Staatsangehörigen  Fremden  (d.  h.  die 
Schulzgenossen-   oder  Einfassenrecht  hat),    wenn   es   nicht  anderswo    ein  an- 
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landesherrliche  Verleihung  3).  Diese  ist  ihrem  juristischen  Cha- 
rakter nach  nichts  anderes,  als  ein  urkundlich  ertheiltes  Privi- 
legium, welches  vermittelst  einer  Fiktion  die  Rechtswirkungen 
der  Gehurt  von  eingeborenen  Eltern  auf  den  Ausländer  über- 
trägt'*).  III.  Eine  solche  Verleihung  des  Indigenates  ist  auch  in 
der  Berufung  eines  Ausländers  in  den  wirklichen  Staatsdienst^) 
und  in  der  Verstattung  der  Verheira  th  ung  einer  Fremden 
mit  einem  Inländer  ß)  immer  stillschweigend  enthalten.  IV.  Ohne 
ein  ausdrückliches  Gesetz  kann  weder  der  langjährige  Aufenthalt 
eines  Fremden  in  dem  Staatsgebiete,  noch  die  ausdrückliche  Wahl 
eines  Domicils  in  demselben,  noch  auch  die  Ansässigmachung 
in    einer    Gemeinde    den    Erwerb     des    Indigenates    begründen  ^). 


geborenes  Staatsbiirgerrecht  hat.  —  Dies  ist  geändert  durch  bad.  Land, 
art.  10.  „Jedes  Kind,  das  in  einem  fremden  Lande  von  einem  hiesigen  In- 
länder geboren  wird,  ist  Inländer." 

3)  Baden,  VI.  Const.-Edikt.  1808.  c).  —  Bayer»,  Ediict  1818.  §.  3. 
„Durch  ein  besonderes  nach  erfolgter  Vernehmung  des  Staatsraths 
ausgefertigtes  k.  Dekret."  Gleichgestellt  ist  ebendas.  „Wenn  Fremde  in 
das  Königreich  einwandern,  sich  darin  ansässig  machen  und  die  Entlas- 
sung aus  dem  fremden  persönlichen  Unterlhanenverbande  beigebracht  haben." 
Würtemberg,     V.- ü.   isl9.  §.   lil.    —    Grossh.  H  esse  n  ,    V.  -  U.    1S20. 

§■   13. 

*)  Baden,  VI.  Const.-Edikt.  1S08.  §.  8.  c)  „Einzugsbrief,  diploma 
indigenaius."  —  Mitunter  wird  verlangt,  dass  der  Aufzunehmende  von  einer 
Gemeinde  die  vorläufige  Zusicheruag  der  Aufnahme  erhalten  habe.  So 
z.  B.  Würtemberg,  V. -U.  1819  §.  19.  —  Die  Aufnahme  in  einer  Ge- 
meinde, und  die  Verleihung  eiies  Rittergutes  nennt  als  selbstständige 
Gründe  der  Erwerbung  des  Indigenats  :  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  41. 
d.  e)      Vergl.   S.  C  ob  urg- Go  th  a  ,  V.-U.  1852.  §.25.  c). 

•')  Baden,  VL  Const.-Edikt.  1808.  §.  8.  c).  —  Bayern,  Edikt.  1818. 
§.  5;  Ges.  v.  15.  Aug.  1828.  „ständige  Anstellung"  —  Wür- 
temberg, V.-U.  1819.  §.19.  -  Grossh,  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  13.  -- 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  41.  c).  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  25.  d). 

6)  Baden,  VL  Const.-Edikt.  1808.  §.  8.  b).  —  Bayern,  Edikt  1818. 
§.  3.  a).  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  13.  —  S.  Altenburg, 
V.-U.   1831.  §,  41.  b).  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.   1852.  §.  25.  b). 

')  Baden,  VI.  Const.-Edikt.  1818.  d)  erklärte  das  Eingebornenrecht  für 
erworben  durch  zehnjährigeu  ehrlichen  Aufenthalt,  wenn  der  Be- 
treffende unterdessen  sein  ausw;lrtiges  Bürgerrecht  versäumt  oder  verloren, 
und  sich  der  Staat  bisher  nicht  um  die  Beibebaitung  desselben  bekümmert 
hat.     Diese    Ersitzung    des    Indigenats    wurde    aufgehoben    durch   Ges.    v. 
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V.  Ist  aber  ein  Indigeii.U  (Inrcli  Naturalisation,  oder  auf  eine  an- 
dere durch  ein  positives  Gesetz  verstattete  Weise  einmal  erwor- 
i»en,  so  muss  man  demselben  im  Zweifel  sofort  auch  alle  Recbts- 
wirkungen  eines  durcii  Geburt  begründeten  Staatsbiirgerrecbtes 
beilegen,  wenn  nicht  ein  spezielles  Gesetz  etwas  Anderes  vor- 
schreibt **). 

§.  298. 
2)  Von  den  Wirkungen  des  Landesindigenates. 

Die  Rechte,  welche  das  Landesindigenat  gewahrt,  sind: 
l)  Das  Recht  auf  Staatsschutz  in  allen  Beziehungen,  also 
auch  auf  Vertretung  gegen  auswärtige  Staaten *);  2)  Einwnh- 
nungsrecht,  d.h.  das  Recht,  im  Lande  einen  beliebigen  eigent- 
lichen Wohnsitz  (domicilium)  zu  nehmen-),  so  wie  auch  das 
Hecht,  aus  dem  Staate  nicht  ausgewiesen  zu  werden,  mit 
Ausnahme  der  in  dem  Strafgesetzbuche  bestimmten  Fälle,  und  in 
Folge  eines  richterlichen  Lrtheils,  insoferne  nämlich  die  Gesetz- 
gebung überhaupt  die  Landesverweisung  als  Strafart  aner- 
kennt 3).  3)  Entsprechend  der  unbeschränkten  Ge  rieh  tsp  fli  ch- 


17.  März  ls54.  Reg.-ßl.  IX.  —  S.  Meiningen,  V.  -  U.  lS2!t.  §.  (i.  ,.fn 
wieferne  l)los  z  eh  nj  iili  ri  ?rer  Aufenthalt  den  Fremden  ünterthanenrechle 
gehe,  hängt  bis  zur  Erlassung  eines  allgemeinen  Gesetzes  von  den  bestehen- 
den Verordnungen  in  einzelnen  Landestheilen  und  von  den  Verträgen  mit 
anderen  Staaten  ab." 

*)  Solche  ßeschr.TnkuDgen  finden  sich  mitunter  in  Bezug  auf  die  Aus- 
übung des  Staatsbiirfjerrechts  im  engeren  Sinne  (§.  2Sti.)  So  z.  B.  ver- 
langt: Bayern,  Edikt  ISl'^.  §.  S.  von  dem  neu  Eingewanderten  sechs- 
jährigen Aufenthalt,  um  die  besonderen  staatsbürgerlichen  Rechte  ausüben 
zu  dürfen.  —  Dreijährigen  Aufenthalt  verlangt  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.  §.  14  —  Aufgehoben  wurde  die  Beschränkung  hinsichtlich  der  Theil- 
nahme  an  der  Ständeversanimlung  in  Bayern  dnrch  Ges.  v.  4.  .luni  1^4^. 
die    Wahl    der  Landtagsabgeordnelen  betr. 

')  Baden,   VI.  Const. -Edikt.    ISOs.  §.   7.  d). 

2)  Das  Recht  einen  Wohnsitz  (domicile)  im  Lande  zu  haben,  im  Ge- 
gensalze vom  blossen  Aufenthalte  fresidence)  des  Geschäftsbetriebs  oder 
des  Vergnügens,  der  Gesundheit  wegen,  hat  besonders  der  Code  Napoleon, 
art.   102  D.  f.  als  ein  Vorrecht  des  Inländers  behandelt. 

3)  Baden,  VI.   Const. -Edikt.   180S.  §.  7.  e)  „...sie  können  zur  Strafe 
wohl  aus  einzelnen  Gegenden,  aber  nicht  aus  dem  Lande  verbannt  vi^r 
den."  .Ausdrücklich  bestimmt  unter  den  neueren  Verf.-Urkunden  nur  Ol  den- 
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tigkeit  (§.  248.)  das  Recht,  in  allen  Rechtssachen  durch  die 
zuständigen  inländischen  Gerichte  gerichtet  zu  werden*), 
daher  auch  4)  das  Recht  an  keinen  auswärtigen  Staat,  unter  kei- 
nerlei Voraussetzung,  selbst  nicht  wegen  der  im  Auslande  und 
gegen  die  ausländische  Regierung  begangenen  Verbrechen  aus- 
geliefert zu  werden^);  5)  das  Recht,  alle  politischen 
Rechte  zu  gemessen,  d.  h.  das  Staatsbürgerrecht  im  en- 
geren Sinne  (§.  286.)  auszuüben,  wenn  man  die  für  die  Aus- 
übung desselben  gesetzlich  vorgeschriebene  Qualifikation  besitzt, 
und  beziehungsweise  seine  Refähigung  nachgewiesen  hat^),  also 
namentlich  auch  das  Recht,  zu  allen  Staatsämtern  im  Civil- 
und  Militärdienste  und  zu  den  Kirchenämtern  zugelassen  zu  wer- 
den"); 6)  das  Recht,  eine  Familie  durch  Heirath  zu  grün- 
den^); sich  in  einer  beliebigen  Gemeinde  des  Landes  ansässig 
zu  machen,  und  Gemeinde-  oder  Ortsbürgerrecht  zu  er- 
werben'^), unter  Nachweisung  der  landesgesetzmässigen  Qualifi- 
kation. 7)  Ferner  gehört  hierher  das  Recht  zur  Beireibung  von 
Handel    und    Gewerben    und    überhaupt   zu    jeder   erlaubten 


bürg,  rev.    V.-U.   1852.    art.  44.     „Die  Strafe   der  gerichtlichen  Landesver- 
weisung findet  gegen  Angehörige  des  Grossherzogthums  nicht  statt." 

*)  Vergl.  oben  §.  296.  Note  2.  —  Daher  darf  auch  ein  von  einem  aus- 
ländischen Gerichte  über  einen  Inländer  gefälltes  Strafurtheil  nie- 
mals, und  ein  von  ausländischen  Gerichten  gesprochenes  Civilurtheil  nur 
dann  im  Inlande  vollzogen  werden,  wenn  es  der  Inländer  vor  den  in- 
ländischen Gerichten  freiwillig  anerkannt  hat,  insoferne  hinsichtlich  der  Ci- 
vilurtheile  nicht  ein  besonderer  Staatsvertrag  eine  Ausnahme  begründet.  Die 
weitere  Ausführung  dieses  Punktes  bleibt  dem  Völkerrechte  (insbesondere 
dem  internationalen  Privatrechte)  überlassen. 

5)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  7.  — 
Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  der  deutschen  Bundesgesetzgebong  positiv  an- 
erkannt. B.  B.  V.  18.  Aug.  1836  und  vom  26.  Januar  1854  über  die  ge- 
genseitige Auslieferung  von  Verbrechern  ,  und  die  allgemeine  Cartellconven- 
tion  V.   10. Febr.   1831  nebst  dem  nachträglichen  B.B.  hierzu  v.  17.  Mai  1832. 

6)  Siehe  oben  §.  286.  —  Bayern,  Edikt.   1818.  §.   7. 

T)  Siehe  oben  §.  292.  Note  13.  —  Baden,  VI.  Const. -Edikt.  1808. 
§.  7.  c),  betrachtet  insbesondere  die  Staats  anstel  1  u  ng  als  eine  „Ver- 
sorgung", welche  der  befähigte  Staatsbürger  zu  erwarten  das  Recht  hat. 

8)  Baden,  VI.  Const.-Edikt.   IbOS.  §.   7.  f). 

9)  Siehe  oben  §.  292.  Note  3.  —  Ausdrücklich  erwähnt  dies  Kur  h  es- 
sen,   V.-ü.   1852.  §.   16. 
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bürgerlichen  Nahrung  zugelassen  zu  werden  •")  und  8)  das 
Recht  auf  A rmen verp flegung  im  Falle  der  Verarmung  für 
sich  und  seine  Kinder  (sog.  Hei  mathsrecht  im  engeren 
Sinne)  ").  9)  Das  Eingebornenrecht  begreift  auch  mancherlei 
Itrivatrechtliche  Befugnisse,  welche  Fremden  regelmässig 
nicht  in  gleichem  Maasse  zustehen'-),  als  a)  vollkommene  Er- 
werbsfähigkeit in  Bezug  auf  alle  Gegenstände,  welche  nicht 
speziell  dem  Verkehre  entzogen  sind :  namentlich  die  Fähigkeit, 
sog.  markmässige  liegende  Güter  ohne  besondere  Erlaubniss 
der  Staatsbehörden  zu  erwerben '3);  h)  insbesondere  vollständiges 
aktives  und  passives  Erbrecht'-*);  c)  Anspruch  auf  alle  durch 
die  Civilgesetze  eingeführten  Piech  ts  wohlthaten  (sog.  bene- 
ficia  legis}^-');    d)    volle  Zeugenfähigkeit    in   Bezug   auf  so- 


'")  Baden,  VI.  Const. -Edikt.  ISOS.  §.  7.  b)  „Niemand  kann  im  Lande 
auf  eigenen  Namen  und  Rechnung,  Handlungen,  Manufakturen,  Hand- 
werke und  andere  ständige  Gewerbe  besitzen,  er  sei  denn  Staatsbürger, 
oder  werde  es,  vorbeballlicli  jedoch  landesherriicli  zu  bewiliigeader  Ausnah- 
men «  —  S.  Meiningen,  V.-U.   1S2Ü.  §.  S. 

")  Baden,  VI.  Const. -Edikt.  180S.  §.7  g).  —  S.  Meiningen,  V.-ü. 
i!>29.  §.  "?.  a  liuea  2. 

12)  Dergleichen  Privalrechte ,  weiche  nur  dem  zustehen,  welcher  das  In- 
digeuat  hat,  werden  im  französischen  Rechte  speziell  „droits  civils"  ge_ 
nannt.  Den  Gegensalz  bilden  die  Rechte,  welche  einem  jeden  Menschen  als 
solchen  beigelegt  werden,  und  von  denen  man  daher  zu  sagen  pflegt,  dass 
sie  im  „droit  des  gens"  wurzeln.  Auch  im  rümischen  Rechte  lindet  sich 
bekanntlich  ein  ähnlicher  Unterschied  von  yj«  civile  ua^  jus  gentium. 

»3)  Baden,  VI.  Const.  -  Edikt.  ISOS.  §.  7.  a).  Auf  s  c  hrif  t  säs  si  ge 
Güter  (die  der  Landtafel  angehören)  bezog  sich  das  Verbot  des  Erwerbes 
durch  Ausländer  nicht. 

'<)  Es  ist  eine  schon  in  den  ältesten  Zeiten  und  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  bemerkliche  Eigenthümlichkeit  der  germanischen  Völker,  die  aktive 
und  passive  Erbfähigkeit  von  der  Qualität  als  Landesangebörigen  abhängig  zu 
machen.  Noch  in  neuester  Zeit  hat  der  Code  Japoleon  (und  das  bad. 
Landrecht)  art.   11.  726.   912.  dieses  Prinzip  ausgesprochen. 

•5)  Z.  B.  Restitutionen  im  Civilrechte,  Cessio  bonorum,  Freiheil  von 
der  Bestellung  einer  cautio  pro  exptnsis  etc.  Hierauf  können  Ausländer, 
z.  B.  auswärtige  Minores,  nur  unter  der  Voraussetzung  Anspruch  machen, 
dass  der  Staate  dem  sie  angehören,  Reziprozität  gewährt.  Schon  zur  Zeit  des 
Reiches  gewährten  aber  alle  deutschen  Länder  ihren  Angehörigen  diese 
civilistischen  Rechtswohlthaten  gegenseitig,  weil  man  sie  wegen  der  gemein- 
schaftlichen Reichsangehörigkeit  in  dieser  Beziehung  nicht  als  Fremde  be- 
Iracblele.  —  DieReslilulioneu  im  Ci  vi  Ip  r  oz  es  s  e  wegen  versäumter  Fristen 

Zöpfl ,    Suatsrecht.  4te  Aufl.   II.  17 
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lenne  Akte'^Oj  e)  die  Befugniss,  das  gesammte  Landesrecht  als 
Stalula  personaiia  in  Anspruch  zu  nehmen.  Daher  kann  der  In- 
länder insbesondere  verlangen,  in  allen,  seine  bürgerlichen  und 
Familien-Z  u  sta  ndsr echte  berührenden  Verhältnissen  nur  nach 
den  Gesetzen  des  Inlandes  gerichtet  zu  werden,  und  begehet  eben 
desshalb  nie  eine  Nullität,  wenn  er  im  Auslande  die  von  den 
Gesetzen  seines  Vaterlandes  für  Rechtsgeschäfte  vorgeschriebenen 
Formen  beobachtet  und  diese  in  seiner  Heiniath  zur  rechtlichen  Be- 
urlheilung  kommen  ''). 

§.  299. 
Unterschied  von  Genuss  und  Ausübung'  der  staatsbürger- 
lichen Rechte. 

I.  Die  A  11  s  ü  b  u  n  g  der  politischen  und  bürgerlichen  Rechte, 
welche  unter  dem  Staatsbürgerrechte  und  dem  Eingebornenrechte 
(§.  298.)  begriffen  werden,  kann  nicht  nur  in  gewissen  Fällen 
durch  die  Strafgesetzgebung  und  darauf  gebaute  richterliche  Ur- 
theile  einem  Staatsangehörigen  auf  gewisse  Zeit  entzogen  werden, 
sondern  es  ist  die  Ausübung  der  bürgerlichen  (Privat-)  Rechte 
sogar  regelmässig  durch  die  Civilgesetzgebung  von  dem  Dasein 
gewisser  Bedingungen,  wie  z.  B.  Grossjährigkeit,  Besitz  der  vollen 
Geisteskräfte  u.  dergl.  abhängig  gemacht.  11.  Man  muss  daher  die 
Zuständigkeit  jener  staatsbürgerlichen  und  bürgerhchen  Rechte 
an  sich,    den  sog.    Genuss,    und   die   wirkliche   Ausübungs- 

etc.  muss  man  dagegen  auch  den  vor  den  inländischen  Gerichten  prozessi- 
renden  Ausländern  ohne  Einschränkung  gewähren.  Dies  ist  eine  Folge  des 
Grundsatzes  der  formellen  Rechtsgleichheit  der  Parteien  vor  Gericht. 

'S)  In  Bezug  auf  prozessualische  Verhältnisse,  und  im  Strafprozesse, 
wo  es  auf  die  Herstellung  der  Wahrheit  von  Thatumstonden  allein  ankommt, 
werden  jetzt  überall  auch  Ausländer  als  Zeugen  zugelassen:  in  Bezog  auf 
solenne  Akte  aber,  wie  z.B.  Testamente,  bei  welchen  schon  das  römische 
Recht  Civität  der  Zeugen  forderte,  lässt  sich  die  gleiche  Zulässigkeit  von 
Ausländern  als  Zeugen  keineswegs  in  gleicher  Weise  behaupten. 

'■')  Nie  darf  Jemand  dadurch  in  Nachtheil  gerathen  ,  dass  er  den  Ge- 
setzen seines  Vaterlandes  Gehorsam  geleistet  hat.  L.  116.  §.  1.  de  R.  J.  (Ut- 
pianus)  „Non  capitur,  qui  jus  publicum  sequitur."  —  Die  Rücksicht  darauf, 
dass  es  dem  Inländer  im  Auslande  oft  nicht  möglich  ist,  die  inländischen 
Formen  zu  beobachten,  hat  in  der  Praxis  zu  der  Connivenz  geführt,  auch 
die ,  mit  Beobachtung  der  am  Orte  der  Errichtung  geltenden  Formen  im 
Auslande  abgeschlossenen  Geschäfte  eines  Inländers  im  Inlande   als  gültig  zu 
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fäliigkeit  derselben  wohl  unterscheiden').  Die  erste  ist  immer 
die  Vorbedingung  der  zweiten,  ohne  dass  jedoch  auch  die 
zweite  unbedingt  da  eintritt,  wo  die  erste  vorhanden  ist:  die  er- 
stere  kann  aber  nie  fehlen,  ohne  dass  mit  ihrem  Wegfalle  sofort 
auch  die  Staatsbürger-Eigenschaft  selbst  aufgehoben  ist  2).  III.  Wer 
in  der  Ausübung  der  bürgerlichen  (Privat-)  Rechte  beschränkt 
ist,  wie  z.  B.  Minderjährige  und  Entmündigte  (Interdizirte),  der 
kann  auch  keine  politischen  Rechte  ausüben.  IV,  Die  Fälle, 
in  welchen  eine  Beschränkung  der  Ausübung  der  bürgerlichen 
Hechte  mehr  oder  minder  stattfinden  soll,  müssen  in  dem  positi- 
ven Rechte  eines  jeden  Landes  ausdrücklich  bestimmt  sein  3). 

erhalten.  Daher  spricht  auch  die  Regel  „locus  regit  actum"  in  Bezng  auf 
civiirechtliche  Geschäfte  nur  eine  Befugniss,  aber  keine  Ve  rpfl  ich  tu  n  g 
des  Inlände.'S  aus,  die  atislündischea  Formen  im  Auslande  zu  gebrauchen. 

>)  Dieser  Gegensatz  ist  ara  schärfsten  im  französischen  Rechte  unter  der 
Bezeichnung  von  „hl  jouissance"'  und  „l'exercice  des  droits  civils"  ent- 
wicivclt.  (Code  Napoleon  L.  I.  Tit.  I).  Doch  findet  er  sieb  im  Wesentlichen 
ebenso  im  gemeinen  deutschen,  und  beziehungsweise  römischen  Rechte. 

-)  Den  absoluten  Gegensatz  des  Genusses  der  staatsbürgerlichen  Rechte, 
und  somit  zugleich  die  Negation  derselben  ,  nicht  aber  der  Menschenrechte 
an  sich,  bildet  der  bürgerliche  Tod. 

3)  Von  den  Verf.  -  Urkunden  erwähnen  die  Beschränkungen  in  der  Aus- 
übung der  bürgerlichen  Rechte:  Hannover,  V'.-U,  1840.  §.27.  alinea2. 
3,  „Nur  die  Landesunterthanschaft  befähigt  zu  dem  vollen  Genüsse  der 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte.  Straferkenntnisse  können 
nicht  nur  B  es  chrä  n  k  un  ge  n,  sondern  auch  den  Verlust  gedachter  Rechte 
nach  sich  ziehen."  —  Kurhessen,  V. -ü.  1852.  §.  19.  „Der  Mangel 
oder  Verlust  des  Staatsbürgerrechtes  an  sich,"  (im  Gegensatze  der 
Staatsangehörigkeit  oder  des  Indigenates,  z.  B.  in  Folge  einer  pein- 
lichen Strafe,  s.  ebendas  §.  18.  Nr.  2.)  „ist  ohne  Einfluss  auf  den 
Unterlhanenverband,  so  wie  auf  dieblos  bürgerlichen  Rechte  und  Pflich- 
ten, wenn  nicht  besondere  Gesetze  eine  Ausnahme  begründen."  —  S.  Co- 
burg-Gotha, V.-U.  1852.  §.  27.  „Die  nach  Verfassung  und  Gesetz  be- 
stehenden staatsbürgerlichen  Rechte  können  vorübergehend  nicht  ausgeübt 
werden ;  a)  von  denjenigen ,  welche  eine  Freiheitsstrafe  erstehen  oder  sich 
in  gerichtlicher  Untersuchungshaft  befinden,  b)  von  den  unter  elterlicher  Ge- 
walt oder  unter  irgend  einer  Vormundschaft  befindlichen  Personen ,  c)  von 
den  Dienstboten  und  Handwerksgesellen  ohne  eigenen  Hausstand,  sowie  den 
Handlungs-  und  anderen  Geschäflsgehülfen ,  welche  keinen  eigenen  Hausstand 
haben,  oder  sich  im  Brode  ihrer  Handlungs-  oder  Geschäftsherren  befinden, 
d)  von  eiuem  Gemeinschuldner,  gegen  welchen  ein  Concurs  eröffnet  worden 
ist,  während  der  Dauer  dieses  Concurses  und  innerhalb  der  nächsten  10  Jahre, 
insoferne  die  vollständige  Befriedigung  der  Gläubiger  nicht  schon  früher  erfolgt 
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§.   300. 

Verlost  des  Eingebornenrechtes. 

Das  Eingeboruenrecht  gebt  verloren:  I.  durch  Auswande- 
rung Oi  i'nd  zwar,  insofern  nicht  eine  Landesgesetzgebung  an- 
ders bestimmt,  von  dem  .4ugenbHcke  an,  in  welchem  der  Aus- 
wandernde seine  Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staafsver- 
bande  erhalten  hat.  Mitunter  findet  sich  eine  milde  Begünsligung 
der  unselbstständigen  Familienglieder  des  Auswandernden  in  der 
Art,  dass  ihr  Staatsbürgerrecht  bis  zu  erlangter  Selbstständigkeit 
als  ruhend  betrachtet  wird-).  II.  Das  Indigenat  wird  still- 
schweigend verloren  mit  der  Erwerbung  des  Indigena- 
tes  in  einem  anderen  Staate,  indem  Niemand  zugleich  Angehöri- 
ger zweier  Staaten  sein  kann,  soferne  ihm  nicht  durch  besondere 
Verstattung  des  Staatsoberhauptes  sein  bisheriges  Indigenat  vor- 
behalten wird^).     111.    Als  Fälle,    in   welchen    das  Indigenat  still- 


seio  sollte  ,  e)  von  einem  Gemeioscbuldner,  der  mit  seinen  Gläubigern  einen 
gerichtlichen  Accord  abgeschlossen,  bis  zur  accordniässigen  Befriedigung 
der  Letzteren,  fj  von  denjenigen,  welche  dauernde  Unterstützung  (Almosen) 
aus  öffentlichen  oder  Genieindemitteln  beziehea."  —  Dieselben  Bestimmungeo 
gelten  im  Allgemeinen  auch  in  den  übrigen  Staaten,  finden  sieb  aber  da- 
selbst meistens  zerstreut  in  deren  Civil-  und  Strafgesetzgebung.  Vergl. 
Grossb.  Hessen,  V.-U.    IS20.  §.    16. 

«)  Baden,  VI.  Const. -Edikt.  1808.  §.9.  —  Bayern,  Edikt.  1818.  §.2. 
Nr.  2).  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.33.  -  Grossb.  Hessen,  V.-U. 
1820.  §.  17.  1).  —  S,  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  9.  —  S.  Allen - 
bürg,  V.-U.  1S31.  §.  43.  —  S.  Co  bürg- Goth  a ,  V.-U.  1852.  §.26.  1). 
Siehe  die  Bestimmungen  der  B.  A.  über  das  Auswanderungsrecht  oben  §.  288. 
289;  die  Bestimmungen  der  Verf. -Urkunden  über  die  Beschränkung  der  Aus- 
wanderungsfreiheit durch  die  Wehrpflicht,  s.  oben  §.  291.  Note  6. 

2j  So  z.B.  in:  Baden,  VI  Const.-Edikt.  1808.  §.9.  a)  „soll  den  min- 
derjährigen Kindern  ihr  Staatsbürgerrecbt  unverzogen  bleiben,  wenn 
die  .Auswanderung  zum  Behufe  einer  erst  zu  suchenden  Heimalh  unter- 
nommen wird ,  bis  sie  wieder  zu  dessen  Antritte  zurückkehren  ,  oder  sich 
dessen  nach  erreichter  Selbstständigkeit  entschlagen.  —  hn  Uebrigen  gilt  als 
Grundsatz,  dass  die  Kinder  des  Auswandernden,  welche  er  mit  sich  nimmt, 
ebenfalls  das  Staatsbürgerrecbt  verlieren.  Würtemberg,  V.-U.  1S19. 
§.  33.  —  S.    Coburg- Gotha,  V.-U.   1852.  §.  26.  1). 

3)  Baden,  VI.  Const.-Edikt.  1808.  §  9.  —  Bayern,  Edikt.  1818. 
§.  6.  Nr.   1.  —  Würtemberg,  V.-U.   1819.  §.  35. 

')  Baden,  Landr.  art.  19.  —  Bayern,  Edikt.  1818.  §.  6.  Nr.  3,  — 
Grossb.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  17.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  43.    -    S.  Coburg-Gotha,    V.-U.   1852.  §.  26.  2).  —  Das  bad.  VI. 
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schweigend  verloren  geht,  werden  in  den  Verfassungsurkimdon 
(ind  Gesetzen  regelmässig  aufgezählt:  1)  die  Verheirathiing  einer 
Inländerin  an  einen  Ausländer*):  2)  der  Eintritt  in  einen  aus- 
wärtigen Civil-  oder  Mili  lärstaatsd  iens  t,  ohne  dass  der 
Vorbehalt  des  Indigenates  von  der  Staatsregierung  erwirkt  wor- 
den ist^).  Mitunter  werden  noch  erwähnt:  3)  beharrliche  Lan  d- 
flilch  tigkeit,  d.  h.  ein  solcher  Austritt  aus  dem  Lande,  womit 
man  einer  oder  der  anderen  Staatspflicht  auszuweichen  sucht  und 
welche  man  nach  öffentlich  erfolgter  Vorladung  zur  Rückkehr  und 
Verantwortung  über  die  vorgeschriebene  Frist  hin  ohne  rechtliche 
gültige  Entschuldigung  fortsetzt^);  4)  durch  einen  wissentlich  un- 
befolgt  gelassenen  Heimruf  (Aiwcatoritim)  der  Obrigkeit,  die 
einem  in  erlaubter  Absicht  auswärts  befindlichen  Staatsbürger 
aus  gesetzlichen  Ursachen  die  Verlassung  seines  auswärtigen 
Aufenthaltes  oder  die  Heimkehr  in's  Vaterland  auferlegt  hat''). 
Ein  solcher  Heimruf  pflegt  insbesondere  an  die  in  fremden  Kriegs- 
diensten befindlichen  Staatsangehörigen  zu  ergehen,  wenn  der 
Staat,  welchem  sie  dienen ,  mit  dem  Inlande  in  Krieg  verwickelt 
wird:  auch  sind  in  dem  Falle,  dass  ein  solcher  Krieg  ausbricht, 
die  Staatsangehörigen  mitunter  für  verpflichtet  erklärt,  den  Dienst 
des  fremden  Staates  sofort  zu  verlassen,  und  überhaupt  dessen 
Regierung  den  Diensteid  nur  unter  dem  Vorbehalte  zu  leisten, 
nie  gegen  ihr  Vaterland  zu  dienen^).  IV.  V^o  die  Strafe  des 
bürgerlichen  Todes  bestand,  wurde  auch  hierdurch  das  Indige- 
nat  verloren.  V.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  Staatsbürger- 
recht und  In  d  ige  na  t  unterschieden  werden,  geht  stets  das 
erstere  mit  dem  letzteren  zugleich  verloren^);  auch  sind  dann 
regelmässig  noch  besonders  gewisse  Fälle   ausgezeichnet,    in  wel- 


CoDSt.-Edikt  1808.  §  9.  nennt  hier  ausdrücklich  noch  weiter  die  Heiralh 
in  das  Ausland  und  auf  das  Ausland,  und  die  E  rsc  hleicb  u-ag  der 
Trauung  im  Auslände. 

6)  Baden,  Landr.  art.  17.  Nr.  2.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819. 
§.  34.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  43.  —  S.  Coburg- Goth  a, 
V.-U.  1852.  §.26.  Nr.  3.  —  Vergl.  das  bayerische  Edikt  v  1818.  §.  10. 
Nr.  2.   (siehe  Note   10). 

6)  Baden,  VI.   Const.-Edikt.   1808.  §.  9. 

')  Baden,  VI.  Const.-Edikt.  1808.  §.9.  —  Bayern,  Edikt.  1818.  §.  11.  a). 

«)  Bayern,  Edikt.   1818.  §.   U.  b.  c). 

«)  Bayern,  Edikt.  1818.  §.  10.  Nr.  1.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852. §.  18. 
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chen  das  Staatsbürgerrecht  verwirkt  wird,  während  das  In- 
digenat  noch  fortbesteht*").  VI.  Wer  sein  Indigenat  aufgehoben 
oder  verwirkt  hat,  wird  in  seinem  Heimathstaate  nur  noch  als  Frem- 
der behandelt,  und  hat  auch  nur  noch  die  Rechte  eines  solchen 
anzusprechen*'),  bis  er  das  verlorene  Indigenat  etwa  durch  neue 
Verleihung  wieder  erworben  hat'-).  VII.  Durch  Eintritt  in  fremde 
Kriegsdienste  ohne  Uebernahme  einer  als  öffentliches  Amt 
zu  betrachtenden  mili  täri  s  chen  Charge  wird  gemeinrecht- 
lich das  Indigenat  nicht  verloren:  doch  ist  das  Gegentheil  mit- 
unter in  Landesgesetzen  bestimmt  *3).  VIII.  Gemeinrechtlich 
kann  auch  die  Aufschlagung  eines  bleibenden  Wohnsitzes  im 
Auslande  nicht  als  Grund  des  Verlustes  des  Indigenats  betrach- 
tet werden  *^).  Allgemein  wird  wenigstens  soviel  anerkannt,  dass 
eine  Handelsniederlassung  im  Auslande  niemals  für  Absicht 
gilt,  nicht  zurückzukehren*^). 


«0)  Bayero,  Edikt.  ISIS.  §.  10.  Nr.  2.  „Das  S  taa  tsb  ü  r  g  e  r  rec  h  t 
geht  verloren, .  .  2)  Durch  die  ohne  königliche  Erlaubniss  geschehene  Annahme 
von  Diensten  und  Gehalten,  oder  Pensionen,  oder  Ehrenzeichen  einer  aus- 
wärtigen Macht,  vorbehaltlich  der  verwirkten  besonderen  Strafen."  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1S52.  §.  18.  Nr.  2.).  („Das  Staatsbürgerrecht  hört 
auf) . . .  mit  der  rechtskräftigen  Verurtheilung  zu  einer  peinlichen  Strafe, 
unbeschadet  einer  etwa  erfolgenden  Rehabilitation." 

»')  Baden,  VI.  Const.-Edikt.   ISOS.  §.  9. 

'2J  Baden,  Landr.  art.  IS.  20.  —  Eine  besondere  Begünstigung  der 
Inländerin,  welche  einen  Fremden  geheirathet  hatte,  enlhült  Baden, 
Landr.  art.  10.  „Verliert  sie  ihren  .Mann,  so  erhält  sie  die  rechtliche  Eigen- 
schaft einer  Inländerin  wieder,  vorausgesetzt,  dass  sie  entweder  noch  im 
Lande  sich  aufhält,  oder  mit  obrigkeitlicher  Erlaubniss  zurückkehrt,  und  er- 
klärt, dass  sie  sich  dort  setzen  wolle." 

'3)  So  z.  B.  Baden,  Landr.  art.  21.  —  Ein  Inländer,  der  ohne  landes- 
herrliche Erlaubniss  in  fremden  Kriegsdienst  getreten  ist,  kann  hiernach  bei 
seiner  Rückkehr  das  Indigenat  nur  unter  den  Bedingungen,  wie  ein  Frem- 
der wieder  erwerben,  vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Strafen,  wenn  er  gegen 
sein  Vaterland  die  Waffen  gel  ragen  hat. 

•»)  Anders  bestimmt:  Baden,  Landr.  art.  17.  Nr.  3.  „(Man  hört  auf, 
Inländer  zu  sein)...  durch  jede  Niederlassung  in  einem  fremden  Lande 
ohne  Absicht  zurückzukehren."  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819. 
§  35.  —  „Wer  in  einem  fremden  Lande  seine  bleibende  Wohnung 
nimmt,  kann  sein  würtem  bergisch  es  Staatsbürgerrecht  nur  mit  k.  Be- 
willigung und  unter  der  Bedingung  beibehalten,  dass  er  den  ihm  obliegenden 
staatsbürgerlichen  Pflichten  in  jeder  Hinsicht  Genüge  leiste." 

'5)  Ausdrücklich  so  erklärt  in:   Baden,  Landr.  (Code  Napoleon)  diVi AI. 
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§.  301. 
Staatsbürgerliche  Stellung  der  Staatsangehörigen  jüdischen 

Glaubens. 

I.  Durch  Artikel  XVI.  der  deutschen  Biindesakte  a  hnea  2. 
wurde  es  als  Aufgabe  der  Bundesversammlung  erklärt,  „in  Bera- 
thung  zu  ziehen,  wie  auf  eine  möglichst  übereinstimmende 
Weise  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenn  er  des 
jüdischen  Glaubens  in  Deutschland  zu  bewirken  sei,  und 
wie  insonderheit  denselben  der  Genuss  der  bürgerlichen 
Rechte  gegen  die  üebernahme  aller  Bürgerpflichten 
in  denBundesslaaten  verschafft  und  gesichert  werden  könne." 
Ausdrücklich  wurde  beigefügt:  „Jedoch  werden  den  Bekennern 
dieses  Glaubens  bis  dahin  die  denselben  von  einzelnen  Bun- 
desstaaten  bereits   eingeräumten   Rechte   erhalten." 

II.  Aus  den  Verhandlungen  des  Wiener  Congresses  ergibt  sich  mit 
vollesler  Bestimmtheit,  dass  die  Meinung  der  Regierungen  bei  der 
Abfassung  dieses  Theiles  des  Artikels  XVI.  der  deutschen  Bundesakte 
keineswegs  dahin  ging,  dass  die  Bundesversammlung  nur  etwa  da- 
hin wirken  solle,  dass  den  Bekennern  des  jüdischen  Glaubens  nur 
Gleichstellung  mit  der  christlichen  Bevölkerung  in  gemeinde- 
bürgerlicher Beziehung,  und  hinsichtlich  der  bürgerlichen 
Nahrung  und  des  bürgerlichen  Rechtes  in  allen  deutschen 
Staaten  gewährt  werden  solle,  sondern  dass  vielmehr  die  Meinung 
die  war,  dass  die  israelitische  Bevölkerung  der  deutschen  Bundes- 
staaten der  christlichen  Bevölkerung  nicht  nur  in  den  eben  ge- 
nannten Beziehungen,  sondern  auch  in  den  sog.  staatsbürger- 
lichen Rechten  vollkommen  gleichgestellt  werden  sollte,  sowie 
auch  unter  den  dagegen  von  der  israelitischen  Bevölkerung  zu 
übernehmenden  „allenBürger pflichten"  auch  unzweifelhaft 
alle  staatsbürgerliche   Pflichten    verstanden    worden    sind*). 

III.  Es  sind  nun  zwar  seit  der  Errichtung  der  Bundesakte  die 
Bekenner   des  jüdischen  Glaubens  in  sämmtlichen   Bundesstaaten 


•)  Kl  über,  üebersicbt  der  diplomatiscbea  Verhandlungen  des  wiener 
Congresses.  S.  250.  —  Vergl.  meine  Schrift:  Rechtsgutacbten  über  die 
fortdauernde  Gültigkeil  der  in  der  freien  Stadt  Frankfurt  den  Israeliten, 
Landbewohnern  und  Beisassen  gesetzlich  verliehenen  Gleichsteilang  mit  den 
christlichen  Stadtbürgern.  1852.  §.  Xll. 


264  §•  301.  Staatsbürger!    Stellung  d.  Staatsangehörigen  jüd    Glaubens. 

ZU  allen  Staats  bürgerlichenP  fliehten  beigezogen  worden, 
jedoch  ist  von  der  Bundesversammlung  seither  nichts  geschehen, 
um  denselben  den  gegen  solche  Uebernahme  in  Aussicht  gestell- 
ten Genuss  der  staatsbürgerlichen  Rechte  in  den  Bundesstaaten 
zu  verschaffen  und  zu  sichern  ^).  IV.  Uebrigens  hat  allerdings 
die  Bundesakte  den  Bekennern  des  jüdischen  Glaubens  nicht  die 
Erhaltung  jener  Rechte  gewährleistet,  welche  dieselben  zur  Zeit 
der  Stiftung  des  Bundes  bereits  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
erlangt  hatten ,  sondern  sie  hat  denselben  nach  dem  Wortlaute 
des  Schlusssatzes  des  Artikels  XVI.  nur  die  Erhaltung  jener 
Rechte  bundesgrundgesetzlich  zugesichert,  welche  ihnen  von  den 
(jetzt  bestehenden)  Bundesregierungen  zur  Zeit  der  Abfassung  der 
Bundesakte  eingeräumt  gewesen  waren  ^).  Jedoch  war  es  von  den 
einflussreichsten  Staatsmännern  auf  dem  Wiener  Congresse  als 
selbstverständlich  erklärt  worden ,  dass  den  Israeliten  die  staats- 
bürgerliche Gleichstellung  da  erhalten  bleiben  müsse,  wo  sie  die- 


2j  Man  bat  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  behauptet,  dass  die  volle  staatsbürger- 
liche.Gleichstellung  der  Israeliten  mit  deniPrinzipe  des  christlichen  Staates  unver- 
träglich sei.  Siehe  aber  dagegen  oben  §.  53.  Note  7.  —  Vergl.aueh  die  aus- 
gezeichnete Rede  von  v.  B  eth  nia  u  n- H  ollw  eg,  gebalten  in  der  ersten  Kammer 
in  Berlin  am  30.  März  1852,  worin  derselbe  ausdrücklich  erklärte,  dass  die  Ge- 
währung des  vollen  Staalsbürgerrechtes  der  Israeliten  (1848)  nicht  eine 
„Concession  gegen  das  Jahr  1848  und  seine  traurigen  Fol- 
gen" war,  sondern  dass  man  die  Nothwendigkeit  derselben  darin,  „wie 
die  Dinge  schon  längst  im  Lande  lagen,"  erkannte.  Gerade  der 
, Geist  des  Christentbums  würde  eine  vollständige  Anerkennung  des 
Prinzipes  der  Gerechtigkeit  herbeirühren,  dass  diejenigen,  die  mit  tha- 
ten,  auch  mitrathen  müssen."  Vergl.  mein  Note  1)  angeführtes  Rechtsgut- 
achten §.  XIX.  —  Die  Gefahren  für  das  christliche  Element  liegen ,  wenn 
es  überhaupt  solche  gicbt ,  auf  einer  ganz  anderen  Seite  (dem  Pantheismus), 
als  in  dem  mosaischen  Glaubensbekenntnisse,  dem  an  sich  die  Fähigkeit,  Pro- 
paganda zu  machen,  abgeht. 

3)  Bei  der  Redaktion  der  B.  A.  art.  XVf.  wurde  der  Fassung  „von 
einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumte  Rechte"  der 
Vorzug  vor  der  vorgeschlagenen  Fassung  „in  einzelnen  Bundesstaaten  ein- 
geräumte Rechte"  aus  dem  Grunde  gegeben,  weil  einige  nach  der  Ver- 
treibung der  französischen  Herrschaft  restaurirte  Staatsregierungen  sich  hart- 
näckig weigerten,  die  in  ihren  Ländern  von  jenen  Staatsherrschern,  die  sie 
als  Usurpatoren  betrachteten,  ausgegangenen  Gesetze  als  für  sich  verbindlich 
anzuerkennen,  wodurch  Napoleon  I.  und  die  von  ihm  eingesetzten  Herrscher 
den  Israeliten  die  staatsbürgerliche  Gleichstellung  gewährt  halten.     Hl  üb  er, 
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selbe  durch  oncrose  Verträge  von  einer  als  legitim  aner- 
kannten Staalsrogieninji  erworben  hätten  '*).  V.  In  einem  neueren 
Falle  hat  zwar  die  Bundesversammlung  veranlasst,  dass  die  in 
einem  Bundesstaate  (Frankfurt)  der  israelitischen  Einwohnerschaft 
(1848;  eingeräumte  staatsbürgerliche  Gleiclistelhiiig  wieder  aufge- 
hoben wurde.  Die  von  der  Bundesversammlung  ausgegangene 
Forderung  der  Beseitigu'ng  des  betreffenden  Gesetzes  wurde  aber 
nicht  etwa  auf  den  Grund  gestellt,  dass  die  staatsbürgerliche 
Glricbslellung  den  Israeliten  in  den  Einzelstaaten  bundesgesetzli- 
cher Bestimmung  gemäss  nicht  gewährt  werden  dürfe,  sondern 
sie  wurde  lediglich  darauf  gestützt,  dass  jenes  Gesetz  nicht  auf 
verfassungsmässigem  Wege  entstanden  sei  5).  VI.  Durch  die  in 
die  Reichsverfassung  v,  1849  übergegangenen  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  war  die  staatsbürgerliche  Gleichstellung  der 
israelitischen  Einwohnerschaft  mit  der  christlichen  Bevölkerung  in 
den  deutschen  Einzelstaaten  ausser  allen  Zweifel  gesetzt  worden, 
indem  hiernach  die  Verschiedenheit  des  religiösen  Bekenntnisses 
überhaupt  keinen  Unterschied  mehr  in  den  staatsbürgerliclien  und 
bürgerlichen  Bechten  machen  sollte^).  Da  aber  diese  Grund- 
rechte,   sowie    die   gesammte  Reichsverfassung    v.  1849  auch  da. 


Ueiiersicbt.   S.  382  u.  f.      Vergl.    meine   Note  1.    angef.    Rechlsgulacblen. 
§.  XIV. 

*)  So  z.  B.  balle  in  Franlcfurtder  Fürs  t  Primas,  der  als  Staatsberrscher  in 
dem  damaligen  Grossherzogtbume  Frankfurt  sicher  von  keiner  anderen  deut- 
schen Staatsregierung  jemals  als  Usurpator  betrachtet  werden  konnte  und 
durfte,  den  Israeliten  die  vollständige  Gleichberechtigung  unter  dem  28.  De- 
cember  1811  gegen  Bezahlung  von  440,000  fl.  ertheilt.  (Mein  Note  1.  an- 
gef.  Recbtsgutachlen.  §.  XIV.)  Die  höchst  interessanten  beiden  Noten  des 
k.  k.  Staatskanzlers,  Fürsten  von  Metternicb,  v.  9.  Juni  1S15  und  das 
Schreiben  des  k.  preiiss.  Bevollmächtigten  auf  dem  wiener  Congresse,  Fürsten 
von  Hardenberg,  vom  18.  Mai  1S15,  worin  dieselben  in  Bezug  auf  die 
frankfurter  Israeliten  deren  vertragsmässig  und  onerose  erworbene  staats- 
bürgerliche Gleichstellung  als  selbstverständlich  fortbestehend  ,  und  insbeson- 
dere Fürst  Metternicb  dieselbe  als  durch  die  soeben  am  Tage  zuvor 
(S.  Juni  1815)  zu  Stande  gekommene  deutsche  Bnndesakte  (art.  XVI.)  voll- 
ständig gewährleistet  erklärten,  siehe  bei  Klüber,  Akten  des  wiener 
Congr.  VI.  417.  418.  422;  auch  in  meinem  Note  1.  angef.  Rechtsgutacb- 
ten.  §.  XV. 

5)  Vergl.  den  B.  B.  v.   12.  Aug.   1852.  §   231.   -   Siehe  oben  §.  138.  II. 

6)  R  -V.  V.  1849.  §.  144.  Siehe  oben  §,  293. 
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wo  sie  als  Gesetz  verkündigt  worden  waren ,  ihre  Geltung  als 
solches  durch  den  Bundesbeschluss  v.  23.  Aug.  1851  wieder  ver- 
loren haben  ^),  so  sind  den  Israeliten  die  vollen  staatsbürgerlichen 
Rechte  gesetzlich  dermalen  nur  in  jenen  Staaten  grundgesetzlich 
eingeräumt,  welche  in  die  noch  in  Wirksamkeit  bestehenden  Ver- 
fassungsurkunden oder  besondere  Landesgesetze  ausdrücklich  den 
Grundsatz  aufgenommen  und  beziehungsweise  beibehalten  haben, 
dass  die  Religionseigenschaft  keinen  Unterschied  in  den  staats- 
bürgerlichen und  bürgerlichen  Rechten  begründen  könne  ^) :  übri- 
gens sind  auch  in  jenen  Staaten ,  welche  die  volle  staatsbürger- 
liche Gleichheit  der  Israeliten  noch  nicht  ausgesprochen,  oder  die 
im  Jahre  1848  gewährte  Gleichstellung  wieder  aufgehoben  haben, 
die  Rechte  derselben  in  neuerer  Zeit  im  Vergleiche  mit  den  älte- 
ren Zuständen,  meistens  mehrfach  erweitert  worden'*). 


7)  Siehe  oben  §.    150.  VII. 

8)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  9.  „Die  nicbt  cbrisllichen  Glaubens- 
genossen.  haben  zwar  vollkommene  Gewissensfreiheit;  sie  erhalten  aber  an 
den  staatsbürgerlichen  Rechleu  nur  in  dem  Maasse  einen  Antheil,  «ie 
ihnen  derselbe  in  den  organischen  Edikten  über  ihre  Aufnahme  in  die  Staals- 
gesellschaft  zugesichert  ist."  —  Seitdem  ist  durch  eine  Reihe  einzelner  Ge- 
setze eine  solche  Erweiteruni?  der  Rechte  der  niihlchristlichen  Glaubensge- 
nossen in  Bayern  eingetreten,  das^  daselbst  keines  von  den  besonderen 
staatsbürgerlichen  Rpcitlen  mehr  durch  christliches  Glaubensbekenntniss  be- 
dingt ist.  Vergl.  K.  Brat  er,  die  Vcrf-Urk.  des  K.  Bayern,  2.  Auf! 
1855.  S.  17.  Note  9  —  In  Würtemberg  wurde  durch  k.  Verordnung  v. 
5.  Oct  1851  die  Fortdauer  der  seit  Erlassung  der  Mioisterial- Verord- 
nung V.  14.  Jan.  1849  über  die  Einführung  der  deutschen  Grundrechte  ein- 
gehaltenen Vorschriften  in  Beireff  der  Rechtsverhältnisse  der  Israeliten  bis 
auf  weitere  gesetzliche  Norniirung  (der  Beseitigung  der  Grundrechte  als  Ge- 
setz durch  den  B.  B.  v.  2.3.  Aug  1851  ungeachtet)  vorgeschrieben.  —  In 
Baden  wurden  durch  das  noch  in  Kraft  bestehende  Gesetz  v.  17.  Febr. 
1849  alle  Slaalsangehörigen  ohne  Unterschied  des  Glnubensbekenntnfsses  in 
den  politischen  Rechten  gleichgestellt,  und  denigemäss  die  V.-U.  v.  1818. 
§.  9.  Abs.  l.  §.  19.  und  §.  37.  Ziff.  1,  abgeändert,  resp.  aufgehoben.  — 
Im  Grossh.  Hessen  wurde  die  Beschränkung  der  staatsbürgerlichen  und 
bürgerlichen  Recht-^^gleichheit  auf  die  christlichen  Conl'essionen  (V.-U.  1820 
§.  21.)  durch  Gesetz  v.  2  Aug.  1848  beseitigt.  —  Die  Bestimmungen  der  Verfas- 
sungsgesetze seit  1848  über  die  Unabhängigkeit  der  staatsbürgerlichen  und 
bürgerlichen  Rechte  vom  religiösen  Bekenntnisse,  siehe  oben  §.  293.   Note  9. 

■■')  Vergl.  Frankfurt,  organisches  Gesetz  v.  12.  Sept.  1853.  die  Er- 
weiterung der  slaatsbürgerl.  Rechte  der  Landbewohner  und  der  Israeliten 
betreffend. 
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§.  302. 
Besondere  bundcsgrundgesetzliche  Znsicherangen  für 
einzelne  Personen. 
1)    Nach  Artikel  XV.    der  Bundesakte    und    sich  hieran 
anscliiiessenden     Bundesbeschlüssen :      Rentenberechtigte, 
Staatsgläubiger,    Pensionairc,    als:    Mitglieder   der  ehe- 
maligen   Dom-    und    freien  Reichsstifter,    des   deutschen 
Ordens,  des  Johanniter- Ordens  und  des  Reichskammer- 
gerichts. 

Abgesehen  von  den  im  Artikel  XIV.  der  Bundesakte  den  ehema- 
ligen Reichsständen  imd  dem  übrigen  Reichsadel  gemachten  Zusi- 
cherungen, von  welchen  in  dem  folgenden  (XVI.)  Abschnitte  beson- 
ders gehandelt  wird,  hat  die  Bundesakte  einigen  Personen  die  Aner- 
kennung gewisser  Renten,  Pensionen  und  Gerechtsame  in  den  Arti- 
keln XV.  und  XVI.  bundesgrundgesetzlich  garantirt. 

I.  Nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  deutschen  Bundes- 
akte, Art.  XV.,  ist  die  Fortdauer  der  durch  den  Reichsdeputa- 
tionshauptschluss  vom  25.  Febr.  1803  auf  die  Rhein-SchiflTahrts- 
Octioi  angewiesenen  direkten  und  subsidiarischen  Renten ') ,  so 
wie  auch  die  fortwährende  Gültigkeit  der  in  demselben  in  Betreff 
des  Schul  den  Wesens  der  ehemaligen  Reichskreise,  der  Lan- 
desherren und  Länder-),  und  hinsichtlich  der  Pensionen  an 
geistliche  und  weltliche  Individuen  3)  enthaltenen  Bestim- 
mungen von  dem  Bunde  garantirt,  und  dabei  den  Mitgliedern 
der  eheraahgen  Dom-  und  freien  Reichsstifter  verstattet, 
ihre  Pensionen  ohne  Abzug  in  jedem  mit  dem  deutschen  Bunde 
in  Frieden  stehenden  Staate  verzehren  zu  dürfen.  11.  Den  Mit- 
gliedern des  deutschen  Ordens  sind  ebenfalls  Pensionen 
nach  den  in  dem  Reichsdeputationshauptschlusse  vom  25.  Eebr. 
1803  für  die  Domstifter  festgesetzten  Grundsätzen  zugesichert, 
und  zwar  in  der  Art,  dass  jene  Fürsten ,  welche  eingezogene  Be- 
sitzungen des  deutschen  Ordens  erhalten  haben,  diese  Pensionen 
nach  Verbältniss  ihres  Antheiles  an  denselben  bezahlen.   III.  Diese 

')  Reichsdeputationshauptschluss  v.    IS03.  §•   7.  9.   14.   17.  20.  27. 
2)  Ebendas.  §.  3S.  77— S.5. 
3j  Ebendas.  $.  50  u.  f. 
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im  Artikel  XV.  der  Bundesakte'*)  zu  Gunsten  der  Mitglieder  des 
deutschen  Ordens  enthaltene  Bestimmung  wurde  durch  Bundes- 
beschluss  vom  17.  Juli  1817.  Sitz.  XLVl.,  §.  351.  auch  auf  die 
Mitglieder  und  Diener  des  Joh  an  niteror  den  s  ausgedehnt. 
IV.  Im  Artikel  XV.  der  Bundesakte  wurde  der  Bundesversamm- 
lung insbesondere  die  ßerathung  über  die  Regulirung  der  Su- 
stentationskasse  und  der  auf  die  Besitzer  des  linken  Rhein- 
ufers übertragenen  Pensionen  für  die  überrheinischen  Bischöfe 
und  Geistlichen  vorbehalten.  Diese  Regulirung  sollte  binnen  Jah- 
resfrist geschehen,  bis  dahin  aber  die  Bezahlung  dieser  Pensionen 
in  der  bisherigen  Art  fortgesetzt  werden  ^).  V.  Obgleich  die  Bim- 
desakte  über  die  Pensionsverhältnisse  der  Mitglieder  und  An- 
gehörigen des  Reichskammergerichtes  nichts  bestimmt 
hatte,  so  liess  sich  doch  die  Bundesversammlung  angelegen  sein, 
„das  Pensionsvvesen  derselben  auf  eine  dem  Geiste  der  deutschen 
Nation,  sowie  der  Achtung  für  dieses  ehrwürdige  IVationalinstitut 
entsprechende  Weise  zu  ordnen*^)."  Durch  B.  B.  v.  14.  Juli 
1817,  Sitz.  XLIII.,  §.  330.  wurde  zwischen  den  Gehaltsrückslän- 
den  bis  zum  Knde  des  Jahres  1816  und  der  Feststellung  der 
Pensionen  für  die  Zukunft  vom  1.  Januar  1817  an  unterschie- 
den ,  und  namentlich  in  letzterer  Beziehung  der  Beweis  gegehen, 
„dass  der  Geist  deutscher  Milde,  wie  er  sich  in  dem  Reichsde- 
putationsabscliiede  von  1803  zum  Vortheile  entlassener  Staats- 
diener so  laut  ausgesprochen,  sich  nach  allen  Stürmen  der  Staals- 
umwälzung   unverändert   in    Deutschland    erhalten   hat')."      Auch 


4)  Vergl.  auch  B.  B.  v.  23.  Aug.  1832.  Silz.  XXXI.  §.  329.  —  Die 
B.  V.  erkennet  hiernacli  itein  A  s  cens  ionsrec  lil  an,  d.  h.  kein  Recht  von 
Mitgliedern  des  deutschen  Ordens,  in  den  Genuss  der  Revenuen  anderer 
Comnieuden  hinaufzurücken,  als  welche  sie  selbst  besassen. 

5)  Diese  Angelegenheit  (sog.  transrhenanische  Sustentations- Angelegen- 
heit) hat  mehrfache  Verhandhingen  und  Bundesbeschltisse  veranlasst.  Vergl. 
insbesondere  B.  B.  v.  23.  Dec.  1816.  Sitz.  XIV.  §.  60.  —  B.  B.  v.  14  .lali 
1817.  Sitz.  XLIII.  §.  332.  —  Zuletzt  B.  B.  zur  völligen  Erledigung  der 
transrhenanischen  Sustentations -Angelegenheit  v.  10.  Juni  1824.  Sitz.  XVI. 
§.    102. 

6)  Worte  des  Bundesbeschl.  v.   14.  Juli  1817. 
•')  Ebenfalls  Worte  des  B.  B.  v.   14.  Juli  1817. 

»)  Vergl.  B.  B.  v.  6.  Febr.  und  18.  August  1818.  —  B.  B.  v.  24.  Febr. 
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»lie  Frage  ilbor  di»*  Bezaliliin^'^  der  Besoklungsrückslände  ist  nach 
einigen  weiteren  Verhandlungen  nunmehr  definitiv  erledigt  und 
für  die  Befriedigung  der  dessfallsigen  Ansprüche  Sorge  getragen 
worden**). 

§.  303. 

2)  Nach    Artikel  XVII.    der  Bnndesakte,    bundesgrund- 

sesctzlicbe  Garantie  der  PostrecLte  des  nirstlichen 

Hauses  Thurn  und  Taxis. 

I.  Die  Vorfahren  des  fürstlichen  (in  älterer  Zeit  reichsritter- 
lichen) Hauses  Taxis  ha'tten  im  Laufe  des  XVII.  Jahrhunderts 
die  kaiserliche  Beleihung  mit  dem  Amte  eines  Generalreichspost- 
meisters erhalten,  und  waren  seitdem  bemüht,  ihr  Recht  zur  An- 
legung von  Posten  in  möglichst  ausschliesslicher  Weise  in  dem 
deutschen  Reiche  zur  Ausübung  zu  bringen  *).  Bei  dem  Wider- 
spruche vieler  Landesherren,  welche  das  Recht,  Posten  anzulegen, 
als  ein  in  der  Landeshoheit  liegendes  Recht  (jus  territoriale) 
betrachteten ,  und  dessen  von  der  Gegenseite  behaupteten  Cha- 
rakter als  kaiserliches  Reservatrecht  widersprachen,  kam  es 
aber  niemals  zu  einer  allgemeinen  Anerkennung  des  Taxis'schen 
Postrechtes').     Es   war   vielmehr    dieses    nur   insoweit   unstreitig 


1S23.  B.  B.  vom  IS.  August  1S25,  und  besonders  B.  B.  vom  24.  Novem- 
ber 1831. 

')  Die  erste  Anlage  einer  Post  geschah  1516  durch  Franz  von  Taxis 
zwischen  Brüssel  und  Wien.  1595  wurde  Leonhard  von  Taxis  zum 
kaiserlichen  Generaloberposlineister  im  Reiche  ernannt.  L  a  ni  o  r  al  von  Taxi  s 
erhielt  dieses  Amt  1615  als  Reichserhmannleheu  ;  von  K.  Karl  VII.  wurde 
es  zum  Thronlehen  erhoben,  und  sein  Besitzer  gelangte  nachher  so- 
gar zu  einer  fürstlichen  Virilstimnie.  Pütter,  inst.  jur.  publ.  §.  350 
u.  f.  —  Dessen  Erörterungen  I.  Nr.  II. —  Gönner,  Staafsr.  §.401u.f.— 
Leist,  Staalsr.  (2.  Aufl.)  §.207  u.  f.  —  Die  gegen  Pütter  erschienenen 
Schriften  siehe  bei  Gönner,  1.  c.  §.  401.  Note  X.  —  K.  Stängel,  das 
deutsche  Postwesen  iu  geschichtl.  und  rechtl.  Beziehung  v.  s.  Ursprünge  bis 
auf  die  neueste  Zeit ,  etc.  und  über  das  rechtl.  Verhältniss  der  Post  zu  den 
Eisenbahnen,   Stuttgart,  1845.  a.  E. 

2)  Nach  dem  geschichtlichen  Enlwickelungsgange  war  die  PosleinrichtUDg 
im  Reiche  ursprünglich  eine  kaiserliche  oder  Reichsanstalt  gewe- 
sen, und  noch  1570  halte  das  Reich  in  den  Kaiser  gedrungen,  das  Postwe- 
sen beim  Reiche  zu  erhalten,  und  diese  Anstalt  nicht  in  die  Hände  von 
Spanien,   welches   sie  damals  besoldete,    kommen   zu   lassen.     Der  Kaiser 
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als  rechtlich  zustehend  anerkannt,  als  es  durch  besondere  Ver- 
träge von  einzelnen  Landesregierungen  zugestanden  worden  war^), 
und  auch  die  Wahlkapitulationen  sicherten  den  kaiserhchen  Post- 
ämtern nur  für  jene  Länder  ihren  Schutz  zu,  wo  sie  „vorhan- 
den und  hergebracht"  waren"*).  IL  In  den  Reichsdeputa- 
tionshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803.  §.  13.  wurde  die  für  Taxis 
günstige  Bestimmung  aufgenommen:  „Uebrigens  wird  die  Erhal- 
tung der  Posten  des  Fürsten  Thurn  und  Taxis,  so  wie  sie 
constituirt  sind,  garautirt.  Dem  zufolge  sollen  die  gedach- 
ten Posten  in  dem  Zustande  erhalten  werden,  in  welchem  sie 
sich  ihrer  Ausdehnung  und  Ausübung  nach  zur  Zeit  des  lüne- 
viller  Friedens  befanden."  IIL  Nach  der  Auflösung  des  deut- 
schen Reiches  und  hiermit  erlangter  Souverainetät  zeigten  meh- 
rere deutsche  Staatsregierungen  keine  Geneigtheit,  die  Post- 
rechte  des  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis  ferner  anzuerken- 
nen, sondern  hielten  sich  vielmehr  für  befugt,  diese  Postrechte 
ohne  alle  Entschädigung  aufzuheben  und  an  sich  zu  ziehen.  Doch 
war  das  fürstliche  Haus  Thurn  und  Taxis  noch  so  glücklich, 
die  Aufnahme  einer  Bestimmung  in  die  deutsche  Bundesakte  art. 
XVIL  zu  erwirken,  wodurch  seine  auf  Belassung  der  Posten, 
oder  auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten 
Rechte  und  Ansprüche  anerkannt  wurden.  Letztere  soll  auch  da 
stattfinden,  wo  die  Aufhebung  der  (Taxis'schen)  Posten  seit  1803 
gegen   den   Inhalt  des   Reichsdeputationshauptschlusses   geschehen 


brachte  auch  durch  Vergleich  mit  Spanien  (1595)  die  Posten  an  sich,  uod 
Taxis  war  also  mit  einer  Amtsführung  über  die  kaiserlichen  Posten  be- 
lehnt. Oesterreich  hatte  sich  durch  Vertrag  mit  Taxis  das  Recht,  besondere 
Posten  zu  haben,  vorbehalten;  seit  165S  fingen  auch  andere  Reichsstände  an, 
ans  landesherrlicher  Gewalt  Posten  einzurichten.  Der  Streit ,  ob  die  Post 
kaiserliches  Reservatrecht  oder  Territorialrecbt  sei,  war  schon 
durch  die  Bestimmung  des  Reichsdeputationshauptschlusses  v.  25.  Febr  1803. 
§.  13.  entschieden  worden.  Hiernach  war  sie  als  kais.  Reservatrecht  inso- 
weit anerkannt,  als  sich  Taxis  zur  Zeit  des  lüneviJier  Friedens  wirklieb 
im  Besitze  befand.     (Siehe  den  Text  hier  unter  II  ). 

3)  Man  unterschied  die  Zulassung  kaiserlicher  Posten  precario  modo,  und 
perpetuo,  irrevocabili  tilulo ;  selbst  im  letzteren  Falle  behaupteten  Manche 
z.  B.  Pütter,  inst.  §.  353,  dass  der  Landesherr  das  co  ocurr  i  rende 
Recht  habe,  ebenfalls  Posten  in  seinem  Lande  neben  den  Reichsposten  anzu- 
legen, sofeiTie  er  nicht  speziell  hierauf  verzichtet  habe. 

4)  W.  K.  art.  XXLX.  §.  1. 
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war,  insoferne  diese  EnlschJUligun»  nicht  schon  deHnitiv  durch 
Verlrägo  festgesetzt  worden  ist.  IV.  Nach  dem  Geiste  dieser  Be- 
stimmung ist  das  filrslliche  Haus  Thurn  und  Taxis  unzweifel- 
haft hefugl,  eine  angemessene  Entschädigung  auch  für  den  Fall 
in  Anspruch  zu  ncimien,  dass  demselben  durch  Anlage  von  Eisen- 
hahnen von  Slaatswegen  oder  durch  vom  Staate  concessionirte 
Privatgesellschaften  eine  das  Erträgniss  seiner  Postrechte  schmä- 
lernde oder  vernichtende  Concurrenz  geschaffen  wird  ^). 

§.  304. 

Von  der  Rechtsfähigkeit  der  Fremden,   oder  dem 

sog.    Gastrechte. 

Der  Fremde,  welchem  der  Eintritt  in  das  Land  gestattet 
worden  ist,  hat  1)  Anspruch  auf  den  Staatsschutz,  wogegen 
er  aher  für  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  durch  die  Straf-  und 
Polizeigesetze  des  Staates  ebenso  wie  dessen  bleibende  Unterthanen 
verpflichtet  wird').  2)  Der  Fremde  geniesst  alle  Privatrechte, 
welche  nicht  den  Inländern  als  staatsbürgerliche  Vorzüge  (droits  ci- 
vih  im  engeren  Sinne,  §.298  Note  12)  beigelegt  sind,  wie  dies  z.  B. 
hinsichtlich  des  Rechtes,  Grundstücke  zu  erwerben  2)  und  Erb- 
schaflen  anzutreten  der  Fall  ist  3).     Auf  letztere  Privatrechte  hat  der 


*)  Vergl.  hierüber  die  Note  1  aDgefiibrle  Schrift  von  Stängel.  Gegen, 
w artig  besitzt  das  fürstl.  Haus  Taxis  noch  die  Fahr-  und  Briefpost  im  Kur- 
rürslenthum,  Grossherzoglhnm  und  in  der  Landgrafschaft  Hessen;  in  Lippe 
(Detmold  und  Sc  h  aum  b  ur  g) ;  im  Grossherzogthum  Sachsen- Weimar; 
in  den  Herzogthüraern  S.  .Meiniiigen,  S.  Coburg-Gotha  und  Nassau; 
in  den  Fürstenlhüniern  Schwarzburg- Soudershausen  und  Rudol- 
stadt  (Oberherrschafi) ;  in  den  fürstl.  Reuss'schen  Ländern  und  in  den 
vier  freien  Städten. 

•)  K.  Tb.  Pütter,  das  praktische  europäische  Frenidenrecht.  Leipzig 
IS45.  —  Am  ausführlichsten  erklärt  sich  über  die  Rechte  der  Fremden  oder 
das  sog.  Gastrecht:   Baden,   VI.  Const. -Edikt,  24.  Juni   ISOS. 

')  Baden,  VI.  Const.-Edikt.  ISOS.  §.  l.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31. 
§.   24.  —  Hannover,  V.-ü.    1S40.  §.  27. 

2)  Siehe  oben  §.  29S.  Nr.  9 ,  a.  —  Nur  den  Angehörigen  der  deutschen 
Bundesstaaten  ist  das  Recht,  Grundstücke  in  einem  anderen  den ts eben 
Staate,  als  wo  sie  Untetlhanen  sind,  zu  erwerben,  in  der  B.  A.  art.  18  bei- 
gelegt.    Siehe  oben  §.  2SS. 

»)  Nach    einem   fast    allgemeinen    europäischen  Gebrauche    legte    sich  von 
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Fremde  nur  dann  Anspruch,  wenndiesdurch  Staats  vertrage  fest- 
gesetzt worden  ist;  doch  pflegt  man  heut  zuTage  auch  in  allen  Staaten 
den  Fremden  die  Theilnahme  an  solchen  Privatrechten  zu  gestat- 
ten,  wenn  von  der  Regierung  seiner  Heimath  Reziprozität 
zugesichert  wird  ^).  3)  Der  Fremde  ist  im  Staate  nur  geduldet 
und  hat  daher  gegen  die  Staatsregierung  kein  Recht  auf  Ge- 
stattung längeren  Aufenthaltes,  als  es  dieser  gefällt,  noch  auch  auf 
Angabe  von  Gründen  im  Falle  seiner  Ausweisung  ^).  Auch  die 
Angehörigen  der  deutschen  Bundesstaaten  haben  in  dieser  Be- 
ziehung, wenn  sie  sich  in  einem  anderen  Bundesstaate  auflialten, 
als  wo  sie  Unterthanen  sind,  kein  Vorrecht  vor  den  übrigen  Frem- 
den, mit  Ausnahme  der  ehemals  reichsständischen  oder  reichs- 
freien adeligen  Familien  und  derjenigen,  die  in  dem  anderen  Staate 
Grundbesitz  haben ^).  4)  Auslieferung  von  Fremden  an  aus- 
wärtige Regierungen  findet  nur  dann  statt,  wenn  desshalb  beson- 
dere Verträge  oder  BundesbescblUsse  bestehen"),    oder  wenn  der 

Alters  der  Fiskus  das  Recht  bei,  die  hinterlassenen  Gegenstände  eines  im 
Lande  verstorbenen  Fremden  mit  Ausschluss  seiner  Erben  an  sich  zu  nehmen 
(sog.  Älbanus,  Alb  an  n  srecht,  Fremdli  ngs  rech  t,  Heimfallsrecht, 
Jus  albinagii,  droit  d'aubain).  Siehe  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II. 
Ablbl    II.  (1S47)  §.   116,  Note  9. 

4)  Baden,  VI.  Const. -Edikt.  ISOS.  §.  2,  gibt  jedem  Fremden  das  Recht, 
„dass  sein  Vermögen  im  Lande,  wenn  er  darin  stirbt,  gleicher  Fürsorge,  wie 
jenes  der  Staatsbürger,  anvertraut  und  an  jene,  denen  es  durch  gültige  letzte 
Willensordnungen  oder  durch  die  Erbfolge  nach  den  Rechten  seines  Heimath- 
staates angehörig  ist,  ausgeliefert  werde,  wenn  nicht  dieser  Staat  ein  Fremd- 
li ngs  erbe  (jus  albinagiij  gegen  den  Unsrigen  ansübt  und  Uns  dadurch 
zur  Rechtserwiderung  nöthigt."  —  Code  Napoleon  art.  11:  „L'e- 
Iranger  jouira  en  France  des  memes  droits  civils,  que  ceux  qui  sont  aceordes 
aux  Fran^ais  par  les  traites  de  la  nation  ä  laquelle  cet  etrauger  ap- 
partiendra."  —  (Reziprozität  ohne  ausdrücklichen  Staatsver- 
trag verpflichtete  nach  dem  Wortlaute  dieses  Artikels  die  französische  Re- 
gierung nicht  zu  gleicher  Gewährung.)  Durch  Gesetz  vom  14.  Juli  lbl9 
wurde  aber  dieser  art.  11,  sowie  die  damit  zusammenhängenden  art.  726  und 
912,  aufgehoben,  und  erkennt  nunmehr  auch  Fraukreicli ,  wie  alle  übrigen 
Staaten,  in  dieser  Beziehung  den  Grundsatz  der  Reziprozität  wieder  an. 

»)  Baden,  VI.  Const. -Edikt.  1S08.  §.  2,  (Der  Fremde  hat  die  Pflicht) 
„diese  Abreise  vorzunehmen,  sobald  die  oberste  Staatsbehörde,  wenn  gleich 
ohne  alle  Eröffnung  ihrer  Beweggründe,  es  ihm  zu  gebieten  sich  entschliesst." 

6)  Siehe  oben  §.   287. 

')  So  z.  B.  der  B.  B.  v.  iS.  August  1836,  die  Auslieferung  politischer 
Verbrecher   betr.  j    B.  ß.  v.  26.  Jan.   1S54,    die  Auslieferung  gemeiner  Ver- 
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Fremde  Unterthan  des  reclaniirenden  Staates  ist,  und  dessen  Aus- 
lieferung wegen  eines  Verbrechens  begehrt  wird ,  welches  auch 
nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem  er  sich  aufhält,  straf- 
bar ist^).  5;  Der  Fremde  ist  berechtigt,  mit  gleicher  Wirkung, 
wie  jeder  Staatsangehörige,  vor  den  Gerichten  des  Landes  in  Civil- 
sacheo  als  Kläger  aufzutreten,  muss  jedoch  auf  Verlangen  der 
Gegenparthei  der  Kosten  wegen  Caution  leisten.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  der  Fremde  auch  schuldig,  sich  vor  den  Landesgerichten 
als  Beklagter  wegen  der  im  Lande  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten zu  Recht  zu  stellen,  und  kann,  wenn  er  vor  Ausgang  der 
Sache  aus  dem  Lande  gehen  wollte ,  zur  Stellung  einer  Caulio 
judicatum  solvi  angehalten  werden^).  6)  Partikularrechte  haben 
mitunter  diese  Pflicht  des  Fremden ,  sich  vor  den  inländischen 
Gerichten  als  Beklagter  einzulassen,  noch  weiter  ausgedehnt,  nament- 
lich in  Bezug  auf  Handelssachen  ^'^).  7)  In  manchen  Staaten  sind 
die  Gerichte  angewiesen,  Rechtssachen  der  Fremden  nach  Möglich- 
keit schleunig  zu  erledigen*'),  oder  8)  bei  Handlungen,  welche 
weder  an  sich,  noch  nach  den  Gesetzen  der  Heimalh  des  Frem- 
den strafbar  sind ,  die  Unkenntniss  der  Landesgesetze  als  einen 
Entschuldigungsgrund  zu  behandeln,  dessen  Einfluss  auf  die  Be- 
urtheiluug  nach  Befund  der  Umstände  und  nach  der  Wichtigkeit 
der  Sache  zu  ermessen  ist  *-).  9)  Kein  Fremder  kann  in  einem 
Lande  ein  Recht  geltend  machen,  welches  durch  die  Gesetzgebung 
desselben  aufgehoben  oder  als  nicht  klagbar  erklärt  worden  ist  ^^). 

brecher  betr.;  B.  B.  v.  lu.  Febr.  1831  und  B.  B.  v.  17.  Mai  1832,  (all- 
gemeine Cartellconvention  und  Nachtrag  hierzu)  die  Auslieferung  der  Deser- 
teure und  Conscriptionspflichtigen  betr. 

6)  Baden,  VI.  Const. -Edikt.  ISOS.  §.  3.  —  Vergl.  überhaupt  R.  v. 
Mohl,  Revision  der  völkerreehtl.  Lehre  vom  Asyle.  Tübingen  1S53.  — 
Sirengere  Grundsätze  gelten  gewöhnlich  hinsichtlich  der  Landstreicher,  Va- 
gabunden u.  dergl.  —  Vergl.  Baden,  VI.  Const.  Edikt.   1808.   a.  a.  0. 

9)  Siehe  z.   B.  Baden,  VI.  Const.-Edikt,   18uS.  §.  2. 

«0)  So  z.  B.  auch  Baden,  VI.  Const.-Edikt.   1808.  §.  2. 

1»)  z.  B.  Baden,  VI.  Const.-Edikt.   1S08.  §.  2. 

>2)  Ebendas.  §.  2. 

'3)  So  z.  B.  kann  kein  Fremder,  der  einen  Sklaven  mit  sich  bringt,  sein 
Herrenrecht  vor  den  deutschen  Gerichten  geltend  machen ,  vielmehr  ist  der 
Sklave  für  frei  zu  achten  ,  sowie  er  den  Boden  eines  deutschen  Landes  be- 
tritt, in  welchem  die  Sklaverei  abgeschafft  ist. 
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üeclistzelinter  Abschnitt. 

Der  Adel. 

§.  305. 
Von  den  besonderen  Standesrechten  überhaupt. 

I.  Unter  Stand  (^ordo  civilis)  im  eigentlichen  oder  rechtlichen 
Sinne  versteht  man  eine  Klasse  von  Personen,  welchen  entweder 
wegen  ihrer  Geburt  oder  wegen  ihrer  Beruf  sth  ä  tigkei  t  ge- 
wisse pohtische  oder  privatrechtliche  Befugnisse  zustehen  oder  ent- 
zogen sind,  oder  gewisse  besondere  Verpfli  chtungen  obliegen. 
11.  Man  kann  hiernach  Geh urts stände  und  erworbene  Stände 
unterscheiden:  beide  Arten  sind  regelmässig  mit  einander  verein- 
bar '),  ausser  sofernc  durch  Gesetz  oder  Herkommen  speziell  ihre 
Unverträglichkeit  festgesetzt  ist-),  lll.  Im  gemeinen  Leben  ver- 
stehet man  auch  unter  Stand  häufig  nur  eine  Klasse  von  Per- 
sonen, welche  in  Folge  einer  gewissen  B  erufs  thäti  gkeit  ge- 
meinschaftliche 1  n  te  res  sen  oder  eine  gewisse  Eh  renstellung 
in  der  Gesellschaft  haben,  ohne  dass  jedoch  desshalb  einer  solchen 
Klasse  irgend  besondere  politische  oder  bürgerliche  Rechte  vor 
den  übrigen  Staatsangehörigen  zukämen^).  Von  solchen  Ständen 
ist  hier  der  INatur  der  Sache  nach  nicht  zu  handeln. 

§.   306. 
Geschichtliche   Entwickelung   der   gegenwärtigen    Stände- 
verhältnisse in  Deutschland*). 

I.  Die  geschichtliche  Eutwickelung  verschiedener  Stände  in 
Deutschland  beruhet  1)  auf  dem  Begriffe  der  Genossen  schaft, 


>)  So  z.  B.  kann  Jemand  seinem  Geburtsstande  nach  Bürger] icher 
oder  Adeliger,  dem  erworbenen  Stande  nach  aber  Geistlicher,  Militär, 
Staatsbeamter,  Kaufmann  u.  s.  w.  sein. 

2)  So  z.  B.  galt  nach  dem  älteren  deutschen  Rechte  die  Beibehaltung  des 
adeligen  Geburtsstandes  für  unvereinbar  mit  einem  zunftmässigen  bürger- 
lichen Handwerksbetriebe. 

3)  In  diesem  Sinne  spricht  man  z.  B.  von  einem  Gelehrlenstande,  Künstler- 
stande, Handelsstande,  vom  Stande  der  Industriellen,  Gewerbssfande,  Bauern- 
stande, vom  Stande  der  Proletarier,  Tagelöhner  u.  s,  w. 

•)  Vergl.  meine  deut,  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  II.  Ablhl.  II.  (1847)  §.   7 
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d.  h.  der  Gemei  n  seh  a  f  tl  ich  kei  t  einer  gewissen  rechUichen 
und  politischen  Stellung  der  Mitglieder  gewisser  Schichten  der 
Gesellschaft  1),  und  2)  auf  dem  Begriffe  der  Besonderheit, 
d.  h.  der  besonderen  Zuständigkeit  (eines  sog.  Sonderrechtes)  in 
Folge  der  Eigen  t  h  ü  m  li  chkei  t  ihrer  sozialen  Stellung 2). 
II.  Die  grösste  Bedeutung  hatte  daher  der  Ständeunterschied,  so 
lange  es  freie  und  unfreie  Stände  gab,  welche  unter  sich  wie- 
der eine  mannigfache  Gliederung  zeigten.  Hiernach  musste  jeder 
Stand,  welcher  mehr  bürgerliche  oder  politische  Rechte  als  ein 
anderer  besass,  im  rechtlichen  Sinne  als  ein  bevorrechteter 
(pri vilegirter)  im  Verhältnisse  zu  diesem  erscheinen,  wenn 
gleich  diese  Bezeichnung  nur  da  üblich  war,  wo  ein  Stand  solche 
Vorzüge  besass,  welche  dem  Stande  der  gemeinen  Freien  ab- 
gingen 3).  in.  Das  alte  System  der  Standesunlerschiede  musste 
eine  gewallige  Umänderung  erlangen,  seitdem  durch  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  die  gesammte  Masse  der  Unfreien  in  die 
Klasse  der  gemeinen  Freien  übertrat.  Seitdem  man  überdies  an- 
fing, das  Staatsleben  nicht  blos  mehr  allein  auf  seinen   geschicht- 


a.  f.  —  Ueber  die  grossen  Unterschiede  der  Darstellnng  der  Ständeverhält- 
nisse im  Sachsenspiegel  und  im  S  ch  wab  e  n  sp  i  eg  el  siehe  meine 
Srhrifl :  Ueber  Missheiralhen,  Sltillgart  1S53  §.  5.  n.  f.  —  Nur  mit  grosser 
Vorsicht  zu  gebrauchen  sind:  Pülter,  über  den  Unterschied  der  Stände  etc 
Göllingen  1795.  —  Tb.  Muodt,  Gesch.  der  deutschen  Sländeverbfiitnisse. 
Berlin   1854. 

')  Diejenigen,  welche  gleichen  Standes  von  Geburt  waren,  hiessea  daher: 
,,ge»o:zen".  Schwabensp.  (Lassberg)  c.  79.  I.  IF,  u.  s.  w.  —  Daher 
spricht  man  noch  heut  zu  Tage  von  Standesgenossen. 

2)  Das  Mittelalter  kannte  wohl  auch  ein  gemeines  oder  Kaiser- 
recht;  es  war  aber  der  Ansicht,  dass  jeder  Stand  daneben  ein  seinen  be- 
sonderen Verhältnissen  angemessenes  Recht  haben  müsse;  so  gab  es  dem 
Handelsstande  sein  Handels-  und  VVechselrecht ,  dem  Adel  sein  Lehenrecbt, 
dem  Bauern  ein  Bauernrecht  u.  s.  w.  Man  erkannte  richtig,  nur  oft  in  zu 
grossem  Umfange,  an,  dass  auch  die  Mannigfaltigkeit,  so  gut  wie  das 
Allgemeine,  in  dem  sozialen  Leben  ein  Recht  auf  Berücksichtigung  habe 
während  unsererZeit  derSino  für  die  Würdigung  der  ersteren  fast  ganz,  und 
wie  die  Erfahrung  lehrt,  zum  grossen  Schaden  des  nationalen  Wohlstandes, 
abhanden  gekommen  ist.  Daher  die  VerDachung  und  Nutzlosigkeit  der  Gesetz- 
gebung in  so  vielen  Fällen. 

*)  In  diesem  Sinne  waren  Adel  und  Geistlichkeit  bevorrechtete 
Stände  im  Verhältnisse  zum  sog.  dritten  (freien)  Stande  oder  dem  Bürger- 
stande. 

18* 
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liehen  Grundlagen,  sondern  auch  von  einem  allgemein  mensch- 
lichen (philosophischen)  Standpunkte  zu  betrachten  und  besonders 
seit  der  Unahhängigkeitserklärung  von  Nordamerika  (1776)  und  der 
ersten  grossen  französischen  Revolution  (1789),  wodurch  die  Grund- 
idee des  modernen  Staates,  die  rechtliche  Gleichheit  der  Staats- 
angehörigen, zum  Durchbruche  kam  und  in  ganz  Europa  mehr 
oder  minder  den  Sieg  über  die  altgerraanische  Staatsidee,  jeden 
bei  seinem  besonderen  Rechte  zu  erhalten,  davontrug,  wurde 
der  Kampf  gegen  das  Privilegium  auch  in  den  Ständeverhält- 
nissen immer  weiter  fortgeführt.  Wenn  auch  nicht  überall  und 
mit  einem  Schlage  alle  geschieh Ihch  hergebrachten  Vorrechte  ein- 
zelner Stände  vernichtet  wurden,  so  wurde  es  doch  allgemeine 
und  Grundansicht  des  modernen  Staatslebens,  dass  es  in  einem 
Staate,  welcher  auf  rech  tli che n  Grundlagen  beruht,  zufolge  des 
mit  dem  Begriffe  des  Rechtes  zugleich  gegebenen  Begriffes  der 
Gleichheit,  einen  Stand  geben  müsse,  an  welchem  alle  Staats- 
angehörigen gleichmässig  Antheil  zu  nehmen  befugt  sind.  IV.  Als 
diesen  allgemeinen  Stand  betrachtete  man  in  Doktrin  und 
Praxis  seit  der  Auflösung  des  Reiches  den  Stand  der  Staats- 
bürger überhaupt,  so  dass  die  Zuständigkeit  der  durch  den  Be- 
griff der  bleibenden  Unterthanschaft  begründeten  politischen  und 
Privatrechte  keinem  Staatsangehörigen  fehlen,  und  auch  deren 
Ausübung  in  keinen  andern,  als  nur  in  den  durch  die  Civil- 
und  Strafgesetzgebung,  als  Folge  gewisser  körperlichen  oder  geistigen 
UnvoUkommenheiten  oder  strafbaren  Handlungen,  bestimmt  benann- 
ten Fällen  aufgehoben  oder  beschränkt  sein  darf.  V.  Mit  der 
Anerkennung  dieses  Grundsatzes  musste  sofort  die  fernere  Aner- 
kennung von  Vorzügen  gewisser  Stände  in  politischer  Beziehung, 
wie  z.  B.  in  Bezug  auf  Staatsämter  u.  dergl. ,  und  in  Bezug 
auf  das  Prozessrecht  als  unvereinbar  erscheinen,  und  so  wurde 
schon  in  den  Verfassungsurkunden  vor  dem  Jahre  1848  regel- 
mässig der  Grundsatz  aufgenommen  und  auch  in  der  Praxis  der 
übrigen  Staaten,  die  keine  Verfassungsurkunden  erhielten,  meistens 
als  selbstverständlich  gehandhabt,  dass  vor  dem  Gesetze  kein  Un- 
terschied der  Stände  gelte,  oder  alle  Staatsangehörige  vor  dem 
Gesetze  gleich   sein    sollten  '*).     VI.    Da    die  politischen  und  pro- 


*)  Siehe  oben  §.  290  Note  5  u.  f. ;  §.  292  Note  7  u.  f. 
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zessrechtlichen  Vorzüge,  welche  die  Geistlichkeit  in  früherer 
Zeit  genossen  hatte,  seil  der  Aullösung  des  deutschen  Reiches 
durch  die  in  den  Einzelstaaten  vorgenommenen  Organisationen 
bereits  allenthalben  ihre  praktische  Bedeutung  verloren  hatten,  so 
war  zuletzt  nur  noch  der  Stand  des  Adels  übrig,  welcher  in 
den  Einzelstaaten  einige  besondere  Standesrechte  besass.  In  der 
Reichsverfassung  von  1849  (Abschnitt  VI,  Grundrechte  des  deut- 
schen Volkes,  §.  137)  wurde  auch  der  Adel  als  Stand  für  auf- 
gehoben erklärt,  und  sonach  sollte  es  überhaupt  fernerhin  keinen 
Stand  in  dem  bisherigen  eigentlichen  rechtlich  bedeutenden  Sinne 
(§.  305)  mehr  geben.  Da  aber  diese  Bestimmung  der  Reichsver- 
fassung, die  auch  schon  in  dem  Berliner  Entwürfe  und  den  Be- 
schlüssen des  Erfurter  Parlamentes  wieder  beseitigt  worden  war, 
nicht  in's  Leben  getreten  ist 5),  so  sind  dem  Adel  noch  einige  be- 
sondere Rechte  nach  den  Verfassungen  der  Einzelstaaten,  und  einem 
Theile  desselben,  nämlich  den  Standesherren  und  dem  ehe- 
maligen freien  Reichsadel,  sogar  nach  der  Bundesgesetz- 
gebung verblieben. 

§.  307. 
Bundesgesetzliche  Bestimmungen  über  die  Rechtsverhält- 
nisse der  mediatisirten  reichsständischen  Reichsfürsten  und 
Reichsgrafen  und  des  übrigen  ehemaligen  unmittelbaren 
Reichsadels, 

« 

I.    Zuständigkeit  der  Standesherrlichkeit*]. 

I.  Bei  der  Gründung  des  deutschen  Bundes  wurde  darauf  Be- 
dacht  genommen,    den    ehemaligen   reichsständischen  fürst- 


*)  Siehe  oben  §.  292  Note  8. 

*)  üeber  die  standesberrlichen  Verhältnisse  vergl.  überhaupt:  Archiv 
für  Standes-  und  gruadherrliche  Rechte  und  Verhältnisse  etc.  2  Bde.  Heil- 
bronn und  Karlsruhe,  1821.  1822.  —  Pernice,  de  principuui  comitumqae 
inip.  Germ,  a  1806  subjectorum  juris  privati  immutata  ratione.  Halle  1827.  — 
Derselbe,  Quaestiones  de.  jure  publ.  Germ.  Particula  I.  Halle  1832.  — 
Vollgraff,  die  deutschen  Standesherrn.  Giessen  1823  (1824).  —  Heffter, 
Beitr.  i.  deul.  St.-  u.  Fürstenrecht.  Berlin  1829  (Nr.  IV.  Von  einzelnen 
staatsrechtlichen  Anomalien  in  Deutschland).  —  v.  Dresch,  Abhand- 
lungen. 1830.  Nr.  n'.  S.  119  u.  f.  (Von  den  Rechtsverhältnissen  der  Stan- 
desherru    nach    dem    deutscheu    und   bayerischen    Staatsrechte.)    —   Vafal- 


278  §•  «^07.     Zuständigkeit  der  Slaadcsherrlichkeit. 

liehen  und  gräflichen  Familien,  sowie  den  übrigen  Reichs- 
an  gehör  igen,  welche  in  P'olge  der  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  ihre  Selbstständigkeit  verloren  hatten,  als  „den  unglück- 
lichen 0|)fern  einer  vergangenen  Zeit')"  alle  jene  Auszeich- 
nungen, Vorzüge  und  Gerechtsame  zu  gewähren,  welche  mit  den 
neubegründeten  politischen  Verhältnissen  Deutschlands  verträglich 
sind;  doch  blieben  die  Hoffnungen  und  Wünsche  der  Mediatisirten 
in  vielen  Beziehungen  unerfüllt,  und  suchten  dieselben  ihre  Rechte 
und  Ansprüche  mindestens  durch  eine  förmliche  Protestation  zu 
wahren 2).  II.  Die  deutsche  Bundesakte,  Art.  XIV,  sichert  vor 
allen  Anderen  den  seit  1806  der  Staatshoheit  deutscher  Bundes- 
glieder unterworfenen  (mediatisirten)  ehemals  reichsstän- 
dischen fürstlichen  und  gräflichen  Häusern 3),  unter  der 
Bezeichnung  als  Standesherren-*),  eine  Reihe  wichtiger  Be- 
fugnisse zu,  um  ihnen  in  allen  deutschen  Bundesstaaten  einen 
gleichmässigen  Rechtszustand  zu  gewähren.  III.  Dabei  wurde 
auf  die  k.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  verwiesen, 
und  dieselbe  als  s  ubsidiäre  No  rm  erklärt,  welche  sowohl  bei 


kämpf,  die  deutsctiea  Staodesherrn ,  eio  Ueberblick  über  ihre  Lage  und 
Verhältnisse.  Jena  1844.  —  J.  C.  Kohler,  die  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse des  mittelbar  gewordenen,  vormals  reichsständischea  Adels  in  Deutsch- 
land. Sulzbach  1S44.  —  Klub  er,  öffentl.  R.  §.  301  u.  f.  —  M  a  ur  e  n - 
brecher,  Staalsr.  §.  134.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  72  u.  f.  —  H.  A.  Za- 
ch ariae,  Slaalsr.  2.  Aufl.  §.  96  u.  f. 

')  So  werden  sie  im  ersten  Vortrage  der  k.  k.  österreichischen  versitzen- 
den Gesandtschaft  (Sitz.  II.  v.  11.  Nov.  1S16.  §.  7.  p.  53  der  Quart-Ausgabe 
der  B. -Protokolle)  bezeichnet. 

-)  Vergl.  über  die  Rechtsverwabrung  der  Standesherren  gegen  die  Bundes- 
akle   auf  dem  wiei.er  Congresse:  Klüber,   Uebersicht.   S.   149    327.  565. 

3)  Dass  man  nur  reichsständische  Familien  für  bundesgrund- 
geselzlich  berechtigt  zu  den  standesherrlichen  Rechten  betrachten  kann, 
zeigt  auch  das  Protokoll  auf  dem  Aachener  Congresse  v.  7.  Nov.  1818  (siehe 
oben  §.  115  Note  2),  wonach  ,,leur  ancienne  position  dans  Icmpire"  als 
der  Grund  der  ihnen  auch  in  der  Bundes\ersammlung  in  Aussicht  gestellten 
Curiatstimme  erwähnt  wird."  —  Vergl.  Bayern,  V.-ü.  ISIS.  Tit.  V. 
§.  2.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1S19.  §.  129.  —  Baden,  Edikt  v.  16. 
April  1819.  §.   1. 

*)  Die  Bezeichnung  „Standesherrschaften"  für  mittelbar  gewordene 
Herrschaften  (e.xiniiite  Stände,  s.  oben  §.  90)  findet  sich  schou  seit  dem 
XIV.  Jahrhunderte  in  Schlesien  und  in  der  Lausitz.  Klüber,  ölfentl.  R. 
§.  301,  Note  b. 
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der  näheren  Besliramung  der  in  der  Bundesakte  Art.  XIV.  auf- 
gezählten Befugnisse,  als  auch  „in  allen  (ihrigen  Punkten" 
zur  weiteren  Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen  deutschen 
Bundesstaaten  ilhereinstimmenden  Rechtszustandes  zu  Grunde  ge- 
legt werden  soll  ^).  Aus  dein  der  k.  hayerischen  Deklaration 
V.  19.  März  1807  beigelegten  Charakter  als  subsidiäres  Bundes- 
gesetz ergibt  sich  aber  von  selbst,  dass  sie  in  jenen  Sätzen  keine, 
nisbesondere  keine  gemeinrechtliche  Gültigkeit  haben  kann, 
welche  mit  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Bundesakte  (von 
1815)  im  Widerspruche  stehen,  und  hinsichtlich  deren  also  ofl'en- 
bar  ist,  dass  die  Bundesakte  etwas  anderes  festsetzen  wollte ''). 
IV.  Andere  Personen  oder  Familien  als  diejenigen  ehemals 
reichsständ  ischen  Familien,  welche  im  Jahre  1806  und  seit- 
dem mediatisirt  worden  sind,  können  eine  Gleich  s  teil ung  mit 
den  Standesherren ,  d.  h.  ein  Recht  auf  Gewährung  der  sämmt- 
lichen  im  Art.  XIV.  der  Bundesakte  den  Standesherren  beigelegten 
Vorrechte  nicht  anders,  als  durch  einen  Bundesbeschluss  erlan- 
gen^).    Hierzu   ist   nach  dem  Geiste  der  Bundesverfassung  Stim- 


*)  Abgedruckt  ist  die  k.  b.  Deklaration  v.  19.  März  1807  in  G.  v.  Meyer, 
Staatsakten,  II.  S.  16. 

*)  So  z.  B.  bestimmte  die  k.  bayerische  Deklaration  vom  19.  März 
1807  unter  A,  14:  „...ihre  Familienvcrträge  und  eingeführten  Succes- 
sionsordnungen  müssen  uns  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden."  Gerade 
diese  Bestätigung  ist  aber  durch  die  ß.  A.  art.  14,  2.  nicht  erfordert 
worden.     Siehe  unten  §.  314,  Note  2. 

'')  Dies  scbliesst  nicht  aus,  dass  nicht  gewissen  Familien,  z  B.  den 
reichs  gräfliche  n ,  welche  wirklich  auf  dem  Reichstage  Sitz  und 
Stimme  gehabt  hatten,  die  aber  schon  vor  1806  ihre  Reichsstandschaft 
verloren  hatten  oder  mediatisirt  worden  waren ,  einige  der  Vorzüge ,  welche 
die  B.  A.  art.  XIV.  den  Standesherren  beilegt,  selbstverständlich  zu- 
kommen, und  von  ihnen  nicht  erst  erworben  zu  werden  brauchen,  z.  B. 
das  Recht  der  Ebenburt,  die  Eigenschaft  des  sog  hohen  Adel  s  (siehe  §.  308). 
Der  Wunsch,  solche  Rechte  gegen  mögliche  Zweifel  sieber  zu  stellen,  kann 
aber  wohl  solche  Familien  veranlassen ,  die  B.  V.  um  eine  Erklärung  anzu- 
gehen, dass  auch  auf  sie  die  B.  A.  art.  XIV.  als  anwendbar  erklärt  werde. 
Uebrigens  übersehe  man  nicht,  dass  durch  blossen  Verlust  der  Reichs- 
standschaft, ja  selbst  durch  den  Verlust  der  Landeshoheit  und 
Einverleibung  des  Landes  uuter  eine  fremde  Staatsberrschaft ,  die  per- 
sönliche Reichsunmittelbarkeit  der  Familie  noch  nicht  erloschen 
also  diese  noch  keines weges  mediatisirt  war,  so  lange  das  Reich 
bestand,    es  müsste   denn  eine  solche  Familie  ihre  Reichsangebörig- 
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meneinhelligkeit  erforderlich,  weil  es  sich  in  solchem  Falle  um 
eine  Gewährung  handelt,  zu  deren  Ertheiliing  die  Bundesgiieder 
in  den  Biindesgrundverträgen  keine  Verpflichtung  übernommen 
haben;  insbesondere  gehört  zu  der  Gültigkeit  eines  solchen  Bun- 
desbeschlusses die  Einwilligung  des  Souverains ,  welchem  die  be- 
treffende Familie  als  ünterthan  unterworfen  ist,  oder  in  dessen 
Gebiete  ihre  Besitzungen  liegen,  da  einem  solchen  Souverain  durch 
die  Ausdehnung  der  slandesherrlichen  Vorrechte  auf  eine  seiner 
Staatsgewalt  bereits  unterworfene  Familie  neue  und  bleibende, 
regelmässig  höchst  lästige  Beschränkungen  in  Bezug  auf  den 
künftigen  Gebrauch  seiner  gesetzgebenden  Gewalt  auferlegt  wer- 
den*^). V.  Die  Bundesversammlung  hat  bereits  mehreren  Familien, 
und  zwar  regelmässig  nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Sou- 
verains und  meistens  nur  auf  Anmeldung  durch  denselben'^), 
die  im  Artikel  XIV.  der  Bundesakte  den  ehemaligen  Reichsständen  zu- 
gestandenen Rechte  beigelegt,  und  zwar  theils  solchen  Familien,  welche 
sich  schon  zur  Zeit  desReichesoderseitdem  in  einer  Ausnahmsstellung 
als  Landesherren  in  der  reich  sze  i  tli  eben  Bedeutung  dieses 
Wortes,  jedoch  ohne  Reichsstandschaft  oder  Bundesmitgliedschaft, 
befanden  '")'  theils  solchen,  welche  schon  auf  dem  Reichstage  nur 


keit  noch  vor  der  Auflösung  des  Reiches  (1806)  aufgegeben  oder  eingebüsst 
baben. 

*)  Verg].  oben  §.  113,  VH,  §.  7.  —  Ueber  das  von  diesem  Grundsatze 
und  der  damit  übereinstimmenden  bisherigen  Praxis  der  B.  V.  abweichende 
Verfahren  derselben  in  der  Ben  tin  ck' sehen  Sache,  siehe  oben  §.  113,  VIII, 
Note  9;  §.   143,  Note  6. 

9)  Bis  jetzt  ist  der  Bundesbescbluss  V.  12.  Juni  1845,  Sitz. XX,  Prot.  §.  218, 
das  einzige  Beispiel,  dass  einer  nicht  wirklich  reich  ss  tä  nd  i  sehe  n 
Familie  (Bentinck)  durch  die  B.  V.  die  in  der  B.  A.  art.  XIV  verzeichneten 
Vorrechte  nur  durch  Stimmenmehrheit,  und  überdies  unter  Widerspruch 
und  Verwahrung  des  betreffenden  Souverains  (Oldenburg)  beigelegt 
worden  sind ,  und  ebenso  ist  es  ohne  Beispiel  und  bei  früheren  \'orgiingen 
niemals  geschehen,  dass  die  Verkündigung  eines  Bundesbeschiusses  in  einer 
solchen  Sache  in  siimratlichen  Bundesstaaten  angeordnet  worden  wäre,  wie 
dies  im  Be  n  ti  nck' sehen  Falle  durch  B.  B.  v  12.  Mai  1853,  Protok.  §.  132, 
geschehen  ist.     Siehe  oben  §.   151,  IV,  Note  3. 

'")  Dahin  gehören  z.  B.  die  Fürsten,  Grafen  und  Herren  von  Schön- 
burg  unter  der  Krone  Sachsen:  vergl.  B.  B.  v.  7.  August  1828;  in  G.  v. 
Meyer,  Staatsakten.  II.  S.  322  n.  f.;  die  Grafen  von  Pappenheim;  am 
9.  Sept.    1831  in  der  B.  V,   von  Bayern  (nach  längerer  Weigerung,    siehe 
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als  Personalisten  Sitz  und  Stimme,  niemals  aber  ein  reichs- 
unmittelbares Land  besessen  hatten  i').  Uchrigens  haben  alle 
solche  Familien  nur  auf  die  den  Standesherrn  im  Artikel  XIV.  der 
Bundesakte  eingeräumten  persönlichen  und  Familien  rechte 
Anspruch '2),  daher  man  sie  jetzt  auch  standesherrliche 
Personalisten  zu  nennen  pflegt.  Das  bisherige  Rechtsverhält- 
niss  ihrer  Besitzungen  zu  den  betreffenden  Staatsregierungen  wird 
hierdurch  nicht  verändert,  und  sind  diese  hiermit  keinesweges  in 
Standesherrschaften  umgewandelt. 

§.   308. 

II.    Vorrechte  der  Standeslierren. 

Hober  Adel   und  Ebenbürtigkeit.     Prädikat  Durchlaucht 

und  Erlaucht*). 

I,  Das  erste  Vorrecht,  welches  die  deutsche  Bundesakte  den 
Standesherren  beilegt,  bestehet  darin,  „dass  diese  fürstlichen  und 
gräflichen  Häuser  fortan  nichts  desto  weniger  (d.  h.  ihrer  Media- 
lisirung  ungeachtet)  zu  dem  hohen  Adel  in  Deutschland 
gerechnet  werden,  und  ihnen  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit 
in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begrilfe  verbleibt^).  II.  Es 
wird  hiernach  das  Bestehen  eines  hohen  Adels  inDeutsch- 


Klüber,  öffentl.  R.  §.  315  Note  b)  angemeldet;  die  Grafen  v.  Bentinck, 
nach  dem  B.  B.  v.   12.  Juni  1845. 

>')  Hierher  gehören  z.  B  die  Grafen  v.  Schliz,  gen.  Görz,  im  Grossh. 
Hessen:  die  Grafen  v.  Platen  und  Haller  münde  in  Hannover;  die  Gra- 
fen von  Neipperz  in  Würlemberg  u.  A.  —  Vergl.  Kl  über,  Abhandl.  I. 
219  u.  f.  —  Dessen  öffentl.  R.  §.  303,  Note  e.  —  Siehe  auch:  Jenaer 
Urlheil,  in  Sachen  Bentinck.   1843.  S.  262  u.  f. 

12)  Ausdrücklich  sagt  dies  in  Bezug  auf  das  Haus  Schönburg  der  B.  B. 
V.  7.  Aug.  1828.  —  In  Bezug  auf  die  Grafen  v.  Bentinck  beschränkte  sich 
der  B.  B.  v.  12.  Juni  1S45  darauf,  zu  erklären:  „dass  der  gräflichen  Familie 
B,  nach  ihrem  Slandesverhältnisse  zur  Zeit  des  Reiches  die  Rechte  des  ho- 
hen Adels  und  der  Ebenbürtigkeit  im  Sinne  des  Artikels  XIV  der  deutschen 
Bundesakte  zustehen." 

*)  Vergl.  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  nach 
dem  deut.  Reichsrechte  und  dem  deut.  Bundesrechte  überhaupt,  und  mit  Rück- 
sicht auf  den  gräfl.  B  e  n  t  in  c  k'schen  Rechtsstreit  insbesondere.  Stuttgart 
1853,  besonders  §.   107  u.    108. 

')  ß.  A.   art.  XIV.  a. 
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land,  d.  h.  eines  Adels,  der  als  hoher  in  ganz  Deutschland  an- 
erkannt werden  muss,  vorausgesetzt,  ohne  dass  jedoch  hier  aus- 
drücklich gesagt  wird,  was  der  hohe  Adel  sei,  noch  welche 
Familien  zu  demselben  zu  rechnen  sind.  Eine  Erklärung  hier- 
über wäre  allerdings  um  so  mehr  zu  wünschen  gewesen,  als  bis 
dahin  in  keinem  deutschen  Reichsgesetze  der  Ausdruck  „hoher 
Adel"  gebraucht  worden,  sondern  dieser  Ausdruck  bis  dahin  nur 
ein  doktrineller  war-),  und  über  dessen  Begriff  eine  Verschie- 
denheit der  Ansichten  bestand  3).     III.   Es  ergibt  sich  jedoch  mit 


2)  Siehe  meine  deut.   St.-  u.  R, -Gesch.   Bd.  II.  Abth.  II.  (1847)  §.  20. 

3)  Man  strilt  hauptsächlich  darüber,  ob  nur  dingliche  Reicbstand- 
schaft,  oder  auch  schon  die  Innehabung  einer  La  n  des  h  errli  ch  ke  i  t 
allein  einer  reichsunmillelbaren  Familie  die  Eigenschaft  des  hohen  Adels 
gewähre.  Diese  letztere  Ansicht  wurde  in  der  neueren  Zeit  nur  vertheidigt 
von  Vollgraff,  die  deut.  Slandesberrn,  1823,  S.  55.5,  und  sodann  bei 
Gelegenheit  des  B  e  n  tia  c  k'schen  Streites  besonders  vertheidigt  von  K.  A. 
Tabor,  Beitrag  zur  Bestimmung  des  Rechtsbegriffes  des  hoben  Adels,  ia 
der  Zeitschrift  f.  deut.  Recht,  v.  Reyscher  und  Wilde.  1840.  Heft  I. 
S.lüßu.f.;  sie  fand  aber,  ausser  in  den  Partheischriften  für  die  Ben  tin  ck'- 
schen  Agnaten  von  Wilda  u.  A.,  nirgends  Eingang,  als  in  den  von  dem 
k.  dänischen  Bundestagsgesandten  Freiherrn  v.  Pechlin  in  der  Ben  ti  nck'- 
schen  Sache  erstatteten  Commissionsberichte :  Protok.  d.  B.  V.  1844.  2.  Sitz. 
V.  4.  Juli.  §.  292.  —  Dafür,  dass  nur  dingliche  Reich  s  s  tan  d  schaft 
das  Wesen  des  hohen  Adels  zur  Reichszeit  begründet  hatte,  hat  sich 
von  jeher  nicht  nur  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  Publizisten, 
sondern  es  haben  sich  gerade  die  ausgezeichnetsten  und  bewährtesten  Männer 
des  Faches  ausgesprochen.  Vergl.  Gönner,  Staalsr.  §.  68,  II.  —  K.  E. 
Schmid,  Staatsr.  §.  26'>.  —  Moser,  von  den  deutschen  Reichsständen. 
1776.  S.  816  u.  f.  —  Pütter,  Missheirathen.  S.  329.  330.  —  Kl  über, 
öffentl.  R.  §.  262  Note  c.  —  Ma  uren  brech  e  r ,  Staatsr.  §.  132  Note  i.  — 
Weiss,  Staatsr.  §.  72  —  Sehr  entschieden  sprach  sich  auch  ans:  Heff- 
ter,  Beitr.  1829.  S.  15:  „Zum  hohen  Adel  rechnete  man  allein  die  mit 
Reichsstandschaft  versehenen  Grossen  des  Reichs  und  ihre  Familien. 
Man  befrage  desshalb  die  älteren  Publizisten.  Es  ist  falsch,  wenn  man  auch 
die  blossen  Landesherren  ohne  Reichsstandschaft  dahin  rechnen 
will.  Landeshoheit  war  zwar  seit  1654  Bedingung  der  Reich s- 
standscbaft,  jedoch  nicht  die  einzige"  etc.  —  v.  Dresch,  Abhand- 
lungen. 1S30.  S.  121.  —  Ausführlich  widerlegt  findet  sich  die  Tabor 'sehe 
Theorie  in:  Göhrum,  geschicbtl.  Darstellung  der  Lehre  von  der  Ebenbürtig- 
keit. II.  Bde.  Tübingen  1846.  Ausführlich  hat  sich  auch  nunmehr  H.  A. 
Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  1853.  §.  93.  S.  450,  in  der  Note,  gegen 
Tabor  erklärt.  —  Vergl.  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit. §.  79.  81.   107  u.  f. 
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voller  Bestimmtheit  aus  der  Geschichte  der  Abfassung  des  Artikels 
XIV.  der  Rimdesakte,  sowie  aus  seinem  Inhalte  seihst,  welcher 
die  Willcnsmeinuiig  der  deutschen  Staalsregierungen  hei  der  Er- 
richtung der  Bundesakte  deutlich  erkennen  lässt,  sowie  aus  den 
Bestimmungen  der  Verfassungsurknuden  und  Edikte  der  Einzel- 
staateu  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Standesherren,  welche  sich 
dem  Art.  XIV.  der  deutschen  Bundesakte  anschlössen,  dass  unter 
hohem  Adel  der  höchste  G  e  h  u  r  t  s  t  a  n  d  verstanden  wird, 
welcher  in  Deutschland  besteht,  und  dass  dieser  Gebiirtsstand  der- 
selbe ist,  welcher  allen  jetzt  sou  ver  ainen  Fa  m  ilien  zukommt, 
ohne  dass  jedoch  hiermit  die  Grenze  scharf  gezogen  ist,  noch  auch 
gezogen  werden  wollte ,  welche  Familien  noch  ausser  den  jetzt 
souverainen  Familien  denselben  Geburtssland  beanspruchen  kön- 
nen^). IV.  Als  die  allgemeine  R  echts  wirku  ng  dieses  Ge- 
burtsstandes wurde  die  Ebenb  ür  tigkei  t  in  dem  damit  „bis  her" 
(nämlich  in  und  seit  der  Reichszeit  bis  zur  Stiftung  des  deutschen 
Bundes)  verbundenen  Begriffe  bezeichnet,  worunter  die  (nament- 
lich in  Bezug  auf  die  Eingehung  von  Ehen  wichtige)  Standes- 
gleichheit mit  den  übrigen  ehemals  reichsständischen,  jetzt 
aber  souverain  gewordenen  Familien  zu  verstehen  ist^).  Diese 
Ebenbürtigkeit  wurde  somit  den  standesherrlichen  Häusern  als 
ein  Recht  beigelegt,  welches  von  der  ihnen  zuerkannten  Eigen- 
schaft als  Mitglieder  des  hohen  Adels  in  Deutschland  unzertrenn- 
lich und  in  derselben  wesentlich  enthalten  ist.  V.  Die  praktische 
Bedeutung  dieser  Erklärung  der  standesherrlichen  Häuser  als  zum 
hüben  Adel  in  Deutschland  gehöriger  Familien  äussert  sich  darin, 
dass  nunmehr  1)  jede  weitere  Untersuchung  über  den  früher  etwa 
nicht  ebenbürtigen  Ursprung  eines  jetzt  als  sta  ndes  herrlich 
anerkannten   Hauses    bundesgesetzlich    abgeschnitten    ist*^),    dass 


<)  Eben  hierdurch  ist  den  Bundesgliedern  die  Mnglichkeil  gegeben,  auch 
aaderen  zur  Zeit  des  Reiches  hochgestellten  Familien,  als  den  wirklich  reichs- 
ständischen, die  Eigenschaft  des  hohen  Adels  beizulegen.   (Siehe  §.  307.) 

5)  Ueber  den  Begriff  von  Ebenburt  siehe  meine  deut.  St.-  und  R.- 
Gesch.  Bd.  II.  Abthl.   II.   (1847)  §.    18. 

«)  Dass  die  B.  A.  art.  XIV.  in  Bezug  auf  die  wirklich  standesherr- 
iicben  Häuser  in  diesem  Sinne  aufgefasst  werden  müsse,  ergibt  sich  deut- 
lich aus  dem  Inhalte  des  oben  §.  307,  Note  2,  angef.  Aachener  Conferenz- 
prolokolJcs  V.  7.  Nov.   1818.  —  Vergl.  auch  l'rotok.   der  B.  V.,  Quart-Ausg, 


284  §•  ^08.     Vorrechte  der  StandesherreD. 

ferner  2)  denselben  die  Eigenschaft  des  hohen  Adels  und  so- 
mit die  Ebenburt  mit  den  jetzt  regierenden  Häusern  „fortan" 
eingeräumt  ist,  wenn  auch  dieselbe  ihnen  zur  Zeit  des  Reiches 
nicht  zugestanden  hätte')  und  3)  dass  nunmehr  bundesver- 
fassungsmässig  keine  deutsche  souveraine  Familie  sich  für  befugt 
achten  darf,  ein  neues  Hausgesetz  zu  gründen,  worin  sie  die  ehe- 
hche  Verbindung  ihrer  Mitglieder  mit  einem  Mitgliede  einer  jetzt 
standesherrlichen  Familie  für  eine  Missheirath  erklären  wollte^). 
VI.  VS^eitere  Rechtswirkungen  hat  das  den  standesherrUchen  Fami- 
lien beigelegte  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  mit  den  jetzt  in  Deutsch- 
land regierenden  Familien  nicht:  namentlich  kann  daraus,  dass 
den  standesherrlichen  (oder  durch  besondere  Bundesbeshlüsse  den- 
selben hinsichtlich  der  persönlichen  Vorzüge  gleichgestellten)  Fa- 
mihen  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  in  dem  angegebenen  Sinne 
beigelegt  ist,  nicht  abgeleitet  werden,  dass  dieselben  die  Ver- 
pflichtung hätten,  auch  für  die  Ehen  ihrer  Mitglieder  strenge 
Ebenbürtigkeilsgrundsätze  hausgesetzlich  aufzustellen,  oder  dass 
sich  die  Geltung  solcher  Grundsätze  für  die  Successionsfähigkeit 
in  einer  standesherrlichen  Familie  von  selbst  versiehe  9).  VH.  Durch 


Bd.  I.  S.  53.  —  Meine  Schrift  über  das  Nacbfolgerecht  des  fürstlichen 
Hauses  Löwenstein-Wertheim  in  den  Stamniländern  des  Hauses  Witteisbach. 
Heidelberg  1838.   S.  59. 

')  Dies  ist  z.  B.  der  Fall  hinsichtlich  der  sog.  reichsständischen 
Personalisten;  diese  wurden  notorisch  zur  Reichszeit  nicht  zum  hohen 
Adel  gerechnet,  obschon  sie  sogar  persönliche  Reichsstandschaft  hatten,  weil 
sich  der  hohe  Adel  als  ein  sog.  dinglicher  oderRealadel  ausgebildet 
hatte,  d.  h.  ein  unmittelbares  Reichsland,  worauf  die  Reichsstandschaft  haf- 
tete, als  Grundlage  (seit  1654)  voraussetzte.  Vergl.  die  Nachweisungen  in 
meiner  Schrift:  Ueber  hohen  Adel.  §.  79.  S.   175,  Note  ***), 

8)  Abweichende  Ansichten  über  letzteren  Punkt  haben  Kl  üb  er,  Abhand- 
lungen und  Betrachtungen  etc.  1830.  p.  140  u.  f.  und  v.  Dresch,  Abhand- 
lungen über  Gegenstände  des  öifentl.  R.  1830.  p.  239.  —  Würde  man  aber 
ein  solches  Recht  der  deutschen  Bundesfürsten,  durch  Hausgesetze  die  Ehen 
ihrer  Familienglieder  mit  standesherrlichen  Frauen  auszuschliessen,  anerkennen, 
so  würde  hierdurch  der  Inhalt  der  B.  A.  art.  XIV.  a.  illusorisch  gemacht 
werden.  Vergl.  über  die  ausdrückliche  Anerkennung  der  Statthaftigkeit  sol- 
cher Ehen  in  den  Hausgesetzeo  der  souverainen  Familien  oben  §.  226.  \l. 

3)  Es  ist  ganz  verkehrt  und  unlogisch,  wenn  man,  wie  in  neuerer  Zeit 
öfter  geschehen  ist ,  daraus ,  dass  eine  Familie  zum  hohen  Adel  gehört, 
schliessen  will,  dass  desshalb  in  derselben  alle  unstandesmässigen  Ehen 
für  Missheirathen   gelten    müssten.     In   dem   Wesen   des    hohen   Adels 
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Bundesbeschluss  v.  18.  Aug.  1825  vereinigten  sich  die  souverainen 
Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands  dahin,  „dass  den  mittel- 
bar gewordenen  standesherrliclien,  vormals  reich sständischen 
Familien  ein  ihrer  Ebenbürtigkeit  mit  den  souverainen  Häusern 
angemessener  Rang  und  Titel  und  insbesondere  den  Fürsten 
das  Prädikat  Durchlaucht  gewährt  werde'").  VIII.  Aus  dem 
Bundesbeschlusse  v.  13.  Febr.  1829  ergibt  sich,  dass  dieses  Prädikat 
„Durchlaucht"  nur  den  Häuptern  dieser  fürstlichen  Fa- 
milien gebührt.  Durch  denselben  Bundesbeschluss  v.  13.  Febr. 
1829  wurde  in  ähnlicher  Weise  den  Häuptern  der  vormals 
reichsständischen  gräflichen  Familien  das  Prädikat  „Er- 
laucht" verliehen  ^'). 

§.  309. 

in.    Stellung  der  Standesherren  in  den  einzelnen 

Bundesstaaten. 

1)  Ehrenstellnng ,  Landstandscbaft  und  Begünstigung 
hinsichtlich  der  Besteuerung, 

I.  In  Bezug  auf  die  Stellung,  welche  den  Standesherren  in 
den  Einzelstaaten  gebührt,  bestimmt  die  deutsche  Bundesakte, 
dass  die  Häupter  dieser  Häuser  die  ersten  Standesherren  in 
dem  Staate  sind,  zu  dem  sie  gehören;  sie  und  ihre  Familien  bil- 
den die  pri vi legir teste  Klasse  in  demselben,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Besteuerung').  II.  Die  Ausführung  des  ersten 
Theiles  dieser  Bestimmung,  welche  die  E  h  ren  Stellung  der 
Standesherren    in  den  Einzelstaaten   zum  Gegenstande  hat,  ist  in 


Hegt  nicht  mehr,  als  dass  die  zu  demselben  gehörigen  Familien  die  Behand- 
lung gewisser  Ehen  als  Missheirathen  bei  sich  durch  Fauiilienstatute  (auto- 
nomisch)  einzuführen  befugt  sind.  Siehe  meine  Schrift;  Ueber  hohen  Adel 
§.   108. 

w)  Dieser  ß.  B.  v.  18.  Aug.  1S25.  Sitz.  XXII.  Separat-Protok.  I[.  sub  A. 
wurde  durch  Protokoll  v.  19.  Aug.  1S25.  Sitz.  XIII.  Protok.  §.  98  publizirt; 
abgedruckt  bei  G.  v.   Meyer,   Staatsakten.  II.  S.  2S4. 

«»)  Dieser  B.  B.  v.  13.  Febr.  1529.  Sitz.  III.  §.  20  wurde  publizirt  durch 
Sitzung  VII.  V.  12.  März  1829.  Protok.  §.  2;  abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer, 
Staatsakten.  II     S.  847. 

»)  B.  A    art.  XIV.  b). 


286       §•  309.     Ehrenslelinng,  Landstandschaft  und  Steuerbefreiung. 

keinem  deutschen  Bundesstaate  auf  Schwierigkeiten  gestossen,  und 
namentlich  ist  den  Hauptern  der  standesherrlichen  Familien  üher- 
all  ein  Sitz  in  der  ersten  Kammer  der  Landstände  einge- 
räumt worden.  Uebrigens  ist  von  selbst  einleuchtend ,  dass  die 
Standesherren  durch  die  Gewährung  der  in  der  Bundesakte  ihnen 
in  spezieller  Aufzählung  gewährten  Vorrechte  an  sich  schon  die  pri- 
vilegir teste  Klasse  in  denEinzelslaaten  sind,  und  dass  diese 
Vorrechte  so  weit  gegriffen  sind,  dass  sie  das  höchste  Maass  der 
Vorrechte  begreifen,  welche  überhaupt  in  einem  Einzelstaate  einer 
Adelsklasse  gewährt  worden  sind,  oder  gewährt  werden  können  -). 
III.  Jedoch  enthält  diese  Bestimmung  der  Bundesakte  auch  kein 
Verbot  für  die  Bundesglieder,  in  ihren  Staaten  auch  anderen 
Adelsklassen  oder  einzelnen  adeligen  Familien  dieselben  Vor- 
rechte, wie  den  Standesherren,  einzuräumen,  und  somit  für  ihren 
Staat  einen  hohen  Landesadel  in  weiterer  Ausdehnung,  als 
der  Begriff  des  hohen  Adels  in  Deutschland  (§.  308.)  be- 
dingt, zu  erschaffen :  wohl  aber  können  die  Standesherren  ver- 
langen, dass  ihnen  alle  jene  Privilegien  gewährt  werden,  welche 
etwa  eine  Landesgesetzgebung  der  höchsten  Klasse  des  Landes- 
adels einräumt^).  IV.  Was  dagegen  die  den  Standesherren  ge- 
machte Zusicherung  anbetrifft,  auch  hinsichtlich  der  Besteuerung 
als  die  privilegirteste  Klasse  behandelt  zu  werden,  so  ist  die 
Ausführung  derselben  fast  allenthalben  auf  grosse  Schwierigkeiten 
gestossen,  und  eine  Begünstigung  derselben  entweder  nur  in  einem 


2)  Vergl.  z.  B.  das  k.  bayerische  Edikt,  die  staatsrechtl.  Verhällnisse 
der  vormals  reichsständischen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  belr.  als  Beil.  IV. 
zu  Titel  V.  §.  2,  der  V.-U.  v.  1818.  —  Die  in  Baden  erschienenen  Ge- 
setze und  Verordnungen  über  das  staatsrechtliche  Verhäliniss  der  Standes- 
herren sind  zusammengestellt  in:  Das  staatsrechtliche  Verhiiltniss  der  Stan- 
des- und  Grundherren  und  die  Lehensverfassung  im  Grh.  Baden.  Karlsruhe, 
1843.  —  Seitdem  sind  diese  Verhällnisse  in  Baden  durch  einzelne  Verträge 
der  Staalsregierung  mit  den  Häuptern  der  standesherrlichen  Familien,  und 
zwar  so  weit  nölhig,  mit  landsländischer  Zustimmung,  neu  geordnet  worden. 

3)  Die  als  subsidiäres  Bundesgeselz  in  der  B.  A.  art.  XIV.  erklärte  k. 
bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  bestimmte  ausdrücklich:  A.  1. 
„Den  unserer  SouveraineLät  untergebenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  «er- 
den alle  jene  persönlichen  Vorzüge  und  Rechte  zugesichert,  welche  der  er- 
sten Klasse  des  Adels  in  Unserem  Königreiche  wirklich  zustehen,  oder 
welche  diesen  künftig  werden  erlheiit  werden." 
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sehr  geringen  Maassslabe  gewährt  •*),  theils  aus  dem  Grunde  ver- 
weigert worden,  weil  die  Landesgesetzgebung  solche  Bevorzugun- 
gen gar  nicht  mehr  anerkennt  5). 


-*)  SctioD  die  als  subsidiäres  Buudesgesetz  anerkannte  bayerische  D<>. 
klaralioD  v.  19,  Mürz  180".  H.  10)  u.  11)  erklärte:  „Es  bat  in  den  media- 
tisirten  Landen  keine  Steuerfreiheit  statt.  Die  Domainengüler  und  Ge- 
fälle der  mcdiatisirlen  Herren  sind  provisorisch  nach  dem  Maassslabe  des 
Steuerbcilrages  der  bayerischi'n  Stände  zu  belegen."  Gewährt  wurde  den 
Standesherren  nur  (ebendas.  12  und  l;i)  Zollbefreiung  von  allen  zu  ih- 
ren eigenen  Hausbedürfnissen  erforderlichen  Consunilibilien,  und  Freiheit  von 
der  Entrichtung  der  Chaussee-Gelder  innerhalb  des  mediatisirten  Ge- 
biets. —  Das  badische  HI,  Conslit -Edikt  v.  22.  Juli  1807.  §.44.  ordnete 
die  Besteuerung  der  standesherrlichen  Liegenschaflen  nach  dem  Fusse  an, 
der  bei  den  unge freiten  in  jener  Gegend  üblich  war,  jedoch  so,  dass  ihr 
Besteuerungsverhältniss  nur  w  ie  2-3  angesetzt  wurde.  (Siehe  noch  Note  5). 
Mitunter  wurde  den  Standesherren  Freiheit  der  Besteuerung  in  Bezug  auf 
ein  einzelnes  von  denselben  bewohntes  Palais  oder  Schloss  gewährt,  u.  dergl. 
So  z.  B.  in  Hannover;  siehe  oben  §.  2S4.  Note  6.  —  Wesentlich 
grössere  Begünstigungen  gewährte  den  Slandesherren  mit  ausdrücklicher  Be- 
zugnahme auf  die  Bestimmung  des  Artikels  XIV.  der  deutschen  ßundesakte, 
wonach  die  Slandesherren  hinsichtlich  der  Besteuerung  die  privilegirteste 
Klasse  sein  sollen,  das  k.  bayerische  Edikt,  Beil.  IV.  zur  V -U.  v.  1818. 
§.  53 — 56,  nämlich  Freiheit  von  allen  Personalsteuern,  Freiheit  der 
von  ihnen  bewohnten  Schlossgebäude  von  der  Haussteuer,  als  Aequivalent  für 
von  der  ßundesakte  ihnen  beigelegte  Vorrechte  insbesondere  eine  bestän- 
dige Rente,  welche  dem  dritten  Theile  des  Betrages  der  ordentlichen 
Grundsteuer,  Haussleuer  und  Doniinicalsteuer  von  ihren  vormals  reicbsstän- 
disehen  Besitzungen  gleichkommt,  oder  die  Uebernahme  eines  verhältniss- 
mässigen  Theiles  ihrer  Schulden  auf  die  Staatskasse,  Freiheit  von  Zoll-  und 
Weggeld,  manthfreie  Einführung  ihrer  Naturalprodukle  und  Gefälle  aus  ihren 
im  Auslande  gelegenen  und  an  ihre  diesseitigen  Herrschaften  angrenzenden 
Besitzungen. 

5)  So  z.  B.  wurde  in  den  badischen  Edikten  v.  23  April  ISIS.  §.23. 
und  V.  16.  April  1819.  §.  31.  der  Grundsalz  der  gleichen  Besteuerung 
auf  die  Slandesherren  ausgedehnl,  unter  Berufung  darauf,  dass  schon  zur 
Zeit  der  Errichtung  der  ßundesakte  keine  Steuerfreiheit  im  Grossherzog- 
thume  bestanden  habe,  und  mit  Hinweisung  auf  die  allgemeinen  Bestimmun- 
gen der  Verfassungsurkunde.  Uebrigens  kann  nach  der  Geschichte  der 
Abfassung  des  Art.  XIV.  der  Bundesakte,  und  nach  seinem  Wortlaute  nicht 
bezweifelt  werden,  dass  die  ursprüngliche  Meinung  der  ßündesi;lieder  aller* 
dings  die  war,  dass  den  Standesherren  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  wirk- 
liche und  nicht  bloss  imaginäre  Begünstigungen  gewährt  werden  soll- 
ten, (wie  dies  das  in  Note  4.  angeführte  k.  bayerische  Edikt,  Beil.  IV. 
lur  V.-Urk.  v.   1818   wirklich  gethan  hat),    und  zwar  auch  von  jenen  Staa- 
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§.  310. 
2)  Aufenthaltsfreiheit  der  Standesherren. 

I.  Die  Bundesakte  Art.  XIV.  gehet  von  der  Grundansicht  aus, 
dass  die  standesheniichen  Familien  fortan  einem  bestimmten 
Staate  angehören,  d.  h.  zu  einem  der  souverainen  Bundes- 
glieder in  einem  persönlichen  und  eigentlichen  Unterthansverhält- 
nisse  stehen  müssen');  sie  hat  jedoch  keinen  Grundsatz  darüber 
ausgesprochen ,  welchem  Staate  eine  standesherrliche  Familie 
mit  persönUcher  Unterthanschaft  angehörig  zu  betrachten  sei, 
wenn  sie  etwa  in  mehreren  Staatsgebieten  Standesherrschaften 
besitzt.  II.  Es  muss  daher  als  der  Wahl  der  einzelnen  stan- 
desherrlichen Familien  überlassen  betrachtet  werden,  welchem  der 
mehreren  Staaten,  in  denen  ihre  Besitzungen  liegen,  sie  mit  per- 
sönlicher Unterthanschaft  angehören  wollen  -),  III.  Eine  Unge- 
wissheit  in  dieser  Beziehung  kann  nicht  nur  für  die  standesherr- 
lichen Familien  selbst  mehrfache  INachtheile  haben  3),  sondern  sie 
hat  auch  für  die  Staatsregierungen  üebelstäude  zur  Folge*).     Es 


ten,  wo  bisher  keine  Steuerbefreiungen  u.  dergi.  üblich  waren,  indem  die 
standesherrlichen  Besitzungen  bisher  nicht  zu  deren  Gebiete  gehört  hatten, 
und  also  der  bisher  etwa  in  einem  solchen  Staate  bereits  bestandene  Grund- 
satz der  gleichen  Besteuerung,  den  Standesherren  nicht  als  sie  rechtlich  ver- 
pflichtend oder  der  Zusicherung  der  Bundesakte  derogirend,  entgegen  ge- 
halten werden  konnte. 

')  Es  liegt  dies  unverkennbar  in  der  bereits  oben  §.  309.  I.  angeführten 
Bestimmung  der  B.  A,  art.  XIV.  b),  woselbst  die  Häupter  dieser  Häuser  für 
die  ersten  Standesherren  in  dem  Staate  erklärt  werden,  „zu  dem  sie  ge- 
hören." 

2)  Eine  gesetzliche  Bestimmung  darüber,  dass  etwa  die  in  mehreren  Bun- 
desstaaten zugleich  begüterten  standesherrlichen  Familien  in  jedem  dieser 
Staaten  auch  zugleich  als  persönliche  Unterthanen  betrachtet  werden  sollen, 
so  lange  sie  nicht  eine  Wahl  treffen,  ist  nicht  vorhanden. 

3)  So  z.  B.  kann  es  den  Standesherren  sehr  beschwerlich  werden,  wenn 
sie  sich  der  Gefahr  aussetzen,  in  mehreren  Staaten  als  Staatsangehörige  und 
domilizirt  behandelt  und  in  Ansprach  genommen  zu  werden :  es  kann  hier- 
aus eine  Verwirrung  in  Bezug  auf  den  Gerichtsstand ,  und  insbesondere 
grosse  Unsicherheit  in  Bezug  auf  die  formelle  und  materielle  Gültig- 
keit von  Rechstgeschäften  der  Standesherren  entstehen,  wobei  die  Staatsan- 
gehörigkeit und  der  Wohnsitz  (die  statuta  domicilii  oder  personalia)  in 
Frage  kommen,  z.  B.  bei  Testamenten. 

■*)  So  z.  ß.  kann  es  für  gewisse  Steuern  vom   beweglichen  oder  sog. 
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ist  daher  jede  Staatsregierung  für  befugt  zu  achten,  eine  in  ih- 
rem Gebiete  und  zugleich  in  anderen  Bundesstaaten  begüterte 
slandesherrliche  Familie  zur  bestimmten  Erklärung  aufzufordern, 
ob  sie  ihren  ständigen  Wohnsitz  {domicilium  im  juristi- 
schen Sinne)  und  das  Staatsbiirgerrecht  in  dem  Staate  nehmen 
oder  als  auswärtiger  Grundbesitzer  (Forensis)  betrachtet  werden 
wolle  5).  111.  Vtrscliicden  bicrvctn  ist  die  Berechlifjung  zum 
Aufenthalte  in  einem  der  deutsclien  Bundesstaaten.  Di«se  ist  den 
standesberrlicben  Familien  „unbeschränkt"  in  jed^m  zudem 
Bunde  geliörigem  oder  mit  demselb  n  im  Frieden  lebenden  Staate  in 
der  Bundt'sakle  Art.  XIV.  zngestandi'U  worden").  Der  Sinn  dieser  Be- 
stimmung ist  der,  dass  die  Mitf;lie(ler  standesherrlicher  Familien 
keiner  Erlaubniss  von  Seite  des  Souverains,  als  dessen  ünter- 
tlianen  sie  sich  bekennen,  bedürfen,  weim  sie  in  einem  anderen 
Staate,  als  wo  sie  ibren  Wobnsilz  haben,  sich  aufliallen  w<dlen, 
und  dass  ihnen  kein  deutscber  Staat  ohne  besondere  Gründe, 
über  deren  Bedeutung  die  Bundesversammlung  zu  urlbeilen  hat, 
den  Aufenthalt  in  seinem  Gebiete  verweigern  darf.  IV,  Es  kann 
jedoch  diese  unbeschränkte  Frcibeit  des  Aulenlhalles  nicbt  in  der 
Ausdehnung  verstanden  werden,  als  ob  hiermit  den  Mitgliedern 
der  standesberrlicben  Familien  ein  Freibrief  in  d-m  Sinne  habe 
ertheilt  werden  wollen,  dass  dieselben  aus  keinem  deutschen 
Bundesstaate,  dessen  persönliche  ünterlhanen  sie  nicht  sind, 
ausgewiesen  werden  könnten,  wenn  sie  dortselbst  die  Landesge- 
setze übertreten,  oder  ein  Benehmen  einhalten  würden,  weiches 
der  Regierung  gegründete  Veranlassung  zur  Beschwerde  geben 
würde  ^).     V.  Desgleichen  bleiben  die  Mitglieder  standesberrhcher 


pe  rsü  nlicti  e  II  Vermögen,  Kapilalslenern  ,  EinkniiiinensteuerD,  g^anz  uoer- 
iässlich  werden,  festzustellen,  wo  »-in  Standesberr  wirklich  Slaaisan^cehöriger 
ist.  Aucli  kann  dies  Eiufluss  auf  die  Znias!>ung  zur  Laodstaiid.'<cliafl  haben, 
wo  S  ta  a  tsa  n  ge  h  örigk  e  i  t  Vorbedingung  derselben  ist.  Bisher  sind  je- 
doch die  Slandesberren,  welche  in  verschiedenen  Staaten  Standesherrschafien 
haben,  in  diesen  insgesammt  zur  Landstandschan  zugelassen  worden. 

5)  So  z.  B.  erging  in  Baden  unter  dem  24.  Febr.  1808,  Reg.-Bl. 
Nr.  IX.  eine  Aufforderung  an  die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Grundberren 
(ehemals  reichsfreien  Ade!)  zu  einer  solchen  bestimmten  Erklärung. 

*)  B.  A.  art.  XIV.  1).  —  Eine  gleiche  Zusicherung  enthielt  für  die 
Standesherren  schon  die  Rheinbundesakle  art.  31  ;    siebe  oben  §     107. 

'}  Vergl.  den  Commissionsbericht,  erstattet  in  der  ß.  V.    Sitz.  XXIL  v. 

Zöpfl,  StaaUrecht.   «l-  Aurt.    II.  19 
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Familien  den  Polizeigesetzen  des  Landes,  in  welchem  sie  persön- 
lich Unterlhanen  sind,  unterworfen,  insoweit  diese  unter  gewissen 
Voraussetzungen  die  Wegweisung  von  einem  gewissen  Orte,  z.  B. 
von  dem  fürstlichen  Hoflager,  gestatten  s). 

§.  311. 

3)    Autonomie    (Hausgesetze    und   Farailienfideicommisse) 

der  Standesherren. 

A.  Veranlassung  und  Zweck  der  Bestimmung  in  der 

Bundesakte  Art.  XIV.  2. 

I.  Zur  Zeit  der  Unterordnung  unter  die  Staatsgewalt  der  sou- 
verain  gewordenen  Fürsten  mussten  die  standesherrlichen  Fami- 
lien in  mehreren  Staaten  eine  sehr  willkührliche  Behandlung  er- 
dulden, indem  manche  Regierungen  darauf  ausgingen,  sie  ohne 
Weiteres  wie  andere  Unterthanen  ledigüch  unter  die  Landes- 
gesetzgebung zu  stellen.  Es  wurde  daher  in  einigen  Staaten 
die  bisher  bestandene  Familienautonomie  der  standesherr- 
lichen Häuser  entweder  gar  nicht  mehr  anerkannt  und  ihre  Haus- 
statute und  Familienfideicommisse  wurden  für  aufgehoben  er- 
klärt ').  II.  Auf  dem  wiener  Congresse  wurde  eine  solche  Be- 
handlung  der  standesherrlichen    Familien    für   unbilhg   erachtet 2), 


29.  Juli  1841.  Prolok.  §.  255.  S.  504.  über  die  Vorstellung  des  Grafen  Er- 
wein  von  Schiin  born-Wiesentheid,  als  Hauptes  des  standesherrlichen 
Hauses,  wegen  Beschränkung  der  Freiheit  des  Aufenthaltes  seines  jüngeren 
Bruders,  des  Grafen  Franz  von  Sch.-W.  im  Königreiche  Bayern. 

")  Vergl.  das  in  Note  7.  angef.  CommissionsgutachteB  und  den  darauf  in 
derselben  Sitzung  erfolgten  B,  ß.  Protok.   S,  505. 

1)  So  z.  B.  haue  Würtemberg,  Ges.  v.  22.  April  1808  die  im  wür- 
tembergischen  Landrechte  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Erbfolge 
für  die  einzigen  Entsclieidungsregeln  in  den  Verhältnissen  der  Mediatisirten 
erklärt,  und  durch  die  Verord.  v.  26.  April  1812  ihre  Familienfideicommisse 
geradezu  aufgehoben  und  die  Errichtung  neuer  verboten.  —  Eine  Uebersicht 
des  gegen  die  Standesherren  in  der  Rheinbundzeil  von  den  Rheinbund- 
staaten eingehaltenen  Verfahrens,  s.  bei  Vollgraff,  Standesherren  S.  252 
u.  f.  —  Kohler,  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  des  mittelbar  gewordenen 
reicfasständischen  Adels.  S.  185  u.  f.  —  Vergl.  auch  überhaupt  über  die 
Beschwerden  der  Standesherren;  Klüber,  Uebersicht  der  Verhandl.  des 
wiener  Congresses,  p.  282  u.  f.  313  u.  f.  — 

^)  Insbesondere  war  es  Preussen,    welches    auf  dem  wiener  Congresse 
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und  eine  besondere  Bestimmung  in  die  deutsche  Bundesakte 
Art.  XIV.  aufgenommen,  um  wenigstens  für  die  Zukunft  ihre 
Familienverhältnisse  und  ihren  Familienfideicom miss- 
besitz gegen  eine  ähnliche  Behandlung  sicher  zu  stellen  3). 

§.  312. 

B.  Begriff  und  Rechtsgrund  der  standesherrlichen 

Autunomie. 

I.  Man  pflegt  die  den  slandesherrlicben  Familien  in  der  Bun- 
desakte in  Bezug  auf  ihre  Familien-  und  Güterverhält- 
nisse zugesicherten  Befugnisse  gegenwärtig  allgemein  als  eine 
ihnen  bundesgrundgeselzlich  in  diesen  Beziehungen  gewährleistete 
Autonomie  zu  bezeichnen.  In  der  Bundesakte  selbst  findet 
sich  diese  Bezeichnung  nicht;  auch  verdient  es  alle  Billigung, 
dass  dies  nicht  geschehen  ist,  indem  hierdurch  vermieden  wurde, 
den  Schulstreit  über  den  Begriff  der  Autonomie  in  die  Bundes- 
gesetzgebung hereinzuziehen.  Für  den  praktischen  Standpunkt  ge- 
nügt es  vollkommen,  dass  in  der  Bundesakte  Art.  XIV.  2.  gewisse 
Verhältnisse  (Güter-  und  Familienverhältnisse)  als  die- 
jenigen bezeichnet  worden  sind,  hinsichtlich  deren  den  standes- 
heirlichen  Familien  die  Befugniss  zustehen  soll,  „verbindliche 
Verfügungen"  zu  treffen.  II.  Der  leitende  und  Grundgedanke 
bei  der  Bewilligung  dieses  Vorrechtes  für  die  standesherrlichen 
Familien  war  aber  allerdings  der,  dass  ihnen  dieselbe  Autono- 
mie, welche  den  reichsständischen  Häusern  zur  Beichszeit  un- 
bestritten in  den  gedachten  Beziehungen  zukam,  auch  fortan,  ihrer 
Medialisirung  ungeachtet,  verbleiben  und  sogar  in  eben  dem 
Umfange  gewährt  werden  sollte,  wie  sie  die  souverainen  deutschen 
Familien  seit  der  Auflösung  des  Beiches  selbst  übten  ^).  III.  Der 
Rechtsgrund  der  Automie,  so  weit  sie  den  standesherr- 
lichen Häusern  hiernach  belassen  worden  ist,  liegt  unverkennbar 
in    der    singulären    publizistischen    Standesstellung, 


darauf  drang,  „dass  die  Rechte  der  Standesherren  so  vortheilhaft  und 
billig,  als  CS  die  Umstände  erlaubten"  in  der  Bundesakte  bestimmt 
werdt-n  sollten.   —  Klüber  ,*  Uebersicht.  S.  298  u.  f.  — 

')    Vergl.     über     die     Congressverhandlungen  :       Klüber,     Uebersicht. 
S.  391  u.  f. 

1)  Siehe  §.  311.  Note  2 

19* 
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d.  h.  in  der  im  öffentlichen  Rechte  begründeten  genossen- 
schaftlichen Sonderstellung,  welche  diesen  Familien  und  ins- 
besondere den  Häuptern  derselben  durch  die  Anerkennung  ihrer 
Standesgleichheit  und  Ebenburt  mit  den  regierenden  Familien  ein- 
geräumt worden  war 2).  Es  ist  dies  ganz  derselbe  Rechts- 
grund, aus  welchem  den  reichsständischen  Familien  (dem  hohen 
Adel)  schon  zur  Reichsz((it  diese  Autonomie  beigelegt  wurde  ^). 

2)  Die  genossenschaftliche  Sonderstellung,  d.  h.  die  Eigen- 
thümlichkeit  der  politischen  und  bürgerlichen  Stellung,  war  in  Deutsctiland 
überhaupt  ven  jeher  der  geschichtliche  Grund  des  besonderen  Standesrechtes 
gewesen.  Siehe  oben  §.  306.  I.  —  Die  Genossenschaftlichkeit  bestehet  aber 
lediglich  in  der  gleichen  Theilnabiusbefugn  iss  an  einem  Sonder- 
rechte, ohne  dass  desshalb  die  Genossen  unter  sich  eine  Corporation  oder 
universitas  im  Rechtssinne  des  Wortes,  oder  eine  Societas  im  juristischen 
Sinne  bilden,   oder  zu  bilden  nothwendig  haben. 

3)  Zur  Reichszeit  pflegte  man  als  den  Rechtsgrund  der  reichsständischen 
Autonomie  entweder  die  individuelle  Willkühr  (so  z.  B.  Mayer,  s. 
§.  313.  Note  *) ,  oder  die  gesetzgebende  Gewalt  der  La  ndesh  e  r- 
ren  (so  z.  B.  Betsius,  §.  313.  Note  *)  anzugeben.  Darüber,  dass  diese 
beiden  Auffassungen  unrichtig  sind,  dürfte  wohl  kaum  ein  gej,'ründeter  Zwei- 
fel obwalten  können;  denn  die  individuelle  Willkühr  kann  wohl  ein- 
zelne R  echtsge  seh  äf  t  e,  aber  kein  Recht  (keine  Rechtssätze  oder  Rechts- 
institute) erschaffen;  gerade  aber  darin,  dass  die  Autonomie  überhaupt,  so- 
wohl die  der  reichsständischen  Familien,  als  die  städtischer  und  anderer 
Corporationen  ein  Recht,  wenn  gleich  in  weit  beschränkterem  Umfange,  als 
man  gewöhnlich  annahm,  zu  erzeugen  vermochte  (s.  §.  313.),  bestehet  ihr 
eigenthümliches  Wesen  und  ihre  Unterscheidung  von  einer  einfachen  privat- 
rechtlichen Disposilionsbefugniss.  Die  gesetzgebende  Gewalt  der  Lan- 
desherren kann  aber  darum  nicht  als  der  Grund  der  reichsständiscben 
Autonomie  betrachtet  werden  ,  weil  an  sich  nach  dem  alten  Reichsrechte  die 
Landesherren  als  solche  keine  wahre  gesetzgebende  Gewalt,  sondern 
nur  ein  Recht,  Verordnungen  zu  machen  (statuta  mandare,  §.  lOS.  IV. 
§.  313.  Note  6  u.  f.)  hatten,  und  wenn  einzelne  grössere  Landesherren, 
Avie  z.  B.  Bayern  und  Preussen,  in  der  letzten  Zeit  des  Reiches  ihr 
Verordnungsrecht  tu  einer  wirklichen  gesetzgebenden  Gewalt  ausgedehnt  hat- 
ten, so  war  dies  nicht  nur  eine  jener  Anomalien,  an  welchen  das  Reicbs- 
recht  so  reich  war,  sondern  es  stehet  überdies  fest,  dass  nicht  die  reichs- 
ständische Familie  in  ihrer  Gesammtheit,  sondern  nur  der  jeweilige  Landes- 
herr allein  die  gesetzgebende  oder  verordnende  Gewalt  hatte,  und  dass  sie 
der  Landesherr  nur  über  seine  Unterthanen,  nicht  aber  über  die  Mitglieder 
seiner  Familie  gebrauchen  konnte  (§.  213.  IL  216.  L),  Dass  die  Autono- 
mie überhaupt  nicht  als  Ausfluss  der  gesetzgebenden  Gewalt  betrachtet 
werden  diiife,   hat  schon  Pnchta,   Gewohnheitsrecht  II    S.  106.  ricbtig  aus- 
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C.    Das  Wesen  der  reichsständischen  Autonomie  zar 

Reichszeit  und  der  standesherrlichen  Autonomie  in 

der  Gegenwart*). 

I.  Da  jedenfalls  soviel  feststehet,  dass  den  Standesherren  in 
der  Biindesakle  keine  Autonomie  in  einer  anderen  Bedeutung 
beigelegt  werden  wollte,  als  sie  zur  Reichszeit  gehabt  hatten, 
so  muss  man  vor  Allem  über  das  Wesen  der  Autonomie 
zu  einer  klaren  Ansicht  zu  gelangen  suchen,  welche  den  Reichs- 


geführl;  er  schreibt  ihr  aber  die  Kraft  zu,  neben  dem  Gesetze  und  der 
volksmässigen  Rechtsbilduog  durch  Herkommen  ein  Recht  zu  erzeugen,  d.  h. 
er  erkennt  sie,  wie  alle  seine  Vorgänger,  als  Rechtsquelle  an.  —  Ger- 
ber (s.  §.  313.  Note  *)  musste  dagegen  dadurch,  dass  er  der  Autonomie 
die  Fähigkeit,  Rechtssätze  zu  erzeugen ,  worin  nach  der  bisherigen  Vorstel- 
lung ihr  Wesen  liegt,  absprach,  folgerichtig  zu  der  Behauptung  kommen, 
dass  die  Autonomie  überhaupt  keine  Rechtsquelle,  sondern  nur  ein  „un- 
ju  ristischer  Ausdruck  für  die  grössere  oder  geringere  Disp  osit  ions- 
befugniss  gewisser  Personen  und  Genossenschaften  inRücksicht  auf  den  durch 
das  bestehende  Recht  nachgelassenen  Spielraum  sei ;  ein  Ausdruck ,  der  zur 
Vermeidung  von  Unklarheiten  und  Missverständnissen  aus  der  Rechtssprache 
überhaupt  verbannt  werden  sollte."  —  Die  von  mir  hier  vorgetragene  An- 
sicht über  den  Rechts g rund  der  Autonomie  und  den  ihr  zukommenden 
Charakter  als  Rechtsquelle  stimmt  im  Wesentlichen  mit  Puchta  und  mit  der 
gegen  Gerber  gerichteten  Ausführung  von  K.  Maurer  (s.  §.  313.  Note  *) 
überein ,  beruhet  aber  zum  Theile  auf  anderen  Gründen  und  gelanget  theil- 
weise  zu  anderen  praktischen  Folgerungen. 

*)  Betsius,  Tract.  de  statutis ,  consueludinibus  et  pactis  success. 
famil.  illustr.  et  nobil.  Frft.  1661.  —  Hersemeyer  (Bodmann?)  diss.  de 
pactis  gentilitiis  familiär,  illustr.  atque  nobilium  Germ.  Moguot.  1688.  — 
Job.  Christ.  Mayer,  Autonomie,  vornehmlich  des  Fürsten-  und  übrigen 
unmittelbaren  Adelstandes  im  römisch  ■  deutschen  Reiche,  Tübingen  1782.  — 
Jaup,  de  valore  et  efßcacia  pactorum  seu  stalutorum  familiarum  illustr.  et 
nobilium,  iotuitii  tertii  Giessae,  1802.  —  Wilda,  in  VVeiske,  Rechts- 
lexikon s.  V.  Autonomie,  —  B  eseler,  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Bd.  II. 
Göttingen  1837.  §.  15-17.  —  Gerber,  über  den  Begriff  der  Autonomie, 
im  Archiv  f.  civil.  Praxis.  Heidelb,  1854.  Bd.  37.  Hft.  I.  p.  35.  u.  f.  — 
Dagegen  K.  Maurer,  über  den  Begriff  der  Autonomie  in  d.  kritischen 
Ueberschau  der  deut.  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  München  1854. 
Bd.  11.  Hft.  II.  S.  229  u.  f.  —  Siehe  auch  die  oben  §.  214.  Note  *)  angef. 
Scbrifteo. 
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standen  zur  Reichszeit  zukam.  II.  In  dieser  Beziehung  muss  es 
als  ein  zwar  sehr  verbreileler,  aber  nichts  destoweniger  unzwei- 
felhafter Irrlhum  bezeichnet  werden ,  wenn  man  unter  der  Auto- 
nomie der  Reichsstände  ein  schrankenloses  Recht  verstehen 
will,  durch  Familienverträge,  Hausslatute,  Testamente  u.  dergl. 
alle  denkbaren  Verfügungen  in  ihren  Familien-  und  Gilter- 
verhältnissen rein  willkührlich  zu  treffen,  und  somit  auch  schran- 
kenlos und  willkührlich  neue  Rechtssätze  einzuführen. 
Dieser  Ansicht  stehet  nicht  nur  die  Stellung  der  reichsständischen 
Familien  als  Reichsangehörige  und  Unterthanen  des  Kaisers  zum 
Reichsrechte  und  zum  Kaiser  prinzipiell  entgegen,  sondern 
es  stehet  auch  notorisch  die  Reichspraxis  mit  einer  solchen  An- 
nahme im  Widerspruche,  indem  gewisse  Rechtssätze  oder 
Rechtsinstitute,  als  Inbegriffe  von  Rech  tssä  tzen,  selbst  von 
den  reichsständischen  Häusern  für  ihre  Familien-  und  Güterver- 
hältnisse nur  mit  Genehmi  gung  des  Kaisers  eingeführt  wer- 
den konnten'),  in  dessen  ursprünglicher  Machtvollkommen- 
heit und  später  sog.  Reservatrechten  man  die  alleinige 
unbeschränkte  Quelle  von  Sonderrechten  oder  Privi- 
legien sah,  welche  geradezu  dem  gemeinen  Reichsrechte  wider- 


>)  Dahin  g^ebörten  zur  Reichszeil  unstreitig  Bestimmungen  der  Haus- 
verträge über  einen  kürzeren  als  den  reicbsgesetzlichen  Volljäbrig- 
keitstermin  (siebe  §.  237.);  über  die  Erklärung;  von  Eben  mit  Frauen 
von  niederem  Adel  als  Wissbeirathen,  (§.  223.  Note  10) ;  der  Ausschluss  von 
Töchtern  von  allei'  Intcslaterbfi»lse  und  Pflichttbeilsrecbte  an  Vater,  Mutter 
und  Briidern  (§.  91.  Note  8.  und  §.  105.  Note  19.);  über  die  Eiricbtung 
von  Prinioge  n  i  I  urord  n  u  n  ge  n  ,  soferne  dadurch  das  bereits  begründete 
fe-ite  Successionsrecbt  (das  Wartrecht)  und  die  Pflicbltheilsrechle  der  nach- 
geborenen Sühne  aufgehoben  werden  wollte  (§.  214.  Note  4.  und  §.  247. 
VI.»;  über  das  Eiforderuiss  einer  bestimmten  Religionseigenscbaft  des  Re- 
gierungsnachfolgers  (§.  249.  Note  4  )  u.  s.  w.  Auch  bei  dem  von  Corpora, 
tionen,  wie  Städten,  autnnomisch  bestimmten  Rechte  hielt  das  Mittelalter  zu 
seiner  Rechtsbfständigkeit  und  Verbindlichkeit  (namentlich  in  Bezug  auf 
Dritte,  Nithtmitglieder  der  Corporation,  die  kaiserliche  oder  landesberrlicbe 
Besiätigung  für  nothwendig,  wenn  es  gegen  das  Reichsrecht  etwas  he.stioi- 
nien  wollte.  Schwabenspiegel  (Lassberg)  Ldr.  c  44.  „Das  beizet 
Burgerreht  swa  ein  jegelich  stat  ir  selber  setzet  ze  rehte  mit  ir  kuniges 
oder  mit  ir   fursten    willen"  etc,  Vergl.    die   auffallende    wörtliche 

üebereinstimmung  dieser  Stelle  mit  dem  spanischen  Gesetze  (Alphons  X. 
vou  Castilien)  Ley  de  las  siete  partidas  a.  1258.  Pact.  1.  Tit  2.  Ley  8;  in 
meiner  deut.  St.-  u.  R.-Gesch,  Bd.  II.  Abth.  II.  (1847).  §.  47.  Note  9. 
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Stritten  2).  HI.  Die  Bestätigung  der  Familienverträge ,  Testamente 
u.  dergl.  der  reichssländischen  Familien  durch  den  Kaiser  war 
daher  durchaus  nicht  in  allen  Fallen  nur  eine  leere  Förm- 
lichkeit, sondern  nach  Umständen  unerlässliches  Erfor- 
dernis s  für  die  Rech  tsheständigkei  t  eines  autonomischen 
Aktes,  sowie  hierdurch  etwas  an  den  prohibitiven  oder  un- 
bedingt präzeptiven  Grundsätzen  des  Reichsrechtes 
geändert,  und  also  ein  diesen  widerstreitender  Rechts- 
satz oder  widerstreitendes  Rechtsinstitut  an  deren 
Stelle  gesetzt  werden  wollte.  IV.  Innerhalb  jenes  Kreises  aber, 
in  welchem  sich  das  Verfüg ungsrecht  der  reichsständischen  Fa- 
miUen  nach  dem  Reichsrechte  frei  bewegen  konnte,  waren 
dieselben  befugt,  in  den  verschiedenen  Formen  der  Autonomie, 
wie  Familienverträge,  Familienfideiconimissstiftungen ,  Erbverbrü- 
derungen, Testamente  oder  Familienherkommen,  ein  Sonder- 
recht zu  gründen,  ohne  dass  es  einer  besonderen  kaiserlichen 
Bestätigung  bedurfte,  oder  ohne  dass  diese,  wenn  sie  auch 
nachgesucht  und  ertheilt  wurde,  eine  andere  Bedeutung,  als  die 
einer  vorsorglichen,  wenn  gleich  rechtlich  überflüssigen  und  also 
nur  scheinbaren  Bestärkung  oder  Sicherstellung  hätte  haben  kön- 
nen'). V.  Innerhalb  dieses  eben  bezeichneten  Kreises  war  es 
aber  den  reichssländischen  Familien  ebenso  erlaubt,  neueRechts- 


2)  Siehe  oben  §.   85. 

3)  So  z.B.  wenn  ein  Reicbsstand,  der  selbst  i^e  ine  pflichtt heilsbe- 
rechtigte Descendenz,  oder  die  Pflichttheilsrechte  seiner  Nolherben  gehörig: 
gewahrt  hatte ,  ein  Faniilienfideicommiss  aus  dem  seiner  freien  Disposition 
unterliegenden  Vermögea  stiftete,  in  der  Familienfideiconiniissstif- 
lung  eine  Friraogeniturordnung  anordnete,  Abstammung  aus  ebenbürtiger 
Ehe,  oder  wohl  auch  sogar  eine  gewisse  Religionseigenschaft  als  Bedingung 
der  Successionsrechte  vorschrieb,  so  bedurfte  seine  Verfügung  der  kaiserli- 
cbeo  ConßrmatioD  nicht,  weil  er  unter  dieser  Voraussetzung  kein  Recht 
beeinträchtigte ,  welches  irgend  einer  Person  durch  das  gemeine  Reichsrecht 
als  ein  gegen  Privatwillkiibr  gesichertes  Recht  beigelegt  worden  war.  Hier 
stellte  er  auch  wirklich  keinen  neuen  Rechtssatz  dem  Reichsrechte 
als  derogirend  gegenüber,  wie  dies  aber  unzweifelhaft  der  Fall  gewe- 
sen sein  würde,  wenn  eine  reichsständische  Familie  durch  Familienver- 
trag ihren  künftig  geboren  werdenden  Mitgliedern,  die  alle  ein  festes  Suc- 
cessionsrecht  in  die  Lehen-  und  Stammgüter  vom  ersten  Erwerber  ab- 
leiteten, oder  denen  doch  am  Allodialvermögen  ihrer  Väter,  Mütter  und 
Brüder  nach  gemeinem  Reichsrechte  von  Geburt  aus  Intestaterbrechte  und 
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Sätze  oder  neue  Rechtsinstitute  selbst  aufzustellen  und 
zu  erschaffen ,  oder  nach  der  in  neuerer  Zeit  beliebt  gewordenen 
Ausdrucksweise,  neues  Recht  zu  erzeugen,  als  ihnen  auch 
freistand,  sich  nach  Willkühr  Rechts  salze  oder  Rechtsin- 
stitute  anzueignen  oder  beizubehalten,  welche  bereits 
früher  in  einem  wei  leren  Kreise  (d.  ii.  bei  dem  Adel  über- 
haupt oder  etwa  sogar  v  o  1  k  s  massig)  erzeugt  worden  wa- 
ren ■•),  und  sitniil  einem  Rcc  htssysleme  angehörten,  welches  früher 
viellcirlit  selbst  einuMl  das  allgemeine  der  [Nation  gewesen 
war,  aber  im  Laufe  der  Zeit,  insbesondere  durch  die  Entwirke- 
iung  eines  gemein  positiven  Reiclisrecbles,  und  namentlich  durch 
die  Rezeption  des  römischen  Rechtes  als  eines  solchen,  im  Verhält- 
nisse   zu    diesem    in  die  Stellung  eines   Sonderrechtes,    oder 


beziehungsweise  P  fl  ich  tt  heil  srechte  heigelegl  wareo,  diese  Rechte  hätten 
ein-  für  allemal  und  in  infiniliim  abschneiden  und  sie  somit  aus  dem  gemei- 
nen Reclitsziislande  für  alle  künl'ligen  Zeilen  herausheben  wollen,  wie  dies 
z.  B.  das  Geislinger  Statut  (sii*he  oben  §.  1Ü5)  zuihiin  beabsirhiipt  haHe. 
*)  Gerber,  1.  c.  S  44.  führt  selbst  an,  dass  der  Adel  im  MV.  nnd 
XV.  Jahrhunderte  ein  „in  hohem  Grade  lebensvoller  Stand  gewesen, 
und  eine  ausserordentlich  bedeul.«aineEntwickeIung  aufGrund 
eigener  Bild  ungst riebe  erfahren  hat.  wie  sie  sich  auch  in  der  That  in 
einem  modernen  Adel  srechte  darsiflll,  welches  von  dem  älteren  Rit- 
terrecbte  des  Sachsenspiegels  vielfaeh  ve?sehieden  ist."  Er  selbst  zählt  auch 
ganz  richtig  eine  Reihe  »on  solchen  neueren  Instituten  des  Adelsrechtes 
auf,  wie  z.  B.  Entstehung  des  sog  adeligen  Stammguts,  consequenler  Aus- 
schluss der  Weiber  von  der  Succession  in  die  Slamragüter,  ausgedehnte  Un- 
verüusseilichkeit  derselben,  allmählige  EinTührung  der  Individualsuccessionen 
gegenüber  dem  alten  deutschen  Theilbarkeiisprinzipe  und  'Jesammtformulirung 
aller  dieser  Momente  in  dem  neuen  Insiilule  des  Familienfideiconinii-^ses  mit 
dem  Prinzipe  dee  Erhallung  des  INamens  und  Glanzes  der  Familie.  Dies  alles 
sind  nun  aber  doch  keine  Rechlsgeschäfle ,  sondern  Rechlssäl/e ,  ja  ganze 
Complexe  von  Rechissälzen  oder  Rechtsinstiluten,  welche  von  dem  Adel  als 
solchen  ohne  Beihülfe  der  Gesetzgebung  oder  des  gemeinen  volksraässigen 
Herkommens,  also  im  eigentlichen  Sinne  autono  misch  erzeugt  worden 
sind,  und  an  dieser  autonomischen  Erzeugung  hat  der  reichsständische 
A<lel  wahrlich  keinen  geringeren  Antheil  als  der  b!os  ritterliche  Adel  gehabt. 
Jedenfalls  also  kann  Erslerem  die  Autonomie  nicht  in  jenem  Umfange  ab- 
gesprochen werden,  wie  sie  in  der  Bildung  des  Adelsrechtes  überhaupt  liegt, 
son  lern  es  könnte  nur  behauptet  werden,  und  das  lässt  sich  allerdings  ver- 
Iheidigftn,  dass  dem  reichsständisch- n  Adel  reichsrechtlich,  Usurpationen  und 
Anomalien  abgerechnet,  in  den  m  ei  st  e  n  Beziehungen  keine  grössere  Ao- 
tODomie  zustand ,    als  dem  rilterlicbea  reichsfrrien  Adel. 
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nach  mittelallerlicher  Ausdrucksweise  (indem  man  die  Geltung 
jedes  Sonderrechtes  von  der  ausdrücklichen  oder  stillschwei- 
genden Genehmigung  des  Staatsherrscheis,  d.  h.  des  Kaisers,  ab- 
hängig betrachtete)  in  die  Stellimg  eines  Privilegs  herunter 
gedrückt  worden  war^).  VI.  Hiernach  konnte  es  recht  wohl  ge- 
schehen ,  dass  die  Autonomie  der  reichsständischen  Häuser  in 
manchen  Beziehungen,  der  praktischen  Aeusserung  nach  (schein- 
bar) nur  noch  den  Charakter  einer  blossen  Dispositionsbe- 
fugniss  und  der  Gründung  subjektiver  Rechte  oder  Be- 
fugnisse, im  Gegensatze  von  Rechtssätzen,  zeigte,  weil 
letztere  da  nicht  erst  durch  schöpferische  Willkühr  erfunden  zu 
werden  brauchten ,  wo  sie  bereits  in  irgend  einer  Rechtsgestal- 
tung  historisch  entwickelt  vorlagen.  Nichts  desto  weniger  war  doch 
hiermit  der  Charakter  der  Autonomie  als  Gründung  eines  Son- 
derrechtes durch  eigene  Willkühr  dem  Wesen  nach 
nicht  aufgegeben,  sondern  es  äusserte  sich  diese  Wil  Ikühr  eben 
in  der  Freiheit  der  Wahl  des  Sonderrechtes,  d.  h.  in 
der  Wahl  unter- den  vorhandenen  besonderen  Rechts- 
grundsätzen als  Normen  für  die  beabsichtigten  Rechts- 
geschäfte: gerade  so,  wie  ein  Souveräin  auch  dadurch  einen 
Akt  der  Gesetzgebung  vornimmt,  wenn  er  ein  bereits  vor- 
handenes provinzielles  oder  auch  ein  fremdes  Gesetzbuch 
als  allgemeines  Landrecht  einführt.  VH.  Um  die  Bedeutung 
und  das  Wesen  der  reichsständischen  Autonomie  richtig  zu  fas- 
sen, muss  man  sich  insbeson'lere  daran  erinnern,  dass  das 
alle  Reichsrecht  sehr  scharf  Gesetzgeb  ung   und   autonomische 

5)  Der  scbingende  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  tiier  aufgestellten  Ansictit 
überden  gt-schichllictieQ  Gang  der  ächten  deutschen  I^echtsbildung,  die  sieb  all- 
mä  hl  ig  aus  dem  vullen  Voiii  sieben  in  immer  e  n  gere  Kr  e  i  s  e  (SchöfFen  freie,  dann 
den  Adel)  zurückzog,  und  sieb  heut  zu  Tage  kaum  nocbin  der  Autonomie  der. 
souverainen  und  standesherrlichen  Familien  in  einer  der  älteren  Zeit  analo- 
gen Weise  erhalten  hat,  liegt  in  der  Glosse  des  Sachsenspiegels  zum 
sog.  Textns  Prologi :  ,,Hir  began  Eike  an ,  dan  he  in  dudesch  brachte  dat 
Privilegium  das  Constantin  unde  Karl  den  sassen  vor  ein  reeht 
gheven  "  Hier  wird  bereits  das  gesamnUe  Sacbsenrecht ,  welches  der 
sog.  Sachsenspiegel  enthält,  und  das  notorisch  in  den  Ländern  des  sächsi- 
schen Rechtes  als  das  durch  volksmässiges  Herkommen  erzeugte  gemeine 
Landrecht  galt,  als  ein  Privilegium  bezeichnet,  und  dies  —  (wie  Ho- 
meyer  in  seiner  in  der  k.  Akademie  zu  Berlin  am  20.  März  1&54  gelese- 
nen Abhandlung  „über  den  Prolog  zur  Glosse  des  sächsischen  Land- 
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(Sonder-)  Rechtsgründling  unterschied,  und  die  erstere 
nur  dem  Kaiser  niitsanimt  dem  Reiche,  aber  keinem  Lan- 
desherrn, auch  keiner  Genossenschaft  beilegte  %  sondern  der  letz- 
teren nur  das  Recht,  Jura  oder  Statuta,  d.  h.  Anordnungen  oder 
Verordnungen  zu  machen,  beilegte').  So  wie  das  Recht,  Sta- 
tuten zu  machen,  als  ein  Sonderrecht  oder  Privilegium  betrach- 
tet wurde  ^),  so  wurden  auch  die  in  Folge  dieses  Rechtes  ge- 
machten Statuten  und  deren  Inhalt,  das  (namentlich  bei  städti- 
schen Corporationen  sog.)  S  tat u  tarecht,  als  ein  Sonderrecht  und 
somit  nach  Analogie  der  Pri  vilegi  en  ,  und  die  kaiserlichen  Con- 
firmationen  derselben  sogar  als  wirkliche  Privilegien  behandelt, 
und  daraus    erklärt   sich    insbesondere,    warum   die   reichsständi- 

rechtes"  vortrefflich  ausgeführt  hat)  —  in  der  entschiedenen  und  er- 
klärten Absicht,  durch  diese  Auffassung  als  Privileg  den  Fortgebrauch 
des  herkömmlichen  Sachsenreebtes  gegen  die  beginnende  Verachtung  und 
Verwerfung  desselben  in  den  geistlichen,  hauptsächlich  nach  römischem  und 
canonischem  Rechte  sprechendeü,  Gerichtshöfen  sicher  zu  stellen,  und  diesen 
Gerichtshöfen  die  Beachtung  des  Sachsenrechtes  zur  Pflicht  zu  machen. 

6)  Nur  in  Bezug  auf  die  allgemeinen  Reichsgesetze  gebrauchte  das  Mittel- 
alter die  Bezeichnung  „Zeges".  Es  gab  daher,  seitdem  der  Reichsstaat  eine 
festere  Gestaltung  gewonnen  hatte ,  und  bis  auf  die  Zeiten  des  Verfalles  des 
Reiches,  in  welchen  die  grösseren  Reichsstände  anfingen,  sich  fast  schon 
völlig  wie  sou  veraine  Fürsten  in  ihren  Territorien  zu  benehmen  (siehe  §.312. 
Note  3),  in  Deutschland  keine  anderen  Leges,  als  nur  allein  „Legesimperii." 

^)  Das  Verordnungsrecht  der  Landesherren  wurde  somit  selbst  als  eine 
Unterart  der  Autonomie,  nämlich  bezüglich  ihrer  ünterthanen,  betrachtet.  Vergl. 
oben  §.  312.  Note  3.  —  Niemals  wird  man  in  einer  mittelalterlichen  Quelle 
für  das  Recht,  welches  Landesherren  oder  Corporationen,  wie  Städte, 
setzen,  d.  h.  nach  ihrer  Willkühr  (daher  auch  bei  den  Städten  oft  „Will- 
kühre,  Köre,  jus  eleclum  genannt)  erschaffen  oder  erzeugen  konnten, 
einer  anderen  Bezeichnung,  als  Jura  oder  statuta  höchstens  noch  dem  eben- 
falls von  Haus  aus  einen  Gegensatz  zur  Lex  bezeichnenden  Ausdrucke  „Con- 
stituiiones"  begegnen.  Vergl.  die  Beweisstellen  in  meiner  deut.  St.-  u. 
R.-Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  I.  (1846)  §.  17.  §.  23.  Note  2.  §.  26.  Note  8. 
Man  sollte  daher  auch,  wenn  man  streng  sprachrichtig  sprechen  will,  nur 
von  H  a  uss  tat  u  te  n,  nicht  von  Hausgesetzen,  reden;  jedoch  ist  letzterer 
Ausdruck  in  gleicher  Bedeutung  nun  einmal  eingebürgert. 

8)  So  z.  B.  spricht  die  Conslit.  Friderici  I.  a.  1232,  de  juribus  princi- 
pum  saecularium ,  von  „  libertalibus"  der  Fürsten;  so  begreift  auch  W.  K. 
(1792)  art.  I.  §.  9.  das  Verordnungsreeht  der  Reichsslände  als  Landesher- 
ren, unter  der  allgemeinen  Formel:  „Hoheilsrechte ,  Regalien,  Obrigkeiten, 
Freiheiten  und  Privilegien;"  so  biess  auch  die  den  städtischen  Corporationen 
ertbeilte  Befugniss,  Statute  zu  machen,  Privilegium. 
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sehen  P'aniilienstatiite  ebenso  wenig  als  deren  Confirmalionen  zur 
Reichszeit  einer  Publikation  bedurften,  um  auch  gegen  Dritte  mit 
Rechtswirkung  angeführt  werden  zu  können'').  Diese  Gleichstel- 
lung alles  statutarischen  Rechtes  mit  dem  Privileg  musste  um  so 
angemessener  erscheinen,  als  man  in  dem  Privileg  dieselbe  Eigen- 
ihilmlichkeit  bezüglich  des  möglichen  Inhaltes  bemerkte,  welche 
dem  autonomischen  Rechte  nach  der  mittelalterlichen  Ansicht  zu- 
kam,  dass  es  nämlich  ebensowohl  allgemeine  Rechts- 
sätze, wie  das  Gesetz,  wenn  gleich  nur  solche  Rechts- 
sätze, die  im  Vergleiche  mit  dem  Gesetze  Ausnahmen 
(Sonderrechte,  jura  singularia)  enthielten,  erzeugen  könne,  als 
es  auch  einzelne  subjektive  Rechte  oder  Befugnisse 
Einzelner  für  einzelne  Fälle  und  bei  einzelnen  Rec  h  tsg  es  chäf- 
ten  zu  begründen  vermag"^').  VIII.  Erwägt  man  demnach,  dass 
nun  einmal  das  Reichsrechl  den  reichsständischen  Familien  das 
Recht  oder  Privileg,  sich  selbst  ein  Sonderrecht  zu 
gründen,  soweit  eingeräumt  hatte,  als  dadurch  nicht  in  die  der 
kaiserlichen  Machtvollkommenheit  oder  den  kaiserlichen  Reservat- 
rechten vorbehaltene  Sphäre  eingegriffen  wurde ,  so  wird  man 
hiernach  ermessen  können  ,  dass,  und  in  wie  weit  die  Autonomie 
der  reichsständischen  Familien  zur  Reichszeit  allerdings  eine 
Rechtsquelle  war,  und  dass,  und  warum  das  Mittelalter  die 
Erzeugung  von  Rechtssätzen  durch  Selbstbestimmung,  be- 
ziehungsweise durch  Vereinbarung  der  Mitglieder  eines  gewissen 
genossenschaftlichen  Kreises  und  den  Gebrauch  einer  von  der 
allgemeinen  Gesetzgebung  (dem  Reichsrechte)  in  einem  gewissen 
Spielräume  gestatteten  Disposilionsbefugniss  bei  Errich- 
tung von  einzelnen  Rechtsgeschäften,  weder  genau  unter- 
schied,  noch  zu  unterscheiden  Veranlassung  fand,    sondern  bei- 


9)  Siehe  oben  §.  214.  Note  5.  —  Uebrigens  gibt  es  auch  nach  den 
Grandsätzen  des  geineinen  börgerlicben  Rechtes  mancherlei  Rechtsgeschäfte, 
welche  ohne  Publikation  gegen  Dritte  wirkende  Rechte  begründen  können, 
so  z.  B.  schon  nach  römischem  Rechte  die  Anordnung  eines  Fideicommisses. 
Dies  hat  auch  Gerber,  1.   c.   S.  S.   54  u-  f.  richtig  bemerkt. 

1")  Das  analoge  Verhällniss  von  autonomischem  Rechte  und  Privileg  und 
die  geschichtlich  feststehende  Wechselwirkung,  worin  diese  beiden  Rechts- 
quellen im  Mittelalter  zu  einander  standen,  ist  von  Gerber,  l.  c.  ganz  ver- 
kannt, und  von  K.  Maurer,  1.  c.  nicht  genügend  gewürdigt  worden,  und 
doch  liegt  gerade  bierin  der  Schlüssel  zum  richtigen  Verständnisse. 
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des  unter  der  zwar  nicht  reichsgesetzlichen,  aber  von  der  Praxis 
zur  Reicbszeit  allgemein  aufgenommenen  Bezeichnung  als  Auto- 
nomie zusammenfasste.  IX.  Hieraus  ergibt  sich  zugleich,  dass 
und  in  wie  weit  die  Autonomie  der  reichsständischeu  Häuser 
auch  heut  zu  Tage  noch  als  wahre  Rechlsquelle  in  den  Fa- 
milien- und  Güterverhältnissen  der  standesherrlichen  Häuser  zu 
betrachten  ist,  indem  die  Bundesakte  Art.  XIV.  2.  denselben  die 
Befugniss  zur  Sonderrechtsgriindung  im  Wesentlichen  in  demsel- 
ben Umfange  erhalten  wollte,  wie  ihnen  dieselbe  zur  Reichs- 
zeit zugestanden  hatte. 

§.  314. 

D)  Erläuterung  des  Inhaltes  des  Artikels  XIV.  2. 

der  Bandesakte. 

a)  Fortdauernde  Gültigkeit  der  alten  Familienverträge. 

In  dem  Inhalte  des  Artikels  XIV.  2.  der  deutschen  Bundes- 
akte sind  dreierlei  bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen  zu 
unterscheiden. 

A.  Zuerst  „werden  nach  den  Grundsätzen  der  frü- 
heren deutschen  Verfassung  die  noch  bestehenden 
Familienverträge  aufrecht  erhalten."  f.  Zwar  sind  hier  nur 
die  „Familien vertrage"  genannt.  Es  unterhegt  jedoch  kei- 
nem Zweifel,  dass  damit  alle  Arten  von  Hausstatuten,  Fami- 
lienverträgen, Testamenten  u.  derg!.  begriffen  werden  wollten, 
welche  die  Grundlagen  der  Hausverfassung  der  früher  reichsstän- 
dischen ,  jetzt  standesherrlichen  Familien  bis  zu  ihrer  Mediatisi- 
rung  gebildet  halten,  und  dass  auch  das  Familienherkommen, 
welches  sich  in  denselben  ohne  Einkleidung  in  urkundliche 
schriftliche  Form  vor  ihrer  Mediatisirung  erweislich  gebildet  hatte, 
ebenfalls  die  gleiche  Gewährleistung  fernerer  Gültigkeit  ßnden 
soll.  II.  Die  Bestimmung,  dass  die  bestehenden  standesherrlichen 
Familienverträge  „nach  den  Grundsätzen  der  früheren 
deutschen  Verfassung"  aufrecht  erhalten  werden  sollen, 
kann  nur  den  Sinn  haben,  dass  diesen  Farailienverträgen  fortwäh- 
rend der  Charakter  eines  wahren  autono mischen  Rech- 
tes beigelegt  werden  soll,  wie  er  ihnen  von  der  Theorie  und 
Praxis  zur  Reichszeit  stets  ohne  alle  Meinungsverschiedenheit  bei- 
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gelegt  worden  ist.  Darüber,  dass  diese  Familienverlräge  auch  den 
Grundsätzen  der  älteren  deutschen  Verfassung  gemäss  errich- 
tet worden  sein  müssen,  wenn  sie  die  Familiengliedcr  oder  dritte 
Personen  verpflichten  sollen,  hedurfte  es,  als  einer  selbstverständ- 
hchen  Sache,  keiner  ausdrücklichen  Bestimmung  in  der  Bundes- 
akte. Es  kann  daher  insbesondere  die  Frage ,  ob  diesen  Fami- 
lienverträgen die  kaiserliche  Confirmation,  da  wo  sie  nach  Reichs- 
recht nöthig  war  *),  wirklich  ertheilt  worden  sei,  nach  Umständen 
von  unmittelbarer  praktischer  Bedeutung  werden,  z.  B.  wenn  Fa- 
milienglieder unter  einander  über  die  Rechtsbeständigkeit  und 
verbindliche  Kraft  eines  Familienvertrages  streiten.  III.  Darauf, 
ob  diese  älteren ,  ihrer  Zeit  gültig  entstandenen  Hausstatuten 
u.  dergl.  eigentliche  Rechtssätze  aufstellen,  oder  nur  einen 
Gebrauch  der  für  gewisse  Rechtsgeschäfte  den  reichssländi- 
schen  Familien  durch  das  Reichsrecht  gestattete  Dispositionsfrei- 
heit enthalten ,  ist  in  der  Bundesakte  kein  Gewicht  gelegt  und 
keine  Unterscheidung  gebaut  worden,  und  daher  in  der  einen, 
wie  in  der  anderen  Beziehung  die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser 
Hausstatuten  nicht  zu  bezweifelu.  IV.  In  Bezug  auf  diese  älte- 
ren Faniilienstatuten  ist  in  der  Bundesakte  nicht  vorgeschrie- 
ben,  dass  sie  der  Bestätigung  durch  die  betron"enden  Sou- 
veraine  bedürfen  sollten  -).  Es  haben  hierdurch  die  Souveraine 
zu  erkennen  gegeben,  dass  sie,  soferne  nicht  von  Seiten  einer 
interessirten  Parlhei  in  einem  Rechtsstreite  vor  den  Gerichten  ein 
Anstoss  zu  einer  Untersuchung  über  die  reichsconstitutionsmässige 
Entstehung  eines  älteren  FaraiUenvertrages  gegeben  wird,  nicht 
die  Absicht  haben,  von  Staatswegen  eine  Prüfung  der  Entstehungs- 
weise solcher  Familienverträge  zu  veranlassen,  und  von  Seite  der 
Regierung  aus  etwa  wegen  mangelnder  kaiserlicher  Confirmatioft 
einem  älteren  standesherrlichen  Familienvertrage  prinzipiell  die 
Gültigkeit   abzusprechen ').      V.    Auch    ist   in   Betrefl"  der   älteren 


')  Siehe  §.  313.  ^ote   1. 

2j  In  dieser  Beziehung  ist  also  die  Bestimmung  der  als  subsidiäres  Bun- 
desgesetz erklärten  k.  bayerischen  Deklaration  v.  19.  März  1807.  A.  12, 
wonach  auch  die  damals  schon  bestehenden  Familienverträge  und  „einge- 
führten Successionsordnungen "  der  Bestätigung  des  Souverains  unter- 
liegen sollten,  vollständig  abgeändert  und  aufgehoben  worden. 

')  Dass   sich   die  Souveraine   kein    solches   offizielles  Prüfungs-   und 
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standesherrlichen  Familienverträge  nicht  einmal  die  Vorlage 
zur  Kenntnissnahme  der  Souveraine,  so  wie  auch  nicht  de- 
ren Publikation  angeordnet  worden.  Es  erklärt  sich  dies 
theils  daraus,  dass  selbstverständlich  durch  die  Anerkennung  der 
fortdauernden  Rechtsbeständigkeit  und  Gültigkeit  solcher  Fa- 
milienstatuten kein  neuer  Rechtszustand  herbeigeführt  wurde, 
theils  aber  musste  man  erkennen,  dass  durch  die  Forderung  einer 
umfassenden  Vorlage  der  älteren  Hausstatute,  wäre  es  auch  nur 
zum  Zwecke  einer  Kenntnissnahme  oder  Publikation,  den  stan- 
desherrlichen Häusern  eine  sehr  grosse  Beschwerde  auferlegt 
werden  würde,  indem  die  eigenthümlichen  Familien-  und  Güter- 
verhältnisse dieser  Häuser  regelmässig  in  einer  grossen  Anzahl 
von  einzelnen  sich  gegenseitig  ergänzenden  Familienurkunden 
und  Diplomen  beschrieben  sind ,  welche  zum  Theile  in  hohes 
Alterthum  zurückgehen,  in  verschiedenen  Archiven  zerstreut,  häu- 
fig schwer  im  Originale  auffindbar  und  mitunter  äusserst  weit- 
läufig und  schon  desshalb  zur  Publikation  nicht  wohl  geeignet 
sind,  und  dass  auch  in  vielen  Fällen  eine  Gefahr  eintreten  könnte, 
die  Rechtsverhältnisse  dieser  Familien  durch  die  Vorlage  oder 
Veröffentlichung  ihrer  Urkunden  unerwarteten  Angriffen  blosszu- 
stellen  und  solche  sogar  hervorzurufen.  Auch  hatte  schon  zur 
Reichszeit  die  Publikation  der  Familienverträge  der  reichsständi- 
schen Familien  oder  der  auf  ihre  Familien-  und  Güterverhält- 
nisse bezüglichen  Diplome  niemals  zu  den  Voraussetzungen  ihrer 
Gültigkeit  gehört^). 

§.   315. 
b)    Errichtung  neuer  Familienverträge  in  den  standes- 
herrlichen Hänsern. 

B.  Die  Bundesakte  Art.  XIV,  2.  sichert  den  standesherrhchen 
Familien  zweitens  die  Befugniss  zu  „über  ihre  Güter- 
und   Familienverhältnisse    (neue)    verbindliche    Ver- 


Bestätigungsrecht  der  älteren  standesherrlichen  Familienverträge  beilegten 
oder  vorbehielten,  stehet  in  vollem  Einklänge  damit,  dass  dieselben,  wie  im 
§.  315.  gezeigt  werden  wird,  sich  nicht  einmal  bezüglich  der  neu  zu  er- 
richtenden standesherrlichen  Familienverträge  ein  Bestätigungsrecht  vorbe- 
hielten. 

*)  Siehe  §.  313.  VII. 
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filgungen  zu  lipffen,  welche  j  jmI  och  dem  Souverain 
vorgelegt  und  Ij e i  den  höchsten  L a n d e s s t e  1 1  e n  zuv 
allgemeinen  Kenntniss  und  Nachachlnng  gebracht 
werden  müssen."  I.  In  Bezug  aul"  die  ICrrichtuug  neuer 
Familienverträge  oder  anderer  autonomischer  Bestimmungen  über 
Familien-  und  Güterverhäitnisse  ist  in  der  Bundesakte  auch  nicht 
unterschieden,  ob  dieselben  die  Auislelhmg  eigentlicher  Rech  ts- 
sälze  und  die  Einführung  besonderer  in  sich  abgeschlossener 
Rechtsinstitute  oder  nur  einzelne  Dispositionsakte  nach 
Maassgabe  bestehender  Rechtsquellen  enthalten.  Nach  dem 
Grundgedanken  der  Bestimmungen  im  Art.  XIV,  2.  der  ßundes- 
akte ,  wonach  den  slandesherrliohen  Familien  ihr  zur  Reichszeit 
zuständig  gewesenes  Autonomierecht  nicht  nur  in  dem  früheren 
Umfange  erhalten,  sondern  übeihaupt  in  demselben  Umfange,  wie 
es  die  jetzt  souverainen  Familien  seit  der  Auflösung  des  Reiches 
übten,  gewährt  werden  sollte'),  muss  aber  angenommen  werden, 
dass  ihnen  beiderlei  Befugniss,  nämlich  ebensowohl  die  Befug- 
niss  zur  Aufstellung  neuer  besonderer  Rechtssätze,  als  der  Ge- 
brauch der  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  überhaupt  aner- 
kannten Dispositionsfreiheit  bezüglich  einzelner  Rechtsgeschäfte,  in 
dem  bereits  (§.  313)  erörterten  Sinne  eingeräumt  worden  ist. 
II.  Die  Bestimmung  der  Bundesakte,  Art.  XIV,  2,  über  die  Er- 
richtung neuer  Familienverträge  gewähret  den  standesherrlichen 
Familien  in  dieser  Hinsicht  sogar  eine  grössere  Autonomie, 
als  sie  zur  Reichszeit  gehabt  halten  *).  Es  hat  nämlich  die  Bun- 
desakte, Art.  XIV,  2,  durchaus  keine  Rücksicht  darauf  genommen, 
dass  zur  Reichszeit  die  Genehmigung  des  Kaisers  wesentliche 
Vorbedingung  der  Gültigkeit  solcher  Bestimmungen  in  den  reichs- 
ständischen Hausverträgen  war,  welche  mit  unbedingt  gebie- 
tenden    oder     verbietenden    Vorschriften     des    Reichsrechtes    in 


')  Siebe  §.   312,   II. 

2)  Für  (liejenigen,  welche  der  (freilich  unrichtigen)  Aosieht  huldigen,  dass 
die  reichssländische  Autonomie  schon  zur  Reichszeit  eine  völlig  unbe- 
schränkte gewesen  sei,  bedarf  es  der  nachstehenden  Ausführung  nicht. 
Diese  müssen  mit  den  Resultaten  derselben  schon  aus  dem  Grunde  überein- 
stimmen ,  weil  sie  von  ihrem  Standpunkte  aus  anerkennen  müssen,  dass  den 
Standesherren  schon  darum  auch  jetzt  eine  unbeschränkte  Autonomie 
zukomme,  weil  ihnen  unleugbar  —  worin  alle  Thieile  einig  sind  —  die- 
selbe Autonomie,  erhalten  werden  sollte,  die  sie  schon  zur  Reicbszeit  hatten. 
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Widerspruch  standen.  Es  hat  auch  die  ßundesakte  keincsweges 
an  die  Stelle  der  früher  erforderlichen  kaiserlichen  Confirmation 
in  den  betreffenden  Fällen  das  Erforderniss  der  Bestätigung  durch 
den  nunmehrigen  Souverain  gesetzt,  sondern  sie  hat  vieiraehr 
wohlbedacht  und  absichtlich  von  der  Bestimmung  in  der  als  sub- 
sidiäres Bundesgesetz  erklärten  k.  bayerischen  Deklaration  v. 
19.  März  1807,  A.  12,  wonach  die  Familienverträge  der  Standes- 
herren dem  Souverain  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden  sollten, 
Umgang  genommen  und  dieselbe  beseitigt  und  dagegen  nur  vor- 
geschrieben, dass  sie  dem  Souverain  vorgelegt  werden  sollen, 
und  dass  sofort  eine  „N  ach  ach  tu  ng"  eintreten  müsse,  sowie 
sie  bei  den  höchsten  Landesbehörden  zur  allgemeinen  Kenntniss- 
nahrae  gebracht  worden  sind.  IIL  Die  Richtigkeit  der  Behauptung, 
dass  durch  die  Bundesakte,  Art.  XIV,  2,  den  standesherrlichen 
Familien  sogar  eine  grössere  Autonomie  eingeräumt  worden, 
als  sie  zur  Reichszeit  gehabt  hatten,  ergibt  sich  insbesondere  noch 
aus  dem,  was  (§.  312,  II.)  als  der  leitende  Gedanke  bei  der  Ab- 
fassung der  Bundesakte  Art.  XIV,  2.  angegeben  worden  ist,  dass 
nämlich  die  souverainen  Bundesglieder  jedenfalls  zur  Zeit  der 
Abfassung  der  Bundesakte  sich  selbst  in  dem  offenkundigen 
Besitzstande  der  unbeschränkten  Autonomie  hinsicht- 
lich ihrer  FamiUenverhältnisse  befanden,  und  dass  es  ihre  im 
Art.  XIV,  a.  der  Bundesakte  auf  das  Unzweideutigste  ausge- 
sprochene Absicht  war,  den  Standesherren  das  völlig  gleiche 
Standesrecht,  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  einzuräumen. 
Somit  kann  es  auch  nur  als  eine  Folgerichtigkeit  erscheinen, 
wenn  den  Standesherren  hinsichtlich  ihrer  Familien-  und  Güter- 
verhältnisse ganz  dieselbe  unbeschränkte  Autonomie  bei- 
gelegt und  gewährleistet  wurde,  wie  sie  die  regierenden  deutschen 
Häuser  seit  der  Auflösung  des  Reiches  selbst  übten  ^).     IV.  Hier- 


3)  Unzweifelhaft  ist  anerkannt,  dass  die  Autonomie  der  jetzt  souverai- 
nen Häuser  in  Bezug  auf  die  Abänderung  der  Grundsätze  des  gemeioeu  bür- 
gerlichen Rechtes  oder  des  partikulären  Landesrechtes  in  Bezug  auf  ihr  Fa- 
milien- und  Erbrecht  eine  völlig  unbeschränkte  ist,  dass  sie  also  z.B.  das  Noth- 
erbenrecht, ja  sogar  alles  Intestatsuccessionsrecht  der  Prinzessinen  des  Hau- 
ses ausschliessen  können,  wie  dies  z.  B.  das  k.  bayerische  HausgeseU 
V.  1819  wirklich  gethan  bat.  (Siebe  oben  §.  264,  Note  8.)  Nichtsdesto- 
weniger ist  es  ganz  unrichtig,  wenn  Gerber,  1.  c,  S.  49,  von  den  Haus- 
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mit  stimmen  auch  die  seit  der  Abfassung  der  Bundesakte  erlasse- 
nen laiideshorriichen  Gesetze  und  Verordnungen  ilberein,  worin 
seitdem  nicht  mehr  von  einer  INolhwen(hgkeit  einer  Bestätigung 
der  neuen  staudesherrlicheii  Famihenverträge  die  Bede  isf).  Es 
muss  iVAhfV  als  prinzipiell  leststehend  betrachtet  werden,  das« 
nach  der  Bundesakte  Art.  XIV,  2.  die  standesherrlichen  Häuser 
befugt  sind,  in  ihren  Faniilienverträgen  alle  jene  Verfü- 
gungen zu  treffen,  welche  die  d  er  mal  en  so  u  verai- 
nen Häuser  in  Fa  m  ilien  vertragen  und  sog.  Haus- 
gesetzen    ebenfalls     treffen     können     und    getroffen 


geselzen  der  soiiverainen  Familien  behauptet:  „Dies  sind  wahre  wirk- 
liche Gesetze,  und  betreffen  einen  Gegenstand,  der  einen  wesentlichen 
Tbeil  der  StaatsverFassung  ausmacht."  Allein  es  kann  schon  an  sich  betrach- 
tet eine  Rechtsquelle  recht  wohl  einen  Gegenstand  der  Staatsverfassung  be- 
treffen, ohne  dass  sie  darum  ein  „Gesetz"  sein  miisste  (wie  vieles  beruhte 
nicht  namentlich  zur  Reichszeit  auf  Herkommen !)  ,  sondern  die  Haiisstatute 
(sog.  Hausgesetze)  oder  Familien  vertrage  werden  in  allen  Verfassungsurkun- 
den scharf  von  den  Gesetzen  unterschieden,  wie  dies  schon  prinzipiell 
dadurch  anerkannt  ist,  dass  dieselben  an  sich  nicht,  sondern  nur  in  ge- 
wissen Beziehungen ,  soweit  sie  nämlich  in  die  bereits  bestehende  urkund- 
liche Verfassung  eingreifen,  oder  das  Land  zu  Geldleistungen  verpflichten 
sollen,  der  landständischen  Zustimmung  zu  ihrer  Errichtung  bedür- 
fen, und  daher  auch  im  Uebrigen  schon  der  Form  nach  von  wahren  wirk- 
lichen Gesetzen  in  allen  Staaten,  die  eine  landständische  Verfassung  haben, 
verschieden  sind.  (Siehe  oben  §.  215,  Note  1.)  Dass  aber  die  Hausstalute 
der  souverainen  Familien,  soweit  sie  von  der  Mitwirkung  der  Landstände  bej 
ihrer  Errichtung  oder  Abänderung  unabhängig  sind,  eine  ebenso  verbindliche 
Kraft,  wie  Gesetze,  haben,  macht  sie  selbst  eben  so  wenig  zu  wahren 
wirklichen  Gesetzen,  als  eine  römische  Rechtsquelle  darum  eine  Lex  war, 
weil  sie  Legis  vicetn  hatte.  Auch  könnten,  wenn  Gerber' s  Behauptung 
richtig  wäre,  die  Hausstatute  in  den  souverainen  Familien  nur  allein  vom 
Souverain  ausgeben,  da  nur  dieser  allein  und  nicht  die  Familie  in  ihrer 
Gesammtbeit  die  gesetzgebende  Gewalt  hat,  welche  Annahme  aber 
schon  mit  dem  Begriffe  von  Familienverträgen  im  Widersprucke  stehen  würde, 
abgesehen  davon,  dass  viele  Hausslatute  jetzt  souverainer  Familien  aus  einer 
Zeit  (der  Reichszeit)  herstammen,  in  welcher  weder  von  Souverainetät  noch 
von  gesetzgebender  Gewalt  der  Landesherren  über  ihre  Familienglieder  die 
Rede  sein  konnte,  welche  letztere  überdies  Gerber  selbst  ganz  richtig  alg 
Grund  der  reicbsstäadischen  Autonomie  verworfen  hat.  Gesetz  und  Autonomie 
bleiben  daher  im  Wesen  geschieden,  wenn  sie  in  gewissen  Beziehungen 
auch  gleiche  Wirkung  äussern  können. 

*)  Vergl.   z.  B.  das  k.  bayerische  Edikt  über  die  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Mediatisirten,  Beil.  IV  zur  V.-ü.  v.   1818.  %.  9. 

Zöpfl,  Staaterocht.    4tc  Auä.    n.  20 


306  S-  515      Errichlnnp  neuer  Familien  verträte. 

haben,  und  hiernach  kann  es  durchaus  keinem  Zweifel  unter- 
liegen ,  dass  die  standesherrlichen  Häuser  in  Bezug  auf  ihre  Fa- 
milienverhältnisse, sogar  ohne  Bestätigung  durch  den  Souverain, 
auch  Rechtssätze  aufstellen  und  zur  verbindlichen  Norm  machen 
können ,  welche  dem  gemeinen  Reichsrechte  oder  dem  an  dessen 
Stelle  getretenen  Landesrechte  des  Staates,  dem  sie  jetzt  angehören, 
widersprechen  und  zur  Reichszeit  nicht  ohne  kaiserliche  Confir- 
mation  hätten  für  gültig  erachtet  werden  dürfen  5).  V.  Die  Auto- 
nomie der  standesherrlichen  Häuser  in  Betreff  ihrer  Famihen- 
und  Güterverhältnisse  unterliegt  daher  durchaus  keiner  ande- 
ren Beschränkung  nielir,  als  derjenigen,  welche  auch  für  die 
Familienverträge  und  sog.  Hausgesetze  der  jetzt  souverainen  deut- 
schen Häuser  selbst  gilt,  dass  sie  nämlich  nichts  gegen  die 
Landesverfassung  enthalten,  wie  dies  auch  in  neueren  Lan- 
desgeselzen  ausdrücklich  anerkannt  ist  6).     VL    Die  unbeschränkte 


5)  Die  Rrfalll'ung  tiat  auct)  gelehrt,  dass  die  Standeshcrren  von  diesem 
Rechte  in  ihren  neuen  Hausgesetzen  den  umfassendsten  Gebrauch  gemacht 
haben,  und  kann  daher  auch  durchaus  nicht  bezweifelt  werden,  dass,  wenn 
ein  slandesherrliches  Hausgesetz  solche  Bestimmungen  über  völligen  Ausschluss 
des  geraeinen  Intestaterbrechtes  und  Pflichttheilsrechles  der  nachgeborenen 
Söhne  und  der  Töchter  enthalten  sollte ,  wie  das  k.  bayerische  Hausgesetz 
von  1819  gelhan  hat  (siehe  Note  3) ,  dies  von  den  Gerichten  für  eben  so 
maassgebend  und  zur  „Nach  a  c  h  t  u  n  g"  verpflichtend  geachtet  werden  muss, 
wie  eine  gleiche  Bestimmung  in  dem  Hausgesetze  einer  souverainen  Familie, 
und  kann  man  daher  nicht  mit  Gerber,  1.  c.  S.  53.  54,  übereinstimmen, 
wenn  er  glaubt ,  dass  derartige  Bestimmungen  standesherrlicher  Hausgesetze 
bei  den  Gerichten  keine  Anerkennung  finden  dürften.  Allerdings  mag  es  vom 
Standpunkte  des  bürgerlichen  Rechtes  aus  sehr  befremden,  Erbsy.>(tenie  io  den 
glandesherrlichen  (sowie  auch  in  reichsritterlichen)  Familien  als  gültig  be- 
trachtet zu  sehen,  die  nichts  von  Intestatportion  und  Pflichttheil  wissen  ;  allein 
was  in  bürgerlichen  Kreisen  als  unerträglich  (jus  iniquum)  empfunden  werden 
würde,  wird  in  den  hohen  Adelskreisen  nicht  selten  als  das  allein  dem  Stan- 
desinteresse der  gesammten  Familie  Angemessene  anerkannt  und  gerade  die 
Freiheit,  solche  singulare  Rechtssysteme  für  sieh  za  erschaffen,  wollte  nun 
einmal  die  Bundesakte  den  standesherrlichen  Familien  gewähren,  und  es  ledig- 
lich dem  Ermessen  dieser  Familien  selbst  anheim  stellen,  welches  Familien  , 
Güter-  und  Erbsystem  sie  ihrer  hohen  Stellung  entsprechend  und  zur  Behaup- 
tung derselben  für  nöthig  erkennen  und  einrichten  möchten. 

6)  Schon  die  k.  bayerische  Verordnung  v.  25.  Mai  1807  (Reg.-BI. 
XXni)  erläuterte  die  mehr  gedachte  k.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März 
1807  in  diesem  Sinne  dahin,   dass  die  in  letzterer  vorgeschriebene  Bestätigung 
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Autonomie,  welche  dio  Biindesakte  den  standesherrlichen 
Familien  in  Bezug  auf  die  \'erfilgiingen  über  ihre  Familien- 
und  Güterverhällnisse  einräumt,  ist  somit  ein  wahres  und  wirk- 
liches Privileg,  welches  ihnen  von  der  Gesamrntheit  der  deut- 
schen Soiiveraine  ertheilt  worden  ist.  Uebrigens  folgt  hieraus 
keinesweges,  dass  jedes  einzelne  Mitglied  der  slanderherr- 
lichen  Familie  ohne  alle  Unterscheidung  der  Falle  für  befugt  ge- 
achtet werden  könnte,  neue  besondere,  dem  gemeinen  Reichs- 
oder Landesrechte  widerstreitende,  sämmtliche  Familienglieder, 
oder  doch  seine  eigene  Descendenz  für  alle  Zukunft  verpflichtende 
Rechtssätze  in  wiilkilbrlicher  Weise  und  in  jeder  beliebigen  Form 
der  Verfügung  aulzustelleu.  Die  Buudesakle  Art.  XIV,  2.  hatte 
hierbei  hauptsächlich  die  Familienverträge  im  Auge,  und 
kötmen  daher  nur  noch  andere  solche  Verfügungen  denselben 
gleichgestellt  werden,  bei  welchen  derselbe  Gesichtspunkt,  wie  bei 
den  Familienverträgen  eintritt,  dass  nämlich  die  Gesamrntheit  der 
Familienglieder  zugestimmt  hat,  oder  dass  doch  durch  die  ein- 
seilige Disposition  keine  bereits  erworbenen  Rechte  von  Fami- 
liengliedern gekränkt  werden,  wohin  auch  die  im  gemeinen  Rechte 
begründeten  Pflichtt heilsrechte  der  bereits  zur  Zeit  der 
Errichtung  der  einseitigen  Verfügung  vorhandenen  Familien- 
glieder zu  rechnen  sind ').  VII.  Indem  aber  die  Bundesakte  Art. 
XIV,  2.  für  jene  Verfügungen  in  Familien-  und  Güterverhältnissen, 
die  sie  den  Standesherren  freistellt,  die  Vorlage  „bei"  den 
höchsten  Landesstellen,   wenn  gleich  nur  zur  allgemeinen  Kennt- 


„nur  die  staatsrechtlichen  Verb  alt  n  i  sse"  der  subjicirten  Familien 
zum  Gegenstande  habe,  „damit  nämlich  ihre  Familieneinrichtungen  nichts  ent- 
halten mögen,  weKhes  mit  der  Verfassung  des  Staates,  dem  sie  als 
Unlerthanen  einverleibt  sind,  nicht  vereinbarlich  wäre"  etc.  —  Ebenfalls  in 
gleichem  Sinne  hat  sodann  das  k.  bayerische  Edikt  (Beil.  IV.  zur  V.-ü. 
v.  1S18J  über  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Mediatisirten  §.  9,  wel- 
ches von  der  früher  (1807)  vorgeschriebenen  Bestätigung  durchaus  Umgang 
nimmt,  die  Bekanntmachung  der  vorgelegten  standesherrlichen  Farailienver- 
träge  durch  die  oberstrn  Laudesstellen  zur  allfsemeinen  „Nac  h  a  c  h  I  u  ng" 
unbedingt  zugesichert,  mit  dem  einzigen  Vorbehalte:  „so  weit  sie  nichts  gegen 
die  Verfassung  enthalten. 

')  Es  gelten  in  dieser  Beziehung  auch  gegenwärtig  noch  dieselben  Unter- 
scheidungen ,  welche  zur  Reichszeit  zu  macheu  waren.  Vergl.  oben  §.  313, 
Note   1   und  3. 

20  • 
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nissnahme  xiud  Nachachtung ,  vorschreibt,  hat  sie  hier  allerdings 
den  Standesherren  eine  Verbindlichkeit  auferlegt,  welche  zur  Zeit 
des  Reiches  in  Bezug  auf  ihre  keiner  kaiserlichen  ConQrmation 
bedürftigen  Verfügungen  nicht  bestanden  hat;  jedoch  ist  dadurch 
offenbar  das  Wesen  der  standesherrlichen  Autonomie  in  keiner 
Weise  berührt.  Die  Vorlage  der  neuen  standesherrlichen  Fami- 
liengesetze ist  nämlich  keine  Vorbedingung  ihrer  Verbindlichkeit 
und  Rechtsbeständigkeit  unter  denFamiiien gliedern  selbst, 
wohl  aber  können  aus  der  Unterlassung  der  Vorlage  den  Mitglie- 
dern der  standesherrlichen  Familien  dritten  Personen  gegenüber 
Nachtheile  erwachsen ,  insofern  letztere  bei  mangelnder  Publika- 
tion zum  standesherrlichen  Familienfideicommiss  gehörige  Güter 
in  gutem  Glauben  erwerben  und  beziehungsweise  ersitzen  können. 
Vlll.  Die  Wortfassung  der  Bundesakte  Art.  XIV,  2.  wonach  die 
dem  Souverain  vorgelegten  neuen  standesherrlichen  Familienver- 
träge „bei"  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Kenntniss 
und  Nachachtung  gebracht  werden  sollen,  lässt  es  zweifelhaft,  ob 
schon  mit  der  Uebergabe  dieser  Familienverträge  an  die  höchsten 
Landesstellen  die  allgemeine  Kenntnis snahme  als  bewirkt 
und  der  Zeitpunkt,  von  welchem  die  Gerichte,  oder  dritte  Personen 
zur  Nach  ach tung  verpflichtet  sind,  sofort  eingetreten  ist,  oder 
ob  eine  öffentlich  e  Verkündigung  „durch"  die  höchsten  Lan- 
desstellen gemeint  ist ,  und  erst  nach  dieser  die  Verbindlichkeit 
zur  Nachachtung  für  die  Gerichte  oder  drille  Personen  ein- 
tritt^). Jedenfalls  ist  die  standesherrliclie  Familie  jeder  ihr  bundes- 
gesetzlich obliegenden  Verbindlichkeit  dadurch  vollständig  nach- 
gekommen, wenn  sie  die  Vorlage  „bei"  den  höchsten  Landes- 
stellen bewirkt  hat ;  von  hier  an  ist  dieselbe  nach  dem  Wortlaute 
der  Bundesakte   befugt,    die    allgemeine  Kenntnissnahme 


*)  In  der  zuletzt  angegebenen  Weise  wird  die  Bestimmung  der  Bundes- 
akte in  dem  k.  bayerischen  Edikte  (Beil.  IV.  zur  V.-U.  ISIS)  $.9  aufge- 
fasst.  Auch  würde  wohl  kein  Zweifel  über  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung 
entstehen  können,  wenn  nicht  feststände,  dass  derartige  Familienverträge  zur 
Reichszeit  zu  ihrer  sofortigen  Gültigkeit  gar  keiner  Publikation  bedurften,  und 
dass  die  Bundesakte  die  Slandesherren  nicht  nur  so  wenig  wie  möglich  durch 
Formvorschriften  belästigen  und  insbesondere  gegen  Benachtheiligung  wahren 
wollte ,  die  aus  chikanüser  Behandlung  oder  Verzögerung  ihrer  Angelegen- 
heileu durch  Laudesstelien  hervorgehen  künnao. 
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als  bewirkt  zu  betrachten  und  „Nachachtung"  zu  verlangen. 
IX.  Auf  die  Vorlage  der  F'amilienvertriige  bei  den  höchsten  Lan- 
desslellen  und  deren  OfTcntlicbe  Bekanntmachung  zur  Nach- 
achtung zu  dringen,  haben  alle  standesherrlichen  Familienglie- 
der ein  Recht,  welche  an  der  Erhaltung  des  P'amilienfideicom- 
misses  ein  Interesse,  oder  im  Falle  seiner  Auflösung  für  sich  und 
ihre  Descendenz  eventuelle  Hechte  haben. 

§.  316. 

c)    Aufhebiing  der  gegen  die  standeslierrliclien  Fainilien- 

V ertrage  erlassenen  Verordnungen. 

C.  Die  dritte  Bestimmung  der  Bundesakte  Art.  XTV,  2.  be- 
trifft die  von  einigen  deutschen  Regierungen  gegen  den  Fortbestand 
der  standesherrlichen  Hausstatute  und  Familienfideicoramisse  er- 
lassenen Verordnungen.  Hinsichtlich  dieser  wurde  bestimmt: 
dass  diese  „für  künftige  Fälle  nicht  weiter  anwend- 
bar sein  sollen."  I.  Es  sind  nach  dieser  Bestimmung  die 
gedachten  Verordnungen  also  nur  in  der  Art  ausser  Wirkung  ge- 
setzt, dass  sie  ins  Künftige  nicht  mehr  der  Rechtsbeständigkeit 
der  älteren  standeshorrUchen  Familienverträge  sollten  entgegen- 
gesetzt werden  können ;  sie  sind  aber  nicht  als  in  der  Art  auf- 
gehoben erklärt  worden ,  als  wenn  sie  niemals  erlassen  worden 
wären.  II.  Sind  daher  ältere  Familienstatute  und  Familienfidei- 
commissverbände  in  der  Zwischenzeit  von  der  betreffenden  Familie 
selbst  als  aufgehoben  betrachtet,  und  ist  demgemäss  mit  Veräusse- 
rung  oder  Vertheilung  von  Fideicommissgegenständen  vorgeschrit- 
ten, oder  ist  unterdessen  durch  richterliche  Urtheile  ein  solches 
Familienfideicommiss  für  nicht  mehr  zu  Recht  bestehend  erkannt 
worden,  so  stellt  sich  der  alte  Familienfideicommissverband  nicht 
von  selbst  wieder  her,  und  tritt  auch  die  Verbindlichkeit  der  ein- 
mal aufgehobenen  und  von  der  Familie  selbst  aufgegebenen  Fanii- 
lienverträge   nicht   von   selbst    oder   stillschweigend   wieder  ein  *). 


')  Ein  Antrag  von  Kurhessen,  eine  ausdrückliche  Bestimmung  dieser 
Art  in  die  Bundesakte  aurzunehnien,  wurde  auf  dem  Wiener  Congresse  nur 
desshalb  abgelehnt,  weil  der  Rechtsbestand  der  gesetzmässig  und  ohne 
Widerspruch  der  Interessenten  vertheilten  Erbschaften  und  der  rechtskräftigen 
Entscheidungen  solcher  StreiligkeiteH  schon  in  der  Einschränkung  der  Bestim- 
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III.  Hat  dagegen  eine  Familie  oder  doch  der  zur  Familienfidei- 
commisssuccession  berechtigte  Tiieil  derselben ,  ungeachtet  der 
Ungunst  der  Zeiten  und  der  landesherrlichen  Verbote,  Mittel  und 
Gelegenheit  gefunden,  sich  den  alten  Familienverträgen  gemäss 
fortwährend  zu  halten  und  befand  sich  das  Familienfideicommiss 
zur  Zeit  der  Errichtung  der  Bundesakte  noch  im  Ganzen  oder 
doch  im  Wesentlichen  in  seiner  stiftungsmässigen  Verbindung,  so 
haben  die  an  der  Erhaltung  der  alten  Familienverträge  und  des 
Fideicomniisses  interessirten  Familienglieder  das  Recht,  den  Fort- 
bestand des  Fideicommisses  gegen  die  etwa  bei  seiner  Auflösung 
interessirten  Personen  zu  lieliauplen,  weil  die  inzwischen  liegenden 
aufhebenden,  aber  praktisch  erfolglos  gehliebenen  landesherrlichen 
Verordnungen  gegenwärtig  nicht  mehr  dagegen  angeführt  werden 
können,  und  die  Bundesakte  die  Erlialtung  aller  noch  bestehen- 
den Familienfideironimisse  vorsclireiht,  ohne  zu  imlerscheiden, 
ob  sie  in  rechtlicher  oder  nur  in  ununterbrochener  fakti- 
scher Weise  bisher  fortbestanden  halten -).  IV.  Sind  aber  un- 
geachtet der  Bestimmung  der  Rundesakle  Art.  XIV,  2.  in  einem 
deutschen  Bundesstaate  die  Gesetze  oder  Verordnungen  aus  der 
Rheinbundszeit,  welche  die  standesherrlichen  Fideicommisse  auf- 
hoben, noch  nicht  ausser  Wirkung  gesetzt,  so  können  die  Landes- 
gerichtshöfe, wenn  vor  ihnen  über  die  Succession  in  standesherr- 
liche Familienfideicommisse  u.  dergl.  Rechtsstreitigkeiten  anhängig 
gemacht  werden  sollten,  freilich  keine  anderen  als  die  noch  be- 
stehenden Landesgesetze  zur  Anwendung  bringen,  und  können 
daher  in  der  Lage  sein,  die  Familienfideicommisseigenschaft  der 
im  Lande  belegenen  Güter  als  nicht  zu  Recht  beständig  ausspre- 
chen zu  müssen.  Den  Interessenten  am  Rechtsbestande  des  Fa- 
milienfideicommisses  bleiht  in  diesem  Falle  kein  anderes  Mittel 
übrig,  wenn  sie  sich  nicht  der  Gefahr  aussetzen  wollen,  ihnen 
nachtheilige  richterliche  und  der  Rechtskraft  fähige  Urlheile  zu 
gewärtigen,  als  noch  bevor  sie  ihre  Sache  bei  den  Landesgerichten 
klagend    anhängig    machen,    die  Beseitigung   der   mit  den  Bestim- 


mung  der   Bundesakte    auf   „künftige    Fälle"    enthalten   sei.      Kiiiber, 
Uebersicht,  S.  314. 

2)  Die  Stifter  der  Bandesakle  wussten  sehr  wohl,  dass  in  mehreren  Staa- 
ten die  standesherrlichen  oder  anderen  rcichsadeligen  Familienfideicommisse 
nicht  anders  als  nur  faktisch  forlbestanden  habeu  konnten. 
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raungcn  der  Bundesakte  in  Widerspruch  siehenden  Gesetze  oder 
Verordnungen  durch  Anrufen  und  Dazwisclienkunfl  der  Bundes- 
versammlung zu  erwirken. 

§.  317. 

4)    Befreiter    Gericlitsstaud    und    Befreiun«^   der   standes- 
herrlichen  Familien  von  aller  Militärpflichtigkeit. 

Die  Bundesakte  Art.  XIV.  3.  sichert  den  Standesherren  aus- 
drückhch  zu:  privilegirten  Gerichts  stand  und  B  e  freiung 
von  allerMilitärpflichtigkeitfürsich  und  ihre  Fami- 
lien. I.  Diese  Berechtigungen  sind  den  standesherrlichen  Familien 
his  zum  Jahre  1848  in  allen  deutschen  Staaten  wirklich  gewährt  wor- 
den. II.  Nach  Anleitung  der  als  subsidiäres  Bundesgesetz  erklärten 
k.  bayerischen  Deklaration  v.  19.  März  1807.  A.9.  soll  das  für  die 
Mitglieder  slandesherrHcher Familien  in  C  i  vilrech  t  ss  trei  tigkei- 
ten  (Real-  und  Personalklagen)  zuständige  privilegirte Forum  in  er- 
ster Instanz  bei  einem  landesherrlichen  Mittelgerichte,  in  zweiter 
und  letzter  Instanz  bei  dem  obersten  Landesgerichtshofe  bestehen.  In 
peinlichen  Fällen  wurde  durch  die  k.  bayerische  Dekla- 
ration V.  19.  März  1807  „den  subjizirten  Fürsten  und 
Grafen  und  ihren  Erben,  d.  h.  wie  ebendaselbst  ausdrück- 
lich erläutert  wird,  den  jeweiligen  Chefs  der  standesherrlichen 
Häuser,  ganz  so,  wie  es  in  der  Rheinbundesakte  v.  12.  Juli  1806. 
art.  27.  geschehen  war  und  zwar  unter  derselben  unpassenden  Be- 
zeichnung als  „A  US  trägalgeri  ch  t"  ^),  das  Recht  beigelegt,  durch 
Richter  ihres  Standes  gerichtet  zu  werden,  und  zugleich 
wurde  das  Verfahren  und  die  Zusammensetzung  dieses  Judicium 
Pariuw  näher  bestimmt.  Die  übrigen  Mitglieder  der  standes- 
herrlichen Familien  wurden  auch  in  peinlichen  Sachen  dem 
„gewöhnlichen  privilegirten  Foro  untergeben"  erklärt  -).  III.  In 
Folge  der  von  der  deutschen  Nationalversammlung  zu  Frankfurt 
am    21.  December    1848   zu  Stande    gebrachten  Grundrechte   des 


>)  Vergl.  oben  %.  107.  Note  9. 

2)  Dieselben  Grundsätze  wurden  auch  iu  den  PartiliulargesetzgebuDgen, 
Verordnungen  und  Vereinbarungen  der  anderen  Staatsregierungen,  ausser  der 
k.  bayerischen,  zur  Anwendung  gebracht.  Vergl.  Kohler,  die  staati- 
recbll.  Verhältnisse  des  vormals  reicbsständiscbea  Adels.   S.  216  u.  f. 
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deutschen  Volkes  betrachtete  man  insgemein  den  privilegirten  Ge- 
richtsstand der  standesherrhchen  Familien  in  Civil-  und  Crimi- 
nalsachen,  so  wie  auch  deren  bisherige  Befreiung  von  aller  Mili- 
tairpflichtigkeit  für  aufgehoben.  In  Folge  der  Beseitigung  dieser 
Grundrechte  durch  den  Bundesbeschluss  v.  23.  Aug.  1851.  Pro- 
tokoll §.  121  ^) ,  muss  aber  vom  bundesrechtlichen  Standpunkte 
aus  das  Fortbestehen  des  Rechtes  der  Standesherren  auf  den  be- 
freiten Gerichtsstand  und  die  Befreiung  von  aller  Mililärpflichtig- 
keit  als  unbestreitbar  anerkannt  werden.  IV.  Wenn  nichts  desto 
weniger  einige  Staaten  auch  in  neuester  Zeit  durch  besondere 
mit  den  Landständen  errichtete  Gesetze  die  Aufliebung  aller  pri- 
vilegirten Gerichtsstände  und  der  Mililärfreiheit  ausgesprochen, 
oder  die  während  der  Herrschaft  der  Grundrechte  erlassenen  Ver- 
ordnungen beibehalten  haben  "*) ,  so  stehet  dagegen  den  Standes- 
herren das  Recht  zu,  sich  hiergegen  mit  einer  Beschwerde  wegen 
Verletzung  bundesgrundgesetzlich  gewährleisteter  Rechte  an  die 
Bundesversammlung  zu  wenden  und  Abhülfe  zu  begehren^),  soferne 
sie  nicht  selbst  durch  besonderes  Uebereinkommen  mit  der  Staats- 
regierung vertragsmässig  auf  den  befreiten  Gerichtsstand  oder  die 
Befreiung  von  der  Militärpflichtigkeit  verzichtet  haben  *').  V.  Uebri- 
gens  ist  nicht  zu  tiberseben,  dass  die  bundesgrundgesetzliche  Zu- 
sicherung eines  befreiten  Gerichtsstandes  für  die  standesherrlichen 
Familien  zu  einer  Zeit  geschah,  in  welcher  in  allen  deutschen 
Staaten,  mit  Ausnahme  der  Länder  auf  der  linken  Rheinseite,  eine 
Gerichtsverfassung  bestand,  nach  welcher  sowohl  in  Civil-  als  Cri- 
minalsachen  privilegirte  Gerichtsstände  möglich  und  auch  wirk- 
lich vorhanden  waren.  Die  bundesmässige  Verpflichtung  der  deut- 
schen Staatsregierungen  kann  daher  auch  nur  dahin  verstanden 
werden,  dass  sie  den  Slandesherrn  so  lange  und  in  so  weit  den 
befreiten  Gerichtsstand  zu  gewähren  haben,  als  die  damalige  Ge- 
richtsverfassung  im    Wesentlichen    fortbesteht,    oder   eine    solche 


s)  Siehe  oben  §.   150,  VII. 

*)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  v.  15.  Febr.  1S51,  Regier. -Bl.  XIII.  —  In 
Bayern  soll  der  befreite  Gerichtsstand  der  Standesherren  in  Gemässhcit  des 
Gesetzes  v.  4.  Juni  1S48.  art.  2  aufhöi'en ;  es  ist  dies  Gesetz  aber  noch 
nicht  in  Wirksamkeit  getreten. 

5)  Siehe  unten  $.   321. 

^)  So  z.   B    in   B  a  de  D. 
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neue  Gerichtsorganisation  an  ihre  Stelle  gesetzt  wird,  bei  welcher 
eine  der  älteren  Gerichtsverfassung  analoge  Einrichtung  möglich 
ist,  und  überhaupt  noch  in  irgend  einer  Weise  für  andere  Per- 
sonen, wie  z.  B.  für  die  Prinzen  des  regierenden  Hauses  in  pein- 
lichen Sachen,  privilegirte  Gerichtsstände  zugelassen  werden"). 
Es  ist  aber  keinesweges  von  den  Bundesregierungen  die  Verbind- 
lichkeit übernommen  worden,  zu  Gunsten  der  standesherrlichen 
Familien  niemals  eine  solche  Grundveränderung  mit  der  allgemei- 
nen Gerichtsverfassung  des  Landes  vorzunehmen,  wie  dieselbe 
z.  B.  in  den  deutschen  Ländern  auf  der  linken  Rheinseite  in  Folge 
der  Einführung  der  französischen  Gerichtsverfassung  nach  der 
Abtretung  an  Frankreich  durch  den  Lüneviller  Frieden  stattgefun- 
den hat,  und  hinsichtlich  deren  sich  die  Bundesakte  selbst  in 
dem  Schlusssatze  des  Artikels  XIV  dahin  ausspricht,  dass  die 
obigen  hinsichtlich  des  ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadels  bun- 
desgrundgesetzlich  aufgestellten  Grundsätze  „nur  mit  den  Beschrän- 
kungen Anwendung  finden  können,  welche  die  dort  bestehenden 
besonderen  Verhältnisse  nothwendig  machen.'' 

§.  318. 
5)    Rechte  der  Standeslierren  in  Bezag  auf  ihre  Be- 

sitzQDgen. 
A)    Bundesgesetzliche  Bestimmungen, 

l.  In  Bezug  auf  ihre  „Besitzungen"  sind  den  Standesherren 
durch  die  Bundesakte  Art.  XIV,  c.  alle  jene  Rechte  zugesichert, 
„welche  aus  ihrem  Eigen thume  und  dessen  ungestör- 
tem Genüsse  herrühren-,  dagegen  aber  im  Allgemeinen  alle 
jene  Rechte   abgesprochen,    welche   zu    der  Staatsgewalt  und 


')  Daher  könoea  z  B  jedenfalls  die  Häupter  der  standesberrlichen Häuser 
das  ihnen  inCriniinalsacheo,  sowülil  nach  der  Rheinbundsakte,  ato  auch  nach  der 
als  subsidiäres  Buudesgcsetz  gelten  denk,  bayrischen  Deklaration  v.  19.  März 
1S07  zuständige  Judicium  Parium  fortwährend  beanspruchen,  wie  sich  auch 
sonst  die  Organisation  der  Criminalgerichte  im  Lande  verändert,  da  es  eine 
ganz  singulare  Einrichtung  ist,  welche  io  keiner  Weise  von  der  übrigen 
Gerichtsorganisation  im  Lande  berührt  wird,  wie  immer  diese  auch  umgebil- 
det werden  mag.  In  gleicher  Weise  bestehet  auch  in  England  das  Recht 
der  Mitglieder  des  Oberhauses  ,  durch  dasselbe  (durch  ihre  Peers)  gerichtet 
la  werden,  aoerkanot  neben  der  Jury- Verfassung. 
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den  höheren  Regierungsrechten  gehören.  Jedoch  ist  den  Slandes- 
herren  in  der  Bundesakte  Art.  XIV,  4.  ausdrücklich  in  ihren 
Standesherrschaften  die  Ausübung  der  Civil-  und  Criminaljustiz  in 
erster,  und  wo  die  Besitzungen  gross  genug  sind,  auch  in 
zweiter  Instanz,  ferner  die  Forstgerichtsbarkeit,  Ortspohzei  und 
Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schulsachen,  und  über  die  milden  Stif- 
tungen ,  jedoch  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze  und  unter  der 
Oberaufsicht  der  Regierungen ,  gestattet.  II.  Es  sind  diese  Be- 
stimmungen der  deutschen  Bundesakte  unverkennbar  der  Rhein- 
bundsakte vom  12.  Juli  1806,  art.  27.  nachgebildet 0,  und 
haben  keinen  anderen  Zweck,  als  die  daselbst  schon  aufgestellten 
Grundsätze  zu  bestätigen  und  zum  gemeinen  Bundesrechte  zu  er- 
heben. Es  kann  daher  auch  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  bei 
der  Auslegung  der  ßuridesaktc  Art.  XIV,  c.  und  4.  auf  die  ent- 
sprechende Bestimmung  der  Rheinbundsakte  zurückzugehen  ist. 
III.  Ebenso  dienet  die  als  subsidiäres  Bundesgesetz  anerkannte 
k.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  wesentlich  zur 
Erläuterung  und  zur  Eröffnung  des  Verständnisses  dieser  Stelle 
der  deutschen  Bundesakte. 

§.  319. 
B)    Erlänterang  der  Bnndesakte  Art.  XIV,  c.  and  4. 
1)   Begriff  und  Charakter  der  standesherrlichen  Besitzun- 
gen und  ihr  Verhältniss  zum  Eigenthujne. 

I.  Um  die  in  dem  Artikel  XIV,  c.  und  4.  der  Bundesakte  ent- 
haltenen Bestimmungen  richtig  zu  verstehen  (welcher  Artikel  unver- 
kennbar, besonders  was  die  erstere  Stelle  [XIV,  c]  anbelangt,  mit 
sehr  grosser  Oberflächlichkeit  und  Ungenauigkeit  abgefasst  ist),  so 
muss  man  vorerst  das  genau  scheiden,  was  hier  unter  Be- 
sitzungen und  was  unter  dem  Eigenth  um  e  der  Standesherren 
zu  verstehen  ist.  II.  Unter  Besitzungen,  in  der  Rheinbunds- 
akte „Possessions'^  genannt,  wird  hier  nichts  anderes  verstanden, 
als  die  Territorien ,  in  welchen  die  mediatisirten  Fürsten  und 
Grafen   bisher  als  Landesherren  regiert  hatten*).     IIL    Diese 


>)  Siehe  diesen  Text  oben  §.   107,  Note  7. 

')  Vergl.  Rheinbundsakte  art.  24:   „ . . .  exerceront  tous  les  droits  de 
louveraiuete,  savoir:  Sa  M,  le  Roi  de  B  aviere,  sur. .  .les  possessions  da 
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Territorien,  die  früher  Fürstenthümer,  Grafschalten  oder  Herr- 
schaften genannt  wurden-),  bheben  der  Medialisirung  ungeaclilet 
in  sich  geschlossene  politische  Bezirke,  seitdem  sogenannte 
Standes herrschaflen,  und  behielten  sogar  ihre  allen  Prä- 
dikate 3).  IV.  Diese  jetzt  slandesherrlichen  Besitzungen  waren  an 
sich  weder  ursprünglich  nothwendig  einEigenlhum  der  media- 
tisirten  Fürsten  und  Grafen  im  privatrechtlichen  Sinne,  sondern 
sie  waren  entweder  allodiale  oder  reich  sie  hn  bare  Län- 
der, d.  h.  politische  Gebiete.  In  dem  einen,  wie  in  dem 
anderen  Falle  hing  durchaus  nichts  davon  ab,  ob  oder  wie  weit 
der  Landesherr  als  wirklicher  Gr  u  ndei  genthümer  im  Sinne  des 
römischen  Hechts  oder  als  Grundherr  nach  deutsch-rechtlichen 
Begritfen  in  seinem  bisherigen  Fürstenthume  oder  in  seiner  Graf- 
schaft oder  Herrschaft  betrachtet  werden  konnte  ^).  V.  Es  war 
auch  durchaus  nicht  im  Entferntesten  die  Absiebt  der  souverainen 
Fürsten,  weder  bei  der  Stiftung  des  Rheinbundes,  noch  bei  der 
Stiftung  des  deutschen  Bundes,  dass  der  mediatisirte  Fürst  oder 
Graf  durch  die  Medialisirung  Eigenthümer  seines  ganzen  Ge- 
bietes im  privatrecbllichen  Sinne,  oder  Grundherr  werden,  oder 
dass  sich  in  seinem  Verhältnisse  zu  dem  Eigenthume  seiner  Un- 
lerlhanen  an  Grund  und  Boden  in  dem  Fürstenthume,  der  Graf- 
schaft oder  der  Herrschaft  das  Mindeste  ändern  sollte.  VL  Durch 
die  Mediatisirung  sollten  die  Standesherren  in  ihren  Gebieten 
nach  der  ausdrücklichen  Erklärung  der  Rheinbundsakte  Art.  26  ^) 

Prince  de  la  Tour  et  Taxis  .  . . .  les  possessions  des  Princes  et  Comte  de  Fu^g er", 
etc.  —  Aucli  die  Staatsgebiete  der  jetzt  souveraiaen  Fürsten  heissen  in 
derRtieiDbundsaktedurctiaus  :  „ses  p  os  ses  s  ions",  z.  B.  Rheinbundsakteart  25. 

>)   Vergi.  die  Aufzählung  in  der  Rlieinbundsakte  art.  24. 

3j  Die  k.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  A,  3.  verordnet  nur, 
dass  das  auf  den  erloschenen  Reichsverband  hindeutende  Prädikat  der  Herr- 
schaflen (das  Beiwort  „Reichs")  nicht  mehr  gebraucht  werden  soll. 

^)  Schon  im  Mittelalter  gab  es  wenige  reichsständische  Territorien,  in 
welchen  der  LaDde*herr  wirklicher  Gruudeigeuthümer  oder  Grundherr  des 
gesamnilen  Grund  und  Bodens  der  Herrschaft  war.  SeU>sl  wo  dies  erweis- 
lich in  den  ältesten  Zeiten  der  Fall  war,  hatten  die  Landesherren  und  zwar 
vom  Xn.  Jahrhundert  an  immer  häufiger,  Häuser,  Güter  oder  Plätze  als  freies 
Eigen,  Proprium  im  Sinne  des  Privatrechts,  an  Privatpersonen  veräussert, 
wie  dies  aus  unzähligen  Urkunden  nachgewiesen  werden  kann. 

*)  Rheinbundsakte,  art.  26:  „Les  droits  de  sou^erainete  sont  ccux 
de   legislation^    de  Jurisdiction   supreme,    de  b  au  te-poliee,    de 
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nur  die  Rechte  verlieren,  welche  zu  der  Souverainetät  gehö- 
ren, und  dies  ist  es,  was  die  deutsche  Bundesakte  Art.  XIV,  c. 
unter  der  Bezeichnung  „Staatsgewalt  und  höhere  Regie- 
rungsrechtc''  begreift,  und  wobei  offenbar  an  die  in  der  Rhein- 
bundsakte Art.  26  gegebene  Aufzählung  der  Souverainetätsrechte 
angespielt  wird.  VII.  Alle  übrigen  Rechte,  welche  nicht 
wesentlich  mit  dem  Begriffe  der  Souverainetät  zu- 
sammenhängen, sie  mochten  unter  dem  Titel  landesherr- 
licher, gutsherrlicher  oder  feudalherrlicher  Rechte 
ausgeübt  worden  sein ,  sollten  den  Standesherren  verbleiben  ^). 
VIII.  Dem  hiermit  aufgestellten  Prinzipe  entsprechend  wurde  den 
Standesherren,  abgesehen  von  ihren  grundherrlichen  oder 
feudalherrlichen  Rechten  und  Renten,  ausdrücklich  bei- 
gelegt: „das  Recht  der  niederen  und  mittleren  Civil-  und  Crimi- 
nalgerichtsbarkeit  oder  das  Recht,  Gerichte  erster  und  zweiler 
Instanz  zu  halten');  Forstgerichtsbarkeit  und  Forstpolizei ^) ;  die 
Ortspolizei  ^) ;  die  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schulsachen  und  über 
milde  Stiftungen  und  das  Patronatsrecht '");  das  Recht,  neue  Un- 
terthanen  jeder  Glaubensconfession ,  folghch  auch  Juden,  anzu- 
nehmen'0;  das  Recht,  Nachsteuer  zu  erheben,  bezüglich  der 
Staaten,  mit  welchen  keine  Freizügigkeit  bundesgesetzlich  oder 
durch  Slaatsverträge   begründet   ist  ^2);    das  Recht,    Concessions- 


conscription  inilitaire  oii  recrutenienl  et  d'impöt"  Die  k.  bay  er- 
sehe Deklaration  v.  19.  März  1807  C,  3.  fügt  erläuternd  bei:  „Da  die  Ver- 
leihung von  Privilegien  in  der  Tbat  eine  Gese  tzge  bu  n  g  ist,  so  können 
Privilegien  nur  bei  dem  Souverain  nachgesucht  werden." 

^'j  Rhein  bundsakte,  art.  27:  „  . .  .  tous  les  droits  seigneuriaux  el 
feodaux  non  es  scn  l  i  e  lle  me  n  t  inherens  ä  la  sou  ve  rai  ae  t  e." 

")  Rh  ei  n  b  undsa  k  te,  art.   27;  deutsche  B.  A.  arl.  XIV.  4. 

*)  Rheinbutt  dsakte,  art.  27;  k.  bayerische  Deklaration  vom  19. 
März  1S07  E,   12- 

9J  K.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  E,  2.  u.  f.;  B.  Ä. 
art.  XIV,  4. 

">)  K.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  ISO"  F,  2.  u.  f.;  B.  A. 
art.  XIV,  4.  —  Das  Patron  aisrecht  erwähnt  aiisdriicklicb  die  Rhein- 
bundsakte  art.  27. 

")  K.   bayerische  Deklaration  v.   19.    März  1807  E,  3. 

'")  K.  bayerische  Deklaration  vom  19.  Man  1807  H,  6;  vergl.  mit 
B.  A.  art.   XVIII,  e. 
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gclder  zu  erheben,  wo  sie  die  Conccssion  zu  ertheilen  haben  •^); 
das  Recht,  Reglements  und  Verfügungen  über  Gegenstände  zu  er- 
lassen, welche  die  Verwaltung  ihrer  Patrimonial-  und  Eigenlhums- 
rechle  betreffen  '^);  das  Recht,  eigentliche  Beamte  mit  entsprechen- 
den Amtsliteln  und  Uniformen  zur  Verwaltung  ihrer  Rechte  an- 
zustellen und  sich  von  diesen  einen  förmlichen  Diensteid  schwüren 
zu  lassen  ^^);  das  Recht  der  Erwähnung  im  Kirchengebete  nach 
dem  Souverain  und  das  Recht  des  Trauergeläutes 'ß) ;  ferner  blei- 
ben ihnen  alle  nutzbaren,  d.  h.  ausserwesentlichen  Regalien,  die 
nicht  zu  ihrer  Ausübung  Staatsanstalten  und  einheitliche  Leitung 
voraussetzen  '^)  und  müssen  nach  demselben  Prinzipe  ihrer  Do- 
mänen- oder  Rentenkammer  die  bis  dahin  zugestandenen  Jura 
fiscU  wie  z.  B.  das  Recht  der  vierzigjährigen  Verjährung,  auch  als 
belassen  betrachtet  werden  ^*^).  Nicht  minder  bedeutend  ist 
es,  dass  den  Standesherren  das  Recht  verblieb,  ihre  ritterlichen 
Vasalien  im  Lehenverbande  zu  behalten,  indem  die  Souveraine 
dieses  Recht,  ritterliche  Aktivlehen  zu  haben,  seit  der  Stiftung  des 
Rheinbundes  als  ein  Recht  behandelten,  welches  einfache  Privat- 
personen nicht  mehr  ausüben  können  ^^).  IX.  Fasst  man  dem- 
nach die  einzelnen  Rechte,  welche  in  der  Rheinbundsakte,  der 
deutschen  Bundesakte  und  der  k.  bayerischen  Deklaration  v. 
1807  aufgezählt  sind,  unter  einem  Gesichtspunkte  zusammen,  so 
wird  man  erkennen  müssen,  dass  die  Stellung  der  Standesherren, 


•3)  K.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  H,  7. 

'•)  K.  bayerische  Deklaration  v.   19.  März  1807  C,  2. 

1^)  K.  bayerische  Deklaration  v.    19.  März  1807  L,   1   und  7. 

*«)  K.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  A,  6. 

")  Die  Rheinbundsakte  art.  27  legt  den  Standesherren  das  Recht  der 
Jagd,  der  Fischerei,  Bergwerke  und  Hüttenwerke,  die  Zehnten  n.  s.  w.  ohne 
Unterscheidung  des  Grundes  der  Entstehung  dieser  Rechte  bei,  so  dass 
in  dieser  Beziehung  nichts  weiter  auf  die  Streitfrage  ankommt,  ob  diese  Rechte 
im  einzelnen  Falle  richtiger  für  grundherrliche  Rechte,  als  wie  für  Regalien 
zu  erachten  sind.  —  Ueber  den  Uebergang  anderer  nutzbaren  Regalien,  wie 
Münzen,  Zölle  u.  s.  w.  ,  siehe  die  k.  bayerische  Deklaration  v.  19. 
März  1807  H,   3  und  vergl.  hier  unten  §.   320. 

'8^  Das  Gegeotheil  behaupten:  Hertel,  im  Archiv  f.  civ.  Prax.  Bd.  VII. 
S.  242  u.  f.  —  Elvers,  Themis  (Urtheil  der  Juristenfakultät  in  Göltingen), 
Bd.  I.  S.  541  —  Vergl  aber  dagegen  W.  Emmerich,  die  Ansprüche  der 
StandeshetTcn  auf  die  Ju7-a  fisci  des  römischen  Rechts,  Hanau  1834. 

'")  K    bayerische  Deklaration  v.   19.  März  1807  M,   2. 
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namentlich  durch  die  Belassung  des  in  der  alten  Landeshoheit 
liegenden,  dieselbe  wesentlich  von  einer  einfachen  adeligen  Grund- 
herrschaft unterscheidenden  Rechtes,  Gerichte  zweiter  In- 
stanz zu  halten  2"),  allerßeschränkung  ungeachtet  doch  immerhin 
noch  der  Stellung  der  Status  exemti  zur  Reichszeit  sehr  ähnlich  -'), 
und  ihnen  noch  eine  Art  von  untergeordneter  Regierungs- 
gewalt in  dem  Umfange  ihrer  Standesherrschaften  gelassen  worden 
war  22),  und  dass  diese  letzteren  keinesweges  den  Charakter  poli- 
tischer Gebiete  ganz  verloren  hatten.  X.  Das  Neue,  was  in  Be- 
zug auf  diese  Rechte  durch  die  Rheinbundsakte  eingeführt  und 
durch  die  k.  bayerische  Deklaration  und  in  der  Bundesakte  bei- 
behalten worden  ist,  bestehet  nur  darin,  dass  die  s  am  m  t  liehe  n 
den  Standesserren  nach  Abzug  der  für  wesentliche  Souverainetäts- 
rechte  erklärten  Befugnisse  belassenen  Rechte,  ohne  weitere 
Unterscheidung,  ob  sie  nach  der  älteren  Reichsverfassung  in 
der  Landes  h  oh  ei  t  wurzelten,  oder  eigentliche  Regal  ien,  oder 
nur  grundherrliche  oder  feudalherrliche  Rechte  waren, 
für  patrimoniale  Rechte  erklärt,  d.  h.  wahren  grundherr- 
lichen und  Ei genlhums rechten  hinsichtlich  ihres  juristi- 
schen Wesens,  d.  h,  hinsichtlich  der  Zuständigkeit,  Ver- 
fügungs-  und  Vererb  ungsbefugn  iss,  Ausübung  und 
Une  ntziehbarkei  t  völlig  gleichgestellt  worden  sind,  wenn 
sie  auch  nach  dem  Reichsrechte  nicht  zu  dieser  Klasse  von  Rech- 
ten gezählt  werden  konnten.  Ganz  deutlich  ist  hierüber  die  Rhein- 
bundsakte  Art.  27  23),     Ganz   in   gleicher  Weise  spricht  sich  die 


20)  Siehe  obeo  §.  103,  IV. 

*i)  Siehe  über  „Status  exemti"  oben  §.  90,  Note  *). 

*2)  Zur  Reichszfit  nannte  man  die  ganz  älinücbe  Regierungsgewalt  der 
Exirairten  „sub  o  r  d  i  n  i  rte  La  ndesh  o  h  ei  I".  Dass  man  die  Stellung 
der  Slandesherren  anfänglich  in  ähnlicher  Weise  auffasste,  zeigt  besonders 
deutlich,  dass  man  fortfuhr  von  ihren  Unterthaoen  zu  sprechen;  siebe 
oben  Note  12;  auch  gestaltete  man  ihnen,  sich  fortwährend  eine  Art  von 
Huldigungseid  von  ihren  Unterthaoen  leisten  zu  lassen  (siehe  k.  bayeri- 
sches Edikt  v.  1818,  Beil.  IV.  zur  V.-U.  §.  14.);  das  Hallen  einer  Ehren- 
wache auf  ihren  Schlössern  aus  Eingebornen ,  die  dem  Souverain  den  Huldi- 
gungseid geleistet  haben  und  nicht  in  den  Jahren  der  Wilitärpflichtigkeit  sind ; 
ebendas.  §  13;  u.  dergl. 

23)  Rheinbundsakte,  art.  27:  „Les  Princes  ou  Comfes  .  .  .  .  conser- 
veront  chacnn,  comme  propriete  patrimoniale  et  privee"  etc.,  d.  h.  mit  dem 
Charakter  eines  Patrimunial-  und  Privateigenlhums. 
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k.  bayerische  Deklaration  v.  19.  März  1807  aus 2^),  und  eben  dies 
ist  es,  was  die  deutsche  Bundesakte  mit  dem  weniger  gut  gewähl- 
ten Ausdrucke  „Rechte  und  Vorzüge,  welche  aus  ihrem  (der  Slan- 
desherren)  Eigenthume  und  dessen  ungestörten  Ge- 
nüsse herrühren"  ausdrücken  will-*).  XI.  So  wie  somit  die 
ehemaligen  landesherrlichen  und  übrigen  Herrenrechte  der  Stan- 
desherren als  patrimoniale,  d.  h.  eigen  thu  msglei  che, 
oder   mit   dem  Charakter  eines  Privateigenthums  bekleidete 


2^)  Ausdrücklich  sagt  die  k.  bayerisch  e  Deklaration  v.  19.  März  1807, 
dass  die  Standesherren  sich  als  Fiirsien  oder  Grafen  von  ihren  Besitzungen 
schreiben  können,  aber  „nicht  als  regierende  Herren,  sondern 
als  Patrimo nialh err en." 

")  Die  Worte:  —  „und  dessen  ungestörten  Genüsse  herrüh- 
ren" —  haben  den  Auslegern  stets  viel  Schwierigkeiten  gemacht.  Man  ver- 
stand sie  meistens  so,  dass  man  darunter  den  Besitzstand  begrilT,  wie 
er  vor  der  Auflösung  des  Reiches,  also  vor  den  in  d  er  R  h  e  i  nbu  nd  s  zei  t 
eingetretenen  Störungen,  gewesen  war;  oder  man  sah  darin  eine 
Zusicherung,  dass  die  Standesherren  nicht  mit  strengen  Eigcnthumsbeweisen 
oder  Zumuthunpen  von  Vorlage  ihrer  Besitztitel  in  Bezug  auf  ihren  Besitz- 
stand, wie  er  zur  Zeit  der  Mediatisirung  war,  behelliget  werden  sollten. 
Vergl.  Klüber,  Abbandl.  I,  297.  —  Erwagt  manjedoch,  dass  die  B  esitz- 
berechtigung  der  Staudesherren  bezüglich  ihres  zur  Äeichszeit  gehabten 
Besitzstandes  von  den  Souverainen  niemals  bestritten  war  und  aus  kei- 
nem Grunde  bestritten  werden  konnte,  so  dass  es  also  in  dieser  Beziehung 
auch  für  die  Zukunft  keiner  Zusicherung  bedurfte,  dass  aber  das  Recht 
auf  ung  estörten  Genuss  an  sich  nichts  selbstbeständiges,  sondern  selbst 
nur  ein  Ausfluss  des  Eigenthumes  sein  kann,  so  kann  der  Sinn  jener 
undeutlich  gefassten  Stelle  nicht  wohl  ein  anderer  sein,  als  dass  den  Standes- 
herren alle  jene  Rechte  bleiben  sollen,  die  aus  dem  Eigenthume,  d.  h. 
aus  der  nunmehrigen  Patrimonialität  ihrer  Rechte,  und  dem  fortan 
ihnen  ungestört  verbleiben  sollenden  Genüsse,  d.  h.  aus  dem  fortan 
gewährleisteten  ruhigen  Besitzstande  derselben  fliessen.  Damit  war 
aber  keineswegs  gemeint,  dass  jedem  Standesberrn  nur  soweit  fernerer  ruhi- 
ger Besitzstand  gewi'ihrleislet  werden  sollte,  als  er  sich  zur  Zeit  der  Abfas- 
sng  der  Bundesakte  noch  im  Genüsse,  d.  h.  im  Besitze  jener  Rechte 
befand  ;  dies  wäre  geradezu  ge^^en  den  Geist  der'B.  A.  Art.  XIV.  und  würde, 
wenn  dies  die  Meinung  gewesen  wäre,  dieselbe  den  Standesherrea,  die  eben 
in  der  Rheiubundszeit  viel  gelitten  hatten,  wenig  Vorlheil  gewährt  haben; 
sondern  das  Maass,  in  welchem  fortan  der  ungestörte  Genuss  oder  Besitz  ge- 
währleistet wird,  ist  eben  durch  das  Maass  der  zugebilligten  Rechte,  d.  h. 
so  weit  den  zur  Reichszeit  bestandenen  Rechten  nunmehr  der  Cha- 
rakter der  Patrimonialität  beigelegt  ist,  bestimmt. 
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Rechte  erklärt  wurden,  so  wurden  zugleich  ihre  sämmtlichen 
Domänen  ohne  Ausnahme  als  ein  wahres  Privateigenlhum 
oder  Patrimonium  erklärt -ß).  Obgleich  dadurchbezüglich  des  recht- 
lichen Charaktersdieser  Domänen  nichts  anderes  erklärt  wurde, 
als  was  sich  schon  nach  den  Grundsätzen  des  Reichsrechtes  von 
selbst  verstand ,  so  glaubte  man  doch  den  Standesherren  durch 
diese  Erklärung  wenigstens  einigermaassen  eine  Entschädigung 
für  die  verlorene  Reichsstandschaft  und  verweigerte  Souverainetät 
gewährt  zu  haben,  weil  ihnen  nunmehr  die  Erträgnisse  ihrer  Do- 
mänen, so  wie  ihrer  anderen  grundherrlichen  oder  feudalherrlichen 
Rechte  zur  völlig  freien  Privatdisposition  überlassen  blieben,  ohne 
dass  sie  davon  weiter  einen  Theil  für  Staatsbedürfnisse  zu  ver- 
wenden Veranlassung  oder  Verpflichtung  gehabt  hätten  2'). 

§.   320. 

2)  Ausscheidung  der  an  den  Sonverain  übergehenden  nnd 

der  den   Standeslierren  verbleibenden  Gefälle. 

Die  Scheidung  der  für  eigentliche  Souverainetätsrechte  erklär- 
ten und  der  den  Standesherren  nunmehr  unter  dem  Titel  von 
Patrimonialrechten  belassenen  landes-,  grund-  und  feudalherr- 
lichen Rechte  machte  sofort  eine  Ausscheidung  der  Einkünfte 
nothwendig,  welche  bisher  in  die  standesherrlichen  Kassen  geflos- 
sen waren.  Die  als  subsidiäres  Rundesgesetz  angenommene  k. 
bayerische  Deklaration  vom  19.  März  1807,  die  in  vorkom- 
menden Streitfällen  noch  immer  als  die  gemeinrechtlich  maass- 
gebende  Norm  zu  betrachten  ist,  stellt  darüberfolgende  Grund- 
sätze auf^):  I.  Alle  aus  dem  Un  terthansver  bände  zeit- 
her  errichteten  Abgaben  fliessen  fortan  in  die  Staatskasse, 
mit  dem  Charakter  als  Landessteuern.  Als  solche  Ab- 
gaben    werden     für     den     Souverain     in     Anspruch     genommen 


20)  Rlieinbundsakte,  art.   27. 

2')  Ob  hierdurch  für  die  eiozelnen  Standesherren  in  Wahrheil  eine  ge- 
nügende Entschädigung  für  den  Verlasl  der  übrigen  Landeselukünfle  erwirkt 
wurde,  ist  eine  andere  Frage.  Dass  dieselbe  mindestens  nicht  im  Allgemei- 
nen zu  bejahen  ist,  zeigt  deutlich  die  k.  bayerische  Deklaration  v.  19. 
März  1S07,  welche  den  Slandesherre  nauch  für  die  verlorenen  übrigen  Landes- 
einkünfte  noch   eine  theilweise  Entschädigung  in  Aussicht  stellt. 

')  K.   bayerische  Deklaration  v.   10.   .März   1SU7,  H,    1   bis  4. 


j$.  [^20      \us!<clieidanK  <ler  ilbergelienden  und  verbleibenden  Gefälle.     32] 

a)   diejenigen,    welche   seither   in  die  Landes-Steu er- Kasse 
gehelert  worden  sind ;  h)  diejenigen,  welche  bisher  nach  SimpHs, 
Maassen,  ausgeschrieben  oder  umgelegt,  bald  in  höheren,  bald  in 
niederen  Quanlis  erlioben ,  verrechnet  und  zu  L  a  n  d  e  s  b  e  d  il  r  f - 
nissen  verwendet  wnrdt-n;  c)  ebenso  alle  Abgalten,  wozu  früher 
die  Bewilligung   des  Kaisers   und  Reiches  erforderlich  war,    oder 
die  nach  der  vormaligen  deutschen  Verfassung  nur  erhoben  werden 
durften  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  des  Landes  und  der  Be- 
giennig.     Zu  dieser  Kategorie  wurden  namentlich  gerechnet  nicht 
nur  die  direkten,    sondern    auch  alle  persönlichen  und  indirekten 
Steuern  (Consumtionssteuern),  die  Stempeltaxen,  die  Judenschatzun- 
gen,  Accise,  Umgeld   u.  dergl.;  d)  ferner  gehen  an  den  Sonverain 
über  und  zwar  mit  den  darauf  haftenden  Lasten,  alle  Territorial- 
gefälle,  die  zur  Unterhaltung  von  offen  tlichen  Anstalt  en  be- 
willigt   werden,    welche    eine    Cen  trall  ei  tu  ng   erfordern,    wie 
Münze,  Zölle,  Chausseen,  Brückengelder  n.  dergl. ;  endlich  wurden 
der  landesherrlichen  Kasse  noch  zugewiesen  e)   alle  Umlagen  zur 
Unierhaltung  des  Militärs,  alle  Ausschläge  zur  Tilgung  der  Kriegs- 
kosten  und  Schuldenzahlung,  insoferne  erstere  nicht  von  den  Ge- 
meinden  privalim  unter  sich  geschehen.     IL    Dagegen  sollen  den 
med  ia  tis  irten  Fiu'slen  und   Grafen  alle  Abgaben  verbleiben, 
welche  wie  grundherrlicbe  Zinsen  in  einem  beständig  unveränder- 
len  Quanlo   entrichtet   werden,    wenn    sie  ancli  bisher  (abusive) 
den  Namen  von  Steuern,  oder  einen  ähnlichen  (wie  Boden-,  oder 
Ordmari- Steuer)    geführt    haben-).      Nicht    minder   sollten    den 
Standesherren  die  Nachsteuer,  soweit  sie  überhaupt  noch  vor- 
kommen konnte,  und  die  Goncessi  onsgelder  belassen  werden, 
wo  sie  Concessionen  zu  ertheilen  haben^).     IIL  Die  k    bayeri- 
sche   Deklaration    v.    19.  März    1807    sicherte    ausdrücklich    den 
Slandesherren  in  „billiger  Hücksicht"  auf  den   Verlust,    den 
sie    an    ihren   Einkünften    durch  den  Uebergang  der  direkten  und 
indirekten  Steuern   an  den  Staat   erlilten,  einen  Theil  des  Erlrages 
derselben  „im   Verhälfniss    ihres    bisherigen    Bezuges" 
zu  ^).      IV.    In    Bezug   auf   die    häutio    noch    weil  empfindlicheren 


ä)  Ebendaselbst,   H,  5. 
3)  Ebendaselbst,  H  ,  6.   7. 

*)  Ebendaselbst,    H,    2.     Absatz    2.  —  Ein    solcher   Theil    gewisser 
Zöpfl  ,  Staatsrecht.    4te  Aofl  .II.  21 
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Verlusle,  welche  den  Standesherreii  durch  die  Ehiziehuiig  der  Ter- 
ritoricilgelälle ,  namenthch  der  Zölle,  zugegangen  sind,  ist  eine 
gleiche  hillige  EnlschHdigiing  nicht  ausdrücklich  in  Aussicht  ge- 
stellt worden.  Es  kann  jedoch  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die 
Standeslierren  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsälzen  befugt 
sind,  in  dieser  Beziehung  Entschädigungsaiisprüche,  auch  ohne 
solche  besondere  Zusicherung,  und  zwai  auf  dem  Wege  der  ge- 
richtlichen  Klage,  gegen  den  Landesliskus  mindestens  dann 
zu  verfolgen,  wenn  ihnen  das  Recht  zum  Bezüge  solcher  sogen. 
Territorialgefälle,  wie  namentlich  eines  Zolles,  u/cht  in  der  Eigen- 
schaft als  Landesherren,  sondern  aus  reinen  Pii  va  trechts- 
tileln,  wie  z.B.  durch  Pfandschaft  n.  dergl,  zugestanden  hat''). 

§.  321. 

3)   Entziehung  der  standesberrlichen  Rechte  durch  die 

Landesgesetzgebuiig. 

1.  Die  Bundesakte  wollte  ihrer  eigenen  ausdrucklichen  Erklä- 
rung im  Eingange  des  Artikels  XIV.  zufolgt ,  den  ehemaligen  Reichs- 
ständen (so  wie  dem  iibrigen  ehemaligen  Reichsadel)  nicht  nur 
einen  in  allen  Bundesstaaten  gleichförmigen,  sondern  auch 
einen  bleibenden  Rechtszustand  verschallen.  Hiermit  ist 
prinzipiell  festgestellt,  dass  die  den  Slandesherren  in  der  deut- 
schen Bundesakte  gewährleisteten  Rechte  der  Aufhebung  oder  Ent- 
ziehung durch  einseitige  Akte  der  Landesgeselzgebung  nicht  unter- 
liegen können  und  dürfen.  11.  Es  gilt  dies  sowohl  von  den  per- 
sönlichen Vorzügen  als  den  dinglichen  Berechtigungen  der  Stan- 
desherren. Hinsichtlich  dieser  letzteren  konujil  insbesondere  in 
Betracht,  dass  sie  den  Standesherren  als  Entschädigung  lür 
den  ohne  allen  Rechtsgrund  und  mit  offener  Anerkemiung  der 
Rechtswidrigkeil  und  VVillkührlichkeit  der  Entziehung  entzogenen 
Besitz  und  Genuss  ihrer  Landeshoheit  eingeräumt  worden  waren  '), 


(ierälle  wurde  den  Standesherren  auch  wirklieh  gewährt  durcli  das  königl. 
bayerische  Edikt,  Beil.  IV.  zur  V.  U.  v.  ISli5.  §.  53  (siehe  oben  §  309, 
Note  4)  aber  unter  der  Bezeichnung  als  Entschädiffung  für  die  nach  der 
Bundesakte  gebührende  Behandlung  als  erste  Klasse  bezüglich  der  Steuer- 
freiheit. 

*)  Vergl,  über  die  Zölle  der  Mediatisirten  oben  §.    IGT,   Note  S. 

')  Siebe  §.   313,  XI.       . 
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iniii  ilass  «'bell  desshalb  iiir«'  ilingliclieii  ßerecliliguiigen  für  Eigiii- 
I  li  ti  in  uiul  pat  ri  inonial  e  RecliU'  fiklärl  worden  wuren,  w«.'il 
man  /.ur  Zeit  der  Stillung  des  deutschen  Bundes  in  allen  Bundes- 
slaalen  die  Heiligkeil  des  Eigenlliums  und  der  ihm  gleich- 
geslelllcu  Piivalrechle  als  einen  gemeingUJligeu,  selhsLversländlichen 
liiiiudsalz  Itelrachlete  ).  111.  Leherdies  konnten  die  slandesheir- 
hchen  dingliclH-n  Berechtigungen  auch  so  lange  gewisserniaassen 
ihre  Garantie  in  sich  selbsl  tragen,  als  die  slandesherrlichen  Be- 
sitzungen fortfuliren,  den  Charakter  geschlossener  politischer,  wenn 
gleich  der  Slaalsgewall  eines  Bundeslilrsleii  »ubordiniiler  Gehiete 
zu  behaupten.  Dies  war  so  lange  dei'  Fall,  als  sich  die  Standes- 
hei'ren  in  dem  Besitze  der  ihiicii  in  ihren  Slandesheirschaflen  über 
.die  Einwohner  in  denselben,  ohne  Unterschied,  ob  sie  ihre  Hiuler- 
sassen  oder  Grundholden  oder  Lehensleule  waren,  oder  nicht  zu- 
geslandeneii  Gerichtsbarkeil  eisler  und  iianienllich  zweiler  Instanz 
belanden.  Seitdem  aber  »lie  Slandesherren  nach  und  nach,  aus 
Kücksichl  auf  den  damit  verbundenen  grosseren  Aufwand,  grösslen- 
llieils  durch  Verlräge  mit  den  Staalsregierungeu  ihre  Gerichte 
zweiter  Inslanz  (Juslizkanzleieuj  und  alsbald  auch  ilne  (ierichle 
erster  Inslanz  an  den  Staat  abgetreten .  oder  bei  der  Aulhebung 
derselben  durcli  die  Landesgeselzgebung  sich  bendiigel  hatten  ^), 
so  war  auch  die  letzte  Spur  eines  Charakters  der  Standesiierr- 
schaflen  als  politische  Gebiete  vertilgt,  und  konnten  die  noch 
übrigen  dinglichen  Berechtigungen  derselben  für  nichts  anderes 
mehr  ais  einlache  Eigenthumsrechte  und  Ausflüsse  des  Eigenthums 
im  privalrechtlichen  Sinne  gehallen  werden.  VI.  Wenn  demnach 
auch  noch  fortwährend  der  Grundsatz  der  Heiligkeit  des  Eigen- 
thums in  allen  Verfassungsurkunden  anerkannt  wurde,  so  wurde 
damit  doch  allenthalben  der  weitere  Grundsalz  in  Verbindung  ge- 
bracht, dass  alles  Eigenthum  und  die  als  Austluss  desselben  er- 
scheinenden Berechtigungen  der  Aufhebung  und  Einziehung  durch 
den  Staat  gegen  Leistung  billiger  Entschädigung  unlerUegen -•) ; 
was  aber  als  eine  billige  Entschädigung  im  einzelnen  Falle  zu  ge- 
währen sei,  wurde  durch  die  La  n  desgese  tzgebung  bestimmt. 

-)  Siehe  oben  §.  290  Note  2   und  §.   2^5. 

3)  \ergi.  i.  B.   Iiir  Bayern,    Ges.  v.  4.  Juui    lb4b,  die  Aufhebung  der 
slandesheri'livbeii  uud  gulsherrlicbsn  Gerichtsbarkeit  betr. 
*)  Siehe  oben  §  295. 

21* 
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V.  Gerade  hierbei  zeigte  sich  fast  in  allen  Staaten  die  grösste 
Unbilligkeit,  da  die  Landstände,  welche  doch  sonst,  wenn  es  sich 
um  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  über  die  Entschädigung  wegen 
Abtretung  des  bürgerlichen  Privateigenthums  für  öffentliche  Zwecke, 
wie  z.  B.  Eisenbahnen  u.  dergl.,  bandelt,  allenthalben  die  Leistung 
vollständigster  Entschädigung  als  Prinzip  aufstellten,  bei  Er- 
mittelung der  Entschädigimg  der  Standesherren  (so  wie  des  übri- 
geu  Adels)  wegen  der  Entziehung  seiner  Patrimonialrecbte  nur 
im  niedrigsten  Maassstabe  die  Entschädigungen  aus  der  Staats- 
kasse bewilligten  und  dabei  überall  bereitwillige  Zustimmung  von 
Seile  der  Staatsregierungen  fanden,  welche  ebenfalls  von  ihrem 
Standpunkte  aus  bei  der  Zurückfübrimg  dieser  Entschädigungs- 
ansprüche auf  das  geringste  Maass  belheiligt  waren  ^).  VL  Die 
Bundesversammlung  musste  schon  fndizeitig  bemerken ,  dass  auf 
diese  Weise  die  den  Standesherren  iu  der  Bundesakfe  gewäbr- 
leisteten  Rechte  illusorisch  gemacht  werden  würden,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  den  Standesherren  (und  dem  übrigen  chemaligeM 
Reichsadel)  die  Aussicht  auf  Erfolg  bei  Belretung  des  Rechts- 
weges vor  den  Landesgerichten  in  den  meisten  Fällen  dadurch 
benommen  war,  dass  in  den  einzelnen  Staaten  bei  Aufhebung  ihrer 
Rechte  der  Weg  der  Landesgesetzgebung  eingehalten,  und 
eine  Befugniss  der  Landesgerichte,  dieselbe,  auch  wenn  sie  mit 
den  Bimdesgrundgesetzen  im  Widerspruche  steht,  als  unverbind- 
lich oder  nicht  rechtsbeständig  zu  erklären ,  nicht  anerkannt 
oder  mindestens  bezweifelt  wurde.  ViL  Daher  fanden  sich  die 
Bundesglieder  schon  bei  Abfassung  der  Wiener  Schlussakte  v.  15, 
Mai  1820.  §.  63.  veranlasst,  deu  Standesherren  (so  wie  dem  übri- 
gen ehemaligen  Reichsadel)  den  Rekurs  an  die  Bundesversamm- 
lung in  folgenden  Fällen  zu  gewähren:  1)  wenn  sie  durch  die 
Landesgesetzgebung  eines  Bundesstaates  in  ihren  durch  den 
Artikel  XIV.  der  Bundesakte  begrimdeten  oder  auch  in  den  ibnen 
durch  landesherrliche  Verordnungen  oder  Verträge  mit  den 
Staatsregiernngen  in  Gemässheit  des  Artikels  XIV.  der  Bundes- 
akte eingeräumten  Rechteu  gekränkt  werden,  und  2)  wenn  ibnen 
die  gesetzliche  Rechtshülfe  im  Staate  verweigert  wird.  VIIL  Zur 
Ergänzung  dieser  in    der  Wiener  Schlussakte  art.  63.  entbaltenen 


»)  Siehe  oben  §.   1U7-,  Note  6. 
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Beslinimunf^er»  wurde  durch  Buiidesbcschluss  vom  15.  September 
1842.  Sitzung  XXVI,  §.  2b3.  das  bei  Reklamationen  der  Standes- 
lierren  (und  der  Mitglieder  des  vormaligen  unniittelbaren  Reichs- 
adels) einzuhaltende  Verlahren  ausfidirlich  bestimmt  6). 

§.  322. 
Veräusserung  der  StandeslierrscLaften. 

I.  Die  standesherrlichen  Vorrechte  werden,  so  weit  sie  sich 
auf  die  standesherrHchen  Besitz  upgen  beziehen,  verloren,  wenn 
diese  an  den  Staat  abgetreten  werden  (consolidatio) ,  oder 
wemi  darauf  verzichtet  wird.  II.  Die  personlichen  Vor- 
rechte der  standesherrlichen  Familien  gehen  aber  mit  der  Ent- 
äusserung  der  standesherrlichen  Besitzungen  an  sich  nicht  ver- 
loren, weil  kein  Gesetz  dies  sagt,  und  auch  überhaupt  die  persön- 
lichen Privilegien  des  hohen  Adels,  und  namentlich  die  Ebenbür- 
tigkeit, nicht  von  der  Fortdauer  des  Territorialbesitzes  abhängen. 
III.  Nach  der  Rheinbundsakte,  Art.  27.,  Abs.  2.  war  die  Veräus- 
serung eines  standesherrlichen  Gebietes  an  einen  auswärtigen 
(d.  h.  nicht  zu  dem  Bunde  gehörigen)  Souveraiu  unbedingt  unter- 
sagt, und  bei  jeder  anderen  Veräusserung  vorgeschrieben,  dass 
die  Standesherrschaft  vorerst  dem  Fürsten  angeboten  werden  solle, 
unter  dessen  Staatshoheit  sie  gelegen  ist.  Die  fortdauernde  Gül- 
tigkeit dieser  Bestimmung  kann  wegen  der  sich  darauf  beziehen- 
den Vorschrift  der  als  subsidiäres  Bundesgesetz  erklärten  k.  bayeri- 
schen Deklaration  v.  19.  Mai  1807,  H.  14.  nicht  beanstandet 
werden.  IV.  Zweifelhaft  könnte  es  dagegen  erscheinen,  ob  in  dem 
Falle,  wo  die  standesherrlichen  Besitzungen  an  einen  Besitzer 
übergehen,  welcher  nicht  selbst  zu  derselben  oder  vielleicht 
auch  überhaupt  zu  keiner  standesherrlichen  Familie  gehört,  jene 
standesherrlichen  Vorrechte,  welche  sich  auf  die  Besitzungen  be- 
ziehen, wie  Realgerechtigkeiten  aid'  den  neuen  Erwerber  über- 
gehen ').  Erwägt  man  jedoch,  dass  so  viel  positiv-rechtlich  fest- 
stehet, dass  die  sich  auf  die  standesherrlichen  Besitzungen  bezie- 
henden Rechte  nunmehr  als  aus  dem  Eigenthume  oder  der  Grund- 


^)  Siehe  den  Text  dieses  ßundesbeschlasses  oben  §.   158,  Note  9. 
')  Dass   die    persönlicben  Vorrechte  der  Sfandesberren  auf  den  Erwerber 
einer  Slandesberräcbaft  nicht  übergehen,  bedarf  keiner  Erörterung. 


326     S    ^2;^      Zusicherungen  für  den  ehemals  iiDiniHelbaren  Reichsadel. 

herrsch  all  Ihessende  Rechte  angesehen  werden  sollen-),  nnd 
dass  sie  auch  zum  grössten  Theile  keine  anderen  Berechtigungen 
umfassen,  als  solche,  welche  mit  adeligen  Giltern  überhaupt 
verbunden  zu  sein  pflegen ,  so  wird  man  kein  Bedenken  tragen 
dürfen,  den  Erwerber  einer  Slandesherrschaft  für  allerdings  befugt 
zur  Ausübung  der  auf  die  Besitzungen  bezüglichen,  den  Standes- 
herren durch  die  Bundesgesesetzr  als  ein  Privateigenthum 
zugesprochenen  Bechte  zu  erklären,  wenn  er  überhaupt  persön- 
lich so  qualifizirt  ist,  dass  er  nach  der  Landesverfassung  a  delige 
Güter  (Rittergüter)  erwerben  kann.  Nur  das  Recht,  ein  Gericht 
zweiter  Instanz  zu  haben,  erscheint  als  ein  so  exorbitantes  Pri- 
vilegium, dass  der  Uebergang  desselben  an  einen  Erwerber,  der 
nicht  selbst  einer  standesherrlichen  Familie  angehört,  beanstandet 
werden  muss.  Uebrigens  wird  dies  alles  in  Folge  des  Verzichtes 
der  meisten  Standesherren  auf  die  gedachten  Rechte  oder  ihrer 
Beruhigung  bei  der  Aufhebung  derselben  durch  die  Landesgesetz- 
gebungen nm-  noch  in  seltenen  Fällen  praktische  Bedeutung  haben 
können. 

§.  32b. 

IV.    Bundesgrundgesetzliche  Zusicherungen  für  den  ehe- 

mal.s  unmittelbaren  Reichsadel. 

I.  Dem  ehemals  unmittelbaren  Reichsadel ,  welcher  nicht  zu 
den  reichsständischen  Geschlechtern  gehörte,  wurden  in  der  Bun- 
desakte Art.  XIV.  hinsichtlich  der  unbeschränkten  Freiheit  des 
Aufenthaltes  und  der  F  a  m  i  I  i  e  n  v  e  r  f  r  ä  g  e  ganz  dieselben  Zu- 
sicherungen gegeben,  wie  den  Standesherren.  Ausserdem  wurde 
ihnen  noch  zugesichert:  .Antheil  der  Begüterten  an  der  Land- 
standschaft, Patrimonial-  und  Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und 
Kirchenpatronal  und  dei-  privilegirte  Gerichtsstand.  II.  Wenn  die 
Bundesakte  hier  noch  beigefügt  hat:  „Diese  Rechte  werden  jedoch 
nur  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze  ausgeübt",  so  wollte 
hierdurch  nichts  anderes  ausgedrückt  werden,  als  was  auch  bereits 
hinsichtlich  dergleichen  Rechte  der  Standesherren  bestimmt  worden 
war:  keinesweges  darf  aber  dieser  Satz  so  verstanden  werden,  als 
habe  es  auch  in  das  Belieben  jeder  Landesgesetzgebung  verstellet 


2)  Siehe  §.  319,  X. 
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\vpi(ltMi  wollen,  diese  Rechte  dem  ehemals  uiiniittelbaien  Reichsadel 
willkiihilich  zu  eiilzieheri.  Es  ergibt  sich  dies  auch  daraus,  dass 
die  Wiener  Schlussakte  v.  15.  Mai  1820  art.  63.  und  der  Bundes- 
beschluss  v.  15.  September  1842  diesen  Reichsadel  hinsichthch 
des  Rekursrechtes  an  die  Bundesversammlung^  wegen  Kränkung 
der  im  Artikel  XIV.  i]ov  deutschen  Rundesakte  gewahrleisteten 
Rechte  den  Standesherren  vollkommen  gleichstellen  ;.  III.  Da- 
gegen finden  aber  auch  hinsichtlich  des  nicht-reichsständischen, 
ehemals  unmittelbaren  Reichsadels  jene  Vorbehalte  statt,  welche 
die  Bundesakte  in  dem  Schlusssatze  des  Artikels  XIV.  hinsichtlich 
der  Verhältnisse  in  den  deutschen  Ländern  auf  dem  linken  Rhein- 
uter  gemacht  hat-). 

§.  324. 

Politische  Stellung  des  Landesadels  in  den  deutschen 

Bundesstaaten*). 

I.  In  der  Reichszeit  genoss  der  landsässige,  d.  h.  einem 
Landesherrn  als  Unterthan  unterworfene,  Geschlechtsadel 
mancherlei  theils  persönliche,  theils  dinghche,  d.  h.  auf  seinen 
CiUern  (den  sogen.  Rittergütern  oder  adeligen  Gütern)  haftende 
Vorrechte.  Dahin  gehörten  das  Recht,  adelige  Prädikate  und 
Wappen  zu  führen,  mitunter  damit  verbunden  das  Recht  der  Siegel- 
mässigkeit '),  die  Hoffähigkeit,  die  Lehnfähigkeit,  die  Turnier-  und 


')  Sielie  oben  §.  321,  VII.  VIII. 

»)  Sielie  oben  §.  317,  V. 

*)  Vergl.  z.  B.  für  Bayern  die  Ediltte  als  Heilage  4  bis  ^  znr  Verf- 
Urk.  Tit.  V.;  für  Baden  das  dritte  und  vierte  Constitiitions -Edikt  v.  22. 
.Iiili  ISOT  und  das  sechste  Conslitutions-Edikt,  die  Griindverfassnng  der  ver- 
schiedenen Stände  betr.,  v.  4.  Juni  ISuS.  —  In  Würteinberg  war  dem  Ver- 
fassungs- Entwürfe  v.  3.  März  1807  ein  Adelsslalut  als  Beilage  zugegeben 
worden. 

')  Vergl.  das  k.  bayerische  Edikt  über  die  Siegelnlässigkeit;  Beil. 
VIII.  zur  V.  U  ist''.  —  Hierin  wird  als  Wirkung  der  Siegelmässigkeit  er- 
klärt §.  2:  «,  Siegel  massige  Personen  können  über  jene  unstreitigen  Rechts- 
geschäfte ,  wozu  bei  den  unsiegelmassigen  Personen  die  obrigkeitliche  Proto- 
kollirung  und  Verbriefung  nothwendig  ist,  z.  ß.  Eheverträge,  Vollmachten, 
Vergleiche  u  dergl  ,  ihre  L'rkunden  durch  Unterschrift  und  Siegel  selbst  und 
mit  gleicher  Kraft  fertigen."  —  Nach  dem  k.  bayerischen  Gesetze  vom 
4.  Juni   1848,  die  Grundlagen  der  Gesetzgebung  über  die  Gerichtsorganisation 
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Sliftstahigkeit  und  die  Fähigkeit  zur  Aufnahme  in  gewisse  Kitter- 
orden  (soferne   die   statutenmässige  Ahnenprobe    gemacht  werden 
konnte),  die  Zoll-  und  Stempelfreiheit,  privilegirter  Gerichtsstand. 
Landstandschaft,  die  niedere  oder  sog.  |)atrimoniale  Gerichtsbarkeit. 
Polizei-    und    Kirchenpatronatsrecht   auf   seinen    Gütern,    Steuer- 
freiheit,   Einquartierfreiheit,    das  Recht  Familienfideicommisse  zu 
stiften,    das  Recht    der  Haustaufe  und  Haustrauung;    wozu  noch 
die  guts-  und  feudallierrlichen  Rechte  kamen,  wie  Jagd,  Fischerei, 
das  Recht  auf  Frohndienste  (Herrenfrohnden),  Gülten,  Zinse  und 
Zehnten  u.  dergl.     II.  Ein  grosser  Theil  dieser  Rechte  war  jedoch 
keine    ausschliessliche,    sondern    nur    eine  regelmässige  Zu- 
ständigkeit  des  Geschlechtsadels,    und    konnte    auch  von  anderen 
Klassen    der   bürgerlichen    Staatsangehörigen    ausgeübt   werden  -). 
Die    meisten    dieser   Rechte    waren    überhaupt    nicht    politischer 
Natur,    so    dass    die  eigentliche  politische  Bedeutung  des  Landes- 
adels in  der  Reichszeit  in  seiner  Patrimonialgerichtsbarkeit 
und  L  and  stand  s  ch  a  ft,  so  wie  in  seiner  damals  gewöhnlichen 
Bevorzugung    bei   Besetzung    der    höheren    Slaatsämter  lag. 
HL    In  der  neueren  Zeit  hat  der  Landesadel  seine  früheren  Aus- 
zeichnungen fast  gänzlich  verloren,  oder  nur  weniges  davon  parti- 
kularrechtlich  behalten,    so    dass   kaum   noch  etwas  anderes  von 
allgemeiner  praktischer  Bedeutung  angegeben  werden  kann,  als  die 
Führung   der   adeligen  Prädikate,    womit  an  sich  kein  politisches 
Vorrecht    verbunden   ist,    und    mitunter   noch  eine  besondere  Be- 
theiligung   des    grundbesitzenden   Adels    an    der   Landstandschaft. 
IV.     Eine   politische   Bedeutung   des    Geschlechtsadels   ist   in    der 
Gegenwart  nur  noch  insoferne  möglich,   als  derselbe  hohe  Intelli- 
genz und  Patriotismus  mit  grossem  untheilbaren  Grundbesitze  ver- 


betr.,  soll  die  Siegelmässigkeit  mil  Einführung  des  Notariatsgesetzes  aufhören. 
Ein  solches  ist  zur  Zeit  noch  nicht  zu  Stande  gekoninien. 

2)  So  z.  B.  legte  das  k.  bayerische  Edikt,  Beil.  V.  zur  V. -U.  v. 
ISIS  die  Siegelmässigkeit  nicht  nur  dem  Adel,  sondern  auch  den  Collegial- 
räthen  nnd  höheren  Beamten  bei ;  hoffähig  sind  überall  auch  Offiziere ,  die 
nicht  von  Adel  sind^  und  gewisse  höhere  Beamte;  die  Fähigkeit  Lehen  nnd 
andere  Ritlergüter  zu  erwerben  und  die  darauf  haftenden  dioglichen  Vor- 
rechte (Realgerechtigkeiten)  auszuüben,  konnte  mindestens  gemeinrecht- 
lich auch  bürgerlichen  Personen  nicht  bestritten  werden  u.  s,  w.  —  Vergl. 
besonders  die  Schrift:  Des  deutschen  Adels  Verdienste  und  Beruf,  Frank- 
furt 1848. 
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einigt  und  dadurch  eine  Stellung  einnimmt,  welclie  weder  den 
Schwankungen  der  aul  Erwerh  angewieseiu'u  Spekulation  unter- 
worlen  ist,  noch  den  Staats-  oder  Militärdienst  als  Erwerhs;iweig 
zu  suchen  nöthigt.  Daher  ist  das  Ka  nii  I  i  t;  nl'ideicommiss 
die  Grundlage  aller  politischen  Bedeutung  des  Adfls.  Nur  auf 
dieser  Grundlage  kann  der  Geschlechtsadel  heut  zu  Tage  noch» 
wenn  gleich  in  ganz  anderem  Sinne,  wie  im  Mittelalter,  zum  Wohle 
des  Ganzen  die  Bedeutung  einer  politischen  Mittelgewalt,  d.  h. 
einen  mässigenden ,  eigentlich  conservativen  Einfluss  behauplem 
insol'erne  er  nämlich  weder  nach  Kürstengunst,  noch  nach  Volks- 
gunst zu  streben  Veranlassung  hat,  und  eben  dadurch  auch  be- 
fähigt ist,  kral't  der  Unabhängigkeit ,  welche  ein  grosser  lamilien- 
fideicommissaiischer  Grundbesitz  verleiht,  ein  Gegengewicht  gegen 
die  Geldaristokratie  (die  sog.  Plulokratie)  und  die  Biu'eaukratie 
oder  ministerielle  Willkühr  zu  bilden  3),  V.  Uebrigens  ist  das 
Verhältniss  des  grundbesitzenden  Adels  zu  den  Gemeinden,  da  wo 
seine  Patrimonialgerichtsbarkeit  und  überhaupt  seine  frühere  guts- 
herrliche Stellung  aufgehört  hat,  meistens  noch  nicht  zweckmässig 
geordnet,  und  der  Gutsherr  nunmehr  regelmässig  einerseits  ebenso 
ohne  Einfluss  auf  eine  zweckmässige  Behandlung  der  Gemeinde- 
angelegenheiten, als  anderseits  vielfach  sein  Interesse  als  grosser 
Grundbesitzer  der  Willkühr  der  Gemeinden  blosgestellt  ist,  indem 
er  nach  den  gegenwärtigen  Einrichtungen  keine  Gemeindebürger- 
rechte hat,  wohl  aber  ihm  der  grössle  Theil  der  Gemeindelasten 
ohne  irgend  entsprechenden  Vortheil  aufgeladen  zu  werden  pflegt. 
VI.  Partikularrechtlich  sind  häutig  verschiedene  Rangstufen  des 
Adels   bestimmt^).     Auch   sind    mitunter   einzelnen    Familien   des 


3)  Sehr  gute  Bemerkungen  finden  sich  über  den  dermaligen  Beruf  des 
Adels  in  der  Schrift:  Briefe  über  Staatskunst,  Berlin  1853.  —  Vergl.  auch 
V.  Bibra,  rreimüthige  Beleuchtung  der  gegenwärtigen  Verhältnisse  des  Adels 
zu  Purst,  Bürger  und  Bauer,  Nürnberg  184S.  —  Hugo  Eisenhart,  über 
den  Beruf  des  Adels  und  die  Natur  der  Pairieverfassung ,  Stuttg.  1S52.  — 
L.  H.  Fischer,  der  deut.  Adel  in  der  Vorzeil,  Gegenwart  und  Zukunft, 
Frkf.  a.  M.  2  Bde.  1852.  —  E.  Th.  Gaupp,  über  die  Bildung  der  ersten 
Kammer  in  Preussen  und  die  Stellung  des  Adels  in  der  Gegenwart  überhaupt, 
Breslau  1S52. 

*)  So  z.  B.  unterscheidet  das  k.  bayerische  Adelsedikt,  Beil.  V.  zur 
V.-ü.  1818.  §.  6.  fünf  Grade:  1)  Fürsten,  2)  Grafen,  3)  Freiherren, 
4)  Ritter,  b)  Adelige  mit  dem  Prädikate  „von". 
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Iiociuitulirten  (sog.  hohen)  Landcsadels  von  dem  Sonverain 
ähnhche  Vorrechte,  wie  den  Standesherren  verliehen,  jedoch  selbst- 
verständhch  mit  Beschränkung  ihrer  Wirkungen  auf  das  Staats- 
gebiet^). VII.  Nur  ali^"^  Anomnlic  i-rschion  ts.  wenn  eine  nicht 
reichsständische  Familie  (das  reichsgräfliche  Haus  Bentinck) 
bis  in  die  neueste  Zeit  eine  eigenthiunliclie  publizistische  Stellung 
in  der  Art  eingenommen  hatte ,  dass  ihr  noch  eine  Art  von  sub- 
ordinirter  Landeshoheit  zugestanden  worden  war^),  wie  sie  auch 
bei  Paragieu  der  Mitglieder  einiger  souverainen  Häuser  vorkommt'). 
VHI.  Fortgepflanzt  wird  aller  dieser  Geschlechtsadel  durch  eheliche 
Abstammung  von  einem  a  deligen  Vater,  ohne  dass  auf  gleiche 
Abkunft  der  Mutter  Riicksicht  genommen  wird;  auch  werden 
gemeinrechtlich  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder 
den  ehelich  gebornen  völlig  gleich  geachtet^).  IX.  Neu  erworben 
kann  der  Geschlechtsadel  nur  werden  durch  Verleihung  eines 
Souverains;  sie  geschieht  in  der  Form  von  Adelsbriefen '').  X.  Mit- 
unter bestehen  Adelsmatrikeln  mit  der  Wirkung,  dass  die  Eintra- 
gung in  dieselben  die  Bedingung  der  Ausübung  der  adeligen  Rechte 


ä)  So  z.  B.  Bayern,  V.  -  U.  IbJS.  Tit.  ö.  §.  1:  „Die  Kronämter 
werden  als  oberste  Würden  des  Reiches  entweder  auf  die  Lebenszeit  der 
Würdenträger,  oder  auf  deren  männlicbe  Erben  nach  dem  Rechte  der  Erst- 
geburt und  der  agnatisch-linealischen  Erbfolge  als  Thronlehen  verliehen.  Die 
Kronbeamten  sind  durch  ihre  Reichswürden  Mitglieder  der  ersten  Kammer 
in  der  Ständeversaramlung. " 

")  Vergl.  das  so^.  berliner  Abkommen  v.  b.  Juni  1825  (bei  G.  v.  Meyer, 
Staatsakten.  IL  S.  2S9).  Mit  der  Erwerbung  der  Bcntinck'schen  Herrschaft 
Kniphausen  durch  Oldenburg  im  J.  1S54  hat  diese  publizistische  Sin- 
gularität aufgehört.  Siehe  oben  §.  1(18,  Note  11.  —  Ueber  die  eigenthüm- 
liche  Stellung  einiger  anderen  ehemals  reichsständischen  Familien  zu  den  be- 
treffenden Souverainen,  wie  z.  B.  das  fiirstliche  und  gräfliche  Haus  Scbön- 
burg  in  Sachsen,  das  gräfliche  Haus  Stolberg,  siebe  Heffter,  Beiträge. 
S.  316  u.   f. 

■')  Siehe  oben  §.  1(51,  ISote  1.  -  i\aebrichten  über  die  Stellung  von 
Hessen-Rothenburg,  das  gräfliche  Haus  Waldeck  zu  Bergheim  und 
R  euss-Sc  hleiz-K  östriz,  siehe  Heffter,  Beiträge.  S.  301  u.  f. 

*)  Uebereinstimmt :  das  k.  bayerische  Adelsedikt.  j§.  1  und  2.  Beil.  V. 
zur  V.-U.  von   181*^. 

^)  Uebereinstimmt:  das  k.  bayerische  Adelsedikt  v.  isl^,  §.  ;;.  Aus- 
drücklich wird  dabei  bemerkt,  dass  Legitimatio  per  rescriplum  und  Adop> 
tion  den  Adel  nicht  ohne  besondere  königliche  Bewilligung  überträgt,  welche 
sodann  für  eine  neue  Verleihung  gilt. 
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ist.  1111(1  ein  heglaiihigtor  Auszug  aus  der  AdelsiTWiliikt'l  dtn  vnll- 
komnu'nfu  Bcwois  fitr  den  Adclstand  der  immalrikulirten  Fainilie 
giht  '").  Mit  der  Verleihung  mmiclier  (hden  ist  die  Verleihung 
des  Adels  mit  Beschränkung  auf  die  Person  des  damit  Begnadig- 
ten verhunden.  Diesei-  sog.  persönliche  Adel  giht  nur  dem 
Inhaher  eines  solchen  Ordens  ein  Recht  auC  die  F'^ührung  eines 
adeligen  Prädikates  luir!  den  Rang  einer  gewissen  Adelsstufe,  der 
Ritterklasse,  hat  aher  in  staatsrechtlicher  Reziehung  keine  Be- 
deutung ' '). 


'")   So  z.  B,   njich  dem  k.   b  a  je  ri  s  c  h  eu   Adelsedikte.    ISl*..   §     8. 
")  Vergl.  das  k.  bayerische  Adelsedikl.    ISIS.  §.   .'>. 
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üiebenzehnter  Abschnitt. 

Die   Landstände. 

§.  325. 
Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen  überhaupt.    Unter- 
schied  von  Beherrschungs  -  und  Regierungsforinen. 

I.  Im  Alterthume  begnügte  man  sich  damit,  bei  Unterscheidung 
der  verschiedenen  Staatsverfassungen  auf  die  Beherrschungs- 
formen, d.h.  auf  das  regierende  Subjekt,  Rücksicht  zu  neh- 
men, und  unterschied  demnach  die  jetzt  sog.  einfachen  Staats - 
oder  Verfassungsformen,  Monarchie,  Aristokratie  und  De- 
mokratie'). Diese  Eiutheilung  konnte  aber  nicht  mehr  als 
ausreichend  betrachtet  werden,  seitdem,  und  zwar  vorzugsweise 
in  Folge  des  Eintretens  der  germanischen  Völker  in  die  Welt- 
geschichte, neue  Gestaltungen  des  Staatslebens  hervortraten,  welche 
besonders  das  Wesen  der  Monarchie  vielfach  umbildeten ,  zum 
Theile  aber  auch  die  Gruntieinrichtungen  der  Demokratie  veränder- 
ten, die  alte  Aristokratie  aber  immer  mehr  verdrängten  2).  II,  Die 
hauptsächlichste  Veränderung  bezüglich  der  Monarchie  bestand 
darin,  dass  in  vielen  Staaten  die  Regierungsgewalt  des  Monarchen 
zuerst  durch  die  politischen  Rechte,  welche  gewissen  Ständen, 
später  durch  die  politischen  Rechte,  welche  einer  Vertretung 
(Repräsentation)  des  gesammten  V^olkes  beigelegt  wurden, 
eine    bald   mehr,    bald   mindei-  bedeutende  Einschränkung  erhielt. 


•)  Siehe  oben  §.  59. 

2)  Auch  Hierarchien,  d,  h.  Aristokratien,  die  auf  einem  theokratischen 
Prinzipe  beruhen,  bestehen  gegenwärtig  in  Europa  nicht  mehr,  Wohl  aber 
haben  sich  selbst  in  den  repräsentativen  und  parlamentarischen  Monarchien 
mitunter  sehr  bedeutende  aristokratische  Elemente  erhalten,  wie  z.  B.  nament- 
lich in  England.  Daher  erklärt  sich  die  Bezeichnung  solcher  Verfassungen 
als  gemischte  Verfassungen,  nämlich  wegen  der  darin  enthaltenen  Ver- 
bindung des  monarchischen,  aristokratischen  und  demokratischen  Elementes 
im  Gegensatze  der  einfachen,  d.  h.  nur  auf  einem  dieser  Elemente  be- 
ruhenden Verfassungen. 
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III.  In  Bezug  auf  (V\e  Demokratie  zeigte  sich  in  der  neueren  Zeit 
die  wesentliche  Umliihhing,  dass  das  zuerst  für  die  Monarchie 
erfundene  Hepräsenlativsystem  in  den  grösseren  Staaten,  die 
sich  als  Repuhliken  erklärten ,  auch  auf  diese  Staatsform  iiher- 
tragen  wurdet).  IV.  In  Rezug  auf  die  Monarchie  traten  wieder 
mehrere  Verschiedenheiten  hervor,  je  nachdem  entweder  die  Re- 
gierungsgewalt im  Wesentlichen  hei  dem  Monarchen  blieb,  die 
politische  Thätigkeit  der  Stände  oder  der  Volksrepräsentation  nur 
den  Charakter  einer  Befugniss  zur  Ausübung  bestimmter  Rechte 
an  sich  trägt,  oder  dieselbe  als  eine  wahre  Mi  tregi  er  n  ng,  odei 
sog.  Theilung  der  Gewallen  mit  dem  Monarchen  erscheint. 
V.  Hiernach  pflegt  man  nunmehr  im  Allgemeinen  von  verschiede- 
nen R  egi er  u  ngs formen  im  Gegensatze  der  Beherrschungs- 
formen  zu  sprechen  4),  und  unterscheidet  in  Bezug  auf  die  Mo- 
narchie jetzt  sog.  Autokratien  und  beschränkte  oder  ge- 
mässigte Monarchien,  letztere  mit  den  Unterarten  reichs- 
oder  landständische,  repräsentative  und  parlaraenta- 
r  i  s  ch  e  Monarchien.  Insoferne  eine  derartige  Verfassung  eine  Gnmd- 
lage  in  einer  förmlichen  V  e  r  f  a  s  s  u  n  g  s  u  r  k  u  n  d  e  ,  sog.  Consti- 
tution, hat,  wurde  die  Bezeichnung  consti  tu  tionelle  Monarchie 
gebräuchlich.  VI.  Die  Unterscheidung  von  Reichssiän<lenund  Land- 
sländen gehört  als  Eigenthimiliclikeil  der  älteren  deulschen  Verfassnnw 
(vor  1806)  an  i).  Etwas  Aehnliches  sollte  nach  der  (Frankfurter) 
Reichsverfassung  von  1849  wieder  eintreten'').     VII.  Die  Ausdrücke 


3)  Dies  geschalt  zuerst  durch  die  Gründung  der  nordamerikanischen 
Uuion  (177t)),  deren  Bundesvertrag  von  177S  und  Verf.-Uric.  von  1787  auf  den 
Grundlagen  der  englischen  (parlamentarischen)  Verfassung  erwachsen  sind. 
Dies  fand  alsbald  in  F  r  a  n  k  re  ic  h  Nachahmung  nach  seiner  Erklärung  als  Republik 
(1792)  in  der  Verfassung  vom  24.  Juni  1793  und  in  den  übrigen  republika- 
nischen Verfassungen,  die  sich  seitdem  Frankreich  gab  (zuletzt  1848). 

>)  Der  Unterschied  von  Regierungsformen  und  B  eh  e  rrschu  ngs- 
formen  wurde  zuerst  von  Krug,  Dikärpolitik ,  |s24,  systematisch  ent- 
wickelt. Er  gebrauchte  Tiir  die  ersteren  die  Bezeichnung  „Kratie",  für  die 
letzteren  „Archie",  was  aber  wenig  Eingang  gefunden  hat.  Hiernach  unter- 
schied er  Autokratien  und  Synkratien,  je  nachdem  der  Souverain 
unbeschränkt  herrscht,  oder  die  Regierungsgewall  mit  Parlamenten  u.  dergl. 
theilt,  und  Monarchien  und  Polyarchien,  je  nachdem  eine  oder  meh- 
rere Personen  als  das  Subjekt  der  Staatsgewalt  erscheinen. 

*)  Siehe  oben  $.  90  u.   f.   und  §.   104. 

«)  Siehe  oben  §.    1S6.  VIfl.   u.  f.  und  §.   296. 


334     §•  325.     Unterschied  von  Belierrscluings  -  und  Regierungsrornien. 

,,  r  e  |j  r  ä  s  e  11 1 a  t  i  V  e  uiul  p  a  i'  1  a  in  e  ii  t  a  r  i  s  c  h  e  M  o  ii  a  r  c  li  i  e  '• 
werden  oft  als  gleichbedeutend  für  jede  Verfassung  gebrauchl, 
nach  welcher  eine  Volksvertretung  besteht.  In  einem  enge- 
ren Sinne  bezeichnet  man  als  repräsentative  Monarchie  die- 
jenige Verfassung,  wonach  der  Mitwirkung  der  Volksvertretung  bei 
der  Ausübung  gevvisser  Regierimgsrcchte  ungeaclilel,  der  Sciiwer- 
punkl  der  Regierung  doch  bei  dem  Monarchen  verbleibt;  unter 
parlamentarischer  versteht  man  sodann  im  Gegensätze  hier- 
von diejenige  Verfassung ,  nach  welclier  der  S  c  h  w  e  r  p  unkt  der 
Kegierung  in  der  Volksvertretung  (den  Parlamenten)  lieg!'). 
VII.  Da  die  Bezeichnung  „consti  t  u  tio  nelle  M  onarch  ie-  nur 
von  der  urkundlichen  Form  der  Verfassung  hergenommen  ist,  so 
kann  aus  derselben  au  sich  nicht  erkannt  werden,  «>b  die  Ver- 
fassimg ihrem  Wesen  nach  eine  repräsentative  otler  par- 
lamentarische in  dem  angegebenen  Siinie  ist.  IX.  Die 
Demokratien  pflegt  man  jetzt  in  einfache  oder  repräsentative  De- 
mokratien einzutheilen  **).  X.  Da  die  Beschränkungen  der  monar- 
chischen (lewall  durch  Stände  oder  eine  Nolksrepiäsentalion  und 
auch  die  in  neuerer  Zeit  aufgekommenen  BezeichnungiMi  der  Unter- 
arten der  beschränkten  Monarchie  nicht  selten  in  sehr  verschie- 
denem Sinne  gebraucht  werden,  so  lässl  sich  aus  keinem  dieser 
Ausdrücke  mit  voller  Bestimmtheit  ein  Schluss  auf  den  umfang 
der  Re(  hte  der  Stände  oder  der  Volksvertretung  machen ,  sondern 
es  kann  darüber  im  Einzelnen  nur  die  Verfassung  jedes  einzelnen 
Staates  Aufschluss  geben.  Jedoch  stehet  zwischen  der  ständi- 
schen und  der  repräsentativen  Monarchie  <ler  prinzipielle 
Unterschied  fest,  dass  die  erslere  hauptsächlich  und  unmittelbar 
nur  die  Geltendmachung  der  politischen  Rechte  bestimmter  Klas- 
sen, oft  auch  selbst  nur  einzelner  Personen  oder  Familien,    und 

7)  In  diesem  Sinuc  ist  i.  B.  die  gegenwärtige,  unter  Napoleon  III.  er- 
richtete französische  Verfassung  vom  25.  Dezember  1S52  eine  repräsenlative, 
aber  keine  parlameutarische.  Ebenso  Itönneu  nach  der  W.  S.  A.  arl.  57. 
die  Verfassungen  der  deutschen  Staaten  nur  repräsentative,  aber  nicht 
parlamentarische  sein.    Siehe  unten  §.  331. 

«)  So  z.  B.  ist  die  Verfassung  der  uordamerikanischen  Union,  die  übri. 
gens  selbst  nur  eine  Tochter  der  englischen  Verfassung  ist  und  dem  Präsi- 
denten wahrhaft  königliche  Rechte  beilegt,  die  d  emok  ra  l  is  ch-rep  r  a  seu- 
tative.  Die  einfache  demokratische  Verfassung  lind.l  sich  noch  iu  einigen 
der  kleineren  schweizerischen  Cantuue. 
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hOchsleiis  nur  inittelhai-  ilio  Inlernsseii  der  <^esammteii  Bevölkerung, 
die  repräsenlativc  Mdiiarchie  dagegen  iinmiüelliar  die  Ausübung 
polilischer  Heclile  im  Interesse  der  gesannnlen  LandesbevOlkerung 
zum  Gegenstände  hat.  Doch  wird  in  Deutschland  nicht  nur  in 
jenen  Staaten,  in  welchen  sich  mehr  <)dei'  minder  die  alte  ständi- 
sche Verfassung  erhalten  hat,  sundern  auch  seihst  in  jenen  Staaten, 
in  welchen  jetzt  ein«'  wirkliche  Kepriisenlativ- Verfassung  eingerich- 
tet vvor<leu  isl ,  die  Volksvertretinig  allgemein  noch  als  „die 
l.andslände"  und  die  NCrfassung  als  eine  .,lan  d  stii  nd  i  sehe- 
hezeichnel,  so  dass  aus  dem  \'(trkonjmen  dieser  Ausdrücke  nirgends 
auf  den  Charakter  der  Verfassung  mit  Sicherheil  g»!schlossen  wer- 
den kann,  llehrigeus  isl  der  Werlh  einer  jeden  Verfassung  nur 
ein  relativer  inid  durch  den  INalionalcharakler,  die  Bildungsstufe 
des  Volkes,  dinch  die  nalionalökonomischen  Zustände  und  über- 
haupt durch  die  geschichtliche  Enlwickelung  des  Staates  und  seine 
Stellung  zu  anderen   Staaten   bedingt. 

§.  320. 

Ueberblick  der  Geschichte  der  repräsentativen  und  parla- 

iuentarischen  Verfassungen  ausserhalb   Deutschlands*), 

I.  Dem  römischen  und  griechischen  Alterlhume  war  die  reprä- 
sentative Verfassung  überhaupt  unbekannt ').  II.  Auch  bei  den 
germanischen  Völkern  findet  sich  in  der  fränkischen  Zeit  nur  eine 
vereinzelte  Spur  einer  solchen  Einrichtung,  nämlich  bei  den 
Sachsen,  die  aber  ohne  allen  Elinfluss  auf  die  spätere  Enl- 
wickelung   des    Slaatslebens   blieb  ').      111.     Erst   dem    englischen 

*)  M.  Guizot,  litstoire  des  origines  du  gouvcrnenienl  represenlalif 
2  Vol.  Paris  1851.  —  Sielie  auch  v.  Aretin,  Staalsreclit  der  constitutio- 
nellen  Monarchie.  Allenburg,  1S24.  Bd.  I.  (2.  Aufl.  1840).  —  Sehr  gute 
Nachweisungen  enthält:  Kritik  und  Reform  der  St.iafsverfassungen.  Mar- 
burg,  1851. 

')  üebrigens  hatte  schon  Tacitus  die  Idee  einer  geniischteo  Ver- 
fassung erfassl;  er  hielt  sie  jedoch  nicht  für  praktisch.  Tacit.  Annal. 
IN  c.  33:  ,,iVam  cunctas  nationes  et  urhes  populus,  aut  primores ,  aut  sin. 
guli  regunt.  Delecta  ex  his  et  consociata  reipnblicae  forma  laudari  facilius, 
quam  evenire ,  vel  si  evenif,  band  diulurna  esse  potesl"  —  Tacit 
Hist.    IV.    (54:    „Haud   facilc  libertas  et  doniini  raiscentur". 

2)  \ach  Hucbald,  vila  S.  Lebuini,  bei  Pertz,  script,  II.  3öl, 
hatten    die    Sachsen    eine    jahrliche    Nationalversammlung    zu    Marklo    an    der 
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Staate  war  es  vorbehalten,  die  repräsentative  Verfassung  zu  be- 
gründen und  geschichtlich  bis  zur  parlamentarischen  Be- 
deutung darzubilden  3).  IV.  Im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts 
hatte  man  sich,  besonders  in  Folge  der  Anpreisungen  Montes- 
quieu's,  gewöhnt,  die  englische  parlamentarische  Verfassung  als 
die  vorzüglichste  zu  betrachten,  und  daher  musste  allmählig  das 
Bestreben  entstehen,  dieselbe  auch  zu  den  übrigen  europäischen 
Staaten  zu  verpflanzen,  so  wie  sich  in  denselben  das  Bedürfnis« 
einer  Verfassungsveränderung  geltend  machte.  Dass  in  diesen 
anderen  Staaten  die  Elemente  und  die  sozialen  Zustände  grössten- 
theils  fehlten ,  durch  welche  die  englische  Verfassung  gelragen 
wird,  und  auf  welche  sie  berechnet  ist,  wurde  dabei  nicht  in  An- 
schlag gebracht"*).  Während  die  parlamentarische  Verfassung  sich 
in  England  selbst  nur  langsam  und  unler  gewaltigen,  langwierigen, 
politischen   und  religiösen  Kämpfen  des  Königlhums  mit  der  Ari- 


VVeser,  wohin  jeder  Gau  zwölf  Abgeordnete,  in  gleicher  Zahl  aus  den  drei 
Ständen,  Nobiles,  Fritingi,  Lazzi,  sandte.  Iis  ist  dies  die  älteste  Spur  einer 
Repräsentativverfassung  in  Europa.  —  Siehe  diesen  Text  auch  in  meiner 
deut.  St.-  u.   R. -Gesch.   Bd.  II.   (IS47)  §.  27,   iNote  7. 

3)  Die  Grundlage  bildet  die  sog.  Magna  Charta  Uhertatum  K.  Johann's 
V.  15.  Juni  1215;  sie  ist  ebenso  nur  erst  ein  Vertrag  {concofJia)  des  Kö- 
nigs mit  den  Baronen,  wie  die  berühmte  auf  dem  V.  Pariser  Concilium  er- 
richtete Constitutio  Chlotarii  II.  a.  614,  (s.  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch. 
Bd.  II.  (1S47.  §.  39,  Note  3)  in  Frankreich  gewesen  war.  Hieran  reihet 
sich  eine  grosse  Anzahl  von  Freibriefen  der  nachfolgenden  Könige  von  Eng- 
land an.  Die  wichtigsten  Grundgesetze  ftir  England  waren  sodann  die  ffa- 
beas  -  Corpus  -  \klt  v.  27.  Mai  1679  und  die  Bill  and  Dedaration  of  right 
and  succession  v.  3.  Febr.  1689.  Siehe  diese  Urkunden  hei  Schubert,  die 
Verf.- Urkunden  und  Grundgesetze  der  Staaten  Europas.  Königsberg,  1S48. 
Bd.  I.  p.  8.  a.  f. 

*)  Vergl.  K.  Vo  Hg  raff,  die  Täuschungen  des  Repräsentativ -Systems. 
Marburg,  1832.  —  Die  Vortreffliehkeit  der  constitutionellen  Monarchie  fiii 
England  und  die  Unbrauchbarkeit  derselben  für  die  Länder  des  europäischen 
Conlinents.  Hannover,  IS51.  —  Wesen  und  Unwesen  des  modernen  Consli- 
iulionalismus  und  seine  Untauglichkeit  für  Preussen.  Stellin.  1^52.  —  L.  Gr 
V.  Pfeil  das  Wesen  des  modernen  Constitutionalismus  und  seine  Conse- 
quenzen.  Berlin,  1852.  —  C  W.  Opzomer,  Conservatismus  und  Reform 
Eine  Abhandlung  über  Edmund  Burke's  Politik.  A.  d.  Holland,  überlr. 
V.  J.  H.  Hisgen.  Utrecht,  1852.  —  (Strauss)  Briefe  über  Staatsknnst 
Berlin,  1853.  —  Dagegen:  Anmerkungen  zur  neuesten  Literatur  der  Reaktion. 
Berlin,   1852. 


jljl.  32H.     Gesch.  der  repräseutat.   und  parlament.  Verfassuogeu      337 

stokratie  und  dem  Volksthuine  hatte  entwickeln  können,  und  dazu 
mehr  als  ein  halbes  Jahrtausend  gebraucht  hatte,  eben  dadurch 
aber  mit  dem  Leben  und  den  Zuständen  der  englischen  Nation 
auf  das  Innigste  verwachsen  war,  glaubt*'  man  dieselbe  Verfassung, 
oder  doch  eine  ähnliche,  wie  mit  einem  Zauberschlage,  in  den 
anderen  Staaten  in's  Leben  rufen  zu  können .  wenn  man  nur  die 
Endergebnisse  jenes  Kampfes  in  urkundlicher  Form  zusammen- 
stellte und  als  Grundgesetz  verkündigte.  Dabei  pflegte  man  alles 
dasjenige  aufzunehmen ,  was  der  Volksfreiheit  günstig  zu  sein 
schien,  ohne  dabei  aber  auch  das,  was  in  der  englischen  Ver- 
fassung und  in  den  englischen  Zuständen  überhaupt  als  Gegen- 
gewicht gegen  den  Umsturz  enthalten  war,  einer  gleichen  Berück- 
sichtigung zu  würdigen ,  oder,  bei  der  giinzlichen  Verschiedenheit 
der  Zustände,  in  gleicher  oder  ähnlicher  Weise  erschaffen  oder 
ersetzen  zu  können.  VI.  Da  der  Drang  nach  einer  Verfassungs- 
veränderung in  den  europäischen  Staaten ,  und  zwar  zunächst  in 
Frankreich,  durch  den  Druck  des  königlichen  Despotismus 
und  des  Adels  (das  Feudalsystem)  und  das  völlig  zerrüttete  Finanz- 
wesen hervorgerufen  worden  war,  so  trat  naturgemäss  als  scharf 
ausgeprägter  Zweck  aller  Neuerung  eine  möglichste  Beschränkung 
und  Abschwächung  der  königlichen  Gewalt,  die  Vernichtung  der 
sozialen  und  politischen  Bedeutung  des  Adels  und  die  Verlegung 
des  Schwerpunktes  der  Begierung  in  die  Hände  der  Volksvertre- 
tung hervor.  So  wurde  in  Frankreich  gleich  durch  die  (erste) 
Verfassung  v.  3.  Sept.  1791  eines  der  wesentlichsten  Elemente 
in  der  englischen  Verfassung,  die  Aristokratie,  vernichtet  und  das 
Königthum  der  Volksvertretung  hiernach  nur  um  so  schroffer  und 
ohnmächtiger   gegenüher   gestellt^).     Die    Folge    hiervon    war    ein 


»)  Siehe  die  erste  Verf.  Frankreichs  vom  3.  Sept.  1791  bei  Pölitz, 
europ.  Verf.  Bd.  II.  S.  2  u.  f.  —  Hierin  ist  schon  das  System  der  Th  ei- 
lung der  Gewalten  schroff  ausgesprochen.  Abschnitt  3,  §.  1:  „Die 
Sou\erainetät  .  .  .gehört  der  ganzen  Natioo."  —  §  2  :  „  .  . .  die  französische 
Constitution  ist  repräsentativ.  Ihre  Repräsentanten  sind  der  gesetz- 
gebende Körper  und  der  König."  —  §.  3:  „Die  gesetzgehende 
Gewalt  ist  einer  Nationalversammlung  übertragen  .,.  um  durch  sie 
mit  Sanktion  des  Königs  ausgeübt  zu  werden."  —  §  4:  „Die  Regie- 
ruogsform  ist  monarchisch;  die  aasübende  Gewalt  ist  dem  König 
übertragen,  um  unter  seiner  Autorität  durch  die  Minister  and  andere 
verantwortliche  Beamte  ausgeübt  zu  werden"—  §.  5;  „Die  rieht  er 

Züpfl ,    SUaUrocht.   4te  Aud.    U.  22 
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jinaufhaltsanies  rasches  Hineinstürzen  in  die  Republik  0),  welche 
übrigens  den  französischen  Zuständen  so  wenig  entsprach ,  dass 
nach  kurzen ,  aber  unheilvollen  Kämpfen  und  wiederholt  miss- 
lungenen  Versuchen,  eine  lebensfähige  republikanische  Verfassung 
zu  Stande  zu  bringen,  Frankreich  sich  fast  noch  Glück  wünschen 
musste,  in  dem  niilitairischen  Despotismus  eines  Kaiserthums 
Rettung  aus  der  Anarchie  zu  finden.  VII.  Dagegen  wurde  die 
parlamentarische  Verfassung  in  Spanien  während  des  nationalen 
Kampfes  gegen  die  napoleonische  Oberherrschaft  und  zur  Zeit 
der  Gefangenschaft  des  Königs  Ferdinand  VII.  am  19.  März  1812 
(sog,  Cortesverfa  ssnng)  eingerichtet,  und  erweckte  auch  im 
mittleren  Europa  sofort  lebhafte  Wünsche  einer  ähnlichen  Ein- 
richtung").    VIII.   Bei  der  Wiederherstellung  des  Königthumes  in 


liehe  Gewalt  ist  Richtern  übertragen,   welche  auf  gewisse  Zeit  vom  Volke 
gewählt  werden." 

6)  Schon   am    21.    Sept.    1792    erklärte    der  Nationalconvent  Frank- 
reich als  Republik. 

7)  Die  spanische  Co  rt  es  verfas  sun  g  berulite  auf  ähnlichen  Grundgedan- 
ken, wie  die  (erste)  französische  Verfassung  v.  3.  Sept.  1791;  doch  sprach 
sie  manches  in  weniger  schroßer  Form  aus.  (Siehe  den  Abdruck  bei  Pö- 
litz,  II.  S.  263  u.  f.)  §.  2:  „Das  spanische  Volk  ist  frei  und  unabhängig 
und  ist  und  kann  nicht  das  Erbt  heil  irgend  einer  einzelnen  Familie  noch 
irgend  eines  einzelnen  Menschen  sein."  —  §.3:  „Die  Souverainetät 
wohnt  ihrem  Wesen  nach  im  Volke  eben  desshalh  steht  ihm  au  s  seh  I  i  ess 
lieh  das  Recht  zu,  seine  Grundgesetze  aufzustellen."  —  §.  14:  „Die 
Regierung  des  spanischen  Volkes  ist  eine  erbliche  gemässigte  Monar- 
chie." —  §.  15:  „Die  Cortes  haben  mit  dem  Könige  vereint  die  ge- 
setzgebende Gewalt."  —  §.  16:  „Die  Gewalt,  die  Gesetze  in  Aus- 
übung bringen  zu  lassen,  wohnt  dem  Könige  hei."  —  §.  17:  „Die  Ge- 
walt, die  Gesetze  in  Civil-  und  Criminalsachen  anzuwenden,  steht  den 
durch  das  Gesetz  aufgestellten  Tribunalen  zu"  —  Diese  Verfassung 
legte  (§.  132)  jedem  Deputirlen  das  Recht  der  Initiative  („den  Cortes 
schriftlich  Gesetzentwürfe  vorzulegen")  bei;  ein  Reschluss  der  Cortes 
sollte  (§.  149),  nachdem  er  von  drei  Versammlungen  nach  einander  an  den 
König  gebracht  worden  war,  selbstverständlich  alsGeselz  gelten  — 
Diese  Verfassung  wurde  von  K,  Ferdinand  Vit.  nach  seiner  Wiederher- 
stellung schon  am  4.  Mai  1S14  wieder  aufgehoben  Ein  Aufstand  des  zur 
Einscbitfung  nach  Südamerika  bestimmten  Heeres  nötbigte  182o  den  K.  Fer- 
dinand VII.,  die  Verfassung  v.  1812  anzuerkennen.  Nach  dem  Einrücken 
eines  französischen  Heeres  (April  1823)  stellte  K.  Ferdinand  VII.  am 
1.  Oktober  1823  die  absolute  Monarchie  wieder  her  und  erliess  am  29.  April 
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F'rankreicli  wurde  eine  repräsentative  Verfassung  von  dem  Kö- 
nig Ludwifj  XVIIJ.  unter  dem  4.  Juni  1814  oklroirt,  worin  die 
Heclile  der  Kainmern  aut  ein  Maass  bestimmt  wurden,  wonach 
das  Köni^thum  zwai'  beschränkt,  aber  nicht  der  \'(dksv(!rlrel.ujug 
untergeordnet  sein  sollte'^).  IX.  4Jra  dieseU)e  Zeit  (31.  Mai  1814 
und  sodann  4.  iNovbr.  1814)  erhielt  Nurwegen  eine  Verfas- 
sung, W(dche  jedoch  der  Volksvertretung  ähnliche  Keluguisse, 
wie  die  spanische  Jtiortesverfassung,  einräumten").  X.  Von  dieser 
Zeil  fing  man  in  Frankreich  und  in  Deutschland  an,  wissenschaft- 
liche Systeme  über  die  repräsentative  monarchische  Verfassung 
aufzustellen ,  und  namentlich  trat  in  üeutschland  die  Forderung 
einer  Wiederbelebung,  zugleich  aber  auch  einer  zeitgemässeu  Um- 
bildung der  iandsländischen  Verfassung  nach  den  Grundideen  der 
repräsentativen  Monarchie  hervor  *"')•  Kin  gleiches  Streben  nach 
repräsentativen  Verfassungen  machte  sich  alsbald  in  fast  allen 
Staaten  des  westlichen  und  südlichen  Europa  bemerklich.  XI.  Die 
charakteristische  £  igen  th  (im  lieh  kei  t  dieser  neuen  Erscheinung 
im  eiu'opäischen  Slaalsleben  bestand  aber  darin,  dass  mau  überall 
damit  begaiui ,  Theorien  über  die  repräsentiv- monarchische  Ver- 
fassung aufzustellen,  und  vcm  allgemeinen  (abstrakten)  Stand- 
punkten aus  die  Beschränkungen,  welchen  die  Kronen  fortan  in 
den  einzelnen  Staaten  unterworfen  sein  sollten,  zu  bestimmen  und 
die  Theorien    sodann    in    der  Form    von  Veifassungsurkundeu    als 


1825   ein  fürmliches  Dekret  übei'  die  Crlialluiig  der  ununiscbränkten  Gewalt. 
Pölitz,   Verf.-Urk.  11.   S.  294. 

*)  Sielie  diese  (secliste)  französisclie  Verfassung  bei  Pötitz,  Fl.  S. 
S9  u.  f. 

^)  Die  Verr.  v.  'M.  Mai  1S14  hatte  der  norwegische  Reichstag  beschlossen, 
als  Norwegen  sich  als  selbstsländiges  Reich  zu  beliauptCH  und  einer  \'erbiu- 
duug  mit  Schweden  zu  widerstreben  versuchte.  Die  Verf.  v.  4.  Nov.  1814 
behielt  diese  Grundlage  bei ,  fügte  aber  einige  Moditikationeu  hinzu  ,  welche 
die  unterdess  bewirkte  Verbindung  mit  Schweden  nöthig  machte.  Siehe  den 
Abdruck  bei  Pölitz,   III.   S.  92  u.   f. 

■*')  Vieles  Anfsehen  machte  Benjamin  Constant,  Betrachtungen  über 
Constitutionen,  über  die  Vertheilung  der  Gewalten  und  die  Bürgschaften  in 
einer  constilutionellen  Monarchie  (nach  dem  Vorworte  v.  24.  iVIai  1^14,  also 
kurz  vor  der  sechsten  französischen  Verfassung,  geschrieben,  und  wohl  nicht 
ohne  nähere  Beziehung  zu  deren  Abfassung)  deutsch  von  Stolz,  Bremen 
1814.  —  Dieselben  Grundideen  entwickelten  sodann  weiter  Bebr,  Welcker. 
V.  Rotteck,   Krug,  Jordan,   Pölitz  u.   s.   w. 

22* 
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Grundlage  des  Staatslebens  zu  erklären.  Unverkennbar  wurde 
durch  ein  solches  Verfahren  der  subjektiven  Willkührein  grosser 
Spielraum  in  Bezug  auf  die  Beschränkungen  der  fürstlichen  Gewalt 
eröffnet  Es  war  aber  jenes  Verfahren  unvermeidlich ,  da  das 
Repräsentativsystem  als  eine  völlige  Neuerung  erschien  und  sieh 
nirgends,  so  wie  in  England,  organisch  und  geschichtlich  aus  dem 
disherigen  Volksleben  entwickeln  konnte,  sondern  von  diesem  erst 
seine  Aufnahme  und  ein  allmähliges  Verwachsen  mit  den  vorhan- 
denen sozialen  Zuständen  zu  erwarten  hatte.  XII.  Eine  solche 
Aufnahme  und  ein  entgegenkommendes  Bestreben,  sich  in  die  re- 
präsentative Verfassung  hineinzuleben,  hat  dieses  System  nun  auch 
seitdem  in  den  meisten  Staaten  gefunden ,  wo  die  Bevölkerung 
ihrem  Bildungsgrade  gemäss  der  absolii listischen  Monarchie  ent- 
wachsen war.  Es  hat  daher  das  Repräsentativsystem  bereits  in 
vielen  Staaten  einen  geschichtlichen  Boden  und  eine  positivrecht- 
liche Bedeutung  gewonnen,  wenn  gleich  es  unverkennbar  noch  in 
den  ersten  Stadien  der  geschichtlichen  Entwickelung  steht  und 
daher  noch  viele  Unsicherheit  in  seiner  Handhabung  bemerklieb 
ist.  XIII.  Uebrigens  wiederholte  sich  Im  den  meisten  Staaten, 
welche  das  Repräsentativsystem  aufnahmen,  dieselbe  Erscheinung, 
welche  in  Frankreich  schon  im  Jahre  1791  hervorgetreten  war, 
und  zwar  im  Wesentlichen  aus  gleichen  oder  ähnlichen  Gründen. 
Allenthalben  wurde  das  dem  Andrängen  des  demokratischen  Ele- 
mentes ohne  die  Stütze  einer  organisch  in's  Staatsleben  verfloch- 
tenen Mittelgewalt  (Aristokratie)  blossgestellte  Königtbum  zu  immer 
mehreren  Concessionen  gedrängt,  indem  alles,  was  in  den  sozialen 
Zuständen  überhaupt  Unbefriedigendes  lag,  dem  Umstände  bei- 
gemessen wurde,  dass  die  Verfassung  noch  nicht  genügend  demo- 
kratisch entwickelt  sei.  In  immer  grösseren  Kreisen  fand  die 
Ansicht  Verbreitung,  dass  die  VortrefTlichkeit  der  Verfassung  nach 
der  Masse  der  Beschränkungen  des  Rönigthumes  abzumessen  sei, 
und  das  Streben  nach  Vermehrung  solcher  Beschränkungen  stei- 
gerte sich  vielfach  zu  solcher  Höhe,  dass  das  Königtbum  völlig 
abgeschwächt  dem  ersten  Anpralle  der  Demokratie  erliegen  musste. 
XIV.  Nur  in  wenigen  Staaten  trat  die  umgekehrte  Erscheinung 
ein ,  dass  das  Königlhum  noch  die  Kraft  dazu  fand ,  sich  aller 
Beschränkung  durch  eine  Repräsentation  zu  entledigen  und  sich 
wieder  in  abs(»lnlisrischer  Machtvollkommenheit  herzustellen.     Die 
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l'Olge  davon  waren  aber  stets  iurtwährende  innere  Unrulien;  unl- 
iinter  erlag  sogar  die  Dynastie,  wenn  auch  eine  solche  Reaktion 
tili"  einige  Zeit  gelungen  war,  dem  erneuerten  Andränge  der  Ele- 
mente, welche  in  der  autokratischen  Verfassung  keine  Belriedigung 
linden  konnten").  XV.  In  Frankreich,  dessen  Verlassungs- 
veränderungen  für  Deutschland  stets  von  unmittelbar  emplindlicher 
Rückwirkung  waren,  wurde  nach  der  Revolution  im  Juli  1830  und 
der  Vertreibung  des  K.  Karl  X.  die  königliche  Gewall  duicli  dif 
cunstitutionelle  Charte  vom  7.  August  1(!»30  in  der  Weij^e  im  demo- 
kratischen Interesse  eingeschränkt,  dass  man  die  constitulionelle 
Monarchie  bereits  als  eine  Monarchie  mit  rep  ii  hiika  n  i  sehen 
Institutionen  erklärte,  und  unter  dieser  Form  kaum  noch  den 
Gedanken  einer  Republik  mit  einer  monarchischen  Insti- 
tution verhidlte.  Hier  zeigte  sich  aber  bald  deutlich  (he  unver- 
meidliche Schattenseite  der  parlamentarischen  Verfassung,  welche 
den  Schwerpunkt  der  Regierung  in  die  Kammern  verlegt,  dass 
nämlich  das  Königthum,  um  Einfluss  zu  behaupten,  sich  zur  syste- 
matischen Bestechung  der  Repräsentation  gedrängt  findet  und  eben 
hierdurch  im  Volke  ausserhalb  der  Kanmiern  eine  destii  grössere 
Unzufriedenheit  hervorruft,  je  willfähriger  sich  die  Kammern  zeigen. 
XVI.  Durch  die  Revolution  im  J.  1848  (24.  Febr.)  wurde  auch 
die  monarchische  Spitze  in  Frankreich  wieder  beseitigt  und  die 
Republik  wieder  hergestellt'-),  aber  nur,  uin  nach  kurzer  Dauer 
einem    neuen    Kaiserthume   Platz    zu    machen  '^),    welches    aber 


")  So  z.  ß.   Spauieo,  in  Portugall  u.   s.   w. 

'■*)  Die  Verfassung  der  trauzösischen  Republik,  angenoininen  von  der  ISa- 
tionalversaniuiluug  am  4.  Mai  1848,  erschien  (lS48j  ii.  A.  in  Stuttgart  (Metz- 
ler) mit  BeifüguDg  einer  deutscheu   Uebersetzung. 

■3)  Louis  iNapoleon  sprengte  die  NationalversainmluDg  (sog.  Slaats- 
slreich)  ain  2.  Dec.  ISM  ;  wurde  am  20.  und  21.  Dec  1^51  mit  7';,  Mill. 
Slininien  zum  Präsidenten  der  Republik  auf  10  Jahre  gewählt;  gab  am  14 
Jan.  1S52  (siehe  Moniteur  v.  l.S.  Jan.  1S52)  zuroige  der  dupch  die  Abstim- 
mung des  Französischen  Volkes  erhaltenen  ^ollulachten  eine  neue  Verfassung 
mit  eioeui  von  ihm  ernannten  Senate  und  einem  vom  Volke  gewählten  legisla- 
tiven Körper.  Durch  Senalusconsult  v.  7.  iVov.  1852  wurde  das  Kaiserthum 
wieder  hergestellt;  Louis  Napoleon  als  Kaiser  durch  Abstimmung  des 
Volkes  gewählt  mit  7,839,552  Stimmen.  —  Hier  bestätigte  sich  abermals, 
was  sich  schon  bei  Napoleon  1.  gezeigt  hatte,  dass  der  Besitz  der  exe- 
kutiveu  Macht  in  der  Hand  eines  kräftigen  und  hocbstrebeiiden  Mannes  die 
erst«    Slui'e   zur  S  ou  vera  ine  t  ä  t  ist,    uod  suioil  auch  in  der  Republik  die 
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diesesnjal  sich  uiit  einigen  repräsentativen  Formen  umgab,  jedoch 
der  Iiepräsenlation  (dem  Senate  und  legislativen  Körper)  alle  eigent- 
lich parlamentarische  Bedeutung  abzuschneiden  wusste  '■').  XVII.  In 
den  übrigen  Staaten  ausser  Deutschland  schwankte  man  seil  1830 
zwischen  einzelnen  Vermehrungen  und  Verminderungen  der  Be- 
schränkungen des  Königthumes  und  war  nur  in  einigeo  Staaten 
so  glücklich,  eine  Verfassung  zu  gründen,  welche  seit  ihrer  Ein- 
führung sich  ohne  wesentliche  Veränderungen,  bald  nach  der  einen, 
bald  nach  der  anderen  Richtung  hin,  erhielt  '^). 

§.  327. 
Ueberblick    der    geschichtlichen   Entrwickelnng   der    land- 
ständischen Verfassung   in  Dentschland    von    der  ältesten 
Zeit  bis  zum  Ende  des  XIV.   Jahrhunderts*). 

I.  Schon  in  den  ältesten  Zeiten  vor  der  Völkerwanderung  findet 
sich   bei  den  trermanischen  Stämmen  eine  sehr  bedeutende  Theil- 


Theifung  der  Gewalt  keine  bürgscbaft  der  Dauer  der  Verfassung  gewabrt. 
Su  wie  die  Tbeilung  der  Gewalten  in  der  Monarchie  zur  Republik  drängt, 
so  drängt  sie  in  der  Republik  zur  Autokratie. 

!♦)  Siebe  die  Verlassungsveränderungen  v.  2o.  Dec  IS52,  im  Moniteur 
V.  26.  und  27.  Dec.   iS52. 

'=)  Die  Bemerkenswertbeste  unter  den  Verlassungeu,  welche  sich  seit  ihrer 
Errichtung  unverändert  erhielten,  ist  die  Verfassung  von  Belgien,  v.  2.5. 
Febr.  18.31,  bei  Pölitz,  N'erf.  S.  237  u.  f.  —  Lebrigens  verdankt  diese 
Verfassung  ihren  ruhigen  Bestand  weniger  der  absoluten  Vortreffiichkeit  ihres 
Inhalts,  dessen  wesentliche  Bestimmungen  sich  auch  in  mehreren  anderen  Ver- 
fassungen finden,  als  der  eigenthümlichen  Stelinng  Belgiens  zwischen  Frank- 
reich und  den  Niederlanden  und  der  Befriedigung  des  einflussreichen  katho- 
lischen Klerus  durch  die  Trennung  Belgiens  von  den  Niederlanden. 

')  C  H.  Laug,  bist.  Prüfung  des  vermeintl.  Alters  der  deutschen  Land- 
stande. Güttingen ,  1796.  —  Dagegen:  A.  L.  Jacobi,  \eisucbte  Auflösung 
einiger  Zweifel  über  das  Alter  und  die  Repräsentationsrechte  deut.  Land- 
slände. Hannover,  179b.  —  C.  G.  Weber,  diss.  de  vero  ordinum  provin. 
cialium,  etc.  epocba  recte  constituenda.  P.  1  und  2.  Lips.  1797.  —  Moser, 
patriot.  Phantasien.  T.  IV.  Nr.  bi.  —  C  J.  Hartmann,  über  den  Ur- 
sprung und  das  recbti.  Verhältniss  der  Landstände  in  Deutschland.  .Nürnberg, 
1S05.  -  F.  Mackeidey,  de  ordinuiu  pro\incialiuni  in  Germ,  origioe. 
Bonn,  1832.  —  F.  Krüger,  Comoi.  de  veterum  in  Germ,  provincialium 
ordinum  origine  alque  natura.  Güttiogen,  1843.  —  Unger,  Gesch.  der  deut- 
schen Laudstände.  II  Thie.  Hannover,   1844.  (Im  ersten  Theile  findet  sieb  «ine 
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iidliine  des  Volkes  in  Laudesgemeiuden  und  Volksversaiiuidungen 
an  den  öüenllichen  Angelegeubeilen,  selbst  bei  jenen  Völkern,  bei 
welchen  bereits  ein  KOnigthum  bestand').  Ein  völlig  unbeschränk- 
tes Rönigthuin  tindet  sich  bei  keinen»  der  germanischen  Völker  2). 
il.  Nach  der  Völkerwanderung  bihU'te  sich  in  den  neugegründeten 
germanischen  Staaten  in  Folge  des  königlichen  Gefolgschafts-  und 
Benelizialwesens  und  des  alluiählig  hieraus  als  Grundlage  der 
Staatsverfassung  sich  entwickelnden  Feudalwesens  ein  Systenn  der 
Theilnahme  der  weltlichen  und  geistlichen  Grossen  an  der  Staats- 
regierung in  Versammlungen  (PlacUa,  CoT\cilia,  Conventus,  Sy- 
nodi) ,  welche  zwar  noch  keine  feste  Organisation .  und .  die  Re- 
gierungszeit Rarl's  d.  Gr.  abgerechnet,  auch  keine  Regelmässig- 
keit zeigen  2),  nichtsdestoweniger  aber  von  bedeutendem  Einflüsse 
auf  die  Staatsregierung  waren  und  eine  mächtige  Schranke  der 
königlichen  Gewalt  bildeten.  Am  deutlichsten  lässt  sich  dies  an 
den  sog.  fränkischen  Reichstagen  nachweisen.  Es  waren 
diese  ursprünglich  nichts  anderes,  als  fränk  i  sehe  L  and  tage; 
erst  mit  der  Ausdehnung  der  fränkischen  iMünarchie  über  die  übrigen 
deutsclien  Völker  uahmen  sie  allmählig  und  theilweise  den  Charakter 
wirklicher  allgemeiner  de  u  ts eher  Rei  chs tage  an  ^).  III.  Auch 
bestand  eine  gleiche  Einrichtung  bei  anderen  deutschen  Völkern, 
welche  durch  erbliche  Herzoge  oder  Könige  regiert  wurden^),  vor 

ZusanimeDstelluog  der  älteren  Literatur.)  —  Meine  deut.  St.-  11.  R. -Gesch. 
Bd.  II.  Abthl.  II.  (1S4T)  §.  31.  42.  54.  und  meine  Anzeige  von:  v.  Ler- 
chent'eld,  die  altbayerischeu ,  landständiscben  Freibriefe  etc.  München, 
1853,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,   1854.  Nr.   35. 

')  Tacit.  Germ.  c.  11:  „De  minoribus  rebus  principes  Consultant,  de 
majoribus  onines,  ita  tarnen,  ut  ea  quoque ,  quoruni  penes  plebem  ar- 
bitrium  est,  apud  principes  pertractarentur. " 

2)  Tacit.  Germ.  c.  7  :  „Nee  regibus  infinita  aut  libera  potestas ,  et 
duces  exeiuplo  potius ,  quam  imperio  . . .  .  praesunl."  —  Vergl.  meine  deut. 
St.-  u.  R.  Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  II.  (1847)  §.  32.  —  Wittmann,  das  alt- 
germanische Köuiglhum.  München,    1854. 

3)  L'eber  die  regelmässigen  jährlichen  zwei  „Placita"  unter  Karl  d.  Gr. 
siehe  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd    II.   Abthl.  II.   (IS47)  §.  39,  Note  5, 

-J  Siehe  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  JI.  Abthl.   II.  (.1847)  §.  34, 
*)  Ueber    die    im  Wesentlichen    gleiche  Stellung    der  Könige  und  Her- 
zoge  bei   den    einzelnen    deutschen  Völjtern    nach    der  Völkerwanderung  bis 
zur   EnlwickeluDg    der    fränkischen    Unive^salipoparchie    siehe    meine    deut. 
Sl  -  u.  R. -Gesch.   Bd.  II    Abthl.   11.   (,1847)  §.   33. 
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ihrer  Einverleibung  in  die  fränkische  Monarchie,    indem  auch  bis 
dahin   ihre  Herzoge    oder  Könige   mit   den    welUichen    geistlichen 
Grossen  des  Landes  tagten  und  Beschlüsse  fasstenß).     IV.  Neben- 
bei finden  sich  bei  den  Franken  noch  Spuren  einer  unmittelbaren 
Theilnahme  des  Volkes,  wo  es  sich  nämlich  um  eine  Abänderung 
der  alten  Volksrechte  (Leges)  handelte');  jedoch  war  diese  bereits 
zu  einer  blossen  Form  geworden.     V.  Nach  der  Trennung  Deutsch- 
lands von  der  fränkischen  Monarchie  entwickelte  sich  entsprechend 
dem   grundsätzUchen  Dualismus    der  Reichseinhoit    und  des  terri- 
torialen Partikularismus ^),  also  gleichzeitig  mit  der  Landes- 
hoheit,   ein    Gegensatz   der   allgemeinen  Reichstage    für   die 
Berathung  der  allgemeinen  Reichsangelegenheiten  unter  den  Auspi- 
zien   des    Kaisers    und    der    fürstlichen    Hof  tage   unter   den 
Auspizien    des  Landesherrn.     Dieser  Gegensatz    tritt  besonders  in 
den    Rechtsquellen    und    Urkunden    seit    dem    XHL   Jahrhunderte 
scharf  ausgeprägt  hervor^).     Wie    auf  den  Reichstagen  die  welt- 
lichen   und   geistlichen  Territorialherren  {Domini  terrae,  Land- 
herren des  Kaisers,  später  sog.  Landesherren),  so  erscheinen 
auf  den    fürsthchen  Landtagen    die   grossen  welthchen  und  geisl- 
hchen  Grundherren  {meliores  et  majores  terrae,  die  Landherren 
der  Fürsten)'"),  die  einen  regelmässig  dem  Kaiser,  die  anderen 
den  Landesherren    durch    den  Lehensverband  verbunden. 
Wie    die    Ersteren    als    Reichs  stände    {Status    imperii)   wegen 
ihrer  ßefugniss    zur  Theilnahme    an    der  Reichsregierung,    so  er- 
schienen   die   Letzteren   als    Stände    des  Landes,    später    sogen. 
Landstände,    d.  h.    als  die  Herren,    welche  politische  Berech- 
tigungen, ein  Recht  der  .Mitwirkung  bei  der  Landesregierung,  hatten. 


6)  So  z.B.  Herzog  Th  as  silo  in  Bayern  ;  siehe  meine  deul.  u.  R. -Gesch. 
Bd.   II.  Abthl.   II.   (1847J  §.  42,  Note   l. 

")  Cap.  Caroli  M.  a.  803,  c.  19  (Pertz,  Legg.  I,  115:  „Ut  populus 
iuterrogetur  de  capitulis,  quae  in  lege  noviter  additae  sunt."  —  Ca- 
roli Calvi  Ediel.  Pist.  a  864,  c.  tl  (Pertz,  Legg.  I,  490:  „Et  qiioniam 
lex  consensu  populi  fit  et  constitutione  regis."  —  Vergl:  meine  deut.  St.- 
u.  R. -Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  I.  (Quellengeschichte,  1846)  §.17,  N«le  10- 
Äbthl.   II.  (1S47)  §.   39,  Note  5. 

«)  Siehe  oben  §.   77. 

9)  Meine  deut.   St.   u.   R. -Gesch.  Bd.   II.  Abthl.  II.   (1847)  §.   54. 

«")  Vergl.  über  diese  Bezeichnungen  eben  das.  §.  54,  Note  6,  den  Land- 
Triedeo  des  K.  Rudolph  I.   v.    1287. 
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VI.  Der  Ausdruck  Landtag  (Landtäding)  ging  aber  noch  im 
XIII.  Jahrhunderte  nicht  auf  die  Versacninlungen  dieser  Landstände 
über,  sondern  bezeichnete  damals  noch  die  zu  bestimmten  Zeiten 
(dreimal)  im  Jahre,  hauptsächlich  der  Rechtspflege  wegen,  abzu- 
haltenden Versammmlungcn  der  I^andes gern  ein  den  iu  den  ein- 
zelnen Gauen,  und  scheint  erst,  als  diese  allmählig  eingingen,  aul 
die  landständischen  Versammlungen  übertragen  worden  zu  sein  *'). 

VII.  Seit  dem  XIV.  Jahrhunderte  linden  sich  bereits  Spuren  cor- 
poraliver  Verbindungen  dieser  Landstände;  auch  wurden  mitunter 
seitdem  die  landesherrlichen  Städte  in  der  Person  ihrer  Vorsteher 
zu  diesen  Versammlungen  zugezogen.  MII.  Uebrigens  gab  es 
nicht  in  allen  Ländern  Landstände,  namentlich  nicht  in  den  klei- 
neren oder  rein  patrimonialen  Territorien,  sondern  Landstände 
linden  sich  nur  da,  wo  in  einem  Lande  hohe  geisthche  Würden- 
träger und  grundbesitzender  Adel  vorkamen  '-).  Auch  hatten  ur- 
sprünglich nur  die  eigenilichen  Fürsten  das  Recht,  einen  Hol 
zu  gebieten  •3).  IX.  Eine  Idee  der  Volksvertretung  lag  diesen 
Hoftagen  nicht  zu  Grunde.     Die  Herren,  welche  auf  denselben  zu 


")  Diese  dreimaligen  Landtädinge  waren  eine  alle  karoiingische 
EinrichtuQg.  Siehe  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  ßd.  II.  Ablhl.  II.  (1847) 
§.  42,  Note  5.  -  Die  bieher  bezüglichea  Stellen  der  Rechtsbücber  (Sacb- 
sensp.  III,  Hl.  §.  1;  Schwabensp.  c.  1.3.5.  358.)  siehe  ebendas.  §.  .54, 
Note  1  u.  4.  Sehr  scharf  unterscheidet  noch  der  Schwabenspiegel  cap.  139 
das  „Hofgebieten"  der  Fürsten  von  dem  Halten  des  Landtädiogs.  (Siebe 
ebendas.  §.  54,  INote  7.) 

■2)  Es  wurden  auf  diesen  Holtagen  nach  dem  Schwabensp.  c.  139  nur  die 
Bischöfe,  Fürsten,  Grafen,  freien  Herren  und  ritterlichen  Dienstleute,  welche 
Güter,  Burgen  oder  auch  Städte  im  Lande  des  hofgebielenden  Fürsten  hatten, 
versammelt.  Städte  werden  im  Schwabenspiegel  noch  nicht  als  vertreten  auf 
den  Landtagen  erwähnt.  Zur  Zeit  seiner  Abfassung  erschienen  auch  die 
Reichsstädte  noch  nicht  auf  den  Reichstagen.  Dies  geschah  erst  seit  der  Zeit 
des  sog.  grossen  Inlerreguums  (zuerst  unter  K.  Wilhelm  v.  Holland, 
1255  auf  dem  Reichslage  zu  Oppenheim).  Meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch. 
Bd.  II.  Abth.  II.  (1847)  §.  48,  Note   11. 

'3j  S  cb  wabensp.  c.  139.  —  Ausdrücklich  wird  dabei  erwähnt,  dass 
einige  („sumeliche")  Fürsten  dieses  Recht,  Hof  zu  gebieten,  von  dem 
Könige  (Kaiser)  verliehen  erhalten  haben.  Es  liegt  hierin  eine,  vielleicht 
bisher  noch  nicht  genug  gewürdigte  Andeutung,  dass  die  fürstlichen  Hotlage 
nach  .Analogie  der  Reichstage  sich  entwickelt  habeu  ,  und  dass  in  dem 
Halten  derselben  auch  ein  bedeutendes  Moment  für  die  Enlwickelung  der 
Laudeshoheit  zu  erkennen  ist,  aämlicb  das  Streben  der  grösseren  Fürsten, 
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erscheinen  verpllichtet  und  berechtigt  waren ,  wahrten  nur  ihre 
eigenen  Rechte  und  Interessen  und  durlten  und  nmssten  sich  da- 
her, wenn  sie  persönlich  zu  erscheinen  verhindert  waren,  durch 
einen  Stellvertreter  vertieteii  lassen'*).  Dagegen  luliten  aber  auch 
die  öffentlichen  Lasten  unmittelbar  auf  ihren  Schultern,  da  sie 
ebenso  die  Geldmittel,  welche  sie  bewilligten ,  aus  ihrem  eigenen 
Beutel  oder  ihrem  Einkonunen  von  ihren  Hintersassen  bestreiten, 
als  auch,  in  ihrer  Eigenschalt  als  Vasallen,  den  Kriegsdienst  als 
Kitterdienst  persönlich  und  auf  ihre  Kosten  zu  leisten  halten  '^j. 
X.  Die  nächste  Folge  davon ,  dass  es  sich  um  die  individuellen 
Rechte  und  Interessen  dieser  Landstände  handelte,  war,  dass  sie 
dieselben  durch  besondere  urkundliche  landesherrliche  Zusiche- 
rungen, sog.  Freibriefe  und  Freiheitsbestätigungen,  sicher  zu  stellen 
suchten ,  und  dass  ihre  Rechte  daher  auch  nicht  sowohl  als  aus 
einem  Prinzipe  tliessend,  sondern  als  Freiheiten  oder  Privilegien 
erscheinen  mussten.  Somit  bildete  sich  ein  ßegrifl  von  eige- 
nen, wohlerworbenen  Rechten  der  Landstände,  welche  wohl 
der  Sache  nach  eine  ßeschiänkung  der  landesherrhchen 
Rechte  enthielten,  jedoch  nicht  prinzipiell  als  eine  Theilnahnie 
an  der  landesherrlichen  Gewalt,  sondern  als  ein  besonderer,  selbsl- 
ständiger  imd  eigenthümlicher,  neben  den  landesherrlichen  Rech- 
ten bestehender  und  durch  den  Landesherrn  unantastbarer  Rechls- 
kreis  aufgefasst  wurden.  XL  Die  Rechte  der  Landstände,  wo 
solche  vorkamen,  waren  im  XIIL  und  XIV.  Jahrhunderte  sehr  be- 
deutend, müssen  aber  auch,  um  richtig  gewürdigt  und  nicht  über- 
schätzt zu  werden,  im  Zusammenhange  mit  den  Rechtsijistituten 
jener  Zeit  überhaupt  betrachtet  werden.  Es  galt  als  Grundsatz, 
dass  der  Landesherr  keine  allgemeinen  Verordnungen  (Statuta, 


das  kaiserliche  Recht,  einen  Hof  zu  gebieten,  worauf  Salzungen  ge- 
macht werden  können,  in  ihren  Territorien  selbst  auszuübep. 

'*)  Die  Herren  durften  sich  durch  einen  Dieuslniann,  ein  ritterlicher  Dlensl- 
nian  aber  nur  durch  seinen  Verwandten  vertreten  lassen. 

'5)  Sachsensp.  Lehnr.  c.  4:  „Ses  weken  (Sechs  WochenJ  sol  die  man 
dienen  sine  herren  mit  sin  selves  kost"  etc.  —  Daraus,  dass  diese  Land- 
stände  durch  ihre  Zustimmung  persönliche  Verpflichtungen  gegen  den 
Fürsten  iibernahmeo  ,  erklärt  sich  auch ,  warum  sie  oder  ihre  Stellvertreter 
am  Schlüsse  des  Hoftages  („»Is  der  Herr  den  Hof  verendet")  föryiHch  ge- 
loben („loben")  nmssten,  „das  State  zu  halten,  was  auf  dem  Hofe  guter  Dinge 
gesetzt  sei."     Schwabensp.  c.   139. 
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1111  Gegensätze  der  Leijes  imperü)  oline  Beiralh  und  Zus  tiiu- 
iiiiing  dieser  Landstände  erlassen  konnte,  so  dass  dieselheu  da- 
mals keinesweges  auf  eine  blos  berathende  Stimme  beschränkt 
waren  "').  Ebenso  konnte  der  Landesherr  ohne  ihre  Bewilligung 
ursprünglich  keinerlei  Slenern  erheben.  Iläulig  leisteten  diese 
Landstände  dem  Landesherren  den  Huldigungseid  nur  unter  der 
Verwahrung,  solerne  er  auch  ihre  Pri  vi  legi  eii  achten  werde  ^'); 
auch  war  den  Landständen  zum  Schutze  ihrer  Hechte  meistens 
urkundlich  das  Recht  der  Selbsthült'e  eingeräumt,  und  konnte 
daher  um  so  weniger  ihr  Recht  der  Sei  bs  t  versamml  u  ng  be- 
zweifelt werden  •^).  XIL  Dies  alles  erschien  aber  um  so  unbe- 
denklicher, als  die  Selbsthiilfe,  insbesondere  ihrer  Form  als  Fehde- 
recht nach,  damals  überhaupt  für  ein  eigenthümliches  deutsches 
Rechtsinstitut  geachtet  wurde  ^^),  und  der  Landesherr  selbst  häufig 
nur  von  seinen  Landständen  als  ein  Standesgleicher,  oder 
nach  urkundlichem  Ausdrucke,  auch  als  „ein  Stand"  im  Lande 


"*)  Hearici  Kegis  Curia  Woraial.  a.  12ai  (Perlz,  Legg.  11,  283): 
„  . .  .  requisito  conseosu  priocipuiu  fuit  taliter  dirtinituui,  ut  iieque  priucipes 
iieque  alii  quilibet  coDStitutiooes  vel  nova  jura  Tacere  possiiit,  nisi  iiielio- 
rum  et  major  um  terrae  co  ose  usus  primitus  habeatur."  lieber  den 
Unterschied  von  Statuta  und  Leges  siehe  oben  §.312Nole3  u.  §.  3l3Note  (i. 

■'')  Auch  die  Städte  huldigten  häufig  nur  mit  solchen  Vorbehalten:  so  z.  B. 
Braunschweig  im  J.  1345;  siehe  Rhetmeier,  ßraunschweig-Lüneburgische 
Chronik.  I.  630  u.  f.  —  Noch  heut  zu  Tage  leisten  die  baskischen  Edelleute 
der  Krone  Spanien  den  Vasalleneid  nur  mit  gleichem  ausdrücklichem  Vor- 
behalte. 

>**)  J.  J.  Moser,  v.  d.  deut.  Landstände  Conventen,  ohne  landesherr- 
liche Bewilligung,  (s.  1.)   1765. 

''J)  Erlaubt  doch  schon  II.  Feud.  22.  §.  l.  dem  Vasallen,  wenn  ihm  der 
Leheusherr  nicht  vor  Gericht  zu  Rechte  stehen  wollte,  seineu  Herrn  zu  be- 
fehden („dominum  suum  potesl  d  epr  a  edare") ;  und  ebenso  gestattet  der 
Scbvvabenspiegel  (Lassberg)  c.  3U7.  §.  1.  dem  Kläger,  welchem  der 
Richter  die  Justiz  verweigert,  damit  er  sein  Gut  nicht  verliere,  „es  zu  ge- 
winnen mit  sein  sei  v  es  Helfe  und  siner  vrivnde  (Freunde),  so  er  beste 
mag."  Durch  die  Treuga  Dei  (den  Gottesfrieden),  d.  h.  durch  das  Ver- 
bot der  Fehde  an  vier  Wochentagen  (Donnerstag  bis  Sonntag  einschlüssig) 
und  deren  Erlaubniss  an  den  drei  übrigen  Wochentagen  (Treuga  Henrici 
Regis  c.  a.  1230,  Pertz,  Legg.  11.  267)  und  die  Erklärung  jeder  Fehde  als 
einer  rechtmässigen ,  welche  drei  Tage  zuvor  in  gehöriger  Form  angekündigt 
worden  war  (Aurea  Bulla,  c.  17,  de  diffidationibus)  halte  das  Faustrecht 
sogar  eine  förmliche  reichsgesetzliche  Oi-gauisation  erhaiteo,  bis  endlich  das- 
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betrachtet-"),  oder,  wie  regelmässig  in  den  geistlichen  Fürsten- 
thümern,  von  dem  Adel  des  Landes,  in  dessen  Händen  sich  die  Doni- 
herrnstellen  an  der  bischöfHchen  Kirche  befanden,  aus  seiner  Mitte 
gewählt  wurde,  daher  auch  das  gemeinsame  Standesinteresse  eine 
genügende  Bürgschaft  gegen  Uebergriffe  der  Landstände  gewährte. 

S.  328. 

Die  landständische  Verfassung  vom  XV.  Jahrhunderte 

bis  zur  Auflösung  des  deutschen  Reiches  *). 

1.     Die    landständische    Verfassung    bildete    sich   seil   dem  XV. 
Jahrhunderte  in  den  Ländern,  in  welchen  sie  überhaupt  bestand, 


selbe  durch  den  ewigen  Laadfrieden  M  axim  i  li  an's  1.  1495  abgeschafft 
wurde.  Vergl.  meine  deut.  St.-  u  R.- Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  II.  (1847) 
§.  56,  Note  24;  §.  59,  Note  26;  §.  60,  Note  9.  ^ 

20)  Wie  der  Seh  wabe  d  spie  g  e  I  (Lassberg)  c.  139  (siehe  oben  Note  12) 
angibt,  war  es  gar  nichts  Unerhörtes,  dass  sogar  ein  Fürst  als  Landstand 
im  Lande  eines  anderen  erschien ;  iiiil  Grafen  und  Bischöfen  war  dies  sogar 
häufig  der  Fall.  Noch  jetzt  beginnt  die  Formel  des  Vasalleneides ,  welchen 
die  baskischeu  Edelleule  dem  Könige  oder  der  Königin  von  Spanien  schwö- 
ren, mit  den  NA'orten  :  „Ich,  der  ich  so  viel  bin,  wie  du"  etc.  in  manchen 
Ländern  bestand  sogar  eine  besondere  Curie  der  ,,Herren",  getrennt  von 
der  Ritter-Curie,  so  dass  es  sodann  vier  landslandische  Curieo  gab, 
z.  B.  in  Steyermark.  Vergl.  G.  v.  Meyer,  Corp.  Constit.  Germ. 
Frkf.  a.  M.  1845.  Lief  I.  S.  120.  —  In  anderen  Ländern  gab  es  dagegen 
mitunter  auch  nur  zwei  Curien  ,  indem  Prälaten  und  Ritterschaft  nur  eine 
Curie  bildeten,  die  Städte  und  Märkte  aber  die  andere;  so  z.  B.  früher  in 
Kurbessen. 

*)  Moser,  v.  der  deutschen  Reichsstäude  Landen,  deren  Landständea 
etc.  1769.  —  Piitter,  instit.  §.  197.  —  Dessen  Beitr.  z.  d.  deut,  St.-  u. 
Fürstenrecht.  Tbl.  1.  Nr.  VI.  —  Posse,  über  das  Staatseigenthum  und  das 
Repräsentationsrecht  deut.  Laudstände.  Rostock  und  Leipzig,  1794.  —  Gön- 
ner,   Slaatsr.    §.  2.50    u.  f.  —    Leist,    Staatsr.    (2.   Aufl.)   §.  33  u.   f.  — 

F.  A. ,  die  Lehre  \on  den  Laudständen.  Lemgo,  1844.  —  Meiue  deut.  St.- 
u.  R. -Gesch.  Bd.  II.  Abthl.  II.  (Is47)  §.  78.  —  .Man  vergleiche  auch:  Pan- 
zer, Versuch  über  den  Ursprung  und  den  Umfang  der  landständ.  Rechte  in 
Bayern,  (s.  1.)  1798/99.  —  Rudharl,  Geschichte  d.  Lundstände  in  Bayern. 
11  Bde.  1816.  (2.  Aufl.J  München,  1819.  M.  v.  Freiberg,  Geschichte 
d.  bayer.  Landstände  u.  ihrer  Verhandlungen.  2  Bde.   Sulzbach,   1828  29.  — 

G.  V.  Lercheufeld,  die  altbayer.  landständ.  FVeibriefe  mit  den  Landes- 
freibeilserklärungen.  München,  1853.  -  G  G.  üebelen,  Entstehung  der 
Laodälaude  des  ehemal.  Ilerzoglh.    Würlemberg.  Leipzig,    1818.  —  Pfeif- 
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in  sehr  verschiedener  Weise  ans.  Im  Allgemeinen  blieb  von  der 
älteren  Einrichtung  so  viel  bestehen,  dass  die  Landstandschall 
sowohl  für  Prälaten,  Ritterschaft  und  Städte  als  ein  Fi  eal recht 
galt,  welches  auf  einem  bestimmten  Gute  oder  Landesbezirke  haf- 
tete und  daher  als  das  bedeutendste  Vorrecht  der  in  der  Landes- 
matrikel immatrikulirten  Hittergüter  galt.  Gemeinrechtlich  konnte 
die  Landstandschaft  daher  auch  von  bürgerlichen  Personen 
ausgeiil)t  werden ,  wenn  sie  landständische  Güter  erwarben  *). 
Ebenso  konnte  auch  der  Landesherr  selbst  unter  gleicher  Voraus- 
setzung, dass  er  nämlich  ein  immatrikulirtes  Gut  erwarb,  (durch 
einen  Beamten)  die  landständischen  Rechte  ausüben  -).  IL  Wie 
in  der  älteren  Zeit,  so  konnten  auch  selbst  in  der  späteren  Reichs- 
zeit die  Landstände  der  Theorie  nach  gemeinrechtlich  nicht 
als  Repräsentanten  des  gesammten  Landes  betrachtet  werden, 
obgleich  allgemein  anerkannt  wurde,  dass  ihre  Beschlüsse,  nach 
erlangter  landesherrJicher  Genehmigung,  die  gesammte  Landes- 
bevölkerung verpflichteten.  Somit  war  der  Sache  nach  doch 
schon  ein  Schritt  zur  Umbildung  der  alten  Landstandschaft  in  eine 
allgemeine  Landes  Vertretung  geschehen,  und  in  manchen 
Ländern  fand  diese  Fortbildung  sogar  schon  urkundliche  Aner- 
kennung 3).  IIL  Die  Reichsgrundgesetze  nahmen  die  landständische 
Verfassung  da,  wo  sie  bestand,  in  der  Art  in  ihren  Schutz,  dass 


fer,  Gesch.  d.  Jandständ.  Verf.  io  Kurhessen.  IS34.  —  v,  Grone,  Gesch. 
der  corporativen  Verfassung  des  Brauoschweig  Ritterstandes  nebst  Vorschlä- 
gen zu  ihrer  Reorganisation.  Hannover,  1842.  —  Dagegen:  Bode,  Beitr, 
zur  Gesch.  der  Feudalstände  im  Herzogthurae  Braunschweig.  Braunschweig, 
1843.  —  A.  Ipsen,  die  alten  Landtage  der  Herzogthümer  Schleswig- Hol- 
stein, V.   1588— Ui75.   Kiel,   1852. 

')  Partikniarstatute  forderten  mitunter  als  Bedingung  der  Ausdbung  der 
Landstandschaft  Indigenat,  Bekenntniss  zur  herrschenden  Landesreli- 
gion  und  stiflsmässigen  Beweis  einer  bestimmten  Anzahl  Ahnen.  So  z.  B. 
die  Paderbornische  Ritterschaft.  (Siehe  die  Streitschriften  bei  Leist, 
Staatsr.  §.  54.  Note  9.)  —  We  solche  Ahnenprobe  gefordert  wurde,  ging 
mitunter  die  Landschaft  durch  Aussterben  unter. 

2)  Ausser  diesem  Falle  galt  der  Landesherr  nicht  für  befugt,  an  den  land- 
ständischen Sitzungen  (die  Eröffnungs-  und  Schlussfeierlichkeit  abgerechnet) 
in  Person  oder  durch  eineu  Commissär  Theil  zu  nehmen.  —  F.  A.  Rudioff, 
über  die  Zulässigkeit  etc.  landesherrlicher  Bedienten  bei  landständischen  Ver- 
sammlungen. Schwerin,   1774. 

*)  Moser,  von  der  Reichsslände   Landen.  Landständen  etc.   S.   716. 
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sie  den  Fjandesherren  die  Achtung  der  mit  ihren  Landständen  ge- 
troffenen Verninbarnngen  ihrer  Privilegien  und  hergebrachten  Frei- 
heiten zur  Pflicht  machten  '*),  und  dies  verordnete  sogar  noch  kurz 
vor  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  der  Reichsdeputations- 
hauptschluss  v.  25.  Febr.  1803.  §.  60  ausdrücklich  in  Bezug  auf 
die  säkularisirten  Länder  ^).  Auf  der  anderen  Seite  traten  aber 
die  Reichsgesetze  eben  so  entschieden  einer  übermässigen  Aus- 
dehnung der  landständischen  Befugnisse  entgegen '').  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Landesherrn  und  seinen  Landsländen  über  die  Gren- 
zen der  landständischen  Befugnisse  kamen  bei  Ermangelung  freund- 
licher Verständigung  bei  den  obersten  Reichsgerichten  zur  Ent- 
scheidung'). IV.  Die  Organisation  der  Landstände  war  in 
den  einzelnen  Territorien  verschieden.  Meistens  bestanden  drei 
besondere  in  ihren  Beschlüssen  von  einander  unabhängige 
Collegien     (sogen.    Curien),     Prälaten**),     Ritterschaft'*)    und 


^)  J.  P.  0,  art.  V.  §.  3.3;  X.  §.  IG;  XF.  §.  11,  12;  XIF[.  §.  4.  — 
W.  K.  (1792)  art.  IL  §.  3  a.  E.  —  Auch  die  Kaiser  spraclien  sicli  bei  ein- 
zelnen Anlnssen  setir  entschieden  für  die  Erhaltung  der  landständischen  Ver- 
fassungen aus.  So  z.  B.  erlclärte  K  Ferdinand  III.  bei  Bestätigung  des 
anbaltiscben  Landtagsabschiedes  vom  Jahre  1652,  wie  er  aus  kaiserlicher 
uud  viilerlicher  Sorgfalt  bedacht  und  erwogen,  „dass  Uns  als  römischer  Kaiser 
und  Oberhaupt,  wie  auch  dem  ganzen  Valerlande,  nicht  wenig  daran  gelegen, 
dass  des  hl.  Reiches  Pursten  und  Glieder  und  derselben  Landschaften 
conservirt  und  zu  des  hl.  Reiches  Nutzen  und  Wohlstand  bei  sichern 
Verfassungen,  gutem  Vermögen  und  wachsendem  Aufnehmen  erhalten 
werden."  (Vergl.  Protok.  d.  ß.  -  V,  v.  23.  März  1854,  Sitz.  8,  §.  88,  §. 
185.)  —  Vergi.  unten  §.   328,   X.  a.  E. 

5)  Siehe  den  Wortlaut  dieser  Stelle  oben  §     104,  Note  21. 

6)  W.  K.  (1792)  art.  XV.  §.  3:  ,i(Wir  wollen)  auch  nicht  gulheissen, 
noch  zugeben,  dass  die  Landstände  die  Disposition  über  die  Landessteuer, 
deren  Egqifang,  Ausgabe  und  Rechnungsrezessirung  mit  A  u  ssc  hil  i  es  su  ng 
des  Landesherrn  privative  von  und  an  sich  zielten  oder  in  dergleichen  und 
anderen  Sachen,  ohne  der  Landesherren  Vorwissen  uud  Bewilligung.  Con 
vente  anstellen  und  halten." 

'')  W.  K.  (1792)  art.  XV.  §.  4.  —  Vergl.  über  die  Klagen  der  Land- 
stände  wegen  Verletzung  ihrer  verfassungsmässigen  Rechte,  so  wie  über  deren 
Klagen  gegen  den  landesherrlichen   Fiskus  oben  §.    104,  XI.  Xli. 

*)  Auch  gelehrte  Körperschaften  (U  ni  versi  täte  n)  hatten  mitunter  .Land- 
standscbafl  (das  P  rälaten  rech  t).  Hausen,  von  dem  Prälaten  rechte  «ler 
Universitäten,  1788,  in  Koppe's  niedersäcbs.  Arch.  d  I.  Jurisprod.  Kd.  I. 
Nr.  VI. 

•)  Siehe  hier  oben  Note   1.    and  §.  327  Not«  2U  a.  E. 
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Städtp'");  mitunter  bildeten  sie  auch  eine  genneinsame  Körperschaft 
(gesammte  Landsohaft)  in  der  Art,  dass  entweder  die  sänunt- 
lichen  Stände  gemeinschaftlich  beriethen,  oder  die  Majo- 
rität der  Ciirien  für  den  Beschluss  genügte.  V.  Häung  bestanden 
Ansschnsse  der  Landslände  (Landräthe) ,  welche  gewisse  Be- 
rechtigungen im  Auftrage  oder  im  Namen  der  Landschaft  auszu- 
üben hatten,  oder  auch  die  Stelle  der  Landschaft  verlraten,  wo 
deren  Zusammentritt  für  zu  beschwerlich,  mitiuiter  von  deren 
Mitgliedern  selbst,  gehalten  wurde").  VI.  In  den  meisten  Län- 
dern konnten  sich  die  Landstände  nur  noch  auf  die  Berufung 
(Convokalion)  durch  den  Landesherrn  versammeln;  das  Becht  der 
Selbst  versam  m  1  ung  wurde  ihnen  meistens  entzogen,  oder 
auf  gewisse  Fälle  eingeschränkt,  oder  es  wurden  ihre  Selbstver- 
sammlungen niu"  noch  als  blosse  Privatversammlungen  betrachtet  -). 
VII.  Die  Landstände  hatten  fortwährend  das  Becht,  dnrch  Bevoll- 
mächtigte auf  den  Landtagen  zu  erscheinen.  VIII.  Gegenstand  der 
landständischen  Versammlungen  waren  hauptsächlich  die  landes- 
herrlichen Propositionen  oder  Postulate  (daher  sog.  Postu- 
lat en  •  La  nd  tage);  doch  konnten  sie  (gemeinrechtliclO  auch 
über  Anträge,  die  aus  ihrer  Mitte  gestellt  wurden,  verhandeln, 
und  Wünsche  (Petitionen)  an  deuLmideshesberrn  bringen.  IX.  Kein 
Schlnss  der  Landstände  halte  ohne  Genehmigung  des  Landesherrn 
gesetzliche  Kraft.  Das  absolute  Veto  des  Landesherrn  war  nir- 
gends beanstandet.  X.  In  den  meisten  Ländern  hatten  die  Land- 
stände in  Bezug  auf  die  von  dem  Landesherrn  vorgeschlagenen 
Verordnungen  nur  noch  eine  bera  th ende  Stimme.     Dagegen 


•0")  Die  Städte  erschienen  auf  den  Landlagen  meistens  nur  in  geringer 
Anzahl  in  Folge  besonderen  landesherrlichen  Privilegs;  sie  haften  meistens 
anch  nur  einen   geringen  Eintluss. 

")  Da  die  Landstände  keine  Repräsentanlen  waren,  so  erhielten  sie  auch 
keine  Diäten.  Nur  in  einigen  Staaten,  z  R.  in  Bayern,  wurde  ihnen  der 
Unterhalt  vom  fürstlichen  Hofe  verabreicht. 

'2)  Siehe  über  das  SelbstVersammlungsrechl  der  'Landstände  die  oben  §. 
327,  Note  18  angeführte  Schrift  von  Moser  und  die  übrigen  bei  Leisl, 
Staatsr.  (2.  Aufl  )  §.  55,  Note  4  angef.  Schriften.  —  Erhalten  hatte  sich 
das  Selbstversammlun^srecht  ,,in  zugelassenen  Fällen"  bei  der  Rrauoschwei- 
gischen  Landschaft  Vergl  die  Privilegien  der  R  ra  u  n  sc  h  weigi  sehen 
Landschaft  v  1770  art.  IS.  (Siehe  meine  deut.  St.-  u.  R. -Gesch.  Bd.  If. 
Abthl.   IL  (1847)  §    78,  Note  2.) 
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war  ihre  Zustimmung  erforderlich,  wo  es  sich  um  eine  Ver- 
pfändung von  Landestheilen  und  um  die  Bewilligung  von  S  teu- 
ern  handelte.  Jedoch  hatten  in  vielen  Ländern  die  Landstände 
nur  noch  in  Bezug  auf  neue,  ausserordentliche  Steuern 
das  unbeschränkte  Recht  der  Bewilligung  oder  Verweigerung. 
Gewisse  Steuern  wurden  dagegen  häufig  als  herkömmliche ,  d.  h. 
als  solche  behandelt,  hinsichtlich  deren  die  Verpflichtung  der 
Landstände  zur  Bewilligung  überhaupt  feststand.  In  diesem  Falle 
war  die  Zustimmung  der  Landstände  zu  ihrer  Erhebung  zwar 
ebenfalls  nolhwendig,  aber  entweder  auf  die  Feststellung  der 
Summe  nach  dem  Bedürfnisse  im  einzelnen  Falle,  oder  auch  auf 
die  Art  und  Weise  der  Besteuerung  beschränkt.  Letzteres  war 
insbesondere  der  VaW  hinsichtlich  der  vom  Reiche  ausgeschriebe- 
nen Reichssteueru ,  über  deren  Nothwendigkeit  oder  Betrag  der 
Natur  der  Sache  nach  den  Landständen  keine  Beschlussfassung 
zustehen  konnte  ^^).  Einem  Antrage  des  Reichstages,  wonach  den 
Landesherren  ein  unbeschränktes  Besteuerungsrecht  ihrer  ünter- 
tlianen  zugestanden  werden  sollte,  wurde  aber  von  K.  Leopold  I. 
(1670)  die  Genehmigung  verweigert'^).  XL  Die  Landstände  hatten 
mitunter  eigene  landständische  Beamte  (Landsyndikus,  landschaft- 
liche Kanzlei  und  Archiv),  auch  oft  eine  eigene  landschaftliche 
Kasse ,  in  welche  die  von  ihnen  bewilligten  Gelder  eingezahlt 
wurden,  und  von  welchen  auch  die  Verausgabung  zu  den  bestimm- 
ten Zwecken  geschah.  XIL  Es  galt  als  Grundsatz,  dass  die  Land- 
stände nur  bei  bestimmten  Regierungssachen  mitzuwirken  und 
bestimmte  Rechte  auszuüben  hatten,  wobei  aber  alles  auf  den  In- 
halt ihrer  Privilegien  oder  das  Landesherkommen  ankam.  Uebri- 
eens  versicherten  sich  nicht  selten  die  Landesherren  der  Zustim- 
mung  und  der  Mitwirkung  der  Landstände  bei  mancherlei  wichtigen 


>3)  Ausdrücklich  erklärte  die  W.  K.  (1792)  art.  XV.  §.3  a.  E. ,  dass 
sich  die  Laudstände  nicht  ,,ziir  Ungebühr  des  Beitrages  entschlagen"  dür- 
fen, , .womit  jedes  Kurfürsten,  Fürsten  und  Standes  Landsassen  und  Unter- 
thanen  zn  Besetz  und  Unterhaltung  der  einem  und  anderen  Reichsstande  zu 
gehörigen  nöthigen  Feslungen,  Plütze  und  Garnisonen,  wie  auch  zu  Unseis 
und  des  hl.  Reichs  Kammergerichts  Unterhalte  an  Händen  zu  gehen  schul- 
dig sind." 

«*)  Vergl.  die  kaiserliche  Resolution  von  1670  bei  Schmanss,  Corp. 
jur.  publ.  p.  1077.  (Meine  deul.  St.-  u,  R. -Gesch.  Bd.  If.  Ablbl.  II.  (1S47) 
$.   78,  Note  3. 
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Landes-  und  Regierungsangelegenheilen ,  iirn  des  Erfolges  ihrer 
Anordnungen  gewiss  zu  sein,  wenn  auch  in  den  Privilegien  der 
Landslände  oder  dem  Herkommen  ein  Milwirkungsrechl  derselben 
nicht  iiegrUndel  war  '^).  Xlll.  So  wie  die  landesherrliche  Gewalt 
in  einzelnen  Ländern  stieg  und  einer  Souverainetät  sich  näherte, 
so  sank  meistens  in  gleichem  Verhältnisse  die  ßedeulujig  der  Land- 
slände; in  vielen  Ländern  kam  ihre  Convokatiun  allmählig  ganz 
ausser  Uebung,  was  um  so  leichter  geschehen  konnte,  als  keine 
Zeil  bestimmt  war,  in  welcher  der  Landesherr  den  Landtag  regel- 
mässig (periodisch)  zu  berufen   verpflichtet  gewesen  wäre. 

g.  329. 
Die  Verfassungen  und  Yerfassungsprojekte  zur  Rhein- 
bundszeit. 

L  Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  die  Stiftung  des 
llheinbundes  konnte  zwar  nicht  als  ein  Ereigniss  betrachtet  werden, 
wodurch  die  landständische  Verfassung  in  den  einzelnen  Ländern 
rechtlich  aufgehoben  worden  wäre  *) ;  allein  in  mehreren  der  neu 
gebildeten  souverainen  Staaten  waren  doch  so  verschiedene  Landes- 
theile  zusammengeschoben  worden ,  dass  die  landsländische  Ver- 
fassung in  der  früheren  Form  nicht  fortbestehen  konnte.  II.  Am 
fühlbarsten  wurde  dies  in  dem  Königreiche  Westphalen,  wel- 
ches Napoleon  L  für  seinen  jüngsten  Bruder  Hieronymus 
aus  preussischen ,  hannoverschen ,  braunschweigischen ,  kurhessi- 
schen, oranischen  und  anderen  Ländern  und  Besitzungen  neu  ge- 
bildet hatte.  iNapoleon  L  fand  sich  daher  veranlasst,  dem  König- 
reiche Westphalen  eine  Verfassung  (Constitution)  v.  15.  iXovbr. 
Ib07  zu  oktroiren  -).  111.  In  dieser  Verfassung  wurde  die  Gleich- 
heit aller  Unterthanen  vor  dem  Gesetze  und  die  freie  Ausübung: 
des  Gottesdienstes  der  verschiedenen  Religionsgesellschaften  aus- 
gesprochen ^) ,    ebenso    die   Aufhebung    der   Leibeigenschaft  -•)  und 


^^)  So  z.  B.  erklärt  sich  hieraus,  wie  initunler  die  Landstäude  bei  der 
Ausschliessung  eines  Unfähigeu  von  der  Regierungsnachfolge  zugezogen  wur- 
den, oder  bei  der  vormundschafllicheu  Landesregierung  mitwirkten  u.   dergl. 

«)  Siehe  oben  §.   107.   XII 

2J  Abgedruckt  in  Pölitz,  Verl.   (2.  Ausg.)  Bd.   I.  S.  3S  u.  f. 

3)  Constitution  des  K.   Westphalen  v     15.  iNov.   1807.  art  10. 

*)  Ebendas.  art.  13. 

Zöpfl ,  Staatsrecht,  ite  Aufl.  ü.  23 
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aller  Adelsvorrechte,  jedoch  sollte  der  Adel  in  seinen  verschiedenen 
Graden  und  Benennungen  fortbestehen  ').  Es  war  ein  gleichheil- 
liches  Steuersystem  angeordnet  und  ausdrücklich  bestimmt,  dass 
die  Grundsteuer  ein  Fünftel  der  Revenuen  nicht  sollte  übersteigen 
dürfen^').  Diese  Verfassung  erklärte  ferner  die  Unabhängigkeil  des 
Ritterstandes  ^);  sie  hob  die  alten  Landstände  der  Provinzen  und 
alle  Privilegien  einzelner  Personen  und  Familien  auf**)  und  setzte 
an  die  Stelle  der  Ersteren  eine  allgemeine  Landesvertretung 
(Reichsstände),  bestehend  aus  einhundert  Personen,  welche  aber 
nicht  direkt  vom  Volke,  sondern  von  den  Departementskollegien 
ernannt  wurden  und  keinen  Gehalt  erhielten**).  Sie  wurden  alle 
drei  Jahre  zu  einem  Drittel  erneuert  "),  versammelten  sich  aber 
nur  auf  königliche  Berufung  ' ')  und  hatten  über  die  vom  Staatsralhe 
verfassten  Gesetzentwürfe,  über  die  Auflagen  und  über  das  jähr- 
liche Finanzgesetz  zu  h  er  a  thschlagen;  auch  sollten  ihnen  die 
gedruckten  Rechnungen  der  Minister  jährlich  vorgelegt  werden  '-). 
IV.  Diese  Verfassung  trägt  unverkennbar  den  Charakter  aller  napo- 
leonischen Staatseinrichtungen,    insbesondere  des  organischen  Se- 


5)  Ebendas.  art.  14, 
«)  Et)endas.  art.  16. 
")  Ebendas.  art.  49.  51, 

8)  Ebendas.  art.  11.  12. 

9)  Ebendas  art  29.  —  Siebenzig  Mitglieder  wurden  hiernach  aus  der 
Klasse  der  Grundeigenthümer,  fünfzehn  unter  den  Kaufleuten  und  Fabrikanten, 
und  fünfzehn  unter  den  Gelehrten  und  anderen  Bürgern  gewählt,  welche  sich 
um  den  Staat  verdient  gemacht  hatten.  —  Die  Departementskollegien  waren 
eine  Art  von  Repräsentation  der  Departemente ,  ähnlich  wie  die  jetzigen 
Landräthe  in  den  einzelnen  Kreisen  des  Königreichs  Bayern.  Sie  wurden 
aber  uicht  von  der  Bevölkerung,  sondern  von  dem  Könige  mit  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  Bewohner  des  Departements,  ein  Mitglied  auf  tausend  Bewohner, 
gewählt,  vier  Sechstel  aus  den  sechshundert  Höchstbesteuerten  des  De 
partements,  ein  Sechstel  unter  den  reichsten  Kaufleuten  und  Fabrikanten  und 
ein  Sechstel  unter  den  ausgezeichnetsten  Gelehrten  und  Künstlern  und  unter 
den  Bürgern,  welche  sich  am  meisten  um  den  Staat  verdient  gemacht  hatten. 
Die  Zahl  der  Mitglieder  eines  Departements  sollte  nicht  unter  zweihundert 
sein.     Ebendas    art.   39.  40.  41. 

•0)  Ebendas.  art.  30, 
»')  Ebendas,  art.  32. 
»'•')  Ebendas.  art.  33. 
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natuscoDsults  v.  4.  Aug.  1802'»);  sie  verkündet  die  Gleichheit,  aber 
nicht  die  Freilieit  der  Bürger,  sie  will  keine  kräftige  Aristokratie,  die 
eine  einflussreiche  Mittelgewalt  bilden  könnte,  wohl  aber  den  leeren 
Glanz  eines  Adels:  sie  will  eine  Repräsentation  des  Volkes,  aber 
ohne  die  Krone  wesentlich  beschränkende  Rechte,  so  dass  sie  nur 
der  Autokratie  zur  Umhüllung  dienen  soll.  V.  Nichts  desto  weni- 
ger war  doch  diese  napoleonische  Verfassung  für  das  Königreich 
Westphalen  eine  sehr  bemerkenswertlie  Erscheinung  im  deutschen 
Staatsleben.  So  gering  die  der  Repräsentation  in  der  westphäli- 
schen  Verlassung  beigelegten  Rechte  waren,  so  war  diese  doch 
die  ersteconslitutionelle  Verfassung  ei  II es  deutschen 
Staates,  d.  h.  die  erste  Verfassung,  welche  mit  voller  Entschie- 
denheit das  altedeutsche  landständischeWesen  beseitigte, 
das  seitdem  in  alle  deutschen  Verfassungsurkunden  aufgenommene 
Prinzip  der  allgemeinen  Volksvertretung,  oder  der  Ver- 
tretung aller  Bevölkerufigsklassen,  den  Grundgedanken 
des  Ineinandergreilens  von  Regierung  und  ständischer  Wirksamkeit 
zur  Leitung  des  einen  untheilbaren  Staatswesens,  aufstellte.  Ob- 
gleich die  westphälische  Verfassung  die  Gleichheit  der  Staats- 
angehörigen hauptsächlich  in  dem  Interesse  der  Autokratie  zur 
Grundlage  des  Staates  machte,  so  verpflanzte  sie  damit  nichts 
desto  weniger  den  Sieg  der  demokratischen  Ideen  über  das  Privi- 
legienwesen, welcher  den  Kern  der  französischen  Revolution  von 
1789  ausmachte,  auf  den  deutschen  Boden,  und  diese  selbe  Idee 
hat  seitdem  in  allen  deutschen  Verfassungen  Eingang  gefunden 
und  sich  als  deren  Grundlage  in  praktischer  Geltung  behauptet  '■^). 
VI.  Der  Verfassung  für  das  Königreich  Westphalen  folgte  alsbald 
eine  Verfassung  für  das  Königreich  Bayern  v.  1,  Mai  1808  aul 
ähnliche  Grundsätze  gebaut  '^).  Noch  genauer  schloss  sich  der 
westphälischen    Verfassung   die    Verfassimg   des    damaligen    Gross- 


")  Aucti  die  gegenwärlige  Verfassung  Franitreicbs  (v.    14.  Jan.    IS52  mit 
Zusätzen  v.  2.  Dec.   1852j  zeigt  ganz  denselben  Charaliter. 

'*)  Siebe  oben  §.  292.  (Art.  II.  der  Grundrechte  des  deutschen  Volkes.) 
«»)  Abgedruckt  in  Pölitz,  Verf.  Bd.  I  S.  96  u  f.  Bald  nachher  erklärte 
ein  k.  Dekret  (v.  22.  Decbr.  IS  11)  die  Majoratäherren  und  adeligen  Leben- 
besitzer für  geborne  Repräsentanten  der  bayerischen  Nation.  Es  zeigt  sieb 
bierin  der  erste  Versuch  des  Anknüpfeos  der  neuea  Einrichtung  an  die  histo- 
risch begründeten  Rechtsverhältnisse. 

23" 


356     §•  ^30.   Verbandlungeo  des  W.  Congr.  über  landständ.  Verfassung  etc. 

herzogthuniPS  Frankfurt  (des  fürst-primalischen  Staates)  v.  16, 
Aug.  1810  an  "').  Ancii  A  n  ha  1 1 -  C ö  t  h  e n  verkündete  am  28.  Dec. 
IblO  eine  ähnliche  aher  sehr  nnvollständiffe  Verfassung ").  Es 
waren  diese  Verfassungen  aber  nur  vorübergehende  Erscheinungen, 
indem  weder  das  Königreich  Westphalen,  noch  das  Grossherzog- 
Ihimi  Krankfurt  Bestand  hatten.  In  Bayern  kam  die  Verfassung 
V.  1.  Mai  1808  nicht  zur  Ausführung  und  in  Anhalt-Cöthen  wurde 
die  Verfassung  v.  1810  schon  am  24.  Oct.  1812  wieder  aufgehoben. 
Vll.  Auch  der  Herzog  von  Weimar  gab  seinen  Landen  nacJj 
seinem  Beitritte  zum  Rheinbunde  eine  „Constitution  der  ver- 
einigten Landschaft",  vom  20.  Septbr.  1809*«).  Sie  hat 
aber  mit  der  Constitution  des  Königreichs  Westphalen  durchaus 
keine  Aehnlichkeit ;  sie  bezweckte  viehüehr  nur  eine  organische 
Vereinigung  der  früheren  drei  Landschaften  von  Weimar,  Eisenach 
und  Jena,  deren  Geschäfte  einer  landschaftlichen  Deputation  über- 
tragen wurden,  üebrigens  traf  auch  diese  weimarische  Con- 
stitution nicht  in  Wirksamkeit. 

§.   330. 

I)ie   Verhandlungen    des  Wiener    Congresses    über   die 

landständisclie  Verfassung    und    den  Artikel  XIII    der 

deutschen  Bundesakte. 

"I.  Zur  Zeit  des  W  i  e  n  e  r  Congresses  hatte  sich  schon  in  ganz 
Deutschland  <las  Verlangen  nach  einer  la  nd  st  ä  nd  i  sehen  Ver- 
fassung kundgegeben,  in  welcher  s  ä  m  m  1 1  i  c  h  e  Bevölkerungs- 
klassen Vertretung  finden,  und  den  Landständen  wesent- 
liche Hechte  eingeräumt  sein  sollten').  IL  Auch  die  deutschen 
Regierungen,  die  auf  dem  Wiener  Congresse  verhandelten,  er- 
kannten ohne  Ausnahme  dieses  Verlangen  als  ein  gerechtes  an. 
Insbesondere  war  es  Preussen,  lebhaft  unterstützt  von  Oester- 
reich  und  Hannover,  weiches  wiederholt  darauf  drang,  dass 
in  der  Bundesakte  die  Nothwendigkeit  des  Bestehens  einer  land- 
sländischen,  durch  den  Bund  gesicherten  Verfassung  in  jedem  Staate 


•«)  Abgedruckt  in  Pölitz,   Verf.  I.   S.  45  u.  f. 

")  Abgedruckt  in  Pölitz,  Verf.  l.  S.   1057  u.  f. 

18)  Bei  Pölitz,  Verf.  l.  S.  732.  ..MiiuiJH-»^'.!!!'. 

')  KIQber,    Uebersicht    der   diplom.    Verliandl.    des  Wiener  Congresses. 

195  u.   f. 
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iuisdriicklicil  iuisges[)roclieii  werden  solle-).  Hannover  hob 
liesonders  hervor,  dass  eine  landsländisdie  Verl'assnng,  weil  eul- 
lernl,  den  Thron  zu  gelahrden,  denselben  vielmehr  befestige^). 
III.  Alle  deutschen  Staaten,  ausser  Bayern  und  VVilr  tem  be  rg, 
waren  der  Ansicht,  dass  in  der  Bundesakte  ein  Minimum  von 
Rechten  aufgeführt  werden  solle,  welche  den  Landsländen  in  jedem 
Staate  gewährt  werden  niüssten.  Als  dieses  Minimum  wurde  be- 
zeichnet: a)  Einwilligung  der  Stände  zu  den  neu  zu  verfassenden 
Gesetzen  und  b)  zu  den  neu  aufzulegenden  Steuern,  c)  das  Mit- 
aufsichtsrecht über  die  Verwendung  der  Steuern  und  d)  das  Recht 
im  Falle  der  „Mal  versa  tion"  die  Bestrafung  schuldige)- Staats- 
diener zu  begehren  *).  IV.  Die  Aufnahme  einer  solchen  ausführ- 
lichen Bestinimung  in  die  Bundesakte  bezüglich  der  landständi- 
schen Verfassung  scheiterte  aber,  der  Einhelligkeit  aller  übrigen 
deutschen  Regierungen  ungeachtet,  an  dem  ^yiderspruche  von 
Bayeiro  ynd  Würtemberg,  welche  in  der  Festsetzung  eines 
Maximum  oder  Minimum  der  landständist.-ben  Rechte  eine  Krän- 
kung der  Rechte  des  Landesherrn,  d.  h.  eine  bedenkliche  Beschrän- 
kung der  Souverainetät  in  der  Freiheit,  die  inneren  Landesange- 
legenheiten nach  eigenem  Ermessen  zu  ordnen,  erkennen  wollten  ^). 
Dies  musste  um  so  auffälliger  erscheinen,  als  Bayern  zugleich 
erklärte,  dass  der  König  bereits  beschlossen  habe,  seinen  Staaten 
eine  angemessene  Verfassung  zu  geben''),  und  sogar  die  von 
Bayern  schon  früher,  im  Jahre  1808,  verkündigte  Verfassung 
(§.  329.  VI.)  bereits  auf  dem  Prinzipe  der  allgemeinen  Volksver- 
tretung fusste,  und  im  Wesentlichen  den  Ständen  das  eingeräumt 
hatte,  was  auf  dem  Wiener  Congresse  als  Minimum  der  land- 
sländischen  Rechte  beantragt  worden  war.  Auch  war  in  der  Folge 
Bayern  die  erste  deutsche  Krone,  welche  nach  dem  Wiener 
Congresse  eine  auf  das  Prinzip  der  Vertretung  aller  Bevölkerungs- 
klassen gebaute  Verfassung  (26.  Mai  1818)  wirklich  in's  Leben 
einführte    und    dabei    den   Ständen    sehr   umfassende   Rechte   ein- 


■')  Siebe    die    Erklärungeu    und    Vorlagen    von    Preussen   bei   Klüber, 
Uebersicht.   S    201   u.  f. 

3)  Ebendas.  S.  206. 

*)  Ebendas    S.  203.  207. 

4)  Ebendas.  S.   208  u.  f 
«)  Ebendas.  S.  208. 
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räumte,  was  alles  auch  bald  nachher  von  Würtemberg  (25. 
Sept.  1819j  geschehen  ist').  V.  Auch  ein  eventueller  Antrag, 
mindestens  die  Erhaltung  der  althergebrachten  landständi- 
schen Gerechtsame  in  den  deutschen  Staaten,  wo  solche  annoch 
bestehen,  und  die  Einführung  ähnlicher  innerhalb  Jahresfrist, 
da  wo  zur  Zeit  keine  landständischen  Verfassungen  vorhanden 
sind,  in  der  Bundesakte  auszusprechen,  wurde  abgelehnt^).  So- 
nach beschränkte  man  sich  bei  der  endhchen  Abfassung  der  Bun- 
desakte darauf,  als  Artikel  XIII.  nach  dem  Vorschlage  von  Bayern 
nur  den  Salz  aufzunehmen:  „In  allen  Bundesstaaten  wird 
eine  landständische  Verfassung  staltfinden«)." 

§    331. 

Bestimmungen    der    Wiener    Schlussakte   Art.    54  —  61 

über  die  landständische  Verfassung*). 

I)  Pflicht  der  Bundesversammlung,  über  die  Erfüllung 

des  Art.  XIH.  der  Bundesakte  zu  wachen. 

Die  Bestimmung  des  Artikel  Xlll.  der  deutschen  Bundesakte 
über  die  landständische  Verfassung  erhielt  nach  vorgängigen 
Verhandlungen     auf    dem    Congresse     zu     Carlsbad     durch     die 


7)  Der  König  von  Würtemberg  verkündete  schon  durch  Patent  v.  11.  Jan. 
1815,  dass  er  nun  endlich,  nach  gehobenen  niannigtacben  Hindernissen,  sich 
im  Stande  sehe,  den  schon  im  J.  1806  gefassten  Entschluss,  seinem  König- 
reiche eine  angemessene  StaatsconstiUition  und  eine  landständische  Verfassung 
zu  geben,  auszurühreo,  wozu  ihn  jetzt  „nicht  eine  äussere  Nothwen- 
digkeit  oder  eine  gegen  Ändere  ein  gegan  ge  ne  Verbi  nd  li  ch- 
keit  bestimme".  Der  König  von  Würtemberg  legte  den  Ständen  schon 
am  \5.  Mürz  eine  Constitution  vor;  sie  wurde  aber  von  den  Ständen  abge- 
lehnt. Auch  ein  anderer  Verfassungsentwurf  v.  3.  März  1817  wurde  von  den 
Ständen  verworfen.  Erst  im  J.  1819  (25.  Sept  )  kam  eine  Verfassung  durch 
Vereinbarung  mit  den  Ständen  zu  Stande.  (Pölitz,  Verf.  (2.  Aufl.)  I. 
S.  363  u.   f) 

»j  Klüber,  Uebersicht.  S.  211. 

9)  Ebenda  s.  S.  210  u.  f.  —  Auch  der  Vorschlag,  zu  setzen:  „In  allen 
deutschen  Staaten  soll  eine  landständische  Verfassung  stattfinden",  war  von 
Bayern  abgelehnt  worden.     Eben  das.  S.  209. 

*)  Hinrichs,  Ferienschriften,  Die  deutsche  Verfassungsfrage.  Darstel- 
lung und  Kritik  der  Carlsbader  Verbandlungen  über  die  Interpretation  des 
art.    13  der  B.-A.    Halle,   1845. 
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Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  Artikel  54-61  eine 
Erläuterung  durch  eine  Reihe  von  liesliuiniungen,  welche  durch 
den  Artikel  62  derselben  Akte  auch  auf  die  freien  Städte 
so  weit  für  anwendbar  erklärt  worden  sind ,  „  als  die  beson- 
deren Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen." 
Vor  Allem  wurde  in  dem  Artikel  54  der  Wiener  Schlussakte  auf 
die  bereits  durch  die  ßundesakte  Art.  \lll.  und  die  hierauf  in 
allen  Bundesstaaten  erfolgten  Erklärungen  ausgesprochene  Noth- 
wendigkeit  des  Bestehens  einer  landständischen  Verfassung  in 
sämmtlichen  Bundesstaaten  zurückverwiesen  und  demgemäss  der 
Bundesversammlung  aufgegeben,  darüber  zu  wachen,  dass  diese 
Bestimmung  in  keinem  Staate  unerfüllt  bleibe').  Es  ist  so- 
mit der  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht,  von  Amts- 
wegen auf  die  Erfüllung  des  Artikels  XUI.  der  Bundesakte  zu 
dringen. 

§.  332. 
II)  Charakter  der  landständischen  Verfassung  als  all- 
gemeiner Landesvertretnng. 

Nach  Artikel  55.  der  Wiener  Schhissakte  .,  bleibt  den  souve- 
rainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  überlassen,  diese  innere  Landes- 
angelegenheit mit  Berücksichtigung  sowohl  der  früh  erb  in 
gpsptzlirh  bestandenen  ständischen  Rechtp,  als  der  gege  n  wärtig 
bestehenden  Verhältnisse  zu  ordnen."  Durch  diese  Bestimmung 
ist  anerkannt:  1)  dass  die  aus  früherer  Zeit  herstammenden  land- 
ständischen Verfassungen  keinesweges  als  erloschen  zu  betrachten 
sind,  und  daher  auch  von  den  Rogierungen  keinesweges  willkühr- 
lich  beseitigt,  oder  als  nicht  vorhanden  behandelt  werden  dürfen, 
dass  aber  2)  auch  die  aus  älterer  Zeit  herstammenden  landstän- 
dischen Körperschaften  nicht  der  Umbildung  einer  hmdständi- 
schen  Verfassung  nach  den  gegenwärtigen  Bedürfnissen  des  Staats- 
lebens widerstreben  dürfen.  Hiermit  ist  so  deutlich  als  möglich 
anerkannt,  dass  die  landständische  Verfassung  im  Sinne  des  Arti- 
kels XIII.  der  Bundesakte,  nicht  mehr  auf  dem  Prinzipe  der 
Geltendmachung  von  blossen  Sonderinteressen  einzelner  Personen, 


')  Durch  die  W  S.  A.  art.  54.  ist  somit  das  blos  verheisseode  ,,wird" 
in  der  ß.  A.  art.  13.  dem  imperativischeo  „soll"  in  dem  Entwürfe  (siehe 
$.  33U,  Note  *J.j  ausdriicküch  giricbgestellt  worden. 
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Familien  oder  Korporationen  beruhen,  sondern  dass  unter  diesem 
Namen  eine  Vertretung  aller  Bevölkerungsklassen,  eine 
allgemeine  Landesvertretung  eingerichtet  werden  soll  •). 
Uebrigens  ist  den  grösseren  souverainen  Fürsten  Deutschlands 
durch  den  Artikel  55.  der  Wiener  Schlussakte  keinesweges  zur 
Pflicht  gemacht  worden,  für  die  von  ihnen  etwa  regierten  mehreren, 
früher  von  einander  unabhängigen  Länder  eine  landständische 
Gesam  mtverfa  SS  ung  einzuführen;  doch  ist  dies  seitdem  in 
allen  grösseren  Staaten  Deutschlands  mit  Ausnahme  Oesterreichs 
geschehen  -). 

§.  333. 
in.     Verbot   der  Abänderung   in    anerkannter  Wirksam- 
keit bestehender  landständischer  Verfassungen  auf 
anderem,    als  verfassungsmässigem  Wege. 

In  dem  Artikel  56.  der  Wiener  Schlussakte  wurde  bestimmt: 
„Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  landständi- 
schen  V^erfassungen  können  nur  auf  verfassungsmässigem  Wege 
wieder  abgeändert  werden.**  Diese  Vorschrift  bezieht  sich,  wie 
sich  deutlich  aus  ihrer  allgemeinen  Fassung  ergibt,  nicht  blos  auf 
die  seit  der  Errichtung  der  Bundesakte  neu  entstandenen  land- 
ständischen Verfassungen,  sondern  auch  auf  die  älteren  zur  Zeit 
der  Stiftung  des  Bundes  und  noch  nachher  in  Wirksamkeit  be- 
standenen landsläudiscben  Verfassungen,  zu  deren  Aufrechthaltung 
die  Bundesglieder  zum  Theile  erst  noch  kurz  vor  der  Auflösung 
des  Beiches  durch  den  Reichsdeputationshauptscbluss  v.  25.  Febr. 
1803  verpflichtet  worden  waren'),  und  ist  auch  in  diesem  Sinne 
durch  einen  neueren  Bundesbeschluss  auf  einen  vorliegenden  Fall 
angewendet    worden  ).      Unverkennbar    stehet   diese   Bestimmung 


')  In  diesem  Geiste  sind  auch  die  sämmtlicben  neueren  deutschen  Ver- 
fassungen abgefasst. 

'^)  JVach  einer  Mittheilung  in  der  österreichischen  Korresp.  d.  d.  Wien, 
16.  Juli  1854,  soll  auch  Tiir  Oesterreich  die  Einrichtung  einer  allgemei- 
nen Landesversammlung  und  von  Landesa  usschüssen  in  den  ein- 
zelnen Kronländern  mit  berathender  Stimme  im  Werke  sein. 

«)  Siehe  oben  §.  328.  HL 

2)  Protok.  der  deut.  B.  V.  12.  Sitz.  v.  12.  April  1855.  §  142,  die 
Beschwerden    der    Ritterschaften    und    Landschaften    im  Königreich  Hannover 
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des  Artikels  56.  der  Wiener  Schhissakle  mit  dem  vorhergehenden 
Artikel  55.  in  materiellem  Zusammenhange,  so  wie  sie  sich  auch 
iti  unmittelbarer  Reihenfolge  an  denselben  anschliesst.  Sie  will 
unverkennbar  den  legalen  Weg  bezeichnen,  auf  welchem  die  durch 
die  „gegenwärtig  obwaltenden  Vei'hfSltnisse"  noth- 
wendig  erscheinenden  Abänderungen  der  älteren,  so  wie  auch 
der  neueren  Verfassungen  in's  Leben  zu  setzen  sind.  Was 
unter  einer  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  Verfassung 
zu  verstehen  sei,  ist  in  der  Bundesgesetzgebung  nicht  näher  be- 
zeichnet worden.  Es  ist  daher  auch  schon  darüber  eine  Mei- 
nungsverschiedenheit in  der  Bundesversammlung  entstanden ,  ob 
hierunter  auch  eine  solche  landständische  Verfassung  zu  verstehen 
sei ,  welche  zv»ar  ein  legitimer  Regierungsvorgänger  gegeben  und 
danach  regiert  hat ,  die  jedoch  der  .Nachfolger  anzuerkennen  sich 
weigert,  und  etwa  schon  bei  deren  Ertheilung  Verwahrung  dagegen 
eingelegt  hat  3).  'i'i-'lliir 


S'gea  die  königl.  Staatsregierang  wegen  Abänderung  der  Provinzialverfassuo- 
gen  und  Entziehung  der  Standschaft  der  Ritterschafteu  betr.  ,,Beschluss : 
1)  dass  der  §.  33.  des  Verfassungsgeselzes  v.  5.  Sept  IS4''  in  der  Aus- 
legung, weiche  ihm  die  k.  hannoversche  Regierung  bei  dessen  Vollzuge  ge- 
geben, und  das  Gesetz  v.  1.  Ang.  1S51  über  die  Reorganisation  der  Pro- 
vinziallandscharten ,  als  auf  verfassungsmässigem  Wege  entstanden  flicht  zu 
betrachten  seien  und  daher  nicht  bestehen  dürfen,  dass  ferner  unter  Abände- 
rung des  §.  36.  des  Verfassnngsgesetzes  von  1S4S  den  Ritterschaften  wiederum 
eine  ihren  allbergebrachten  Rechten  entsprechende  wirksame  Vertretung  in 
der  ersten  Kammer  der  allgemeinen  Ständeversammlung  einzuräumen  sei, 
aocb  2)  die  k.  hannov.  Regierung  zu  veranlassen,  sofort  die  zum  Vollzuge 
dieses  Beschlusses  nöthigen  Anordnungen  zu  tretfen  and  seiner  Zeit  der 
B.-Verf.  zu  Anzeige  zu  bringen"  etc.  —  Vergl.  den  ausführl.  Bericht  der 
Reklamationskommission,  zur  9.  Sitz,  der  B.  V.  v.  is55  (vertheilt  am  13. 
März  18.55).  —  Vergl  auch  die  Beschwerde  der  Gesammtlandschaft  der 
anhaltiscben  Herzogthümer.  (Protok.  der  B.  V.  §  88.  Sitz.  S.  v.  23. 
März  1854  und  den  hierauf  erfolgten  B.  B  v.  10  August  1S54  Protokoll. 
S.  251.) 

3)  Um  diese  Frage  bewegte  sich  der  hannoversche  Verfassungsstreit ,  als 
der  K.  Ernst  August  bei  seiner  Thronbesteigung  (2U.  Juni  1837)  die  An- 
erkennung des  von  seinem  Regierungsvorgänger  errichteten  Grundgesetzes  v. 
26.  Sept.  1833  verweigerte.  Die  Bundesversammlung  sprach  sich  über  diese 
Frage  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  aus  ,  sondern  sprach  im  Beschlüsse  v.  6. 
Sept.  1838.  Sitz.  23.  auf  den  Bericht  der  Reklamafionskommission  v  12.  Juli 
1838.    Sitz.    15.    eine    Beschwerde    des  Magistrates    und    der  Aelterleute  der 
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§.  334. 

IV.    Verbot  einer  Theilung  der  politischen  Gewalten. 

(n  dem  Artikel  57.  der  Wienf>r  SrhlussaUte  wurde  als  funda- 
mentaler Grundsatz  ausgesprochen:  „Da  der  deutsche  Bund  mit 
Ausnahme  der  freien  Städte  aus  souverainen  Fürsten  besteht,  so 
muss  dem  hierdurch  gegebenen  Grundbegriffe  zufolge,  die  ge- 
sammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des  Staates  ver- 
einigt bleiben,  und  der  Souverain  kann  durch  eine  landständische 
Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an 
die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden."  Hiermit  ist 
das  System  der  Theilung  der  Gewalten,  oder  die  Einrich- 
tung einer  parla  mentarisch  e  n  Verfassung,  d.  h.  einer  solchen 
Art  der  Repräsentativverfassuug,  welche  den  Schwerpunkt  der 
Regierimg  in  die  Landstände  verlegt,  bundesgrundgesetzlich  aus- 
geschlossen, und  die  ungeschmälerte  Erhaltung  des  monarchi- 
schen Prinzips   zur   bundesmässigen  Pflicht  erklärt  worden'). 


Stadt  Osnabrück  wegen  Aufhebung  des  Verf. -Gesetzes  v.  1833  betr.  durch 
Stimmenmehrheit  den  Grundsatz  ans,  dass  nach  den  Bestimmungen  der  Bundes- 
grundverträge  einzelne  C  orpora  t  i  o  n  e  n  und  Individuen  in  Fällen, 
wo  es  sich  von  den  Interessen  der  Gesa mmtheit  handelt,  Beschwerde 
bei  dem  Bunde  zu  führen,  nicht  berechtigt  seien.  Au  diesem  Grundsätze 
hielt  die  B.  V.  auch  bei  der  Reiirtheilung  der  zahlreichen  übrigen  Eingaben 
von  Corporationen  und  Privaten  in  gleicher  Angelegenheit  in  den  Jahren  1839 
und  1840  fest,  und  betrachtete  überhaupt  die  damalige  hannoversche  Ver- 
fassnngsfrage  als  erledigt  durch  den  B.  B.  v.  5  Sept.  1839.  §.  256,  worin 
sie  durch  Stimmenmehrheit  erklärt  hatte,  „dass  nach  der  obwaltenden  Sachlage 
eine  bnndesgesetzlich  begründete  Veranlassung  zur  Kinwirkung  in  diese  innere 
Verfassungsangelegenheit  nicht  besteht."  —  Vergl.  hannoversches  Port- 
folio. Sammlung  v.  Aktenstücken  z.  Gesch  des  hannoverschen  Verfassungs- 
kampfes.    3    Bde.    Stuttgart,    1*<39     1840.  Ueber   die    Verhandlungen    am 

Bundestage  in  dieser  Sache  siehe  :  v.  W  a  n  g  e  n  h  e  i  m,  das  Dreikönigsbündniss. 
Stotlg.  1851.  S.  275  u.  f.  —  In  Braun  schweig  hatte  dagegen  die  B.  V. 
die  von  dem  Begierungsvormund,  dem  Prinz -Regenten  von  Grossbritannien 
und  Hannover,  Georg  iV.  ,  errichtete  erneuerte  Landschaftsordnung  v.  25. 
April  1820  gegen  die  Weigerung  des  Herzogs  Carl,  dieselbe  nach  seiner 
Volljährigkeit  anzuerkennen,  durch  B.  B.  v,  4.  Nov.  1830.  Protok.  §.  273, 
als  in  anerkannter  Wirksamkeit  befindlich,  aufrecht  erhalten.  -  Vergl.  über 
die  Verbandlungen  am  Bundestage  in  dieser  Sache,  v.  Wangen  heim, 
das  Dreikönigsbündniss.   S.  509  u,  f. 

')    Siehe  den  Vortrag  des  k.  k.   Bundespräsidialgesandten  und   B.  B.   vom 
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Es  ist  somit  auch  buntlesgrundgesetzlich  die  höchst  wichtige 
rechtliche  Vermuthiiog  für  den  Sonverain  in  der  Art 
festgestellt  worden,  dass  derselbe  jede  Regieruiigshandlung  ohne 
Mitwirkung  der  Landslände  vorzunehmen  befugt  ist,  hinsichtlich 
deren  nicht  eine  Befuguiss  der  I.andstände  zur  Mitwirkung  als 
pos  i  t  i  v-rech  tlich  begründet  nachgewiesen  werden  kann.  Da 
die  Wiener  Schlussakte  keine  bundesgesetzliche  .Aufzählung  der 
.,be stimmten  Rechte"  aufgestellt  hat,  bei  welchen  die  Land- 
stände mitzuwirken  haben,  so  können  über  den  Umfang  ihrer 
Mitwirkung  nur  die  einzelnen  Landesgesetzgebungen  als  maass- 
gebend  betrachtet  werden ;  der  Bundesversammlung  liegt  es  aber 
ob,  von  Amtswegen  oder  auf  .Anregung  durch  die  Betheiligten  die 
nöthigen  .Abänderungen  zu  verfügen,  wenn  durch  eine  Verfassung 
oder  Landesgesetzgebung  das  monarchische  Prinzip  gefährdet  wer- 
den sollte  -). 

§.  o35. 

V.   Verbot  einer  BeschräDknng  der  Bandesglieder  in  der 

Erfüllang   bundesmässiger  Verpflichtungen  durch  die 

landständischen  Verfassungen. 

Die  Rücksicht,  welche  in  einem  aus  hauptsächlich  monarchi- 
schen Staaten  gebildeten  Staatenbunde  auf  die  Stellung  der  Ein- 
zelstaaten zur  Gesammtheit  nothwendig  genommen  werden  muss, 
führte  in  dem  Artikel  58.  der  Wiener  Schlussakte  zu  folgender 
Bestimmung:  „Die  im  Buude  vereinten  Fürsten  dürfen  durch  keine 
landstäudische  Verfassung  in  der  Erfüllung  ihrer  b  und  esm äs  si- 
gen  Verpflichtungen  gehindert  oder  beschränkt  werden." 
Dieser  Grundsatz  ergibt  sich  als  selbstverständliche  logische  Fol- 
gerung aus  dem  Wesen  eines  Staatenbundes  '). 


16.  Ang.  1824.  Sitz.24.  $.  131.  bei  v.  Meyer.  Staatsakten  11.   S.  248.  250. 

256  u.   f.   —  B.  ß.   V.   28.  Juni   1832.   art.   1.   §.   332.  I.  n.  II.    -   üeber  die 

Dnrcbrtihrun^  des  monarchischen  Prinzips  siehe  das  Nähere  nnten  %    344. 
»)  Vergl.  W.   S.   A.  $.  61. 

■)  Wiederholt  ist  dieser  Grundsatz  eingeschärft  in  B.  B.  v.  2S.  Juni  1832. 
art.   3.   —  Siebe  $.  338. 
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-iUi,;  §.   336. 

'VI.    Bestimmung  über  die  Oeffentlichkeit  landständischei* 
VerhandlungcD. 

Bezüglich  der  Oeffentlichkeit  der  landständischen  Verhand- 
lungen wurde  in  dem  Artikel  59.  der  Wiener  Schlussakte  vorge- 
schrieben: ..Wo  die  Oeffentlichkeit  landständischer  Ver- 
handlungen durch  die  Verfassung  gestattet  ist,  muss  durch 
die  Geschäftsordnung  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  gesetzlichen 
Grenzen  der  freien  Aeusserung  weder  bei  den  Verhandlungen  selbst, 
noch  bei  deren  Bekanntmachung  durch  den  Druck,  auf  eine  die 
Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaats  oder  des  gesammten  Deutsch- 
lands gefährdende  Weise  überschritten  weiden  ').-• 

§.  337. 
VII.  Befagniss  der  Bnndesversammlang  zar  Einmiscbang 
in    Streitigkeiten    zwischen    einer    Regierung    und    ihren 
Landständen  im  Falle  übernommener  und  nicht  über- 
nommener Garantie  der  landständischen  Verfassung. 

I.  in  dem  Artikel  60.  der  Wiener  Schlussakte  wurde  bestimmt: 
„Wenn  von  einem  Bundesgliede  die  Garantie  des  Bundes  für 
die  in  seinem  Lande  eini,'eführte  landständische  Verfassung  nach- 
gesucht wird,  so  ist  die  Bundesversammlung  berechtigt,  solche  zu 
übernehmen.  Sie  erhält  dadurch  die  Befugniss,  auf  Anrufung 
der  B  et  heil  i  gt  pu  ,  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten, 
und  die  über  Auslegung  oder  An  wend  ung  derselben  entstan- 
denen Irrungen,  sofern  dafür  nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege 
gesetzlich  vorgeschiieben  sind,  durch  gütliche  Vermitielung 
oder  compromissarische Entscheidung  beizulegen."  II.  Hieran  reihet 
sich  in  Artikel  61.  der  Wiener  Schlussakte  die  weitere  Bestimmung: 
„  .\  u  s  s  e  r  dem  Falle  der  übernommenen  besonderen  Garantie 
einer  landsländischen  Verfassung  und  der  A  ufrechlh  altuug 
der  über  den  13.  Artikel  der  Bundesakte  hier  festgesetzten  Be- 
stimmungen ist  die  Bundesversammlung  nicht  berechtigt,  in  land- 

')  Veigl.  den  B.  B  v.  16.  Aug.  1S24  (siehe  §.  332.  [.');  B.  B.  v.  28. 
Juni  1832.  art.  5.  (siehe  §.  332-  VI.);  B.  B.  v.  28.  April  1836  (siehe 
$.   333.   IX.) 
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ständische  Angelegenheiten,  oder  in  Streitigkeiten  zwischen  den. 
Landesherren  und  ilireu  Ständen  einzuwirken,  so  lange  solche 
nicht  den  im  26.  Artikel  hezeichneten  Charakter  annehmen ,  ia 
w«khem  Falle  die  Beslimmuugen  dieses,  so  wie  des  21.  Artikels,, 
auch  hierhei  ihre  Anwendung  finden  ').  Der  26.  Artikel  der 
Wiener  Congressakte  vom  J.  1815  in  Betrefl  der  \erlassung  der 
(men  Stadt  Frankfurt  erhält  jedoch  hierdurch  keine  Ah- 
ändernng^). 

§.  338. 
Einzelne  Bandesbeschlüsse   über    die  landständisclie  Ver- 
fassung; vor  dem  Jahre  1848. 

Die  einzelnen  Bundesheschliisse  von  allgemeiner  Bedeutung, 
welche  bezüglich  des  landständischen  Verfassungswesens  bis  zum 
Jahre  1848  gefasst  wurden,  bezwecken  insgesammt,  Lebergrifle 
der  Landstände  und  eine  Gefährdung  des  monarchischen  Prin- 
zipes  abzuwenden.  Sie  wiederholen  dabei"  zum  Theile  die  Be- 
stimmungen der  Wiener  Schlussakte  '),  zum  Theile  entwickeln  sie 
die  darin  aufgestellten  Grundsätze  weiter.  Es  gehören  hierher 
I.  der  Bundesbcschluss  v.  16.  Aug.  1824,  welcher  die  Ilainlliabung 
der  Arlikel  57.  und  59.  der  Wiener  Schlussakte  (die  Erhaltung 
des  monarchischen  Prinzipes  und  die  Verhütung  des  Misshrauches 
der  Oetfentlicbkeit  der  landständischen  Verhandlungen)  einschärft-). 
IL  Durch  den  Bundesbeschluss  (die  VI,  Artikel)  v.  28.  Juni  1832. 
art,  1.  wurden  die  deutschen  Fürsten  unter  Hinweisung  auf  Arti- 
kel 57.  der  Wiener  Schlussakte  für  berechtigt  und  verpflichtet 
erklärt,  eine  mit  dem  Grundsatze,  dass  der  Souverain  nur  in  der 
Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  ge- 
bunden sein  kann,  in  Widerspruch  siehende  Petition  der  Stände 
zu  verwerfen.^).  HL  Durch  denselben  Bundesbeschluss  v.  28. 
Juni  1832.  art.  2.  wurde,  ebenfalls  mit  Hinweisung  auf  Art.  57. 
und    zugleich   auch  auf  Artikel  58.  der  Wiener  Schlussakte,    der 


')  Siehe  oben  §.   155. 

2)  Siehe  oben  §.  13S.  II.  ;   15S.  VI. 

1)  Siehe  §.  331. 

*)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Staatsakten.   11.  S.  250 

')  Siehe    die  VI.   Artikel    des  Bundesbeschlnsses  v.  28.  Juni    1832  bei  G. 

Meyer,   Staatsakten.   II.   S.  411  u.  f. 
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Grundsatz  aufgestellt,  „dass  keinem  deutschen  Souverain  durch  die 
Landstände  die  zur  Führung  einer  den  Bu  nd  e  spf  li  chten  und 
der  Landesverfassung  entsprechenden  Regierung  erforder- 
lichen Mittel  verweigert  werden  dürfen •• .  und  dass  daher 
„Fälle,  in  welchen  ständische  Versammlungen  die  Bewilligung 
der  zur  Führung  der  Regierung  erforderlichen  Steuern  auf  eine 
mittelbare  oder  unmittelbare  Weise  durch  die  Durchsetzung  ander- 
weitiger Wünsche  und  Anträge  bedingen  wollten,  unter  die- 
jenigen Fälle  zu  zählen  sind,  auf  welche  die  Art.  25.  und  26.  der 
Schlussakte  in  Anwendung  gehracht  werden  müssten*',  d.  h.  dem 
„offenen  Aufruhr"  gleich  zu  behandeln  sind.  IV.  Ausdrück- 
lich wurde  ferner  durch  den  Bundesbeschluss  v.  28.  Juni  1832 
art.  3.  festgesetzt:  „dass  die  innere  Gesetzgebung  der  deut- 
schen Bundesstaaten  dem  Zwecke  des  Bunde s,,  wie  solcher  in 
dem  Art.  2.  der  ßundesakte  un«!  in  dem  Art.  1.  der  Schlussakle 
ausgesprochen  ist,  in  keiner  Weise  einen  Eintrag  thun",  d.  h. 
nicht  mit  demselben  im  Widerspruch  stehen  dürfe.  Zugleich 
wurde  die  Vorsciirift  des  Art.  58.  der  Schlussakte  wiederholt,  und 
neben  der  allgemeinen  Erwähnung,  dass  die  Gesetzgebung  der 
Einzelstaaten  der  Erfülluug  der  bundesmässigen  Pflichten  nicht 
hindirlich  sein  dürfe,  namentlich  „die  dahin  gehörige  Leistung 
von  Geldbeiträgen"  hervorgehoben.  V.  iNach  dem  Art.  4.  des  Buo- 
desbeschlusses  v.  28.  Juni  1832  wurde  eine  Bundeslagscommission 
auf  sechs  Jahre  ernannt,  um  die  landständischen  Verhandlungen 
in  Deutschland  zu  überwachen.  VI.  lu  dem  Art.  5.  desselben 
Bundesboschlusses  v.  28.  Juni  1832  wurden  abermals  die  Vor- 
schriften des  Art.  59.  der  Schlussakte  bezüglich  der  \  eröflentlichung 
landstäudischer  Verhandlungen  durch  den  Druck  erneuert,  und 
insbesondere  verpflichteten  sich  sänimüiche  Bundesregierungen 
gegen  einander,  zur  Verhütung  von  Angriffen  auf  den  Bund  in 
den  ständischen  Versammlungen  und  zur  Steuerung  derselben, 
jede  nach  Maassgabe  ihrer  inneren  Landesverfassung,  die  angemes- 
senen Ancudnungen  zu  erlassen  und  zu  bandhaben.  ML  In  dem 
Art.  6.  des  Bundesbeschlusses  v.  28.  Juui  1832  wurde  es  als 
selbstverständlich  erklärt,  dass  zu  einer  Au  sieg ung  der  Buodes- 
und  Schlussakte  mit  rechtlicher  Wirkung,  nur  allein  und  aus- 
schliesslich der  deutsche  Bund  berechtigt  ist,  welcher  dieses  Recht 
durch    sein    verfassungsmässiges   Organ    die   Bundesversammlung 


$.  339.    Beschlüsse  d.  Nationalversaninil.  u.  neueste  Bundesbescbltlsse.     367 

ausübt.  VIII.  Die  auf  den  Wiener  Confere  nz  en  (1834)  unter 
den  Bundesregierungen  vereinbarten  Grundsätze  über  das  Vei  hallen 
der  Regierungen,  gegenüber  von  den  landständischen  Versamm- 
lungen ,  welche  ebenfalls  auf  die  Verhütung  von  Uebergriffen  der 
Landstände  abzielten,  sind  niemals  zu  förmlichen  Bundesbeschlüssen 
erhoben  worden  '*).  Wohl  aber  wurde  das  auf  denselben  Wiener 
Conferenzen  beschlossene  B  und  es  Schiedsgericht  zum  ßehufe 
der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  und 
Landständen  durch  Bunde^beschluss  v.  30.  Okt.  1834  eingerich- 
tet =).  IX.  Ein  Bundesbeschluss  v.  28.  April  1836.  Sitz.  3.  §.  70. 
schreibt  vor,  dass  Berichte  und  Nachrichten  über  Verhandlungen 
deutscher  Ständeversammlungen  nur  aus  den  öffentlichen  Blättern 
und  aus  den  zur  Oeffentlichkeit  bestimmten  Akten  des  betreffenden 
Bundesstaates  aufgenommen  werden  dürfen,  und  dass  desshalb  die 
Herausgeber  und  Redaktoren  der  öffentlichen  Blätter  angehalten 
werden  sollen,  die  Quelle  anzugeben,  aus  welcher  sie  solche  Be- 
richte und  Nachrichten  geschöpft  haben  0). 

§.  339. 

Die  Beschlüsse    der  constituirenden   Nationalversammlung 

zu  Frankfort  (184»)  und  die  neuesten  Bnndesbesclilüsse 

(1851)  über  die  landständische  Verfassung. 

I.  In  die  von  der  Na  tionalver  s  ammlung  zu  Frankfurt  be- 
schlossenen und  vom  Reichs  verwes  er  unter  dem  21.  Decbr. 
1848  als  Gesetz  verkündigten  Grundrechte  des  deutschen 
Vdlkes  und  sonach  auch  in  der  von  dieser  Versammlung  beschlos- 
senen Reichsverfassung  v.  2S.  März  1848  waren  als  Artikel 
XII.  der  Grundrechte  folgende  Bestimmungen  über  die  landstän- 
dische Verfassung  aufgenommen:  1)  „Jeder  deutsche  Staat  soll 
eine  Verfassung  mit  Volksvertretung  haben.'*  2)  „Die  Minister 
sind  der  Volksvertretung  verantwortlich."  3)  „Die  Volksvertretung 
hat  eine  entscheidende  Stimme  bei  der  Gesetzgebung,  bei  der 
Besteuerung,  bei  der  Ordnung  des  Staatshaushaltes;  auch  hat  sie, 


'■)  Vergl.  das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Conferenz  v.   12.  Juni  1834. 
an.    15—27.  iaWelcker,  wichtifje  Urkundeu.  Mauaheim,   1844.  S.375u.  f. 
^)  Siehe  obeo  $.   HO.  $.   166  u.  f. 
"j  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Staatsakten    II.  507. 
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WO  zwei  Kammern  vorhanden  sind  —  jede  Kammer  für  sich  — 
das  Hecht  des  Geselzvorschlages,  der  Beschwerde,  der  Adresse, 
so  wie  der  Anklage  der  Minister."  4)  „Die  Sitzungen  der  Land- 
tage sind  in  der  Regel  öffenlhch.  ••  II.  Durch  den  Bundes^; 
beschluss  vom  23,  August  1851.  Protok.  §.  121.  ist  dieser  ße- 
slimmung,  ebenso  wie  sämmtlichen  Grimdrechten,  die  allgemeine 
Rechtsgültigkeit  abgesprochen  worden*).  Darüber  aber,,  ob  die 
einzelnen,  in  den  Grundrechten  bezüglich  der  landständischen  Ver- 
fassungen enthaltenen  Bestimmungen,  oder  welche  derselben,  etwa 
nicht  in  den  einzelnen  Landesverfassungen  anfgenomnien  werden 
dürften,  hat  sich  die  Bundesversammlung  nicht  ausgesprochen. 
III.  Durch  einen  anderen  Buudesbeschluss  vom  23.  Aug.  185L 
Protok.  §.  120.  sind  überhaupt  die  Regierungen  aufgefordert 
worden,  die  „namentlicJi  seit  dem  J.  1848  getroffenen  staatlichen 
Einrichtungen",  welche  mit  den  Grundgesetzen  des  Bundes  nicht  im 
Einklänge  stehen,  wieder  zu  beseitigen  und  die  nothwendige  Ueber- 
einslimmung  der  Landesverfassungen  mit  der  Bundesgesetzgebung 
ohne  Verzug  wiederherzustellen  -).  Die  Bundesversammlung  erkennt, 
so  viel  die  Beseitigung  der  gedachten  staathchen  Einrichtungen 
in  Folge  dieses  Bundesbeschlusses  anbelangt,  die  Anwendbarkeit  des 
Art.  5(i.  der  Sohlussakte  nicht  au,  und  hat  daher  in  einem  Falle  eine 
Beschwerde  der  Laudstäude  wegen  einseitiger  Aufhebung  solcher 
Einrichtungen  durch  die  Staatsregierimg  als  unbegründet  abge- 
wiesen "■). 

§.  340. 
Der  politische  Charakter  der  Verfassangsurkunden  und 
Landesgrandgesetze  der  monarchischen  deutschen  Staaten 
seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  im  Allgemeinen, 
l.  Die  ersten  Verfassungsurkunden  deutscher  Einzelstaaten 
(in  den  Jahren  1814  bis  1830)  haben  sich  grösstentheils  mehr 
oder    minder   an   das   Vorbild    der   französischen    Charte   (Lnd- 


>)  Siehe  den  Wortlaut  dieses  ß.  B.  oben  §.    150.  VII. 

2)  Siehe  den  Worllaut  dieses  B.  B,  oben  §    150.  VI. 

3)  Vergl.  den  Vortrag  der  Reklamalionskoniniission  über  die  Beschwerde 
der  landständischea  Ausschuss-Deputirten  des  Fürstenthums  Lippe,  ia  der 
34.  Sitz.  d.  B.  V.  v.  22.  Dec.  1853.  Protok.  §.  338;  und  den  B.  B.  v.  lö. 
Febr.  1854.  Sitz.  5.  Prolok.  ^'.  52.  —Vergl.  auch  den  ß.  ß.  v.  ly.  Apr.  1855. 
Protok.  §.  154  in  der  Hanno  v er' sehe  Verfassungsaagelegenheit. 
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wig's  XVIII.)  V.  4.  Juni  1814  gehalten.  Sie  stellen  ein  seit- 
dem vorzugsweise  in  Deutsch lanii  als  constitutionelle  Mo- 
narchie bezeichnetes  liepräsentaüvsystem  auf,  welches  neben 
der  Anerkennung  des  monarchischen  Prinzipes  in  seiner  vollen 
Bedeutung  den  Landständen  entschieden  den  Charakter  einer  all- 
gemeinen Landes  Vertretung  beilegt  und  dieser  wesentliche 
Rechte  einräumt,  wobei  jedoch  meistens  hinsichtlich  der  Zusammen- 
setzung der  landständischen  Körperschaften  auf  die  geschichtlichen 
Grundlagen  der  älteren  deutschen  landständischen  Verfassung 
Rücksicht  genommen  worden  ist').  IL  Auch  in  allen  übrigen 
landständischen  Einrichtungen  in  den  Einzelstaaten  tritt  ohne 
Ausnahme  der  Charakter  einer  allgemeinen  La  ndes  Vertre- 
tung hervor,  wenn  sie  auch  nur,  wie  z.  B.  in  Preussen,  zu- 
erst als  Provinzialstände  und  nur  mit  berathender  Stimme  orga- 
nisirt  wurden-).  III.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  mit  der  Ein- 
richtung allgemeiner  Ständeversammlungen  gezögert  wurde,  trat 
die  Forderung  nach  der  Umbildung  der  Verfassung  in  eine  con- 
stitutionelle Monarchie  in  obigem  Sinne  meistens  nur  um  so  leb- 
hafter hervor,  als  die  Gewährung  dieser  Forderung  auf  Schwie- 
rigkeiten zu  stossen  schien.  In  den  Verfassungsurkunden,  welche 
zwischen  den  Jabren  1830  bis  gegen  1848  zu  Stande  gebracht 
wurden,  machte  sich  schon  der  Einfluss  der  Doktrinen  über  die 
constitutionelle  Monarchie  bemerkbar,  welche  in  die  französische 
Charte  (Louis  Philipp's)  vom  7.  Aug.  1830  Eingang  gefun- 
den hatten.  Wenn  gleich  in  verschiedenem  Maasse,  so  wurden 
doch  in  denselben  die  Rechte  der  Landstäude  im  Allgemeinen  zu 
erweitern  gesucht;  doch  liegt  denselben  noch  überall  der  Gedanke 
der  Erhaltung  des  monarchischen  Prinzipes  in  kräftiger  Wirksam- 


')  Hieher  gehören  die  Verf.  -  Urkunden,  Grundgesetze  und  Landschafls- 
ordnungen  Tür  Nassau  vom  2.  Sept.  1814.  —  Luxemburg  (k.  nieder- 
ländische Verf.)  V.  24.  Aug.  1S15.  —  Bayern,  v.  26.  Mai  1818.  — 
Baden,  v.  22.  Aug.  1818.  —  Wärtern  berg,  vom  25.  Sept.  1819.  — 
Hannover,  v.  17.  Dec.  1819.  —  Grossh.  Hessen,  v.  17.  Dec.  1820. — 
Sach  s  en- M  e  inin  gen  ,  v.  23.   Aug.   1S29. 

2)  Volksvertretung  mit  berathender  Stimme  ordneten  an:  Schwarz- 
burg- Rudolstad  t ,  Verord.  v.  S.  Jan.  1816.  —  Lichtenstein,  V^erf. 
V.  9.  Nov.  1818.  —  Hieher  gehört  auch  die  landständische  Verfassung  in 
Oesterreich.     Siehe  §.  341.  I. 

Zöpfl ,  Staatsrecht.    4te  Aufl.   H.  24 
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keit  zn  Grunde-').  IV.  Dasselbe  Streben,  die  Rechte  der  Land- 
stände zu  erweitern,  erhielt  einen  neuen  Anstoss  durch  die  demo- 
kratische Bewegung,  welche  in  Folge  der  franzosischen  Revolution 
V.  24.  Febr.  1848  auch  in  l>eutschlaud  entstanden  war.  In 
Folge  hiervon  erlitten  die  früheren  Verfassungsurkunden  in  vielen 
Staaten  nicht  nur  wesentliche  Modifikationen^),  sondern  es  ent- 
standen in  einzehien  deutschen  Staaten  sogar  Verfassungen,  welche 
unverhohlen  dem  demokratischen  Prinzipe  das  Uebergewicht  über 
das  monarchische  beilegten  ^),  V.  Nachdem  aber  der  Versuch 
einer  Umgestaltung  der  politischen  Gesaramtverfassung  Deutsch- 
lands im  Sinne  der  demokratischen  Bewegung  misslungen  war, 
so  wurden  alsbald  auch  die  auf  das  demokratische  Prinzip  ge- 
bauten Verfassungsgesetze  der  Einzelstaaten  entweder  wieder  ganz 
beseitigt,  oder  in  Gemässlieit  der  Bundesbeschlüsse  v.  23.  August 
1851  abgeändert,  und  somit  kehrte  man  allenthalben  wieder  zu 
einem   Repräsentativsysteme    zurück,    welches   das    monarchische 


3)  Hieher  geliören  die  Verf.-Urkunden ,  Grundgesetze  und  Landschafts- 
ordnungen  von  Seh  wa  rzburg-Ru  dolstad  t ,  vom  2S.  Dec.  1830.  und 
24.  Sept.  1841.  —  S.  Alteiiburg,  v.  29.  April  1831.  —  K.  Sachsen, 
V.  4.  Sept.  1831.  —  Braun  schweig,  v.  12.  Octob.  1832.  —  Hanno- 
ver, V.  20.  Sept.  1S33  und  6.  Aug.  1840.  —  H  ohen  zo  11  er  n- Sigma- 
ringen, V.  11.  Juli  1S33.  —  Am  weitesten  ging  in  dieser  Zeit  die  Verf- 
Urk.  von  Kurhessen,  v.  5.  Januar  1831,  wurde  aber  eben  desshalb  später 
(1852)  von  der  Bundesversammlung  missbilligt  und  deren  Aufhebung  ange- 
ordnet.    Siehe  unten  §    34t.  VIII. 

*)  Siehe  das  Einzelne  im  §.  341. 

5)  Dahin  geiiörlen  insbesondere  die  Verf.-Urkunden  von  S.  Gotha,  vom 
26.  Miirz  1S49.  — -  Meckle  nburg-SchM-e  rin,  v.  10.  Octob.  1S49.  — 
Anhalt-Dessau,  vom  29.  Oclob.  1848.  —  Anhalt-Bernburg,  vom 
14.  Dcccmb.  1848.  —  S  ch  warz  bürg  -  So  nde  rsh  a  u  se  n  ,  v.  12.  Dec. 
1849.  -  Reuss  j.  L.,  v.  30.  Nov.  1849.  —  Wal  deck,  v.  23.  Mai  1849 
u.  s.  w.  —  Auch  die  in  Oesterreich  am  25.  April  1848  und  4.  März  1849 
Verkündigten  Reichs\eifassungen  und  die  in  Preussen  am  5.  Dec.  1848 
oklroirte  provisorische  ^'erfassung  zeigen  die  Einflüsse  der  damaligen  demo- 
kratischen Strömung.  Schon  in  der  Form  findet  sich  in  allen  diesen 
Verfassungsurkunden,  die  österreichischen  ausgenommen,  im  Vergleiche 
zu  den  früheren  deutschen  Verfassungsurkunden  der  Unterschied ,  dass 
darin  überall  dem  AbschniUe  von  den  Hechten  der  Staatsangehörigen  der 
l'laiz  \or  den  Rechten  des  Souverains  zugewiesen  wurde,  während  in 
den  älteren  Verfassungsurkunden  die  umgekehrte  Ordnung  eingehalten 
wurde.    —     Am    weitesten    gingen    die  Verfassungsurknnden   von    Anhalt- 
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Prinzip    als    au    der   Spitze   der   Staalsverlassung    stellend    aner- 
kennt 0), 

§.  341. 

Uehersicht    der   gegenwärtig    bestellenden  deutschen  Ver- 

fassungsiirkunden  und  Lande.sgrundgesetze. 

1.  In  0  est  er  reich  befanden  sieb  schon  von  Alters  her  in  den 
einzelnen  deutschen  Krouländern  Landstände  in  drei  oder  vier 
Curien :  Prälaten,  Herren,  Ritter,  Städte  und  Märkte,  die  sich 
bis  zum  Jahre  1848  in  hergebrachter  Weise  auf  der  Grundlage 
ihrer  alten  Privilegien,  zum  Theile  auch  erst  in  neuerer  Zeit  er- 
haltener Ständeverfassung,  erhielten').  Eine  vom  K.  Ferdi- 
nand I.  am  25.  Aj)ril  1848  verkündigte  Verfassung  des  öster- 
reichischen Kaiserstaates  trat  nicht  in  Wirksamkeit-).  Die  von 
dem  Kaiser  Franz  Joseph  am  4.  März  1849  oktroirte  Reichs- 
verfassung ^)  wurde  am  31.  December  1851  wieder  aufgehoben. 
Sonach  bestehen  gegenwärtig  als  Grundlagen  der  Gesammtverfas- 
sung  des  Raiserstaates  nur  die  k.  k.  Palente  und  Kabinetsschrei- 
ben  v.  31.  December  1851"'),  welche  einige  wesentlichen  Rechte 
der  Individuen,  wie  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  die  Aufhe- 
bung alles  IJörigkeits-  und  bäuerlichen  Unterthänigkeitsverbau- 
des^),  sodann  die  Freiheit  der  Religionsübung  der  gesetzlich  an- 
erkannten   Kirchen,    die    Selbstverwaltung    ihrer   Angelegenheiten, 


Dessau  und  von  S.  Gotha  in  unverhohlener  Darstellung^  des  Systenies  der 
Theihing  der  Gewalten.  A  n  h  al  t -D  essa  u  ,  V.-U.  1S4S.  §.  4.  „Die  Re- 
gierungsform ist  die  d  eni  ok  ra  ti  sc  h  -  m  0  n  ar  ch  isc  h  e."  §.  5.  „Alle 
Gewalten  gehen  vom  Volke  aus."  —  S.  Gotha,  1849.  §.  3.  „Die 
Staatsgewalt,  soweit  sie  dem  Volke  zukommt,  wird  nur  durch 
die  Abgeordnetenversammlung  ausgeübt." 

*)  Siehe  das  Einzelne  im  §.  343. 

')  Vergl.  die  Nachweisungen  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Constitut.  Germ. 
Frkft.   1S45.  Lief.   I.  S.   107  u.  f. 

2)  Abgedruckt  in  Rauch,  parlament.  Taschenbuch,  I.  Lief.  Erlangen  1848. 
S.  99  u.  f. 

3)  Abgedruckt  bei  Rauch,  parlament.  Taschenbuch,  III.  u.  IV.  Lief. 
Erlangen,  1S49.  S.  97  u.  f. 

*)  Abgedruckt  in  H.  A.  Zachariae,  deut.  Verf. -Gesetze,  I.  Lief.  Göt- 
tingen,  1855.  S.  65  u.   f. 

5)  Erstes  k.  k.  Patent  v.  31.  Dec.  1851,  bei  H.  A.  Zachariae,  1.  c. 
Nr.  5.  S.  66. 

24* 
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Besitz  und  Gemiss  ihres  Vermögens^),  die  Einheit  nnd  Untheil- 
barkeit  der  Monarchie,  die  Selhstständigkait  des  Richteramtes  und 
die  Trennung  der  Justiz  von  der  Administration,  die  leitenden 
Grundsätze  für  die  Rechtspflege  und  für  die  organischen  Einrich- 
tungen in  den  Kronländern  bestimmen,  und  eine  Landesvertretung 
in  den  einzelnen  Kronländern  in  Aussicht  stellen").  II.  In 
Preussen  hatte  schon  ein  k.  Dekret  v.  22.  Mai  1815*^)  ausge- 
sprochen, „es  solle  eine  Repräsentation  des  Volkes  gebil- 
det werden."  Demzufolge  sollten  die  Pro  vinzials  tände  da, 
wo  sie  mit  mehr  oder  minder  Wirksamkeit  noch  vorhanden  wa- 
ren, hergestellt  und  dem  Bedürfnisse  der  Zeit  gemäss  eingerichtet, 
und  wo  sie  nicht  vorhanden  waren,  angeordnet  werden.  Aus  den 
Provinzialständen  sollte  „die  Versammlung  der  Rep rase n- 
tantenkam  mer "  gewählt  werden,  und  in  Berlin  ihren  Sitz 
haben.  Durch  das  allgemeine  Gesetz  v.  5.  Juni  1823  wurde  die 
Einrichtung  der  Provinzialstände  in's  Leben  gerufen 9),  worauf 
sodann  die  besonderen  Gesetze  über  Einrichtung  derselben  in  den 
einzelnen  Provinzen  der  Monarchie  folgten  '^').  Dagegen  kam  es 
erst  im  J.  1848  (8.  April)  zur  Berufung  einer  allgemeinen  (reichs- 
ständisciien)  Versammlung.  Nachdem  der  Versuch,  mit  dieser 
Versammlung  eine  Verfassung  zu  vereinbaren,  misslungen  war, 
wurde  vom  Könige  (1848)  5.  December  eine  Verfassung  proviso- 
risch erlassen.  Aus  den  hierüber  mit  den  Kammern  (1849)  ge- 
pflogenen Verhandlungen  ist  die  nunmehr  geltende  Verfassungs- 
urkunde des  j)reussisclien  Staates  v.  31.  Januar  1850  hervorge- 
gangen ^').  III.  Die  in  Bayern  bestehende  Verfassung  wurde 
vom  Könige  Maximilian  Joseph  I.  am  2G.  Mai  1818  gege- 
ben. Mit  derselben  wurden  als  Beilagen  zehn  Edikte  und  das 
Concordat  mit  dem  römischen  Stuhl  v.  5.  Juni  1817  verkündigt. 
Sie  erhtt  theils  schon  vor  1848,  theils  seitdem  mehrere  Abände- 


6)  Zweites  k.  k.  Patent  v.  31.  Dec.  1851;    ebendas.    Nr.  6.   S.  67. 

')  K.  K.  Kabinetsschreiben  v.  31.  Dec.  1851  an  den  Ministerpräsidenten 
Fürsten  Schwarzenberg,   ebendas.  Nr.  7.  S.  69. 

8)  Abgedruckt  in  Pölitz,  europ.  Verf.  I.  S.  55. 

ö)  Ebendas,  I.  S.   56. 

•")  Siehe  diese  Gesetze,   ebendas.   I.  S.  57  u.  f. 

•')  Abgedruckt  bei  H.  A.  Zachariae,  deut.  Verf. -Gesetze  I.  S.  76 
u.  f.  —  Die  am  5.  Dec.  184S  oklroirte  provisorische  Verf.-Urk.  f.  Preussen 
siehe  in  Rauch,  Archiv.  (Erlangen   1850)  Jahrg.   1848.  S.  410  u.  f. 
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rimgon  durch  einzelne  Gesetze*-).  IV.  Tn  dem  Königreiche  Sach- 
sen wurde  die  Verfassungsurkunde  v.  4.  September  1831  mit 
den  Stcinden  vereinbart.  Die  durcli  das  provisorische  Gesetz  v. 
15.  Nov.  1848  gemachten  Abänderungen  wurden  durch  die  k. 
Verordnung  v.  I.Juni  1850  wieder  aufgehoben*^).  V.  In  Han- 
nover wurde  nach  der  Aufhebung  der  französischen  Herrschaft 
und  des  Königreiches  Westphalen  und  nach  Erklärung  des 
ehemaligen  Kurstaates  zu  einem  Königreiche  (12.  Oct.  1814)  am 

5.  Dec.  1814  die  alte  landständische  pr  o  vin  zial  1  an  d  s  ch  a  fl- 
uche Verfassung  wieder  hergestellt,  aber  auch  alsbald  eine  pro- 
visorische allgemeine  Ständeversammlung  berufen,  mit  welcher 
über  die  Organisation  eines  allgemeinen  Landtags  und  über  die 
Rechte,  welche  den  Provinziallandtagen  ferner  verbleiben  sollten, 
verhandelt  wurde.  Hierauf  erfolgte  am  7.  Dec.  1819  ein  k.  Pa- 
tent v.  7.  December  1819  über  die  Organisation  der  allgemeinen 
Ständeversammlung  des  Königreiches  Hannover  '*).  Nach  Ver- 
handlung mit  der  Ständeversammlung  über  einen  von  der  Krone 
im  J.  1831  vorgelegten  Verfassungsentwurf  wurde  durch  k.  Pa- 
tent V.  26.  September  1833  ein  Grundgesetz  verkündet,  welches 
bis  zu  seiner  Aufhebung  durch  den  K.  Ernst  August  1837 
in  Wirksamkeit  bestand  '5).  Am  6.  August  1840  wurde  das  im 
Wesenthchen   noch   jetzt  bestehende  Landesverfassungsgesetz  vom 

6.  August  1840  nach  Vereinbarung  mit  den  Ständen  verkün- 
digt *6).      Bedeutende   Abänderungen    erlitt     dieses   Landesverfas- 


•2)  Siehe  die  Layeriscbe  Verf.-Urk.  v.  26.  Mai  1818  bei  Pölilz,  Verf.  I. 
S.  132  u.  f.;  mit  den  abändernden  Gesetzen,  bei  H.  A.  Zachariae,  deut. 
Verf.  Ges.  I.  S.  I(i5  u.  f.  —  Am  vollständigsten  bei  K.  Brat  er,  die  Verf.- 
Urkunde  des  K.  Bayern  und  die  Verf.-Edikte  in  ihrem  gegenwärtigen  Be- 
stand. 2.  Aufl.  Nördlingen,   1855. 

'3)  Siehe  die  k,  sächsische  Verf.-Urkunde  v.  4.  Sept.  1^31  bei  Pö- 
lilz, Verf.  I.  S.  220  u.  f.;  nebst  mehreren  darauf  bezüglichen  späteren 
Gesetzen,  bei  H.  A.  Zacbariae,  deut.  Verf.-Geselze  I.  159  u.  f.  —  E. 
Hermsdorf,  die  V.-ü.  f.  d.  K.  Sachsen,  v.  4.  Sept.  1831,  mit  den  sie 
ergänzenden  gesetzl.  Bestimmungen.   Leipzig   1839. 

«•*)  Abgedruckt  bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  263  u.  f. 

'5)  Eben  das.  III.  S.   571   u.   f. 

'6)  Abgedruckt  bei  H.  A.  Zachariae,  deut.  Verf. -Ges.  I.  S.  209 
u.  f.  —  Zusammengestellt  mit  den  Abänderungen  durch  das  Ges.  v.  5.  Sept. 
1848,  Hannover  1848.  (2.  Aufl.)  —  Vergl.  über  den  hannoverschen  Verf.- 
Streit  v.  1837—1840  oben  §.  333.  Note  3. 
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sungsgesetz  aber  durch  das  Verfassungsgesetz  v.  5.  Sept.  1848  "). 
Eine  theihveise  Aufhebung  dieses  Gesetzes  wurde  durch  den  Bun- 
desbeschhiss  v.  12.  April  1855.  Protok.  §.  142.  und  den  Bundes- 
beschluss  v.  19.  April.  Protok.  §.  154.  angeordnet*^).  VI.  In 
Würtemberg  kam  nach  Ablehnung  der  von  dem  K.  Fried- 
rich am  15.  Mjirz  1815  den  Standen  vorgelegten  Verfassungs- 
urkunde '^)  durch  Vereinbarung  mit  denselben  unter  K.  Wil- 
helm die  noch  bestehende  Verfassungsurkunde  vom  25.  Septem- 
ber 1819  zu  Stande-").  VII.  Baden  erhielt  von  dem  Gross- 
herzoge Karl  am  22.  August  1818  seine  seitdem  in  Wiiksarakeit 
bestehende  Verfassungsurkunde-').  Einige  Abänderungen,  welche 
durch  Gesetz  v.  14.  April  1825  gemacht  worden  waren,  wurden 
durch  Gesetz  v.  8.  Juni  1831  wieder  vollständig  beseitigt.  Da- 
gegen bestehen  noch  die  Abänderungen,  welche  durch  Gesetz  v. 
17.  Februar  1849,  die  Aufhebung  der  Beschränkung  staatsbürger- 
licher Bechte  aus  Biicksichten  der  Confession  betreffend,  gemacht 
worden  sind--).  VIII.  In  Kurhessen  bemühte  sich  der  Kur- 
fürst Wilhelm  I.  nach  seiner  Wiederherstellung  vergebens,  mit 
einer  von  ihm  schon  im  J.  1814  berufenen,  sodann  (1815,  2.  Juli) 
prorogirten,  aber  am  15.  Februar  1816  wieder  berufenen  Stände- 
versammlung eine  Modifikation  der  alten  landständischen  Verfas- 
sung oder  eine  neue  Verfassung  zu  Stande  zu  bringen  ^^).  Erst 
am  5.  Januar  1831  kam  durch  Vereinbarung  mit  den  im  J.  1830 


'■')  Abgedruckt  bei  H.   A.   Zacbariae,   deut.   Verf -Ges.  I.  S.  23()  u.  f. 

'8)  Siehe  oben  §.  333.  Note  2.  —  Der  Vollzug  der  B.  B.  v.  13.  und 
19.  April  IS.55  wurde  in  Hannover  durch  k.  Verordnung  v.  1.  Aug.  1S55 
angeordnet. 

'«)  Abgedruckt  bei  P.ölitz,  Verf.  I.  366.   Siehe  oben  §.  330.   Note  7. 

20)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  134.  bei  H.  A.  Zachariae,  deut.  Verf.-Ges. 
I.  S.  295. 

2')  Bei  Pölitz,   Verf.  I.   459  u.  f.;  bei  H.  A.  Zachariae,   I.  331  u.f. 

22)  Bei  H.  A.  Zachariae,  deut  Verf.-Ges.  f.  S.  355.  —  Siebe  oben 
§.  290.  Note  6  ;  293.  Note  9. 

23)  Vergl.  die  Verordnung  Wilhelm 's  I.  v.  27.  Dec.  1814  und  den 
Entwurf  einer  Verf. -Urkunde  (Febr.)  1816  bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  553 
u.  f.  —  Die  alten  Landstände  bildeten  zwei  Curien  :  1)  Prälaten  und  Ritter- 
scbaft:  2)  die  Landschaft,  d.  h.  die  Abgeordneten  der  Städte.  Der  Kur- 
fürst VVilheliu  I.  hatte  1S14  auch  einige  (5)  Abgeordnete  des  Bauernstan- 
des berufen. 
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beruCcfien  Lantlstanden  eine  Verrassungsiirkunde  zu  Staude  -"*). 
Im  Jidire  1848  wurden  melircre  Bcslininiungon  derselben  aligc- 
ändeit.  In  Folge  der  Erklärung  der  ßundosversaminlung  in  der 
9.  Sitzung  vom  27.  März  1852.  Prolok.  §.  90.  über  die  Unvor- 
einbarlicbkeit  dieser  Verlassung  und  der  in  den  Jabren  1848  und 
1849  daran  geniaciiten  Veränderungen  mit  der  Bundesverfassung  ■•^) 
wurde  von  dem  Kurfürsten  Fried  rieb  Wilbelni  I.  am  13.  April 
1852  eine  neue  Verfassungsurkunde  erlassen-'').  IX.  Im  Gross- 
berzogibumc  Hessen  war  durcb  ein  Dekret  des  Grossberzogs 
V.  1.  Oktober  1806  die  fridiere  hmdsländiscbe  Verfassursg  gänz- 
licb  aufgehoben  worden.  Die  gegenwärtig  besiebende  Verfassungs- 
nrkunde  v.  17.  December  1820  wurde  vom  Grossherzog  Lud- 
wig nach  Unterliandlung  mit  einer  im  Mai  1820  berufenen 
Ständeversammhing  verkündet^^).  X.  Für  das  Herzogthum  Hol- 
stein und  Herzogthum  Lauenburg  (so  wie  auch  zugleich  für 
das  nicht  zu  dem  deutschen  Bunde  gehörige  Herzogthum  Schles- 
wig) verhiess  ein  Dekret  des  K.  Friedrich  VI.  von  Dänemark 
vom  28.  Mai  1831  anstatt  der  Wiederherstellung  der  früheren 
landständischen  Verfassung  die  Einführung  von  Provinzialsländen 
für  jedes  Herzogthum  mit  berathender  Stimme  -^).  Die  nähere 
Regulirung    der    ständischen   Verhältnisse    in    dem   Herzoglhume 

'^^)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S,  613  u.  f. 

25)  Abgedruckt  ist  der  B.  B.  v.  27.  März  1852.  Protok.  §.  1)0.  auch  in  H. 
A.  Zachariae,   deut.  Verf.-Ges.  I.  S.  35S  u.   f. 

■■''')  Eben  das.  I.  S.  360.  —  Mehrere  Beslininiungen  dieser  ^'er^asstltlj;s- 
iirkunde  habea  den  landgräfl.  Häusern  He  ss  en  -  P  h  il  i  p  p  s  l  li  al  und  Barch - 
Feld  Veranlassung  zu  einer  Besch\\erde  ^^egen  Verletzung  agnaliscber 
Rechte  bei  der  B.  V.  gegeben.  (Protok.  der  ß.  V.  1S54.  S.  174.  2ü6. 
326).  —  Die  B.  V.  hat  nach  dem  in  der  16.  Sitzung  v.  1.  Juni  1854. 
Protok.  §.  174.  erslallefen  Gnlaclileo  des  Ausschusses  für  die  kurhessischc 
Verfassungsangelegeiiheit  nach  B.  B.  v.  30.  Juni  1854.  Sitz.  19.  Protok. 
§.  206.  dieser  Beschwerde,  soweit  sie  allgemeine  L  a  n  d  es  in  te  res - 
sen,  wie  die  Justizorganisation  und  die  Einrichtung  der  Landesvertre- 
tung betrifft,  keine  Folge  gegeben,  weil  die  Beschwerdeführer  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Agnaten  des  kurfürstl.  Hauses  zur  Vertretung  der  we- 
gen dieser  Fragen  etwa  obwaltenden  allgemeinen  Laiidesinteresseu 
nicht  legitimirt  seien;  im  Uebiipen  wurde  weiteres  Verfahren  eingeleitet. 

*•)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  677  u.  f.;  mit  Angaben  einiger  neueren  Abän- 
derungen, bei  H.  A.  Zachariae,  deut,  Verf,-Gcs.  I.  S.  400  u.  f. 

2")  Pölitz,  Verf.  I.  S.  729  u.  f. 
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Holstein  (und  im  Herzogthume  Schleswig)  erfolgte  durch 
eine  k.  Verordnung  v.  15.  Mai  1834  -'').  Am  15.  September 
1848  wurde  von  der  provisorischen  Regierung  ein  mit  einer  Lan- 
desversammlung errichtetes  Staatsgrundgesetz  verkündet  3"),  trat 
aber  mit  deren  Uiicklritte  ausser  Wirksamkeit.  XL  Im  Grossher- 
zogthume  Luxemburg  galt  anfänglich  die  k.  niederläudische 
Verfassungsurkunde  v.  24,  August  1815.  An  ihre  Stelle  trat  am 
12.  Oktober  1841  eine  k.  Verordnung  ^i);  am  9.  Juli  1848  wurde 
eine  mit  den  Landständen  vereinbarte  Verfassung  vollzogen  3-). 
Im  Herzogthume  Limburg  gilt  noch  die  niederländische  Ver- 
fassung. Xll.  In  dem  Grossherzogthume  Sachsen-\V  eima  r- 
Eisenach  wurde  nach  ßeralbung  mit  den  landschaftlichen  De- 
putirten  der  alten  und  neuen  Lande  ein  Grundgesetz  über  die 
1  a  n  d  s  t  ä  n  d  i  s  c  h  e  V  e  rf  a  s  s  u  n  g  vom  Grossherzoge  K  ar  1 A  u  g  u  s  t 
am  5.  Mai  1816  verkündigt  ^5).  Nach  einer  mit  den  Landständen 
vorgenommenen  Revision  trat  das  „revidirte  Grundgesetz" 
vom  15.  Oktober  1850  an  seine  Stelle 34).  XIH.  In  Sachsen- 
Meiningen-Hildburghausen  bestehet  seit  der  Vereinigung 
dieser  Länder  ein  gemeinschaftliches  Grundgesetz  vom  23.  August 
1829^5).  XIV,  In  Sach  sen-Al  tenburg  wurde  durch  Vertrag 
mit  den  Ständen  das  Grundgesetz  vom  29.  April  1831  errich- 
tet 3^^).  XV,  Für  die  Herzogthümer  Coburg  und  Gotha  beste- 
het nunmehr  ein  gemeinschaftliches  Staatsgrundge- 
setz  vom    3.  Mai    1852  3').      Jedes   dieser   Herzogthümer  behält 


29)  Pölilz  (Bülau)  Verf.  IV.  S.  243  u.  f. 

30)  Besonderer  Abdruck,   Rendsburg,   1S4S. 

3»)  Bei  Pölitz,  Verf.   (Forlselz.  v.  Bülau)  IV.  S.  269. 

3'^)  In  Rauch,  parlameot.  Tascheobueh,   7.  Lief.   18.52.   S.  75.   u.  f. 

33)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  759. 

3')   Es  erschien  im  Verlag  der  Albrecht'schen  Hofbuchdruckerei. 

3*)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  S33.  —  Hi  Id  b  urg  h  ause  n  hatle  schon 
vor  der  Vereinigung  ein  Grundgesetz  v.  19.  März  1818  gehabt;  Pölitz,  I. 
S.  783  u.  f.;  in  Mein  in  gen  bestand  vorher  eiu  Grundgesetz  v.  4.  Sept. 
1824;  Pölitz  l.  S.  825  u.  f. 

3fi)  Bei  Pölitz,  Verf.   S.  857. 

37)  Abgedruckt  in  der  Geselz-Samml.  f.  d.  Herzogtb.  Gotha,  Bd.  VHI. 
Nr,  410.  —  Coburg  hatte  schon  vorher  eine  >'erf.- Urkunde  v.  8.  August 
1821-,  Pölilz,  Verf.  I.  S.  606  u.  f.;  in  Gotha  war  erst  am  26.  März 
1849   ein  Slaatsgrundgesetz   mit  einer  constituirenden  Versammlung  pro  vi- 
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einen  besonderen  Landtag;  in  Bezug  auf  gemeinscliafllicüe 
Angelegenheilen  beider  Länder  übt  aber  ein  genieinschaltbcher 
Landtag  die  landständischen  Hechte  aus  ^*^).  XVL  In  Braun- 
schweig waren  die  landschaftlichen  Privilegien  vom  9.  April 
1770^")  unter  der  vormundschaftlichen  Regierung  des  Prinz-Re- 
genten von  Grossbritannien  und  Hannover  revidirt  und  vertings- 
mässig  mit  den  Ständen  eine  erneuerte  Landschaflsordnung  vom 
25.  April  1&20  errichtet  worden-"').  Diese  wurde  nach  dem  Re- 
gierungsantritte des  Herzogs  Wilhelm  (1831)  abermals  einer 
Revision  mit  den  Ständen  unterzogen.  Hieraus  ging  die  noch 
bestehende  neue  Landsch  aft  sord  n  ung  v.  12.  Oktober  1832 
hervor'*').  XVII.  Nassau  erhielt  schon  am  2.  September  1814, 
also  noch  vor  dem  Wiener  Congresse,  und  vor  der  Stiftung  des 
deutschen  Bundes  von  den  damals  regierenden  beiden  Fürsten 
Friedrich  August  und  Friedrich  Wilhelm  eine  laudstän- 
dische  Verfassung.  Es  ist  dies  die  erste  Repräsentalivverfas- 
simg  überhaupt,  und  überdies  mit  Zweikammernsystem ,  welche 
seit  dei'  Erlöschung  des  Rheinbundes  in  einem  deulschon  Staate 
eingeiichlet  wurde  *-).  Hieran  schlössen  sich  zwei  Patente  vom 
3.  und  4.  Nov.  1815,  die  Wahl  der  Landstände  und  die  Bildung 
dnr  Herreid)ank  betreffend,  sw*^).  In  den  Jahren  1848  uutl  1849 
wurden  auch  einige  Veränderungen  gemacht,  namentlich  wurde 
durch  Edikt  v.  5.  April  1848  die  Herrenbank  (erste  Kammer) 
aufgehoben-**),  jedoch  durch  landesherrliche  Verordnung  vom 
27.  Nov.  1851  wieder  hergestellt.     XVIII.  Die  landständische  Ver- 


sorisch  vereinbart  worden.  Es  ist  abgedrucict  io  Raticlj,  parlament. 
Taschenbuch,  4.  Lief    1S49.  S.    113  u.  f. 

ä*)  Gemeinschaft!.   Staatsgrundges.  v.  3.   Mai  1S52.  §.  70. 

39)   Bei  Pölitz,   Verf.  I.  S.  VtlO  u.   f. 

^0)  Ebendas.  I.   S.  914   u.   f.  —  Vergl.  darüber  oben  §.333,  Note  3  a.E. 

")  Bei  Pölitz  I.  S.  1192  u.  f.  —  Sie  erlitt  einige  Abiinderungen  durch 
Ges.  V.  11.  Sept.  1S4S.  Diese  wurden  theilweise  wieder  aufgehoben  durch 
Ges.  V.  22.  und  23.  Nov.   1851. 

«)  Bei  Pölitz,  I.  S.    1009  u.  f.  — 

^3)  Ebendas.  I.  S.  1015  u.  f.  —  Eine  V^ermehrung  der  ersten  Kammer 
verfügte  ein  Edikt  vom  29.   Oct.   i'«31.     Ebendas.   I.  S.    1017. 

^*)  Vergl.  die  offizielle  „Zusammenstellung  des  nach  den  bestehenden 
Gesetzgebungen  in  dem  Herzogtbume  geltenden  Staatsrechts"  v.  28.  December 
1849. 
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fassung  der  Grossherzogthiimer  Mecklenburg-Schwerin  und 
Mecklenbiirg-Strelitz  beruht  noch  auf  dem  landesgrundge- 
setzHchen  Erbvergleiche  vom  J.  1755^^).  Nach  Unterhandhing 
mit  den  Ständen  wurde  am  23.  November  1817  ein  Staatsgesetz 
erlassen,  welches  eine  com  promissarische  Instanz  zur 
Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwischen  den  Regierungen  und 
den  Landsländen  anordnet  ■*^).  Am  10.  Oktober  1849  wurde  mit 
einer  constituirenden  Versammlung  ein  besonderes  Staatsgrund- 
gesetz für  Mecklenburg-Schwerin  zu  Stande  gebrachf*'); 
dieses  wurde  aber  auf  Klage  der  Ritterschaft  durch  schiedsge- 
richtlichen Spruch  vom  11.  September  1850  für  nichtig  und 
der  Landeserbvergleich  ohne  Modifikation  für  das  geltende  Lan- 
desgrundgesetz erklärt '*8).  XIX.  In  Oldenburg  wurde  ein 
Staats  grundgesetz  nach  Vereinbarung  mit  einem  dazu  eigens 
(1848,  26.  Juni)  berufenen  Landtage  am  18.  Februar  1849  ver- 
kündigt'*^).  Nach  Einigung  mit  dem  fünften  und  sechsten  Land- 
tage des  Grossherzogthums  trat  das    revidirte  Staatsgrund- 


"*)  Siehe  Faber,  eurep.  Slaalskanzlei  Tbl.  Ul9.  S.  169.  —  Beide  Staa- 
ten, zwischen  denen  schon  seit  1523  eine  Realunion  besteht,  sollen  hiernach 
eine  genicinschaflliche  landsländiscüe  Verfassung  und  rolgiich  gemeinschaft- 
liche Landtage  haben.  Die  Stände  sind,  nach  Erlöschung  des  Standes  der 
Prälaten,  die  Ritterschaft  und  die  Städte  (Landschaft).  Die  Land- 
stände bilden  nur  einen  Körper.     Vergl.  Pölitz,  Verf.  I.  S.   lOlS. 

*^)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  1020  u.  f.  —  Die  coniproniissariscLe  Be- 
hörde ist,  entweder,  wenn  sich  die  Regierung  und  die  Stände  darüber  ver- 
einigen, ein  einheimisches,  oder  auswärtiges  Gericht,  oder  auch 
zwei  deutsche  Bund  esfürs  t  e  n  :  wenn  eine  solche  Vereinigung  nicht 
erfolgt,  ein  Zusammentritt  von  zwei  oder  vier  einheimischen  oder  aus- 
wärtigen Männern,  ohne  alle  Beschränkung  durch  Standes-  oder  Dienst- 
verhältnisse derselben,  von  jedem  Theile  zur  Hälfte  gewählt,  welche  sich 
sodann  einen  Obmann  erwählen. 

'>')  Abgedruckt  in  Rauch,  parlament.  Taschenbuch,  6.  Lief.  1850. 
S.   119  u.  f. 

■»*)  Besonders  gedruckt :  Urtheil  des  Schiedsgerichts  etc.  nebst  den  Eot- 
scheidungsgriinden ,  Schwerin,  in  der  Hofbuchdruckerei,  1850.  —  Schieds- 
richter waren  der  k.  sächs.  wirkl.  Geh.  Ratb ,  Präsident  des  O.-A.-G.  zu 
Dresden,  Dr.  v.  Langenn,  der  Vicepräsident  des  k.  preuss.  Obertribnnals 
Dr.   Götze  und  der  k.  hannover.  Geh.  Rath  a.   D,  Frhr.  v.  Scheele. 

*9)  Abgedruckt  in  Rauch,  parlament.  Taschenbuch,  4.  Lief.  1849. 
S.   1  u.  f, 
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gesetz  V.  *2'2.  November  1852  an  dessen  Stelle'"')-  XX.  In  An- 
halt-Dessau wurde  am  29.  ücloher  1848  eine  mH  den  Volks- 
vertretern vereinbarte  Ve  rfass  u  ngs  urk  un  d  e  verkündigt,  aber 
dnrcli  landesherrliche  Verordnung  v.  4.  Nov.  1851  wieder  aufge- 
hoben ^').  In  An  b  al  t  -  B  ernb  urg  war  von  dem  Fürsten 
Alexander  Karl  am  14.  Decemb»M'  1848  eine  Verfassung  vor- 
behaltlich deren  Revision  verkündigt  worden.  In  Uebereinslim- 
mung  mit  dem  ersten  ordentlichen  Landtage  wurde  einLandes- 
Verfassungsgesetz  am  28.  Februar  1850  definitiv  festge- 
stellt ^2).  Seitdem  sind  mehrere  Bestimmungen  dieses  Verfas- 
sungsgeselzes  mit  Genehmigung  des  Landtags  theils  abgeändert, 
theils  gänzlich  aufgehoben  worden  ^3).    XXI.  In  Schwarzburg- 


*')  Besonderer  Abdruck:   Oldenburg,   bei   G.   Stalling,    1S52. 

*')  Abgedruckt  ist  die  anhält  -  dessauische  V.-Urk.  v.  IS4S  in  Rauch, 
Parlament.  Taschenbuch,  2.  Lief.  l'-'4S,  S.  3S  u.  f.  —  Am  2.5.  Januar  1854 
hat  der,  grgenwärlig  auf  die  rilterschafllichen  Mitglieder  beschränkte,  Aus- 
schuss  der  Gesaninillandscbaft  des  Herzogibnms  Anhalt  sich  an  die  B.  V. 
um  ^'et•mitlel^lng  gewandt,  „  dass  der  anhaltisclien  Gesammtlandschaft  die 
der  allseitigen  Anerkennung  ihres  Fortbestandes  entsprechende  staatsrecht- 
liche Stellung  gewährt,  sowie  dass  etwaige,  den  gegenwärtig  obwaltenden 
Verhältnissen  angemessene  Woditikalionen  und  Aendernngen  der  ständischen 
Gesammlverfassung  nur  unter  ihrer,  der  Gesammtlandschaft,  Mitwirkung  und 
Zustimmung  zur  Rechtsbeständigkeit  gelangen."  Vergl.  Protok.  der  B.-V. 
1*^54.  §.  S8.  177.  211.  251.  Durch  B.  B.  v.  10.  Aug.  tS54.  Sitz.  25. 
Protok.  §.  251.  wurde  die  herzogl.  a  n  h  alt -b  e  r  n  burgisc  h  e  Regierung 
ersucht,  zunächst  auf  Verhandlungen  mit  der  lerzogl.  anhalt-cöthen- 
scben  Regierung  über  die  Herstellung  eines  die  anerkannten  An- 
sprüche der  anbaltischen  Gesammtlandschaft  berücksichtigenden  Ver- 
fassungsznstandes  in  den  herzogl.  anhaltischen  Ländern,  zu  welchen  Ver- 
bandlungen die  herz,  anh  a  1 1- dessau-cö  t  h  e  ns  ch  e  Regierung  sich  bereit 
erklärt,  ebenfalls  einzugehen  ;  zugleich  wurden  beide  herz,  a  n  b  a  1  ti  s  ch  e  Re- 
gierungen ersucht,  von  dem  Erfolge/lieser  Verhandlungen,  e^entueIl  von  dem 
Erfolge  der  darüber  einzuleitenden  ^'ernehmung  der  alten  Stände  in  den  ge- 
sammten  Landen  und  resp.  der  bestehenden  a  nh  alt-be  rnb  u  r  gis  che  d 
Landesvertretung,  sobald  als  es  wird  geschehen  können,  Mittheilung  zu 
machen. 

52)  Fn  der  Gesetzsamini.  für  das  Herzogthum  A  n  ha  1 1  -  B  e  r  n  b  urg  l"-^5fl. 
Bd.  X.  Nr.  13.  S.  140  u,  f.  ;  zugleich  erschienen  mehreie  Gesetze  über 
einzelne  politische  Befugnisse,  wie  z  B.  über  das  \'ereins-  und  X'ersamm- 
lungsrecht  u.   s,  w. 

")  Dies  sind  bis  jetzt  (1S55)  die  §§.  4.  13.  17.  34.  ,36.  50.  .53.  54. 
und  84. 
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Sondershausen  war  eine  landständische  Verfassungsurkunde 
am  28.  December  1830  verkündigt,  da  sie  aber  im  Lande  keinen 
Anklang  fand,  am  21.  Juli  1831  wieder  zurückgezogen  worden  ^^). 
Am  24.  September  1841  wurde  abermals  ein  Landesgrundgesetz 
verkündigt  ^5).  An  dessen  Stelle  trat  ein  mit  einem  besonders 
berufenen  Landtage  vereinbartes  Verfassungsgesetz  vom  12.  De- 
cember 1849.  Dieses  bestehet  noch,  erlitt  aber  wesentliche  Ab- 
änderungen durch  ein  Gesetz  vom  2.  August  1852  und  ein  Ge- 
setz vom  28.  März  1854^^).  XXII.  In  S  ch  warzburg- Rudol- 
stadt  wurde  schon  durch  landesherrliche  Verordnung  vom  8.  Ja- 
nuar 1816  (in  nur  acht  Artikeln  bestehend)  eine  „Repräsen- 
tation des  Volkes"  eingerichtet  und  durch  eine  landesherr- 
liche Erklärung  vom  21.  April  1821  die  Wirksamkeit  der  Stände 
näher  bestimmt^').  XXIII.  In  den  Fürstenthümern  Hohe n zol- 
lern-He  ch  ingen  und  Sigmaringen  gilt  jetzt  zufolge  ihrer 
Einverleibung  in  den  preussischen  Staat  (§.  114)  die  preussi- 
sche  Verfassung  vom  30.  Januar  1850^*^).  XXIV.  Das  Fürsten- 
thum  Lichten  stein  erhielt  schon  am  9.  November  1818  eine 
landständische  Verfassung  nach  dem  Vorbilde  der  österreirhiscben 
landständischen  Einrichtungen^^).  XXV.  In  den  fürstlich  reuss'- 
schen  Ländern  ä.  L.  bestebet  noch  die  ältere  landständiscbe 
Verfassung ö").     In   dem   Fürstenthume  Rcuss  j.   L.   wurde   am 


M)  Abgedruckt  bei  Pölitz,  Verf.   I,   S.   1067  u.  f. 

55)  Bei  Pölitz  (Bülau),  Verf.  IV.  S.  29S  u.  f. 

56)  Ein  Separatabdruck  des  Verf.-Gesetzes  v.  12.  Dec  1S49  zusammen- 
gestellt mit  den  abändernden  Gesetzen  v.  2.  Aug.  1852  und  28.  März  1854 
erschien  zu    Sondershauseu  in  der  Hofbachdruckerei,   1854. 

57)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.   1064  u.   f. 

58)  In  Hechingen  bestand  ein  Landesvergleich  v.  26.  Juni  1798  (G. 
W.  Hugo,  die  Grundgesetze  und  Verfassungsurkunden  älterer  und  neuerer 
Zeit,  Karlsruhe.  1836.  S.  117  u.  f.);  als  Zusatz  wurde  eine  Wahlordnung, 
die  zugleich  einige  allgemeine  Bestimmungen  über  die  Constiluirung  und  in- 
nere Organisation  der  Versammlung  der  Landesdeputirttn  enthielt,  am  I.Fe- 
bruar 1835  erlassen.  Pölitz  (Bülau)  IV.  S.  338  u.  f.  —  In  Sigmaringen 
bestand  seit  dem  11.  Juli  1833  eine  vertragsmässig  mit  besonders  berufenen 
Landständen  errichtete  Verfassung.  Pölitz,  Verf.  III.  S.  533  u.  f.   — 

59)  Abgedruckt  bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.   1092  u.  f. 

«>)  Siehe  darüber  die  Notizen  bei  Pölitz  I.  S.  1095  u.  f. 
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30.  Novemhor  1849  oin  neues  Staatsgrnndgesetz  errichtet^').  An 
seine  Stelle  Irat  nach  Vereinbarung  mit  den  StJinden  das  revi- 
dirte  Staatsgrundgesetz  v.  14.  April  1852''^).  XXVI.  In  Schaum- 
hurg- Lippe  wurde  schon  durch  Verordnung  vom  15.  Januar 
1816  eine  landständische  Verfassung  eingerichtet,  welche  sich,  ab- 
gesehen von  dem  neu  aufgenommenen  Grundsalze  der  allgemeinen 
Landesvertretung,  der  alteren  landständischen  Verfassung  an- 
scliliesst'^3).  In  Lippe  (Detmold)  hatte  die  Fürstin  Pauline 
während  ihrer  vormundschaftlichen  Regierung  eine  Verfassungs- 
urkunde vom  8.  Juni  1819  verkündigt;  diese  trat  aber  theils  we- 
gen Widerspruches  der  früheren  Stände,  theils  wegen  agnatiscben 
Widerspruches,  nicht  in  Wirksamkeit''"*).  Am  6.  Juli  1836  wurde 
von  dem  Fürsten  Paul  Alexander  Leopold  mit  Zustimmung 
der  Stände  eine  „1  and  stä  ndi  sehe  Verfassungsurkunde'' 
erlassen ^^5^.  XXVIl.  Im  Fürstentbenthume  Waldeck  hatte  der 
Fürst  Georg  Heinrich  schon  am  18.  Januar  1814  ein  Ver- 
fassuugs-  und  Organisationsdekret  erlassen,  welches  aber  wegen 
Widerspruches  der  allen  Landstände  nicht  in  Wirksamkeit  trat ''^')> 
dagegen  kam  vertragsmässig  mit  den  Landständen  ein  Grundge- 
setz unter  der  Bezeichnung  als  La  n  d  es  vertrag  am  19.  April 
1816  zu  Stande''").  Am  23.  Mai  1849  wurde  von  der  Fürstin 
Emma  als  Regentin  ein  mit  den  Ständen  vereinbartes  Staats- 
grundgesetz für  die  Fürstenlhümer  Wal  deck  und  Pyrmont 
verkündigt*'^).  An  seine  Stelle  ist  nunmehr  eine  von  dem  Für- 
sten Georg  Victor  mit  den  Landständeu  vereinbarte  Ver- 
fass  ungs  Urkunde  vom  17.  August  1852  für  beide  Fürsten- 
lhümer getreten''^).  XXVIH.  In  Hessen-Homburg  war  nach 
Vereinbarung  mit  gewählten  Vertretern  des  Landes  am  3.  Januar 


•^')  Abgedruckt  ia  Rauch,  parlament.  Taschenbuch.  6.  Lieferung.  1S50. 
S.   172  u.   f. 

"2)  Besonderer  Abdruck  in  der  Hofbuehdruckerei  zu  Gera,   1S52. 

6>)  Bei  Pülitz,  Verf.  I.  S.   1104  u.  f. 

")  Pölitz,  Verf.  L  S.  1097  n.  f. 

65)  Bei  Pölitz,  (Bülau)  Verf.  IV.  S.  340  u.  f. 

«)  Pölitz,  Verf.  I.  S.  1107  u.  f. 

«')  Eben  das.  I.  S.   1115  ü.  f. 

«8)  In  Rauch,  parlament.  Taschenbuch,  5.  Lief.   1S49.  S.  16S  u.  f. 

'9)  Nr.  21  des  Reg. -El.  v.  17.  Aug.  1S52.  —  Besonderer  Abdruck  :  Men- 
gerioghausen,  1852.  in  der  Hofbuchdruckerei. 
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1850  eine  Verfassungsurkuiide  verkündigt  worden'"),  sie  wurde 
aber  im  Jahre  1852  wieder  ausser  Wirkung  gesetzt,  und  wird 
daselbst  wieder,  so  wie  früher,  ohne  alle  Stände  regiert. 

§.   342. 
Oktroirte  und  paktirte  Verfassungen. 

I.  Schon  zur  Zeit  des  Reichs  entstanden  die  urkundlichen 
Anerkennungen  und  Feststellungen  landständischer  Rechte  auf 
zweifachem  Wege:  entweder  durch  einseitige  landesherrliche 
Verwillig ung,  in  der  Form  der  Verleihung  von  Privilegien 
oder  sog.  Freihei  ten,  oder  durch  vertragsmässige  Ueber- 
einkunft  des  Landesherrn  mit  den  Landständen,  oder  doch  nach 
vorhergängigem  Einvernehmen  und  mit  Zustimmung  der 
Landstände.  IL  Auch  die  jetzt  geltenden  Verfassungsurkunden 
sind,  wie  die  Geschichte  zeigt  ^),  bald  auf  dem  einen,  bald  auf 
dem  anderen  Wege  entstanden.  Danach  pflegt  man  jetzt  die  ur- 
kundlichen Verfassungen  in  oktroirte,  d.  h.  von  dem  Souve- 
rain  autonomisch  verwilligte,  und  paktirte,  d.  h.  ver- 
tragsmässige Verfassungen  einzutheUen.  IlL  Dieser  Unter- 
schied in  der  Entstehung  der  Verfassungsurkunden  hat  jedoch 
keinen  Einfluss,  weder  auf  den  rechtlichen  Charakter  ih- 
res Inhalts,  noch  auf  ihre  Rechtsbeständigkeit,  da  selbst 
bei  Verträgen  der  oberste  Rechtsgrund  ihrer  verbindenden  Kraft 
nur  in  der  Autonomie  der  Contrahenten  liegt,  und  auch  keine 
Verfassung,  bei  deren  Errichtung  eine  Einvernahme  und  Zu- 
stimmung einer  Landesvertretung  stattgefunden  hat,  die  Geltung 
eines  Grundgesetzes  haben  kann,  bevor  sie  nicht  von  dem  Sou- 
verain  als  solches  sanktionirt  und  publizirt  worden  ist.  IV.  Es 
ist  daher  auch  ein  Irrthum,  wenn  man  den  sog.  vertragsmässigen 
landständischen  Verfassungen  eine  grössere  Festigkeit  als  den 
oktroirten  beilegen  will,  indem  auch  die  letzteren ,  sowie  sie  ein- 
mal gegeben  sind,  eine  einseitige  und  willkührhche  Abänderung 
von  Seiten  des  Souverains  ebensowohl  ausschliessen,  als  dies  bei 
den  vertragsmässigen  der  Fall  ist,  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil    die   einseitige  Verleihung   durch    den  Souverain   (analog  der 


To)  Abf:edruckt  im  laodgräfl.  Iiess.  Reg.-Bl.  v.   1S50.  Nr.   1. 
»)  Siehe  §.   Ul. 
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Pri  vilegi  en  ve  rieili  iing  in  der  Reichszeit)  nach  allgemeinen 
Rcchlsbegriffen  und  nach  dem  hergebrachten  deutschen  Rechte 
ein  eben  so  vollkommener  Rechtslitel  für  die  RegnJndung  er- 
worbener Rech  te  ist,  wie  ein  Vertrag  dies  sein  kann.  Ans  die- 
sem Grunde  hat  auch  die  Bundesg(!setzgebung  bei  dem  Verbote 
•ler  einseitigen  willkührlichen  Abänderung  der  in  anerkannter 
Wirksamkeil  bestehenden  Verfassungen  nicht  zwischen  oktroirten 
imd  vertragsmässig  entstandenen  Verfassungsurkunden  unter- 
schieden ^). 

§.  343. 

Das  monarcliische  Prinzip  in  der  repräsentativen  oder 

sog.  constitutionellen  Monarchie*). 

I.  Schon  aus  dem  Begriffe  der  repräsentativen  oder  sog.  con- 
stitutionellen Monarchie  folgt  selbstverständlich ,  dass  das  m  o  - 
n  a  r  c  h  i  s  c  h  e  Prinzip  an  der  Spitze  des  Systems  stehen, 
d.  h.  dass  der  Souverain  eine  Stellung  im  Staate  einnehmen 
niuss,  welche  ihm  möglich  macht,  als  wahrer  Staatsherrscher  zu 
handeln,  d.  h.  den  Staat  zu  regieren,  wie  dies  überdies 
die  Wiener  Schlussakte  für  die  deutschen  Staaten  positiv  ausge- 
sprochen hat').  II.  Schon  aus  diesem,  sowie  auch  aus  dem 
geschichtlichen  Grunde,  dass  die  Einrichtung  einer  allge- 
meinen Landesvertretung  eine  neue  und  nur  auf  urkund- 
lichen Grundlagen  eingeführte  Institution  des  deutschen  Staats- 
rechtes ist,  ergibt  sich  als  prinzipiell  feststehend  die  recht- 
liche Vermuthung  dafür,  dass  der  Souverain  alle  Hoheits- 
rechte unbeschränkt  und  ohne  Mitwirkung  der  Landesvertretung 
soweit  auszuüben  befugt  ist,  als  nicht  ein  Recht  dieser  letzteren 
zur  Mitwirkung  bei  der  Ausübung  eines  Hoheitsrechles 
positiv  begründet  ist,  und  urkundlich  nachgewiesen  werden 
kann.    Dieser  Grundsatz  ist  in  den  meisten  deutschen  Verfassungs- 


2)  Siehe  §.  333. 

*)  F.  J.  Stahl,  das  monarchische  Prinzip.  Heidelberg  1845.  —  Denk- 
schriften des  Ministers  Freiherrn  v.  Stein  über  deut.  Verfassungen,  Her- 
ausgegeben von  Pertz,  Berlin  1848.  —  C.  D.  v.  Witzleben,  die  Gren- 
zen der  Volksrepräsentation  in  der  constit.  Monarchie.  Leipzig  1847. 

«)  W.  S.  A.  art.  57.  Siehe  oben  §.  331. 
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Urkunden  positiv  anerkannt  2).  III.  Da  die  Bundesgesetzgebung 
unterlassen  hat,  die  Hoheitsrechte  einzehi  aufzuzjihlen ,  bei  deren 
Ausübung  eine  Mitwirkung  der  Landstände  zulässig  ist,  und  da 
sie  auch  über  das  Maass  dieser  Mitwirkung  (und  zwar  sowohl  in 
Bezug  auf  das  Maximum  als  das  Minimum  derselben)  keine  aus- 
drückliche Vorschrift  enthält,  so  ist  hierdurch  allerdings  und  ab- 
sichtlich ein  gewisser  Spielraum  gegeben,  innerhalb  dessen  ver- 
schiedenartige Bestimmungen  in  den  Landesverfassungen  vorkommen 
können  und  dürfen.  IV.  So  viel  nun  aber  die  bundesgeselzlichen 
Schranken  dieses  Spielraumes  für  die  landesverfassungsmässigen 
Bestimmungen  anbelangt,    so   lässt   sich    aus    den    Verhandlungen 


2)  z.  B.  Bayern,  V.-U.  1S18.  Tit.  II.  §.  1,  „Der  König  ist  das  Ober- 
hanpl  des  Staates,  vereinigt  in  sich  alle  Rechte  der  Staatsgewalt  und 
übt  sie  unter  den  von  ihm  gegebenen  und  in  der  gegenwärtigen  Verf.-Ur- 
kunde  festgesetzten  Bestimmungen  aus."  Tit.  VII.  §.  1.  „Die  beiden  Kam- 
mern können  nur  über  j  e  n  e  Gegenstände  in  Berathung  treten,  die  in  ihren 
Wirkungskreis  gehören,  welcher  in  den  §§.  2  —  19  näher  bezeichnet  ist."  — 
Im  Wesentlichen  stimmen  überein:  Baden,  V.-U.  1818.  §.  5.  und  50.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  4.  und  §.  124.  „Die  Stände  sind  beru- 
fen, die  Rechte  des  Landes  in  dem  durch  die  Verfassung  bestimm- 
ten Verhältnisse  zum  Regenten  geltend  zu  machen."  Grossh.  Hes- 
sen, V.-U.  1820.  §.  4.  §.  66.  ,.Die  Stände  sind  nur  befugt,  sich  mit  den- 
jenigen Gegenständen  zu  beschäftigen,  welche  die  nachfolgenden  Artikel  zu 
ihrem  Wirkungskreise  verweisen.  Die  Ueberschreifung  dieser  Befugniss  ist 
ebenso  zu  betrachten,  wie  eine  willkührliehe  Vereinigung."  —  (d.  h.  sie  ist 
nach  §.  63.  gesetzwidrig  und  strafbar.)  —  S  achse  n -Mei  ni  n  ge  n,  V.-D. 
1829.  §.  3.  §.  SO.  u.  f.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  4.  und  §.  79. 
,,Die  Angelegenheiten ,  welche  vor  die  Sländeversammlung  gehören  ,  sind  in 
dieser  Verf.-Urkunde  bestimmt  vorgezeichnet."  —  S.  Altenburg,  V.-U. 
1831.  §.  4.  162.  199  u.  f.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832.  §.  3.  57. 
95  u.  f.  —  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  5.  ,,  Der  König  vereinigt  als 
Souverain  die  gesammte  Staatsgewalt  nngetheilt  in  sich,  und  wird  durch 
die  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte 
an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden."  Fast  wörtlich  stimmt  hier- 
mit überein:  S  ch  warz  b  u  r  g- Sond  er  sb  ause  n,  Ges.  v.  2.  Aug.  1852. 
§.  12.  wodurch  der  §.  49.  des  Verf.  v.  1S49  aufgehoben  wurde,  welcher 
lautete:  ,,  Der  Fürst  ist  das  Oberhaupt  des  Staates.  Er  hat  diejenigen 
Rechte  der  Staatsgewalt,  welche  ihm  die  Verfassung  und  die  kraft  der- 
selben gegebenen  Gesetze  beilegen,  auf  verfassungsmässige  Weise  auszu- 
üben." —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  8.  70.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  4.  §.2.  art.  127  u.  f.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  3. — 
S.   Coburg-Gotha,  V.-U.   1852.  §.   69. 
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des  Wiener  Coiigresses  (1815)  so  viel  mit  Sicherheil  er- 
kennen, ilass  es  für  keine  hundesvertragswidrige  Beschrfinkung 
des  monarchischen  Priiizipes  zu  achten  ist,  wenn  eine  Landesver- 
lassungsurkunde  den  Landständen  eine  entsche  idende  Stimme 
bei  der  Gesetzgehung,  der  Auistellung  des  Budgets  über 
die  Slaatsbedilrfnisse,  hei  der  Verwillig  ung  der  Steuern  so 
wie  die  Mitaufsich  t  auf  die  Verwendung  der  Staatseinkünfte 
und  das  Recht  der  Beschwerdeführung  und  Klage  wegen 
verfassungswidriger  Handlungen  der  Beamten,  insbesondere  der 
Minister,  einräumt 2).  V.  Dagegen  ist  nach  dem  Grundgedanken 
der  repräsentativen  oder  sogen,  constitutionellen  Monarchie,  so  wie 
auch  nach  den  in  der  Bundesversammlung  bei  Beurtheilung  der 
einzelnen  Landesverfassungen  bisher  eingehaltenen  Grundsätzen, 
das  monarchische  Prinzip  in  den  Verfassungsurkundeu  der  Einzel- 
staaten nur  dann  als  vollständig  gewahrt  anzusehen,  wenn  die  Ver- 
fassung weder  prinzipiell  noch  stillschweigend  eine  T  h  e  i- 
lung  der  Gewalten,  sei  es  in  der  Form  der  Volks  so  u  verai- 
ne tat  oder  einer  Kamm  ern  sou  veraine  tat  neben  der  Für- 
stenso  u  veraine  t  ät ,  aufstellt^).  VL  Hiernach  muss  also  die 
Verfassung  von  der  Unveran  twor  tlichkei  t,  Heiligkeit  und 
Majestät  des  Monarchen  ausgehen  5)  und  sodann  als  Grundsätze 
anerkennen:    1)  dass  der  Fürst  die  alleinige  Quelle  aller  Ho- 


3)  Siehe  oben  §.  330. 

")  In  den  Verf.-Urkundeu  aus  den  Jahren  1S4S-  1850  (s.  oben  §.  340.) 
zeigl  sich  deullich  der  Einfluss  der  damaligen  demokratischen  Bewegung  und 
ein  Eindringen  des  Systems  der  Theilung  der  Gewalten.  Während  die  äl- 
teren Verlassungsurkunden  (vor  1S4S)  meistens  sich  darauf  beschränken,  das 
Prinzip  auszusprechen,  dass  dem  Souverain  die  gesammte  ungetheilte  Staats- 
gewalt zukomme,  und  darum  nur  selten  einige  der  Rechte ,  welche  der  Sou- 
verain ohne  Mitwirkung  der  Stände  ausübt,  einzeln  aufführen,  so  fehlt  da- 
gegen in  den  neueren  \  erfassungsurkunden  seit  1S4S  regelmässig  ein  Satz, 
welcher  ausdrücklich  jenes  Prinzip  anerkennt,  und  werden  dagegen  mehrere 
einzelne  Rechte  aufgeführt,  die  der  Souverain  entweder  „in  Gemein- 
schaft mit  den  Ständen",  oder  ohne  deren  Mitwirkung  auszuüben  befugt 
ist.  Vergl,  z.  B.  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  45.  „Dem  Könige  allein 
steht  die  vollzieheude  Gewalt  zu"  etc.  §.  62.  „Die  gesetzgebende  Gewalt 
wird  gemeinschaftlich  durch  den  König  und  durch  zwei  Kammern  aus- 
geübt."—  Aehnlich  drücken  sich  aus:  Schwarzburg-Sondersbausen, 
V.-U,   iS49.  §.  59.  —  Anhalt -Bern  bürg,  V.-U.   1850.  §.  83. 

=)  Siehe  oben  §.  271. 

Zöpfl,  Staatereoht.    4te  Aufl.   U.  25 
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hei  tsrechte  uiul  politischen  Gewalten^},  insbesondere 
auch  der  Gerichtsbarkeit')  und  aller  Gnaden '*)  ist;  2)  dass 
nichts  im  Staate  ohne  oder  sogar  gegen  den  Willen  des  Monarchen 
Gesetz  werden,  d.  h.  dass  nur  von  ihm  die  Sanktion  und 
Publikation  der  Gesetze  ausgehen  kann  und  er  ein  absolu- 
tes Veto  haben  muss,  woraus  sich  zugleich  die  Unstatthaftigkeit 
oder  doch  die  Bedeutungslosigkeit  einer  sog.  Initiative  der  Stände 
von  selbst  ergibt  ^) ;  3)  dass  die  gesammte  vollziehen  deGewalt 


6)  Die  AoerkeDauDg  dieses  Grundsatzes  in  den  deutschen  Verfassungsur- 
kunden siehe  hier  oben  Note  2. 

-)  Bayern,  V.-Ü.  1S18.  Tit.  VIII.  §.  2.  „Die  Gerichtsbarkeit  geht 
vom  Könige  aus.«  —  W  ü  rt  emb  erg,  V.-Ü.  1819.  §.  92.  „Die  Ge- 
richtsbarkeit wird  im  Namen  des  Königs  und  unter  dessen  Oberauf- 
sicht... verwaltet."  —  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  9.  „Der  König  ist 
die  Quelle  aller  Gerichtsbarkeit." —  Aehnlich  drücken  sich  aus:  S.  Alten- 
burg, V.-U.  1S31.  §.  7.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  Is32.  §.  191.  — 
Preusseo,  V.-U.  1850.  §.  86.  —  S.  Coburg- Gol  ha ,  V.-U.  1852. 
§  134.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.74.  —  S.  Me  inin  gen,  V.-U.  1829. 
§.  105.  „Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vomStaate  und  vom  L  an  d  e  she  rrn 
aus."  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  92.  „Alle  Gerichtsbarkeit 
geht  vom  Staate  aus." 

8)  Das  Recht:  1)  der  Begnadigung  in  Criminalsacben  erwähnen  als 
Recht  des  Souverains  ausdrücklich:  Bayern,  V.-U.  1S18.  Tit.  VIII.  §.4. — 
Baden,  V.-U.  1818.  §.  15.  —  Würtemberg,  V.-Ü.  1819.  §.  97.  — 
S. Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  l'ö3.  —  K.Sachsen,  V.-Ü.  1S31.  §.52.— 
S.Altenburg,  V.-U.  1831.  §  8.48.  —  Hannover,  V.-U.  1840.  §.9.— 
Schwarzburg- Sonder  sbausen,  V.-U.  1849.  §.  66.  —  Preussen, 
V.-U.  1850.  §.  49,  —  Anhalt- Bernburg,  V.-Ü.  1850.  §.  84.  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1852.  §.97.  —  Oldenburg,  rev.  V.-Ü.  1852.  art.  10.  ~ 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  140.  —  Re  uss,  j.  L.,  V.-U.  1852. 
§.  44.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  12.  —  2)  Das  Recht,  Dispensatio- 
nen u.  dergl.  zu  ertheilen ,  erwähnen:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832. 
§.  6.  —  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  9.  —  S  ch  warzbu  rg-Sond  ers - 
V.-U.  1S49.  §.  65.  —  Kurhessen  V.-U.  1852.  §.  76.  —  Waldeck, 
V.-U.1S52.  §.12.  —  3)  Das  Recht,  Titel,  Würden,  Ehrenzeichen, 
und  Staudeserhöhung  zu  verleihen,  erwähnen  als  ausschliessliches  Recht 
des  Souverains  ausdrücklich:  Hannover,  V.-U.  1S40.  §.  10.  —  Preus- 
sen, V.-Ü  1850.  §.  50.  —  Oldenburg,  rev.  V.-Ü.  1852.  trt.  9:  „Dem 
Grossherzoge  stehet  die  Belohnung  ausgezeichneter  Verdienste 
zu."  —  Das  Recht  der  Wieder  Verleihung  heimgefallener  Lehen 
erwähnt  als  Recht  des  Souverains  besonders:  Kurhessen,  V.-U.  §.  HO. 
a   linea  3. 

9)  Hiervon  wird  unten  §.  372.  u.  §,  391.  besonder.'!  gehandelt. 
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einschliesslich  des  Rechtes,  die  Vollzugsverordnungen  zu  den  mit 
den  Ständen  vereinbarton  Gesetzen  und  in  dringenden  Fällen  auch 
provisorische  Gesetze  zu  erlassen,  ungetheilt  und  ausschliesslich 
hei  der  Person  des  Fürsten  bleibt,  daher  also  alle  Staatsreg  ie- 
rung  und  Verwaltung  von  dem  Souverain  ausgeht"^),  wenn 
auch  die  Verantwortlichkeit  für  die  einzelnen  Regierungs- 
handlungen, den  Ständen  gogeniiber,  durch  die  Verfassung  den 
Beamten  überhaupt  und  insbesondere  den  Ministern  aufgelegt 
wird");  4)  dass  die  Ernennung  und  Anstellung  aller  Be- 
amten ohne  Ausnahme,  insbesondere  auch  der  Minister,  nur 
durch  den  Souverain  und  nur  nach  dessen  freiem  Crmossen  ge- 
schehen kann  ^-);  dass  ihm  auch  alle  Beamte  verantwortlich  blei- 
ben und  jeder  Beamte  jederzeit  seiner  Funktion  durch  den 
Souverain  enthoben  werden  kann  ^3);  5)  dass  der  Fürst  allein  die 
oberste  Verfügung  über  das  Militär^^)  und  6)  ebenso  ausschUess- 

••>)  Hannover,  V,-IJ.  1840.  §.6.  „\m  Innern  des  Staates  geht  alle 
Regierungsgewalt  aliein  von  dem  Könige  aus.  Die  Behörden  ... .  üben 
dieselbe  nur  kraft  der  ihnen  von  Ihm  verliehenen  Gewalt  aus,  und  verwal- 
ten sie  unter  seiner  Oberaufsicht."  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  45. 
„Dem  Könige  allein  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu.  Er  ernennt  und  ent- 
iässt  die  Minister."  —  Aehnlich  drücken  sich  aus:  Sc  h  warzb  urg  -  So  n - 
dershausen,  V.-ü.  1849.  §.  61.  —  An  h  alt- B  er  n  b  urg,  V.-ü.  1850. 
§.  83.  —  Reuss,  j.  L,  V.-U.  1852.  §.  42.  —  VValdeck,  V.-ü.  1852. 
$.  8.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art  7.  §.  1.  ,,Der  Grossherzog 
leitet  und  überwacht  die  gesammte  innere  Landesverwaltung."  — 
Mehrere  Verf. -Urkunden  erwähnen  überdies  ausdrücklich  das  Recht  der 
Krone,  Vollzugsverordnuogen  und  provisorische  Gesetze  zu  erlassen,  z.  B. 
Würtemberg,  V.-U.  1819  §.  89.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
S-  87.   88.  —  Siehe  unten  §.  394. 

'•)  Von  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  wird  unten  §.  402.  u.  f. 
besonders  gehandelt. 

'2)  Es  ist  dies  die  unmittelbare  Folge  davon,  dass  dem  Souverain  die 
vollziehende  Gewalt  ausschliesslich  zusteht.  Ausdrücklich  erwähnen  das 
Recht,  die  Slaatsämter  (in  Civil-  und  Mililairdienst)  zu  besetzen  ,  als  Recht 
des  Souverains  :  Schwarzburg-Souders  hausen,  V.-U.  1849.  §.  62.  — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.43.47.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  7. 
§.  2.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  43.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852. 
§.  8.  10. 

'3)  Von  dem  Unterschiede  zwischen  einer  Enthebung  von  der  Funktion 
und  einer  Dienstentlassung  und  Amtsentsetzung  wird  unten  bei  der 
Darstellung  des  Staatsdienstes  besonders  gebandelt. 

'^)  Dass   der  König  den  Oberbefeiil   über  die  bewaffnete  Macht  hat,    er- 

25* 
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lieh  die  Repräsentation  des  Staates  in  allen  auswärtigen  Beziehun- 
gen hat,  also  allein  hefugt  ist,  Krieg  zu  erklären,  Frieden  und 
andere  Staatsverträge  zu  schliessen  '5);  7)  dass  ausser  der 
Sanktion  und  Publikation  der  Gesetze  und  dem  Veto  auch  die 
übrigen  sogenannten  fürstlichen  Prärogativen,  d.  h.  die 
Hoheitsrechte  über  die  Landesvertretung  selbst,  gehörig  festge- 
stellt siud^ö);  8)  dass  das  den  Ständen  eingeräumte  Recht  der 
Steuerverwilligung  nicht  auch  zugleich  ein  nach  blosser  Will- 
kühr  zu  gebrauchendes  Recht  der  Steuer  Verweigerung  in 
sich  schliesst ^');  9)  dass  die  Stände  nicht  zugleich  Ankläger 
und  Ri^ihter  der  Minister  sein  können  i*^).  VII.  So  wie  eine 
Verfassung  in  diesen  Beziehungen  den  Fürsten  mehr  oder  minder 


wähnen  ausdrücklich  (nach  dem  Vorgange  der  französischen  Charten  von 
1814  und  1830  (siehe  Note  15.):  Braunschweig,  n.  L.  0.  IS32.  §.9. — 
Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  40.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850. 
§.  S4.  —  0  Iden  b  urg,  rev.  V.  U.  1852.  art.  8.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen, Ges.  V.  2.  Aug.  1852.  §.16.  —  Reuss,  j.  L.,  V.  U.  1852. 
§.  43.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  8.  —  Am  ausführlichsten  ist  Han- 
nover, Ges.  V.  5.  Sept.  1S4S.  ,,Die  bewaffnete  Macht  und  deren  Einrich- 
tung, wie  auch  alle  in  Bezug  auf  dieselbe  vorzunehmenden  Anstellungen ,  zu 
machenden  Anordnungen  und  zu  erlassenden  Befehle,  hängen  allein  vom  Kö- 
nige ab." 

15)  Wiirlemberg,  V.-U.  1819.  §.  85.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.6.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  7.  —  Han  nover,  V.- ü. 
1840.  §.  11.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  60.— 
Preussen,  V.-U.  1850.  §48.  ,,Der  König  hat  das  Recht,  Krieg  zu  er- 
klären und  Frieden  zu  schliessen,  auch  andere  Verträge  mit  fremden  Regie- 
ningen zu  errichten."  —  Au  h  alt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  84.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  6.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852. 
§.69.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  11.  —  Als  Vorbild' diente  auch  hier 
die  in  den  französischen  Charten  v.  1814.  art.  14.  und  1830.  art.  30.  ent- 
haltene Bestimmung:  ,,Le  roi  est  le  chef  snpreme  de  fetat:  il  coramande  les 
forces  de  terre  et  de  mer,  declare  la  guerre ,  fait  les  traites  de  paix,  d'al- 
liance  et  de  commerce,  nomme  ä  tous  les  emplois  d'administration  publique 
et  fait  les  reglements  et  ordonnances  necessaires  pour  l'execution  des 
lois."  etc. 

'f)  Dahin  geboren  das  Recht,  die  F^andesverlretung  zn  berufen,  zu  ver- 
tagen ,  zu  verabschieden  ,  aufzulösen  und  das  Recht,  Mitglieder  in  die  erste 
Kammer  zu  ernennen  (Pairs  zu  creiren).  Siehe  unten  §.  3G3.  u.   f. 

1'^)  Dies  ist  schon  durch  die  Bundesgeselzgebung  festgestellt;  siehe  oben 
§.  .S35.  338. 

«»)  Hiervon  unten  §.   380.  §.   402.   u.   f. 
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beschränkt,  so  neigt  sie  sich  in  gleichem  Maasse  dem  sog.  par- 
lamentarischen Regierungssysteme  (dem  ^Systeme  der  Th ei- 
lung der  Gewalten)  zu.  Wenn  auch  solche  parlamentarische 
Verfassungen  unter  besonders  günstigen  Umständen  längere  Zeit 
fortbestehen  können,  ohne  sofort  in  die  Republik  umzuschlagen, 
so  ist  dies  doch  kein  Beweis  dafür,  dnss  die  VortrelTlichkeit  der 
Verfassung  mit  der  Zahl  der  Beschränkungen  der  Krone  zunehme- 
auch  kann  die  Aufgabe  der  wahren  Staatskunst  nicht  darin  be- 
stehen, Experimenle  zu  machen,  wie  viele  Beschränkungen  das 
monarchische  Prinzip  ertragen  könne,  bis  es  zum  Spielwerke  in 
der  Hand  der  Kammermajoritäten  wird  und  somit  zur  bedeutungs- 
losen Nullität  heruntersinkt. 

§.  344. 
Von  den  Grundgedanken,   worauf  die  repräsentative  Mo- 
narchie beruht,  insbesondere  von  der  Trennung  der 
Regierung  und  Verwaltung*), 

I.  Um  die  Ideen,  auf  welchen  die  repräsentative  Monarchie  be- 
ruht, richtig  zu  würdigen,  muss  man  nicht  ausser  Acht  lassen, 
dass  die  Forderung  einer  solchen  Einrichtung  theils  durch  den 
Mangel  einer  genügenden  gesetzlichen  Anerkennung  und  Verbür- 
gung der  persönlichen  Freiheit  der  Individuen  und  des  Eigen- 
thumes  (der  sog.  Volksrechte),  somit  durch  den  Druck  einer  auto- 
kratisch -  willkührlich  en  Regierung  in  den  früheren 
Staatszuständen,  theils  durch  den  Druck  der  Feudalaristo- 
kratie und  überhaupt  durch  den  Druck  der  Privilegien  her- 
jorgerufen  worden  war.  II.  Die  oberste  Idee  der  repräsentativen 
Monarchie  beruhet  daher  darin,  dass  ein  gemeiner  Rechts- 
zustand für  das  gesammte  Volk  geschaflen,  d.  h.  dass 
nicht  blos  ein  politisches  Recht  einzelner  (privilegirter)  Stände, 
sondern    aller    Stände    im   Volke    anerkannt   werden    soll  ^). 


*)  Am  ausfülirlichsten  sind  die  Grundideen  der  constitutionellen  Monarchie 
entwiciielf  ,  jedocb  vielfach  mit  Hinneigung  zu  dem  Systeme,  welches  jetzt 
als  das  parlamentarische  (§.  .325.)  bezeichnet  wird,  in:  v.  Aretin, 
Staatsrecht  der  constit.  Monarchie.  :i  Bde.  (fortgesetzt  in  Bd.  11.  u.  III.  von 
K.  V.  Rotteck)  Altenb. ,  1824.  (2.  AuO.  1S40.).  —  Vergl.  Bluntschli, 
allgem.  Staatsrecht.  2.  Abthl.  München,   1852.  S.  232  n.  f. 

')  Es  i.«t  immer  ein  grosser  Fehler,  wenn  man  sich  das  Volk  als  eine 
homogene  Masse  \on  Individuen  dursleüt',  das  ist  es  nun  eiaiual  in  den  deut- 
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III.  Die  repräsentative  Monarchie  will  daher  die  Vortheile  der  Re- 
publik mit  denen  der  Monarchie  verbinden.  Sie  erkennt  ein  freies 
Volk  (ein  Volk  der  Freien)  an,  neben  einer  freien  Krone,  d.  h.  sie 
will  eine  kräftige  aber  zugleich  volksthümliche  Regierung 
begründen  und  räumt  zu  diesem  Behufe  dem  Volke  eine  Mitwirkungbei 
der  Regierung  durch  die  Volksvertretung  in  bestimmt  gezogenen 
Gränzen  ein^).  IV.  Die  repräsentative  Monarchie  setzt  daher  ein  ge- 
bildetes Volk  mit  politischem  Bewusstsein  voraus,  und 
ist  daher  überhaupt  erst  dann  zweckmässig,  wenn  im  Volke  mehr 
Intelligenz,  sowohl  hinsichtlich  der  intellektuellen  und  moralischen 
als  der  materiellen  Interessen,  vorhanden  ist,  als  im  Staatsdiensie 
verwendet  werden  kann  ^).  V.  Die  repräsentative  Monarchie  will 
im  Gegensatze  der  einfachen  Demokratie,  in  welcher  allein  der 
Wille  der  Majoritäten  (der  Kopfzahl)  als  maassgebend  gilt,  die 
Bildung  einer  vernünftigen  öffentlichen  Meinung  er- 
wirken ,  durch  Verhandlung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  zwi- 
schen der  Volksvertretung  und  den  Ministerien,  und  wo  zwei 
Kammern  vorhanden  sind,  auch  zwischen  den  Kammern  unter 
sich.  VI.  Die  repräsentative  Monarchie  will  eben  dadurch ,  dass 
sie  der  Landesvertretung  Einsicht  in  die  Regierung  und  eine  ver- 
fassungsmässige Mitwirkung  gestattet,  die  Ueberzeugung  von  der 
Weisheit  und  Gerechtigkeit  der  Regierung  im  Volke  lebendig  er- 
halten und  eine  offenkundige  Bürgschaft  gegen  den  Missbrauch  der 
Staatsgewalt  gewähren;  sie  will  eben  hierdurch  dem  monarchischen 
Prinzipe  selbst  eine  Wurzel  in  dem  allgemeinen  Vertrauen  d.  h.  in 
der  Ueberzeugung  des  Volkes  geben,  dass  es  eine  verfassungsmässige 
Regierung  wirklich  hat.  VII.  Dabei  will  aber  die  repräsentative 
Monarchie    zugleich  für   den    Souverain   eine   Stellung  bewahren, 


sehen  und  überhaupt  in  den  europäischen  Staaten  nicht.  Bildung,  Vermögen, 
Berufsthäligkeit,  materielle  Interessen  u.  s.  w.  scheiden  noch  jetzt  vielfach, 
wenn  auch  in  anderer  Weise,  wie  in  früheren  Jahrhunderten,  verschiedene 
Klassen  im  Volke,  oder  Stände,  und  somit  darf  der  Collektivhegriff  „Volk" 
auch  nicht  blos  als  eine  Summe  von  Individuen,  sondern  er  muss  zugleich 
als  eine  Summe  der  Stände,  in  welche  sich  diese  Individuen  natargemäss  ab- 
gliedern, aufgefasst  werden. 

»)  Siehe  oben  §.   343. 

')  Wo  eine  Regierung  noch  Mühe  hat,  so  viele  Subjekte  von  entspre- 
chender Bildung  zu  finden,  als  der  Staatsdienst  erfordert,  ist  die  Zeit  für 
die  Einrichtung  einer  repräsentati\en  Monarchie  noch  nicht  gekommen. 
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welche  ihm  keine  Verbindlichkeit  gegen  eine  Parthei 
auflegt,  wie  sie  der  Priisidcnt  liiier  Hejmhiik  unvermeidlich  hat: 
eine  Stellung,  welche  auch  die  in  Itepiihliken  jederzeit  drohende  Ge- 
fahr einer  j)lötzlicht'n  radikalrn  Aen«leriuig  dt-s  politischen  Systemes 
nach  kurzer  Dauer  beseitigt '•),  indem  eine  solche  Unsicherheit  mit 
dem  üffenllichen  Crodite  in  den  europäischen  Staaten  ganz  un- 
verträglich ist  und  die  Grundlagen  des  nationalen  Wohlstandes 
zerstören  würde  ^),  und  daher  muss  die  repräsentative  Monarchie 
an  der  Erblichkeil  der  Krone  festhallen.  VIII.  Die  reprä- 
sentative Monarchie  will  in  dem  Souverain  eine  wirklich  herr- 
schende Persönlichkeit:  sie  legt  daher  auch  die  oberste 
Entscheidung  über  alle  politischen  Systemfragen  ausschliesslich  in 
die  Hand  des  Monarchen  und  in  seine  persönliche  Entschliessung; 
indem  sie  aber  die  Verantwortlichkeit  für  die  Regierungs- 
handlungen des  Souverains  auf  die  Beamten,  insbesondere  die  Mi- 
nister, überträgt,  will  sie  zur  Vermehrung  des  Vertrauens  noch  eine 
zweite  Bürgschaft  (neben  der  Mitwirkung  der  Landesvertretung) 
für  die  Verfassungsmässigkeit  der  Regierung  gewähren.  Somit 
stellet  aber  die  repräsentative  Monarchie  grundsätzlich  eine  Unter- 
scheidung zwischen  dem  Regieren  und  dem  Ver wallen  auf 
und  begreift  unter  dem  ersteren  die  persönliche,  mit  voller 
Un  veran  tw  or  llichk  eil  auszuübende,  freie  Selbstt  h  ätig- 
keit  des  So  uver  ai  US  in  der  Lenkung  des  Staatswesens  und  also 
auch  namentlich  in  der  Wahl  unler  den  möglichen  Systemen  der 
Verwaltung  und  der  Anordnung  ihrer  Durchführung;  unler  dem 
Verwalten  aber  begreift  die  repräsentative  Monarchie  die  be- 
amlenmässige  Thäligkeit  in  dem  vom  Souverain  bestimmten  Systeme 
unter  persönlicher  Verantworlhchkeit  des  Beamten  gegen  den  Für- 
sten und  die  Landesverlretuug^').  in  diesem  Sinne  gehört  die 
Trennung  von  Regierung  und  Verwaltung  wesenthch  zu  den 


•>)  Eine  solche  Gefahr  bestehet  in  allen  Republiken,  welche  eine  Präsi- 
dentenwahl in  kurzen  Perioden  (a.  B.  in  Nordamerika  nach  vier  Jahren) 
haben. 

*)  Sehr  belehrend  waren  in  dieser  Beziehung  die  Erscheinungen  an  der 
pariser  Börse  nach  Einführung  der  Repoblik  (1848)  und  der  VViederherslel- 
luDg  des  Kaisertbuins  (1S52). 

^)  Hiernach  bleibt  also  die  Stellung  des  Sonveraias  an  der  Spitze  der 
Verwaltung  (§.  343    VI.  3)  als  deren  belebendes  Prinzip  völlig  unangetastet. 
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Grundideen  der  repräsentativen  Monarchie  ')  und  ist  eben  zur 
Sicherstelknig  des  wesentlichsten  aller  Rechte  in  der  Souverai- 
netät,  nämlich  der  ünvera  n  twortl  i  chke  it  des  S  o«  ver  ai  n«, 
sogar   unentbehrlich^).  ''*^* 

§.   345. 
BegriflF  und  publizistischer  Charakter  der  Volks- 
vertretung, 

I.  Die  Landstände  bilden  nach  dem  Geiste  der  in  Deutsch- 
land zulässigen  und  bestehenden  repräsentativen  oder  sog.  Con- 
stitutionen-monarchischen  Staatsverfassungen  eine  nach  Maassgabe 
des  Staatsgrundgesetzes  zusammengesetzte  Körperschaft,  welche 
grundgesetzlich  zur  Ausübung  politischer  Rechte  des  Lan- 
des gegenüber  von  der  Staats  regierung  berufen  ist  ^). 
II.    Die  Ständeversammlimg   ist  daher  eine  wahre  Stellvertre- 


'')  Der  Unterschied  von  Regieren  und  Verwalten,  wie  er  hier  auf- 
gestellt wird,  bestehet  zum  Theile  (nämlich  in  der  Verantwortlichkeit  der 
Minister  gegen  den  Souver  ai  n)  schon  in  der  auto  kra  ti  s  ch  e  n  Monarchie, 
und  ist  überhaupt  in  der  Natur  der  Sache  begründet ;  denn  wo  Monarchie 
ist,  will  und  soll  der  Monarch  nur  regieren,  er  kann  und  soll  aber  nicht 
sein  eigener  Beamte  sein.  Der  hier  aufgestellte  Unterschied  von  Regie- 
reu und  Verwalten  ist  auch  ein  ganz  anderer,  als  man  in  Frankreich 
durch  die  (hohle)  Phrase  auszudrücken  suchte:  „Le  roi  regne,  mais  il  ne 
gouvcrne  pas."  Dort  nämlich  wollte  man,  das  System  der  Tbeilung  der 
Gewalten  auf  die  Spitze  treibend,  sogar  die  Funktionen  der  von  den  Kam- 
merniajoriläten  der  Krone  aufgedrungenen  Minister  als  eine  selhslständige 
politische  Gewalt  (pouvoir  minisieriel  s.  §.  270.)  darstellen,  so  dass  das 
„Regieren"  des  Königs  sich  im  Wesentlichen  auf  die  Sanktion  der  von 
den  Kammern  den  Ministern  diktirten  Beschlüsse  beschränken  sollte.  Vergl. 
auch  H.  A.  Zachariae,  deut,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  L  §,  22.  c. 

^\  Sehr  bezeichnend  ist  es  in  dieser  Hinsicht,  dass  Napoleon  III. 
in  der  von  ihm  dem  französischen  Volke  gegebenen  Verfassung  vom  14. 
Januar  1852,  welche  insoweit  auch  nach  der  Wiederherstellung  des 
Kaiserthums  und  den  Verfassungsveränderungen  v.  25.  Dec  IS52  noch  fort- 
besteht, unter  .Vusschluss  der  Verantwortlichkeit  der  Minister 
gegen  den  Senat  und  den  legislativen  Körper,  die  (freilich ,  so  lange  keine 
Revolution  eintritt,  nur  imaginäre)  Verantwortlichkeit  des  Staats- 
oberhauptes gegen  das  fran  z  ös  i  sc  h  e  Volk  in  die  Verfassung  (art.  5.) 
aufnahm. 

1)  So  erklärt  sich  ausdrücklich:  Wort  e  nib  er  g ,  V.-U.  1815).  §.  124. 
(Siehe  oben  §.:34:i.  Nole2.) —  Als  Vcrlrefer  derGesanimlheit  allerStaats 
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tiing  (Repräsentation)  des  gesammten  Volki's  und  seiner 
al  Igemeinen  Interessen  2),  nnd  zwar  in  der  Art,  dass 
kraft  einer  Rech  ts  fi  k  ti  im  alles,  was  dipse  Ktirperschaft  in- 
nerhall) des  Kreises  ihrer  grundgeselzlich  bestimmten  Befug- 
nisse und  in  den  gesetzlich  bestimmten  Formen  beschliesst 5), 
unbedingt  und  ohne  Weiteres  als  Willenserklärung  siimmt- 
iicher  Staatsangehörigen  gelten  muss  und  für  sie  ver- 
pflichtend wird,  so  wie  die  Zustimmung  des  Souverains 
zu    den   Beschlüssen    dieser    Rörperscbaft   hinzugekommen    ist  *). 


an  gell  ö  ri  gen  der  Staatsbürger  werden  die  Landstände  bezeichnet,  in 
Weimar,  rev,  Grdges.  1850  §.  17.  —  A  nhalt-Bern  bu  rg,  V.-U.  1850. 
§  Ö5.  —  S.  Coburg-Gotba,  V.-IJ.  1852.  §.  84.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  127.  —  Wildeck,  V.-U.  1852.  §.  46.  —  .Ms  Vertreter 
der  G  esa  mm  th  e  i  t  der  Staatsbürger  und  ünlerthanen,  in  K.Sach- 
sen, V.-U.  1831.  §.  78.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1S31.  §.  162.  —  Als 
Vertreter  des  Volkes  oder  des  ganzen  Volkes,  in  Preussen,  V.-U. 
JSö('.§.83,  —  Reuss,  j.L.,  V.-U.  18.V2.  §.  50.  —  S. Meiningen,  V.-t. 
182y.  §.   4y.  (Siehe  auch  hier  Note  2.   und  unten  §.  347.  Note  5.) 

■■'J  Sielie  die  JNacbweisungeu  über  die  bundesrechtliche  Anerkennung  die- 
ses Salzes  üben  §.  3.'i2  und  34(1.  —  Br  a  un  s  c  h  w  eig,  n.  L. -0.  1832. 
§.  ?i7.  „Die  Staude  des  Herzogthnms  vertreten  in  dem  grundgesetzlichen 
Verhältnisse  zu  der  Landesregierung  die  Gesammtbeit  der  Landeseinwobner 
uöd  sind  daher  berechtigt  und  verpflichtet,  deren  verfassungsmässige  Rechte 
und  allgemeine  Interessen  wahrzunehmen  und  auf  die  gesetzlich  vor- 
geschriebene Weise  geltend  zu  uiaclien."  —  S  c  hw  ar  z  bur  g-Rud  o  Is  tad  t, 
V.-U.  1849.  §.  7ti.  „Der  Landtag  \erlritt  die  Gesamnitheil  des  Volkes 
(Ges.  V,  2.  Aug.  1^52.  §.  17.  ,.  der  Staatsangehörigen")  und  bat 
die  ihm  in  dieser  Verfassung  beigelegten  Rechte." 

3)  Vergl.  die  Nachweisung  der  posilivrechllichen  Anerkennung  dieses 
Salzes  in  den  deutseben  Verl'.-Urkuuden  oben  §.   343.  Note  2. 

•)  Ausdrücklieb  sagt  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  112.  „Alle  ständi- 
schen Beschlüsse,  welche  auf  eine  Angelegenheit  des  Landes  Bezug  haben, 
bedürfen,  um  wirksam  zu  werden,  der  ausdrücklichen  Sanktion  des  Kö- 
nigs. —  Bra  u  US  ch  weig,  u.  L -0.  1^.32.  §.  145.  „Ein  Beschluss  der 
Ständeversamnilung  erhält  nicht  eher  gesetzliche  Gültigkeit,  als  bis  ihm  die 
landesherrliche  Zustimmung  erlheilt  und  er  als  Gesetz  publizirt  ist."  — 
Preussen,  V.-U.  1S.5(».  §.  (52.  a  linea  2.  „Die  Uebereinstimmung  des 
Königs  und  beider  Kammern  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich  "  —  S. 
Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  107,  „Jeder  Beschluss  des  Landtages 
bedarf  die  Bestätigung  des  Herzogs,  om  Gesetzeskraft  zu  erlangen."  Ueber- 
einslinunl:  Reuss,  j.  L.,  Y.-V.  l<-."i2.  <§.  (i5.  —  S.  Altenbnrg,  V.-li. 
1831.  §.  24(1.  a  linea  2.  — 
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III.  Demnach  hat  auch  das  Volk  in  der  repräsentativen  Monarchie 
nur  allein  in  der  landständischen  Körperschaft  und  durch  dieselbe 
eine  juristische  Persönlich  keil,  und  ist  daher  die  Staats- 
regierung bei  dieser  Staatslorm  ebensowenig  befugt,  mit  dem  Volke 
in  anderer  Weise,  als  durch  das  Organ  dieser  Körperschaft  zu 
verhandeln,  als  das  Volk  sich  dieses  anmaassen  dürfte 5). 

§.  346. 
Zasammensetzung  der  Volksvertretung  im  Allgemeinen. 

Ueber  die  Bildung  der  volksverlretenden  Körperschaft  bestehen 
sowohl  in  den  europäischen  Staaten  überhaupt,  als  in  den  deut- 
schen Staaten  insbesondere,  sehr  verschiedene  Systeme.  I.  Nur 
in  wenigen  Staaten ,  und  zwar  nur  in  solchen ,  in  welchen  die 
Repräsentativ  -  Verfassung  überhaupt  entweder  durch  ein  über- 
wiegendes Andrängen  der  demokratischen  Elemente  in's  Leben  ge- 
rufen wurde,  oder  wo  kein  historischer  Anknüpfungspunkt  an  be- 
reits bestehende  landständische  Einrichtungen  bei  der  Einführung 
der  Repräsentativ -Verlassung  vorhanden  war,  oder  wo,  wie  in 
kleineren  Staaten,  keine  Elemente  in  der  Bevölkerung  vorhanden 
sind,  welche,  wie  ein  durch  grossen  Grundbesitz  ausgezeichneter 
Adel,  geistliche  Korporationen  und  Universitäten,  eine  besondere 
Berücksichtigung  nöthig  machen,  wurde  und  wird  zum  Theile  noch 
heut  zu  Tage  die  Volksvertretung  lediglich  durch  Wahl  des  Volkes 
ohne  Unterscheidung  verschiedener  Klassen  der  Bevölkerung  ge- 
bildet *).  H.  In  einigen  deutschen  Staaten  bildet  sich  der  Land- 
tag zwar  auch  nur  durch  Wahlen,  aber  mit  Rücksicht  auf  ver- 
schiedene Klassen  der  Bevölkerung,  deren  jede  besonders  wählt. 
Diese  Klassen  bestimmen  sich  theils  nach  Standesklassen 
(Ritterschaft,  Städte,  Landbewohner)  2),  theils  nachdem  Besitze 


5)  Vergl.  oben  §.   54,  VII. 

')  So  z.  B.  nach  der  ersten  französisctien  Verf.  v.  1791.  —  Spanien, 
Cortesverf.  v.  1S12.  —  Norwegen,  V.-U.  v.  4.  Nov.  1S14.  —  Belgien, 
V.-ü.  V.  1831.  —  Desgleichen  in  Schwarzburg-Rudolstadt,  V. -U. 
1849.  f  77.  (Vergl  Ges.  v.  2.  Aug.  1S52.  §.  18u.f.)  —  Anhalt-Bern- 
burg, V.U.  1850.§.  55.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  113.  §.  1. — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1S52.  §.  69.  §.  146.  -  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  49. 

»)  So  r.  B.  Br  aun  schweig,   n,  L    0.   1832.    §•  60.    ,,Die  Sländcver- 
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(grosse  Grundbesitzer  und  illirige  Bevölkerung)  ^).  III.  In  den 
meisten  Staaten ,  namentlich  sogar  in  dein  Miitterlande  der  Re- 
präsentativ-Verfassung,  in  England,  und  insbesondere  den  grösse- 
ren und  mittleren  deutschen  Staaten,  namentlich  in  jenen  Staaten. 
in  welchen  das  Zweikammernsystem  besteht^),  haben  überdies 
gewisse  Personen,  wie  z.  B.  die  Prinzen  von  GebliU,  Standes- 
herren oder  andere  Personen  vom  Adel  und  hohe  geistliche  Wür- 
denträger oder  wellliche  Magistrate,  die  historisch  hergebrarhte 
und  auch  in  den  neueren  Verfassungsgesetzen  anerkannte  oder 
zugelheilte  Befugniss,  kraft  eigenen  Rechtes  einen  Sitz  in  dem 
Repräsenlantenkörper  einzunehmen,  so  wie  auch  mitunter  daneben 
eine  Befugniss  des  Souvcrains  anerkannt  ist,  einen  Theil  der  Mitglie- 
der der  Repräsentation  selbst  zu  ernennen  5)  Jedoch  wird  auch  in 
diesen  Staaten  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  der  Repräsentation  durch 
Wahlen  ernannt.  Namentlich  bildet  die  Wahl  der  Abgeordneten, 
da  wo  das  Z  w  e  i  k  a  m  m  e  r n  s  y  s  t  e m  besteht ,  die  Regel  für  die 
Zusammensetzung  der  zweiten  Kammer^).  Dabei  treten  wieder 
zwei  verschiedene  Systeme  hervor,  je  nachdem  die  Abgeordneten 
zur  zweiten  Kammer  nach  S  la  nd  eskia  sse  n  der  Bevölkerung') 


Sammlung  besieht  aus  4S  Abgeordnelen  des  Landes,  und  zwar  aus  10  Abge- 
ordneten der  Rillerschaft,  12  Abgeordneten  der  Städte.  10  Abgeord- 
neten der  Fleckenb  ewobner,  Freisassen  und  Bauern,  und  16  Ab- 
geordnelen ,  welche  gemeinschaftlich  von  diesen  drei  Slandesklassen  erwäbll 
werden."  —  S.  Meiningen,  V.  -  U.  1820.  §.  50.  „Diese  Abgeordneten 
sollen  aus  den  drei  Klassen  1)  der  Ritte i'gutsbcsilzer  des  Landes, 
2)  der  Städte,  3)  der  Bauern  zu  gleichen  Theilen  .  .  .  .  gewählt  wer- 
den." —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  S.  Altenburg.  V.-U.  1831. 
§.    167. 

3)  So  z.  B.  in  Reuss,  j.  L.,  Wahlges.   v.    14.  April  1852.  §.    l.   2. 

^)  D.  h.  in  Preussen,  Bayern,  Wiirtemberg,  Baden,  Kurb  es- 
sen, Grossh,  Hessen  und  Nassau. 

*)  Die  nähere  IVachweisung  siehe  unten  bei  der  Darstellung  des  Zwei- 
kammernsyslems,  §.   361. 

"J  Nach  einigen  Verfassungen  wird  auch  ein  Theil  der  Mitglieder  der 
ersten  Kammer  durch  Wahlen  gewisser  Stände  oder  Klassen,  oder  Korpo- 
ralionen, z.  B.  auch  der  Universitäten,  ernannt.  Preussen,  V.U.  1850. 
§.  65,  d.  e,  —  K.  Sachsen,  V.U.  1831.  §.  63.  -  Hannover,  Ges. 
V.  5.  Sept.  1848.  §.  36.  —  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  27.  —  Kurhessen, 
V.-ü.  1852.  §.  41.  —  Nassau,  Patent  die  Bildung  der  Herrenbank  der 
Landstände  betr.  vom  3.   n.  4.  Nov.   lfi.15.  Nr.  3.   (bei  Pölitz,   1.  S.  1017.) 

'')    Eine   Berücksichtigung   der    Sländeklassen    bei    der    Bildung  der 
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oder  ohne  Rücksicht  hierauf  gewählt  werden  ^).  In  letzterem 
Falle  hat  man  in  der  neueren  Zeit  mitunter  eine  Eintheilung  der 
Wähler  nach  Steuerklassen  (Höchst-,  Mittel-  und  Niederst- 
ßesteuerte)  eingeführt^),  um  doch  einigermaassen  dem  üherstür- 
zenden  demokratischen  Elemente  (der  Kopfzahl)  einen  Damm  ent- 
gegen zu  stellen  und  eine  stetige  ruhige  Fortentwickelung  des 
Staatslebens  auf  gesetzlichem  Wege  zu  sichern. 

§.  347. 
Von    den  Verhältnissen    der   vom  Volke   gewählten  Mit- 
glieder des  Repräsentantenkörpers  zu  ihren  Wählern. 

I.  Wenn  und  so  weit  die  Mitglieder  der  volksvertretenden 
Körperschaft  aus  der  Volkswahl  hervorgehen,  sind  dieselben  nichts- 
destoweniger keine  Mandatare  ihrer  Wähler,  d.  h.  sie  haben 
von  denselben  kein  Mandat  im  Sinne  des  Civilrechtes,  wenn 
gleich  (sehr  begriflverwirrend)  häuOg.  und  sogar  in  den  Verfas- 
sungsgesetzen selbst,  diese  Bezeichnung  gebraucht  wird  ^).  11.  Die 
Berechtigung,  in  dem  Repräsentantenkörper  als  Abgeordneter  Sitz 
und  Stimme  zu  führen,  muss  vielmehr  als  die  Folge  einer  durch 
die  Verfassung  den  Wählern  übertragenen,  in  Form  einer  Wahl 
vorzunehmenden  Ernennung  (nominalio)  zu  einer  öffentlichen 
Funktion    (^munus   pubUciim)  aufgefasst  werden  ^).     III.    Die  vom 


zweiten  Kammer  findet  sich  in  Bayern,  V-U.  1S18.  Tit.  VI.  §.  7.  _ 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  öS.—  \V  ürte  mberg,  V.-U.  1S19.  §.133.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1S20.  §.  53. 

«)  So  z.  B.  beruht  das  königl.  bayerische  Gesetz  v.  i.  Juni  1848 
die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  Letr. ,  wodurch  die  V.-U.  v.  1818. 
Tit.  VI.  §.  7.  (siehe  IVote  7.)  aufgehoben  wurde,  rein  auf  dem  Prinzipe  der 
Kopfzahl. 

•')  So  z.  B.  in  Preussen,    V.-U.    1S50.  §.  71. 

1)  A.  Backer,  Spec.  de  varia  ratiouc,  qua  in  praecipuis  germaniae  ci- 
vitatibus  (populi  eliguntur  niandatarii,  Ainsterdaui ,  1S43.  —  So  z.  B. 
spricht  ßraunschweig.  n.  L.-O.  1832.  §.85.  8ö.  von  ,,Niederleguug  des 
Auftrages";  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1S52.  §.  97.  vom  ,, Niederlegen  des 
.Man  da  ts". 

2)  Ueber  den  wesentlichen  Unterschied  zwischen  einer ^'OOTirta/JO  zu  einer 
ölfentlichen  Funktion  und  einem  Mandate,  worüber  die  Canonislen  in  Bezug 
auf  die  Besetzung  der  Kirch  e  n  am  te  r  von  jeher  im  Klaren  waren,  vergl. 
unten  die  Lehre  von  der  Ernennung  zum  eigentlichen  Slaat.<(licn5lc.  Siehe 
aocli  hier  Note  s. 
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Volke  gewählten  Mitj^Iieder  d«  r  SiiiiMlcveisainmluii^  sind  auch  nicht 
als  Repraseiitaiileu  ihrer  Wähler  (ihres  Wahlhezirkes),  sondern 
ehensi»,  wie  die  in  ir^'end  einer  anderen  Weise  herulencn  Mit- 
glieder, als  Stellvertreter  des  gesaniniten  NOIkes  zn  be- 
trachten •").  Deingeniäss  ist  auch  regelmässig  der  von  den  neu 
eintretenden  Mflgliedern  der  Ständeversaninilunji  zu  schworende 
Eid  fonnulirl-*).  IV.  Der  Wahlbezirk  hat  verfassungsmässig  nur 
das  Recht,  durch  seine  Ernennung  eines  Abgeordneten  zur  Auf- 
stellung der  Vertretung  des  gesammten  Volkes  mitzuwirken. 
Es  hat  daher  auch  der  gewählte  Abgeordnete  nicht  die  speziellen 
oder  lokalen  Interessen  seines  Wahlbezirkes,  sondern  nur  die  all- 
gemeinen oder  Ges am  mt  -  Interesse  n  des  Volkes  zu  ver- 
treten ^) ;  jedoch  werden  sie  allgemein  für  berechtigt  gehalten,  die 
besonderen  Wünsche    und  Beschwerden    ihres  Bezirkes    und  Ein- 


3}  Siehe  die  beslimnilen  ausdrücklichen  Erklärungen  der  deutseben  Ver- 
fassungsgeselze  hierüber,  oben  §.  345.  Note   1. 

*)  z.  B.  Baden,  V. -U.  1*^1'^.  §.  69.  „  Säiiimtliche  neu  eintretenden 
Mitglieder  schwören  bei  Erötfnung  des  Landtages  Folgenden  Eid:  „Ich  schwöre 
Treue  dem  Grossherzoge,  Gehorsam  dem  Gesetze,  Beobachtung  und  Auf- 
rechthaltnng  der  Staatsverfassung  und  in  der  Ständeversammlung  des  gan- 
zen Landes  allgemeines  Wohl  und  Bestes  ohne  Rücksicht  auf 
besondere  Stände  oder  Klassen  nach  meiner  inneren  Ueberzeugung 
zu  beratben.  "  —  Im  Wesentlichen  übereinstimmen  die  Eidesformeln  in 
Bayern,  V.-U.  IslS.  Tit.  VIL  §.  24.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819. 
§.163.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.88.  —  S.  Mein  in  gen,  V.-U. 
1829.  $.  78.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  82.  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  1831.  §,  200.  —  Braunschweig,  u.  L.  0.  1832.  §.  132.  — 
Schwarzburg-Sondershausen.  V.-U.  1819.  §.  90.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  55.  -  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.56.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  18.52.  §.  130.  —  S.  Co  bu  rg- Got  h  a,  V.-U. 
1852.  §.  S3.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  .53.  —  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  59.  .^;r.l- 

s)  Vergl.  ausser  den  im  §.  345.  Note  1.  und  2.  aufgeführten  Verfassun- 
gen ;  Würtemberg,  V.-l'.  1819.  §.  155.  „Der  Gewählte  ist  als  Abge- 
ordneter, nicht  des  einzelnen  Wahlbezirkes,  sondern  des  ganzen 
Landes  anzusehen."  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  79.  „Die  Ab- 
geordneten sind  nicht  Vertreter  ihres  Distriktes  und  ihrer  Klasse,  son- 
dern müssen  sich  bei  ihrem  Vi'irken  in  der  Ständeversammiung   nur  von  der 

Rücksicht  auf  das  Gemeinwohl  ihrer  siimmtlichen  Mitbürger  leiten  lassen." 

Uebereinstimraen  :  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831.  §.  199.  —  Braun- 
schweig,  n.  L,  0.  1832.  §.  96.  —  Sc  hwarzb  arg- Sondershausen, 
V.-U.   1S49.    §.  95.  —  Anhalt-Bernburg,    V.-U.   1S50.  §.  56. 
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zelner  aus  demselben  anzunehmen  und  an  die  Ständeversammlung 
zu  bringen'').  V.  Aus  gleichem  Grunde  dart  auch  kein  Wahl- 
bezirk dem  von  ihm  erwählten  Abgeordneten  Instruktionen 
ertheilen ,  d.  h.  vorschreiben,  noch  darf  sich  dieser  seinen 
Wählern  gegenüber  verpflichten,  wie  er  in  der  Ständeversamm- 
luug  stimmen  solle,  indem  hierdurch  jede  Belehrung  und  Aufklä- 
rung oder  Berichtigung  vorgefasster  Meinungen  und  die  Ausglei- 
chung widersprechender  Ansichten,  welche  der  Hauptzweck  aller 
landständischen  Diskussionen  ist,  von  vorne  hinein  unmöglich  ge- 
macht werden  würde ").  VI.  Ebensowenig  können  die  Wähler  die 
Ernennung  des  von  ihnen  gewählten  Abgeordneten  zurückrufen, 
wenn  dessen  Abstimmungen  in  der  Ständeversammlung  ihren  An- 
sichten nicht  entsprechen.  Jeder  Abgeordnete  bat  mit  der  W^ahl 
ein  unaufkündbares  Recht,  den  vollen  Zeitraum  hindurch,  für  wel- 
chen er  gewählt  worden  ist,  diese  Funktion  beizubehalten**).  Es 
stehet  daher  auch  nur  in  seinem  persönlichen  Ermessen,  ob  er 
in  einer  eintretenden  Meinungsverschiedenheit  mit  seinen  Wählern 
oder  in  einem  ihm  etwa  von  denselben  ausgesprochenen  Miss- 
trauensvotura    einen    persönlichen    Beweggrund   zur   Niederlegung 


**)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.  Meiningen,  V -U.  1S29.  §.79.  a.  E. — 
Es  ist  dies  um  so  uubedenklicher,  als  die  Landstände  überhaupt  Wünsche 
und  Beschwerden  von  Privatpersonen,  wenn  sie  auch  nicht  zu  ihrem  Wahl- 
bezirke gehören,  annehmen  dürfen.     Siehe  unten  §.  412. 

")  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  48.  „Die  Ständeglieder  sind  berufen,  über 
die  Gegenstände  ihrer  ßeralhuogen  nach  eigener  L'eberzeugung  abzu- 
stimmen. Sie  dürfen  von  ihren  Commiltenten  keine  Instruktion  aoneh- 
men." —  Uebereiostimmen  :  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  155.  alinea2. — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1S20.  §.  61.  —  K.Sachsen,  V.-ü.  1S31. 
§.  81.  —  S.  Altenburg;  V.-U.  1831.  §.  240.  —  ßraunsch weig,  n. 
L.-O.  1832.  §.  133.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849. 
§.  95.  _  Preussen,  V,-ü.  1850.  §.  S3.  —  S.  Weimar,  rev.  Grdges. 
1850.  §.  17.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü,  1S50.  §.  58.  —  Kurhes- 
seo,  V.-ü.  1852.  §.  55.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1652.  art.  129. 
§.  1:  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1S52.  §.  84.—  Waldeck,  V.-ü. 
1852.  §.  62. 

8)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  84. 
a.  E.  „....Auch  kann  die  gesetzliche  Dauer  ihrer  (der  Abgeordneten) 
Wirksamkeit  durch  den  Willen  ihrer  Wähler  nicht  beschränkt  werden." — 
Id  dieser  Unwideru  flic  hk  ei  t  der  Ernennung  liegt  ein  wesentlicher  Unter- 
schied derselben  von  einem  Mandate  im  Sinne  des  Civilrechtes. 
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seiner  Stelle  liiuitii  will  oder  uuUi.  VII.  In  «leii  lueislen  Staaten 
stehet  es  im  iinbestlirünklen  Delieben  des  Gewühlten ,  ob  er  die 
Wahl  als  Abyeordneler  annehmen  oder  anschlagen  will,  nnd  dies 
niuss  anch  selbslversländlich  als  gemeingültig  betrachtet  werden, 
wenn  die  Veri'assungsnrkimde  über  diese  Frage  schweigt-').  Nur 
wenige  Verfassnngsnrlamden  erklären  den  Gewählten  l'iir  verpflich- 
tet, die  Wahl  anzunehmen,  und  gestatten  eine  Ablehnung  nur  aus 
bestimmt  bezeichneten  Gründen  '*').  Vill.  Ebenso  stehet  es  ge- 
meinrechtlich jedem  Abgeordneten  jederzeit  frei ,  seine  Stelle  als 
solcher  niederzulegen^')-  N'"'  wenige  Verfassungsurkunden 
stellen  in  dieser  Beziehung  Beschränkungen  auf). 

§.  348. 
Von  den  Wahlgesetzen  überhaupt. 

I.    Die  Bestimmungen    über  die  Wahlen  der  Abgeordneten  zu 
den  landständischen  V^ersammlungen  in  den  Constitutionen -monar- 


')  Ausdrücklich  wird  erklärt,  dass  es  keinen  Zwan^  zur  Annahme  einer 
Wahl  als  Abgeordneter  gebe,  in  Würtemberg,  V.-ü.  1S19.  §.  153.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  Ges.  vom  2.  Augus'.  1852.  §.  21.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  51.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852. 
art.    119. 

'0)  GrossL.  Hessen.  V.-U.  1820.  §.  59.  Nr.  2.  gestaltet  die  Ableh- 
nung nur  „wegen  ärztlich  bescheinigter  Krankheit,  oder  wenn  häus- 
liche Verhältnisse,  nach  dem  Zeugnisse  der  vorgesetzten  Behörde,  die  per- 
sönliche Gegenwart  des  Gewählten  zu  Hause  erfordern."  —  Eine  ähnliche 
Bestinimnng  enthält  Braun  sc  hw  e  ig,  n.  L.  0.  1832.  §.  82;  es  gilt  hier- 
nach überdies  die  Ueberschreitung  des  65.  Lebensjahres  als  Ablehnungs- 
grund. —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  179.  „Jeder  Staatsbürger  folgt 
willig  dem  ehrenvollen  Rufe  als  Wablmann  oder  als  Landlagsabgeordneter. 
Nur  ärztlich  bescheinigte  Krankheit  und  unverschiebliche  Abwesenheit 
können  davon  entschuldigen," 

<<)  Ausdrücklich  ist  das  Recht  des  freiwilligen  Austrittes  aus  der  Stände- 
versammlung anerkannt  in  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  158.  —  An- 
halt-Bern b  urg,  V.-U.  1850.  §.  63.  —  Seh  warzburg  -  Sonders - 
hausen,  Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §.21.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852. 
art.  119.   —  S.   Coburg- Gotha,    Verf.-Urk.    1852.    §.    87. 

>a)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  66.  a  linea  4.  gestattet  den  Ritter- 
gutsbesitzern, sowohl  den  in  die  erste  Kammer  gewählten,  als  vom  Kö- 
nige als  deren  Mitglieder  ernannten,  die  „Resignation"  wegen  Krank- 
heit, wegen  häuslicher,  Familien-  oder  Dienstverhältnisse,  wegen  60jäbrigeu 
Alters,    oder   wenn  sie  bereits   drei  ordentlichen  Landtagen    beigewohnt  ha- 
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chischcn  deutschen  Staaten  finden  sich  theils  in  den  Verlassungs- 
urknnden  der  einzelnen  Staaten ,  tlieils  in  besonderen  Wahlge- 
setzen ').  Diese  Vorschriften  sind  so  mannigfaltig  und  zum  Theile 
so  weitläufig,  dass  hier  eine  Beschränkung  auf  die  Nachweisung 
der  wesentlichsten  leitenden  Grundgedanken  geboten  ist.  IL  Die 
Aufstellung  eines  tüchtigen  Wahlsystcmes  gehört  anerkanntermaassen 
zu  den  wichtigsten  und  schwierigsten  Aufgaben  der  Politik.  Es 
hängt  davon  wesentlich  die  Möglichkeit  einer  Ausgleichung  der 
entgegenstehenden  Interessen  der  verschiedenen  Bevölke- 
rungsklassen ab,  die  nun  einmal  in  jedem  Staate  vorhanden  sind 
und  von  Haus  aus  ein  gleiches  Recht  auf  Berücksichtigung 
haben,  und  daher  ist  auch  der  Bestand  der  Verfassung  we- 
sentlich durch  das  Wahlgesetz  bedingt.  III.  Es  hat  sich  zwar 
gezeigt,  dass  die  einzelnen  Wahlsysteme  zu  verschiedenen  Zeiten 
ganz  verschiedene  Ergebnisse  geliefert  haben,  je  nachdem  eine  oder 
die  andere  gewaltige  politische  Strömung  zur  Zeit  der  Wahlen  im 
Staate  vorherrschend  gewesen  war.  Allein  solche  ausserordent- 
liche Zustände  können  für  die  Beurtheilung  der  Tüchtigkeit  eines 
Wahlsystemes  nicht  unbedingt  maassgebend  sein.  Immerhin  bleibt 
es  von  grosser  Bedeutung,  auf  welche  Grundsätze  ein  Wahlgesetz 
gebaut  ist,  und  ob  es,  anstatt  eine  Ausgleichung  der  Interessen 
der  Bevölkerungsklassen  zu  ermöglichen,  dem  einen  oder  dem  an- 
deren politischen  Elemente  die  Erlangung  eines  Uebergewich- 
tes  auf  Kosten  der  anderen  erleichtert  oder  erschwert, 
und  insbesondere,  ob  es  die  Geltendmachung  der  anarchischen 
oder  der  CO nservati ven  Elemente  begünstigt.  IV.  Mitunter 
sind    die  Wahlgesetze   den   eigentlichen  Verfassungsgesetzen  völlig 


beü,  —  Braun  seh  we  ig,  n.  L.  0,  1S32.  §.85.  und  8(i.  erlaubt  das  frei- 
willige Niederlegen  der  Stelle  als  Abgeordueler  nur  aus  denselben  Gründen, 
welche  zur  Ablehnung  der  Wahl  berechtigen.  (Siehe  oben  Note  10.)  — 
Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1S48,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordnelen  belr. 
art.  29.  „Jeder  Abgeordnete  kann  mit  Zustimmung  der  Kammer  aus 
derselben  treten."—  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  '17.  a  linea  5.  „Derje- 
nige Landtagsabgeordnete,  welcher  sein  Mandat  ohne  Genehmigung  des  Land- 
tages niederlegt,  ist  für  die  laufende  Landtagsperiode  nicht  mehr  wählbar." 

»)  Die  Wahlgesetze  sind  zur  Zeit  noch  in  keiner  vollständigen  Sammlung 
erschienen.  Einige,  meistens  veraltete,  sind  in  Politz,  europ.  Verfassun- 
gen, den  betretfenden  Verlassungsurkundeo  beigegeben. 
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gleichgestellt  2);  in  mehreren  Staaten  sind  sie  von  demselben  aus- 
drücklich unterschieden,  jedoch  mit  dem  Beifügen,  dass  auch  sie 
von  der  Staatsregierung  nicht  anders  als  mit  landständischer  Zu- 
stimmung sollten  abgeändert  werden  dürfen  ^). 

§.  349. 
Von    der  Wahlberechtigung   oder   aktiven  Wahlfähigkeit. 

I.  Da  die  repräsentative  Verfassung  wesentlich  auf  die  Voraus- 
setzung gebaut  ist,  dass  in  dem  Volke  eine  rege  Theilnabme  an 
den  öffentlichen  Angelegenheiten  stattfindet  und  im  Volke  selbst 
Vertrauen  zu  der  Repräsentation  bestehen  muss,  damit  deren  Zu- 
stimmung der  Regierung  zur  moralischen  Stütze  dienen  kann, 
so  niusste  allenthalben  die  üeberzeugung  Platz  greifen,  dass 
der  Kreis  der  Wahlberechtigten  nicht  zu  enge  gezogen  werden 
darf,  obschon  man  auf  der  anderen  Seite  nicht  verkennen  konnte, 
dass  doch  auch  die  Ausübung  der  Wahlberechtigung  an  gewisse 
Voraussetzungen  gebunden  werden  müsse,  wenn  die  Wahl  ein 
politisch  brauchbares  Resultat  haben  soll  *).  II.  Die  Ansichten 
darüber,  welche  Bedingungen  der  Wahlberechtigung  festzusetzen 
seien,  sind,  je  nach  dem  politischen  Partheistandpunkte,  von  jeher 
verschieden  gewesen.  Die  Verfassungen  und  Gesetze,  bei  deren 
Errichtung  das  demokratische  Element  überwog,  setzten  die 
Bedingungen  der  aktiven  Wahlberechtigung  auf  ein  Minimum  herab 
und  verlangten  nur  Volljährigkeit  (oder  ein  anderes  besonders 
bestimmtes  Alter)  und  Unbescholtenheit,  wobei  sie  männ- 
liches Geschlecht  des  Wählers  als  selbstverständlich  voraus- 
setzen 2).     III.  Diejenigen  Verfassungen  dagegen,  welche  aufcon- 

^)  So  z.  B.  in  Bayern,  Edikt  über  die  Ständeversammlung,  als  Bei- 
lage X.  zu  Tit.  VI.  §.  10.  der  Verf.  -  ürk.  v.  1818;  nunmehr  Gesetz  v.  4. 
Juni  1848,  die  Wahl  der  Landtagsabgeordneten  betr. 

3)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  77.  —  Braun  schweig,  n.  L.  0. 
1832.  $.  70.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  arl.  118.  §.  2. 

')  Selbst  die  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union  v.  1787. 
art.  I.  Abschn.  2.  §.  1.  schreibt  vor:  „Die  Repräsentanten  werden  ge- 
wählt, von  Wählern,  welche  jene  Eigenschaften  besitzen,  die  für 
Wähler  des  zahlreichsten  Zweiges  der  Gesetzgebung  in  ihrem  eigenen  Staate 
erforderlich  sind." 

2)  Dies  ist  es,  was  man  in  Frankreich  das  suffrage  universel  nennt.  Es 
wurde  in  Folge  der  Revolution  1848  eingeführt,  aber  noch  während  der 
Zöpfl ,  Staatsrecht.   4te  Aufl.  II.  26 
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servativen  Grundlagen  beruhen,  huldigen  durchgehends  dem 
Grundsatze,  dass  derjenige,  welcher  im  Staate  politische  Rechte 
als  Wähler  ausüben  wolle,  auch  zu  den  Lasten  des  Staatslebeos 
nach  seinem  Vermögen  beitragen  müsse  ^),  Demnach  hat  man 
ausser  der  ünbescholtenheit^)  und  einem  bestimmten 
Alter  als  regelmässiges  Erforderniss  der  aktiven  Wahlbe- 
rechtigung die  Selbstständigkeit  vorgeschrieben,  und  diese 
mitunter  in  der  Art  bestimmt,  dass  als  selbstständig  derjenige 
zu    betrachten   ist,  welcher  an    den    Gemeindewahlen   seines 


Dauer  der  Republik  wieder  abgeschafft,  weil  maa  davon  den  Umsturz  in 
volle  Anarc  ie  befürchtete.  Louis  Napoleon  (III)  Hess  dagegen  am  2.  Dec. 
1852  das  suffrage  universel  durch  ein  Plebiscit  wiederherstellen,  weil  er 
auf  dasselbe  gestützt,  die  Republik  zu  beseitigen  hoffte.  In  Deutschland 
wurde  das  sog.  allgemeine  Stimmrecht  in  dem  von  der  (Frankfurter) 
Nationalversammlung  am  12.  April  1S49  beschlossenen  Reichsgesetze, 
betr.  die  Wahlen  der  Abgeordneten  zum  Volkshause  art.  1.  §.  1.  pro- 
klamirt:  „Wähler  ist  jeder  unbescholtene  Deutsche,  welcher  das  25.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  hat." 

3)  Schon  die  erste  französische  Verfassung  v.  3.  Sept.  1791.  Kap.  I. 
Abthl.  2.  §.  2.  hatte  als  Bedingung  der  aktiven  Wahlfähigkeit  vorgeschrie- 
ben: „Franzose  zu  sein;  völlig  25  Jahre  alt  zu  sein;  wenigstens  seit  einem 
Jahre  seinen  Wohnsitz  in  der  Stadt  oder  in  dem  Canton  zu  haben,  an  wel- 
chem Orte  des  Reiches  es  auch  sei ;  eine  direkte  wenigstens  dem  Werthe 
von  3  Tagen  Arbeit  angemessene  Contribution  zu  bezahlen  und  die  Quittung 
darüber  vorzuzeigen;  nicht  im  Stande  der  Hausgenossenschaft,  d.  h.  ein 
Dieostbote  für  Lohn  zu  sein ;  in  der  Municipalität  seines  Wohnortes,  oder  in 
der  Rolle  der  Nationalgarde  eingezeichnet  zu  sein;  den  Bürgereid  geleistet 
zu  haben."  —  Auf  diese  Grundlagen  ist  man  in  der  neueren  Zeit  im  Wesent- 
lichen auch  in  Deutschland  bei  der  Abfassung  der  Wahlgesetze  zurückge- 
kommen. 

^)  Als  besch  ölten  gelten  in  dieser  Beziehung  allgemein  Personen,  denen 
durch  ein  rechtskräftiges  Erkenntniss  der  Vollgenuss  der  bürgerlichen 
Rechte  entzogen  ist.  So  erklärte  sich  auch  das  Reichs  Wahlgesetz  v. 
12.  April  1849.  Art.  I.  §.  3.  —  Einzelne  Gesetze  enthalten  speziellere  Auf- 
zählungen :  so  z.  B.  fordert  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Wahlen 
der  Landtagsabgeordneten  betr.  art.  5.,  dass  der  Wählende  „  nicht  wegen 
Verbrechen  (irgend  einer  Art)  oder  wegen  des  Vergehens  der  Fäl- 
schung, des  Retruges ,  des  Diebstahles  oder  der  Unterschlagung  verurtheilt 
worden  ist."  Auch  kann  das  Recht,  zu  wählen,  mitunter  zur  Strafe,  z.  B. 
wegen  versuchter  oder  ausgeübter  Wahlbestechung,  kraft  richterlichen  Ur- 
theiles  besonders  entzogen  werden.  Dies  hatte  z.  B.  das  Rcichswahlge- 
«etz  v.  12.  April  1849.  art.  i.  §.  4.  festgeseUt. 
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Wohnortes  Theil  zu  iiehuieii  berechligl  ist  und  irgend  eine 
(wenn  auch  noch  so  geringe)  direkte  Staalssteuer  bezahlt 
und  mit  derselben  nicht  im  Rückstande  ist*).  Damit  sind  Dienst- 
boten und  andere  dergleichen  Personen,  welche  bei  einem  Brod- 
herrn in  Kost  und  Lohn  stehen,  ausgeschlossen.  Dasselbe  gilt  in 
den  meisten  Staaten  auch  von  Personen,  welcheim  Militär  dienen^). 

IV.  Von  der  Berechtigung  zum  Wählen  sind  in  den  Wahlgesetzen 
in  der  Regel  ausdrücklich  für  ausgeschlossen  erklärt:  1)  Personen, 
welche  unter  Vormundschaft  oder  C u r a t e  1  stehen ;  2)  Perso- 
nen, über  deren  Vermögen  Concurs  oder  Fallitzustand  ge- 
richtlich eröffnet  worden  ist,  bis  dahin,  dass  sie  ihre  Creditoren  be- 
friedigt haben ;  3)  Personen,  welche  eine  Armenunterstützung 
aus  öffentlichen  oder  Gemeindemitteln  beziehen,  oder  in  dem 
letzten    der    Wahl   vorhergegangangenen   Jahre   bezogen    haben '). 

V.  Zur  Vornahme  der  Wahlen  werden  Wahlbezirke  durch 
das  Gesetz  bestimmt,  oder  es  werden  durch  das  Gesetz  die 
Grundsätze  aufgestellt,  nach  welchen  die  Behörden  bei  Bildung 
der  Wahlbezirke  zu  verfahren  haben  **).  VI.  Wer  das  Wahl- 
recht in  einem  Wahlkreise  ausüben  will,  muss  in  demselben 
mindestens  zur  Zeit  der   Wahl   einen   festen  Wohnsitz   haben  9). 


»)  In  dieser  Weise  erklärte  sich  bereits  der  Berliner  Entwurf  der 
dent.  Reichsverfassong  (Wahlgesetz  art.  I.  §.  2.  und  §.  5.);  auch  das  Er- 
furter Parlament  nahm  diese  Grundsätze  an.  Vergl.  Bayern,  Ges.  vom 
•1.  Juni  1848,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betr.  art.  5.  —  Preus- 
sen,  V.-U.  1850.  §.  70. 

6)  In  dem  Reichswahlgesetze  v.  12.  April  1849.  art.  IV.  $.  11.  war  die 
aktive  Wahlberechtigung  der  Soldaten  und  Militairpersonen  ausdrücklich  an- 
erkannt.    Das  Erfurter  Parlament  beschloss,  diesen  Satz  zu  streichen. 

')  Dies  hatte  auch  das  Reichswahlgesetz  v.  12.  April  1849.  art.  I.  §.  2. 
im  Wesentlichen  ausgesprochen. 

•)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Wahl  der  Land- 
tagsabgeordneteo  betr.  art.  11. 

»)  Dies  hatte  auch  das  R  eichsw  ahl  ge  s  e  tz  v.  12.  April  1849  vorge- 
schrieben. Der  Berliner  Entwurf  erweiterte  dies  dahin:  „Wer  das 
Wahlrecht  in  einem  Wahlbezirke  ausüben  will,  muss  in  demselben  zur  Zeit 
der  W^ahl  und  seit  mindestens  3  Jahren  seinen  festen  Wohnsitz 
haben  und  heimathsberechtigt  sein."  Vergl.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848 
die  W'ahl  der  Landtagsabgeordneten  betr.  art.  14.  —  S.  Coburg- Gotha, 
V.-ü.  1852.  §.  151.  —  Welche  grosse  Bedentung  eine  solche  Vorschrift 
haben  kann,  zeigt  sich  daraus,  dass  sich  in  Paris  im  J.  1850  durch  die  For- 

26* 
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"Vn.     Auch    darf    selbstverständlich    jeder    nur    an    einem    Orte 
wählen »"). 

§.  350. 

Ton  den  direkten  und  indirekten  Wahlen. 

I.  Die  Wahl  der  Abgeordneten  kann  eine  direkte  oder  in- 
direkte sein,  je  nachdem  die  Wahlberechtigten  unmittelbar  die 
Abgeordneten,  oder  vorerst  einen  Ausschuss  (ein  Wahlkollegium, 
sog.  Wahlmänner)  erwählen,  welcher  sodann  die  Wahl  des 
Abgeordneten  vorzunehmen  hat.  In  diesem  letzteren  Falle  werden 
die  Wahlberechtigten,  welche  die  Wahlmänner  zu  ernennen 
haben,  als  „Urwähler"  bezeichnet.  II.  Erfahrungsmässig  hat 
jederzeit  die  demokratische  Parthei,  ausserdem  aber  auch 
jede  andere  Parthei,  welche  es  auf  eine  radikale  Umgestal- 
tung der  bestehenden  politischen  Verhältnisse  abgesehen  hatte, 
direkte  Wahlen  verlangt  oder  eingerichtet,  so  wie  sie  glaubte, 
dass  die  augenblickliche  politische  Strömung  im  Volke  ihren  Pla- 
nen günstig  sei  *).  III.  Hieraus  ergibt  sich  unverkennbar  so  viel 
mit  ßestimmtheit,  dass  alle  Agitatoren  bei  den  grossen  Massen 
weniger  Selbstständigkeit  des  Urtheils  und  somit  eine  leichtere 
Bearbeitung  der  Massen  im  Partheiinteresse  voraussetzen,  als  dies 
bei  den  Wahlmännerkollegien  der  Fall  zu  sein  pflegt,  und  dass 
daher  jedenfalls  durch  indirekte  Wahlen  ein  intelligenteres 
Resultat  zu  erwarten  ist,  als  bei  direkten  Wahlen.  IV.  Erfah- 
rungsmässig gewähren  die  direkten  Wahlen  einen  grösseren 
Spielraum  für  die  Einschüchterung  der  W^ähler^),  und  daher 
erklärt  sich  auch,   warum  die  direkten  Wahlen  meistens  nur  Mi- 


derung  eines  dreijährigen  Wohnsitzes  die  Zahl  der  Wähler  von  240,000  auf 
74,000  vermindert  hatte. 

<o)  Ausdrücklich  hatte  dies  das  Reichswafalgesetz  v.  12.  April  1849. 
art.  IV.  §.  13.  erklärt.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  70.  „Wer  in  meh- 
reren Gemeinden,  an  den  Gemeindewablen  Tbeil  zu  nehmen,  berechtigt  ist, 
darf  das  Recht  als  Urwähler  nur  in  einer  Gemeinde  ausüben." 

')  Daher  kann  unter  Umständen  sogar  die  Reaktion  und  der  Absolutis- 
mus seinen  Vortheil  bei  direkten  Wahlen  finden.  Siehe  oben  §.  349.  Note2. 

2)  Es  wird  genügen,  auf  den  bekannten ,  jetzt  bereits  regelmässigen  Un- 
fug bei  den  Wahlen  in  der  nordamerikanischen  Union  hinzuweisen.  Auch 
in  Deutschland  haben  sich  in  den  Jahren  1848  und  1849  derartige  Vorfälle 
ereignet. 
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nori  tälswali  len  sind,  «1.  I).  (Ihss  iilierhaii|ii  nur  eine,  nit-isiens 
compakle,  Minorität  (im  WrlinliiLssf  zin*  ('•  o  sii  min  tza  li  I  aller 
Wahlberechtigten)  sich  an  den  Wahlen  bethtüjgt,  die  Mehrzahl 
der  Wahlberechtigten  aber  sich  theils  aus  Besorgniss  persönlicher 
Unannehmlichkeiten,  theils  aus  Gleichgültigkeit,  völlig  entfernt  von 
den  Wahlen  hält  3),  V.  In  Deutschland  wurde  das  System  der 
direkten  Wahlen  in  dem  (Frankfurter)  Reichswahlgesetze  vom 
12.  April  1849  zu  Grunde,  gelegt.  Der  Berliner  Entwurf  des 
Reichswahlgesetzes  nahm  dagegen  das  System  der  indirekten  Wahl 
auf^)  und  dieses  ist  auch  in  den  jetzt  geltenden  Verfassungs- 
urkunden und  Wahlgesetzen  der  deutschen  Einzelstaaten  insgemein 
aufgenommen  worden.  VI.  Allgemein  ist  angenommen ,  dass  die 
Wahlmänner  aus  dem  Wahlbezirke  selbst,  beziehungs- 
weise aus  den  stimmberechtigten  Urwählern,  genommen  werden 
müssen  5).  Mitunter  ist  vorgeschrieben,  dass,  so  oft  die  neue 
Wahl  eines  Abgeordneten  nothwendig  wird,  auch  die  Wahlmänner 
neu  gewählt  werden  müssen  ^).  Hinsichtlich  der  Bestimmung  der 
Seelenzahl,  auf  welche  ein  Wahlmann  zu  ernennen  ist,  finden  sich 
grosse  Verschiedenheiten  ^). 


*)  Dies  bat  sich  wiederholt  in  Frankreich  gezeigt.  Das  umgekehrte  Ver- 
hältniss  tritt  nur  dann  ein,  wenn  eine  allgemeine  Furcht  vor  unmittelbar  dro- 
hender Anarchie ,  oder  vor  dem  Communismus ,  die  besitzenden  Klassen  er- 
greift, und  sie  dahin  treibt,  Ordnung  um  jeden  Preis,  selbst  um  den 
der  staatsbürgerlichen  Freiheit,  zu  erstreben,  wie  sich  dies  ebenfalls  bei 
der  Wahl  Napoleon's  III.  deutlich  gezeigt  hat.  Uebrigens  sind  auch  bei 
dem  Systeme  der  indirekten  Wahlen  in  Deutschland  die  Urwahlen  nicht 
selten  Minoritätswahlen  in  dem  angegebenen  Sinne,  —  (so  z.  B.  hat 
sich  in  Preussen  1855,  öffentlichen  Nachweisungen  zufolge,  nur  ein  sehr 
geringer  Theii  der  Urwähler  an  den  Wahlen  betheiligt),  —  was  deut- 
lich auf  einen  Mangel  des  politischen  Bewusstseins  und  geringes  Interesse 
der  Urwahlberechtigten  an  der  Repräsentativverfassung  hinweist. 

■»)  Berliner  Entwurf  des  Reichswahlgesetzes,  art.  III.  §.  11.  „Die 
Wahl  ist  indirekt.  Die  Urwähler  wählen  Wahlmänner  und  diese  wählen 
den  Abgeordneten." 

5)  Siehe  z.  B.  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  71.  —  S.  Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852.  §.  144.  —  Sehr  eigenthümliche  Bestimmungen  über  die  Aufstel- 
lung von  Wahlmännern  hat  Karhessen,  V.-U.   1852.  §.  45.  47.  49. 

«)  Z.  ß.  Baden,  V.-U.   1818.  $.  39. 

■')  Z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Wahlen  der  Landtagsab- 
geordneteo   betr.   art.  10.     „lo   dor  ersteu  Wahibandlung  wird  auf  je   500 
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§.  351. 

Von  der  Repräsentation  nach  Interessen  und  der  Ein- 

theilung  der  Wähler  in  Klassen. 

I.  Die  in  der  Reicliszeit  entstandenen  landständischen  Verfassun- 
gen hatten,  wenn  gleich  langsam,  nach  einander  die  Elemente 
aufgenommen,  welche  in  geschichtlicher  Entwickelung  allmählig  zur 
politischen  Bedeutung  gelangten.  Es  lag  daher  diesen  älteren  land- 
ständischen Verfassungen  insgemein  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  es 
sich  in  der  landständischen  Versammlung  um  die  GeltendmachuDg 
der  Interessen  handle,  welche  den  einzelnen  sozialen  Krei- 
sen der  Landesbevölkerung  eigenthilmlich  waren.  U.  In  dem 
richtigen  Erkennen  dieses  Grundgedankens  der  alten  landständi- 
schen Verfassungen  und  in  dem  Anknüpfen  an  denselben  durch 
Erweiterung  des  Kreises  der  zu  vertretenden  Interessen  war  für 
die  deutschen  Staaten  die  Möglichkeit  einer  lebendigen,  organischen 
und  zeitgemässen  Fortbildung  gegeben.  Insbesondere  durfte  nicht 
verkannt  werden,  dass  auch  die  Interessen  der  stets  zahlreichsten 
ärmeren  Massen  und  der  unteren  Schichten  der  Bevölkerung  für 
die  Gesammtheit  eben  so  hohe  Wichtigkeit  haben ,  wie  die  der 
höheren  Klassen,  und  dass  auch  die  Bedeutung  der  Kopfzahl 
im  Staate  nicht  ohne  Berücksichtigung  bleiben  kann.  III.  In 
den  deutschen  Verfassungsurkunden  seit  der  Stiftung  des  Bundes 
findet  sich  auch  bis  gegen  das  Jahr  1848  der  Grundgedanke  einer 
Vertretung  der  in  dem  Staate  vorhandenen  eigenthimilichen  In- 
teressen der  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  im  Allgemeinen 
festgehalten,  wenn  gleich  mit  sehr  verschiedenen  Modifikationen, 
je  nachdem  der  Kopfzahl  mehr  oder  minder  Bedeutung  bei- 
gelegt wurde.  Insbesondere  fanden  bei  der  Einrichtung  der  land- 
ständischen Körperschaften  drei  Interessen  regelmässig  besondere 
Berücksichtigung,  nämlich:  1)  das  Interesse  des  grossen,  häufig 
damals  noch  mit  Grundherrlichkeitsrechten  verbundenen  Grund- 
besitzes (Adel  und  Kirche);  2)  das  Interesse  der  Städte 
d.  h.  der  Handel  und  Gewerbe  treibenden  Klassen;  und  3)  das 
Interesse    des    Bauernstandes,    oder    des    kleinen   gelheilten 


Seelen  ein  Wabhnann  g^euähU."  —  Preussen,  V.-U.    1S50.  §.    71.     „Auf 
jede  Vollrahl  ?0B  250  Seelen  der  Bevölkerung  ist  ein  Wahlmann  zu  wählen." 
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oder  abgeleiteten  Grundbesitzes  *).  IV.  Während  der  demokra- 
tischen Bewegung  im  Jahre  1848,  welche  alles  Heil  in  unbe- 
dingter Gleichheit  und  insbesondere  darin  suchte,  dass  den  Be- 
völkerungsklassen von  höherer  Bildung  und  grösserem  Vermö- 
gen, ja  überhaupt  von  einigem  Besitze,  aller  überwiegende  Ein- 
fluss  auf  die  politischen  Verhältnisse  entzogen  werde,  wurde 
dagegen  das  Prinzip  der  Kopfzahl  als  das  einzig  und  allein 
richtige  und  als  der  Kern  aller  Staatsweisheit  angepriesen,  und  die 
Rücksicht  auf  die  bestehenden  Interessen  der  verschiedenen  Be- 
völkerungsklassen mitunter  vollständig  bei  Seite  gesetzt.  Dieses 
unheilvolle  System  fand  seine  Aufnahme  in  dem  (Frankfurter) 
Reichswahlgesetze  vom  12.  April  1849;  auch  zeigte  sich 
gleichzeitig  das  Bestreben,  demselben  in  den  Landesverfassungen 
der  Einzelstaaten  Eingang  zu  verschaffen-).  V.  Die  Verderblich- 
keit dieses  Systemes  für  ein  Land ,  dessen  nationaler  Wohlstand 
wesentlich  durch  die  gleichmässige  Achtung  der  historisch  begrün- 
deten  Interessen   der   einzelnen   BevöJkerungsklassen   bedingt   ist, 


I)  Die  Rücksicht  auf  die  loteressen  der  Standesklassen  im  Volke 
trat  nicht  nur  in  den  Staaten,  welche  sofort  das  Zweikammernsystem  annah- 
men (Bayern,  K.  Sachsen,  Würtemberg,  Baden,  Grossh.  Hes- 
sen und  Nassau)  in  der  Einrichtung  der  ersten  Kammer,  als  Gegensatz 
der  zweiten  Kammer,  sondern  auch  in  mehreren  dieser  Staaten,  wie  Bayern, 
K.  Sachsen,  Würtemberg  und  Grossh.  Hessen  in  der  Zusammen- 
setzung der  zweiten  Kammer  selbst  hervor.  Siehe  oben  §.  346.  Note 7. — 
Dieselbe  Berücksichtigung  der  St  a  n  des  klass  e  n  fand  sich  auch  in  mehre- 
ren Staaten,  die  nur  eine  Kammer  einrichteten,  wie  S.  Meiningen,  S. 
Altenburg  und  Braunschweig.  (Siehe  oben  §.  346.  Note  2.)  —  Es 
wollten  daher  Manche,  wie  z.  B.  Pölitz,  europ.  Verf.  I.  S.  147,  diese 
Verfassungen  gar  nicht  als  repräsentative,  sondern  nur  als  ständi- 
sche gelten  lassen.  Diese  Auffassung  ist  aber  ganz  falsch.  Das  Wesen 
der  Repräsentativverfassung  liegt  nur  darin,  dass  das  gesammte  Volk 
vertreten  wird,  und  nicht  einzelne  privilegirte  Stände  mit  individuellen 
oder  korporativen  Sonderinteressen.  Keineswegs  gehört  aber  die  Ver- 
tretung nach  a  US  seh  Ii  esslich  eni  Prinzipe  der  Kopfzahl  zu  dem  Wesen 
der  Repräsentativverfassung.  Auch  ist  es  etwas  ganz  anderes,  ob  das  Volk 
nach  Standesklassen  oder  ob  nur  gewisse  Stände  in  der  Stände- 
versamulung  eintreten  werden.     (Siehe  oben  %.  340). 

^)  Einige  Staaten  waren  mit  dem  Aufgeben  der  W^ahl  nach  Standes- 
klassen und  der  Einführung  des  Prinzipes  der  Kopfzahl  sogar  dem 
Reichswahlgesetze  vorangegangen,  so  z.  B.  Bayern,  im  Ges.  v.  4.  Jnni 
t848,  die  Wahl  der  Laadtagsabgeordaetea  betr. 


408     §•  3^1-     RepräsentatioD  nach  Interessen  u.  EintbeiluDg  d.  Wähler. 

zeigte  sich  aber  alsbald  so  auffällig,  dass  schon  der  Berliner 
Entwurf  eines  Reichswahlgesetzes,  welchen  in  diesem  Punkte  auch 
das  Erfurter  Parlament  billigte,  eine  Modifikation  des  Prin- 
zipes  der  Kopfzahl  eintreten  zu  lassen  sich  veranlasst  fand^), 
welche  auch  seitdem  in  einigen  deutschen  Staaten  Aufnahme  ge- 
funden haf*).  VI.  Diese  Modifikation  hat  hauptsächlich  den  Zweck, 
das  absolute  Uebergewicht,  welches  nach  dem  reinen  Prinzipe  der 
Kopfzahl  die  unterste  und  ärmste,  also  die  mindest  gebildete 
und  besitzlose  Klasse,  über  die  gebildeten  und  besitzenden  Klassen 
unvermeidlich  bei  den  Wahlen  hat,  aufzuheben,  und  mindestens 
dem  Besitze  neben  der  Kopfzahl  eine  politische  Bedeutung 
zu  sichern  ^).  Hieraus  entstand  das  System,  welches  die  Urwähler 
nach  Maassgabe  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  direkten 
Staatssteuern  schon  behufs  der  Wahl  der  Wahlmänner  in  drei 
Abtheilungen  (Höchst-,  Mittel- und  Niederst-Besteuerte) 
theilt,  und  durch  jede  dieser  Abtheilungen  ein  Drittel  der  Wahl- 
männer wählen  lässt.  VH.  Es  kann  übrigens  dieses  System ,  da 
wo  es  eingeführt  wurde,  nur  als  ein  IVothbebelf  und  eine 
üebergangsstufe  für  die  Rückkehr  zum  Systeme  der  Vertretung 
nach  den  historisch  begründeten  Interessen  betrachtet  werden^). 
VIII.  Auf  der  anderen  Seite  ist  es  als  ein  grosser  Fehler  zu  be- 
trachten, wenn  ein  AA'ablgesetz  in  eine  zu  kleinliche  Unterschei- 
dung von  Standesklassen  behufs  der  Vertretung  eingeht^),  oder 
wenn  da,   wo   man  eine  besondere  Vertretung  der  Intelligenz 


3)  Berliner  Entwurf  des  Reiciiswahlgesetzes,  §.   14  u.  f. 

'•)  Z.  ß.  Preussen,    V,-L.  v.  1850.    §.  71. 

»)  Es  ist  dies  derselbe  Gedanke,  welcher  der  Klasseneintheilang  des  rö- 
mischen Volkes  durch  Servius  TuUius  zu  Griiude  lag. 

^)  In  mehreren  deutschen  Staaten  sind  von  den  Regierungen  bereits  Ein- 
leitungen zur  Verbesserung  der  Wahlgesetze  mit  ständischer  Zastimmuog 
geschehen,  so  z.  B.  in  Darmstadt,   1855. 

')  Die  grössten  Sonderbarkeiten  zeigt  in  dieser  Beziehung  Hannover, 
Ges.  v.  5.  Sept.  184S.  §.  36,  wonach  in  die  erste  Kammer  ausser  den 
erblichen  oder  durch  ihr  Amt  berufenen  oder  vom  Könige  ernann- 
ten Mitgliedern  und  einer  Anzahl  von  Abgeordneten  (33)  der  grösseren 
Gr  u  n  de  igen  t  h  üme  r  und  10  Abgeordneten  für  Handel  und  Gewerbe, 
noch  10  Abgeordnete  für  Kirche  und  Schule  und  4  Abgeordnete  4es 
Standes  der  Rec  h  ts  ge  le  hr  te  n  ,  die  von  den  Richlercollegien  und  den 
Recblsbeistäaden  gewählt  werden  sollen,  berufen  sind. 
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neben  den  materiellen  Interessen  für  nöthig  hält,  in  die  Ver- 
tretung der  ersleien  auch  wieder  das  Prinzip  der  Kopfzahl 
eingemischt  wird**).  IX.  Mitunter  findet  sich  die  Bestimmung, 
dass  derjenige,  welcher  mehreren  Klassen  angehört,  auch 
in  jeder  derselben  stimmen  darf  *')• 

§.  352. 

Von  der  Fähigkeit  znm  Abgeordneten  gewählt  zn  werden, 

oder  von  der  passiven  Wahlfähigkeit. 

I.  Von  jeher  ist  man  darin  einverstanden  gewesen,  dass  die 
Fähigkeit,  zum  Abgeordneten  einer  Landesvertretung  gewählt  zu 
werden,  auch  da,  wo  diese  als  eigentliche  Volksvertretung 
besieht  und  überdies  das  Prinzip  der  Kopfzahl  ausschliesslich 
gilt  oder  vorherrscht,  noch  von  dem  Vorhandensein  einiger  wei- 
teren Voraussetzungen  abhängig  gemacht  werden  müsse,  als  welche 
für   die    Eigenschaft   als  Wähler   erforderlich   sind  ').     II.    Regel- 


»)  Dies  thut  z.  B.  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  36,  indem  es 
die  10  Abgeordneten  für  Kirche  und  Schule  (s.  Note  7.)  folgender- 
maassen  wählen  lässt :  durch  die  evangelische  Geistlichkeit  vier, 
durch  die  katholische  Geistlichkeit  zwei,  durch  die  Universität 
Güttingen  einen,  durch  die  Lehre  r-Collegien  der  höh  eren  Schul- 
anstalten einen,  die  Lehrer  der  Bürger-  und  Volksschulen  zwei. 

9)  Z.  B.  S.  Altenburg,  V.- U.  1831.  §.  183.  —  In  Baden  können  die 
ordentlichen  Professoren  der  Landesuniversitälen,  ungeachtet  sie  nach  der 
V.-U.  1818.  §.  31.  einen  Abgeordneten  in  die  erste  Kammer  zu  wählen 
haben,  doch  auch  an  den  Wahlen  zu  der  zweiten  Kammer  Anlheil  neh- 
men ;  nicht  so  die  Grundherren;  auch  nicht  andere  wirkliche  Mitglie- 
der der  ersten  Kammer.  Baden,  V.-ü  1818.  §.  35.  —  Dagegen  be- 
stimmt Reuss,  j.  L.,  Wahlges.  v  14.  April  1852.  §.9:  „Wenn  ein  Wäh- 
ler seinem  Berufe  nach  zu  verschiedenen  .Abtheilungen  gehört,  so  wird  er 
zu  derjenigen  Abtheilung  gerechnet,  zu  der  er  nach  seinem  hauptsächlichsten 
Interesse  gehört.     Im  Zweifel  sieht  ihm  selbst  die  Entscheidung  zu." 

>)  Sogar  die  Verfassung  der  n  or  d  amerikan  i  sc  b  e  n  Union  v.  1787 
schreibt  in  dieser  Beziehung  vor:  (Art.  I.  Abschn.  2.  §.  2.)  „Niemand  soll 
zur  Würde  eines  Repräsentanten  gelangen,  der  nicht  das  Alter  von  25 
Jahren  erreicht  hat,  sieben  Jahre  hindurch  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
gewesen  ist,  und  zur  Zeit  seiuer  Erwähliing  Einwohner  des  Staates  ist, 
worin  er  erwählt  wurde."  Ebendas.  Art.  1.  Abschn.  3.  §.  3.  „Niemand 
soll  Senator  werden,  der  nicht  das  Aller  von  30  Jahren  erreicht  hat, 
neun  Jahre  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  gewesen  ist  und  zur  Zeit  sei- 
uer Erwählung  ein  Bürger  des  Staates  war,  vou  welchem  er  ernannt  wurde." 
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massig  wurden  in  den  Gesetzen  der  deutschen  Staaten  als  höhere 
Erfordernisse  vorgeschrieben:  1)  die  Geburt  im  Lande,  oder 
doch  der  Ablauf  einer  bestimmten  Anzahl  von  Jahren  seit  erlang- 
ter NaturaHsation ;  2)  ein  gewisses  reiferes  Alter  (mindestens 
30  Jahre),  so  dass  von  dem  Repräsentanten  einige  Lebenserfahrung 
vorausgesetzt  werden  kann ;  3)  die  Leistung  einer  bestimmten  di- 
rekten Steuersumme  oder  Grundbesitz  (sog.  System  des  Census). 
in.  In  dem  Laufe  der  Bewegungen  des  Jahres  1848  glaubte  man 
aber  auch  von  derartigen  Erfordernissen  grösstentheils  Umgang 
nehmen  zu  können 2).  IV.  Schon  der  Berliner  Entwurf  eines 
Reichswahlgesetzes  kehrte  aber  theilweise  zu  dem  alten  Systeme 
zurück  und  fand  dabei  die  Billigung  des  Erfurter  Parlamentes 3). 
V.  In  den  Gesetzen  der  deutschen  Einzelstaaten  sind  die  Voraus- 
setzungen der  Wählbarkeit  zum  Abgeordneten  sehr  verschieden 
bestimmt.  VI.  Wo  die  Volksvertretung  nicht  rein  aus  der  Kopf- 
zahl, sondern  mehr  oder  minder  mit  Rücksicht  auf  die  Inter- 
essen der  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  gebildet  wird ,  ist 
mitunter  vorgeschrieben  oder  gilt  regelmässig  als  selbstverständ- 
lich, dass  der  Abgeordnete  aus  der  betreffenden  Klasse  ge- 
wählt werden  muss.  Jedoch  ist  dies  nicht  durchgängig  angeordnet  *). 


2)  (Frankfurter)  Rei  chs  Wahlgesetz  v.  12.  April  1849.  Art.  II. 
§.  5.  „Wählbar  zum  Abgeordneten  des  Volkshauses  ist  jeder  wahlberech- 
tigte Deutsche,  welcher  das  25.  Jahr  zurückgelegt  und  mindestens  seit  drei 
Jahren  einem  deutschen  Staate  angehört  hat.  Erstandene  oder  durch  Be- 
gnadigung erlassene  S  tra  fen  wegen  politischer  Ve  rbre  c  h  eüschlies- 
sen  von  der  Wahl  in  das  Volkshaus  nicht  aus."  —  Bayern,  Gesetz  vom 
4.  Juni  1848,  die  Wahl  der  Landtagsabgeordneten  betr.  art.  7.  „Als  Ab- 
geordneter ist  Jeder  wählbar,  welcher  das  30.  Lebensjahr  zurückge- 
legt, und  die  übrigen  Eigenschaften  des  Art.  5.,  d.  h.  die  Fähigkeit  als  Ur- 
wähler für  sich  hat.; 

3)  Berliner  Entwurf  des  Reichswahlgesetzes,  §.  6.  „Wählbar  zum 
Abgeordneten  des  Volkshauses  ist  jeder  unbescholtene  Deutsche,  welcher 
das  30.  Lebensjahr  zurückgelegt  und  seit  mindestens  3  Jahren  einem  deut- 
schen Staate  angehört  hat."  (Der  im  Frankfurter  Reicbswahlgesetze  fol- 
gende Satz  wai'  gestrichen  worden). 

*)  So  z.  B.  bestimmt  Baden,  Wahlordnung  v.  23.  Dec.  1818.  §.  24. 
hinsichtlich  der  Wahl  der  Abgeordneten  der  Landesuniversitäten:  „Der  Ab- 
geordnete wird  nach  Willkühr  aus  der  Milte  der  Professoren  oder  aus  der 
Zahl  der  Gelehrten  oder  Staatsdiener  des  Landes  gewählt."  Vergl.  auch 
BrauDschweig,  o.  L.  0.   1832.  §.  60.     (Siehe  oben  §.  346.  Note  2). 
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VII.  Regelmässig  und  insbesondere  da,  wo  die  Wahlen  nach  dem 
Prinzipe  der  Kopfzahl  vorgenommen  werden,  darf  der  Abgeord- 
nete aus  allen  Befähigten  im  ganzen  Umfange  des  Landes  gewählt 
werden"').  VJII.  Nach  manchen  Gesetzen  dürfen  Vater  und  Sohn, 
oder  zwei  Brüder,  nicht  zu  gleicher  Zeit  Ahgeonlnete  sein*^). 
IX.  Selbstverständlich  kann  ein  mehrfach  d.  h.  in  mehreren  Wahl- 
bezirken oder  von  mehreren  Standesklassen  gewählter  Abgeordne- 
ter nur  eine  einzige  Wahl  annehmen'). 

§.  353. 

Von  der  Wahlfähigkeit  der  Staatsbeamten. 

1)  Im  Allgemeinen. 

I.  Keine  deutsche  Verfassung  erklärt  die  Staatsdiener  im 
Allgemeinen  für  unfähig,  zu  Abgeordneten  in  die  Ständeversamm- 
lung gewählt  zu  werden.  Nur  vereinzelt  findet  man  eine  Bestim- 
mung, wonach  Mitglieder  des  Staatsminis  terium  s  oder  wirk- 
liche 11  of-,  Mi  lilär-  oder  Civilbeamte  eines  auswärtigen 
Staales  nicht  Abgeordnete  sein  können  ^).     Im   Allgemeinen   wird 


*)  Eine  Beschränkung  findet  sich  in  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  47. 
und  49,  wonach  der  Abgeordnete  von  der  Körperschaft  der  Wahlmänner  aus 
ihrer  Mitte  gewählt  werden  muss. 

«)  Z.  B.  Würteniberg.  V.-U.  1819.  §.  148.  „Tritt  der  Fall  ein,  dass 
Vater  und  Sohn  zugleich  Mitglieder  der  Sländeversamuilung  werden,  so 
wird,  wenn  der  Vater  nicht  aus  eigener  Enlschliessung  zurücktritt,  der 
Sohn  durch  denselben  ausgeschlossen."  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  178.  „Vater  und  Sohn,  ingleichen  Brüder,  können  nicht  zugleich 
als  Abgeordnete  eintreten.  Wenn  unter  ihnen  keine  Einigung  durch  einen 
freiwilligen  Rücktritt  erfolgt,  so  geht  der  Vater  dem  Sohne,  der  ältere 
Bruder  dem  jüngeren  vor." 

'')  Ausdrücklich  sagen  dies  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  75.  — 
S.    Altenburg,    V.-U,    1831.  §.   1S3. 

')  In  Braunsch  weig,  n.  L.  0.  1832.  §.  72.  findet  sich  diese  Bestim- 
mung. Zugleich  wird  erklärt:  „Es  findet  jedoch  eine  Ausnahme  hinsichtlich 
derjenigen,  welche  in  k.  hannoverschen  Diensten  stehen,  statt,  solange 
im  K.  Hannover  ein  Gleiches  beobachtet  wird.  Diejenigen  Mitglieder  des 
gemeinschaftlichen  0.  -  A.  -  Gerichtes  zu  Wolfenbüttel,  welche  von  den  mit 
Braunschweig  zu  Haltung  dieses  Gerichtshofes  verbundenen  Fürsten  er- 
nannt sind,  werden  als  auswärtige  Staatsdiener  nicht  betrachtet."  —  S.  AI- 
tenburg,  V.-U.  1S31.  §.  182  a.  E.  „Die  Mitglieder  des  herzogi.  Ge- 
heimen Ministeriums   können   nicht  als  Abgeurdnete    gewählt  werden." 
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es  in  den  deutschen  Staaten  als  ein  erfreuliches  Zeichen  der  Zu- 
friedenheit des  Landes  mit  dem  Systeme  der  Staatsregierung  be- 
trachtet, wenn  die  Minister  selbst  zu  Abgeordneten  gewählt  wer- 
den. II.  Umgekehrt  findet  sich  auch  nur  ganz  vereinzelt  eine 
Bestimmung,  dass  einige  Minister  Mitglieder  der  Ständever- 
sammlung sein  müssen^).  III.  Mitunter  findet  sich  ein  Verbot, 
wonach  Staatsdiener  oder  Kirchendiener  nicht  inner- 
halb des  Bezirkes  ihrer  Amts  Verwaltung  gewählt 
werden  dürfen  ^).  IV.  V' on  Seite  der  demokratischen  Parthei 
wurde  vor  dem  Jahre  1848  öfters  die  Forderung  aufgestellt,  dass 
durch  das  Gesetz  die  Eigenschaft  eines  Staatsdieners  als  unver- 
einbar (incompatibel)  mit  der  Funktion  als  Abgeordneter  erklärt 
werden  solle.  Es  ist  aber  hierauf  noch  in  keinem  deutschen 
Staate  eingegangen  worden,  und  zwar  mit  vollem  Rechte,  indem 
kein  Grund  vorhanden  ist,  die  Wablfreiheit  des  Volkes  in  solcher 
Weise  zu  beschränken.  Das  Bedenken,  dass  die  Beamten  von  der 
Staatsregierung  abhängiger  als  andere  Personen  und  daher  vor- 
zugsweise geneigt  seien,  das  System  des  jeweiligen  Ministeriums 
zu  unterstützen,  verschwindet  gegenüber  von  der  Erwägung,  dass, 
wenn  selbst  dies  unbedingt  richtig  wäre,  die  Wahl  eines  Abge- 
ordneten lediglich  eine  Sache  des  öffentlichen  Vertrauens  ist  und 
kein  Zwang  für  die  Wähler  besteht,  einen  Staatsbeamten  zu  er- 
nennen, und  dass  der  Repräsentantenkörper,  der  Idee  der  Re- 
präsentativverfassung nach,  keine  feindliche,  auf  blossen 
Tadel  der  Regierung  abzielende  Opposition  sein  soll,  sondern 
dass  auch  dw  Maassregeln  der  Regierung  ihre  Vertheidiger  in  der 
Ständeversaramlung  finden    sollen  und  dürfen.     Insbesondere  darf 


2)  Nach  dem  hanuo  verschen  Ges.  v.  5.  Sept.  184B.  §.  36.  müs- 
sen von  den  vom  Könige  zu  ernenneaden  vier  Mitgliedern  der  ersten 
Kammer  wenigstens  zwei  Minister  sein;  ehenso  hat  der  König  nach 
§.  41.  desselben  Gesetzes  zwei  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  zu  er- 
nennen, welche  Minister  sein  müssen. 

3)  Z.  B.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  37  a..E.  „Landes-,  Standes- 
und grundherrliche  Bezii'ksbeamte ,  Pfarrer,  Physici  und  andere 
geistliche  oder  weltliche  Lokaldiener  können  als  Abgeordnete  nicht 
von  den  Wahlbezirken  gewählt  werden,  wozu  ihr  Amtsbezirk  gehört."  — 
Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  146.  „Jedoch  können  Staatsdiener 
nicht  innerhalb  des  Bezirkes  ihrer  Amlsverwaltung,  und  Kirchendiener  nicht 
ionerhalb  des  Oberamisbezirkes,  io  welchem  sie  woboeo ,    gewählt  werden." 
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nicht  übersehen  werden ,  dass  die  Ständeversammlung  in  vielen 
Fallen  der  nöthigen  Intelligenz  beraubt  sein  würde,  wenn  die  Be- 
amten unbedingt  ausgeschlossen  würden,  deren  praktische  Erfah- 
rung, Geschäfts-  und  Gesetzkenntniss  oft  eine  wesentliche  Bedin- 
gung einer  gründlichen  Kritik  der  Regierungshandlungen  ist.  Im 
Gegentheil  darf  in  der  Wahlfähigkeit  der  Beamten  sogar  eine  po- 
litische Garantie  gefunden  werden,  indem  diese  für  die  Regierung 
selbst  ein  Beweggrund  werden  kann,  keine  ungesetzlichen  Zumu- 
thungen  an  die  Beamten  zu  richten,  weil  sie  befürchten  müsste, 
dass  diese  ihre  eigenen  Ankläger  in  der  Ständeversammlung  wer 
den  könnten.  Ueberdies  hat  die  Erfahrung  in  den  deutschen 
Staaten  gelehrt,  dass  die  Befürchtung,  als  wenn  die  Staatsbeam- 
ten als  Abgeordnete  nur  für  die  Regierung  stimmten,  durchaus 
unbegründet  ist,  und  nicht  selten  gerade  die  ausgezeichnetsten 
Führer  der  Opposition  dem  Beamtenstande  angehört  haben,  sowie 
auch  die  Tüchtigkeit  eines  Abgeordneten  jederzeit  und  hauptsäch- 
lich von  seinem  individuellen  Charakter  und  nicht  von  seiner 
Standesstellung  abhängt. 

§.  354. 

2)  Insbesondere. 

a)  Nothwendigkeit  des  ürlanbs  für  gewählte  Staatsbeamte. 

I.  Da  der  Staatsbeamte,  welcher  zum  Abgeordneten  gewählt 
wird ,  in  bestimmter  Dienstverpflichtung  zu  der  Staatsregierung 
steht,  so  hegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  derselbe  sich  zum 
Eintritte  in  die  Sländeversammhmg  den  erforderlichen  Urlaub 
von  der  Staatsregierung  zu  erbitten  hat,  und  nur  dann,  wenn 
ihm  dieser  gewährt  worden  ist,  in  dieselbe  wirklich  eintreten 
kann.  Mehrere  Verfassungsurkunden  haben  daher  gar  nicht  für 
nothwendig  gefunden,  deshalb  eine  besondere  Bestimmung  aufzu- 
nehmen; es  wird  aber  dieser  Grundsatz  seit  der  Entstehung  der 
Verfassung   in    den  betreffenden   Staaten    praktisch   gehandhabt  ^). 


')  So  z.  B.  in  Ba  den.  —  Man  hat  zwar  mitunter  behaupten  wollen, 
dass  io  der  Erlaubniss  der  Verfassuogsurkunden ,  Staatsdiener  zu  wählen, 
stillschweigend  und  selbstverständlich  eine  Pflicht  der  Staatsregie- 
rung, ihnen  den  erforderlichen  Urlaub  zu  ertheilen,  ausgesprochen  sei :  allein 
die  Unschlüssigkeit  dieser  Behauptung  ist  an  sich  klar;  anch  bat  dieselbe  die 
Praxis  gegen  sich. 
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II.  In  einigen  Verfassungsurkunden  ist  ausdrücklich  vorgeschrieben, 
dass  die  Staalsdiener  eine  auf  sie  gefallene  Wahl  als  Abgeordnete 
in  die  Ständeversammlung  „nur  mit  Genehmigung  der  vor- 
gesetzten höchsten  Behörde"  annehmen  dürfen-).  In  an- 
deren Verfassungsurkunden  ist  damit  die  Zusicherung  verbunden, 
dass  der  erforderliche  Urlaub  aus  keinen  anderen,  als  aus  unab- 
weislichen  Rücksichten  des  öffentlichen  Dienstes  werde  verweigert 
werden  ^).  Mitunter  ist  dabei  vorgeschrieben ,  dass  die  Staats- 
regierung den  Landständen  Mitth eilung  von  den  Gründen  der 
Urlaubsverweigerung  zu  machen  habe"*),  oder  es  ist  sogar  die 
Zustimmung  des  Landtages  hierzu  einzuholen  5).  HI.  Die 
sog.  gemässigt -liberale  Parthei,  welche  ebenso,  wie  die  eigent- 
lichen Conservativen,  jederzeit  gegen  die  Demokraten  die  Wählbar- 
keit der  Beamten  vertheidigt  hatte,  trug  sich  stets  mit  der  Be- 
fürchtung, dass  das  Recht  der  Urlaubsververweigerung  in  den 
Händen  der  Regierungen  leicht  ein  Mittel  werden  könne,  um  Be- 
amte, welche  einer  oppositionellen  oder  überhaupt  antiministeriel- 
len Gesinnung  verdächtig  sind,    von  der  Ständeversammlung  aus- 


2)  So  z.  B.  in  Würteniberg,  V.U.  1819.  §.  146.  a.  E.  —  Grossh. 
Hessen,  V.-U.  1820.  §.  59.  Nr.  2.  a.  E.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852. 
§.  53. 

3)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  75.  „...Die  Genehmigung  kann  ohne 
erhebliche,  in  dem  Wesen  des  Amtes  beruhende  und  den  Ständen  zur 
Nachricht  mitzutheilende  Gründe  nicht  versagt  werden." —  Nach  S.  Alten- 
burg, V.-U.  1831.  §.182.  bedürfen  Staatsbeamte,  aktive  Militairs, 
Geistliche  oder  Schullehrer  einer  besonderen  landesherrlichen  Erlaub- 
niss,  bevor  sie  eine  Wahl  annehmen  :  „  Diese  Erlaubniss  wird  ohne  erheb- 
liche, in  dem  Wesen  des  Amtes  beruhende  Gründe  nicht  versagt  werden." 
Uebereiüstimmt:  B  raun  seh  weig,  n.  L.  0.  1832.  §.  73.  —  Hannover, 
Ges.  V.  5.  Sept.  1848.  §.  48.  „Keinem  im  öffentlichen  Dienste  Ange- 
stellten, einschliesslich  der  Gemeindebeamten,  darf  der  zur  Theil- 
nahme  an  der  allgemeinen  Ständeversammlung  erforderliche  Urlaub  verwei- 
gert werden,  wenn  für  die  Versehung  des  Dienstes  von  ihm  auf  eine 
andere  angemessene  Weise  gesorgt  ist." 

^)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  75,  (Siehe  Note  3.) 
5)  Oldenburg,  rev.  V.U.  1852.  art.  121.  §.  1.  „Zu  Abgeordneten 
gewählte  Beamte  des  Civil-  oder  Mili  tairdiens  tes  und  Schullehrer  be- 
dürfen des  dienstlichen  Urlaubes" §.2  „Der  Urlaub  wird  nur  dann  ver- 
sagt werden,  wenn  der  Landtag  mit  der  Staatsregierung  darin  einver- 
standen ist,  dass  dem  Eintritte  des  Gewählten  in  den  Landtag  erhebliche 
Rücksichten  des  Dienstes  entgegenstehen  " 
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zuschliessen.  Daher  trat  in  neuerer  Zeit  sehr  häufig  die  Forde- 
rung h€rvor,  dass  don  Staatsbeamten  der  Urlaub  überhaupt  nicht 
verweigert  werden  dürfe''),  oder  dass  dieselben  keines  Urlaubs 
von  Seite  der  Staatsregierung  zum  Eintritte  in  die  Ständeversamm- 
iung  bedürfen,  sondern  höchstens  zu  einer  Anzeige  der  Annahme 
der  Wahl  behufs  der  Vorsorge  für  einen  Stellvertreter  im  Dienste 
verpflichtet  sein  sollten.  Dies  wurde  auch  seitdem  nicht  nur  in 
dem  Reichswahlgesetze  vom  12.  April  1849  §.  6.  ausge- 
sprochen und  in  dem  Berliner  Entwürfe  eines  Reichswahlgesetzes 
§.  7.  und  von  dem  Erfurter  Parlamente  beibehalten,  sondern 
eine  gleiche  Bestimmung  ging  zu  jener  Zeit  auch  in  mehrere  deut- 
sche Verfassungsurkunden  über  ^).  IV.  Personen,  welche  im  a  kti- 
ven  Militairdienste  stehen,  wie  Offiziere  u.  dergl.,  sind  hier 
im  Allgemeinen  nicht  unter  dem  Ausdrucke  „Beamte"  einbegrif- 
fen. Sie  müssen  daher  stets  den  Urlaub  der  vorgesetzten  Be- 
hörde einholen.  Dies  ist  in  einigen  Verfassungsgesetzen  auch 
positiv  ausgesprochen  und  der  Staatsregierung  das  Recht  vorbe- 
halten, den  aktiven  Militärpersonen  diesen  Urlaub  überhaupt  oder 
doch  aus  Rücksichten  auf  den  Dienst  zu  verweigern  8).  V.  Die 
Frage,  ob  auch  pensionirte  Staatsdiener  einer  Erlaubniss  der 
Staatsregierung  zum  Eintritte  in  die  Ständeversammlung  bedürfen, 
ist  mit  einer  Unterscheidung  zu  beantworten.  Wo  nämlich  die 
Verfassung   unbedingt   für   den  Eintritt  der  Staatsdiener  die  Ge- 


6)  In  dieser  Weise  fand  diese  Forderung  gesetzliche  Anerkennung  in 
Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betr. 
art.  24.  «Der  Urlaub  darf  den  gewählten  Staatsbeamten  und  öffent- 
lichen Dienern  nicht  geweigert  werden;  ebensowenig  den  Offizieren 
und  Militairbeamten,  soferne  nicht  ausserordentliche  Verhältnisse 
ihrer  (d.  h.  dieser  letzteren)  Entfernung  vom  Dienste  entgegenstehen." 

■')  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  78.  a  linea  2.  „Beamte  bedürfen  keines 
Urlaubes  zum  Eintritte  iu  die  Kammer."  —  Uebereinstimmt :  Anbalt- 
Bernburg,  V.-U.  1852.  §.  85.  —  Waldeck,  V.-U.  1850.  §.  50.  — 
Hinsichtlich  der  Civilstaatsdiener  stimmmt  überein:  S..  Coburg- 
Gotha,    V.-U.  1852.  §.  154. 

8)  Vergl.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.  24.  (siehe  Note  6.)  — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  152.  „Im  aktiven  Militairdienste  be- 
findliche Personen  bedürfen  Urlaub  von  ihrer  vorgesetzten  Behörde  für  den 
Eintritt  in  einen  Landtag.  Ein  denselben  einmal  erlbeilter  Urlaub  kann  ohne 
Genehmigung  des  Landtages  nicht  zurückgenommen  werden. '^ 
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nehmigung  der  Regierung  vorschreibt,  muss  auch  derPensio- 
när  dieselbe  nachsuchen,  da  er  durch  seine  Pensionirung  nicht 
aufhört,  Staatsdiener  zu  sein.  Wo  aber  die  Genehmigung  oder 
Urlaubsertheilung  nur  wegen  Rücksichten  des  Dienstes  oder  über- 
haupt sogar  dem  aktiven  Staatsdiener  nicht  verweigert  werden 
darr,  ist  selbstverständlich  kein  Grund  vorhanden,  wesshalb  Pensio- 
näre den  Urlaub  nachsuchen  sollten.  VI.  Hinsichtlich  der  standes- 
und  grundherrlichen ,  städtischen  und  anderen  Gemeindebeamten 
gelten,  insoweit  sie  nach  der  Landesverfassung  als  mittelbare 
Staatsdiener  zu  betrachten  sind,  dieselben  Grundsätze  bezüg- 
lich des  von  der  Staatsregierung  einzuholenden  Urlaubs ,  wie  bei 
den  unmittelbaren  Staatsdienern.  Insofern  aber  Standes-  und 
grundherrlichen  Beamten  der  Charakter  als  mittelbare  Staatsdiener 
nicht  zukommt,  sondern  sie,  wie  z.  B.  Rentenverwalter,  nur  in 
einem  Privatdienstverhältnisse  stehen,  bedürfen  sie  der  Erlaub- 
niss  ihres  Dienstherrn,  soferne  mit  ihrem  Eintritte  in  die  Stände- 
versammlung eine  Unterbrechung  ihrer  vertragsmässigen  Dienst- 
funktionen verbunden  wäre.  VII.  Städtische  und  andere  Gemeinde- 
beamte, die  nicht  als  mittelbare  Staatsdiener  zu  betrachten  sind, 
bedürfen  so  wenig  einer  Genehmigung  der  Gemeindekollegien,  als 
der  Staatsregierung,  zur  Annahme  der  Wahl  als  Abgeordnete,  es 
müsste  denn  durch  ein  Gesetz  das  Eine  oder  das  Andere  beson- 
ders vorgeschrieben  sein  ^). 

§.  355. 

b)    Kosten  der  dienstlichen  Stellvertretung  eines  zum 
Abgeordneten  gewählten  Staatsbeamten. 

T.  Da  es  der  demokratischen  Parthei  nicht  gelungen  war,  die 
Forderung  einer  prinzipiellen  Ausschliessung  der  Staatsdiener  aus 
den  Ständeversanimlungen  durchzusetzen,  so  suchte  sie  dieses  Ziel 
mittelbar  und  annäherungsweise  durch  Erschwerung  des  Ein- 


»)  Vergl.  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  75.  a  linea  2.  „Gerichtsdirek- 
toren und  gutsherrlicbe  Beamte  haben  die  Zustimmung  ihrer  Prinzipale, 
städtische  Beamte  die  Zustimmung  der  Stadträfhe  einzuholen :  diese  kann 
aber  nur  aus  denselben  Gründen  verweigert  werden,  wie  die  landesherrliche 
Erlaubniss  Für  Staatsdiener.  Ueber  Reklamationen  wegen  verweigerter  Ge- 
nehmigung entscheidet  die  Regierung."  (Vergl.  die  oben  Note  3.  angef. 
Gesetze). 
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triltes  von  Staatsbeamten  in  die  Ständeversammlung  zu  erreichen. 
Bei  diesem  Streben  wurde  die  demokratische  Parthei  selbst  von 
der  sog.  gemässigt -liberalen  Parthei  unterstützt,  weil  auch  diese 
bei  der  Mehrzahl  der  Beamten  immerhin  eine  vorherrschend  regie- 
rungsfreundliche (ministerielle)  Richtung  voraussetzen  zu  müssen 
glaubte.  Hieraus  entsprang  die  Forderung  der  Aufnahme  einer 
Bestimmung  in  die  Gesetzgebung,  wonach  ein  zum  Abgeordneten 
erwählter  Beamter  die  Kosten  seiner  Stellvertretung  im 
Dienste  selbst  zu  tragen  habe.  II.  Diese  Bestimmung,  welche 
nicht  viel  weniger,  als  ein  indirektes  Verbot  der  Wahl  von  Staats- 
dienern zu  Abgeordneten  bezweckt  und  den  V^erfassungsurkunden 
vor  1848  völlig  fremd  ist,  und  die  sogar  das  Reichswahlgesetz 
vom  12.  April  1849  nicht  aufgenommen  hatte,  fand  nur  Aufnahme 
in  dem  Berliner  Entwürfe  eines  Reichswahlgesetzes  (1849) 
§.  7'),  und  in  einigen  (wenigen)  neueren  Gesetzen  2).  lU.  Als 
gemeinrechtlicher  Grundsatz  ist  daher  zu  betrachten,  dass 
der  Staatsregierung  die  Pflicht  obliegt,  für  die  Stellver- 
tretung des  Beamten  während  seiner  Anwesenheit  in  der  Stände- 
versammlung in  derselben  Weise ,  wie  in  jedem  anderen  Falle  zu 
sorgen,  in  welchem  sie  einem  Beamten,  wie  z.  B.  zu  seiner  Er- 
holung oder  zur  Wiederherstellung  seiner  Gesundheit,  Urlaub  er- 
theilt  3). 


')  Das  Erfurter  Parlament  Hess  diese  Bestimmung  des  Berliner  Ent- 
wurfes eines  Reichswabigeselzes  bestehen,  indem  man  ihr  mit  Recht  nur 
sehr  geringe  praktische  Bedeutung  beilegte.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass 
die  an  dem  Orte  der  Ständeversammlung  angestellten  Staatsbeamten  ohnehin 
fortfahren ,  ihren  Dienst  zu  versehen ,  so  werden  sich  auch  die  auswärts 
wohnhaften  Beamten  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  durch  eine  solche  Vorschrift 
berührt  finden,  indem  in  den  meisten  Fällen  die  Stellvertretung  ohne  alle 
besonderen  Kosten,  durch  Zutheiluag  der  Arbeiten  an  die  Collegen  oder  an- 
dere Mitglieder  der  Behörde,  bei  welcher  der  Gewählte  angestellt  ist,  ge- 
schehen kann,  und  die  Regierung  auch  sonst  Mittel  genug  hat,  einem  Beam- 
ten, der  in  ihrem  Interesse  Opfer  gebracht  hat,  einen  Ersatz  zu  gewähren, 

2)  So  z.  B.  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept.  1848.  §.  48.  (siehe  oben 
§.  354.  Note  3).  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  85.  a  linea  2.  „In  Be- 
zng  auf  die  Kosten  der  Stellvertretung  eines  gewählten  Abgeordneten  in  sei- 
nem Amte,  sowie  darauf,  wie  die  Kosten  der  Stellvertretung  zu  decken  seien, 
ergeht  ein  Gesetz." 

3)  Diese  Pflicht  der  Staatsregierung  erkennen  alle  jene  Verfassungsur- 
kunden an,    welche  von  den  zu  Abgeordneten  gewählten  Beamten   eine   An- 

Zöpfl,  Staatsrecht.  4te  Aufl.   U.  27 
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§.   356. 

Von  der  Bedingung  der  Wahl  tüchtiger  Abgeordneten. 

I.  Da  die  Repräsentanten  zur  Vertretung  des  Volkes  und  zur 
Ausübung  der  Volksrechte  berufen  sind,  so  rauss  die  Wahl  frei 
sein,  d.  h.  das  Ministerium  darf  sieb  keiner  unerlaubten  und 
rechtswidrigen  Mittel,  wie  Bestechung,  Drohung  u.  s.  w,  be- 
dienen ,  um  seinem  Systeme  günstige  Wahlen  hervorzurufen  *). 
II.  Andererseits  ist  aber  auch  durch  Strafgesetze  dafür  zu  sorgen, 
dass  nicht  von  einzelnen  Personen  oder  der  Regierung  feindlichen 
Partheien  die  Stimmen  der  Wähler  erkauft  oder  dieselben  ein- 
geschüchtert werden^).  III.  Es  muss  erlaubt  sein,  dass  sich  die 
Presse  über  die  vorzunehmenden  Wahlen  frei  ausspreche ,  und 
ebenso,  dass  sich  die  Wähler  und  Wahlmänner  über  die  vorzu- 
nehmenden Wahlen  unter  einander  berathen  und  besprechen,  und 
jede  Parthei  ihre  Candidaten  in  Vorschlag  bringe  und  empfehle. 

§.   357. 

Regelmässige   Dauer   der  Funktion    der  Abgeordneten. 

Legislaturperioden.     Total-  und  Partialerneuerung 

der  Kammern. 

I.  Die  Abgeordneten  werden  in  allen  Staaten  auf  eine  gewisse 
Anzahl  von  Jahren  (für  eine  sog.  Legislaturperiode)  gewählt. 


zeige  ihrer  Annahine  der  Wahl  fordern,  „damit  wegen  der  einstweiligen 
Verwaltung  ihres  Amtes  Vorsorge  getroffen  werden  kann."  So  z.  B.  S.  Co- 
burg-Gotha, V.-U.  1852.  §.  154.  —  Ausdrücklich  sagt  Anhalt-Bern- 
burg, V.-ü.  1850.  §.  58.  „...auch  haben  sie  (die  zu  Abgeordneten  ge- 
wählten Beamten)  nicht  für  ihre  Stellvertretung  im  Amte  zu  sorgen." 

1)  Wenn  solche  verfassungs-  und  gesetzwidrige  Einwirkung  der  Staats- 
behörden auf  die  Wahlen  stattfinden  sollte,  so  ist  es  Sache  der  Ständever- 
sammlung, die  gesetzlichen  Schritte  zu  tbun,  um  die  schuldigen  Beamten  zur 
Verantwortung  zu  ziehen,  üehrigens  ist  jede  Regierang  befugt,  in  den  ge- 
setzlichen Schranken  auf  Wahlen  zu  Gunsten  ihres  Systemes  hinzo- 
wirkeo,  und  kann  sich  bei  der  Wahlagitation  nicht  blos  passiv  verhalten,  und 
ihren  Gegnern  da.<;  Feld  zur  Bearbeitung  der  Wähler  im  oppositionellen  Sinne 
ohne  Gegengewicht  überlassen,  wenn  sie  sich  nicht  selbst  aufgeben  will. 

2)  Solche  besondere  Strafgesetze  sind  darum  nüthig,  da  sich  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Rechtes  über  das  Crimen  ambitus  nicht  ohne  Zwang  auf 
die  gegenwärtigen  Verhältnisse  übertragen  lassen.  —  Vergl.  z.  B.  Bayern, 
Ges.  V.  4.  Juni  1848,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betr.    art.  26. 


$.  357.     Dauer  der  Fanktiun.     Legislaturperioden.     Eroeuerung.     419 

SO  dass  sie  auf  den  in  diese  Perioden  fallenden  regelmässigen, 
sog.  ordentlichen,  so  wie  ausserordentlichen  Landtagen 
ihre  Funktion  auszuüben  berufen  sind.  Diese  Legislatur- 
perioden sind  in  den  einzelnen  Verfassungsurkunden  sehr  ver- 
schieden bestimmt  (12,  8,  6,  4  und  3  Jahre)  ^).  IL  In  den  mei- 
sten Staaten  tritt  nach  dem  Ablaufe  der  Legislaturperiode  eine 
gänzliche  Erneuerung  der  Abgeordneten  durch  neue  Wahlen,  sog. 
Totalerneuerung,  ein.  In  einigen  Staaten  ist  dagegen  eine 
theilweise  Erneuerung  der  Vertretung,  sog.  Partialerneue- 
rung,  eingerichtet,  in  der  Art,  dass  nach  jedem  ordentlichen 
Landtage  ein  bestimmter  Theil  (die  Hälfte  oder  ein  Dritttheil)  der 
Abgeordneten  austritt  und  durch  Neuwahlen  ergänzt  wird,  so  dass 
nur  dann  eine  Totalerneuerung  eintritt,  wenn  eine  Auflösung 
des  Landtages  stattgefunden  hat.  III.  Bei  dem  Systeme  der  Partial- 
erneuerung  wird  auf  dem  ersten  Landtage  durch  das  Loos  be- 
stimmt, welche  Abgeordneten  zuerst  (nach  dem  ersten  und  be- 
ziehungweise zweiten)  ordentlichen  Landtage  auszutreten  haben. 
Hierauf  bestimmt  sich  die  weitere  Ordnung  des  Austrittes  durch 
die  Reihenfolge  des  Eintrittes  in  die  Ständeversammlung-). 


„Die  Bestechung  der  Wähler  soll  die  Ungülligkeit  der  Wahl  und  den  Ver- 
lust der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit  für  den  ßestecher  und  den  Be- 
stochenen als  Strafe  zur  Folge  haben  ,  mit  Vorbehalt  der  ferneren ,  sowohl 
auf  den  Meineid  als  sonst  in  den  Gesetzen  angeordneten  Strafen.  (Vergl. 
oben  §.  349.  Note  4). 

1)  Eine  zwölfjährige  Legislaturperiode  (drei  vierjährige  Finanz- 
perioden  begreifend)  hat  S.  Alten  bürg,  V.-U.  1831.  §.  174;  eine  acht- 
jährige hat  Baden,  V.-U.  1818.  §.  29.  für  die  grundherrlichen  Abgeord- 
neten in  der  ersten  Kammer;  §.  38.  für  die  Abgeordneten  der  Städte  und 
Aemter  in  der  zweiten  Kammer:  eine  sechsjährige  hat  Bayern, 
V.-U.  1818.  Tit.  \l.  §.  13.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  157.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  59.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829. 
§.  77.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  36.  a.  E.  und  §.  57. 
und  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  67.  für  die  erste  Kammer;  eine  vier- 
jährige hat  S.  Coburg-Gotha  V.-U.  1852.  §.  74.  und  Baden,  V.-U. 
1818.  §.  31.  für  die  Abgeordneten  der  beiden  Landesuniversitäten  in  der 
ersten  Kammer;  eine  dreijährige  haben  Preussen,  V.-U.  1850.  §,  73. 

für  die  zweite  Kammer.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  63.  

Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.60.—  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  120. 
vergl.  mit  art.  145.  —  Reuss  j.  L. ,  Wahlgesetz  vom  14.  April  1852. 
S.  21.  u.  s.  w. 

2)  Das  System  der  Partialerneuerung  zeigen  von  den  Staaten  mit  einer 
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§.  358. 
Beendiguüg  und  Verlust  der  Eigenschaft  eines  Abgeord- 
neten.    Ersatzmänner.     Neuwahlen.     Wiederwählbarkeit. 

I.  Die  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  hört  auf  1)  mit  dem 
Ablaufe  der  Legislaturperiode,  für  welche  der  Abgeordnete  ge- 
wählt ist^):  2)  wenn  der  Sou verain  den  Landtag  auflöst 2); 
3)  wenn  ein  Abgeordneter  seine  Funktion  freiwillig  niederlegt^). 
IL  Die  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  geht  verloren:  1)  wenn 
Umstände  eintreten,  welche  die  Wahlfähigkeit  verhindert  haben 
würden  *) ;  2)  wenn  er  aus  der  Ständeversammlung  als  unwürdig 
ausgeschlossen  wir d^);  3)  nach  mehreren  Verfassungsurkun- 
den, wenn  einem  Abgeordneten  ein  Staatsamt  (mitunter  auch 
ein  Hofamt)  übertragen,  oder  derselbe  im  Staatsdienste  beför- 
dert   wird^).     IlL     Wenn  ein   Abgeordneter   aus   einem   dieser 

Kammer:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  174.  —  Brau  nsch  weig,  n. 
L.  0.  1832.  §.83.—  Von  den  Staaten  mit  zwei  Kammern:  Baden, V.-U. 
1818.  §.  29.  38.  und  79.  (für  die  Abgeordneten  der  Grundherren  in  der 
ersten  Kammer  und  für  die  zweite  Kammer). —  K.Sachsen,  V.-l).  1831. 
§.  71.  (für  die  zweite  Kammer).  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848. 
§.  39.  (fiir  die  gewählten  Mitglieder  der  ersten  Kammer. 

1)  Siehe  §.  357. 

a)  Siehe  unten  §.  370. 

3)  Siehe  §.  347.  VIIL 

*)  Vergl.  über  die  Gründe  des  Aufhörens  und  des  Verlustes  der  Eigen- 
schaft eines  Abgeordneten  überhaupt:  B  ay  e  r  n,  V.-U.  1818.  Tit.  VI.  §.  14.— 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  59.  65,  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  166.  u.  174.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  86.  —  Preus- 
sen,  V.-U.  1850.  §.  75.  —  S.  Weimar,  rev.  Grundges.  1850.  §.34.— 
Anhalt-Bernburg  V.-U.  1850.  §.  63.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852. 
§.  61.  -  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  122.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U. 
1852.  §.  97. 

5)  Siehe  unten  §.  386. 

6)  Verlust  der  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  durch  Annahme  eines 
Staatsamtes,  welches  der  Abgeordnete  zur  Zeit  seiner  Wahl  noch  nicht 
bekleidete,  spricht  aus:  B  raun  seh  weig,  n.  L.  0.  1832.  §.  86.  Nr.4. — 
Wegen  Annahme  eines  „besoldeten  Amtes":  Oldenburg,  rev.  V.-Ü. 
1852.  art.  122;  wegen  Annahme  eines  „besoldeten  Staatsamtes  oder 
einer  Beförderung  im  Staatsdienste."  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept. 
1848.  §.  49.  Uebereiüstiramt:  Anhalt-Bernburg,  V.-Ü.  1850.  §.63.— 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  52;  ähnlich:  Preussen,  V.-U.  1850.  §.78. 
a  linea  3.  (Annahme  eines  besoldeten  Staatsamtes,  oder  Eiatritt  in  ein  Staats- 
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Gründe  aus  der  Ständeversammlung  ausscheidet,  oder  durch  Tod 
abgeht,  so  wird  nach  den  meisten  Verfassungsurkunden  eine  Neu- 
wahl für  den  Rest  der  Legislaturperiode  angeordnet,  für  welche 
der  Ausgeschiedene  berufen  war').  Nach  einigen  Verfassungs- 
urkunden wird  aber  gleich  anfänglich  für  jeden  Abgeordneten  ein 
Ersatzmann,  sog.  Stellvertreter,  erwählt,  welcher  in  dem 
Falle  seines  Ausscheidens  einzutreten  hat'*).  IV.  In  allen  Ver- 
fassungsurkunden ist  anerkannt,  dass  Abgeordnete,  deren  Eigen- 
schaft durch  Beendigung  der  Legislaturperiode  oder  durch  Auf- 
lösung des  Landtages  aufgehört  hat,  oder  die  sie  durch  Annahme 
eines  Staatsamtes  u.  dergl  oder  durch  Beförderung  im  Staats- 
dienste  verloren   haben,    sofort  wieder  gewählt  werden  können^). 


aml,  womit  „ein  höherer  Rang  oder  ein  höheres  Gehalt"  verbunden 
ist.  Lebereinstimmt:  Reussj.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  85.  —  Wegen  Ein- 
tritt in  den  Staatsdienst  oder  in  den  Hofdienst  oder  Beförde- 
ryng  darin:  Wal  deck,  V.-U.  1852.  §.51.—  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
$.  66.  „Uebrigens  treten  die  (in  die  erste  Kammer  gewählten)  Ritlerguts- 
besitzer aus,  wenn  sie  während  ihrer  ständischen  Funktion  zu  einem  S  taats- 
di  en  s  te  ernannt,  oder  im  Staatsdienste  befördert  werden,  oder  ein 
besoldetes  Hofamt  annehmen." 

T)  Siehe  z.  B.  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  arl.  123.  -  S.  Co- 
burg-Gotha,  V.U.   1852.  §;  74. 

«)  Vergl.  z.  ß.  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  153.  -  S.  Meinio- 
gen,  V.-U.  1829.  §.  77,  -  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  69.  -  S.  Al- 
tenburg, V.-U.  1831.  §.  176.  180.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832. 
§.  80.  81.  —  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852.  §.81.  84.  —  In  Bayern,  V.U. 
1818.  Tit.  VI.  §.11.  sollte  als  Ersatzmann  derjenige  eintreten,  welcher  dem 
Gewählten  in  der  Stimmzabl  am  nächsten  kam.  Hiernach  halte  also  im- 
mer der  Candida!  der  Minorität  Aussicht  auf  den  Eintritt  in  die  Kammer, 
wenn  der  Candidat  der  Majorität  im  Laufe  eines  Landtages  ausfiel.  Diese 
sehr  unpraktische  Bestimmung  wurde  durch  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.  31, 
die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betr.  art.  10.  aufgehoben  und  die 
Wahl  der  Ersatzmänner  in  einem  besonderen  Wahlakte  vorgeschrieben.  — 
Von  Hannover  siehe  Note  9. 

»J  Vergl.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VL  §.13.  -  Baden,  V.-U.  1818. 
§.  40.  -  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.157.  —  Grossh.  Hessen, V.-ü. 
1820.  §.  59.  65.  ~  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  71.  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  1831.  §.166.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.75.  —  Anhalt-Bern- 
bürg,  V.-U.  1850.  §.  63.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.60. —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852.  art.  120.  —  Ausdrücklich  bestimmt  Hannover, 
Ges.  V.  5  Sept.  1848.  §.49.  dass  in  dem  Falle,  wo  ein  Abgeordneter  wegen 
Annahme  eines  Staatsantes  u,  dergl.  seinea  Sitz  ia  der  Stäadeversammlun; 
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V.  Personen,  welche  wegen  eines  gewissen  Amtes  Mitglieder 
einer  Ständeversammlung  sind ,  behalten  selbstverständUch  diese 
Eigenschaft  nicht  länger,  als  sie  in  dem  betreffenden  Amte  ver- 
bleiben ^'^). 

§.  359. 
Verpflichtung  der  Ständemitglieder  zur  persönlichen  Aus- 
übung ihrer  Stimme  auf  dem  Landtage. 

I.  Nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Abgeordneten,  welche  durch 
Wahlen  ernannt  werden ,  sondern  überhaupt  in  Bezug  auf  alle 
Mitglieder  landständischer  Versammlungen  gilt  nach  den  seit  der 
Gründung  des  deutschen  Bundes  entstandenen  landständischen 
Verfassungen  als  Regel  der  Grundsatz,  dass  sie  ihren  Sitz  und 
ihre  Stimme  in  der  Ständeversaujmlung  persönlich  ausüben 
müssen,  und  dieselbe  weder  einem  anderen  Milgliede  der  Stände- 
versammlung noch  einem  anderen  Bevollmächtigten  übertragen  dür- 
fen ').  II.  Nur  ausnah  m  sw  e  i  s  e  ist  in  einigen  Verfassungsurkunden 
erlaubt,  oder  sogar  in  gewissen  Fällen  gefordert,  dass  die  erb- 
lichen Mitglieder  der  ersten  Kammer  sich  auf  den  Landtagen 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen -),  welcher  aber  sodann, 


verloren  hat,  nicht  der  Ersatzmann  eintritt,  sondern  neue  Wahl  stall- 
findet. 

to)  Vergl.  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-ü.   1831.  §.  66. 

>)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VI.  §.  17.  „Kein  Mitglied  der  ersten 
oder  zweiten  Kammer  darf  sich  in  der  Sitzung  durch  einen  Bevollmächtigten 
vertreten  lassen."  —  Uebereinstimmt :  Baden,  V.-U.  ISIS.  §.  47.  —  An- 
halt-Bernbu  rg,  V.-U.  1S5U.  §.57.  — Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52.  art. 
129.  §.  2.  —  Reussj.  L.,  V.-U.  1S52.  §.  52.  —  Ausdrücklich  v  erbietet  alle 
Stellvertretung  der  Standesherren  in  der  ersten  Kammer  :  Pre  u  sse  n,  V.-U. 
1850.  §.  65.  b).  Vergl.  auch  Nassau,  Patent  vom  1.  u.  2.  Sept.  1S14. 
§.  8.  —  Dasselbe  Prinzip  sprechen  aus:  Würtemberg,  V.-ü.  1819. 
§.  156.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  61.  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831.  §.  81.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  51-  —  Kurhes- 
sen, V.-U.  1852.  §.  55.  (Siehe  die  in  diesen  Verfassungen  zugelassenen 
Ausnahmen  in  Note  2). 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  156.  „Nur  den  erblichen  Mit- 
gliedern der  ersten  Kammer  ist  gestattet,  ihre  Stimme  einem  anderen 
in  der  Versammlung  anwesenden  Mitgliede  dieser  Kammer  oder  einem 
Sohne,  oder  dem  sonstigen  präsumtiven  Nachfolger  in  der  Standes- 
herrschaft zu  überlragen.     Dieses    besondere  Recht  der  Stimmenübertra- 
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wie  jedes  andere  Mitglied  der  Ständeversammlung,  den  Eid  zu 
leisten  und  nach  seiner  individuellen  Ceberzeugung  zu  stimmen 
hat,     ohne     durch    Instruktionen    gebunden    werden    zu    dürfen, 

gUDg  kann  auf  gleiche  Weise  auch  für  einen  wegen  Minderjährigkeit 
oder  anderer  persönlicher  Unfähigkeit  unter  Vormundschaft  stehenden 
Standes  herren  von  dessen  Vormund  ausgeül)t  werden.  In  jedem  Falle 
aber  kann  ein  Mitglied  der  ersten  Kammer  oder  eiu  Stellvertreter  desselben 
niemals  mehr  als  eine  übertragene  Stimme  fiihren."  —  Gr.  Hes- 
sen, V.-U.  1820.  §.  61.  a  linea  2.  „In  dem  Falle  jedoch,  wenn  ein  Stan- 
des berr  durch  M  ind  e  rj  ä  hr  ig  ke  it  oder  C  ura  tel  abgeballen  wird,  tritt 
der  Agnat,  welcher  die  Vormundschaft  oder  Curatel  führt, 
an  dessen  Stelle,  vorausgesetzt,  dass  derselbe  in  jeder  Hinsicht  als  gehörig 
qualifizirt  erscheint.  Auch  soll  ein  Standesberr  iu  solchen  Fällen,  wo  er 
durch  Gründe,  welche  auch  in  der  zweiten  Kammer  entschuldigen,  verbin  - 
dert  wäre,  wenn  die  erste  Kammer  diese  Gründe  für  zulänglich  erkennt, 
das  Recht  haben,  sich  durch  den  nächsten  Agnaten,  wenn  dieser  gehörig 
qualifizirt  ist,  für  diesen  Landtag  vertreten  zu  lassen.  Dieses  Recht  steht 
unter  denselben  Bedingungen  auch  dem  Senior  der  Familie  der  Freiherren 
von  Riedesel  zu."  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  64.  „Für  die  §.  63. 
unter  3.  4.  6.  7.  und  12.  benannten  Besitzer  der  Herrschaften  kann, 
im  Falle  der  Minderjährigkeit,  oder  wenn  sie  aus  Ursachen,  welche 
die  Kammer  als  statthaft  anerkennt,  an  dem  Landtage  persönlich  Theil  za 
nehmen  nicht  vermögen,  derjenige  nächsteNachfolger  in  die  Kam- 
mer eintreten,  welcher  nach  §.  74  für  die  Person  dazu  geeignet  ist.  Den 
Besitzern  der  Herrschaft  Wilde  nf  eis  und  der  Seh  ön  b  ur  g'schen  Recess- 
herrschaften  ist  jederzeit  nachgelassen,  wegen  ihrer  erblichen  Stimmen 
Bevollmächtigte  in  die  Kammer  eintreten  zu  lassen,  welche  die  nach 
S  74.  erforderlichen  Eigenschaften  haben  und  im  K.  Sachsen  mit  einem 
Rittergute  angesessen  sind."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.51. 
„...Jedoch  können  die  im  §.  36  Nr.  2.  und  4.  angeführten  Mitglieder  der 
ersten  Kammer  (d.  h.  der  Herzog  von  Arenberg,  der  Herzog  von  Looz- 
Corswaaren,  der  Fürst  von  Bentheim  und  die  Grafen  von  Stolberg- 
Wernigerode  und  von  Stolberg-Stolberg)  durch  ihre  volljährigen 
ältesten  S  öh  n  e,  oder  durch  dazu  bevollmächtigte  Agn  ate  n  ihres  Hauses  sich 
vertreten  lassen."  —  Kurhessen,  V,-ü.  1852.  §.  41.  a.  E.  „Die  Ver- 
tretung durch  geeignete  Bevollmächtigte  ist  bei  den  unter  1.  2.  und 
3.  genannten  Ständen  (d.  h.  bei  den  valljährigen  nachgeborenen  Prinzen 
des  regierenden  Kurhauses,  den  Prinzen  der  apanagirten  Linien,  und  den 
Häuptern  jeder  fürstlichen  und  gräflichen,  ehemals  reicbsunmittelbaren  Fa- 
milie, welche  eine  Slandesherrschaft  in  Kurhessen  besitzt)  zulässig."  — 
Auch  das  nassauische  Patent  v.  1.  und  2.  Sept.  1814.  §.  4.  gestattet 
den  Slandesherren ,  sich  durch  Bevollmächtigte,  sowie  auch  im  Falle 
der  Minderjährigkeit  durch  ihre  Vormünder,  vertreten  zu  lassen,  nicht 
aber  durch  ein  anderes  Mitglied  der  Hcrreobank. 
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oder    sich   mit    dem   Mangel    einer   Instruktion   enlschuldigen   zu 
können  ^). 

§.  360. 
Das  Ein-  und  Zweikammernsystem*). 

I.  Aus  der  Aufnahme  des  Grundgedankens  einer  allgemeinen 
LandesvertretuDg  in  die  Verfassung  eines  Staates  folgt 
keineswegs,  dass  dieselbe  prinzipiell  nur  in  einer  ein- 
zigen Versammlung  der  Volksvertreter  bewirkt  werden  müsse, 
vielmehr  ist  es  eine  reine  und  zwar  hauptsächlich  mit  Berück- 
sichtigung der  Grösse  der  Territorien  zu  beantwortende  Zweck- 
mässigkeitsfrage,  oh  die  Landesvertretung  in  einer  oder  in  zwei 
von  einander  getrennten  Versammlungen,  sogen.  Häusern  oder 
Kammern,  einzurichten  sei.  II.  Schon  in  dem  Vaterlande  der 
Repräsentativverfassung,  in  England,  hat  sich  aus  geschichtlichen 
Gründen  die  Repräsentalivverfassung  in  der  Organisation  von  zwei 
Häusern  des  Parlamentes  entwickelt;  diese  Organisation  hat  man 
im  Wesentlichen  in  allen  jenen  Staaten  von  bedeutenderem  Gebiets- 
umfange  angenommen ,  oder  ist  auf  dieselbe  zurückgekommen,  in 
welchen  das  Repräsentativsystem  überhaupt  Eingang  gefunden  hat, 
wie  namentlich  (abgesehen  von  den  deutschen  Staaten)  in  Nor- 
wegen, Spanien,  Belgien,  Frankreich,  Nordamerika 
und  in  der  Schweiz.  III.  Die  Gründe,  aus  welchen  in  allen 
grösseren  und  selbst  in  den  mittleren  Constitutionen- monarchi- 
schen Staaten  das  Zweikammernsystem  nicht  entbehrt  werden  kann, 
sind  :  1)  das  Bedürfniss  einer  gründlichen,  zweifachen  Erörterung 
der  politischen  Friigen  durch  zwei  verschiedene  Körperschaften, 
deren  Zusammensetzung  überdies  nach  verschiedenen  Prinzipien 
gebildet   ist');    2)   die  Nothwendigkeit  eines  conservativen  Gegen- 


3)  Ausdrücklich  bestimmt  dies:  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  61. 
a.  E.  —  K.  Sachsen,  V.-U.   1831.  §.  81. 

•)  Für  das  Zweikammernsystem:  C.  G.  Kries,  Wesshalb  wollen 
wir  zwei  Kammern  und  wie  sind  sie  zu  bilden?  Breslau,  1848.  —  Mel- 
chior Meyr,  Zwei  Kammern  oder  eine?  Berlin,  1848.  —  Dagegen  (aus 
sehr  schwachen  Gründen):  Leopold  Freundt,  Eine  oder  zwei  Kammern  ? 
Königsberg,   1848. 

')  Aus  dieser  Rücksicht  wurde  sogar  in  die  dritte  (republikanische)  Ver- 
fassung Frankreichs  vom  23.  Sept.  1795.  art.  44.  das  Zweikammernsystem 
(ein  Rath  der  Alten,   mit  250  Mitgliedern,    und    ein  Rath    der  Fünfhnn- 
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gewichtes  gegen  das  Element  der  Bewegung,  welchem  in  der  einen 
Kammer  (der  Volkskammer)  ein  gesetzlicher  Spielraum  gewährt 
wird,  um  anarchische  Ausbrüche  zu  verhüten*^);  3)  die  Rücksicht 
darauf,  der  Krone  möglichst  den  Gehrauch  des  Veto  zu  ersparen, 
und  dadurch  der  Impopularit.it  der  Krone  vorzubeugen,  dass  die 
erste  Kammer  dieselbe  auf  sich  nimmt  3);  4)  Wahrung  historisch 
begründeter  ständischer  Interessen,  indem  im  Staate  der  historisch- 
rechtliche  Besitz  ebenso  ein  Recht  auf  Schulz,  wie  das  Bedürf- 
niss  des  Fortschrittes  ein  Recht  auf  Würdigung  hat^).  5)  Durch 
das  Dasein  von  zwei  Kammern  soll  das  MajoritcStsprinzip,  welches 
bei  abstimmenden  Versammlungen  nie  ganz  vermieden  werden 
kann ,  mit  den  Forderungen  der  Vernunft  in  Einklang  gebracht 
werden.  Es  soll  hierdurch  bewirkt  werden ,  dass  die  Stimmen 
nicht  blos  gezählt,  sondern  auch  gewogen  werden.  Letzteres 
wird  dadurch  bewirkt,  dass  keine  der  beiden  Kammern,  auch  nicht^ 
wenn  ihr  die  Regierung  beipflichtet,    die  andere  Kammer  beherr- 


dert)  aufgenoniinen ,  während  nach  deo  beideu  früheren  Verfassungen  vom 
3.  Sept.  179t  und  24.  Juni  1793  nur  eine  Versammlung  (gesetzgebende  Na- 
tionalversammlung, gesetzgebender  Körper)  bestanden  hatte.  Die  Verlheidi- 
ger  des  E  in  k  a  mmer  n  s  y  s  teme  s  geben  alle  die  Nothwendigkeit  einer 
mehrfachen  Berathung  wichtiger  Fragen  durch  die  Repräsentation  zu;  sie 
glauben  aber,  dass  dieses  durch  Wiederholung  der  Diskussion  und  Abstim- 
mung auch  in  einer  und  derselben  Versammlung  geschehen  könne.  Diese 
Einricblung  war  auch  auf  dem  Frankfurter  Parlamente  getroffen :  die  Nach- 
Iheile  derselben  sind  aber  so  einleuchtend  hervorgetreten,  dass  wohl  der  Ge- 
danke an  ihre  praktische  Wiederholung  nicht  mehr  auftauchen  wird. 

2)  Hiergegen  wird  von  den  Vertheidigern  des  Einkammernsystemes  nur 
die  Erklärung  abgegeben,  dass  man  eben  der  Bewegung  keine  Schranke  ge- 
setzt wissen  wolle.     Siat  pro  ratione  voluntas! 

3)  Die  Vertheidiger  des  Einkammernsystemes  meinen,  ein  verfassungs- 
treuer Souverain  köone  immerbin  ohne  Gefahr  der  Impopularität  das  Veto 
öbcD.  Dies  ist  gegen  alle  Erfahrung,  und  namentlich  weiss  England  sehr 
wohl,  wie  nöthig  es  ist,  auch  den  Schein  der  Impopularität  von  der  Krone 
fern  zu  halten.  Diese  Rücksicht  veranlasste  auch  die  Aufnahme  des  Zwei- 
kammernsystemes  in  der  sechsten  (königlichen)  Verfassung  von  Frank- 
reich, V.  4.  Juni  1814,  sowie  in  den  meisten  neueren  Verfassungsurkun- 
den; so  z.  B.  auch  in    der  V.-ü.    von  Griechenland    v.    18.  März   1844. 

*)  Auch  hier  erklären  die  Vertheidiger  des  Einkammernsystemes  nur, 
dass  sie  eben  keine  starke  Vertretung  historisch  begründeter  Interessen  ge- 
wisser Klassen ,  sondern  nur  Geltung  der  Interessen  der  Kopfzahl  allein 
wollen. 
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sehen  kann,  so  dass  also  die  beiden  Kammern  sich  einander  frei- 
wilhg  annähern  und  sich  verständigen  müssen.  Aus  diesem  Grunde 
muss  sich  jede  der  beiden  Kammern  veranlasst  finden,  ihre  Be- 
schlüsse von  Haus  aus  mit  Mässigung  zu  fassen,  damit  sie  auf 
den  Beitritt  der  anderen  Kammer  hoffen  kann,  und  eben  hierdurch 
wird  verhütet,  dass  nicht  eine  Kammer  die  Herrschaft  an  sich 
reisst,  oder  sich  gleichsam  zum  Richter  in  eigener  Sache  gegen- 
über von  der  Staatsregierung  aufwirft.  6)  Wo  nur  eine  einzige 
Kammer  besteht,  wird  sie  sehr  leicht  der  unbedingten  Herr- 
schaft einer  einzigen  Parthei  verfallen,  und  daher  auch  leicht  in 
die  Lage  kommen,  gar  nicht  einen  Ausdruck  des  wahren  Willens 
des  Volkes  oder  Landes  darzustellen ;  auch  ist  eine  einzige  Kammer 
weit  mehr  den  Einflüssen  des  Terrorismus  von  Aussen  ausgesetzt, 
als  dies  bei  dem  Zweikammernsysteme  einzutreten  pflegt*). 

§.  361. 
Von  der  Bildung  der  ersten  Kammer. 

L  lieber  die  Bildung  der  ersten  Kammer  finden  sich  verschie- 
dene Systeme,  für  deren  Einführung  besonders  das  maassgebend 
war,  ob  die  Repräsentativverfassung  sich  geschichtlich  aus  einer 
älteren  ständischen  Verfassung  entwickelte  und  an  vorhandene 
ständische  Elemente  anknüpfen  konnte  oder  nicht.  H.  Im  ersten 
Falle  bildet  sich  die  erste  Kammer  meistens  aus  einer  Geburts- 
aristokratie, einschlüssig  der  Prinzen  des  regierenden  Hauses,  aus 
geistlichen  und  weltlichen  hohen  W^ürdenträgern  (Bischöfen,  Mini- 
stern u.  dergl.)  und  aus  Personen ,  welche  der  Souverain  nach 
seinem  persönlichen  Vertrauen  und  in  unbeschränkter  Zahl  erblich 
oder  lebenslänglich  zu  Mitgliedern  der  ersten  Kammer  ernennt. 
Ein  derartiges  System  findet  sich  in  England,  in  welchem 
die  Pairskammer  geschichtlich  aus  der  alten  feudalistischen  Ein- 
richtung eines  von  Pares  curiae  gebildeten  Gerichtshofes  her- 
vorgegangen ist  und  zum  Theile  noch  diesen  Charakter  be- 
wahrt  hat^).     HL    Wo   ältere   ständische   Elemente    fehlen    oder 


3)  Dessbalb  haben  aucb  Republiken ,  wie  Nordamerika  und  die  Schweiz, 
das  Zweikanimernsystem  aufgenommen,  weil  sie  ausserdem  die  Freiheit  nicht 
für  gesichert  halten. 

')  Theilweise  Nachbildungen  dieses  Systemes  in  den  deutschen  Staaten 
siehe  in  §.  362. 
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im  Laufe  der  Zeit  untergegangen  sind,  hat  man  mitunter  der 
Krone  das  unbeschränkte  Recht  eingeräumt,  oder  sie  hat  es  sich 
selbst  beigelegt,  die  Mitglieder  der  ersten  Kammer  zu  ernennen, 
so  dass  die  Bedeutung  dieser  Kammer  sodann  hauptsächlich 
darin  liegt,  dass  sie,  als  eine  durch  das  persönliche 
Vertrauen  des  Monarchen  zu  seiner  Berathung  be- 
rufene Versammlung,  der  Krone  zur  besonderen  Stutze  gegen 
das  demokratische  Element  dienen  soll.  Dieses  System  wurde 
in  Frankreich  durch  die  sechste  (königliche)  Verfassung  (Lud- 
wig XVIII.)  vom  4.  Juni  1814  aufgebracht  2)  und  mit  einigen 
Moditikationen  in  der  constitutionellen  Charte  (Louis  Philippe) 
vom  7.  Aug.  1830^)  und  im  Wesentlichen  auch  in  der  Verfassung 
(Napoleon  HL)  vom  15.  Januar  1852  beibehalten.  IV.  In  an- 
deren Staaten  fasste  man  das  Prinzip  der  Ropräsentativverfassung  in 
der  Art  auf,  dass  die  Repräsentation  nur  allein  aus  dem  Volke 
hervorgehen  dürfe,  also  auch  die  erste  Kammer  ebenso  wie  die 
zweite  aus  Abgeordneten  zu  bestehen  habe,  die  durch  Volkswahl 
ernannt  werden;  jedoch  ist  sodann  meistens  die  Wahlfähigkeit 
zum  Abgeordneten  der  ersten  Kammer  an  höhere  Bedingungen 
gekniJpft,  wie  z.  B.  in  Belgien*).     In  Norwegen  erwählt  die 


*)  Sechste  Verf.  Frankreichs  v.  4.  Juni  1S14.  §.  27.  „La  nomi- 
nal ion  des  pairs  de  France  appartient  au  Roi.  Leur  nombre  est 
illimite:  il  en  peut  varier  les  dignites,  les  nommer  a  vie  ou  les 
rendre  hereditaires  selon  sa  volonte." 

3j  Die  Modifikationen  durch  die  Charte  Louis  Philip p's  v.  7.  August 
1S30  bestehen  darin,  dass  der  König  die  Pairs  nur  aus  bestimmten  Kate- 
gorien und  nur  auf  Lebenszeit  sollte  ernennen  dürfen.  —  Eine  ähnliche  Be- 
stimmung enthält  die  V.-U.  von  Griechenland  v.  18.  März  1844.  §.  70. 
71.  —  Nach  der  Constitution  N ap  ole  on' s  IIL  v.  15.  Januar  1852.  art.  20. 
bestehet  der  Senat:  1)  aus  den  Cardinälen,  den  Marschällen  und  den  Admi- 
rälen  ;  2)  aus  den  Bürgern,  welche  der  Präsident  (jetzt  Kaiser)  zu  der  Se- 
naloreuwürde  zu  ernennen  für  angemessen  hält.  Nach  art.  21.  werden  die 
Senatoren  auf  Lebenszeit  ernannt  und  sind  unabsetzbar. 

■»)  Belgien,  V.-U.  v.  25.  Febr.  1831.  art.  53.  ,,Die  Mitglieder  des  Senates 
werden  nach  Maassgabe  der  Bevölkerung  einer  jeden  Provinz  durch  diesel- 
ben Bürger  gewählt,  welche  die  Mitglieder  der  Kammer  der  Volksvertreter 
wählen."  §.  56.  „Um  als  Senator  gewählt  werden  zu  können  und  um  es  zu 
bleiben,  muss  man  1)  Belgier  von  Geburt  sein  oder  das  grosse  Bürgerrecht 
erhalten   haben;   2)    im  Genüsse  seiner   bürgerlicheo    und   staatsbürgerlicbea 
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Volksrepräsentation  (Storthing)  aus  sich  selbst  ein  Viertheil  als 
erste  Kammer  (Lagthing),  die  übrigen  drei  Viertheile  bilden 
die  zweite  Kammer  (Odelsthing)^). 

§.  362. 

Von  der  Zusammensetzung   der  ersten  Kammern  in  den 

deutschen  Bundesstaaten. 

I.  In  den  deutschen  Staaten  besteht  jetzt  das  Zweikammern- 
system in  Preussen,  Bayern,  K.  Sachsen,  Hannover, 
Würtemberg,  Baden,  Kurhessen,  im  Grossherzogthume 
Hessen  nnd  in  N  a  s  s  a  u.  U.  Die  Bildung  der  ersten  Kammer  wird 
in  allen  diesen  Staaten  in  verschiedener  Weise  bewirkt.  Im  All- 
gemeinen ist  nur  so  viel  zu  erkennen,  dass  in  allen  Verfassungs- 
urkunden vor  dem  J.  1848  bei  der  Bildung  der  ersten  Kammer 
hauptsächlich  auf  die  vorhandenen  älteren  ständischen  Elemente 
Rücksicht  genommen  und  dem  Landesherrn  ein  bedeutender  Ein- 
fluss  auf  die  Bildung  der  ersten  Kammer  beigelegt,  eine  Ernen- 
nung von  Mitghedern  der  ersten  Kammer  durch  Volswahlen 
aber  nicht  zugelassen  wurde.  Erst  seit  dem  Jahre  1848  wurde 
in  Folge  der  demokratischen  Bewegungen  auch  in  den  deutschen 
Verfassungsgesetzen  das  Streben  bemerklich,  einen  bedeutenden 
Theil  der  ersten  Kammer  aus  volksmässigen  Wahlen  hervor- 
gehen zu  lassen.  IH.  In  Nassau  ist  dem  Herzoge  das  Recht 
vorbehalten,  ausser  den  Prinzen  des  Hauses  und  den  Standes- 
herren noch  andere  Mitglieder  der  IJerrenbank  auf  Lebens- 
zeit, oder  mit  dem  Rechte  der  Vererbung  nach  seinem  Gut- 
finden und  nach  vorher  eingeholtem  Gutachten  der  schon  bestehen- 
den MitgHeder  zu  ernennen,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass 
sie  zum  deutschen  Fürsten-,  Grafen-  oder  Freiherrnstande  gehören 
und    wenigstens  zweihundert  Gulden  zu  jedem  Steuersimplum  im 


Rechte,  3)  ia  Belgien  wohnhaft,  4)  wenigstens  40  Jahre  alt  sein;  5)  in 
Belgien  wenigstens  1000  fl.  direkte  Steuern  zahlen,  die  Patentgelder  inbe- 
griffen." —  In  Spanien  wurden  nach  der  V.-ü.  v.  27.  April  1837  eben- 
falls beide  Kammern  vom  Volke  gewählt,  doch  so,  dass  die  Senatoren  vom 
Könige  aus  einer  von  den  Wählern  aufgestellten  dreifachen  Liste  ausge- 
wählt wurden. 

5)  Norwegen,  V.-ü.  v.  4.  Nov,  1814.  §.  49.  und  74, 
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Herzogthume  beitragen*).  IV.  Nach  der  bayerischen  Ver- 
fassungsiirkunde  v.  J.  1818  ist  die  erste  Kammer  (Kammer  der 
Reichsräthe)  zusammengesetzt  aus  den  volljährigen  Prinzen  des 
k.  Hauses,  den  Kronbeamten,  den  beiden  Erzbischöfen, 
den  Häuptern  der  ehemals  reichsständischen  fürstlichen  und  gräf- 
lichen Familien  als  erblichen  Reichsrä  the  n,  so  lange  sie 
im  Besitze  ihrer  vormals  reichsständischen  im  Königreiche  gelege- 
nen Herrschaften  bleiben;  einem  vom  König  ernannten  Bi- 
schöfe und  dem  jedesmaligen  Präsidenten  des  protestanti- 
schen Generalconsistoriums  und  aus  denjenigen  Personen,  welche 
der  König  entweder  wegen  ausgezeichneter  dem  Staate  geleisteter 
Dienste  oder  wegen  ihrer  Geburt  oder  ihres  Vermögens  zu  Mit- 
gliedern dieser  Kammer  entweder  erblich  oder  lebensläng- 
lich besonders  ernennt-).  Das  Recht  der  Vererbung  kann 
der  König  jedoch  nur  adeligen  Gutsbesitzern  verleihen,  welche 
im  Königreiche  das  volle  Staatsbürgerrecht  und  ein  mit  dem 
Lehen-  oder  fideicommissarischen  V^erbande  belegtes  Grundvermö- 
gen besitzen  und  Dominikaisteuern  in  simplo  dreihundert  Gulden 
entrichten,  und  wobei  eine  agnatisch -linealische  Erbfolge  nach 
dem  Rechte  der  Erstgeburt  eingeführt  ist  3).  Die  Zahl  der  lebens- 
länghchen  Reichsräthe  kann  den  dritten  Theil  der  erblichen 
nicht  übersteigen^).  Die  Universitäten  sind  in  Bayern  nicht  zur 
Vertretung  in  die  erste  Kammer  berufen  worden  ^).  V.  Aehnlich 
wird  die  erste  Kammer  in  Würtemberg  nach  der  Verfassungs- 


«)  Nassau,  Patent  v.   1.  2.  Sept.  1814.  §.  4. 

»)  Bayern,  V.-ü.   1818.  Tit.  VI.  §.  2. 

3)  Eben  das.  Tit.  VI.  §.  3.  —  Nähere  Bestimmungen  über  die  Quali- 
fikation des  fideicommissarischen  Vermögens  enthält  das  Ges.  vom  2.  Sept. 
1825.  §.  2.  die  Anwendung  und  Vollziehung  des  Edikts  über  die  Familien- 
fideicommisse  betr. 

<)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  VI.  §.  4.  —  Nähere  Beslimmungen  über 
die  Art  der  Berechnung  dieses  dritten  Theiles  der  erblichen  Reichsräthe  ent- 
hält das  Ges.  v.  9.  März  1828,  die  Bildung  der  Kammer  der  Reichsräthe 
betreffend. 

5)  Nach  der  V.-ü.  v.  1818.  Tit.  VI.  §.  7.  hatten  die  Universitäten  das 
Recht,  Abgeordnete  in  die  zweite  Kammer  zu  senden.  Die  ganze  Bestim- 
mung dieses  §.  7.  über  die  Bildung  der  zweiten  Kammer  wurde  aber  durch 
das  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.  31,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten 
betr.,  aufgehoben. 
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Urkunde  von  1819  gebildet 6).  VI.  In  Baden  besteht  nach  der 
Verfassungsurkunde  von  1818  die  erste  Kammer  aus  den  Prin- 
zen des  grossherzoglicben  Hauses,  aus  den  Häuptern  der 
stao  desherrlichen  Familien,  aus  dem  Landesbischofe  oder 
dem  Bisthumsverweser  und  einem  vom  Grossherzoge  lehenslänglich 
ernannten  protestantischen  Geistlichen  mit  dem  Range  eines  Prä - 
ialen;  aus  acht  Abgeordneten  des  grundherrlichen  Adels, 
aus  zwei  Abgeordneten  der  Landesuniversitäten  und 
aus  acht  vom  Grossherzoge  für  jeden  einzelnen  Landtag 
zu  Mitgliedein  der  ersten  Kammer,  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und 
Geburt  ernannten  Personen').  VH.  Im  Grossherzogthume  Hessen 
wird  nach  der  Verfassungsurkunde  von  1820  die  erste  Kammer 
in  ähnlicher  Weise  gebildet  aus  den  Prinzen  des  grossherzoglichen 
Hauses,  den  Häuptern  der  standesherrlichen  Familien,  dem  Senior 
der  Familie  der  Freiherren  von  Riedesel,  dem  katholischen  Lan- 
desbischofe oder,  im  Falle  der  Erledigung  des  bischöflichen 
Stuhles,  einem  vom  Grossherzoge  berufenen  ausgezeichneten  katho- 
lischen Geistlichen,  aus  einem  protestantischen  Geistlichen,  welchen 
der  Grossherzog  dazu  auf  Lebenszeit  mit  der  Würde  eines  Prä- 
laten ernennen  wird,  aus  dem  Kanzler  der  Landesuniver- 
sität oder  dessen  Stellvertreter  und  aus  denjenigen  ausgezeich- 
neten Staatsbürgern,  welche  der  Grossherzog  auf  Lebenszeit 
dazu  berufen    wird.     Diese  Ernennungen   sollen   aber  nicht  über 


6)  Würtemberg,  V. -U.  1819.  §.  129.  „Die  erste  Kammer  (Kam- 
mer der  Slandesherren)  besteht  1)  aus  den  Prinzen  des  k.  Hauses;  2)  aus 
den  Häuptern  der  fürstlichen  und  graflichen  Faniiiieu  und  den  Vertretern  der 
slandesherrlichen  Gemeinschaften,  auf  deren  Besitzungen  vormals  eine  Reichs- 
oder Kreistagsstimme  geruht  hat;  3J  aus  den  von  dem  Könige  erblich  oder 
auf  Lebenszeit  ernannten  Mitgliedern."  (§.  130).  „Zu  erblichen  Mitglie- 
dern wird  der  König  nur  solche  Grundbesitzer  aus  dem  slandesherrlichen 
oder  ritterschaftlichen  Adel  ernennen,  welche  von  einem  mit  Fideicommiss 
belegten,  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  sich  vererbenden  Grundvermögen 
im  Königreiche,  nach  Abzug  der  Zinsen  aus  den  darauf  haftenden  Schulden, 
eine  jährliche  Rente  von  6000  fl.  beziehen."  (§.  131).  „Die  lehenslängli- 
chen Mitglieder  werden  vom  Könige,  ohne  Rücksicht  auf  Geburt  und  Vermögen, 
aus  den  würdigsten  Staatsbürgern  ernannt."  (§.  132).  „Die  Zahl  sämmt- 
lieher  von  dem  Könige  erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernannter  Mitglieder  kann 
den  dritten Theil  der  übrigen  Mitglieder  der  ersten  Kammer  nicht  übersteigen." 

7)  Baden,  V.-U.   1818.  §.  27—32. 
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die  Zahl  von  zehn  ausgedehnt  werden *=•).  Durch  eine  gross- 
horzoghche  Verordnung  vom  7.  Oktober  1850,  die  Berufung  einer 
ausserordentlichen  Ständeversamminng  betretl'end,  wurde 
eine  andere  Bildung  der  ersten  Kammer,  welche  zu  dem  Systeme 
der  Volkswahlen  hinneigt,  filr  diese  ausserordentliche  Ständevor- 
sammlung  vorgeschrieben'').  Ein  neues  Gesetz  über  die  Bildung 
der  ersten  Kammer,  welches  im  Wesentlichen  zu  den  Grundlagen 
der  Verfassnngsurkunde  von  1820  zurückkehrt,  steht  in  naher  Aus- 
sicht'").  VIII.  Im  Königreiche  Sachsen  besteht  nach  der  Ver- 
fassungsurkunde von  1831  die  erste  Kammer  ausser  den  volljähri- 
gen Prinzen  des  königlichen  Hauses,  aus  den  besonders  be« 
nannten  Besitzern  mehrerer  Standesherrschaften,  den  Ab- 
geordneten einiger  Hoch-  und  Collegia  ts  tifter,  einem  Abge- 
ordneten der  Universität  Leipzig,  welcher  von  ihr  aus  der 
Mitte  der  ordentlichen  Professoren  gewählt  werden  muss;  dem 
Dekane   des  Domstiftes  St.  Petri  zu  Budissin,    zugleich  in  seiner 


8)  Grossh.    Hessen,  V.-ü.   1820.  §.  52. 

9)  Ges.  V.  7.  Okt.  1850.  (Reg.-Bl.  Nr.  49).  —  Hiernach  soll  die  erste 
Kammer  bestehen:  1)  aus  zehn  Abgeordneten,  welche  die  50  wegen 
eigentbünilichen  oder  nutzniesslichen  Grundbesitzes  höcbstbesteuerten, 
wenigstens  25  Jahre  alten  Staatsbürger  des  Grossherzogthums  wählen ;  2)  aus 
neun  in  den  Wahlkreisen,  (wie  die  Abgeordneten  zur  zweiten  Kammer  von 
Wahlmännern,  die  von  Urwählern  gewählt  werden)  für  jede  der  drei  Pro- 
vinzen zu  gleicher  Anzahl  gewählten  Abgeordneten;  3)  aus  dem  katho- 
lischen Landesbischofe  ;  4)  aus  dem  p  ro  t  es  tanti  sehen  Präl  aten; 
5)  aus  dem  Kanzler  der  Landesuniversitüt;  6)  aus  den  Staatsbürgern,  welche 
der  Grossherzog  dazu  beruft.  Diese  Ernennungen  sollen  nicht  über  die  Zahl 
von  acht  Mitgliedern  ausgedehnt  werden." 

>o)  Die  Vorlagen  sind  bereits  der  Ständeversammlung  gemacht.  Im  Ver- 
gleiche mit  den  Bestimmungen  der  V.-L.  von  1820.  §.  52.  zeigt  diese  Vor- 
lage nur  die  Zusätze,  dass  für  den  Fall  der  Verhinderung  des  Lan- 
desbischofs für  eine  Stellvertretung  desselbeu  in  zweckmässiger  Weise  da- 
durch gesorgt  wird,  dass  derselbe  unter  Zustimmung  des  Grossherzogs  einen 
katholischen  Geistlichen  als  seinen  Stellvertreter  bezeichnet,  dass  ferner  bei 
längerer  Verhinderung  des  proleslantischen  Prälaten  der  Grossberzog  einen 
anderen  protestantischen  Geistlichen  mit  dessen  Stellvertretung  beauftragt. 
Neu  ist  sodann  der  Zusatz,  dass  der  Grossherzog  vier  Mitglieder,  je  auf 
die  Dauer  von  sechs  Jahren  aus  der  Zahl  derjenigen  ausgezeichneten  Staats- 
bürger aus  dem  Stande  der  Handelsleute  oder  Fabrikanten  berufen  wird,  die 
seit  mindestens  drei  Jahren  an  direkten  Steuern  den  einem  Normalsteuer- 
kapital von  1000  fl.  entsprechenden  Betrag,  oder  mehr,  jährlich  entrichtea. 
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Eigenschaft  als  höherer  katholischer  Geistlicher  und  im 
Falle  der  Behinderung  oder  der  Erledigung  einer  der  drei  Kapi- 
tiilare  des  Stiftes;  aus  dem  evangehschen  Oberhofprediger; 
aus  dem  Superinienden  ten  zu  Leipzig;  sodann  aus  zwölf  auf 
Lebenszeit  gewählten  Abgeordneten  der  Rittergutsbesitzer; 
zehn  vom  Könige  aus  freier  Wahl  auf  Lebenszeit  ernannten 
Rittergutsbesitzern,  der  ersten  Magistratsperson  der  Städte 
Dresden  und  Leipzig  und  der  ersten  Magistra  tsperson 
in  sechs  vom  Könige  unter  möghchster  Berücksichtigung  aller 
Theile  des  Landes  nach  Gefallen  zu  bestimmenden  Städten  ^'). 
IX.  In  Hannover  wird  dagegen  die  erste  Kammer  nach  dem 
Gesetze  vom  5.  September  1848  gebildet  von  den  Prinzen  des 
königlichen  Hauses,  einigen  besonders  benannten  Herzogen,  Für- 
sten und  Grafen  wegen  ihrer  Besitzungen  und  dem  Erblandmarschall 
des  Königreiches;  sodann  aus  nur  vier  vom  Könige  zu  er- 
nennenden Mitgliedern,  wovon  wenigstens  zwei  Minister 
sein  müssen,  und  dem  von  der  ersten  Kammer  ernannten  C  o  m  - 
missarius  für  das  Schulden-  und  Rechnungswesen ;  ferner  aber 
aus  33  Abgeordneten  der  grösseren  Grundeigenth  ü  mer, 
die  aus  33  Wahlbezirken  hervorgehen,  zehn  Abgeordneten  für 
Handel  und  Gewerbe,  zehn  Abgeordneten  für  Kirche 
und  Schule  in  eigenlhümlicher  Vertheilung  auf  die  katholische 
und  protestantische  Geistlichkeit,  die  Universität  Göttingen, 
die  Lehrercollegien  der  höheren  Schulanstalten  und 
die  Lehrer  der  Bürger-  und  Volks  seh  ulen  und  endlich  vier 
Abgeordnete  des  Standes  der  Rechtsgelehrten,  welche 
von  den  Richtercollegien  und  den  Rechtsbeiständen  gewählt  werden 
sollen'-).  X.  In  Preussen  besteht  die  erste  Kammer  (Haus 
der  Herren)  aus  den  grossjährigen  königlichen  Prinzen,  den  Häup- 
tern der  ehemals  unmittelbaren  reichsständischen  Häuser,  den 
Häuptern  jener  Familien,  welchen  durch  königliche  Verordnung 
das  nach  Erstgeburt  und  Linealfolge  zu  vererbende  Recht  auf  Sitz 
und  Stimme  in  der  ersten  Kammer  beigelegt  wird;  sodann  aus 
solchen  Mitghedern,  welche  der  König  auf  Lebenszeit  ernennt, 
deren  Zahl   aber   den   zehnten  Theil   der  vorgenannten  Mitglieder 


•>)  K.  Sachsen,  V.-Ü.  1831.  §.  63. 
>2)  Siehe  oben  §.  351.  Note  7.  und  8. 
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nicht  übersteigen  üarf;  reiner  aus  neunzig  Mitgliedern,  die  durch 
direkte  Wahl  von  der  dreissigfachen  Zahl  der  höchstbesteuerten 
Urwähler  gewählt  werden,  und  endlich  aus  dreissig  von  den  Ge- 
meinderäthen  gewählten  Mitgliedern  aus  den  grösseren  Städten 
des  Landes '3).  XI.  In  Kurhessen  bilden  die  erste  Kammer 
nach  der  Verfassungsurkunde  von  1852  die  volljährigen  nach- 
geborenen  Prinzen  des  regierenden  Hauses;  ein  Prinz 
des  Hauses  für  jede  apanagirte  Linie  desselben;  die  Häupter 
der  standesherrlichen  Familien;  die  vom  Landesherrn  erb- 
lich ernannten  Mitglieder,  der  Senior  oder  das  sonst  mit  dem 
Erbmarschallamte  beliehene  Mitglied  der  Familie  der  Freiherren 
von  Riedesel;  einer  der  ri  tlerschaftlichen  Obervorsteher 
der  adeligen  Stifter  Kaufuugen  und  Wetter;  der  Vizekanzler 
der  Landesuniversität;  der  katholische  Bischof;  die  drei 
protestantischen  Superintendenten  zu  Kassel,  Marburg 
und  Hanau;  ein  Abgeordneter  aus  der  althessischen  Ritterschaft 
von  jedem  der  fünf  Ströme;  ein  Abgeordneter  aus  dem  ehemals 
reichsu  nmittelbar  e  u  und  dem  im  Landtagsabschiede  vom 
9.  März  1831.  §.  6  genannten  Adel  in  der  Provinz  Hanau  ^'*). 
XII.  Selbstverständlich  gilt  als  Grundsatz,  dass  Niemand  zu 
gleicher  Zeit  Mitglied   beider  Kammern  sein  kann^^). 

§.  363. 

Von  den  Hokeitsrecliten  des  Souverains  über  die  Volks- 
vertretung, oder  von  der  fürstlichen  l'rärooative. 

1)  Begriff  und  Notbuendigkeit  der  fürstlichen  Prärogative. 

I.  Wo  eine  Volksvertretung  besteht,  ist  der  Staatsgewalt  eben 
hierdurch  auch  eine  neue  Sphäre  ihrer  Thätigkeit  eröffnet,  indem 
sodann  drm  Monarchen  auch  über  den  Repiäsenlantenkörper  ge- 
wisse Hoheitsrechte  zustehen  müssen.  IL  Die  Nolhwen- 
digkeit  solcher  lloheilsretble  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  die 
Repräsentation,  wenn  gleich  ein  politisch  hochberechligler  Körper, 


13)  Preussen,   V.-ü.   1850.  §.  65. 
«*)  Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.  41. 

")  Ausdrücklicti    sagten    dies    u.    A.    Grossh.    Hessen,    V.-U.    1S20« 
g.  68.  -  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  78.  a.  E. 

Zöpfl,  Staaurecht.    4te  Aufl.    U.  28 
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doch  keine  souveraine  Versaimulung  ist,  sondern  eben  darum, 
weil  sie  kraft  einer  Rechtsfiklion  (§.  345)  das  Volk  darstellt, 
ist  sie,  wie  dieses  selbst,  fortwährend  der  Staatsgewalt  des  Mo- 
narchen unterworfen.  III.  Die  Nothwendigkeit  von  besonde- 
ren Hoheitsrechten  über  die  Repräsentation  erhellt  aber  über- 
dies noch  besonders  daraus,  dass  der  Repräsentantenkör« 
per,  wenn  er  'gleichwohl  das  Volk  vertritt,  doch  nicht 
das  Volk  selbst  ist,  und  daher  bei  einer  wesentlichen  Mei- 
nungsverschiedenheit des  Repräsentantenkörpers  und  der  Staats- 
regierung noch  der  Fall  denkbar  ist,  dass  das  Volk  selbst  nicht 
die  Ansicht  seiner  Repräsentation,  sondern  die  der  Staatsregierung 
theilt.  IV.  Der  Inbegriff  der  Hoheitsrechte,  welche  dem  Souverain 
in  der  constitutionellen  Monarchie  über  den  Repräsentanlenkörper 
zustehen,  wird  nach  einem  der  englischen  Verfassung  entlehnten 
Sprachgebrauche  die  fürstliche  (königliche)  Prärogative  ge- 
nannt ^). 

§.  364. 

II.    üebersicht  der  Hoheitsrechts  über  den  Repräsen- 
tantenkörper. 

I.  Die  Hoheitsrechte,  welche  der  Krone  in  Bezug  auf  den 
Repräsentantenkörper  zustehen,  sind,  abgesehen  von  dem  Rechte, 
welches  ihr  nach  den  einzelnen  Verfassungen  in  sehr  verschie- 
dener Weise  hinsichthch  der  Ernennung  von  Mitgliedern 
der  ersten  Kammer  (§.  361.  362.)  zusteht:  1)  das  Recht, 
die  Ständeversammlung  oder  den  Landtag  zu  berufen;  2)  das 
Recht,  denselben  zu  eröffnen  und  zu  schliessen;  3)  das 
Recht,  die  Dauer  des  Landtages  zu  bestimmen  und  zu  ver- 
längern; 4)  das  Recht,  die  Sländeversammlung  zu  vertagen 
und  5)  das  Recht,  sie  aufzulösen;  6)  das  Recht,  den  Ständen 


')  In  Frankreich  ,,p&uvoir  royaV''.  —  In  einem  weiteren  Sinne  nennt  man 
auch  Prärogative  der  Krone  jene  Rechte  überhaupt ,  bei  deren  Ausübung 
die  Krone  nicht  durch  eine  concurrirende  legislative  Thätigkeit  des  Reprä- 
sentantenkörpers  beschränkt  ist,  wie  z.  ß.  hei  der  Abschliessung  von  Staats- 
verträgen und  bei  der  Ausübung  der  äusseren  Hoheitsrechte  überhaupt  (siehe 
unten  §.  395  u.  f.),  oder  bei  der  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  und  der 
Privilegienhoheit  u.  dergl. 
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Vorlagen,  als  Gegeusläode  ihrer  ßeralliung,  insbesondere  bin- 
sichUich  der  Gesetzgebung,  zu  machen,  oder  das  Recht  der  Ini- 
tiative, und  7)  das  Recht  der  Genehmigung,  sog.  Sanktion, 
der  von  den  Kammern  gefassten  Beschlüsse,  so  wie  auch  das  Recht 
der  Promulgation  der  hierdurch  entstehenden  Gesetze  und 
damit  selbstverständlich  auch  das  Recht,  den  Beschlüssen  der 
Sljindeversammlung  die  Genehmigung  zu  versagen,  sogen.  Recht 
des  Veto. 

S.  365. 

1)    Von  dem  Hoheitsrechte  der  Berufung  der  Stände- 
versammlang. 

a)  Unterscheidung  ron  ordentlichen  und  ausserordentlichen 

Landtagen. 

1.  In  allen  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  es  Iheils  aus- 
drücklich, theils  selbstverständlich  als  ein  Hoheitsrecht  des  Sou- 
verains  anerkannt,  die  Ständeversammlung  jederzeit  zu  berufen, 
so  wie  er  es  für  nolhwendig  und  durch  das  Staatsvvohl  geboten 
erachtet*).  II.  Auch  ist  der  Souverain  befugt,  ebenso  wie  die 
Zeil,  so  auch  den  Ort  der  Ständeversammlung  zu  bestimmen  ^). 
Allgemein  ist  die  Berufung  der  Ständeversammlungen  an  den  Sitz 
der  Staatsregierung  (in  die  Residenzstadt)  gebräuchhch.     III.  Wo 


■)  Ausdrückliche  ErLläruogen  finden  sieb  z.  B.  in  Baden,  V.-U.  1818. 
j.  42.  _  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  127.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1831..  $.  115.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  165.  —  Braunschweig, 
n.  L.  0.  1832.  S-  130.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  58.  — 
Schw  arzborg-Sonder  shausen,  V.-U.  1849.  §.  89.  —  Preussen, 
V.-U.  1850.  S.  76.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  62.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.62.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  144. 
146.  —  Waldeck,  V.-U.   1852.  §  55.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  81. 

*)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  115.  a  iinea  3.  „Der  Ort  des  Königrei- 
ches, wo  der  Landtag  gebalten  werden  soll,  hängt  von  der  jedesmaligen  Be- 
slimmung  des  Königs  ab. —  Aehnlich  :  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  51. — 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  165.  —  Braonsch weig,  n.  L.  0.  1832.  §• 
130.  —  S.  Weimar,  rev.  G.G.  1850.  §.  7.  „Der  Ort,  wo  der  Landlag  ge- 
halten werden  soll ,  hängt  von  der  Bestimmung  des  Landesfürsten  ab ;  doch 
muss  derselbe  nolhwendig  in  dem  Grossherzogthume  liegen.  In  der  Regel 
wird  die  Residenzstadt  Weimar  als  Versammlungsort  angesehen." 

28» 
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zwei  Kammern  bestehen,  müssen  dieselben  stets  zu  gleicher  Zeit  und 
an  denselben  Ort  berufen  werden  3).  IV.  Alle  Verfassungsurkunden 
unterscheiden  ordentliche  und  ausserordentliche  Land- 
tage. Ordentliche  Landtage  sind  diejenigen,  welche  nach  Be- 
stimmung der  Verfassungsurkunden  in  regelmässig  wiederkehrenden 
Perioden,  welche  meistens  zugleich  die  Finanzperioden  sind,  ge- 
halten werden  müssen.  Äusserer d entliche  Landtage  heissen 
jene,  welche  der  Souverain  in  der  Zeit  zwischen  den  ordentlichen 
Landtagen  aus  besonderen  Gründen  zu  berufen  sich  veranlasst 
findet '*),  oder  die  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  Verfassungs- 
urkunde bei  dem  Eintritte  eines  gewissen  Ereignisses,  z.  B.  bei 
dem  Eintritte  einer  Begierungsvormundschaft,  oder  auch  sonst  bei 
einem  Wechsel  in  der  Person  des  Souverains,  besonders  berufen 
werden  müssen,  soferne  nicht  gerade  der  ordentliche  Landtag  ver- 
sammelt ist^).  V.  Hinsichllich  der  Perioden,  in  welchen  die 
ordentUchen  Landtage  abzuhalten  sind,  besteht  keine  Gleichförmig- 
keit. In  den  Verfassungsurkunden  vor  1848  findet  man  fast  ohne 
Ausnahme  nur  Vorschriften,  dass  alle  vier,  oder  drei,  »der 
zwei  Jahre  ein  ordentHcher  Landtag  gehalten  werden  soll^).     In 


»)  Vergl.   z.  B.  Bayern,   V.  -  ü.  1818.  Tit.  VL  §.   16.     „Die  Rammer 

der  Reicbsräihe  wird  gleichzeitig  mit  jener  der  Abgeordneten  berufen,  eröff- 
net und  gescblossen."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.62.  a  linea  2:  „Zeit 
und  Ort  der  Sitzungen  beider  Kammern  sind  jederzeit  dieselben." 

*)  Siehe  die  oben  Note   1.   angeführten  Veifassungsurkunden. 

»)  So  z.  B.  bei  dem  Eintritte  einer  R  egier  ungs  v  or  m  u  ndsc  h  a  ft 
schreibt  Einberurung  der  Stände  vor:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  II.  §.  16. 
„gleich  nach  dem  Antritte  der  Regentschaft."  —  Preossen, 
V.-ü.  1850.  §.  58.  —  Bei  jeder  Regierungsänderung:  Würtemberg, 
V.-U.  1819.  §.  127.  a  linea  2.  „...innerhalb  der  ersten  vier  Wochen."  — 
K.  S.ichsen,  V.-U.  1831.  §.  115.  a  linea  2.  „binnen  der  nächsten  vier 
Monate." 

®)  Die  Berufung  eines  ordentlichen  Landtages  fordern:  1)  alle  vier 
Jahre:  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831.  §165.  —  Alle  drei  Jahre:  Bayern, 
V.-U.  1818.  Tit.  VII.  §.  22.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  127.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.64.—  K.Sachsen,  V.U.  1831.  §.115.— 
Braun  schweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  128.  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G. 
1850.  §.  6.  -  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  62.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852.  art.  145.  —  Reass,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  81.  —  Alle  zwei 
Jahre:  Baden,  V.-ü.  1818.  §.46.  —  S.  Mei  ningen,  V.-ü.  1829.  §.  51. — 
Im  ersten  und  vierten  Jahre  der  Legislaturperiode  ;  S.  Coburg- G  otha, 
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den  späteren  Verfassungsurkunden  ist  aber  in  Folge  des  Drängens 
des  demokratischen  Elementes  mitunter  eine  jährliche  ordent- 
liche Versammlung  der  Landstände  oder  Kammern  vorgeschrieben 
worden '). 

§.  366. 

b)  Ansnahmsweises  Recht  der  Selbstversammlnng 

einiger  landständischer  Körperschaften. 

I,  In  den  meisten  deutschen  Verfassungsurkunden  wird  als 
selbstverständhch  vorausgesetzt,  dass  die  Landstände  kein  Selbst- 
versammlungsrecht haben;  mitunter  ist  es  denselben  auch 
ausdrücklich  untersagt ,  ohne  vorgängige  landesherrliche  Berufung 
zusammenzutreten,  mit  dem  Beifügen,  dass  eine  Selbstversamm- 
lnng der  Landstände  als  ein  aufrührerischer  und  strafbarer  Schritt 
zu   behandeln  sein  würde  *).     IL    In  einigen  Verfassungsurkunden 


V.-U.  1852.  §.  80.  —  Fm  zweiten  Dod  vierten  Jahre  jeder  Finanzpe- 
riode :  Schwarzburg-Sondershausen.V. -ü.  1849.  §.88.  —  Nur 
Nassau,  Patent  vom  1.  u.  2.  Sept.  1814.  §.  3.  hatte  jährliche  Ver- 
sammlnng  der  Landstünde  angeordnet. 

1)  J  üb  rliche  Versammlung  der  Stände  schreiben  vor :  Hannover,  Ges. 
v.  5.  Sept.  1848.  §.  5S.  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  76.  -  Anhalt- 
Bernburg,   V.-ü.   1850.    §.  62.  -    Waldeck,    V.-U.    1852    §.55. 

')  Nassau,  Patent  vom  1.  u.  2.  Sept.  1814.  §.  3.  „Eine  jede  eigcn- 
müssige  Zusammenkunft  der  Versammlung  der  Landstände  oder  einer  von 
ihren  Abtheiinngen ,  ohne  unsere  vorgängige  Einladung,  ist  unerlaubt,  and 
was  darin  verhandelt  oder  beschlossen  werden  sollte,  für  null  und  nich- 
tig zu  achten."  —  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit  VII  §.31.  „Wenn  die  Ver- 
sammlung der  Reicbsstände  vertagt,  fürmlich  geschlossen  oder  auPgelüst  wor- 
den ist,  können  die  Kammern  nicht  mehr  gültig  berathschlagen  und  jede 
fernere  Verhandlung  ist  ungesetzlich."  —  Baden,  V.-U.  1818.  §.52-  „Die 
Kammern  können  sich  weder  eigenmächtig  versammeln,  noch  nach  erfolgter 
Auflösung  oder  Vertagung  beisammenbleiben  und  berathschlagen."  —  Ueber- 
einstimmen:  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  US.  —  S.  Altenburg,  V:-ü. 
1831.  §  165.  -  Seh  warzburg-Sondersha  usen,  V.-U.  1849.  §.94. 
nach  der  durch  Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §.  26.  erhaltenen  Fassung.  —  Grossh. 
Hessen.  V.U.  1S20.  §.  63  a  linea  2.  „Eine  willkübrliche  Vereinigung 
der  Stände  ohne  Einberufung  oder  nach  dem  Schlüsse  der  Vertagung  oder 
Auflösung  ist  gesetzwidrig  und  strafbar.  Uebereiostimmt :  S.  Mei- 
Din{;en,  V.-U.  1829.  §.51.  alinea2.  —  Desgleichen:  Brau  nscbweig, 
n.  L  0.  1832.  §.  129,  biosichtlich  jener  Fälle,  die  nicht  unter  den  §.  113. 
fallen.  (Siebe  Note  2). 
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ist  aber  den  Landstänflen  mitunter  erlaubt,  in  gewissen  ge- 
setzlich bestimmten  Fällen  ohne  vorgängige  landesherrliche  Be- 
rufung sich  selbst  zu  versammeln  2);  mitunter  ist  ihnen  eine  solche 
Selbstversaramlung  in  gewissen  Fällen  sogar  zur  Pflicht  ge- 
macht, wie  z.  B.  im  Falle  die  Einberufung  des  ordenthchen  Land- 
tages zu  der  gesetzlich  bestimmten  Zeit  nicht  erfolgt^),  oder  im 
Falle  nach  einer  erfolgten  Auflösung  des  Landtages  die  Einberufung 
eines  neuen  Landtages  nicht  innerhalb  der  für  diesen  Fall  in  der 
Verfassung  bestimmten  besonderen  Frist  geschieht^),  oder  im  Falle 


2)  Braunschweig,  n.  L.  0,  1832.  §.  113.  „Kraft  althergebrachten 
Rechtes  darf  sich  die  Ständeversammlang  in  den  durch  das  Gesetz  ausdrück- 
lich bestimmten  Fällen ,  aber  auch  nur  in  diesen ,  auch  ohne  landesfürsllicbe 
Berufung  versammeln,  beratben  und  Beschlüsse  fassen.  Dieses  Convocations- 
recht  soll  stattfinden:  1)  auf  Veranlassung  einer  plötzlichen  allgemeinen  Lan- 
desgefahr; 2)  wenn  dieses  Landesgrundgesetz  verletzt  wird  und  Anträge  zu 
dessen  Schutze  zu  machen  sind,  insbesondere,  wenn  der  Landtag  nicht  binnen 
3  Jahren  berufen  wird;  3)  wenn  der  ständische  Ausschuss  zu  ergänzen  ist; 
4)  wenn  bei  dem  Landesgerichte  von  der  Landschaft  zu  besetzende  Vacan- 
zen  zwischen  den  Landtagen,  und  zwar  4  Monate  vor  der  Versammlnng  des 
nächsten  Landtages,  entstanden  sind;  5)  wenn  die  Stelle  des  Landsyndicus 
erledigt  ist.  In  einer  solchen  Versammlung  darf  nichts  vorgenommen  wer- 
den, als  der  Gegenstand,  der  sie  veranlasst  hat.  Nach  einer  von  dem  Lan- 
desfürsten  verfügten  Auflösung  der  Ständeversammlung  kann  das  Convoca- 
tioDsrecht  vor  Eröffnung  des  Landtages  nicht  ausgeübt  werden,  ausgenommen 
in  dem  unter  1)  aufgeführten  Falle. 

3)  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  62.  a  linea  2.  und  3.  „Re- 
gelmässig muss  diese  Berufung  (des  Landtages)  alle  Jahre  erfolgen  und 
zwar  zum  15.  Oktober.  Geschieht  dies  nicht,  so  tritt  der  Landtag 
am  1.  November  gesetzlich  aus  eigener  Machtvollkommenheit  zu- 
sammen." 

")  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850.  §.  64.  „Im  Falle  der  Auflösung 
des  Landtages  muss  ein  neuer  binnen  spätestens  sechzig  Tagen  einbernfea 
werden,  widrigenfalls  die  Neugewählten,  oder  wenn  eine  neue  Wahl  nicht 
staltgefunden  hat,  die  früheren  Abgeordneten  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit zusammen  treten."—  Oldenburg,  rev.  V.-l). 1852.  art.  150. 
§.  1.  „Nach  einer  Auflösung  des  Landtages  müssen  die  neuen  Wahlen  inner- 
halb zwei  Monaten  ausgeschrieben  werden.  Der  Landtag  ist  auf  einen  Tag 
einzuberafen ,  welcher  innerhalb  der  auf  die  Wahlausschreibung  folgenden 
3  Monate  fällt."  (§.  2).  „Unterbleibt  das  Eine  oder  das  Andere,  so  treten 
die  Mitglieder  des  aufgelösten  Landtages  bis  zum  Zusammentritte  der  neuge- 
wählten Abgeordneten  in  ihre  früheren  Rechte  und  versammeln  sich  ohne 
Einberufung  bald  Ihunlichst  zur  Wahrung  des  Staatsgrundgesetzes. " 
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des  Ablebens  des  Souverains  *),    oder  des   gänzlichen  Erlöschens 
des  regierenden  Hauses^). 

§.  367. 

2)   Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Ständeversainralnng 

za  eröffnen  und  zu  schliessen. 

I.  In  allen  deutschen  Verlassungen  ist  anerkannt,  dass  dena 
Souverain  das  Recht  zusteht,  den  Landtag  zu  eröffnen  und  zu 
schliessen.  11.  Der  Souverain  kann  den  Akt  der  Eröffnung  und 
Schliessung  des  Landtages  entweder  in  eigener  Person  vor- 
nehmen oder  durch  einen  besonderen  ßevollmächligteu  vorneh- 
men  lassen*).     IIL   Wo   zwei   Kammern   bestehen,    werden   die- 

')  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sepl.  1848.  §.  109.  „Im  Falle  eines  Thron- 
wechsels wird  der  König  die  Stände  sofort,  spätestens  in  14  Tagen,  beru- 
Fen.  Sollte  dies  unterlassen  werden,  so  sind  die  zuletzt  zusammen  berufen 
gewesenen  Stände  berechtigt  und  verpflichtet,  sich  selbst  zu  ver- 
sammeln und  die  Rechte  des  Landes  wahrzunehmen."  —  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.  62.  a  linea  3.  „Das  Ableben  des  Herzogs  ver- 
pflichtet die  Abgeordneten,  bezieheollicb  deren  Stellvertreter,  zum  so- 
fortigen Zusamnientritle  in  der  Hauptstadt."  —  Oldenburg,  V.-ü. 
1852.  art.  198.  §.  2.  „Ist  der  Landtag  bei  der  Regierungserledigung  nicht 
versammelt,  so  tritt  der  zuletzt  versammelt  gewesene  Landtag  am  14.  Tage 
nach  der  Regierungserledigung  auch  ohne  Berufung  zusaiumen. "  —  S. 
Coburg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  158.  „Wenn  der  Herzog  stirbt,  anch 
wenn  die  Regierung  des  Statthalters  oder  des  Regierungsverwesers  sich  er- 
ledigt, tritt  der  gemeinschaftliche  Landtag,  Falls  derselbe  nicht  gerade  ein- 
berufen ist,  spätestens  am  4.  Tage  darauf,  ohne  Berufung  zu  Gotha  zusam- 
men ,  um  den  von  Seiten  des  Regieruogsnacbfolgers ,  des  Statthalters  oder 
des  Regierungsverwesers  zu  leistenden  verfassungsmässigen  Eid  entgegen 
zu  nehmen.  Ereignet  sich  ein  solcher  Fall  gerade  zu  der  Zeit,  wo  die  Voll- 
macht des  zuletzt  einberufenen  gemeinschaftlichen  Landtages  erloschen  und 
das  sofortige  Zusammenberufen  des  neuen  Landtages  noch  nicht  zu  ermögli- 
chen ist,  so  treten  die  Mitglieder  des  zuletzt  einberufen  gewesenen  gemein- 
schaftlichen Landtages  zu  jenem  Zwecke  zusammen." 

6)  S.  Coburg- Gotha,  V.-U.  1852.  §.  160.  ,, Ferner  tritt  der  gemein- 
schaftliche Landtag  dann,  wenn  das  Herzoglich  Sachsen-Ernestinisrhe  Haus 
anfhüren  sollte,  über  die  Herzogthümer  zu  regieren,  nach  den  Bestimmungen 
des  $.  158.  sofort  zusammen,  um  die  Gesammt-  und  Sonderinteressen  bei- 
der Herzogthümer,  namentlich  auch  bezüglich  des  Staatsgutes  und  des  Kam- 
mer- und  Domänenvermögens  zu  wahren." 

')  Bayern,  V.-U.  IS'18.  Tit.  VII.  %.  22.  a  linea  2.  ,,Der  König  er- 
öffnet und  scbliesst  die  Versammlung  entweder  in  eigener  Person, 
oder   durch    einen   besonders    hierzu   Bevollmäcbtigten."  —    Uebcrein- 
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selben  stets  zu  gleicher  Zeit  eröffnet  und  geschlossen.  Zur  Feier- 
lichkeit der  Eröffnung  und  Schliessung  des  Landtages  werden  beide 
Kammern  in  einem  und  demselben  Lokale  vereinigt  2).  IV.  Wenn 
der  Souverain  die  Ständeversammlung  in  eigener  Person  eröffnet, 
so  wird  von  ihm  eine  mit  seinem  Ministerium  vorher  herathene, 
feierliche  Ansprache  an  die  Stände,  sog.  Thronrede,  gehalten 
oder  verlesen,  welche  nachher  auch  gedruckt  ausgegeben  wird. 
V.  Obschon  bei  der  Thronrede  der  Natur  der  Sache  nach  keine 
Contrasignatur  der  Minister  stattfindet,  so  versteht  sich  doch  von 
selbst,  dass  dieselben  nöthigen  Falles  die  Thronrede  gegenüber 
von  den  Ständen  zu  vertreten  haben  ^).  VL  Die  Thronrede  wird 
von  der  Ständeversammlung  durch  einp  .Adresse  beantwortet,  welche 
aus  ihrer  Berathung  hervorgeht.  In  jenen  Staaten  mit  Zweikam- 
raernsystem,  in  welchen  den  Kammern  nur  erlaubt  ist,  gemein- 
schaftlich solche  Adressen  an  den  Thron  zu  bringen,  über 
welche  sie  sich  beide  in  der  gewöhnlichen  Form  des  landständi- 
schen Geschäftsganges  vereinigt  haben ,  machen  nach  der  Praxis 
die  Adressen  auf  die  Thronrede  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel, 
und  ist  jeder  Kammer  gestattet,  unabhängig  von  der  anderen  eine 
solche  Adresse  allein  zu  bescbliessen  und  dem  Souverain  zu  über- 
reichen'*).     VII.    Wenn    die    Ständeversammlung   nicht   von   dem 

stimmt:  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  68.  -  Würtemberg,  V.-ü.  1819. 
§.  186.  —  Grossb.  Hessen,  V.-ü.  1820.  $.  68.  101.  —  S.  Meiningen, 
V.-ü.  1829.  §.  92.  100.  —  K.  Sacbsen,  V.-ü.  1831.  §.117.  —  Brann- 
schweig, D.  L.-O.  1832.  §.  131.  14S.  —  S  cb  war  zba  rp-Sonde  rs- 
bausen  V.-U.  1849.  §.  90.  —  Preussen,  V.-ü.  1S50.  §.  51.  77.  — 
Kurbessen,  V.-ü.  1S52.  §.  65.  —  S.  C  oburg  -  Gotha ,  V.-ü.  1852. 
§.  77.  —  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852.  art.  148.  151-  —  Reuss.j.L., 
V.-ü.   1852.    §.  90.  —  Waldeck,    V.-ü.  1852.  §.  52.  56. 

2)  Ausdrücklich  ist  dies  z.  B.  gesagt  in:  Baden,  V.-ü.  18t8.  §.  68.— 
Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §  160.  a  linea  3.  —  Grossb  Hessen,  V.-ü. 
1820.  §.  SS.  —  Preassen,  V.-ü.   1850.  §.  77. 

*)  Sollte  sich  ein  Ministerium  durch  den  Inhalt  der  Thronrede  etwa  selbst 
überrascht  finden,  so  würde  es  seine  Entlassung  anzubieten  haben,  wenn 
es  sich  nicht  entscbliessen  kann,  den  Inhalt  der  Thronrede  den  Ständen  ge- 
genüber za  vertreten. 

<)  So  z.  B  io  Baden  Vergl.  Baden,  V -ü  1818.  $.  67.  a.  E.  — 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  70.  a  linea  2:  „Die  Bitten,  Erwie- 
derungen und  Vorträge  der  allgemeinen  Stände  können  nur  von  beiden 
Kammern  geraeinscbartlich  ausgeben;  jeder  Kammer  steht  jedoch  frei, 
•uf  die  Tbroorede  einseitig  eine  Adresse  ao  den  Höoig  zd  ricbleo." 
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Söliverain  persönlich  und  also  nicht  durch  eine  förmhche  Thron- 
rede, sondern  nur  von  einem  Bevollmächtigten  des  Souve- 
rains  durch  Verlesen  der  die  Eröffnung  anordnenden  landes- 
herrlichen Verfügung  eröffnet  wird,  so  finden  nach  der  in  den 
deutschen  Standeversammlungen  angenommenen  Praxis  auch  keine 
Adressen  der  Stände  an  den  Souverain  statt,  weil  diese  nur  den 
Charakter  einer  Antwort  auf  eine  vorhergegangene  Ansprache 
des  Souverains  an  sich  tragen  können  und  dürfen.  Vlll.  Wird 
die  Ständeversammlung  durch  den  Souverain  in  Person  in  feier- 
licher Weise  geschlossen,  so  wird  zwar  hei  dieser  Gelegenheit 
auch  von  demselben  eine  Ansprache  an  die  Ständeversammlung 
gerichtet,  ohne  dass  jedoch  hierauf  Antwortadressen  von  den  Ständen 
zu  erfolgen  hätten.  IX.  Gewöhnlich  erfolgt  am  Schlüsse  des  Land- 
tages ein  förmlicher  Land  ta  gsabschied,  worin  der  Souverain 
den  Ständen  bekannt  macht,  welche  von  ihren  Beschlüssen  und 
Anträgen  seine  Genehmigung  erhalten  haben  oder  nicht.  In  eini- 
gen Verfassungsurkunden  ist  die  sofortige  Verkündigung  eines 
Landtagsabschiedes  sogar  ausdrücklich  vorgeschrieben  ''). 

§.  368. 

3)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Dauer  des  Landtages 

zu  bestimmen  und  zu  verlängern. 

I.  In  den  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  häufig  ein  ge- 
wisser Zeitraum  für  die  Dauer  eines  Landtages  bestimmt,  inner- 
halb dessen  die  Stände  mit  ihren  Verhandlungen  zum  Schlüsse 
zu  kommen  haben  ^).     II.  Wo  die  Verfassungsurkunde  keine  aus- 

5)  So  z.  B.  in  Bayern,  V.-U.  181S  Tit.  VII.  §.  29.  und  Gesetz  vom 
25.  Juli  1850.  art.  40-  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  101.  —  K. 
Sachssen,  V.-U.  1831  §.  119.  -  Brann  schweig,  n.  L.  0.  1832. 
§.  148.  —  Knrhessen,  V.-U.  1852.  §.  67.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  163.—  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  96.  —  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  53. 

')  So  z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit  VII.  §.  22.  a  linea  3.  „Die 
Sitzungen  einer  solchen  Versammlcng  dürfen  in  der  Regel  nicht  länger  als 
zwei  Monate  dauern"  —  Brannschweig,  o.  L.  0.  1832.  §-  146. 
„Die  LacdtapsverhaDdhingen  sollen  hinnen  drei  Monaten  vollendet  sein."  — 
Ebenso  Knrhessen,  V.  •  U.  1S52  §.  66.  —  Oldenburg,  rev,  V.-U. 
1852.  art.  147  ,,Die  Dauer  eines  Landtages  wird  st«*ts  in  der  Einbe- 
rafqogsverordDung,  die  eines  ordentlichen  Landtages  nicht  unter  sechs 
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drückliche  Bestimmung  über  die  Dauer  des  Landtages  enthält,  ist 
es  unbestritten  als  Recht  des  Souverains  anerkannt,  den  Zeit- 
punkt, an  welchem  der  Landtag  geschlossen  werden  soll,  zu  be- 
stimmen 2).  IIL  In  dem  einen,  wie  in  dem  anderen  Falle,  hat  der 
Souverain  das  Recht,  den  in  der  Verfassungsurkunde  oder  durch 
seine  eigene  Verfügung  für  die  Dauer  des  Landtages  bestimmten 
Zeitraum  zu  verlängern,  und  zwar  so  oft,  als  er  es  für  zweck- 
mässig findet^). 

§.  369. 

4)  Yon  dem  Hoheitsrechte,   die  Ständeversamniinng 

zu  vertagen. 

L  In  allen  deutschen  Verfassungen  hat  der  Souverain  das  Recht, 
den  Landtag  zu  vertagen  ').  II.  Mitunter  finden  sich  Beschrän- 
kungen in  der  Art,  dass  eine  Zeil  bestimmt  ist,  über  welche  die 
Vertagung   nicht   ausgedehnt  werden   darf 2),    oder  doch  die 


Wocheu  bestimmt,    wodurch  jedoch  eine   angemessene  Verlängerung  nicht 
ausgeschlossen  ist." 

2)  So  z.  B.  in  Baden.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  116.  ,,Der 
König  ordnet  den  formlichen  Schluss  der  Ständeversammlung  aia."  —  S.  Al- 
tenburg, V.-ü.  §.  1831.  §.  248.  ,,So  wie  keine  Versammlung  der  Land- 
schaft ohne  Veranlassung  des  Landesherrn  stattfinden  kann  ,  so  hängt  auch 
die  S  ch  lies  sun  g  jeder  Versammlung  vom  Landesherrn  ab." 

3)  Bayern,  V,  -  U.  1818.  Tit.  VII.  §.  23.  „Dem  Könige  steht  jeder- 
zeit das  Recht  zu,  die  Sitzungen  der  Stände  zu  verlängern,  sie  zu  ver- 
tagen, oder  die  ganze  Ständeversammlung  aufzulösen." —  Braunschweig, 
n.  L.  0.  1832.  §.  146.  ,,lVur  mit  besonderer  landesherrlicher  Bewilligung 
kann  der  Landtag  über  drei  Monate  dauern.'^ —  Ebenso  Kurhessen,  V.-U. 
1852.  §.  66. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  VII.  §.  23.  (siehe  §.  368.  Note  3).  — 
Baden,  V.-U.  1818.  §.  42.  —  Würlemberg,  V.-U.  1819.  §.  186.  — 
Grossh,  Hessen,  V.-U.  1820.  §.63.-  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  116. — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  147.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept. 
1848.  §.  60.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  52.  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852.  §.  64.  -  S.  Cohurg- Gotha,  V.-U.  1852,  §.78.  -  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852.  art.  148.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §  54  —  Mit- 
theilung der  Gründe  der  Vertagung  verlangen:  Schwarz  bürg -Son- 
dershausen, V.-U.   1849.  §.91.  und  Reuss   j.  L. ,    V.-U.   1852.  §.  97. 

2)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  116.  a  linea  2.  „Die  Vertagung  darf 
nicht  über  sechs  Monate  dauern."  Dieselbe  Frist  bestimmt:  Olden- 
burg,  .-ev.  V.-U.   1852.    art    149.   —    Braunschweig,    n.  L.  0.    1832. 
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Zustimmung  des  Landtages  zu  längerer  oder  wiederholter 
Vertagung  wahrend  derselben  Landtagsperiode  eingeholt  werden 
muss^),  oder  in  einem  gewissen  Falle  die  Vertagung  nur  dann  für 
statthaft  erklärt  ist,  wenn  die  Stände  selbst  sie  beantragen  *). 
IIL  Nach  Ablauf  des  für  die  Vertagung  bestimmten  Zeitraumes 
treten  die  Stände  selbstverständlich  ohne  neue  Einberufung 
wieder  zusammen*).  IV.  In  der  Praxis  wird  nicht  seifen  die 
Vertagung  als  eine  Einleitung  zu  einer  vollständigen  Auflösung 
der  Ständevcrsammlung  gebraucht.  V.  Manche  Verfassungen  geben 
auch  den  Ständen  ein  Recht,  sich  selbst  auf  einen  gewissen  kurzen 
Zeitraum  zu  vertagen  ^). 


§.    14".  a  linea  2.     ,,  Eine  Vertagung  über  drei  Monate    hinaus    ist  uozuläs- 
sig."     Uebereinstiramt :   Korb  essen,  V.-U.    1852.  %.  64. 

s)  Prenssen,  V.-U.  \^bO.  $.  52.  ..Der  König  kann  die  Kammern 
vertagen.  Ohne  deren  Zustimmung  darf  diese  Vertagung  die  Frist  von  30 
Tagen  nicht  übersteigen,  und  in  derselben  Frist  nicht  wiederholt  werden." 
Uebereinstimmen:  S  chwarz  burg-Sondershau  sen,  V.-U.  1849.  §.92. 
mit  Modißkation  durch  Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §.  24-  —  S.  W^eimar,rev. 
G.G.  1850.  §.34.  alinea2.  —  Reussj.L  V.-U.  1852.  §.97.  alinea2.  — 
Waldeck,  V.-U.  1S52.  §.  54.  „Ohne  deren  ("der  Stände)  Zustimmung 
darf  diese  Vertagung  Jedoch  weder  den  Zeitraum  von  zwei  Monaten  über- 
schreiten, noch  während  derselben  Diät  wiederholt  werden."  —  Das  Verbot 
wiederholter  Vertagung  ohne  Zustimmung  des  Landtages  bat  auch  Olden- 
burg, rev.  V.-U.    1S52.  art.   149. 

*)  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  jedoch  nur  in  Hannover,  Ges. 
V.  5.  Sept.  1^48.  §.  109.  für  den  Fall,  dass  die  Landstände  wegen  eines 
Thronwechsels  (siehe  oben  §.  366.  Note  5.)  zusammenberufen  werden 
oder  ohne  Berufung  zusammen  getreten  sind.  In  diesem  Falle  kann  die 
Ständeversammlung  innerhalb  vier  Wochen  von  Zeit  ihresZusammen- 
trittes  oline  deren  Antrag  weder  aufgelöst,  noch  vertagt  werden. 
Sollten  die  Stände  zur  Zeit  eines  Thronwechsels  versammelt  sein,  so  können 
sie  gleichfalls  innerhalb  der  nächsten  vier  Wochen  nur  auf  ihren  Antrag  auf- 
gelöset  oder  vertagt  werden." 

*)  Ausdrücklich  sagte  dies:  S  ch  w  ar  z  b  n  rg  -  S  o  n  d  ers  b  au  s  e  n,  V.-U, 
1S49.  §92.  ,,Nach  Ablauf  dieser  oder  der  verabredeten  Frist  (siehe  Note  3.) 
tritt  der  Landtag  ohne  neue  Einberufung  wieder  zusammen."  Dieselbe  Be- 
stimmung hat  Reuss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  97. 

«]  Hannover,  Ges  v.  5.  Sept  1848.  §.  60.  a  linea  2:  ,  Jede  Kam- 
mer kann  sich  auf  drei  Tage  vertagen.  Zu  einer  längeren  Vertagung 
einer  oder  beider  Kammern  hat  die  allgemeine  Ständeversammlung  die  kö- 
nigliche Genehmigung  in  beantragen."  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  54. 
a  linea  2.     ,,AQch  der  Landtag  kann  sich  auf  vier  Wocbeo  vertagen."    ' 
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§.  370. 

5)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Ständeversammlang 

anfzalösen. 

a)  Im  Allgemeinen. 

1.  Wenn  sich  zwischen  dem  Ministerium  und  den  Stän- 
den eine  solche  Meinungsverschiedenheit  über  das  System  der 
Regierung  kund  gibt,  dass  an  eine  Ausgleichung  und  Verstän- 
digung nicht  weiter  gedacht  werden  kann,  so  wird  es  nothwen- 
dig,  dass  der  Monarch  selbst  in  diesen  Kampf  der  Regierungs- 
behörden und  der  Volksvertretung  entscheidend  eingreift.  II,  Dies 
geschieht  entweder  dadurch,  dass  der  Monarch  das  bisherige  Re- 
gierungssystem aufgibt,  indem  er  die  bisherigen  Minister  entlässt 
und  ein  neues  Ministerium  zusammensetzt,  welches  ein  anderes 
System  vertritt,  oder  dass  der  Monarch,  um  sein  Ministerium  und 
das  bisherige  Regierungssystem  aufrecht  zu  erhalten ,  den  Reprä- 
sentantenkörper auflöst,  und  neue  Wahlen  der  Abgeordneten 
anordnet.  III.  Durch  die  Auflösung  der  Volksvertretung  er- 
klärt der  Monarch,  dass  er  den  bisherigen  Repräsentantenkörper 
als  in  einer  unnatürlichen ,  nicht  in  der  öffentlichen  Meinung 
wurzelnden  Opposition  gegen  das  Regierungssystem  befindlich  be- 
trachte. Es  liegt  in  dieser  Auflösung  eine  Aufforderung  der 
Krone  an  das  Volk,  beziehungsweise  die  Urwähler  und  die 
aus  denselben  hervorgehenden  Wahlm  ä  nn  er,  sich  durch  eigene 
Prüfung  über  den  Grund  der  Zerwürfnisse  zwischen  dem  Mini- 
sterium und  der  Volksvertretung  aufzuklären  und  demzufolge  durch 
die  Wahl  anderer,  dem  Systeme  der  Regierung  mehr  geneigter 
Deputirten  seine  Missbilligung  des  von  dem  bisherigen  Repräsen- 
tantenkörper eingehaltenen  Benehmens  auszusprechen  i).  IV.  Die 
Auflösung  der  Kammern  ist  nichts  anderes,  als  ein  Versuch 
der  Krone,  einen  Minister-  und  Systemwechsel  zu  vermeiden, 
welcher  dann  doch  noch  als  das  äusserste  Mittel  zur  Wiederher- 


')  Man  hat  dies  mitunter  als  eine  „Äppellatio  principis  ad  populum"  be- 
zeichnet. Es  erscheint  jedoch  diese  Bezeichnung  in  Monarchien,  welche  die 
Volkssouverainetät  prinzipiell  ausscbliessen,  als  unpassend ,  weil  s'e  zu  dem 
Glauben  verleiten  könnte ,  als  wenn  hier  das  Volk  (die  Wähler)  als  eine 
höhere,  über  dem  Seuverain  selbst  stehende  Instanz  angegangen  würden, 
was  nach  den  Grundgedanken  der  repräsentativen  Monarchie  durchaus  nicht 
der  F»)l  ist. 


$,  371.     Bestimmungen  über  d.   Auflösung  d.   Stäodeversanuilungeo.     445 

Stellung  des  guten  Vernehmens  der  Regierung  und  des  Volkes 
übrig  ist,  wenn  wider  das  Erwarten  der  Regierung  auch  aus  den 
neuen  Wahlen  ein  ihrem  Systeme  feindlicher  Repräsentanten- 
körper hervorgehen  würde.  V.  Ob  die  Krone  im  einzelnen  Falle 
sich  für  einen  Wechsel  des  Ministeriums  oder  für  die  Auflösung 
des  Repräsentantenkörpers  entscheiden  soll,  ist  keine  Rechtsfrage, 
sondern  nur  eine  Sache  der  Politik  2). 

§.  371. 
b)  Die  Bestimiimngen  der  deutschen  Verfassungsurkunden 
über  die  Auflösang  der  StändeversammloDgen  insbesondere. 

I.  Alle  deutschen  Verfassungsurkunden  erkennen  es  als  Recht 
des  Souverains  an ,  die  Ständeversammlung  aufzulösen  *).  Nur 
wenige  Verfassungsurkunden  schreiben  vor,  dass  dem  Landtage 
die  Gründe  der  Auflösung  mitgetheilt  werden  sollen  2).  II.  Die 
Auflösung  äussert  ihre  Wirkung  in  Bezug  auf  alle  landständischen 
Körperschaften,  welche  und  so  weit  sie  aus  Wahlen  hervorgehen, 
in  der  Art,  dass  dadurch  die  landständische  Eigenschaft  (das  sog. 
Mandat)  das  aus  solchen  Wahlen  hervorgegangenen  Abgeordneten 
vollständig  erlischt  3).    III.  Die  landständische  Eigenschaft  solcher 


2)  in  den  deutschen  Staaten  bietet  das  durch  Bundesbescbluss  v.  30  Ok- 
tober IS34  eiogefübrte  Bundesscbiedsgericht  der  Hrone  ein  drittes 
Auskouftsniittel,  um  die  mitunter  sehr  bedenkliche  Wahl  zwischen  dem  \\  ecb- 
sei  des  Ministeriums  und  der  Auflösung  der  Kammern  zu  vermeiden.  Siebe 
oben  ^.    166,  u.  f. 

»)  Bayern,  V-U.  1818.  Tit.  VII.  §.  23.  (siehe  §.  36S.  Note  3).  — 
Baden,  V.U.  1818.  §.  42.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  1S6.  — 
Grossh.  Hessen,  V.U.  182U.  §.  63.  -  S.  Meiningen,  V.  -  ü.  1829. 
S.  52.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  116.  -  S.  Altenburg,  V.-ü. 
1831.  $.  166.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  147.  -  Hanno- 
ver,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  57.  —  S  ob  w  a  rzburg-Sondersha  u- 
sen,  V.-ü.  1849.  §•  91.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.51.  —  S.  Wei- 
mar, rev.  G.  G.  1850.  §•  34.  —  An  balt-ßernb  urg,  V.-ü.  1850. 
S.  64.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.  64.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852.  art.  148.  -  S.  Coburg- Gotha,  V.-ü.  1852.  §■  '8.  —  Reuss, 
j.  L.  V.-ü.   1852.  §,  97.  -  Waldeck,  V.-ü.    1852.  §.  52. 

')  Dies  fordern  nur:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849. 
$.  91.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  97. 

»)  Baden,    V.-ü.  1818.   $    43.     „Die  Auflösung  der  SläDde  bewirkt, 
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Personen,  welche  kraft  eigenen  Rechtes  oder  wegen  ihrer  A ern- 
te r  und  Würden  zu  Sitz  und  Stimme  in  einer  landständischen 
Versammlung  berufen  sind,  wird  selbstverständlich  von  der  Auf- 
lösung nicht  berührt  *).  IV.  Wo  das  Zweikammernsystem  einge- 
richtet ist,  betrifft  die  Auflösung  jedenfalls  die  zweite  Kam- 
mer ^) ;  die  erste  Kammer  wird  sodann  in  einigen  Staaten 
nur  auf  so  lange  vertagt,  bis  eine  neue  zweite  Kammer  ge- 
bildet und  neu  einberufen  ist  ^').  Wo  aber  die  erste  Kammer 
ebenfalls  aus  volksmässigen  Wahlen  hervorgehende  Elemente  hat, 
kann  der  Souverain  entweder  beide  Kammern  zugleich  oder 
auch  nur  eine  derselben  auflösen');  im  letzteren  Falle  wird  die 
andere  Kammer  gleichzeitig  vertagt^).  V.  In  den  Verfassungsur- 
kunden sind  grossentheils  gewisse  Zeiträume  bestimmt,  innerhalb 
deren  nach  erfolgter  Auflösung  entweder  Neuwahlen  auszu- 
schreiben und  vorzunehmen 9)   oder  eine  neue  Versammlung  ein- 


dass  alle  durch  Wahl  ernaDoten  Mitglieder  der  ersten  und  zweiten 
Kammer,  die  Abgeordneten  der  Grundherre»,  der  Universitäten,  der  Stüdte 
und  Aemter  ihre  Eigenschaft  verlieren."  —  Uebereiostimmt :  Grossh.  Hes- 
sen, V.-ü.  1S20.  §.  65.  —  S.  Altenburg,  V. -U.  1831.  §.  166.  —  S. 
Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.  34.  a  linea  3.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-U.  1852.  §.  63".  a.  E.  —  Keuss,  j.  L.,  V.-L.  1S52.  §.  97.  -  Ueber 
die  \^  iederwählbarkeit  der  Mitglieder  einer  aufgelösten  Ständeversammlung, 
siehe  oben  §.  358. 

1)  Ausdrücklich  sagt  Preussen,  V.  U.  1850.  §.  65.  a.  E,  ,,Eine  Auf- 
lösung der  ersten  Kammer  bezieht  sich  nur  auf  die  aus  Wahl  hervorge- 
gangenen Mitglieder." 

5)  Haunov,er,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.57.  a  liuea  4:  ,,Der  König 
kann  zu  jeder  Zeit  die  zweite  Kammer  auflösen  und  einen  nenen  Land- 
tag berufen."  -   K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  116.  (Siehe  Note  6.)^ 

6)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  116.  „Der  König...  kann  die  zweite 
Ka  mmer  a  u  flösen,  wodurch  zugleich  die  erste  für  vertagt  erklärt 
wird." 

■)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  51. 

8)  Ebendas.  §.   77. 

9)  Anordnung  der  neuen  Wahlen,  gleich  bei  der  Auflösung,  schreiben 
vor:  S,  Meiningen,  V.-ü.  1829.  §.  52.  a  linea  2.  —  Braunschweig, 
n.  L.  0.  1832.  §.  147.  —  Anhait-ßeroburg,  V.-U.  1850.  §.  64.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  64.  —  Binnen  drei  Tagen:  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  93.  —  Binnen  vierzehn  Ta- 
gen; S.  Coburg-Gotha,    V.-ü.  1852.  §.  79.   soferne  die  Auflösung  den 
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zubei-dCeu  ist  •^').  VI.  Besondere  Keclilslolgen,  wenn  die  eine  oder 
die  andere  dieser  Fristen  nicht  eingehalten  wird,  sind  nur  in  we- 
nigen Verfassungslirkunden  bestimmt").  VIl.  In  einigen  Verfas- 
sungsurkunden ist  bestimmt,  dass  eine  nach  erfolgter  Auflösung 
neugewählte  Kammer  nui-  in  die  Legislaturperiode  der  aufgelösten 
Ständeversammlung  einzutreten  hat  '^).  VHl.  Die  Auflösung  einer 
Ständeversaramlung  kann  sowohl  im  Laufe  ihrer  Sitzungen ,  als 
auch  nach  dem  Schlüsse  eines  Landtages  und  zu  einer  Zeit  ge- 
schehen, wo  die  Stände  nicht  versammelt  sind  '3). 


besonderen  Landtag  eines  der  beiden  Herzogthünier  betrifft.  —  Ver- 
sammlung der  Wähler  binnen  sechzig  Tagen:  Preussen,  V.-U. 
1850.  §.  51.  —  Ausschreiben  der  Wähler  binnen  zwei  Munaten: 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  15».  §.  1.  —  Vornahme  der  Wahl 
binnen  drei  Mon  a  te  n :  Ba  y  e  rn ,  V.-U.  1818.  Tit.  VIL  §.  23.  Ueber- 
einslimmt:  S.Weimar,  rev.  G.  G.  1850-  §.  34.  und  S.  Cobnrg- Gotha, 
V.-U.  1852.  §.  79.  soferne  die  Auflösung  den  gemei  nscbaftlichen  Land- 
tag beider  Herzogthümer  betroffen  hat;  ebenso  Baden,  V.-U.  1818.  §.44. 
aber  uur  unter  der  Voraussetzung,  „dass  die  Auflösung  erfolgte,  ehe  der 
Gegenstand  der  Berathung  erschöpft  war. "  —  Vornahme  der  Wahl 
binnen  sechs  Monaten  fordert:  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.116.  alineaS. 
'")  Einberufung  einer  neuen  .Ständeversammlung  schreiben  vor:  in 
sechzig  Tagen:  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  64.  und  Reuss, 
j.  I..,  V.-U.  1852.  §.  97.  —  In  n  e  unz  ig  Ta  ge  n :  Preussen,  V.-U. 
1850.  §.  51.  —  In  drei  Monaten  nach  der  Wah  lausschreibung:  Ol- 
denburg, rev.  V.-U.  1852.  art.  150  §.  1.  —  In  drei  Monaten  nach 
der  Auflösung:  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.52.  —  In  sechs  Monaten: 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.186.  a  linea  3.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.  §.  64.  a  linea  2.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  116.  a  linea  3. — 
Braunschweig,  n.  L.  0,  1832.  §.  147.  —  Schwarzburg-So  nders - 
bansen,  V.-U.  1849.  §.  93.  in  der  durch  das  Ges.  v.  2.Aug.  1852.  §.25. 
erhaltenen  Fassung.  —  Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.  64.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-U.   1852.  §.  79. 

•')  Die  Selbstversammlung  der  Landstände  ordnen  für  diesen  Fall 
an:  Anhalt- Bernburg,  V.-U.  1850.  §.164.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  150.  §.  2.  (siehe  oben  §.  366.  Note  4.).  —  Nach  dem  rev.  G. 
G.  von  S.  Weimar,  v.  1850.  §.  34.  ist  „der  aufgelöste  Landtag 
von  selbst  wieder  hergestellt,  wenn  die  Anordnung  der  neuen  Wah- 
len binnen  drei  Monaten  nicht  erfolgt. 

'2)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  150.  §  3.  —  Coburg-Gotha, 
V.-U.    1852,  §.  74. 

")  Vergl.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  44.  (siehe  Note  9.). 
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§.  372. 
6)  Von  dem  Hoheitsrechte,  Vorlagen  an  die  Ständever- 
sammlang    zu   bringen,    insbesondere    von    dem   Hoheits- 
rechte der  Initiative. 

I.  Nach  sämmllichen  deutschen  Verfassungen  ist  die  Krone 
unzweifelhaft  befugt,  der  Ständeversammlung  Vorlagen  zu  machen, 
über  welche  dieselbe  in  Berathung  zu  treten  hat,  und  insbeson- 
dere steht  überall  der  Krone  unbestritten  das  Recht  der  Initia- 
tive in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung,  d.  h.  das  Recht  zu,  den 
Ständen  Gesetzentwürfe  zur  Berathung  und  Zustimmung  vor- 
zulegen. II.  r>ie  Vorlagen ,  welche  die  Krone  durch  die  Ministe- 
rien an  die  Stände  bringen  lässt,  werden  durchgehende  mit  Mo- 
tiven, d.  h.  mit  einer  Auseinandersetzung  der  Gründe,  welche 
sie  veranlassten ,  begleitet.  III.  Wo  Zweikammernsystem  beste- 
het, stehet  es  regelmässig  in  dem  Belieben  der  Krone,  an  welche 
der  beiden  Kammern  sie  eine  Vorlage  zur  Berathung  zuerst  brin- 
gen will.  Nur  in  Bezug  auf  die  Steuergeset  ze  und  andere 
Finanzgesetze  hat  man  regelmässig  die  Bestimmung  aufge- 
nommen, dass  sie  zuerst  an  die  zweite  Kammer  gelangen 
sollen  *).     III.    In   den   deutschen  Verfassungsurkunden  vor  1848 


«)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  VI.  §.18.  „Die  Anträge  über  die  S  taa  ts- 
auf lagen  geschehen  zuerst  in  der  Kammer  der  Abgeordnelen, 
und  werden  dann  durch  diese  an  die  Kammer  der  Reichsrälhe  gebracht. 
Alte  übrigen  Gegenstände  iiönnen  nach  der  Bestimmung  des  Königs, 
der  einen  oder  der  anderen  Kammer  zuerst  vorgelegt  werden."  —  ba- 
den, V.-U.  1818.  §•  60.  ,,Jeder  die  Finanzen  beireffende  Geselzeul- 
wurf  gebt  zuers^t  an  die  zweite  Kammer,  und  kann  nur  dann,  wenn  er 
von  dieser  angenommen  worden,  vor  die  erste  Kammer...  gebracht 
werden."  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  178.  ,,Es  hängt  von  dem 
Könige  ab,  die  Gesetzentwürfe  oder  anderen  Vorschlüge  an  die  erste  oder 
an  die  zweite  Kammer  zu  bringen,  ausgenommen,  wenn  sie  Verwil- 
ligung  der  Abgaben  betreffen,  in  welchem  Falle  solche  immer  zuerst 
an  die  zweite  Kammer  gelangen." —  Giossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.67. 
a  linea  2:  ,,Das  Finanzgesetz...  soll  zuerst  der  zweiten  Kammer 
vorgelegt  werden.«  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  122.  „Von  den  k. 
Mitlbeilungen  an  die  Kammern  ergehen  diejenigen,  welche  auf  Abgaben- 
und  Bewilligungsgegenstände  Bezug  haben  zuerst  an  die  zweite 
Kammer.  Bei  anderen  Gegenständen  hängt  es  von  dem  Ermessen  des  Kö- 
nigs ab,  an  welche  der  beiden  Kammern    solche  zuerst  gelangen  sollen."  -— 
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wurde  die  Initiative  der  Gesetzgebung  durchaus,  theils  still- 
schweigend ,  theils  ausdrücklich ,  als  ein  ausschliessliches  Recht 
der  Krone  anerkannt  2);  dagegen  aber  war  den  Ständen  übertlll 
ein  Petitio  ns recht,  d.  h.  das  Recht,  Anträge  oder  Bitten 
an  die  Krone  um  Vorlegung  von  Gesetzentwürfen  zu  bringen,  ein- 
geräumt^). IV.  In  einigen  neueren  Verfassungsurkunden  wurde 
dagegen  in  Folge  des  Andrängens  der  Bewegungsparlhei  auch 
den  Landständen,  und  mitunter  da,  wo  Zweikammernsystem  ein- 
gerichtet ist,  sogar  jeder  Kammer  für  sich,  ebenfalls 
das  Recht,  Gesetzentwürfe  zu  machen,  beigelegt,  und  zwar  mei- 
stens ohne  Unterscheidung  der  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
setzen*), mitunter  aber  nur  mit  A  usn ahme  der  Verfassungs- 
gesetze, oder  doch  nur  unter  bestimm  ten  Beschr  an  kuu- 
gen  hinsichtlich  derselben  5).     V.  Die  Einräumung  eines  mit  der 


Preussen,  V.-U.  1S50.  §.62.  a  linea3.  ,,Finanzgese  tze  und  Staats- 
haushalts-Etats werden  zuerst  der  zweiten  Kammer  vorgelegt." 

2)  So  z.  ß.  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  X.  §.  7.  Von  den  Verfassungs- 
urkunden vor  dem  J.  1S4S  erlaubte  nur  allein  Meiningen,  V.-U.  1S29. 
§.  86.  den  Ständen,  „auch  Gesetzentwürfe  einzureichen." 

')  Siehe  hierüber  unten  §.  391.  —  Ausdrucklich  erwähnt  ein  solches 
Recht  der  Stände,  Antrüge  auf  Abänderungen  oder  Erläuterungen  in  den  Be- 
stimmungen der  Verf.-Urkunde  oder  auf  Zusätze  zu  denselben  an  den  König 
zu  bringen:   K.  Sachsen,  V.-U.   1831.  §.   152. 

*)  Unbeschränkt  gewähren  den  Ständen  das  Recht  der  Initiative; 
Hannover:  Ges.  v.  5.  Sept.  1S4S.  §.  69.  ,, Gesetzentwürfe  gelangen  von 
der  Regierung  an  die  Stände;  jedoch  haben  auch  diese  das  Recht,  auf 
Erlassang  von  Gesetzen  anzutragen,  und  Gesetzentwürfe  vorzu- 
legen." —  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  64.  Dem  Könige,  sowie  jeder 
Kammer,  steht  das  Recht  zu,  Gesetze  vorzuschlagen." —  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  J.  73.  „Der  Landtag  hat  das  Recht,  die  Vorlage  neuer 
und  die  Abänderung  oder  Aufhebung  bestehender  Gesetze  zu  beantragen, 
sowie  selbst  Gesetzentwürfe  auszuarbeiten  und  dieselben  zur  Beratbung 
und  Beschlussnahme  zu  bringen."  —  Seh  war  zburg- Sondershau  sen, 
V.-U.  1849.  §.  101.  ,,Das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  steht  sow^ohl 
dem  Fürsten,  als  dem  Landtage  zu."  —  Uebereiaslimmen:  S.  Wei- 
mar, rev.  G.G.  1850.  §.  60.  —  S.  C  ob  urg-Gotha  ,  V.-U.  1852.  §.  105. — 
Reuss,  j.  L.  V.-U.  1S52.  §.  54.  und  64. 

*)  Vergl.  z.  B.  B  ay  e  rn,  Ges.  v.  4.  Juni  1S4S,  die  ständische  Ini  tia-> 
tive  betr.  art.  1.  ,,Das  Recht  der  Initiative  für  Gesetze,  die  keine 
Verfassungs  gesetze  sind,  steht  jeder  der  beiden  Kammern  zu."  (art,  II,) 
,,Das    nach    Tit.  X.    §.  7.  der  V. -ü.   (siehe  Note  2.)   dem  Könige  aus- 
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Krone  concurrirenden  Rechtes  der  Initiative  hat  aber  nur 
dann  eine  vvirlilich  praktische  Bedeutung,  wenn  die  Verfassung 
den  Souverain  auch  zugleich  hinsichthch  des  Veto  in  der  Art 
beschränkt,  dass  sie  ihm  nur  noch  ein  suspensives  Veto  ein- 
räumt 6),  wodurch  aber  die  Verfassung  zugleich  über  die  Gränzen 
der  repräsentativen  Monarchie  hinausrückt,  und  als  eigentliche 
parlamentarische  Monarchie  auf  das  Prinzip  der  Theilung  der 
Gewalten  gebaut  erscheint").  VI.  Da  dies  Letztere  aber  in  kei- 
nem deutschen  Staate  der  Fall  sein  kann,  so  erscheinen  die  Forde- 
rung und  die  Einräumung  einer  mit  der  Krone  concurrirenden 
Initiative  für  die  Ständeversammlung  vom  politischen  Stand- 
punkte aus  ebenso  ungerechtfertigt,  als  zwecklos,  indem  eine  Stände- 
versammlung durch  dieselbe  da,  wo  die  Krone  in  dem  Besitze  des 
absoluten  Veto  geblieben  ist,  in  keiner  Weise  mehr  erreichen 
kann ,  als  durch  eine  von  der  Ständeversammlung  an  die  Krone 
gerichtete  Bitte  (Petition)  um  eine  Geselzesvorlage  zu  erreichen 
ist.  Ueberdies  werden  nur  in  seltenen  Fällen  einer  Kammer  die 
Zeit  und  die  Materialien  zur  tüchtigen  Bearbeitung  eines  Gesetz- 
entwurfes in  gleicher  Weise  wie  der  Regierung  zu  Gebote  stehen, 
und  werden  sich  daher  voraussichtlich  die  Sländeversammlungen 
in  Deutschland,  auch  in  jenen  Staaten,  in  welchen  ihnen  nunmehr 
eine  mit  der  Krone  concurrirende  Initiative  der  Gesetzgebung  ein- 
geräumt ist,  in  der  Lage  finden,  mit  grösserer  Zweckmässigkeit 
nur  von  ihrem  Petitionsrechte  Gebrauch  machen  zu  können. 

§.  378. 
7)   Von  dem  Hoheitsrechte  der  Sanktion  und  Promnlga- 
tion  der  Gesetze  und  des  Veto. 
I.   Es    ist   in  allen  deutschen  Verfassungsurkunden  ohne  Aus- 

schiiessend  zustehende  Recht,  Abänderungen  in  den  Bestimmungen  der 
V.-U.,  oder  Zusätze  zu  derselben  in  Vorschlag  zu  bringen  (Recht  der 
Initiative),  wird  in  Ansehung  der  in  den  Tit.  IV.  VII.  VIII.  und  X. 
§,  1—6.  der  V.-U.  enthaltenen  Bestimmungen  und  der  hierauf  Bezug  neh- 
menden Verlassungsbeilagen  und  Gesetze  auch  dtn  Ständen  des  Reiches  ein- 
geräumt." (art.  VlII.)  ,,Iu  Bezug  auf  ein  in  Folge  gegenwärtiger  gesetzlicher 
Bestimmungen  erlassenes  Verfassungsgesetz  darf  die  ständische  Ini- 
ialive  vor  Ablauf  von   12  Jahren  nichtwiedergeübtwerden.* 

«)  Siehe  unten  §.  373. 

T)  Siebe  oben  §.  325.  und  §.  343. 
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nähme  anerkannt,  dnss  kein  Bescliluss  einer  Ständeversammlung 
ohne  die  zustimmende  Genehmigung,  sog.  Sanktion  des  Monar- 
chen, vollzieh  bar  sein,  oder  als  Gesetz  gelten,  und  dass 
auch  nur  von  dem  Staatsoberhauple  die  Verkündung,  sog.  Pro- 
mulgation oder  Publikation,  der  Gesetze  ausgehen  kann  '). 
11.  Eben  so  wenig  als  eine  Verfügung,  können  die  Stände  über- 
haupt Bekanntmachungen  irgend  einer  Art  ohne  landes- 
herrliche Genehmigung  erlassen  2).  III.  Sowohl  nach  der  Grund- 
idee der  repräsentativen  Monarchie  überhaupt,  als  auch  nach  den 
sämmtlichen  jetzt  in  Deutschland  in  Wirksamkeit  bestehenden  Ver- 
fassungen steht  es  lediglich  in  dem  freien  Ermessen  des 
Souveraius,  ob  er  einem  von  den  Ständen  gefassten  Beschlüsse 
die  Sanktion  ertheilen  will  oder  nicht ^).  Dabei  ist  es  völlig 
gleichgültig,  ob  der  Gesetzentwurf  etwa  von  der  Krone  selbst  aus- 


«)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit  VII.  §.30.  „Der  König  allein 
sanktioDJrt  die  Gesetze.«  —  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  66.  „Der  Grossber- 
20g  bestätigt  und  promulgirt  die  Gesetze."  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  S7. 
,,Der  König  erlässt  und  promulgirt  die  Gesetze."  (§.  112.).  „Alle  ständi. 
sehen  Beschlüsse,  welche  auf  eine  Angelegenheit  des  Landes  Bezug 
haben,  bedürfen,  um  wirksam  zu  werden,  der  ausdrücklichen  Sanktion  des 
Königs."  —  Uebereinstimmt:  S.  Altenburg,  V.-U.  1S31.  §.240.  a  linea  2.  — 
Bra  un  s  chweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  145.  „Ein  Beschluss  der  Ständever- 
sammlung erhält  oicht  eher  gesetzliche  Gültigkeit,  als  bis  ihm  die  landes- 
fürslliche  Zustimmung  ertheilt  und  er  als  Gesetz  promulgirt  ist." —  Preus- 
sen,  V.-U.  1S50.  §.  62.  a  linea  2.  „Uebereinstimmung  des  Königs 
und  beider  Kammern  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich."  —  Vergl.  ebendas. 
§.  45.  „...Er  befiehlt  die  Verkündigung  der  Gesetze."  —  Schwarz- 
burg- S  on  dershausen ,  V.-U.  1S49.  §.  108.  —  Oldenburg,  revid. 
V.-U.  1852.  art.  140.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.107.108.— 
Reuss,  j.  L.,  V.U.  1852.  §.  65. 

*j  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  75.  „(Die  K.\mmern)  können  keine  Ver- 
fügungen (re£fen ,  oder  Bekanntmachungen  irgend  einer  Art  erlas- 
sen." —  S.  Altenburg,  V.-Ü.  1831.  §.  247.  a  linea  3.  „Alle  Bekannt- 
machungen der  Landschaft  irgend  einer  Art  erfordern  die  landesherrliche 
Genehmigung."  —  Bayern,  Ges.  v,  25.  Juli  1850.  art  37.  „Weder 
die  Kammern,  noch  ihre  Ausschüsse  sind  berechtigt,  ohne  Zustimmung  der 
Staatsregierung  Aufrafe  oder  Erklärungen  an  das  Volk  oder  ein» 
zelne  Tb  eile  desselben  zu  richten." 

3)  Ausdrücklich  sagt  Braun  schwel  g,  n.  L.O.  1S32.  §.145.  alinea2. 
„Ob  der  Landesfdrst  ständischen  Beschlüssen  und  Anträgen  seine  Zustim- 
mang  erlheilen  wolle,  hängt  von  dessen  freier  EntschliessuDg  ab." 

29* 


452     §•  3"3-  Holicitsrecht  d.  Sanktion  u.  Promulgation  d.  Ges.  u.  d.  Veto, 

gpgangen  ist  und  die  Zusfimniung  der  Stände  ohne  alle  Modifika- 
tion erhallen  hat  oder  nicht  •*).  IV.  Die  Verweigerung  der  Sanktion 
eines  von  den  Ständen  berathenen  und  gebilligten  Gesetzent- 
wurfes wird  insbesondere  das  fürstliche  Veto  und,  insoferne 
dessen  Gebrauch  allein  von  der  freien  Entschliessung  des  Souve- 
rains  abhängt,  wie  dies  ohne  Ausnahme  in  allen  deutschen  Bundes- 
staaten der  Fall  isl,  absolutes  Veto  genannt.  V.  Nur  in  den 
vorwiegend  auf  das  Prinzip  der  Theilung  der  Gewalten  gebauten 
Verfassungen  einiger  ausserdeutschen  Staaten  hat  man  dem  Staats- 
oberhaupte nur  ein  beschränktes,  sog.  suspensives,  Veto 
beigelegt,  indem  man  den  Grundsatz  aussprach,  dass  ein  von  dem 
Repräsentantenkörper  ausgegangener  Gesetzesvorschlag,  wenn  er  in 
gewissen  Formen  und  Fristen  (wie  z.  B.  auf  drei  verschiedenen 
ordentlichen  Reichstagen)  von  dieser  Körperschaft  unverändert 
wiederholt  worden  war,  ungeachtet  des  eingelegten  Veto  des  Staats- 
oberhauptes von  selbst  als  Gesetz  gelten  soll  ^).  VI.  In  Deutsch- 
land war  dieser  Grundsatz  in  die  (Frankfurter)  Reichsver- 
fassung vom  Jahre  1849  aufgenommen  0),  ist  aber  mit  derselben 


^)  Selbstverständlich  kann  die  Krone  jede  von  ihr  an  die  Stände  gebrachte 
Vorlage  in  jedem  Augenblicke,  auch  während  der  ständischen  Berathung  wie- 
der zurückziehen. 

5)  z,  B.  in  Norwegen,  V.-ü.  v.  4.  Nov.  1814.  §.  79.  —  Spanien, 
V.-U.  V.  19.  März  1812.  §.  149.  —  Nach  der  V.-ü.  von  Nordamerika 
V.  1787.  art.  I.  Abschn.  7.  §.  2.  und  3.  hat  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  ein  suspensives  Veto.  Gebraucht  er  dasselbe,  so  muss  die  Bill 
etc.  zurück  an  das  Haus,  von  dem  sie  ausging;  spricht  sich  in  jedem  der 
beiden  Häuser  wieder  eine  Majorität,  aber  jetzt  von  zwei  Dritttheilen,  dafür 
aus,  so  soll  sie  Gesetz  sein.  Sendet  der  Präsident  die  Bill  nicht  in  zehn 
Tagen  unterzeichnet  zurück,  so  ist  sie  ebenso  Gesetz,  als  wenn  er  unter- 
zeichnet hätte. 

")  (Frankfurter)  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849.  $.  101.  t  linea  2. 
„Ist  von  dem  Reichstage  in  drei  sich  unmittelbar  folgenden  ordentlichen 
Sitzungsperioden  derselbe  Beschluss  unverändert  gefasst  worden,  so  wird 
derselbe,  auch  wenn  die  Zustimmung  der  Reichsregierung 
nicht  erfolgt,  mit  dem  Schlüsse  des  dritten  Reichstages  zum  Gesetz. 
Eine  ordentliche  Sitzungsperiode ,  welche  nicht  wenigstens  vier  Wochen 
dauert,  wird  in  dieser  Reihenfolge  nicht  mitgezählt," —  Dieselbe  Bestimmung 
wurde  im  §.  196.  bezüglich  der  Abänderungen  in  der  Reichsverfassung 
selbst  ausdrücklich  wiederholt.  Damit  war  dem  Reichstage  die  Möglichkeit 
eingeräumt,  die  in  der  Reichsverfassung  aufgestellte  monarchische  Spitze  (den 
Kaiser^  in  gesetzlicher  Form  wieder  abzuschaffen. 
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durchaus  beseitigt  worden'),  und  wäre  auch  mit  dem  von  der 
bestehenden  Bundesverfassung  sanklionirten  Prinzipe  der  Unthcil- 
barkeit  der  Staatsgewalt  in  der  Hand  des  Monarchen  durchaus 
unverträgUch*).  VII.  Wo  die  Verfassung  nicht  ausdrücklich  eine 
Frist  bestimmt,  innerhalb  deren  der  Souverain  den  Beschlüssen 
der  Stände  die  Sanktion  ertheilen  oder  verweigern  soll,  steht  es 
ausschliesslich  in  seinem  Belieben,  wie  bald  oder  wie  spät  er  seine 
Erklärung  kund  geben  will.  Es  gibt  daher  gemeinrechtlich  kein 
stillschweigendes  Veto.  VIII.  Eben  desshalb  kann  auch 
der  Thronfolger  die  unter  seinem  Vorgänger  bereits  von 
den  Kammern  begutachteten  und  bewilligten  Gesetze  sanktioni- 
ren  und  publiziren ,  ohne  dass  eine  nochmalige  Berathung  und 
Zustimmung  der  Repräsentation  erforderlich  wäre,  wenn  nur  der 
Regierungsvorgänger  von  seinem  Veto  noch  nicht  ausdrücklichen 
Gebrauch  gemacht  hat.  Desgleichen  kann  auch  der  Thronfolger 
die  von  dem  Regierungsvorgänger  bereits  sanklionirten  Gesetze 
promulgiren  oder  deren  Promulgation  unterlassen  9).     IX.  In  meh- 


"<)  Schon  in  dem  Berliner  Entwürfe  einer  Reichsverfassung  wurden 
die  in  Note  5.  aogeführlen  Sätze  der  Frankfurter  Re  ic  hsv  er  fass  u  ng 
gestrichen,  womit  sich  das  Erfurter  Parlament  einverstanden  erklärte. 

»)  W.  S.  A.  art.  57.  —  Siehe  oben  §.334.  344  u.  f.  —  Das  suspen- 
sive Veto  kann  überhaupt  in  einem  monarchischen  Staate  ohne  Gefahr  für 
den  Bestand  dieser  Regierungsform  nur  dann  gewährt  werden ,  wenn  diese 
selbst  ausserhalb  aller  Diskussion  der  Stände  gestellt  ist. —  Bemerkenswerth 
ist  die  Erscheinung,  dass  die  Krone  in  England  bereits  mehr  als  160  Jahre 
vermieden  hat,  von  dem  ihr  zuständigen  absoluten  Veto  Gebrauch  zu 
machen ,  und  statt  dessen  sich  einer  Vermehrung  der  Pairs  (§.  360.)  be- 
dient, um  durch  die  Abstimmung  des  Oberhauses  in  ihrem  Sinne  die  miss- 
fälligen  Anträge  des  Hauses  der  Gemeinen  beseitigen  zu  lassen;  wogegen  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  der  Präsident  schon  vielfach  sein 
suspensives  Veto  gebraucht  bat,  ohne  dass  auch  nur  ein  einziges  Mal 
eines  der  Häuser  des  Congresses  den  Versuch  gemacht  hätte,  durch  Wieder- 
holung eines  Antrages  die  Umwandlung  desselben  in  ein  Gesetz  wider  den 
Willen  des  Präsidenten  (siehe  N»te  5.)  zu  erzwingen. 

9)  Ein  berühmter  Fall  dieser  Art  ereignete  sich  in  Spanien.  Im  J.  1789  d. 
23.  Sept.  hatte  K.  Karl  IV.  an  die  Cortes  die  Proposition  gebracht,  die  im 
alten  spanischen  Staatsrechte  begründete  cognatische  Succession  (den 
Vorzug  der  Tochter  in  Ermangelung  von  Söhnen  vor  den  Agnaten),  welche 
unter  Philipp  V.  aufgehoben  und  dafür  die  Thronfolge  nach  dem  salischen 
Gesetze  angeordnet  worden  war,  wieder  herzustellen.  Dieser  Proposilion 
waren  die  Cortes  durch  einstimmigen  BescbJuss  in  Form  einer  Petition  bei- 
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reren  deutschen  Verfassungsurkunden  sind  aber  ausdrückliche  Vor- 
schriften aufgenommen  worden ,  um  einer  übermässigen  Verzöge- 
rung der  fürstlichen  Erklärung  vorzubeugen  'O).  Jedoch  erklärt 
nur  eine  Verfassungsurkunde  die  Nichteinhaltung  einer  gewissen 
Frist  als  stillschweigende  Verweigerung  der  Genehmi- 
gung i').  X.  Wo  förmliche  Landtagsabschiede  durch  die  Verfassung 
vorgeschrieben  oder  herkömmlich  sind,  ist  eben  hierdurch  die 
Krone  zur  Erklärung  über  die  von  den  Ständen  an  sie  gebrachten 
Anträge  und  Beschlüsse  veranlasst  '-).  XI.  Mitunter  ist  eine  Frist 
benannt  worden,  innerhalb  deren  der  Souverain  nicht  zur  Erklä- 
rung gedrängt  werden  darf*^).     XII.  Selbst  in  jenen  Verfassungen 


getreten,  welche  sofort  die  kÖDig^liche  Sanktion  erhielt,  die  aach  den  Gortes 
bekannt  gemacht,  aber  bis  zur  Publikation,  das  Geheimniss  darüber  zu  be- 
wahren, befohlen  wurde.  Die  Publikation  erfolgte  erst  unter  K.  Ferdi- 
nand VII.  am  29.  März  1830.  —  Vergl.  meine  Schrift:  Die  spanische 
Successionsfrage,  Heidelberg  1829.  S.  75.  u.  f. 

10)  K.  Sachsen,  V -U.  1831.  §.  113.  ,, Auf  jeden  von  den  Ständen  an 
den  König  gebrachten  Antrag  wird  ihnen  eine  Entscbliessung  und  zwar  im 
Ablehnungsfalle  unter  Angabe  der  Gründe,  womöglich  noch 
während  der  Ständeversammlung,  ertheilt  werden.  Dies  gilt  insbesondere 
auch,  wenn  der  Antrag  auf  Erlassung,  Abänderung  oder  Aufhebung  eines 
Gesetzes  gerichtet  war.''  —  S  ch  warzburg  -  S  on  de  rs  h  au  sen,  V.-ü. 
1849.  §.  146.  ,,Vor  dem  Schlüsse  des  Landtages  sind  demselben  die 
Eotschliessungen  des  Fürsten  auf  die  von  dem  Landtage  gestellten  Anträge 
mitzutbeilen."  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  40.  „Der  König 
ertheilt  oder  verweigert  den  Gesetzentwürfen,  welche  die  Zustimmung  bei- 
der Kammernerbalten  haben,  seine  Sanktion  entweder  sogleich  nach  der  Vor- 
lage eines  jeden  einzelnen  Gesammtbescblusses,  oder  spätestens  bei  dem 
Schlüsse  der  Versammlung  im  Landtagsabscbiede ;  dasselbe  geschieht  hin- 
sichtlich der  Bescheidung  der  von  den  Kammern  gestellten  Anträge."  (Siehe 
jedoch  auch  Note  13).  —  Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.  80.  „Auf  jeden 
Antrag  der  Landstände  wird  eine  Bescblussnabme  und  zwar,  wenn  diese 
dem  Antrage  nicht  entspricht,  mit  Angabe  der  Gründe  thunlichst  bald 
erfolgen." 

")  S.  Coburg- Gotha,  Verf.-Urk.  1852.  $.  109.  »Die  Best.Htiguog 
der  von  den  Landtagen  beschlossenen  Gesetze  durch  den  Herzog  gilt  als  ver- 
weigert, wenn  die  Verkündigung  derselben  binnen  acht  Wochen 
von  der  Zeil  an  gerechnet,  wo  «ie  der  Staatsregieruog  mitgetbeilt  worden, 
nicht  erfolgt  ist." 

'2)  Siehe  oben  §.  367.  Note  5. 

")  So  z.  B.  in  Bayern,  Ges  v.  4.  Juni  1848,  die  ständische  Ini- 
tiative betr.    «rb.  VII.     «Dem  Könige   bleibt   das  J^ecbt  vorbehalten,  sein« 
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aber,  welche  eine  Frist  für  die  Erlheilung  der  fürstlichen  Sank- 
tion vorschreiben,  ist  fast  ohne  Ausnahme  keine  Frist  ge- 
setzt, binnen  welcher  die  Verkündigung  (Promulgation 
oder  Publikation)  eines  von  dem  Souverain  sanktionirten  Ge- 
setzes zum  Zwecke  seiner  praktischen  Geltung  vorgenommen  werden 
sollte*'*).  Xlli.  Die  Anordnung  der  Verkündigung  der  sanktio- 
nirten Gesetze  steht  ausschliesslich  in  dem  Ermessen  des  Souve- 
rains.  Es  kann  daher  derselbe  auch  allerdings  die  Promulga- 
tion unterlassen,  wenn  er  dieselbe  nicht  mehr  als  zweckmässig 
erkennen  sollte  ^^).  XIV.  In  mehreren  Verfassungen  ist  vorgeschrie- 
ben, dass  bei  der  Verweigerung  der  Genehmigung  landsländischer 
Anträge  oder  Beschlüsse  die  Gründe  der  Verweigerung  angegeben 
werden  sollen  ''*).  XV.  Sehr  häuGg  ist  vorgeschrieben ,  dass  bei 
der  Publikation  der  Gesetze  ausdrücklich  die  ertheilte  Zu- 
stimmung der  Stände  zu  erwähnen  ist  ^'). 


definitive  Entschliessung  über  die  also  gefassten  Gesammtbescblnss« 
auf  ein  Jahr  zu  vertagen,  um  inzwischen  die  noch  nothwendig  erschei- 
nenden Erhebungen  und  Vernehmungen  pflegen  zu  lassen." 

1')  Eine  Ausnahme  machen  nur:  S.  C  ob  nrg  -  Go  t  ha  ,  V.  -  U.  1852. 
§.  109.  (siehe  Note  11.);  und  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U. 
1849.  §.  108.  a  linea  2,  in  der  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1S52.  $.  32.  er- 
haltenen Fassung:  ,,Die  Verkündigung  ninss,  insoferne  nicht  von  dem  Land- 
lage eine  längere  Frist  bewilligt  worden  ist,  binnen  vier  Wochen  nach 
angezeigter  Zustimmung  geschehen." 

'*)  iS'ur  die  Verfassung  von  Schwarzburg-Sondershausen  (siehe 
Note  14.)  beschränkt  den  Fürsten  in  dem  Rechte,  die  Pnblikation  zu  unter- 
lassen, ohne  jedoch  irgend  eine  Rechtsfolge  einer  solchen  Unterlassung 
auszusprechen.   —  Vergl.   auch  Oldenburg,  rev.   V.-U.   1852.  art.  5. 

'6)  So  z.  B.  K.  Sachsen,  V-U.  1831.  §.  113.  (siehe  Note  10).  — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832  §.  145.  a.  E.  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852.  §.  80.  (siehe  Note   10). 

1")  Die  gewöhnliche  Publikationsformel  der  Gesetze  ist:  „Mit  Beirath  und 
Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände  verordnen  Wir"  etc.  —  Die  Erwäh. 
Dung  der  landständischen  Zustimmung  schreiben  ausdrücklich  vor: 
Bayern,  V.-U.  181S.  Tit.  Vil.  §.  30.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819. 
§.  172.  a  linea  2.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  $.  87.  104.  -  Braun- 
schweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  100.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848. 
§.  65.  —  Schwarzburg-Sondershausen.  V.-U.  1849.  §.  108.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52.  art.  140.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  $.  108.  -  Reuss,  j.  L.,  V,-U,  1852.  $.  65. 


456    §    3'74-    GeschäflsbehaDdluDg  auf  den  Landtagen.   GescbäftsordBang. 

§.  374. 

Von  der  Geschäftsbehandlnng  auf  den  Landtagen. 

1)    Geschäftsordnung*). 

I.  Für  die  Behandlung  der  Geschäfte  in  den  Ständeversamm- 
lungen bestehen  regelmässig  G  esc  h  äfts  ordnu  n  gen,  auch  sog. 
Landtagsordnungen  '),  und  wo  Zweikaramernsjstem  einge- 
führt ist,  hat  regelmässig  jede  Kammer  ihre  besondere  Geschäfts- 
ordnung^). II.  In  einigen  Staaten  ist  der  Geschäftsordnung  der 
Charakter  eines  wahren  Verfassungsgesetzes  beigelegt  ^) ;  in  anderen 
Staaten  dagegen  nur  der  eines  einfachen  Gesetzes*).  III.  In  der 
neueren  Zeit  wurde  es  mehrfach  der  Ständeversammlung  oder  den 
einzelnen  Kammern  sogar  allein  überlassen,  ihre  Geschäftsordnung 
festzusetzen^);  mitunter  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des 
Staatsoberhauptes  ^),  oder  einer  Uebereinkunft  mit  der  Staatsregie- 
rung hinsichtlich  der  geschäftlichen  Beziehungen  des  Landtages 
zu  derselben '). 


*)  Es  gibt  keine  vollständige  SammluDg  der  landsländischen  Geschäfts- 
ordnungen.    Einige  finden  sich  in  Pölitz,  europ.  Verf.  abgedruckt. 

1)  Diese  Bezeichnung  findet  sieb  z.  B.  in  K.  Sachsen,  V.  -  ü.  1831. 
$.  137. 

»)  So  z.  B.  in  Baden. 

'j  So  z,  B.  in  Bayern,  Edikt  über  die  Stündeversammlung ,  als  Bei- 
lage X.  zur  V.-U.  V.  ISIS.  —  Grosse  Abänderangen  wurden  aber  durch  ein 
Gesetz  v.  25.  Juli  1S50,  den  Geschäftsgang  des  Landtages  betr.,  gemacht. 
(Siebe  unten  Note  5.) 

"*)  S  cb  warzburg- So  ndershau  sen  ,  V.-U.  1S49.  $.  147.  „Die  nä- 
heren Bestimmungen  über  die  Geschäftsordnung  werden  durch  ein  besonde- 
res Gesetz  getroffen."  —  Ebenso  Oldenburg,  rev.  V.-U.   1S52.  $.  165. 

s)  So  z.  B.  Preussen,  V.-U.  1S5U.  §.  TS.  ,,Jede  Kammer...  regelt 
ihren  Geschäftsgang  und  ihre  Disciplin  durch  eine  Geschäflsordnunug."  — 
Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  1.  „Jeder  Kammer  kommt  zu,  ihre 
Geschäftsordnung  selbst  festzustellen  und  nach  Bedürfniss  abzuändern ,  unter 
Beobachtung  der  nachfolgenden  und  der  sonstigen  über  den  Landtag  beste- 
henden verfassungsmässigen  Bestimmungen."  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852. 
§.  87.  „Der  Landtag. . ,  regelt  seinen  Geschäftsgang  durch  eine  Geschäfts- 
ordnung" 

6)  z.  B.  Anhalt-Bernburg,  \.-U.  1S50.  $.  60:  „Die  Landtagsver- 
handlungen werden  durch  eine  Geschäftsordnung  geregelt,  welche  der  S  a n k - 
tion  des  Staatsoberhauptes  bedarf." 

■)  z.  B.  Wal  deck,   V.-U.  1852.    §.  60.    „Die  Ständeversammlung  hat 
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§.  375. 

2)   Constitairung  des  Landtages. 

a)   Walilprüfung. 

I.  Das  ersle  Geschäft  einer  Ständeversammlung  nach  ihrer 
Einberufung  ist  die  Prüfung  der  Wahlen.  II.  Zu  diesem  Behufe 
wird  gewöhnlich,  wenn  nicht  in  anderer  Weise  eine  gesetzliche 
Vorschrift  das  Präsidium  bestimmt,  die  Wahlprüfung  unter  dem 
Präsidium  des  ältesten  Mitgliedes  der  Versammlung,  einem  sog. 
Alterspräsidenten,  und  auf  den  Bericht  einer  von  der  Ver- 
sammlung ernannten  Prüfungscommission  vorgenommen.  III.  Be- 
anstandungen der  Wahlen  können  sowohl  durch  die  Regierung, 
als  durch  Mitglieder  der  Kammern,  als  durch  Eingaben  ausser- 
halb der  Kammer  stehender  Wahlberechtigten  veranlasst 
werden.  IV.  Alle  Verfassungsurkunden  erkennen  an,  dass  die 
Ständeversammlung,  beziehungsweise  jede  der  beiden 
Kammern  für  sich,  ausschliesslich  competent  ist, 
über  die  Gültigkeit  der  Wahlen  ihrer  Mitglieder  zu  entscheiden  *). 
V.  Die  Regierung  ist  befugt,  an  den  Verhandlungen  über  bean- 
standete Wahlen  Antheil  zu  nehmen-),  ohne  jedoch  an  dem  von 
der  Ständeversammlung  oder  der  betreffenden  Kammer  gefassten 
Beschlüsse  etwas  abändern  zu  können  3). 


das  Recht,  sich  eine  Geschäftsordnung  selbst  zu  geben;  diejenigen  Punkt« 
indessen ,  welche  die  geschäftliche  Beziehung  zur  Staatsregierung  betreffen, 
werden  durch  Uebereinkunft  geordnet." 

')  Vergl.  z.  B.  Baden,  V.-U.  1818.  §•  41.  —  Würtemberg,  V,-U. 
1819.  §.  159.  —  Grossh.  Hessen.  V.-U.  1820.  §.  87.  —  Preussen, 
V.-U.  1S50.  S.  78.  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  3.  —  An- 
halt-Bernburg, V.  U.  1850.  §59.—  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852. 
§.  81.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  87.  —  Waldeck,  V.-U.  1S52. 
§.  5^!.  _  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  §.  124.  hebt  dabei  insbesondere 
hervor,  dass  dem  Landtage  auch  darüber  die  Entscheidung  zustehe  ,  „ob  die 
angeschuldigte  Uebertretung  als  eine  nach  der  Volksan  si  ch  t  enteh- 
rende anzusehen  ist." 

*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Ges.  vom  25.  Juli  1850.  art.  3. 
a  linea  3. 

')  Siehe  die  Gesetze  in  Note  1. 
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§.  376. 

b)  Erneimnng  der  Präsidenten,  Schriftführer  und  anderen 

Beamten  der  Ständeversamralung  oder  der  Landschaft. 

I.  Wenn  die  Mehrheit  der  verfassungsmässigen  Anzahl  der 
Mitglieder  der  Ständeversamralung  oder  einer  Kammer  unbean- 
standet geblieben  ist,  so  wählt  dieselbe  nach  Anleitung  ihrer  Ge- 
schäftsürdnung  ihren  Präsidenten,  Vicepräsidenten  und 
die  Schriftführer,  das  sog.  Bureau,  oder  überhaupt  ihre  nach 
der  Landesverfassung  in  verschiedener  Weise  benannten  Beamten 
und  ebenso  ihre  Ausschüsse,  d.h.  durch  die  Geschäftsordnung 
angeordneten  Commissionen  für  die  Bearbeitung  gewisser  Gegen- 
stände; ebenso  wird,  wo  die  Geschäftsordnung  die  Bildung  von 
(Geschäfts-)  Abiheilungen  vorschreibt,  diese  sofort  vorgenommen  '). 
II.  In  mehreren  Staaten  hat  die  Krone  das  Recht,  den  Präsiden- 
ten des  Landtages  zu  ernennen  2) ,  oder  unter  mehreren  ihr  von 
dem  Landtage  oder  einer  Kammer  zu  präsentirenden  Mitgliedern 
zu   wählen  3),    oder   doch    den  von  den  Ständen  gewählten  Präsi- 


«)  Nassau,  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814.  $.  5.  und  S.  —  Baden, 
V.-ü.  iSl8.  §.  45.  —  Würteiuberg,  V.-U.  1819.  §.  164.  165.  — 
Grossb.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  65.  86.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829. 
§.  54.  u.  f.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.67.  —  S- Altenburg,  V.-U. 
1831.  §.  223.  u.  f.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  136.  — 
Schwarzburg  -  Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  131;  jetzt  ersetzt 
durch  Ges.  v.  28.  März  1S54.  §.  4.  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850. 
art.  4.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.78.  —  Weimar,  rev.  G.  G.  1850. 
§.  9.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U,  1852.  art.  125.  126.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852.  §.  82.  —  Reass,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.87.  -  Wal- 
deck, V.-U.   1852.  §.  60.  a  linea  2. 

2)  So  r.  B.  Alten  bürg,  V.-U.  1831  §.  224.  ,,Den  Landtagspräsiden- 
ten ernennt  der  Landesherr  ans  der  Zahl  der  Abgeordneten  und  Stellvertre- 
ter der  Rittergutsbesitzer  vor  dem  Eintritte  jedes  Landtages  auf  die  Zeit 
bis  zum  Beginne  des  folgenden  Landtages." 

3)  So  z.  B.  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  136.  „Zu  der  Stelle 
des  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  werden  für  jede  Stelle  drei 
Candidaten  dem  Landesherrn  präsentirt,  von  denen  derselbe  Einen  bestä- 
tigt." —  In  Bezug  auf  die  zweite  Kammer  finden  sich  ähnliche  Bestim- 
mungen in  Nassau,  Edikt  v.  1  u.  2.  Sept.  1814.  §.  8.  —  Bayern,  X. 
Edikt  zur  V.-ü.  v.  1816.  §•  63.  (siehe  aber  unten  Note  5),  —  Baden, 
V.-U.  1818.  §.  45.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  164.  —  Grossh. 
Hessen.  V.-U.  1820.  $.  86--  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §72. 
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denten  zu  bestätigen*);  nach  anderen  Verfassungsgesetzen  bedarf 
aber  der  vom  Landtage  oder  der  Kammer  gewählte  Präsident  kei- 
ner landesherrhchen  Bestätigung  ^j,  m.  \Yo  Zweikammernsystem 
stattfindet,  hat  die  Krone  regelmässig  das  Recht,  den  Präsidenten 
der  ersten  Kammer  selbst  zu  ernennen  ß).  IV.  Die  Präsidenten, 
sowohl  die  von  der  Krone  ernannten,  als  die  von  dem  Landtage 
oder  den  Kammern  gewählten ,  bleiben  regelmässig  für  die  Dauer 
eines  Landtages  in  diesem  Amte,  soferne  nicht  die  Verfassung  oder 
die  Geschäftsordnung   etwas    anderes   bestimmt').     V.    In  einigen 


*)  S.  Meiningen,  V.-U.  m2H.  §.  .n4.  ,,Der  Landniarschall  wird  von 
den  Ständen  bei  dem  Aofange  des  Landtages  aus  der  Klasse  der  Ritterguts- 
besitzer durch  einfache  Stifflnienmehrbeit  gewählt,  und  von  dem  Landesherrn 
bestätigt,  wenn  gegen  den  Gewählten  nichts  einzuwenden  ist."  — 
Kurhessen,  V.-U.  l*^52.  §.44.  ,,Die  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  der 
ersten  und  zweiten  Kammer  werden  durch  die  Mitglieder  der  betreffen- 
den Kammer  aus  derselben  erwählt,  und  erbalten  die  landesherrliche  Be- 
stätigun  g." 

*)  Scbwarzburg-Sondersbausen,  V.-U.  1849,  §.131.  in  der  durch 
Ges.  V.  2S.  März  1854.  §.  4.  erhaltenen  Fassung.  —  Preussen,  V.-U. 
1850.  §.  78.  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  4.  (siehe  Note6).  — 
Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.  9.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  125.  —  S.  Cob u rg- Goth a ,  V.-U.  1852.  §.  82.  und  Beil.  II.  §.19.— 
Reass,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  87.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  60. 
a  linea  2. 

6)  Nassau,    Edikt   v.   1.  und  2.  Sept.    1814.    §.  5.    —    Baden,  V.-U. 

1818.  $.  45.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  164.  ,,Den  Präsiden- 
ten der  ersten  Kammer  ernennt  der  König  ohne  Vorschlag;  für  die  Stelle 
des  Vicepräsidenten  werden  von  der  ersten  Kammer  drei  standesherr- 
liche Mitglieder  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gewählt,  aus  welchen  der 
König  eines  ernennt."  —  Aehnlich :  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  85.  — 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  67.  —  Bayern,  Ges.  vom  28.  Mai  1852, 
Einziger  Artikel:  Der  erste  Präsident  der  Kammer  der Reichsräthe 
wird  von  dem  Könige  für  die  Dauer  eines  jeden  Landtages  ernannt.  Im 
Uebrigen  behält  es  bei  den  Bestimmungen  des  art.  4.  des  Ges.  v.  25.  Jul. 
1850,  dei  Geschäftsgang  des  Landtages  betreffend,  sein  Verbleiben  (siehe 
Note  5).  —  Von  Preussen,  siehe  Note 5 ;  von  Kurhessen,  siehe  Note4. 

'')  Einen  sechsjährigen  Zeitraum  bestimmen:  Würtemberg,  V.-ü. 

1819.  §.  164.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.54.  —  Br  a  u  n  sc  hw  e  ig, 
n.  L.  0,  1832.  §.  136.  a.  E.  ,,Das  Amt  des  Pr-isidenten  und  Vicepräsiden- 
ten erlischt  mit  ihrer  Eigenschaft  als  Abgeordnete.  —  Einen  kürzeren 
Zeitraum  als  die  Dauer  eines  Landtages  erwähnen:  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  125.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  Beil.  IL  $.  19.  — 
Die  Wahl  von  Prsäidenten  auf  kürzere  Zeiträume  als  die  Dauer  eines  ttand- 
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Staaten  finden  sich  mancherlei  besondere  Einrichtungen,  wie  z.  B. 
ein  landschaftliches  Direktorium**),  oder  ein  Landsyndikus,  und 
zwar  bald  als  ein  Gehülfe  des  Präsidenten,  der  von  der  Land- 
schaft erwählt  wird^),  bald  als  Sekretair,  Rechtsconsulent  und 
Fiskal  der  Ständeversamralung  ^^).  VL  Jeder  Ständeversammlung 
ist  ein  Dienstpersonale,  wie  Archivare,  Kanzellisten  u.  s.  w.^  bei- 
gegeben, dessen  Besoldung  oder  Honorirung  der  Staatskasse  ob- 
liegt, soferne  nicht  eine  besondere  landschaftliche  Kasse  für  solchen 
Aufwand  bestehf  )• 

S.  377. 

c)  Von  der  Berathungs-  und  Beschlussfähigkeit  des  Land- 
tages oder  der  Kammern. 

L    Die  Verfassungsurkunden    oder  die  Geschäftsordnungen  be- 
stimmen   regelmässig   eine    Zahl,    in    welcher   die   Mitglieder   des 


tags  (z.  B.  vorübergehend,  auf  je  vier  oder  secbs  Wochen)  ist  erst  in 
den  Bewegungen  des  Jahres  1848  aufgekommen.  Der  erste  Vorschlag  dazu 
findet  sich  in  R.  Mohl,  Vorschläge  zu  einer  Geschäftsordnung  des  verfas- 
sunggebenden Reichstages,  HeidelLerg  1848.  S.  10.  —  R.  Mohl  hebt  aber 
selbst  hervor,  dass  dieser  Vorschlag  mit  den  Geschäftsordnungen  aller  (da- 
mals) constituirten  Stünde  Versammlungen  und  selbst  mit  der  Verfassung 
des  englischen  Parlamentes  und  der  nordamerikaniscben  Unionsverfassung 
im  Widerspruche  stand.  R.  Mohl  hielt  übrigens  selbst  diese  Einrichtung  nur 
für  gerechtfertigt  durch  die  besonderen  Verhältnisse,  unter  welchen  das 
Frankfurter  Parlament  als  constituirende  Versammlung  zusammentrat,  und  er- 
klärte sich  ausdrücklich  gegen  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Einrich- 
tung für  regelmässige  Ständeversammlungen. 

8)  So  z.  B.  S.  Mein  in  gen,  V.-U.  1829.  §.  53-55.  —  Es  besteht  das 
landschaftliche  Direktorium  daselbst  aus  dem  Landmarschalle  (siebe 
Note  4.)  und  zwei  ebenfalls  von  den  Ständen  aus  ihrer  Mitte ,  ohne  Rück- 
sicht auf  Klassen,  gewählten  landschaftlichen  Vorstehern. 

9)  So  z.  B.  S.  Altenburg,  V.-U.  Ib31.  §.  223.  225.  —  Er  wird  von 
der  Landschaft  aus  den  Abgeordneten  gewählt  und  vom  Landesherrn  bestä- 
tigt. Er  vertritt  den  Landschaftspräsideoten  in  Abwesenheit  und  Verhinde- 
rungsfällen u.  s.  w. 

'•)  So  z.  B.  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.54.  —  Braunschweig, 
n.  L.  0.  1832.  $.115.  —  Schwarzburg- Sondershausen,  V.-U.  1849. 
S.   132.  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.  21.  u.  f. 

»')  Vergl.  z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819.  S-  193.  —  S.  Meinin- 
gen, V.-U.  1829.  $.  61.  62.  —  Braunschweig»  n.  L.  0.  1832.  §.137. 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  126.  —  Waldeck,  V.-U.  1852-  §.60. 
a  linea  2, 
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Landtages  oder  der  Kammern  versammelt  sein  müssen,  um  be- 
rath  seh  lagen  und  D  esch  1  ilsse  fassen  zu  können.  Man  pflegt 
dies  die  Vollzähligkeit  der  Versamnduug  zu  nennen '). 
II.  Nach  einigen  Verfassungsgeselzen  ist  die  gleiche  Zahl  für 
die  Zulässigkeit  der  Berathung  untl  der  Besohl ussfassung 
bestimmt^);  nach  anderen  ist  eine  verschiedene  Zahl  für  die 
Berathung  und  Beschlussfassung  vorgeschrieben^).  Einige 
Verfassungsgesetze  beschranken  sich  darauf,  die  zur  Beschluss- 
fassung erforderliche  Zahl  zu  bestimmen'*).     111.  Nur  ganz  sin- 


')  So  z.  B.  Baden,  V.-tl.  181S.  %.  74.  a  linea  4.  ,,Die  erste  Kammer 
ist  durch  die  Anwesenheit  von  10 ;  die  zweite  durch  die  Anwesenheit  von 
35  Mitgliedern,  einschliesslich  der  Präsidenten,  vollzählig." 

«)  Baden,  V.-U.  ISIS.  §.74.  (siehe  Nolel.).  —  VV  ü rt em  berg,  V.-ü. 
1819.  §.  160.  ,,Die  erste  Kammer  wird  durch  Anwesenheit  der  Hälfte, 
die  zweite  Kammer  durch  das  Erscheinen  von  zwei  Dritlheilen  ihrer  Glie- 
der als  vollzählig  besetzt  angesehen."  §.  175.  ,, Zur  Fassung  eines 
gültigen  Beschlusses  wird  in  jeder  Kammer  die  zur  vollständigen  Be- 
setzung derselben  (§.  160.)  erforderliche  Anzahl  von  Mitgliedern  erfordert." 
Vergl.  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  91.  ,,Der  Landtag  ist  für  gesetz- 
mässig  constituirt  zu  achten,  wenn  nach  seiner  Einberufung  wenigstens  zwan- 
zig Abgeordnete  versammelt  sind."  —  Weimar,  rev.  G.  G.  1S50.  §.  13. 
,,Der  Landtag  kann  keine  Sitzung  halten,  wenn  nicht  wenigstens  zwei 
Dritttheile  der  Abgeordneten  zugegen  sind.  Ein  Beschluss,  welcher  mit 
Vernachlässigung  dieser  Bestimmung  gefasst  wird,  ist  ungültig."  —  Anhalt- 
Bern  bürg,  V.  U.  1850.  §.  70.  ,,Der  Landlag  kann  nur  dann  gültig  ver- 
handeln und  Beschlüsse  fassen,  wenn  die  absolute  Mehrheit  seiner  Mit- 
glieder anwesend  ist." 

3)  So  z.  B.  K,  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  127.  ,,  B  era  t  hungen  der 
Kammern  können  nur  bei  der  Anwesenheit  von  mindestens  der  Hälfte  der 
durch  die  Verfassung  bestimmten  Zahl  der  Mitglieder  stattfinden."  (§.  128.) 
,,Be Schlüsse  können  von  der  ersten  Kammer  nur,  wenn  mindestens  die 
Hälfte  und  von  der  zweiten  Kammer  nur,  wenn  mindestens  zwei  Dritt- 
theile der  verfassungsmässigen  Zahl  der  Mitglieder  in  der  Sitzung  anwesend 
sind,  gefasst  werden. 

'')  Gr.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  93.  ,,Zn  einem  gültigen  Beschlüsse 
gehört  in  der  ersten  Kammer  die  Abstimmung  von  wenigstens  einem  Drittel 
derjenigen  Mitglieder,  welche  einberufen  werden  mussten .  . . .  in  der  zwei- 
ten Kammer  die  Abstimmung  von  wenigstens  27  Mitgliedern."  —  Die  Ge- 
genwart von  zwei  Drilttheilen  der  Mitglieder  fordern  zur  gültigen  Be- 
schlussfassung: Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  139.  —  Schwarz- 
burg-Sondershausen, V.-U.  1849.  §.  140.  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852,  S-  57.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  159.  —  S.  Coburg- 
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gulär  ist   an   die    ünvollzähligkeit   einer  Kammer   ein    besonderes 
Präjudiz  geknüpft  ^). 

§.  378. 
3)  Beschlussfassnng  durch  Stimmenmehrheit.     Rechts- 
folgen der  Stimmengleichheit. 

I.  Die  Beschlüsse  werden  regelmässig  bei  vollzähliger 
Versammlung  (in  dem  oben  angegebenen  Sinne)  nach  einfacher 
Stimmenmehrheit  gefasst ').  Mitunter  ist  aber  zur  Beschluss- 
fassung über  gewisse  Gegenstände ,  namentlich  über  Verfassungs- 
\eränderungen  die  Zustimmung  einer  grösseren  Mehrheit 


Gotha,  V.-ü.  IS52.  §.  88.  —  Reuss,  j.  L,,  V.-U.  1652.  §.  92.  — 
Waldeck,  V.-U.  1S52.  §.  57.  -  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  80.  ,, Keine 
der  beiden  Kammern  kann  einen  Beschluss  fassen,  wenn  nicht  die  Mehr- 
heit der  gesetzlichen  Anzahl  ihrer  Mitglieder  anwesend  ist."  —  Uebereiu- 
stimmt:  Bayern,  Ges.   v.  25.  Juli  1850.  art.  25. 

5)  Würtembcrg,  V.-U.  1S19.  §.  161.  „Sollte  bei  der  Einberufung 
eines  Landtages  eine  der  beiden  Kammern  nicht  in  der  nach  §.  160.  erfor- 
derlichen Anzahl  zusammeukommeu ,  so  wird  sie  als  einwilligend  in  die 
Beschlüsse  der  anderen  angesehen.  Jedoch  steht  in  diesem  Falle  den  er- 
schienenen Mitgliedern  der  nnvoUzähligen  Kammer  frei,  den  Sitzungen 
der  anderen  mit  Stimmrecht  beizuwohnen."  —  Grossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820.  §.  94.  ,,  Wenn  eine  Kammer  nicht  auf  die  Art  besetzt  ist, 
welche...  zur  Fassung  gültiger  Beschlüsse  gefordert  wird,  so  wird  die  un- 
vollständig besetzte  Kammer  als  einwilligend  in  die  Beschlüsse  der 
anderen  Kammer  angesehen." 

»)  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  74.  ,, Jeder  gültige  Beschluss  einer  Kam- 
mer erfordert,  wo  nicht  ausdrücklich  eine  Ausnahme  festgesetzt  ist,  abso- 
lute Stimmenmehrheit  hei  vollzähliger  Versammlung.  (Vergl.  ebendas. 
§.  65.).  —  Ebenso  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  93.  —  S,  Mein  In- 
gen, V.-ü.  1829.  §.  85.  a  linea  2.  und  §.  95.  a  linea  3.  (siehe  Note  2J. — 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  128.  a  linea  2.  —  Bra  un  s  ch  weig,  n. 
L.  0.  1832.  §.  140.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849. 
§.  141.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  80.  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli 
1850.  §.  32.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  70.  a  linea  2.  — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  88.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.$.  62. 
a  linea  2.  —  Nassau,  Patent  v.  1.  und  2.  Sept.  1814.  $.  2.  Nr.  2;  bei 
Bewilligung  der  Abgaben  sollen  aber  ebendas.  Nr.  3,  ,,nach  gesche- 
hener besonderer  Umfrage,  die  einzelnen  Stimmen  in  beiden  Abtheilungen 
(Kammern)  zusammengezählt  werden."  —  Würtemberg,  V.-U. 
1819.  §.  176.  „ Stimmenmehrheit,  welche  nach  Beschaffenheit  des  Ge- 
genstandes eine  absolute  oder  relative  sein  kann."   —  Reuss,  j.  L., 
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erforderl ').  Zu  Wahlen  von  Milglietlern  der  Ausschüsse,  Com- 
niissionen  u.  dergl.  genüget  aber  gewöhnlich  rela  t  i  ve  Stimnien- 
niehrheil^).  II.  Regelmässig  hat  auch  der  Präsident  des  Land- 
tages, oder  der  Kammer,  eine  Stimme'*).  III.  Bei  Stimmen- 
gleichheit legen  einige  Verfassungsurkundon  dem  Präsidenten  eine 
entscheidende  Stimme  bei  '') ;  nach  anderen  Verfassungen  gilt  hei 
Stimmengleichheit  der  Antrag  als  abgeleh  nt*"')-     IV.  Einige  Ver- 

V.-ü.  1852.  §.  93.  a  linea  2.  ,,Die  Minderheit  muss  sich  der  Mehrheit  unter- 
werfen." 

2)  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  CA.  ,,Kein  Gesetz,  das  die  Verfas  siing  s- 
urkunde  ergänzt,  erläutert  oder  abändert,  darf  ohne  Zuslimmung 
einer  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der  anwesenden  Ständeglieder  einer 
jeden  der  beiden  Kammern  gegeben  werden."  —  Ebenso:  Würtemberg, 
V.-U.  1819.  §.  176.  a.  E.  —  Anh  alt- Bernburg,  V.  -  U.  1850.  §.  70. 
a  linea  3  -  Bra  u  n  schweig ,  n.  L.  0.  1832.  §.  141.  —  Bayern,  V.-U. 
1818.  Tit.  X.  §.  7.  fordert  hierzu  Anwesenheit  von  drei  Viertheilen 
der  verfassungsmässigen  Zahl  der  Mitglieder  und  Stimmenmehrheit  von  zwei 
Dritttheilen  der  Anwesenden."  —  UebereiDstimnit:  K.  Sachsen, 
V.-U.  1831.  §.  152.  (Ueber  andere  Fälle  siehe  noch  K,  Sachsen,  V.-U. 
1831.  §.  128.  a  linea  2.  resp.  §.  92.  und  103.).  —  Mehrheit  von  drei 
Stimmen  über  die  Hälfte  der  anwesenden  Stimmen  fordert  ,,bei  Gesetzen 
über  Gegenstände  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechtes,  und  Alles, 
was  nicht  den  Unterthanen  neue  Abgaben  auflegt:  S.  Meiningen,  V.-U. 
1829.  §.  85.  —  Ausdrücklich  erklärt  dagegen  auch  bei  Verfassungsänderun- 
gen die  gewöhnliche  absolute  Stimmenmehrheit  für  genügend: 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  107.  ,, fordert  jedoch  zwei  Abstimmungen,  zwi- 
schen welchen  ein  Zeilraum  von  wenigstens  21  Tagen  liegen  muss." 

3)  Vergl.  z.   B.  Baden,  V.-U.   1818.  §.   74.  a  linea  3. 

<)  Ausdrücklich  sagen  dies  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  128. 
a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.   1852.  art.  161.  §.   1. 

*)  Baden,  V.-U.  1818.  §.74.  ,,Bei  gleicher  Stimmenzabl  gibt  die  Stimme 
des  Präsidenten  die  Entscheidung.  Tritt  der  Fall  ein,  dass  in  Fi- 
nanzsachen  die  Stimmen  b  e  i  d  e  r  Kammern  zusammengezählt  werden  müssen, 
so  entscheidet  bei  Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Präsidenten  der 
zweiten  Kammer."  —  Uebereinstimmt  bezüglich  der  Behandlung  der  Fi- 
nanzgegenstände: Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.181.  Nr  3.  —  K.Sach- 
sen, V.-U.  1831.  §.  128.  a  linea  3.  „Wenn  Gleichheit  der  Stimmen  ein- 
tritt, so  ist  die  Sache  in  einer  folgenden  Sitzung  wieder  zum  Vortrage  zu 
bringen.  Würde  auch  in  dieser  Sitzung  eine  Stimmenmehrheit  nicht  erlangt, 
so  gibt  die  Stimme  des  Präsidenten  den  Ausschlag. 

«)  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  32.  „Bei  Stimmengleichheit  wird 

der    in    Berathung    gezogene    Vorschlag     als    verworfen    betrachtet."    

Uebereinstimmt:    Waldeck,    V.-U.  1852.    §.  62.    a.   E.   —   Oldenburg, 
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fassungen  enlbalten  für  den  Fall  der  Stimmengleichheit  ganz  sin- 
gulare Bestimmungen '). 

§.  379. 

4)   Von  der  Berathung  und  Vorbereitung  der  Ab- 
Btimmung. 

I.  Berathungen  eines  Landtages  oder  einer  Kammer  können 
veranlasst  werden  1)  durch  landesherrüche  Vorlagen  (Proposi- 
tionen); 2)  durch  Anträge  von  Mitgliedern  (Motionen); 
3)  durch  Eingaben  (Petitionen)  anderer  Personen').  11.  Alle 
diese  Anträge  müssen  schrilthch  an  den  Landtag  oder  die  Kammer 
gebracht  werden^).  111.  Regelmässig  hndet  sich  die  Vorschrilt, 
dass  die  von  der  Staatsregieruug  an  den  Landtag  oder  eine  Kam- 
mer gebrachten  Vorlagen  vor  aUen  anderen  Gegenständen  erledigt 
werden  sollen  3).     IV.  Hinsichtlich  der  Motionen,  welche  ein  Mit- 


rev.  V.-ü.  1852.  art.  161.  §.  2.  „Wenn  bei  der  ersten  Abstimmung  sich 
Stimmengleichheit  ergeben  hat,  so  soll  dieselbe  —  und  zwar,  wenn  der  Prä- 
sident es  tur  angemessen  erachtet,  erst  in  der  folgenden  Sitzung  —  wieder- 
holt werden,  und  wenn  auch  die  zweite  Abstimmung  zu  einem  Beschlüsse 
durch  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  geführt  hat,  so  ist  der  zur  Abstim- 
mung gebrachte  Antrag  als  abgelehnt  zu  betrachten."  —  Aebnlich: 
S  eh  warzb  urg-S  0  nders  hause  n,  V.-U.   1S49.  §.142. 

^)  Gr.  Hessen,  V.-U.  1820.$.  93.  alinea2.  „Beistimmen  gleich  h ei t ent- 
scheidet der  Autrag  derKegierung,  bei  anderen  Gegenständen  die  Meinung 
für  das  Bestehende,  und  bei  Beschwerden  gegen  ötfentliche  Behörden 
oder  Einzelne,  die  diesen  günstigere  Ansicht."  —  S. Meiningen,  V.-ü. 
1829.  jj.  95.  a  linea  3.  „  Die  Entscheidung  der  dem  Landtage  vorgelegten 
Fragen  erfolgt  nach  einfacher  Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleich- 
heit, welche  sich  nach  einmal,  an  einem  anderen  Tage,  wiederholter  Ab- 
stimmung noch  erhält,  entscheidet  der  Landesherr." 

«)  Ausdrücklich  gibt  diese  Aufzählung:   S.  Mein  inge  n,  V.-U.  1829.  §.93. 

^)  Den  landesherrlichen  Fropositionen  werden  auch  die  Motive  jederzeit 
schriftlich  (meistens  gedruci^t;  beigefügt;  die  Begründung  der  Motio- 
nen von  Stäiidegliedern  wird  zwar  regelmässig  mündlich  vorgetragen  oder 
verlesen ,  aber  sodann  auch  auf  dem  Tische  des  Hauses  niedergelegt.  Ueber 
Petitionen  dritter  Personen  siehe  unteu  §.  412. 

3)  z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VH,  §.  22.  a  linea  3.  „....Die 
Stände  sind  verbunden ,  in  ihren  Sitzungen  die  von  dem  Könige  an  sie  ge- 
brachten Gegenstände  vor  allen  übrigen  in  Betracht  zu  aehmen.  —  Ueber- 
einstimmt:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  32.  a  linea  2.  —  S.  Mei- 
ningen, V.-U.  1829.  §.  94.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  80.  —  S. 
Altenburg,  V.-ü.  1831.  §.  237. 
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glied  macht,  oder  der  Petitionen  dritter  Personen,  findet  sich  häu- 
tig die  VorschriCl,  dass  sie  nur  dann  zur  Beralhung  und  Abstim- 
mung kommen,  wenn  sie  von  einem  oder  mehreren  Mitghedern 
der  Versammlung  unterstützt  werden*).  V,  Die  Bestimmung  der 
Gegenstände,  welche  in  einer  Sitzung  zur  Berathung  und  Ahslim- 
mung  kommen  sollen ,  und  die  Beihenfolge  derselben  (sog.  Fest- 
setzung der  Tagesordnung)  ist  Sache  des  Präsidenten.  VI.  Re- 
gelmässig werden  die  zur  Berathung  geeigneten  Gegenstände  an 
Commissionen  oder  Abiheilungen  zur  Berichterstattung  verwiesen. 
In  Bezug  auf  die  landesherrlichen  Propositionen  ist 
nicht  selten  schon  durch  die  Verfassungsgesetze  vorgeschrieben, 
dass  dieselben  vor  der  Berathung  durch  Commissionen  bearbeitet 
und  begutachtet  werden  müssen  ^).  VII.  Die  Commissionsberichte 
haben  mit  bestimmten  Anträgen  auf  Zustimmung  der  Kammern 
oder  Ablehnung  der  Vorlagen,  oder  mit  Vorschlägen  auf  Abänderung 
derselben,  welche  der  Kammer  oder  dem  Landtage  zur  Aneignuno^ 
empfohlen  werden,  zu  schliessen.  V^lII.  Auch  jedes  Mitglied  kann 
im  Laufe  der  Diskussion  Anträge  auf  Abänderungen  der  Vorlagen, 
so  wie  auch  in  der  Fragestellung,  machen,  welche  regelmässig 
ebenfalls  dem  Präsidium  schriftlich  zu  überreichen  sind,  und  nur 
dann,  wenn  sie  gehörige  Unterstützung  gefunden  haben,  zur  Ab- 
stimmung gebracht  werden.  IX.  Ueber  derartige  Abänderungs- 
vorschläge wird  jederzeit  zuerst,  d.  h.  vor  der  Abstimmung  über 
die  Coramissionsanträge  gestimmt,  weil  diese  hierdurch  möglicher- 
weise ganz  beseitigt  werden  können.  Unter  mehreren  Abänderungs- 
vorschlägen sind  diejenigen,  welche  am  Weitesten  von  den  Com- 
missionsanträgen  abweichen,  zuerst  zur  Abstimmung  zu  bringen, 
X.  Die  Kammer  oder  der  Landtag  kann  jederzeit,  wenn  die  Dis- 
kussion   dazu  Veranlassung  gibt,    die  Abstimmung  aussetzen  und 


•i)  Z.  B.  S.  Meiningen,  V.-U.   1S29.  §.  93.  c. 

5)  Z.  B.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  70.  „Kein  landesherrlicher  An- 
trag kann  zur  Discussion  und  Abstimmung  gebracht  werden,  bevor  er  nicht 
in  besonderen  Commissionen   erörtert   und  darüber  Vortrag   erstattet   worden 

ist."  —  üebereinstimmt:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.22.  Vergl. 

Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  173.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  92.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  123.  124.  —  Schwanburg^ 
Sondershausen,  V«-U.  1849.  §.  137.  —  Weimar,  rev.  G.  G,  1850. 
§    31. 

Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.   II.  30 
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den  Gegenstand  zur  abermaligen  Berichterstattung  an  die  Com- 
niisssion  zurückverweisen.  XI.  Die  Coramissionsberichte  werden 
regelmässig  scbriftlich  erstattet.  XII.  Bei  der  Beralhung  (Dis- 
kussion) sind  den  Ständegliedern  regelmässig  nur  mündliche  Vor- 
träge gestattet*'). 

§.  380. 
5)    Von  der  Abstimmung. 

I.  Der  Natur  der  Sache  nach  ist  jedes  anwesende  Mitglied  ver- 
pflichtet, bei  der  Abstimmung  seine  Stimme  abzugeben  i),  soferne 
nicht  die  Verfassungsurkunde,  oder  die  Geschäftsordnung,  oder 
das  partikuläre  Herkommen  eines  Landtages  oder  einer  Kammer 
ihm  gestattet,  oder  zur  Pflicht  macht,  sich  der  Abstimmung 
zu  enthalten.  II.  Letzteres  ist  der  Fall,  wenn  die  Berechtigung 
oder  Verpflichtung  eines  Sländegliedes  zum  Sitze  in  der  Kammer 
in  Frage  steht,  oder  wenn  ein  Sländeglied  eine  nach  der  Geschäfts- 
ordnung zulässige  Beschwerde  gegen  ein  anderes  Mitglied  erhebt, 
in  welchem  Falle  sowohl  der  Beschwerdeführer  als  der  Beschul- 
digte sich  der  Abstinmiung  zu  enthalten  haben,  oder  wenn  über- 
haupt ein  StändegHed  (he  Entscheidung  der  Kammer  in  einer  rein 
persönlichen  Angelegerdieit  in  Anspruch  nimmt-).  III.  Die  Ab- 
stimmung geschieht  nach  den  Bestimmungen  der  Verfassungsgesetze 
und  Geschäftsordnungen  in  verschiedener  Weise,  wobei  besonders 
die  Art  der  Gegenstände  der  Abstimmungen  in  Betracht  kommt; 
entweder   öilentlich    durch    Aufstehen    und    Sitzenbleiben  3),    oder 


6)  Z,  B.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  77.  ,,Nur  den  landesherrlichen  Com- 
missarien  und  den  Mitgliedern  der  ständischen  Gonimissionen  wird  gestattet, 
geschriebene  Reden  abzulesen,  allen  übrigen  Mitgliedern  sind  blos  mündliche 
Vorträge  gestattet."  —  Uebereinstimnit ;  S.  Alten  bürg,  V.-U.  Ib31. 
§.  242.  —  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  171.  erlaubt  das  Verlesen 
schriftlicher  Reden  ausserdem  noch  ,,den  Mitgliedern  ,  welche  einen  Gegen- 
stand zur  Berathung  in  Antrag  bringen,  d.  h.  eine  Motion  machen." 

>)  Z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1S50.  art.  29.  ,,An  der  Abstimmung 
Theil  zu  nehmen,  ist  jedes  anwesende  Mitglied  verpflichtet." 

2)  Diese  Fälle  zählt  namentlich  auf:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850. 
art.  29. 

3)  Z.  ß.  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  31. 
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durch  Namensaufruf''),  oder  geheim  durch  Kugelung^),  oder  durch 
Stimmzettel ••).  IV'.  Bei  Gesetzen  und  anderen  Vorlagen,  welche 
aus  mehreren  Artikeln  bestehen ,  pflegt  zuerst  über  die  einzelnen 
Artikel  und  dann  über  das  Ganze  abgestimmt  zu  werden.  Dabei 
ist  es  ein  vollkommen  richtiges  parlamentarisches  Verhalten,  wenn 
Mitglieder,  welche  in  der  Minorität  gegen  einzelne  Artikel 
gestimmt  haben,  nichtsdestoweniger  für  die  Annahme  des  Gan- 
zen stimmen'). 

§.  381. 

6)  Unwiderrnflichkeit  der  Beschlüsse.     Protestationen. 

Separatvota. 

I.  Hat  eine  Kammer  oder  ein  Landtag  einmal  einen  der  Ge- 
schäftsordnung gemässen  endgültigen  Beschluss  gefasst,  so  kann 
die  Versammlung  in  derselben  Sitzungsperiode  von  einem  solchen 
Beschlüsse  nicht  mehr  abgehen,  wenn  nicht  eine  neue,  der 
Geschäftsordnung  gemässe  Veranlassung  zu  erneuerter  Behandlung 
des  erledigten  Gegenstandes  eintritt,  wie  z.  B.  da,  wo  Zvveikam- 
mernsystem  besteht,  ein  Abänderungsvorschlag,  der  von  der  anderen 
Kammer  ausgeht  *).    II.  Gemeinrechtlich  sind  die  einzelnen  Stände- 


*)  Z.  B.  Badea,  V.-U.  1818.  §.  74.  ,,Man  stimmt  ab  mit  lauter  Stimme 
uod  den  Worten:  Einverstanden  oder  Nicht  einverstanden!"  — 
Ebenso:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.241.  —  Bayern,  Ges.  v.  25. Juli 
1850.  art.  31.  ,, lieber  das  Ganze  von  Gesetzen  muss  jedenfalls  öffent- 
lich mittelst  Namensaufrufes  abgestimmt  werden."  —  Mitunter  bestim- 
men Geschäftsordnungen,  dass  mittelst  Namensaufrufes  gestimmt  werden  muss, 
wenn  es  eine  gewisse  Anzahl  der  Ständeglieder  beantragt. 

*)  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  95.  a  linea  2:  „Auf  den  Antrag  eines 
einzigen  Deputirten  muss  geheim,  d.  h.  mit  schwarzen  oder  weissen  Ku- 
geln, abgestimmt  werden." 

6)  Durch  Stimmzettel  wird  gestimmt  bei  der  Wahl  von  Präsidenten, 
Schriftführern,   Commissionen  u.  dergl. 

'')  Hierdurch  gibt  der  Stimmende  zu  erkennen,  dass  er  die  ihm  missfälli- 
gea  Artikel  nicht  als  das  Wesentliche  in  der  Vorlage  betrachtet  und  hin- 
sichtlich der  Ersteren  seineu  Widerspruch  als  durch  den  entgegenstehenden 
Majoritätsbeschluss  beseitigt  anerkennt.  Wollte  man  jedes  Stäodeglied,  wel- 
ches gegen  einzelne  Artikel  oder  Sätze  gestimmt  hat,  desshalb  für  verpflich- 
tet erklären,  auch  sofort  gegen  das  Ganze  zu  stimmen,  so  würde  schwerlich 
je  ein  Gesetz  oder  andere  Vorlage  von  nur  einigem  Umfange  in  den  Kam« 
mern  erledigt  werden  können. 

>)  Ausdrücklich  handelt  hiervon  nur:    Scbwarzburg-Sondershaa« 
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glieder  für  befugt  zu  achten,  Verwahrungen  gegen  landstän- 
dische Beschlüsse  zu  Protokoll  zu  gehen ;  es  wird  jedoch  hierdurch 
der  Gültigkeit  eines  Beschlusses  an  sich  nichts  abgebrochen  2). 
III.  Nur  in  einigen  Verfassungsurkunden,  nach  welchen  das  Prinzip 
der  Repräsentation  auf  S  tand  esklassen  beruht,  ist  den  Mit- 
ghedern  gewisser  Standesklassen  das  Recht  beigelegt,  durch  ein 
von  der  Stand  es  k  la  s  se  als  solcher  ausgehendes  Separat- 
votum einen  Beschluss   der  Versammlung   zu  verhindern  3),    oder 


sen,  V.-U.  1S49.  §.  143.  ,, Erörterungen  zum  Zwecke  der  Aufhebung  eines 
von  dem  Landtage  gefassten  Beschlusses  dürfen  während  derselben  Sitzungs- 
periode nur  dann  eröffnet  werden,  wenn  der  hierauf  gerichtete  Antrag  von 
wenigstens  sechs  Mitgliedern  unterstützt  wird.  Die  Aufhebung  selbst 
aber  kann  nur  nach  vorgängiger  Prüfung  der  Sache  durch  eine  Deputation, 
mit  einer  Mehrheit  von  wenigstens  zwei  Dritttheilen  der  anwesenden 
Abgeordneten  beschlossen  werden."  (§.  144.).  ,, Beschlüsse,  durch  welche 
der  Landtag  Vor  läge  n  der  Staatsregierung  angenommen  hat,  kön. 
neu  jedoch  nur  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  zurückgenommen  werden." 

2)  In  diesem  Sinne  spricht  sich  aus;  Braunschweig,  n.  L.  0.  IS32. 
§.  144.  ,,Die  Wirkung  und  Beförderung  eines  gefassten  Beschlusses  darf 
weder  durch  Verwahrungen,  noch  durch  Berufung  auf  die  höchste  Entschei- 
dung, noch  auf  andere  Weise  aufgehalten  oder  gebindert  werden,  sondern 
jedes  ständische  Mitglied  niuss  sich  das  Resultat  der  Abstimmung  schlechter- 
dings gefallen  lassen.  Gleichwohl  steht  es  einzelnen  oder  mehreren  Abge- 
ordneten frei,  ihre  besondere  Meinung  schriftlich  auszuführen  und  zu  ver- 
langen, dass  ihre  Ausführung  mit  dem  Beschlüsse  der  Landschaft  der  Lan- 
desregierung mitgelheilt  werde." —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1S52.  §.93.  ,,Eia 
Beschluss  des  Landtages  kann  weder  durch  Protestation,  noch  durch  Beru- 
fung auf  höchste  Entscheidung,  noch  auf  andere  Weise  gehindert  werden." 

3)  Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  142.  ,,Wenn  eine  Abänderung 
in  der  Vertretung  einer  der  drei  Standesklassen  vorgenommen  werden  soll, 
so  rauss  die  Mehrzahl  der  Abgeordneten  des  betheiligten  Standes  der  für  die 
AenderuDg  stimmenden  erforderlichen  Mehrheit  beigetreten  seiu."  (§.  143.) 
,,Wird  ein  solcher  Vorschlag  abgelehnt  und  auf  dem  nächsten  Landtage  wie- 
der vorgebracht,  hat  derselbe  alsdann  wiederum  die  Mehrheit  tder  Stimmen 
des  betheiligten  Standes  gegen  sieh,  bilden  aber  zugleich  sämmtliche  für  den- 
selben abgegebene  Stimmen  die  erforderliche  Mehrheit  der  Stimmenzahl  der 
ganzen  Ständeversammlung,  so  ist  der  Vorschlag  angenommen."  —  S.  Al- 
tenburg, V.-U.  1S31.  §.244.  ,,Wenn  Gerechtsame  einer  einzelnen  der 
drei  Klassen  von  Abgeordneten  in  Frage  koiSmen,  so  muss,  um  die  Gül- 
tigkeit eines  Beschlusses  durch  Stimmenmehrheit  zu  erlangen,  die  Mehr- 
zahl der  anwesenden  Abgeordneten  des  betheiligten  Standes  —  wel- 
chen dabei  das  Recht  einer  abgesonderten  Berathung  über  die  fragliche 
Angelegenheit  zusteht   —    dieser  Stimmenmehrheit  beigetreten   sein.     Im  Ge- 
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doch    die    besondere    Entscheidung    des   Landesherrn    zu   veran- 
lassen '*). 

§.  382. 
7)    Angabe   der  Beweggründe   bei  Ablehnung  landesherr- 
licher Vorschläge.     Verbot  der  Wiederholung  abgelehnter 
Anträge  in  derselben  Sitzungsperiode. 

I.  In  mehreren  Verfassungsurkunden  findet  sich  die  Vorschrift, 
dass  bei  Ablehnung  landesherrlicher  Vorschläge  von  dem  Land- 
tage die  Gründe  der  Ablehnung  angegeben  werden  müssen^). 


genfalle  wird  die  Vermittelung  und  nach  Befinden  Entscheidung  des  Lan- 
desherrn  in  Anspruch  genommen,  welche  jederzeit  unter  Anführung  der 
Gründe  ertbeilt  wird." 

")  S.  Mein  in  gen,  V.-U.  IS29.  §.  96,  ,, Sollte  ein  Stand  sich  durch 
einen  Beschluss  des  Landtages  in  seinen  wohlerworbenen  Rechten  be- 
einträchtigt erachten,  so  bleibt  demselben  nachgelassen,  bei  dem  Landesherrn, 
unter  Darlegung  seiner  Gründe,  in  einer  besonderen  Vorstellung  darauf 
anzutragen,  dass  dem  Beschlüsse  die  höchste  Genehmigung  versagt  werde. 
Ergibt  sich  bei  genauerer  Prüfung  des  Beschlusses  eine  solche  Betheiliguog, 
und  ist  derselbe  etwa  nicht  ganz  zu  verwerfen,  so  wird  derselbe  zu  noch- 
maliger Berathung  und  gütlicher  Vereinigung  an  den  Landtag  zurückgewie- 
sen. Kommt  auch  dann  eine  Vereinigung  nicht  zu  Stande,  so  tritt  landes- 
herrliche Entscheidung  ein."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  129.  ,,Die 
Abstimmungen  geschehen  von  den  einzelnen  Mitgliedern  ohne  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  der  Stände.  Es  ist  jedoch  den  Abgeordneten  der  Ritter- 
gutsbesitzer, der  Städte  und  des  Bauernstandes  in  der  zweiten  Kammer  er- 
laubt, wenn  wenigstens  drei  Viertbeile  der  Anwesenden  ihren  Stand 
in  seinen  besonderen  Rechten  oder  Interessen  durch  den  Beschluss  der 
Mehrheit  für  beschwert  achten,  eine  Separatstimme  abzugeben.  Eine  solche 
Separatstimme  muss  in  die  Erklärung  der  Ständeversammlung  neben  dem  Be- 
schlüsse der  Mehrheit  aufgenommen  und  mit  an  die  Regierung  gebracht  wer- 
den." —  Gleiche  Erlaubniss  zur  Abgabe  einer  Separatstimme  erlheilt. 
Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.  58.  den  Abgeordneten  eines  Standes  oder 
eines  von  den  Hauptlanden  abgesonderten  Bezirkes,  wenn  sie  „einhellig 
den  Stand,  aus  welchem  sie  abgeordnet  worden,  in  seinen  wo  hlerh  ab  eaen 
Rechten,  oder  den  Bezirk,  nach  dessen  eigentbnm  lieben  Verhältnissen, 
durch  den  Beschluss  der  Mehrheit  für  beschwert  erachten." 

')  Z.  B,  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831.  §.  209.  —  Schwarzburg- 
Sondersh  ause  n,  V -ü.  1849.  §.  145.  „Erklärungen,  durch  welche  der 
Landtag  Anträge  der  Staatsregierung  ablehnt,  müssen  die  Beweggründe  der 
Ablehnung  enthalten.  Dasselbe  gilt  von  den  ablehnenden  Erklärungen  der 
Staalsregieruog  auf  die  Anträge  des  Landtages." 
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Nach  anderen  Verfassungen  ist  dies  auch  bei  Anträgen  auf  Ab- 
änderungen von  Gesetzesvorschlägen  2),  oder  auch  bei  Ablehnung 
der  Anträge  einer  Kammer  durch  die  andere  zu  beobachten  ^). 
Wo  keine  solche  ausdrückliche  Vorschrift  besteht,  ist  dies  nicht 
als  selbstverständüch  zu  betrachten.  II.  Regelmässig  findet  sich 
in  den  Verfassungen  die  Vorschrift,  dass  Gesetzesvorschläge  und 
Anträge,  welche  in  einer  Kammer  oder  auf  einem  Landtage  ver- 
worfen oder  abgelehnt  worden  sind,  in  derselben  Sitzungsperiode 
nicht,  oder  doch  nur  in  verändertem  M  a  a  s  s  e ,  wieder  vor- 
gebracht werden  dürfen'*). 

§.  383. 

8)  Von   dem  Verfahren,  nm  bei  Zweikammernsystem  die 

Uebereinstimmong  beider  Kammern  herbeizuführen. 

I.  Wo  zwei  Kammern  bestehen,  kann  ein  Beschluss  der 
einen  Kammer  nur  dann  zur  Vorlage  an  die  Krone  gebrac*ht 
werden,  oder  überhaupt  eine  praktische  Bedeutung  haben,  wo  die 
Verfassung  dies  ausdrücküch  zulässt,  z.  B.  bei  der  Abfassung  einer 
Antwort  auf  die  Thronrede  *),  oder  wo  die  Verfassung  auch  einer 


2)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  93.  „Die  ständische  Erklärung,  wo- 
durch entweder  ein  Gesetzvorschlag  ganz  abgelehnt  wird,  oder  Verän- 
derungen dabei  beantragt  werden,  muss  die  Angabe  der  Beweggründe  ent- 
halten." —  Ebenso  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  139.  —  Reuss, 
j.  L.,    V.-ü.    1852.  §.  73. 

3)  Z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.140. 

^)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  VII.  §.  28.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819.  §.  183  (siehe  §.  383.  Note  9.).  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820. 
§.  91.  _  K.Sachsen,  V.-ü.  1S31.  §.94.95. —Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  64.  alinea2.  —  Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.60.  —  Reuss,  j.  L  , 
V.-U.  1852.  §.  74.  —  Eine  eigentbümliche  Bestimmung  enthält  Hannover, 
Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  66.  „Werden  zu  einem  Gesetzentwurfe  Zusätze 
oder  Aenderungen  von  den  Ständen  beschlossen,  die  der  König  zu  genehmi- 
gen Anstand  nimmt,  und  findet  Sich  der  König  bewogen ,  den  Gesetzentwurf 
entweder  unverändert,  oder  unter  Berücksichtigung  genehmigter  ständischer 
Anträge,  vollständig  redigirt,  anderweit  an  die  Stände  gelangen  zu  lassen, 
80  sind  letztere  verpflichtet,  das  Gesetz  nach  zweimaliger  Berathung  bei  der 
letzten  Abstimmung  im  Ganzen  anzunehmen  oder  abzulehnen.  Anträge  auf 
Abänderungen  uod  Zusätze  oder  Bedingungen  können  alsdann  von  den  Stän- 
den nicht  mehr  vorgebracht  werden." 

»)  Siehe  oben  §.  367. 
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Kammer  allein  das  Recht  der  Petition,  oder  des  Geselzesvorschla- 
gps,  oder  der  Beschwerdeführimg,  oder  Anklage  der  Minister  ge- 
stallet'). II.  In  allen  anderen  Fällen  gilt  der  Grundsatz,  dass 
nur  solche  Beschlüsse,  worilber  beide  Kammern,  nach  gegen- 
seitiger Miltheilung,  einverstanden  sind,  an  den  Souverain  gebracht 
und  von  demselben  bestütigt  werden  können  3).  III.  Der  regel- 
mässige ^Veg,  um  t'ine  Uebereinstimmung  der  beiden  Kammern 
herbeizuliihren,  besteht  in  der  Mi  tth  eilu  ng  ihrer  Beschlüsse. 
Es  wird  in  allen  deutschen  Staaten,  welche  das  Zweikammern- 
system aufgenommen  haben,  als  Grundsatz  anerkannt,  dass  die 
beiden  Kammern  nicht  befugt  sind,  zusammenzutreten,  we- 
der im  Ganzen,  noch  durch  Commissionen  ■*),  so  weit  nicht  eine 
Ausnahme  durch  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung 
begründet  ist  ^).  IV.  Die  gegenseitige  Mittheilung  kann  von  den 
beiden  Kammern  über  denselben  Gegenstand  so  lange  fortgesetzt 
werden,  als  eine  Aussicht  auf  Verständigung  vorhanden  ist,  d.  h. 
so  lange  nicht  die  eine  Kammer  dem  Antrage  oder  Entwürfe  der 
anderen  unbedingt  beitritt,  oder  ihn  unliedingt  ablehnt.  Es  kann 
daher  jede  Kammer  eine  von  der  anderen  empfangene  Mittheilung 
an  diese  mit  Abänderungsvorschlägen  zurückgehen  lassen ,  worauf 


s)  Siehe  oben  §.  372.  —  VViirtemberg,  V.-U.  1S19.  §.179,  „...Nur 
zur  Ausübung  des  Rechtes  der  Petitionen  und  Beschwerden,  sowie  zu  einer 
Anklage  wegen  verletzter  Verfassung  ist  jede  Kammer  auch  einzeln  be- 
rechtigt." 

3)  Ausdrücklich  erklärt  dies:  Würtemberg,  V.-D.  1S19.  §.  182.  — 
Vergl.  Grossh.  Hessen,  V.U.  1820.  §.  75.  „Wo  auch  nnr  eine  Kammer 
gegen  einen  Gesetzesvorschlag  stimmt,  so  bleibt  das  Gesetz  ausgesetzt." 
Vergl  ebendas  §.  97.  9^.  —  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  VI.  §.  19.  „Kein 
Gegenstand  des  den  Ständen  des  Reiches  angewiesenen  gemeinschaftlichen 
Wirkungskreises  kann  von  .einer  Kammer  allein  in  Berathnng  gezogen  wer- 
den, und  die  Wirkung  einer  gültigen  Einwilligung  der  Stände  erlangen."  — 
Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1S50.  arf.  39.  u.  40.  (sithe  oben  §.  373,  Note 
10).  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  62.  a  linea  2. 

*)  Vergl.  z.  B.  Baden,  V,-U.  1818.  §.  75.  „Die  beiden  Kammern  kön- 
nen weder  im  Ganzen,  noch  durch  Commissionen  zusammentreten;  sie  be- 
schränken sich  in  ihrem  Verhältnisse  zu  einander  auf  die  gegenseitige  Mit- 
theilung ihrer  Beschlüsse." 

*)  Grossh.  Hessen,  V,-ü.  1S20.  §.  95.  „Die  Kammern  haben  ausser 
in  den  besonders  ausgenommenen  Fällen  keine  Berathungeu  mit  einander  zu 
pflegen,  sondern  nur  ihre  gefassten  Beschlüsse  sich  gegenseitig  mitzutheilen." 


472    §•  383.  Verfahren,  Uebereinstiminun^  beider  Kammern  herbeizuführen. 

diese  abermals  den  Gegenstand  in  Berathung  zu  nehmen  hat^). 
V.  Einige  Verfassungen  gestatten  oder  gebieten  aber  unter 
gewissen  Voraussetzungen,  und  somit  ausnahmsweise,  ver- 
trauliche Besprechungen,  entweder  der  beiden  Kammern, 
oder  von  Ausschüssen  derselben ').  Besonders  ist  eine  solche 
vertrauliche  Besprechung  dann  angeordnet,  wenn  es  sich 
um  AbgabenverwilligungS),  oder  um  die  Beschlussfassung 
über  einen  wiederholt  auf  zwei  verschiedenen  Landtagen  von  der 
einen    Kammer    verworfenen    Antrag    (§.    382)    handelt^). 


6)  Baden,  V.-U.  1818.  §.  73.  „Ein  von  der  einen  Kammer  an  die  an- 
dere gebrachter  Gesetzentwurf  oder  Vorschlag  irgend  einer  Art  kann  ,  wenn 
er  nicht  Finanzgegenstände  betrifft,  mit  Verbess  e  rungs  vor  schlagen ... 
an  die  andere  Kammer  zurückgegeben  werden." 

'')  So  z.  B.  verordnet  Nassau,  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814.  §2  Nr.  2. 
in  Bezug  auf  die  Gesetzes  vorlagen:  „Herrschen  getheilte  Meinun- 
gen in  beiden  Abtheilungen  (Kammern),  so  wird  die  Vereinigung 
derselben  durch  eine  von  jeder  Abtheilung  in  gleicher  Anzahl  zu  erwäh- 
lende Deputation  versucht,  welche  unter  den  beiden  Präsidenten  zusam- 
mentritt. Bei  nicht  stattfindender  Vereinigung  bebalten  wir  uns 
die  landesherrliehe  Entsch  eid  ung  vor." —  Auch  K.  Sachs  en,  V.-U. 
1831.  §.  91.  und  §.  131.  verordnet  den  Zusammentritt  von  Deputatio- 
nen beider  Kammern,  um  über  die  Vereinigung  getheilter  Meinungen  zu  be- 
rathschlage  n.  —  Vl'^ür temberg,  V.-ü.  1819.  §•  177.  „Die  zum 
Wirkungskreise  der  Stände  gehörigen  Angelegenheiten  werden  in  jeder  Kam- 
mer besonders  behandelt.  Doch  können,  um  eine  Ausgleichung  verschiede- 
ner Ansichten  zu  versuchen,  beide  Kammern  sich  miteinanderzn 
vertraulichen  Besprechungen  ohne  Protokollführung  und  B  e- 
schlussnahme  vereinigen." 

8)  Würtemberg,  V,-U.  1819.  §.  181,  1.  „  Eine  Abgabenverwilligung 
wird  in  der  zweiten  Kammer,  nach  der  von  ihr  in  Gemässheit  des  §.  110. 
vorgenommenen  Untersuchung,  in  Berathung  gezogen,  und  nach  vorgän- 
giger vertraulicher  Besprechung  mit  der  ersten  Kammer,  Be- 
schluss  darüber  in  der  zweiten  gefasst."  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  67.  a  linea  2.  „Das  Finanzgesetz,  welches  immer  auf  drei  Jahre  gegeben 
wird,  soll  zuerst  der  zweiten  Kammer  vorgelegt  werden,  welche  darüber 
nach  einer  vertraulichenBesprechung  mit  der  ersten  Kammer  durch 
die  Ausschüsse,  ihre  Beschlüsse  zu  fassen  hat." —  K.Sachsen,  V.-U. 
1831.  §.  101.  verweiset  auch  bei  Bewilligungsgegenständen  auf  den 
nach  §.  131.  der  Verf.-Urkunde  (siebe  Note  7.)  zu  machenden  Vereinigangs- 
versuch. 

•'}  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  183.  „Der  von  der  einen  Kammer 
verworfene  Antrag  der  anderen  kann   auf  demselben  Landtage   nicht  wieder- 
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VI.  Nach  einigen  Verfassungsinkunden  werden,  im  Falle  einer 
Ablehnung  eines  von  der  zweiten  Kammer  bereits  angenom- 
menen Finanzgesetzcs  durch  die  erste  Kammer,  die  Stimmen 
in  beiden  Kammern  zusammengezählt^'^).  VII.  Dasselbe  ist 
in  der  Verfassung  des  Grossherzogthumes  Hessen  auch  für  den 
Fall  der  wiederholten  Verwerfung  eines  Anirages  durch  eine  Kam- 
mer vorgeschrieben  ").  VIII.  Die  Verfassung  des  Königreiches 
Sachsen   enthält  die  ganz  singulare  Bestimmung,  dass  ein  Ge- 


holt werden.  Wird  aber  ein  solcher  Antrag  bei  der  nächsten  Ständever- 
saramiung  erneuert  und  abermals  verworfen,  so  treten  die  zwei  Kammern  zu 
einer  vertraulichen  Besprechung  über  den  Gegenstand  zusammen.  Sollte  auch 
hierdurch  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  nicht  ausgeglichen  werden,  so 
haben  die  Kammern,  wenn  die  Frage  einen  ihnen  von  dem  Könige  zugekom- 
menen Gegenstand  betrifft,  ihre  Nichtübereinstimmung  dem  Könige  blos  an- 
zuzeigen, woferne  sie  nicht  mit  einander  übereinkonuiien ,  die  Entscheidung 
dem  Könige  zu  überlassen." 

10)  Baden,  V.-U.  1818.  §.  60.  „Jeder  die  Finanzen  betreffende  Gesetz- 
entwurf geht  zuerst  an  die  zweite  Kammer,  und  kann  nur  dann,  wenn 
er  von  dieser  angenommen  worden,  vor  die  erste  Kammer  zur  Abstim- 
mung über  Annahme  und  Nichtannahme  im  Ganzen  ohne  alle  Abände- 
rung gebracht  werden."  (§.  61.).  „Tritt  die  Mehrheit  der  ersten  Kam- 
mer dem  Beschlüsse  der  zweiten  nicht  bei,  so  werden  Jie  bejahenden 
und  verneinenden  Stimmen  beider  Kammern  zusammengezählt  und 
nach  der  absoluten  Mehrheit  der  Stimmen  der  Stände  Beschluss  gezogen." 
(Vergl.  eben  das.  §.  74;  siehe  oben  §.  378.  Note  5).  —  üebereinstimmt : 
Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  181.  Nr.  2.  und  3.  —  Grossh.  Hessen, 
V.-U.  1820.  §.  67.  verordnet  für  den  Fall,  dass  die  erste  Kammer  das  von 
der  zweiten  Kammer  angenommene  Finanzgeselz  verwerfen  sollte:  „...so 
wird  das  Finanzgesetz  in  einer  Versammlung  der  vereinigten  Kam- 
mern, unter  dem  Vorsitze  des  Präsidenten  der  ersten,  discutirt  und  der 
Beschluss  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst."  —  In  Nassau,  Patent 
V.  1.  u.  2.  Sept.  1814  §.  2.  Nr.  3.  wird  die  Zusammenzählung  der  Stim- 
men beider  Kammern  sogar  ■als  regelmässige  Form  der  Beschlussfassung  üher 
Abgabengesetze  vorgeschrieben. 

")  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §•  75.  a  linea  2.  „Wird  aber  ein 
solches  (von  einer  Kammer  abgelehntes)  Gesetz  auf  dem  nächsten  Land- 
tage von  der  Regierung  den  Ständen  wieder  vorgelegt,  und  wieder 
von  der  einen  Kammer  abgelehnt,  von  der  anderen  aber  angeuom- 
men,  so  werden,  wenn  die  Regierung  es  nicht  vorzieht,  den  Vorschlag  zu- 
rückzunehmen, die  Stimmen  für  und  wider  die  Annahme  in  beiden  Kammern 
zusammengezählt  und  «s  wird,  nach  der  sich  dann  ergebenden  Stim- 
menmehrheit, für  oder  gegen  die  Annahme  entschieden," 
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Setzentwurf,  über  welchen  eine  Uebereinstimmung  der  Kam- 
mern durch  einen  Zusammentritt  von  Deputationen  derselben  nicht 
erzielt  werden  konnte*-),  nur  dann  als  verworfen  erachtet  wird, 
wenn  in  einer  der  beiden  Kammern  wenigstens  zwei  Dritt- 
t  heile  der  Anwesenden  für  die  Verwerfung  gestimmt  haben  *3). 

§.  384. 

Von   der  Theilnahme   der  Minister  oder  landesherrlichen 

Commissäre  an  den  landständischen  Berathungen  und 

von  den  Interpellationen, 

I.  Nach  allen  Verfassungsurkunden  und  Geschäftsordnungen  der 
deutschen  Ständeversammlungen  haben  die  Minister  oder  andere  von 
der  Regierung  ernannte  Commissäre  Zutritt  zu  den  landständischen 
Sitzungen,  sowie  auch  zu  den  Sitzungen  der  landständischen  Aus- 
schüsse, jedoch  selbstverständlich  ohne  Stimmrecht,  soferne  sie 
nicht  selbst  Ständemitglieder  sind  *).  II.  Nur  wenige  Verfassungs- 
urkunden machen  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  in  Rezug  auf  ge- 
heime Sitzungen  der  Landstände  -).  III.  Die  Minister  oder  anderen 
landesherrhchen  Commissäre  sind  berechtigt,  jederzeit  das  Wort  zu 
verlangen  und  die  Gesetzentwürfe  und  überhaupt  die  Ansichten  der 


•2)  Siehe  Note  7,  und  Note  S. 

»3)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  92. 

>)  Nassau,  Patent  v.  1.  und  2.  Sept.  §.  3.  —  Bayern,  V.-ü.  1818. 
Tit.  VII.  §.  24.  —  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  "6.  —  Würtemberg,  V.-U. 
1819.  §.  169.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.  62.  —  S.  Meiningen, 
V.-ü.  1S29.  §.  94.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  134.  -  S.  Alten- 
burg, V.-U.  1831.  §.  232.  233.  234.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1S48. 
§.52.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U,  1849.  §.  13S.  139.  — 
Preussen,  V.U.  1S50.  §.60.  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.  29. — 
Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850.  §.  67.  68.  —  Oldenburg,  rev.  V -ü. 
1852.  art.    155.   156.—  Waldeck,  V.-U.    18-52.  §.  63. 

2)  Z.  B.  S.  Meiningen,  V.-U.  1S29.  §.  94.  „Auch  bleibt  den  Ständen 
das  Recht  ^erlraulicher  Sitzungen  vorbehalten,  wo  die  landesherrlichen  Com- 
missäre nicht  zugegen  sind."  —  S.  Altenburg,  V.-ü.  1S31.  §.  234.  „Ab- 
gesehen von  den  Fällen,  wo  landesherrliche  Commissarien  nothweodig  zuge- 
zogen werden  müssen,  kann  die  Landschaft  auch  vertrauliche  Sitzun- 
gen ohne  deren  Beisein  halten,  in  welchen  jedoch  niemals  Be- 
schlüsse gefasst  werden  dürfen."  —  Ausdrücklich  erwähnt  das  Recht 
der  Minister  und  landesherrlichen  Commissarien,  auch  den  ge  h  e  i  me  n  Sitzun- 
gen der  Laudstäade  aozuwobaeo,  Baden,  V.-ü.   1818-  §.  76. 
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Regierung  zu  vertreten  und  zu  vertheidigen  3).  IV.  Sie  sind  auch  gleich 
den  Kammerniitgliedern  berechtigt,  bei  allen  zur  Verhandlung  kom- 
menden Gesetzentwürfen,  Abänderungen  oder  Unterabänderungen  vor- 
zuschlagen*). V.  Mitunter  ist  sogar  die  Gegenwart  von  wenigstens 
einem  Minister  oder  landesherrlichen  Commissär  bei  den  ßerathun- 
gen über  Gesetzesentwürfe  vorgeschrieben,  so  dass  diese  nur  bei 
dessen  Anwesenheit  vorgenommen  werden  können  ^).  VI.  Dagegen 
haben  sich  nach  mehreren  Geschäftsordnungen  und  Verfassungen 
die  Minister  und  landesherrlichen  Commissäre  bei  der  endlichen 
Abstimmung  über  die  Vorlagen  der  Regierung  aus  dem  landstän- 
dischen Sitzungslokale  zu  entfernen  ß),  welche  Vorschrift  jedoch 
da,  wo  die  OefTentlichkeit  der  landständischen  Verhandlungen 
eingeführt  worden  ist,  wenigstens  in  Bezug  auf  die  öffentli- 
chen Sitzungen,  als  in  aller  Hinsicht  bedeutungslos  erscheinen 
muss').  VII.  Die  Landstände,  und  bei  Zweikammernsystem  jede 
Kammer,  können  die  Gegenwart  der  Minister  verlangen**),  insbe- 
sondere zu  dem  Zwecke,  Aufklärungen  bezüglich  der  zu  ihrer 
Competenz    gehörigen   Gegenstände    von   denselben    zu   er- 

')  2.  B.  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1S50.  art.  15.  „Die  Staatsminister 
und  k.  Commissäre  müssen  während  der  Verhandlung  über  jeden  Berathungs- 
gegenstand  auf  ihr  Verlangen  zu  jeder  Zeit  gehört  werden,  ohne  dass  jedoch 
dadurch  ein  Redner  in  seinem  bereits  begonnenen  Vortrage  unterbrochen  wer- 
den darf.  Den  Staatsministern  und  k.  Commissären  steht  überdies  am  Schlüsse 
der  Verhandlung,  nachdem  der  Berichterstatter  gesprochen  hat,  die  Abgabe 
einer  Scblussäusserung  zu."  —  Vgl.  die  oben  in  Note  1.  angeführten  Gesetze. 

*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1S50.  art.  16. 

6)  So  z.  B.  Reuss,   j.  L.,   V.-U.  1852.  §.  89. 

e)  Z.  B.  Nassau,  Patent  v.  1.  und  2.  Sept.  1814.  §.  3.  —  S.  AI ten- 
burg,  V.-ü.  1S31.  §.233.  234.  u.  A.  —  Nach  der  V.-U.  v.  Meiningen, 
1829.  §.  94.  haben  sich  die  landesherrlichen  Commissarien,  wenn  sie  die  nö- 
thigen  Erlänterungen  gegeben  haben,  schon  vor  d  er  B  erat  h  un  g  der  Stände 
zu  entfernen. 

')  Aus  dieser  Erwägung  wurde  im  K.  Sachsen  die  in  der  V.-U.  von 
1831.  §.  134.  enthaltene  Bestimmung,  dass  die  landesherrlichen  Commissa- 
rien, die  nicht  selbst  Mitglieder  der  betreffenden  Kammer  sind,  bei  der  Ab- 
stimmung abtreten  sollen,  durch  Ges.  v.  19.  Juni  1846.  dahin  abgeändert: 
„dass  das  gedachte  Abtreten  nur  noch  bei  den  Abstimmungen  durch  Na- 
mensaufruf in  geheimer  Sitzung  stattzufinden  habe. 

»)  Vergl.  z.  B.  Hannover,  Ges.  v.  5.Sept.  1848.  §.  52.— Seh  warz- 
burg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  138.  —  Preussen,  V.-ü.  1850. 
§.  60.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  64. 
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halten^).  Mitunter  bestimmen  die  Verfassungsurkunden  ausdrück- 
lich die  Schranken  dieses  Rechtes,  oder  die  Fälle,  in  welchen  die 
verlangte  Auskunft  verweigert  werden  kann  ^'^J.  VlII,  Es  steht 
auch  jedem  einzelnen  Ständeraitgliede  frei,  Anfragen  an  die 
Minister,  sog.  Interpellationen,  zu  stellen,  über  deren  Form 
und  Beantwortung  die  Verfassungen  oder  Geschäftsordnungen  be- 
sondere Vorschriften  aufzustellen  pflegen  'i).  IX.  Auch  können 
die  Landstände  oder  Kammern  Commmissionen  zur  Aufklärung 
von  Thatsachen  niedersetzen  *2).  X.  Uebrigens  stehen  die  Land- 
stände oder  die  Kammern  nur  mit  dem  Ministerium  in  Ge- 
schäftsverbindung, und  sind  daher  nicht  berechtigt,  mit  irgend  an- 
deren   Behörden   sich   in   unmittelbare    Verbindung   zu   setzen  ^3). 

9)  S.  Meiaingen,  V.-U.  1829.  §.  87.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831. 
§.  125.  —  Schwarzburg  -  Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  126.  — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.81.  a.  E.  —  Ba yer n,  Ges.  v.  25.  Juli  1850. 
art.  33.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  69.  —  Reuss,  j.  L., 
V.-U.   1852.  §.  TT.  89.  —   Waldeck,  V.-U.   1852.  §.  64.  a  linea  2. 

10)  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  126.  „Diese 
(Auskunft)  kann  nur  dann  verweigert  werden,  wenn  sie  schwebenden 
Verhandlungen  nachtheilig  sein  würde."  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852.  §.  T2.  „Jede  Kammer  ist  befugt,  über  alle  innere  Staatsangelegen- 
heiten, welche  auf  das  Landeswohl  von  wesentlichem  Einflüsse  sind  ,  zweck- 
dienliche Aufklärungen  von  der  Regierung  zu  begehren." 

»')  Z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1S50.  art.  18.  „Anfragen  (Inter- 
pellationen) einzelner  Kammerglieder  an  die  Staatsregierung  sind  dem  Prä- 
sidenten kurz  motivirt  zu  übergeben,  welcher  solche  sofort  dem  betreffenden 
Minister  mitzutheilen  hat."  (art.  19.).  „In  der  hierauf  folgenden  nüchsleu 
oder  längstens  in  der  zweiten  Sitzung  wird  die  übergebene  Interpellation, 
deren  weitere  Motivirung  unzulässig  ist,  von  dem  Interpellanten  verlesen, 
und  hierauf  vor  Allem  die  Unterstützuogsfrage  gestellt."  (art.  20.).  „Findet 
die  Interpellation  die  nötbige  Unterstützung,  so  hat  der  beireffende  Minister 
dieselbe  entweder  sogleich  zu  beantworten,  oder  den  Tag  zu  bestimmen, 
wann  dies  geschehen  soll,  oder  die  Grunde  anzugeben,  aus  welchen  die  Be- 
antwortung nicht  erfolgen  köune."  (art.  21.).  ,,Eine  weitere  Verhandlung 
über  die  Anfrage  und  die  darauf  ertheilte  Antwort  findet  nicht  statt.  Ist  der 
Interpellirende  durch  die  letztere  nicht  zufrieden  gestellt,  so  steht  es  ihm 
frei,  einen  förmlichen  Antrag  zu  stellen,  welcher  auf  dem  von  der  Ge- 
schäftsordnung vorgeschriebenen  Wege  zu  erledigen  ist." 

»2)  Preussen,  V.-Ü.  1850.  §•  S2.  „Eine  jede  Kammer  hat  die  Befug- 
niss,  behufs  ihrer  Information  Commissionen  zur  Untersuchung  von  Thalsachen 
zu  ernennen."  —  Vergl.  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  T3.  —  Wal- 
deck, V.-ü.  1852.  a  linea  2. 

'3)  Baden,   V.-ü.  1818.  §.  T5.  a  linea  2.   „Sie   (die   Kammern)  stehen 
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Eine  selbstverstSiidliclie  Ausnahme  hiervon  macht  nur  die  Be- 
ziehung der  Landstände  oder  Kammern  zum  Staatsgeiichtshofe 
in  den  verfassungsmässig  zugelassenen  Fällen  der  Ministeranklage*"*). 

§.  385. 
Oeffentlichkeit    der  landständisclien  Sitzangen,    Verhand- 
lungen und  Protokolle. 

I.  Wo  die  Verfassung  auf  die  Grundidee  einer  allgemeinen 
Volksvertretung  gebaut  ist,  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
dem  Volke  auch  die  Kenntnissnahme  von  der  Thätigkeit  der  Lan- 
desverlretung  möglich  gemacht  werden  muss,  insbesondere  um 
beurtheilen  zu  können,  inwieferne  der  aus  dem  Volke  hervorge- 
gangene Theil  des  Repräsentationskörpers  das  öffentliche  Vertrauen 
rechtfertige  oder  nicht.  11.  üeherdies  ist  die  Festigkeit  der  Re- 
gierung in  der  conslitulionellen  Monarchie  wesentlich  durch  das 
Vertrauen  bedingt,  welches  das  Volk  in  die  Landesvertretung  setzt, 
indem  nur  unter  solcher  Voraussetzung  die  üebereinstimmung  mit 
der  Repräsentation  der  Regierung  wahrhaft  zur  Stütze  dienen  kann. 
111.  Somit  stellt  sich  die  Oeffentlichkeit  der  landständi- 
schen Sitzungen,  Verhandlungen  und  Protokolle  als 
eine  unabweisbare  Forderung  der  Repräsentativverfassung 
dar,  wogegen  die  Bedenken ,  welche  sich  hiergegen ,  wie  gegen 
jede  andere  menschliche  Einrichtung,  erheben  lassen,  als  unterge- 
ordneter Natur,  zurücktreten  müssen').  IV.  Gegenwärtig  ist  in 
den  meisten  deutschen  Staaten  die  Oeffentlichkeit  der  landständi- 
schen  Sitzungen  eingeführt  ~).     V.  Es  ist  aber  überall  anerkannt, 

nur  mit  dem  grossherzoglichen  Staatsministerium  in  unmittelbarer  Ge- 
schäflsberührung."  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  33.  a  linea  2. 
,, Unmittelbares  Benehmen  mit  anderen  Stellen  und  Behörden  ist  nicht  ge- 
stattet."—  üebereinslimmen  :  W  ürtemberg,  V.-ü.  1819.  §.126. —  Grossh. 
Hessen,  V.  -  ü.  1820.  §.  96.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  133.  — 
Schwarzburg  -  S  ondershause  n  ,  V.-U.  1849.  §.  130.  —  Anhalt- 
Bernburg,    V.-U.   1850.    §.  71.  -    Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  88. 

><)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  128.  nod 
Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  64.  a  linea  3. 

')  Vergl.  Fr.  Bernh.  Freiherr  von  Seckendorf,  Bedenken  gegen  die 
Oeffentlichkeit  der  Berathung  und  Beschlussfassung  moralischer  Personen,  be- 
sonders des  Staates.  Glogau  und  Leipzig,   1835. 

2)  Baden,   V.-U.    181S.    §.  78.     „Die   SitzoDgen    beider   Kammern 
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dass  ausnahmsweise  auch  geheime  Sitzungen  stattfinden  können. 
Mehrere  Verfassungsurkunden  legen  der  Sländeversammlung  aus- 
schliesslich das  Recht  zu,  solche  geheime  Sitzungen  zu  be- 
schliessen  3) ;  nach  anderen  finden  dieselben  Statt,  wenn  die  Land- 
schaft oder  die  Kammer  es  angemessen  findet,  oder  die  Staats- 
regierung durch  ihre  Commissarien  dies  beantragt^).  VI.  Geht 
der  Antrag  auf  geheime  Sitzung  von  einzelnen  Ständegliedern  aus, 
so  sind  in  den  Verfassungsgesetzen  und  Geschäftsordnungen  mit- 
unter besondere  Formen  der  Verhandlung  über  die  Statthaftigkeit 
dieses  Antrages  vorgeschrieben  ^).  Ueber  die  Eröffnungen,  welche 
die  Staatsregierung  in  einer  von  ihr  veranlassten  geheimen  Sitzung 


sind  öffentlich."  —  Ebenso  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  13.  — 
K.  Sachsen,  V.-Ü.  1831.  §.  135.  —  Preussen,  V.-U.  1850,  §.79.— 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  59.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  100.  „...(Die  Kammern)  haben  auch  das  Recht,  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Zuhörern,  nach  den  darüber  besiehenden  oder  künftig  zu  er- 
lassenden reglenientarischen  Bestimmungen,  zuzulassen." — Würtemberg, 
V.-U.  1819.  §.  167.  ,,Die  Sitzungen  der  z  weiten  Kammer  sind  öffentlich; 
auch  bat  sie  ihre  Verhandlungen  durch  den  Druck  bekannt  za  machen. 
Von  der  ersten  Kammer  muss  wenigstens  das  Letztere  geschehen."  — 
Ueber  die  Einführung  der  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  der  zweiten  Kam- 
mer in  Nassau,  siehe  Pölitz,  Verf.-Ges.  I,  S.  1015.  —  Die  Oeffent- 
lichkeit der  landständischen  Sitzungen  erklären:  Schwarzburg-Son- 
dershausen, V.-U.  1S49.  §.  134.  —  Weimar,  rev.  Grdges.  1850. 
§.  13.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.6l.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  157.  §.1.  —  S.Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.89.— 
Reuss,  j.  L.,    V.-U.  1852.  §.  91.  -  Waldeck,  V.-U.   1S52.  §.  61. 

3)  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  79.  ,,Jede  Kammer  tritt  auf  Antrag  ih- 
res Präsidenten  oder  von  10  Mitgliedern  zu  einer  geheimen  Sitzung  zu- 
sammen, in  welcher  dann  zunächst  über  diesen  Antrag  zu  beschliessen  ist.  "• — 
Anhalt-ß  ernburg,  V.-Ü.  1850.  §.  61.  ,, Ausnahmen  von  dieser  Regel 
(der  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen)  können  nur  durch  Beschluss  des  Landta- 
ges stattfinden."  —  S.C  ob  urg-Goth  a,    V.-U.   1852.  §.  89. 

<)  So  z.  ß.  Baden,  V.-U.  1818.  §.7S.—  Würtemberg,  V.-U.  1819. 
§.  168.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  135.  —  Bayern,  Gesetz  vom 
25.  .Juli  1850.  art.  13.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  52.  lässt 
eine  geheime  Sitzung  auf  Antrag  der  Staatsre gierung  nur  dann  noth- 
wendig  eintreten,  wenn  Verträge  mit  anderen  Staaten  dem  Landtage  zur  Zu- 
stimmung oder  Bestätigung  vorgelegt  werden;  ausserdem  nur,  wenn  die 
Mehrheit  der  Abgeordnetea  dem  Antrage  der  Staatsregierung  beitritt.  — 
Reuss,  j.L.,  V.-Ü.   1852.  §.  91. 

5)  Z.  B.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  78.  „...auf  das  Begehren  von  drei 
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dem  Landlage  hat  machen  lassen,  nnd  die  darauf  erfolgten  Be- 
rathungen  und  Beschlüsse  der  Stündeversamnilung  darf  ohne  die 
Zustimmung  der  Regierung  keine  Bekanntmachung  stattfinden^). 
Vn.  Die  Würde  und  Selhstständigkeit  einer  jeden  iandsländischen 
Versammlung  erfordert,  dass  dem  Publikum,  welches  den  ülTenl- 
lichen  Sitzungen  anwohnt,  alle  Einmischung  in  die  Verhandlungen 
untersagt,  und  daher  auch  die  Unterlassung  aller  Zeichen  des  Bei- 
falles oder  des  Missfallens  z\ir  Pflicht  gemacht  werde.  Es  ist 
Obliegenheit  des  Piäsidenten  der  Landschaft  oder  der  Kammer, 
in  dieser  Hinsicht  eine  strenge  Disciplin  zu  üben ').  VIIL  Regel- 
mässig werden  die  Protokolle  über  die  landständischen  Sitzun- 
gen  durch    den   Druck   vervielfältigt*^).     IX.    In  manchen   Staaten 


Mitgliedern,  denen  nach  dem  Abtritte  der  Zuhörer  aber  wenigstens  ein  Vier- 
theil der  Mitglieder  über  die  Nothwendigkeit  der  geheimen  Berathung  bei- 
treten muss."  —  Uebereinstimmt:  K,  Sachsen,  V.  -  U.  1S31.  §,  135.  — 
Aehnlicb  :  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.168.  verlangt  Beitritt  der  „M  eh  r- 
heit"  zu  dem  Antrage  von  drei  Mitgliedern.  Vergl.  Bayern,  Ges.  v. 
25.  Juli  1850.  art.  13.  a;  (verweiset  auf  die  Geschäftsordnung).  —  Das 
Gleiche  thut  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.  13;  und  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  61.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  52.  §.  2.  fordert 
Unterstützung  des  Antrages  eines  Mitgliedes  durch  fünf  andere  Mitglieder, 
und  Bcschluss  der  Mehrheit. 

6)  Ansdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850.  art.  13, b. — 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.234.  a  linea  2.  —  Sc  hwarzb  urg- Sod- 
dershausen,  V.-U.  1849.  §.  136.  ,,Die  über  die  Verhandlungen  des 
Landtages  aufgenommenen  Protokolle  werden  durch  den  Druck  bekannt  ge- 
macht. Ausgenommen  sind  hiervon  die  Protokolle  über  ge  h  e  i  m  e  Sitzun- 
gen, insoferne  deren  Veröffentlichung  vom  Landtage  nicht  be- 
sonders beschlossen  wird."  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  162.  §.  2. 
„Die  Protokolle  über  geheime  Sitzungen  werden  nicht  gedruckt,  wenn 
nicht  mit  Zustimmung  der  Staatsregierung  der  Landtag  die  Ver- 
öffentlichung beschliesst. "  —  Siebe  auch  Note  9. 

')  Vergl.  z.  ß.  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  167.  a  linea  2,  „Die 
Zuhörer,  die  ein  Zeichen  des  Beifalls  oder  der  Missbilligung  geben  ,  werden 
unverzüglich  entfernt."  —  Sc  h  w  arzb  urg-Son  d  ersh  a  us  e  n,  V.-U.  1849. 
§.  135.  ,,Den  Zuhörern  ist  keinerlei  Einwirkung  auf  die  Versammlung  oder 
den  Gang  der  Verbandlungen,  namentlich  keine  Aeusserung  des  Beifalls  oder 
der  Missbilligung  gestattet."  —  Uebereinstimmt:  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  158.  §.  1.  —  Ebendas.  §.  2.  „Der  Präsident  hat  auch  in  dieser 
Beziehung  die  äussere  Ordnung  durch  angemessene  Verfügungen,  nötbigen- 
falls  durah  Entfernung  der  Zuhörer,  aufrecht  zu  erhalten." 

^)  Deo  Druck  der  Protokolle  ordnea  ausdrücklich  an:   S.  Meinln- 
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werden  überdies  die  landständischen  Verhandlungen,  abge- 
sehen von  den  Zeitungsberichten  über  dieselben ,  in  ihrer  Voll- 
ständigkeit zum  Drucke  befördert^).  Jedoch  ist  man  mitunter  in 
neuerer  Zeit  hiervon  wieder  abgekommen,  iheils  wegen  der  grossen 
Kosten  einer  solchen  Veröffentlichung,  theils  wegen  der  äusserst 
geringen  Theiluahme  des  Publikums  ^'*).  X.  Wo  Oeffentbcbkeit 
der  Ständeverhandlungen  eingeführt  ist,  kann  den  Zeitungsredak- 
tionen aus  einer  getreuen  Berichterstattung  über  Vorgänge, 
Reden  und  Aeusserungen  von  Ständemitgliedern  in  den  öfTentUchen 
Sitzungen  keine  persönliche  Verantwortlichkeit  erwachsen,  selbst 
da  nicht,  wo  etwa  der  Redner  oder  Sprecher  selbst  als  straffällig 
vor  den  Gerichten  in  Anspruch  genommen  werden  kann**). 

§.   386. 

Von  den  persönlichen  Rechten  der  Ständeniitglieder*). 

a)  Freiheit  der  Aeusserung  nnd  der  Abstimmung.     Dis- 

ciplin  in  der  Ständeversammlung.     Ausschliessung  von 

Ständemitgliedern. 

I.  Da  der  Zweck  aller  Landesrepräsentation  darin  beruht,  dem 


gen,  V.-U.  1829.  §.  29.  —  K.  Sachsen,  V.-U,  1831.  §.  136.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U,  1849.  §.  136.  (siehe  Note 6.). — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art    162.    §.  1. 

0)  Veröffentlichung  der  Verhandlungen  der  Stände  durch  den  Druck 
schreiben  ausdrücklich  vor:  Wörtern  berg,  V.-U.  1819.  §.  167.  (siehe 
oben  Note  2.).  —  Grossh.  Hessen,  V.-L.  1820.  §.  99.  ,,Die  Kaniinern 
haben  ihre  Verhandlungen,  insoferne  sie  sich  nicht  über  vertrauliche 
Eröffnungen  der  Regierung  oder  der  anderen  Kammer  oder  an  solche  erstrecken, 
durch  den  Druck  bekannt  zu  machen."  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  247.  ,,Eine  Uebersicbt  der  Verhandlungen  des  Landtages  wird 
durch  die  Landschaft  öffentlich  bekannt  gemacht  werden."  —  Hannover, 
Ges.  V.  5.  Sept.  1S4S.  §.  56.  ,,Die  Veröffentlichung  der  ständischen  Ver- 
bandlungen soll  unter  den  in  der  Geschäftsordnung  der  allgemeinen 
Ständeversammlungen  enthaltenen  Bestimmungen  stattfinden."  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  61.  ,,...Die  Verhandlungen  müssen  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht  werden.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  können 
nur  auf  Beschluss  des  Landtages  stattfinden." 

10)  So  z.  B.  haben  die  Landstände  in  Baden  seit  1850  die  Veröffent- 
lichung ihrer  Verhandlungen  in  deren  vollem  Umfange  eingestellt. 

")  K.  S.  Zachariae,  im  Arch.  f.  civ.  Prax.  Bd.  XVII.  S.  181  u.  f. 

•)  Die  sog.  UnVerantwortlichkeit  der  Landtagsabgeordneten,  ihre  Verant- 
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Volke,  beziehungsweise  den  |jülilischen  Partheien  in  demselben, 
die  Möglichkeit  zu  gewähren,  sich  in  gesetzlichen  Formen  über 
die  öUenthchen  Angelegenheiten,  und  insbesondere  über  das  Sy- 
stem und  die  Handlungsweise  der  Regierung  auszusprechen,  so 
ist  jedes  Ständeniitglied  verpflichtet  und  eben  darum  auch 
berecRtigt,  seine  Ansichten  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen 
io  den  Ständoverhandlungen  mit  Freimüthigkeit,  jedoch  mit 
Beobachtung  des  An  stand  es  auszusprechen,  zu  welchem  sich 
jeder  Mann  von  Bildung,  der  Versammlung  der  Vertreter  des  Lan- 
des und  der  Regierung  gegenüber,  an  sich  für  verpflichtet  erkennen 
muss ').  II.  Da  nach  dem  Begriffe  der  Repräsenlativverfassung, 
so  wie  sie  in  Deutschland  aufgenommen  worden  ist,  der  Landes- 
vertrelung  ein  verantwortliches  Ministerium  als  Ver- 
treter des  Systemes  der  Regierung  gegenübersteht,  so  muss 
grundscilzlich  die  P  e  r  s  o  n  d  e  s  S  o  u  v  e  r  a  i  n  s  jederzeit  als  ausser- 
halb des  Bereiches  der  Kammerverhandlungen  stehend  betrachtet 
werden,  und  dürfen  sich  die  Angriffe  oder  Kritiken  der  Stände- 
mitglieder nur  gegen  das  System  und  die  Organe  der  Regierung 
richten-).  III.  Selbstverständlich  sind  Ständemitglieder  für  ihre 
Abstimmungen  nicht  verantwortlich,  da  sie  dazu  berufen 
sind,  über  die  Gegenstände  der  ßerathung  nach  ihrer  Ueberzeu- 
gung   abzustimmen  ^).     Auch   sprechen    die   meisten   Verfassungs- 


wortlichkeit  für  g^csetzwidrige  Aeusserungen  io  der  Kammer  und  ihr  Schulz 
gegen  das  Einschreiten  der  Gerichte  wegen  anderer  Verbrechen  und  Ver- 
gehen, aus  den  Institutionen  alier  nach  dem  Repräsentativsysteme  verfassten 
Staaten  entwickelt.     Giessen   1S33. 

•)  S  Alten  bürg,  V.-U  1831.  §.  245.  ,,üie  einzelnen  Abgeordneten 
haben  die  Verpflichtung  der  Freimüthigkeit  bei  den  Berathungeo, 
wobei  sich  von  selbst  versteht,  dass  dieselbe  innerhalb  der  gesetzlichen  Gren- 
zen i)leiben  muss."  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  83.  ,, Jedes  Mitglied 
der  Stände  kann  in  der  Sitzung  seine  Meinung  frei  äussern  ....  die  Mit- 
glieder der  Kammern  haben  sich  hei  ihren  Diskussionen  aller  Persön- 
lichkeiten, aller  unanständigen  und  beleidigendenA  usdriicke.. 
zu  enthalten."  —  Kbeoso  Bayern,  Gescbäftsordn.  für  d.  zweite  Kammer 
V.  28.   Febr.   1825.  ,S.  57.  —  Vgl,  B  r  a  u  n  seh  weig,  n.  L.-O.   1832.  §.  134. 

2)  Bayern,  Gescbäftsordn.  d.  2.  Kammer  v,  28.  Febr.  1825.  §.  56 
,,Der  Name  des  Königs  soll  von  keinem  Redner  oder  Sprecher  in  die  Ge- 
schäftsverhandlungen eingemischt  werden  Das  zuwiderhandelnde  Mitglied 
wird  von  dem  Präsidenten  zur  Ordnung  verwiesen." 

3)  Baden,  V.-U.   181b.  §.  4S.  (Siehe  oben  §.  34"  Note  7.) 
Zöpfl,  Staatsicclit.   4le  .4.ufl.   II.  31       ■ 


4S2       §•  386.     Von  den  persönlichen  Rechten  der  Stitndemifslied«'r. 

Urkunden  ausdrücklich  die  ünverantwortlichkeit  der  Ständemitglie- 
der für  ihre  Ab  sti  m  m  ung  en  aus").  IV.  Hinsichtlich  der  Aeu s- 
serungen  der  Ständemitglieder  im  Ständesaale  oder  in  den  Sitzun- 
gen der  Commissionen  muss  man  aber  die  Aeusserungen  derselben 
über  das  System  und  die  Organe  der  Staatsregierung 
von  den  Aeusserungen  über  Privatpersonen  unterscheiden. 
V.  Wie  auch  immer  die  Aeusserungen  von  Sländemitgliedern  über 
das  System  oder  die  Organe  der  Staatsregierung  beschafVen  sein 
mögen,  so  darf  in  Folge  ibrer  Verpflichtung,  ihre  gewissen- 
hafte Ueberzeugung  auszusprechen,  doch  keine  gesetzwidrige 
Absicht  als  vorhanden  angenommen  werden^).  VI.  Hieraus 
folgt,  dass  kein  Ständemitglied  wegen  irgend  einer  in  seiner  Funk- 
tion über  das  System  oder  die  Organe  der  Staats- 
regierung gemachten  Aeusserung  vor  Gericht  gestellt  werden 
kann^),    ausser  in  jenen  Fällen,    in  welchen  die  Verfassung  dies 


<)  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  84.  ,,Sie  (die  MilfeHieder  beider  Kam- 
mern) können  für  ihre  Abs  l  i  mm  u  n  gen  in  der  Kammer  niemals,  rürihre 
darin  ausgesprochenen  Meinungen  nur  innerhalb  der  Kammern 
auf  den  Grund  der  Geschäflsordniing  zur  Rechenschaft  gezogen  werden."  — 
Vergl.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VII.  §.  27.  (siehe  Note  6)  —  Wiir- 
temberg,  V.-U  1819.  §■  185.  —  Grossh  Hessen,  V  -  ü.  1820.  §.  83. 
(siehe  NoteO). —  S  ch  warz  b  u  r  g- Sond  er  sh  ause  n,  V.-U.  1S49.  §.97.  — 
Anhalt- Bern  b  urg,  V.-U.  1850.  §.  57.  —  Oldenburg,  rev  V.-U. 
1852.  art.  131.  §.  3.  —  S.  C  o  bu  rg- Go  t  h  a  ,  V. -U.  1852.  §.  85.  a  lineaS  — 
Nur  Kurbessen,  V.-U.  1852.  §.  68,  Reuss,  j.  L.  ,  V.-U.  1852. 
§.  94.  a  linea  2.  und  Waldeck,  V.-U.  1852.  §  68.  sprechen  von  Rechen- 
schaft wegen  Abstimmungen,  in  gleichen  Fallen,  wie  bei  Anträgen  und 
Aeusserungen.   (Siebe  unten  Note  7.). 

5)  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  53.  ,,Jcde  Aeusserung  eines 
Mitgliedes  in  der  Versammlung  über  ständische  Angelegeobeiten  soll  immer 
die  günstigste   Auslegung  erhalten." 

6)  Bayern,  V.-U  1818.  Tit.  VII.  §.  27.  ,,Kein  Mitglied  der  Stände- 
versammlung kann  für  die  Stimme,  welche  es  in  seiner  Kammer  geführt 
hat,  anders,  als  in  Folge  der  Geschäftsordnung,  durch  die  Versammhing 
selbst,  zur  Rede  gestellt  werden."  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  83. 
,,Die  Stände  sind  für  deo  Inhalt  ibrer  freien  Abstimmung  nicht  ver- 
antwortlich." (Siehe  noch  unten  Note  13.).  —  (Unverkennbar  ist  in  diesen 
Gesetzen  unter  ,, Stimme"  nicht  blos  die  Abstimmung  verslanden).  — 
S.  [vi  ein  in  gen,  V.-U.  1S29.  §.  99.  ,,Die  Abgeordneten  können  wegen  ih- 
rer Aeusserungen  in  der  Ständeversammlung  nicht  zu  gerichtlicher 
Rechenschaft  gezogen  werden."  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  84. 
(siehe  Note  4.). 
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ausdrücklieb  anordnet  oder  zulässt').  VII,  INach  einigen  Ver- 
fassungen darf  auch  in  diesen  besonders  ausgezeichneten  Fsllen 
ein  gerichtliches  Verfahren  gegen  StandemitgUeder  doch  nur 
dann  eintreten,  wenn  dies  der  Landlag  beschliesst**).     VIII.  Ausser 

')  Solche  Ausnahmen  erwähnen,  nach  Voranstellaog  der  Regel,  dass 
kein  Ständeniilglied  wegen  seiner  iu  der  Ständeversanimlung  gehaltenen  Re- 
den u.  s.  w.  ausserhalb  der  Versaniniliing  zur  ^  eranlworlung  gezogen  wer- 
den soll :  Würtemberg.  V.-U.  1S19.  §.  ls5.  ,, Jedoch  sind  Beleidi- 
gungen oder  Verläumdungen  der  Regierung,  der  Stände  Versamm- 
lung oder  einzelner  Personen,  der  BestraTung  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  in  dem  ordentlichen  Wege  des  Rechtes  unterworfen." —  K.Sach- 
sen, V.  -  ü.  1831.  §•  S3.  a  linea  3.  ,,Wenn  die  gerügte  Aeusserung  ein 
besonderes  Verhi-echen  oder  eine  persönliche  Beleidigung  in  sich 
begrein,  so  kann  das  n-aglicbe  Mitglied  der  Hammer,  es  mag  nun  dessen 
Ausschliessung  erfolgt  sein  oder  nicht,  desshalb  noch  vor  seinem  ordentlichen 
Richter  belangt  werden."  —  B  ra  un  s  ch  we  ig,  n.  L.  0.  1832.  §.  134.  — 
Anhalt-Bernbnrg,  V.-l).  1850.S.66.  —  Reuss,  j.L.,  V.-U.  1852.  §.94. 
a  liiiea  2.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1S4S.  §.  54.  ,,Ein  gerichtli- 
ches Verfahren  gegen  Mitglieder  wegen  der  von  ihnen  in  den  Sitzungen  der 
Kammern  ,  Conimissionen  oder  Conferenzen  gemachten  Aeusserungen  ist  nur 
dann  zulässig,  wr-iio  Letzlere  hoch  verr ätherischen  Inhaltes  sind, 
oder  eine  Beleidigung  oder  Verläumdung  enthalten."  —  Weimar, 
rev.  G,  G.  1S50.  §.  18,  ,,Jede  Verunglimpfung  der  höchsten  Person 
des  La  nd  es  rü  rste  Q,  Beleidigung  der  Regierung,  des  Landtages 
oder  Einzelner  ist  jedoch  verboten  und  nach  den  Gesetzen  strafbar."  — 
Kurhessen,  V.-L'.  1852.  §.  6s.  ,,.... Auch  können  die  Mitglieder  wegen 
ihrer  Anträge  ,  Abstimmungen  und  .Aeusserungen  nur  dann  zur  Rechenschaft 
gezogen  werden,  wenn  dieselben  die  Merkmale  der  Majestätsbeleidi- 
gung oder  der  persönlichen  E  h  re  n  k  rän  kun  g  an  sich  tragen."  — 
Uebereinstimmt:  Waldeck,  V.-L.  1852.  §.  68;  zählt  aber  noch  weiter 
bieber:  „Beleidigungen  gegen  den  Bundestag." 

•)  Schwär  zburg- Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  97.  a  linea  2. 
„Wegen  eines  durch  solche  Aeusserungen  etwa  begangenen  Verbrechens 
oder  Vergehens  kann  der  Landtag  seine  Missbilligung  ausspre- 
chen, oder  den  Fall  zur  Erledigung  an  den  zuständigen  Richter  verwei- 
sen." —  Oldenburg,  rev.  V.-U,  1852.  art.  131.  §.  2.  ,, Wegen  einer 
durch  solche  Aeusserungen  etwa  begangenen  Uebertretung  einesStraf- 
gesetzes  kann  ein  gerichtliches  Verfahren  nur  stattfinden,  wenn  der 
Landtag  den  Fall  zur  strafrechtlichen  Erledigung  an  das  Gericht  verwie- 
sen hat."  —  S,  C  oh  u  rg-Go  l  h  a  ,  V,  -  U.  1852  §.  85,  „Wegen  eines 
durch  solche  .Aeusserungen  etwa  begangenen  Verbrechens  oder  Ver- 
gebens kann  der  Landtag  seine  Missbilligung  förmlich  aussprechen,  auch 
den  Fall  auf  .Antrag  des  Betheiligten  zur  strafrechtlichen  Erledigung 
durch  das  Gericht  verweisen  " 

31* 
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diesen  Fällen  darf  daher  eine  ungehörige,  den  Anstand  verletzende, 
oder  der  Verfassung  oder  anderen  Gesetzen  zuwiderlaufende,  im 
Ständehause  gemachte  Aeusserung  eines  Ständemitgliedes  nur  als 
formlos  aufgefasst  werden,  und  verfällt  als  solche  der  Disciplin, 
welche  die  Versammlung  in  sich  selbst  und  vorzugsweise  durch 
ihren  Präsidenten  nach  der  Geschäftsordnung  handzuhaben  hat. 
IX.  Regelmässig  übt  der  Präsident  die  Disciplin  in  der  Form,  dass 
er  den  Redner  zur  Ordnung  ruft;  in  bedeutenderen  Fällen 
kann  auch  die  Kammer  ihre  Missbilligung  durch  einen  förmlichen 
Reschluss  ausdrücken^).  X.  Zu  einer  Abbitte,  Widerruf  oder 
Ehrenerklärung  kann  jedoch  ein  Ständemifglied  durch  den  Re- 
schluss der  Versammlung  nur  dann  angehalten  werden,  wenn  die 
Geschäftsordnung  oder  das  ITerkommen  der  Landschaft  oder  Kam- 
mer ein  solches  Recht  beilegt  "*).  XI.  Ebenso  kommt  den  land- 
ständischen Versammlungen  das  Recht,  ein  Mitglied  auf  be- 
stimmte Zeit  oder  gänzlich  a  u  szu  schliessen,  nur  unter 
der  Voraussetzung  zu ,  dass  in  der  Verfassung  oder  Geschäftsord- 
nung Fälle    aufgezählt    sind ,    in  welchen  die  Ausschliessung  statt- 


9)  Vergl  z.  B.  Würlcraberg,  V,  -  U.  1819.  §.  185.  a  linea  2.  (siehe 
Note  10).  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  83.  a  linea  2.  —  S.  Meinin- 
gen, V.-U.  1829.  §.  99.  Nr.  1.  und  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.   131.  §.   1.  —  Reuss,  j.  L.,   V.-U.   1852.  §.  94.  a  linea  3. 

«>)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  185.  a  linea  2.  ,, Verfehlungen  ge- 
gen die  Gesetze  des  Auslandes  oder  der  inneren  Polizei  oder  gegen  die  Ge- 
schäftsvorscliriften  hat  der  Präsident  zu  bemerken  ,  uml  \\enn  sie  bedeutend 
sind ,  solche  zur  Kenntniss  der  Kammer  lu  bringen ,  weUhe  nach  Beschaf- 
fenheit der  Umstände  ihre  Missbilligung  ausdrücken,  Verweis  erthei- 
len,  oder  auch  Widerruf  verlangen  kann."  —  Rayern,  Geschäftsord. 
f.  d.  zweite  Kammer  v  28.  Februar  1825.  §.  57.  ,,...  Sollten  sie  (die 
Mitglieder  der  Kammern)  sich  selbst  persönliche  Ausfälle  gegen  den  Regen- 
ten, die  k.  Familie,  oder  die  einzelnen  Mitglieder  der  Kammern  erlau- 
ben, oder  Anträge  gegen  die  allgemeine  Staatsverfassung  zu  stellen  unter- 
nehmen ,  und  ungeachtet  der  von  dem  Präsidenten  gemachten  Erinnerung 
hiermit  fortfahren,  so  ist  derselbe  berechtigt  und  verpflichtet,  die  Sitzung 
für  diesen  Tag  auf  der  Stelle  zu  schliessen  und  in  der  folgenden  Sitzung 
über  die  Bestrafung  des  fehlenden  Mitgliedes  der  Kammer  vorzutragen, 
welche  entscheiden  wird,  ob  dasselbe  zum  blossen  Widerrufe,  oder  zum 
zeitlichen  oder  gänzlichen  Ausschlüsse  aus  der  Kanimer  zu  vernrthei- 
leo  sei."  —  Fast  wörtlich  stimmt  liberein  :  K  Sachsen,  V,  -  U.  1831. 
$.  83.  a  linea  2. 
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finden  soll").  XII.  Erlaubt  sich  ein  Mitglied  in  der  Sländever- 
sainmlung  Aeusserungen  über  Privatpersonen,  welche  von 
diesen  als  Ehrenkränkungen  oder  Verla  um  d  ungen  auf- 
gefasst  werden,  so  muss  es  als  gern  ein  rec  b  ll  i  eher  und 
selbstverständlicher  Grundsalz  angesehen  werden'-),  dass  die 
belrelTende  Privatperson  desshalb  gerichllicheKlage  erbeben 
kann ,  weil  dieselbe  ausserdem  ohne  allen  Rechtsschutz  gegen 
solche  Verunglimpfungen  sein  würde.  XIII.  Mehrere  deutsche 
Verlassungsurkunden  erkennen  diesen  Grundsatz  ausdrücklich  an '3), 

■')  Z.  B.  Bayern,  Gescbäftsord.  d,  zweiten  Kammer  v  28.  Febr.  1825. 
S  57.  (siehe  Note  '^).  —  Ebendas.  §.  58.  wird  die  Versagiing  der  Wort- 
fiihrung  auf  einige  Zeit  oder  die  Ausschliessung  auf  bestimmte 
Zeit  auch  für  den  Fall  als  statthaft  erklärt,  wenn  ein  Abgeordneter  verbo- 
tene Amtsbandlungen  der  Staatsdiener  angeführt  bat,  und  die  angegebene 
That.sarbe  für  falsch  befunden  wird.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  S3. 
a  linea  2.  und  3.  (siebe  hier  Note  7  und  !Note  9).  Ebendas.  a  linea  4. 
„Verlangt  es  der  Ausgeschlossene,  so  ist  die  Entscheidung,  ob  derselbe  bei 
einer  künftigen  Ständeversammlung  wieder  wählbar  sein  solle,  an  den 
Slaatsgerichtshof  zu  verweisen,  sonst  ist  derselbe  künftig  nicht 
mehr  wählbar."  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  99.  verlangt  zur 
giiuzlichen  Ausschliessung  eines  Mitgliedes  eine  Mehrheit  von  drei  Vier, 
t  heilen  —  Die  Ausschliessung  eines  Sl.Tnileniilgliedes  auf  Grund  der  Ge- 
schäftsordnung verslaltet  :  B  ra  u  n  sc  h  w  e  ig,  o.  L  0.  1832.  §.86.  Nr.  6.  - 
Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  122.  Nr.  4.  —  Waldeck, 
V -U  1852.  §.  69.  ,,Der  Landtag  kann,  wenn  ein  Abgeordneter  an  der 
VN  a'.irnehmung  der  Geschäfte  dauernd  behindert  ist,  oder  sich  denselben 
sonst  beharrlich  entzieht,  sowie  bei  unwürdigem  Betragen,  des- 
sen gänzlichen  Austritt  auf  die  übrige  Dauer  der  Wahlzeit  be- 
schliessen.  Ein  solcher  Beschluss  erfordert  indessen  eiee  Mehrheit  von  drei 
Viertel  der  Stimmen  sämmtlicher Landtagsmitglieder." —  (Aehnlich  bestimmt 
die  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union  v.  1787.  Art.  L  Ab- 
schnitt 5  §.  2.  „Jedes  Haus  kann  seine  Geschäftsordnung  bestimmeo  ,  seine 
Mitglieder  wegen  ordnungswidrigen  Betragens  bestrafen,  und  mit  Zustim- 
inaog  von  zwei  Dritttheilen  ein  Mitglied  ausweisen.") 

'2)  Das  Gegentheil  vertheidigt:  K.  S.  Zachariae,  im  Archiv  f.  civil. 
Prax.  Bd.  .WH.  S    208. 

'3j  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  185.  (siehe  oben  Nute  7).  - 
Grossb.  Hessen,  V.U.  1820.  §.  83.  a  linea  2.  „Den  Einzelnen  bleibt  in 
solchen  Fällen  das  Klagerecht,  welches  ihnen  gegen  Verläumdungen  nach 
den  Gesetzen  zusteht."  —  Uebereinstimmt :  B  ra  u  n  s  c  b  we  ig  ,  n,  L.  0. 
1832.  §.  134.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  54.  —  Weimar, 
rcv.   G.  G.   1850.  §.  18.  —  Anhalt-Bernburg,    V.-U.    1852.    §.  66.  — 
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während   andere    es   in    das  Ermessen   des  Landtages   stellen,   ob 
er  die  Sache  zur  gerichtlichen  Verhandlung  verweisen  will  '^). 

§.  387. 
b)  ünverletzlichkeit  der  Person  der  Ständemitglieder. 

I.  Um  den  Mitgliedern  der  Ständeversammlungen  eine  beson- 
dere Bürgschaft  für  die  Freiheit  der  Aeusserung  auf  den  Land- 
tagen zu  gewähren,  haben  die  meisten  neueren  Verfassungsurkunden 
denselben  eine  sog.  Unverletzlichkeit  der  Person*)  d.  h. 
das  Vorrecht  beigelegt,  dass  sie  während  der  Dauer  des  Land- 
tages weder  wegen  Schulden,  noch  auch  wegen  Verbrechen 
ohne  Vorwissen  und  Zustimmung  des  Landtages  oder  der  Kammer 
verhaftet  werden  dürfen-),  den  Fall  der  Ergreifung  auf  fri- 
scher  That    ausgenommen^).     II.   Andere  V'erfassungen   haben 


KarhesscD,  V. -U.  1852.  §.  68.  —  Renss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  94. 
a  linea  2.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.68.   (Siehe  die  Texte  oben  Note  7). 

'*)  Siehe  die  in  Note  8.  angeführten  Verfassungen  von  Scbwarzburg- 
SoD  ders  fa  a  usen,  Oldenburg   und    Coburg-Gotha. 

')  Diesen  Ausdruck  gebraucht  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  84.  „Die 
Stände  geniessen  sowohl  in  ihrer  Gesammtheit,  als  einzeln,  völlige  ünver- 
letzlichkeit der  Person  w.ilirend  der  Dauer  des  Landtages." 

2)  unbeschränkt  erklärt  dies:  Nassau,  Patent  v.  l.  u.  2.  Sept.  1814. 
§.  3.  , (Während  der  Versammlung  der  Landstände  kann  kein  Mitglied, 
ohne  Zustimmung  der  Ablheilung  (Kammer),  zu  der  es  gehört,  aus  ir- 
gend einem  Grunde  oder  Veranlassung  zu  gefänglicher  Haft  gebracht 
werden." 

3)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  VIL  §.  26.  „Kein  Milglied  der  Slände- 
versammlung  kann  während  der  Daner  der  Sitzungen  ohne  Kinwilligung 
der  betreffenden  Kammer  zu  Verhaft  gebracht  werden,  den  Fall  der 
Ergreifung  auf  frischer  That  bei  begangenem  Verbrechen  aus- 
genommen." —  üebereinslimmen :  Baden,  V.-ü.  ISIS.  §.49.  —  Wür- 
lemberg,  V.-ü.  1819.  §.184.  (fügt  bei:  ,,In  letzterem  Falle  ist  aber  die 
Kammer  von  der  geschehenen  Verhaftung,  mit  Angabe  des  Grundes ,  unver- 
züglich in  Kenntniss  zu  setzen").  —  Ebenso:  Grossh  .  Hessen.  V.-ü.  1820. 
§.  §4.  _  S  c  hwai  zburg-Sondershausen,  V.-U.  1S49.  §.98.  —  An- 
halt-Bernburg, V.-ü.  1S50.  §.  65.  —  Preu.ssen,  V.-ü.  1850  §.  84. 
a  linea  2.  und  3.  -  S.  C  ob  u  rg- Gotha ,  V.-U.  18.52.  §.  86.  „Kein  Mit- 
glied einer  Kammer  kann  ohne  deren  Geneiimigiuig  wälirenil  der  Sitzungs- 
periode wegen  einer  mit  Strafe  bedrohten  Handlung  zur  Untersuchung 
gezogen  oder  verhaftet  werden,  ausser  wenn  es  bei  Ausübung  der  That 
oder   im    Laufe   des    nächstfolgenden    Tages    nach    derselben    ergriffen 
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aber  dieses  Vorrecht,  währentl  der  Dauer  des  Landtages  nicht 
>erliaflet  zu  werden,  den  Sl.'indenn'tgliedern  nur  in  einem  viel  be- 
schränkteren Unilange  gewählt ,  und  erklären  Iheils  eine  Verhaf- 
tung zum  Zwecke  einer  Cr  iminalun  ter  su  eh  ung  überhaujjf*), 
Iheils  eine  Nerhallung  wegen  lälliger  Wechsel  lilr  statthaft,  ohne 
vorgängige     G(  iielimigung    des    Landlapes    oder    der    Kammer^). 


wird.  Gleiclie  Geneluuigunn  ist  bei  einer  Verhaftung  wefcen  Schulden  notb- 
wendig."  —  Uebereinstinimt  hiermit:  Keuss,  j.  L.,  1852.  §.  94.  —  Vergi. 
auch  K.  Sachsen,  \'. -U.  1831.  §.  84.  —  Br  a  u  u  s  ch  weig,  n.  L. -0. 
1832.  §.  135.  (siehe  Note  5)  —  S.  Weimar,  rcv.  G.  G.  1850.  §.  19. 
verbietet  die  Verhaftung  eines  Abgeordneten  und  die  Einleitung  einer  straf- 
rechtlichen Untersuchung  gegen  denselben  nicht  nur  während  der  Versannii 
luug  des  Landtages,  sondern  noch  weiter  „bis  auf  acht  Tage  nach  dem 
ScbiDSse  oder  der  Vertagung  desselben."  (Siehe  Note  6). 

*)  S.  Meiningen,  V  -  U.  1829.  §.  100.  a  linea  2-  u.  3.  „Der  Lauf 
der  Justiz  kann  gegen  die  Deputirten  nicht  gehemmt  werden;  nur 
sollen  sie  während  ihrer  Anwesenheit  am  Landtage  nicht  zum  persönli- 
chen Erscheinen  in  bürgerlichen  Rechtssachen  und  inPolizei- 
sacben  vorgeladen,  und  in  diesen  nicht  mit  Verhaft  belegt  werden,  ausser 
wegen  fälliger  Wechsel.  Wenn  Wechselarresl  oder  Criminalunler- 
suchuog  gegen  einen  Deputirten  erkannt  wird  ,  muss  der  Stellvertreter  des- 
selben einberufen  werden."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  55. 
„Während  der  Dauer  einer  Versammlung  der  allgemeint'n  Stände  soll  kein 
anwesendes  Mitglied  verhaftet  werden,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Falle 
eines  C  ri  minal  verbr  ecb  ens  eine  schleunige  Verhaftung  nothwendig  sein 
.sollte,  welcher  Kall  jedoch  den  Kammern  oline  Aufschub  anzuzeigen  ist."  — 
Kurbessen,  V.-U.  1852.  §.  ()8  „Zur  Verhaftung  der  .Mitglieder  der  Kam- 
mern während  der  Dauer  des  Landt.ages  ist  die  Zustimmung  der  betreffen- 
den Kammer  (nur)  in  den  Fällen  erforderlich,  in  denen  die  Verhaftung  vou 
einer  Civilgerichts-  oder  Polizeibehörde  begehrt  wird,  sowie  für 
Vollziehung  von  Fr  e  i  h  ei  Iss  t  ra  f  en  ,  welche  die  Dauer  von  drei  Mo- 
naten nicht  überschreiten."  —  Auch  die  Unionsverfassung  von  Nordame- 
rika V.  1787.  Art.  I.  Abschn.  ti  §.  1.  legt  den  Mitgliedern  der  beiden 
Häuser  des  Congresses  nicht  unbedingt  die  sog.  Unverletzlicbkeit  der  Per- 
son bei,  sundern  bestimmt  nur:  „Sie  sollen  in  allen  Fällen,  ausgenommen 
Hochverrath,  Felonie,  (d.  h.  schwere  Criminalverbrechen  überhaupt) 
und  F  riede  n  s  br  u  ch  ,  das  Vorrecht  haben,  während  ihrer  Anwesenheit 
bei  den  Sitzungen  ihrer  resp.  Häuser,  und  ^^ährend  des  Hinganges  zu  oder 
der  Rückkehr  von  denselben   nicht  verhaftet  zu  werden." 

*)  Den  W  ecliselarr  est  erklärt  für  zulässig:  K.  Sachsen,  V.-U. 
1S31.  S  84.  „....Daher  darf  insbesondere  ausser  dem  Falle  der  Ergrei- 
fung auf  frischer  Tbat  bei  einem  begangenen  peinlichen  Verbrechen, 
and  dem  P'alle    des   Wech  se  Iv  erfahreus ,    kein    Mitglied   der  Sländever- 
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in.  Mitunter  ist  ein  etwas  längeier  Zeitraum  bestimmt,  innerhalb 
dessen  die  Verhaftung  eines  Sländeniilghedes  wegen  eines  began- 
genen \'erbrechens  ohne  Zustimmung  der  Kammer  erfolgen  kann*')- 
IV.  In  einigen  V^erfassungen  ist  nicht  blos  die  Verhaftung, 
sondern  sogar  auch  die  Einleitung  einer  Criminalunter- 
suchung  gegen  ein  Ständemitglied,  mit  Ausnahme  des  Falles 
der  Ergreifung  aiif  frischer  That,  ohne  Einwilligung  der  Kammer 
während  der  Sitzungsperiode  für  unzulässig  erklärt').  V.  Mitunter 
jst  dem  Landtage  oder  den  Kan)mern  das  Recht  beigelegt,  die  Auf- 
hebung einer  bereits  vor  Eröffnung  des  Landtages,  oder  auch 
in  Folge  der  Ergr  eifun  g  auf  fr  i  seh  er  That  gegen  ein  Stände- 
mitglied begonnenen  Untersuchung,  oder  bereits  verhängten  Haft 
für  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  zu  verlangen  ^).  VI.  In  jenen 
Staaten ,  in  welchen  die  Verfassungsurkunde  nicht  ausdrücklich 
den  Ständemitgliedern  das  Vorrecht  der  sog.  Unverletzlichkeit  der 
Person  beilegt,  haben  sie  dasselbe  auch  nicht  zu  beanspruchen. 

§.  388. 
c)    Reisevergütnng,  Diäten  der  Abgeordneten. 
L    Damit   nicht   die   minder  V^ermöglichen   aus  Rücksicht   auf 


sanimluDg  während  ihrer  Daner  ohne  ausdrCicklicbe  Ztstiiiimung  der  Kammer, 
der  selbiges  angehört,  verhaftet  werden."  —  Lebereiustimmt :  Braun- 
schweig, n.  L.-O.  1S32.  §.  135.  —  Siehe  auch  die  in  Note  4  ange- 
führte Verf.  von  S.   Mein  in  gen,   V.-ü.    1829.  §.   lOÜ. 

6)  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  84,  „...bei  Ausübung  der  That,  oder 
im  Laufe  des  uäcbstfolgenden  Tages."  (S.  auch  die  in  Note  3  angef.  Ges.) 

")  Preussen,  V.-U.  1S5Ü.  §.84.  (Siehe  iNole  ii.)  —  S.Weimar,  rev. 
G.  G.  1850.  §.  19.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  65.  —  S.Co- 
burg-Gotha, V.-U.  1852.  §.  86.  — Reuss,  j.  L.,   1852.  §.94.-  S.Nole3. 

')  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  98.  a  linea  2. 
„  ...(Die  SländeversammloDg)  ist  befugt,  die  Aufhebung  der  (wegen  Ergreifung 
auf  frischer  That  verhängten)  Haft  oder  Untersuchung  bis  zum  Schlüsse 
der  Zusammenkunft  zu  beschliessen.  Dieselbe  Befngniss  steht  ihr  in  Betrelf 
einer  Verhaftung  oder  Lntersncbuag  zu ,  \\ eiche  über  einen  Abgeordneten 
vor  Eröffnung  des  Landtages  bereits  \ erhängt  gewesen  ist." —  Preussen, 
V.-U.  1850  §.  84.  a  linea  4.  „Jedes  Strafverfahren  gegen  ein  Mitglied  der 
Kammer  und  eine  jede  Untersuchungs-  oder  Civilhaft  wird  für  die  Dauer 
der  Sitzungsperiode  aufgehoben  ,  wenn  die  betreffende  Kammer  es  ver- 
langt." —  Uehereinstimmt :  S.  Weimar,  rev.  G.  G  1850.  §.  19.  -  An- 
halt-B  er  n  b  urg  ,    V.-ü.    1850.    §.  65. 
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die  Kosten,  welche  ein  Aufenihalt  am  Landtage  verursacht,  die 
>Vahl«n  als  Abgeordneten  ablehnen  und  sich ,  nachdem  sie  das 
Geselz  als  wahlfähig  anerkannt  hat,  indirekt  durch  ihre  Vermö- 
gensverhällnisse  ausgeschlossen  finden,  ist  in  den  V^erfassungs- 
urkunden  oder  Geschältsordnungen  regelmässig  als  Grundsalz  aus- 
gesprochen worden,  dass  die  Abgeordneten,  weiche  aus  Wahlen 
hervorgehen,  und  nicht  an  dem  Orte  des  Landtages  selbst  wohnen, 
während  der  Dauer  des  Landtages  eine  Vergütung  der  Reisekosten 
und  Tagegelder,  Diäten,  erhalten  sollen  >).  IL  In  einigen 
\'erfassungen  ist  ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  Abgeordneten 
auf  ihre  Diäten  nicht  verzichten  dürfen-).  HL  Diejenigen  Per- 
sonen, welche  kraft  eines  in  der  ^"erfassung  ihnen  persönlich  hei- 
gelegten  Rechtes  auf  den  Landtagen  zu  erscheinen  berechtigt  sind, 
wie  die  Prinzen  des  regierenden  Hauses,  Standesherren  u.  s.  w., 
mitunter  auch  die  Revollmächtiglen  gewisser  Korporationen,  oder 
die  Mitglieder  der  ersten  Kammer  übeihaupt,  eiballeu  keine  Diä- 
ten 3).      IV.    Selbslverständiich   haben   die    Prinzen    und    Slandes- 


')  Vergl.  z.  B.  Nassau,  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814.  §.  7.  —  Wür- 
teinberg,  V.  -  U.  1819.  §.  104.  —  K.  Sachsen,  V.  -  U.  1831.  §.  120. 
(siehe  Note  3).  —  S.  Weimar,  rev.  Grundges.  1850.  §.20,  —  Kurhes- 
sen, V.-U.  1852.  §.  (39.  (siehe  Note  3).  —  S.  CoburpGotha,  V. -U. 
1852.  §.  90.  —  Diese  Tagegelder  siud  durchgehends  sehr  gering  bestimmt, 
2  oder  3  Thaler,  oder  5  11.  u.  dergl.  —  In  Frankreich  erhält  nach  dem 
Edikte  Napoleon's  111.  v.  25.  Dec  1852.  art.  11.  und  14.  ein  Senator 
lehenslänglich  30,000,  und  ein  Mitglied  des  Corps  Jegislatif  für  jeden  Monat 
der  Sitzungsperiode  2500  Franken.  —  S.  Altenburg.  V.-U.  1831.  §.246. 
bewilligt  sogar  den  am  Orte  des  Landtages  wohnenden  Abgeordnelen  Tag- 
gelder, jedoch  nur  in  der  Hälfte  des  Betrages,  wie  den  auswärtigen.  — 
Ebenso:  Oldenburg,    rev.    V.-U.    1852.    art.   164.  §.  2. 

2)  Diese  Bestimmung  findet  sich  in  Schwarzburg- Sondershau- 
sen, V.-U.  1849.  §.  99.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  ^5.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1S52.  art.  164.  §.  1.  —  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852. 
§.  95;  _  Wal  deck,  V.-U.  1852.  §.  70. 

^i  \'ergl  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  120.  „Die  Stände,  mit 
Ausnahme  derjenigen  M  itg  li  eder  der  ersten  Kammer,  weiche  kraft  erb- 
lichen Rechtes,  oder  als  Abgeordnete  der  Kapitel  und  der  Uni- 
versitäten, auf  Landtagen  erscheinen,  bekommen,  insofern  sie  nicht  an 
dem  Orte,  wo  der  Landtag  gehalten  wird,  beständig  wohnen,  als  Entschä- 
digung für  den  ansserordeollicheD  Aufwand,  Tage-  und  Reisegelder  in  dem 
in  der  Landtagsordoung  bestimmten  Maasse.  —  Prenssen,  V.-U.  1850. 
$.  68.     „Die  Mitglieder   der   ersten    Kammer  erhalten  weder  Reise- 
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herren  da,  wo  sie  sich  vertreten  lassen  dürfen,  die  Kosten  der 
von  ihnen  erlheillen  Bevollmächtigung  selbst  zu  tragen  ^).  V.  Mit- 
unter erhalten  gewisse  Vorstände  oder  Beamte  der  Landstände  so- 
gar feste  Gehalte  ^). 

§.  389. 
Von  den  politischen  Befugnissen  der  Landesvertretung. 

1.  Da  der  Zweck  der  Landesvertretung  in  der  repräsenta- 
tiven, dieTheilung  der  politischen  Gewalten  ausschlies- 
sen  den  Monarchie  (§.  325.)  nur  darin  liegt,  dass  sie  eine  Schranke 
gegen  den  Missbrauch  der  Staatsgewalt  bilden  und  der  Krone  bei 
der  verfassungsmässigen  Ausübung  der  Regierung  zur  Stütze  und 
Kräftigung  dienen  soll,  alle  Regierung  aber  sich  hauptsächlich  in 
den  Formen  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Ge- 
walt bewegt  (§.  275.),  so  müssen  sich  die  verfassungsmässigen 
politischen  Befugnisse  der  Ständeversammlungen  auch  nach  diesen 
beiden  Richtungen  hin  erstrecken,  sind  aber  wesentlich  ver. 
schieden  in  der  einen  und  in  der  anderen  Beziehung.  IL  Eine 
richterliche  Funktion,  d.  h.  das  Recht,  sich  selbst  in  ge- 
wissen Fällen  als  Gerichtshof  zu  constituiren,  wie  dieses 
Recht  nach  der  englischen  Verfassung  dem  Oberhause  zusteht, 
oder  nach  der  alten  deutschen  Reichsverfassung  dem  Reichstage'), 
oder  nach  den  constitutionellen  Charten  Frankreichs  vom  4.  Juni 
1814  und  vom  14.  August  1830  der  Pairskammer  zustand  -),  ist 
in  keinem  deutschen  Staate  den  jetzt  bestehenden  Ständeversamm- 
lungen beigelegt. 


kosten,  nocb  Diäleu."  —  Kurhessen,  V,-U.  1852.  §.69.  „Die  Mitglieder 
der  Ständeversamnilung,  mit  Ausnahme  der  Prinzen  des  Kurhauses  und 
der  Sl  a  n  d  e  s  h  er  re  n  ,  sowie  deren  Bevollmächtigten,  erhallen  die 
festj;eselzten   Reise-   uud  Tagegelder." 

«)  Vergl.  z.  B.  Kurhessen,  V,-U.   1852.  §.   69.   (siehe  Note  :i). 

5)  So  z.  B.  nach  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  246.  „Der  PräMdent 
uud  der  Syndikus." 

1)  Siehe  oben  §.  9S. 

»)  Charte  co  nsti  tu  ti  on  eil  e  v.  4.  Juni  1814.  art.  33.  und  Charte 
consti  tuti  ouel  le  v.  14.  August  1830.  §.  28.  ,,La  chambre  des  Pairs 
connait  des  crimes  de  han«e  trobison  et  des  alttntats  a  U  surete  de  l'elat, 
qui  seiont  definis  par  la  loi." 
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§.  390. 

I.  Von  den  Befugnissen  der  Landesvertretung  in  Bezug 

auf  die  gesetzgebende  Gewalt. 

1)    Recht  des  Beirathes  und  der  Zustimmung. 

I.  In  Bezug  auf  die  gesetzgebende  Gewalt  werden  den  Land- 
ständen in  den  \'eifassungsurkunden  der  deutschen  Staaten  regel- 
mässig das  Recht  des  Beirathes  und  der  Zustimmung  zu 
allen  eigentlichen  Gesetzen  beigelegt,  welche  die  Krone  zu  er- 
lassen beabsichtigt ').  Hierunter  ist  selbstverständlich  auch  das 
Recht,  die  Zustimujung  zu  verweigern,  sowie  auch  das  Recht, 
Abänderungen  an  den  Vorlagen  der  Regierung  vorzuschlagen, 
inbegrifTen.  II.  Einige  Verfassungsurkunden  legen  jedoch  den 
Ständen  nicht  unbeschränkt  und  in  Bezug  auf  alle  Gegenstände 
der  Gesetzgebung  das  Recht  der  Zustimmung  und  Verwerfung  bei, 
sondern  bezeichnen  ausser  den  Verfassungsgesetzen  ^)  nur  die  Ge- 
setze über  gewisse  Gegenstände  als  solche,  bei  welchen  die 
Stände  eine  solche  Befugniss  auszuüben  befugt  sind.  Hierher 
werden  gewöhnlich  die  Gesetze  gezählt,  welche  die  Freiheit 
der  Person,    das  Eigenthum  der  Staatsangehörigen 3), 


')  Das  Z  u  st  im  muD  gsre  cb  t  bei  allen  (leGrenständen  der  Gesetzge- 
bung legen  den  Ständen  bei:  Wür  tembe  r  g,  V.-U.  1819.  §.  124.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.72.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  86. — 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  65;  jedoch  mit  dem  Beifügen:  „Die 
Zustimmung  der  Stände  beschrankt  sich  auf  den  wese  n  tli  che  n  Inha  1 1 
der  Gesetze."  Vergl.  auch  eben  das.  §.  67:  siebe  hier  unten  Note  8.  — 
Seh  w  ar  zburg*So  nd  ers  h  auseo  ,  V.-U.  1849.  §.  100.  —  Preussen, 
V.-U.  1850.  §.62.  a  linea  2.  —  A  nh  alt- B  ernburg.  V.U.  1850.  §.72.  — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  104—100.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü. 
1852.  §.  63.   —  Waldeck,  V.-U.   1852.  §.  6. 

'^)  Diese  erwähnen  ausdrücklich  als  Gegenstände  der  landständischen  Zu- 
stimmung:  Bayern.  V.-U.  1818.  Tit.  X.  §.7.  —  Baden,  V.-ü.  ISIS. 
§.  Kl.  —  S  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  201.  —  Brau  n  seh  we  i  g,  n. 
L    0.    1832.  §.  98.  —  Weimar,  rev.  G.  G.   1850.  §.  4.  Nr.   0. 

'■')  Ein  Zustimmungsrecht  hei  allgemeinen  Gesetzen,  welche  .,die 
Freiheit  der  Person  oder  das  Eigenthum  der  Staatsbürger" 
betreffen,  legen  den  Ständen  bei:  Nassau,  Pateut  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814. 
§.  2.  —  Bayern,  V  -  U.  1818.  Tit.  VII.  §.  2.  -  Baden,  V.-U.  1818. 
§.  65.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  85  ffngf  hei:  „»der  wodurch 
eine  Veränderung  der  Abgaben  und  Rechte  herbeigeführt  wird"). 
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die  Mililäraushebung^),  oder  auch  das  bürgerliche  und 
Strafrecht  und  das  Prozessrecht,  die  Rech tspflege  oder 
organische  Staatseinrichlungen  ">),  und  die  Besteuerung 
oder  den  Staatshaushalt  6)  anbetreffen.  111.  In  Bezug  auf  andere 
Gegenstände  wird  den  Ständen  mitunter  nur  allein  ein  Recht  des 
Beirathes  oder  der  Beg  utach  tung  eingeräumt  ^).    IV.  Manche 


")  Diese  erwähnt  besonders:  S.  Altenbnrg,  V.-U.  1831.  §.201.212.— 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  98.  (siehe  Note  5).  —  Hannover, 
Ges.    V.    5.   Sept.   1848.  §.   67.  a  linea  3.   (siehe  Note  8). 

5)  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  98.  „Die  ständische  Zustim- 
mung ist  ei'forderlich  :  1)  wenn  dieses  L  a  n  des  gru  n  d  gesetz  oder  die  mit 
demselben  erlassenen  Gesetze  ergänzt,  erläutert  oder  abgeändert,  2)  wenn 
neue  organische  Staatseinrichtungen  getroffen  oder  die  bestehenden  ver- 
ändert, 3)  wenn  Landesgesetze  gegeben,  aufgehoben,  abgeändert  oder  authen- 
tisch erklärt  werden,  welche  das  Landes-,  Finanz-  und  Steuerwe- 
sen, die  Militärptlichtigkeit  und  die  Aushebung  der  Mannschaften,  das  bür- 
gerliche oder  Strafrecht,  den  bürgerlichen  oder  Strafprozess 
betreffen  «  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.  4.  Nr.  6.  „...Landes- 
gesetze, welche  entweder  die  La  nd  es  verfas  su  ng  betreffen,  oder  die  per- 
sönliche Freiheit,  oder  die  Sicherheit  und  das  Eigenthum  der 
Staatsbürger."  —  Kurhessen,  V. -ü.  1852.  §.  75.  ,,Ohne  Beistimmung 
der  Stände  kann  kein  die  Privatrechte,  die  Steuern,  oder  die  Re  cht  s 
pflege  änderndes  Gesetz  gegeben  oder  authentisch  erklärt  werden." 

^)  Von  den  Befugnissen  der  Stände  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt  wird 
unten  §.   39S  u.  f.   besonders  gehandelt. 

')  S.Allenburg,  V.-U.  1831.  §.  210.  ,, Allgemeine  Landesgeselze, 
welche  nicht  die  Freiheit  der  Person  und  das  Eigenthum  der  Unterthanen 
betreffen,  werden  den  Ständen  zu  ihrer  Begutachtung  mitgetheilt.  Der 
Landesherr  wird  ihre  Bemerkungen  Lei  weiterer  Erörterung  der  Sache  in 
Erwägung  ziehen,  und  sie  benutzen,  soweit  er  es  zweckmässig  erachtet."  — 
Bra  un  seh  weig ,  n.  L.  0.  1832.  §.  99.  ,,Bei  allen  übrigen  (nämlich 
im  Gegensalze  der  ebendas.  §.9S,  siehe  hier  Note5.  erwähnten  Gesetze), 
namentlich  den  das  Lan  de  spol  iz  ei  w  e  se  n  betreffenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen müssen  die  Stände  zuvor  mit  ihrem  Gutachten  und  Rath  ge- 
hört, und  es  können  in  solchen  Gesetzen  Polizeistrafen  bis  zu  einmonatlichem 
einfachen  Gefängnisse  oder  diesem  entsprechende  Geldstrafen  angedroht  wer- 
den." —  Oldenburg,  rev  V.-U.  1852.  art.  142.  ,,Der  Landtag  kann 
über  Anordnungen,  welche  seiner  Zustimmung  nicht  bedürfen,  sowie  über 
die  hei  beabsichtigten  Aenderungen  in  der  Gesetzgebung  im  Allgemeinen  zu 
befolgenden  Grundsätze  auf  Antrag  der  S  taa  ts  re  gi  eru  n  g  seine  gut- 
achtlich e  Erklärung  abgeben." —  Auch  K.  Sa  ch  s  e  n,  V.-U.  1831.  §.  128. 
a  linea  5.  spricht  von  ,, solchen  Gegenständen  der  Berathung,  wo  nur  ein 
Gutachten  der  Stände"  abzugeben  ist.  : 
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Gegenstände  sind  auch  in  einigen  Verfassungsurkunden  von  der 
ständischen  Mitwirkung  ausdrücklich  ganz  ausgenommen;  nament- 
lich gehören  dahin  die  Verfügungen,  welche  der  Souverain  in  Be- 
zug auf  das  Heer,  dessen  Formation,  Dienst  und  Disciplin  erjässt^). 
V.  Soweit  die  Zustimmung  der  Stände  zu  neuen  Gesetzen  uoth- 
wendig  ist,  wird  dieselbe  auch  jederzeit  zu  authentischen 
Erklärungen  oder  Abänderungen  der  bestehenden  Ge- 
setze erfordert'^). 

§.  391. 
2)  Petitionsrecht.     Ständische  Initiative. 

1.  In  allen  deutschen  Staaten  ist  den  Landständen  das  Recht 
beigelegt,  der  Krone  Wünsche  in  Bezug  auf  die  Verbesserung 
und  Vervollständigung  der  Gesetzgebung  vorzuirngcn,  d.  h.  die 
Staatsregierung  zu  bitten ,  Gesetzentwürfe  zum  Zwecke  einer 
neuen  Gesetzgebung  oder  zur  Abänderung  oder  Aufliebung  der 
bestehenden  Gesetze   ausarbeiten  und  den  Ständen  zur  Berathung 


8)  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1S2U.  §.  74.  ,,Dem  Grosslierzoge  steht  die 
ausschliessliche  Verfiigiing  über  das  Militär,  die  Formation  desselben,  die 
Discipiinargewalt  und  das  Recht,  alle  auf  den  Kriegsdienst  lolreffende  Ver- 
ordnungen zu  erlassen,  ohne  ständische  Mitwirkung  zu  Der  erlassene  und 
von  dem  Grossherzoge  hinsichtlich  der  Offiziere  noch  zu  erlassende  Militär- 
strafcodex soll  jedoch,  insoferne  er  sich  nicht  auf  die  bezeichneten  Gegen- 
stände bezieht,  ohne  ständische  Mitwirkung  künftig  keine  Abänderung  erlei- 
den." —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1S4S.  §.  b".  „Die  Mitwirkung 
der  Stände  ist  nicht  erforderlich  hei  denjenigen  Verfugungen,  welche 
der  König  über  das  Heer,  dessen  Formation  und  den  Dienst  überhaupt 
erlässl.  Der  Kriegsminisler  ist  dafür  verantwortlich  ,  dass  diese  Verfügun- 
gen keine  Verfassungsverlelzungen  enthalten  und  dass  die  ständischen  Be- 
willigungen nicht  überschritten  werden.  Die  Militär-,  Straf-  und  Aus- 
hebungsgesetze, sowie  die  Rechte  und  Pflichten  der  übrigen  Unlertha- 
nen  in  Beziehung  auf  das  Heer  und  die  auf  dessen  bürgerliche  Verhältnisse 
bezüglichen  Gesetze  können  nur  unter  verfassungsmässiger  Mitwirkung  der 
Stände  festgestellt  werden." 

9)  Ansdrücklich  sagen  dies:  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  VII.  §.  2.  — 
Baden,  V.-U.  1818.  §.  (i5.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §  72. 
a  linea  2.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1S3I.  §.  S6.  -  S.  Altenburg,  V.-U. 
1831.  §.  201.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  9S.  -  Hanno- 
ver, Ges.  V.  5.  Sept.  1S4S.  §.65.  —  Schwarzburg-Sondershausen, 
V.-U.  1849.  §.  100.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1S50.  §.  72.  — 
Kurbessrn,  V.U.    1852.  §.  75.  -    Wal  deck,  V.-U.    1852.  §.  6. 
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und  Zustimmung  vorlegen  zu  lassen.  Dieses  Recht  der  Stände, 
in  Bezug  auf  die  in  ihren  Wirkungskreis  gehörigen  Gegenstände 
Anträge  an  die  Staatsregierung  zu  stellen,  wird  das  ständische 
Petitionsrecht  genannt').  II.  Nur  in  einigen  Verfassungs- 
urkunden ist  den  Ständen  auch  ein  Recht  der  Initiative  bei- 
gelegt, d.  h.  das  Recht,  selbst  Gesetzentwürfe  auszuarbeiten, 
und  dieselben,  soferne  Zweikanmiernsystem  bestehet,  auch  der 
anderen  Kammer  zur  Beralhung  und  Zustimmung,  sowie  der  Krone 
zur  Bestätigung  vorzulegen-).  III.  Das  Petitionsrecht  wird  in  der 
Form  einer  Adresse  an  den  Souverain  ausgeübt.  Wo  Zwei- 
kammernsyslem  besteht,  ist  eine  jede  Kammer  nur  dann  befugt, 
einseitig  eine  solche  Adresse  an  die  Krone  zu  richten,  wenn  dies 
die  Verfassungsurkunde  ausdrücklich  gestattet  ^). 

§.  392. 

II.  Von  den  Befugnissen  der  Landesvertretung  in  Bezug 

auf  die  vollziehende  Gewalt  im  Allgemeinen. 

I.  Sowohl  nach  dem  Geiste  der  repräsentativen  Verfassung, 
als  auch  nach  dem  Systeme  der  parlamentarischen  Monarchie, 
kommt  der  Volksvertretung  keine  unmittelbare  Theilnahme  an  der 
Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt  zu,  sondern  es  ist  diese 
der  Krone  und  den  von  derselben  ernannten  Behörden  überlassen. 
II.  Die  Befugnisse  der  Volksvertretung  beschränken  sich  daher 
überall  auf  eine  Ueberwachung  und  Kritik  der  Staatsverwaltung '). 


«)  Nassau,  Patent  v.  1.  und  2.  Sept.  1814.  §.  2.  iNr.  2.  —  Bayern, 
V.-ü.  1818.  Tit.  VII.  §.  19.  —  Baden,  V.-L.  1818.  §.67.  —  Würtem- 
berg,  V.-U.  1819.  §.  124.  172.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.76.  — 
S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  86.  -  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.85. 
109.  —  S.  Altenburg,  V.-ü.  1S31.  §.  214.  —  B  rau  n  s  ch  weig ,  n. 
L.  0.  1832.  §.  105.  —  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept.  1848.  §.  75.  — 
Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  73.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  138.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.64.  —Waldeck,  V.-ü 
1852.  §.  65. 

2)  Siebe  hierüber  oben  §.  372.  —  Von  den  Verfassungen  vor  1848.  er- 
laubte nur  S.  Mei  n  ingen,  V.-ü.  1829. §.  20.  den  Ständen,  ,, auch  Gesetz- 
entwürfe einzureichen." 

3)  Siehe  oben  §.  360.  383. 

•)  Ausdrücklich  sagt  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  75.  alinea  2. 
nach    Erwähnung   des    Pelilions-    und    Beschwerde- Rechtes    der   allgemeinen 
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Diese  begreift  1 )  das  Recht  der  V  o  r  s  t  e  1 1  u  n  g  und  B  e  s  c  h  w  e  r  d  e ; 
2)  das  Recht  der  Prilliing  der  Verfassungsmässigkeit  der  Ver- 
ordnungen und  der  Zweckmässigkeit  der  sog.  provisori- 
schen Gesetze;  S)  das  Recht  der  Pril  fung  der  von  der  Krone 
geschlossenen  Staatsverträge;  4)  das  Recht  der  Bewilli- 
gung der  Mittel  zur  Deckung  des  Staalsbedarfes  und  das  Recht 
der  Beaufsichtigung  ihrer  verfassungsmässigen  Verwen- 
dung; 5)  das  Recht  der  Anklage  der  Staatsbeamten,  insbesondere 
der  Minister,  wegen  verfassungswidriger  Amtsführung;  und  G)  das 
Recht,  Beschwerden  und  andere  Petitionen  von  Staats- 
angehörigen anzunehmen. 

§.  393. 

1)  Landständisches  Recht  der  Vorstellung  und 

Beschwerde. 

1.  Alle  deutschen  Verfassungsurkunden  räumen  den  Ständen 
das  Recht  ein,  in  Bezug  auf  allgemeine  Landesangelegenheiten  der 
Regierung,  und  zwar  sowohl  dem  Staatsministerium,  als  nach  ihrem 
Ermessen,  dem  So  u  verain  selbst  V' orstell  ungen  zu  machen, 
Mängel  und  Missbräuche  in  der  Verwaltung  oder  Rechts- 
pflege, die  zu  ihrer  Kenntniss  gelangen,  der  Regierung  ziu"  Ab- 
hülfe anzuzeigen ,  und  Beschwerden  gegen  die  Slaatsdiener  auf- 
zustellen ').  II.  Mitunter  sichern  die  Verfassungsurkunden  aus- 
drücklich zu,  dass  die  Abstellung  gegründet  befundener  Beschwerden 
ohne  Verzug  geschehen  und  jedenfalls  den  Sländiii   über  den  Er- 


Ständeversamnilung  :  ,,\Ve  i  t  e  r  dar  f  sie  aber  in  die  L  a  n  d  es  \  e  r  w  al- 
tung  sich  nicht  ei  d  ni  i  sc  he  n." 

')  Nassau,  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  1S14.  §.2.  i\i.  2.  —  Bayern, 
V. -ü.  ISIS.  Tit.  MI.  §.  19.  20.  Tit.  X.  §.  5.  -  Baden,  V.-U.  ISIS. 
§.  69.  —  Würtemherg,  V.-ü.  1819.  §.  124.—  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1S20.  §.  79.  80.  —  S.  Meiningen,  V -U.  1S29.  §.  S7.  —  K.  Sachsen, 
V.-U.  1S3I.  S.  109.  110.  -  S  Allenburg,  V.-U.  1S31.  §.  215.  — 
6  raun  seh  weig ,  n.  L.  0.  1832.  §.  iO(i.  107.  —  Hannover,  Ges.  vom 
5.  Sept.  1S4S.  §."5.  —  S  c  h  w  a  r  zb  u  rg-So  n  d  ersh  a  u  se  n,  V.-U.  1849. 
§.  125.  -  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  Sl.  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G. 
IS50.  §.  4.  —  Anhalt-Bernburg  V.U.  1S50.  §.  80.  —  Kurbessen, 
V.-U.  1852.  §.77.  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1S52.  art.  133.  §.  1.  — 
Reuss,  j.  L.  V.-U.,  1S52.  §.  76.  —  S.  Coburg- Golh  a ,  V.-U.  1S52. 
§.   132.    169.  -  Waldeck,  V.-U.   1S52.  §.  65. 
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folg  ihrer  Beschwerden  und  Anträge  Mittbeilung  gemacht  werden 
solle-).  III.  Insbesondere  legen  die  Verfassungsurkunden  den 
Landständen  das  Recht  bei ,  in  der  Form  von  Beschwerden  bei 
dem  Landesherrn  Anträge  auf  Anordnung  gerichtlicher  oder  disci- 
plinärer  Untersuchungen  zum  Behufe  einer  Bes  traf  ung  der 
Minister  wegen  ihrer  Amtshandlungen,  oder  zum  Zwecke  ihrer 
Entfernung  vom  Amte  zu  stellen  3).  IV.  Oh  da,  wo  das  Zwei- 
kammernsystem besteht,  jede  Kammer  einzeln,  oder  nur  mit  der 
anderen  Kammer  gemeinschaftlich  das  Recht  der  Beschwerde  aus- 
üben kann,  hängt  von  den  Bestimmungen  der  betreffenden  Ver- 
fassungsurkunden ab  *). 

§.  394. 
2)    Landständisches  Prüfungsrecht  in  Bezug   auf  Ver- 
ordnungen und  sog.  provisorische  Gesetze. 

I.  In  allen  deutschen  Staaten,   welche  die  repräsentative  Ver- 
fassung eingeführt  haben,  ist  anerkannt,  dass  der  Krone  und  be- 


2)  So  z.  B.  Baden,  V.-U.  ISIS.  §.  07.  (siehe  §.  394.  Note  3).  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  125.  —  Kurhessen, 
V.-U.  1852.  §.  77.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  133.  §.  2.  — 
Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  77. 

3)  Nassau,  Patent  v,  1.  u.  2.  Sept.  1S14.  §.2.  Nr.  2.  „(Die  Stände)... 
können  fordern,  dass  gegen  unsere  Staatsminister,  so  wie  auch  gegen 
Landescollegien,  wegen  bestimmter  Beschuldigungen  eine 
Unters uchungscommlssiou  niedergesetzt  werde,  wenn  diese  Beschul- 
digungen auf  bescheinigten  Angaben  beruhen"  etc. —  Bayern,  V.-U.  1818. 
Tit.  VH.  §.  5.  sichert  zu,  dass  der  König  die  Beschwerden  der  Stände 
„gegen  die  Staatsminister  oder  andere  Behörden  nach  der  Natur 
des  Gegenstandes  durch  den  Staatsrath  oder  die  o  bers  te  Jus  ti  zsteile 
untersuchen  und  darüber  entscheiden  lassen  wird."  —  Uebereinstimmt:  K, 
Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  140.  —  Vergl.  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept. 
1848.  §.  102.  —  Weimar,  rev.  G.  G.  1S50.  §.49.  50.  —  Reuss,  j.L., 
V.-U.  1852.  §.  110.  111.  und  überhaupt  die  hier  in  Note  1.  angeführten 
Gesetze. 

1)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  110.  „Beschwerden  gegen  die  oberste 
Staatsbehörde  und  einzelne  Vorstände  von  Ministerialdepartements  über  die 
Anwendung  der  Gesetze  in  der  Landesverwaltung  und  llechtspflege  kann, 
insoferne  sich  nicht  desshaib  beide  Kammern  zu  vereinigen  vermögen  ,  auch 
jede  Kammer  allein  anbringen." —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.81.  ,,.Iede 
Kammer  hat  für  sich  das  Recht,  Adressen  an  den  König  zu  richten."  —  Die 
Bestimmungen    der   Verfa^sungsurkunden    in    den   anderen    Staaten    mit   zwei 
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ziehimgsweise  den  Behördea  innerhalb  ihres  verfassungsmässigen 
Wirkungskreises  das  Recht  zusteht,  ohne  Mitwirkung  der 
Stände  die  zur  Vollstreckung  und  Handhabung  der  Ge- 
setze erforderlichen  Verordnungen  zu  erlassen').  Auf  der 
anderen  Seite  wird  ebenfalls  in  allen  diesen  Staaten  theils  aus- 
drücklich ,  theils  als  selbstverständlich  in  dem  Beschwerderechte 
inbegriffen,  den  Landständen  das  Recli4  beigelegt,  die  von  der  voll- 
ziehenden Gewalt  ausgegangenen  Verordnungen  insoweit  zu  prüfen, 
als  deren  Verfassungsmässigkeit  in  Frage  steht.  Die  Landstände 
oder  Kammern  können  zu  diesem  Behufe  eine  besondere  Commis- 
sion  ernennen,  welche  die  seit  dem  letzten  Landtage  ergangenen 
Verordnungen  aufzusuchen,  und  über  diejenigen  Bericht  zu  er- 
statten bat,  deren  Verfassungsmässigkeit  einer  Beanstandung  zu 
unterliegen  scheint,  worauf  die  Landstände  oder  die  Kammern 
in  der  regelmässigen  Form  ihres  Geschäftsganges  darüber  zu  be- 
rathen  und  nach  Befund  Anträge  an  die  Staatsregierung  zu  stellen 
befugt  sind,  um  die  Zurücknahme  der  als  verfassungswidrig  er- 
achteten Verordnungen  zu  erwirken  2).  IL  Insbesondere  zeichnen 
die  meisten  Verfassungsurkunden  die  sog.  provisorischen  Ge- 
setze, d.  h.  jene  allgemeinen  Verordnungen  aus,  welche 
die  Staatsregierung  seit  dem  letzten  Landtage  aus  Rücksicht  auf 
die  Dringlichkeit  der  Umstände  über  solche  Gegenstände  zu 
erlassen  sich  veranlasst  gefunden  hat,  worüber  nach  der  Verfassung 
regelmässig  nur  durch  förmliche,  mit  ständischer  Zu- 
Kammern, siehe  oben  §.  360.  383.  —  Wegen  förmlicher  Anklagen 
der  Minister,  siehe  aber  unten  §.  404. 

•)  Vergl.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  66.  ,,Der  Gro.ssherzog . . .  erlJsst  die 
zu  deren  (der  Gesetze)  Vollzug  und  Handhabung  eiTordeilichen  —  die  aus 
dem  Aufsicbls-  und  Verwallungsrechte  abfliessenden  —  und  alle  für  die 
Sicherheit  des  Staates  nölhigen  Verfügungen  ,  Reglements  und  allgemeinen 
Verordnungen."—  Uebereinslimmen  :  W  ü  r  t  e  m  b  e  rg,  V.-U.  1519.  §.89. — 
Grossb.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.  73,  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829. 
§.  85.  —  K.Sacbsen,  V.-U.  1S31.  §.  87.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  211.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.101.  -  Hannover,  Ges. 
V.  5.  Sept.  184S.  §.  71.  —  Scbwarzburg-So  n  d  e  rshausen,  V.-U.  1849. 
§.[61.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §  45  —  A  nhalt- Be  r  u  bürg,  V.-U. 
1850.  §.  83.  a  linea  3.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852  §.75.  alinea2. — 
Waldeck,   V.-U.   1S52.   §    5. 

*)  Vergl.  die  im  §.  393.  Note  1.  und  2.  aBgeführlen  Verfassungsbeslim- 
mungen. 

Zöpfl,  Sutatarcctat.  4tc  Aufl.   U.  32 
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Stimmung  erlassene  Gesetze  Bestimmungen  getroffen  werden 
können.  Indem  die  Verfassungen  das  Recht  der  Slaatsregierungen, 
provisorische  Gesetze  in  dem  angegebenen  Sinne  zu  er- 
lassen, anerkennen  3),  legen  sie  zugleich  den  Ständen  das  Recht 
bei,  Anträge  auf  deren  "Wiederaufhebung  zu  stellen*),  und  stellen 
sogar  in  neuerer  Zeit  regelmässig  den  Gi'undsatz  auf,  dass  diese 
provisorischen  Gesetze  von  der  Staatsregierung  selbst  dem  näch- 
sten Landtage  zur  Prüfung  vorgelegt  werden  müssen,  und,  wenn 
die  ständische  Zustimmung  nicht  erfolgt,  sofort  wieder  aufzu- 
heben sind-'').  III.  INach  einigen  Verfassungsurkunden  treten  die 
provisorischen  Gesetze  sogar  sofort  und  ohne  Weiteres  ausser 
Wirksamkeit ,  wenn  die  ständische  Zustimmung  ausdrücklich  ver- 
weigert   ist**).      IV.   Die   Versagung   der   ständischen  Zustimmung 


3)  Baden,  V.-ü.  1818.  §.66.  „Er  (der Grossherzog)  erlässt  auch  solche 
ihrer  Natur  oacb  zwar  zur  ständischen  Beralhung  geeignete,  aber 
durch  das  Slaatswolil  dringend  gebotene  Verordnungen,  deren 
vorübergehender  Zweck  durch  jede  Ver«ögeriing  vereitelt  würde." — Üeber- 
einstiinnien :  Würtemberg,  V.  -  U.  1819.  §.  89  —  Grossb.  Hessen, 
V.-U.  1820.  §.  73.  —  K.  Sachsen,  V.  -  U.  18.31.  §.  88.  —  S.  Alteo- 
burg,  V.-U.  1831.  §.  211.  —  Hannover,  Ges.  v.  5. Sept.  1848.  §.72  — 
S  chwarz  bürg- Sondershau  s  e  n  ,  V.-U,  1849.  §.  107.  in  der  durch 
Gesetz  vom  2.  August  1852.  §.  31.  erhaltenen  Fassung.  —  Preussen, 
V.-U.  1850.  §.  63.  —  S.Weimar,  rev.  G.G.  1850  §.  61.  —  Anbalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  83.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  75. 
a  linea  3.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.130.  —  Reuss,  j.  L.. 
V.-U.   1852.  §.  66.  —  VValdeck,   V.-U.    1S52    §.7. 

*)  Baden,  V.-U.  1818.  §.  67.  ,,...  Verordnungen ,  worin  Bestimmun- 
gen eingeflossen,  wodurch  sie  (die  Stände)  ihr  Z  ust  i  mm  un  gs  re  ch  t  für 
gekränkt  erachten,  sollen  auf  ihre  erhobene  gegründete  Beschwerde  so- 
gleich ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden." 

5)  Ausdröcklich  sagen  dies:  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.72. — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  107.  in  der  durch 
Ges.  V.  2.  Aug.  1852.  §.  31.  erhaltenen  Fassung.  —  Preussen,  V.-ü. 
1850.  §.  63.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  .§.  83.  a  linea  2.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  75.  a  linea  4.  —  Waldeck,  V.-U.  1852. 
§.  7.  a  linea  2:  ,, Erfolgt  eine  Vereinigung  nicht,  so  müssen  die  erlassenen 
Verordnungen  entweder  sofort  aufgehoben,  oder  einem  innerhalb  dreier 
Monate  zu  versammelnden  neuen  Landlage  vorgelegt  werden.  Verweigert 
auch  dieser  seine  Zustimmung,  so  erfolgt  alsdann  die  Aufhebung  der 
fraglichen  Verordnungen." 

')  Ausdrücklich  bestimmt:  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  Is50.  §.  61,  dass 
provisorische  Gesetze,   „die   von    dem  nächsten  Landtage  nicht    ausdrück- 
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bewirkt  jedoch  keine  Ungültigkeit  des  provisorischen  Gesetzes  mit 
rückwirkender  Kraft').  V.  Es  stehet  jederzeit  der  Staatsregie- 
rung frei,  der  Ständeversamnilung  die  Anzeige  zu  machen,  dass 
sie  ein  provisorisches  Gesetz  bereits  selbst  wieder  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  habe.  In  diesem  Falle  ist  auch  für  die 
Ständeversammlung  keine  Veranlassung  gegeben,  sich  weiter 
mit  der  Prüfung  eines  solchen  zurückgenommenen  provisorischen 
Gesetzes  zu  beschäftigen ,  insoferne  sie  nicht  der  Zurücknahme 
ungeachtet  in  dem  Inhalte  des  betreffenden  provisorischen  Ge- 
setzes einen  besonderen  Grund  zur  Ministeranklage  fin- 
den sollte. 

§.  395. 

Landständisches  Prüfungsreclit  der  von  der  Krone 

abgeschlossenen  Staatsverträge. 

a)   Im  Allgemeinen. 

I.  So  wie  die  Vertretung  des  Staates  in  seinen  auswärtigen 
Verhältnissen  überhaupt,  so  erscheint  auch  insbesondere  das  Recht, 
Staats  vertrage  abzuschliessen,  als  ein  Recht  der  Krone, 
bei  dessen  Ausübung  die  Stände  nach  der  übereinstimmenden 
Staatspraxis  aller  europäischen  repräsentativen,  sowie  auch  selbst 
der  parlamentarischen  Monarchien,  nicht  oder  doch  wenigstens 
nicht  unmittelbar  theilnehmen   können^),    und   zwar  schon 


lieh  angenommeu  werden,  mit  dem  Eade  des  Letzteren  von  selbst 
und  ohne  Weiteres  ausser  KraTt  treten," —  S.  Co  b  urg- Go  th  a,  V.-U. 
1852.  §.  130.  ,,...  Erfolgt  diese  Zustimmung  nicht,  so  tritt  die  Verordnung 
sofort  wieder  ausser  Kraft."  —  Dasselbe  folgt  auch  aus:  Reuss,  j.  L., 
V.-U.    1S52.    §.  G7.  a  linea  2. 

^)  Ausdrücklich  sagt  dies  nur:   Reuss  j,  L.,  V.-ü.  IS52.  §.  67.  a]inea2. 

1)  Ausdrücklich  erklären  die  französischen  Charten  v.  4.  Juni  1814.  art.  14 
und  V.  1  1.  Aug  ls30.  art.  13,  deren  Grundgedanken  in  dieser  Beziehung  allen 
deutschen  Verfassungsurkunden  zu  Grunde  liegen,  wenn  sie  auch  nicht  den- 
selben Satz  (als  selbslvcrsti'indiich)  wörtlich  aufgenommen  haben:  „Le  Roi 
est  le  Chef  suprerae  de  l'Etat :  il .  .  .  fait  les  traitcs  depaix,  d'al- 
liance  et  de  com  merc  e  "  elc. —  Dieser  Artikel  14.  resp  13.  bezweckte 
überbanpl  nur,  eine  spezielle  Aufzählung  der  Rechte  zu  geben,  welche  die 
Krone  ohne  Mitwirkung  der  Kammern  ausüben  durfte,  nachdem  schon  in  dem 
vorhergebenden  Artikel  (12.  13.)  das  Prinzip  ausgesprochen  war:  ,,Au 
Roi  seul  appariient  la  puissance  excculive." 

32? 
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ans  dem  Grunde,  weil  ihnen  die  erste  Vorbedingung  der  völker- 
rechtlichen Vertragsfähigkeit,  nämhch  die  Souverainetät  2), 
mangelt.  11.  Die  Ahschliessung  eines  Slaatsvertrages  ist  überhaupt 
in  der  constitutionellen  Monarchie  nicht  als  ein  Akt  der  Legis- 
lation, sondern  als  ein  Akt  der  Administration  oder  der 
vollziehenden  Gewalt,  die  der  Krone  allein  zusteht,  aufzu- 
fassen, da  die  gesetzgebende  Gewalt  eines  Staates  überhaupt  nicht 
über  dessen  Grenzen  hinaus  wirken  kann.  Auch  lehrt  die  Er- 
falinmg,  dass  es  nur  die  Organe  der  vollziehenden  Gewalt 
sind,  durch  welche  Staatsverträge  unter  souverainen  Staaten  ab- 
geschlossen werden  und  abgeschlossen  werden  können.  III.  Hier- 
aus ergibt  sich  als  leitender  Grundsatz,  dass  den  Ständen 
im  Allgemeinen  auch  nur  dieselben  Befugnisse  in  Bezug  auf  die 
von  der  Staatsregierung  abzuschliessenden  oder  abgeschlossenen 
Staatsverlräge  zustehen,  wie  in  Bezug  auf  jeden  anderen  Akt  der 
vollziehendeu  Gewalt. 

§.  396. 

b)  Stäüdisclie  Rechte  in  Bezng  auf  abzuscLliessende 

Staatsverträge. 

1.  So  wenig  eine  Staatsregierung  überhaupt  verpflichtet  ist. 
Über  die  Vorordnungen,  welche  sie  in  der  Zukunft  zu  erlassen 
sich  bewogen  finden  könnte ,  oder  über  die  künftig  von  ihr  zu 
ergreifenden  Maassregeln  im  Voraus  den  Ständen  Vorlagen  zu  machen, 
ebensowenig  ist  eine  Staalsregierung ,  beziehungsweise  das  Mini- 
sterium,  schuldig,  den  Ständen  auf  etwaige  Interpellationen  Aus- 


2)  Von  den  deutschen  Verfassungsurkunden  erkennen  das  Recht  der  Krone, 
allein  die  Slaalsverlr;"ge  abzuschliessen,  ausdrücklich  an:  Hanno- 
ver, L.  G.  G.  1840.  §.  II.  a  iinea  2.  „Nur,  Er  (der  König)  ..  schliesst 
Verträge  mit  amleren  Staaten  ab,  und  erwirbt  dadurch  nicht  nur  Rechte  dem 
Küüigreithe.  sondern  verpflichtet  auch  dadurch  dasselbe  zur  Er- 
füllung der  verlragsmässigeo  Verbindlichkeiten"  —  Preussen,  V.  ■  ü. 
1S50.  §.  tLS.  „Der  König  bat  das  Recht,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
scbliessen,  auch  andere  Verträge  mit  Treinden  Regierungen  zn  errichten  " 
tSiebe  noch  §.  396.  Note  13).  —  An  halt- Bern  bürg,  V.-ü.  1850.  §.84. 
a  Iinea  4  :  „  Der  Herzog  schliesst  die  Staalsverträge  mit  anderen  Regierun- 
gen ab  "  -  Ebenso:  Ol  d  enb  u  rg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  6.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1S52.  §.  128.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  69.  70.  — 
Waldeck,   V.-U.    1852    §.  11. 
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kunft  über  die  beabsichtigten  Staatsvertnlge  während  der  mit 
anderen  Staaten  schwebenden  ünterhandhingen  zu  erlheilcn,  oder 
denselben  die  vereinbarten  Entwürfe  vor  dem  förmlichen  Ab- 
schlüsse zur  Kenntnissnahme  oder  Prüfung  vorzulegen  ').  II.  Hier- 
bei ist  besonders  die  Rücksicht  entscheidend,  dass  sehr  oft  das 
Zustandekonjnien  eines  für  das  Wohl  des  Staates  sehr  \vesent- 
lichen  Staatsverlrages  scheitern  würde,  wenn  derselbe  vor  seinem 
förmlichen  Abschlüsse  in  der  Ständeversammlung  zur  Besprechung 
gebracht  würde,  indem  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  dass  selbst  die 
Veranstaltung  einer  geheimen  ständischen  Berathung  keine  Bürgschaft 
für  die  häufig  nolhwendige  Bewahrung  des  Geheimnisses  gewährt -). 
III.  Dagegen  steht  es  der  Staatsregierung  jederzeit  frei,  wenn  die- 
selbe es  für  zweckmässig  erachtet,  die  beabsichligten  Staatsver- 
Iräge  den  Ständen  zur  Begutachtung  vorzulegen  und  sich  deren 
Billigung  im  Voraus  zu  versichern  ^).  IV.  Die  Zustimmung  der 
Stände  zu  einem  Staatsverlrage,  oder  die  Erhebung  desselben  zu 
einem  wirklichen  Gesetze  und  die  Einkleidung  in  die  Formen 
eines  solchen,  kann  auch  unter  den  confrahirenden  Staaten  selbst 
als  Bedingung   seiner  Verbindlichkeit   stipulirt  werden-*).     V.   Ein 


')  Ausdrücklich  sagt  dies:  Sc  li  wa  r  zburg- S  on  d  er  s  h  a  u  s  en,  V.  -  ü. 
184'J.  §.  126.  (siebe  §.  384.  Note  10).  —  Auch  in  England  ist  dies  un- 
iweifelhafle  Staatspraxis.  Aus'iahmslos  und  jederzeit  haben  daselbst  noch 
alle  .\1iriisler  auf  die  Inlerpellalionfin  wegen  abzuschliesseoder  Staatsverträge 
iu  den  beiden  Häusern  <ies  Parlaments  mit  grösster  Eiitschiedenbeil  jede 
Auskunft  verweigert,  und  dessbalb  auf  die  Prärogative  der  Krone  und  auf 
ihre  ministerielle  Verantwortlichkeit  hingewiesen.  Vergl.  z.  B.  Peel'sRede 
im  Cnlerhause  am  21.  M.irz  1S43.  —  INacIigiebigkeil  eines  Minisleriums  ge- 
gen .solche  ständische  Interpellationen  ist  stets  ein  Zeichen  seiner  beginnen- 
den Schwäche.  Man  erinnere  sich  nur  an  die  Nachgiebigkeit  des  französi- 
schen Ministeriums  (Guizot)  bei  Gelegenheit  der  Debatten  über  die  Er- 
neuerung des  Vertrages  mit  England  über  das  ÜurcLsuchüugsrechl  zur  Ver- 
hütung des  Negerbandeis.  1843 — 45. 

2)  Schon  ein  gewöhnlicher  Geschäftsniunc  wiiide  nicht  besteben  und  kein 
Geschäft  von  irgend  einer  Bedeutung  zu  Stande  bringen  können ,  wenn  er 
seine  beabsichtigten  Spekulationen  in  die  Oeffentlichkeit  bringen  würde;  um 
wie  viel  weniger  eine  Staalsregierung! 

3)  Grosse  Staaten,  wie  England,  pflegen  dies  durchaus  zu  vermeiden, 
damit  nicht  eine  Staatspra.\is  sich  einschleiche,  welche  am  Ende  die  Vor- 
lage der  beabsichtigten  Staatsverlräge  an  die  Stände  (oder  Parlamente)  zur 
Regel  machen  würde. 

*)  Dies  geschab   z.  ß.  im  J.   1612,    bei    der  Errichtung    eines  Ebeverlra- 
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Recht  auf  Einsichtnahme,  Berathung  und  Zustimmung  oder  Ver- 
weigerung derselben  haben  aber  die  Stände  in  Bezug  auf  die  be- 
absichtigten Staatsverträge  nur  dann,  wenn  die  Staatsregie- 
rung in  einzelnen  Fällen  ihnen  ein  derartiges  Versprechen 
ertheilt  hat,  oder  wenn  und  soweit  die  Verfassungsgesetze  eines 
Staates  eine  solche  Vorlage  ausdrücklich  vorschreiben ,  oder  ein 
Staatsherkommen  besteht,  nach  welchem  die  Zustimmung  der 
Stände  zur  Rechtsgültigkeit  eines  Staatsvertrages  über  gewisse 
Gegenstände  für  nothwendig  gilt.  VI.  In  den  älteren  landständi- 
schen Freibriefen  war  ein  solches  Zustimmungsrecht  den  Ständen 
häufig  in  Bezug  auf  die  Abtretung  des  Landes  oder  von  Landes- 
theilen  an  einen  fremden  Herrn  und  in  Bezug  auf  die  Verpfän- 
dungen des  Landes  oder  seiner  Theile  zugesichert.  Heut  zu  Tage 
ist  ein  solches  Zustimmungsrecht  der  Stände  zu  der  Veräusserung 
des  Landes  oder  von  Landestheilen  und  deren  Verpfändimg  all- 
gemein in  den  deutschen  Staaten,  theils  stillschweigend 
durch  die  Aufnahme  des  Grundsatzes  der  ünveräusserlichkeit 
des  Staatsgebietes  anerkannt  5),  theils.  ausdrücklich  er- 
wähnt 6),  und  regelmässig  auch  zur  Belastung  oder  Veräusserung 
des  Domänen-  oder  Kammergutes  die  ständische  Einwilhgung 
ausdrücklich    erfordert').     Nur    Noth fälle,    wie    durch    Krieg 


ges  zwischen  Ludwig  XIII.  von  Frankreich  und  der  spanischen  Infantin 
Anna;  ebenso  im  J.  1659.  bei  Gelegenheit  der  Eheberedung  L  udw  ig 's  XIV. 
und  der  Infantin  Maria  Theresia.  —  Meine  Schrift  über  die  spanische 
Successionsfrage,  Heidelberg  1839,  §.  32.  u.   f. 

*)  Vergl.  unten  die  Lehre  vom  Staatsgebiete. 

*)  Ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten:  K.  Sachsen,  V.  -  U.  1831. 
§.  2.  „Kein  Bestandlheil  des  Königreiches  oder  Recht  der  Krone  kann  ohne 
Zustimmung  der  Stände  auf  irgend  eine  Weise  veräussert  werden."  — 
Braunschweig, n.  L.  0.  1832.  §.  1.  „...Kein  Bestandlheil  des  Herzog- 
tbums  kann  ohne  Zustimmung  der  Stände,  Grä  u  z  b  eri  ch  t  i  guii  ge  u  aus- 
genommen, veräussert  werden."  —  Aebnlich:  Hannover,  L.  G.  G  1840. 
§.  1.  —  Schwarzburg- Sondershausen,  V.-U,  l<^49.  §2.  -  Wei- 
mar, rev.  G.  G.  1850.  §.  4.  Nr.  7.  —  Anh  alt- Be  r  nbu  rg,  V.-ü.  1850. 
§.  2.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  1.  a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  an.  3.  §.  1.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.2-—  Prcussen, 
V.-U.  1850.  §.  2.  „Die  Grenzen  dieses  Staatsgebietes  können  nur  durch 
ein  Gesetz  verändert  werden."  —  Uebereinstimmt :  Reuss,  j.  L. ,  V.-ü. 
1852.  §.  4.  vergl.   auch  eben  das.  §.   70.   (siehe  §.  396.  Note   13). 

')  Siehe  unten  die  Lehre  von  den  Domänen  und  Kammergütern. 
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erzwungene  Abtretungen  von  Landeslheilen ,  machen  davon  eine 
Ausnahme*^);  nach  einigen  Verfassungen  auch  Grenzbe- 
r  ichligunge  n  ^),  jedoch  diese  mitunter  nur  unter  gewissen 
Beschränkungen  •")•  ^'^J-  im  Uebrigen  schweigen  die  deut- 
schen Verfassungsurkunden  vor  dem  Jahre  1840  von  ständischen 
Rechten  in  Bezug  auf  Staatsverträge ;  erst  in  den  Verfassungs- 
gesetzen seit  den  Jahre  1840  finden  sich  darüber  einige  Bestim- 
mungen"). VIII.  Nur  in  wenigen  der  neuesten  Verfassuiigsurkunden 
tindet  sich  eine  Verschrift,  wonach  die  Gültigkeit  der  Staatsver- 
träge überhaupt  von  der  Zustimmung  der  Stände  abhängig  ge- 
macht wird  '^),  oder  doch  bei  Slaatverträgen  über  gewisse  Gegen- 
stände die  Zustimmung  der  Stände  vor  dem  Abschlüsse  als  Be- 
dingung der  Gültigkeit  erklärt  wird'^). 


*)  Würlemberg,  V.-U.  1819.  §.  2.  a  linea  3.  „...unabwendbarer 
.\othfall."  —  Hannover,  L.  G    G.  1840.  §.  1.  a  linea  2.  „Friedensschlüsse." 

'J)  Br.aunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  1.  (siehe  Note  6).  —  Hanno- 
ver, L.  G.  G.  1840.  §.  I.  a  linea  2.  —  Kurhesseu,  V.-U.  1852.  §.  2. 
a  linea  2. 

'0)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  2.  a  linea  2,  ,,  Grenzberichtigungen 
mit  benachbarten  Staaten  sind  bierunter  (unter  der  ständischen  Zustiiuniung) 
nicht  begriffeu,  wenn  nicht  dabei  Unterthanen  abgetreten  werden,  welche 
unzweifelhaft  zu  dem  Königreiche  gehört  haben."  —  Uebereinstimmen  : 
Schwarzburg- Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  2  —  S.  Weimar, 
rev.  G.  G.  18.50.  §.4.  Nr.  7.  —  Ä  nhal  t- Ber  n  bu  rg  ,  V.-U.  1850.  §.  2.  — 
Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  4.  a  linea  2.  —  Waldeck,  V.-U.  18-52. 
§.  2.  a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  3.  §.  2.  „Auch 
Grenzberichtigungeo  bedürfen  der  Zustimmung  des  Landtages,  wenn  dabei 
Staatsangehörige  aus  dem  Staatsverbande  treten,  oder  Krongnt  oder  Staats- 
gut aufgegeben,  oder  Gemeinde-  oder  Privatgrundstücke  wider  den  Willen 
der  Besitzer  abgetreten  werden  sollen." 

•1)  Zuerst  in  Hannover,  L.  G.  G.  1840  §.11.  (siebe  §.395.  i\ote  2.) 
und  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.74.  (siehe  §.  397.  Note  1.)  und  in  Seh  war  z- 
burg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  126.  (siehe  §.  384.  Note  10); 
sodann  in  deu  Verfassuugsurkunden  von  Preussen,  Anhalt-Bernburg, 
1^50.  —  Oldenburg,  1852.  —  S.  Cob  urg- Gotha,  1852.  —  Reuss, 
j.  L.,    1852.  und  Waldeck,  1852. 

>-J  Dies  ist  der  Fall  in  .\nh  al  t-B  er  n  bu  r  g  ,  V.-U.  1850.  §.  7Ü.  a  linea  2. 
,, Staatsverträge  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Genehmigung  des  Land- 
tages." —  Derselbe  Satz  wird  eben  das.  §.  84.  a  linea  4.  wiederholt,  mit 
dem  Beifügen:  „unbeschadet  einer  provisorischen  Ausführung  in  beson- 
ders dringenden  Fallen." 

'3)  Preussen,  V.-U.    1850.  §.  48.  a.  E.  „Letztere  (die  Slaatsverträge) 
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§.  397. 

c)  Ständische  Rechte  in  Bezng  auf  abgeschlossene 
Staatsverträge. 

I.  Hinsichtlich  der  von  der  Staatsregierung  abgeschlosse- 
nen StaalsvtTträge  gebührt  den  Ständen,  wie  hinsichthch  eines 
jeden  anderen  Aktes  der  vollziehenden  Gewalt,  das  Recht,  deren 
Vorlage  zum  Zwecke  der  Prüfung  ihrer  Verfassungsmässigkeit  und 
Verträglichkeit  mit  dem  Staatswohle  zu  verlangen,  und  das  Recht, 
nach  Befund,  desshalb  Beschwerde  zu  führen  oder  eine  Anklage 
der  Minister  zu  erheben  ^).  11.  Rechtlich  nothwendig  ist  der 
Natur  der  Sache  nach,  auch  wenn  es  kein  Gesetz  ausdrücklich 
sagt,  die  Vorlage  eines  abgeschlossenen  Staatsvertrages  zum 
ßehufe  seines  Vollzuges  an  die  Stände  imd  die  Einholung  ihrer 


bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung  der  Kammern,  sofern  es 
Handelsverträge  sind,  oder  wenn  dadurch  dem  Staate  Lasten  oder 
einzelnen  Staatsbürgern  Verpflichtungen  auferlegt  werden."  —  Achn- 
lich:  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  11.  -  S.  C  oburg- Gotha,  V.-U.  1852. 
§.  128.  a  linea  2.  „Zur  gültigen  Abscbliessung  der  Verträge  mit 
anderen  Staaten  gehört  die  Zustimmung  des  betreffenden  Landtages  dann, 
wenn  dadurch  dem  Staate  oder  Einzelnen  neue  Lasten  aufgelegt  oder  Ge- 
setze gegeben,  abgeändert,  oder  aufgehoben  werden.  Solche  Verträge  sind 
als  Gesetz  zu  veröffentlichen."—  Reuss  j.L.  V.-U.  1852.  §.70.  ,,Es  kann 
jedoch  durch  Verträge  mit  anderen  Staaten  kein  Theil  des  Staatsgebietes 
und  des  Eigenthumes  veräussert,  keine  Last  auf  das  Land  oder  dessen  An- 
gehörige übernommen  und  kein  Landesgesetz  abgeändert  und  aufgehoben, 
auch  keine  Verpflichtung,  welche  den  Rechten  der  Staatsbürger  Eintrag  thun 
würde,  eingegangen  werden,  ohne  dass  die  Zustimmung  der  Volksvertretung 
vor  dem  Abschlüsse  eingeholt  und  erlheilt  worden  ist."  (§.  71.)  ,,Von 
dieser  Vorschrift  sind  die  bereits  abgeschlossenen  Verträge  für  ihre  ver- 
tragsniässige  Dauer  ausgenommen."  —  Zustimmung  oder  Bestäti- 
gung des  Landtages  erfordert:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  6, 
wenn  die  Staatsverträge  a)  einen  Gegenstand  betreffen ,  über  welchen  ohne 
Zustimmung  des  Landtages  von  der  Staatsregierung  verfassungsmässig  An- 
ordnungen gültig  nicht  getroffen  werden  können,  oder  b)  Handels-  oder 
Schifffaiirtsverlräge  und  nicht  einfache  Gegenseitigkeitsverlräge  sind;  oder 
c)  einzelnen  Slaatsbürgern  besondere  Lasten   auflegen." 

')  Ausdrücklich  besagt  nur  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  74. 
,,Von  den  vom  Könige  mit  anderen  Staaten  abgeschlossenen  Verträgen  soll 
der  allgemeinen  Stiindeversammlung ,  sobald  die  Verhältnisse  es  erlauben, 
Kennlniss  gegeben  werden." 
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Zustimmung  insoweit,  als  derselbe  Verhältnisse  berührt,  hinsicht- 
lich deren  die  Unterthanen  nach  der  Staatsverfassung  nur  durch 
Gesetze  verpflichtet  werden  können,  die  mit  ständischer 
Zustimmung  errichtet  worden  sind;  also  wenn  in  dem  Staats- 
vertrage Bestimmungen  enthalten  sind ,  welche  die  Freiheit  und 
das  Eigenthum  der  Bürger,  das  Civil-  oder  Strafrecht,  oder  die 
Gerichtsverfassung,  oder  den  Staatshaushalt,  insbesondere  die  Ab- 
gaben und  Besteuerung  betreffen,  wohin  auch  im  Allgemeinen  die 
Handels-  und  SchiflTahrtsverlräge  zu  rechnen  sind  -).  Ilf.  Bezüg- 
lich der  Mittel  zur  Ausführung  der  abgeschlossen  en  Staats- 
verträge hat  die  Slaatsregierung  die  Bewilligung  der  Stände 
nachzusuchen').  IV.  Dadurch,  dass  die  Stünde  einen  Staatsvertrag, 
zu  dessen  Abschlüsse  die  Krone  ohne  vorher  einzuholende  ständi- 
sche Zustimmung  verfassungsmässig  befugt  war^),  beanstanden, 
dagegen  Beschwerdeführung  oder  Ministeranklage  beschliessen,  oder 
ihre  Zustimmung  zu  dessen  Vollzuge,  oder  die  hierzu  erforder- 
lichen Mittel  verweigern ,  hört  ein  abgeschlossener  Staatsvertrag 
nicht  auf,  für  die  Staatsregierung  dem  contrahirenden  frem- 
den Staate  gegenüber  verpflichtend  zu  sein  ^),  V.  Eine  Staats- 
regierung, welche  sich  durch  solche  Beanstandung,  Missbilligung 
oder  Weigerung  von  Seiten  ihrer  Stände  in  die  Lage  gebracht 
sieht,   ihrer  eingegangenen  Verpflichtung  gegen  einen  auswärtigen 


2)  Es  sind  dies  somit  ül)erhaü|it  jene  Gegenstände ,  bei  welchen  neuere 
Verfassungsgesetze  (siehe  §.  396.  Note  1.3.)  nunmehr  sogar  die  Vorlage  der 
Slaatsverlräge  an  die  Stände  vor  dem  Abschlüsse  vorzuschreiben  pfle- 
gen. —  Ausdrücklich  erkennt  dies  an:  Hannover,  L.  G.  G.  1S40.  §.  11. 
a  linea  3.  ,, Erfordert  die  Ausführung  der  Verträge  die  Bewillignng 
von  Geld  mit  lein  aus  der  Landeskasse,  oder  sollen  die  Verträge  eine 
Abänderung  besteheuder  Landesgesetze  hervorbringen,  so  bedarf  es  hiezn 
der  verfassungsmässigen  Mitwirkung  der  Stände." 

3)  Hannover,  L.  G.  G  1S40.  §.  11.  a  linea  3.  (siehe  \ote  2].  Vergl. 
auch  die  im  §.  39b.  Note  13.  angeführten  Verfassungen.  —  Ueber  die  be- 
sondere Verpflichtung  der  Landstäude  zur  Bewilligung  der  Geldmittel  behufs 
der  Erfüllung  der  bundesmässigen  Verpfliehlungen  der  Landesregierung,  siehe 
oben  §.   152.   und  33S. 

*)  Siehe  §.  396.  Note  12.  13.  —  Auch  gehört  hieher ,  was  in  diesem 
§.  396.  VII.  hinsicbilich  der  landständisrhen  Zustimmung  zu  Gebietsabtre- 
tungen vorgetragen  worden  ist. 

*)  Vergl.  Hannover,  L.  G.  G,  1S40.  §.  11.  a  linea  2.  (siehe  oben 
$.  395.  Note  2). 
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Staat  nicht  nachkommen  zu  können,  muss  daher  entweder  den 
Widerspruch  ihrer  Stände  auf  landesverfassungsmässigem  Wege. 
z.  ß.  durch  Auflösung  der  bisherigen  Ständeversanimlung  und  Ver- 
ständigung mit  neu  berufenen  Ständen  zu  beseitigen,  oder  eine 
Auflösung  des  Staatsvertrages  durch  diplomatische  Verhandlung 
mit  ihrem  Contrahenten  herbeizuführen  suchen,  wobei  regelmässig 
ein  vorgängiger  Minist^rwechsel  unvermeidlich  sein  wird.  VI,  Die 
Voraussicht  sehr  unangenehmer,  nach  Umständen  sogar  den  Frie- 
denszustand bedrohender,  Verwickelungen  mit  anderen  Staaten, 
welche  eintreten  können,  weni>  der  andere  contrahirende  Staat  nicht 
auf  diplomatischem  Wege  zur  Aufhebung  des  Vertrages  zu  bestimmen 
ist,  sowie  auch  mitunter  die  Erwägung,  dass  die  sonstigen  Vortheile 
eines  zwar  nicht  in  allen  seinen  Punkten  den  ständischen  Wünschen 
entsprechenden  Staatsvertrages  für  das  Land  gänzlich  verlorengehen 
müssten,  werden  aber  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  eine  Stände- 
versammlung zu  dem  Beschlüsse  kommen  lassen,  dem  Vollzuge 
eines  von  der  Staatsregierung  bereits  abgeschlossenen  Vertrages 
ihre  Zustimmung  zu  verweigern. 

§,  398, 

4)    Ständische  Rechte  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt. 

a)   Allgemeine  Üebersicht. 

In  Bezug  auf  den  Staatshaushalt  kommen  den  Ständen  sowohl  nach 
der  Grundidee  der  repräsentativen  Monarchie  überhaupt,  als  nach  den 
einzelnen  deutschen  Verfassungen  folgende  Rechte  zu :  I.  das  Recht, 
von  der  Regierung  die  Aufstellung  und  Vorlage  eines  Anschlages  über 
die  Staatseinnahmen  und  über  den  S  taa  tsbedarf  (sog.  Fi- 
nanzetat, Budget)  zu  verlangen  ').     Diese  Aufstellungen  geschehen 


')  So  z.  B,  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  Vll.  §.  4.  ,, Den  Ständen  \\ird ..  . 
die  genaue  üebersicht  des  Staatsbediirfnisses ,  sowie  der  gesauiniten  Staats- 
einnahmen (Budget)  vorgelegt  werden,  welche  dieselbe  durch  einen  Aussehuss 
prüfen  und  so'lann  über  die  zu  erhebenden  Steuern  in  Berathung  treten."  — 
Baden,  V.-l'.  ISIS.  §.  55,  —  W  ü  rt  e  re  b  erg,  V.-U.  1819.  §.  111.  — 
Grossh,  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  ßT.  —  S.  Meiniugeu,  V.-U.  1829. 
§.  47.  81.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  9S,  —  S,  Alteoburg,  V.-U. 
1831.  §.  203.  und  207.  —  Brau  n  sc  h  we  ig ,  u,  L.  0.  1832,  §.  184,  — 
Hannover,  (ies.  v,  5.  Sept,  1S4'>.  §,  90.  94.  —  Seh  warzb  n  rg- S  on - 
dershausen,    V.-U,  1849.  §.    IIH.  —  Preusscn,  V,-U,  l'>50,  §.99.  — 
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jederzeit  fUr  einen  bestimmten  Zeitraum,  sog,  Finanzperiode, 
deren  Dauer  in  den  einzelnen  Verfassungsinkiinden  sehr  verschie- 
den beslimml  ist-).  Regelmässig  wird  ein  ordentliches  und 
ausserordentliches  Budget  unterschieden,  wovon  das  Erstere 
insbesondere  den  Anschlag  der  regelmässigen,  das  Letzk-re  den 
Anschlag  der  nur  vorübergehenden  oder  einmaligen  Ausgaben  dar- 
zustellen hat.  11.  Die  Stände  haben  das  Recht,  bei  der  Fest- 
stellung des  von  der  Regierung  vorgelegten  Budgets  mitzuwirken; 
sie  dürlen  daher  dasselbe  berathen,  und  Aenderungen  an  den  ein- 
zelnen Sätzen  desselben  vorschlagen  3).  Wo  zwei  Kammern 
bestehen,  ist  dieses  Recht  mitunter  nur  der  zweiten  Kammer 
eingeräumt;  der  ersten  Kammer  ist  sodann  nur  gestattet,  das 
von  der  zweiten  Kammer  angenomme  Budget  oder  Finanzgesetz 
entweder  ohne  weitere  Abänderung  anzunehmen,  oder 
im  Ganzen    abzulehnen'*).     III.    Unstreitig  haben  die  Stände  in 

S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1850.  §.  3(i.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-L'.  1850. 
§.  75.  —  Kurhessen,  V.-U  1S52.  §  111.  118.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  189.  —  S,  Cob  u  rg- Gotha ,  V.-U.  1852.  §.  119.  — 
Reuss  j.  L  ,  V.-U.  1852.  §.  56.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  85. 

2)  Eine  sechsjährige  Finanzperiode  bat:  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  VII. 
§.  5.  6.  —  Eine  vierjährige:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  203.  — 
Scbwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  111  u.  f.  —  S.  Co- 
burg-Gotba,  V.-U.  l'^52.  §.  119.  —  Eine  dreijährige:  Wiirtemberg, 
V.-U.  1819.  §.  112.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  67.  —  K. 
Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  98.  und  Ges.  v.  5.  Mai  1851.  §.  3.  —  Brauu- 
scbweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  1S4.  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1S50. 
§.  35.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  111.  118.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852.  art.  190.  —  Reuss,  j.L.,  V.-U.  1852.  §.  57.  —  Waldeck, 
V.-ü.  1852. §.86.— Eine  zweijährige  hat:  Baden, V.-U.  1818.  §.54.— 
Eine  einjährige:  S.  IVJeiningen,  V.-U.  1829.  §.  47.  a  linea  3.  ,,Die 
Summen ,  welche  auf  die  verscLiedeneu  Zweige  der  Staatsverwaltung  ver- 
wandt werden  sollen,  werden  jährlich,  oder  nach  Befinden  auf  mehrere 
Jahre  festgesetzt."  (Da  aber  nach  §.  51  der  Verf. -Urkunde  nur  alle  drei 
Jahre  ein  ordentlicher  Landtag  stattfindet,  so  muss  sich  wohl  eine  dreijäh- 
rige Finanzperiode  gebildet  haben.  Vergl.  auch  ebendas.  §.  81.  b).  — 
Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  99.  a  linea  2.  „Letzterer  (der  Staalshaus- 
halts-Etat)  wird  jährlich  durch  ein  Gesetz  festgestellt."  —  Ebenso:  An- 
halt-Bern bürg,  V.-U.   1850.  §.   75. 

3)  Die  Kammern  können  sowohl  eine  Erhöhung,  als  eine  Erniedrigung 
der  Einnahme-  und  Ausgabepositionen  im  Budgel  vornehmen,  ^'eri;l.  norh 
unten  §.  399.  B. 

')  Eine    solche    Vorschrift   enthalten:    Baden,    ^^  -  ü.    1818.    §.  60.    — 
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den  deutscl.en  Staaten  das  Recht  der  Genehmigung  des  Bud- 
gets und  das  Bewilligungsrecht  in  Bezug  auf  die  Erhe- 
bung der  Steuern  und  Abgaben  und  die  Verwendung  anderer 
Staatseinnahmen,  auch  kommt  ihnen  iu  einem  gewissen  Sinne  und 
umfange  das  Recht  zu,  diese  Bewilligung  zu  versagen^).  IV.  Der 
mit  Zustimmung  der  Stände  festgestellte  Voranschlag  bildet  die 
Grundlage  des  zu  erlassenden  Finanzgesetzes  ^).  V.  Die  Stände 
sind  befugt,  auch  nachträglich  jene  üeberschreituiigen  des 
Budgets  zu  genehmigen,  welche  sie  für  gerechtfertigt  in  Anbetracht 
der  obwaltenden  Verhältnisse  anerkennen ').  VI.  Endlich  haben 
die  Stände  auch  das  Recht,  die  Vorlage  der  Staalsrechnungen  über 
die  abgelaufene  Finanzperiode  zu  verlangen  und  dieselben  zu  prü- 
fen^), und  je  nach  dem  Befunde  ihre  Zustimmung  zu  den  Rech- 


Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  ISl.  —  Gr.  Hessen,  V.-U.  lS2ü.  §.  67. — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  62.  a  lioea.S.  —  üeber  den  bei  solchem  Wider- 
spruche der  Abstimmungen  in  beiden  Kammern  nach  einigen  Verfassungsur- 
kuuden  zu  machenden  Vereioigungsversuch ,  siehe  oben  §.   383. 

s)  Hiervon  wird  im  §.  :W9.  besonders  gehandelt. 

«)  Ausdrücklich  sagen  dies  z.B.  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52.  art.  189. 
§.  3.  —  S.    Coburg -Gotha,   V.U.   1852.  §.   121. 

")  Ausdrücklich  sagen  dies:  Preussen,  V,  -  ü,  1850.  §.  104.  „Zu 
Etatsüberschreitungen  ist  die  nachträgliche  Genehmigung  der  Kammern  er- 
forderlich." —  Uebei einstimmt:  Auhait-Beruburg,  V.-U.  1850.  §.  75; 
mit  Beifügen :  „Diese  (Etatsüberschreitungen)  können  nur  durch  plötzlich 
eingetretene  Ereignisse  oder  unverhergesehene  Umstände  gerechtfertigt  wer- 
den."—  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1^52.  §.  124.  „  Ueberschreitungen 
des  Veranschlages  bedürfen  der  nachträglichen  Genehmigung  des  betreffenden 
Landtages  oder  Landtagsausschusses.  Diese  Genehmigung  kann  im  Falle  des 
Beweises  der  Nothwendigkeit  und  Dringlichkeit  nicht  versagt  werden." 

8)  So  z.  B.  Nassau,  Patent  vom  1.  u.  2.  Sept.  1814.  §  2.  Nr.  3.  — 
Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VH.  §.  10.  „Den  Ständen  des  Reiches  wird 
bei  einer  jeden  (ordentlichen)  Versammlung  eine  genaue  Nachweisung  über 
die  Verwendung  der  Staatseinnahmen  vorgelegt  werden."  —  Uebereinstiramt : 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  98.  —  B  rau  n  seh  w  eig,  n.  L.  0.  1832. 
§.  188.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  99.  100.  —  Kurhes- 
sen, V.-ü.  1852.  §.  HS.  a  linea2.  —  S.  Mei  ni  nge  n,  V.U.  1829.  §.47. 
a  lioea  4.  „Die  Rechnung  wird  den  Ständen  jährlich  gelegt,  von  ihnen 
durch  ihren  Ausschuss  mit  Zuziehung  der  Rechnungskammer  monirt ,  und 
durch  ihre  Anerkenntniss  auf  einem  Landtage  definitiv  justifizirt."  —  Aehn- 
lich:  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1S50.  §.  44.  —  Preussen,  V.-ü.  1850. 
§.  104.  „Die  Rechnungen  über  den  Staatshaushaltsetat  werden  von  derOber- 
rechnnngskammer   geprüft    und    festgestellt.     Die   allgemeine    Rechnung   über 
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nungsahschlilssen  zu  eilbeilen,  oder  wegen  ordnungswidriger  und 
nicht  gerechtfertigter  Verwendungen  oder  sonstigen  Verschuldens 
der  Ministerien  Beschwerde  zu  führen,  oder  den  Weg  einer  Mi- 
nisteranklage einzuschlagen.  Mitunter  schreihen  die  Verfassungs- 
urkunden vor,  dass  die  Vorlage  der  Nachweisungen  üher  die  Ver- 
wendung der  früheren  Staatseinnahmen  sogleich  hei  jedem  An- 
sinnen einer  neuen  Sleuerverwilligung  an  die  Stände  geschehen 
muss^). 

§.  399. 

b)  Von  dem  ständischen  Bewilligangs-  und  Verweigenings- 

rechte  bezüglich  des  Staatshaushaltes  insbesondere. 

I.  Das  Bewilligungsrecht  der  Landstände  (§.  398.  III.) 
in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt  hat  zunächst  die  Bedeutung,  dass 
das  Land  (Volk)  schuldig  ist,  die  von  den  Ständen  erklärte 
Bewilligung  von  Steuern  und  Abgaben,  sowie  überhaupt 
die  ständische  Zustimmung  zur  Verwendung  der  Staatseinnahmen 
als  für  sich  verpflichtend  anzuerkennen  ^).  II.  Die  Frage,  ob  den 
Ständen  in  den  deutschen  Staaten  auch  ein  Verweigerungs- 
recht in  Bezug  auf  die  Mittel  zum  Staatshaushalle  zukomme,  ist 
mit  fcdgender  Unterscheidung  zu  beantworten.  A)  Nach  dem 
Grundgedanken  der  repräsentativen  Monarchie  und  dem  Geiste  der 
deutschen  Verfassungen  haben  die  Stände  als  Repräsentanten  des 


deo  Staatshaushalt  jeden  Jahres,  eioscbliesslicb  einer  Uebersicbt  der  Staats- 
schulden wird,  mit  den  Bemerkungen  der  Oberrechnunfjskanimer,  zur  Ent- 
lastung der  Slaafsregiening  den  Kammern  vorgelegt."  —  Aehnlich  Aohalt- 
Bernburg,  V.-ü.  1S50.  §.  "5.  (Hiernach  hat  der  Landtag  sogar  zugleich 
das  Recht,  die  Kass  e  n  bes  t  ä  n  de  nachzusehen).  —  S.  Cob  urg- Go  th  a, 
V.-ü  1Sd2.  §.  122.  —  Reuss,j.  I..,  V.-U.  1«>52.  §.  60.  —  Waldeck, 
V.-U.  IS52    §.91. 

s|  Ausdrücklich  bestimmen  dies:  Baden,  V.-U.  1818.  §.  55.  —  Wiir- 
lemberg,  V.-U.  1819.  §.  110.  —  Gr.  Hessen,  V.-U.  1820.  $,  68.  — 
S.  Altenhurg,  V.-l.  1831.  §.  207.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852. 
art.   196.  §.   2.  — 

')  In  diesem  Sinne  sagt  ausdrücklich  B  ra  un  s  c  h  w  e  ig  ,  n.  L.  0.  1832. 
§.173.  „Die  Stände  haben  das  Recht,  daneben  aber  zugleich  die  Pflicht, 
die  zur  Erreichung  der  Staatszwecke  erforderlichen  Mittel  zu  bewilligen,  in- 
soweit dieselben  aus  den  Ueberschüssen  des  Kammergntes  und  dem  übrigen 
Staatsvermögen  nicht  bestritten  werden  können." 
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im  Staate  zum  Zwecke  einer  verfassungsmässigen  Regierung  ver- 
einigten Volkes  mit  dem  Rechte  auch  zugleich  im  Allgemei- 
nen die  Pflicht  der  Bewilligung  in  dem  Sinne,  als  der  Natur 
der  Sache  nach  die  zur  Führung  einer  verfassungsmässigen  Re- 
gierung erforderlichen  Mittel  von  dem  Lande  (Volke)  beschafft 
werden  müssen  2).  Dieser  Grundsatz  ist  auch  ausdrücklich  in  der 
deutschen  Bundesgesetzgebung  ausgesprochen  worden  3).  B)  Je- 
doch erkennen  alle  deutschen  Verfassungen  an ,  dass  1)  nichts 
desto  weniger  doch  ohne  Bewilligung  der  Stände  kein  Finanz- 
oder Auflagengesetz  erlassen ,  noch  eine  Steuer  erhöht  oder  neu 
eingeführt,  oder  der  Staatshaushaltsetat  festgestellt  werden  kann*); 


2;  Ausdrücklich  erwäbnen  diese  Pilicht  des  Landes  und  der  Stände:  K. 
Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  97.  „Die  Stände  haben  die  Verpflichtung 
für  Aufbringung  des  ordentiieben  und  ausserordentlichen  Staatshedarfes  durch 
Aussetzung  der  hierzu  erforderlichen  Deckungsmittel  zu  sorgen."  S.  Alten- 
burg, V.-U.  1S31.  §.  202.  „Insbesondere  wirken  sie  (die  Landstände) 
mit  bei  der  Regulirung  der  den  Unterl  hauen  obliegenden  Pflicht,  die 
zur  Erhaltung  der  Staatszwecke  erforderlichen  Mittel  aufzubringen."  (§.204.) 
„Die  Landschaft  ist  verbunden,  die  zu  anständiger  Aufbringung  (Do- 
tiruug)  der  erforderiieben . ..  Ausgabes.itze  nüthigen  Willel  zu  bewilligen."  — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  173.  (Siebe  Note  1).  —  Hanno- 
ver: Ges.  V.  5.  Sept.  1S48.  §.  91.  ^üie  allgemeine  Sländeversammlung 
hat  die  Verpflichtung  für  die  Deckung  der  für  den  öffonlliclien  Dienst  noth- 
wendigen  Ausgaben  insoweit  zu  sorgen,  als  sie  aus  den  Einkünften  des  Kron- 
gutes und  der  Regale  nicht  bestritten  werden  können."  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1S.32.  art  187.  §.  2.  „Der  Landtag  darf  seine  Zustimmung 
zur  Forterhebung  der  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  nicht  verweigern, 
insoweit  dieselben  zu  einer  den  Bundesp  fliehten  und  der  L  an  d  e  s  v  e  r- 
fassung  entsprechenden  Regierung  und  insbesondere  zur  Deckung  von 
Ausgaben  erforderlich  sind,  welche  auf  bundes-  und  landesgesetzli- 
chen oder  auch  auf  privatrechtlichen  Verpflichlungen  beruhen."  — 
Aehnlich:  Waldeck,  V.-ü.    1852.  §.  85.  a.   E. 

3)  B.  B.  v.  2S.  Juni   1832.  art.  2.   (Siehe  oben  §.   338). 

■*)  Vergl.  die  oben  §.398.  Notel.u.2.  angeführten  Verfassungsgesetze.  — 
Siehe  auch  noch:  Bayern,  V.-U.  181S.  Tit.  VH.  §.  3.  -  Baden,  V.-U. 
1818.  §.  53.  —  VVürtemberg,  V.-U.  1819.  §.  109.  —  S.  Alten  bürg, 
V.-U.  1831.  §.203.204.  a.  E.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.174. 
185.  _  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  Hl;  resp. 
Ges.  V.  2.  Aug.  1852.  §.  35.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §•  100.  —  An- 
balt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  76.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  l'^52. 
art.  187.  —  Reuss,  j.  L. ,  V.-U.  1852.  §.  56.  —  Waldeck,  V.-U. 
1S52.  §.  85. 
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dass  ferner  2)  den  Ständen  das  Recht  zusteht,  die  Vorschlage  der 
Regierung  über  die  Art  und  Weise  der  Deckung  der  Staat?- 
bedUrfnisse  zu  genehmigen  oder  abzulehnen'');  ebenso  3)  das 
Recht,  auf  Ersparungen  hinzuwirken,  und  zu  diesem  Rehufe 
das  von  der  Staalsrcgierung  geforderte  Quantum  bei  don  ein- 
zelnen Budgelsälzen  herabzusetzen,  d.  h.  nur  eine  geringere  Summe 
zu  bewilligen,  und  beziehungsweise  einzelnen  Positionen 
des  Budgets,  insbesondere  <les  ausserordentlichen,  die  Zustimmung 
ganz  zu  versagen'').  C)  In  diesem  Sinne  haben  die  Landstände 
in  den  deutschen  Staaten  allerdings  ein  Verweigerungsrecht 
in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt,  und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf 
die  Erhebung  von  Steuern  (sog.  Steuerverweigerungs- 
recht), als  auch  in  Bezug  auf  die  Verwendung  derselben, 
sowie  auch  in  Bezug  auf  die  Verwendung  anderer  Staats- 


^)  Z.  B.  :  Ob  un(]  welctie  Sleiiern  zu  erliühen  und  neu  einzuführen  sind, 
oder  ob  Staalsscbtilden  aufzunehmen  sind.  —  Ausdrücklich  sagt  z.  B.  K. 
Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  97.  nach  Erwähnung  der  Pflicht  der  Stände, 
den  Staatsbedarf  zu  bewilligen  (siebe  INote  2.)  weiter:  „Sie  (die  Stände) 
haben  dagegen  dicBeruguiss,  hierbei  die  Not  h  wendigkeit,  Zweck- 
mässigkeit und  Höhe  der  Ansätze  zu  prüfen  und  desshalb  Erinnerungen 
zu  machen,  auch  sich  sowohl  wegen  der  Annahme  der  angesetzten  Summen, 
als  wegen  der  Art  der  Deckung,  die  Grundsätze  und  Verhallnisse,  nach 
welchen  die  Abgaben  und  Leistungen  auf  Personen  und  Gegenstände 
zu  legen  und  zu  vert  heilen  sind,  so  wie  über  die  Dauer  und  Erhe- 
bungsweise zu  entschliessen."  —  S.  M  eininge  n,  V.-Ü.  1S29.  §.8lb,  — 
B  rau  DS  chweig ,  n.  L.  0.  1S32.  §.  175.  —  Aehnlicb  :  Hannover,  Ges. 
V.  .5.  Sept.  1848.  §.  91.  a  linea  2.  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852. 
art.  1S8.  (siehe  unten  §.  400.  Note  2).  —  R  e  u  ss ,  j.  L.,  V.-U.   1852.  §.56. 

«)  Z.  B.  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  80.  „Die  erste  Obliegenheit 
der  gelreuen  Stände  des  Herzogthumes  ist,  an  ihrem  Theile  dahin  mitzuwir- 
ken ,  dass  die  Beiträge  der  Unterthanen  zu  dem,  was  das  Gemeinwohl  er- 
heischt, mit  kluger  Sparsamkeit  gefordert,  mit  Gerechtigkeit  ver- 
t  heilt  und  mit  strenger  Gewissenhaftigkeit  und  Genauigkeit  ih- 
rer Bestimmung  gemäss  verwendet  werden."  —  Fast  wörtlich  stimmt  fiber- 
ein: Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  55.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
§.  97.  (siehe  Note  5.)  und  ebendas.  §.  100.  „  . . .  Insnferne  sie  (die 
Stände)...  auf  Verminderung  der  verlangten  Summen  aulragen,  niuss 
dies  unter  bestimmter  und  ausführlicher  Nachweisung  der  Gründe  dazu,  so- 
wie der  Gegensliinde,  hei  welchen,  und  der  Art  und  Weise,  wie  ohne  Hinl- 
aosetzung  des  Slaatszweckes,  Ersparnisse  gemacht  werden  können,  ge- 
schehen.« —  Vergl.   S.  Altenburg,   V.-U.    1831.  §.  203. 
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einkünfte,  welche  der  Regierung  nicht  aus  landständischen 
Verwilligungen ,  sondern  auf  anderem  Wege,  als  Erträgnisse  des 
Staatseigenthumes  oder  der  Regalien  zufliessen ').  D)  Eine  all- 
gemeine Verweigerung  der  ständischen  Zustimmung  zur  Erhe- 
bung von  Steuern  oder  der  Verwendung  anderer  Staatsmittel  ist 
dagegen  nach  den  ausdrücklichen  Restimmungen  der  deutschen 
Rundesgesetze  durchaus  unzulässig^).  E)  Würden  die  Stände 
ihrem  Verweigerungsrechte  eine  solche  Ausdehnung  geben  wollen, 
dass  dadurch  die  Führung  einer  verfassungsmässigen  Regierung 
überhaupt  unmöglich  würde,  so  hat  die  Krone,  insoferne  sie  nicht 
das  Einvernehmen  mit  den  Ständen  entweder  durch  einen  Minister- 
wechsel, oder  durch  Auflösung  der  bisherigen  und  Einberufung 
einer  neuen  Ständeversammlung  wieder  herstellen  will  oder  kann, 
nach  der  Rundesverfassung  noch  einen  besonderen  Weg,  um  in 
den  Resitz  der  erforderlichen  Mittel  zu  einer  verfassungsmässigen 
Staatsregierung  zu  gelangen,  nämlich  die  Veranlassung  eines  Ver- 
fahrens vor  dem  Rundesschiedsgerichte 9).  III,  Wo  eine  Pflicht 
der  Staatsregierung  durch  die  Rundesgetze  und  Rundes- 
beschlüsse begründet  ist,  eine  gewisse  Summe  zu  bezahlen, 
dürfen  die  Landstände  es  nicht  verweigern,  die  erforderlichen 
Mittel  zu  bewilligen  ^'^).  Nichts  destoweniger  hat  die  Staatsregie- 
rung auch  in  solchen  Fällen  den  Ständen  Vorlage  zu  machen, 
und    deren   Zustimmung  hinsichtlich  der  „Art  und  Weise  der 


')  Siebe  hier  unten  VII.  und  Note  15. 

8}  B.  B.  V.  28.  Juni  1S32.  art.  2;  siehe  ohen  §.  338. 

^J  Siehe  oben  §.   166.   u.  f. 

»<»)  W.  S.  A.  art.  58.  —  B.  B.  v.  28.  Juni  1832.  arl.  2.  (siehe  oben 
§.  335.  und  §.  338.  —  Ausdrücklich  stellen  diesen  Grundsatz  auf:  S.  Mei- 
ningen, V.U.  1829.  §.81.  a.  E.  „Nur  über  das,  was  zur  Erfüllung  bun- 
desgeselzlicher  Pflichteo  nolhwendig  geleistet  werden  inuss,  steht  ihnen  (den 
Ständen)  kein  Versagu  n  gsrecht  zu."  —  Uehereinslimmen :  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831.  §.  89.  und  Ges.  v.  5.  Mai  1851.  §.  1.  —  Reuss,  j.  L. 
V.-U.  1852.  §.  68.  —  Waldeck,  V -U.  1852.  §.  85.  —  Hannover, 
Ges.  V.  5,  Sept.  1848.  §.  91.  a  linea  3.  „Ausgaben,  welche  auf  bestimm- 
ten b  und  es-  und  landesgesetzlichen  oder  auf  pr  i  va  ti  e  cb  tl  ich  e  n 
Verpflichtungen  beruhen,  darf  die  allgemeine  Ständeversammlung  nicht 
verweigern."  —  Uehereinslimmen  :  S  c  b  wa  rzh  u  rg- S  o  nd  e  r  s  h  ausen  , 
V.-U.  1849.  §.  114.  resp.  Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §.  39.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852.  art.  187.   §,  2.  (siehe  oben  Note  2). 
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Aufbringung  der  Mittel"  einzuholen  ^i),  IV.  Ganz  dasselbe 
gilt,  wenn  eine  Staatsregierung  durch  ein  austrägal-  oder  bundes- 
schiedsgerichtliches oder  anderes  richterliches  Urlheil  zur  Be- 
zahlung einer  gewissen  Summe,  gleichviel  ob  wegen  einer  Staats- 
recht 1  i  c  h  e  n  oder  privatrechtlichen  Verbindlichkeit  lechts- 
kraltig  verurtheilt  worden  ist;  oder  sonst  die  Staatskasse  auf  den 
Grund  einer  verfassungsmässig  entstandenen  Verbindlichkeit  in 
Anspruch  genommen  wird  '-).  V.  Wenn  die  Stände  einein  mit 
anderen  Staaten  abgeschlosseneu  Zoll-,  Steuer-  und  Han- 
delsvertrage ihre  Zustimmung  gegeben  haben,  so  bedürfen 
die  Abgaben,  w^elche  in  Gemässheit  dieser  Verträge  zu  erheben 
sind ,  sowie  die  hieraus  fliessende  Erhöhung  oder  Verminderung 
von  Zöllen  u.  s.  w,  keiner  weiteren  besonderen  Bestätigung  durch 
die  Stände  ^^).  VI.  Zufolge  des  allgemeinen  Grundsatzes,  dass  die 
Stände  nur  solche  Anforderungen  der  Staatsregierung  zu  bewilligen 
schuldig  sind,  deren  Nothwendigkeit  und  PSiitzlichkeit  ihnen  nach- 
gewiesen worden  ist,  können  die  Stände  Bewilligungen  für  ge- 
heime Ausgaben  ablehnen,  es  wäre  denn,  dass  ihnen  die  Ver- 
fassung unter  gewissen  Voraussetzungen  ausdrücklich  die  Pflicht 
zu  solchen  Bewilligungen  auflegt  *^).  VII.  Die  Verpflichtung  der 
Stände  zur  Bewilligung  von  Steuern  und  Abgaben  ist  prinzi- 
piell nur  eine  subsidiäre,  soweit  nämhch  die  Einkünfte  aus 
dem  Staatsgute  oder  nutzbaren  Hoheitsrechten  zur  Deckung  der 
Staatsbedürfnisse  nicht  ausreichen  '^). 


'•)  Ausdrücklich  wird  dies  gesagt  in:  Würtemberg,  V. -U.  1819. 
§.  3.  (siehe  oben  §.  152.  Note  3).  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  89. 
und  Ges.  v.  5.  Mai  1851.  §.  1,  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  12.  — 
Reuss,  j.  L.,  V.-U.   1852.  §.  68.  a  linea  2. 

•2)  Vergl.  die  in  Note  10.  angef.  Verfassungs-Urkunden  von  Hannover, 
Schwarzburg-Sondershansen,  Oldenburg  und  Braunschweig, 
n.    L.-O.   1832.  §.   173.   a  linea  2, 

>3)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Vi.  Sachsen,  Ges.  v.  5.  Mai  1851.  §.  2. 
(Zusatz  zur  Verf.-Urk.  v.   1831.  §.  90). 

11)  Dies  ist  der  Fall  in  Baden,  V.-U.  1S18.  §.  55.  a  linea  2.  „Es 
darf  darin  kein  Posten  für  geheime  Ausgaben  vorkommen,  wofür  nicht  eine 
schriftliche,  vou  einem  Mitgliede  des  Slaatsministeriums  contrasignirte,  Ver- 
sicherung des  Grossherzogs  beigebracht  wird ,  dass  die  Summe  zum  wahren 
Besten  des  Landes  verwendet  worden  sei,  oder  verwendet  werden  solle."  — 
Uebereinstimmt:  K.   Sachsen,    V.-U.   1831.  §.  99.  a  linea  2. 

»5)  Vergl.  Würlemberg,   V.-U.  1819.   §.   109.    —  Braunschweig, 

Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  11.  33 
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§.  400. 
c)  Grundsätze  für  die  Ausübung  des  ständischen  Bewilli- 
gungsrechtes bezüglich  des  Staatshaushaltes. 

I.  In  mehreren  deutschen  Verfassungsurkundeo  ist  der  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  die  Stände  die  Bewilligung  der  Mittel 
für  den  Staatshaushalt  an  keine  Bedingungen  knüpfen  dür- 
fen'), oder  doch  an  keine  anderen,  als  au  solche  Bedingungen, 
welche  rait  dem  Gegenstande  und  Zwecke  der  Verwilligung  selbst 
in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen,  d.  h.  als  die  unmittel- 
baren Voraussetzungen  und  Gründe  der  Bewilligung  zu  betrachten 
sind-).  Derselbe  Grundsatz  ist  durch  die  Bundesgesetz- 
gebung zur  allgemeinen  Regel  erhoben  worden  3).  IL  Die  Ver- 
willigungen  der  Stände  können  nicht  bestimmten  Personen 
und  Stellen  gegeben,  sondern  sie  müssen  jedem  Zweige  der 
Staatsverwaltung  für    die   darunter   begriffenen   Anstalten  im  Gan- 


n.  L.  0.  1S32.  §.  172.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  95.  — 
Ueber  die  Beitragspflicht  der  Domänen  des  regierenden  Hauses  zudenStaats- 
bediii'fnisseo  wird  unten  in  der  Lehre  von  den  Domänen  besonders  ge- 
bandelt. 

'j  Unbeschränkt  schliessen  die  Bedingungen  aus:  Bayern,  V.-U.  1818. 
Tit.  VIL  §.  9.  —  Baden,  V.-U.  1818  §.  56.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.    §.  68.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.204. 

2)  W  firtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  113.  „Die  Verwilligung  von  Steuern 
darf  nicht  an  Bedingungen  geiinüpft  werden,  welche  die  Verwendung 
dieser  Steuern  nicht  unmittelbar  betreffen."  —  Ebenso  erlaubt  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1S31.  §.  102,  und  das  Ges.  v.  5.  Mai  1S51.  §.  4.  keine  Be- 
dingungen, welche  nicht  das  Wesen  oder  die  Verwendung  der  Abgaben 
unmiltelbar  betreffen.  —  Ebenso:  Waldeck,  V.-U  1S52.  §.  87.  alinea2. — 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  127.  („nicht  Zweck  und  Verwen- 
dung betr.").  —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  58.  („das  Budget  nicht 
betr.")  —  Aehnlich  Schwarzburg-Sondershausen,  Gesetz  vom 
2.  Aug.  1852.  §.  34.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  188.  „Die 
Bewilligung  der  erforderlichen  Mittel  darf  nicht  von  Bedingungen  oder 
Voraussetzungen  abhängig  gemacht  werden,  welche  nicht  den  Zweck 
und  die  Verwendung  derselben,  oder  den  Umfang  des  Bedürfnisses,  oder 
die  Grösse,  oder  die  Art  der  Vertheilung  und  Erhebung,  oder  die 
Dauer  der  in  Frage  stehenden  Steuern,  Abgaben  und  Leistungen  betref- 
fen." —  Nur  „VerhandluDgen  über  Zweck  und  Dauer  (modus  et  dies)" 
der  Verwilligung  lässt  zu:  S.Alten  bürg,  V.-U.    1831.    §.  204. 

3)  B,  B.  V.   28.  Juni  1832.  art.  2;  siebe  §.  338. 
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zen  erlheilt  werden'*),  indem  die  Verwendung  der  für  die  ein- 
zelnen Abtiieilungen  des  Staalsorganisnuis  (die  einzelnen  Mini- 
sterien) im  Ganzen  verwilligten  Summen  innerliali»  der  einzelnen 
Abtiieilungen  Sache  der  Staatsregierung  ist.  III.  Es  ist  allgemei- 
ner Grundsatz,  dass  die  von  den  Ständen  bewilligten  Summen  nur 
für  den  Zweck,  für  welchen  sie  bewilligt  wurden,  ver- 
wendet werden  dürfen  ^).  Jedoch  ist  hierbei  den  Ministerien  nach 
einer  allgemeinen  Praxis  eine  Abweichung  von  den  einzelnen 
Positionen  des  für  die  einzelnen  Zweige  der  Staatsverwallung 
(der  Ministerialdepartements)  im  Ganzen  festgestellten  Spezialetats 
gestattet,  soferne  nur  der  Spezialetat  überhaupt  nicht  überschritten 
wird,  und  das  Ministerium  auf  Verlangen  der  Stände  die  Zweck- 
mässigkeit der  vorgenommenen  Veränderung  nachzuweisen  ver- 
mag'')- IV.  üeber  die  Ueberschüsse,  welche  sich  durch  Er- 
sparnisse bezüghch  der  Spezialetats  ergeben,  kann  nur  mit 
vorgängiger  oder  nachträglicher  Zustimmung  der  Landstände  zu 
anderen  als  den  etatsniässigen  Zwecken  verfügt  werden"),  so- 
ferne nicht  etwa  die  partikuläre  Gesetzgebung  oder  Praxis  eines 
Landes  der  Staatsregierung  darüber  eine  freie  Verfügung  eingeräumt 
hat.  V.  Um  Stockungen  in  dem  Staatshaushalte  zu  verhüten, 
pflegen  die  Verfassungsurkunden  jener  Staaten,  welche  eine  längere 
als  einjährige  Finanzperiode  (§.  398.)  haben,  eine  gewisse  Frist 
zu  bestimmen,  innerhalb  deren  nach  Ablauf  einer  Finanzperiode 
die   bisherigen   Steuern    und  Abgaben   ohne   erneuerte    ständische 


■•)  Ausdrücklich  sagen  dies:  S.  Meiningen,  V. - U.  1S29.  §.  82.  — 
S  Altenburg,  V-U.   1S31.  §.  205. 

5)  Ausdrücklich  sagen  dies  z.  B.  S  ch  warzb  ur  g  -  Sond  ers  h  ausen  , 
V. -U.    184'J.    §.   US.  —    Wal  deck,    V.-U.   1S52.    §.  87. 

t')  Ausdrücklich  ist  dies  ausgesprochen  in  S.  Meiningen,  V.-U.  1829. 
§.  82.   und  ausführlicher  in:    Br  a  un  s  chweig,  n.  L.   0.   1832.  §.   185. 

■)  Seh  wa  r  zbu  r  g- Son  d  ers  h  ause  n  ,  V.-U.  1849.  §.  118.  a  linea  2. 
„Das  Ministerium  hat...,  wenn  es  aus  Gründen  der  Nothwendigkeit  oder 
Nützlichkeit  Ersparnisse  und  Ueberschüsse  in  dem  einen  Verwal- 
tungszweige für  andere  Zweige  verwendet,  hierüber  Rechenschaft  zu  ge- 
ben." —  Oldenburg,  rey.  V.-U.  1852.  art.  196.  §.1.  erklärt  dasStaats- 
ministerium  dafür  verantwertlich  ,  „dass  Ersparnisse  in  einer  Ausgabe- 
Rubrik  nicht  für  eine  andere  verwandt  werden."  —  S.  Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852.  §.  123.  „Ueber  die  Einnahme- Ueberschüsse  der  Staatskassen 
darf  nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Landtages  verfügt  werden," 

33* 
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Bewilligung  forterhoben  werden  dürfen,  wenn  früher  die  Ein- 
berufung der  Ständeversammlung  nicht  thunlich  war,  oder  die 
Beralhungen  der  Stände  sich  verzögern,  oder  wenn  die  Stände- 
versanimlung  vor  der  Bewilligung  eines  neuen  Budgets  oder  Fi- 
nanzetats aufgelöst  wird.  Die  zur  Forterhebung  der  Steuern 
bestimmte  Frist  beträgt  nach  einigen  Verfassungsurkunden  sechs 
Monate**),  nach  anderen  ein  Jahr^);  in  einigen  ist  die  Frist  bis 
zur  verfassungsmässigen  Periode  des  nächsten  Landtages  und  nach 
EröfTnung  desselben  bis  zur  Festsetzung  und  Bewilligung  des 
neuen  Finanzetats  ausgedehnt  '•^).  Die  für  die  Forterhebung  der 
Steuern  und  Abgaben  bestimmten  Fristen  sind  in  die  nächste 
FinanzjDeriode  einzurechnen*').  VI,  Mitunter  wird  zwischen  den 
ordentlichen,    für    den   unabweisbar   nöthigen    Staatsbedarf 


0)  So  in  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VII.  §.  7.  —  Baden,  V,-Ü.  ISiS. 
§.  62.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  G9.  —  Hannover,  Ges.  vom 
5.  Sept.  1S4S.  §.  96.  —  Schwarzburg- Sonders  hausen,  V.-U.  1849. 
§.  117.  (siehe  Note  13).  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G.  1S50.  §.  37.  — 
Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  86.  —  Ucbereinslimmt :  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  191.  §.  1.  bezüglich  der  direkten  Steuern  und  Abga- 
ben; nach  §.  2.  ist  „die  Forterhebung  der  indirekten  Steuern  und  Ab- 
gaben durch  eine  Frist  nicht  beschränkt.  Der  nach  Ablauf  jener  sechs 
Monate  eiogekommeoen  Betrag  derselben  wird  jedoch  einstweilen  in  den 
Staatskassen  niedergelegt  und  kann  darüber  ohne  Zustimmung  des  Landta- 
ges nicht  verfügt  werden."  —  Aehnlich  bestimmt  S.  Weimar,  rev.  G.G. 
1850.  §.38.  „Vom  Ablaufe  der  sechs  Monate  an  (§.  37.)  darf  nur 
noch  das,  was  zur  Erfüllung  derjenigen  Staatsverbindlicbkeiten  erforderlich 
ist,  deren  Leistung  im  Rechtswege  von  der  Staatskasse  gefordert  werden 
kann,  vom  Abwürfe  des  Staatsgutes,  von  indirekten  Steuern  nnd  aus- 
hfllfsweise  von  weiter  auszuschreibenden  Steuern  verausgabt  werden." 

9)  So  in  K.  Sarhsen,  V.-U.  1831.  §  103.  und  Ges.  v.  5.  Mai  ISöl. 
§.  5.  iNach  diesem  Gesetze  §.  6.  kann  sogar  unter  Umständen  eine  Forter- 
bel)ung  no<li  ein  weiteres  Jahr  hindurch  stattfinden).  -  S.  Altenburg. 
V  -U.    1831.   §.   206.   -    S,   Lobnrg-tiulha.  V -U.    1852.  §.   126. 

")  So  in  S.  Meiiiirisen,  V  -  U.  1829.  §  81.  b.  —  Reuss,  j.  L., 
V.-U.  1852.  §  57. —  Eine  ähnliche  IJeslimmung  enthält  Oldenburg,  rev. 
V.-U  1852.  art.  191.  §  4  für  den  Fall,  dass  sich  Staatsregierung  und 
Landtag  über  einzelne  Ausgaben  oder  die  zu  deren  Decliung  erforderli- 
chen Mittel  nicht  einigen  und  die  Sache  zur  Entscheidung  eines  Schiedsge- 
richtes oder  des  Staatsgerichtsbofes  verstellt  worden  ist. 

")  Ausdrücklich  besagen  dies:  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  69. 
a  linea  2.  —  S  ch  w  arz  hu  rg- So  n  ders  hau  se  n  ,  V.-U.  1849.  §.  117. 
a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.   1852.  §.    191.  §.   1. 
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erforderlichen  und  jenen  Steuern  unterschieden ,  welche  nur 
für  vorübergehende  ausserordentliche,  oder  doch  nicht  unah- 
\veisl)ar  nothige ,  wenngleich  regelmässige  Ausgaben  besonders 
bewilUgt  sind.  Die  ersteren  werden  solange  forterhoben,  bis 
sie  durch  ein  Gesetz  aufgehoben  oder  abgeändert  werden,  so  dass 
also  nur  Steuern  der  letztgedachten  Art  bei  der  Feststellung 
des  Staatshaushaltes  für  die  nächste  Finanzperiode  der  ständischen 
Bewilligung  bedürfen  '2),  und  daher  auch  nur  in  Bezug  auf  diese 
eine  Frist  für  ihre  Forterhebung  nach  Ablauf  der  Finanzperiode 
in  Frage  kommen  kann  '^). 

§.  401. 
d)   Ständische  Rechte  in  Bezug  auf  das  Staats- 
schuldenwesen. 

I.  Aus  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  und  Hebung  des  Slaats- 
kredites  ist  in  den  Constitutionen -monarchischen  Staaten  Deutsch- 
lands durchgehends  die  Staatsschuld  unter  die  Gewährlei- 
stung der  Stände  gestellt  worden^).  II.  Alle  Verfassungs- 
urkunden sprechen  als  Grundsatz  aus ,  dass  keine  neuen  Staats- 
schulden ohne  die  Zustimmung  der  Stände  gemacht  werden 
dürfen  2).     III.    Das  Gleiche   gilt   in  Bezug   auf  die  Ausgabe   von 


•2)  Dies  bestimmt  Seh  w  arz  bürg- Son  d  ers  hause  n,  Ges.  v.  2.  Aug. 
1S52.  §.  36.  37.  —  Anbalt-Bernbiirg,  V.  -  U,  1850.  §.  7fi.  a  linea  2. 
bestimmt:  „Die  alten  Steuern  (Stenera  und  ordinäre  Quarten),  so  wie  die 
auf  Verträgen  beruhenden  indirekten  Steuern  werden  so  lange 
ununterbrochen  forterhoben,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  aufgehoben 
oder  abgeändert  sind."  —  Aebolich:  Kurhessen,  V.  -  U.  1S52.  §.  111. 
„lusoferne  zur  Beschaffung  dieses  Bedarfs  (der  Staatsverwaltung)  die  Er- 
höhung der  jetzt  bestehenden  odt-r  die  Einführung  neuer  Steuern 
nothwendig  ist,  ist  dazu  die  Zustimmung  der  Laodstiinde  erforderlich." 

'3)  Eine  solche  Bestimmung  (Forterhebung  noch  sechs  Monate)  enthält  für 
derartige  Steuern.  Seh  warzbu  rg-Sonders  hause  n,  V.-ü.  1S49.  §.  117. 

>)  Ausdrücklich  erklären  dies:  Bayern,  V.-ü.  ISIS.  Tit.  VII  §.  11.  — 
Würtemherg,  V.-U.  1S19.  §.  119.  —  Grossb.  Hessen,  V.-ü.  1820. 
§.  7S.  —  Reuss,  j.  L  ,  V.U.  1S52.  §.  61.  —  Waldeck,  V.-U.  1S52. 
§•  SS. 

2)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  VFI.  §.  11.  a  linea  2.  „Zu  jeder  neuen 
Staatsschuld,  wodurch  die  zur  Zeit  bestehende  Schuldenmasse  im  Rapitais- 
belrage  oder  der  jährlichen  Verzinsung  verprössert  wird,  ist  die  Zustimmung 
der  Stände  des  Reiches  erforderlich."'  —  Uebereinstinimen  :    Baden,  V.-ü. 
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Staatskassenscheinen  oder  sog.  Papiergel  de  3)  und  von 
der  Uebernahme  von  Garantien  zu  Lasten  des  Staates*); 
nicht  minder  ist  die  landsländische  Zustimmung  nötbig  zur  Er- 
höhung oder  H  erabse  tz  ung  des  Z  in  sfusse  s  der  abgeschlos- 
senen Anlehen  und  bei  Aufstellung  oder  Veränderung  des  Planes 
der  Schuldentilgung').  IV.  Nur  ausnahmsweise  ist  daher  die  Re- 
gierung in  einem  Constitutionen -monarchischen  deutschen  Staate 
befugt,  unter  Verantwortlichkeil  des  Ministeriums,  bei  höchster 
Dringlichkeit  der  Umstände  ein  Anlehen  ohne  vorher  ein- 
geholte Zustimmung  der  Stände  aufzunehmen;  jedoch  ist  in  diesem 
Falle  die  ständische  Bewilligung  nachträglich  einzuholen  0).  Nach 
einigen  Verfassungsurkunden  ist  zur  Gültigkeit  des  Anlehens  und 
damit  das  Land  daraus  verpflichtet  werde,  je  nach  den  einzelnen  Ver- 
fassungen, entweder  die  Mitwirkung  ständischer  Commissa- 
rien  oder  ständischer  Ausschüsse  und  nachträgliche  Vorlage  an 
den  Landtag  erforderlich  ').    V.  Mitunter  sind  in  den  Verfassungen 


1818.  §.  57.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.  7S.  —  K.  Sachsen, 
V--U.  1831.  §.  105  und  Ges.  v.  5.  Mai  1851.  §.5. —  Hannover,  Ges.  v. 
5.  Sept.  1848.  §.  97.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U,  1849. 
§.  120.  —  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  103.  —  S.  Weimar,  rev.  G.  G. 
1850.  §.  4.  Nr.  2.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  77.  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1852.  §.74.  —  S  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  61. 
a  linea  2.  —  Waldeck,  V.-U.    1852.   §.   88.  a  linea  2. 

3)  Ausdrücklich  ist  dies  bestimmt:  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848. 
§.98.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  120.  — 
Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  77.  —  S.  C  obu  r  g- Go  tb  a,  V.-U. 
1852.  §.  118.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  61.  —  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  88. 

4)  Ausdrücklich  erwähnt  in:  Seh  warzbu  rg-S  on  d  e  r  s  h  aus  en  ,  V.-ü. 

1849.  §.   120.  —  Preussen,  V.-U.   1850.  §.  103. 

s)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  118.  — 
Vergl.  Braun  schweig,    n.  L.  0.   1832.  §.   187. 

«)  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  71  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
§.   105.    und   Ges.  v,  5.  Mai  1851.    §.  8.   —   Anh  al  t-B  ern  b  u  r  g,  V.-U. 

1850.  5.  78.  —  Reuss,  j.  L,,   V.-U.  1852.  §.  62.  —  Wal  deck,  V.-U. 
1852.  §.  89. 

-)  Vergl.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VU.  §.  15.  —  Baden,  V.-U. 
1818.  §.  57.  a  linea2.  u.  §.63.  -  S.  Alte  nburg,  V.-U.  1831.  §.253.— 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  97.  —  Ol  den  b  u  rg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  193.  vergl.  mit  §.  137.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  118. 
a  linea  3. 
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noch  einige  andere  Fälle  ausgezeichnet,  in  welchen  die  Slaats- 
regierung  gültig  ohne  ständische  iMilwirkiing  ein  Darlehen  aufneh- 
men kann^),  oder  es  sind  Fälle  namhaft  gemacht,  welche  nicht 
als  Aufnahme  eines  neuen  Darlehens  betrachtet  werden  sollen, 
wie  z.  B.  neue  Kapitalaufnahmen  zur  Tilgung  älterer  Schulden, 
oder  die  Ausstellung  neuer  Schuldurkimden  für  allere  Obligationen, 
sog.  Convertirung-').  Auch  bezieht  sich  das  Erforderniss  der. 
ständischen  Zustimmung  nicht  auf  Verpflichtungen,  welche  der 
Staatskasse  aus  der  Annahme  von  Cautionen  oder  Depositen,  oder 
aus  anderen  ähnlichen  Rechtsgründen  und  Einrichtungen,  wie 
Brandkassen,  Staatsdienerwittwenkassen,  Landes-Sparkassen  u.  s.  w. 
erwachsen  '").  VI.  In  einigen  Staaten  ist  den  Ständen  zur  grösse- 
ren Wirksamkeit  ihrer  Rechte  in  Bezug  auf  das  Schuldenwesen 
oder  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt  überhaupt,  und  die  Ver- 
wendung der  von  ihnen  bewilligten  Steuern  insbesondere,  das  Recht 
eingeräumt,  durch  besondere  Commissionen  oder  Ausschüsse  eine 
fortwährende  Aufsicht  über  die  Staatsfinanzverwaltung  oder  die 
Staatskassen  auszuüben"),    oder  die  Staatsschuldenzahlungskasse 


8j  Baden,  V.-U.  1818.  §.  57.  „Änlehen,  wodurrh  elatsmässipe  Einnah- 
men zu  elatsniässigen  Ausgaben  nur  anlicipitt  werden,  üowie  die  Geldauf- 
nabnieo  der  Aniorlisationskasse,  zu  denen  sie  vermöge  ihres  Fundalionsgesetzes 
ermächtigt  ist  "  —  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G  1850.  §.  42.  „Auf  den  Fond 
der  Vorräthe  unJ  Reste  können  bis  zu  zwei  üritltheiieu  ihres  Betrages  Dar- 
lehen ohne  Einwilligung  des  Landtages  aufgenomnien  werden."  —  Wal- 
deck, V.-U.  1852.  §.  90.  „Zur  Deckung  vorübergehender  Bedürfnisse,  zu 
dereu  Bestreitung  die  Mittel  der  Kassen  ausreichen,  und  nur  für  den  Augen- 
blick nicht  flüssig  sind,  können  die  erforderlichen  Gelder  bis  zur  Beseitigung 
der  Hisdernisse  einstweilen  aufgenommen  werden." 

'^)  Sc  h  warzb  urg- Son  der  sha  usen,  V.-U.  1849.  §.  121.  —  An- 
halt-Bernburg, V.-U.  1850.  §.77.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U,  1852. 
§.  US.  a  linea  2.  —  Reuss,  j.L.,  V-U.  1852.  §.  61,  a  linea  4.  —  Wal- 
deck, V.-U.   1852.  §.  SS.  a  linea  3.  uud  4. 

•e)  Schwarzburg-Sondershausen,  V.U.  1849.  §.  121.  —  Wal- 
deck,   V.-U.    1852.    §.  88.  a  linea  4. 

'»)  So  z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VII.  §.  14.  „Jede  der  beiden 
Kammern  hat  aus  ihrer  Mitte  einen  Commissär  zu  ernennen,  welche  gemein- 
schaftlich bei  der  Schuldentilgungscommission  von  allen  ihren  Verhandlun- 
gen genau  Kenntniss  nehmen  und  aut  ,die  Einhaltung  der  festgesetzten  Nor- 
men zu  wachen  haben.''  Vergl.  IVote  7.  —  Ueber  die  Rechte  des  landstän- 
dischen Ausschusses  in  Baden,  bezüglich  der  Anlehen  zu  Kriegszwecken 
und  Kriegssteuern,  siehe  Baden,  V.-U.  1818.  §.  63.  —  Hannover,  Ges. 
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durch    ständische   Beamte    verwalten   oder    mitverwalten    zu    las- 
sen »2). 

§.  402. 

5)   Ständisches  Recht  der  Anklage  der  Minister. 

A)  Ministerverantwortlichkeit  überhaupt*). 

I.  Es  war  von  jeher  anerkannter  Grundsatz  in  den  deutschen 
Staaten,  dass  die  Minister,  sowie  jeder  andere  Staatsbeamte,  dem 
Landesherrn  für  ihre  Ämtsverwaltung  verantwortlich  sind,  und 
wegen  der  Verbrechen  und  Vergehen ,  welche  sie  bei  derselben 
begehen,  der  Bestrafung  nach  den  Strafgesetzen  des  Landes  unter- 
liegen. IL  In  die  Verfassungsurkunden  der  constitutionell-monar- 
chischen    Staaten    wurde   aber   regelmässig   noch    ein   anderweiter 


V.  5.  Sept.  1S48.  §.  100.  „Es  sollen  von  der  allgemeinen  Ständeversainm- 
lung  zwei  Conimissarien  auf  Lebenszeit  ernannt  werden,  welche  gemein- 
schaftlich mit  den  Generalsekretarien  jeder  Kammer,  unter  dem  Vorsitze  des 
Präsidenten  der  obersten  Steuerverwaltung,  die  vorgedachten  Rechnungen  zu 
prüfen  und  den  (äang  des  Staatshaushalles  zu  überwachen  ,  an  der  Verwal- 
tung des  Staatsschuldeawesens  Theil  zu  nehmen  und  bei  der  Verwaltung  der 
Steuern  mitzuwirken  haben." 

«2)  So  z.  ß.  VVürtemberg,  V.-D.  1SI9.  §.  120.  „Die  Schuldenzah- 
lungskasse  wird,  nach  den  Normen  eines  zu  verabschiedenden  Statuts,  von 
stiindischen  durch  die  Regierung  bestätigten  Beamten,  unter  Leitung 
und  Verantwortlichkeit  der  Stände,  verwaltet."  —  Üeber  die  Beaufsichtigung 
der  Schuldentilgungskasse  durch  den  landständischen  Ausschuss  und  das  Ober- 
aufsichtsrecht der  Staatsregierung,  siehe  ebend.  §.  121 — 123.  188.  §.2. — 
Dieselbe  Einrichtung  besteht  in  K.  Sachsen,  V.  -  ü.  1831.  §.  107.  — 
S.  .Aleiningen,  V.-ü.  1S29.  §.  47.  „Die  Einkünfte  des  Staatsvermögens 
bilden  die  Landeskasse,  aus  welcher  aller  eigentliche  Staatsaufwand  be- 
stritten wird.  Diese  Kasse  wird  uuter  der  obersten  Leitung  des  Ministe- 
riums und  Mitwirkung  der  Stände  von  einem  Kassier  verwaltet,  wel- 
chen die  Stände  wählen  und  der  Herzog  bestätigt."  —  Vergl.  ebendas. 
S.  83. 

*)  Buddeus,  die  Ministerverantwortlichkeit  in  constitutionellen  Monar- 
chien. Leipzig,  1833.  —  R.  v.  Mo  hl,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
in  Einherrschaften  mit  Volksvertretung.  Tübingen,  1837,  —  Eine  Uebersicht 
des  Inhaltes  der  in-  uud  ausländischen  Gesetze  über  die  Ministerverantwort- 
lichkeit enthält  der  von  Mittermaier  erstattete  Ausschussbericht  über  den 
Gesetzentwurf,  die  Verantwortlichkeit  der  Reichsminister  betreffend,  Beil.  l. 
zum  Protokoll  der  62.  öffentL  Sitzung  der  deutschen  constituirenden  Natio- 
nalversammlung zu  Frankfurt  a.  M.,  v.   IS.  August  1848. 
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Grundsatz  aufgenommen,  nämlich  der  einer  Verantwortlich- 
keit der  obersten  Staatsbeamten  gegen  die  Land- 
stände ^).  III.  Durch  die  Aufnahme  dieses  Grundsatzes  wird  den 
Land  ständen  ausser  dem  Rechte  der  Beschwerdeführ  ung 
bei  dem  Landesherren  (§.  393.)  noch  das  weitere  Recht  beigelegt, 
selbst  eine  förmliche  Anklage  gegen  die  Minister 
wegen  ihrer  Amtsführung  zu  erheben  2).  IV.  Dieses  Recht  der 
Min  ist  er- An  klage  äussert  seine  Bedeutung  insbesondere  in 
solchen  Fallen,  in  welchen  weder  der  Souverain  eine  Ver- 
anlassung zu  finden  geneigt  ist,  die  31inister  zur  Verantwortung 
zu  ziehen  und  auf  erhobene  Beschwerden  der  Stände  eine  Unter- 
suchung anzuordnen,  noch  die  Landesgerichte  von  Amiswegen 
einschreiten  dürfen,  noch  ein  Privatankläger  auftreten  will 
oder  kann. 

§.  403. 
B)    Geschichtliche  Entwickelung  nnd  juristischer  Cha- 
rakter der  Minister- Anklage. 

I.  Das  Institut  der  Minister-Anklage  hat  sich  geschicht- 
lich nach  dem  Voigange  der  englischen  und  nord amerika- 
nischen Verfassung  entwickelt,  welche  beide  Verfassungen  aber 
selbst  wesentlich  in  der  Auffassung  seiner  Grundidee  von  einander 
abweichen.  II.  In  England  trägt  die  Minister-Anklage  durchaus 
den  Charakter  einer  C  ri  min al- Anklage  wegen  eines  bestimmt 
zu  benennenden  Verbrechens  (meistens  Ilochverrath,  treason), 
wobei    das    Unterhaus    als   Ankläger,    das   Oberhaus   als 


>)  Siebe  oben  §.   344.  VIII, 

2)  Das  Recht  der  förmlichen  Anklage  der  Minister  erkennen  an: 
Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VII.  §.  6.  -  Baden,  V.U.  1S18.  §.  67.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  124.  —  Grossh.  Hessen.  V.-U.  1820. 
§.  109.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  88.  —  K.  Sachseo,  V.-U. 
1831.  §.  141.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  f  3".  —  Br  au  nscbwe'ig, 
n.  L.  0.  1832.  §.  10^.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848  §.  Iü2.  — 
Scb  warzburg-Sond  er  s  h  ause  n,  V.-U.  1849.  §.  127.  —  Preussen, 
V.-U.  1850.  §.61.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U,  1850.  §80.  —  S. Wei- 
mar, rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  49.  u.  f.  —  Kurbessen,  V.-U.  1852. 
§.  78.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art,  200,  u.  f.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852.  §.132.  165  u.f.  —  Reuss,  j.L.,  V.-U.  1852.  §.77. 
Wal  deck,    V.-U.   1852.    §.  66. 
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Richter  erscheint,  und  jede  Art  von  Strafe,  selbst  die 
Todesstrafe  aussprechen  kann.  III.  In  Nordamerika,  in 
welchem  an  die  Stelle  der  Ministerverantwortlichkeit  im  Sinne  der 
beschränkten  Monarchie,  die  Verantwortlichkeit  des  Präsidenten 
und  Vicepräsidenten  und  der  anderen  Civilbeamten  der  Union  ge- 
treten ist,  findet  sich  zwar  auch  die  Grundidee,  dass  die  Anklage 
sich  auf  ein  hohes  Verbrechen,  wie  namentlich  Hochverrath  oder 
Bestechung,  gründen  müsse,  dass  das  Haus  der  Repräsen- 
tanten die  Anklage  erhebt  und  der  Senat  das  Urtheil 
fällt;  es  findet  sich  aber  hier  der  wesentliche  Unterschied  vom 
englischen  Rechte,  dass  der  Senat  keine  eigentliche  Criminalstrafe, 
sondern  nur  allein  Entsetzung  vom  Amte  aussprechen  kann, 
so  dass  das  ganze  Verfahren  hier  nicht  den  Charakter  eines  eigent- 
lichen Criminalverfahrens,  sondern  einer  politischen  Maass- 
regel trägt').  IV.  Für  die  Tüchtigkeit  einer  Gesetzgebung  über 
die  Minister-Anklage  ist  es  daher  wesentlich,  dass  der  Gesetzgeber 
sich  darüber  im  Klaren  befindet,  ob  ein  eigentliches  Straf- 
verfahren, oder  nur  eine  politische  Einrichtung  er- 
schaffen werden  soll,  welche  zwischen  dem  blos  moralischen 
Gewichte  des  Tadels  und  der  Missbilligung  des  Systemes  der 
Regierung  durch  die  Stände  und  einer  eigentlich  strafrecht- 
lichen Verurtheilung  die  Mitte  hält,  indem  von  der  Wahl 
des  hiernach  voranzustellenden  Prinzipes  die  Entscheidung  über 
die  Fragen  abhängt,  welche  Handlungen  als  Gegenstand  der  An- 
klage zu  bezeichnen  sind,  wie  die  entscheidende  Behörde  einzu- 
richten ist,  und  welches  der  Inhalt  eines  verdammenden  Urtbeils  sein 
darf,  und  welche  Rechtsfolgen  sich  daran  knüpfen  können.  Die  bis- 
herigen Gesetzgebungen  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister,  so- 
wohl in  den  Verfassungsurkunden,  als  in  den  einzelnen  besonderen  Ge- 
setzen, beweisen  aber  zur  Genüge,  wie  wenig  man  sich  entweder  des 

>)  ÜDionsverfassuDg  von  Nordamerika,  1787.  Art.  II.  Abschn.  4.  §.  1. 
„Der  Präsident,  Vicepräsideot  und  alle  Civilbeamten  der  vereinigten  Staaten 
sollen  ihrer  Stellen  entsetzt  werden  auf  Anklage  und  Ueberführung 
wegen  Hochverrath,  Bestechuug  oder  anderer  hohen  Verbrechen 
und  Vergehen."  —  Uebrigens  ist  der  Begriff  des  Hoch  verr  a  thes  nach 
der  n  ord  amer  i  kauis  ch  en  L'nionsverfassung  Art.  III.  Abschn.  .3.  §.  1. 
beschränkt  auf  den  Fall  der  Erregung  eines  Krieges  gegen  die  verei- 
nigten Staaten  und  des  Anhanges  an  den  Feind,  d.  h.  indem  diesem 
Hülfe  und  Unterstützung  geleistet  wird. 
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prinzipiellen  Gegensatzes  zwischen  einer  strafrech  tlichen  und 
einer  politischen  Anklage  bewusst  geworden  ist,  oder  wie  wenig  man 
verstanden  hat,  das  eine  oder  das  andere  Prinzip  consequent  durchzu- 
führen-). V.  Insoferne  die  Absicht  einer  Verf.issiingsbestimmung  dahin 
gerichtet  ist,  dem  Repräsentantenkörper  ein  Recht  der  Anklage  auch 
für  solche  Fälle  zu  geben,  welche  nicht  schon  nach  den  allgemeinen 
Strafgesetzen  des  betreffenden  Staates  als  gemeine  Verbrechen  und 
Vergehen ,  oder  als  Amtsverbrechen  der  Staatsdiener  überhaupt 
strafbar  sind,  so  muss  ein  besonderes  Gesetz  jene  Handlungen, 
welche  demnach  nur  gegen  die  Minister  eine  Anklage  begründen 
sollen,  sowie  die  zu  verhängende  Strafe  oder  Rechtsfolge  der  durch- 
gesetzten Anklage,  die  entscheidende  Behörde  und  die  Art  des  Ver- 
fahrens besonders  bestimmen  3).  VI,  So  lange  dies  nicht  geschehen 
ist,  hat  die  Aufstellung  des  Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit  der 
Minister  gegen  die  Landstände  in  einer  Verfassungsurkunde  keine 
über  das  Bereich  der  gern  ein  en  Verbre  ch  en  und  der  Amts- 
verbrechen der  Staatsdiener  überhaupt  hinausreichende  Bedeu- 
tung'*); d.  h.  es  ist  sodann  den  Ständen  nichts  weiter  beigelegt,  als 
das  Recht,  wegen  solcher  gemeinen  Verbrechen  oder  Amtsverbrechen 
der  Minister,  wie  einPri  va  ta  nkläger  vor  den  Landesgerichten  auf- 
zutreten. Vn.  Wo  aber  ein  Gesetz  besondere,  die  Stände  zur  An- 
klage der  Minister  berechtigende  Gründe  au.<gezeichnet,  da  stehet  we- 
gen dieser  Gründe  das  Anklagerecht  auch  nur  den  Ständen  allein 
zu,  und  dürfen  daher  aiu;h  die  Gerichte  in  diesen  Fällen  nicht  von  Amis- 
wegen einschreiten  ^).  VIIL  Den  Ständen  steht  zwar  jederzeit  frei, 
ihre  Missbilligung  des  von  den  Ministern  befolgten  Systemes,  sowie 
auch  einen  Tadel  einzelner  Maassregeln  der  Regierung  auszuspre- 


2)  Die  meisten  Versuche  einer  umfassenden  Gesetzgebung  über  die  Mini- 
sterverantwortlichkeit sind  gescheitert,  weil  sie  gewöhnlich  in  Zeiten  grosser 
politischer  Aufregung  unternommen  wurden,  wie  z.  B.  in  der  constiluirenden 
tSTationalversammhing  in  Frankfurt  a.  M. 

3)  Richtig  erkennen  dies  die  meisten  deutschen  Verfassungsurkunden  an, 
z.  B.  Baden,  V.-U.  181S.  §.  67.  „Ein  besonderes  Gesetz  soll  die  Fälle 
der  Anklage,  die  Grade  der  Ahndung,  die  urtheilende  Behörde  und  die  Pro- 
zedur bestimmen  "  —  Ebenso:  Preussen,  V.-L.   1850.  §.61.  u,  A. 

^)  So  gut,  wie  für  jeden  anderen  Staatsbürger,  müssen  auch  für  die  Minister 
die  Grundsätze  gelten  :  „Nullum  crimen  sine  lege"  und  „Nulla  poena  sine  lege.'' 

*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Braun  seh  weig,  n.  L.  0.  1832.  §.  112.  — 
Waldeck,  Ges.  v.  4.  Juni  1850.  art.  8. 
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chen ;  sie  sind  aber  durchaus  nicht  befugt,  dem  Ministerium  oder 
einem  Mitgliede  desselben  Verweise  zu  ertheilen,  da  diese  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  schon  als  eine  Strafe  zu  betrachten  sind. 
Wo  die  Stände  also  einen  Verweis  für  begründet  und  dessen 
Ertheilung  für  nothwendig  erachten,  haben  sieden  förmlichen 
Weg  der  Anklage  zu  betreten. 

§.  404. 

C)    Die  Bestimmungen  der  deutschen  Verfassungsgesetze 

über  die  Ministerverantwortlichkeit  *), 

a)  Anstellung  der  Anklage. 

I.  Wenn  sich  die  Stände  durch  ihre  Pflichten  aufgefordert 
finden,  gegen  einen  höheren  Staatsbeamten  förmHche  Anklage  zu 
erheben,  so  müssen  die  Anklagepunkte  speziell  bezeichnet  wer- 
den *).  n.  Alitunter  ist  vorgeschrieben,  dass  die  förmliche  Anklage 
erst  dann  erhoben  werden  darf,  wenn  vorher  erfolglos  Be- 
schwerde bei  dem  Landeshern  geführt  worden  ist '-),  oder  es  ist 
den  Ständen  ausdrücklich  ein  Wahlrecht  zwischen  ßeschwerde- 
führung  und  Anklage  eingeräumt^).  III.  Wo  zwei  Kammern  be. 
stehen,  kann  die  Anklage  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  beide 
Kammern  übereinstimmend  dieselbe  beschliessen  **) ,  soferne  nicht 
die  Verfassung  ausdrückhch  einer  Kammer  allein  schon  das  Recht 


*)  Ausser  den  Bestimmungen  in  den  Verfassungsurkunden  gehören  hierher: 
Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.—  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  5.  Juli  1821.— 
K.  Sachsen,  Ges.  v.  3.  Fehr.  1838.  —  S.  Co  b  urg- Gotha,  Ges.  v.  23. 
Dec.  1846  (in  Hermsdorf,  Bd.  IH.)  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848 
und  Ges.  v,  30.  März  18.50.—  Waldeck,  Ges.  v.  4.  Juni  1850.—  Olden- 
burg, Ges.,  Anlage  III.  zur  Verf.-Urk.  v.   1852. 

1)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  X.  §.  6. — 
Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  §.  6.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.141. 
a  liuea  2. 

2)  Dies  fordern:  S.  C  ob  urg- Gotha ,  V.-U.  1852.  §.  1(39.  u.  Reuss, 
j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  77.  —  Vorgängige  Anzeige  der  Beschwerdepunkte  und 
Erörterung  derselben  im  Verwaltungswege,  schreibt  vor:  S.  Altenburg, 
V.-U.    1831.    §.  37.  a  linea  2. 

3)  Dies  thut  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §    49. 

*)  Ausdrücklich  erklären  dies:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  X.  §.  6. 
a  linea  2.  —  Baden,  V.  -  ü.  1818.  §.  67.  a  linea  2,  —  K.  Sachsen, 
V.-U.   1831.    S.  141.   a  linea  3.    —   Kurhessen,    V.-U.  1852.  §.  78.  — 
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der  Anklage  Iteilegt^).  IV.  Zur  Verhütung  eines  übereilten  Be- 
schlusses der  Stände  findet  sich  in  einer  Verfassung  die  Vorschrift, 
dass  der  Bescliluss  einer  solchen  Anklage  zu  seiner  Gillligkeit  der 
Wiederholung  in  einer  zweiten,  wenigstens  acht  Tage  nach  der 
ersten  Ahstinimung  abgehaltenen  Sitzung  bedarf^').  V.  Wo  die 
Anklage  durch  eine  Deputation  der  Stande  dem  Landesherrn*  zu 
überreichen  ist ,  hat  dieser  die  Versetzung  in  den  Anklagesland 
möglichst  bald  zu  beschliessen,  soferne  er  es  nicht  für  nothig  er- 
achtet, den  Ständen  fernere  Erläuterungen  zuQiessen  zu  lassen ''). 
VI.  Nach  einigen  Gesetzen  ist  der  Souverain  verpflichtet,  auf  die 
MittheiUmg  der  ständischen  Anklage  sogleich  die  Suspension 
des  Angeschuldigten  vom  Amte  zu  verfügen^). 

§.  405. 
b)    Subjekte  der  Anklage. 

I.  Alle  Verfassungsgesetze  stimmen  darin  überein,  dass  den 
Ständen  das  Recht  der  Anklage  gegen  die  Minister  oder  an- 
deren höheren  Staatsbeamten  zusteht,  welche  mit  der 
selbstständigen  Leitung  eines  Verwaltungszweiges  be- 
traut, oder  Mitglieder  der  obersten  Gen  trallei  tung  des  Staates 
sind').      IL    Der  Idee   des  Institutes    der   Minister -Anklage  nach 


Dasselbe    ergibt    sich    für   das  Grossherzogtbum  Hessen    aus   s.  Verf.-Urk. 
V.  1820.  §.  97.  und  dem  Gesetze  v.  5.  Juli  1821.  art.  4. 

5)  Dies  ist  nur  der  Fall  io  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  198.  und 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  61. 

6)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  200.  §.  2. 

■)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  X.  §.  6.  —  Grossh.  Hessen,  Ges.  v. 
5.  Juli  1821.  §.  4. 

8)  Z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.   10. 

')  Als  die  Sul)jekte  der  ständischen  Anklage  nennen:  Bayern,  V.-ü. 
1S18.  Tit.  X.  §.  6.  „Minister  und  Mitglieder  der  obersten  Staats« 
bebörde."  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  199.  „Minister  und  De- 
partements-Chefs."—  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.  109.  alinea2. 
„Minister  und  oberste  Staatsbehörden."  —  Aehniich  drückt  sich  aus  : 
Ges.  V.  5.  Juli  1821.  §.  1.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  141.  „Vor- 
st.T  nde  der  Min  i  s  teri  en." —  Ebenso:  Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.78. 
mit  dem  Beisatze:  „oder  deren  Stellvertreter."  —  Braunschweig, 
n.L.  0.1832.  §.  108.  „Mitgl  ie  der  des  Staatsministeriums."  —  Seh  w  ar«- 
burg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  127.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852.  an.  200.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.   1848.  §.103.  „Minister 
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sollte  auch  das  ständische  Recht  der  Anklage  auf  diese  Ka- 
tegorie von  Staatsbeamten  beschrankt  sein,  da  bei  allen  Amts- 
verbrechen oder  anderen  Regelwidrigkeiten  und  Verfassungsver- 
letzungen durch  andere  Beamte  das  landständische  Recht  derRe- 
schwe  rdeführung  (§.  393.)  als  vollständig  ausreichend  be- 
trjiehlet  werden  muss,  um  eine  Untersuchung  gegen  dieselben  zu  ver- 
anlassen und  erst  die  Weigerung  der  Staatsregierung,  eine  Unter- 
suchung eintreten  zu  lassen,  den  Ständen  Grund  zu  einer  Anklage 
und  zwar  sodann  gegen  das  Minis  teri  um  selbst  geben  würde 2). 
III.  Ganz  hiermit  übereinstimmend  haben  auch  einige  Verfassungs- 
urkunden ausdrücklich  erklärt,  dass  das  ständische  Recht  der 
Minister-Anklage  sich  auf  andere  Staats  diener  nicht  er- 
strecke 3),  oder  doch  nur  ausnahmsweise  in  einem  beson- 
ders benannten    Falle    stattfinde*);    oder   sie   geben   den   Land- 


oder Vorstand  eines  Ministeriums."  —  Preussen,  V. -U.  1850.  §.  61. 
„Die  Minister."  —  Ebenso:  Anhalt -Bernburg,  V.-ü.  1850.  §.80.  — 
S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  48.  „Die  Departements-Chefs 
im  Slaatsministerium  ,  als  solche,  und  als  Mitglieder  des  Gesammtmini- 
steriums."  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  5.  und  §.  66.  „Mitglieder  der 
Slaatsregierung," 

2)  Ganz  in  diesem  Sinne  erklärt  Ba  d  e  n ,  Ges.v.  5.  Okt.  1820.  §.3.  d(»ss, 
wenn  die  That  von  einem  Slaatsdiener  herrührt,  der  nicht  Mitglied  der  ober- 
sten Staatsbehörde  ist,  die  Stände  nur  ein  Beschwerderecht  haben. —  üeber- 
einstimmt:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  110.,  fügt  aber  noch  als  Vor- 
aus s  etzung  bei,  „dass  der  unmittelbar  Verletzte  selbst  vergeblich 
bei  dem  betreffenden  Departement  Klage  geführt,  oder  sonst  die  gesetzlichen 
Schritte  gethan  hat."  —  Reuss,  j.  L,  V.-U.  1852.  §.  109.  „unerlaubte 
Handlungen  oder  Versehen  und  Nachlässigkeiten  der  unleren  Sfaatsdiener 
können  der  Volksvertretung  zur  Ausübung  dieses  Rechtes  (der  Anklage)  nur 
dann  Veranlassung  geben ,  wenn  desshalb  bei  der  zuständigen  höheren  Be- 
hörde und  zuletzt  beim  Ministerium  vergebens  Klage  geführt  worden ,  und 
dieses  eben  dadurch,  dass  solches  vergeblich  gewesen,  sich  selbst  einer 
Pflichlwidri  gkei  t  schuldig  gemacht  hat." 

3)  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  199.  „Andere  Staatsdiener,  als  Mi- 
nister und  Departements-Chefs,  können  vor  diesem  Gerichte  (dem  Slaalsge- 
richtshofe)  nicht  angeklagt  werden,  ausser  wegen  Ueberlretung  der  §.  53. 
enthaltenen  Vorschrift."  —  Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.  79.  „Gegen 
Staatsdiener,  welche  nicht  Minislerialvorstände  oder  deren  Stellvertreter  sind, 
sind  landstündische  Klagen  unstatthaft."  —  K.Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.110. 
Reuss,  j.  L.,  V.U.  1852.   §.  109.  (siehe  Note  2). 

«)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.199.  (siehe  Note  3).  —  Vergl.  auch 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §•  108.  a  linea  3.  (siehe  Note  0). 
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Ständen  nur  das  Recht,  durch  Anträge  bei  dem  Ministerium  die 
Einleitung  einer  Untersuchung  durch  die  ordentlichen  Gerichte 
gegen  solche  andere  Staatsdiener  zu  veranlassen  ^) ,  oder  sie  er- 
klären deren  Anklage  durch  die  Stände  nur  für  subsidiär  in 
dem  Falle  als  zulässig,  wenn  eine  vorher  bei  dem  Ministprium 
angebrachte  Beschwerde  keinen  Erfolg  gehabt  hat**).  IV.  Daraus, 
dass  eine  Verfassungsurkunde  von  Verantwortlichkeit  der 
Minister  und  den  übrigen  Staatsbeamten  ohne  gehörige  Unter- 
scheidung spricht'),  ist  durchaus  nicht  zu  folgern,  dass  das  stän- 
dische Anklagerecht  auch  bei  den  Letzteren  imeingeschränkt 
Platz  greifen  könne;  vielmehr  begründet  die  im  Allgemeinen  aus- 
gesprochene Verantwortlichkeit  der  übrigen  Staatsdiener,  soferne 
die  Verfassung  nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  bestimmt,  nur 
das   ständische    Beschwerder  echt  S).     V.    Nur  in  einer  Ver- 


5)  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  129.  „DerLand- 
tag  hat  die  Befugniss,  gegen  andere,  nicht  zu  den  Mitgliedern  des  Mini- 
steriums  gehörende  Beamte,  wegen  Verletzung  der  Verfassung,  oder 
wegen  sonstiger  Amtsverbrechen  oder  Amtsvergehen  eine  gerichtliche 
oder  Disciplinar- Untersuchung  durch  Antrag  bei  dem  Ministerium 
zu  veranlassen.  Dieses  hat  hierauf  die  geeigneten  Schritte  behufs  Einleitung 
der  Untersuchung  zu  thun."  —  Fast  wörtlich  stimmt  überein:  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852.  art.  20S,  Vergl.  auch  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832. 
§.   108.  a  linea  3.   (siehe  Note  6). 

")  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  88.  „Gegen  Beamte,  welche  unter 
höherer  Leitung  stehen,  soll  jedoch  allemal  erst  Beschwerde  bei  dem 
Ministerium  geführt,  und  nur,  wenn  dieser  nicht  geholfen  wird,  zur  Anklage 
geschritten  werden." —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  Bra  un  s  ch  weig, 
n.  L.  0.  1832.  §.  108.  a  linea  3;  jedoch  hat  hiernach  die  Ständeversamm- 
lung in  solchem  Falle  ihren  Antrag  auf  Bestrafung  bei  dem  ordentiicbeo 
Landesgerichte  zu  machen;  auch  ist  dieser  Antrag  nur  in  dem  Falle  zu- 
lässig,  wenn  solche  Beamte,  da,  „wo  sie  in  den  Grenzen  eigener 
Verantwortlichkeit  handeln,  die  Verfassung  verletzt  zu  haben 
beschuldigt  werden." 

")  Dies  thun  viele  deutsche  Verfassungsurknnden,  z.B.  Würtemberg, 
V.-U.  1819.  §.  52.  53.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  Iu9.  (siehe 
Note  11).  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  88.  —  Reuss,  j.  L. 
V.-U.  1S52.  §.   106.  u.  f. 

*)  So  z.  B.  schränken  eben  die  in  Note  7.  genannten  Verfassungen  das 
ständische  Anklagerecht,  ungeachtet  des  darin  allgemein  ausgesproche- 
nen Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit  aller  Beamten,  auf  die  Minister  ein. 
(Siehe  oben  Note  1.  2.  3.  und  6). 
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fassiing,  der  von  S.  Coburg-Gotha  v.  J.  1852,  sind  die  übrigen 
Staatsbeamten  den  Ministern  bezüglich  des  landständischen  An- 
klagerechtes völlig  gleichgestellt '^).  Jedoch  ist  es  in  dieser  Ver- 
fassung als  eine  vollkommen  genügende  Entschuldigung  erklärt 
worden,  wenn  der  angeklagte  Staatsdiener  nachweist,  dass  er  in 
Gemässheit  eines  in  gehöriger  Form  an  ihn  ergangenen  Befehls 
der  com  Petenten  vorgesetzten  Staatsbehörde  gehandelt 
habe  *'^).  VI.  Diese  Entschuldigung  wird  auch  in  anderen  Ver- 
fassungsurkunden, welche  nur  ein  ständisches  Beschwerde- 
recht, aber  kein  ständisches  Klage  recht  gegen  die  unter- 
geordneten Beamten,  oder  doch  nur  ein  auf  gewisse  Fälle,  oder 
nur  ein  subsidiäres  anerkennen,  ausdrücklich  für  zulässig  erklärt ' '), 
und  muss  auch  als  selbstverständhch  und  somit  als  gemeinrecht- 
lich gültig  betrachtet  werden,  da  ausserdem  eine  Ordnung  des 
Dienstes  eine  Unmöglichkeit  sein  würde  ^^).  Vil,  Einige  Verfas- 
sungsgesetze dehnen  das  An  klage  recht  der  Stände  auch  auf 
die  Mitschuldigen  der  Mitglieder  des  Staatsministeriums  oder 
der  Departements- Chefs  aus '3).     VIII.  Das  ständische  Anklagerecht 


9)  S,  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  132.  165.  „Jeder  Landtag  ist 
berechtigt,  Staatsbeamte  wegen  Verletzung  der  Verfassung  anzuklagen." 

10)  Ebendaselbst,  §.   166. 

11)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  35.  „Ä,uf  gleiche  Weise  (wie  die  Mi- 
nister nach  §.  52.)  sind  auch  die  übrigen  Staatsdiener  und  Behörden  in  ih- 
rem Geschäftskreise  verantwortlich;  sie  haben  bei  eigener  Verantwort- 
lichkeit nur  die  ihnen  von  den  geeigneten  Stellen  in  der  ordnungs- 
mässigen  Form  zukommenden  Anweisungen  zu  beobachten."  —  Grossb. 
Hessen,  V.-U.  1820.  §.  109.  „Die  grossherzoglichen  Staalsminlster  und 
sämmtliche  übrige  Staatsdiener  sind,  insoferne  sie  nicht  in 
Folge  von  Befehlen  ihrer  vorgesetzten  Behörden  bandeln,  je- 
der innerhalb  seines  Wirkung.skreises  für  die  genaue  Beobachtung  der  Ver- 
fassung verantwortlich."  —  S.  Meiningen,  V.U.  1829.  §.  104.  „Die 
Verantwortlichkeit  für  jede  gesetzwidrige  Verfügung  haftet  zunächst  auf  dem- 
jenigen von  welchem  sie  ausgegangen  ist;  Befehle  einer  höheren  Behörde 
decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form  von  den  competenten 
Obern  ausgegangen  sind."  —  Bra  un  s  ch  w  eig,  n.  L.  0.  1832.  §.  lOS. 
(siehe  Note  6). 

12)  Alle  Staaten,  welche  in  dieser  Beziehung  weileigehende  Grundsätze 
in  ihre  Verfassungen  aufnahmen,  wie  z.  B.  die  kurhessische  Verfassung 
von  1831,  haben  hierdurch  nur  unheilvolle  Verwickelungen  hervorgerufen. 

»3)  S.  Weimar,  rev,  L.  G.  G.  1850.  §.  49.  —  Oldenburg,  rev, 
V.-U.    1852.    art.  202. 
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kaiiti  iiitlil  Mos  gegen  Minister,  die  n  n  c  li  im  Dienste  sinfl.  son- 
dern ;iu('li  gegen  diejenigen  ansgeübt  werden,  welche  vor  der  wirklich 
erhobenen  Anklage  ihr  Amt  niedergelegt  haben,  oder  von  dem- 
selben entfernt  worden  sind '^).  IX.  Mitunter  beschränkt  sich 
ein  Verfassungsgeselz  darauf,  eine  allgemeine  Straffälligkeit 
der  Beamten,  sowie  aller  anderen  Untertbanen,  wegen  Ver- 
letzung der  Verfassung  auszusprechen  '5) 

§.  406. 

c)  Vorbedingung  der  Haftung  der  Minister  wegen  der 

Verfassungsmässigkeit  landesherrlicher  Verfügungen : 

die  Contrasignatur. 

I.  Es  wird  in  der  repräsentativen  Monarchie  als  unverbriich- 
licher  Gnnidsatz  betrachtet,  dass  der  Monarch,  welchem,  dem  Be- 
griffe der  Sonverainetät  zufolge,  die  Un  vera  n  tw  or  tlichkei  t 
zukommt,  niemals  ein  Unrecht  oder  die  Verletzung  der 
Rechte  der  Stände  oder  einzelner  Staatsangehörigen  will,  und 
dass  daher  eine  landesherrliche  Verfügung,  welche  den  Ständen 
oder  Einzelnen  Grund  zu  einer  Beschwerde  oder  Klage  wegen 
\erletzung  ihrer  Rechte  geben  könnte,  nur  in  einem  Verschulden 
der  höchsten  Staatsbeamten  ihre  Erklärung  finden  kann ').    II.  Alle 

")  Ausdrücklich  sagen  dies:  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  5.  Juli  1S21. 
art.  3.  —  K.  Sachsen,  V.  -  U.  1831.  §.  151.  —  Seh  w  ar  zb  urg  -  So  n - 
dershausen,  V.-U.  1849.  §.  127.  —  Waldeck,  Ges.  v.  4.  JunilS50. 
art  10.  —  Vergl.  auch  das  badische  Gesetz  v.  5.  Okt.  1S20.  §.  5.  (siehe 
unten  §.  -111.  Note  3).  —  In  Fallen,  wo  das  Erkenntniss  nicht  einMeh- 
reres,  als  die  Entfernung  vom  Amte  aussprechen  könnte,  werden  sich 
freilich  die  Stände  nicht  weiter  zur  Erhebung  der  Anklage  gegen  einen  ab- 
getreteuen  Minister  veranlasst  finden. 

'5)  Dies  Ihut  S.  Alten  bürg,    V. -ü.    1^31.    §.  266.   a  iinea  3. 

')  Sehr  schön  spricht 'sich  hierüber  der  Eingang  des  grossh.  hessischen 
Gesetzes  v.  5.  Juli  1821,  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister,  aus: 
„Da  Befehle,  welche  zu  gesetzwidrigen  Handlungen  oder  zur  Verletzung  Un- 
serer den  Ständen  gegebenen  Zusagen  führen  könnten,  nie  von  Unserem 
Willen  ausgehen,  sondern  nur  in  einem  Missverständnisse  gegründet  sein 
können,  dessen  Aufklärung  Wir  als  eine  Pflicht  Unserer  obersten 
Staafsdiener  und  Staatsbehörden  betrachten,"  so  haben  Wir...  für  gut  be- 
funden, zu  verordnen..."  —  S.  Meiningen,  V.-U.  iS29.  §.  lo2.  Der 
Landesherr  selbst  ist  über  jede  persönliche  Verantwortlichkeit  erhaben.   .\lie 

Zöpfl,  Staatsrecht.   4te  Aufl.   II.  34 
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(leiilsclipn  VerfassnngsiirUuiKlen  stimmen  daher  darin  üherein,  dass 
die  Minister  oder  Ministerialvorstaiidc  (Departements -Chefs)  die 
Verantwortlichkeit  wegen  der  Ve  rfassn  ngsniä  ssigkei  t 
der  von  dem  Souverain  seihst  ausgehenden  Verfiignngen  den 
Landständen  gegenüber  zn  tragen  hahen-),  und  dass  sich 
daher  kein  Minister  jemals  zui-  Entschuldigung  auf  Befehle  des 
Souverains  berufen  kann  3).  III.  Zu  diesem  Behufe  ist  in  vielen 
deutschen  Verfassimgsgesetzen  ausdritrklirh  vorgeschrieben,  dass 
die  von  dem  Landesherrn  ausgehenden  Erlasse  in  Begie- 
rungsangelegenheiten mindestens  von  e  i  nem  Mitgliede  des 
Ministeriums  und  zwar  insbesondere  von  dem  betreffenden  Departe- 
ments-Cht'f  gegengezeichnet  (contrasignirt)  werden  müssen,  welcher 
eben  hierdurch  die  persönliche  Verantwortlichkeit  für 
die  Verfassungsmässigkeit  einer  solchen  Verfügung  ü  hernimmt^). 
IV.  Wo  eine  ausdrückliche  Vorschrift  wegen  dei  ministeriellen 
Contrasignatur  nicht  in  der  Verfassungsurkunde  enthalten  ist,  da 
ist  dieselbe  nichtsdestoweniger  allenthalben,  nach  Aufnahme  des 
Prinzipes  der  Ministerverantwortlichkeit,  zum  Schutze  der  (Jnver- 
antwortlichkeit  der  Krone  als  selhstverst^ndlich  luid  unentbehrlich 
in  der  Praxis  eingeführt  worden  5).     V.  Die  Gegenzeichnung  ^Con- 


HegieruDgshandlungen  müssen  jedoch  unter  persönlicher  Verantwortlichkeit 
eines  Staatsbeaniten  geschehen."  —  Aehnlich  :  S  Altenburg.  V.U.  1S31. 
§.  3H. 

2)  Vergt.  die  oben  §.  402.  Note  2.  angeführten  Gesetze. 

3)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Grossh.  Hessen,  Ges.  vom  5.  Juli  182t. 
art.  1.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  t852.  §.  168.  -  Reuss,  j.  1.., 
V.  U.    1852.  §.   107.  a  linea  3. 

^)  Ausdrüclclich  schreiben  die  Contrasignatur  der  landesherrlichen  Erlasse 
in  Regierungsangelegenheiten  vor:  Würtemberg,  V.U.  18t9,  §.f>\.  — 
Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  §.  4.  -  S.  Meiningen,  V.-U.  1829. 
§.  103.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §  43.  und  §.  HO.  a  linea  2  — 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  36.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832. 
§.  1.^5.  156  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  §.  4.  und  6.  —  Hanno- 
ver, Ges.  V.  5  Sept.  1848  §.  102.  a  linea  3.  —  S  c  h  warzburg- S  on- 
dershausen,  V.-U.  1849.  §.  67  und  71.  -  Preussen,  V.-U.  1850. 
§.  44.  —  Auhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  82.  —  Oldenburg, 
rev  V.-U.  1852.  art.  12.  §•  3.  —  .S.  C  obu  rg- Got  ba,  Verf.-Urk.  1852. 
S  167.  168.  Reuss,  j.  f/.,  V.-U.  1852.  §.  107.  —  Waideck,  V -U. 
1852    §.  5. 

^)  Auch   die    constitutionellen    Charten    von    Frankreich    von    1814. 


§.   tut).    \'ürl)e(liu(;;tin(;  dei-  lial'luii^  dei-  Vlinislcr':   <lie   (^i>iilrasi(;iialiii'      531 

Uasigiialur)  der  lantlesherrlidn-n  Krlassc  in  Kegicruiigsangelcgeii- 
lieiten  (iiircli  einen  Minister  uder  Deparlemenls-Chet  hat  /unaclisl 
nui'  den  Zweck,  jedenfalls  ein  Subjekt  der  Veranlvvurtliclikeil  den 
Ständen  gegenüber  lestzuslellen ;  es  ist  aber  dadinxh  keinesweges 
die  Verantwurtliclikeit  der  übrigen  Minister  oder  Deparlements- 
l^liefs,  welche  etwa  zu  dem  beschwerenden  landesherrlichen  Erlasse 
erweislich  mitgewirkt  haben,  den  Ständen  gegenüber  ausge- 
schlossen"'). Es  ist  nämlich  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  dir 
ihre  eigene  Thätigkeit  ein  allgemeiner  und  wesenthcher  Grund- 
salz in  jeder  constilutionellen  Monarchie,  und  allgemein  anerkannt, 
die  Contrasignatur  nur  eine  Form,  wodurch  die  Beweisfüh- 
rung der  eigenen  Mitwirkung  bezüglich  des  contrasignirenden 
Ministers  überllüssig  gemacht  wird.  VI.  Hat  ein  Mitglied  des  Mi- 
nisteriums bei  der  Berathung  einer  beschwerenden  landesherrlichen 
Verfügung  zwai'  eine  gegentheihge  Meinung  geäussert,  jedoch  den 
gefassten  Beschluss  unterzeichnet  oder  gegengezeichnet,  so  ist  er 
für  denselben  allerdings  verantwortUch  ').  Nur  dann  kann  es 
diese  Verantwortlichkeit  nicht  trellen,  wenn  es  entweder  ausdrück- 
lich bei  der  Beschlussfassung  förmliche  V^erwabrung  (Separatvotum) 
zu  Protokoll  niedergelegt  und  die  Mitunterzeichnung  des  Beschlusses 
verweigert  hat*^),  oder  sofort  mit  der  Weigerung  seiner  Zustimmung 
seine  Entlassung  erbeten  hat,  welche  auch  keinem  Mitgliede  des 
Ministeriums  in  solchem  Falle  verweigert  werden  darf^).     VII.  Eben 


art.  13.  und  1830.  arl.  12.  hatten  sich,  wie  mehrere  der  älteren  deutschen 
Verfassungsurkunden,  darauf  beschränkt,  die  Verantwortlichkeit  der  Ministec 
auszusprechen,  ohne  die  Nothwendigkeil  der  Conlrasignatur  besonders  zu  er- 
wähnen. 

8)  Sehr  gut  sagt  daher  S  c  hwarzburg- Sondersh  ausen,  V.-ü.  1S4VI. 
Jj.  127.  „  Die  Verantwortlichkeit  für  die  Verfügungen  des  Fürsten  betrifft 
zunächst  diejenigen  Milglieder,   welche  dieselben  mit  unterzeichnet  haben." 

')  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1^20.  §.  4.  —  Br  au  n  s  chweig,  n.  L.  0. 
1832.  §.  156.  a  linea  2.  -  Waldeck,  Ges.  v.  4.  Juni  1850.  art.  3. 
„Für  die  Verfassungsmässigkeit  der  amtlichen  Handlungen  der  Slaatsregie- 
rung  haften  diejenigen  Mitglieder  derselben,  welche  dazu  mitgewirkt, 
liezüglich  den  schriftlich  gefassten  Beschluss  unterzeichnet  oder  gegen- 
gezeichnet haben."        Ebenso:   S.   Coburg-Gotha,   V.-U.  1852.  §.  16S. 

«)  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.  7.  —  Waldeck,  Gesetz  vom 
4.  Juni  1S50.  art.  4. 

*)  Bayern,  Ges.  vom  4.  Juni  1S48.  art.  3.  -  Waldeck,  Ges.  vom 
4.  Juni  1850.  art.  i\.  a  linea  2. 
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daher  sU'ht  es  ;nuh  den  Milgliedcrn  des  Minisleriuais  jederzeit 
frei,  wenn  ein  von  dem  Souverain  ohne  Conlrasignalur  eines  Mi- 
nisters ausgegangener  Erlass  von  den  Ständen  als  ein  solcher  an- 
gesprorhen  wird,  welcher  verfassungsmässig  nicht  ohne  Gegen- 
zeichnung eines  Ministers  hätte  ergehen  sollen,  nachträglich 
den  Ständen  zu  erklären,  dass  sie  ihnen  gegenüber  die  Verant- 
wortlichkeit wegen  des  beregten  Erlasses  übernehmen,  wie  dies 
auch  schon  mehrfach  in  der  Praxis  vorgekommen  ist  *").  VIII.  Das- 
selbe gilt  hinsichtlich  solcher  Regierungsakle ,  bei  welchen ,  weil 
sie  nicht  in  einem  seh  riftli  eher  Erla  sse  bestehen,  Tiberhaupt 
eine  Contrasignatur  nich  t  mögl  ich  ist,  wie  z.  B.  bei  einer  Thron- 
rede, welche  der  Souverain  bei  Eröffnung  des  Landtages  zu  halten 
pflegt,  wenn  sie  etwa  zu  Reklamationen  der  Stände  Anlass  geben 
sollte.  IX.  Der  Natur  der  Sache  nach  bedürfen  der  Gegenzeich- 
nung durch  einen  Minister  nur  jene  landesheirlichen  Erlasse,  in 
welchen  irgend  etwas  in  Regierungssachen  verfügt  wird,  weil 
nur  unter  dieser  Voraussetzung  möglicherweise  die  Verfassung 
verletzt  oder  Rechte  der  Stände  oder  Einzelner  gekränkt  werden 
können.  Ganz  in  diesem  Sinne  sprechen  die  Verfassungsgesetze 
durchgehends  nur  von  landesherrlichen  Verordnungen  und 
Verfügungen  in  Staatsangelegenheiten  oder  von  Regierungs- 
anordnungen"). X.  Obschon  durch  Publikation  der  mit  den  Land- 
ständen vereinbarten  Gesetze  keine  Rechte  der  Stände  verletzt 
werden  können,  so  werden  doch  auch  die  Verkündigungen  der- 
selben mit  ministerieller  Contrasignatur  vorgenommen,  da  es  immer- 
hin möglich  bleibt,  dass  ein  solches  Gesetz  nach  anderer  Seite 
hin  als  eine  Rechtsverletzung,  wie  z.  B.  als  eine  Kränkung  er- 
worbener, durch  die  Verfassung  oder  Staatsverträge  besonders 
garantirter  Rechte   empfunden  würde  '2).     XI     Fürstliche  Erlasse, 


'»)  Vergl  die  Verhandlungen  in  der  2.  badis  c  he  n  Kammer  am  ISFebr. 
1S42,  das  grossheraogl.  Manifest  vom  5.  Aug.  1841.  betr. 

«')  Siehe  oben  Note  4.  ~  Nur  allein  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  44. 
gebraucht  das  seiner  granimalischen  Bedeutung  nach  weilergehende  Wort 
„Regierungsakte"  —  Nach  dem  badischen  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  ist 
die  ministerielle  Contrasignatur  nur  nöthig  bei  „Verfügungen  und  Be- 
schlüssen, die  sich  auf  die  Verfassung  und  verfassungsmässige 
Rechte  beziehen." 

'•')  Beigpiele  bieten  die  mehrfachen  Reklamationen  der  Standesberren  und 
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welche  an  sich  keine  Vcilassnngs-  oder  Rerlitswi(lri<,'keit  enthalten 
können,  hetlilrlen  fnlgeiii  liti^  auch  keiner  Contiasigiialur.  Es  (ludet 
sich  übiigens  dieser  Satz  nur  in  einer  einzigen  N'eilassuug  in 
Bezug  auf  einen  besonders  genannten  Fall  positiv  ausgesprochen'^). 
XII.  Ein  Beamter,  welcher  eine  nicht  vorschriftsmässig  contra- 
signirte  Verfügung  vollzieht,  macht  sich  dadurch  persönlich  ver- 
antwortlich, insoferne  nämlich  eine  solche  Verfügung  irgend  eine 
Verfassungs-  oder  Rechtsverlitzung  euthallcu  sollte.  Xllf.  Die 
meisten  Verfassungsgesetze  erklären  überdies  die  ohne  (>ontrasigna- 
tur  ergangenen  fürstlichen  Verordnungen  geradezu  als  unf,'ül- 
lig'''),  oder  als  nicht  \  o  1 1  z  i  ebb  a  r '^),  oder  stellen  sie  einem 
erschlichenen  iandesherrlichen  Reskripte  gleich*"),  oder  be- 
zeichnen die  V^ollziehung  sogar  ohne  Unterschied  dei-  Fälle  als 
.4mtsmisshrauch  '"). 

§.  407. 
d)    Gegeostände  der  Ministeranklage. 

I.  Es  ist  in  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  allgemein  an- 
erkannt, dass  Minister  und  andere  höhere  Staatsbeamte  gegenüber 
von  den  Ständen  eine  völlig  gleiche  Verantwortlichkeit 
durch  Genehmigung  eines  landesherrlichen  Erlasses,  so- 
wie durch  Unterzeichnung  einer  von  ihnen  selbst  aus- 
gehenden  Verfügung    übernehmen').     II.     Während  die  älteren 

auderer  ehemaliger  Reiclisuniuittelbaren  bei  dei-  Bundesversammlung  gegeu 
die  Deueren  Landesgesetze. 

")  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1S52.  arl.  12  §.  5.  „Der  Grossherzog 
eraennt  und  entlässi  die  Alitglieder  des  Staatsniinisleriunis  lediglich  uacb 
eigener  Eutschliesäung ,  wobei  es  der  ebengedacbten  Gegenzeicbnuug 
nicht  bedarf." 

")  So  z.  B.  S.  Weimar,  rev.  L  G.  G  ls.50.  §.  47-  —  Schwarz- 
barg  -  S  0  nd  e  rs  h  ausfc  0,  V.-U.  1849  §.  71.  —  Preusseo.  V.-ü.  1850. 
§.  44.  —  Anhalt  ßeraburg,  V.-U.  1850.  §.  82.  Oldenburg,  rev. 
V.-U.   1852.   art.    12.  §.   3.   —  Waldeck,   V.-U.   1852.   §.   5. 

'S)  Z.  ß.   Brau  uschweig,    d.   L -0.    1832.  §.    155 

16)  K.  Sachsen,    V.-U.    1831.    §.   2. 

'■')  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1S48.  arl.  5.  „Derjenige  Staatsbeamte, 
welcher  den  Vollzug  einer  ohne  ministerielle  Gegenzeichnung  ergangenen 
Verordnung  des  Königs  auf  sich  nimmt,  macht  sich  des  Mis  s  b  ra  uc  h  es  der 
Amtsgewalt  schuldig." 

')  Vergl.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  184*>.  art.  tj.  und  die  im  §.  406. 
Note  4.  angef.  Verf.-Urkundeu. 
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deutschen  Verfassungsurknnden  sich  meistens  darauf  heschrän- 
ken,  Verfassungsverletzungen  als  Gegenstand  der  Ministeranklage 
aufzurühren,  so  tritt  in  den  neueren  Gesetzen  mitunter  das  Re- 
strehen hervor,  die  Gegenstände  der  Anklage  zu  vervielfälti- 
gen und  einzeln  aufzuzählen  ').  III.  Soferne  die  Verfassungs- 
urkunde eines  Landes  nicht  ausdriirklich  etwas  anderes  hestimmt, 
sind  üherhaupt  als  Gegenstand  der  ständischen  Anklage  nur  solche 
von  den  Ministern  und  Departements-Chefs  ausgegangene  oder  von 
denselben  contrasignirte  landesherrliche  Verfügungen  zu  betrachten, 
durch  welche  die  Verfassung  verletzt  wird  ^).    IV.  Ob  die  Verfassung 


'^)  Am  Weitesten  ging  darin  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Verant- 
wortlichkeit der  Reiehsniinister,  BeiJ.  I.  zum  Protok.  der  62.  ÖfTenti  Sitzung 
der  (Frankf.)  constit.  Nationalversammlung  v.  IS.  Aug.  184S.  S.  19.  §.  4. 
und  5.  Danach  sollte  die  Anklage  eines  Ylinisteis  erhoben  werden  können 
wegen  jeder  Handlung  oder  Unterlassung,  welche  die  Sicherheit 
oder  Wohlfahrt  des  deutschen  Bundesstaates  beeinträchtigt:  insbesondere 
1)  wegen  Hoch-  und  Lan  des  v  er  r  a  t  hes  ;  2)  wegen  Ertheilung  von  In- 
struktionen und  Befehlen,  deren  Nachlheil  für  die  Wohlfahrt 
oder  Sicherheit  Deutschlands  der  Minister  kannte,  oder  bei  gehöriger 
Aufmerksamkeit  kennen  konnte;  3)  wegen  des  Vollzuges  von  Befeh- 
len des  Reichs  Verwesers,  welche  g  ese  tzwi  d  ri  g  oder  den  Interes- 
sen Deutschlands  nachtheilig  sind;  4)  wegen  Unterlassung  der  Ver- 
k  ii  n  d  u  n  g  oder  Vollziehung  eines  der  Centralgewalt  zur  Vollziehung 
zugewiesenen  Beschlusses  der  Nationalversammlung;  5)  wegen 
Vereitelung  des  Beschlusses  der  Nationalversammlung  durch  die  Art  der 
Vollziehung;  (i)  wegen  vorsätzlicher  Verletzung  der  verfassungsmässigen 
Rechte  <'ines  deutscheu  Bürgers;  7)  we^jen  jedes  auf  A  uf  h  e  h  n  n  g  oder  B  e - 
schränknng  der  Rechte  der  Nationalversammlung  gerichteten 
Unternehmens;  S)  wegen  Annahme  oder  Bereiterklärung  zur  Annnhme  von 
Geschenken  oder  anderer  Vort  heile  für  die  Vornahme  oder  Unterlas- 
sung einer  Amtshandlung;  9)  wegen  Benutzung  der  Amtsgewalt,  oder 
Drohung  mit  derselben,  um  sich  Vort  heile  zu  verschaffen,  oder  wegen 
unbefugter  Beischaffung  von  Geldern  oder  Geldeswerth  zu  öffent- 
ichen  Zwecken;  10)  wegen  unrechtlicher  Verwendung  amtlich  zu 
seiner  Verfügung  gestellter  Gelder,  oder  wegen  anderer  Arten  der  Verun- 
treuung in  Beziehung  auf  öffentliche  Gelder. 

3)  Bayern,V.-U.  ISIS.  Tit  X.  §.  H.  „wegen  vorsätzlicher  Ver- 
letzung der  Staats  V  er  fassung."  —  (Siehe  aber  unten  ^ote  7),  —Ba- 
den, V.  -  U.  181S.  §.  67,  „wegen  Verletzung  der  Verfassung  oder 
anerkannt  verfassungsmässiger  Rechte."  —  Würtemberg, 
V. -ü  1819.  §.  159.  „Unternehmungen,  welche  auf  den  Umsturz  der 
Verfassung    gerichtet  sind   und  über  Verletzung   einzelner    Punkte 
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im  Ganzen  oder  in  einzelnen  ßeslinininngen  verletzt  wird,  niaclil  da- 
liei  keinen  Unterschied  ^) ;  ebenso  ist  es  an  sich  gleichgültig,  ob  die 
Veiiassungsverletznngen  duich  Handlungen  oder  Unterlas- 
sungen begangen  werden^).  V.  Dagegen  können  aber,  in  Gemäss- 
heit  der  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätze,  nur  allein  vor- 
sätzliche Verletzungen  der  Verfassung  oder  verfassungs- 
mässiger Rechte,  d.  h.  mit  dem  Bewusstsein  ihrer  Verfassungs- 
widrigkeil erlassene  Verfügungen ,  Gegenstand  der  ständischen 
Anklage  sein*'),  ausser  insolerne  die  Verfassung  ausdrückhch  die 
ständische   Anklage    auch    wegen    anderer  Arten    des  Verschul- 


der  Verfassuog."  —  Ebenso  K.  Sachsen,  V.-IJ.  IbSl.  §.  142.  — 
S.  Alteaburg,  V.-U.  Ib31  §.  37.  „wegen  verfassungswidrig  er- 
tlieilliT  Befehle."  R  r  aun  s  c  h  we  i  g  ,  n.  L.  0.  1S32  §.  IlO.  wegen  „Ver- 
letzung der  auf  den  vorliegenden  Fall  unzweifelhaft  aazuwendendeu  Be- 
stimmungen des  Landesgrundgeselzes."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept. 
184S.  §.  102.  a  lioea  5:  „Wegen  absichtlicher  Verletzung  des  Ver- 
fassungsgesetzes." —  Kurhessen,  V. -ü.  1852.  §.  78.  wegen  „ab- 
sichtlicherVerletzung  einer  positiven  Vorschrift  der  Verfassungs- 
urkuode.«  —  S  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1S52.  §.  132.  und  §.  165. 
„wegen  Ve  rfa  ssungsverle  tzu  n  g  "  —  R  e  u  ss,  j  L.,  V.-U  1852.  §.110. 
wegen  „absichtlicher  Verletzung  der  Verfassung."  —  Wal  deck, 
V.-IIIS52  §.(>(>.  „wegen  Verfass  u  n  gs  ver  le  tzu  n  g."  „Verletzung 
der  Verfassung"  führen  neben  Anderem  namentlich  auf :  S.  Meiningen, 
V.-U.  1829.  §.  88.  (siehe  noch  unten  Note  S.  u.  10).  -  Schwarzburg- 
So  n  d  ers  b  a  u  s  e  n,  V.-U.  1849  §.127.—  Preussen,  V.-U.  1850.  §.61.— 
S.  Weimar,   rev.   L.   G.   G.    1<n50.    §.   49.  Oldenburg,    rev.    V.-U. 

1S52.  art.  200.  §.1. 

^)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  §.1.  — 
VVürtemherg,  V.-U.    iSiy.    §.    159.    (siehe  Note  3)  K.  Sachsen, 

V.-U  1831.  §.142  -  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850  §.  49.  „willkühr- 
licbe  Eingriffe  io  die  Verfassung  oder  in  die  gesetzliche  Freiheit,  in  die 
Ehre  und  in  das  Eigenlhum  der  Slaalsbürger." 

^)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848  art.  9.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  127.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1S52.  art.  200.  §.  la.  (fügt  noch  bei  „oder  durchbiesse 
Zulassung").   —  Wal  deck,   Ges.  v.  4.  Juni   ls50.  art.   5. 

"'j  .\usdrücklich  bezeichnen  nur  vorsätzliche  Verfassungsverletzungen 
als  Gegenstände  der  .Anklage:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  X.  §.  6.  (vergl. 
aber  Note  7).  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  102.  ~  Kur- 
hessen, V.-U.  1S52.  §.  78.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  110. 
(Siehe  diese  Stellen  sämmilich  in  Note  3).  —  Dieselbe  Idee  liegt  auch  zu 
Grunde  in;   S.   Weimar,   lev.   L.   G.  G.   ISöO,  §.   49. 
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de  IIS  zulässt ').  Vi.  Theils  den  Kreis  der  Haiulliingen ,  welche 
der  ständischen  Anklage  unterliegen,  erweiternd,  theils  die  anklag- 
hareii  Handlungen  einzeln  aufzählend,  nennen  einige  Verfassungs- 
urkunden als  Gegenstand  der  Anklage,  ausser  der  Verletz  ung 
der  Verfassung  lerner  noch  entweder  im  Allgemeinen  gesetz- 
widrige Handlungen'"*),  oder  im  Einzelnen:  N  ich  lerfüllung 
der  Zusagen  des  S  o  u  ve  rain  s  •'),  Mi  ssh  rauch  der  Amts- 
gewalt, Untreue  und  E r p r e s s u n g  "'),  Verletzung  der  Amts- 
pflicht   üherhaupt ''))    Bestechung'-)    und    Verrath'^) 


')  Baden,  Ges.  v.  5.  Ocl.  1820.  §.  9.  „Die  Grade  der  Ahndung 
richten  sich  nach  der  Grosse  der  höseu  Absicht  oder  Schuld,  nach 
der  Grösse  und  dem  LniTange  des  zugefügten  Schadens  und  den  gesetzli- 
chen Regeln  der  Zurechnung."  —  üebereinslimint :  S.  Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852.  §.  lt)4.  -  Auch  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.  9.  ord- 
net Bestrafung  an:  „mit  Rücksicht  uuf  den  Grad  des  Verschul- 
dens und  den  Erfolg  der  Pflichtverletzung."  —  Schwarzburg-Son- 
dershauseu,  V.-U.  1S49.  §.  127.  „vorsätzlich  oder  fa  h  rlässig  "  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U  1852.  art.  200.  S.  1.  „vorsätzlich  oder  in  gro- 
ber Fahrlässigkeit,"  soferne  eine  Verfassungsverletzung  in  Frage  ist; 
bei  „sonstigen  Am  t.s  ve  rbrec  hen "  wird  aber  eben  daselbst  art.  205. 
§.  1.  der  Staatsgerichtshof  nur  für  competent  erklärt,  wenn  sie  vorsätz- 
lich begangen  sind.  —  Waldeck,  Ges.  v.  4.  Juni  1850.  art.  2.  „bös- 
liche Absicht  oder  hohe  Fahrlässigkeit." 

*)  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  5.  Juli  1821.  art.  1.  —  S.  Meiningen, 
V.-U.  1829.  §.  103.  und  104.  —  S  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850. 
§.  49.  „gesetzwidrige  Kingriffe  in  die  Rechtspflege,  absichtliche  Verzögerung 
in  der  Verwaltung," 

9)  Grossh.     Hessen,    Ges.   v.   5.    Juli    1821.  §.    1. 

'0)  S.  Meiningen,  V -ü.  1829.  §.  88.  —  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G. 
1850.  §.  49.  „Unterschleife  bei  öffentlichen  Kassen."  -  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art.  200  §.  1.  b.  „Amisuntreue,  Verletzung  der  Amtspflichten 
in  der  Absicht  der  Erlangung  eigenen  Vortheils,  oder  in  der  .Absicht  der 
Benachtheiligung  des  Staates  oder  einzelner  Staatsbürger." 

")  Seh  warzburg  -  So  n  ders  bau  sen,  V.-U.  1849.  §.  127.  —  S. 
Weimar,  rev.  L.  G.  G  1850.  §.49.  bezeichnet  als  Gegenstand  der  stän- 
dischen Anklage  nur  „solche  Verletzungen  der  Amtspflichten  eines  De- 
partements-Chefs, welche  ausschliesslich  der  gerichtlichen  Bestrafung 
vorbehalten  sind."  —  Oldenburg,  rev.  V.-U  1852  art.  200.  §.  1.  b. 
„Missbrauch  ihres  Amtes  zu  einem  gemeinen  Verbrechen." 

'2)  Preussen,  V.-U  1850  §.61.  —  S.Weimar,  rev.  L  G.G.  1850. 
§.  49.  —  Oldenburg,  rev.    V.U.   1852.  art.   200.  §.   1.   b. 

")  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  fit.  Oldenburg,  rev.  V.U.  1852. 
art.   200,  §.    1.   b. 
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und  .\ii(inlming  einer  gesetzwidrigen  V  e  r  li  a  It  u  n g  *^).  VII.  Wegen 
blosser  L'  n  z  w  e  c  k  ni  ii  s  s  i  g  k  e  i  l  der  Regiernngsmaassregeln,  oder 
aus  dem  Grunde,  weil  tlieselhen  sich  als  nachtheilig  und 
schfidlich  erwiesen  halten,  (indet  nach  «len  saninitlirhen  deut- 
schen Verrassungsurkiinden  keine  Anklage  der  Minister  statt, 
sondern  es  kann  desshalh  von  den  Ständen  nur  Beschwerde 
geführt  werden'^).  Dieser  Grundsatz  ist  von  grüsster  Bedeutung 
in  jenen  Staaten,  in  welchen,  wie  in  den  meisten  deutschen 
Ländern  (§.  409.),  die  Minisleranklage  nicht  rein  als  ein  poli- 
li  schesln  sti  tut,  d.  h.  nicht  lediglich  zum  Behufe  der  Entfer- 
nung  eines  Ministers  vom  Amte,  sondern  auch  zu  dem  Zwecke 
eingerichtet  worden  ist,  um  eine  Bestrafung  des  angeklagten 
Ministers  herbeizulilhren. 

§.  40Ö. 

e)  Staatsgerichtshof.     Verfahren  über  die  ständische 
Anklage. 

l.  Die  Verhandlung  und  Entscheidung  über  eine  von  den  Stän- 
den erhobene  Minisleranklage  ist  nach  den  Verfassungsgesetzen 
aller  denischen  Staaten  einer  gerichtlichen  Instanz  zuge- 
wiesen, welche  man  in  der  gedachten  Beziehung  als  Staats- 
gerichtsliof  zu  bezeichnen  pflegt.  II.  Die  Fimktionen  des 
Staatsgerichtshofes  sind  in  mehreren  Staaten  deren  ober- 
stem Gerichtshöfe  (0  her  -  A  pp  e  1  la  t  i  o  n  sger  ich  te)  über- 
tragen '),  mitunter  aber  einige  besondere  Vorschriften  hin- 
sichtlich des  Verfahrens  bezüglich  der  Minisleranklagen  auf- 
gestellt   worden  -).      In   Bayern   wird    nach    dem    Gesetze    vom 

>♦)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  200.  §.  l.  b.  —  Vergl.  S. 
Weimar,  rev.  L.   G.  G     1850.   §.  49.  (siebe  oben  Note  4). 

'S)  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  49.  „Wenn  nur  die  Un- 
zwetkmässi  gtt  eit  des  Verfahrens  behauptet  wird,  ist  nur  B  esch  werde- 
führunp  zulässig."   —   Uebereinstimnit :  Reuss,  j.L.,  V.-U.   1852.  §   HO. 

')  Bayern,  V.-U  1818.  Tit.  X.  §.6.  (siehe  aber  Note  6).  —  Baden, 
Ges.  V.  5.  Od.  1820.  §.  7.  —  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  5.  Juli  1821. 
ar».  3.  and  4.  —  S.  Meioingen,  V.-U.  1829.  §.  88.  a  linea  2.  —  Han- 
nover, Ges.  V.  5.  Sept.  1848.  §.  103.  -  Pre  ns  se  n,  V.-U.  1850.  §.61.— 
Korbessen,  V.-U  1852.  §."  7<5.  — S.  Coburg- G  ot  h  a,  V.U.  1852.  §.  171. 
(Eben  das.  §  170.  wird  aber  ein  Gesetz  über  Bildung  eines  besondereo 
Staatsgerichtsh  f'es  in  Aussicht  gestellt")  -  Reuss,  j.  L.,  V.-U  1852.$.  113. 

2)  Z.    ß.  dass    das    O.-A.  Gericht   die    Sache   nur   in   einer   Plenarver- 
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30.  März  1850  der  Staatsgerichtshof  bei  dem  obersten  Gerichts- 
hofe ans  dem  Präsidenten,  sechs  Räthen,  einem  Gerichtssthreiber 
und  zwölf  Geschworenen  gebildet  3).  III.  In  anderen  Staaten 
wird  der  Staatsgerichtshof  für  die  Verhandlung  und  Entscheidung 
der  ständischen  Anklagen  nach  verschiedenartigen  Regeln  von 
dem    Souverain    und    den  Standen   gemeinschaftlich    besetzt^). 

Sammlung  nntersncheD  und  entscheiden  kann:  Baden,  Ges.  vom  5.  Oct. 
1820.  §.7.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  Ib48>  §.103;  ebenso:  Preus- 
sen,  V.-U.  1850.  §  61.  (mit  dem  Beifügen:  „So  lange  noch  zwei  oberste 
Gerichtshöfe  bestehen,  treten  dieselben  zu  obigem  Zwecke  zusammen.")  — 
Uebereinstimmt:  Kurhessen,  V. -ü.  1852.  §.  78.  —  Grossh.  Hessen, 
Ges.  V.  5.  Juli  1821.  art.  4.  ,,Der  angeklagte  Minister  oder  oberste  Staats- 
beamte kann  verlangen,  dass  das  Gericht  wenigstens  mit  einem  Präsidenten 
und  sieben  Räthen  besetzt  sei"  —  S.  Coburg-Gotha  legt  dem  O.-A. -Ge- 
richte zu  .lena  für  diesen  Fall  auch  alle  Rechte  und  Pflichten  eines  Unter- 
suchungsrichters bei  aecusatorischeni  Prozess,  bei.  —  Reuss,  j.  L.  V.-U. 
1852.  §.  113.  gestattet  ,,dem  Angeklagten,  wie  der  Volksvertretung,  auch 
auf  V  ers  endii  n  g  der  A  k  t  en  an  ein  anderes  deutsches  Spruchkolle- 
gin m  behufs  der  Entscheidung  über  die  Anklage  an  der  Stelle  des  O.-A. -Ge- 
richtes anzutragen." 

3)  Bayern,  Ges.  v.   30    März  1850    art.   1. 

")  Würtemberg,  V.-U  1819.  §.  196.  ,,Der  Staatsgerichtshof  besteht 
aus  einem  Präsidenten,  welcher  von  dem  Könige  aus  den  ersten  Vor- 
ständen der  höheren  Gerichte  ernannt  wird,  und  aus  zwölf  Richtern,  wo- 
von der  König  die  Hälfte  aus  den  Mitgliedern  jener  Gerichte  ernennt, 
die  S  tä  nde  ver  s  amml  ung  aber  die  andere  Hälfte....  ausserhalb 
ihrer  Mitte  ernennt."  —  Aehnlicb :  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  142. 
u.  f.  —  Desgleichen  S.  Weimar,  revid.  L,  G.  G.  1850.  §.  51.  52.  — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  109.  (Der  zu  bildende  Gerichtshof 
soll  aus  sieben  Mitgliedern  der  höheren  Justizkollegien  bestehen.  Drei  Mit- 
glieder werden  durch  das  Loos  aus  den  Mitgliedern  des  O.-A  -Gerichtes,  die 
übrigen  vier  aus  den  Mitgliedern  des  Landgerichtes  und  zwar  zwei  von  der 
Landesregierung,  zwei  von  der  Ständeversammlong  erwählt  Das  Präsidium 
übernimmt  das  älteste  der  Mitglieder  aus  dem  O.-A  -Gerichte).  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852.  Anl.  HI.  §.  1.  ,,Der  Staatsgerichtshof  besteht 
aus  einem  Präsidenten  und  sechs  Richtern."  (§.  3).  ,,  Ein  Mitglied 
desselben  wird  durch  das  Loos  aus  den  Mitgliedern  des  höchsten  Landes- 
gericbtes  berufen."  (§.  4).  ,,Von  den  übrigen  sechs  Mitgliedern  werden  aus 
den  richterlichen  Beamten  im  Grossherzoglhume  von  der  Staatsregierung  drei 
und  von  dem  Landtage  ebenfalls  drei  erwählt."  (§.  8'.  „Sämmtliche  Mit- 
glieder wählen  unter  sich  den  Präsidenten."  Nach  Waldeck,  Ges.  v. 
4.  Juni  1850.  art.  9.  sollte  die  Anklage  bei  dem  Reichsgerichte  und 
bis   zu   dessen  Begründung   bei  dem   provisorischeu    Schiedsgerichte  er- 
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IV.  Nach  einigen  Verfassnngsurknndon  wird  der  Staatsgerichls- 
hof  nnr  in  den  vorkommenden  einzelnen  Fällen  gebildet'); 
nach  anderen  Verfassungen  dagegen  wird  derselbe  jr  von  einem 
ordentlichen  Landtage  bis  znm  anderen  ernannt  und 
eingerichtet ").  V.  Das  Verfahren  vor  dem  Stantsgerirhishofc 
richtet  sich  ineistentheils  nach  den  Grundsätzen  des  Anklage- 
jM'ozesses ').  VI.  Mitunter  ist  sogar  das  Verfahren  öffentlich  ^). 
VII.  Regelmässig  ist  vorgeschrieben,  dass  die  \^erhandlungen  und 
L'rlheilo  des  Staatsgerichtshofes  durch  den  Druck  bekannt  gemacht 
werden  sollen ''). 

§.  409. 
f)  Inhalt  des  Urtheils.     Rechtsmittel.     Zulässigkeit  fer- 
nerer Criminal-  und  Civilklagen. 

I.  Das  Erkenntniss  des  Staatsgerichtshofes  muss  vor  Allem  aus- 
sprechen,  ob  der  angeklagte  Minister  sich  einer  Verfassungs- 
verletziing  oder  anderen  die  ständische  Anklage  begründenden 
Handlung  schuldig  gemacht  hat  oder  nicht').  Mitunter  ist 
die  Competenz  des  Staatsgerichtshofes  ausdrücklich  für  be- 
schränkt auf  die  Beantwortung  dieser  Frage  erklärt 2).     II.  Eine 


hoben  werden.     Auf  ein  künftiges  Gesetz  verweist  Waldeck,  V.-ü.   1SÖ2. 

§•  ««• 

*)  Wiirlemberg,  V.-U.  1S19.  §.  198.  —  Braunschweig,  n.  L.  0. 
1832.  §.   109.  —  Bayern,  Ges.  v.  4-  Juni  1848.  art.    10. 

'•)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  143.  —  S.  Weimar,  rev.  L  G.  G. 
1850.  §.  52.  —  Oldenburg,    V.-ü.   I<s52.  Anlage  III.   %.  2. 

')  Vergl  die  in  Note  2.  3.  und  4.  angef.  Gesetze.  —  Auf  die  Regeln 
des  Uotersuchungsprozesses  verweiset  Braunschweig,  n.  L  0.  1832- 
S     110. 

M  Dies  ist  der  Fall  z.  B.  in  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  199.  — 
Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.  11.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
Anl.   III.   S.    17. 

9)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  199.  —  Baden,  Ges.  v.  5.  Oct. 
1*^20.  §.8  alinca2.  -  Brannschweig,  n.  L.  0.  1832.  §110  alinea4.  - 
Hannover,  Ges.  v.  5  Sept.  1848.  §.  103.  a  linea  fi.  -  S.  Coburg 
Gotha,  V.-U.    1852     §.   17t. 

'^  Z.  B.  S.  Coburg- Gotha,  V.-U.  1*^52.  §.  172  „Das  Erkenntniss 
hat  zunächst  auszusprechen,  ob  der  Angeklagte  gegen  die  Ve  rfassun  g 
gehandelt  hat,   dann  über  Strafe  und  Kosten   zu    entscheiden  " 

*)  Dies  ist  der  Fall  in  B  r  au  n  sc  b  w  e  ig  ,   n.   L.   O.   1832.  $.  HO.  „Die- 
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Entbindung  von  der  Instanz  in  Fällen,  in  welchen  der  Sinn  der 
angeblich  übertretenen  Verfassungsbestinimung  u  n  z  w  e  if  e  1  h  a  f  t  ist, 
wird  durch  den  Geist  des  Institutes  der  Minisleranklage  und  über- 
dies mitunter  schon  durch  die  Einrichtung  des  Staatsgerichtshofes^), 
oder  durch  positive  gesetzliche  Vorschrift  ausgeschlossen  ^). 
III.  Findet  der  Staatsgerichtshof,  dass  der  Sinn  der  angeblich 
übertretenen  Verfassungsbestimmung  zweifelhaft  ist,  so  muss 
er  den  Angeschuldigten  für  n  i  c  h  t  s c h  u  1  d  i  g  erkennen.  Mitunter 
ist  aber  vorgeschrieben,  dass  in  einem  solchen  Falle,  insoferne  der 
Staatsgerichtshof  die  ständische  Ansicht  von  dem  Sinne  der 
zweifelhaften  Verfassungsbestimmung  theilt,  das  Urtheil  zwar 
aussprechen  soll,  dass  eine  V er fassungs Verletzung  vor- 
liege, nichtsdestoweniger  aber  doch  der  Angeklagte  für  frei  von 
Strafe  und  Kosten  erklärt  werden  muss  ^).  IV.  Erkennt  der  Staats- 
gerichtshof den  Angeklagten  für  schuldig,  so  hat  derselbe  nach  den 
meisten  deutschen  Verfassungpgesetzen  auch  die  Bestrafung  des 
Schuldigen  auszusprechen^').   Uebrigens  sind  darin  die  Bestimmungen 


ses  Erkeontniss  beschränkt  sich  auf  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der 
Angeklagte  sich  der  Verletzung  einer  auf  den  vorliegenden  Fall  unzwei- 
felhaft anwendbaren  Bestimmung  dieses  Landesgrundgest.zes  schuldig 
gemacht  habe  oder  nicht?  und  überlässt  die  Beurtheilung  des  in  der  Ver- 
letzung des  Grundgesetzes  etwa  liegenden  gerne i ne n  Vergehens,  sowie  die 
in  derselben  liegenden  Entschädigungsansprüche  den  ordentli- 
chen Gerichten.«  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  103.  „Die 
Entscheidung  des  Gerichtes  kann  nur  dahin  gehen  ,  dass  der  Angeschuldigte 
der  absichtlichen  Verletzung  des  Landesverfassuogsgesetzes  .  .  .  schuldig 
sei  oder  nicht.  " 

3)  So  z.  B.  in  Bayern  in  Folge  der  Mitwirkung  von  Geschwornen,  nach 
Ges.  vom  30.  März  1850.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  Anlage  III. 
§.  19.  „Der  Staatsgerichtshof  ist  an  positive  Beweisregelu  nicht 
gebunden,   und  entscheidet  nach  seiner  gewissenhaften  üeberzeugung." 

«)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art  207.  §.  1.  „Das  Erkenntoiss 
lautet  auf  Ve  r  urt  h  eilu  n  g  oder  Freisprechung:  eine  Entlassung 
von  der  Instanz  ist  nicht  zulässig." 

*J  Ausdrücklich  so  bestimmt  in  S.  Cobu  rg-Got  ha,  V.-ü.  1852.  §.173,— 
Kurhessen,  V.-ü.  18.52.  §.  120.  ,,Das  landständische  Anklagereclit  ist 
hierbei  (bei  Zweifelhafligkeit  des  Sinnes  einzelner  Verfassuugsbestimmungen) 
ausgeschlossen."  —  Dasselbe  liegt  in  der  Verfassung  von  Braunschweig, 
n.  L.  0.   1832.  §.    110.  (siehe  Note  2). 

fi)  Baden,  Ges.  v.  5.  Oct.  1820.  §.  0.  spricht  von  „Graden  der  Ahn- 
dung" (siehe  $.  407);   ,,die  Ahndungen  selbst  bestehen"  etc.  —  Ebenso 
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der  einzelnen  Gesetze  sehr  verschieden,  welche  Strafen  der  Staats- 
gerichlshof  auszusprechen  hat.  Aiirgefilhi  t  werden  Verweise'). 
Suspension**),  Entfernung  von»  Amte  mit  oder  o h  n e 
Pension''),  noit  oder  ohne  Vorbehalt  der  Wiede r an- 
stell ung'")?  D  ienstentsetzung  oder  Gas  sali  on  "),  Geld- 
strafen '-)  und  angemessene  Freiheitsstrafen  '^),  oder 
schlechthin    die    gesetzliche   Strafe    ilherhaupt  ''*).      V.    Nur 

S.  Cob  urg-Golh  a,  V.  -  U.  1852  §.  Iü4.  —  Die  übrigen  Verfassungsur- 
kunden  dieser  Kategorie  gebrauchen  sogar  stets  die  Bezeichnung  ,,S  trafen, 
Bestrafu  ng." 

■<)  Würtemberg,    V.-U.   1819.  §.  2ü3.  —    Baden,   Ges.  vom  b.  Okf 
1820.  §.  9.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.   1852    §.   164. 

«)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  203.  —  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt. 
1820.  §.  9.   —  S    Coburg-Gotha,    V.-U.    1852.  §.   164. 

y)  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.203.  —  Baden',  Ges.  vom  5.  Od. 
1820.  §.  9.  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  i-iib.  art.  9.  —  S.  Weiuiai'. 
rev.  L.  G.  G.  1850.  §.58.  (siehe  IVote  14)  —  Waldeck,  Ges.  v.  4.  Juni 
1850  art.  11.  —  Oldenburg,  rev.  V -U.  1852.  art.  205.  §.1.  —  S.Co- 
burg-Gotha, V.-U.   1852.  §.    164. 

10)  Baden,  Ges  v.  5.  Okt.  1820.  §  9.  —  S.  Co  b  ur  g- Go  tha ,  V.-U. 
1852.  §.  164.  —  Reuss,  j  L.,  V.-U.  1852.  §.  1  Ui.  —  Hannover, 
Ges.  V.  5.  Sept.  1848  §.  103.  a  linea  4.  („Der  Angeschuldigte)  ,  .  kann 
auch  in  einem  anderen  Amte  nicht  wieder  angestellt   werden  " 

••)  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  §.  9.  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni 
1848.  art.9.  -  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  58.  —  W^aldeck, 
Ges.  v.  4.  Juni  1S50.  art.- 11.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  205. 
§.  1.  -  S.  Coburg -Gotha,  V.-U.  1852.  §.  164.  —  Kurhessen, 
V.-U.  1852.  §.78.  legt  dem  O.-A. -Gerichte  die  Befugniss  bei,  „nach  BeMnden 
auch  die  Amtsentsetzung"  auszusprecheu ,  ohue  vorher  eine  andere 
Sirafart  erwähnt,   zugelassen  oder  ausgeschlossen  zu  haben. 

'2)  Würtemberg,    V.-U.   1819.    §.  203. 

ts)  Wal  deck,  Ges.  v.  4.  Juni  1850.  art.   11. 

'^)  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  58.  ,,Die  Entscheidung  über 
erhobene  Anklagen  ist  in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  zu 
geben.  Dieselbe  ist,  wenn  gesetzlicher  Grund  zur  Dienstentsetzung 
oder  Dienstentlassung  vorliegt,  auf  diese  mitznerstrecken."  —  Dies  scheint 
auch  die  Meinung  von  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  78.  (siehe  Note  11.) 
und  von  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  114.  (siehe  Note  20.)  zu  sein.  — 
Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art.  205.  §.  1.  ,,Der  Staatsgerichtshuf 
erkennt:  1)  als  Strafe  einer  Verletzung  der  Verfassung  Dienstent- 
setzung, oder  Dienstentlassung;  2)  wegen  eines  vorsätzlich  begangenen 
sonstigen  .A  m  ts  v  er  b  recbens  oder  Vergehens,  die  gesetzliche  Strafe; 
und   weun   ein   mit    dem   Hauptgegeuslande    der    Anklage   zusammentreffendes 
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allein  die  Verfassungsurkuiide  des  Königreiches  Sachsen  v.  J. 
1831,  die  neue  Landschaftsordninig  des  Herzogthumcs  Braun- 
schweig V.  J.  1832  und  das  ha  nno  versehe  Verfassungsgesetz 
vom  5.  September  1848  zeichnen  sich  dadurch  vor  allen  anderen 
deutschen  Verfassungen  vortheilhaft  aus,  dass  sie,  geradeso  wie 
die  Verfassung  der  uordamerikauischen  Union  (§.  403.),  die 
Ministeranklage  rein  und  scharf  nur  als  politisches  Institut 
auffassen  '5).  Demnach  legt  die  k.  sächsische  Verfassungs- 
urkunde dem  Staatsgerichtshofe  nur  die  Befugniss  bei,  eine  Miss- 
billigung des  \'erfahrens  des  angeklagten  Ministers  oder  dessen 
Entfernung  vom  Amte  auszusprechen.  ISoch  angemessener 
erklären  die  neue  braunschweigi  sehe  Landesordnung  und  das 
hannoversche  Gesetz  vom  5.  September  1848  die  Dienst- 
entlassung als  die  einzige  und  zwar  unmittelbare,  selbst- 
verständliche Folge  eines  verurtheilenden  Erkenntnisses  des  Slaals- 
gerichtshofes  "^).  VI.  Die  meisten  Verfassungsgesetze  gestatten 
dem  ^  erurtheilten  ein  oder  das  andere  Rechtsmittel  gegen  das 
Erkennlniss  des  Slaatsgerichlshofes  '").  Als  zulässig  erklärt  sind 
entweder  nur  allein  das  Rechtsmittel  der  Wiedereinsetzung 
in    den    vorigen    Stand'**),    oder   neben   dieser   die   R  e  v  i  - 


gemeines  Verbrechen  oder  Vergehen  iu  der  Anklage  befassl  ist,  auch  des- 
sen gesetzliche  Strafe." 

'S)  K.  Sachsen,  V.-Ü.  I83t.  §  US.  -  B  ra  n  n  s  ch  weig,  n.  L.  0. 
1832.  §.   HO.   (siehe  Note  2).  —  Hann  over,  Ges.  v.   5. Sept.    1S48.  §.  103. 

«•)  Unpassend  ist  in  K.  Sachsen,  V.-Ü.  1831.  §.  148.  die  Bezeichnung 
der  Befugniss  des  Slaatsgerichlshofes  als  St  raf  bef  ugni  ss,  da  es  sich  nach 
der  Bedeutung,  welche  diese  Verf.-Urkuode  der  ständiscben  Anklage  beige- 
legt hat,  offenbar  nicht  um  eine  Strafe  handelt.  Sehr  gut  haben  daher  die 
angeführten  Gesetze  ^on  Braunschweig  und  Hannover  durchaus  ver- 
mieden, von  Strafe  zn  sprechen.  —  Vergleiche  die  Bestimmung  in  S. 
Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850-  §.  58.  a  linea  3.  ,,Wird  ein  Deparle- 
nients-Chef  dui-ch  den  Staatsgerichtshof  zu  einer  Strafe  verurtheilt,  ohne  dass 
zugleich  Dieustenlsetzung  oder  Dienstenllassung  zu  erkennen  ist,  so  hat  der- 
selbe von  seinem  Amte  als  Departements-Chef  abzutreten." 

>')  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept.  1848.  §.  lU3.  a  linea  5.  besagt: 
,,Gegtu  die  Entscheidung  des  Gerichtes  in  solchen  Fällen  finden  keine 
Rechtsmittel  statt."  —  Keine  Rechtsmittel  kennt:  Bayern,  Ges.  vom 
4.  Juni   1848. 

•8)  Dies  ist  der  Fall  in  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  §.  8.  a  linea  3; 
und  in  Braunschweig,    n.L.  0.   1832.  §.  110.  a  linea  3. 
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sion  "*),  Oller  das  Rechlsniilld  der  weitereu  Verllieidi- 
giiiiy-")-  VII.  InsgciiK'iii  isl  in  den  deulscheii  \'errassuiigsge- 
selzen  ausgespntclien,  dass  die  Veruillieilung  durch  ein  Erkeuul- 
iiiss  des  StaatsgerichtsboCes  keinesweges  die  Einleitung  einer 
weiteren  Untersuchung  und  Bestral'uug  durch  die  ordeu  ll  ic  hen 
Gerichte  von  Amts  wegen  wegen  eines  mit  der  Verlassungsver- 
letzung  concurrirenden  anderen  gemein  en  Aintsverbrechens  i»der 
Vergehens  ausschliesst  ^').  VIII.  Mitunter  isl  aber  dem  Staals- 
gerich  Ish  ofe  das  Recht  beigelegt,  eine  weitere  Untersuchung 
und  Bestrafung  durch  die  ordentlichen  Gerichte  ausdrücklich 
in  seinem  Erkenntnisse  auszuscbliessen  • ').  IX.  iN'ur  eine  einzige 
Verfassung  (Oldenb  u  rg)  übertragt  dem  S  taatsge  li  ch  tsho  Fe 
zugleich  die  Fällung  des  Straf erkenntnisses  über  die  mit  dem 
Hauptgegeus tande  der  Anklage  concurrirenden  gemei- 
nen Verbrechen  und  Vergehen -3).     X.   Ebenfalls  singidär  ist  die 

«»)  Würtemberg,  V.-ü.  1S19.  §.  2(t4.  —  Grossh.  Hessen,  Ges.  v. 
5.  Juli  1821.  art.  6.  und  7.  —  K.Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  149.  —  Kur- 
hessen,  V.-ü.  1S52.  §.  Tb.  ,,  Nach'  gelalltem  Stialui  theile  linden  die 
gesetzlichen  Rechtsmittel  der  Wiederaufnahme  der  U  n  tci  s  u  c  h  u  ng  , 
und  der  Restitution  statt."  —  Nur  allein  das  Rechtsmitlei  der  Ke\i- 
siou  gestattet:  S.  C  obu  rg- Goth  a  ,  V.  -  U.  1852.  §.  171.  ^  Zum  Behule 
der  Verhandlung  und  Entscheidung  über  das  Kechtsmittel  der  Kevisinn  wer- 
den nach  den  angeführten  Gesetzen  einige  angemessene  Veränderungeu,  theils 
in  der  Person  des  Präsidenten ,  theils  der  Referenten  und  der  anderen  Mit- 
glieder des  Staatsgericbtshofes  vorgenommen. 

*")  S.  Meiningen,  V.-U.  1S29.  §.  bS.  a  linea  3.  ,,Dem  Verurtheil- 
len  steht  eine  nochmalige  Vertheldigung  frei,  worauf  a  us  wä  rti  g  es  ürlhcil 
einzuholen  ist.*'  —  Oldenburg,  rev.  V.-l'.  1852.  An!.  111.  §  2tJ.  ,, Rechts- 
mittel der  weiteren  Vertheidigung  vor  dem  Staatsgericbtshofe."  —  Reuss, 
j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  114.  ,,...  auf  dagegen  eingelegtes  Rechtsmittel  das- 
selbe Verfahren  zu  beobachten,  wie  in  anderen  Sachen,  welche  durch  Com- 
promiss  an  das  O.-A. -Gericht  gelangen;  §.  41.  der  O-A.-G. -Ordnung.-' 

'■")  Ausdrücklich  erklären  dies:  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  203. 
a  linea  2.  —  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  §.  9.  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831.  §.  14S.  —  Braunscbweig,  n.  L.  0.  1832.  §  HO.  -  Bayern, 
Ges.  V.  4.Junil848  art.  13  —  S.  Co  b  urg-Go  iha,  V.-ü.  1852.  §.175.— 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  103.  a  linea  7.  ,, Hinsichtlich  der 
gemeinrechtlichen  Folgen  behält  es  bei  der  ordentlichen  Rechls- 
und  Gerichtsverfassung  sein  Bewenden." 

")  Würtemberg,  V.-ü.    1819.   §    203.  a  linea  2.  K.  Sachsen, 

V.-U.   1831.  §.   14b.  a  linea  2. 

")  Oldenburg,  rev.  V.-U.   1852,  art.  205.  §.1.  (Siehe  oben  Note  14). 
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Bestimmung  eines  Landesgrundgesetzes  (Weimar),  dass  ein 
Departements  -  Chef,  der  vom  Slaatsgerichlshofe  zu  einer 
Strafe  verurtheilt  wurde,  ohne  dass  zugleich  Dienstentsetzung 
oder  Dienstentlassung  zu  erkennen  war,  nichtsdestoweniger 
von  seinem  Amte  als  Departements -Chef  abzutreten  hat  -^). 
XL  Insgemein  bleibt  auch  die  Beurtheilung  der  aus  der  Verletzung 
des  Grundgesetzes  etwa  abzuleitenden  Entschädigungsan- 
sprüche, wie  z.  B.  der  Ansprüche  der  Staatskasse  auf  den  Er- 
satz von  Staatsgeldern ,  den  ordentlichen  Gerichten  über- 
lassen-^). XII.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  erstrecken  die 
Competenz  des  Staatsgerichtshofes  auch  auf  den  Civilpunkt,  und 
auch  dies  nur  in  dem  Falle,  wenn  das  Interesse  der  Staatskassen 
in  Frage  kommt  2^'). 

§.  410. 

g)   Beschränkung  des  Begnadigungsrechtes  des  Souverains 

bezüglich  der  vom  Staatsgerichtshofe  verurtheilten 

Staatsbeamten. 

l.  In  mehreren  deutschen  Verfassungsgesetzen  findet  man  be- 
sondere Bestimmungen  zu  dem  Zwecke,  dass  nicht  die  verfassungs- 
mässige Verantwortlichkeit  der  Minister  und  anderen  höheren  Staats- 
beamten durch  das  Begnadigungsrecht  des  Souverains  illu- 
sorisch gemacht  werde.  II.  Einige  Verfassungsurkunden  und  Ge- 
setze erkennen  prinzipiell  an,  dass  dem  Souverain  auch  in  Bezug 
auf  die  Verfassungsverletzungen  der  Minister  und  die  übrigen 
etwaigen  Gegenstände  der  ständischen  Anklage  das  Begnadigungs- 
recht zustehe*);    allein  sie  verpflichten  den  Souverain  theils  eine 


!")  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.   1850.  §.  58.  a  linea  3.  -  Siehe  Note  16. 

25)  Badeo,  Ges.  v.  5.  Oet.  1820.  §.  9.  —  Brauosch  weig ,  n.  L.  0. 
1832.  §.  HO.  a  linea  2.  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  art.  13.  — 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.103.  a  linea  7.  —  Schwarzburg- 
Sonde  rs  ha  use  n ,  V.-U.  1849.  §.  128.  —  Oldenburg,  rev.  V.-fJ.  1852. 
art.  205.  §.  2. 

ä6)  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  58  a  linea  2  —  Reuss, 
j.  L.,  V.-ü.   1852.  §.   115.  a  linea  2. 

«)  Z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  205.  ,,Der  König  wird... 
auch  das  ihm  zustehende  Begnadigungsrecht  niemals  dahin  ausdehnen 
etc.«  —  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt.  1820.  §.  10.  „Es  versteht  sich  von 
selbst,  dass  uns  in  jedem  Falle  das  Recht  der  Begnadigung  unbenommen 
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laiidsläiidisc  ln'  Ankläffe  iiiclil  /.  ii  liiiidi  rn'),  oder  durch  Nie- 
d('rs<hI;i{,Miiig  des  Vc  rfa  li  re  t>  s  (  A  Im»  I  i  l  i  o  ii  )  die  Venirllieiliitig 
immOj^licIi  zu  in;iclieir'),  llieüs  lieschränkeu  sie  den  SuuveiJiiii  in 
deui  Gebrauche  des  eigentliclieu  Begnadigungsrecliles  nach  erfblg- 
ler  Verurfheihnig.  Dcnniach  (huf  iiarli  meliiercu  Verfassungs- 
gesetzeu  auf  keinen  l''all  die  Begnadigung  soweit  ausgedeiint  werden, 
dass  der  Verurtheille  in  seiner  Stellung  belassen  werde*),  oder 
dass  ihm  eine  Wi  ed  e  r  a  n  s  te  1!  u  ng  in  einem  and(M-en  Staats- 
anjte  zu  Theil  wei'den  könne,  es  wäre  denn,  dass  das  Urtheil  in 
(heser  iiiicksicht  einen  aus<lrilcklic]ien  Vorbehalt  zu  Gunsten  des 
Veruillieiilen  gemacht  hat  ').  111.  Andere  Verfassungsgesetze  gehen 
aber  noch  weiter,  indem  sie  in  Bezug  auf  die  Gegenstände  der 
ständischen  Anklage  entweder  geradezu  die  Begnadigung  aus- 
schliessen''),  oder  doch  dazu  die  Zustimmung  der  Stände 
verlangen,  so  dass  in  solchen  Fällen  Abolition  und  Begnadigung 
nur  in  Form -eines  Geselzes  ertheilt  werden  kann"). 


Itleiht,  doch  wt-rdeii  wir  dieses  Recht  oieiiials  dahio  ausdehnen  etc."  — 
.S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  l(t(i:  ,,Das  Recht  der  Begnadigung  in  Slraf- 
Siichen  steht  nur  dem  Landesherrn  zu.  jedocli  mit  der  Einschränkung,  dass... 
2)  ein  auf  Anklage  der  Stände  zur  Entsetzung  verurtheilter  Beamter  zwar 
hinsichtlich  der  Strafe  hegnadigt  werden,  jedoch  nicht  im  Dienste 
i>leihen,  noch  darin  wieder  aufgenommen  werden,  auch  aus  keiner 
Staatskasse  l'ensionen  beziehen  kann." 

2)  Würtemberg,  V.-ü.  1M9.  §.205.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  iS31. 
S.   1.50.  —  Hannover,    Ges.  v.   .").   Sept.    IS4S.    §.   103.  a  lioea  2. 

3)  Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  111.  —  Hannover,  Ges.  v. 
5.  Sept.  1S48.  §.  103.  a  linea  5.  —  S.  C  ob  u  ig- Go  I  h  a  ,  V.-U.  1852. 
§.    170.    -   Reuss,  j.  L.,  V.-U.    1852.  §.   HO. 

')  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  205.  —  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt. 
1820.  §.  10.  -  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  106,  2.  (siehe  Notel).— 
K.    Sachsen,    V.-U.     1831.    S.    150.    —     Reuss,    j.     L. ,     V.-ü.    1852. 

§.    ll'i. 

5)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  205.  —  Baden,  Ges.  v.  5.  Okt. 
1820.  §.  10.  —  S.  Mein  in  gen,  V -ü.  1829.  §.  106,2.  (siehe  Note  1).  - 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  150.  —  Br  aun  scL  w  ei  g ,  n.  L,  0.  1832. 
§.  111.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.103.  alinea4.  —  Bayern, 
Ges.  V.  4.  Juni   1848.  art.    12.  —    R  e  us  s ,  j.  L.  V.-ü.,   1852.  §.    HC. 

'')  Hannover,  Ges.  vom  5.   Sept.    1848.  §.   103.  a  linea  5. 

"j  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  59.  ,,  Der  Landesfürst  übl 
rücksichtiich  aller  von  dem  Staatsgerichtshofe  zu  verhandelnden  Aogelegen- 
bi'ilen  das  Recht,  die  Untersuchung  niederzuschlagen  und  das  Recht 
ZSpfl  ,  Staaterecht.    4te  Aufl.  II.  35 
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§.  411. 
h)    Verzicht  der  Stände   auf  die  Anklage:    deren   er- 
löschende Verjährung,  Fortsetzung  und  Zurücknahme. 

I.  Unbezweifelt  können  die  Stände  von  der  Anstellinig  eini-r 
Anklage  Umgang  nehmen,  oder  auch  darauf  v  er  zi  ch  len  ,  eltenso 
können  sie  eine  bereits  anhängig  gemachte  Anklage  jederzeit  wie- 
der fallen  lassen').  II.  Hat  eine  Ständeversammlung  ein- 
mal durch  einen  förmlichen  Beschluss  das  Verfahren  des  Ministe- 
riums gebilligt,  so  fmdet  eine  ständische  Anklage  nicht  weiter 
stall-).  III.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  und  Gesetze  ent- 
halten die  Bestimmung  eines  Zeilraumes,  nach  dessen  Ablaufe  das 
ständische  Recht,  eine  Anklage  zu  erheben,  als  erloschen  zu  be- 
Irachlen    ist 3).      IV.    In    einer  Verfassungsurkunde  (S.  Coburg- 


der  Begnadigung  nur  in  dem  Wege  eines  Gesetzes  mil  Zustimmung 
des  Landtages  aus."  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  is4s.  art.  12.  „Die 
Rehabiiilirung  des  V'erurtheiiten  iiann  nur  mit  Zuslinimunf;  der  Stände  ge- 
schelien."  —  S.  C  o  bu  rg- G  oth  a  ,  V. -U.  1^.2.  §.  i7(i.  a  iinea  2.  „Der 
Herzog  wird  iiinsichtlich  der  wegen  Verfassungsverlelzung  erlianuten  Strafen 
ohne  Zustimmung  des  Landtages  oder  Landtagsausschusses  lieine  Begnadi- 
gung erlheilen."  —  Zu.stimmung  der  Stände  fordert  auch:  Reuss,  j.  L., 
V.-U.  18-52.  §.  ll<>-  hei  Niederschlagung  der  Auitlage,  und  wenn  es  sich 
um  Belassen  im  Dienste,  oder  um  Wiederanstellung  handelt  und  das  Urtheil 
in  dieser  Beziehung  keinen  Vorbehalt  gemacht  hatte."  —  Waldeck,  Ges 
V.  4.  Juni  1850.  art.  16.  verweiset  bei  den  Anklagen  auf  Verfassungs- 
verlelzung auf  §.  TS.  der  (jetzt  aufgehobenen)  Verf.  v.  23.  Mai  1849; 
wonach  der  Fürst  das  Recht  der  Begnadigung  und  Strafmilderung  nur  dann 
sollte  ausüben  dürfen,  wenn  die  Stände  darauf  antragen." 

»)  Ausdrücklich  sagt  dies  Oldenburg,  rev.  V.-Ü.  1852.  art.  203.  — 
Wal  deck,  Ges.  v.  4.  Juni  1850.  art.  15.  „Die  Zurücknahme  einer  erho- 
benen Anklage  hat  die  Folge  völliger  Freisprechung  für  den  Ange- 
klagten. So  lange  nicht  erkannt  ist,  steht  die  Zurückziehung  der  Anklage 
frei,  wenn  nicht  der  .Angeklagte  darauf  b  este  h  t ,  dass  derselben  ihr 
Lauf  gelassen  werde." 

2)  Ausdrücklich    sagt   dies:  Braunschweig,    n.  L.  0.   1832.    §.    112. 

3)  Baden,  Ges.  v  5.  Okt.  l820.  §.  5.  ,,Im  Falle,  dass  ein  dieser 
Anklage  unterworfener  Staalsdiener ,  ehe  dieselbe  angebracht  wird,  aus 
dem  Staatsdienste  treten  sollte,  hört  das  Anklagerecht  der  Stände 
mil  dem  Schlüsse  des  ersten  nach  dem  Dienstaustritte  desselben  zu- 
sammenberufenen Landtages  auf,  vorbehaltlich  übrigens  der  über  die  Ver- 
jährung   der  Vergehen    und    Verbrechen    bestehenden    gesetzlichen    Vorschrif- 
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liolliii)  isl  OS  als  ein  besoiMlerer  Grund,  aus  welchem  fine  stän- 
(lisclie  Allklage  ciiif  V  e  ru  r  f  li  »•  i  I  ii  ii  i;  nicht  zui"  P'olge  hahen 
kann,  anri;<'riilir( ,  wenn  der  Angeklagte  nachweist,  dass  die  der 
Anklage  nnterstellte  Verlilgung  innerhalh  einer  einmouatlichen  Frist 
auf  eine  von  den  Standen  hei  dem  Landesfiirsten  erhobene  Be- 
schwerde zurilckgenoninien,  und  durch  diese  Zurücknahme,  be- 
ziehungsweise gleichzeitig  errdgende  Entschädigung,  die  vorige 
Sachlage  wieder  hergestellt  worden  ist"*).  V.  Wird  eine  Stände- 
versamnilung  auigelöst,  bevor  sie  eine  b  esch  lossene  Anklage 
hei  dem  Staatsgerichtshore  auhängig  gemacht,  beziehungsweise  dem 
Souverain  zur  Anordnung  des  gerichtlichen  Verfahrens  überreicht 
hat,  so  hat  die  nächste  Standeversammlung  darüber  zu  beschlies- 
sen ,  ob  sie  diese  Anklage  aufnehmen  und  weiter  verfolgen ,  oder 
den  Beschluss  der  aufgelösten  Ständeversammhmg  durch  einen 
iHMien  entgegenstehenden  Beschluss  aufheben  will.  VI.  Ist  die 
.Anklage  aber  einmal  bei  dem  Staatsgerichtshofe  aidiängig  gemacht 
so  wird  die  Fortsetzung  derselben  durch  Auflösung  des 
Landtages  oder  sonstigen  Wechsel  der  Stände  nicht  gehemmt 5). 
VII.  Es  kann  jedoch  unzweifelhaft  die  neue  Ständeversammlung 
beschliessen,    die   von    der   vorhergegangenen   anhängig  gemachte 


len."  —  Brau  usc  b  \ve  ig,  n.  L.  0.  1832.  §.  lUS.  a  linea  2.  ,,Ein  sol- 
(rlier  Antrag  muss  spätestens  binnen  secbs  Jahren  nach  eingetrete- 
ner Verletzung  gemacht  werden.  —  Waldeck,  Ges.  v.  4.  Juni  18.^0. 
art.  14.  ,,VVenn  binnen  zwei  Jahren  von  der  Zeit  an,  wo  der  Fürst 
oder  der  versammelte  Landtag  von  der  Verfassungsverletzung  Kenntnis s 
erhalten  hat,  eine  Anklage  nicht  erfolgt,  so  ist  dieselbe  erloschen."  —  Ol- 
denburg, rev.  V.  -  ü.  1852.  art.  204.  Das  Klagerecht  verjährt  in  vier 
Jahren  von  dem  Tage  an,  wo  die  Thalsache,  auf  welche  die  Anklage  ge- 
baut wird,  zur  Kunde  des  Landtages  gekommen  ist." 

■')  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  174.  -  In  diesem  Falle  kann 
jedoch  der  Staatsgerichtshof,  obschon  er  den  Angeklagten  von  Strafe  und 
Kosten  freizusprechen  hat,  immerhin  noch  aussprechen,  dass  der  Angeklagte 
gegen  die  Verfassung  gehandelt  habe.  Eben  das.  §.  173.  (Siehe  oben 
§.  409.  Note  5).  Würde  jedoch  die  zurückgenommene  Verfügung  wieder- 
holt, so  findet  die  gedachte  Bestimmung  auf  die  neu  zu  erhebende  Klage 
keine   Anwendung.     Ebendas.  §.    174.  a  linea  2. 

»)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Waldeck.  V.-L.  1S52.  §  tib.  —  Der- 
selbe Satz  findet  sich  auch  schon  in  Waldeck,  Ges.  v.  4.  Juni  1850. 
art.   lu. 
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Miiiis(<>r;inkl;ige  ziiiiickzniiclimcii ,    sidaiiiic  das   Uilheil   ikk  |i   nicht 
erlolgt  ist. 

S.  421. 

6)    Ständisches  Recht,    Beschwerden  und  Petitionen   von 

Privatpersonen  anzunehmen. 

I.  Untei^  den  deutschen  Verfassungsiii^kunden  vor  den)  .lalire 
1^548  enthalten  nur  wenige  eine  ausdrückliche  Anerkennung  des 
Rechtes  der  Landstände,  von  Einzelnen,  sowie  von  Mehreien  oder 
von  Gemeinden,  Bitten  (sog.  Petitionen)  in  Bezug  auf  a  il - 
gemeine  Staatsinteressen  anzunehnten ').  11.  In  den  Ver- 
fassungsurkunden seit  dem  Jahre  1848  findet  man  dagegen  regel- 
ntässig  atisdrückiich  die  Anerkennung  diesis  ständischen  Rechtes-), 


>)  Ein  Recht  der  Stände,  Petitionen  überhaupt  anzunebnien,  erkennen 
ausdrücklicfa  au:  Nassau,  Patent  v.  l.  u.  2.  Sept.  IS14.  §.  2.  INr.  4 
,,nie  Landsiiinde  können  wi'ihrend  ihrer  Sitzungszeil  Vorstellungen  und 
Bittschriften  von  einzelnen  Unterthanen  sowohl,  wie  auch  von  Gemein- 
den annehmen  "  S.  iVleiningen,  V.U.  1829.  §  93  „Die  Berathungen 
des  Landtages  werden  veranlasst...  c)  durch  Schreiben  oder  Vorstel- 
lunngen  Anderer,  welche  aber  nur  dann  zu  einer  Berathnng  gebracht  wer- 
den dürfen,  wenn  auf  Angabe  des  Inhaltes  und  ^'orlpse^  der  Bitte  ein  Ab- 
geordneter dieselbe  zu  unterstützen  sich  erklärt." 

^)  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  "(i.  „Die  allgemeinen  Stände 
können  schriftliche  Gesuche,  Beschwerden  und  Vorstellungen, 
nicht  aber  Deputationen  von  Körperschaften,  annehmen."  —  Scliwarz- 
bu  r  g- So  n  de  r  s  hau  se  n  ,  V.-U.  1849.  §.  12o  ,,Der  Landtag  hat  das 
Recht,  Vorstellungen  und  Beschwerden  von  einzelnen  .Staatsbürgern  und  Kor- 
porationen dem  Ministerium  odei-  dem  Fürsten  zu  geeigneter  Berücksichti- 
gung vorzulegen  "  ~  S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  4<i.  „Wenn 
irgend  ein  Staatsbürger...  ein  Gebrechen,  dessen  Abstellung  das  all- 
gemeine Wohl  zu  erfordern  scheint,  bemerkt  oder  einen  nach  seiner  Ansicht 
zum  Besten  des  Landes  gereichenden  Vorschlag  aufgefasst  hat,  so 
bleibt  es  ihm  unbenommen,  davon  den  Landtag  oder  den  Vorstand  schrift- 
lich in  Kenntniss  zu  setzen."  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.74. 
,,Der  Landlag  ist  befugt,  Bitten  und  Beschwerden  von  Personen  oder 
Körperschaften  -anzunehmen  und  zu  berathen."  —  Kurhesseo,  V.-U.  1852. 
§.  77.  „Bitten  und  Beschwerden  einzelner  Unterthanen,  ganzer  Klas 
sen  derselben  oder  Körperschaften  "  —  Aehnlich :  f'ldenburg,  rev.  V.-ü. 
18.^j2.  art.  134.  §.  1.  -  Reuss,j  L.,  1852.  §.  18.  „Jeder  Staatsange- 
hörige bat  das  Recht,  sich  mit  Bitten  und  Beschwerden  an  die  Behör- 
den zu  wenden  ,  dieselben  auch  in  geeigneten  Fällen  an  den  l.>andtag  zu 
bringen"     Cbendas.  §.   78.  a  linea  2      „Das  §.    18.    gewährleistete  Recht 
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(uler  sie  lassen  doch  dciillicli  und  uiizwf'ilVIhatl  erkennen,  dass 
sie  dasselbe  als  seihshersliindlieli  vui'ausselzen  ^).  III.  Nur  wenige 
\  ei  lassungsurkunden  bescli  lä  iik  eu  das  Felitionsi'eclil  an  die 
Stände  in  der  Art  ausdrücklich,  dass  Korporationen,  sowie  Einzelne, 
sich  nur  wegen  Verletziuig  ihrer  besonderen  und  individuellen 
Interessen  an  die  Stände  weiulen  dürfen  "*).  IV.  Dagegen  haben 
die  deutschen  Verlassungsurkunderi  ohne  Ausnahme  von  jeher  es 
als  ein  {{echt  der  Stände  erklärt,  15 esc h werden  von  einzelnen 
oder  mehreren  l'nterthaneu  oder  Klassen  derselben,  oder  von 
Gemeinden  und  anderen  Körperschaften  oder  anerkann- 
ten Gesellschaften  wegen  angeblicher  ^'erletzung  verfassiuigs- 
massiger  Rechte  durch  die  Staatsbehörde  anzunehmen'").     V.   Pe- 

der  Bitte  bleibt  unbeschränkt.«  —  Waldeck,  V.-U.  1S.52.  §.  fi7. 
,,Der  Landtag  nininit    Petitionen  au,   und  bringt  solche  zur  Berathung." 

3)  So  z.   B.  Preussen,    V.-U.    1850.  §.  Sl. 

'')  Grossh.  Hessen,  V.-H.  IS20.  §.  81;  insbesondere  ebeudas.  alineall. 
.,Ü)in  Petitiunsrrchl  der  Einzelnen  und  der  horporatioiieo  in  Hinsiebt  all- 
gemeiner  politischer  Interessen,  welche  zu  wahren  blos  den  Standen 
gebührt,  findet  nicht  statt,  und  eine  Vereinigung  Einzelner  oder 
ganzer  Korporationen  für  einen  solchen  Zweck  ist  gesetzwidrig  und 
strafbar."  —  Br  a  ii  ns  c  h  w  e  i  g  ,  n.  L.-O.  1832.  §.  114.  a  linea  2. 
,,BiUschritten  oder  Eingaben  anderen  Inhaltes  (als  wegen  Beeinträchtigung 
in  der  gerichtlichen  Ver'olguug  ihrer  Rechte  überhaupt)  von  Einzelnen 
oder  Korporationen  anzumhnien,  ist  die  Ständeversanimlung  nicht  be- 
fugt." —  iVur  die  Bezeichnung  der  Petitionäre  mit  einem  Gesammtna- 
nien  verbietet.  Behörden  und  Korporationen  ausgenommen:  Reuss,  j.  L., 
V.-U.   \bb2.  §.   18.  a  linea  2. 

')  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VII.  §.  2i.  ., Jeder  einzelne  Staats- 
bürger, sowie  jede  Gemeinde  kann  Beschwerden  über  Verletzung  der 
coustitutionellen  Rechte  an  die  Sländeversammluug  und  zwar  an  jede  der 
beiden  Kammern  bringen,  welche  sie  durch  den  hierüber  bestehenden 
Ausschuss  prüft,  und  findet  dieser  sie  dazu  geeignet,  in  Berathung  nimmt. 
Erkennet  die  Kammer  durch  Stiuinienmehrheil  die  Beschwerde  für  begrün- 
det, so  Iheilt  sie  ihren  diesfalls  an  den  König  zu  erilattenden  Antrag  der 
anderen  Kummer  mit,  welcher,  wenn  diese  demselben  beistimmt,  in  einer 
gemeinsamen  Vorstellung  dem  Könige  übergeben  wird."  —  leberein- 
stimmt: Baden,  V.-U.  1818.  §.67  -  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.111.— 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  2IÜ.  —  B  rau  n  sc  h  weig,  n.  L.  0.  1832. 
§.  114.  —  Hannover,  Ges.  v.  h.  Sept.  1848.  §.  76.  (siehe  Note  2.j  aber 
mit  dem  Beifügen:  ,, Antrüge  oder  Petitionen  können  jedoch  nie  an  eine 
Kammer,  sondern  an  die  al'j,cmeine  Sirinde\ersiimmlung  gerichtet  werden."  - 
S  c  h  war  zb  urg  -  Sonder  sha  US  en  ,     V.  •  U.    1849.   §.   125.    —    S.  Wei- 
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titioneu,  welche  allgemeine  Staatsinteressen  betreflen,  können 
für  <lie  Landstände  nur  eine  Veranlassung  werden,  von  ihreui 
eigenen  Petititionsreclite ,  oder  vini  der  ihneu  etwa  in  der  Ver- 
fassung beigelegten  Initiiitive  Gebrauch  zu  macben.  E'etitionen 
dagegen,  welche  lokale  Interessen,  oder  die  Interessen  Einzelner 
betreffen,  kann  eine  Ständeversannnlung,  wenn  sie  dieselben  be- 
achtenswertb  lindet,  der  Staatsregierung  zu  geneigter  Berücksich- 
tigung empfehlen.  VI.  Petitionen  dürfen  an  die  Stände  nur 
schriftlich,  entweder  unmittelbar  oder  durch  die  Vermittelung 
eines  Ständemitgliedes,  überreicht  werden.  Persönliche  Ueber- 
reichung  in  der  Sländeversamminng  durch  Einzelne  oder  Mehrere 
odei'  durch  Deputationen  ist  durchgehends  für  unstatthaft  erklärt**). 
VII,  Hinsichtlich  der  Beschwerden  Einzelner  oder  Mehrerer 
wegen  Verletzung  verfassimgsmässiger  Bechte  enthalten  die  meisten 
Verfassungsurkunden  die  Bestinnnung,  dass  die  Stände  nur  dann 
auf  eine  Erörterung  derselben  eingehen,  und  im  Betreff  derselben 
Anträge  an  die  Begiernng  stclb^i  dürfen,  wenn  in  der  Eingabe 
nachgewiesen  ist,  dass  der  Beschwerdeführer  bereits  den  regel- 
mässigen Instanzenzug  der  Staatsbehörden  erschöpft,  und  vergeb- 


mar,  rev.  L,  G.  G.  1^50.  §.  10.  —  Äuh  al  t- B  er  n  b  u  rg  ,  V.-U.  J850. 
§.  74.  —  Kurli  essen,  V.-U.  1S52.  §.  77.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  134.  §.  1.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  133.  — 
Reuss,  j.  L.,   V.-U.   1852.  §.   78. 

')  Ausdrüclitich  schreiben  die  schriltliche  Eiureichuug  der  Beschwer- 
den vor:  Nassau,  Patent  v.  1,  u.  2.  Sept.  i814.  §.  2.  Nr.  1.  —  Baden, 
V.-U.  1818  §.  (17.  a  linea  2.  —  Vergl.  die  Belehrung  im  had.  Reg.  Bl. 
1841.  IX.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  93. c  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  1831.  §.  21().  -  Brauuschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  114.  -- 
Seh  warzburg- So  nd  e  rsha  use  n  ,  V.-U.  1849.  §.  133.  —  Preussen, 
V.-U.  1850.  §.8l.  a  linea  2.  -- An  h  al  t-B  ernb  urg,  V.  -  U.  1850.  §.74.— 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  135.  —  S.  CoburgGotha,  V.-U. 
1852.  §.  133.  —  Reuss,  j.  L.,  V-U.  1852.  §.  79.  —  Wiir  l  cm  be  rg, 
V.-U.  1819.  §.170.  ,,Depu  t  a  lion  e  n  kanu  die  Ständeversammlung  weder 
annehmen,  noch  ohne  Erlaubniss  des  Königs  abordnen."  —  K.  Sachsen, 
V.-U.  1831.  §.  tu.  „Die  Stände  können  schriftliche  Beschwerden  der 
Unterthanen,  nicht  aber  Deputationen  von  Körperschaften  annehmen." 
Ebenso:  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  76.  (siehe  Note  1).  — 
Weimar,  rev.  L.  G.  G.  1850.  §.  46.  (siehe  Note  l.)  fügt  bei:  „Es  ist 
jedoch  unstatthaft,  dass  zu  diesem  oder  einem  anderen  Zwecke  Deputatio- 
nen im   Landtage  erscheinen."    -   Aehnlich  :   Waldeck,   V.-U.    1852.   §.  67. 


§.  413.   Von  den  Spizialliinilla^'eii,   ProviDziallandtageu,  Ausschiisspn  etc.     551 

lieh  selbst  bei  der  (»licisJrii  Repieriingsbohörde  um  Abhillle  nach- 
yt'SiK  ht  b;if').  Mll.  Nacb  (Imständen  können  gegründete  Be- 
s  c  b  w  e  r  d  •'  n  K  i  n  z  «•  I  n  c  i  .  wenn  keine  Abhillle  erl'olgl,  den  Stän- 
den Veranlassung  zum  Gebrauche  ihres  eigenen  Beschwerderechtes 
geben  ^). 

§.  413. 
Von   Speziallandtanen,   Provinziallandtagen,  landständi- 
schen Ausschüssen   und  Kreisvertretungen ,  Land- 
oder Provinzialräthen. 

In  mehreren  deutschen  Staaten  bestehen  nicht  nur  a  I Igen)  eine 
Ständeversammlungen.  sondern  auch  noch  landständische  oder 
diesen  ähnliche  Einrichtungen  für  einzelne  Theile  oder  Pro- 
vinzen. Hierbei  sind  aber  folgende  Verschiedenheiten  zu  bemerken« 
1.  Unter  den  Herzogthümern  S  a  c  b  se  n  -  C  o  b  u  r  g  und  Sachsen- 
Gotha  besteht  nur  eine  Realunion  {§.  65.)  in  der  Art,  dass 
jedes  als  selbstständig  binsicbtiicb  der  Gesetzgebung  und  inneren 
Verwaltung  erscheint.  Hier  hat  jedes  Land  seine  besonderen 
Stände  und  seinen  besonderen  Landtag  mit  den  vollen  Rech- 
ten der  Zustimmung  zu  den  Landesgesetzen,  der  Steuerverwilliguiig 
und  der  Beschwerdefübrung  in  Bezug  auf  die  Regierung  des  einzel- 
nen Landes;  ausserdem  besteht  ein  gemeinsa  mer  Landtag,  welcher 
aber  nur  die  in  der  Verfassungsurkunde  ihm  speziell  Angewiese- 
nen Gegenstände  zu  behandeln  hat').  IL  Ein  ähnliches  Verhällniss 
besteht  zwischen  den  Fürstenthümern  Waldeck  und  Pyrmont-). 
Hl.  In  P  reuss  en,  K.  Sa  cb  se  n  und  Hannover  bestehen  ausser 
der  allgemeinen  Landesvertretung  noch  in  den  einzelnen  Provinzen 


')  Aiisdriicltlicli  verlangen  diesen  Nachweis:  Nassau,  Patent  v  I.  und 
1.  Sept.  1^14.  S.  i.  Nr.  4.  —  Baden,  V.-U.  1*^1^.  §.  67.  a  linea  2.  -- 
Grossh.  Messen,  V.-U.  1S2Ü.  §.81.—  K.  S  ach  s  e  n,  V.-U.  18.31.  §.  111.  — 
S. Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  21»'.  -  B  ra  u  n  s  c  h  we  i  g  ,  d.  L..  0. 
1832.  §    114. 

8)  Grossh  Hessen,  V  -L.  1820.  §.  *^l.  a  linea  1.  —  K.  Sachsen, 
V.-U.  1831.  §.  111.  —  Braunscbweig  .  n.  L.  0.  I*>32.  §.  114;  vergl. 
mit  §.  103  nod  107.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  77.  —  Olden- 
burg, rev  V.-U.  1852.  art.  134.  §  1.  -  S.  C  ob  u  rg- Go  t  h  a  ,  V.U. 
1852.  §.   133.    -   Reuss,  j.  L.,  V.-U.   1852.  §.   78. 

')  S,   Coburg- Goth«.   V.-U.   1852.  §.   70  u,  f, 

•*)  Waideck,  V.-U.  1852.  §.  48.  49.    103, 
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l>t's(»iuleif'  Provinziallandtage,  luit  dem  Rechte  des  Beiratlies  lieziig- 
der  [iroviiiziellen  Angelegenlieiteii ,  nach  Maassgahe  der  äliei'cii 
deutschen  kindstäncHschen  Verfassung  und  manchen  eigenthiim- 
lichen  histdcisch  h<'griindeten  Rechten  und  Einriclilungen  "^).  IV.  In 
mehreren  Staaten  hestehen  landständische  Ausschüsse,  welche 
in  dem  Zeiträume  zwischen  den  landslandischen  Versammlungen 
gewisse  Rechte  der  Stande  zu  wahren  oder  auszuühen  hahen  '). 
V.  In  einigen  Staaten  hat  man  in  den  einzelnen  Regierungskreisen 
Kreisverlrelungen  unter  dem  iNanien  von  Landräthen  oder 
Provinzialräthen  eingerichtet,  welche  den  Zweck  hahen,  die  Slaats- 
regierung  mit  ihrem  Reirathe  zu  unterstützen  und  die  besonderen 
Wünsche    und    Redürliiisse    zu    deien    Kennntniss    zu    bringen  ^). 


*)  Preussen:  Siehe  das  allgeiiieiiie  Gesetz  wegen  Aiiurdnung  der  Pro- 
vinzialstände ,  v.  5.  ,Iuni  1823,  nebst  den  daran  ansehliessendeo  Gesetzen 
bezüglich  der  einzelnen  Provinzen,  bei  Pölitz,  Verf.-Urk.  I,  5(3.  ii.  f.  — 
K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §•  t'l.  „Für  das  ganze  Königreich  Sachsen 
besieht  eine  ailgeuieinc,  in  zwei  Kammern  abgelhjilte  Standeversanimlung. 
Neben  selbiger  wird  die  besondere  Provinziallandesverfassung  in  der  Ober- 
lausitz und  die  Kr  e  i  sl  a  g  s  \  er  las  s  u  ng  in  den  alten  Erblanden  vorbe- 
haltlich der  riicksichllicli  beider  nüthig  werdenden  IVJodilikalionen,  noch  fer- 
ner fortbestehen,"-  Ueber  die  Pro\inzial!andschafteii  in  Ha  u  n  over,  vergl. 
V.-U.  1840.  §.  Sl.  82.  Ges.  v.  5.  Sept.  184J>.  §.  33.  und  §.  64.  —  Den 
Bundesbeschluss  v.  12.  April  ls5.3.  Prolok.  §.  N2.  über  die  Aufhebung  die- 
ses §.  33.   siehe  oben  §.  333.  Note  2. 

^)  Vergl.  Raden,  V.-U.  181^.  ^.hl.  57.  Ü3.  ^nd  Ges  \.  5.  Okt.  1S2U. 
die  Ausbildung  und  genaue  Anwendung  des  §.57,  der  V.-U.  betr.  —  Wür- 
temberg,  V.  -  ü.  isU).  §  1S7.  u.  f.  -  S.  M  e  in  i  n-ge  n  j  V.  -  ü.  1V29. 
S.  55.  und  60,  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  114.  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  iS3l.  §.  21S.  24VI.  u.  f.  -  B  r  a  u  n  sc  h  weig,  n.  L.-O.  ls32.  §.  -i;). 
87.  bis  §.  93.  §.  118.  bis  §.  127.  §  149.  bis  §.  1.52.  -  Hannover,  L. 
G.  G.  1840.  §.  181.  (Schatzcollegium)  und  an  dessen  Stelle  nach  Ges,  vom 
5.  Sept.  1848,  §  100.  zwei  von  der  allgenieiaeu  Sländeversaminluug  auf 
Lebenszeit  ernannte  Conimissarien,  nebst  den  Generalsecretäien  jeder  Kam- 
mer. —  Schwa  r  zburg  -  Sonder  shausen  ,  V.-l,  1^49.  §.  148.  u.  f.  — 
S.  Weimar,  rev.  L.  G.  G.  185u.  §.  12  und  31.  —  Kurhe  ss  e  n,  V.-U. 
1852,  §.  121.  —  Oldenburg,  rev  V.-U.  1852.  §.  IGÜ.  u.  f.  —  S. 
Coburg-Gotha,  V.U.  1852.  §  91.  u.  f.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852. 
§.  91.  u.  f. 

*)  Bayern,  Ges.  die  Einführung  der  Landräthe  betr.  v.  15.  Aug.  1828. 
sodann  Ges.  v.  17.  Nov.  1837.  (einige  Abänderungen  betr.)  und  Ges.  vom 
23.   Mai    184<j.   (die  Ausscheidung  der  Kreislasten  etc.  betr.)       Vergl.  Pötzl 
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niese    Kiiirii  hluii^    hat    sirli    iihenill    als    hcsuiiders    nützlich    iiiid 
^wi'ckinässig  hrwahil. 

§    414. 
Von    den  Garantien  der  reiiräsentativen   Verlassung. 

1.  Bt'i  (hl  KiiirichUiiig  der  repräsenlalivcn  \  ci  lassiingeii  in  den 
deutschen  Slaalen  •.dauhle  man  allenthalhen  haii{ils;i('hli(  li  daranl 
Bedacht  nehmen  /n  miiss<'n,  dass  dieselhen  gegen  willUühdicIie 
\' e  rli'lz  unge  n  »Mhi  etwaige  Wi  e  d  er  a  u  Iheb  u  ng  durch  den 
Souveiain  siclier  j^esielll  wiirch-ii ;  weniger  scharf  tritt  das  Be- 
strehen hervoi  ,  die  Verlassnng  auch  gegen  Umsturz  und  Ver- 
letzung durch  das  Volk  oder  die  Stände  sicher  zu  stellen'}. 
II.  Mitunter  sind  die  Bestimmungen,  welche  nach  der  einen  oder 
der  anderen  Richtung  hin  eine  besondere  pol iti  sehe  Garanti  e 
der  Verfassung  enthalten  sollen,  in  den  Verfassnngsurkunden  am 
Schlüsse  derselben  iinler  einer  besonderen  Rubrik  „Gewä  hr  der 
\  er  las  SU  ng"  zusammengestellt -').  III.  Die  bes  te  p  ol  i  l  is  che 
(iarantie  j^t  unvei kennbar  diejenige,  welche  eine  Verfassung 
in  sich  selbst  trägt,  und  diese  liegt  in  dei- Tii  ch  l  i  gke  i  l  und 
Angemessenheit  ihrer  Bestimmungen  bezüglich  der  Zustände 
des  Volkes,  liii'  welches  sie  bestimmt  ist.  A)  Als  die  Einrichtun- 
gen,  welche  aul  die  besondere  Gewähr  der  Verfassung  gegen  Um- 
sturz oder  Vei'lelznngen  von  Seiten  des  So  u  verain  s  abzielen,  wei- 
den in  einzelnen  deutschen  Verfassungen  aufgeführt:  l)der  Verfas- 
sung seid,  welcher  mitunter  von  dem  Soiiverain  oder  Regierungs- 

Lelirb.  des  bayr.   Verl.-R.    Is51.   S.  453.   u.   f.    -    Oldenburg,  rev.  V    U. 
l^b'2.   an.    112.   §.   2.    uad   Anl.    IV, 

')  Ganz  derselben  Erstlieinung  begegnet  man  in  der  frauzösiscLen  Charte 
ronstitu  tioD  eile  v.  14.  .4ng.  1S30.  (I.ouis  Philippe).  Dorlselbst  heisst 
es  ausdröcklich,  art.  tili :  „La  presente  Charte  et  tons  les  droits,  qu'elle  con- 
sacre,  denieiirenl  confies  au  patriotisme  et  au  courage  des  gardes  nationales 
et  de  tous  les  eitoyens  franc-ais."  Damit  war  der  Aufstand  gesetzlich 
sanktionirt,  wenn  er  nnler  dejii  ^  orwande  der  Vertheidigiing  der  Charte  ge- 
schah. Die  Hohlheit  solcher  Phrasen  hat  sich  iu  Frankreich  seit  184S  that- 
siichlich  erwiesen. 

^)  So  z.  B.  Bayern,  V. -U.  1818.  Til  X.  -  Grossh.  Hessen,  V.U. 
1820.  Tit.  X.  —  K.  Sachsen,  V-ü  1S31.  Abscbnit  VIH.  —  Hanno- 
ver, L.  G  G.  1840.  §.  Ulfe.  —  S.  Weimar,  rev  L  G.  G.  1850.  Ab- 
schnitt V.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U-  1852.  Abschuilt  XI.  —  S.  Coburg- 
Gotha,   V.-L.    1852.   Abschn.    IX.   —   Rcnss,  j.  L.  V.-L.,  1852.  Abschn. XI. 
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Verweser,  tlon  Prinzen  des  Hauses  und  sämnillichen  Slaatsdienern 
zu  srinvören  ist 3);  2)  die  Aufnahme  des  Grundsatzes  der  Ver- 
a  r)  t  w  o  r  1 1  i  c  h  k  e  i  t  der  Minister  für  die  Regierungshandlungen 
des  Souverains  und  überhaupt  das  Institut  der  Ministeran- 
klage'*); 3)  die  Einrichtung  landsfändischer  Ausschüsse  zur 
Wahrung  der  ständischen  Rechte  in  den  Zeiten,  in  welchen  die 
die  Stände  nicht  versammelt  sind^);  4)  das  Selbstversamm- 
liingsrecht,  welches  einige  Verfassungen  den  Ständen  in  ge- 
wissen Fällen  einräumen^');  5)  mitunter  legt  eine  Verfassung  einem 
gewissen  Coliegium  oder  einem  Ausschusse  das  besondere  Recht 
bei,  den  Schutz  des  deutschen  Bundes  für  die  Verfassung 
anzurufen,  obschon  derselbe  nicht  deren  Garantie  übernommen 
hat ').  B)  In  Bezug  auf  die  Sicherstellung  der  Verfassung  gegen 
Umsturz  und  Verletzung  durch  das  Volk  erwähnen  aber  die  deut- 
schen Verfassungsurkunden  hauptsächlich  nur  folgende  Einrich- 
tungen: 1)  den  Verfassungseid,  welchen  sämmtliche  Staats- 
bürger und  die  Stände  insbesondere  zu  schwören  haben*»);  2)  er- 
schwerende Vorschriften  in  Bezug  auf  die  Abänderung  der 
einzelnen  Verfa  ssungsbestimm  u  ngen^);  3)  sehr  wesentlich 
ist  in  dieser  Hinsicht  ein  tüchtiges  Wahlgesetz  *•').  4)  Schon  die 
(Frankfurter)  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  fand  es  aber 
nofhig,  zum  Schulze  der  Verfassung  gegen  gewaltsamen  Umsturz 
durch  Volksbewegungen  die  Verkündigung  eines  Kriegszustan- 
des zu  gestatten '1),  welche  Einrichtung,  oder  eine  ähnhche,  wie 


■■>)  Siehe  oben     §.  243.  V.  §.   2(55.  III. 

i)  Siehe  oben  §.  242.  n.   f 

5)   Siebe  oben  §.  41.3. 

b)  Sielie  8.  3b(i.  —  S.  C  o  b  ii  rg- Got  ha,  V -U.  \bb2.  a  linea  2.  erlaubt 
insbesondere  dem  ständischen  Ausschiisse ,  zum  Zwecke  der  Erhebung  einer 
von  ihm  für  begründet  erachteten  Beschwerde  oder  Anklage  nach  vorgängi- 
ger Anzeige  bei  dem  Staatsininisterium  zusammen  zu  berufen. 

')  Hannover,  L.  G.  G.  1840.  §.  108.  —  Kurbessen,  V.  -  ü  1852. 
§.   121. 

*)   Siehe  oben  §.   285. 

s)  Siehe  oben  §    378. 

'")  Siebe  oben  $.   348.  n.  f. 

")  (Frankfurter)  Verfassung  des  deutschen  Reiches  v.  28.  Mari  1849. 
Ast.  IV.  ,,Fm  Falle  des  Krieges  oder  Aufruhres  können  die  Bestimmungen 
der  Grundrei  hie  über  VerhaHung,   Haussuchung    und  Versammlungsiecbl  vou 
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z.  K.  (las  n«'(ht ,  bei  Aiirriihr  ein  S  la  ii  d  r»- c  h  t  zu  verkiln(li«jHii, 
st'ildi'iii  iiuch  in  die  Gi.'selzgchung  der  einzelnen  Staaten  Uber- 
tjeffangen  ist,  zum  Tlieile  aber  ancli  schon  früher  darin  hegriindet 
war  '^).  (1)  Als  Einrichtniii'en,  welche  daiani  berechnet  sind,  eine 
Bilrgschalt  der  Verl'assiing  g  le  ic  h  m  ;i  s  s  i  g  sowohl  gegen  den  Ver- 
su<li  eines  llmslurzes  oder  einer  Verletzung  seilcns  der  Slaats- 
regierung,  wie  dti  S I  ;i  n  d  e  und  des  Volkes  zu  vi-rlnKen, 
tin<len  sich,  abgesehen  von  dem  H  u  nd  e  ss  c  h  i  e  d  sgeri  ch  le '3), 
in  den  \ frfassuugen  der  deulschcu  Einzelstaaten:  1)  die  Anord- 
nung einer  enls«heidenden  Instanz,  wie  ein  Schiedsgericht,  zur 
Knischeidnng  (iber  Streitigkeiten  zwischen  der  Staatsregierung  und 
den    Landstanden '^).    oder    ein    Staatsgerichtshof,    welcher 


der  Reiclisregierun;;  oder  der  Regierung  eines  Einzelstaates  für  einzelne  Be- 
zirke zeitweise  ausser  Krall  gesetzt  werden." 

'•^)  Vergl.  z.  B.  Oldenburg,  rev.  V.  U.  IS52.  art.  54.  —  Baden, 
Ges.  V.  29.  Januar  ls.")i.  Reg.-Bl.  VI.  über  den  Kriegszustand:  eben  das. 
Gesetz  von  demselben  Datum,  das  Staudrecht  tielr,  —  Vergl  Bayern, 
Strafgesetzbuch  v.  1S13.  art.  441.  u.  f.  —  Waldeck,  V.-U.  l'^52.  §.  9fi. 
,,Nur  im  Falle  eines  Krieges  oder  Aufruhres  kann  'nach  näherer  Be- 
sliinniung  des  Gesetzes  ein  Ausnahmezustand  eingeführt  werden." 

")  Siehe  oben  §.    1(56.   u.   f. 

")  In  beiden  Mecklenburg  wurde  am  2*5.  Nov.  1^17  ein  organisches 
Staatsgesetz  über  die  Mittel  und  Wege  der  rechtlichen  Entscheidung  in 
Streitigkeiten  über  die  Laudesverfassung  errichtet,  (siehe  oben  §.  341. 
Note  4S.)  nnd  dessen  Garantie  bei  dem  deutschen  Bunde  (Protok.  v.  ■>.  De- 
cember  lsi7)  nachgesucht.  Ein  Abdruck  dieses  Gesetzes  findet  sich  in  den 
Prot,  der  B.  V.  Quart.  Ausg.  Bd.  IV.  S.  I.ÖO.  —  S.  Aitenburg,  V.  -  ü. 
1*^31.  §.  2ti(i.  a  linea  2.  ,,Im  Falle  einer  nicht  auszugleichenden  verschie- 
denen Ansicht  zwischen  der  Staatsregierung  und  Landschaft  über  die  Aus- 
legung einzelner  Punkte  tritt  ein  schiedsrichterliches  Verfahren,  nach  Ana- 
logie des  in  der  Oberappellationsgerichtsordnung  §.41 — 44.  verordneten  ein; 
doch  ist  vor  dessen  Betreten  ein  nochmaliger  Versuch  einer  Hinlegung  im 
Erörterungswege  zu  machen."—  B  raun  sc  h  w  ei  g,  n.  L.  0.  1>^32.  §.231. 
ordnet  cinter  gleicher  Voraussetzung  ein  C  om  promisgge  rieh  t  an.  wel- 
ches in  gleicher  Weise  zusammengesetzt  wird,  wir  der  Staatsgerichtshof.  — 
S.  Cobur  g- Gotha ,  V.  ü  18.52.  §.  115.  verweiset  die  Entscheidung  der 
Frage,  ob  ein  Gegenstand  zur  Competenz  des  gemeinschaftlichen  Land- 
tages oder  der  einzelnen  Landtage  (siehe  §.  413.)  gehöre,  daferne  die 
Mehrheit  der  anwesenden  Abgeordneten  auf  dem  gemeinschaftlichen 
Landlage  für  Letzteres  stimnil.  vor  ein  Schiedsgericht,  über  welches 
sich  die  Abgeordneten  beider  Herzogthümer  zu  vereinbaren  haben.  Kommt 
diese  \ereinbarung   innerhalb   vierzehn   Tagen    nicht   zu  Stande,    so    ist   die 
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iiithl  nui  iibi'i"  ilie  Minisleranklagen,  sondern  auch  über  verlas- 
sungswidrige  Handlungen  der  Ständeniitglieder  oder  der  Mitglieder 
iler  iandstäudischen  Ausschüsse  zu  erkennen  hat  ''^);  2)  die  Ueber- 
nalnne  der  Garantie  der  Verfassung  durch  den  deutschen  Bund"')- 

§.  415. 

Die  RepräsentativverfassuDg  in  den  vier  freien  Städten*). 

I.  Verfassungszastände  vor  dem  Jahre  1848. 

I.  Von  den  früheren  freien  Reichsstädten  sind  nur  vier,  näm- 
lich die  drei  alten  Hansestädte  Lübeck,  Bremen  und  Ham- 
burg und  die  Stadt  Fr  a  nkfurt  zur  Souverainetät  und  Aufnahme 
in  den  deutschen  Bund  unter  der  Bezeichnung  als  freie  Städte 


Frajife  vor  den  Slaatsgerichlsliof,  uud  bis  dahin,  wo  ein  solcher  durch 
Gesetz  bestellt  worden,  vor  das  O.-A.-Gericht  zu  Jena  zu  bringen.  —  Ol- 
denburg, rev.  V.-ü.  1852.  arl.  209.  „VVallet  über  die  Auslegung  des 
Staatsgrundgesetzes  oder  über  die  Grenzen  der  verfassungsmässigen  .Mitwir- 
kung des  Landtages  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  zwischen  der  Staals- 
regierung  und  dem  Landtage  ob ,  und  ist  eiae  Verständigung  nicht  erreicht, 
so  soll  auf  Antrag,  sei  es  der  Staatsregierung  oder  des  Landtages,  die  Frage 
vor  einem  vereinbarten  Schiedsgerichte  oder  vor  dem  Staatsge- 
richtshofe als  Schiedsgericht,  und  falls  die  Staatsregierung  oder 
der  Landtag  sich  bei  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  nicht  beruhigen 
wollen,  von  dem  deutschen  ßundesschiedsgerichte  in  letzter  In- 
stanz entschieden  werden."  —  Die  Entscheidung  über  Verfassungsstreitig- 
keiten  der  freien  Stadt  Frankfurt  ist  durch  die  Wiener  Congressakte 
art.  46.   der  Bundesversammlung  zugewiesen  worden.    (Siehe  oben  §.    I.3S). 

'5)  Siehe  üben  §.  4(lS.  —  Würtemberg,  V.-ü.  IS19.  §.  195.  ,,Zum 
gerichtlichen  Schutze  der  Verfassung  wird  ein  Staatsgerichls- 
hof  errichtet."  Eben  das.  §.  lyj.  wird  der  Slaatsgerichlshof  nichl  nur 
für  couipelent  zur  Entscheidung  über  die  ständischen  Mi  u  is  tera  n  kl  age  u 
erklärt,  sondern  bezüglich  der  ,, Anklagen  der  Regierung  gegen  ein- 
zelne Mitglieder  der  Stände  und  des  Ausschusses.'* —  Braunschweig, 
n.  L.  0.  §.  KJS.  gibt  nur  der  Ständeversammlung  das  Recht,  auch 
Mitglieder  ihres  Ausschusses  wegen  Verfassuogsverletzung  anzuklagen." 

'6)  Baden,  V.-ü.  ISIS.  §  S3.  ,, Gegenwärtige  Verfassung  wird  unter 
die  Garantie  des  deutschen  Bundes  gestellt."  —  Die  Rechte  der  B.  V.,  wenn 
sie  die  Garantie  übernimmt,  siehe  oben  §.  ,337.  —  üebernoninien  hatte  die 
B.  V.  die  Garantie  der  jetzt  aufgehobenen  Verf.  von  S  ^^  eimar,  v,  5.  Mai 
l^\(].  Siehe  B.  B.   v.    13.  März   ISIT.  Sitz.   IS.  §•   93. 

*>  Alex.    Müller,    Einl.    z.   Studium    der    \erf.- Gesch.    der   vier    freien 
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golaiifjt.  Sie  führen  gcmeinsclianiicl)  die  XVII.  Stimme  im  engeren 
Ratlie  der  BiindesversammluMg ')  und  liesilzen  ein  genieinschafl- 
liclies  Oberappellaliünsgericht  zu  Lübeck.  IL  Was  die  innere  Ver- 
lassung  der  vier  freien  Städte  anbetrifft,  so  zeigte  die  Verfassung 
der  drei  Hansestädte  auf  ihren  älteren,  d.  h.  vor  dem  .I.diie 
1848  schon  bestandenen,  Grundlagen  betrachtet,  bei  viehaehfr 
Verschiedenheit  im  Kinzelnen,  doch  darin  eine  Uebereinslimmung, 
dass  in  denselben  die  Hoheit,  oder  nunmehr  die  Sou  vera  i  ne- 
lät,  dem  Senate  und  der  (lesammtbeit  der  Üürger,  der 
eigentlichen  (beziehungsweise  erbgesessenen  «brisl- 
lichen)  Bürgerschaft  zusammen,  gemeinschafllicli  uml  uu- 
Irennbar  (uno  insepnrabHi  ne.xu)  zustand,  und  hienhirch,  sowie 
in  Folge  mancher  anderen  Einrichtungen,  die  Verfassung  als  eine 
aristokratische  erschien-).  111.  Die  Verfassung  der  freien 
Stadt  Frankfurt  beruhte  dagegen  schon  seit  der  Constitulions- 
ergänzungsakte  vom  18.  Okt.  1816  auf  dem  demokratischen 
Prinzipe,  sodass  die  Souverainetcit  der  Gesammtheit  der  chrisl- 
lichen  Stadtburger,  im  Gegensalze  der  Bei  sassen  ,  Land- 
iM'Wohner  und  israelitischen  Staatsangehörigen  zustand'). 
1\ .  In  allen  vier  freien  Städten  stand  nach  der  älteren  Verfassung 
(\f<r   dem    Jahre    1848)    und    steht   noch  der  Senat  oder  Cedle) 


Städte.  Hamburg  1820.  —  Ch.  de  Villers,  coiislitutioos  des  Irois  villes 
lihres   hanseatiques.    Leipz.     IS14.     —    C.  F.  Wurm,    Verrassmigs-Slcizzen 

der  freieo  und  Hansestädte  Lübeck,    IJremeo  und  Hamburg.   Hamb.    I*>4I.  

IN.  A.  Westphalen,  Gescb.  d.  Hauptgrundgeselze  der  Hamb.  Verfassung 
•2  Bde.  Hamburg,  ls44.  —  Vergl.  auch  H.  A.  Zachariae,  deul.  Staats- 
Recht.  2.  Aufl.  I.   S.  647.  u.  f. 

')  Deut.  B.  A.  Art.  4.  —  Siehe  oben  §     12.3.   Note  2. 

2)  Die  Grundlagen  der  Verfassungen  der  drei  Hansestädte  sind:  a)  für 
Lübeck:  das  Stadtrecht  v.  1586  und  der  ßürgerrecess  v.  1669,  nebst  vie- 
len einzelnen  Gesetzen  seit  1813;  —  b)  für  Bremen:  die  Tafel  v.  I4;5;s, 
die  neue  Eintracht  v.  1434,  die  kündige  Rolle  v.  1489,  das  Statut  über  die 
Ratbswahlen  v.  Islb  und  das  Statut  über  die  ßürgereonvente  v.  1818.  — 
c)  für  Hamburg:  der  Hauptrecess  zwischen  einem  edlen  Ratbe  und  der 
erbgesessenen  Bürgerschaft  v  15.  Okt  1712  und  dessen  Beilagen,  wie  z.  B. 
das  Reglement  der  Rath-  und  Bürgerconvente  v.  1710;  der  Uoionsrecess  v. 
J710  approbat  d.   15.  Oct.   1712  etc. 

«)  Für  Frankfurt  bilden  die  Grundlage:  der  ßürgervertrag  v.  1613, 
die  Couslitutionsergänzungsakte  v.  19.  Juli  1816  uod  viele  einzelne  Gesetze.  — 
Vergl,   auch  die  Wiener  Congiessakle    Art.  46.   (siehe  oben  §.   138.  H). 
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Rath  an  der  Spitze  der  gesamniten  Staatsregierung;  er  hat  die 
oberste  Leitimg  aller  Staatsaiigelegenlieileii ,  insbesondere  ist  ibni 
die  vollzielie  lide  Gewalt,  sowie  die  Repräsentation  der 
Stadt  in  ihren  auswärtigen  Beziehungen  beigelegt.  Diese  Rechte 
übt  der  Staat  unter  dem  Vorsitze  von  Bürgermeistern,  welche 
aus  seiner  Mitte  gewählt  werden,  V.  Neben  den  Senaten  standen 
und  stehen  zum  Theile  noch  in  sämmtlichen  vier  freien  Städten 
eigenthümliche  bürgerliche  Behörden,  Ausschüsse  oder 
Collegien  unter  verschiedenen  Namen  und  mit  verschiedener 
Eimichtung,  theils  zur  üeberwachung  seiner  amtlichen  Thätigkeil, 
theils  war  der  Senat  in  mehrfachen,  durch  die  Verfassungen  der 
einzelnen  Städte  verschieden  bestimmten  Fällen  an  die  Zustimmung 
dieser  bürgerlichen  Ausschüsse  oder  Collegien  gebunden  ^). 
VI.  Solche  Ausschüsse  der  Bürgerschaft  oder  Collegien  vertraten 
und  vertreten  noch,  soferne  sie  nicht  durch  andere  Körperschaften 
ersetzt  worden  sind,  in  den  vier  freien  Städten  die  Stelle  der 
Landstände,  wesshalb  auch  die  bundesgesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  landständische  Verfassung  auch  auf  die  vier 
freien  Städte  soweit  anwendbar  sind,  als  die  besonderen  Verfas- 
sungen und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen  ^).  VU.  In  allen 
freien  Städten  musste  bei  besonders  wichtigen  Angelegenheiten  eine 
all  gemeine  B  ürgerversamm  1  ung  berufen  werden.  Dieser 
kam  und  kommt  noch  die  eigenthche  gesetzgebende  Gewalt  zu, 
soferne  dieselbe  nicht  durch  die  Verfassung  ausdrücklich  ganz  oder 


^)  in  Lübeck  bildeten  ilie  bürgerliche,  dea  Senat  conlroliirende  Be- 
hörde, die  Aeitesten  in  12  Collegien;  in  Bremen,  ein  Collegiuin  der 
Aelteruiäoner ;  auch  bestand  noch  daneben  eine  Regierungskommis- 
sion, hauptsächlich  aus  Deputirten  der  Bürgerschaft  zusammengesetzt  hi 
Hamburg  bestehet  (noch)  ein  Collegium  der  Oberalten  und  neben  ihm 
ein  Collegium  der  Sechziger  und  der  Hundertachtziger,  jedes  mit 
besonders  bestimmten  Befugnissen.  In  Frankfurt  bestehet  nach  der  Con- 
sütutionsergänzungsakte  eine  „ständige  Bürgerrepräsentation"  aus 
(51  Personen  gebildet  und  ein  gesetzgebender  Körper,  welcher  Letzte« 
rer  als  die  eigentliche  Vertretung  der  gesammten  Bürgerschaft,  na- 
mentlich in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung  erscheint. 

5)  Ausdrücklich  sagt  dies:  W.  S.  A.  art.  62.  —  Daher  können  auch 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Senate  und  dieser  Repräsentation  vor  das  ßuu- 
desschiedsgericht  gezogen  werden.  Vergl.  B.  B.  v.  .M).  Okt.  1&34.  (siehe 
oben  §.   lOö). 
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llieilweise  an  ein  die  Burgerstliiill  repräsenlirendt-s  Collegiuni  ver- 
wiesen worden  isl^).  \lll.  Das  Staatsgebiet  jeder  deilVeien  Städte 
Itegreill  ansser  der  Stadt  anch  einige  Landgemeinden,  deieii 
Einwohner  aber  an  dem  Sladtregimente  keinen  oder  docli  nm 
einen  beschränkten  Antheil  zu  nehmen  befugt  sind.  IX.  In  dn 
neueren  Zeil  trat  auch  in  den  drei  Hansestädten  das  lie. 
streben  hervor,  in  ähidicher  Weise,  wie  dies  in  Fiau  kl  urt  schon 
durch  die  Const  i  t  u  ti  on  s  ergä  uü  u  ng  sak  te  von  181t)  ge- 
schehen war,  an  die  Stelle  der  alten  Cullegial  verl'ass  ii  ng 
eine  eigentliche  d  e  m  o  k  r  a  t  i  s  c  b  e  H  e  p  r  ä  s  e  n  I  a  l  i  vv  e  )■  la  s  s  u  n  g 
mit  Beseitigung  oder  ducli  mit  iiiügli(  lisler  liesiliniidvutig  der  inirb 
übrigen  wenigen  aristokralisciieii  Elemente  einzurichten. 

§.  416. 
II.    Verfa9sungsveranderung,en  in  den  vier  IVeien   Städten 

seit  184h. 

a)    In  Lübeck. 

I.  In  Lübeck  iialte  mau  schon  seit  dem  Jahre  lt>44  sich 
iiiil  Vorarbeiten  lur  die  Umgestaltung  der  Veiiassung  beschälligt; 
ilir  Ergebniss  war  eine  lormliclie  Nerlassungsurkunde  vom  6.  April 
lö48  ').  Aus  einer  Hevision  derselben  ging  die  jelzl  gellende  Ver- 
lassungsurkunde  für  die  freie  und  Hansestadt  Lübeck  vom 
29.  December  1851  hervor  -).  H.  Hiernach  besteht  iier  Senat 
aus  14  Mitgliedern.  Von  diesen  müssen  stets  acht  dem  Gelehrten- 
stande angehören  und  unter  diesen  wenigstens  sechs  Rechlsgelehrte 
sein ;  unter  den  (ihrigen  sechs  Mitgliedern  müssen  wenigstens  fünf 
Kauilcute  sich  belinden  ^).     IH.  Dem  Senate  siebt  die  oberste  Lei- 


ih-  6)  Dies  war  zuerst  der  Fall  in  F  ran  kliirt,  wo  schon  seil  ISlb  der  j^rösste 
Theil  der  geselzgebenden  Gewalt  einer  besonders  erwählten  gesetzgebenden  \'er- 
sauiiulung  zugetheilt  ist,  so  dass  für  die  allgemeine  Biirgerversanuuluug  nur 
noch  die  Abl'assung,  Abänderung  und  authentische  Interpretation  der  eigent- 
lichen Grund-  oder  Verfassungsgesetze  übrig  gelassen  ist. 

')  Vergl.  Heriusdorf,  Jahresberichte  über  die  deutsche  Gesetzgebung. 
li>44.   S.  7.   1845.   S.   lü.   1846.  S.  "ii.. 

-)  Besonderer  Abdruck:  Verfassuugsurkunde  für  die  freie  und  Hansest;idl 
Lübeck,  nach  dem  Beschlüsse  vom  29.   Dez.    1>.t1.    Lübeck   litb'l. 

■')  Lübeck,  V.-ü.   1851.  §.    l. 


5ti0  8-   ^"'      Verfa:<siinj;sveränderungen  seil    l'>4'^   in  Lübeck. 

tung  aller  Stnatsangelegenheiteii  zu  ').  An  seiner  Spitze  stehl  ein 
von  diesem  aus  sfiner  Mitte  erwählter  B  ü  r ger  in  e  i  s  t  e r ,  welcher 
zwei  Jahre  in  diesem  Amte  bleiht,  und  nicht  sofort  wieder  dazu 
erwählt  werden  kann').  IV.  Neben  dem  Senate  ist  eine  die 
Gesammtheit  aller  Bevvohner  des  lühischen  Freistaates  v  er  tre- 
te ten  de  Körperschaft  unter  dem  Namen  „die  Bürger schafi" 
eingerichtet  worden,  welche  aus  120  von  der  gesammten  Ein- 
Wohnerschaft  gewählten  Mitgliedern ,  sog.  Vertretern,  bestehl , 
und  theils  in  ilirer  Gesammtheit,  theils  durch  einen  Ausschuss 
(^Bürgerausschuss)  von  30  Personen  aus  ihrer  Mitte,  in 
weitester  Ausdehnung  alle  die  Rechte  ausübt,  welche  den  Land- 
sländeu  in  den  monarchischen  Staaten  beigelegt  sind ,  und  zwar 
so  vollständig,  dass  nunmehr  in  Lübeck  eine  eigentliche  allgemeine 
Bürgerversammlung  nicht  mehr  staltfindet '•)•  V.  Die  Mitglieder 
des  Senates  bekleiden  ihr  Amt  lebenslänglich');  die  Vertreter 
werden  auf  sechs  Jahre  gewählt,  doch  so,  dass  alle  zwei  Jahre 
diejenigen  austreten,  die  volle  sechs  Jahre  hindurch  in  der  Bürger- 
schaft gesessen  haben ''^).  VI.  Die  Ergänzung  des  Senates  geschieht 
durch  >Yahl  des  Senates  und  der  Bürgerschaft  in  der  Art,  dass 
diese  aus  ihrer  Mitte  so  viele  Wahlmänner  (Walilbürger)  ernennt, 
als  Senatoren  zu  der  Wahlbandlung  erschienen  sind  '^).  VII,  Eine 
besondere  Sorgfalt  hat  diese  Verfassung  der  Erledigung  von  Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen  dem  Senate  und  dei-  Bürgerschaft 
zugewandt  und  dabei  zwei  Fälle  unterschieden.  A)  Betrifft  die 
Meinungsverschiedenheit  die  authentische  Auslegung  be- 
stehender Gesetze,  insbesondere  der  Verfassung,  oder 
ein  auf  Grund  der  Verfassung  von  dem  Senate  in  Anspruch  ge- 
nommenes Recht,  so  ist  die  Streitfrage  der  rechtlichen  Entschei- 
dung des  Obcrappellatiousgerichtes  der  vier  freien  Städte  zu  unter- 
werfen "%  B)  Weichen  dagegen  die  Meinungen  des  Senates  und 
der  Bürgerschall   darüber   von   einander  ab,    was  das  Sta  a  t  s- 


*)  Ebendas.  §.  27. 

5)  Ebendas.  §.  22.  25. 

•-■)  Ebendas.  §.  28.   u.   f.  §.  51.   u.   f.   §.  (i7.  u.   f.  §.   72.   ti    f. 

1)  Ebendas.  §.  18. 

8)  Ebendas.   §.  36. 

9)  Ebendas.  §•  u.   f. 
•0)  Ebendas.  §.  89. 
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wohl  erfordere,  niul  sind  in  solchem  Falle  Senat  nnd  Bürger- 
schaft der  ilhereinslinimenden  Ansicht,  dass  eine  Heschliissiiahtne 
ohne  wesentlichen  Nachlheil  für  das  Gemeinwesen  keinen  A  n  f- 
schub  erleide,  so  ist  die  Meinungsverschiedenheit  durch  den 
Ausspruch  einer  Entscheidungs-Commission  zu  beseitigen,  die  durch 
sieben  Mitglieder  des  Senates  und  sieben  31ilglieder  der  Bürger- 
schaft gebildet  wird.  Aenderungen  in  der  Verfassung  dürfen  in- 
dessen niemals  durch  den  Ausspruch  einer  solchen  Commission 
durchgeführt  werden"). 

§.  417. 

b)  Verfassungsveränderungen  in  Bremen. 

I.  In  Bremen  war  durch  Vereinbarung  zwischen  Rath  und 
Bürgerschaft  eine  Verfassung  des  Bremischen  Staates  am  5.  und 
8.  März  1849  zu  Stande  gebracht  worden  ').  11.  Durch  Bescbluss 
der  Bundesversanjmliing  in  der  VI.  Sitzung  vom  6.  März  1852 -) 
wurde  aber  eine  Reibe  von  Bestimmungen  in  dieser  Verfassung 
ausgezeichnet,  welche  als  unvereinbar  mit  der  Bundesgesetzgebung 
beseitigt  werden  müsslen;  auch  wurde  ein  Bundescommissär  er- 
nannt, um  den  Senat  bei  der  Ausführung  dieses  Bundesbeschlusses 
zu  unterstützen.  111.  Hierauf  kam  die  jetzt  geltende  Verfassung 
der  freien  Hansestadt  Bremen  vom  21.  Febr.  1854  zu  Stande  3), 
durch  welche  sich  die  Bundesversammlung  auf  erstatteten  Bericht 
des  Bundescommissairs  in  der  Sitzung  vom  17.  August  1854  zu- 
friedengestellt erkläite ■*).  IV.  Die  Verfassung  der  freien  Stadt 
Bremen  vom  21.  Februar  1854  beruht  inj  Wesentlichen  auf 
denselben  Grundlagen,  wie  die  Verfassung  der  freien  Stadt  Lübeck 
vom  29.  Dezember  1851.  Auch  in  Bremen  steht  jetzt  dem  Se- 
nate ,  welchem  die  Leitung  und  Oberaufsicht  in  allen  Staatsange- 


n)  E  beudas.  §.  90.  u.  f. 

')  Abgedruckt  io   Raucli,  parlain.  Taschenbuch,  Lief.  4.   S.  78. 

2)  Prolok    der  B.  V.  §.  65.   S.  327.  u.  f. 

3)  Btsoodorer  Abdruck:   Bremen   1854. 

*)  Sielie  deo  aiislüliiliclieo  Bericht  des  Bundescommissairs  (Generalmajor 
Jacobi)  in  den  Protok.  der  B.  V.  als  Beilage  I.  zur  10  Sitzung  v.  (i.  Apiil 
1854.  §  lOO.  S  253.  u.  f.  und  das  Gutachten  des  politi>chen  Ausscliusses 
der  Bundesversammlung  in  der  22.  Sitzung  v.  20.  Juli  iS54.  Prolok.  §  225. 
S.  648.  u.  f.  und  hierauf  den  B.  B.  v.  17.  August  1854.  Protok.  §.  258. 
S.   785. 

Zöpfl  ,  Staatsrecht.    4te  Auü.    U.  36 
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legenheiten,  insbesondere  die  vuliziehende  Gewalt,  zugewiesen  ist*), 
eine  Vertretung  aller  Staatsbürger  unter  der  Bezeichnung  als 
Bürgerschaft,  mit  ausgedehnten  landständischen  Rechten,  und 
ohne  dass  noch  eine  allgemeine  Biirgcrversammlung  zu  berufen 
wäre,  zur  Seite**).  V.  Der  Senat  besteht  hier  aus  18  Mitgliedern, 
wovon  wenigstens  zehn  dem  Stande  der  Rcchtsgelehrten  angehören 
und  fünf  Kauileute  sein  müssen  ').  VI.  Auch  hier  geschieht  nun- 
mehr die  Wahl  der  Senatsmitglieder  durch  den  Senat  und  die 
Bürgerschaft  zusammen  nach  näherer  Bestimmung  des  Gesetzes**). 
VII.  Der  Senat  erwählt  zwei  seiner  Mitglieder  zu  Biirgermeistern; 
jeden  auf  vier  Jahre,  doch  so,  dass  alle  zwei  Jahre  einer  aus- 
tritt und  und  nicht  sofort  wieder  wählbar  ist.  Einer  der  Bürger- 
meister ist  für  die  Dauer  eines  Jahres  Piäsident  des  Senates. 
Mit  dem  Anfange  des  nächsten  Jahres  tritt  der  andere  Bürger- 
meister an  seine  Stelle ").  VIII.  Die  Bürgerschaft  besteht  in 
Bremen  nunmehr  aus  150  Verlrelern  der  Staatsbürger**^). 
IX.  Die  Senatoren  werden  auf  Lehenszeit,  die  Vertreter  auf  sechs 
Jahre,  mit  Austritt  der  Hälfte  alle  drei  Jahre,  gewählt '*).  X.  Se- 
nat und  Bürgerschalt  üben  ihre  gemeinschaftlichen  Rechte  ent- 
weder unmittelliar  durch  übereinstimmende  Beschlüsse,  oder  mit- 
telbar durch  Ausschüsse  (sog.  Deputationen),  welche  aus  Mit- 
gliedern des  Senates  und  der  Bürgerschaft  gebildet  wer- 
den'-). XI.  Für  Meinungsverscbied<'nbeiten  über  Auslegung 
der  Verfassung,  eines  Gesetzes,  oder  sonst  eines  gemeinschaftlichen 
Beschlusses  ordnet  auch  diese  Verfassung  eine  gerichtliche 
Entscheidung  an  '^).  Für  die  Fälle,  in  welchen  die  Meinungsver- 
schiedenheit einen  anderen  als  einen  der  hier  genannten  Gegen- 
stände betrifl't,  findet  sich  keine  gesetzliche  Bestimmung  bezüglich 
ihrer  Ausgleichung.     XII.  Die  Verfassung  der  freien  Stadt  Bremen 


5)  Bremen,  V.-U.   1854.  §.  59. 

6)  Ebendas,  §.  3.   §.  3S.  u.  f.;§.  56.  u.  f. 
')  Ebendas,  §.  21. 

8)  Ebendas.  §.   22.  u.  f. 

9)  Ebendas.  §.  30.  31. 
•0)  Ebendas.  §.  38. 

>)  Ebendas.  §.  24.  40. 
'2)  Ebendas.  §.  59. 
13)  Ebendas.  §.  66.  2. 
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hat  einen  besonderen  Abschnitt,  von  den  Rechten  der  Bremischen 
Staatsgenossen,  aufgenommen,  welcher  den  von  der  (Frankfurter) 
Nationalversammlung  beschlossenen  Grundrechten  des  deutschen 
Volkes  nachgebildet  ist,  jedoch  mit  mancherlei  mässigenden  Ab- 
änderungen '*). 

§.  418. 

c)  Versnche  der  Verfassnngsänderuogen  in  Hamburg. 

I.  In  Hamburg  wurde  am  11.  April  1849  eine  neue  Verfassung 
des  Freistaates  beschlossen,  welche  auch  im  Wesentlichen  auf  der 
Einrichtung  einer  Bilrgerrepräsentation  (Bürgerschaft)  neben  dem 
Senate  beruhte,  wie  diese  in  Lübeck  und  Bremen  getroffen  worden 
ist,  und  auch  eine  Aufzählung  der  Grundrechte  im  Umfange  der  Be- 
schlüsse der  constituirenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt 
enthielt').  Der  Ratli  sollte  aus  neun  Mitgliedern  bestehen,  und 
unmittelbar  von  der  Bürgerschaft  und  beliebig  aus  allen  in  diese 
wählbaren  Staatsbürgern  gewählt  werden-).  II.  Diese  Verfassung 
wurde  zwar  alsbald  wieder  beseiligt  und  ein  anderes  von  der  sog. 
Neunercommission  entworfenes  Verfassungsprojekt  durch 
Rath-  und  Bürgerschluss  vom  23.  Mai  1850  an  deren  Stelle  gesetzt. 
Diese  sog.  Neuner  Verfassung  konnte  aber  nicht  in's  Leben 
treten,  da  sie  von  dem  politischen  Ausschusse  der  Bundesver- 
sammlung beanstandet  wurde  3).  III.  Der  Senat  nahm  zwar  (August 
1852  bis  Februar  1854)  eine  Revision  dieses  Verfassungsprojektes 
vor^);  der  hieraus  hervorgegangene  Verfassungsentwurf  wurde  aber 
von  der  erbgesessenen  Bürgerschaft  abgelehnt  und  hierauf  von  dem 
Senate  die  Absicht  aufgegeben ,  diesen  Entwurf  durchzuführen. 
IV.  Auf  die  hiervon  der  Bundesversammlung  gemachte  Anzeige 
wurde  in  der  Sitzung  vom  21.  Juni  1855  beschlossen,  diese  Sache 
vorläufig  auf  sich  beruhen  zu  lassen  ^). 


«*)  Ebendas.  §.  S— 20. 

')  Abgedruckt  in  Rauch,  parlani.  Taschenbuch.  .5.  Lief.  S.  209. 

2)  Hamburg,  Verf.  v.   1849.  §.  94.  95,  96. 

3)  Protok.  der  B.  V.  XVII.  Sitz.  8.  Juni   1855.  §.  209. 

*)  Siehe  die  Hamburger  Verfassung  nach  der  von  dem  Senate  (1852 — 
1854)  damit  vorgenommenen  Revision.  Protok.  der  ß.  V,  Beil.  2.  zu  §.209. 
XVn.  Sitz,  V.  8.  Juni   1855.  S.  587. 

»)  Vergl.  Protok.  der  B.  V.  XIX.  Sitzung  vom  21.  Juni  1855.  §.  223, 
S.  648.  u.  f. 
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§.  419. 

d)    Verfassungsveränderungen  in  Frankfurt. 

I.  In  Frankfurt  erlitt  die  Constitutionsergänzungsakte  von 
1816  mehrere  wesentliche  Aenderungen  durch  das  Verfassungs- 
gesetz über  die  Berufung  einer  conslituirenden  Versammlung  nehst 
Wahlgesetz  und  Uebergaugsbestimmungen  vom  19.  Oktober  1848 
und  das  Gesetz  vom  20.  Februar  1849  über  die  bürgerliche  und 
slaatsbürgerliclie  Gleichheit  der  Staatsangehörigen,  wodurch  die 
Israeliten,  Landbewohner  und  Beisassen  den  chri  st  liehen  Stadt- 
biirgcrn  in  allen  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Beziehungen 
gleichgestellt  wurden.  II.  Dieses  Gesetz  wurde  in  Folge  des 
Bundesbeschlusses  vom  12.  August  1852  durch  Verordnung  des 
Rathes  vom  5.  Oktober  1852  wieder  aufgehoben  ').  III.  An  dessen 
Stelle  trat  sodann  ein  organi  sches  Gesetz  vom  12.  September 
1853,  die  E  r  w  e  i  t  e  r  u  n  g  der  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Land- 
bewohner und  Israeliten  betreffend,  worin  denselben  zwar  nicht 
völlige,  doch  t  heil  weise  Gleichstellung  mit  den  christlichen 
Stadtbürgern  in  staatsbürgerlicher  Beziehung  eingeräumt  wurde  -). 


0  Vergl.  oben  §.   139.  II. 

2)  iVacl)  diesem  seitdem  in  Kraft  siebenden  Gesetze  findet  (§.  1.)  die 
Annahme  von  Beisassen  Itünftig  nicht  mehrstatt.  Die  Mitglieder  derFrank- 
furter  Sladtgeraeinde  werden  (§.  2.)  ohne  Unterschied  Frankfurter  Bür- 
ger genannt;  die  Milglieder  der  Landgemeinden  als  Bürger  ihrer  Gemeinden 
bezeichnet.  Den  FraukTurler  Bürgern  israe  I  i  li  s  c  h  en  Religionsbeiienntnisses 
werden  (§.  3.J  ausser  der  zustehenden  Rechtsgleichheit  in  privatbürgerlicher 
Hinsicht  die  slaatsbiirgerlichen  Rechte  dahin  erweitert,  dass  sie  zur  Wahl 
der  75  Mitglieder  des  Wahleollegs,  welche  45  Milglieder  der  gesetzgehen- 
den Versammlung  aus  der  Bürgerschaft  zu  wählen  haben,  und  bei  der  Wahl 
dieser  45  Milglieder  selbst,  das  Wahlrecht  und  die  Wählbarkeit  gleich  den 
christlichen  Bürgern  haben  sollen,  doch  so,  dass  von  dem  Wablcoüeg  nicht 
mehr  als  vier  israelitische  Bürger  zu  Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung gewählt  werden  dürfen.  Den  israelitischen  Bürgern  sind  auch 
die  öifentüchen  Aemter  im  Allgemeinen  zugänglich,  jedoch  sind  (§.  4.)  in 
den  Senat  und  die  sländige  Bürgerrepräsentation  nur  Frankfurter  Bürger 
christlichen  Religionsbekenntnisses  wählbar;  ebenso  bleiben  die  Israeliten  von 
Richtcrstellen  und  von  Aemtern  ausgeschlossen  ,  deren  Wirkungskreis  christ- 
liche Kirchen,  Schulen  und  StiHungen  betrilft.  In  ähnlicher  Weise  können  auch 
Bürgfr  der  Landgemeinden  nicht  bei  der  Verwaltung  des  Vermögens  der 
släuliscIicM  Giuicinde  angestellt  werden,  sind  jedoch  zu  RicLlerslellen  wähl- 
bar;   auch    sollen   (§.   5.)    die    in    die  gesetzgebende  Versammlung  gewäblteo 
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IV.  Durch  ein  anderes  organisches  Gesetz,  heschlossen  von 
der  geselzgebendei)  Versammlung  am  22.  Dozemher  1854  und  von 
der  Bürgerschaft  nni  5.  und  6.  Fidiiuiir  1855,  wurdi'ii  neue  Vor- 
schi iflen  über  die  Einrichtung  des  Seniles,  der  Gerichte  und  der 
gesetzgehenden  Versamniinng  gegeben.  V.  Hiernach  besteht  der 
Senat  mit  Einschluss  v(in  vior  Sjndikern  aus  21  aul'  Lebenszeit 
gewählten  Mitgliedern.  In  dem  Senate  müssen  wenigstens  vier 
Mitglieder  dem  üandwerksstande  angehören  und  mehrere  Mit- 
glieder von  einer  jeden  der  drei  christlichen  Confessionen  wirk- 
lich sein  3).  VI.  Mit  der  Vornahme  der  Wahl  eines  Senatsmitglie- 
des werden  von  dem  Senate  sechs  und  v(jn  der  gesetzgebenden 
Versammlung  ebenfalls  sechs  Wahlmänuer  beauftragt-*).  VII.  Alle 
Jahre  wird,  wie  von  Allers  her,  zur  neuen  Wahl  der  Bürgermeister 
geschritten,  und  kein  Senatsinitglied  darf  zwei  Jahre  hintereinander 
das  Amt  des  Bürgermeisters  führen  '■).  VIII.  Die  Bestimmungen 
der  Constitulionserganzungsakte,  wonach  der  Senat  zur  Justizver- 
waltung aus  sich  ein  Appellationsgericht  zu  bilden  hatte,  hören 
auf.  Die  Mitglieder  des  Stadtgerichtes  und  Appelhitionsgerichtes 
werden  fortan  in  gleicher  Weise,  wie  die  Senatoren,  durch  sechs 
von  dem  Senate  und  sechs  von  der  gesetzgebenden  Versammlung 
beauftragte  Wahlmänuer  auf  Lebenszeit  gewühlt').  IX.-  Die  gesetz- 
gebende Versammlung  besieht  fortan  1)  aus  57  von  der  Bürger- 
schaft der  Stadt  aus  sich  gewählten  Mitgliedern;  2)  aus  20  von 
der  ständigen  Biugerrepräsenlation  gewählten  Mitgliedern;  3)  aus 
11  von  den  Landgemeinden  ans  sich  gewählten  Mitgliedern  '^). 
X.  Eine  Meinungsverschiedenheit,  die  sich  zwischen  dem  Senate 
und  der  gesetzgebenden  Versammlung  über  die  zum  Wirkungs- 
kreise dieser  Letzteren  gehörigen  Gegenstände  ergibt,  soll  nur 
auf  dem  Wege   gegenseitiger  Verständigung    ausgegUchen  werden, 


Vertreter  der  Landgemeinden  ,  sowie  aucli  (§.  6.)  die  israelitischen  Mitglie- 
der der  gesetzgebenden  Versammlung  an  allen  Berathungen  und  Beschlüssen 
derselben  Theil  nehmen,  mit  Ausnahme  einiger  wenigen,  besonders  bezeich- 
neten Gegenstände. 

3)  Organisches  Gesetz  v.  22.   Dez.    1S54.  und  5.  u.  6.  Febr.   1855.  §.  1. 

■»)  Ebendas.  §.  2. 

&)  Ebendas.  §.  4- 

^)  Ebendas.  §.   5.  u.  6. 

'')  Ebendas.  §.  15. 
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zu  welchem  Behufe  ein  Vermittelungs-Ausschuss  aus  5 
Mitgliedern  des  Senates  und  5  Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung zu  bilden  ist,  um  über  die  Vermittelungsvorschläge  zu 
berathen  und  darüber  zu  berichten^).  XI.  Wenn  aber  die  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  die  Auslegung  gesetzlicher  Be- 
stimmungen betrifft,  so  steht  es  sowohl  dem  Senate,  als  dem 
gesetzgebenden  Körper  frei,  die  Entscheidung  des  Oberappellations- 
gerichtes zu  Lübeck  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  sofort  als 
Gesetz  zu  veröffentlichen  ist,  und  die  Kraft  einer  authentischen 
Interpretation  hat^). 


«)  Ebendas.  §.  21—23. 
9)  Ebendas.  §.  24. 
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Achtzehnter  Abschnitt. 

Die  Gemeinden. 

§.  420. 
Begriff  von  Gemeinde*). 

I.  Eine  Gemeinde  im  staatsrechtlichen  Sinne  ist  eine  poH- 
lische  Verbindung  von  Staatsbürgern  auf  einem  bestimmten  Bezirke 
des  Staatsgebietes  (Gemeinde bezirk)  unter  einem  bestimmten 
Gemeindenamen  und  mit  Korporationsrechten  zum 
Zwecke  der  Wahrung  und  Beförderung  der  lokalen  Interessen. 
Ob  die  Mitglieder  dieser  Gemeinde  an  einem  Orte  zusammen, 
oder  in  mehreren  Orten  (Dörfer,  Weiler,  Höfe)  wohnen,  ist  für 
den  Begriff  der  Ortsgemeinde  gleichgültig.  IL  üeberall  unter- 
scheidet man  Stadt-  und  Landgemeinden  '),  und  mitunter 
treten  auch  unter  diesen  selbst  wieder  verschiedene  Klassen  und 
Abstufungen  hervor  -).  Diese  Unterscheidungen  sind  aber  im  Ein- 
zelnen durchaus  nur  partikularrechllich  entwickelt  und  beruhen 
zunächst  in  der  grösseren  Selbstständigkeit  und  vollkommeneren, 
zum  Theile   auch    complizirteren  Organisation    der   bedeutenderen 


*)  V.  AretiD  (K.  v.  Rotteck),  Staatsr.  d,  coostit.  Monarchie.  III.  Bd. 
S.  -24.  u.  f.  —  Dahlmann,  Politik,  §.  23S.  u.  f.  —  H.  B  e  i  sl  er,  Be- 
trachtUDgeo  über  GemeindeverfassuDg  und  Gewerbswesen.  Augsburg  1S31.  — 
C.  V.  Giecb,  Ansichten  über  Staats-  und  öffentliches  Leben.  Nürnberg 
1S43.  —  H.  G.  Reich  ard,  Statistik  und  Vergleichung  der  jetzt  geltenden 
städtischen  Verfassungen  in  den  monarchischen  Staaten  Deutschlands.  Aiten- 
burg  1844.  —  A.  Christ,  über  Gemeinden  und  Gemeindeverfassungen  (als 
Eioleitang  der  3.  Aufl.  von  dessen  Werke:  „das  badische  Gemeindege- 
setz etc."  Karlsruhe  1845,  beigegeben).  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr. 
(2.  Aufl.)  I.  S.  516.  u.  f. 

')  Vergl.  z.  B.  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  115.  „Dorf-  und  Stadt- 
gemeindea." 

-)  Z.  B.  Städte  erster,  zweiter  und  dritter  Klasse,  Marktflecken,  Dorf- 
schaflen  u.  dergl.  —  Vergl.  Bayern,  rev.  Verordn.  die  Verf.  u.  Verwalt, 
d.  Gem.  betr.  i.  Juli  1834.  §.  8.  u.  f. 
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Gemeinden  3).  III.  Ausser  den  Ortsgemeinden  findet  man 
niitnnter  auch  Amtsgemeinden,  insoferne  nämlich  mehrere 
Ortsgemeinden  selbst  wieder  unter  sich  eine  politische  Körper- 
schaft zum  Zwecke  der  Leitung  gemeinschaftlicher  Interessen  bilden*). 

§.  421. 
Entstehung,  Verfall  und  Wiederhelebnnor  der  freien  Ge- 
meinde-Verfassung in  Deutschland  und  Bestinininngen 
der  Reiehsverfassung  vom  28.  März  1849. 

I.  Die  Gemeinde-Verfassung  war  in  politischer  Beziehung  die  Ur- 
verfassung  von  Deutschland,  und  vertrat  bis  zur  Entwickelung  der 
Staatsverfassung  im  modernen  Sinne,  insbesondere  bis  zur  kräftigeren 
Ausbildung  der  Landeshoheit,  die  Stelle  desSlaatsorganismus  selbst. 
IL  In  dieser  ursprünglichen  Weise  halte  sich  sogar  das  Gemeinde- 
wesen als  gleichbedeutend  mit  dem  Staatswesen  in  den  freien  Reichs- 
städten erhalten  und  besieht  im  Wesentlichen  noch  in  diesem  Ver- 
hältnisse in  den  vi  er  frei  en  Städten  ').  IIL  Die  Grundidee  aller 
Gemeinden  war  ursprünglich  die  einer  republi  ka  n  ischen  Ver- 
bindung; daher  nahm  ursprünglich  jede  freie,  insbesondere  jede 


3)  Vergl.  z.  B.  Hannover.  Ges.  v.  5.  Sept  1848-  §.  19.  und  2i).  — 
Allgemein  wird  anerkannt,  dass  städtische  Gemeinden  und  besonders 
grosse  Städte,  der  IS'atur  der  Verhältnisse  nach  in  vielen  Stucken  anderer 
Gemeiiideeinrichtungen  bedürfen,  als  die  Landgemeinden.  In  der  früheren 
Zeit  war  deren  Verfassung  auch  sehr  wesentlich  unterschieden.  In  der  neueren 
Zeil  hat  man,  auch  hier  alles  Heil  von  dem  Prinzipe  ab.strakter  Gleich- 
heit erwartend,  vielfach  zum  Schaden  des  Ganzen  und  der  einzelnen  Ge- 
meinden alles  auf  möglichst  gleiche  Grundlagen  zu  bringen  versucht.  So 
z.  B  spricht  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art,  67.  geradezu  aas:  „Alle 
Gemeinden  in  Stadt  und  Land  sollen  eine  mögliebst  gleiche  Ver- 
fassun;?  haben."  —  Die  Erfahrung  war  dagegen  auch  in  dieser  Beziehung  in 
den  meisten  Staaten  bereits  die  beste  Lehrmeisterin. 

^)  Z.  B.  VVürtemberg,  V.-U.  1819.  §.  64.  „Sämmtliche  zu  einem 
Oberamte  gehörige  Gemeinden  bilden  die  Amtskörperschaft." — S.  Mei- 
ninge d,  V.-U.  1829  §.  24.  ,,Die  Gemeinden  eines  Amtes  bilden  eine 
Amisgemeinde  zu  gemeinschartlirher  Besorgung  der  dazu  bestimmten  An- 
gelegenheilen." —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  73.  ,,Die  Gemein- 
den eines  bestimmten  Bezirkes  sollen  zu  einem  grösseren  Verbände  zusani- 
menlrelen,  dessen  Verfassung  möglichst  nach  denselben  Grundsätzen  und 
Grundlagen,   wie  die  Verfassung  jener,   geordnet  wird." 

1)   Siehe  oben  §.   95.   §.  415.  bis  §.  419. 
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stJidtisrhe  Gemeinde  eine  Art  von  Selbslregiernng  bald  in  grösserem, 
bald  in  geringerem  Umf^inge,  in  Aiis|trn(b,  nämlich  die  Selb  st  Ver- 
waltung des  Gemeindevermögen?,  der  Gerichtsbarkeil  nnd 
der  Polizei,  so  dass  die  Gesammtregierung  des  Reichsstaates, 
ja  selbst  die  Landeshoheit,  in  dieser  Beziehimg  ursprünglich  nur 
wie  ein  monarchisches  Protektorat  über  die  einzelnen 
kleinen  Republiken  erschien-).  IV.  Zuerst  verloren  aber  die  klei- 
nen Landgemeinden  ihre  Selbstständigkeit  und  kamen  früh- 
zeitig in  eine  strengere  Abhängigkeit  von  einzelnen  geistlirhin  und 
weltlichen  Gru  n  d  h  er ren  ,  sowie  auch  eine  grosse  Anzahl  kleiner 
Landgemeinden,  die  sich  auf  den  Besitzungen  solcher  Grundherren 
nach  und  nach  entwickelten,  schon  von  ihrer  ersten  Entstehung 
an  in  einer  solchen  Unterordnung  und  Beschränkung  durch  man- 
cherlei Schutzverhältnisse  standen.  V.  Je  mehr  sich  die  Lan- 
deshoheit zu  einer  eigentlichen  monarchischen  Staatsgewalt  aus- 
bildete und  der  Souverainetät  näherte,  desto  mehr  ging  auch  in 
den  Städten  die  freie  Gemeindeverfassung  unter.  Dagegen  ent- 
wickelte sich  immer  mehr  ein  System  der  Ober  vor  mund- 
schaft des  Staates  über  die  Gemeinden^),  in  Folge  dessen  auch 
die  Städte  nicht  selten  ihre  Gerichtsbarkeit  und  Polizei  gänzlich 
verloren,  oder  doch  darin  sehr  beschränkt  wurden;  ebenso  ver- 
loren sie  häufig  das  Recht,  ihre  Beamten  selbst  zu  ernennen,  so 
wie  auch  die  Selbstverwaltung  ihres  Vermögens.  VL  In  der 
neueren  Zeit  hat  man  in  Folge  der  Einführung  des  Repräsen- 
tativ-Systemes  in  die'  Staatsverfassung  angefangen,  die  Wichtigkeil 
einer  freien  Gemeindeverfassung  für  das  gesammte  Staatsleben 
immer  mehr  einzusehen^),  und  daher  machten  es  sich  die  neue- 

2)  Vergi.  meine  deut.  St.-  u.   R. -Gesell.   2.   Auü.    1S47.  Bd.  II.  Abthl.  2. 

3)  Da  die  Pra.xis,  g;eslützt  auf  das  römische  Recht,  auf  die  Gemeinden 
die  Jura  viinorum  Oberlragen  halte,  so  mochte  es  bald  scheinen,  dass  sie 
auch  nach  Analogie  der  .Minderjährigen  einer  Bevormundung  bedürften.  — 
L.  13.  Cod.  de  Jure  reipubl.  (11.  29.)  „Rempublicam,  at  pupillam,  extra 
ordinem  juvari,  moris  est."  —  S.  MeiniDgen,  V.-U.  Ib29.  §.  22.  ,,Die 
Gemeinden  geniessen  die  Rechie  der  .Minderjährigen  in  ßeziebang  auf 
ihre  Rechte  und  ihr  Nermögeo  als  Gesammtbeit.  Sie  sieben  unter  der  Auf- 
sicht und  besonderen  Fürsorge  des  Staates." 

*)  Ueber  die  Bedeutung  der  Gemeinden  für  die  Staaten  sprechen  sich 
ausdrücklieb  aus:    Würlemberg,    V.-l'.   1S19.    §.  62.     ,,  Die  Gemein- 
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ren  Geineindeordnungen  schon  langst  vor  dem  Jahre  1848  zur 
Aufgabe,  den  Gemeinden  wieder  eine  freiere  Bewegung  einzuräu- 
men, wenngleich  in  der  Art  und  Weise,  sowie  in  dem  Umfange, 
in  welchem  die  Selbstständigkeit  der  Gemeinden  anerkannt  und 
in's  Leben  gerufen  wurde,  eine  ausserordentliche  Verschiedenheit 
in  den  einzelnen  Gesetzen  hervortritt^}.     VII.  Auch  in  der  con- 


den  sind  die  Grundlagen  des  Staat  s  v  ereins."  —  Uebereinstimmt : 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  100,  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  66,  ,,Die  politische  Gemeinde,  als  solche,  bildet  eine  Unter- 
abtheilung des  Staates  und  dient  insoferne  seinen  Zwecken." 

5)  Vergl.  preuss.  Städteordnung,  19.  Nov.  180S;  rev.  Städteordnung 
17.  März  1831;  Bayern,  Gemeinde-Edikt  24.  Sept.  1808;  Verordnung  über 
die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden  v.  17.  Mai  1818,  zum  Theile 
abgeändert  durch  Ges.  v.  1.  Juli  1834.  —  K.  Sachsen,  allgem.  Städte- 
ordnung 2.  Febr.  1832,  nebst  dem  Gesetze  über  einige  Abänderungen  vom 
9.  Dez  1837  und  Landgemeindeordnung  v.  7.  Nov.  1838.  —  Hannover, 
Städteordn.  v.  1.  Mai  1851  und  Ges.  über  die  Landgemeinden  v.  4.  Mai 
1852;  Ges.  über  die  grossen  Bürgerausschüsse  v.  3.  Aog.  1837.  —  Wfir- 
temberg,  Edikt  über  die  Gemeindeverf,  v,  31.  Dez.  1818;  Verwaltungs- 
edikt für  die  Gemeinden  v.  1.  März  1822;  rev.  Ges.  über  das  Gemeinde- 
und  ßeisitzrecht  v.  4.  Dez.  1853.  —  Eine  besondere  Beachtung  verdient  die 
Gesetzgebung  in  Baden  v.  31.  Dez.  1831  (Gesetz  über  die  Rechte  der 
Gemeindebürger  und  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes,  und  Gesetz  über 
die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden).  Diese  wegen  ihrer 
Freisinnigkeit  berühmte  Gesetzgebung  hat  sich  im  Laufe  von  zwanzig  Jahren 
in  der  Art  als  nachtheilig  und  zerstörend  für  den  Wohlstand  der  Gemein- 
den, den  Immobiliar-Credit  der  Einzelnen  und  die  öifentliche  Ordnung  erwie- 
sen, dass  im  Jahre  1851  (15.  Febr.  und  25.  April)  eine  durchgreifende  Re- 
vision dieser  Gesetze  stattfinden  musste.  Zugleich  wurde  (30.  April  1851) 
eine  neue  Genie  i  n  de  wa  hlord  nu  n  g  erlassen.  Durch  provisor.  Gesetz 
V.  6.  Aug.  1852  wurde  sodann  noch  der  §.  40.  des  Gesetzes  über  die  Verf. 
und  Verwalt.  der  Gemeinden  ,  die  Entlassung  des  Gemeinderathes  betr.  ab- 
geändert.—  Vergl.  Fr  Fröhlich,  die  bad  i  sc  he  n  Gemeiodegesetze  sammt 
den  dazu  gehörigen  Minislerialverfügungen  und  geschichtlichen  Kemerkuogen 
aus  amtlichen  Quellen  bearbeitet,  Heidelberg,  1854.  —  Kurhessen,  Ge- 
meindeordn.  v.  23.  Okt.  1834.  —  Grossh.  Hessen,  Gemeindeordn.  vom 
30.  Juni  1821.  —  Braunschweig,  allgem.  Städteordn.  v,  4,  Juni  1834. — 
rev.  Städteordn.  und  Landgemeindeordn.  v.  19.  März  1850.  —  Nassau, 
Verordnung  über  die  Orts-  und  Gemeindeverwaltung  v.  5.  Juni  1816;  Ge- 
meindegesetz V.  12.  Dez.  1848.  —  S.  Weimar,  Landgemeindeordn.  vom 
2.  Febr.  1840.  —  S.  Gotha,  Gemeindeordn.  v.  30.  Mai  18.34.  —  Oldes- 
burg,  Landgemeindeordnung  v.  28.  Dez.  1831;  Städteordnung  v.  12.  Aug. 
1833.    —   Anhalt-Dessau,    Städteordn.   v.   10.  Dez.    1834.   —   Anhalt» 
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sti  tili  renden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M. 
glaubte  man  bei  der  Abfassung  der  deutschen  Reichsverfassung 
den  Gemeindeverfassungen  einige  Aufmerksamkeit  zuwenden  zu 
müssen,  beschränkte  sich  aber  doch  darauf,  einige  wenige  Grund- 
sätze aufzustellen,  nämlich:  1)  Jede  Gemeinde  hat  als  Grundrechte 
ihrer  Verfassung:  a)  die  Wahl. ihrer  Vorsteher  und  Ver- 
treter; b)  die  selbstständig«  Verwaltung  ihrer  Gemeinde- 
angelegenheiten mit  Einschluss  der  Ortspolizei,  unter  gesetz- 
lich geordneter  Oberaufsicht  des  Staates;  c)  die  Veröffentlichung 
des  Gemeindehaushaltes;  d)  Oefl'entlichkeit  der  Verhandlungen  als 
Regel.  2)  Jedes  Grundstück  soll  einem  Gemeindeverbande  ange- 
hören; Beschränkungen  wegen  Waldungen  und  Wüsteneien  bleiben 
der  Landesgesetzgebung  vorbehalten*'). 

§.  422. 

Bestiininnngen  der  VerfassuDgsurkunden  der  Einzelstaaten 

über  das  Verhältniss  der  Gemeinden  zum  Staate  und 

über  die  Gemeindeverfassung. 

1)    Vorbemerkung. 

I.  Die  Verfassungsgesetze  der  deutschen  Einzelstaaten  vor  dem 
Jahre  1848  erwähnen  meistens  die  Stellung  der  Gemeinden  und 
die  Gemeindeverfassung  überhaupt  gar  nicht;  aber  auch  von  den 
Uebrigen  enthalten  nur  wenige  einigermassen  ausführliche  Bestim- 
mungen  über  diese  Verhältnisse*).     II.    Die  meisten  Verfassungs- 


Bernburg,  Gemeinde-  u.  Kreisordnung  v.  28.  Febr.  1850.  —  Frank- 
furt, Gemeindeordn.  v.  12.  Aug.  1824.  —  Bremen,  Gemeindeverf.  der 
Landgemeinden  v.  25.  Febr.  1850.  —  Ho  henzollern -Hechingen,  Ge- 
meindeordn. vom  19.  Okt.  183:i.  —  Hohen  zolIeTn -Sigmaringen,  Ge- 
Bieindeordn.  v.  6.  Juni  1840.  —  Lippe-Detmold,  Städteordn.  v.  16.  Mai 
1843.  —  Waldeck,  Gemeindeordn.   v.  27.  April   185(t. 

6)  (Frankfurter)  Verf.  des  dent.  Reiches  v.  28.  März  1849.  §.  183. 
184.  lieber  die  vom  Unionsparlamente  beschlossene  Aenderung  des  §.  184. 
siebe  oben  §.  295.  Note  16. 

>)  Bestimmungen ,  die  sich  auf  die  Gemeinden  beziehen ,  enthalten  von 
den  (noch  gültigen)  Verfassungen  vor  dem  Jahre  I84s  überhaupt  nur  die 
Verf.-Ürkunden  von  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  62.  u.  f.  —  Grossh. 
Hessen,  V.-ü.  1820.  §.  45.  u.  f.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.19. 
u.  f.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  110.  u,  f.  —  Braunschweig, 
n.  L.-O.   1832.    §.  41.  u.  f.  —  Hannover,   V.-ü.    1840.  §.  45.  u.  T 
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Urkunden  begnügen  sich,  einige  leitende  Grundsätze  für  die 
künftige  Genieindeordnung  aufzustellen,  oder  über  einen  oder  den 
anderen  Punkt  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Gemeinde  eine 
vereinzelte  Bestimmung  zu  geben  und  verweisen  imUebrigen  auf 
noch  zu  erlassende  vollständige  Gemeindeordnungen -).  III,  Die 
Verfassungen  seit  1848  haben  insbesondere  bei  der  Aufstellung 
leitender  Grundsätze  für  die  neuen  Genieindeordnungen  die  Be- 
stimmungen der  (Frankfurter)  Reicbsverfassung  von  1849  (§.  418.) 
zum  Vorbilde  genommen  3).  IV.  Mitunter  findet  sich  eine  Vor- 
schrift, dass  die  Grundbestimmungen  der  künftigen  Gemeinde- 
ordnung einen  Bestandtheil  der  Verfassung  bilden  sollen  ^).  Wo 
dies  nicht  ausdrücklich  angeordnet  ist,  kann  einer  Gemeindeord- 
nung der  Charakter  eines  eigentlichen  Verfassungsgesetzes  nicht 
beigelegt  werden. 

§.  423. 
2)  Die  Bestimninngen  der  Verfassungsurknnden  und  Ge- 
meindeordnungen  über  Gemeindeverhältnisse  im  Einzelnen, 
a)  Klassen  der  GemeindeangchörigeD.  Biirgeraufnahme. 
Wirkungen  des  Orts-  und  Scbutzbürgerrechtes.  Rechte 
lind  Pflichten  der  Genieindeglieder. 
I.  Von  dem  Grundgedauken  ausgebend,  dass  die  Ortsge- 
m  e  i  n  d  e  die  G  r  u  u  d  I  a  g  e  des  Staates  ist  '),  haben  schon  einige 
Verfassungen  vor  1848  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  jeder 
Staatsangehörige  einer  Gemeinde  in  irgend  einer  Eigenscliaft,  ent- 
weder als  Bürger  (Nachbar)  oder  als  Beisasse  (Schulz- 
bürger,   Scbutzverwandter)    angehören    müsse-).      II.    In    einigen 


'^)  Vergl.  Grossb.  Hessen,  V-U.  1820.  §.  45.  ,,Die  Angelegenheiten 
der  Gemeinden  sollen  durch  ein  Gesetz  geordnet  werden,  welches  als  Grund- 
lage die  eigene  selbststandige  Verwaltung  durch  von  der  Gemeinde 
Gewählte  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates  aussprechen  wird." 
Aehnlich:  B  ra  u  nsc  h  wei  g  ,  n.   L.O.    1832.  §.54.  55. 

3)  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept.  1848.  §.  19  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V-U.  1849.  §.  37.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
§.  66-69.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  60.  u.  f.  —  Reuss, 
j.L.,V.-U.   1852.  §.  39. 

«)  Dies  erklärt  z.   B.   Grossb.   Hessen,   V.-U.    1820.  §.45.   a.   E. 

')  Siebe  §.  421.   Note  4. 

2)  Würteinberg,  V.-U.   1819.  §.  62.     „...Jeder  Staatsbürger  muss 
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Verfassungsgeselzen  ist  seit  dem  Jahre  1848  die  Unterschei- 
dung von  Bürgern  und  Beisassen  nicht  mehr  erwähnt, 
sondern  allgemein  vorgescliriehen,  dass  jeder  Staatsgehörige  einer 
Gemeinde  angehören  müsse  3).  III.  Auch  schon  vor  dem  Jahre 
1848  halle  man  in  einigen  Gemeindeordnungen  den  früheren  Un- 
terschied zwischen  Bürgern  und  Seh  u  tz  bü  rgern  aufgeho- 
ben ,  und  letztere  zu  wirklichen  Bürgern  erklärt  *) ,  dagegen  aber 
neben  den  Bürgern  eine  Klasse  sogen,  staatsbürgerlicher 
Einwohner  aufgestellt,  d,  h.  Staatsbürger,  welchen  wie  z.  B. 
Staatsdienern,  Geistlichen,  Scliullehrern,  das  Recht  eines  festen 
Wohnsitzes  in  einer  Gemeinde  zukommt,  ohne  Gemeindebürger 


daher,  soferne  nicht  gesetzlich  eine  Ausnahme  besteht,  einer  Gemeinde 
als  Bürger  oder  Beisitzer  angehören." —  S.  Meiningen,  V.-U,  1829. 
§.  19.  ,,Das  Band  der  Ortsgeuieinden  umfasst  alle  LaadesunterthaneD,  und 
es  kann  in  Zukunft  Niemand  Staalsbiirger  sein,  ohne  zugleich  auf  eine  oder 
die  andere  Weise  im  Gemeindeverbande  zu  stehen."  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  1831.  §.  100.  a  lioea  2.  ,,Wit  Ausnahme  der  Staatsbeamten, 
Kirchen-  und  Schuldiene i'  —  (wegen  deren  N'erhällnisse,  sowie  wegen 
der  Verhältnisse  der  Ritlergulsbesitzer  zu  den  Ortsgemeioden  das  Nölhige 
ergehen  wird)  —  kann  im  Heizogthume  Altenburg  Niemand  das  Staats- 
bürgerrecht ausüben,  oder  die  vollen  Rechte  der  Landesunterlhanschaft 
sich  aneignen,  der  nicht  als  Bürger  oder  Nachbar  einer  inliiudischen  Ge- 
meinde angehört.  Insbesondere  sind  Aerzte ,  Anwälte,  Notare  und  andere 
nicht  im  unmittelbaren  Staatsdienste  stehende  Personen  als  Mitglieder  des 
Gemeindeverbandes  ihres  Wohnortes  anzusehen."  —  Brauusch  weig,  d. 
L.  0.  1S32.  §.  42.  ,, Jeder  Landeseinwohner  muss  einer  bestimmten  Ge- 
meinde angehören,  und  zwar  derjenigen,  in  welcher  er  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zufolge  seinen  Wohnsitz  hat."  —  Ausnahmen  bestehen  in 
den  meisten  Staaten  in  Bezug  auf  S  l  andeshe  rren;  die  Mitglieder  des 
übrigen  ehemals  reichs  freien  Adels,  die  adeligen  G  rund  her  ren  und 
die  Rittergutsbesitzer. 

3)  Z.  B.  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  12.  ,, Jeder  Landesein- 
wohner, jedes  Grundstück  und  jedes  Haus  muss  in  Beziehung  auf  die  üfTeat- 
lichen  Verhältnisse  einer  Gemeinde  angehören."  —  S.  C  ob  u  rg- Go  th  a, 
V.-U.   1852.  §.  60.   „Jeder  Staatsbürger  muss  einer  Gemeinde  angeboren. " 

*)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  über  die  Verf.  und  Verwalt.  der  Gem.  vom 
31.  Dez.  1831  (jetzt  revid.  \.2ö.  April  1S31)  §.  2.  Vergl.  Ges.  v.  31.  Dez. 
1831  (jetzt  revid.  v.  iö.  Februar  1851J  §.  89.  —  Die  Aufhebung  des  Lnter- 
schiedes  von  Bürgern  und  Schutzbürgern  hat  last  überall  grosse  Nachlheile 
für  den  Wohlsland  der  Gemeinden  zur  Folge  gehabt.  (Siebe  unten  §.  425. 
Note  10).  —  Wo  aber  dieser  Unterschied  einmal  aufgehoben  ist,  lässt  er 
sich  nicht  wohl  wieder  eiufuhreu. 
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ZU  sein,  mit  der  Hauptwirkung,  dass  den  Kindern,  Wittwen  und 
geschiedenen  Ehefrauen  derselben  in  der  Gemeinde  ein  angeborenes 
Bürgerrecht  beigelegt  wird,  wo  der  Vater  angestellt  war  ^).    IV.  Eine 
besondere    Klasse   bilden   mitunter  die    sog.    Einsassen,    d.  h. 
Staatsangehörige  Personen,    welche   als  Heimath  lose  einer  Ge- 
meinde zugewiesen  oder  von  derselben  aufgenommen  werden,  ohne 
dass  sie  im  Stande  sind,  die  Bedingungen  des  Erwerbes  des  Bür- 
gerrechtes  zu    erfüllen.     Dieses   Einsassenrecht  gibt  die  Be- 
fugniss,  einen  jeden  erlaubten  Nahrungszweig,  nach  V^orschrift  der 
Gesetze,  in  der  Gemeinde  zu  treiben,  die  öffentlichen  Gemeinde- 
anstalten   zu   benützen,    und   endlich  einen  Anspruch  an  die  Ge- 
meinde auf  Unterstützung  in  Fällen  der  Dürftigkeit;  ausgenommen 
wo  der  Staat  die  Verbindlichkeit  der  Unterstützung  hat'').  V.  Ausser- 
dem werden  überall  noch  die  Au  sniärker  oder  Mark  gen  ossen 
unterschieden ,    d.  h.  Personen ,    welche  in  einer  Gemeindegemar- 
kung Gru  nd  stücke  besitzen,  ohne  dieser  Gemeinde  als  Bürger 
anzugehören  ").    VI.   In  allen  Staaten  wird  als  Grundsatz  anerkannt, 
dass  jeder  Staatsangehörige  in  jeder  Gemeinde  des  Landes 
das  Gemeindebürgerrecht   zu   erwerben    befugt  ist,    sofertie 
er  die  gesetzlichen  Bedingungen  der  Aufnahme  erfüllt,  wozu  regel- 
mässig  der  Nachweis    eines   gewissen  Nahrungszweiges,    mitunter 
überdies  eines  gewissen  Vermögens,  und  bei  denjenigen,  die  nicht 
ein  angeborenes  Bürgerrecht  in  der  Gemeinde  haben,  auch  die 
Entrichtung  eines   gewissen  Aufnahmegeldes   gehört**).     Nur  hin- 


^)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  über  die  Rechte  der  Gemeiodebürger  und  die 
Erwerbung  des  Bürgerrechtes  v.  31.  Dez.  1831.  (jetzt  revid.  v.  15.  Febr. 
1851.)  §.  55. 

6)  Vergl.  z.  B.  das  in  Note  5.  angef.  badische  Gesetz,  §.  70.  u.  f. 
mit  §,  91.  und  106. 

')  Vergl.  S.  Altenburg,  V,-U.  1831.  §.  101.  —  Vergl.  Braun- 
schweig, n.  L.  0.  1832.  §.43.  (Markgenossen).  „Grundbesitzer, 
welche  das  Recht  des  Wohnsitzes  in  der  Gemeinde  nicht  erlangt  ha- 
ben, geniessen  wegen  ihres  BesKzlhomes  denselben  Schulz,  welcher  den 
Einwohnern  gewährt  wird;  sie  sind  aber  auch  wie  diese  zu  den  auf  den 
Grundstücken  haftenden  Lasten  verpflichtet." 

*)  Vergl.  z.  B.  Baden,  Ges.  über  die  Rechte  der  Gemeindebürger  und 
die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  v.  31.  Dez.  1831.  (jetzt  revid.  15.  Febr. 
1851.)  §.  17.  u.  f. 


§.  423.     Klassen  der  Gemeindeangehöri^en.    Biirgeraurnaliine  etc.     575 

sichtlich  der  Juden  bestehet  miliinler  noch  eine  Ausnahme^). 
Im  Uebrigen  hängt  die  Ertheiliing  des  Gemeindebürgerrechtes  von 
der  Gemeinde  ab,  unter  Vorbehalt  der  gesctzmässigen  Entscheidung 
des  Staates  in  streitigen  Fallen  '").  VII.  Selbstverständlich  kann 
Niemand  Gomoindebürgerrecht  erwerben,  der  nicht  bereits  im  Be- 
sitze des  Indigenates  ist").  VIII.  Wo  die  Betreibung  der  Ge- 
werbe und  bürgerlichen  .Nahrung,  so  wie  der  Erwerb  von 
Grundstücken  nicht  bereits  als  eine  allgemeine  Wirkung  des 
Staatsbürgerrechtes  erklärt  sind'^),  erscheinen  sie  als  besondere 
W'irkung  des  Or  ts  bü  rgerrech  tes.  Ausserdem  werden  noch 
dahin  gerechnet:  a)  Genuss  des  Gemeindeschutzes,  und  wo 
ein  besonderer  Ortsgerichtsstand  besieht,  Anspruch  daran; 
b)  Theilnahme  an  den  Almendgütern  und  anderen  Gemeinde- 
gütern, Statuten,  C  on  cessi  o  nen  ,  öffentlichen  Ortsan- 
stalten und  milden  Stiftungen;  c)  Theilnahme  an  der  akti- 
ven und  passiven  Vertretung  in  der  Gemeinde;  d)  Fähigkeit 
zu  Gemeindeämtern;  e)  Anspruch  auf  gesetzmässige  Unter- 


•)  So  z.  B.  sagt  das  in  Note  8.  angef.  badische  Gesetz  §.  54.  „In 
Bezug  auf  die  bürgerlichen  Rechte  der  Israeliten  findet  weder  das  gegen- 
wärtige, noch  das  Gesetz  über  Verfassung  der  Gemeinden  eine  Anwendung. 
Es  bleiben  daher  die  bestehenden  Gesetze  hinsichtlich  ihres  Rechtsverhält- 
nisses zu  den  Gemeinden  in  Kraft." 

•")  In  dieser  Weise  spricht  sich  z.B.  aus:  VVürtemberg,  V.-U.  1819. 
§.  63.  —  Vergl  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  109.  —  Hannover, 
V.-U.  1840.  §.  55.  ,,  Die  Zulassung  neuer  Mitglieder  in  einer  Gemeinde 
kann  gegen  den  Willen  der  Letzteren  nur  aus  einem  in  den  bestehenden 
oder  noch  zu  erlassenden  Gesetzen  bestimmten  Grunde  staltfinden."  — 
Aehnlich  :  Baden,  Ges.  Ober  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  v.  31.  Dez. 
1831,  rev.  v.  15  Febr.  1851.  §.  82.  u.  f.—  Vergl.  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  72.  §.  1.  „Zwischen  allen  Gemeinden  soll  Freizügigkeit  be- 
stehen nach  näherer  gesetzlicher  Regelung."  —  Ueher  die  Zulassung  neuer 
Anbauer  soll  jedenfalls  die  Gemeinde  zuerst  gehört  werden:  Braun- 
schweig,  D.  L.  0.  1832.  §.  56.  —  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  55. 
a  linea  2. 

»')  Ausdrücklieh  sagt  dies:  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §  63.  a.E. — 
Eine  Ortsgemeinde  kann  daher  einem  Ausländer,  der  sich  um  Aufnahme  mel- 
det, nur  eine  vorläufige  Zusicherung  ertheilen.  —  Siehe  oben  §.  29". 
Note  4.  —  Dagegen  sagt  S.  Altenbnrg,  V.-U.  1831.  §.  109.  a)  „Durch 
Verleihung  des  Ortsbürger-  oder  Nachbarrechtes  wird  zugleich 
das  Staatsbürgerrecht  verliehen." 

'2)  Siehe  oben  §.  298.   Note  10. 
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Stützung  von  der  Gemeinde  im  Falle  der  Hülfsbedürftigkeit,  sog. 
Heim  aths  recht,  und  I)  das  Recht  durch  Heirath  unter  Be- 
obachtung der  gesetzlichen  V^orschriften  eine  Familie  zu  gründen'^). 
Dagegen  werden  durch  die  Aufnahme  als  Ortsbürger  allein 
jene  Anrechte  an  den  Gemeindegütern  nicht  gewonnen, 
deren  Milbenutzung  an  den  Besitz  gewisser  Grundstücke 
in  der  Gemeinde  geknüpft  ist;  auch  nicht  an  Gütern,  welche  ge- 
wissen Gen  ossensc  haften  gehören'-").  IX.  Die  Beisassen, 
Schutz-  und  Handwerks-Bürger  haben,  wo  solche  noch 
vorkommen ,  nur  an  jenen  Rechten  der  Gemeindebürger  Anlheil, 
welche  ihnen  ein  Gesetz  oder  das  Herkommen  beilegt.  Regel- 
mässig sind  sie  von  der  Theilnahme  an  den  Gemeindeämtern 
und  den  Gem  ein  deg  Ute  rn  ausgeschlossen '^^).  X.  Die  Pflich- 
ten der  Oitsbürger  bestehen  ausser  der  allgemeinen  Unterlhanen- 
pflicht  zum  staatsbürgerlichen  Gehorsame  gegen  die  Orlsobrig- 
keit  (§.282.)  in  der  Theilnahme  an  den  persönliche  Leistun- 
gen, an  den  Com  m  unal- Wa  ch  tdi  ensten  und  Gemeinde- 
lroh neu  jeder  Art,  soferne  solche  noch  bestehen,  und  in  der 
Entrichtung  der  besonderen,  durch  einen  rechtsbeständigen  Ge- 
meindebeschluss  angeordneten  Gemeindesteuern,  Einlagen 
oder  Umlagen  ^•^).  XI.  Mitunter  findet  sich  die  Vorschrift,  dass 
Niemand  das  Bürgerrecht  in  mehr  als  einer  Gemeinde  besitzen 
kann  *'). 

§.  424. 

b)  Rechtlicher  Charakter  der  Ortsgemeinden. 

I.  Schon  nach  dem  gemeinen  deutschen  Rechte  kommt  allen 
Ortsgemeinden  unbezweifelt  der  Charakter  einer  juristischen 
Person  (umversilas  ordinala)  zu;  es  wurden  daher  auch  jeder- 
zeit die  gemeinrechtlichen  allgemeinen  Grundsätze  über  juristische 


13)  Siehe  oben  §,  29S.  Aole  11.  -  Vergl.  S  Alten  bürg,  V.-U  1S31. 
§.  102.  —  Baden,  Ges.  über  die  Rechte  der  Geimindebürger  und  die  Er- 
werbung des  Bürgerrechtes,  vom  31.  üezbr.  1831.  (jetzt  revid.  v  15.  Ftbr. 
1851.)  §.   i. 

"•j  Ausdrücklich  sagt  dies:  P  r  a  u  n  s  c  h  w  eig,   n    L.  0.   1832.  §.  48. 

>5j  Vergl.  S.  Altenburg,    V.-U.    1831.    §.   107.   108. 

'«j  Vergl.   S.  Altenburrg,  V.-U.    1831.  §.  103. 

")  So  z.  B.  Baden,  Ises.  über  die  Rechte  der  Gemeindebürger  etc.  v. 
31.  Dec.   1831.  (jetzt  revid.  v.   15.  Febr.   1851.)  §.  3. 
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Personen  als  iuiwendbar  aiil  die  Ortsgemeinden  betrachtet.  II.  Dies 
ist  auch  in  einigen  Veil'assungsurkunden  iheils  im  Allgemei- 
nen anerkannt  worden,  theils  wiederholen  dieselben  einzelne 
Sätze  des  gemeinen  Hechtes  ').  111.  Es  linden  sich  insbesondere 
folgende  Bestimmungen:  1)  Die  Bildimg  neuer  ürlsgemeinden 
fordert,  wie  die  Bildung  irgend  einer  anderen  Korporation,  stets 
die  Genehmigung  der  Staatsregierung.  Ohne  diese  kann 
auch  eine  bestehende  Gemeinde  ihren  Gemeindeverband  weder  diuch 
Aufnahme  anderer  Gemeinden  verändern,  noch  ihre  Gemeindeverfas- 
sung eigenmächtig  abändern -j.  2)  Die  Orlsgemeinden  können  be- 
wegliches und  unbewegliches  Eigenlhum  und  andere  dingliche  Rechte 
erwerben  2).  3)  Sie  haben  das  Recht,  in  Gemeindeangelegcnhei- 
teu  Gemeindebeschlüsse,  und  zwar,  insoferne  keine  beson- 
deren gesetzlichen  Vorschriften  bestehen ,  nach  den  Grundsätzen 
des  gemeinen  Rechtes  zu  fassen •<),    und   dadurch    die  nicht- 


>)  Eioe  allgeiueioe  AofikeDDung  des  gemeinrechtlichen  Grundsatzes  spre- 
chen aus:  S.  Meiningeo,  V.-U.  1829  §.  20.  „Die  Orlsgemeinden  ha- 
ben das  Recht  der  Persönlichkeit  und  der  geordneten  Gesell- 
schaften. Sie  können  Eigenlhum  erwerhen,  Beamte  und  Vorste- 
her bestellen,  Beschlüsse  mit  Verbindlichkeit  für  die  n  ich  t- ein  w  il - 
ligenden  und  künftigen  Mitglieder  machen,  auch  Rechte  erlangen 
welche  von  ihren  einzelnen  Mitgliedern  zu  deren  besonderem  Vortheile 
ausgeübt  werden."  —  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831.  §,110.  ,,Die  Gemeinde- 
rechte umfassen  im  Allgemeinen  die  Befugniss  der  Pers  o  n  e  n -Ei  nheil 
im  Rechtssinne. "— Uebereinslimmt:  Bayern,  rev,  Ges.  d.  Verf.  u.  Verwalt. 
d.  Gem.  betr.   1834.  §.   20. 

2)  Genau  in  dieser  Weise  sprechen  sich  aus  :  Braunschweig,  n.  L.O. 
1832.  §.  44.  —  Hannover,  V.-C.  iS40.  §.54.  —  iNoch  weiter  geht:  Ba- 
den, Ges.  über  die  Verf.  und  Verwalt.  d.  Gemeinden  v.  31.  Dez,  1831. 
(revid.  25.  April  1851.)  §.  4.  ,,  Keine  bestehende  Gemeinde  kann  auf- 
gelöst, und  keine  neue  gebildet  werden,  als  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung." 

3)  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  20.  (siehe  ISote  1).  —  S.  Alten- 
burg, V.-U,  1831.  §.  HO.  Nr.  4.  ,,  Grundbesitzungen  und  Berechtigun- 
gen." —  Eben  das.  §.  119.  ,,Patronat,  Mitaufsicht  über  Kirchen  und 
Schulen,  Marktrecht"  u.  s.  w. 

^)  Ganz  mit  dem  gemeinen  Rechte  übereinstimmend  fordert  Baden,  Ges. 
über  die  Verf.    u.  Verwalt.  der  Gemeinden   v.    1831.    (revid.    1851.)    §.   11 
Berufung  sämmtlicher  sliuimrahigen  Gemeiudeglieder  und  dass  wenigstens 
zwei    Dritttheile   davon   erschienen   sind:    sodann   aber   wird  abwei- 
chend vom  gemeinen  Rechte,  welches  nur  einfache  Majorität  der  Erschiene- 

Zöpfl,  Staatsrecht.  4te  Aufl.   U.  37 
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einwilligenden  und  die  künftigen  Gemeindegiieder  zu  bin- 
den^). 4)  Sollen  auch  für  dr  i  Ite  Pers  onen,  d.  h.  für  Nicht - 
mitglieder  der  Ortsgenieiiide,  aus  den  Gemeindebeschlüssen 
Verbindlichkeiten  erwachsen,  also  den  Gemeinden,  wie  dies  mit- 
unter bei  Stadtgemeinden  der  Fall  ist,  ein  eigentliches  Statu- 
tenrecht beigelegt  werden,  so  ist  hierzu  die  landesherrliche 
Genehmigung  nothwendigß).  Daher  ist  auch  die  Staatsgenehmi- 
gung erforderlich,  wenn  eine  Gemeinde  die  Einführung  einer  in- 
direkten oder  Verbrauchssteuer  für  Gemeindezwecke  be- 
schliessen  will ').  5)  Allgemein  werden  den  Ortsgemeinden  die 
Vorzüge  der  Minderjährigen  in  Ansehung  ihres  Vermögens 
und  ihrer  Gerechtsame  beigelegt**).  6)  Kein  einzelnes  Mitghed 
der  Gemeinde  kann  der  Gesammtheit  durch  seine  einseitigen  Hand- 
lungen Gerechtsame  vergeben,  oder  dadurch  besondere  B  e- 
freiungen  gegen  die  Gesammtheit  erwerben'').  Cnzweifelhaft 
aber  können  umgekehrt  Einzelne  im  Inleresse  der  Gemeinde  kla- 
gend auftreten  und  deren  Gerechtsame  verfolgen  ^").    7)  Die  Orts- 


nen  zu  einem  Gemeiadebeschlusse  verlangt,  vorgeschriebeo,  dass  ein  gültiger 
Bescbluss  nur  dann  vorbanden  sei,  wenn  sieb  mehr  als  die  Hälfte  der 
Stimmen  aller  stimmfä  h  igen  Bürger  für  eine  Meinung  entschieden  habe. — 
Eine  Abweichung  in  anderer  Art  zeigt:  S.  Alten  bürg,  V.-ü.  1831.  §.111. 
„Zu  einem  gülligen  GemeindebesehJusse  ist  die  ordnungsmässige  Vorru- 
fung aller  betheiligten  Gemeindeglieder,  und  die  istimmenmehrheit  von  we- 
nigstens zwei  Dritttheilen  der  hierauf  E  rsc  h  i  en  e  n  eo  ,  oder,  unter 
den  dazu  befugte«  Gemeinde  Vertretern,  die  absolute  Stimmenmehr- 
heit erforderlieh."  —  Vergl.  Bayerb,  revid.  Ges.  d.  Verf.  u.  Verwalt.  d. 
Gem.  betr.  1S34.  §.  37.  38.  (ganz  mit  dem  gemeinen  Rechte  übereinstim- 
mend; nur  soll  der  Gemeindevorsteher  bei  Stimmengleichheit  eine  entschei- 
hende  Stimme  haben). 

5)  S.  Meiulngeu,  V.-U.  1829.  §.  2ü.  (siehe  Note  i).  —  S.  Alten- 
burg, V.-Li.  1831.  §.  111.  a  linea  2.  ,,Der  Bescbluss  verbindet  alle 
Gemeindeglieder,  doch  darf  er  sich  nicht  über  die  Privatrechte  von 
Einzelnen  oder  Korporationen  erstrecken." 

«J  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  S.  Altenburg,  V.-ü.   1831.  §.   120. 

')  Vergl.  z.  B.  Baden,  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwaltung  der  Gemein- 
den V.   1831.  (revid.   1851.)  §.  74. 

8)  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.22.  (siehe  §.421.  iNote  3).  —  S.  Al- 
lenburg,  V.U.  1831.  §.  110.  i\r.  2.  —  Bayern,  rev.  Ges.  d.  Verf.  u. 
Verwalt.  d.  Gem.  betr.   1834.  §.  21. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  22.  a  linea2. 

>")  L.  i.  Dig.   de  locis  et  itineribus  publicis  (43,   7).  „Cuiiibel  in  publicum 


§.  425.     Das  Geineindevermögen.    Selbstverwaltiinfr  der  Gemeinde.     579 

gemeinden  haben  das  Recht,  sich  eines  besonderen  Siegels  bei 
den  von  ihnen,  beziehungsweise  ihren  Vorstehern  und  Vertretern, 
ausgehenden  Ausfertigungen  zu  bedienen  ' ').  8)  Ueber  die  Auf- 
lösung der  Gemeinden  finden  sich  in  den  Verfassungsurkiniden 
keine  Bestimmungen.  Es  muss  daher  auch  in  dieser  Beziehung 
der  gemeinrechthche  Grundsalz  anerkannt  werden,  dass  eine  jede 
Gemeinheit,  eben  so  wie  sie  ihre  Mitgheder  durchaus  wechseln 
kann,  auch  durch  ein  einziges  noch  übriges  Mitglied  fortge- 
setzt werden  kann '2).  Durch  einen  Gern  ein  debeschlu  ss  al- 
lein kann  aber  nach  der  Praxis  und  den  Gemeindeordnungen  die 
Auflösung  einer  Ortsgemeinde  nicht  bewirkt  werden,  weil  in  die- 
sem Falle  immer  zugleich  eine  Zuweisung  der  bisherigen  Gemeinde 
und  ihres  Gemeindebezirkes  an  eine  andere  Gemeinde  noth- 
wendig  wird.  Es  wird  daher  zur  Auflösung  einer  Ortsgemeinde 
stets  die  Staalsgenehmigung,  nach  Vorschrift  mancher  Gemeinde- 
ordnungen sogar  ein  Gesetz  erfordert'^). 

§.  425. 
c)  Das    Gemeindevermögeii.      Selbstverwaltung    der    Ge- 
meinde nnter  Oberaufsicht  des  Staates. 

I.  Allgemein  ist  in  allen  deutschen  Staaten  als  Grundsatz 
anerkannt,  dass  das  Gemeindevermögen,  ohne  Unterschied,  ob  be- 
wegliches oder  unbewegliches  Vermögen,  ob  ßürgergut,  Almend- 
gul,  oder  städtisches  Kämmereigut,  im  Eigenthume  der  Ge- 
meinde ist').     II.    Hieraus    folgt,    dass   das   Gemeindevermögen 


petere  pernüUendum  est,  id ,  quod  ad  usuiii  omoium  pertinet,  veluti 
vias  publicas,  ilinera  publica"  etc.  —  Baden,  Ges.  übei"  die  Verf.  und 
Verwalt.  der  Gemeinden  v.  IS31.  (revid.  1851.)  §.  125.  a  linea  3.  „...Ver- 
weigert (die  Gemcindt)  die  Zustimmung  zur  Fübiung  des  Rechtsstreites,  so 
können  einzelne  Mitglieder  der  Gemeinde  denselben  auf  ibre  Gefahr 
führen." 

»>)  S.  Altenburg,  V.-U.   1831.  §.    110.   Nr.  3. 

'*)  L.  7.  §.  Dig  ult.  Quod  cniusc.  univ.  nom.  (3,4),  —  L.  S5.  Dig.  de 
Verb,  sigoif.  (50,   Ib). 

>3)  Dies  Letztere  ist  z.  ß.  der  Fall  in  Baden;  siehe  oben  Note  2. 

')  Vergl.  z.  B.  Baden,  Ges.  über  Verf.  u.  Verwalt.  der  Gemeinden 
1831.  (revid.  1851.)  §.  53.  ,,  Alles  liegende  und  fahrende  Vermögen  der 
Gemeinden,  ersteres  mag  Gemeinde-  oder  Almendgut  sein,  ist  das  Eigen- 
tbum  der  Gemeindebürger   als  Ges  a  mm  th  eit."  —    Wegen    des  un- 
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im  Verhältnisse  zum  Staate  eben  dieselbe  pri va trechtlicbe 
Sicberhcit  zu  geniessen  hat,  wie  das  Pi  i  vat vermögen  der 
Einzelnen-),  so  dass  die  Staatsregierung  niemals  einseitig  und 
willkührlich  über  dasselbe  verfügen ') ,  noch ,  so  lange  die  Ge- 
meinde besteht,  es  den  Finanzen  des  Staates  einverleiben  kann  '*). 
Dagegen  wird  aber  auch  der  Staat  niemals  durch  die  Verbind- 
lichkeiten oder  Schulden  der  Gemeinden,  so  wenig  wie  durch  die 
Schulden  anderer  Korporationen,  verpflichtet^).  111.  Die  Gemein- 
den sind  nur  schuldig,  für  0  ertlich  es  zu  wirken  und  zu  lei- 
sten •").  Leistungen  zur  Erfüllung  allgemeiner  Landesver- 
bindlichkeiten können    nur  auf  das  gesammte  Land  verlheilt 


verkennbaren  Interesse  des  Staates  an  der  Erhaltung  des  Genieindevermögens 
und  weil  die  Gemeinde  in  gewisser  Hinsicht  selbst  ein  Theil  des  Staatsor- 
ganismus ist,  haben  Manche,  wie  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  201,  das 
Genieindevermögen  als  mittelbares  Staatsgut  erklärt.  Diese  Bezeich- 
nung ist  aber  praktisch  durchaus  bedeutungslos  und  kann  nur  zu  Missver- 
ständnissen führen. 

2)  In  dieser  Weise  spricht  sich  aus:  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.26. 

3)  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  GG.  „Keine  Staatsbehörde  ist  be- 
fugt, über  das  Eigenlhum  der  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  mit  Um- 
gehung und  Hintansetzung  der  Vorsteher  zu  verfügen."  —  Uebereinstimmt: 
S.  Altenburg,    V.-U.    1831.  §.  113. 

")  Grossh,  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  4G.  ,,Das  Vermögen  der  Gemein- 
den kann  unter  keiner  Voraussetzung  dem  Finanzvermögen  einverleibt  wer- 
den." Uebereinstimmt:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  113.  —  Aehn- 
11  eh:  S.  Mein  in  gen,  V.-U.  1829.  §.  26;  mit  dem  Zusätze:  ,,so  lange 
die  Gemeinde  besteht."  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  45.  ,,Das 
Vermögen  und  Einkommen  der  Gemeinden  und  ihrer  An  stalten  darf 
nie  mit  dem  Staatsvermögen  oder  Staatseinkommen  vereinigt  werden."  — 
Ebenso:  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  57.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852. 
§.  33.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.   1852.  §.  65. 

s)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Hannover,  V.-U.   1840.  §.  57. 

6)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  68.  —  S. 
Mein  in  gen,  V.-U.  1829.  §.  21.  „Sie  (die  Orlsgemeinden)  haben  dagegen 
die  Pflicht,  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  Si- 
cherheit in  den  ihnen  zugewiesenen  Gegenständen  aus  eigenen  Kräften  zu 
sorgen,  namentlich  ihre  Vicinalwege  und  Brücken  zu  unterhalten  und 
ihre  Armen  zu  verpflegen,"  —  Aehnlich:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  114.  (fügt  noch  bei):  „Pflaster,  Brunnen,  Krankeninstitute  u.  dergl.  ;  Be- 
reithaltung der  Löschgeräthe  und  der  zu  dem  Communalwachtdienste  nöthi- 
gen  Waffen  und  Wehren," 
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werden ").  Wenn  daher  einzelne  Gemeinden  soUlie  allgemeine 
Landeslasten,  z.  B.  Einquartierungen  und  Kriegsluhren,  aus- 
schliesslich oder  vorzugsweise  hahen  tragen  müssen,  so  haben  sie 
hierfür  Entschädigung  von  dem  Staate  zu  beanspruchen^), 
leberhaupt  ist  die  Staatsregierung  nicht  befugt,  die  Gemeinden 
mit  Leistungen  und  Ausgaben  zu  beschweren,  welche  nicht  ge- 
setzlich sind*^).  IV.  Es  wird  gegenwärtig  allgemein  aneikannt, 
dass  den  Gemeinden  die  Selbstverwaltung  ihres  Vermögens 
zu  überlassen  sei,  jedoch  nnter  Oberaufsicht  des  Staates. 
V.  Diese  Oberaufsicht  des  Staates  ist  noth  wendig:  1)  zum 
Zwecke  der  Erhaltung  des  Gemeindevermögens;  daher  wird 
regelmässig  die  Staatsgenehmigung  erfordert,  wenn  das  Gemeinde- 
vermögen, oder  Almendgüter  vertheilt  oder  v  er  äussert,  oder 
mit  Schulden  belastet  werden  sollen'").    2)  Die  Oberaufsicht  des 


■j  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:   Würtemberg,  V.-U.   1S19.   §.  öS. 

*)  Ausdrücklich  ist  dies  gesagt  in:  Bra  un  sc  h  wei  g ,  ii.  L.  0.  1S32. 
§.  51.  —  Uebereinstinimt :  Kurbessen,  V.-U.   1S52.  §.  32. 

9)  Würtemberg,  V.-U  1819.  §.  67.  ,, Weder  die  Amtskürperschal- 
ten,  noch  einzelne  Gemeinden  sollen  mit  Leistungen  und  Ausgaben  beschwert 
werden ,  wozu  sie  nicht  vermöge  der  allgemeinen  Gesetze  oder  kraft  der 
Lagerbücher  oder  anderer  besonderen  Rechtslitel  verbunden  sind." —  Ueber- 
eioslimmen  :  Br  au  n  s  ch  weig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  50.  —  H  a  n  no  ver,  V.-U. 
1S40.  §.  53.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  31.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852.  art,  71.  ,,  Keine  Gemeinde  soll  mit  Leistungen  oder  Abgaben 
beschwert  werden,  zu  denen  sie  nicht  ihre  Z  u  s  ti  mmung  gegeben  hat,  oder 
durch  das  Gesetz  verpflichtet  ist." 

'•')  W^enn  anch  anzuerkennen  ist,  dass  die  Gemeinden  ihr  Vermögen  re- 
gelmässig gut  und  mit  geringen  Kosten  zu  \  erwalten  pflegen,  so  ist  doch 
überall  da  eine  grosse  Gefahr  der  Aufhebung  des  Gemeindevermögens  her- 
vorgetreten ,  vro  die  ärmere  Klasse  durch  die  Aufhebung  des  Unterschiedes 
von  eigentlichen  Bürgern  und  Schutzbürgern  volles  Stimmrecht,  und  somit 
als  die  zahlreichste  Klasse,  das  Uebergewicht  über  die  Vermöglicheren  in 
der  Gemeinde  erlangt  hat.  Die  ärmere  Klasse  drängt  überall  nach  Vertbei- 
lung  der  Gemeindegrundstücke,  auf  Vergrösserung  der  Bürgerholzgaben  und 
anderer  Waldnutzungen  und  auf  jahrliche  Vertheiiung  der  Ueberschüsse  in 
der  Gemeindekasse  nach  Köpfen.  Die  Folgen  hiervon  sind,  dass  nach  kur- 
zer Frist  die  ärmeren  Bürger  die  erhaltenen  Grundstücke  mit  Schulden  be- 
lasten und  dann  veräussern  müssen,  dass  die  Gemeindewaldungen  entwerthet 
oder  doch  die  Renten  der  Gemeinde  aus  denselben  geschmälert  werden  und 
dass  bei  vorkommenden  ausserordentlichen  Bedürfnissen  die  Gemeindekasse 
von  Mitteln  entblösst  ist,  und  daher  zu  neuen  Umlagen  gegriffen  werden 
muss,  und  die  Erhaltung  der  Armen  eine  immer  drückendere  Last  der  Gemein- 


582     §•  -i^ß-    Gemeindescliulden.    Beitragspflieht  zu  den  Gemeindelasten  elc. 

Staates  ist  ferner  nothwendig  zur  Verhütung  der  Beeinträch- 
tigung anderer  Landeseinwohner  durch  die  von  einer 
Gemeindeverwaltung  angenommenen  Grundsätze  ^0-  3)  zum  Be- 
hufe  der  Entscheidung  von  Beschwerden  der  Gemeindeange- 
hörigen tiher  die  Gemeindeverwaltung,  insbesondere  zur  Verhü- 
tung einer  unzweckmässigen  oder  unbilligen  Abänderung  der  be- 
stehenden Beitragsverhältnisse  der  GemeindeangebOrigen  und  an- 
derer Ortseinwohner  oder  der  Ansmärker '-).  4)  Nach  einigen 
Gesetzen  sind  die  Gemeinden ,  insbesondere  die  Landgemeinden, 
gehalten,  auch  zum  Beginne  von  Prozessen  die  Genehmigung 
der  Staatsbehörden  einzuholen'^). 

§.  426. 

d)  Gemeindeschalden.     Beitra aspflicht  zu   den  Genieinde- 

lasten.     Aufhebung  der  Befreiungen. 

L  Für  die  Gemeindeschulden  haftet  regelmässig  das 
Gemeindevermögen.  Das  Vermögen  der  einzelnen  Gemeinde- 
glieder haftet  aber  dem  Gläubiger  nicht  unmittelbar,  sondern 
kommt  hierbei  gemeinrechtlich  nur  so  weit  in  Betracht,  als  es 
sich  um  die  Erfüllung  der  Beitragspflicht  zu  den  Ge- 
meindelasten handelt').     II.  Zu  den  Gemeindelasten  hat 


den  wird.  Vergl.  Christ,  in  der  Vorrede  der  dritten  Auflage  s.  Aus- 
gabe des  bad.   Gemeindegesetzes  §.   7. 

«')  Siehe  §.  424.  Note  6. 

'■'')  Ganz  in  diesem  Sinne  sprechen  sich  aus:  Hannover,  Gesetz  \om 
5.  Sept.  1848.  §.  17.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  Ig.  26.  —  S.  Al- 
tenburg, V.-U,  1831.  §.  125.  bis  127.  —  Braunschweig,  n.  L.  0. 
1832.  §.   4r.. 

'3)  Vergl.  z.   B.   S.  Alten  bürg,  V.U.    1S31.  §.  50. 

')  L.  7.  §.  1.  Dig.  Quod  cuiusque  univers.  nom.  (3,  4).  ;,Quod  uui- 
vcrsitas  debet,  singuli  non  debent.'-  -  Von  den  deutschen  Verfassungsur- 
kuadea  hat  eine  Bestimmung  hierüber  nur  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  112,  ,,Für  Gemeindeschulden  haftet  zunächst  das  Gemeindever- 
mögen und  aushülflich  das  Privatvermögen  der  einzelnen  Glie- 
der; letzteres  voraehmlich  dann,  wenn  die  Schuld  zu  solchen  Bedürfnissen 
gemacht  ist,  zu  deren  Bestreitung  auch  die  Einzelnen  hätten  beitragen 
müssen.  Später  hinzutretende  Mitglieder  sind  beitragspflichtig."  — 
In  dieser  Bestimmung  der  altenburgiscben  Verfassung  werden  offenbar 
mit  den  Gemeindelaslen  theilweise  die  Soziallasten  oder  Genossen- 
schaftsausgaben vermengt,  d    li,  Ausgaben,  welche  nicht  durch  Zwecke 
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ein  jedes  Mif^died  der  Gemeinde  nach  dem  dafür  aufgcslellton 
allgemeinen  Maassslabc,  daher  im  Zweil'el,  gleichmässig,  heizu- 
iragen.  Befreiungen  von  dieser  Beitragspllichl  können  Ein- 
zelne weder  lür  ihre  Person,  noch  für  ihre  Grundstücke  in  An- 
spruch nehmen,  so  ferne  ihnen  nicht  ein  gesetzlicher  Grund  oder 
ein  besonderer  Rechtstitel  zur  Seite  steht  -).  Die  neueren  Ge- 
setze pflegen  die  bisherigen  Befreiungen  gänzlich  aufzuheben,  mit- 
unter sogar,  ohne  den  Beiheiligten  eine  billige  Entschädigung  zu 
gewähren  3).  III.  Ortseinwohner,  welche  nicht  Gemeindomitglieder 
sind,  haben  an  den  Gemeindelasten  nicht  mitzutragen,  und  kön- 
nen auch  durch  einen  Gemeindebeschluss  nicht  dazu  beigezogen 
werden,  soferne  nicht  ein  bestimmtes  Gesetz  sie  in  einer  oder 
der  anderen  Beziehung  beitragspflichtig  erklärt  hat.  IV.  In  wie 
ferne  Beisassen  zu  den  Gemeindelasten  beizutragen  haben, 
hängt  von  der  partikulären  Gesetzgebung  ab.  V.  Allgemein  an- 
erkannt ist  die  Beitragspflicht  der  Ausmärker  nach  gleichem 
Maassstabe,  wie  die  grundbesitzenden  Gemeindeglieder  wegen  ih- 
res Grundbesitzes  zu  den  Gemeindelasten  angezogen  werden  "♦). 
VI.  Wo  und  insoweit  staatsbürgerliche  Einwohner  und  Ausmärker 
zu  den  Gemeindelasten  gesetzlich  beigezogen  werden  dürfen,  ist 
denselben  auch  eine  Theilnahme  an  der  Berathung  und  Beschluss- 
fassung durch  selbslgewählte  Vertreter  einzuräumen  ^).  VII.  Wo 
der  Grundsatz  aufgenommen  wird,  dass  fortan  jedes  Grund- 
stück in  einen  Gemeindeverband  gezogen  werden  muss,  liegt  es 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  gegenseitig  ohne  vorgängige 
Vereinbarung  der  ßelheiligten  über  Ausgleichung  und  Entschädi- 
gung keine  Lasten  und  Verbindlichkeiten  übertragen 


des  Geraeindeverbandes  an  sich ,  sondern  durch  die  Rücksicht  auf  die  Vor- 
iheile,  welche  den  Einzelnen  als  solchen  aus  einer  gewissen  gemein- 
schaflliclien  Einrichtung  oder  Anschaffung  zugehen,  veranlasst  worden  sind. — 
Vergl.  Baden,  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  der  Gemeinden.  1S31.  (rev. 
1S51.)  §.  81,  e. 

'^)  Vergl.  Braun  seh  wei  g,  n.  L.  0.  1S32.  §.  49.  —  Hannover, 
Ges.  V.  5.  Sept.  1848.   §.  13. 

3)  Vergl.  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  14.  15.  —  Olden- 
burg,  rev.   V.-U.    1852.  §.  65.  Nr.  3. 

-1)  Siehe  oben  §.  423.  Note  7. 

*)  Vergl.  z.  B.  Baden,  revid.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  der 
Gemeinden.   1851.  §.  81,  d. 
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werden,  welche  lediglich  aus  früherer  Zeit,  d.  h.  aus  der  Zeit 
vor  der  Vereinigung  herrühren,  und  deren  etwaige  Vortheile  den 
neu  Eintretenden  nicht  zu  statten  kommen  O).  VIll.  Desgleichen 
fordert  die  Gerechtigkeit,  dass  denjenigen,  welche  durch  den  An- 
schluss  an  eine  Gemeinde,  oder  durch  Aufhebung  von  Exemtio- 
nen in  die  Lasten  der  Gemeinde  eintreten ,  ein  ihrer  Concurrenz 
zu  diesen  Lasten,  so  wie  ihrem  Interesse  an  den  Gemeindeange- 
legenheiten und  ihrem  Verhältnisse  zu  anderen  Mitgliedern  der 
Gemeinde  entsprechendes  Stimmrecht  beigelegt  werde'). 

§.  427. 
e)  Von  der  Justiz-  und  Polizeiverwaltung  in  den* 
Gemeinden. 

L  In  den  früheren  Zeiten  hatten  die  Städte  häufig  auch  die 
Verwaltung  der  Rechtspflege  in  erster  Instanz.  Diese  ist  den- 
selben nunmehr  in  den  meisten  Staaten  entzogen  worden,  da  man 
diese  Einrichtung  für  eben  so  unzweckmässig  als  die  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit erkannte  *).  Als  sehr  zweckmässig  hat  sich  dage- 
gen die  Einrichtung  einer  Verm  i  ttelungs-Ins  t  anz  zur  güt- 
lichen Beilegung  von  Rechtsstreitigkeiten  durch  das  Bürgermeister- 
amt oder  eine  Deputation  des  städtischen  Gemeinderathes  be- 
währt 2).  II.  Regelmässig  überlassen  die  Gesetze  den  Städten 
und  Landgemeinden  die  Ausübung  der  Orts-  oder  Lokalpo- 
lizei^).  Eine  Ausnahme  ist  mitunter  in  Bezug  auf  die  Residenz- 
iind  anderen  grösseren  Städte  gemacht,  und  zwar  nicht  selten 
auf  deren  eigenen  Wunsch  oder  zu  deren  besonderer  Zufrieden- 
heit, so  wie  auch  häufig  in  anderen  Gemeinden  der  gleiche  Wunsch, 
dieser   lästigen  Thätigkeit  enthoben  zu  sein,    vernommen  wird'*). 

")  Ausdrficklicti  erklärt  sich  in  dieser  Weise:  Hannover,  Gesetz  vom 
5.  Sept.  1848    §.   13.  a  linea  2. 

')  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Hannover,  V. -U.  1840.  §.  52.  — 
Vergl.  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.    1852.  §.  63. 

')  Die  städtische  Gerichtsbarkeit  lässt  noch  zu:  S.  Alten  bürg,  V.-U. 
1831.  §.   121. 

2)  So  z.   B.  in  B  ayern. 

3)  Vergl.  Baden,  rev.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  der  Gemeinden. 
1851.  §.  6. 

^)  Vergl.  Christ,  in  der  Vorrede  der  3.  Aufl.  s.  Ausgabe  des  ba- 
dischen Gemeindegesetzes.  §.  S. 
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III.  Zur  Ortspolizei  gehören:  die  Siclierheits-,  Reinlichkeits-, 
Gosuiullirits-,  Armen-,  Strassen-,  Feuer-,  Markt-,  niedere  Gewerbs-, 
weltliclie  Kirchen-,  Sitlli(  hUeils-,  Geinaikungs-  und  Gesindepoli- 
zei, so  wie  die  Aufsicht  über  Maass  und  Gewicht'').  IV.  Die 
Handhabung  der  Orlsiiolizei  liegt  ziniäcbst  dem  I$(i  rgerin  <'ister 
ob,  welchem  zur  Unterstützung  nach  Erforderniss  des  Dienstes 
einige  Mitglieder  des  Gemeinderathes  btMgegeben  werden.  Unter 
seinen  Befehlen  stehet  das  dienende  Polizeipersonal.  V.  Dem 
Bürgermeister  siebet  zum  Bebufe  der  Handhabung  der  Ürtspolizei 
das  Recht  zu,  wegen  Uebertretung  der  Polizeigesetze  und  wegen 
Ungehorsams  gegen  seine  Anordnungen  kleine  Geldstrafen  in  einem 
gesetzlich  bestimmten  Betrage,  so  wie  auch  einfaches  bürgerliches 
Gefängniss  in  einem  gesetzlich  bestimmten  geringen  Maasse  zu  ver- 
hängen'). VI.  Regelmässig  sind  Standesherreo,  Grundherren,  Slaats- 
diener,  Geistliche,  Scbullehrer,  auch  wohl  Standes-  und  grund- 
herilicbe  Beamte,  insoferne  sie  in  ihrem  Dienstliezirke  eine  Ueber- 
tretung begehen,  von  der  polizeilichen  Strafgewalt  des  Bürger- 
meisters ausgenommen  ^). 

§.  428. 
f)    Die    Gemeindebehörden    und    die    Gemeindevertretung. 

1.  Hinsichtlich  der  Organisation  der  Genieindeveiwallung  oder 
der  sog.  Gern  ei  nde  verfa  s  sung  sind  die  eigentlichen  ver- 
waltenden Gemeindebehörden,  d.  h.  Bürgermeister 
und  Gemein  derath  (in  Städten  auch  Magistrat  oder  Stadtrath 
genannt)  und  die  Ausschüsse  d.  h.  die  Körperschaften  zu 
unterscheiden ,    welche    die  Bürgerschaft   gegenüber  von   den  Ge- 


*)  In  dieser  Weise  sind  z.  ß.  die  Gegenstände  der  ürtspolizei  aufgezählt 
in  Baden,  rev.  Ges.  üljer  die  Verf.  u.  Verwalt.  der  Gemeinden.  1851. 
§.  4S. 

<*)  Vergl.  Baden,  rev.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  der  Gemeinden. 
1S51.   §.   49. 

')  So  z.  B.  ist  in  Baden  (rev.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  der 
Gem.  18-51.  §.  51.)  dem  Bürgermeister  eine  polizeiliche  Strafgewalt,  in 
Städten  bis  auf  fünf  Gulden  ,  in  Landgemeinden  bis  zu  zwei  Gul- 
den, und  in  beiderlei  Gemeinden  das  Recht  eingeräumt,  „anständiges" 
bürgerliches  Gefängniss  bis  zu  48  Stunden  auszusprechen. 

»)  Vergl.  z.  B.  Baden,  rev.  Ges.  über  die  Verf.  u  Verwalt  d.  Gem. 
1851.  §.  52. 
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meindebeliörden  vertreten,  dieselben  itbervvachen  und  an 
deren  Zustimmung  die  Gemeindebehörden  in  gesetzlich  bestimm- 
ten Fällen  gebunden  sind.  II.  Wenn  auch  insoweit  eine  Ueber- 
einstimmung  unter  den  Gemeindeverfassimgen  der  meisten  deut- 
schen Staaten  besteht,  dass  im  Allgemeinen  den  Gemeinden  die 
Wahl  der  Mitglieder  der  Gemeindebehörden  und  der  Ausschüsse 
frei  gegeben  worden  ist,  so  zeigen  doch  sowohl  die  Wahlordnun- 
gen als  auch  die  Zusammensetzung  und  Bildung  der  Gemeinde- 
collegien  sehr  grosse  Verschiedenheiten.  III.  In  Bezug  auf  die 
Bildung  der  Gemeindebehörden  kann  man  hauptsächlich  zwei 
Systeme  unterscheiden,  je  nachdem  nämlich  entweder  die  Bür- 
gerschaft den  Bürgermeister,  den  Gemeinderalh  und  einen  Bür- 
gerausschuss  unmittelbar  selbst  erwählt  und  dabei  die  Ge- 
meindeversammlung als  Begel  hinsichlUch  aller  wichtige- 
ren Angelegenheiten  anerkannt  bleibt,  oder  je  nachdem  die  Bür- 
gerschaft unmittelbar  nur  einen  sog.  grossen  Ausschuss,  als  sie 
selbst  in  allen  jenen  Fällen  vollständig  vertretende  Körperschaft, 
erwählt,  in  welchen  nicht  vom  Gesetze  noch  ausnahmsweise 
eme  Gemeindeversammlung  angeordnet  ist,  so  dass  Bürgermeister, 
Gemeinderalh  und  ein  sog.  kleiner  Ausschuss  als  beaufsichti- 
gendes Collegium  von  dem  grossen  Ausschusse  gewählt  wer- 
den. Mitunter  finden  sich  beide  Systeme  in  derselben  Gemeinde- 
ordnung, das  erstere  für  die  kleineren,  das  letztere  für  die 
grösseren  Gemeinden  vorgeschrieben ').  IV.  Wo  die  Beisassen 
oder  Schutzbürger  den  eigentlichen  Gemeindebürgern  völlig  gleich- 
gestellt worden  sind,  fand  man  sich  durch  die  Rücksicht  auf 
den  Wohlstand  und  den  Credit  der  Gemeinde  genöthiget,  darauf 
Bedacht  zu  nehmen,  den  vermöglicheren  Bürgern,  die  am  meisten 
von  düü'  Gemeindelasten  betroffen  werden  und  daher  auch  am 
meisten  an  der  Erhaltung  des  Gemeindevermögens  interessirt 
sind ,  einen  verhältnissmässigen  Einfluss  auf  die  Besetzung  der 
Gemeindeämter    und  Ausschüsse   einzuräumen ').     Zu  diesem  ße- 


')  So  z.  R.  Baden,  rev.  Ges.  iil)er  die  Verf.  u.  Verwalt.  d.  Geni  1851. 
§.  14.  u,  r.  Desgleicbea  stellt  andere  Grundsätze  für  die  Gemeindeverwal- 
tung nach  den  verschiedenen  Klassen  der  Gemeinden  auf:  Bayern,  revid. 
Ges.   über  die  Verf.   u.  Verwalt.  d.  Gem.   1S34.  §.  45.  u.  f. 

^J  Diese  Rücksicht  auf  der  Wohlstand  und  den  Credit  in  der  Gemeinde 
trat  besonders    da   als  uaabweislich    hervor,    wo,    wie  in  ßadeu,  dem   Ge- 
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hufe  hat  man  mitunter,  ähnlich  wie  bei  den  landständischen  Wah- 
len, eine  Wahl  zu  den  grossen  Ausschüssen  nach  drei  Vermü- 
gciiskla  sson.  Höchst-,  Mittel-  und  INiedersthestcucrte,  einge- 
führt 3).  V.  Im  Allgemeinen  ist  der  Grundsatz  angenommen,  dass 
die  Gemeindeämter,  so  wie  die  Funktion  als  Mitglied  eines  Aus- 
schusses, nur  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  iU»ertra- 
gen  werden,  theils  aus  dem  Grunde,  weil  dieselben  regelmässig 
oder  doch  zum  grüssteu  Theile  unentgeldlich  als  ein  Ehrenamt 
geführt  werden  müssen,  auch  den  Gewählten  gewöhnlich  durch 
das  Gesetz  untersagt  ist,  die  Wahl  abzulehnen'^'),  theils  aber  auch 
aus  dem  anderen  Grunde,  weil  alle  diese  Aemter  und  Stellen  auf 
dem  Vertrauen  der  Gemeindeglieder  beruhen,  imd  diesen  da- 
her von  Zeil  zu  Zeit  Gelegenheit  gegeben  werden  muss,  sich 
über  die  Forldauer  ihres  Vertrauens  zu  äussern.  VI.  Nach  eini- 
gen Gesetzen  sind  aber  gewisse  Gemeindeämter,  namentlich 
solche,  zu  welchen  eine  juristische  Vorbildung  erfordert  wird, 
sofort  oder  unter  gewissen  Voraussetzungen  als  lebensläng- 
lich übertragen  erklärt^).     VlI.  Die  Erfahrung   hat  gezeigt,    wie 


meinderatbe  eine  Haftung  für  die  richtige  Taxation  der  Grundstücice  und  die 
richtige  Führung  der  Pfandbücher  obliegt. 

3)  So  z.  B.  Baden,  revid.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwait.  d.  Gem. 
1851.  §.  10.  (Jede  der  drei  Klassen  wählt  für  sich  besonders  den  dritten 
Theil  der  Mitglieder  des  grossen  Ausschusses.  Es  findet  keinerlei  Beschrän- 
kung der  Wahl  auf  die  einzelnen  Klassen  der  Wahlberechtigten  statt.  Eben- 
daselbst. §.   U).  20). 

■*)  Vergl.  z.  B.  Baden,  rev.  Ges.  über  d.  Verf.  u.  Verwait.  d.  Gem.  1851. 
§.  31.  ,, Jeder  Gewählte  muss  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  anaebmen."  — 
Es  besteben  jedoch  gesetzliche  Ausnabmen  von  dieser  Verpflichtung. 

5)  So  z.  B.  S.  Altenburg,  V.-L'.  1831.  §.  123.  , .Wenigstens  Einer 
der  Vorsteher  des  Sladtrathes  (in  grösseren  Städten  der  erste  Bürgermeister 
oder  Stadlschultheiss ,  in  kleineren  Städten  der  Syndikus)  muss  ein  der 
Rechte  kundiger  altenburgischer  Staatsbürger  sein.  Dieser  wird  durch 
die  Stadtverordnelen  (auf  gleiche  Weise  wie  die  Justizbeamten  §.  121.) 
durch  Präsentalion  zweier  Personen  an  die  Landesregierung  auf  Lebens- 
dauer erwählt."  —  Bayern,  revid.  Ges.  der  Verf.  u.  Verwait.  d.  Gem. 
betr.  1834.  §.  50.  ,,Der  Bürgermeister  und  diejenigen  Stadträlbe  aber,  bei 
welchen  nach  §.  48.  eine  höhere  Qualifikation  (d.  h.  vollendetes  juristisches, 
akademisches  Studium  und  mit  Erfolg  bestandene  Staalsconcursprüfung)  er- 
fordert wird,  erhalten  bei  ihrer  Anstellung  eine  verbältnissmässige  fixe  Be- 
soldung,   und    sie    treten    nach    drei  Jahren,    wenn  sie   durch   eine    neue 
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unzweckmässig  es  ist,  wenn  die  Anitsdaiier  der  Bürgermeister 
auf  einen  zu  kurzen  Zeitraum  bestimmt  ist,  und  wenn  überhaupt 
bei  den  Gemeinderäthen  zu  häufige  und  totale  Erneuerungen  durch 
Wahlen  stattfinden  "J).  Vlll.  Wo  die  Wahl  des  Gemeinderathes 
der  Gemeinde  oder  deren  Ausschüssen  überlassen  wird,  hat  man 
es  durch  Erfahrung  als  wesentlich  nothwendig  für  die  Erhaltung 
der  öffentlichen  Ordnung  erkannt,  dass  der  Staatsregierung  das 
Recht  zustehen  muss,  mindestens  den  ersten  Gemeindevorsteher 
oder  Bürgermeister  zu  bestätigen  oder  zu  verwerfen, 
weil  von  dessen  Persönlichkeit  wesentlich  die  Wirksamkeit  der 
Regierungsmaassregeln,  die  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherheit  in  der 
Gemeinde,  so  wie  die  Verfassungstreue  derselben,  und  die  Er- 
haltung des  Gemeindevermögens  und  des  Credites  und  Wohlstan- 
des der  Gemeindeglieder  abhängt^).  IX.  Auch  muss  der  Staats- 
regierung das  Recht  beigelegt  werden,  subsidiär  selbst  den 
Bürgermeister  zu  ernennen,  wenn  nämlich  in  einer  Ge- 
meinde, wiederholter  Bemühung  ungeachtet,  keine  Bürgermeister- 
wahl zu  Stande  kommt,  oder  die  Gemeinde  oder  deren  Ausschuss 
hartnäckig  nur  Wahlen  vornimmt,  welchen  die  Staatsregierung 
ihre  Genehmigung   versagen    muss*^).     X.    Desgleichen    muss   aus 


Wahl  in  ihren  Stellen  bestätigt  werden,  analog  in  die  Verhältnisse 
Unserer  unmittelbaren  administrativen  Staatsdiener  " 

•')  Bayern,  rev.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  d.  Gemeinden.  1S34. 
§.  50.  bestimmt  die  Amtsdauer  der  Bürgermeister,  welche  keine  höhere  fju- 
ristisehe)  Qualifikation  zu  besitzen  nölhig  haben,  wie  die  der  übrigen,  ans 
der  Bürgerschaft  gewählten  Magistratspersonen,  auf  sechs  Jahre,  mit  Par- 
tialerneuerung  der  Letzteren  alle  drei  Jahre  ,  durch  Austritt  der  Hälfte.  — 
Baden,  rev.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  d.  Gem.  1S51.  §.  30.  ,,Das 
Amt  des  Bürgermeisters  dauert  neun,  jenes  der  Gemeinderäthe  sechs 
Jahre.  Der  Gemeinderalh  erneuert  sich  alle  drei  Jahre  zur  Hälfte."  (Das- 
selbe gilt  von  dem  grossen  und  kleinen  Ausschusse.  Ebendas.  §.  25.  u. 
§.  40,  g.)  —  S.  Altenburg,  V.-V.  1<^31.  §.123.  124,  bestimmt  die  Amts- 
dauer der  Stadlräthe  und  der  Stadtverordneten  auf  3—6  Jahre"  u.  s.  w. 

')  Vergl.  z.  B.  Baden,  revid.  Ges.  über  d.  Verf.  u.  Verwalt.  d.  Gem. 
ISöl.  §.  27.  ,,Der  Bürgermeister...  bedarf  der  Bestätigung  der 
Staatsbehörde.  Die  Versag ung  der  Bestätigung  kann  nur  von  der  Mittel- 
behörde nach  kollegialischer  Berathung  beschlossen  werden." 

8)  Vergl.  z.  B.  Baden,  rev.  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwalt.  d.  Gem. 
1851.  §.  27.  ,,Weon  bei  der  ersten  .Abstimmung  Keiner  die  erforderliche 
Stiinmeozabl  auf  sich  vereinigt,  oder  wenn  der  Gewälille  \on  der  Regierung 
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Rücksichten  auf  die  öflentlidic  Oidnuii'i  der  Staatsregierung  das 
Recht  zuerkannt  werden,  einen  Gemeinderath,  der  mit  ihr  in  sy- 
stematische Opposition  tritt,  d.  h.  durch  sein  Benehmen  die 
Dienstrührung  erschwert  oder  vereitelt,  aufzulösen  oder  einzelne 
Mitglieder  aus  gleichem  Grunde  aus  demselben  zu  entlassen"). 
XI.  üer  Erfahrung  nach  hat  es  sich  am  zweckmässigsten  hewie- 
sen,  wenn  die  Sitzungi-n  des  Gemeinderalhes  und  des  kleinen 
Bürgerausschusses  geheim,  dagegen  alter  die  Sitzimgen  des 
grossen  Bilrgerausschusses  öffentlich  gehalten,  und  von  dem 
Gemeindehaushalte  periodisch  öffentliche  Nachwei- 
sungen (durch  den  Druck)  gegeben  werden*"). 


nicht  bestätigt  wird,  so  muss  zu  einer  zweiten,  und  wena  auch  diese  einen 
solchen  Ausgang  hat,  zu  einer  dritten  Wahl  geschritten  werden...  Wenn 
auch  bei  der  dritten  Wahl  Keiner  die  erforderliche  Stimmenzahl  erhält, 
oder  der  Gewählte  nicht  bestäligt  wird,  so  wird  mit  Umgehung  einer  wei- 
ren  Wahl  von  der  Staatsbehörde  der  Bürgermeister  auf  höchstens  drei 
Jahre  ernannt." 

^)  Vergl.  z.  B.  Baden,  rev.  Ges.  über  die  Verf.  u,  Verwalt.  der  Ge- 
meinden. 1S51.  §.  40.  und  hierzu  das  provisor.  Ges.  v.  6.  Aug.  1S52.  Reg.- 
Bl.  XXXVIII. 

•0)  In  dieser  Weise  unterscheidet  mit  Recht:  Christ,  in  der  Vorrede 
zur  dritten  Aufl.  s.  Ausg.  der  badischen  Geraeindegeselze,  —  Für  die 
Oeffentlichkeit  bei  Verhandlungen  über  die  Gemeindeangelcgenheiten  hat  sich 
erklärt:  v.  Savigny,  in  der  histor.  polit.  Zeitschrift  von  Starke  Bd.  I. 
S.  413;  dagegen:  Dahlmann,  Politik  I.  S.  243. 
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IVennzehnter   Abschnitt. 

Die  innere  Verwaltung*). 

§.  429. 

A)    Von  der  Ausübang  der  politischen  Gewalten. 

I.    Von    der   Ausübung    der    gesetzgebenden    Gewalt. 

a)    Von  der  gesetzgebenden  Gewalt  im 

Allgemeinen. 

1.  Unter  der  gesetzgebenden  Gewalt  versteht  man  die  Be- 
fugniss  der  Staatsgewalt,  sowohl  neue  Gesetze  über  bisher  ge- 
setzlose Verhältnisse  zu  geben,  als  auch  die  bisherigen  Gesetze 
abzuändern,  oder  ganz  oder  theilweise  aufzuheben  oder  sie 
authentisch  zu  interpr etiren ').  II.  Wo  ein  neueres  Gesetz 
ein  ältereres  nicht  vollständig  aufhebt,  streitet  die  Verrauthung 
dafür,  dass  der  Gesetzgeber  das  Recht  nur  habe  fortbilden  und 
weiter  zeitgemäss  entwickeln  wollen.  Hieraus  ergibt  sich  von 
selbst  die  Folgerung,  dass  neue  Gesetze  (leges  correctoriae)  im 
Zweifel  in  der  geringsten  Abweichung  von  dem  älteren  Rechte 
zur  Anwendung  zu  bringen  sind.  Daher  sind  auch  durch  die 
Aufhebung    einer    älteren    Regel   keineswegs    die   Ausnahmen    von 


*)  Malchus,  Politik  der  inneien  Staatsverfassung,  1S23.  —  Mirus, 
Alex.  Die  Hoheitsrechte  in  den  deut.  Bundesstaaten,  insbesondere  mit  Be- 
rücksichtigung der  preuss.  Gesetzgebung.  2.  Bde.  Augsburg,    1S40. 

ij  Der  Ausdruck  „Interpretation"  wird  sehr  uneigentlich  auf  Erklä- 
rung des  Sinnes  eines  Gesetzes  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  angewandt. 
Da  sie  durchaus  auf  keinen  logischeu  Regeln  beruht,  so  kann  sie  für 
nichts  als  eine  neue  Gesetzgebung  {lex  correctoria  juris  incerli)  angesehen 
werden.  Darum  kann  die  authentische  Interpretation  auch  nur  mit  Beobach- 
tung derselben  Formalitäten  geschehen,  welche  zu  der  gültijsen  Erlassung 
des  fraglichen  Gesetzes  selbst  nolhwendig  waren.  Wo  also  zu  der  Gesetz- 
gebung die  Mitwirkung  der  Landstände  in  einem  gewissen  Staate  nothwen- 
dig  ist,  kann  auch  nur  unter  ihrer  Mitwirkung  eine  rechtsgültige  authen- 
tische Interpretation  gegeben  werden. 
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derselben  aufgehoben,  welche  schon  nach  dem  älteren  Rechte  be- 
standen 2);  wohl  aber  fallen  mit  der  Aufliebung  eines  Prinzipes 
von  selbst  (impUcite)  alle  logischen  Consequenzen  desselben 
hinweg. 

§.  430. 
2)    Begriff  von  Gesetz. 

I.  Gesetz  im  staatsrechtlichen  Sinne  ijt  eine  mit  der  Sank- 
tion des  Souverains  versehene,  in  dessen  Namen  allgemein 
publizirte  und  zur  allgemeinen  Beobachtung  verpfli  ch- 
tende  Vorschrift,  wodurch  allgemeine  Grundsätze  aufgestellt 
werden.  II.  Wo,  wie  regelmässig  in  den  deutschen  Staaten,  eine 
landständische  Verfassung  besteht,  gehört  zur  Begriffsbestimmung 
des  Gesetzes  auch  noch  die  vorgängige  Berathung  und  Zustimmung 
der  Landstände,  nach  einigen  Verfassungsurkunden  auch  noch 
überdies  ausdrückliche  Erwähnung  derselben  in  der  Publikations- 
formel '). 

§.  431. 
3)   Un Statthaftigkeit  von  Gesetzen  mit  rückwirkender 

Kraft. 

1.  Obschon  die  deutschen  Verfassungsurkundeu  fast  sämmtlich 
darüber  schweigen,  so  wird  es  doch  als  ein  allgemein  gültiger, 
schon  längst  durch  das  gemeine  Recht  eingeführter  Grundsatz  er- 
achtet, dass  kein  Gesetz  rückwirkende  Kraft  haben  kann  ').  li.  An 
sich  betrachtet  ist  ein  rückwirkendes  Gesetz  ein  Widerspruch 
in  sich  selbst,  und  kann  es  daher  auch  keine  solchen  Gesetze 
geben.  III.  Was  man  im  gemeinen  Leben  und  auch  in  neueren 
Gesetzgebungen  so  nennt,  sind  nichts  anderes  als  Gesetze,  welche 
die  gegenwärtig  noch  fortdauernden  Rechtswirkungen  eines 
vor  ihrer  Erlassung  errichteten  Rechtsgeschäftes,  oder  einer  früher 
begangenen   Handlung  bestimmen,    d.   h.    im   Vergleiche   zu   dem 


2)  Jede  Ausnahme  von  einer  Regel  ist  nämlich  nichts  anderes,  als  selbst 
eine  ein  Jus  singulare  staluirende  Regel. 

')  Siehe  oben  §.  373.  390.  391.  und  über  sog.  provisorische  Gesetze 
insbesondere  §.  394. 

')  Ausdrücklich  erklärt  nur  S.  Alten  bürg,  V.-U.  1831.  §.  47.  „Kei- 
nem neuen  Gesetze  darf  eine  rückwirkende  Kraft  beigelegt  werden." 
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älteren  Rechte  aufheben,  modifiziren  oder  abschaffen  2).  IV.  Hier- 
aus ergibt  sich  von  selbst,  dass  Rechtsgeschäfte,  welche  vor  der 
Erlassung  eines  neuen  Gesetzes  ihre  volle  Rechtswirkung  unter 
den  Partheien  bereits  geäussert  haben  (negotia  consummata)  d.  h. 
solche  Geschäfte,  welche  bereits  durch  Zahlung  oder  Leistung, 
oder  was  sonst  denselben  juristisch  gleich  steht,  wie  ein  geleisteter 
Eid,  oder  ein  rechtskräftiges  Urtheil,  von  einer  neuen  Gesetzgebung 
nicht  mehr  berührt  werden  können ,  oder  nach  dem  bisherigen 
Sprachgebrauche,  dass  auf  sie  kein  Gesetz  rückwirken  kann,  weil 
sie  in  rechtlicher  Beziehung  gar  nicht  mehr  vorhanden  sind. 

§.  432. 
4)    Von  den  Grenzen  der  gesetzgebenden  Gewalt*). 

I.  Die  Grenzen  der  gesetzgebenden  Gewalt  sind  im  Allge- 
meinen durch  den  Staatszweck  und  die  Natur  der  Ge- 
genstände bestimmt,  und  also  dieselben,  wie  die  der  Staats- 
gewalt überhaupt').  II.  Im  Einzelnen  und  Besonderen 
können  der  Staatsgewalt  auch  positive  Grenzen  theils  durch 
Staatsverträge  mit  anderen  Staaten'-),  einschlüssig  der  Bundes- 


2)  L.  7.  Cod.  de  legib.  et  coustit.  princ.  (1,  14.)  „L,eges  et  conslilutio- 
nes  futuris  cerluin  est  dare  rormam  negotiis ,  non  ad  facta  praete- 
rita  revocari:  nisi  nominatim  et  de  praeterito  tempore  et  adbuc  pen- 
dentibus  negotiis  cautum  sit." 

*)  K.  VolJgraff,  die  historisch  staatsrechtlichen  Grenzen  moderner  Ge- 
setzgebungen, Marburg,  )S30.  —  Einiges  über  den  Missbrauch  der  ge- 
setzgebenden Gewalt,  bei  Gelegenheit  gewisser  Ergebnisse  der  jüngsten 
Ständeversamml.  im  Grossh.  Baden.  Frkft.  a.  M.  1S32.  —  W.  v.  Hum- 
boldt, Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates 
zu  bestimmen.  Breslau,  1851. 

>)  Siehe  oben  §.  53.  —  Es  gibt  Gegenstände  und  Verhältnisse,  welche 
an  sich  gesetz  u  u  füh  ig  sind,  wie  z.  B.  alles,  was  nur  die  Moralität  der 
Gesinnung,  sul)jektive  religiöse,  politische  und  wissenschaftliche  üeberzeu- 
gungen  anbelriift. 

2)  Dem  Uuterthan,  welcher  sich  auf  einen  Staatsvertrag  beruft,  der  Sti- 
pulationen zu  seinen  Gunsten  enthält,  kann  von  der  Slaatsregierung  nicht 
der  (ohnehin  nur  mit  Einscbninkung  gültige)  Rechtssatz  entgegengehalten 
werden,  dass  man  aus  Verträgen  dritter  Personen  für  sich  keine  Rechte  ab- 
leiten könne,  weil  ein  jeder  Staatsvertrag,  so  wie  er  von  der  Slaatsregie- 
rung verkündiget  wird,  für  den  ünterthan  den  Charakter  eines  Gesetzes, 
und  nach   Umständen  eines  Privilegs,  annimmt.  —    Ausdrücklich  erkennet 
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gnindgeselze 3),  tlieils  duicli  die  Landesverfassung*),  theils  durch 
die  Eingehung  einer  hesonderen  vertragsmässigen  Verpflich- 
tung gegen  hestimnite  einzelne  Personen''),  oder  durch 
Privilegien  und  andere  gioicliziiachlemk' besond  e  re  Rechts- 
litel  gesetzt  sein,  wehhe  Fälle  man  von  jeher  unter  der  Be- 
zeichnung „wohlerworbene  Rechte"  zu  begreifen  pflegte'"'). 
III.  S(»vveit  die  geselzgehende  Gewalt  des  Staates  durch  Staals- 
vertriige  mit  anderen  Staaten  oder  durch  die  Bundes- 
gr  un  dgesc  Ize  positiv  beschränkt  ist,  kann  selbst  durch  die 
Zuslimuiung  der  Landslände  zu  einem  Akte  der  Staatsregierung, 
wodurch  dieselbe  sieb  über  diese  Beschränkung  hinwegzusetzen 
unternimmt,  den  ßetbeiligten  ihr  Recht  ohne  deren  freiwillige  Zu- 
stimmung nicht  entzogen  und  geschmälert  werden,  da  eine  Staats- 
regierung mitsammt  ihren  Landständen  nie  mehr  Recht  haben 
kanu,  als  eine  rein  autokratische  Regierung  haben  wurde').  IV.  Ob 
aber  die  Betheiligten  einen  Weg,  oder  welchen  sie  haben,  um  sich 
der  Beeinträchtigung  durch  die  Landesgesetzgebung  zu  erwehren, 
hängt  theils  von  der  Natur  des  Gegenstandes,  theils  von  der  Lan- 


S.  AI  te  D  bui-g,  V.-ü.  1831.  §.  74.  an,  dass  die  L  andes  gas  e  tzgeb  ung 
keine  Abgabenbefreiung  aufheben  könne  ,  die  auf  einem  Slaatsver- 
trage  beruht.  Dasselbe  Ihut  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §  55.  hinsicht- 
lich der  „auf  Verträ  gen  oder  besonderen  Umständen"  beruhenden 
privilegirlen  Gerichlsslände.   —  Siehe  auch  noch   oben  §.  395 — 397. 

3J  Dahin  gehören  z.  B.  auch  die  Gesetze  des  deutschen  Bundes  in  Bezug 
auf  die  den  Standesherren  u.  s.  w.  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  einzu- 
räumenden Rechte.; 

-*)  So  z.  B.  die  Zusagen  ,  welche  die  Landesvi-rfassungen  über  die  Un- 
entziehbarkeit  des  Vermögens  der  Gemeinden,  der  Kirchen  und  milden  Stif- 
tungen ,  und  über  die  Unverlelzlichkeit  der  Rechte  der  Slaalsgläubiger  zu 
enthalten  pflegen. 

5)  Hierher  gehören  z.  B.  die  besonderen  Zusagen,  welche  einem  in  den 
Staatsdienst  berufenen  Ausländer  hinsichtlich  der  Pensionsverhältnisse  ge- 
macht werden  u.   dergl. 

6_)  Vergl.  Gönner,  deut.  Staatsr.  §.   167. 

■'J  Schon  zur  Reichszeit  wurde  dieser  Grundsatz  unbestritten  anerkannt. 
Gönner,  Staatsr.  §.  167.  „Schon  das  rationelle  Staatsrecht  würde  die 
Kraft  der  Stimmenmehrheit  bei  allen  Gegeoständen  ausschliessen,  weiche  der 
Willkühr  der  obersten  Gewalt  nicht  unterworfen  sind,  wohin  wohl- 
erworbene Rechte  gehören,  über  die  zum  Schaden  eines  Individuums 
keine  Majorität  verfügen  kann." 

Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  II.  38 
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desverfassimg  ab.  Hiernach  kann  unter  Umständen  ein  Recht  zur 
Beschwerdeführung  bei  der  Bundesversammlung'*),  oder  auch  ein 
Klagerecht  vor  den  Lan  desgerich  ten  begründet  sein^). 

§.  433. 
5)    Entziehung  des  Privateigenthumes  und  anderer  wohl- 
erworbener Rechte  durch  die  Staatsgewalt. 

I.  Alle  deutschen  Verfassungsurkunden  erkennen  als  Grundsatz 
die  Un  verletzlichkei  t  d.  h.  Sicherheit  des  Pri  va  teigen- 
thumes  gegen  willkührliche  Entziehung  durch  die  Staatsgewalt 
an  ').  II.  Nicht  minder  ist  aber  auch  in  allen  deutschen  Ver- 
fassungsurkunden anerkannt,  dass  die  Abtretung  von  P  r  i  v  a  t  - 
eigenthum -)  und  das  Aufgeben  aller  anderen  wohler- 
worbenen   Rechte    und    Gerechtigkei  ten  ^j,    sowie  auch 


8j  So  z.  B,  für  alle  Personen,  welchen  die  Laildesgrundgesetze  besondere 
Rechte  znsichern  ,  wegen  Verletzung  dieser  Rechte  durch  die  Landesgeselz- 
gebung;  siehe  oben  §.  147.  321;  oder  auch,  wenn  eine  Landesgesetzgebung 
die  Gerichte  driUer  Instanz  abschatfen  wollte;  siehe  oben  §.  156.  Neuer- 
dings sind  diese  Grundsätze  anerkannt  worden  durch  den  B.  B.  v.  25.  Okt. 
1855  ,  die  Reklamationen  der  würtemberg.  Standesherren  betr.  Sitz.  XXVI. 
Protokoll  §.  291. 

!•)  Siehe  unten  §.  434.  Note   lü;  §.  451   und  452. 

<)  Vergl  über  die  gleichlautende  Bestimmung  der  Grundrechte  oben 
g  295.  —  Als  Vorbild  diente  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  überhaupt 
die  Bestimmung  in  der  französischen  Charte  v.  4.  Juni  1SI4.  art.  10. 
und  11.  (Charte  constit.  vom  14.  Aug.  1830.  art.  8.  u.  9 :  „Toutes  les 
proprietes  sont  inviolables...  l'elat  peut  exiger  le  sacrifice  d'une 
pronriete  pour  cause  d'interet  public  legale ment  constate,  inais  avec 
une  idemnite  prealable." 

2)  Nur  das  Privateigenthum  nennen:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV. 
§.  S.  (siehe  Note  7).  —  Baden,  V.U.  1818.  §.  14.  a  linea  4.  —  Grossb. 
Hessen,  V.-U.  1820.  §.27.  —  Seh  warzburg- Son  d  ershansen,  V.-U. 
1849.  §.  38.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  9;  ebenso  Anhalt-Bern- 
burg, Oldenburg,  S.  Coburg-Gotha,  Waldeck.  —  „Grund- 
stücke": S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  10.  —  „  Grün  deig  eo  th  um  ": 
Reuss,  j.  L.,  V.U.  1852.  §.  24. 

3)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  30.  „Privateigenthum  und 
andere  Rechte.«  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  31.  „Eigenthum 
oder  sonstige  Rechte  und  Gerechtigkeiten."  —  Ebenso:  Hanno- 
ver, V.-U.  1840.  §.  35.  —  Aehnlich:  Kurbessen,  V.-U.  1852.  §.22.  — 
Braunschweig,    n.   L.   0.    \b'i2.  §.   33.     „Privateigenthum    und  Privat- 
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sogar  von  Privilegien  selbst^;,  soferne  hinsichtlich  derselben 
nicht  ein  besonderer  Ausnahmegnind,  wie  z.B.  in  den  Bunde  s- 
g  run  (Igesetzen  und  anderen  S  taa  ts  vertragen  ,  besteht^), 
von  der  Staalsregierung  zu  Staats-  und  anderen  öffentlichen 
Zwecken  verlangt  werden  kann'').  III.  Schon  die  Verfassungs- 
urkunden vor  dem  Jahre  1848  suchten  meistens  eine  Bürgschaft 
gegen  w  i  11  kü  h  r  I  i  che  Entzieliung  des  Privaleigenthumes,  oder 
Zwang  zur  .\l>lretung  von  anderen  Gerechtsiimen,  dadurch  zu  gehen, 
dass  sie  eine  vorgSngige  Entscheidung  des  versammelten 
S  l  a  a  t  s  r  a  l  h  e  s,  oder  S  t  a  a  t  s  ni  i  n  i  s  l  e  r  i  u  m  s,  oder  Geheimen- 
rathcs,  über  die  N  o  th  we  n  d  igk  e  i  l  dieser  Maassregel  vor- 
schrieben "),  wenn  sie  gleich  im  Uebrigen  regelmässig  nicht  unler- 


ge  r  ecli  tsani  e."     Heber   „andere    Sachen"   enthält  eine    besondere  Be- 
slininiung :   S.   Meiningen,  V.-U.    1829.  §.   17. 

*)  Ausdrücklich  sagte  schon  Preussen,  allg.  Landr.  1794.  Ein!.  §.  70: 
„Privilegien,  auch  solche,  die  durch  einen  lästigen  Vertrag  erworben 
wurden,  Icann  der  Staat,  jedoch  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  gemeinen 
Wohles,  und  nur  gegen  hinlängliche  Entschädigung  des  Privilegirteu  wie- 
der aufheben." 

5)  Siehe  oben  §.   432    Note  2.  und  3. 

6)  Siehe  Bayern,  V.-U.  ISIS  Tit.  IV.  §.  S.  a  linea  4.  —  Baden, 
V.-U.  ISIS.  §.  14  a  linea  4.  —  Würteniberg,  V.-U.  1S19.  §.  30.  §.95.  — 
Grossh  Hessen.  V.-U.  1S20.  §.  27.  —  S.  Meiniugen,  V.-U.  1S29. 
§.  16,  17.  —  K.Sachsen,  V  -ü.  1831.  §.  31.  —  S.  Altenburg,  V.-U. 
1S31.  §.  54.  55.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  33.  —  Han- 
nover, V.-U.  1S40.  §.  35.  —  Seh  warz  bu  rg- S  on  d  ers  h  a  u  s  e  n,  V.-U. 
1849.  §.  3S.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  9.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-U.  1850.  §.4l.—  Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.  22.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1S52.  art.  6o.  —  S.  C  ob urg- Go  tba,  V.-U.  1S52.  §.  49.  — 
Reuss,  j.  L.,   V.-U.   1852.  §.  24.  —  Wal  deck",  V.-U.   1S52.  §.   34. 

■)  Bayern,  V.-U.  181S.  Tit.  IV.  §.  S.  a  linea  4.  „Niemand  darf  ge- 
zwungen werden,  sein  Privateigenthum ,  selbst  für  öffentliche  Zwecke,  abzu- 
treten, als  nach  einer  förmlichen  Entscheidung  des  versammelten  Staats- 
ralhes  und  nach  vorgängiger  Entschädigung."  —  Ebenso:  Baden, 
V.-U.  ISIS.  §.14.  a  linea  4.  (nur  mit  Hinweglassung  des  Wortes  „selbst"). 
Aebnlich:  Würtemberg,  V.-U  1819.  §.30.  „...für  allgemeine  Staats- 
und Ko  rporatio  nszwecke  "  . .  .  „nachdem  der  Geheimerath  über  die 
Noth  we  n  d  i  gk  e  i  t  entschieden  hat."  —  Aehnlich  :  S.  Meiningen,  V.-U. 
IS29.  §.  16.  -  S.  Allenburg,  V.-U.  IS3I.  §.  54.  —  K.  Sachsen, 
V.-U.  1S31.  §.  31  „Niemand  kann  gezwungen  werden,  sein  Eigenthum 
oder  sonstige  Rechte  und  Gerechtigkeiten  zu  S  la  a  t  sz  w  e  c  ke  n  abzutreten, 
als  in  den  gesetzlicii  hestinimlen,    oder    durch  dringende  Nothwen- 

3S* 
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schieden,  ob  die  Eulziehung  durch  Gesetz  oder  auf  dem  Ver- 
ordnungswege geschehe,  und  Letzteres  nicht  nur  zuliessen, 
sondern  unveriiennbar  sogar  als  das  Regelmassige  voraussetzten^). 
IV.  Die  Verfassungsurkundeu  seit  dem  Jahre  1848  schreiben  da- 
gegen allgemein  vor,  dass  eine  derartige  Enteignung,  abgesehen 
von  den  Rücksichten  auf  das  öffentliche  Wohl,  n  ur  auf  den  Grund 
eines  Gesetzes  geschehen  dürfe '^).  V.  Solche  gesetzliche 
Bestimmungen,  wodurch  im  Allgemeinen  ausgesprochen  ist,  dass 
zu  öffentlichen  Zwecken,  oder  bei  gemeiner  Gefahr,  oder  in  Noth- 
ständeu  das  Eigenthiun  abgetreten  werden  muss,  oder  auf  Anoid- 


digkeit  gel)olenen  ,  von  der  obersten  Staatsbehörde  zu  bestimmeDden  Fäl- 
len" etc.  —  Aehnlich :  Hannover,  V.-U.  Iü40.  §.  35.  „zu  Staats-  oder 
anderen  öffentlichen  Zwecken." 

8)  Siehe  die  in  Note  7.  angcf.  Gesetze.  —  Braunschweig,  n.  L.-O. 
1832.  §.  33.  „...auf  Verf  ügun  g  der  conipelenten  Verwaltungsbehör- 
den." —  Nur  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.  27.  bestimmte  schon  all- 
gemein: „Has  Eigenlhum  kann  für  öffentliche  Zwecke  nur  gegen  vorgängige 
Entschädigung,  nach  dem  Gesetze,  in  Anspruch  genommen  werden."  — 
S.  Meiningen,  V.-U.  1S29.  §.  17  fordert  nur  für  einen  gewissen  Fall  ein 
Gesetz:  „Andere  Sachen  (als  Grundstücke)  können  durch  besondere 
Gesetze  dem  gemeinen  Besitze  undVerkehre  entzogen  werden, 
und  es  ist  dann  ein  Jeder  verbunden,  die  vorher  besessenen  gegen  Ent- 
schädigung, die  nachher  in  seine  Hände  kommenden,  ohne  solche  abzu- 
liefern." —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  55.  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  „Gegenstände  des  Privateigen- 
Ihums,  deren  Besitz,  Anwendung  oder  ungehinderter  Vertrieb  dem  Staate 
Nachtheil  bringen  könnte,  entweder  ganz  oder  für  einige  Zeit  durch  poli- 
zeiliche Verordnungen  dem  gemeinen  Besitze  und  Verkehre"  entzogen 
werden  dürfen.  —  Hannover,  V.-U,  1840.  §.  35.  „...dass  ein  Gesetz 
die  Abtretung  vorschreibt,  oder  eine  dringende  Noth  wendi  gke  i  t  sie 
gebietet." 

'•>)  S  ch  warzbu  rg- So  ndershau  se  n  ,  V.-U.  1S49.  §.  38.  „Das  Eigen- 
lhum ist  un  ve  i'let  z  1  ich.  Eine  Enteignung  kann  nur  aus  Rücksichten  de.s 
gemeinen  Besten,  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes  und  gegen  gerechte 
Entschädigung  vorgenommen  werden." —  üebereinstimmen :  Anhalt- Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.41.  —  S,  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  49.  — 
Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  34.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  arf.  HO. 
§.  1.  uud  2,  jedoch  mit  dem  Beisatze,  §.  3.  „An  dem  bestehenden  Deich- 
und  Siel  rechte  soll  dieser  Artikel  nichts  ändern."  —  Aehnlich:  Preus- 
sen,  V.-ü.  1850.  §.  9.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  22.  „...nur  in 
den  durch  die  Gesetze  bestimmten  Fällen  und  Formen."  —  Reuss,  j.L., 
V.-U    1S52.  §    24.  „nach  iMaassgabe  des  Gesetzes." 
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nung  der  Behörden  zei'slört  wrrdeii  darf,  Ijcstandeii  in  den  meislen 
Staciten  schon  längst  in  deren  Civilgesetzgebungen  '").  VI.  In 
der  neueren  Zeil,  wo  die  Ahtielnngcn  von  Eigenthnni  zu  ölTent- 
lielien  Zwecken  wegen  der  Anl;ige  umfassender  Anstalten,  wie  z.  B- 
Eisenbahnen  u.  dergl. ,  häufiger  nolhwendig  wurden,  hat  man  in 
den  meisten  Staaten  besondere  Gesetze  über  Zwangsabtretnngen, 
sog.  Expropriationsgesetze,  meistens  in  Bezug  auf  die  Abtretung 
von  Grundeigenlbum ''),  mitunter  aucli  über  die  Abtretung  oder 
sog.  Ablösung  von  Gerechtsamen,  wie  Zehnten,  Jagd,  Fischerei 
u.  dergl.'-),  oder  auch  über  die  zwangsweise  Abtretung  von  be- 
weglichem Eigenlhume,  z.  B.  zur  Remontirung  der  Militärpferde, 
gemacht  '^). 

§.  434. 
6)  Entscliädiguiijsspfliclit  des  Staates  wegen  der  Ent- 
ziehung von  EigentLum  und  anderen  wohlerworbenen 
Rechten. 

I.  Da  es  zu  den  besonderen  Obliegenheiten  der  Staatsgewalt 
gehört,  die  Unverletzlichkeit  und  Sicherheit  des  Privateigenthumes 
und  anderer  wohlerworbenen  Rechte  zu  schützen  und  aufrecht  zu 
erhalten  '),  so  muss  der  Staat  schon  aus  allgemeinen  Rechtsgründen 
für  verpflichtet  gehalten  werden,  den  Betheiligten  eine  gerechte 
und  billige  d.h.  vollständige  Entschädigung  zu  leisten, 
wenn  er  die  Abtretung  von  Privateigenthum ,   oder  das  Opfer  an- 

'«)  Vergl.  z.  B.  Preussen,  allg.  Ldr.  1794.  Einl.  §.70.  74.  —  Code 
Napoleon  v.  1S(I4.  und  badisches  Landrecht,  1809.  art.  545.  und 
545.  a. 

")  Vielfach  als  Vorbild  diente  das  franz.  Gesetz  v.  7.  Juli  1S33.  — 
Vi-rgl.  Baden,  Ges.  über  Zwangsabtrelung  v.  2S.  Aug.  1S35.  Reg.-Bl. 
S.  271;  insbesondere  für  Eisenbahnen,  Ges.  vom  29.  März  iS3S.  Reg.-Bl. 
S.  209.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  Expropriationsgesetz  v. 
3.  .April   1S44  n.   s.  w. 

'*)  Besonders  häußg  entstauden  solche  Gesetze  in  den  deutschen  Staaten 
in  den  Jahren  1848  und  1849. 

13J  Vergl.  z  B.  Baden,  Ges.  vom  29.  März  1S52.  Reg.-Bl.  Nr.  XV. 
S.   114. 

J)  Siehe  oben  §.  290.  —  Schon  das  allgem.  preuss.  Landrecht  von 
1794  sagt.  Einl.  §.  76:  „Jeder  Eiuwohuer  des  Staates  ist  den  Schutz  des- 
selben fiir  seine  Person  und  sein  Vermögen  zu  fordern  berechtigt." 
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derer  sog.  wohlerworbener  d,  h.  auf  besonderen  Rechtstiteln 
beruhender  Rechte,  Gerechtsame  oder  Privilegien  u.  dergl.  für 
öffentliche  Zwecke  verlangt.  II.  Dies  ist  auch  von  jeher  in  Deutsch- 
land ,  längst  vor  der  Entstehung  der  gegenwärtig  geltenden  Ver- 
fassungsurkunden, in  Theorie  und  Praxis^),  sowie  auch  in  den 
Landesgesetzgebungen  anerkannt  worden  ^j,  und  wird  auch  in 
sämmtlichen  Verfassungsurkunden,  welche  das  Recht  des  Staates, 
Zwangsabtretungen  anzuordnen ,  erwähnen ,  übereinstimmend  an- 
erkannt^). III.  Die  meisten  Verfassungsurkunden  schreiben  vor,  dass 
die  Zwangsabtretung  nur  gegen  vor  gängige  Entschädigung  ge- 
fordert werden  dürfe''),  oder  doch  sofort  die  Entschädigung  er- 
niitlelt  und  geleistet  werden  solle '^).  Nachträgliche  Entschä- 
digung ist  mehrfach  ausdrücklich  nur  in  Nothfällen  als  zulässig 
erklärt  worden');  auch  kann  selbstverständlich  eine  von  der  com- 


2)  Vergl.  S  trüben,  rechtl,  Bed.  Bd.  II.  Nr.  80.  —  Müll  er  ad  Ley- 
ser,  Obs.  43.  —  Hommel,  Rhapsod.  Obs.  469.  —  Gersllacher,  Corp. 
jur.  Germ.  Bd.  IV.  cap.  9.  —  Pfeiffer,  prakt.  AasfQhruiigen,  Bd.  I. 
S.  213.  24S.  —  Tbibaut,  Syst.  des  Pand.-R.  §.  42. 

3)  Z.  B.  Preussen,  allg.  Landrecbt,  1794.  §.  74.  „Einzelne  Rechte 
und  Vortheile  der  Mitglieder  des  Staates  müssen  den  Recbten  und  Pflichten 
zur  Beförderung  des  genieiDschafllichen  Wohles,  wenn  zwischen  beiden  ein 
wirklicher  Widerspruch,  Collission,  eintritt,  nachstehen."  (§.  75).  ,, Dage- 
gen ist  der  Staat  denjenigen ,  welcher  seine  besonderen  Rechte  und  Vor- 
theile dem  Wohle  des  gemeinen  Wesens  aufzuopfern  genöthigt  wird,  zu  ent- 
schädigen gehalten."  —  Dasselbe  ist  eben  das.  §.  70.  71.  hinsichtlich  der 
Aufhebung  von  Privilegien  besonders  angeordnet.   (Siehe  §.  4.33.  Note  4). 

'S)  Siehe  die  in  §.  433.  Note  6.  angef.  Verf.-Urkunden,  —  Unter  diesen 
erwähnen  ausdrücklich:  „volle"  Entschädigung:  Wiirtemberg,  V.-U. 
1819.  §.  30.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  33.  —  Hannover, 
V.-U.  1840.  §.  35.  —  Kurhesseu,  V.-U.  1852.  §.  22-  —  ,, Angemes- 
sene" Entschädignng :  Schwarzb urg-Sonders ha  us en,  V.-U.  1849. 
§.   38.  —  S.  Coburg-Gotha,   V.-U.   1852.  §.   49. 

s)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit. IV.  §.  8.  —  Baden,  V.-U.  1818.  §.14.— 
W^nrtemberg,  V.U.  1819.  §.  30.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  27.  —  Braunschweig,  n.  L,  0.  1832,  §.  33.  —  Hannover,  V.-ü. 
1840.  §.  35.  —  Preussen,  V.-ü  1850.  §.  9.  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852.  §.  22.  —  Reuss,  j,  L.,  V.-U.   1852.  §.  24. 

e)  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  16.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
§.  31.  ,,  Entschädigung ,  welche  ohne  Anstand  ermittelt  und  gewährt  wer- 
den soll." 

')  Z.  B.  badisches  Landrecht,  art.545.  a.  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852.    §.  22. 
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|)<'l(>iil('ii  VervvallungsheliOrd»!  liir  iiolliwendig  erkaniile  Abtretung 
nicht  (liMch  «iinen  K ech  t  ss  Irei  l  iilier  die  Grösse  der  Ent- 
scliiidijruiig  aiirgelialtcn  werden'^).  IV.  Die  Grösse  der  Entschä- 
digung ist  nach  dem  wahren  VVerlhe  der  Gegenstände  oder 
Hechle,  welchen  diese  ziu'  Zeit  der  Ahlret  ung  oder  des  zwangs- 
weisen Entsagens  hatten,  zu  leisten''),  und  daher  in  Ermange- 
lung gegenseitiger  Verständigung  vermittelst  Abschätzung  durch 
Sachverständige  zu  crmilleln.  V.  Glaubt  der  Beiheiligte  sich  bei 
dem  von  den  Staatsbehörden  angebotenen  Betrage  der  Entschä- 
digimg nicht  beruhigen  zu  können,  so  sieht  ihm  unbestritten  der 
Bechtsweg  vor  den  Gerichten  ollen,  wenn  die  Zwangs- 
entäusserung  in  Folge  einer  Anordnung  einer  Verwal  tun gs- 
behörde  slaltfindet,  welche  sich  hierbei  nur  auf  ihre  allge- 
meine gesetzliche  ßefugniss  gründet'").  VI.  Ist  aber  über 
Zwangsenläusserungen  vonEigenthum  zu  einem  bestimmten 
Zwecke,  oder  über  die  Aufhebung  einer  gewissen  Klasse  von  Ge- 
rechtsamen ein  spezielles  Gesetz  vorhanden,  so  ist  die  Ent- 
schädigiuigsfrage  nach  diesem  Gesetze  zu  beurlheileu  '^).  VII.  Ge- 
wöhnlich ordnen  diese  Gesetze  ein  besonderes  Abschälzungs- 
verfahren  zur  Ermittelung  des  Werlhes  der  abzutretenden  Grund- 
slücke   ujit  Ausschluss  des  Rechtsweges  an.     VIII.    Hinsichtlich 


«j  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  .31.  a  linea  2.  mit  dem  Beifügen,  dass 
die  von  der  Beliörde  angebotene  Summe  (des  eingeleiteten  Rechtsstreites  iio- 
geachtet)  bei  Bewiriiung  der  Abtretung  sofort  auszuzahlen  ist  —  üeberein- 
stimnil:  Hannover,  V.-U.  lS4ü.  §.  35.  a.  E.  —  Auch  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V. -ü.  1849.  §.  176.  a  linea  2.  will,  dass  durch  die 
Befugniss  der  Betretung  des  Rechtsweges  „  der  freie  Fortgang  des  Rechts- 
weges nicht  gehemmt  werde." 

")  Es  kommen  daher  auch  dabei  die  Lasten  in  Anschlag,  welche  auf  dem 
abzutretenden  Eigenthume  oder  auf  den  aufzugebenden  Gerechtigkeiten  ruhten. 

'")  Ausdrücklich  erkennen  das  Klagerecht  vor  Gericht  in  diesem  Falle 
an:  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  30.  ».Entsteht  ein  Streit  über  die 
Summe  der  Entschädigung ...  so  ist  die  Sache  im  ordentlichen  Rechtswege  zu 
erledigen." —  Uebereinstimmen  :  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  31.  a  llnea2. — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  33.  —  Hannover,  V.-U.  1840. 
§.  35.  —  Schwarzburg  -  Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  176.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.24,  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  48. 

")  Ausdrücklich  erklärt  dies:  Hannover,  V.-U.   1840.  §.35.  a  linea  2. 
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der  Abtretung  anderer  Gerechtsame  an  den  Staat,  oder  deren 
Aufhebung  im  öffentlichen  Interesse  überhaupt,  bestimmen  solche 
Gesetze  dagegen  nicht  selten  ohne  Weiteres  den  Maassstab,  nach 
welchem  die  Entschädigung  geleistet  werden  soll,  oder  sie  erklären 
mitunter  sogar,  dass  für  das  aufgehobene  Recht  keine  Entschä- 
digung geleistet  werde  i-),  worin  unter  Umständen  eine  grosse 
Unbilligkeit  und  Härte  gegen  die  Betheiligten  liegen  kann  '3). 
IX.  Hat  ein  Gesetz  die  Grösse  oder  dm  Maassstab  einer  zu  lei- 
stenden Entschädigung  bestimmt,  so  kann  der  Natur  der  Sache 
nach  keine  andere  als  die  im  Gesetze  bestimmte  Entschädigung 
gefordert  werden  *^).  Daraus  allein  aber,  dass  ein  Gesetz  die  Auf- 
hebung bisher  bestandener  Gerechtsame  als  fernerhin  mit  dem  öffent- 
lichen Wohle  unverträglich  anordnet,  ohne  zugleich  die  Entschädi- 
gung zu  bestimmen  oder  ausdrücklich  vorzubehalten,  ist  keines- 
wegs ein  stillschweigender  Ausschluss  der  Entschädigungsansprüche 
abzuleiten,  sondern  es  ist  vielmehr  über  diese  in  solchem  Falle, 
soferne  nicht  noch  ein  ergänzendes  Gesetz  bezüglich  der  Ent- 
schädigung nachfolgt,  ebenso  zu  verhandeln,  wie  bei  der  Zwangs- 
ablretung  von  Privateigenthum  in  Folge  der  Anordnungen  von 
Verwaltungsbehörden  *^).  X.  Wenn  eine  Staafsregierung  einer  Per- 
son für  sich  oder  auch  für  ihre  Nachkommen  oder  für  ihre  Güter 


'2)  Vergl,  oben  §.  295.  —  Rechtfertigen  lässt  sich  eine  solche  Ab- 
sprechung aller  Entschädigung  aber  nur  in  soweit,  als  das  aufzugebende 
Recht  auf  einer  Immoralität  beruht,  wie  z.  B.   die  Leibeigenschaft. 

")  Vergl.  oben  §.  321.  —  Sehr  benierkenswerlh  ist,  dass  durcbgehends 
alle  Expropriationsgesetze  mit  grosser  Liberalität  und  Humanität  die  Grund- 
sätze für  Ermittelung  der  Entschädigungen  für  Zwangsabtretungen  von 
Grundeigenthum  feststellen,  dagegen  für  das  Aufgeben  von  Gerecht- 
samen und  Privilegien  meistens  ganz  unverhältnissmässig  geringe  Ent- 
schädigungen gewähren. 

'*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Br  aun  schw  ei  g,  n.  L.  0.  1S32.  §.  197. 
a  linea  2. 

15)  Vergl.  Hannover,  V.  -  U.  1S40.  §.  35.  „Bestehet  dagegen  über 
die  Abtretung  kein  ausreichendes  Gesetz"  etc.  —  Schon  Preussen, 
allg.  Landrecht  1794,  welches  überhaupt  nicht  unterscheidet,  ob  eine 
Aufhebung  von  Privilegien  oder  anderen  Rechten  durch  Gesetz  oder  die 
Anordnung  einer  Behörde  geschieht  (Einleit.  §.  70.  74.  75.  siehe  oben 
§.  433.  Note  4.  und  hier  oben  Note  3.)  sagt  eben  das.  aasdrücklich  §.  71. 
„Die  Entschädigung  selbst  kann  nicht  anders  als  durch  Verl  ra  g  oder  rech  t- 
liches  Erkenntniss  festgesetzt  werden." 
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durch  einen  (gleichviel  oh  onerosen  oder  lukrativen)  Vertrag 
oder  durch  einseitige  Verleihung  nicht  ein  durchaus  Singu- 
lar es  Recht,  sondern  nur  jene  V^orzilge  und  IJegünsliguugen  ein- 
geräumt hat,  welche  eine  gewisse  Klasse  von  Personen  oder 
Gütern  hereits  auszeichnen,  wie  z.  B.  wenn  Jemand  für  sich  und 
seine  Familie  in  den  Adelstand  erhoben  oder  ein  Gut  als  Rittee- 
gut erklärt  wird,  so  theilt  eine  solche  Person,  wenn  später  durch 
die  Gesetzgebung  derartige  Vorrechte  aufgehoben  vverd(U,  das 
Schicksal  der  Klasse,  welcher  nunmehr  sie  und  ihre  Gülrr  ange- 
hören, und  kann  selbst  im  Falle  einer  onerosen  Erwerhutg  jener 
V'orrechte  keine  besondere  Entschädigung  oder  Rückerstattung  der 
gezahlten  Summen  verlangen,  wenn  der  gesammten  Klasse 
keine  Entschädigung  für  die  aufgehobenen  Vorrechte  gewährt  wird. 
XI.  Hat  dagegen  die  Slaatsregierung  einzelnen  Personen  oder 
einer  gewissen  Klasse  gegen  Zahlung  einer  gewissen  Summe  die 
Rechte  einer  anderen  Klasse  eingeräumt,  wie  z.  B.  Schutzbürgern 
oder  Israeliten  die  vollen  staatsbürgerlichen  Rechte,  und  würde 
sodann  ein  Gesetz  oder  eine  Verordnung  solchen  Personen  die 
Gleichberechtigung  mit  dieser  Klasse  nachher  wieder  ent- 
ziehen, so  muss  denselben  jedenfalls  das  Recht  zuerkannt  werden, 
die  für  die  als  dauernd  verheissene  Gleichstellung  bezahlten 
Summen  zurückzufordern  '^')- 

§.  435. 

7)    Von  der  Verpflichtung  des  Staatsherrschers  ans 

seinen  eigenen  Gesetzen*). 

1,  Der  Souverain  kann  als  Inhalier  der  gesetzgebenden  Gewalt 
nicht  nur  für  die  ünterthanen,  sondern  auch  für  sich  selbst  (als 
Autonom)  verbindliche  Gesetze  erlassen,  und  Letzteres  sind  sie 
unbezwcifelt   dann,    wenn   er   sie  ausdrücklich    als  solche  erklärt 


""')  In  diesem  Falle  kann  die  Anwendung'  der  civilrechtlichen  Grundsätze 
bezüglich  der  Auflösung  der  ungenannten  Realcontracle  wegen  Nichterfüllung 
\on  Seite  der  einen  Contrahenten  (condictio  causa  data  non  secuta)  keinem 
Bedenken  erliegen. 

*)  Schnaubert,  üiss.  de  principe  legibus  suis  obligato.  Jena  1753", 
deutsch  mit  Annierkg.  von  Hagemeister,  Rost.  u.  Leipz.  1795.  —  Vergl. 
Lelst,  Staatsr.  2.   Aufl.  §.   110.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  291. 
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hat  *)•  "•  Solche  Gesetze  können  sich  sowohl  auf  pohtische,  wie 
auf  andere  Rechtsverhältnisse  heziehen.  Insbesondere  kann  man 
von  einem  jeden  mit  den  Landständen  errichteten  Gesetze  sagen, 
dass  es  in  gewisser  Beziehung  für  den  Staatsherrscher  verbindlich 
ist,  nämlich  insoweit,  als  es  regelmässig  von  dem  Souverain  nicht 
mehr  einseitig  aufgehoben  werden  kann-).  111.  Was  sodann 
die  materielle  Anwendbarkeit  der  zunächst  nur  für  die  Untertbanen 
publizirten  Gesetze  auf  den  Souverain  anbelangt,  welchen  er  sich 
nicbt  selbst  ausdrücklich  unterworfen  hat,  so  fällt  jedenfalls  die 
Anwendbarkeit  der  eigentlichen  Strafgesetze  wegen  der  hier 
unmöglichen  Trennung  der  Privatperson  von  der  Person  des  Sou- 
verains  hinweg  ^).  IV.  Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  jener  Ge- 
setze ,  welche  ihrem  Zwecke  nach  nur  allein  für  die  Unterlhanen 
bestimmt  sind,  wie  die  Pol  i  zeigesetze.  V.  Auch  können  die 
Bestimmungen  der  Landesgesetze  keine  Anwendung  auf  den 
Souverain  hinsichtlich  des  Familien-  und  Erbrechtes  im 
Verhältnisse  zu  seinen  Familien  gliedern  finden,  sofcrne  sie 
nicht  besonders  als  maassgebend  erklärt  sind  "*).  VI.  Endlich  kann 
man  den  Souverain  bei  Rechtsgeschäften  nicht  an  die  Formen 
für  gebunden  erachten,  welche  nur  in  der  Errichtung  der 
Urkunden  unter  öffentlicher  Autorität,  oder  in  der  Insinuation 
eines  Geschäftes ,  wie  z.  B.  gewisser  Schenkungen  bei  einer  Be- 
hörde bestehen  (da  der  Souverain  selbst  die  oberste  öffentliche 
Autorität  ist),  oder  soweit  er  auch  Untertbanen  von  der  Beobach- 
tung der  Formen  dispensiren  könnte,  indem  in  solchem  Falle  an- 
genommen werden  muss,  dass  sich  der  Souverain  eine  solche 
Dispensation    selbst   ertheilt  hat  ^).     VII.    In    den    übrigen  privat- 


')  Sehr  schön  spricht  sich  übor  die  Notbwendigkeit  und  hohe  Bedeutung; 
der  Anerkennung  verbindlicher  Normeu  vou  Seile  des  Herrschers  aus:  L.  4. 
Cod.  de  Legg.  (1,  14)  (Jnipp.  Theodosiiis  et  Valens.)  „Digna  vox  est  nia- 
jestale  Regnaotis,  legibus  assignatum  se  Principem  confiteri:  adeo  de  au- 
toritate  juris  noslra  pendel  autoritas.  Et  revera  majns  iniperio 
est,  submitlere  legibus  principatiim.  Et  oraculo  praesentis  Edifti,  quod  no- 
bis  Heere  nou  patiniur,  intlicamus."  (Inipp.   Theodosius  et  Valens). 

2)  Vergl    §    :W(i.  430. 

3)  Siehe  oben  §.   26".  IV. 

^)  Vergl.  oben  §.  214.   und  folg. 

5)  Vergl.  L.  34.  Cod.  de  donal  (8.  54).  -  L.  14.  Dig.  de  nianuniis- 
sionibus  (40.    1).    —    HinsichlliLh   der  Förmlichkeiten   eines   landesherrl.  Te- 
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rechtlichen  Beziehungen  aber,  wo  die  Person  des  Privaluiannes 
von  der  des  Suuverains  vollständig^  unlerscliieden  werden  kann, 
wie  z.  B.  namentlich  da,  wo  der  Ftegent  mit  den  Unteithanen 
Privatgeschälte,  wie  Darlebnsverlräge,  Käufe  u.  dergl.  niachl,  oder 
ans  Geschäften  derselben,  wie  lelztwilligen  V'erfilgnngen,  erwerben 
will^),  oder  als  Besitzer  von  Privalgütern  in  Betracht  kommt,  oder 
die  durch  Eintragung  in  ein  Hypolhekenbuch  bedingte  Existenz 
und  Wirksamkeit  einer  Hypothek  in  Frage  steht,  kann  die  An- 
wendbarkeit der  gewohnlichen  bürgerlichen  Landesgeset /gebung 
nicht  bezweifelt  werden.  Vlil.  In  diesen  Sachen  ist  anch  der 
Souverain,  insoferne  er  in  Rechtsslreitigkeiten  mit  Privatper- 
sonen verwickelt  wird,  seinen  eigenen  Gerichten  unterworfen'), 
kann  aber  den  Gerichtsstand  in  Anspruch  nehmen ,  welcher  der 
privilegirtesten  Klasse  der  Staatsangehörigen  eingeräumt,  beziehungs- 
weise für  die  Mitglieder  der  regierenden  Familie  überhaupt  nach 
der  Landesverfassung  angeordnet  ist^). 

§.  436. 

II.    Von  der  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt. 

1)    Im  Allgemeinen. 

I.  Unter  der  vollziehenden  Gewalt  versteht  man  die  Befugniss 
der  Staatsgewalt,  die  Gesetze  (das  volksmässig  durch  Herkommen 
erzeugte  Recht  inbegrifTen)  zu  h  ;uidh;i  b  e  ii,  und  überhaiipl 
dem  Staatszwecke  gemäss  zu  handeln.  H.  Die  vollziehende  Gewalt 
äussert   sich    hinsichtlich    der   inneren  Slaalszustände  in  vier- 


stauientes  behauptet  mit  Unrecht  das  Gegentheil,  Glück,  Zusätze  z.  Bd.  I. 
seines  Conun.  S.  71;    vergl.  aber  oben  §.   254.  IV. 

»■)  L.   31.  Dig.  de  Legat.   III.  —  L.  3.   Cod.  de  Testani.   (H.  23). 

■)  Preuss.  allgem.  Landr.  Eiul.  §.  87.  „Auch  Recbtsstreitigkeilen 
/.wischen  dem  Oberliaupte  des  Staates  und  seinen  L'ntertlianen  sollen  bei  den 
ordentlichen  Gerichten,  nach  den  Vorschriften  der  Gesetze, 
erörtert  und  entschieden  werden."  —  Schwarzburg-Sonde rs  bansen, 
V.-U.  V.  1S41.  §.  5.  hatte  folgende  Bestimmung:  „In  Ansehung  seiner  jiri- 
Aatrechtlichen  N'erhältnisse  wird  der  Fürst  \on  den  Regierungen  und  künftig 
von  dem  zu  errichtenden  Landesjustizkollegio  in  erster  Instanz,  jedoch  nur 
in  den  Formen  des  Ordinarprozesses ,  Recht  geben."  —  In  die  Verfassung 
von  t849  ist  dieser  Satz  nicht  übergegangen. 

s)  Vergl.  oben  §.  207.  III. 
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facher  Weise:  aufsehend,  anordnend,  entscheidend 
und  voll s treckend,  d.  h.  mit  physischem  Zwange  einschrei- 
tend'). III.  Die  G  ranzen  der  vollziehenden  Gewalt  liegen  in 
den  Gesetzen  und  Rechten  selbst,  deren  Handhabung  ihre 
Aufgabe  ist.  Wo  aber  die  vollziehende  Gewalt  in  Ermangelung 
von  Gesetzen,  oder  anderen  Rechtsnormen,  oder  sonst  bei  dringen- 
den Verhältnissen  selbst  anordnend  thätig  wird,  hat  sie  keine  andere 
Gränze,  wie  die  gesetzgebende  Gewalt,  nämlich  den  Staatszweck,  so- 
ferne  ihr  nicht  noch  eine  besondere  Schranke  durch  die  positiven 
Gesetze  vorgezeichnet  ist*).  IV.  Da  der  Staat  seinem  Wesen  nach 
eine  rechtlich  geordnete  Form  der  menschlichen  Existenz  ist,  so 
ergibt  sich  von  selbst  die  Verpflichtung  der  vollziehenden  Ge- 
wall, nur  in  den  {in  concreto  bestimmten)  gesetzlichen  For- 
men zu  verfahren ,  und  eben  darum  auch  nie  einen  grösseren 
Zwang  anzuwenden,  als  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  absolut 
erforderlich  ist. 

§.  437. 

2)    Von  den  Verordnungen  insbesondere. 

a)  VollzDgsverordnungen  nnd  sog.  provisorische  Gesetze. 

I.  Die  bei  Weitem  wichligste  Thätigkeil  der  vollziehenden  Ge- 
wall besteht  in  dem  Anordnen,  d.  h.  in  der  Refugniss,  Ver- 
ordnungen oder  Verfügungen  (ordinationes,  ordonances  etc.) 
zu  erlassen.  II.  Insoferne  in  einem  wohlgeordneten  Staate  vor- 
ausgesetzt werden  muss,  dass  gehorcht  wird,  sowie  das,  was  zu 
thun  oder  zu  unterlassen  ist,  in  den  einzelnen  Fällen  gehörig  fest- 
gestellt, d.  h.  iu  verfassungsmässiger  Weise  befohlen  ist,  und  dass 
nur  ausnahmsweise  ein  Widersland  Einzelner  gegen  die  Staats- 
gewall die  Anwendung  eigentlicher  Zwangsmaassregeln  nothwendig 
machen  wird,  so  ergibt  sich  von  selbst,  dass  der  hauptsächlichste 


')  Vergl.  obea  §,  275.  27ti.  —  Da  die  aufsehende,  entscheideode  und 
voljslrecliende  Thätigkeil  der  vollziehenden  Gewalt  bei  den  einzelnen  mate- 
riellen inneren  HoLeitsrechten  je  nach  dem  Gegenstande  mehr  oder  minder 
eigeathümlich  hervortritt,  und  daher  bei  diesen,  so  weit  nöthig ,  besonders 
dargestellt  wird,  so  ist  vorerst  nur  von  der  a  n  or  dn  e  nde  n  Thätigkeit,  oder 
dem  Verordnungsrechte,  welches  überall  gleichmüssig  Platz  greift,  in 
besonderer  Darstellung   (§.  437.)  zu  handeln. 

2_)  Vergl.   §.   53.  und  §.  431. 
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und  höhere  Theil  der  Vollzit^huiig  in  dem  Verordn  ungsrech  te 
enihallen  ist.  III.  Der  Zweck  aller  von  der  vollziehenden  Gewalt 
ausgehenden  Verlilgungen  ist  möglicherweise  ein  zweifacher:  1)  die 
nothwendigen  Anordnungen  sowohl  im  Allgemeinen  als  im  Beson- 
deren für  den  Vollzug  und  die  Anw  t*  n  düng  der  Gesetze, 
d.  h.  üherhaupt  der  hereits  feststehenden  Normen  zu  treffen, 
lind  2)  die  Lücken  der  Gesetzgebung  in  dringenden  Fällen 
provisorisch  zu  ergänzen.  Hiernach  sind  zwei,  in  mehr- 
facher Beziehung  wesentlich  verschiedene  Klassen  von  Ver- 
ordnungen zu  unterscheiden,  nämlich  Voll  zugsverordnungen 
und  provisorische  Verfügungen,  für  welche  letztere  auch 
die  Bezeichnung   provisorische  Gesetze  gebräuchlich  ist'). 

§.  438. 

b)  Von  dem  Unterschiede  von  Gesetz  und  Verordnung 

im  Allgemeinen  *^). 

I.  üb  ein  und  welcher  Unterschied  zwischen  Gesetz  und  Ver- 
ordnung sei ,  ist  eine  besonders  in  neuerer  Zeit  sehr  bestrittene 
Krage,  llnläugbar  haben  Gesetz  und  Verordnung  in  mehrfacher 
Beziehung  .Aehnlichkeiten,  welche  die  Erkenntniss  der  Unterschiede 
erschweren,  wohin  namentlich  zu  rechnen  ist,  dass  beide  ver- 
bindliche V  0  r  s c  h  r  i  f  t  e  u  für  die  Unterlhanen  aulstellen  wollen '). 
11.  in  der  deutschen  Staats-  und  Gerichtspraxis  vor  der  Einführung 
der  constitutionellen  Monarchie  wurde  zwar  im  Allgemeinen  zwi- 
schen Gesetz  und  Verordnung  nicht  so  scharf  unterschieden,  wie 
dies  seitdem  zu  geschehen  pflegt;  allein,  wenn  man  auch  die  all- 
gemeinen landesherrlichen  Verordnungen  den  Ge- 
setzen in  der  Wirkung  gleich  achtete,  so  erkannte  man  doch 


•)  Leber  die  sog.  provisorischen  Gesetze  siehe  oben  §.  394.  und  unten 
§•  441. 

*)  Leber  den  Unterschied  von  Gesetz  und  Verordnung  siehe  iosbeson- 
dere:  K.  S.  Zachariae,  im  Ärch.  f.  civil.  Prax.  ßd.  XVI.  (1833)8.145. 
u.  f.  —  V,  Linde,  im  Arch.  f.  civil.  Prax.  Bd.  XVI.  (1S33.)  S.306u.f.— 
Derselbe  in  der  Zeitschrift  f.  Civil.  R.  und  Prozess,  ßd.  VII.  (1834.) 
S.  4y.  u.  f.  —  C.  G.  Wächter,  würteinberg.  Privat-R.  ßd.  II.  (1842.) 
§.  5.  —  R.  Mohl,  in  der  krit.  Zeitschrift  f.  Rechtswiss.  u.  Gesetzgeb.  des 
Auslandes,  Bd.  XXIV.  (1S52.)  S.   117.  u.   f. 

')  Vergl.  V.  Linde,  im  Arcb.  f.  civ.  Prax.  ßd.  XVI.  S.  331. 
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sowohl  hinsichtlich  der  landesherrlichen  SpezialVerfügungen ,  wie 
z.  B.  der  Reskripte  und  hinsichtlich  jener  Verordnungen,  die  von 
Behörden  ausgehen,  allerdings  schon  wesentliche  Unterschiede 
von  den  Gesetzen  an  ').  III.  Ueberhaupt  aber  wäre  es  ein  Irr- 
thum,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  die  praktische  Bedeutung 
einer  Unterscheidung  von  Gesetz  und  Verordnung  erst  im  Gefolge 
der  Repräsentativverfassung  eingetreten  sei^),  vielmehr  besteht 
zwischen  Gesetz  und  Verordnung  ein  innerer  Unterschied, 
dessen  praktische  Consequenzen  zum  Theile  schon  von  jeher  im 
gemeinen  Rechte  .\nerkennung  und  Geltung  gefunden  hatten,  die 
aber  allerdings  in  Folge  der  Einrichtung  der  Repräsentativver- 
fassung theils  zahlreicher,  theils  schärfer  hervortreten.  IV.  Unter- 
schiede zwischen  Gesetz  und  Verordnung  bestehen  aber  theils  in 
Hinsicht  auf  ihr  Wesen,  d.  h.  auf  ihren  Zweck  und  Inhalt, 
theils  in  Hinsicht  auf  die  Au  t  ori  t  ät,  von  welcher  sie  ausgehen, 
theils  hinsichtlich  der  P  ublikation,  theils  hinsichtlich  des  stän- 
dischen Mitwirkungsrechtes  bei  ihrem  Zustandekommen, 
theils  endUch  hinsichtlich  ihrer  Verbi  n  dlich  keit ,  d.  h.  Rechts- 
bestäudigkeit  und  Anfechtbarkeit,  wobei  aber  nicht  zu  übersehen 
ist,  dass  es  mehrere  Arten  von  Ver Ordnung eji  gibt,  und 
dass  nicht  alle  in  gleicher  Weise  sich  von  den  Gesetzen 
unterscheiden,  sondern  dass  manche  Arten  von  Verordnungen  mit 
den  Gesetzen  in  einer  Beziehung  eine  Lebereinstimmung  zeigen, 
während  sie  doch  in  anderer  Beziehung  von  denselben  abweichen. 

§.  439. 

c)    Die  Unterschiede  von  Verordnung  und  Gesetz  im 

Einzelnen. 

I.  Im  Wesen,  d.  h.  durch  Zweck  und  Inhalt,  unterscheiden 


2j  So  finden  sicli  in  allen  Haudbüehern  des  Civilrechtes  bereits  weitläu- 
fige Untersuchungen  über  die  Form,  die  Bedingungen  dt-r  Güitiglieit,  die 
Verbindlichkeit  und  die  Anfechtung  landesherrlicher  Reskripte ;  vergleiche 
z.  ß.  Glück,  Comni.  B.  I.  §.94.  95.  —  Auch  unterschied  man  schon  nach 
römischem  Rechte  die  eigentliche  Lex,  und  Rechlsqnellen  ,  die  Legis  viccm 
(yigorem)  iiaben,  wie  die  Senaiusconsulla  und  Conslituüoncs  und  Mandala 
principis  und  die  Rechtsquellen  ,  welche  nur  Lcges  autoritalcm  haben  ,  wie 
die  Edicta  magislraluum. 

3)  Von  dieser  Ansicht  ging  K.   S.  Zacharine  aus,  a.  a.   0.  S.    Nti. 
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sich  Gesetz  und  Verordnung  nach  dem  jetzt  praktischen 
Staatsrechte  daihuch,  dass  Erstercs  «he  Bestinnnung  fiat,  all- 
gemeine Grundsätze  aufzustellen:  die  Verordu  ung  dagegen 
setzt  regelmässig  das  Vorhandensein  eines  feststehenden 
allgemeinen  Grundsatzes,  wenn  auch  nicht  gerade  eines 
Gesetzes  im  eigentlichen  Sinne  (§.  43C.)  voraus.  Sie  hat  somit 
regelmässig  nur  den  Zweck,  die  Gesetze,  das  Recht  oder  irgend 
einen  R  egier  ungsgrund  sa  tz  zur  Ausführung  zu  bringen'), 
und  kann  daher  nur  ausnahmsweise  und  provisorisch 
die  Funktion  des  Gesetzes,  d.  h.  die  Aufstellung  von  neuen 
Grundsätzen  übernehmen-).  11.  Hinsichtlich  der  A  u  torität, 
von  welcher  eine  Vorschrift  ausgeht,  unterscheiden  sich  Gesetz 
und  Verordnung  dadurch,  das  sein  Gesetz  nur  von  dem  Souve- 
r a i n,  als  Inhaber  der  gesetzgebenden  Gewalt,  eine  Verordnung 
aber  sowohl  von  dem  S o  u  v  e  r  a  i  n ,  in  seiner  Eigenschaft  als 
oberster  Inhaber  der  vollziehenden  dwalt^),  als  auch  von 


')  Siehe  oben  §.  43ti.  —  Den  inneren  Unterschied  zwischen  Gesetz 
und  ^  erordnung  hat  am  Besten  ausgeführt:  Wächter,  wü  r  lemberg.  Pri- 
vatrecht (1842.)  Bd.   11.  §.  5. 

*)  Wo,  wie  in  der  uneingeschränkten  Mouarchie ,  oder  soweit  in  einer 
beschränkten  Monarchie  der  Souverain  nach  den  einzelnen  jetzt  geltenden 
Staatsverfassungen  in  Bezug  auf  die  Aufstellung  neuer  Grundsätze  über 
gewisse  Verhältnisse  nicht  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  ist 
(§.  .3v)0.),  steht  daher  auch  die  vou  ihm  ausgebende  Vorschrift  dem  Gesetze 
ganz  gleich,  und  ist  somit  der  Sache  nach  auch  ein  wahres,  wirk- 
liches, und  nicht  blos  ein  provisorisches  Gesetz.  Dies  hat  v.  Linde 
a.  a.   0.  (siehe  §.  43S.  Note  *)  sehr  gut  ausgePührt. 

3)  Wenn  auch  Verordnungen,  ebenso  wie  Gesetze,  von  dem  Souverain 
iuisgehen,  so  ist  dabei  doch  nicht  ganz  gleichgültig,  ob  die  Vorschrift,  selbst 
wenn  sie  eine  allgemeine  ist,  von  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Inhaber 
der  gesetzgebenden,  oder  als  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt 
ausgegangen  ist.  Auf  diese  Verschiedenheit  ist  bei  v.  Linde,  im  Arch.  f. 
(iv.  Prax.  Bd.  WI.  S.  .330.  u.  f.  keine  genügende  Riicksicht  genommen, 
indem  er  auch  die  landesherrlichen  Verordnungen  als  vom  Gesetzgeber 
ausgegangen  betrachtet.  Allein  dieser  Unterschied  ,  der  zwar  in  der  unbe- 
schränkten Monarchie  allerdings  hinsichtlich  der  praktischen  Bedeutung  (der 
Verbindlichkeit,  Rechtsbeständigkeit  und  .Anfechtbarkeit)  der  allgemeinen  lan- 
desherrlichen Verordnung  keinen  Eiiifluss  hat,  ist  dagegen  nicht  unwesent- 
lich in  der  beschränkten  Monarchie,  wenigstens  nicht  nach  den  Grundsätzen, 
welche  mehrere  repräsentative  Verfassungen  darüber  in  einer  oder  der  an- 
deren Beziehung  aufgenommen  haben  (siehe  unten  §.  440.)   und   äussert  sich 
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Behörden,  als  den  mit  der  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt 
vom  Souverain  unter  dessen  oberster  Leitung  betrauten  Organen, 
innerhalb  ihres  gesetzlichen  Wirkungskreises  ausgehen  kann.  Hier- 
nach zerfallen  also  die  Verordnungen  von  Haus  aus  in  landes- 
herrliche Verordnungen  und  in  Verordnungen  der  Behörden 
(Letztere  wieder  nach  deren  dienstorganischer  Rangordnung  in 
Ministerial-,  Kreisregierungs-  und  Amtsverordnungen  u.  dergl.). 
IH.  Soviel  sodann  die  Publikation  anbettilTt,  so  kann  ein 
Gesetz  nur  allgemein  publizirt  werden;  eine  Verordnung  aber 
kann,  je  nach  ihrem  Gegenstande,  sowohl  allgemein  verkündet, 
als  auch  nur  speziell  an  gewisse  Personen  gerichtet,  oder 
nur  für  einen  einzelnen  Fall  erlassen  sein,  und  braucht  daher 
unter  letzterer  Voraussetzung  auch  nur  den  speziell  Belheihgten 
bekannt  gemacht  zu  werden  ^).  IV.  in  der  constitutionellen  Mo- 
narchie tritt  hierzu  noch  der  formelle  Unterschied,  dass  eigent- 
liche Gesetze,  soweit  nicht  die  Verfassung  eine  besondere  Aus- 
nahme in  Bezug  auf  gewisse  Gegenstände  macht  (§.  390.),  von 
dem  Souverain  nur  nach  Beira(h  und  mit  Zustimmung  der 
Stände,  und  nach  mehreren  Verfassungen  nur  mit  ausdrück- 
licher Erwähnung  derselben  in  der  Publikationsformel  erlassen 
werden  können^},  und  sonach  selbst  jeder  landesherrliche  Erlass, 
der  nicht  in  dieser  Form  verkündigt  ist,  die  sog.  provisorischen 
Gesetze  abgerechnet,  nur  als  eine  Verordnung  gelten  kann.  V.  Hin- 
sichtlich der  verbindlichen  Kraft,  d.  h.  der  Rechtsbestän- 
digkeit und  Auf  ech  tb  arkeit,  besteht  zwischen  den  Gesetzen 
und  Verordnungen  der  unterschied,  dass  hinsichthch  der  Ersteren 
eine  Prüfung  der  Rechtsbeständigkeit  ihres  Inhaltes  durch  den 
Richter  auch  in  der  constitutionellen  Monarchie  regelmässig 
unstatthaft,  hinsichtlich  gewisser  Arten  der  Verordnungen  aber 
regelmässig  zulässig  ist"). 


besonders  praktisch  darin,  dass  eine  jede  Verordnung  jederzeit  von  dem 
Souverain  einseitig  wieder  vollständig  zuriicligenommen  und  ausser  Wir- 
kung gesetzt,  oder  durch  eine  andere  Verordnung  ersetzt  werden  kann,  was 
bei  Gesetzen  in  der  repräsentativen  Monarchie  nicht  der  Fall  ist. 

')  So  z.  B.  ein  Reskript,  oder  eine  Instruktion  für  einen  Beamten  u.s.w. 

6)  Siehe  oben  §.  373.   XV. 

«)  Die  mehrfachen  Unterscheidungen,  weiche  in  dieserBeziehung  zu  machen 
sind,  siebe  unten  §.  450  u.  f. 
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§.  440. 

d)    Von  den  Gegenständen,    worüber  nur  durch  Gesetze 

oder  auch  durch  Verordnungen  Bestimmungen  getroffen 

werden  können. 

1.  So  einfach  sich  in  der  Theorie  das  Prinzip  der  Unterschei- 
tlung  von  Gesetz  und  Verordnung  bezügHch  ihres  Inhaltes  aus- 
sprechen lässt  (§.  439.),  so  schwierig  und  streitig  ist  mitunter 
die  Anwendung  dieses  Prinzips  in  den  einzelnen  Fällen,  oder  die 
Casuistik,  besonders  da,  wo  repräsentative  Verfassungen  einge- 
richtet sind,  indem  häufig  die  Stände  einen  Gegenstand  als  zur 
Gesetzgebung,  mithin  in  den  Kreis  ihrer  ßerathung  und  Zustim- 
mungsbefugniss  gehörig,  reklamiren,  während  die  Staatsregierung 
dagegen  die  Befugniss  behauptet,  einseitig  im  Verordnungswege 
darüber  Vorschriften  zu  erlassen.  11.  iNach  dem  geschichthchen 
Ursprünge  und  der  Grundidee  der  repräsentativen  Verfassung  in 
Deutschland ,  w  onach  die  Krone  nur  in  bestimmten  Beziehungen 
an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden  kann^),  spricht 
im  Zweifel  die  Vermuthung  für  das  Verordnungsrecht 
der  Krone,  bis  aus  dem  Wortlaute  oder  dem  Geiste  der  Ver- 
fassung und  aus  der  Natur  des  betreffenden  Gegenstandes  nach- 
gewiesen werden  kann,  dass  derselbe  in  das  Bereich  der  Gesetz- 
gebung gehört.  111.  Hiernach  muss  es  1)  im  Zweifel  als  ein 
im  VerordnungsAvege  auszuübendes  Recht  der  Krone  betrachtet 
werden,  den  Organismus  der  Behörden,  überhaupt  auch 
den  Justizorganismus  durch  Verordnung  zu  bestimmen-), 
eben    so   auch   die  Verlesung   der  Sitze  der  Behörden  von  einem 


«)  Siebe  oben  §.  334.  340.  343. 

2)  Hiervon  bandeln  speziell:  A.  v.  Feuerbach:  Kann  die  Gerichtsver- 
fassuog  eines  Staates  durch  blosse  \'erordnungen  rechtsgüilig  geändert  wer- 
den ?  1S30.  —  V.  Linde,  in  der  Zeitschr.  f.  Civil.-R.  u.  Praxis.  Bd.  VII. 
(1834.)  S.  49.  u.  f.  —  Neuere  Verf.  -  Urkunden  zählen  dagegen  die  Ge- 
richtsorganisation  za  den  Gegenständen  der  Gesetzgebung:  so  z.  B.  Preus- 
sen,  V.-U.  1850.  §.  89.  „Die  Organisation  der  Gerichte  wird 
durch  das  Gesetz  bestimmt."  —  Aeholiche  Bestimmungen  anderer 
deutschen  Verfassungsurkuuden,  siehe  oben  §.  390.  Note  5.  —  Ausdrücklich 
erwähnt  B  r  aun  sc  h  wei  g,  n.  L.  0.  1S32.  §.  201.  als  ein  Recht  der  Lan- 
desregierung, „in  ausserordentlichen  und  dringenden  Fällen,  wenn  die  Zahl 
der  gewöhnlichen  Mitglieder  des  zuständigen  Gerichtes  nicht  ausreicht,  die- 
ses darch  Mitglieder  anderer  Gerichte  zu  \ erstarken." 

Zöpfl  ,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  II.  39 
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Orte  an  einen  anderen,  die  Besoldungen  der  Justizbeamten  u.  dergl. 
zu  bestimmen,    weil    überhaupt   alle    Verwaltung   von    der   Krone 
auszugehen   hat.     2)    Die  Staatsregierung   ist   befugt,    über  Alles 
Verordnungen    zu   erlassen,    worüber   noch    kein   Gesetz   besieht, 
soferne   nicht   ausdrücklich    der  Gegenstand  durch  die  Verfassung 
der  Gesetzgebung  allein  zugewiesen  worden  ist  (§.  390).    3)  Ebenso 
ist  die  Staatsregierung  befugt,  über  alle  Verhältnisse  im  Verordnungs- 
^vecre  Vorschriften  zu  erlassen,  welchen  an  sich  nicli  t  der  Charakter 
des  Prinzipiellen  und  Bleibenden  zukommt,  sondern  nur  sei- 
ner Na  tur  nac  hVerän  der  liebes  in  einer  den  gegenwärtigen 
Z  e  i  t  u  m  s t  ä n  d  e  n  uiul  V  e  r  k  e  h  r  s  v  e  r  h  ä  1 1 n  i  s  s  e  n  entsprechen- 
den Weise  geordnet  werden  soll,  d.h. Alles,  was  nurpcilizeilicher  Natur 
ist.  4)  Ebenso  hat  die  Krone  die  Befugniss,  durch  Verordnung  alle  die- 
ienif^en  Maassregeln  anzuordnen,  die  zur  Sicherheil  des  Staates  nolh- 
wendio  sind  ^).    IV.  Hiernach  kommt  also  der  Staatsgewalt  insbeson- 
dere tias  Recht  zu,  alle  Arten  von  Taxen,  z.B.  für  Advokaten,  Aerzte, 
Apotheker   u.  s.  w.    festzusetzen,    da   diese  Taxbestimraungen   an 
sich  nichts  Bleibendes,  Prinzipielles  betreffen,  sondern  nur  seiner 
Natur  nach  Veränderliches  in  einer  den  Verkehrsverhältnissen  ent- 
sprechenden  Weise    ordnen    wollen.      V.    Ebenso    ist    die   Staats- 
re»ierung   befugt,    durch  Verordnungen    die  Taxen  für  Benützung 
der  öffentlichen  An  stallen,  wie  Posten,  Eisenbahnen,  Tele- 
graphen, das  Schulgeld,  die  Concessionsgelder  für  Gewerbe,  welche 
der  Staatserlaubniss  bedürfen  u.  s.  w.,  sowie  auch  die  Preise  der 
Produkte   zu    bestimmen ,    welche    aus  Regalien    oder   anderen  im 
Staatseigenthume  befindlichen  Gegenständen,  wie  Bergwerke,    Sa- 
linen,   Forste    und  Flüsse,    oder  im  Staatsbetriebe  stehenden  An- 
stalten gewonnen  werden  '').     M.  Die  Stande  haben  in  allen  die- 
sen Beziehungen   nur  insoferne  eine  Mitwirkung,    als  es  sich  um 


3)  Am  Ausführlicbslen  erklärt  sich  über  den  Umkreis  des  Verordnungs- 
recbtes  der  Slaatsregierung:  S.  Altenburg,  V.-ü.  1^31.  §.  211.  „Reg- 
lementarische Verfügungen  zur  Ausführung  bestehender  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, die  aus  dem  Aufsichts-  und  Verwaltungsrechte  fliessen, 
polizeiliche  Anordnungen,  (insoferne  sie  nicbt  die  Freiheit  der  Per- 
son, oder  das  Eigentbum  aller  üntertbanea  berühren,  oder  die 
Grund  Verfassung  ändern);  ferner  Vorschriften  zur  Sicherheit  des 
Staates  bedürfen  der  ständisclien  Begulachtung  nicht." 

^)  Es  ist  nicht  zu  überselien,  dass  sich  die  deutschen  Laudesherren  schon 
zur  Reicbszeil    und    bei  dem  Bestehen  der   alt-landständischen  Verfassung  in 
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die  Howillit;  ung  von  Mitteln  für  die  Auslührung  der  Re- 
gierungsverordnungen handelt,  oder  sie  in  diesen  Grund  zu  Be- 
schwerden wegen  übermässiger  Ausbeutung  des  Publikums, 
oder  ünzweckmässigkeit  einer  Einrichtung,  oder  wegen  Belästigung 
und  Hemmung  des  Verkehrs  u.  dergl.  finden  können.  VII.  Dass 
dagegen  die  Entziehung,  oder  Aufhebung,  oder  auch  Beschrän- 
kungen bisher  bestandener  Rechte  nur  durch  Gesetze 
eingeführt  werden  könnten,  lässt  sich  nicht  unbedingt  und  ohne 
Einschränkung  verlheidigen,  vielmehr  ist  hierbei  theils  auf  die 
Natur  des  in  Frage  stehenden  Rechtes,  theils  auf  die  Individuali- 
tät des  Falles,  theils  auf  die  besonderen  Bestimmungen  der  ein- 
zelnen Verfassungsurkunden  Rücksicht  zu  nehmen  ^).  VIII.  Um 
den  Beschwerden  der  Stände,  zu  welchen  die  Ausübung  des  Ver- 
ordnungsrechtes bezüglich  der  in  das  Bereich  desselben  gehörigen 
Gegenstände  Veranlassung  geben  könnte,  zu  begegnen  und  vorzu- 
beugen, haben  mitunter  einzelne  Staatsregierungen  auch  über 
solche  Gegenstände,  welche  an  sich  im  Verordnungswege  behandelt 
werden  könnten,  Gesetzesvorlagen  gemacht,  und  mit  ständischer 
Zustimmung  darüber  wirkliche  Gesetze  erlassen.  IX.  Unzweifel- 
haft steht  auch  jeder  Staatsregierung  frei,  über  jeden  Gegenstand, 
über  welchen  sie  im  Verordnungswege  Bestimmungen  treffen  könnte, 
mit  den  Ständen  ein  förmliches  Gesetz  zu  errichten,  wenn  sie 
dies  für  zweckmässig  findet.  Ist  aber  einmal  ein  solcher  Gegen- 
stand auf  diese  Weise  in  das  Bereich  der  Gesetzgebung  gezogen, 
so  kann  fernerhin  an  den) ,  was  in  Bezug  auf  denselben  durch 
Gesetz  bestimmt  worden  ist,  in  Zukunft  auch  nur  auf  dem  Wege 
des  Gesetzes  eine  Acnderung  gemacht  werden. 

§.  441. 
e)  Von  den  sog.  provisorischen  Gesetzen, 
1.  Vor  der  Einführung  der  repräsentativen  Monarchie  wurde  kein 
Unterschied  zwischen  allgemeinen  landesherrlichen  Ver- 
ordnungen und  provisorischen  Gesetzen  gemacht.  II.  Diese 
Unterscheidung  kann  auch  nur  in  jenen  Staaten  gemacht  werden, 
in  welchen  gewisse  Gegenstände  als  der  Gesetzgebung  unter  Bei- 


deiQ  uobeslritteoen   Besitze    und   der   unwidersproclieoeo    aUeiuigen    Aus- 
übung aller  dieser  Befugnisse  befanden. 
*)  Vergl.   oben  §.  433. 
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rath  und  Zustimmung  der  Landslände  angehörig  erklärt  worden 
sind  (§.  390).  III.  Da  man  aber  auch  in  diesen  Staaten  aner- 
kennen musste,  dass  in  dringenden  Fällen  die  Erlassung  von  Vor- 
schriften über  Gegenstände  der  Gesetzgebung  nicht  ohne  Nachtheil 
für  den  Staat  bis  zum  nächsten  ordentlichen  Landtage  aufgescho- 
ben werden  könne,  eine  ausserordentliche  Versammlung  der  Stände 
aber  auch  nicht  immer  thunlich  oder  zweckmässig  sein  würde, 
so  ist  in  allen  deutschen  Verfassungsurkunden  der  Krone  das  Recht 
beigelegt  worden,  über  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche 
keinen  Aufschub  leiden,  Verordnungen  zu  erlassen,  welche  sodann 
als  provisorische  Gesetze  bezeichnet  zu  werden  pflegen  ').  IV.  Die 
jetzt  noch  geltenden  Verfassungsurkunden,  welche  vor  dem  Jahre 
1831  entstanden  sind,  enthalten  keine  ausdrückliche  Be- 
schränkung der  Krone  bezüglich  der  Gesetzgebungsgegenstäiide, 
über  welche  provisorische  Gesetze  erlassen  werden  können  -). 
V.  Seit  der  Abfassung  der  constitutionellen  Charte  von  Frank- 
reich (Louis  Philippe)  v.  14.  August  1830,  worin  der  Krone 
hinsichtlich  aller  von  ihr  einseitig  ausgehenden  Verordnungen  die 
Beschränkung  auferlegt  worden  war,  dass  keinerlei  Gesetz 
dadurch  jemals  sollte  suspendirt,  oder  dessen  Vollziehung  ver- 
hindert werden  können  3),  wurden  aber  nach  diesem  Vorbilde 
auch  jn  die  seitdem  errichteten  deutschen  Verfassungsurkunden 
ähnliche  Beschränkungen  aufgenommen,  jedoch  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  nur  die  Suspendirung  von  Bestimmungen  der  Ver- 


«)  Die  Aufzählung  der  bier  einschlagigen  Verfassungsgesetze  siehe  oben 
§.  394.  besonders  Note  3. 

2)  Vergl.  die  im  §.  394.  Note  3.  angef.  Verf.- Urkunden  von  Baden, 
Würtemberg  und  Grossh.  Hessen.  Hiermit  üLereinstimmt :  Kurhes- 
sen, V. -U.  1852.  §.  75.  a  linea  3.  —  Die  Verf. -Urkunden  von  Bayern, 
und  S.  Mein  in  gen  sprechen  von  den  provisorischen  Gesetzen  nicht  aus- 
drücklich ;  es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel ,  dass  nach  ihnen  dieselben 
Grundsätze  als  selbstverständlich  zu  betrachten  sind,  welche  die  vor- 
genannten Verf.-Urkunden  aus  diesem  Zeiträume  darstellen.  Als  Vorbild 
hatte  allen  diesen  Verf.  -  Urkunden  gedient:  Charte  constitutionelle 
(Louis  XVIH.)  V.  4.  Juni  1814.  art.  14.  „  Le  rot...  faxt  les  reglements  et 
ordonnancesnecessaines  pour  l'execuiion  des  lots   et  la  surete  de  l'etat. 

3j  Charte  constit.  1830.  art.  13.  „Le  Eoi . . .  fait  les  reglements  et  or- 
donnances  necessaires  pour  l'execution  des  lois,  sans  pouv  o  ir  Jamals 
suspendre  ni  les  lois  elles-memes  ni  dispenser  de  lettr  exö- 
cution." 
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fass  iingsuikun  de  selbst,  oder  auch  der  Gesetze  über  einige  an- 
dere besonders  benannte  Gegenstände  durch  provisorische 
Gesetze  für  iinslnlthaft  erklärt  wurde  "♦).  VF.  Abgesehen  von  den 
Rechten,  welche  in  den  Verfassungsurkuuden  den  Ständen  bezüg- 
lich der  provisorischen  Gesetze  beigelegt  sind  (§.  394.),  ist  meh- 
rerentheiles  besonders  ausgesprochen,  dass  das  gesammte  Staats- 
ininisterium  für  die  Dringlichkeit  der  provisorischen  Gesetze  ver- 
antwortlich ist,  oder  dass  dieselben  von  sämnitlichen  Ministern 
unterzeichnet  sein  müssen  ^). 

§.  442. 

B)  Von  der  Ausübung  der  materiellen  inneren  Hoheitsrechte. 

I.   Die  Gebietshoheit. 

1)    Begriff. 

I.  Unter  Gebietshoheit  versteht  man  den  Inbegriff  der  Rechte, 
welche  der  Staatsgewalt  über  das  Staatsgebiet  zukommen.  II.  So 
wie  kein  Staat  ohne  Staatsgebiet  gedacht  werden  kann  (§.  15.  u.  57.), 
so  ist  die  erste  und  unentbehrlichste  Befugniss  in  dem  Begriffe  der 


*)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  S8.  „Der  Köoig  erlässt  auch  solche, 
ihrer  Natur  nach  der  ständischen  Zustimmung  bedürfende, 
aber  durch  das  Staatswohl  dringend  gebotene  Verordnungen,  deren  vorüber- 
gehender Zweck  durch  Verzögerung  vereitelt  werden  würde,  mit  Aus- 
nahme aller  und  jeder  Abänderungen  in  der  Verfassung  und 
dem  Wahlgesetze."  —  Uebereinstimmen:  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-U.  1S49.  §.  107.  in  der  durch  Ges.  vom  2.  Aug.  1S52.  §.31. 
erhaltenen  Fassung.  —  S.  Weimar,  rev,  L.  G.  G.  1850.  §.61. —  Reuss, 
j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  66.  —  Nur  Abänderungen  in  der  Verfassung 
oder  Verfügungen,  „die  der  Verfassung  zuwider  laufen,"  schliessen 
aus:  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1S4S  §.  72.  —  Preussen,  V.-U. 
1850.  §.  63.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.83.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.  ü.  1852.  §.  130.  —  Ausführlicher  erklären  sich:  S.  Älten- 
burg,  V.-U.  1831.  §.  211.  (siehe  §.440.  IXote  3.)  —  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  7.  „Wenn  der  Landtag  niclit  versammelt  ist,  können  in  dringenden, 
durchaus  keinen  Aufschub  duldenden  Fällen,  unter  Verantwortlichkeit  der 
Staatsregieruog,  Verordnungen,  welche  eine  Abänderung  der  Verfassung 
des  Wahlgesetzes,  der  Competenz  der  Schwurgerichte  und  der 
den  Gegenstand  des  §.  29.  bildenden  Gesetze,  (d.  h.  der  Gesetze,  die  sich 
auf  die  persönliche  Freiheil  beziehen)  nicht  enlhalten,  auch  nicht 
Steuerverhältnisse  betreifen,  mit  Gesetzeskraft  erlassen  werden." 

»)  Vergl.  die  in  Note  4.  angeführten  Gesetze. 
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Staatsgewalt,  das  Hoheitsrecht  über  ein  gewisses  Territorium. 
III.  Dieses  Hoheitsrecht,  die  Gebietshoheit,  ist  aber  kein 
Eigenthums recht  der  Staatsgewalt  an  Grund  und  Boden  eines 
gewissen  Bezirkes  im  privatrechtlichen  Sinne,  so  dass  der  Staat 
als  Obereigenthümer,  die  Unterthanen  aber  nur  als  Hintersassen 
und  Nutzeigenthümer  zu  betrachten  wären ^),  sondern  die  Gebiets- 
hoheit ist  ein  politisches  Recht,  d.  h.  der  Inbegriff  der  ge- 
setzgebenden und  vollziehenden  Gewalt  des  Staates  in 
Bezug  auf  das  Land,  als  die  materielle  Grundlage  des  gesammten 
Staatslebens.  IV.  Staatsgebiet  (territorium^  ist  hiernach  jener 
Landstrich,  welcher  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt 
eines  Staatsherrschers  unterworfen  ist. 

§.  443. 
2)    Wirkiiiigen  der  Gebietshoheit. 

Die  in  der  Gebietshoheit  liegenden  Befugnisse  der  Staatsgewalt 
sind :  1)  das  Recht  (und  zugleich  die  Pflicht),  alle  Einwirkungen 
einer  fremden  Staatsgewalt  auf  das  Staatsgebiet  und  in 
Bezug  auf  die  innerhalb  der  Staatsgrenzen  befindlichen  Unterthanen 
und  deren  Güter  auszuschliessen ');  2)  das  Recht,  die  Bedingun- 
gen vorzuzeichnen,  unter  welchen  einer  Person  der  Aufenthalt  im 
Staate  gestattet  sein  soll,  so  wie  auch  3)  jeden  Fremden,  welcher 
sich  ohne  besondere  Verwilligung  der  Regierung  in  dem  Staate 
aufhält,  hinwegzuweisen ,  ohne  ihm  zur  Angabe  von  Gründen  für 
diese  Maassregel  verpflichtet  zu  sein;  4)  desgleichen  die  Befug- 
niss,  jeden  Fremden,  ebenso  wie  einen  eigenen  Unterthan  zu 
schützen,  und  dessen  Auslieferung  selbst  seiner  Regierung  zu  ver- 
weigern, insoferne  nicht  ein  besonderer  Staatsvertrag  mit  dieser 
hierzu  eine  Verpflichtung  auflegt;  dagegen  aber  auch  von  dem 
Fremden  für  die  Zeit  seines  Aufenthaltes  staatsbürgerlichen  Ge- 
horsam   zu    fordern  -).     5)    In   der  Gebietshoheit  liegt  ferner  das 


«)  Diese  Theorie  suchten  im  Mittelalter  die  deutschen  Kaiser  für  sich 
gellend  zu  machen ,  wegen  des  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  angeb- 
lichen dominium  mundi. 

1)  Folgerungen  hiervon  sind,  dass  kein  Staat  seine  Unterthanen  an  fremde 
Staaten  ausliefert,  noch  auch  die  Urlheile  auswärtiger  Gerichte  vollzieht, 
ausser  insoweit  er  durch  besondere  Staatsverlriige  dazu  eine  Verpflichtung 
übernommen  hat.  (Siehe  oben  §.   2112.   Note  4.  §.  298.) 

-)   Leber  die  Rechtsverhältnisse  dt-r  Fremden  siehe  oben  §.  281.  304. 
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Hocill,  die  Bedingungen  des  Erwerbes  und  der  Ausübung  des 
Eigenthums  und  aller  anderen  denkbaren  Rechte  an  beweglichen 
und  unbeweiilichcn  Sachen,  und  somit  .tucli  diejenigen  Gegenstände 
zu  bestimmen,  welche  dem  Verkehre  ganz  entzogen  sein  sollen^), 
so  wie  auch  gewissen  Sachen  (sog.  befriedete  Sachen)  einen 
besonderen  Schutz  (sanctilas)  beizulegen.  6)  .Ausfluss  der  Gebiets- 
hoheit ist  auch  der  Grundsatz,  dass  die  Uechtsverhältnisse  der 
Immobilien  stets  nur  nach  den  Gesetzen  des  Staates  (^statuta  realia) 
beurtheilt  werden,  in  welchem  sie  belegen  sind,  so  dass  dabei  die 
persönhche  Eigenschaft  des  Eigenthümers  oder  Besitzers  als  In- 
länder oder  Ausländer  ohne  Eiufluss  ist-*).  7)  Ebenso  ist  der 
sog.  Landsassiat,  d.  h.  der  Grundsalz,  dass  jeder  Ausländer, 
der  in  einem  Staate  Grundeigenthum  besitzt,  hinsichtlich  aller 
dasselbe  berührenden  Rechtsverhältnisse  der  Gerichtsbarkeit  eben 
dieses  Staates  unterworfen  ist,  ein  Ausfluss  der  Gebietshoheit^). 

§.  444. 
3)  Besondere  Eigenschaften  der  deutschen  Staatsgebiete. 

1.  Die  deutschen  Staatsgebiete  sind  heut  zu  Tage  durchaus 
geschlossene  Gebiete  (Territoria  clausa),  weil  gegenwärtig  überall 
der  \Yirkungskreis  der  Staatsgewalt  durch  feste  Landesgrenzen 
bestimmt  ist ').  II.  Mitunter  finden  sich  aber  noch  theils  grössere 
Gebietstheile,  welche  von  der  Hauptmasse  des  Gebietes  entfernt 
liegen,  Iheils  kleinere  Zubehörungen  eines  Staates,  welche  von 
fremden  Staatsgebieten  umschlossen  sind  (sog.  Enklaven)  mit- 
unter sogar  noch,  jedoch  selten,  sog.  Condominate,  d.h.  Ort- 


3)  Siehe  ohen  §.  433.  434. 

')  Sachsenspiegel,  I.  30  „Erbe  uiiiimt  inau  nach  des  Landes  Recht, 
und  nicht  nach  des  Mannes  Recht."  —  Code  Napoleon,  art.  3.  a  linea  2. 
,,Les  iiunieubles,  meme  ceux  possedes  par  des  etrangers,  sont  regis  par  la  loi 
fran^aise."  —  Aus  der  Gebietshoheit  erklären  siih  auch  eine  Reihe  von  Rech- 
ten, welche  in  den  germanischen  Staaten  früher  allgemein  in  Lebung  waren, 
jetzt  aber  Iheils  veraltet,  theils  doch  nur  noch  in  beschränktem  Gebrauche 
sind:  z.  B.  das /»/*  albinagii ,  die  gabella  emigrationis  und  gabella  here- 
ditaria,  das  GrundruhrRechl,  das  Wildfaugsrecht  und  der  Territoriairelract. 

5)  Siehe  §.  2e>i.  Note  2. 

')  L'ngeschlossene  Gebiete  (^Territoria  non  clausa)  nannte  man  dagegen  zur 
Reichszeit  solche  Gebiete ,  welche  durch  andere  unmittelbare  Reicbsländer 
unterbrochen  waren.     Vergl.  Pütter,  inst.   §.  476. 
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Schäften  oder  Bezirke,  in  welchen  mehreren  Staaten  gemeinschaft- 
lich die  Hoheit  zusteht.  III.  Die  gegenwärtigen  deutschen  Staats, 
gebiete  sind  allmählig  aus  verschiedenen  Rechtstilein  zusammen- 
gebracht worden  2);  doch  gelten  nimmehr  alle  ßestandtheile  eines 
deutschen  Staatsgebietes  als  unter  sich  durch  Realunion  und  regel- 
mässig sogar  durch  Inkorporation  verbunden  3).  IV.  Allen  deut- 
schen Staatsgebieten  kommt  die  Eigenschaft  der  Freiheit  und 
Unveräusserlich^keit,  den  meisten  nunmehr  auch  der  Cha- 
rakter der  Untheilbarkeit  zu.  V.  Unter  der  Freiheit  der 
deutschen  Staatsgebiete  versteht  man,  dass  keines  gegenwärtig  mehr 
von  seinem  Souverain  als  Lehen  eines  anderen  Staates ■*),  noch 
auch  als  Pfandschaft  besessen  wird  ^).  VI.  Der  Grundsatz 
der  Unveräusserlichkeit  musste  in  Folge  der  Entwickelung 
der  fideicommissnrischen  Eigenschaft  der  Landesregierung  aufge- 
nommen werden,  und  ist  nunmehr  überall  theils  durch  Hausgesetze 
und  Herkommen,  theils  durch  die  neueren  Verfassungsgesetze  fest- 
gestellt, so  dass  wenigstens  gegenwärtig  da,  wo  eine  repräsentative 
Verfassung  bereits  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  regelmässig 
weder  eine  Veräusserung,  Vertauschung  oder  Verpfändung  des 
Staatsgebietes  oder  einzelner  Theile  desselben  ohne  die  ständische 
Zustimmung   vorgenommen   werden   darf^).     VII.    Der  Grundsatz 


2)  Die  wichtigsten  Veränderungen,  woraus  die  Bildung  der  jetzt  beste- 
henden Territorien  hauptsächlich  hervorging,  wurden  bewirkt  durch  den  Lii- 
neviller  Frieden  v.  ISdl,  den  Reichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Februar 
1S03,  die  Rheinbundesalcte  v.  12.  Juni  1S06,  den  ersten  Pariser  Frieden  v. 
30.  Mai  1S14,  die  Wiener  Congressakte  v.  9.  Juni  1S15,  den  zweiten  Pari- 
ser Frieden  v.  20.  Novemb.  1S15.  Zum  Vollzug  der  letztgenannten  beiden 
Staatsverlräge  wurde  der  sog.  Frankfurter  Territorialrecess  durch  Bevoll- 
mächtigte von  Oesterreich,  England,  Preussen  und  Russland  errichtet.  (Ab- 
gedruckt in  G.  V.  Mayer,  Staatsakten  I.  S.  299  u.  f. 

3)  Siehe  über  diese  Begrilfe  oben  §.  65. 

•♦)  Die  Nachweisungen  darüber,  dass  die  Bundesversammlung  die  Lebn- 
barkeit  eines  deutschen  Landes  als  unvereinbar  mit  dem  Begriffe  eines  Bun- 
deslandes und  der  Stellung  seines  Souverains  als  eines  Bundesgliedes  be- 
trachtet, siehe  oben  §.   159.  Note  11,  und  besonders  §.  259. 

5)  lieber  die  Pfan  dsch  a  ften  zur  Reichszeit  siehe  oben  §.  84.  Note  19. 
§.  91.  V.  §.  103.  IX.  —  Ueber  die  Aufhebung  der  Pfandschaflen  durch  die 
Rheinbundesakte  v.  12.  Juni  1S06  unter  den  Rheinbundesgliedern,  siehe  oben 
§.  107.  XL 

ß)  Die  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunden  über  die  Unveräusserlich- 
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der  U  n  l  h  0  i  1 1»  a  r  k  e  i  t  der  Staatsgebiete  ist  insoweit  aufgenommen, 
als  Primogeni  lurordnung  bei  der  Thronfolge  Platz  greift'). 

§.  445. 
II.  Die  Jiistizhohcit. 
1)  Begriff  und  Umfang. 
I.  Justizhoheit  (Gerichtsbarkeit,  Jtirisdiitio)  ist  der  Inbegriff 
der  Rechte,  welche  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  die  Rechts- 
pflege, d.  h.  die  Handhabung  des  Rechtes,  im  Staate  zustehen. 
II.  Sie  enthält:  1)  das  Recht  der  sog.  Oberaufsicht,  d.  h. 
a)  der  Beaufsichtigung  des  ganzen  Rechtslebens  im  Staate,  um 
das  Bedürfniss  desselben,  sowohl  in  Bezug  auf  die  streitigen, 
als  die  nicbts  Irei  tigen  Verhältnisse  (sog.  streitige  und 
freiwillige  Gerichtsbarkeit)  in  dieser  Beziehung  zu  erkennen, 
und  den  Stoff  für  die  Gesetzgebung  zu  gewinnen'):  b)  insbeson- 
dere das  Recht  der  Beaufsichtigung  ( Visita  tions recht)  der 
Justizbehörden  (Gerichte,  Notariate,  Amtsrevisorale  u.  dergl),  um 
sich  in  fortwährender  Kenntniss  von  der  .4rt  und  Weise  ihrer 
Amtsführung  zu  erhalten  und  c)  die  Discipli  nargewal  t  über 
die  bei  der  Justiz  angestellten  Beamten  und  Diener.  2)  Die  Justiz- 
hoheit enthält  ferner  das  Recht  der  Justizgesetzgebung, 
als  Befufniss  der  Aufstellung  gemeingültiger  Normen  als  Richt- 
schnur für  die  Entscheidung  der  Gerichte  und  die  Amtsführung 
der  für  die  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  aufgestrll- 
len  Behörden;  ferner  3)  die  Befugniss  zur  Justizorgani- 
sation, d.  h.  zur  .\nordnimg  der  Gerichte  und  der  Behörden 
zur  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit-);  4)  das  Recht, 
sowohl  die  Richter  als  alle  anderen  Justizbeani  t en  zu 
ernennen    und.  an  zustellen  3);    und   5)   das  Recht   (so    wie 

keil  der  Staatsgebiete,  die  NotliwcDdigkeit  der  ständischen  Zastinimung  bei 
Terrilorialveränderungen ,  und  die  Ausnahmen  hiervon  nach  Maassgabe  der 
einzelnen  \  erfassiingen,  siehe  oben  §.  396.  ISote  S  — 10. 

")   Siehe  oben  §.  247.   und  besonders  §.   251.  V.   und  VI. 

')  Ueber  die  Gründe,  wesshalb  die  sog.  freiwillige  Gerichtsbar- 
keil hieher  gezogen,  und  nicht  unter  die  Polizeihoheil  geslellt  wird,  siehe 
oben  §.  273.  Note  2. 

2)  Ueber  die  Einrichtung  der  Justizorganisation  durch  Gesetz  oder  Ver- 
ordnung, siehe  oben  §.  441.  Note  2. 

3)  Ausdrücklich    erwähnt   Hannover,    L.  V.  G.  1840.  §.  6,    dass  alle 
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die  Pflicht)  der  Vollziehung  der  Rechtsgesetzgehiing  in  ihrem  gan- 
zen Umfange,  insbesondere  die  Vorsorge  für  die  gehörige  Voll- 
streckung der  von  den  Gerichten  gesprochenen  Urtheile-*). 

§.  446. 
2)  Bundesgesetzliche  Bestiinmangen  bezüglich  der  Jnstiz- 
verfassung   in   d^n    Bundesstaaten.      Abhülfe    bei   Justiz- 
verweigerung.    Einrichtung  von  Gerichten  dritter  Instanz 
und  Aktenversendnng. 

In  der  Bundesgesetzgebung  sind  bezüglich  der  Rechtspflege  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  nur  zwei  Grundsätze  aulgestellt: 
I.  dass  der  Rechtpflege  stets  ihr  gesetzlicher  Lauf  gelassen  werden 
müsse,  und  daher  die  Betheiligten  im  Falle  einer  Justizver- 
weigerung  oder  gehemmter  Rechtspflege,  sich  mit  einer  Be- 
schwerde an  die  Bundesversammlung  zu  wenden  befugt  sind,  wor- 
auf diese,  soferne  die  Beschwerde  als  begründet  erfunden  wird, 
die  Abhülfe  nach  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Landes 
zu  bewirken  hat').  II.  Der  zweite  Grundsatz  ist  der,  dass  für 
jeden  deutschen  Bundesstaat  ein  Gericht  dritter  Instanz  eingerich- 
tet sein  soll.  Hierüber  enthalt  insbesondere  die  Bundesakte  art- 
XII.  folgende  Bestimmungen:  A)  ..Diejenigen  Bundesglieder,  deren 
Besitzungen  nicht  eine  Volkszahl  von  300,000  Seelen  erreichen, 
werden  sieh  mit  den  ihnen  verwandten  Häusern,  oder  anderen 
Bundesgliedern,  mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche  Voikszahl 
ausmachen,  zu  Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten 
Gerichtes  vereinigen."  B)  „  In  den  Staaten  von  solcher  Volks- 
menge,  wo   schon  jetzt  dergleichen  Gerichte  dritter  Instanz  vor- 

Beliörden  nur  eine  ihnen  „vom  Könige  übertragene  Gewalt"'  aus- 
üben. —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  87.  „Die  Richter  werden  vom  Könige 
oder  in  dessen  Namen  auf  Lebenszeit  ernennt." —  Siehe  auch  oben  §396. — 
iVur  in  wenigen  Staaten  haben  die  Stände  das  Recht,  zu  einigen  Richter- 
steilen geeignete  Personen  zu  präsentiren.  So  z.  B.  in  15ra  uusch  we  i  g  , 
n.L.O.  \KV2.  %.    1(14.  zu  zwei  Raihsstellen  im  Landesgerichte. 

')  Ausdriielilich  eriilürt :  S.  Allenburg,  V.-U.  1S31.  §.46,  es  als  eine 
Pflicht  der  Slaatsregierung;  „auf  schnelle,  unpartheiische  und  minder  kost- 
spielige Rechtspflege  zu  seheu ,  und  hierzu,  vermöge  der  Aufsichts- 
und Discipiinargewalt  hinzuwirken." 

')  W.   S.  A.  art.  29.  —  Siehe  hierüber  das  INähere,  oben  §.   156. 
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banden  sind,  werden  jedoch  diese  in  ihrer  bislierigen  Eigenschaft 
erhalten,  wofern  nur  die  Volkszahl,  über  welche  sie  sich  erstrecken, 
nicht  unter  150,000  Seelen  ist."  C)  „Den  vier  freien  Stiidlen 
steht  das  Recht  zu,  sich  unter  einander  über  die  Errichtung  eines 
gemeinsamen  obersten  Gerichtes  zu  vereinigen."  D)  „Bei  den 
solchergestalt  errichteten  gemeinschaftlichen  obersten  -Gerichten 
soll  jeder  der  Partheien  gestattet  sein,  auf  die  Verschickung 
der  Akten  auf  eine  deutsche  Fakultät  oder  an  einen 
Schöffen  stuhl  zur  Abfassung  des  Endurtheils  anzutnit;en-)." 
III.  Auch  ausser  dem  in  der  Bundesakte  art.  XII.  besonders  be- 
nannton Falle  war  die  Aktenversendung  an  Juristenfakultäteu  oder 
Scböffenstühle ,  sowohl  in  Civil-  als  Criniinal-  und  Polizeisachen 
und  in  fiskalischen  Sachen  in  mehreren  Ländern  von  Alters 
her  üblich  und  in  dem  Falle,  wenn  der  Fiskus  Parthei  ist,  sogar 
mitunter  ausdrücklich  vorgeschrieben.  Durch  einhelligen  Bundes- 
beschluss  vom  13.  November  1834  (Sitz.  XXIX.  Protok.  §.  547.) 
wurde  aber  der  Art.  XII.  der  Bundesakte  dabin  authentisch 
interpretirt,  dass  eine  Ausdehnung  seiner  Bestimmung  aufPolizei- 


*)  Gemeinschartliche  Oberappellatiousgericbte  bestehen  jetzt  noch :  1)  zu 
Jena  für  die  ^rossh.  und  herzogt,  sächsischen  und  fürstl.  reus  s  i  sehe  n 
Länder,  und  seit  der  Aufhebung  des  genieinschafllicheu  öberappellationsge- 
richtes  zu  Zerbsl,  auch  für  die  fiirstl.  sc  h  w  arz  b  u  rgisch  en  und  an- 
hal  tischen  Länder;  II)  zu  W  ol  fenb  ü  ttel,  für  B  r  a  u  n  s  chw  eig,  W  al- 
deck  und  beide  Lippe.  lu  Waldeclc  geht  jedoch  die  Berufung  in  Straf- 
sachen seit  1S51  ao  das  Übertribunal  in  Berlin.  —  In  Lippe  (Detmold) 
war  durch  ein  Gesetz  v.  J.  184S  die  dritte  Instanz  zu  Wolfenbüttel  besei- 
tigt und  die  Akteuversendung  verboten  worden,  was  zu  verschiedeiijn  Re- 
klamationen bei  der  Bundesversammlung  Veranlassung  gab.  (Vergl.  Protok. 
der  B.  V.  1854:  §.  77.  149-  212.  340.  1855:  §.  156.  217.  —  In  einer  Ver- 
ordnung vom  10.  Sept.  IS55  hat  Lippe  (Detmold)  seinen  Rücktritt  von 
dem  0.  A.  G.  zu  Wolfenbüttel  erklärt,  und  bis  dahin,  dass  ein  anderer 
oberster  Gerichtshof  gefunden  sei,  eine  eigene  sog.  0.  A.  Commission 
niedergesetzt,  welche  die  sonst  nach  Wolfenbültel  gehörigen  Sachen  in- 
struirt  und  an  eine  auswärtige  Juristenfakultät  zur  Einholung  eines  Er- 
kenntnisses versendet,  dessen  Kosten,  so  weit  sie  mehr  beiragen,  als  das  \  er- 
fahren zu  Wolfenbüttel  gekostet  haben  würde,  die  Renteikasse  deckt.  Ili)  Zu 
Rostock  (früher  zu  Parchini) ,  für  beide  Mecklenburg.  IV)  Zu  Lü- 
beck, für  die  vier  freien  St.ndte.  —  V)  H  e  s  se  n  -  Homb  u  rg  hat 
hich  an  d;is  grossherzoglich  hessische  O.-A. -Gericht  zu  Darmsladt,  und 
VI)  Lichtenstein,  an  das  k.  k.  österreichische  Appellationsgericht 
für  Tyrol  und  Voralberg  zu  Insbruck  angeschlossen. 
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und  Criniiiialerkennlnisse  nicht  in  seinem  Sinne  liege,  und  er  da- 
her nur  in  Bezug  auf  Civilstr eil igk ei  ten  Anwendung  zu  finden 
habe.  IV.  Durch  Stimmenmehrheit  erfolgte  sodann  am  5.  Novbr. 
1835  (Sitz.  XXVII.  Protok.  §.  447.)  ein  weiterer  Beschluss,  wo- 
nach die  Bundesstaaten,  in  denen  die  Versendung  der  Akten  in 
Civil-  und  Criminalsachen  an  Fakultäten  und  Schöffenstühle  noch 
verstattet  war,  veranlasst  wurden,  solche  Anordnungen  zu  treffen, 
dass  diese  Verschickung  der  Akten  spätestens  vom  1.  Jan.  1837 
an  aufhöre.  Die  Regierungen,  in  deren  Staaten  Universitäten  be- 
stehen, wurden  ersucht,  denselben  von  gleichem  Termine  an  die 
Annahme  solcher  Akten  zum  Spruche  zu  untersagen.  V.  Die- 
ser zuletzt  genannte  Bundesbeschluss ,  welcher  die  Durchführung 
des  Verbotes  der  Aktenversendung  in  Polizei-  und  Criminalsachen 
zum  Gegenstande  hatte,  ist  aber  schon  durch  Bundesbeschluss 
vom  23.  März  1848  (Sitz.  XXII.  Protok.  §.  176.)  auf  Antrag  der 
freien  Stadt  Frankfurt  ausdrücklich  aufgehoben  worden.  Auch 
auf  den  Dresdener  Conferenzen  wurde  ausdrücklich  anerkannt, 
dass  sowohl  der  Bundesbeschluss  vom  13.  November  1834,  als 
der  Bundesbeschluss  vom  5.  November  1835  durch  den  Bundes- 
beschluss vom  2.  April  1848  (Sitz.  XXVII.  §.  214.),  welcher  ins- 
gemein alle  sog.  Ausnahmsgesetze  des  Bundes  aufhob,  beseitigt 
worden  sei^). 

§.  447. 

3)  Die  Bestimmnngen  der  deatschen  Verfassungsnrknnden 

über   die  Gerichtsbarkeit  nnd   Rechtspflege   mit  Verglei- 

cliiing  der  Bestimmungen  in  der  projektirten  Reichs- 

verfassang  vom  28.  März  1849.  Art.  X. 

1.  In  den  deutschen  Staaten  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit, 
theils  schon  zur  Reichszeit,  theils  seit  der  Auflösung  des  Reiches, 
in  Theorie  und  Praxis  eine  Rtihe  von  staatsrechtlichen  Grund- 
anscbauungen  über  das  Verhältniss  der  Staatsregierung  zur  Ge- 
richtsbarkeit und  Rechtspflege  festgestellt,  welche  gegenwärtig  theils 
in  säniratlichen,  theils  doch  in  den  meisten  Einzelstaaten  als 
maassgebende  Grundsätze  betrachtet  werden.  II.  Diese  Grund- 
anscliauungen    haben   sich   auch   in   der  constituirenden  National- 


3)  Siehe  oben  §.   182.  Note  8. 
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Versammlung  zu  Frankfurt  (lö46  -  1849)  geltend  gemacht;  sie 
sind  daher  grosseniheils  in  die  Reiclisverfassnng  vom  28.  März 
1849.  Art.  X.  §.  173.  bis  182.  übergegangen,  und  darin  zum 
Theile  mit  grosser  Schürfe  ausgesprochen  worden  ').  III.  Obschon 
die  formelle  Geltung  dieser  Reichsverfassung  beseitiget  ist 2),  so 
haben  doch  vorzugsweise  die  bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  darin 
aufgenommenen  Bestimmungen  Berücksichtigung  in  den  neuesten 
Vcrlassungsurkunden  und  anderen  das  Gerichtswesen  betreffenden 
Gesetzen  gefunden ,  und  sind  daher  bei  deren  wissenschaftlicher 
Darstellung  als  einflussreich  auf  die  geschichlliche  Entwickelung 
der  Gesetzgebung  fortwährend  zu  berücksichtigen. 

§.  448. 
b)  Die  einzelnen  Bestiminnngen  der  deutschen  Verfassuno;s- 

urkunden  über  die  Gerichtsbarkeit  nnd  Rechtspflege. 
a)  Der  Souverain  als  Quelle  der  Gerichtsbarkeit.    Aus- 
übung  der  Rechtspflege   durch  die  ordentlichen  Gerichte. 

I.  In  allen  deutschen  Staaten  wird  anerkannt,  dass  alle  (welt- 
liche) Gerichtsbarkeit  nur  von  dem  Slaatsoberhaupte  aus- 
geht'), und  in  dessen  Namen  und  unter  seiner  Oberaufsicht 
von  den  Gerichten  verwaltet  wird-).     II.  In  den  meisten  Staaten 

0  Vergl.  oben  §.  296. 

2)  Siehe  die  beiden  Bundesbescblüsse  v.  23.  August  1851.    §.   150. 

')  Ausdrückliche  Erklärungen  hierüber  enthalten:  Bayern,  V.-U.  iSlS. 
Tit.  VIII.  §.  1.  ,,Die  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Könige  aus."  —  Aehn- 
lich:  Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  191.  —  S.  Meiningen,  V.-U. 
1829.  §.  1Ü5.  ,,Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Staate  und  dem  Landes- 
herrn aas."  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  9.  ,,  Der  König  ist  die 
Quelle  aller  Geiichtsbarkeit."  —  Vergl.  auch  oben  §.343.  VI.  —  Die  Reicbs- 
verfassnng  vom  28.  März  1849  sagte  dagegen  nur:  ,,Alle  Gerichtsbarkeit 
geht  vom  Staate  aus."  —  Dieser  Satz  findet  sich  gleichlautend  in: 
Schwarz burg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  173.  —  Anhalt- 
Beruburg,  V.-U-  1850,  §.  31.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  92.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.    §.  3u. 

2)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VIII.  §.  1.  „Sie  (die  Gerichtsbarkeit) 
wird  unter  Seiner  (des  Königs)  Oberaufsicht  durch  eine  geeignete  Zahl 
von  Aeratern  und  Obergerichten  in  einer  gesetzlich  bestimmten  Instanzen- 
ordnung verwaltet."  —  VVürtemberg,  V.-U.  1819.  §.  92.  ,,Die  Ge- 
richtsbarkeit wird  im  Namen  des  Königs  und  unter  dessen  Obenauf  sich 
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ist  daher  auch  ausdrückUch  festgesetzt  worden,  dass  keine  anderen 
Gerichte,  als  nur  Staatsgerichte,  bestehen  sollen,  und  dess- 
halb  die  Patriraonialgerichte,  wo  solche  bisher  noch  be- 
standen, aufzuheben  sind  3).  III.  Es  ist  allgemein  anerkannter 
Grundsatz,  dass  der  Souverain  die  Gerichtsbarkeit  nur  durch  die 
Gerichte  in  dem  durch  die  Justizverfassung  des  Landes  be- 
stimmten Instanzenzuge  verwaltet  ^).  Einige  Verfassungsurkunden 
bestimmen  dabei  ausdrücklich,  dass  alle  Gerichte  coUegialisch 
besetzt  sein  sollen^).  iV.  Kabinetsjustiz  ist  in  den  deutschen 
Ländern    von  jeher  unstatthaft  gewesen*').     V.    üebereinstimmend 


durch  coUegialisch  gebildete  Gerichte  in  gesetzlicher  Inslanzenordnung  ver- 
waltet." —  Aehuiich:  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  9.  a  linea  2.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-L.  1849.  §.  165.  „Die  richter- 
liche Gewalt  wird  im  Namen  des  Fürsten  durch  die  Gerichte  ausgeübt."  — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  86.  —  S.  Cob urg- Go t h a ,  V.-U.  1852. 
§.  134.  (siehe  unten  Note  9.)  —  Waldeck,    V.-U.   1852.    §.  74. 

3J  Ausdrücklich  spreclien  die  Aufhebung  der  Palrimonialgerichte  aus : 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  191.  -  R.  V.  v.  28.  März  1849. 
§.  173.  ,,Es  sollen  keine  Palrimonialgerichte  bestehen.'*  —  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.31.  -  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  136.  — 
Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  30.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  74. 
a  linea  2.  —  In  vielen  anderen  Staaten  war  die  Patrimonialgerichtsbai-keit 
schon  langst  zuvor  aufgehoben,  so  z.  ß.  in  Baden  schon  im  J.  1813,  Iheils 
halte  sie  [die  Krone  durch  Verträge  mit  den  einzelnen  Berechtigten  für 
den  Staat  erworben.  —  Neuere  Gesetze  sprechen  mitunter  das  Aulhören 
derselben  ohne  Entschädigung  aus,  Vergl.  die  R.  V.  v.  28.  März  1849. 
§.  166.  ,,Ohne  Entschädigung  sind  aulgehoben  die  Patrimonialgerichtsbar- 
keit und  die  grundherrliche  Polizei,  sammt  den  aus  diesen  Rechten  fliessen- 
den Befugnissen,  Exemtionen  und  Abgaben."  —  Aehnlich :  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.  31.  —  Uebrigens  wurde  schon  zur  Reichszeit  die 
Patrimonialgerichtsbarkeit  allgemein  nicht  als  eine  selbslständige,  sondern 
als  eine  von  dem  Staate  abgeleitete,  auf  ausdrücklicher  oder  stillschwei- 
gender Concession  des  Staatsoberhauptes  beruhende,  sog.  mittelbare 
Gerichtsbarkeit  betrachtet. 

*)  Ausdrücklich  erklären  dies:  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VIII.  §.  1.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  92.  (siehe  Note  2).  —  S.  Meiningen, 
V.-U.  1829.  §.  105.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  45,  —  Schwarz- 
burg-Sondershausen, V.-U.   1&49.  §.   165.  (siehe  Note  2). 

5)  So  z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  92.  (siehe  Note  2).  — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.   §.  102. 

6)  Die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  siehe  oben  §.  156.  Note  3.  — 
Die  R.  V.  V.  28.  März  1849  bestimmte  §.  174.    „..  .Kabine  ts-  und  Mi- 
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mit  den  bundesgesetzlicheii  Beslimmungen  über  die  Justiz  Ver- 
weigerung (§.  156.  446.)  erklären  mehrere  Verfassungen  aus- 
drücklich, dass  niemals  der  Laul  der  Justiz  gehemmt 
werden ') ,  auch  Niemand  an  der  Betretung  und  Verfolgung  des 
R  e  c  h  s  w  c  y  c  s  vor  den  Gerichten  gehindert  werden  dürfe  ^). 
VI.  Ausübung  der  Justiz  durch  \erwaliungsbehörden,  oder  sog. 
Administrativjustiz,  ist  nur  insoweit  statthaft,  als  ein  be- 
stimmtes Landesgeselz  die  Entscheidung  über  gewisse  Streitig- 
keiten an  Verwaltungsbehörden  verweiset").  In  den  meisten  deut- 
schen Staaten  ist  dieselbe  ausdrücklich  ausgeschlossen,  oder,  wo 
sie  eingeführt  war,  wieder  abgeschaut  worden  '").  Vil.  In  meh- 
reren Verfassungsurkunden  ist  auch  grundsätzlich  ausgesprochen 
worden,  dass  den  Polizeibehörden  keine  Strafgewalt 
zustehen    könne").     VIII.    Mit   der  Grundansicht,    dass  die  der 

n  i  s  t  e  rialj  US  tiz  ist  unstatth-irt."  —  Dieselbe  BestiniinuDg  fiadet  sich  in: 
Anhait-Bernburg,  V  -U.  1850.  §.  33.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  93.  |§.  2.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  Is52.  §.  135.  — 
Reuss,   j.    L.,  V.-U.  1852.  §.  31. 

-)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VIII.  §.  4.  ,,Der  König  kann...  in  kei- 
nem  Falle  irgend  eine  anhängige  Streitsache:  oder  angefangene  Untersuchung 
hemmen."  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829  §.  Iü5.  ,,...und  soll  der  Lauf 
der  Justiz  nicht  gehemmt  werden."  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  9. 
a  linea  3.  „  Der  König  kann  den  geraden  Lauf  der  Rechtspflege  nicht 
hemmeu." 

8)  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §  201.  203.  —  Kurhessen, 
V.-U,   1852.  §.  87. 

y)  In  diesem  Sinne  ist  zu  verstehen:  S.  Coburg-Gutba,  V.-U,  1852. 
§.  134.  ,,Die  richterliche  Gewalt  wird  im  IN  amen  des  Herzogs  und  unter 
dessen  Oberaufsicht,  und  zwar,  insoweit  nicht  für  besondere  Fülle 
die  Gesetze  eine  Ausnahme  bestimmen,  durch  die  Gerichtshöfe 
und  richterliche  Beamte  ausgeübt."  —  Das  gemeine  deutsche  Recht  kennt 
die  sog.  A  dm  i  nistrat  iv  J  US  ti  z  iiberliaupL  nicht.  Sie  ist  überhaupt  nur 
in  wenigeil  Staaten  nacii  französischem  Vorbilde  eingeführt  worden. —  Vergl. 
übrigens:  K.  v.  Pfizer,  Prüfung  der  neuesten  Einwendungen  gegen  die 
Zulässigkeit  der  Verwallungsjnstiz.  Stutigart,   1833. 

'«)  R.  V.  V.  28.  März  1849.  §.  181.  ,,Die  Verwaltungsrechtspflege  hört 
auf;  über  alle  Rechtsverletzungen  enlseheiden  die  Gerichte."  —  Diese  Be- 
stimmung haben  aufgenommen:  Sc  h  w  a  rz  b  urg-Sonde  rsh  a  u  se  n  ,  V.-U. 
1849.  §.  169.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  38.  —  Olden- 
burg, revid.  V.-U.  1852.  art,  96.  §,  2.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852. 
§.  37.  —  Waldeck,   V.-U.   1852.  §.  81. 

")  Als    Vorbild   diente   auch   hier   die  R.  V.    v.  28.  März  1849.    §,   181. 
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Krone  zuständige  Staatsgerichtsbarkeit  durch  Gerichte  auszu- 
üben ist,  hängen  auch  die  bereits  bei  der  Darsleliung  der  Volks- 
rechte aufgeführten  Zusicherungen  zusammen ,  welche  die  Ver- 
fassungsurkunden den  Unterlhanen  darüber  zu  ertheilen  pflegen, 
dass  Niemand  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen  werden  *2), 
noch  aus  anderen  als  aus  gesetzlichen  Gründen  und  mit 
Beobachtung  der  gese  Iz  lieb  en  Form  en  verhaftet  oderbe- 
slraft  werden  dürfe '^j.     IX.  Dasselbe  gilt  von  den  besonders  in 


a  linea  2  ,,Der  Polizei  steht  keine  Slrafgewalt  zu."  —  Diesen  Salz  haben 
aufgenommen:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  169. 
a  linea  2.  —  Anhalt-B  ern  b  urg,  V.-ü.  1850.  §.  3S.  —  Waldeck, 
V.-ü.  1852.  §.  81.  —  Dagegen  bestimmt  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  103.  ,,Ueber  Polizeivergehen  und  deren  Bestrafung  soll  ein  besonderes 
Gesetz  erlassen  werden."  In  den  meisten  deutschen  Staaten  ist  den  Polizei- 
behörden noch  das  Recht  eingeräumt,  wegen  Polizeiöbertrelungen  kleine  Ge- 
ftingoiss-  oder  Geldstrafen  zu  verhängen. 

'2)  Siehe  oben  §.  290.  Note  3  §.296.—  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.IV. 
§,  8.  a  linea  2.  ,, Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen 
werden."  —  Uebereinstimmen  :  Baden,  V.-U.  1818.  §.  14.  a  linea  2.  und 
§.  15.  _  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  26.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.  §.  31.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  201.  —  Schwarz- 
burg-Sondershausen, V.-ü.  1849.  §.170.  —  Preussen,  V.-U.  1850. 
art.  7.  —  Anh  al  t-Bernburg,  V.-U.  1850.  art.  7.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852.  art.  38.  §.  2,  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852. 
§.  31.  _  Reuss,  j.  L  ,  V.-U.  1852.  §.  31.  —  VValdeck,  V.-U.  1852. 
§.  75.  —  R.  V.  V.  28.  März  1849.  (siehe  oben  §.  206).  —  K.  Sachsen, 
V.-U.  1831.  §.  48.  ,,Kein  Unterlhan  darf  seinem  ordentlichen  Richter  ent- 
zogen werden,  als  in  den  von  den  Gesetzen  vorausbestimmten 
Fällen."  —  Uebereinstimmt:  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  45.  — 
Ebenso:  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  5.  mit  dem  weiteren  Bei- 
satze: ,, ausser  in  den  im  Prozessgange  begründeten...  Fällen."  — 
Aehnlich  :  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  88.  —  Ueber  die  Bedeutung  die- 
ser Klausel,  siehe  hier  unten  Nr.  X. 

»3)  Siehe  oben  §.  290.  Note  2.  §.  292.  Note  17.  u.  f.  —  Ausdrücklieh 
sagt  dies  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  8.  a  linea  3.  —  Baden,  V.-U. 
1818.  §.  15.  a  linea  2.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  26.  —  Grossh. 
Hessen,  V.-U.  1820.  §.  33.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  51.  — 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  51.  (§.  52.  verbietet  ausdrücklich,  Ge- 
ständnisse durch  Zwang  zu  erpressen).  —  Br  a  u  n  seh  w  e  i  g  ,  n.  L.  0. 
1832.  §.  202.  204.  (Schutz  gegen  Verlängerung  der  Haft).  —  Hannover, 
L.  V.  G.  1840.  §.  30.  —  Schwarzburg-Sondersbausen,  V.-U. 
1849.  §.  11.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  5.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-U.  1850.   §.  5.   —  Kurüessen,   V.-ü.  1852.   §.  89.   90.    92.  93.    — 
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der  neueren  Zeit  liauliger  in  den  Verlassungsurkunden  vorkommen- 
den Beslimniungen,  dass  die  privilegirten  Gerichtsstände 
(Fora  privilegiala)  der  Personen  und  Sachen  aufgehoben  ''*),  und 
keinerlei  Ausnahmsgerichte  zugelassen  werden  sollen*'^). 
X.  Mehrere  Verlassungsgesetze  hahen  aber  in  letzterer  Beziehung 
ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  die  nach  den  Prozessgesetzen 
in  gewissen  Fallen  nölliige  B  ea  ultragung  eines  anderen  als  des 
regelmässig  zuständigen  Gerichtes  durch  ein  Obergericht  zur  Ver» 
handlung  oder  Entscheidung  einer  Sache  nicht  unter  die  Kate- 
gorie der  Ausnahnisgerichte  zu  zähb  n  sei  *^).  XI.  Auch  wird  all- 
gemein anerkannt,  dass  aus  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit  für 
Rechlssireiligkeiten,  welche  gewisse  Arten  von  Gegenständen,  wie 
Handels-  und  Wechselsachen''),    oder  auch  gewisse  Klassen  von 


Oldenburg,  rev.  V.-U.  iS52.  art.  38.  39.  —  S.  Cob  urg-Gotb  a,  V.-U. 
1852.  §.  32.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.,  1852.  §.  10.  —  Waldeck,  V,-U. 
1852.  §.  92.  —  UebereiDstiiumle :  R.  V.  v.  28.  1849.  §.  138.  u.  f.  (siehe 
§.  292). 

")  ÜDler  den  Verf.-Urkunden  vor  dem  J.  1848  baue  schon  die  des  K. 
Sachsen  die  Aufbebung  der  privilegirten  Gerichtsstände  in  Aussiebt  ge- 
stellt. —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  55.  ,,Die  Rechtspflege  wird  auf 
eine  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  entsprechende  Weise  in  dem  Maasse 
eingerichtet  werden,  dass  die  privilegirten  Gerichtsstände  aufhören,  soweit 
nicht  einzelne,  auf  Verträgen  oder  besonderen  Verbältnissen  beruhende 
Ausnahmen  noch  ferner  uolhwendig  bleiben."  —  Die  Beslimmuog  der  Reichs- 
verfassung v.  28.  März  1849 ,  welcher  sich  die  meisten  neueren  Verf.-Ur- 
kunden anschlössen,  nebst  diesen  Gesetzen,  siebe  oben  §.   296.  Note  3. 

>*)  Die  Bestimmung  der  R.  V.  v.  28.  März  1849.  §.  2.  nebst  den  Verf. - 
Urkunden,  in  welche  sie  übergegangen,  siehe  oben  §.  296.  Note  2. 

"■)  Vergl.  ausser  den  oben  Note  12.  angef.  Verf.-Urkunden  von  Hanno- 
ver und  Kurhessen  auch  noch  S.  Altenburg,  V.-U.  1S31.  §.  45.  — 
ßraunscbweig,  n.L.  0.  1S32.  §.  201.  —  Vergl.  besonders  die  oben  §.  296. 
Note  2.  gegebene  Erläuterung,  —  Solche  Ersetzung  eines  Gerichtes  durch 
ein  anderes  kann  z.  B.  auch  dann  unvermeidlich  sein,  wenn  ein  ganzes  Col- 
legium  perborrescirt  wird ,  oder  sich  selbst  (aus  gesetzlichen  Gründen)  re- 
cusirt  z.  B.  wegen  Betheiligung  seiner  sämmtlichen  Mitglieder  am  Ausgange 
des  Rechtsstreites. 

1")  Ausdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  91.  ,,  Gerichte 
für  besondere  Klassen  von  Angelegenheiten,  insbesondere  Handels-  und 
Ge  werb  e- Gerich  te  sollen  im  Wege  der  Gesetzgebung  an  den  Orten  er- 
richtet werden,  wo  das  Bedürfniss  solche  erfordert."  —  Desgleichen  gestat- 
tet Preussen,  V..U.  1850.  §.95.  die  Errichtung  eines  besonderen  Schwur- 
gerichlshofes  zur  Aburtheilung  ,, des  Verbrechens  des  H  o  cb  verr  a  thes  und 
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Personen,  wie  namentlich  das  Militair  und  die  Shidirenden  auf 
den  Universitäten  anbetreffen,  besondere  Gerichte  {Fora  spe- 
cialia)  eingerichtet  werden  dürfen  '>'*). 

§.  449. 

ß)   Unabhängigkeit  der  Gerichte. 

I.  Schon  zur  Reichszeit  war  allgemein  anerkannt,  dass  weder 
der  Landesherr  noch  irgend  eine  V  erwaltungsbehörde  befugt  sei, 
sich  in  die  eigentliche  Rechtsprechung  der  Gerichte  einzu- 
mischen ^).  II.  Derselbe  Grundsatz  wurde  auch  in  alle  deutschen 
Verfassungsurkunden  ausdrücklich  aufgenommen  -) ,  und  desshalb 
wird  auch  allgemein  anerkannt,  dass  die  Urlheile  der  Gerichte, 
und  zwar  ebensowohl  die  Strafuitheile  als  die  Civilerkenntnisse, 
um  rechtskräftig  zu  sein,  keiner  speziellen  Bestätigung  des 
Süuverains  bedürfen  3).     Hl,  Da  nach  dem  Charakter  aller  gellen- 


der schweren  Verbrechen  gegen  die  äussere  und  innere  Sicherheit  des  Staa- 
tes." —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  35.  ,,  . . .  Han  dels-,  Berg-  und 
Gewerbe-Gerichte." 

'8)  Ueber  die  Zulässigkeit  besonderer  Militärgerichte,  siehe  oben 
§.  296.  Note  4.  —  Heber  Universitiitsgerichte,  s.  meine  Schrift: 
Ueber  akademische    Gerichtsbarkeit    und  Studenlenvereine.   Heidelberg  1832. 

•)  Eine  solche  Einmischung  wurde  als  Kabineisjustiz  oder  als  Justizver- 
weigerung oder  Hemmung  der  Rechtspflege  bclrachtet.  (Siehe  §.448.  NoteC^ 
1.  8J.  —  Vergl.  auch  oben  §.  273.  Note  1.  —  hii  J.  1840.  erklärte  Kai- 
ser Ferdinand  von  Oeslerreicii:  ,,  Es  ist  unsere  innigste  Ueberzeugung, 
dass  der  Aufrechlhaltung  des  Staates  und  den  Grundgesetzen  des  Reiches, 
die  dessen  Palladium  sind,  nichts  gefährlicher  sei,  als  Angriffe  auf  die  ge- 
setzliche Unabhängigkeit  der  Richter."  —  Vergl.  Pfeiffer,  prakl. 
Auslührungen,  Bd.  VI.  S.  660.  —  Ueber  die  eigenlhiimliche  Stellung  des 
ehemaligen  deutschen  Kaisers  zur  Rechtspflege  des  Reichshofralhes,  siehe 
oben  §.  84.  85.  100. 

2)  Siehe  Note  5. 

3)  Ausdrücklich  sagt  dies  z.  B.  W  ü  r  lern  her  g,  V.  -  U.  1819.  §.  96. 
,,Die  Erkenntnisse  der  Criminalgerichte  bedürfen,  um  in  Rechtskraft  über- 
zugehen, keiner  Bestätigung  des  Regenten."  —  Nicht  zu  verwechseln  mit 
einer  solchen  Bestätigung  der  gerichtlichen  Urtheile  ist  die  in  den  mei- 
sten Staaten  vorgeschriebene  Vorlage  der  Criminalurtheile,  welche  auf  schwere 
peinliche  Strafen ,  namentlich  die  Todesstrafe  ,  erkennen  ,  an  den  Souverain 
zum  Behufe  seiner  Entscliliessung  über  eine  etwaige  Begnadigung  oder 
Strafmilderung.  Dieser  Unterschied  ist  recht  gut  hervorgehoben  in: 
Würtemberg,    V.-U.  1819.   §.  97.  —  ßraunschweig,  n.  L.-O.   1832. 
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den  (leutsclien  >  ei  liissimgi'n,  so  wie  nach  dem  deutschen  Bundes- 
recljle,  ein  System  der  Theilung  der  Gewallen  grundsatzlich  aus- 
geschlossen ist"*;,  so  kann  die  den  Gerichten  in  ehen  diesen  Rechts- 
quellon  beigelegte  Unabhängigkeit  luu'  von  einer  Unabhängig- 
keit innerhalb  des  verfassungsmässigen  Kreises  ih- 
rer Thatigkeit,  aber  nicht  von  einer  solchen  Unabhängigkeit 
verstanden  werden,  welche  als  eine  wahre  Souverainetät  der 
Gerichte  betrachtet  werden  müsste,  und  densidben  eine,  die 
gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  des  Staatsoberhauptes  be- 
herrschende Stellung   einräumen  würde'').     IV.    In  dieser  Grund- 


§.  193.  ,,üie  Strafurllieile  der  Gericlilshöfe  bedürfea  keiner  Bestäti- 
gung des  Landesfürslen ;  docb  soll  die  Vollziehung  der  durch  das  Ge- 
setz bezeichneten  schweren  peinlichen  Strafen  nur  nach  landesrürstlicher 
Genehmigung  erfolgen." 

*)  Siebe  oben  §.  334.  343. 

5;  In  diesem  Sinne  sagt:  Bayern,  V.-U.  i^slS.  Tit.  VIII.  §.  3.  ,,Die 
Gerichte  sind  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  amtlichen  Befug- 
nisse unabhängig."  —  Uebereinstinimen:  Baden,  V. -ü.  181S.  §.  14.  — 
VViirlemberg,  V.-U.  Ibl9.  §.  93.  —  Anhalt- Bernb  urg,  V.-U.  1850. 
§.  33.  —  Die  Verf.  -  Urkunden  von  S.  Meiningen,  1S29.  §.  105.  und 
Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  9.  a  lioea  2.  und  3.  enthalten  einen  sol- 
chen Satz  nicht,  drücken  aber  denselben  Gedanken  dadurch  aus,  dass  sie 
die  Gerichtsbarkeit  nur  den  ordentlichen  Gerichten  zuweisen  und  erklären, 
dass  der  Landesherr  den  Lauf  der  Justiz  nicht  hemmen  kann.  (Siehe  §.  448. 
NoleT).—  Ausliihrlic-her  äussern  sich:  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.32. 
,,üas  Materielle  der  J  usti  zer  theilung  und  das  gerichtliche  Ver- 
fahren, innerhalb  der  Grenzen  seiner  gesetzlichen  Form  untf  Wirk- 
samkeit sind  von  dem  Einflüsse  der  Regierung  unabhängig."  — 
AebBlich:  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  47.  —  Ebenso:  S.  Altenburg, 
,V.-U.  1831.  §.  40.  —  Braunscbweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  Iu3.  193. 
,,Die  Gerichte  sind  in  ihrer  Amtsführung  der  landesherrlichen  Überaufsicht 
unterworfen,  jedoch  bei  der  Beurtlieilung  von  Rechtssachen  inneriialb  der 
Grenzen  ihrer  Competenz  unabhängig.  Sie  entscheiden  daher  in  allen 
Instanzen  mit  voller  Freiheit  der  Meinungen  und  werden  in  Aus- 
übung ihres  Amtes  nöthigenfalls  durch  den  Beistand  der  Civil-  und  Militär- 
behörden geschützt."  —  Aehnlich  :  Kurbe  ss  e  n  ,  V.  -  U.  1852.  §.  95.  — 
Die  R.  V.  V.  2S.  März  1S49  bestimmte  §.  174.  „Die  richterliche  Ge- 
walt wird  selbstständig  durch  die  Gerichte  geübt."  —  Diese  Fa.s- 
sung  haben  aufgenommen:  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1S52.  §.  31.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852.  arl.  93.  §.  l.  und  erklärt  sodann  im  §,2.  ähn- 
lich, wie  Braunschweig  und  Kurbessen,  die  Gerichte  für  berechtigt, 
,,den  Schulz,  und  zur  Ausführung  ihrer  \  erlügungen,  den  Beistand  der  bür- 
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anschauung  ist  zugleich  das  leitende  Prinzip  für  die  Beurthei- 
lung  des  Verhältnisses  der  richterlichen  Befugnisse  zu  der  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalt  ausgesprochen. 

§.  450. 
y)     Coinpetenz  der  Gerichte.     Justizsachen  überhaupt. 

1.  Die  Competenz  der  Gerichte,  d.  h.  der  Kreis  ihrer  amt- 
lichen Thätigkeit,  innerhalb  dessen  ihnen  die  verfassungs- 
mässige Unabhängigkeit  zukommt,  beschränkt  sich  ausschliesslich 
auf  J  ustizsachen.  11.  Unter  Justizsa  eben  versteht  man  nur 
solche  Sachen,  über  welche  die  richterlichen  Behörden  zur 
Entscheidung  nach  Rechtsgeselzen  aufgerufen  werden  können 
und  müssen,  wenn  eine  derartige  Entscheidung  nöthig  ist. 
Im  Gegensatze  hiervon  werden  alle  Gegenstände,  bezüglich  deren 
die  Staatsgewalt  in  der  Form  der  Gesetzgebung,  Verordnung  oder 
Vollziehung  thätig  wird,  Regierun gs-  oder  auch  Administra- 
tiv-Sachen  genannt*).  111.  Zufolge  dieser  Einschränkung  des 
Begrilles  der  Justizsachen  auf  die  dem  Bereiche  der  eigentlichen 
richterlichen  Thätigkeit,  d.  h.  der  Rechtsprechung,  anheim 
fallenden  Gegenstände  ist  eine  Justizsache  nur  dann  vorhanden, 
wenn  1)  eine  Sache  einer  ausdrücklichen  und  speziellen,  d.  h. 
den  einzelnen  Fall  betreffenden  Entscheidung  nach  bereits 
bestehenden  Rechtsregeln  bedarf,  oder,  wie  man  sich 
gewöhnlich,  jedoch    nicht  ganz  erschöpfend,  auszudrücken  pflegt, 


gerlichen  und  militärischen  Behörden  zu  verlangen."  —  Schwarzburg- 
Sonders  hausen,  V.-U.  1849.  §.  1G5.  a  linea  2.  ,,Die  Gerichte  sind  in- 
nerhalb der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  unabhängig,  und  nur  deqt 
Gesetze  unterworfen.  In  die  ihnen  vom  Gesetz  übertragenen  Ver- 
richtungen darf  sich  kein  anderes  Organ  der  Staatsgewalt  misch  en."  — 
Preussen,  V.-U,  1850.  §.  86.  ,,Die  richterliche  Gewalt  wird  durch 
unabhängige,  keiner  anderen  Autorität,  als  der  des  Gesetzes 
unterworfene  Gerichte  ausgeübt.''  —  Aehnlich  :  S.  Cob  ur  g- Goth  a,  V.-U. 
1852.  §.  135.  -  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  74.  ,,Die  richterliche  Gewalt 
wird  im  INamen  des  Fürsten  durch  unabhängige  Gerichte  ausgeübt,  welche 
keiner  anderen  Autorität  als  der  der  verfassungsmässigen  Gesetze 
unterworfen  sind,  vorbehaltlich  jedoch  ihres  dienstgesetzlichen  Sub- 
ordination s  v  er  häl  tn  i  s  ses  gegen  ihre  vorgesetzten  Behörden." 

')  D.  G.  S  trüben,   gründlicher  Unterricht  von  Regierungs-  und  Justiz- 
sacben,   Hildesheiui,   1733. 
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wenn  eine  streitigeRechtssacIie  vorhanden  ist ;  und  2)  wenn 
ein  Gesetz  oder  eine  andere  demselben  gleich  zu  achtende 
Rechtsquelle  vorhanden  ist,  woraus  die  Entscheidungsnorm 
geschöpft  werden  kann-).  IV.  Unter  diesen  V^>raussetzungen  ist 
die  Competenz  der  Gerichte,  die  Sache  anzunehmen,  zu  verhan- 
deln und  zu  entscheiden,  als  begründet  zu  erachten,  soferne  nicht 
durch  ein  besonderes  Gesetz  die  Sache  von  der  Competenz  der 
Gerichte  ausgenommen  ist.  V.  Ob  die  Sache  civilrech  llicher, 
strafrechtlicher  oder  staatsrechtlicher  Natur  ist,  macht 
hierbei  keinen  Unterschied  3). 

§.  451. 
d)  Competenz  der  Gerichte  in  Bezug  anf  die  Rechtsgül- 
tigkeit der  eigentlichen    und  sog.  provisorischen  Gesetze, 
der  landesherrlichen  Verordnungen  und  Reskripte. 

I.  So  einverstanden  man  darüber  ist,  dass  die  Gerichte  nur 
in  Justizsachen  competent  sind,  so  streitig  ist  es  in  vielen  Fäl- 
len, ob  eine  Sache  Justizsache  sei  oder  nicht.  Insbesondere  ist 
dies  der  Fall  bezüglich  der  Frage,  ob  die  Gerichte  competent 
sind,  über  die  Verbindlichkeit  und  Rechtsbeständigkeit  der  Ge- 
setze und  landesherrlichen  Verordnungen  zu  entscheiden  ?  II.  Da 
der  Regriff  des  Richtens  oder  das  Wesen  der  Rechtspre- 
chung in  der  Anwendung  der  Gesetze  und  der  anderen 
diesen  gleichstehenden  Rechtsquellen  auf  die  einzelnen  Fälle 
besteht,  somit  das  Gesetz  oder  eine  andere  gleichverbindliche 
Rechtsquelle  voraussetzt,  so  niuss  den  Gerichten  unter  allen 
Umständen  ein  Prüfungsrecht  hinsichtlich  der  wirklichen 
Existenz  einer  solchen  Rechts(iuelle  beigelegt  werden.  Dass 
den  Gerichten  ein  solches  Prüfungsrecht  in  Rezug  auf  die  Rich- 
tigkeit und  Verfassungsmässigkeit  der  Form  der  Verkündi- 
gung der  Gesetze  und  allgen)einen  landesherrlichen  Verordnun- 
gen,   und    der   Ausfertigung    der    landesherrlichen    Reskripte 

2)  Vergl.  Mi  1 1  ermaier,  im  Arch.  für  civil.  Pra.x.  Bd.  XXI.  S.  254; 
Bd.  XXII    S.  47-,  Bd.  XXIII.  S.   125. 

3)  lieber  die  Unrichtigkeit  der  Ansicht,  als  wenn  alle  Sachen  des  öf- 
fentlichen Rechtes  der  Competenz  der  Gerichte  entzogen  seien,  siehe 
meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenburt.  Stuttg.  1S53.  §.  40. 


630    §•  15 1'    Competenz  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die  Recbtsgiiltigkeit  etc. 

zusteht,  ist  unbestritten  jederzeit  anerkannt  worden ').  III.  Eben 
so  ist  niemals  in  Zweifel  gezogen  worden ,  dass  hinsichtlich  des 
Herkommens  dem  Richter  das  Prüfungsrecht  darüber  zukomme, 
ob  ein  solches  vorhanden,  beziehungsweise  aus  den  angeführten 
Thatsachen  abzuleiten  sei  -).  IV.  Streitig  ist  dagegen ,  ob  das 
richterliche  Prüfungsrecht  bezügUch  der  Existenz  eines  Gesetzes 
lediglich  auf  die  Prüfung  der  Form  der  eigentlichen  Publika- 
tion beschränkt  sei,  oder  ob  dasselbe  auch  das  Recht  begreift, 
das  Vorhandensein  solcher  Thatumstände  zu  untersuchen,  welche 
nach  den  Verfassungsgesetzen  als  nothwendige  Stadien  der  Er- 
richtung eines  Gesetzes  der  Publikation  desselben  voran  zu  gehen 
haben?  In  Rezug  auf  diese  Frage  sind  folgende  Unterscheidun- 
gen zu  machen.  1)  In  Staaten,  in  welchen  keine  Repräsen'- 
tati  werf  assu  n  g  eingeführt  ist.  sind  die  Gerichte  verbunden, 
alle  von  dem  Souverain  ausgehenden  allgemeinen  Anordnun- 
gen, sie  mögen  als  Gesetz  oder  Verordnung  benannt  sein,  zu  be- 
folgen und  als  Richtschnur  ihrer  Entscheidungen  anzuerkennen, 
weil  hier  dem  Souverain  völlig  frei  steht ,  ob  er  seine  Gebote 
unter  einer  oder  der  anderen  Rezeichnung  erlassen  wilP).  In 
diesen  Staaten  kann  sich  also  ebenfalls  unbestritten  ■♦)  das  rich- 
terhche  Prüfungsrecht  bei  Gesetzen  und  allgemeinen  landes- 
herrlichen Verordnungen  nur  allein  auf  die  Formrichtig- 
keit  der  Verkündigung  beziehen,  es  müsste  denn  ein  be- 
sonderes Gesetz  den  Richter  noch  überdies  zur  weiteren 
Prüfung  verpflichten  und  berechtigen,  ob  ein  Erlass,  den  die 
Krone  ausdrücklich  mit  der  Rezeichnung  als  Gesetz  publizirt, 
vor  der  Publikation  gewisse  Stadien  richtig  durchlaufen  habe, 
z.  R.  der  Prüfung  des  Staatsrathes  oder  einer  Gesetzgebungs- 
commission   unterworfen    worden    sei  ^).      2)   Aber   auch   in    den 


J)  Schmid,  Staatsr.  §.  76.  „...Das  ürtheil  über  das  Dasein,  die 
äussere  Rechtmässigkeit  und  die  Wirkung  des  Gesetzes  (gehörtj 
allerdings  zur  richterlichen  Beurtheilung." 

^)  Vergl.  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  S.  AuH.  §.   17.  u.  f. 

3)  In  solchen  Staaten  findet  der  römische  Satz  unbedingte  Anwendung : 
L.  1.  Dig.  de  constit.  principuni  (l.  14)  ülpianus :  ,,Quod  principi  placuit, 
legis  habet  vigorem." 

^)   Vegi.  V.  Linde,  im  Arch.  f.   civil.  Praxis.   XVI.  S.  309. 

^)  Eine    derartige  Vorschrift   fand    sich   z.   B     in    dem  im  J.   1791  publi- 
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Slaalen  mit  Repräsenlativverfassung  gelten  im  Allgemeini'D  keine 
anderen  Grimdsätzc.  Audi  in  diesen  Staaten  hat  sich  die  rich- 
lerhche  Prüfling,  sulVnie  nicht  ein  besonderes  Gesetz  ein 
Mehreres  vorschreibt,  nicht  weiter  zu  erstrecken,  als  darauf,  ob 
ein  Gesetz,  oder  eine  allgemeine  landesherrliche  Verordnung 
in  den  verfassungsmässigen  Formen,  also  z.  B.  ein  Gesetz  mit 
Erwähnung  des  Beirathes  und  der  Zustimmung  der  Landslände ^'), 
verkündigt  worden  ist').    Zu  einer  Untersuchung  darüber,  ob  die 


zirten  ,,  Allgemei  o  en  Gesetzbuche  für  die  preussischen  Staaten, 
Einl.  §,  12.  ,,Ein  ohne  dergleichen  Pi'üfung  (durch  die  Gesetzcoinniission) 
bekannt  gemachtes  Gesetz  ist,  in  Ansehung  des  dadurch  beeinträchtig- 
ten Staatsbürgers,  unverbindlich  und  ohne  Wirkung."  —  In  dem 
an  die  Stelle  dieses  allgemeinen  Gesetzbuches  im  J.  1794  getretenen  ,,  All- 
gemeinen Landrechte"  für  die  preussischen  Staaten  wurde  aber 
diese  Stelle  hinweggelassen,  obschon  im  Uebrigen  der  Grundsatz,  dass  jedes 
Gesetz  vor  seiner  ,,VolI  zieh  un  g "  d.  h.  Sanktion  durch  den  König  von 
der  Gesetzcommissiou  geprüft  werden  solle ,  beibehalten  worden  war.  Allg. 
Ldr.  V.   1794.  §.   7.  8.   9. 

")  Siehe  oben  §.  373.  XV. 

")  Gegen  diesen  Satz  haben  sich  mit  mehr  oder  minder  Einschränkun- 
gen erklärt,  und  für  die  Gerichte  ein  Prüfungsrecht  der  Verfassungsmässig- 
keit der  Entstehung  und  des  Inhaltes  der  Gesetze,  insbesondere  des  In- 
haltes der  landesherrlichen  allgemeinen  Verordnungen  in  Anspruch  ge- 
nommen: Kl  über,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  (besonders  im 
VerhUlfniss  zu  einer  preuss.  Verordn,  v.  23.  Jan.  1S23.)  Frkft.  1S32.  — 
K.  S.  Zachariae,  im  Arch.  f.  civil.  Prax.  (1S33)  Bd.  XVI.  S.  145u.f.— 
Wächter,  im  Arch.  f,  civil.  Pra.x.  (iS41)  Bd.  XXIV.  S.  238.  Note  28. 
und  besonders  in  s.  würtemberg.  Priv.-R.  Bd.  II.  (1842)  S.  26.  — 
B.  W.  Pfeiffer,  die  Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  des  Richteram- 
tes. Göttingen  1851.  (Vergl.  auch  dessen:  Prakt.  Ausführungen  Bd.  III. 
S.  279.  a.  f.  —  Verhägen,  des  lois  incoustitutionelles,  Bruxelles,  1S50. — 
Lettre  ä  Mr.  T,  sur  la  brochure  intilulee  :  Les  lois  etc.  Bruxelles,  1851.  — 
Für  die  hier  (abweichend  von  den  früheren  Ausgaben  dieses  Lehrbuches) 
in  Berücksichtigung  der  Gleichförmigkeit  der  neuesten  Gesetzgebungen 
und  der  Praxis  der  Gerichte  als  die  richtigere  aufgenommene  Ansicht  er- 
klärten sich;  Mittermaier,  im  Arch.  für  civil.  Prax.  1821.  Bd.  IV.  S.334 
u.  f  —  Jordan,  ebendas.  1825.  Bd.  VIII.  S.  214  —  Schweitzer,  in 
Ad  Martin 's  Jahrb.  d  Gesetzgeb.  u.  RechtspOege  in  Sachsen;  Neustadt 
a.  d.  0.  1^29.  Jahrg.  Ilf.  Hft.  3.  S.  297.  u.  f.  —  Weber,  in  d  ßeitr. 
z.  const.  dcut.  Staatsrechte  (aus  der  deut.  Vaterlandszeilung  abgedr.)  Darm- 
stadt 1833.  Hft.  2.  S.  42.  u.  f.  —  v.  Linde,  im  Arch.  für  civil.  Prax. 
(l*^33.)  Bd.  XVI.  S.  305.  —  Stabel,  Vortr.  über  franz.  Civilr.  Freiburg, 
1843.  S.  23.  —  R.  Wohl,  in  der  krit    Zeitschr.  f.  R.-Wiss.  u.  Gesetzgeb. 
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Landstände  in  verfassungsmässiger  Weise  zugestimmt,  z.  B.  in 
gesetzlicher  Anzahl  ahgestimmt  haben,  oder  ob  der  Inhalt  des 
mit  Zustimmung  der  Landstände  errichteten  Gesetzes  den  einzel- 
nen Vorschriften  der  Verfassung  gemäss  sei,  oder  ob  ein  gehörig 
verkündetes  Gesetz  mit  den  Beschlüssen  des  Landtages  überein- 
stimme, sind  die  Gerichte  weder  von  Amtswegen,  noch  auch  auf 
dessfallsigen  Antrag  einer  prozessführenden  Parthei  befugt.  Viel- 
mehr ist  es  ausschliesslich  Sache  der  Landstände,  ob 
sie  einen  derartigen  wirklichen  Mangel  rügen  wollen  oder  nicht, 
und  können  die  Gerichte  weder  im  Voraus  wissen,  ob  die  Land- 
stände jemals  einen  derartigen  Mangel  rügen  werden  und  rügen 
wollen,  noch  sind  sie  befugt,  die  Landstände  durch  eine  Ungül- 
tigkeitserklärung des  Gesetzes  gegen  ihren  Willen  zu  einer  neuen 
Aufnahme  der  Verhandlungen  über  dasselbe  zu  nöthigen^).  Die- 
ser Grundsatz  ist  in  alle  deutsche  Verfassungsurkunden,  welche 
die  Frage  nach  dem  Umfange  des  Prüfungsrechtes  der  Land- 
stände überhaupt  behandeln,  übereinstimmend  aufgenommen  wor- 
den^).    V.  Was  aber  den  Inhalt  der  eigen tlichen  Gesetze 


des  Auslandes,  1852.  Bd.  XXIV.  S.  117.  u.  f,  —  Hiermit  stimmt  aucli  im 
Allgemeinen  die  Praxis  der  deutschen  Gerichte  überein.  (Vergl.  die  bei 
K.  S.  Zacbariae  a.  a.  0.  angeführten  Beispiele.  Siehe  auch  Jahrbü- 
cher des  bad.  0.  H.  G,  (1831)  Jahrgang  VII.  S.  188.  —  Die  gleichfalls 
übereinstimmende  Praxis  der  belgischen  Gerichtshöfe  bezeugt:  Ch,  Fai- 
der,  Etüde  sur  l'application  des  lois  incoDstitutionelles  (im  Bullet  de  l'acad. 
royale  de  Belgique  T.  XVII.)  —  Vergl.  dessen:  Nouvelle  etude  sur  l'ap- 
plication etc.   Bruxelles,   1851. 

*)  So  z.  B.  wurde  in  Baden  im  J.  1S48  ein  Gesetz  über  die  Aufhebung 
der  Feudalrechte  mit  den  Landständen  errichtet,  worin  offenbar  gegen  den 
Wortlaut  und  Sinn  der  Verfassungsurkunde  von  1818.  §.  14.  die  Entschä- 
digung der  Berechtigten  nicht  vor  gängig  bestimmt,  sondern  nachträglich 
zu  bestimmen  vorbehalten  wurde.  Die  nachfolgende  Ständeversammlung  von 
1850  konnte  nicht  umhin,  die  Verfassungswidrigkeit  eines  solchen  Gesetzes 
anzuerkennen ,  fand  sich  jedoch  nicht  veranlasst,  dessen  Aufhebung  oder 
Nichtigkeitserklärung  zu  beantragen ,  sondern  bestimmte  die  nachträgliche 
Entschädigung. 

9)  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  123.  ,,Die  Gerichte  und  Verwal- 
tungsbehörden haben  solche  (vom  Könige  verkündigte)  Gesetze  und  Verord- 
nungen zu  befolgen  und  über  deren  Befolgung  zu  wachen,  ohne  dass  es  ih- 
nen zusteht,  zu  beurtheilen,  ob  dabei  die  Mitwirkung  der  Stände  verfassungs- 
mässig stattgefunden  habe,  noch  ob  dieselbe  erforderlich  gewesen  sei."  — 
Hannover,    Ges.  v.  5.  Sept,   184S.    §.  73.    a  linea  2.     , .Entsteht  Zweifel 
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anbelangt,  so  können  die  dcntschcn  Landesgerichte  in  Folge 
ihrer  Stellung  im  Slaatsorganismus  als  Diener  des  Gesetzes 
niemals  für  berechtigt  gehalten  werden,  die  innere  Reclit mas- 
sig keil  oder  Unreell  tmässigkei  t  oder  Verfassungswidrigkeit 
eines  solchen  eigentlichen  Gesetzes  einer  Prüfung  zu  unter- 
ziehen '"),  gleichviel ,  ob  die  Regierungsform  eine  unbeschränkte 
oder  beschränkte  Einherrschaft,  oder,  wie  in  den  vier  freien 
Städten,  ein«^  republikanische  ist.  Dasselbe  gilt  selbstverständlich 
auch  in  den  unbeschränkten  Einherrschaften  bezüglich  der  allge- 
meinen landesherrlichen  Verordnungen.  Nur  in  der  repräsentativen 
Monarchie  können  hinsichtlich  der  allgemeinen  landes- 
herrlich en  Verordnu  ngen  Zweifel  entstehen,  insoferne  diese 
mit  der  Verfassung  oder  den  Gesetzen  im  Widerspruche  stehen. 
Soweit  jedoch  die  Verfassung  ein  Recht  der  Krone  anerkennt, 
provisorische  Gesetze,  d.  h.  allgemeine  Verordnungen  mit 
der  provisorischen  Wirkung  eines  Gesetzes  zu  machen  (§.  441.), 
hat  sich  auch  in  dieser  Beziehung  die  richterhche  Thätigkeit 
nicht  auf  den  Inhalt  der  allgemeinen  landesherrlichen 
Verordnungen  zu  erstrecken,  sie  mögen  in  der  Publikations- 
forrael  ausdrücklich  als  provisorische  Gesetze  verkündigt  worden 
sein,  oder  nicht,  indem  kein  Gesetz  an  diese  Verschiedenheit  der 
Benennung  irgend  eine  Rechtsfolge  anknüpft.  Hiermit  überein- 
stimmend erklären  bereits  mehrere  deutsche  Verfassungen  aus- 
drücklich, dass  den  Behörden  ebensowenig  ein  Prüfungsrecht  ge- 
hörig verkündeter  allgemeiner  landesherrhcher  Verordnungen,  wie 


darüber,  ob  bei  einem  gehörig  verkündigten  Gesetze  die  verfassungsmässige 
Mitwirkung  der  Stände  hinreichend  beobachtet  sei,  so  steht  nur  diesen  zu, 
\nträge  desshalb  zu  machen."  —  Uebereinstimmt :  S  c  h  w  ar  zb  urg  -  So  n - 
dershausen,  V.-U.  1S49.  §.  109.  a  linea  2.  —  Preussen,  V.-ü.  1S50. 
§.  106.  ,, Gesetze  und  Verordnungen  sind  verbindlich,  wenn  sie  in 
der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  bekannt  gemacht  worden  sind.  Die 
Prüfung  der  R  eehts  gültigkeit  gehörig  verkündeter  königlicher  Ver- 
ordnungen steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  den  Kammern  zu." 
Oldenburg,  revid.  V.-U.  1S52.  art.  141.  §.2.  ',,Die  Prüfung  der  Rechts- 
beständigkeit gehörig  verkündigter  Gesetze  und  Verordnungen  steht 
nicht  den  Behörden,  sondern  nur  dem  Landtage  zu."  —  Uebereinstimmt: 
Waldeck,  V.-U.   1S52.  §.  94.  a  linea  2. 

'0)  Schmid,    Staatsr.    §.  76.    —    Vergl.    unten    Note    17.    und   §.  352. 
iNote  4.  und  §.  354.  Note  1. 
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der  Gesetze  zustelle,  soiideiü  auch  hierzu  nur  die  Landständ  e 
berechtigt  sind  *^),  VI.  Alle  deutschen  Verfassungsurkunden  stim- 
men darin  überein,  dass  sie  der  Krone  die  provisorische  Abande- 
rund  oder  Suspendirung  aller  jener  Gesetze,  welche  nicht  Ver- 
fassungsgesetze sind,  durch  allgemeine  Verordnungen 
unbeschränkt  einräumen.  iNur  in  Bezug  auf  die  Bestimmungen 
der  Verfassungsurkunde  selbst,  oder  auch  hinsichtlich  eini- 
ger speziell  benannten  Gesetze  machen  ei  nige  Verfassungsurkuii- 
den  eine  Ausnahme,  indem  sie  tbeils  die  Abänderung  oder  Sus- 
pension derselben  durch  allgemeine  landesherrliche  Verordnungen 
oder  sog.  provisorische  Gesetze  ausdrücklich  untersagen  ^-),  theils 
die  Suspension  gewisser  Bestimmungen  der  Verfassung,  nament- 
lich der  Garantien  der  persönlichen  Freiheit,  nur  unter  Voraus- 
setzung vorheriger  Verkündigung  des  Kriegszustandes  gestatten  '-'). 
Wenn  aber  auch  eine  Verfassungsurkunde  ausdrücldich  einen  ge- 
wissen Gegenstand  als  einen  solchen  bezeichnet,  über  welchen  die 
Krone  keine  Verordnung,  beziehungsweise  kein  proviso- 
risches Gesetz,  erlassen  darf,  so  ist  doch  hieraus  keineswegs 
unbedingt  abzuleiten,  dass  unter  solcher  Voraussetzung  die  Ge- 
richte unbedingt  berechtigt  oder  verpflichtet  wären,  einer  landes- 
herrlichen Verordnung,  oder  einem  provisorischen  Gesetze  die 
Rechtsgültigkeit  abzusprechen.  Es  dürfen  nämlich  Verfassungs- 
bestimraungen  der  gedachten  Art  im  Zweifel  nicht  anders  ausge- 
legt werden,  als  dass  ihre  Absicht  dahin  gehe,  den  Mi  nistern 
durch  üntersagung  des  Erlassens  provisorischer  Gesetze  über  ge- 
wisse Gegenstände  eine  ganz  besondere  Verantwortlichkeit  gegen 
die  Landstände  aufzulegen'^),  wobei  es  aber  doch  noch  immer- 


")  Siehe  die  in  Note  11  angef.  Verf. -Urkunden  von  Pr  aussen,  Ol- 
denburg und  Waldeck.     Vergl.  auch  oben  §.  391. 

•2)  Siehe  oben  §.  441.  Note  4. 

")  Ueber  den  Kriegszustand  siehe  oben  §.  414. 

'^)  Für  die  Richtigkeit  dieser  Auslegung  spricht  insbesondere  der  Um- 
stand, dass  eben  dieselben  und  nur  solche  Verfassungen,  welche  gewisse 
Gegenstände  auszeichnen,  über  welche  keine  Verordnungen  oder  proviso- 
rischen Gesetze  erlassen  werden  dürfen,  es  sind,  welche  uniuiltelbar  liierauf 
die  Vorschrift  folgen  lassen,  dass  die  Gerichte  nicht  befugt  sind,  die  R  ec  h  ts- 
giiltigkeit  gehörig  publizirler  landesherrlicher  Verordnungen  zu  prüfen. 
Dies  zeigt  offenbar,  dass  diese  Vcrfassungsurkuuden  eiueni  iMiss\ersläudnisse 
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hin  möglich  hleiht,  dass  die  Landstände  eine  ihrem  Inhalte  nach 
allerdings  verfassungswidrige  Ventrdniing  u.  dcrgl.  als  durch  ganz 
ausserordentliche  Umstände  gerechtfertigt  erkennen  und  das  Mini- 
sterium von  aller  Verantwortlichkeit  loszählen '^).  Soll  daher  den 
Gerichten  die  Befugniss  beigelegt  werden,  den  allgemeinen  Ver- 
ordnungen oder  provisorischen  Gesetzen  über  gewisse  Gegenstände 
die  Anerkennung  ihrer  Rechtsgültigkeit  zu  versagen,  so  muss  dies 
in  der  Verfassungsurkunde  ausdrücklich  bestimmt  sein,  oder  sonst 
mit  Sicherheit  als  in  deren  Geiste  und  Absicht  liegend  nachgewiesen 
werden  können.  Derartige  Bestimmungen  finden  sich  aber  in 
keiner  der  jetzt  geltenden  Verfassungsurkunden,  und  haben  da, 
*wo  sie  in  eine  Verfassung  aufgenommen  waren,  regelmässig  nur 
zur  Verwirrung  der  öffentlichen  Zustäntie  beigetragen  "').  VII.  Unter 
keiner  Voraussetzung  können  die  Gerichte  fin-  befugt  geachtet 
werden,  ein  Gesetz  oder  eine  allgemeine  Verordnung  durch  ein 
Erkenntniss  aufzuheben,  oder  zu  kassiren,  sondern  sie  können 
selbst  da,  wo  ihnen  eine  besondere  Verfassungsbestimniung  er- 
lauben sollte,  über  die  Rechtsgültigkeit  eines  Gesetzes  oder  einer 
Verordnung  zu  entscheiden,  diese  nur  mit  Wirkung  auf  den  zur 
richterlichen  Entscheidung  vorliegenden  einzelnen  Fall  als  nicht 
begründet  erklären,  soferne  sie  das  Gesetz  oder  die  Verordnung 
als   verfassungswidrig    erkennen^').     VIII.    Hinsichtlich  der  spe- 


und  der  Ableitung  von  Folgerungen  vorbeugen  wollten,  welche  nicht  in  ihrer 
Absicht  lagen. 

'*)  Man  pflegt  dies  nach  dem  Vorgange  des  englischen  Staatsrechtes  die 
Erlheilung  einer  Indemnitätsbill  zu  nennen.  —  Ein  solcher  Fall  ereig- 
nete sich  in  Baden  im  J.  1847.  Durch  provisorisches  Gesetz  wurde  die 
Forlerhebuog  der  Steuern  auch  noch  auf  einige  Zeit  über  den  nach  der 
bad.  V.-U.  1818.  §.  62.  bestimmten  Zeitraum  von  sechs  Monaten  nach  Ab- 
lauf der  Verwilligungszeit  hinaus  angeordnet,  und  doch  wurde  diese  offenbar 
mit  der  Verfassung  in  Widerspruch  gestandene  Anordnung  von  der  nächsten 
Ständeversammlung  in  Anbetracht  der  besonderen  Umstände ,  die  eine  frü- 
here Berufung  der  Stände  unmöglich  gemacht  hatten,  gebilligt. 

•ß)  Dies  zeigt  ebenso  die  Geschichte  von  Frankreich,  nach  der  Aende- 
ruiig  des  Art.  14.  der  Charte  von  1814  (siehe  oben  §.  441.  Note  2  und  d\ 
wie    die  Vorgänge  in  Kur  h  essen  nach  der  Einführung  der  V.-U.  v.   1831. 

1")  Selbst  die  Gewalt  der  Gerichtshöfe  in  der  nordamerikanischen  Union, 
zu  deren  Competenz  es  unbestritten  gehört,  die  Uebereinstimmnng  des  In- 
haltes der  Gesetze  der  einzelnen  Unionsstaaten  mit  der  Verfassungsurkunde 
der  vereinigten  Staaten  zu  prüfen,    gehet  nicht  weiter  als  dahin,  ein  dieser 
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ziellen  landesherrlichen  Erlasse,  d.h.  der  Reskriple, 
welche  in  Bezug  auf  bestimmte  Personen,  oder  für  ein- 
zelne Fälle  ergehen,  war  von  jeiier  im  gemeinen  Rechte  aner- 
kannt, dass  dieselben,  soferne  sie  mit  den  Gesetzen,  oder  mit 
wohlerworbenen  Rechten  Einzelner  im  Widerspruche  stehen,  durch 
die  Gerichte  auf  Antrag  der  Betheiligten  für  unverbindlich 
und  nicht  rechtsbeständig  erklärt  werden  dürfen^'*^),  und 
überhaupt  in  anderen  Fällen  oder  bei  anderen  Gegenständen  nicht 
als  maassgebend  zu  betrachten  sind  ^^). 

§.  452. 
e)  Competenz  der  Gerichte  in  Bezog  anf  die  Anwendung 
und  Anslegung   von   Gesetzen ,    landesherrlichen  Verord- 
nungen und  Reskripten. 

I.  Wenn  aber  auch  die  Gerichte  nach  den  gegenwärtig  in  Wirk- 
samkeit bestehenden  deutschen  Verfassungen  nicht  für  berechtigt 
erkannt  werden  können,  einem  Gesetze  oder  einer  allgemeinen 
landesherrlichen  Verordnung  die  Rechtsgültigkeit  oder  ver- 
bindliche Kraft  an  sich  abzusprechen,  so  liegt  es  doch  un- 
streitig und  allgemein  in  ihrer  Befugniss,  einem  Gesetze  oder  einer 
allgemeinen  landesherrlichen  Verordnung  die  Anwendbarkeit 
auf  einen  einzelnen  vorliegenden  Fall  abzusprechen,  d.  h.  zu  er- 
kennen, dass  der  vorliegende  Fall  nicht  unter  ein  gewisses  Gesetz, 
oder  eine  gewisse  allgemeine,  landesherrliche  Verordnung  zu  sub- 


widersprechendes Gesetz  bei  Beurtheilung  der  eiszelnen  Fälle  als  nicht  an- 
wendbar bei  Seite  zu  lassen. 

18)  Ganz  in  diesem  Sinne  ist  eine  der  herrlichsten  Constitutionen  im  Co- 
dex Justin,  abgefasst;  L.  7.  Cod.  de  precibus  imp.  offer.  (I.  19.)  Impp. 
Theodosius  et  Valentinianus.  ,,Rescripta  contra  jus  elicita ,  ab  omnibus  ju- 
dicibus  refutari  praecipimus :  nisi  forte  sil  aliquid,  quod  non  laedat  aliuni ; 
et  prosit  petenti,  vel  crimen  supplicanlibus  indulgeat."  —  üeber  die  Anfech- 
tung der  Reskripte  (sog.  exceptio  subreptionis  und  exceptio  oht'eptionis) 
siehe  Glück,   Comm.  Bd.  I.  §.  97. 

•9)  Ausdrücklich  erklärte  dies  schon  L.  2.  Cod.  de  legib.  et  constit. 
princ.  (1.  14).  —  Vergl.  Glück,  Comment.  Bd.  I.  §.  96.  —  Preuss. 
Ldr.  1794.  Einl.  §.  5.  ,,Die  von  dem  Landesherrn  in  einzelnen  Fällen, 
oder  io  Ansehung  einzelner  Gegenstände  getroffenen  Verordnungen  können  in 
anderen  Fällen,  oder  bei  anderen  Gegenständen,  als  Gesetze  nicht  angesehen 
werden." 
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suniiren  sei.  Dieser  Fall  tritt  nicht  nur  da  ein,  wo  die  rück- 
wirkende Kraft  eines  Gesetzes  in  Trage  steht*),  sondern  auch 
so  oft  sich  eine  Parlhei  auf  einen  besonderen,  die  Wirksamkeit 
der  Landesgesetzgebung  auf  ihre  Rechtsverhältnisse  ausschliessen- 
den ,  von  der  L  a  n  d  e  s  g  e  s  e  t  z  g  e  b  u  n  g  selbst  anerkann- 
ten, besonderen  Rechtslitel  berufen  kann,  wie  z.  B.  ein 
Privileg,  oder  einen  Staatsvertrag,  indem,  nach  allgemeinen  Rechls- 
grundsälzen,  durch  die  Erhissung  eines  allgemeinen  Gesetzes  kei- 
nesweges  die  bereits  begründeten  besonderen  Rechtstitel  ohne 
\yeiteres  ausser  Kraft  gesetzt  werden  -').  Dies  ist  auch  in  neueren 
Verfassungsurknnden  ausdrücklich  anerkannt  ^).-  II.  Gehet  jedoch 
der  Inhalt  des  Gesetzes  direkt  auf  die  Aufhebung  des  auf 
einem  besonderen  Titel  beruhenden  Rechtes,  oder  hebt  das 
Gesetz  diesen  Titel  seihst  auf,  oder  verbietet  es  dem  Richter 
speziell  und  ausdrücklich  dessen  Berücksichtigung,  so  ist  freilich 
eben  hierdurch  der  Rechtsweg  vor  den  Landesgerichten  aus- 
geschlossen "*).      IIL    Da    die   Gerichte    von    den   Gesetzen   selbst 


ij  Dass  den  Gerichten  das  Recht  zusieht,  darüber  zu  entscheiden,  ob  einem 
Gesetze,  welchem  der  Gesetzgeber  überhaupt  eine  rückwiricende  Kraft  beige- 
legt hat  (siehe  oben  §.  431.),  diese  auch  in  Bezug  auf  den  einzelnen  vorlie- 
genden Fall  zukomme ,  ist  noch  zu  keiner  Zeit  bestritten  worden.  Vergl. 
Thibaut,  System  des  Pand.-R.  S.  Aufl.  §.  26.  —  Mitte rniaier,  im 
Arch.  f.  civil.  Prax.  ßd,  X.  S.  HS.  —  v.  Linde,  Zeitschr.  Bd.  VII. 
Hft.  1.  Nr.   10. 

2)  Dieser  Grundsatz  war  von  jeher  im  deutscheu  Staatsrechte  anerkannt. 
Struben,  rechtl.  Bcd.  Tbl.  I.  Nr.  135;  Tbl.  II.  Nr.  121.  —  Leist,  deut. 
Staatsr.  §.  110. 

33  Vergl.  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  55.  (siehe  oben  §.  448. 
Note   14). 

*)  Hiervon  ist  zu  verstehen:  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.39.  ,, Glaubt 
Jemand  durch  einen  S  l  aa  ts  v  er  trag  oder  durch  die  Gesetzgebung  in 
seinen  wohlerworbenen  Kechlen  sich  verletzt,  so  kann  er  desshalb  einen 
Rechtsanspruch  weder  wider  die  Krone,  noch  wider  eine  Verwaltungs- 
behörde bei  den  Gerichten  des  Landes  geltend  machen."  —  Aus  Rück- 
sicht auf  derartige  Verletzungen  durch  die  Landesgesetzgebung,  gegen  welche 
die  Landesgerichte  keinen  Rechtsschulz  gewähren  können,  hat  die  Bundes- 
versammlung den  Standesherren  und  anderen  ehemals  reichsunniillelbaren 
adeligen  Familien  ein  besonderes  Beschwerderecht  bei  der  Bundesversamm- 
lung eingeräumt  und  ein  besonderes  Verfahren  zur  Ausfühiung  ihrer  Klagen 
wegen  Verletzung  durch  die  Landesgesetzgebungen  angeordnet.  (Siehe  oben 
§.  321). 
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ausdrücklich  angewiesen  sind,  nicht  blos  ihren  Wo rtve  r stand, 
sondern  auch,  und  zwar  vorzugsweise  ihren  Geist,  d.  h.  die 
Absicht  des  Gesetzgebers  zu  berücksichtigen  s),  so  ergibt  sich  von 
selbst,  und  ist  auch  unbestritten  anerkannt,  dass  die  Gerichte  auch 
befugt  sind,  die  Gesetze,  die  allgemeinen  landesherrlichen  Verord- 
nungen, sowie  auch  die  landesherrlichen  Reskripte,  zum  ßehufe  der 
Entscheidung  der  einzelnen  Fälle  nachden  gemeinen  juristischen  In- 
terpretationsregeln auszulegen*-),  und  zwarumsomehr,  als  ausserdem 
die  Entscheidung  selbst  olt  eine  Unmöglichkeil  sein  würde,  die  Dunkel- 
heit und  Unzulänglichkeit  eines  Gesetzes  aber  niemals  dem  Richter  zum 
Vorwande  dienen  darf,  um  sein  Urtheil  zu  verweigern '').   IV.  Ein  von 


^)  L.  12.  Dig.  de  Legibus.  (1.  3).  ,,Non  possunt  onines  articuli  singil- 
latini  aut  legibus  aut  senatus  consultis  comprefaendi :  sed  si  in  aliqua  causa 
sententia  eorum  niaaifesta  non  est,  is,  qui  juris  diclioni  praeest,  ad  si- 
milia  procedere,  atque  jus  dicere  debet."  —  Ausdrückiicli  erklart  das 
p  reu  SS.  Landr.  1794.  Einl.  §.  4().  den  Richter  für  befugt,  die  Gesetze  in 
dem  Sinuc  auszulegen,  welcher  aus  den  Worten  und  dem  Zusammen- 
hange derselben  in  Heziehung  auf  den  streitigen  Gegenstand,  oder  aus  dem 
nächsten  unzweifelhaften  liruude  des  Gesetzes,  deutlich  erhellet." — Ueber- 
einstimmt:  das  österreiciie  biirgerl.  Gesetzbuch,  1811.  Einl.  §.  6.  — 
Eine  grosse  Singulariliit  findet  sicli  aber  in  den  nachloigenden  §§.  47.  u.  48. 
der  Einl.  des  preussischen  Landrechles,  indem  iiiernacli  in  zweifel- 
haften Fällen  der  Richter  bei  der  Gesetzcommission  aufragen  und  deren 
Beschluss  bei  seinem  folgenden  Erkenntnisse  zu  Grunde  legen  muss.  —  Das 
österreichische  bürgerl.  Gesetzbuch,  Einl.  §.  7.  verweiset  dagegen, 
mit  dem  gemeinen  Rechte  übereinstimmend,  den  Richter  in  solchem  Falle 
auf  ähnliche,  in  dem  Gesetze  bestimmt  entschiedene  Fälle,  und  auf  die 
Gründe  anderer  damit  verwandten  Gesetze;  endlich  auf  die  natürlichen 
Rechtsgrundsätze. 

*>)  Die  ganze  juristische  Hermeneutik  beruhet  auf  der  Voraussetzung  der 
Unbestreitbarkeit  dieses  Grundsatzes.  —  ThiLaut,  Theorie  der  log.  Aus- 
legung, 2.   Aufl.  Altoua,   18üü.  §.  3. 

'')  Am  Bestimmtesten  erklärt  sich:  Code  Napoleon,  art.  4.  „Le 
juge  qui  refusera  de  juger,  sous  prelexte  du  silenu,  de  Tobscurite  ou  de 
l'insuftisance  de  la  loi ,  pourra  clre  poursuivi  comme  coupable  de  deni  de 
justice."  —  Preuss.  a  II  g.  Ldr.  1794.  Einl.  §.  49.  ,, Findet  der  Rich- 
ter kein  Gesetz,  welches  zur  Entscheidung  des  streitigen  Falles  dienen 
könnte,  so  muss  er  zwar  nach  den  in  dem  Landrechte  angenommenen  all- 
gemeinen Grundsätzen  und  nach  den  wegen  ähnlicher  Fälle  vorhande- 
nen Verordnungen  seiner  besten  Einsicht  gemäss  erkennen";  §.  50.)  ,,er 
muss  aber  zugleich  dieseu  vermeintlichen  Mangel  der  Gesetze  dem  Chef  der 
Justiz  sofort  anzeigen. 
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(Ion  Gorichfon  in  Gemässheil  di's  von  iiiiion  bei  der  Entscheidung  eines 
(»inzclnon  Kjilles  angenommenen  Sinnes  eines  Gesetzes  ergangenes 
rechtskräftig  gewordenes  Lrlheil  bleibt  anch  dann  unabiinderlich, 
wenn  spHter  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  eine  authentische 
Interpretnfinn  in  entgegengesetztem  Sinne  ergehen  soHte*"). 

§.  453. 

0   Competenz  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die  Prüfung 

von  Verordnungen  der  Behörden. 

I.  Im  Gegensatze  zu  den  allgemeinen  landesherrlichen  Ver- 
ordnungen steht  den  Gerichten  in  Bezug  auf  jene  V'erordnungen, 
welche  von  Behörden  ausgehen,  im  Allgemeinen  das  Recht  der 
Prüfung  und  nicht  minder  der  Entscheidung  über  deren  Rechts- 
beständigkeit als  deren  Anwendbarkeit  bezüglich  des 
einzelnen  Falles  zu,  wenn  die  Rechtlichkeit  und  recht- 
liche Verbindlichkeit  einer  derartigen  Verordnung  in 
Frage  kommt.  II.  Daher  können  selbst  Erlasse  des  Justizmi- 
nisteriums oder  einer  Gesetzkommission,  welche  Erklärungen 
über  den  Sinn  eines  Gesetzes  oder  einer  landesherrhchen  \  er- 
ordnung  enthalten,  das  selbstständige  Unheil  des  Richters  uicht 
unbedingt  binden,  sondern  für  dasselbe  nur  die  Bedeutung  einer 
doktrinellen  Interpretation  haben'),  solerne  nicht  ein  besonde- 
res Gesetz   etwas    anderes   vorschreibt  -).     III.    Mehrere   deutsche 


")  Preuss.  allg.  Landr.  1704.  §.  51.  „Sollte  durch  dergleichen  An- 
zeige (siehe  INole  2().)  in  der  Folge  ein  neues  Gesetz  veranlasst  werden, 
so  kann  dasselbe  doch  auf  die  vorher  schon  güllig  vollzogenen  Handlungen 
keinen  Einlluss  haben  " 

')  In  Frankreich  ist  dies  hinsichtlich  der  Leltres  circulaires  durch  ein 
Urtheil  des  Cassationshof'es  v.  12.  Januar  ISKi  ausgesprochen  worden.  — 
In  Baden  ist  von  dem  Justizniinisterium  eine  ähnliche  Erklärung  iniJ.  1S42 
an  das  Oberliofgericht  gelangt.  0.  H.  G.  Jahrb.  11.  357;  vergl.  noch  Tre- 
furt,  über  das  Recht  der  Gesetzesauslegung  etc.  ebendas.  Neue  Folge. 
4.  Jahrgang  (1S36.  1S37.)  S.  137.  —  Stabel,  Vorträge  über  das  franz. 
Civilr.,  Freiburg,  1843.  S.  23.  —  Will  das  Justizministerium  sicher  Sein, 
dass  ein  Gesetz  in  dem  von  ihm  als  richtig  anerkannten  Sinne  von  den  Ge- 
richten angewandt  werde ,  so  hat  es  eine  authentische  Auslegung  durch  ein 
förmliches  Gesetz  oder  mindestens  durch  eine  als  provisorisches  Gesetz  zu 
erlassende  landesherrliche  Verordnung  zu  veranlassen. 

'■')  Dies   ist   z.  B.    nach    dem   preuss.    allg.   Ldr.  §.  47  -  48   in  einem 
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Verfassungslirkunden  erkennen  eine  Befugniss  der  Staatsangehöri- 
gen, wegen  Verletzung  ihrer  Rechte  durch  Akte  der 
Staatsgewalt,  und  namentlich  durch  Verwaltungsmaass- 
regeln,  Klage  vor  den  Gerichten  zu  erheben,  ausdrücklich  an^) : 
in  den  anderen  Staaten  wird  es  als  nach  gemeinen  Recliten  selbst- 
verständlich betrachtet.  Zugleich  ist  aber  allgemein  anerkannt, 
dass  durch  die  Ausübung  dieser  Befugniss  der  freie  Fortgang  der 
Verwaltung  nicht  gehindert  werden  dürfe  ^).  IV.  Dem  Begriffe 
von  Justizsachen  (§.  450.)  gemäss  sind  die  Gerichte  insbesondere 
befugt,  über  die  Erlasse  von  Polizei-  und  anderen  Verwaltungs- 
behörden ein  rechtliches  Verfahren  einzuleiten  und  zu  erkennen: 
1)  wenn  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Formen  bei  der  Er- 
lassung einer  solchen  Verlügung  in  Frage  steht;  2)  wenn  behaup- 
tet wird ,  dass  eine  Beböide  durch  ihre  Verordnungen  oder  Be- 
fehle ihre  verfassungsmässigen  Amtsbefugnisse  überschritten 
habe  ^),  oder  nach  Umständen  sogar  über  Amtsmissbrauch  geklagt 
wird;  3)  wenn  die  Richtigkeit  der  von  den  Verwaltungsbehörden 
gemachten  Subsumtion  eines  einzelnen  Falles  unter  die  als  gültig 


gewissen  Falle  bezüglich  der  Beschlüsse  der  Gesetzconimission  vorgeschrieben. 
Siehe  §.  452.  Note  5.  —  Ueber  die  in  Preussen  bezüglich  der  Auslegung  von 
Staatsverträgen  von  den  Richtern  bei  dem  Ministerium  des  Auswärtigen  ein- 
zuholende Auskunft,  siehe  oben  §,   157.  Note  7. 

3)  Würtemberg,  V.  -  U.  1819.  §.  95  (siehe  unten  Note  6.).  — 
K.Sachsen,  V.-U.  iS31.  §.49.  ,, Jedem,  der  sich  durch  einen  Akt  der 
Staatsgewalt  in  seinem  Rechte  verletzt  glaubt,  steht  der  Rechts- 
weg offen."  —  Schwarzburg- So  nders  h  ause  n  ,  V.-U.  1849.  §.  176. 
Jedem,  der  sich  durch  eine  V  e  r  w  alt  u  ng  smaa  s  s  rege  1  in  seinen  Privat- 
rechten gekränkt  glaubt,  stehet  desshalb  der  Rechtsweg  offen."  —  üeber- 
einstimmen  :  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  24.  a  linea  2.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852.  art.  48. 

^)  Ausdrücklich  sagen  dies:  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.49.  alinea2. — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  176.  a  linea  2.  — 
Vergl.  auch  Brau  nscb  we  ig,  u.  L.  0.  1832.  §.  195.  (siehe  §.  454. 
Note  1).  —  Vergl.  oben  §.  282.  V. 

5)  Ausdrücklich  sagt  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  10.  alineaS. 
,Verwaltungsmaassregeln,  welche  von  den  Verwaltungsbehörden  ausser- 
halb der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  vorgenommen  werden,  können  auf 
Antrag  des  dadurch  in  seinen  Rechten  Verletzten  durch  die  Gerichte  auf- 
gehoben werden.  Daneben  kann  von  denselben  geeigneten  Falles  auf  Scha- 
denersalz erkannt  werden. 
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anerkannten  Gesetze  und  Verordnungen,  also  die  Rechtlichkeit 
ihrer  Handlungsweise  im  einzelnen  Falle  in  Frage  steht;  4)  wenn 
eine  Person  ein  noch  rechtsbeständiges  Pri  vi  legi  um  oder  sonst 
ein  erworbenes  auf  besonderem  Titel  bei  übendes  Recht 
behauptet,  und  desshalb  die  Anwendbarkeit  einer  administrativen 
Anordnung  auf  ihre  Verhältnisse  bestreitet''),  und  5)  wenn  es  sich 
um  die  Ermittelung  einer  Entschädigung  wegen  Entziehung 
erworbener  Rechte  aus  Rücksichten  des  öffentlichen  Wohles  durch 
Verfügungen  von  Behörden  handelt  ^).  V.  Die  Klage  wegen  der 
erlittenen  Verletzung  ist  gegen  diejenige  Behörde  und  beziehungs- 
weise gegen  denjenigen  Beaniten  zu  richten ,  von  welcher  oder 
welchem  die  Verletzung  ausging");  also  da,  wo  ein  Beamter  oder 
niederer  Diener  nur  spezielle,  den  einzelnen  Fall  betreffende  Be- 
fehle seiner  vorgesetzten  Behörde  vollzieht,  gegen  die  befeh- 
lende Behörde  ^).  VI.  In  mehreren  Staaten  besteht  die  Vor- 
schrift, dass  wegen  Verletzungen  durch  Verordnungen  der  Behör- 
den der  Rechtsweg  erst  dann  zulässig  ist,  wenn  der  Beschwerte 
vorerst  bei  den  höheren  und  höchsten  Verwaltungsbehörden  ver- 
geblich die  Aufhebung  der  beschwerenden  Verordnung  nachgesucht 
hat;  mitunter  muss  auch,  um  eine  persönliche  Klage  gegen  einen 
Beamten  wegen  seiner  Amtshandlungen  anstellen  zu  können,  vor- 
erst die  Genehmigung  seines  vorgesetzten  Ministeriums  nachgesucht 
werden  ^^). 


6)  Ausdrücklich  sagt  dies:  \V  ür t embe  rg,  V.-U.  1819.  §.  95.  „Keinein 
Bürger,  der  sich  durch  eiuea  Akl  der  S  la  als  gewal  l  in  seinem  auf  einem 
besonderen  Titel  beruhenden  Privat  rechte  verletzt  glaubt,  kann 
der  Weg  zum  Richter  verschlossen  werden."   —   VergJ.   oben  §.  432.  452. 

')  Ausdrücklich  sagt  dies:  Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  197.  — 
Hannover,  L.  V.  G.  1S40.  §.  35.  und  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  10. 
a  linea  2.   und  3. 

**)  Welcher  Klage  sich  der  Verletzte  zu  bedienen  hat ,  ist  nach  civilisti- 
schen Grundsätzen  zu  l)estinimen.  Nicht  selten  wird  sich  der  Fall  zur  An- 
stellung einer  Spolienklage  eignen ;  nach  Umständen  kann  eine  wahre  Bei 
vindicatio,  bei  Privilegien  eine  sog.  actio  confessonia  utilis  u.  s.  w.  statt- 
finden. 

'■>)  Die  Bestimmungen  der  Verf.-Ürkunden,  wonach  der  Befehl  der  vorge- 
setzten Behörde  den  Beamten  ausser  Verantwortlichkeit  stellt ,  siehe  oben 
§.  405.  Note   lu  u.   11. 

10)  Es  ist  dies  jedoch  nicht  für  gemeinrechtlich  zu  achten;  auch  ist  in  den 
Zöpfl,  Staatsrecht.  4te  Aiifl.    U.  41 
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§.  454. 

tj)     Nichtcompetenz    der  Gericlite    in  eigentlichen  Regie- 

rungs-  oder  Administrativsachen.     CompetenzconHikte. 

I.  Da  die  Gerichte  ihrem  Begriffe  nach  nur  da  competent  sein 
können,  wo  die  Beurlheikmg  einer  Sache  nach  rechtlichen 
Gesichtspunkten  in  Frage  und  möglich  ist,  so  erhellet,  dass  die 
Competenz  derselben  in  allen  eigentlichen  Regierungs-  und  Admi- 
nisirativsachen  ausgeschlossen  ist,  d.  h.  in  allen  jenen  Sachen,  in 
welchen  Regierungsbehörden  innerhalb  ihres  verfassungsmässigen 
Wirkungskreises,  nach  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit  und  des 
öffentlichen  Wohles  Verfügungen  erlassen,  und  nicht  die  Recht- 
lichkeit, sondern  die  Zweckmässigkeit  dieser  Verfügungen  und  die 
Refugniss,  aus  solchen  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit  und  des 
öffentlichen  Wohles  zu  handeln ,    in  Frage  steht  ').     II.    Es  kann 


oeueren  Verf. -Urkunden  regelmässig  das  Gegenlheil  bestimmt.  So  z,  B. 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52.  art.  4S.  a,  E.  Siehe  oben  §.  294.  Note  3. 
')  Ausdrücklich  handeln  hiervon:  B  r  au  n  seh  weig,  n.  L.  0,  1832. 
§.  195.  ,,Oie  Verfügungen  aller  nicht  gerichtlichen,  d.  h.  der  Verwaltnngs- 
behörden  und  Beamten  innerhalb  des  denselben  angewiesenen,  von  der 
Rechtspflege  getrennten  Wirkungskreises,  gehören  nicht  zur  Compe- 
tenz der  Gerichte,  und  können  in  ihrer  Ausführung  von  denselben  nicht 
gehemmt  werden."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  184S.  §.  10.  ,,Ver- 
wallungsniaassregeln,  welche  von  den  Verwaltungsbehörden  innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  vorgenommen  worden  sind,  können  von  den  Ge- 
richten nicht  aufgehoben  werden.  Es  kann  aber  in  solchem  Falle  der  et- 
waige .Anspruch  auf  Entschüdigung  bei  den  Gerichten  geltend  gemacht  wer- 
den." —  Am  Ausführlichsten  und  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  dem  gemei- 
nen Rechte,  hatte  sich  die  frühere  V.  -  ü.  von  S  c  h  w  arzburg- Sonders- 
hausen, (1841)  ausgesprochen:  §.  88:  ,,Von  der  gerichtlichen  Verhand- 
lung und  Entscheidung  sind  ausgeschlossen:  l)  die  Ausübung  der  landes- 
herrlichen Hoheitsrechte,  jedoch  mit  Vorbehalt  der  Entschädigungsansprüche 
derjenigen,  welche  dadurch  in  ihren  wohlerworbenen  Rechten  beeinträchtigt 
sein  sollten  —  2)  die  Handlungen  der  gesetzgebenden  Gewalt:  der  Richter 
hat  nicht  darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  in  verfassungsmässiger  Form  erlas- 
senes Gesetz  hätte  gegeben  werden  sollen,  sondern  lediglich  den  wahren  Sinn 
und  Umfang  desselben  zu  ermitteln  und  es  im  Geiste  der  Gerechtigkeit  an- 
zuwenden —  3)  die  Erfüllung  allgemeiner  ünlerthanenpflichten,  wie  Kriegs- 
dienst, Entrichtung  der  Steuern  und  Abgaben  und  anderer  allgemeinen  Ob- 
liegenheiten, so  lauge  niclit  eine  Ausnahme  vermöge  eines  besonderen  Rechts- 
titels behauptet  werden  kanu  —  4)  die  Zweckmässigkeit  der  von  der  Staats- 
verwaltung ergebenden  Verfügungen." 
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nicht  fehlen,  dass  nicht  im  Einzelnen  vielfache  Zweifel  darüber 
entstehen  sollten,  ob  eine  Sache  als  Juslizsache  oder  als  Verwal- 
tungssache zu  betrachten  sei.  Bei  einein  solchen  Competenz- 
cooflikte  steht  nach  gemeinem  Rechte  den  Gerichten  das 
Entscheidungsrecht  zu,  da  es  an  sich  allgemeiner  Grundsatz  ist 
dass  jedes  Gericht  in  jeder  Sache  seine  Competenz  und  beziehungs- 
weise die  Eigenschaft  der  bei  ihm  anhängig  gemachten  Sachen 
als  Justizsachen  zu  prüfen  und  darüber  zu  erkennen  hat.  III.  Die- 
ser Grundsatz  ist  auch  in  einigen  Verfassungsgesetzen  ausdrücklich 
ausgesprochen  -).  IV.  In  den  meisten  deutschen  Staaten  sind  aber 
besondere  Behörden  zur  Entscheidung  über  die  Competenz- 
conflikte  zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  eingerichtet 
und  meistens  ist  in  der  Verlassung  deren  Errichtung  besonders 
vorgeschrieben  worden  ^). 


2)  Hannover,  Ges.  v,  5.  Sept.  1S48.  §.  10.  „Die  Gerichte  sind  be- 
fugt, über  die  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  selbst  zu  entscheiden,"  —  An- 
halt-B  e  robu  rg,  V.-U.  1S50.  §.  3s.  a  iinea  4,  ,,  lieber  Cnnipetenzstrei- 
tigkeiten  entscheiden  die  zuständigen  Gerichte  im  gewöhnlichen  Instanzen- 
zuge." 

•)  Ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten  S.  Altenbjrg,  V.-U.  1831. 
§,  Iß.  a  Iinea  5.  ,,  lieber  Competenzconflikte  entscheidet  die  höchste 
Stelle."  —  Die  Zusammensetzung  einer  besonderen  Behörde  ordnen 
an:  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  47.  ,,.,.eine  besondere  Behörde,  deren 
Organisation  durch  ein  Gesetz  bestimmt  wird,  und  deren  Älitglieder  zur 
Hälfte  aus  Käthen  des  obersten  Justizhofes  bestehen  müssen." —  Aehnlich  : 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  159.  196.  —  Kurhessen,  V.-U. 
1852.  §.  ST.  a  Iinea  2.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  SO.  und  101.  — 
Auch  die  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849  halte  diese  Einrichtung 
aufgenommen  §.  ISO.  a  Iinea  2.  ,,Ueber  Competenzconflikte  zwischen  den 
Verwaltungs-  und  Gericlitsbehörden  in  den  Einzelstaaten  entscheidet  ein 
durch  das  Gesetz  zu  bestimmender  Gerichtshof."  —  Dieser  Fassung 
schliessen  sich  an:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  $.168. 
a  Iinea  2.  ~  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  96.  —  Aehnlich:  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1S52.  art.  97.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  36.  —  Eigen- 
thümlich  bestimmt  S.  C  obu  r  g- G  o  Ih  a  ,  V.-U.  1^52.  §.  142.  ,,Ueber 
Competenzconflikte  zwischen  Verwaltungs-  und  Justizbehörden  entscheidet 
eine  besondere  Commission.  Diese  Commission  wird  gebildet  aus  dem  diri- 
girenden  Staalsminisler  als  Vorsitzenden  und  5  höheren  Staatsbeamten,  von 
denen  zwei  von  dem  Herzoge  und  drei  von  dem  gemeinscbaftlichea  Land- 
tage ernannt  werden." 

41* 
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§.  455. 

^)  Verfassungsmässige  Garantien  für  die  Unabhängigkeit 

der  Gerichte. 

I.  Um  die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  innerhalb  des  Kreises 
ihrer  Conipetenz  möglichst  zu  gewährleisten,  enthalten  mehrere 
Verfassungsgesetze  einige  besondere  Bestimmungen ,  wodurch  die 
Stellung  der  Mitglieder  der  Gerichtshöfe  im  Verhältnisse  zu  an- 
deren Staatsbeamten  ausgezeichnet  und  besonders  sicher  gestellt 
wird.  II.  Dahin  gehören  folgende  Einrichtungen :  1)  Nach  einigen 
Verfassungsgesetzen  sind  die  Anstellungen  und  Beförde- 
rungen der  Justizbeamten  sofort  definitiv,  während  die  der 
anderen  Beamten  regelmässig  gewisse  Jahre  hindurch  nur  provi- 
sorisch zu  sein  pflegen ').  2)  In  mehreren  Verfassungsgesetzeu 
wird  den  Richtern  definitiv  zugesichert,  dass  sie  nicht  ohne  ihren 
vollen  Gehalt  in  Ruhe-  oder  Pensionsstand  versetzt-)  und  nur 
durch  gerichtUches  Urtheil  entlassen  werden  können  2).     Mitunter 


')  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Bayern,  Edikt,  üb.  das  Verhältniss  d. 
Staatsdiener,  §.  4.  (Beil.  IX.  zur  V.-U.  v.  ISIS).  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.   1S52.  art.    104. 

2)  Bayern,  Edikt.  (Beil.  I.X.  zur  V.-U.  ISIS)  §.  23.  ,,Die  Vorstände 
und  Räthe  der  Juslizcoliegien,  mit  Einschluss  der  Kreis-  und  Stadtgerichte, 
verbleiben  in  ihrer  Eigenschaft  als  Richter  in  allen  Quieszcnz-Fällen  im  Be- 
züge des  verliehenen  Gesammtgehalles.  Landrichter,  Landgerichtsassessoren 
und  Aktuare  behalten  ihren  fixen  Geldgebalt." 

3)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VIII.  §.  3.  „...Die  Richter  können  nur 
durch  einen  Rechtsspruch  von  ihren  Stellen  mit  Verlust  des  damit  ver- 
bundenen Geh  altes  entlassen,  oder  derselben  entsetzt  werden."  —  Wür- 
temberg,  V.-U.  1819.  §.  46.  ,,Kein  Staalsdiener,  der  ein  Richteramt 
bekleidet,  kann  aus  irgend  einer  Ursache  ohne  richterliches  Erkenntniss 
seiner  Stelle  enlsetzl,  entlassen,  oder  auf  eine  geringere  versetzt  werden."  — 
Uebereinstimmt:  Grossh  Hessen,  V.  -  ü.  1820.  §.  34.  (jedoch  mit  dem 
Beisatze:  ,,  Die  Direktoren  der  Justizcollegien  bleiben  jedoch  den  allge- 
meinen Bestimmungen  der  Dienstpragmatik  unterworfen")  —  S.  Alten- 
burg, V.-ü.  1831.  §  46.  a  linea  3.  (sichert  den  richterlichen  Beamten, 
wenn  sie  gegen  ihren  Willen  versetzt  werden,  auch  Vergütung  derümzugs- 
kosten  ausdrücklich  zu).  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  184S.  §.  106. 
108.  —  Weiter  als  diese  Verfassungsurkunden  ging  die  R  e  ich s  Verfas- 
sung vom  28.  März  1849.  §.  176.  ,,  Kein  Richter  darf  ausser  durch  Ur- 
theil und  Recht  von  seinem  Amte  entfernt,  oder  an  Rang  und  Gehalt  beein- 
trächtigt werden.     Suspension  darf  nicht  ohne  ri  chterlichen  Beschluss 
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ist   (las  Ami   eines  Riclileis    iils    im  verlräglicli  mit  jedem  an- 
deren Staatsamte  erklärt '*). 

§.  456. 

4)  Verfassungsmässig   znlässige  Einwirkung   des  Son- 

verains  auf  die  Rechtsprechung*). 

a)  Begnadigungsrecht. 

I.  Zufolge  der  Unstatthaftigkeit  aller  Kabinetsjiistiz  (§.  448.  IV.) 
kann  in  den  deutschen  Staaten  keine  andere  Einwirkung  des  Sou- 
verains  auf  die  Rechtsprechung  vorkommen,  als  die  in  der  Aus- 
übung des  Begnadigungsrechtes  in  Strafsachen  und  in  der 
Ertheilung  von  Moratorien  enthalten  ist.  II.  Das  Begnadigungs- 
recht begreift  gemeinrechtlich  sowohl  das  sog.  Begnadigungsrecht 
im  engeren  Sinne,  d.  h.  das  Recht  des  Souverains,  die  von  den 
Gerichten  nach  vorgängigem  Strafverfahren  erkannten  Strafen 
zu  mildern  oder  ganz  nachzulassen,  als  auch  das  sog.  Aboli- 
t ionsrecht,  d.  h.  das  Recht,,  eine  strafrechtliche  Untersuchung 
überhaupt   auszuschliessen,   sowie   auch   bereits   begonnene  straf- 


erfoJgen.  Kein  Richter  darf  wider  seinen  Willen,  ausser  durch  ge- 
ricfatlichen  Beschluss  in  den  durch  das  Gesetz  bestiinmlen  Fällen  und  For- 
men, zu  einer  anderen  Stelle  versetzt,  oder  in  Ruhestand  gesetzt 
werden."  —  Diese  Beslimmnng  ging  über  in:  S  c  h  wa  rzb  ur  g- Son  d  e  rs- 
hausen,  V,-U.  1849.  §.  167.  —  Aehnlich:  Preussen,  V.  -  U.  1850. 
§.  87,  nur  mit  dem  Beifügen:  ,,  Auf  die  Versetzungen,  welche  durch 
Veränderungen  in  der  Organisation  der  Gerichte  oder  ihrer  Bezirke  nöthig 
werden,  finden  diese  ßestiinnuingen  keine  Anwendung."  —  Hiermit  stimmen 
überein:  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.33.  —  Reuss,  j.L.,  V.-U. 
1852,  §.  33.  -  Ebenfalls  der  R.  V.  v.  28.  März  1849.  schliessen  sich  an  : 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  §.  106.  107.  —  Waldeck,  V.-U.  1852. 
§.  77.  vergl.  mit  dem  w a Ideck ' sehen  Slaatsdienergesetze  vom  27,  April 
1850.  §.  9. 

*)  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  167.  a.  E. 
„Den  Richtern  sind  keine  anderen  Staatsämter  zu  übertragen.". — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  88.  ,,  Den  Richtern  dürfen  andere  besol- 
dete Staatsämter  nicht  übertragen  werden.  Ausnahmen  sind  nur  auf 
Grund  eines  Gesetzes  zulässig."  —  üebereiostimmt :  Oldenburg,  rev. 
V.-U.   1852.    art.   105. 

*)  J.  F.  von  Lennep,  diss.  de  partibus,  quas  reges  babuerint  habeant- 
que  etiam  nunc  in  adminislranda  justitia.  Amstelodami,  1849. 
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rechtliche  Untersuchungen  vor  gefälltem Urtheile  niederzuschlagen'), 
wofür  insbesondere  der  Ausdruck  Amnestie  gebräuchlich  ge- 
worden ist,  wenn  der  Akt  der  Begnadigung  eine  grosse  Anzahl 
an  demselben  Delikte,  wie  z.  B.  einem  Aufrühre,  betheiligter  Per- 
sonen begreift,  ohne  Unterschied,  ob  sie  bereits  in  Untersuchung 
gezogen,  oder  verurtheilt  worden  waren  oder  nicht.  III.  Die  mei- 
sten deutschen  Verfassungsurkunden  legen  hiermit  übereinstimmend 
dem  Souverain  noch  beide  Arten  des  Begnadigungsrechtes  bei  2). 
IV.  Viele  Verfassungsurkunden  nennen  nur  im  Allgemeinen  das 
Begnadigungsrecht,  ohne  das  Abolitions-  und  Amnestierecht  be- 
sonders zu  erwähnen  ^).  In  diesem  Falle  ist  das  Letztere  als 
unter  der  allgemeinen  Bezeichnung  des  Begnadigungsrechtes  über- 
haupt inbegriffen  zu  betrachten,  und  zwar  um  so  mehr,  als  es 
den  regierenden  Fürsten  schon  vor  der  Auflösung  des  Reiches 
zustand,  und  daher  überhaupt  die  fortdauernde  Zuständigkeit  des 
Begnadigungsrechtes  in  seiner  vollsten  Ausdehnung  auch  da  nicht 
bezweifelt  werden  kann,  wo  desselben  in  einer  Verfassungsurkunde 
gar  keine  Erwähnung  geschieht-*).*  V.  Es  ist  daher  auch  eine 
Beschränkung  des  Souverains  bezüglich  des  AboHtions-  und  Amne- 
stierechtes in  keinem  deutschen  Staate  weiter  anzunehmen,  als 
ein    Verfassungsgesetz    dies   ausdrücklich   bestimmt^).     Daher  ist 


')  J.  Plocbmann,  das  Begnadigungsrecht.  Erlangen,  1845.—  R.Tie- 
mann,  de  jure  principis  cum  iis,  qui  delicta  conimiserint ,  mitius  agendi, 
quam  leges  jubeant.  Balis  Saxon.  1846.  —  Mittermaier,  über  das  Ver- 
hältniss  der  Begnadigung  etc.  In  dessen :  Vier  Abhandlungen  aus  dem  Slraf- 
rechte.  Frankfurt,  1S49. 

2)  Ausdrücklich  legen  dem  Souverain  neben  dem  Begnadigungsrechte  das 
Aböl  itionsrecht  bei:  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  97.  a  linea2.  — 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  52.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  9. 
a  linea  5.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  97.  —  S.  Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852.  §.  140.  —  Am  Speziellsten  ist  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  12. 
,,Der  Fürst  hat  das  Recht  der  Begnadigung  und  Strafmi  Ider  ung,  so- 
wie der  Amnestirung  und  Abolition." 

3)  Baden,  V.-U.  1818.  §.  15.  a  linea  3.  —  S.  Meiningen,  V.-U. 
1829.  §.  106.  —  S.  Altenbnrg,  V.-U.  1831.  §.8.  u,  48.  —  Schwarz- 
burg-Sondershausen, V.-U.  1849.  §.  66.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-U.  1850.  §.  83.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  10.  —  Reuss, 
j.  L,,    V.-U.   1852.    §.  44. 

*)  So  z.  B.  in  der  Verf.-Ürk.  des  Grossherzogthums  Hessen. 

»)  Solche  Beschränknngen  finden  sich  nur  in  B  aye  rn,  V.-U.  1818. Tit.  VIII. 
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auch  in  der  Praxis  aiigeiiuiiHiien,  dass  selbst  da,  wo  die  Verfassung 
die  iNiederschlagung  einer  bereits  eingeleiteten  Untersuchung  im 
Einzelnen  ausschliesst,  dies  doch  nicht  von  jenen  Füllen  /u  ver- 
stehen sei,  in  welchen  die  Krone  eine  Amnestie  in  dem  an- 
gegebenen Sinne  zu  ertheilen  sich  veranlasst  findet,  sof'erne  nicht 
auch  für  diesen  Fall  die  Verfassung  eine  besondere  Beschrankung 
aufstellt,  und  etwa  in  solchem  Falle  die  Erlassung  eines  förm- 
lichen Gesetzes  vorgeschrieben  ist  ^').  VI.  Mitunter  ist  vorgeschrie- 
ben, dass  Straferkenntnisse,  welche  schwere  Strafen  verhängen, 
vor  dem  Vollzuge  dem  Souverain  von  den  Gerichten  zum  Behufe 
einer  etwaigen  Begnadigung  vorzulegen  sind ').  VII.  Auch  enthal- 
ten einige  Verfassungsurkunden  Beschränkungen  des  landesherr- 
lichen Begnadigungsrechtes  bezüglich  der  auf  Anklagen  der  Stände 
verurtheilten  iMinister  oder  anderen  Staatsbeamten  ^).  VIII.  Mit- 
unter erklären  Verfassungsurkunden  ausdrücklich,  dass  dem  Sou- 
verain kein  Recht  zustehe,  eine  von  den  Gerichten  erkannte  Strafe 
zu  schärfen^).  IX.  Selbstverständlich  kann  die  ertheilte  Be- 
gnadigung Niemand  hindern,  seine  aus  einer  Rechtsverletzung  her- 
rührenden Privatansprüche  gerichtlich  zu  verfolgen  ^'^). 

§.  4.  ,,J)er  König  kann  in  strafrechtlichen  Sachen  Gnade  ertbeilen,  die 
Strafe  mildern  oder  erlassen;  aber  in  keinem  Falle  irgend  eine  anhän- 
gige Streitsache  oder  angefangene  Untersuchung  hemmen." — Brann- 
schweig, n.  L.  0.  1832.  §.  208.  ,,Der  Landesfürst  kann  in  strafrecht- 
lichen Sachen  begnadigen,  die  Strafe  mildern  oder  erlassen,  aber  in  keinem 
Falle  schärfen,  und  eine  angefangene  Untersuchung  nur,  nachdem  das  Ober- 
appellationsgericht sich  gutachtlich  darüber  geäussert  hat  niederschlagen."  — 
Preussen,  V.  •  U.  1S50.  §.  4't.  ,,Der  König  bat  das  Recht  der  Begna- 
digung und  Strafmilderung...  der  König  kann  bereits  eingeleitete  Unter- 
suchungen nur  auf  den  Grund  eines  Gesetzes  niederschlagen."  — 
Alle  derartigen  Beschränkungen  sind  liöcbst  ungeeignet  und  unzweck- 
mässig. 

«)  Vergl.  die  in  Note  5.  angef.   V.-U.  von  Preussen,   ISöO.  §.49. 
■)  Würtemberg,  V.-U.    1819.    §.  9".   (siehe  oben  §.  449.  Note  3.) 
*)  Siehe  die  Bestiöimungen  der  Verf.-Urkunden,  oben  §.   410.) 
3)  Baden,  V.-U.   1818.  §.    15.   a  linea  3.     ,,Der  Grossherzog   kann  er- 
kannte Strafen  mildern,    oder  ganz  nachlassen,  nicht  aber  schärfen."  —  K. 
Sachsen,  V.-U.   1831.  §.  52.  —  S.  Altenburg,  V.-ü.   1831.    §.  48.— 
Braun  schweig,    n.   L.  0.   1832.    §.  208.  (Siehe  Note  5.).    —    Hanno- 
ver,   L.    V.  G.   1840.  §.  5. 

'«)  Ausdrücklich    sagen  dies:    S.  Mein  in  gen,    V.-U.  1829.  §.  106.  — 
S.  Altenburg,  V.-ü.  1831.  §.  8. 
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§.  457. 
b)   Laadesherrliches  Recht  der  Moratorien-Ertheilnng. 

I.  Gestützt  auf  römisch-rechtliche  Grundlagen  hat  die  Praxis 
in  Deutschland  den  Landesherren  zur  Reichszeit  das  Recht  bei- 
gelegt, überschuldeten  Personen  Ausländsbriefe,  sog.  Mora- 
toria,  zu  ertheilen,  d.  h.  das  Concursverfahren  gegen  dieselben 
auf  eine  Anzahl  von  Jahren  zu  suspendiren  ^).  II.  In  der  neueren 
Zeit  ist  dieses  Recht,  Moratorien  zu  ertheilen,  in  einigen  deutschen 
Verfassungsurkunden  dem  Souverain  entweder  gänzlich  abgespro- 
chen 2),  oder  es  ist  auf  ganz  seltene  Fälle  beschränkt^),  oder  seine 
Ausübung  an  die  Zustimmung  des  Landtages  geknüpft '*),  oder  es 
ist  endlich  die  Ertheilung  eines  Moratoriums  ausschliesslich  in  das 
Ermessen  der  Gerichte  verstellt  worden  ^). 

§.  458. 

5)  Allgemeine  Grundsätze,  welche  einzelne  Verfassunge- 

nrknnden  hinsichtlich  der  Rechtspflege  aufstellen. 

In  einigen  Verfassungsurkunden  finden  sich  einige  allgemeine 
Vorschriften  über  einzelne  Gegenstände  der  Rechtspflege.  So  z.  R. 
I.  die  Vorschrift,  dass  alle  Urtheile  der  Gerichtshöfe  mit  Ent- 
scheidungsgründen versehen  sein  sollen  ^).  II.  Mitunter  werden 
gewisse  Strafen    als    abgeschafft    erwähnt.     Uebereinstimmend    er- 


')  Vergl.  über  das  Wesen  der  Moratorien  nach  römischem  Rechte  :  Müh- 
lenbruch, Lehrb.  des  Pand. -Rechts,  Bd.  I.  §.   172. 

2)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  54.  „Moratorien  dürfen  von  Staats- 
wegen nicht  ertheilt  werden."  —  S.  Coburg- Go  tha ,  V.-ü.  1852.  §.57. 
J.Moratorien...  dürfen  nicht  ertheilt  werden." 

3)  Hannover,  L.  V.  G,  1S40.  §.  9.  a  linea  4.  ,,In  ganz  ausser- 
ordentlichen Fällen  kann  Er  (der  König)  nach  Anhörung  des  Staatsra- 
thes,  Moratorien  ertheilen." 

'•)  Kurhessen,  V. -U.  1852.  §.  99.  ,, Moratorien  dürfen  nur  mit  iand- 
ständischer  Beistimmung  ertheilt  werden."  —  Ebenso':  Waldeck,  V.  -  U. 
1852.  §.  S2. 

5)  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832-  §.  209.  ,, Moratorien  werden  von 
der  Landesregierung  nie  ertheilt;  die  Gerichte  dürfen  in  den  gesetzlich 
bestimmten  Fällen  darauf  erkennen."  —  Uebereinstimmt :  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852.  art.  49. 

')  Diese  Vorschrift  findet  sich  in  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  VHI.  §.2.— 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.    §.  46.  -  S.  Altenburg,-  V.-ü.   1831.  §.47. 
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klären  alle  deutschen  Verfassungsurkunden  die  allgemeine  Ver- 
mögensconfiskation  für  aufgehoben^).  III.  Nach  dem  Vorbilde 
der  deutschen  Reichsverfassung  vom  28.  •  März  1849  wurden 
in  die  seitdem  errichteten  Verfassungsurkunden  auch  meistens 
Zusicherungen  über  die  Einrichtung  des  Gerichtswesens  auf- 
genon)men;  insbesondere  werden  als  durchzuführende  Grundsätze 
oder  zu  trelfende  Einrichtungen  erwähnt,  die  Mündlidikeit  und 
Oeffentlichkeit  der  Rechtspflege;  Einführung  von  Schwurgirichten; 
Trennung  von  Justiz  und  VerwaUung  ^) ;  mitunter  sogar  die  Ein- 
führung von  Schiedsgerichten  ■•)  und  des  Notariates"')  und  der 
Zuziehung  von  Sachverständigen  in  Civilprozessen ,  wenn  über 
Sachen  von  besonderer  Rerufserfahrung  zu  erkennen  ist''). 

§.  459. 

III.     Polizeihoheit. 

1)  Allgemeines. 

I.  Unter  Polizeihoheit  versteht  man  das  Recht  der  Staats- 
gewall, beobachtend,  Nachtheiligem  vorbeugend  und  Rechtswidriges 
verhindernd,  das  Nützliche  dagegen  befördernd,  auf  alle  denkbaren 

a  linea  2.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  192.  a  linea  2.  — 
Anhalt-Bernburg,  V.-U.   1850.  §.  35. 

2)  Siehe  die  Bestimmungen  der  deutschen  Verf.  -  Urkunden  oben  §.  295. 
Note  17. — Wegen  Abschaffung  anderer  Strafen,  siehe  oben  §.  292.  Note  21. — 
Vergl.  auch  noch  Preussen,  V.-ü.  1S50.  §.  10.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.   1852.    art.  43.  44.  —  Reuss  j.  L. ,    V.-U,   1852.  §•  6.  11. 

3)  Dergleichen  Vorschriften  finden  sich  in  der  R.  V.  v.  28.  März  1849. 
§.  177.  u.  f.  —  Hannover,  Ges.  v,  5.  Sept.  1848.  §.  9.  —  Schwarz- 
burg-Son  d  er  shau  sen,  V.-U.  1849.  §.  168.  172.  173.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850.  §.  35.  38.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  8H.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852.  art.  96.  100.  101.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  137.  139.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  34.36.—  Wal  deck, 
V.-ü.  1852.  §.  78.  u.  f.  —  Vergl.  auch  Braun  seh  weig-,  n.  L.  0.  1832. 
§.   192.  200. 

'»)  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850.  §.  37.  —  Oldenburg,  revid. 
V.-ü.   1852.  art.  99. 

^)  Anhalt-Bernburg,  V.-U.   1850.  §.  38. 

«)  Diese  Vorschrift  findet  sich  zuerst  in  der  R.-V.  v.  28.  März  1849. 
§.  179.  Hieraus  ist  sie  in  S  ch  w  ar  z  bu  rg-Son  d  ers  h  a  u  s  en,  V.-ü.  1849. 
§.  174.  und  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  98.  übergegangen.  — 
Uebrigens  war  die  Zuziehung  von  Sachverständigen  in  dergleichen  Fällen 
von  jeher  Regel  im  gemeinen  deutschen  Civilprozesse  gewesen. 
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Verhältnisse  des  inneren  Staatslebens  im  öffenllichen  Interesse 
einzugreifen.  Wegen  dieses  weiten  Umfanges  der  Polizeiholieit 
bezeichnet  man  die  Ausübung  derselben  in  ihren  höheren  Stu- 
fen vorzugsweise  als  Regierung  des  Inneren,  innere 
Staatsverwaltung  oder  Administration,  und  gebraucht 
die  Bezeichnung  Polizei  häufig  nur  für  einige  niedere  Arten 
ihrer  Thätigkeit,  wie  namentlich  die  Sicherheitspolizei.  II.  Es 
lassen  sich  nach  den  Gegenständen  sehr  verschiedene  Zweige 
der  polizeihchen  Thätigkeit  unterscheiden,  wie  z.  B.  die  Rechis- 
polizei')  (wohin  im  Allgemeinen  das  Notariatswesen,  das  Hypo- 
thekenwesen, das  Vormundschaftswesen  und  das  Legitimations- 
recht in  Bezug  auf  uneheliche  Kinder  gehören),  die  Sicher- 
heitspolizei einschlüssig  der  Fremdenpolizei,  die  Be- 
völkerungspolizei einschlüssig  des  Au swan  der ungs  We- 
sens, die  Unterrichtspolizei,  die  Buch  erpolizei,  die 
Handels-  und  Gewerbepolizei,  die  Strassen-  und  Was- 
serpolizei, die  Forst-  und  Jagdpolizei  u.  s.  w.  III.  In 
kleineren  Staaten  ist  die  oberste  Leitung  der  ganzen  inneren  Staats- 
verwaltung regelmässig  einer  einzigen  obersten  Stelle,  dem  sog. 
Ministerium  des  Innern,  zugewiesen;  in  grösseren  Staaten 
hat  man  sich  aber  durch  den  Umfang  der  Geschäfte  meistens  ge- 
nöthigt  gesehen,  für  die  oberste  Leitung  der  verschiedenen  Zweige 
der  inneren  Staatsverwaltung  mehrere  besondere  Ministerien  ein- 
zurichten''). IV.  Da  sich  die  Polizeiwissenschaft  bereits  zu  einer 
selbstständigen  Wissenschalt  entwickelt  hat  ^j,  so  hat  sich  die  Dar- 
stellung in  einem  Systeme  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechtes 
auf  die  Nachweisung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  beschrän- 
ken, welche  über  einzelne  Verhältnisse  in  den  deutschen  Bundes- 
beschlüssen, und  in  den  Verfassungen  und  anderen  Gesetzen  der 
Einzelstaaten  aufgestellten  Grundsätze  enthalten  sind,   letztere  je- 


')  Praktisch   wird    diese   jedoch   meistens    unter   die    oberste   Leitung   des 
Justizministeriums  gestellt Siehe  oben  §.  273.  Note  2. 

2)  So  z.  B.  neben  dem  Ministerium  des  Innern,  noch  ein  Ministerium  des 
Cullus  und  des  Unterrichtes,  des  Handels,  der  öffenllichen  Arbeiten,  der  öf- 
fentlichen Sicherheit,  oder  im  engeren  Sinne  sog.  Ministerium  der  Polizei 
u.  s.  w. 

3)  Vergl.  R.Mo  hl,  Polizeiwissenschaft  nach  den  Grandsätzen  des  Rechts- 
staates, Tübingen  1832.  1833. 
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(loch  nur  insoweit,  als  sie  Ausflüsse  gemeinsamer  Grundanschauun- 
gen sind.  V.  Den  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  ergangenen 
H  eichspolizei  urd  nu  n  gen  •^)  und  einzelnen,  polizeiliehe  Ver- 
liitltnisse  betreffenden,  Heiclisgesetzen  '')  kann  zwar  im  Allgemeinen, 
d.  h.  der  Theorie  nach,  der  Charakter  noch  gültiger  Quellen  des 
gemeinen  Rechtes  nicht  abgesprochen  werden^);  allein  ihre  prak- 
tische Bedeutung  ist  um  so  geringer,  als  nicht  nur  die  Verhält- 
nisse, auf  welche  sie  fierecbnet  waren,  sich  vielfach  verändert 
haben  und  neuere  Gesetze  und  Verordnungen  fast  allenthalben 
und  zwar  gerade  in  Bezug  auf  die  eigentlich  polizeilichen  Be- 
stimmungen jener  Reichsgesetze   an  deren  Stelle  getreten  sind'). 

§.  460. 

2)     Buudesbeschliisse    in   Bczng    anf   die   Erhaltung   der 

öffentlichen  Ordnung  und  des  Rechtsznstandes  in  den 

deutschen    Bundesstaaten. 

Vorbemerkung. 

Die  Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  vor  dem  Jahre  1848 
in  Betreff  der  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  des  Rechts- 
zustandes in  den  Bundesstaaten  waren  zunächst  auf  die  zur  Zeit 
ihrer  Abfassung  eingetreteneu  Zeitverhältnisse  berechnet,  und  sind 
daher  unter  veränderten  Umständen  nicht  nur  zum  grossen  Theile 
an  sich  unpraktisch  geworden,  sondern  es  ist  auch  von  den  Bun- 
desgliedern bereits  in  Bezug  auf  mehrere  dieser  Beschlüsse  über- 
einstimmend anerkannt  worden,  dass  dieselben  die  Bundesglieder 
nicht  mehr  formell  verbinden  i).  Da  sich  jedoch  vielfach  die  Lan- 
desgesetzgebungen die  in  solchen  Bundesbeschlüssen  aufgestellten 
Grundsätze  angeeignet  und  dieselben  beibehalten  haben,   so  kann 


')  Die  wichtigsten  Reichspolizeiordnnngen  sind  die  von  1530.  1548. 
und   1577. 

5)  Vergl.  meine  deut.   St.-  u.  R. -Gesch.  Bd. II.  Abthl.  II.   (1S47).  §.76. 

6)  Siehe  oben  §.  72. 

")  Ueber  das  Polizeirechl  zur  Reicbszeit  ist  zu  vergleichen:  Heumann, 
initia  jur.  polit.  Germ.  Norimb.  1757.  —  v.  Berg,  Handbuch  des  Polizei- 
rechtes. VII.  Bde.  Hannover,  1799.  1809.  —  Gerstlacber,  Handbuch  der 
deut.  Reichsgesetze.  Bd    IX. 

»)  Siehe  oben  §.  182.  Note  8. 
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die  Kenntniss  des  [nhaltes  derselben  auch  jetzt  nicht  fügHch  ent- 
behrt werden. 

§.  461. 

a)  Der  Biindesbeschluss  vom  27.  Oktober  1831 ;  Verbot 
gemeinschaftlicher   Adressen    an    die   Bundesversammlung 

über  öffentliche  Angelegenheiten  des  deutschen  Bundes. 

I.  Da  es  bei  der  Aufregung,  welche  in  Deutschland  seit  der 
französischen  (Juli-)  Revolution  und  dem  Aufstande  der  Polen  im 
Jahre  1830  und  1831  herrschte,  vorgekommen  war,  dass  Adressen 
mit  zahlreichen  Unterschriften  an  die  Bundesversammlung  über 
die  öffentlichen  Angelegenheiten  Deutschlands  emgereicht  worden 
waren,  so  beschloss  die  Bundesversammlung  am  27.  Oktober  1831. 
Sitz.  XXXVI.  Protok.  §.  239.,  dass  alle  dergleichen  Adressen  als 
unstatthaft  zurückzuweisen  seien.  II.  Dieser  ßundes- 
beschluss  wurde  dadurch  motivirt,  dass  eine  Befugniss  zu  solchen 
gemeinschaftlichen  Vorstellungen  oder  Adressen  über  öffentliche 
Angelegenheiten  des  deutschen  Bundes  in  der  Bundesverfassung 
nicht  begründet,  das  Sammeln  von  Unterschriften  zu  dergleichen 
Adressen  aber  vielmehr  nur  als  ein  die  Autorität  der  Bundes- 
regierungen und  die  öffentliche  Ordnung  und  Ruhe  gefährdender 
Versuch  anzusehen  sei,  auf  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  und 
Verhältnisse  Deutschlands  einen  ungesetzlichen,  mit  der  Stellung 
der  Unterthanen  zu  ihren  Regierungen  und  dieser  Letzteren  zum 
Bunde,  unvereinbaren  Einfluss  zu  üben.  III.  Die  Bundesversamm- 
lung hat  sich  bis  jetzt  noch  nicht  darüber  ausgesprochen,  ob  sie 
diesen  Beschluss  als  noch  in  Geltung  bestehend  betrachtet,  oder 
ob  derselbe  unter  die  sog.  Ausnahmsgesetze  zu  zählen  sei,  deren 
Beseitigung  durch  den  Bundesbeschluss  vom  2.  April  1848.  Protok. 
§.  214.  verfügt  worden  ist. 

§.  462. 

b)  Der  Bundesbeschluss   vom   5.  Juli  1632  vermischten 

Inhaltes. 

I.  Die  fortdauernde  Aufregung  in  Deutschland,  welche  beson- 
ders vom  Auslande  aus  unterhalten  wurde,  veranlasste  die  Bundes- 
glieder,  sich  in  einem  Bundesbeschlusse  vom  5.  Juh  1832.  Sitz. 
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XXIV.  Protok.  §.  231.  über  gemeinschaftliche  Grundsätze  und 
Maassrogeln  zur  Erhaltung  der  gesetzhchen  Ordnung  und  Ruhe 
zu  vereinbaren.  Durch  diesen  Bundesbeschluss  wurde  bestimmt: 
1)  alle  ausserhalb  Deutschlands  in  deutscher  Sprache  erschei- 
nenden Zci  tungen  und  politischen  Schriften  unter  zwan- 
zig Bogen  sollen  nur  mit  Genehmigung  der  Regierung  in  einen 
deutschen  Staat  eingeführt  werden  dürfen.  2)  Alle  Vereine 
mit  politischer  Tendenz  sind  in  allen  Bundesstaaten  ver- 
boten. 3)  Volksversammlungen  und  Volksfeste,  die  bisher 
nicht  üblich  waren,  sollen  nur  mit  Genehmigung  der  Landesregie- 
rung gehalten  werden.  Wer  dieselben  ohne  eingeholte  Erlaubniss 
veranlasst  oder  ausschreibt,  soll  angemessener  Strafe  unterliegen. 
Auch  bei  erlaubten  Volksversammlungen  dürfen  bei  Strafe  keine 
Reden  politischen  Inhaltes  gehalten,  auch  keineAdres- 
sen    und    Beschlüsse    vorgeschlagen    und    genehmigt   werden. 

4)  Unnachsichtliche  Strafe  ist  dem  öffentlichen  Tragen  von  Ab- 
zeichen in  Bändern  oder  Cokarden  gedroht,  die  andere  Farben 
haben,  als  die  Landesfarben  des  Staates,  dem  der  Tragende  als 
ünterthan  zugehört.  Ebenso  ist  das  nicht- autorisirte  Aufstecken 
von  Fahnen  und  Flaggen,  das  Errichten  von  Frei  hei  tsbäumen 
und     dergleichen    Aufruhrzeichen    unnachsichthch    zu    bestrafen. 

5)  Sodann  wurden  die  über  die  Beaufsichtigung  der  Universitäten 
(damals)  bestehenden  Verordnungen  neu  eingeschärft ').  6)  Die 
Bundesregierungen  verpflichten  sich  zur  grössten  Aufmerksamkeit 
auf  alle  Einheimischen,  die  aufwieglerischer  Tendenzen  verdächtig 
sind,  und  versprechen  sich  auch  gegenseitige  Miltheilung  der  ge- 
machten Entdeckungen.  7)  Besonders  strenge  Aufmerksamkeit 
soll  über  fremde  politische  Flüchtlinge  und  über  solche  Einhei- 
mische und  Fremde  gehalten  werden,  die  aus  Orten  und  Gegenden 
kommen,  wo  sich  Verbindungen  zum  Umsturz  des  deutschen  Bun- 
des und  der  Regierungen  gebildet  haben  und  die  der  Theilnahme 
daran  verdächtig  sind.  8)  Alle  aus  einem  Bundesstaate  in  den 
anderen  geflüchteten  politischen  Verbrecher  sollen  auf  Re- 
quisition ausgeliefert  werden,  soferne  sie  nicht  eigene  Unterthanen 
sind.  9)  Schliesslich  sichern  sich  die  Bundesregierungen  gegen- 
seitig  die   prompteste  militärische  Assistenz  zu,   wie  dies  bereits 


»)  Siehe  uaten  §.  464. 
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schon  früher  durch  den  Bundesbeschluss  vom  21.  Oktober  1830. 
Sitz.  XXXIV.  Protok.  §.  258.  geschehen  war.  II.  Der  Bundes- 
beschluss vom  5.  JuH  1832  wird  von  der  Bundesversammlung 
nicht  mehr  als  in  Wirksamkeit  stehend  betrachtet,  mit  Ausnahme 
jedoch  der  unter  Ziffer  8.  aufgeführten  Bestimmungen  -). 

§.  463. 
c)    Die  Bundesbeschlüsse  vom   15.  Januar   1835  und 
3.  Dezember  1840,  das  Wandern  und  die  Verbin- 
dungen der  Handwerksgesellen  betreffend. 

Dieselben  Rücksichten  auf  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung  und  Ruhe,  welche  den  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1832 
hervorgerufen  hatten  (§,  462.),  veranlassten  auch  einen  Bundes- 
beschluss vom  15.  Januar  1835.  Sitz.  III.  Protok.  §.  36-,  wonach 
das  Wandern  der  deutschen  Handwerksgesellen  nach  den- 
jenigen Ländern,  in  welchen  offenkundig  dergleichen  Associationen 
und  Versammlungen  geduldet  werden,  durch  welche  die  öffentliche 
Ruhe  im  In-  oder  Auslande  bedroht  oder  gestört  werden  könnte, 
untersagt  und  den  Regierungen  aufgegeben  wurde,  die  Zurück- 
berufung der  in  solchen  Ländern  befindlichen  Handwerksgesellen 
und  deren  Beaufsichtigung  bei  ihrer  Rückkehr  in  die  Heimath  zu 
verfügen,  und  auch  über  die  in  Deutschland  wandernden  Hand- 
werksgesellen und  über  die  Verbindungen,  in  welche  sie  sich  ein- 
lassen könnten,  strenge  polizeiliche  Aufsicht  zu  führen.  II.  Hieran 
reibete  sich  ein  Bundesbeschluss  vom  3.  Dezember  1840.  Sitz. 
XXVIl.  Protok.  §.  310. ,  wodurch  sich  die  Regierungen  vereinig- 
ten, übereinstimmende  Maassregeln  hinsichtlich  derjenigen  Hand- 
werksgesellen zu  treffen,  welche  sich  durch  Theilnahme  an  un- 
erlaubten Gesellenverbindungen,  Gesellen gerichten, 
Verrufs erklärungen  u.  dergl.  gegen  die  Landesgesetze  ver- 
gangen haben;  und  zwar  sollen  den  Handwerksgesellen,  welche 
sich  in  einem  Bundesstaate,  dem  sie  nicht  durch  Heimath  ange- 
hören, derlei  Vergehen  zu  Schulden  kommen  lassen,  nach  deren 
Untersuchung  und  Bestrafung   die  W^anderbücher  oder  Reisepässe 


2)  Siehe  oben  §.  182.  Note  8.  —  Ueberdies  findet  sich  die  unter  Ziffer  8 
aufgeführte  Bestimmung  auch  in  dem  noch  geltenden  Bundesbeschlüsse  vom 
iS.  August  1836;  siehe  unten  §,  465. 
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abgenommen,  in  dieselben  die  begangenen  und  genau  zu  bezeich- 
nenden Uebertretungen  der  Gesetze  nebst  den  verbängten  Strafen 
bemerkt,  und  (bese  Wanderbücber  an  die  Behörde  der  Heimath 
des  betreffenden  Gesellen  gesendet  werden.  Solche  Handwerks- 
gesellen sollen  nach_überstandener  Strafe  mit  gebundener  Reise- 
route in  ihre  Heimath  gewiesen  und  dort  unter  geeigneter  Auf- 
sicht gehalten  und  sonach  in  keinem  anderen  Bundesstaate  zur 
Arbeit  zugelassen  werden.  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung 
werden  nur  dann  stattfinden,  wenn  die  Regierung  der  Heiniath 
eines  solchen  Handwerksgesellen  sich  durch  dauerndes  Wohlver- 
hallen desselben  zur  Ertheilung  eines  neuen  Wanderbuches  oder 
Reisepasses  nach  anderen  Bundesstaaten  veranlasst  finden  sollte. 
IH.  Diese  beiden  Bundesbeschlüsse  vom  15.  Januar  1835  und  vom 
3.  Dezember  1840  werden  von  der  Bundesversammlung  als  auf- 
gehoben betrachtet  ^).  Dagegen  enthält  der  Bundesbeschluss  vom 
13.  Juli  1854  eine  neue  Bestimmung  über  Arbeitervereine  -). 

§.  464. 

d)  Die  Bundesbesclilüsse  in  Bezog  auf  die  Universitäten, 

vom  20.  September  1819  nnd  13.  November  1834. 

I.  Schon  in  Gemässheit  der  Karlsbader  Conferenzbeschlüsse 
wurde  die  Ueberwachung  des  sitthchen  und  politischen  Geistes 
an  den  deutschen  Universitäten  als  eine  allgemeine  ßundesange- 
legenheit  behandelt.  H.  Nach  einem  Bundesbescblüsse  vom  20. 
September  1819.  Sitz.  XXXV.  Protok.  §.  220.  sollte  an  jeder 
Universität  ein  ausserordentlicher,  am  Orte  derselben  residirender 
landesherrlicher  Commissär  ernannt  werden,  der  aber  auch  zu- 
gleich Curalor  der  Universität  sein  kann,  um  auf  die  Handhabung 
der  Gesetze  und  Disciplinarvorschriften  zu  halten,  den  Geist,  in 
welchem  die  Lehrer  bei  ihren  öffentlichen  und  Privatvorträgen  ver- 
fahren, zu  beobachen  und  die  Sittlichkeit,  gute  Ordnung  und 
äusseren  Anstand  der  Studirenden  zu  überwachen.  Nach  Art.  2. 
dieses  Bundesbeschlusses  verpflichteten  sich  die  Bundesstaaten, 
Lehrer,  die  ihren  Einfluss  auf  die  Gemüther  der  Jugend  miss- 
brauchen, und  der  öffentlichen  Ruhe  feindselige,  oder  die  Grund- 


<)  Siehe  oben  §.   182.  Note  8. 
2)  Siehe  unten  §.  469.  Nr.  8. 
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lagen  der  bestehenden  Ordnung  untergrabende  Lehren  vortragen, 
vom  LehranUe  zu  entfernen ,  und  sollte  ein  solcher  Lehrer  an 
keiner  anderen  Universität  in  den  Bundesstaaten  mehr  angestellt 
werden.  Geheime  und  nicht  autorisirte  Verbindungen  unter  den 
Studirenden,  namentlich  die  allgemeine  Burschenschaft,  wurden 
untersagt  (Art.  3.)  und  die  Bundesregierungen  verpflichtet,  die 
Theilnehmer  hieran  bei  keinem  öffentlichen  Amte  zuzulassen  (Art. 
3.  Abs.  2.).  Auch  _sollte  kein  Studirender,  der  auf  Antrag  oder 
mit  Bestätigung  des  Begierungsconimissärs  von  einer  Universität 
weggewiesen  würde,  oder  der  keine  genügenden  Zeugnisse  seines 
Wohlverhaltens  nachweisen  könnte,  an  einer  anderen  Universität 
aufgenommen  werden.  liL  Diese  Grundsätze  sind  durch  die  Bun- 
desbeschlüsse vom  16.  August  1824,  vom  5.  Juni  1832  und  durch 
den  Bundesbeschluss  vom  13.  November  1834  wiederholt  einge- 
schärft und  bestätigt  worden.  Insbesondere  wurde  durch  Letzte- 
ren, aus  15  Artikeln  bestehenden,  sehr  ins  Einzelne  gehenden 
Bundesbeschluss,  dessen  Grundlagen  auf  den  Wiener  Conferenzen 
vom  Jahre  1834  vorbereitet  worden  waren,  die  Niedersetzung  be- 
sonderer Immatrikulationscommissionen  unter  dem  Beisitze  eines 
ausserordentlichen  Regierungsbevollmächtiglen  angeordnet  und  fest- 
gesetzt, welche  Nachweisungen  ein  Studirender  zum  Behufe  der 
Immatrikulation  zu  machen  habe  ').  IV.  Die  formelle  Verbindlich- 
keit dieser  ßundesbeschltisse  als  solcher  ist  nunmehr  als  aufge- 
hoben anerkannt,  indem  der  Bundesbeschluss  vom  20.  September 
1819,  zu  dessen  weiterer  Ausführung  die  übrigen  angeführten 
Bundesbeschlüsse  dienten,  unbezweifelt  unter  die  im  Jahre  1848 
aufgehobenen  Ausnahmsgeselze  gerechnet  worden  ist  2). 

§.  465. 
e)  Der  Bundesbescbluss  v.  18.  Ang.  1836  über  die  Bestra- 
fung und  die  gegenseitige  Auslieferung  politisclier  Verbrecher. 

I.  Durch  Besehluss  vom  18.  August  1836.  Sitz.  XVI.  Protok. 
§.  226.  wurde  bestimmt,  dass  die  gegen  die  Existenz,  Integrität, 
Sicherheit  oder  Verfassung  des  deutschen  Bundes  gerichteten  Hand- 


1)  Siehe   deu   vollständigen  Abdruck   des  B.  B.    v.  13.  Nov.  1834.    in  G. 
V.  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.  491.  u.  f. 

2)  Siehe  ebea  §•  182.  Note  8. 
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lungen  in  dem  Staate,  in  dem  der  Tliäter  Unterlhan  ist,  als  Hoch- 
verralh,  L  andesverra  tlj  oder  unter  einer  anderen  Benennung 
gestraft  werden  sollen,  unter  welcher  die  gleiche  Handlung,  gegen 
den  einzelnen  Staat  seihst  hegangen,  zu  strafen  sein  würde.  Als 
Grund  dieser  Bestimmung  wird  in  diesenj  Beschlüsse  seihst  an- 
gegeben, dass  die  Verfassung  des  deutschen  Bundes  auch  ein  Theil 
der  Landesverfassung  sei.  II.  Auch  verpflichteten  sich  hier  aher- 
mals  die  Bundesregierungen  zur  gegenseitigen  Auslieferung  politi- 
scher Verbrecher,  vorausgesetzt,  dass  ein  solches  Individuum 
nicht  ein  Unterthan  des  um  die  Ausheferung  angegangenen  Staa- 
tes selbst,  oder  in  diesem  schon  wegen  anderer  ihm  zur  Last 
fallenden  Verbrechen  zu  untersuchen  oder  zu  bestrafen  ist.  Sollte 
das  Unternehmen,  dessen  der  Auszuliefernde  beschuldigt  ist,  gegen 
mehrere  Bundesstaaten  gerichtet  sein,  so  hat dieAuslieferungan  jenen 
dieser  Staaten  zu  geschehen,  welcher  zuerst  darum  bittet,  lll.  Dieser 
Bundesbeschluss  besteht  noch  gegenwärtig  in  praktischer  Gültigkeit. 

§.  466. 

f")  Der  Bundesbeschluss   vom   26.  Januar  1854  über  die 

gegenseitige  Auslieferung  gemeiner  Verbrecher. 

Durch  Bundesbeschluss  vom  26.  Januar  1854  (Sitz.  III. 
Protok.  §.  25.)  wurde  zum  Behufe  der  Handhabung  des  allge- 
meinen Rechtszustandes  eine  Vereinbarung  unter  den  Buudesglie- 
dern  in  XI  Artikeln  getroffen,  wodurch  sich  dic^elben  nunmehr 
auch  gegenseitig  zur  Auslieferung  der  gemeinen  ^  erbrecher  ver- 
pflichten. (Art.  I.).  „Unter  Vorbehalt  fortdauernder  Wirksamkeit 
der  durch  den  Bundesbeschluss  vom  18.  August  1836  bezüglich 
der  Ausheferung  politischer  Verbrecher  getroffenen  Anordnun- 
gen, für  deren  Ausführung  die  folgenden  Artikel  gleichfalls  zur 
Anwendung  zu  bringen  sind ,  verpflichten  sich  die  Bundesstaaten 
gegenseitig,  Individuen,  welche  wegen  anderer  \  erbrechen  und 
Vergehen  (ausschliesslich  der  Abgabendefra  udationen 
und  der  Ueberlretungen  von  Polizei-  und  Finanz ge- 
setzen)  von  einem  Gerichte  desjenigen  Staates,  in  welchem  oder 
gegen  welchen  das  Verbrechen  oder  \^ergehen  begangen  worden, 
verurtheilt  oder  in  Anklagestand  versetzt  sind,  oder  gegen  die  ein 
gerichtlicher  Verhaftsbefehl  dort  erlassen  ist,  diesem  Staate  aus- 
zuliefern, vorausgesetzt,    dass  nach  den  Gesetzen   des  requirirten 
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Staates  die  veranlassende  strafbare  Handlung  gleichfalls  als  Ver- 
brechen oder  Vergehen  anzusehen  und  die  Strafe  noch  nicht  ver- 
jährt ist.  Ausnahmen  treten  nur  ein :  1)  wenn  das  betreffende 
Individuum  ein  Unterthan  des  um  die  Auslieferung  angefraiieenen 
Staates  ist:  2)  wenn  wegen  derselben  strafbaren  Handlung,  welche 
den  Auslieferungsantrag  veranlasst  Jiat,  die  Competenz  der  Ge- 
richte des  um  die  Auslieferung  angegangenen  Staates  nach  den 
Gesetzen  desselben  begründet  ist:  3)  wenn  der  Auszuliefernde  in 
dem  um  die  Ausliefennig  angegangenen  Staate  wegen  anderer 
Handlungen  einer  Untersuchung  oder  Strafhaft,  oder  wegen  Schul- 
den oder  sonstiger  civilrechtlicher  Verbindlichkeiten  einem  Arreste 
unterliegt."  (Art.  1!.).  „In  dem  Falle  des  Art.  I.  Ziffer  3,  hat 
die  Auslieferung  erst  nach  erfolgter  Freisprechung  oder  erstan- 
denen Strafe,  beziehungsweise  nach  aufgehobenem  Arreste,  Platz 
zu  greifen."  (Art.  III.).  „Mit  der  Person  sind  alle  Gegenstände 
welche  sich  in  deren  Besitze  befinden,  wie  auch  andere,  die  zum 
Beweise  der  strafbaren  Handlung  dienen  können ,  zu  übergeben." 
(Art.  IV.).  „Die  Ausücferung  erfolgt  auf  Ansuchen  der  zuständi- 
gen Gerichtsbehörde,  oder,  wenn  es  sich  um  die  Ergreifung  eines 
entwichenen  Strafgefangenen  handelt,  der  Verwaltungsbehörde  der 
betreffenden  Strafanstalt,  an  die  Justiz-  oder  Polizeibehörde  des 
Bezirkes,  in  welchem  sich  der  Angeschuldigte  befindet.  In  dem 
Ansuchen  ist  das  Verbrechen  oder  Vergehen ,  dessen  das  betref- 
fende Individuum  beschuldigt  wird,  oder  wegen  dessen  dasselbe 
verurtheilt  worden,  so  wie  die  Zeit  der  verübten  strafbaren  Hand- 
lung, im  letzteren  Falle  unter  Bezeichnung  des  Gerichtes,  welches 
die  Verurtheilung  ausgesprochen  hat,  und  des  wesentlichen  Inhal- 
tes des  Erkenntnisses  anzugeben.  Die  um  die  Auslieferung  an- 
gegangene Behörde  hat  sofort  die  nach  den  Landesgesetzen  er- 
forderlichen Einleitungen  zur  Erwirkung  der  Prüfung  und  Be- 
scheidung des  Antrags  zu  treffen,  und  es  wird  sodann  die  zuge- 
standene Auslieferung  an  dem  der  Verhaftung  zunächst  liegenden 
Gränzorte,  an  dem  sich  eine  zur  Uebernahme  geeignete  Behörde 
befindet,  vollzogen."  (Art.  V.).  „Ist  die  Auslieferung  von  mehre- 
ren Staaten  nachgesucht  worden,  so  erfolgt  dieselbe  an  den  Staat, 
welcher  das  desfallsige  Ansuchen  zuerst  gestellt  hat."  (Art.  VI.). 
„Die  Kosten  der  Ergreifung  und  die  des  Unterhaltes  des  verhaf- 
teten  Individuums,    wie  der  mit    zu   übergebenden   Gegenstände 
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werden  dem  ausliefernden  Staate  von  dem  Tage  der  Verhaftung 
an,  in  den  Artikel  I.  Zifl'er  3.  erwähnten  Fällen  aher  vom  Tage 
der  Freisprechung  oder  beendigten  Straf-  oder  Arresthaft  an,  bis 
einschliesslich  dem  der  Auslieferung,  unmittelbar  nach  erfolgter 
Uebersendung  der  Kustenspezifikation  an  das  die  Auslieferung 
nachsuchende  Gericht,  durch  letzteres  erstattet."  (Art.  VII.)  „Der 
Transport  solcher  aus  deutschen  Rundesstaaten  oder  auch  aus 
anderen  Ländern  auszuliefernder  Individuen  wird  in  jenen  Bundes- 
staaten, welche  sie  als  Zwischengebiet  berühren,  unbehindert  ge- 
stattet werden;  übrigens  unterliegt  diese  Verbindlichkeit  zur 
Durchlieferung  denselben  Ausnahmen  und  Beschränkungen, 
welche  in  Art.  I.  Ziff.  1.  bis  3.  incl.,  für  die  Verpflichtung  zur 
Auslieferung  festgesetzt  sind."  (Art.  VIII.).  „Die  Verhafteten  und 
die  mit  zu  übergebenden  Gegenstände  werden  auf  dem  Wege 
nach  dem  Bundesstaate,  an  welchen  die  Auslieferung  erlolgt,  eben 
so  verpflegt  und  behandelt,  und  es  wird  in  gleichem  Maasse  bier- 
für Vergütung  geleistet,  wie  dieses  für  die  eigenen  Unterthanen 
in  denjenigen  Staaten  vorgeschrieben  ist,  von  welchen  die  .Aus- 
lieferung vollzogen  wird,  oder  durch  welche  der  Transport  führt." 
(Art.  IX.).  „Von  der  ausliefernden  Behörde  ist  ein  Transportaus- 
weis auszufertigen,  und  mit  dem  ^'erhafteten  zu  übergeben.  Die- 
jenigen Staaten,  durch  welche  der  Transport  führt,  haben  die  auf 
ihrem  Gebiete  erwachsenen  Kosten  vorschussweise  zu  bezahlen, 
dieselben  auf  dem  Transporlauswoise  quittiren  zu  lassen,  und  so 
dem  nächstfolgenden  Staate  in  Anrechnung  zu  bringen,  welcher 
letztere  bei  der  Auslieferung  an  die  requirirende  Behörde  durch 
diese  vollen  Ersatz  erhält,"  (Art.  X.).  ,,  Durch  die  vorstehende 
Uebereinkunft  werden  die  zwischen  einzelnen  deutschen  Staaten 
bestehenden  Auslieferungsverträge  in  so  weit  ausser  Wirkung 
gesetzt,  als  dieselben  Bestimmungen  enthalten,  welche  mit  den 
durch  diese  Uebereinkunft  begründeten  gegenseitigen  Verpflich- 
tungen im  Widerspruche  stehen,  oder  nicht  etwa  besondere  Ver- 
abredungen über  den  Vollzug  von  Auslieferungen  und  die  Kosten 
derselben  in  sich  lassen.  Die  Erneuerung  der  mit  auswärtigen 
Staaten  bestehenden  Auslieferungsverträge  wird  in  einer  mit  dem 
Inhalte  dieser  Uebereinkunft  übereinstimmenden  Weise  erstrebt 
werden."  (Art.  XI.).  „Auf  das  Gebiet  des  Herzogthumes  Lim- 
burg findet  dieser  Bundesbeschluss  keine  Anwendung." 

42* 
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§.  467. 

g)  Die  Bandesgesetzgebuno  über  das  Vereins-  ond 

VersainmluDgsrecbt. 

a)  Geschichtliches. 

Ueberblick    des   Yereinsrechtes    bis   zur    Abfassung    der 

deutschen  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849. 

I.  Schon  nach  dem  gemeinen  Reichsrechte  war  die  Bildung 
von  Vereinen  zu  erlaubten  Zwecken  und  ohne  politische 
Tendenzen  den  Staatsangehörigen  allgemein  gestattet  und  eine 
obrigkeitliche  Genehmigung  nur  in  soweit  erforderlich,  als  ein 
Verein  Korporationsrecht  zu  geniessen  wünschte  i).  11.  Da- 
gegen waren  schon  durch  die  Reichsgesetze  alle  Vereine  und 
Verbindungen  mit  politischer  Tendenz  verboten,  insbesondere  die- 
jenigen, welche  darauf  abzielten ,  die  Unterthanen  der  Botmässig- 
keit  gegen  ihre  Landesherren  zu  entziehen  -),  sowie  alle  \  erbin- 
dungen  und  Zusamnienrottirungen,  welche  die  öffentliche  Ordnung 
und  Sicherheit  bedrohten  3),  Uebrigens  wurde  nicht  bezweifelt, 
dass  sowohl  die  Reichsstaatsgewalt,  sowie  auch  jede  Landesre- 
gierung jeden  Verein  verbieten  könne,  dessen  Bestehen  ihr  mit 
dem  öffentlichen  Wohle  unverträglich  schien,  lli.  Seit  der  Auf- 
lösung des  deutschen  Reiches  wurden  in  mehreren  Staaten  aber 
strengere  Grundsätze  in  Bezug  auf  das  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht aufgestellt,  und  häufig  die  Bildung  von  Vereinen  ohne 
obrigkeitliche  Erlaubniss  überhaupt  verboten  und  für  strafbar  er- 
klärt, desgleichen  auch  die  Abhaltung  von  Volksversammlungen 
und  das  Halten  von  Reden  an  das  Volk  untersagt.  IV.  Die  Bun- 
desversammlung wandte  ihre  Aufmerksamkeit  dem  Vereins-  und 
Versammlungswesen ,  (abgesehen  von  den  schon  früher  in  den 
Kreis  ihrer  Thätigkeit  gezogenen    Verbindungen    der  Studirenden 


1)  Das  gemeine  Reichsrecht  hatte  für  Vereine,  welche  nur  erlaubte  Zwecke 
\  erfolgten,  keine  anderen  Grundsätze,  als  die  über  Gesellscbafts\  ertrage  (so- 
cietates)  überhaupt  nach  dem  Civilrechte  galten. 

2)  Aurea  Bulla  Caroli  IV.  cap.  XV.  §.   1—4. 

3)  So  z.  B.  die  wiederholten  Verbote  der  Vergadderungen,  d.  h. 
eigeomächtiger  Versammlungen  des  Kriegsvolkes  u.  dergl.  —  Augsburger  R.  A. 
lS5t.  §•  96.  u.  r. ;  Executionsordnung  v.  1555.  §.  34.  u.  f. 
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auf  den  Universiläteii)  erst  in  dfin  .laliic  1832  zu,  beschränkte 
sich  aber  in  dem  Hiindcsbeschliisse  vom  5.  Juli  1832  darauf, 
alle  Vereine  mit  politischer  Tendenz  durcliaus  zu  verbie- 
ten und  die  Abhaltung  von  V o  1  k  s  v e  r  s a  ui  m  1  u  n  g e  n  und  V  (» Iks - 
festen,  welche  bisher  nicht  üblich  waren,  von  der  Geneh- 
migung der  Regierung  abhängig  zu  machen  ^).  V.  Kurz  nach 
dem  Jahre  1832  fingen  aber  bereits  einige  deutsche  Ständever- 
sammlungen an,  das  Vereins-  und  Versammlungswesen,  welches 
bisher  durch  Verordnungen  der  Staatsregierungen  geregelt 
worden  war,  in  den  Kreis  der  Gesetzgebung  zu  ziehen.  In  den 
aus  dieser  Zeit  stammenden  Gesetzen  wird  meistens  die  Bildung 
von  Vereinen  und  die  Abhaltung  von  Volksversammlungen  im  All- 
gemeinen frei  gegeben,  jedoch  den  Staatsbehörden  die  Befugniss 
beigelegt,  einen  Verein,  der  die  Sicherheit  des  Staates  bedroht, 
oder  das  allgemeine  Wohl  gefährdet,  aufzulösen,  sein  Fortbestehen 
zu  untersagen,  und  die  Theilnahme  an  einem  solchen,  durch  ein 
öffentlich  verkündetes  Verbot  ausdrücklich  untersagten  Verein  mit 
Strafen  zu  belegen ,  desgleichen  auch  unter  gleichen  Voraus- 
setzungen bevorstehende  Volksversammlungen  zu  verbieten ,  oder 
eine  bereits  versammelte  V^olksmenge  zum  Auseinandergehen  auf- 
zufordern 5).  VI.  In  den  Bewegungen  des  Jahres  1848  wurde, 
nach  dem  Vorgange  von  Frankreich ,  auch  in  den  meisten  deut- 
schen Ländern  eine  unbeschränkte  Freiheit  in  Bildung  von  Ver- 
einen und  Abhaltung  von  Volksversammlungen  in  Anspruch  ge- 
nommen. Die  politischen  Vereine  traten  unter  einander  in  Ver- 
bindung, und  bildeten  sonach  eine  förmliche  organisirte  Macht 
neben  der  Staatsregierung,  welche  dieselbe  in  allen  ihren  Maass- 
regeln entweder  lähmte  oder  terrorisirte.  VII.  In  Frankreich  fan- 
den sich  daher  sogar  d'e  republikanischen  Machthaber  alsbald 
veranlasst,  strenge  Gesetze  gegen  die  Zusammenrottungen  (7.  Mai 
1848)  und  über  die  Associationen  (24.  Juli  1848)  zu  erlassen. 
VIII.  In  Deutschland  wurde  dagegen  noch  in  den  Grundrechten 
des  deutschen   Volkes   und    der  Reichsverfassung    vom   28.  März 


*)  Siehe  obea  §.  462. 

*)  Vergl.  z.  B.  das  badische  Gesetz  über  die  Vereine  v.  26.  Okt. 
1&33.  Reg.-Bl.  XXXVIII.  und  über  Volksversammlungen  v.  15.  Nov.  1833. 
Reg.-Bl.  XLIV. 
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1849  das  Vereinsrecht  prinzipiell  ohne  Einschränkung  anerkannt, 
und  jede  vorbeugende  Maassregel  als  unzulässig  erklärt;  ebenso 
wurde  das  Recht,  sich  friedlich  und  ohne  Waffen  zu  versammeln, 
anerkannt,  und  die  Nachsuchung  einer  obrigkeitlichen  Erlaubniss 
hierzu  für  überflüssig  erklärt.  Nur  in  Bezug  auf  Volksversamm- 
lungen unter  freiem  Himmel  wurde  zugelassen,  dass  sie  bei  drin- 
gender Gefahr  für  die  öffenthche  Sicherheit  sollten  verboten  wer- 
den können  6). 

§.  468. 
ß)   Die    Gesetze    der    Einzelstaaten    über    das   Vereins- 
wesen seit  dem  Jahre  1849. 

I.  Schon  in  dem  Unionsparlamente  zu  Erfurt  (1850)  wurde 
anerkannt,  dass  die  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  vom 
28.  März  1849  über  Vereine  und  Versammlungen  einer  grösse- 
ren Einschränkung  bedürften  ').  Dieselbe  erfahrungsmässige  üeber- 
zeugung  liegt  auch  allen  Gesetzen  zu  Grunde,  welche  in  den  deut- 
schen Staaten  seit  dem  Jahre  1849  über  das  Vereins-  und  Ver- 
sammlungswesen errichtet  worden  sind  ^).  II.  Allen  diesen  Ge- 
setzen hat  das  französische  Gesetz  vom  24.  Juh  1848  zum  Vor- 
bilde gedient;  sie  beruhen,  wie  dieses,  übereinstimmend  auf  dem 
Grundgedanken,  eine  Organisation  der  politischen  Ver- 
eine zu  hindern,  wodurch  diese  als  eine  Autorität  neben  der 
Staatsregierung  erscheinen  könnten  3).  III.  In  allen  diesen  Ge- 
setzen ist  im  Allgemeinen  das  Recht  der  Staatsangehörigen  aner- 
kannt ,  zu  Zwecken ,  welche  den  Strafgesetzen  nicht  zuwiderlau- 
fen, Vereine  zu  bilden  und  sich  friedlich  und  ohne  Waffen  zu 
versammeln.     Allgemein  ist  daselbst  der  Staatsbehörde  das  Recht 


6)  Grundrechte  des  deutschen  Volkes ,  art.  VIII.  —  R.  V.  v.  28.  März 
1849.  S-   161  "•  f-  —  Siehe  oben  §.  294. 

1)  Siehe  oben  $.  294.  Note  4.  bis  6. 

2)  Hieher  gehören:  Oestereich:  provisor.  Gesetz  v.  IT.  März  1849. — 
Bayern,  Ges.  v.  26.  Febr.  1850.  —  Preussen,  Ges.  v.  11. März  1850. 
K.  Sachsen,  Verordn.  v.  3.  Juni  1850.  —  Baden,  Ges.  vom  14.  Febr. 
1851  u.  s.  w. 

3)  Ausführlicheres  über  die  einzelnen  Bestimmungen  der  neueren  Gesetze 
siehe  in  dem  von  mir  erstatteten  Commissionsberichle  (Beil.  Ar.  184.  zum 
Protok.  d.  36.  Sitz,  der  badischen  Ersten  Kammer  der  Landstände) 
v.   14.  Dez.   1850. 
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beigelegt,  jene  Veieine  uulziilöseii  und  jene  Veisanimlnngeii  zu 
verbieten,  welche  die  ünenlliche  Siclierheit  und  das  öflenlliche 
Wohl  gelahrden.  IV.  In  Bezug  auf  die  Vereine  liaben  die  neue- 
ren Gesetze  insbesondere  folgende  Grundsätze  angenommen :  1)  Alle 
Vereine,  welche  eine  Einwirkung  auf  politische  Angelegenheiten 
bezwecken,  müssen  Statuten  und  Vorsteiier  haben,  und  diese,  so- 
wie ihre  Mitglieder  den  Behörden  anzeigen.  2)  Regelmässig  sind 
jetzt  iNitht-Deutsche  als  Mitglieder  politischer  Vereine  unzulässig. 
Ebenso  sind  regelmässig  Minderjährige  von  der  Theilnahme  aus- 
geschlossen, meistens  auch  Personen  weiblichen  Geschlechts. 
3)  Durchgehends  sind  zwei  oberste  Grundsätze  in  Bezug  auf  das 
Vereinsrecht  aufgestellt  worden,  das  Prinzip  der  Lokal  isirung 
und  das  Prinzip  der  Puhlizität.  4)  Das  Prinzip  der  Loka- 
lisirung  besteht  darin,  dass  ein  politischer  Verein  nicht  anders, 
als  nur  als  örtlicher  Verein  geduldet  wird,  d.  h.  kein  politi- 
scher Verein  darf  mit  anderen  politischen  Vereinen  in  Verbin- 
dung treten,  namentlich  nicht  in  der  Art,  dass  der  eine  den  Be- 
schlüssen des  anderen  unterworfen  wird.  5)  Das  Prinzip  der 
Publizität  ist  in  der  Art  durchgeführt,  dass  die  Sitzungen  der 
Vereine,  beziehungsweise  jede  einzelne  Versammlung,  der  Obrig- 
keit gehörig  angezeigt  werden  muss,  und  die  Pohzei  zu  jeder 
Versammlung  einen  oder  zwei  Beamte  oder  andere  Bevollmäch- 
tigte abordnen  darf,  welche  Aufzeichnungen  machen  und  fordern 
können ,  dass  ihnen  der  Vorstand  die  Namen  der  Redner  angibt. 
6)  Es  ist  durchaus  untersagt,  dass  die  politischen  Vereine  Be- 
schlüsse in  der  Form  von  Gesetzen,  Verordnungen  oder  Rechts- 
sprüchen fassen;  auch  darf  kein  Staatsgebäude,  kein  Gemeinde- 
haus und  keine  Kirche  zu  Sitzungen  politischer  Vereine  oder 
Versammlungen  benützt  v^erden.  7)  Die  Vorsteher  sind  verpflich- 
tet für  die  Ordnung  in  der  N'ersammlung  zu  sorgen,  ausschwei- 
fenden Rednern  das  Wort  zu  entziehen  und  überhaupt  die  Ver- 
sammlung bei  Gefahr  irgend  einer  Unordnung  sogleich  aufzulö- 
sen, namentlich,  wenn  dies  die  Abgeordneten  der  Polizei  verlan- 
gen, oder  wenn  Bewaffnete  gegenwärtig  sind.  8)  Bei  ausgespro- 
chener Auflösung  haben  sich  alle  Anwesenden  sogleich  zu  ent- 
fernen. Bei  Zögerung  in  Befolgung  einer  solchen  Aufforderung 
kann  sogleich  die  bewaffnete  Macht  einschreiten.  9)  Vereine, 
welche   diesen  Bestimmungen   entgegen  bandeln,  können  sogleich 
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geschlossen  werden.  10)  Nicht-politische  Vereine  bedürfen 
keiner  obrigkeitlichen  Erlaubuiss,  keiner  Statuten  und  Vorsteher. 
Wenn  sie  aber  Statuten  und  Vorsieher  haben,  so  müssen  sie  die- 
selben der  Obrigkeit  anzeigen.  Sowie  ein  solcher  Verein  sich 
aber  mit  Politik  beschäftigt,  wird  er  als  politischer  Verein  be- 
handelt. V.  Hinsichtlich  der  Volksversammlungen  unter- 
scheiden die  neuen  Landesgesetze  hauptsächlich  solche,  welche 
in  geschlossenen  Räumen,  und  solche,  welche  unter  freiem 
IJimmel  gehalten  werden  sollen;  sodann  solche,  in  welchen  öffent- 
liche Angelegenheiten  besprochen  werden  sollen,  und  solche,  die 
nur  Vergnügungen,  kirchliche  Feier  u.  dergl.  zum  Zwecke  haben. 
Bei  allen  Volksversammlungen  müssen  die  Veranstalter  regelmässig 
wenigstens  24  Stunden  vor  dem  Beginne  der  Versammlung  die 
Anzeige  bei  der  Bezirksbehörde  machen,  und  diese  ist  berechtigt 
und  verpflichtet,  die  V'ersammlung  zu  verbieten,  wo  Gefahr  für 
die  öffentliche  Sicherheit  oder  das  öffentliche  Wohl  ist.  Jede 
Volksversammlung  muss  mindestens  einen  Leiter  (Präsidenten) 
haben,  der  nebst  den  Veranstaltern  und  anderen  Vorstehern  per- 
sönlich für  alle  Unordnung  verantwortlich  und  haftbar  ist.  Leiter 
einer  Volksversammlung  können  nur  Staatsbürger  des  Landes 
sein ,  wo  sie  gehalten  wird.  Alle  Vorschriften ,  welche  über  die 
Sitzungen  der  Vereine  bestehen,  finden  auch  analoge  Anwendun- 
gen auf  die  Volksversammlungen.  Volksversammlungen  unter 
freiem  Himmel  setzen  nach  den  neueren  Gesetzen  durchaus 
vorgängige  Erlaubniss  der  Polizeibehörde  voraus.  Auch 
bestimmen  die  neueren  Gesetze  besondere  Strafen  für  die  üeber- 
tretung  ihrer  Vorschriften ,  und  behalten  der  Staatsregierung  das 
Recht  vor,  hinsichtlich  der  Militärpersonen,  Staatsbeamten  und 
anderer  öffentlichen  Diener  und  der  Studirenden  und  Schüler  der 
öffentlichen  Studienanstalten  besondere  Vorschriften  hinsichtlich 
deren  Theilnahme  an  Vereinen  und  Versammlungen  zu  erlassen. 
Endlich  sind  auch  in  den  neueren  Gesetzen  regelmässig  sog. 
Slurmpetitionen,  d.  h.  solche  Petitionen,  welche  von  einer  Masse 
von  Personen  zugleich  übergeben  werden  wollen,  verboten. 
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y)  Biindcsbeschluss    vom    13.    Juli    1854,    das    Yereios- 
wesen  betreffend. 

Da  es  im  Interesse  der  gemeinsamen  Sicherlieit  und  Ordnung 
geboten  erschien,  allgemeine  Grundsätze  für  das  Vereinswesen  in 
sämmtlichen  deutschen  Bundesstaaten  aufzustellen,  so  haben  sich 
die  hüriisten  und  hohen  Bundisregierungen  durch  Bundesbe- 
srhluss  vom  13.  Juli  1854,  Sitz.  XXI.  Protok.  §.  219.  über  nach- 
stehende Bestimmungen  vereinigt,  wodurch  nunmehr  die  Prinzi- 
pien der  Lokalisir ung  und  der  Publizität  der  Vereine 
(§.  468.)  zu  gemeinrechtlich  gültigen  Grundsätzen  erhoben  wor- 
df'ii  sind.  1)  In  allen  deutschen  Bundesstaaten  dürfen  nur  solche 
\  ereine  geduldet  werden,  die  sich  darüber  genügend  auszuweisen 
vermögen,  dass  ihre  Zwecke  mit  der  Bundes-  und  Landesgesetz- 
gebung im  Einklänge  stehen  und  die  öffentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  nicht  gefährden.  2)  Die  einzelnen  Bundesregierungen 
werden  demnach  die  nöthigen  Anordnungen  treffen,  um  von  der 
Einrichtung  und  den  Zwecken  eines  jeden  Vereines,  sowohl  im 
Beginne  als  im  Laufe  seiner  Existenz  und  Wirksamkeit,  Kenntniss 
nehmen  zu  können.  3)  In  Bezug  auf  politische  Vereine  ins- 
besondere muss,  soferne  derartige  Vereine  nicht  nach  Maassgabe 
der  Landesgesetze  überhaupt  untersagt  sind,  oder  doch  einer  lür 
jeden  Fall  besonders  zu  ertheilenden  Genehmigung  bedürfen,  die 
betreffende  Staatsregierung  sich  in  der  Lage  befinden,  nach  Maass- 
gabe der  Umstände,  besondere  vorübergehende  Beschränkungen 
und  Verbote  erlassen  zu  können.  4)  Allgemein  sind  für  ])olitische 
Voreine  noch  folgende  Beschränkungen  zur  Geltung  zu  bringen: 
a)  Minderjährige,  Lehrlinge  und  Schüler  dürfen  sich  an  solchen 
Vereinen  nicht  betheiligen,  b)  .Jede  Verbindung  mit  ande- 
ren Vereinen  ist  unstatthaft.  5)  In  allen  Bundesstaaten 
muss  der  Laudesregierung  nicht  nur  das  Recht  zustehen,  die 
Versammlungen  solcher  Vereine,  welche,  ohne  im  Besitze  einer 
besonderen  staatlichen  Anerkennung,  beziehungsweise  Genehmigung, 
zu  sein,  sich  mit  öffentlichen  Angelegenheiten  beschäftigen,  obrig- 
keitlich überwachen  zu  lassen,  sondern  es  muss  den  be- 
ireffenden obrigkeitlichen  Abgeordneten  auch  überall  die  Befugniss 
eingeräumt  werden,  jede  Versammlung  eines  solchen  Vereines  auf- 
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zulösen,  soferne  entweder  die  ihren  Zusammentritt  bedingenden 
Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  worden  sind,  oder  aber  der  In- 
halt der  Verhandlungen  eine  in  der  Nothwendigkeit  der  Aufrechlhal- 
tung  der  Gesetze,  so  wie  der  ölTentlichen  Sicherheit  und  Ordnung 
begründete  Veranlassung  darbietet.  6)Die  bewaffne  teMacht  darf 
sich  nicht  anders  als  auf  Befehl  versammeln  und  weder  in  noch  ausser 
dem  Dienste  berathschlagen  ;  Versammlungen  und  Vereine  jedes  Thei- 
les  der  stehenden  Heere  und  der  Landwehr  zur  Berathung  oder  Be- 
schlussfassung über  militärische  Befehle  und  Anordnungen  sind 
auch  dann ,  wenn  dieselben  nicht  zusaramenberufen  sind ,  unter- 
sagt. 7)  Zuwiderhandlungen  gegen  die  aus  Anlass  vorstehender 
Bestimmungen  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  getroffenen  Anord- 
nungen sind  mit  entsprechenden  Strafen  zu  belegen.  8)  Im  In- 
teresse der  gemeinsamen  Sicherheit  verpflichten  sich  sämmtliche 
Bundesregierungen  ferner,  die  in  ihren  Gebieten  etwa  noch  beste- 
henden A  r  b  ei  t  erv  erei  ne  und  Verbrüderungen,  welche  po- 
litische, sozialistische  oder  communistische  Zwecke 
verfolgen,  binnen  zwei  Monaten  aufzuheben  und  die  Neubildung 
solcher  Verbindungen  bei  Strafe  zu  verbieten. 

§.  470. 

h)  Die  Bundesgesetzgebung  über  die  Freiheit  der  Presse*). 

a)  Geschichtliches.     Das  Bundespressgesetz  vom 
20.  September  1819. 

I.  Schon  in  der  deutschen  Bundesakte  findet  sich  eine  An- 
deutung, dass  die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  durch  die  Presse 
die  Grundlage  des  von  der  Bundesversammlung  aufzustellenden 
Systemes  der  Pressgesetzgebung  zu  bilden  habe,  und  dass  deren 
Aufgabe    nur    darin    liege,    dem    Missbrauche     der    Pressfreiheit 


•)  Reyscher,  Versuche.  S,  SO.  u.  f.  S.  102.  u.  f.  —  Weicker, 
wichtige  Urkunden,  S.  302.  —  J.  A.  CollmauD,  Quellen,  Materialien  und 
Comnientar  des  gem.  deut.  Pressrechtes.  Berlin  1844.  —  Scbletter, 
Handbuch  dir  deut.  Pressgeselzgebung.  Leipzig  1846.  —  Wies  n  er,  Denk- 
würdigkeiten der  Österreich.  Censur  vom  Zeitalter  der  Reformation  bis  auf 
die  Gegenwart.   Stuttg.   1847. 
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Schranken  zu  setzen  ^),  II.  Ebenso  ist  in  in  allen  Repräsentativ- 
verfassungen (lieser  Grundgedanke  als  der  leitende  für  die  Lan- 
desgeselzgebung  anerkannt  2).  HI,  Es  ging  jedoch  sowohl  die 
Bundesgesetzgehung,  wie  auch  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten 
in  der  ersten  Zeit  nach  der  Gründung  des  deutschen  Bundes  all- 
gemein hierbei  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Verhütung  des  Miss- 
brauches der  Pressireihcit  nicht  allein  durch  ein  Repressiv- 
systeni,  d.  h.  durch  eine  dem  Missbrauche  nachfolgende  Be- 
strafung, sondern  auch  durch  ein  Prä  ventivsyst  eni ,  d.  h. 
durch  die  Censur,  erstiebt  werden  njüsse^).  IV.  Die  Grundsätze, 
über  welche  sich  die  Bundesversammlung  als  die  Maassgebenden 
zur  Durchführung  dieses  zweifachen  Systemes  vereinigte,  und  die 
im  Wesentüchen  auch  die  Grundlage  der  Landesgesetzgebungen 
bildeten, .  finden  sich  in  dem  provisorischen  Bundespressgesetze 
vom  20.  September  1819  aufgestellt  ■♦),  hinsichtlich  dessen  durch 
Bundesbeschluss  vom  16.  August  1824.  Sitz.  XXIV.  §.  131.  Nr.  3. 
bestimmt  wurde,  dass  es  so  lange  in  Kraft  bleiben  solle,  bis  man 
sich  über  ein  definitives  Pressgesetz  vereinigt  haben  würde. 
V.  Durch  das  Bundespressgesetz  vom  20.  September  1819  war 
bestimmt  worden:    1)  dass  alle  Schriften,    die  in  Form  von  täg- 


1)  B.  A.  1S15.  art.  XVIII.  d.  ,,Die  Bundesversammlung  wird  sich  bei 
ihrer  ersten  Zusammenkunft  mit  der  Abfassung  gleichförmiger  Verfügungen 
über  die  Pressfreiheit  und  die  Sieberstellung  der  Schriftsteller  und  Ver- 
leger gegen  den  Nachdruck  beschäftigen." 

-)  Als  Vorbild  diente  den  deutsehen  Verfassuagsurkunden  die  Charte 
constit.  (Louis  XVIII  )  v.  4.  Juni  lsi4.  art.  S.  .,Les  Francais  ont  le  droit 
de  publier  et  de  faire  imprimer  leurs  opinions,  en  se  conformant  aux  his 
qui  doivcnt  reprimer  lex  abus  de  cette  Uberte."  —  Vergl.  die  Bestimmun- 
gen der  deutschen  Verf.-Urkunden  vor  dem  Jahre   184S  oben  §."293.  IN'ote  1. 

3)  Die  Büchercensur  wurde  iu  Deutschland  zuerst  reichsgesetzlich 
durch  den  Reichsabschied  von  Speier  1529.  §.  9.  eingeführt,  und  ihre  Aus- 
übuDg  der  Landespolizeigewalt  übertragen.  V«n  hier  an  häuften  sich  die 
Einschärfungen  der  Handhabung  der  Censur  in  den  Reichsgesetzen.  Siehe 
Gerstlacher,  Handbuch  der  deut.  Reichsges.  Tbl.  IX.  S.  11S9.  u.  f.  — 
K.  Wablkap.  seit  1790.  art.  II.  §.  (5.  S.  .,  L'eberhaupt  aber  keine  Schrift 
geduldet  werde,  die  mit  den  symbolischen  Büchern  beiderlei  Re- 
ligionen und  mit  den  guten  Sitten  nicht  vereinbarlicb  ist,  oder  wodurch 
der  Umsturz  der  gegenwärtigen  Verfassung  oder  die  Störung  der 
öffentlichen  Ruhe  befördert  wird." 

*)  Abgedruckt  in  G.  v    Meyer,  Staatsakten  II.  S.   140.  u.  f. 
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liehen  Blättern  oder  regelmässigen  Heften  oder  überhaupt  in  Hef- 
ten erscheinen,  die  nicht  über  20  Bogen  stark  sind,  nicht  ohne 
Censnr  oder  Staatsgenehmigung  zum  Drucke  befördert 
werden  dürfen  ^).  Hiermit  war  selbstverständhch  die  Censur- 
fri'iheit  für  alle  Druckschriften  über  20  Bogen  ausgesprochen. 
2)  Ausdrücklich  war  erklärt,  dass  die  Einführung  der  vorbeugen- 
den Maassregeln,  d.  h.  der  Censur  in  Bezug  auf  die  als  censur- 
pflichtig  erklärten  Schriften  nicht  von  der  W'illkühr  der  Einzel- 
staaten abhänge,  und  in  Bezug  auf  diese  Schriften  Gesetze,  welche 
blos  auf  gerichtliche  V'erfolgung  und  Bestrafung  der  im  Wege  des 
Druckes  bereits  verwirklichten  Missbräuche  und  Vergehungen  ab- 
zwecken,  nicht  als  zureichend  betrachtet  werden 6).  3)  Wenn 
Druckschriften,  welche  hiernach  der  Censur  nicht  unterlagen,  einem 
anderen  Bundesstaate  Anlass  zur  Klage  gaben,  sollte  diese  Klage 
im  Namen  der  Begierung,  an  welche  sie  gerichtet  ist,  nach  den 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden  Formen  gegen  die 
Verfasser  oder  Verleger  der  dadurch  betroffenen  Schrift  erledigt 
werden ').  4)  Jeder  Bundesstaat  war  wegen  der  in  ihm  erschei- 
nenden, der  Censur  unterliegenden  Druckschriften,  insoferne  da- 
durch die  Würde  oder  Sicherheit  anderer  Bundesstaaten  verletzt, 
oder  die  Verfassung  und  \'erwaltung  derselben  angegriffen  wurde, 
nicht  nur  den  unmittelbar  Betheiligten ,  sondern  auch  der  Ge- 
sanmitheit  des  Bundes  verantwortlich  gemacht**).  5)  Die  Bundes- 
versammlung war  überdies  für  befugt  erklärt,  sowohl  anf  Antrag 
eines  betheiligten  Bundesgliedes,  wenn  dasselbe  nicht  von  einem 
anderen  Bundesgliede  die  gewünschte  Abhülfe  erlangen  konnte,  als 
auch  unaufgefordert  aus  eigener  Autorität,  alle  staatsgefährlichen 
Druckschriften,  und  wenn  sie  zur  Klasse  der  periodischen  gehör- 
ten ,  deren  Fortsetzung  durch  einen  Ausspruch  zu  unterdrücken, 
von  welchem  keine  Appellation  stattfand,  und  den  alle  Landesre- 
gierungen zu  vollziehen  verpflichtet  waren  ^).  6)  Der  Bedakteur 
einer  unterdrückten  Zeitung  oder  Zeitschrift  durfte  binnen  5  Jah- 
ren   in   keinem  Bundesstaate   bei    der  Bedaktion   einer    ähnlichen 


5)  Biindespressgesetz  v.  20.  Sept.   1S19.  §.  1. 

e)  Ebendas.  §.   3. 

")  Ebendas.  §.   l.  a  linea  2. 

»)  Ebendas.  §.  4. 

9)  Ebendas.  §.  6. 
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Schrift  zugelassen  werden  "').  7)  Hatten  jedoch  die  Verfasser, 
Herausgeber  oder  Verleger  einer  censurpflichtigen  Druckschrift 
den  Vorschriften  dieses  Bundespressgesetzcs  gemäss  gehandelt, 
so  waren  sie  ausdrücklich  von  jeder  weiteren  Verantwortung  frei 
erklärt,  und  konnten  die  Aussprüche  der  Bundesversamm- 
lung nur  noch  gegen  die  Schriften,  nie  aber  gegen  die  Personen 
gerichtet  werden '•),  Von  der  Verantwortlichkeit  gegen  die  ein- 
zelnen Bundesstaaten  waren  aber  die  Verfasser,  Heraus- 
geber und  Verleger  nach  ausdrücklicher  Erklärung  der  Bundes- 
versammlung durch  Bundesbeschluss  v.  14.  Juni  1832.  Sitz.  XXf. 
Protok.  §.  202.  Nr.  3.  hierdurch  nicht  entbunden.  8)  Endlich  war 
vorgeschrieben,  dass  alle  in  Deutschland  erscheinenden  Druck- 
schriften ohne  Ausnahme,  mit  dem  Namen  des  Verlegers,  und 
insoferne  sie  zur  Klasse  der  Zeitungen  oder  Zeitschriften  gehören, 
auch  mit  dem  Namen  des  Redakteurs  versehen  sein  müssen'-). 
In  Bezug  auf  die  Verfasser  war  sonach  ein  Recht  der  Anony- 
mität anerkannt.  9)  Druckschriften,  bei  welchen  die  eben  ge- 
dachte Vorschrift  nicht  beobachtet  war,  durften  in  keinem  Bun- 
desstaate in  Umlauf  gesetzt  werden,  und  mussten,  wenn  solches 
heimlicher  Weise  geschah,  gleich  bei  ihrem  Erscheinen  mit  Be- 
schlag belegt,  und  die  Verbreiter  derselben,  nach  Beschaffenheit 
der  Umstände,  zu  angemessener  Geld-  oder  Gefängnissstrafe  ver- 
urtheilt  werden  ^^). 

§.  471. 

ß)  Abschaftang  der  Censur.  Bundesbeschluss  vom  3.  März 

1848.    Die   Bestimmungen    der   Reichsverfassung   vom 

28.  März  1849. 

I.  Seitdem  in  der  französischen  Charte  (Louis  Philipp e's) 
vom  14.  August  1830.  art.  7.  die  Abschaffung  der  Censur  aus- 
gesprochen war  ') ,    wurde  das  Verlangen  nach  Aufhebung  dersel- 


•0)  Ebendas.  §.  7. 
'»)  Ebeodas.  §.  7.  a  linea  2. 
>2)  Ebendas.  §.  9. 
«3)  Ebendas.  §.  9.  a.   E. 

')  Charte  constit.  14.  Aoiit,   1830.   art.  7.  a  linea  2.    „La  censure  ne 
potirra  Jamals  eire  retublie." 
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ben  in  Deutschland  nicht  nur  im  Volke  immer  lebhafter  und  drin- 
gender, sondern  es  wurde  auch  von  Seite  der  Regierungen  ein- 
gesehen, dass  durch  ein  tüchtiges  Repressivsystem  den  Missbräu- 
chen der  Presse  kräftiger  gesteuert  werden  könne,  als  durch  die 
Censur,  deren  Handhabung  für  die  Behörden  eine  ausserordent- 
liche Last  war,  und  für  die  Staatsregierungen  selbst  häufig  sehr 
unangenehme  Verwickelungen  mit  auswärtigen  Regierungen  zur 
Folge  hatten ,  wenn  dieselben  sich  durch  censirte  Druckschriften 
verletzt  glaubten ,  und  desshalb  wegen  nicht  gehöriger  Handha- 
bung der  Censur  Reklamationen  erhoben.  H.  Es  war  bereits  in 
der  Bundesversammlung  selbst  eine  durchgreifende  Revision  der 
Pressgesetzgebung  angeregt  -),  als  die  Bewegungen  im  Jahre  1848 
zu  besonderer  Eile  drängten.  Um  die  allgemeinen  Forderungen 
zu  befriedigen,  welche  bereits  in  einigen  Ständeversammlungen 
ausgesprochen  und  von  einigen  Regierungen  als  unabweislich  zu- 
gestanden worden  waren,  bescbloss  die  Bundesversammlung  am 
3.  März  1848,  jedem  deutschen  Bundesstaate  frei  zu  stellen,  die 
Censur  aufzuheben  und  volle  Pressfreiheit  einzuführen,  doch  sollte 
dies  nur  unter  Garantien  geschehen,  welche  die  anderen  deutschen 
Bundesstaaten  und  den  ganzen  Bund  gegen  Missbrauch  der  Press- 
freiheit möglichst  sicher  stellen  3).  HI.  Durch  die  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  vom  21.  Dezember  1848.  art.  IV.  und  die  Reichs- 
verfassung vom  28.  März  1849.  §.  143.  u.  f.  wurde  die  Press- 
freiheit i)rinzipiell  ausgesprochen.  Zugleich  wurden  alle  Prä- 
venti  vmaassregeln  als  unzulässig  erklärt;  es  sollte  über  die 
durch  die  Presse  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen  ein  be- 
sonderes allgemeines  Strafgesetz  abgefasst  und  durch  Geschworene 
über  dieselben  gerichtet  werden '').  Diese  Grundsätze  wurden  auch 
alsbald  in  den  meisten  Bundesstaaten  in  die  Verfassungsgesetze 
aufgenommen  ^). 

§.  472. 

y)  Die  PressgesetzgebuDg  in  den  Einzel  Staaten  seit  1849. 

I.  Obschon    die  Reichsverfassung    vom    28.  März    1849  nicht 
zur  Ausführung  kam,  und  die  darin  aufgenommenen  sog.  Grund- 


2)  Siehe  oben  §.   181.  Note  5. 

3)  Siehe  oben  §.   181.  Note  3.  und  4. 

4)  Siehe  oben  §.  293.  Note  1.  u.  f. 
6)  Ebendas.  Note  4. 
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rechte  des  deutschen  Volkes  durch  Bundesheschluss  v.  21.  August 
1851  beseitigt  worden  sind'),  so  wurde  doch  in  den  seit  1849 
erschienenen  Pressgesetzen  der  Einzelstaaten  die  Pressfreiheit  fort- 
während prinzipiell  anerkannt  und  die  Censur  nicht  wieder 
eingeführt-).  II.  Alle  Pressgesetzgebungen  der  Einzelstaaten  seit 
dem  Jahre  1849  beruhen  auf  demselben  Grundgedanken,  welcher 
gleichzeitig  auch  in  dem  Pressgesetze  der  französischen  Republik 
vom  16.  Juli  1850  hervortrat  und  in  diesem  mit  grösster  Schärfe 
entwickelt  wurde,  dass  nämlich  durch  die  Gesetzgebung  auf  die 
Zerstörung  der  schlechten,  erfahrungsmässig  als  verderb- 
lich erkannten  sog.  kleinen  Lokalpresse  hingewirkt,  und 
die  Wirksamkeit  der  wegen  Missbrauchs  der  Pressfreiheit  er- 
gehenden gerichtlichen  Straf  urlheile  sicher  gestellt  wer- 
den müsse  3).  III.  Die  Grundsätze,  welche  von  den  Gesetzgebun- 
gen der  Einzelstaaten  zu  diesem  Beliufe  aufgestellt  wurden,  ha- 
ben im  Allgemeinen  die  Anerkennung  der  deutschen  Bundesvei- 
sammlung  erhalten  und  sind  in  den  Bundesheschluss  vom  6.  Juli 
1854  übergegangen,  und  dadurch  zum  dermal  geltenden  gemei- 
nen Rechte  in  Deutschland  erhoben  worden. 

§.  473. 

d)  Das  Bundes  -  Pressgesetz  vom  6.  Juli  1854. 

Unter  Vorbehalt  der  Befugniss  der  höchsten  und  hohen 
Bundesregierungen,  nach  Bedürfniss  eingreifendere  Anordnun- 
gen zu  treffen,  wurden  durch  Bundesheschluss  vom  6.  Juli  1854 
Sitz.  XX.  Protok.  §.  213.  nachstehende  allgemeine  Bestimmungen 
zur  Verhinderung  des  Missbrauchs  der  Presse  festge- 
setzt.    (§.  1.).    „Alles,  was  durch  gegenwärtigen  Bundesheschluss 


))  Siehe  oben  §.  150. 

2)  Vergl.  2.  B.  Anhalt-Bernburg,  Pressgesetz  v.  21.  Febr.  1S50.  — 
Bayern,  v.  17.  März  1S50.  —  K.  Sachsen,  v.  3.  Juni  1850.  —  Ba- 
den, V.   15.  Febr.   1851  u.  s.  w. 

3)  In  dem  Gesetze  der  französischen  Republik  v.  16.  Juli  1850  ist  ein 
Zeitungsstenipel,  sogar  für  den  Roman  im  Feuilleton ,  auch  ein  Stempel  für 
kleine  Broschüren  unter  fünf  Bogen,  die  Leistung  hoher  Cautionen  und  über- 
dies,  was  keine  andere  Gesetzgebung  aufgenommen  hat,  die  namentliche 
Unterz  eich  nu  ng  jedes  raisonnirenden  Zeitungsartikels  durch  den  wirk- 
lichen Verfasser  vorgeschrieben. 
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in  Bezug  aut  Druckschriften  angeordnet  wird,  findet  nicht  bloss 
auf  Erzeugnisse  der  ß  uch  druckerpresse,  sondern  auch 
auf  alle  anderen,  durch  mechanische  Mittel  vorgenommenen 
Vervielfältigungen  von  Schriften  und  bildlichen  Dar- 
stellungen seine  Anwendung."  (§.  2.).  „Zur  Ausübung  des 
Gewerbes  eines  Buch-  oder  Steindruckers,  Buch-  oder  Kunst- 
händlers, Antiquars,  Inhabers  einer  Leihbibliothek  oder  eines 
Lesekabineis  und  Verkäufers  von  Zeitungen,  Flugschriften  und 
bildlichen  Darstellungen  soll  in  allen  Bundesstaaten  die  Erlangung 
einer  persönlichen  Concession  (obrigkeitlichen  Bewilligung) 
erforderlich  und  nur  denjenigen  Gew  erbtreibenden ,  welche  eine 
solche  Concession  (obrigkeitliche  Bewilligung)  erlangt  haben,  die 
Erzeugung  von  Druckschriften  und  der  gewerbmässige  Verkehr 
mit  denselben ,  nach  Maassgabe  der  Concession  (obrigkeitlichen 
Bewilligung)  gestattet  sein.  Die  Einziehung  der  Conces- 
sion (obrigkeitücben  Bewilligung)  im  Falle  des  Missbrauchs  des 
Gewerbsbetriebes  kann  nicht  nur  in  Folge  gerichtlicher 
Verurtheilung ,  sondern  auch  auf  administrativem  Wege  er- 
folgen; auf  letzterem  jedoch  nur  dann,  wenn  nach  vorausgegan- 
gener wiederholter  schriftlicher  Verwarnung  oder  nach 
erfolgter  gerichtlicher  Bestrafung  die  vorerwähnten  Ge- 
werbtreibenden  ihre  Beschäftigung  bebarrhch  zur  Verbreitung  von 
strafbaren,  insonderheit  s  taa  isgefährlichen  Druckschrif- 
ten missbrauchen.  Concessionen,  welche  in  widerruflicher 
Weise  ertheilt  sind,  können  auch  ohne  derartige  vorhergegan- 
gene Einschreitungen  auf  ad  mini  strativem  Wege  eingezo- 
gen werden."  (§.  3.).  „Nur  mit  obrigkeitlicher  Erlaubniss  und 
innerhalb  der  Glänzen  derselben  darf  mit  Druckschriften  hau- 
sirt,  und  dürfen  dieselben  an  öffentlichen  Orten  ausge- 
streut, angeboten,  vertheilt  oder  angeschlagen  werden.  Diese  Er- 
laubniss kann  jederzeit  zurückgenommen  werden."  (§.  4.)  „Auf 
jeder  im  Bundesgebiete  erscheinenden  Druckschrift  muss  der 
Name  und  Wohnort  des  Druckers,  und  wenn  dieselbe  für 
den  Buchhandel  oder  zur  öffentlichen  Verbreitung  auf  an- 
derem Wege  bestimmt  ist,  auch  der  Name  und  Wohnort  des- 
jenigen, bei  dem  die  Druckschrift  als  Verlags-  oder  Commis- 
sionsartikel  erscheint,  oder  beim  Selb  st  vertriebe  der 
Name  und  Wohnort  des  Verfassers  oder  Herausgebers 
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genannt  sein. "  (§.  5.).  „  \  on  jeder  die  Presse  verlassenden 
Druckschrift  soll  vor  deren  Ausgabe,  oder  mindestens  sobald  die 
Auslheiluiig  oder  Versendung  beginnt,  ein  Exemplar  der  von 
der  Landesregierung  dazu  bestimmten  Behörde  überreicht 
werden.  Es  ist  den  einzelnen  Bundesregierungen  überlassen, 
Druckschrilten,  welche  zwanzig  Bogen  und  darüber  stark  sind, 
von  dieser  Bestimmung  auszunehmen  und  die  Zeilirisleu 
der  U  e  b  e  r  r e  i  c  h  u  n  g  dem  Zwecke  entsprechend  iestzuselzen." 
(§.  6.).  „\ou  der  Erlülluug  der  in  den  §§.  4.  und  5.  enthalte- 
nen Vorschrilten  sind  blos  die  den  Bedürlnissen  des  Verkehrs 
oder  des  geselligen  Lebens  dienenden  Drucksachen,  als  Formu- 
lare, Eti quellen,  Visitenkarten  und  ähnliche  diesen 
gleich  zu  achtende  kleinere  Presserzeugnisse  auszunehmen." 
(§.  7.).  ,,Für  jede  im  Bundesgebiete  erscheinende  periodische 
Druckschril't  (Zeitung,  Zeitschrill)  muss  ein  für  deren  ganzen  In- 
halt verantwortlicher  Redakteur  bestellt  und  dessen  Name  auf 
jedem  Blatte  oder  Heile  (.Nummer)  genannt  sein.  Eine  Aus- 
nahme von  diesem  Grundsalze  ist  nur  bezüglich  jener  Zeit- 
schriften zulässig,  welche  alle  politischen  und  sozialen  Fragen 
von  der  Besprechung  auss  chliessen."  (§.  8.).  „Der  verant- 
wortliche Uedakteur  einer  periodischen  Druckschrift  muss  un- 
bedingt disposilions fähig  sein,  im  Genüsse  der  bürger- 
lichen Rechle  sich  beüuden,  und  bei  Zeitschriften,  welche  nicht 
bloss  wissenschaftlichen,  artistischen  oder  technischen  Inhaltes 
sind,  in  dem  Staatsgebiete,  in  welchem  die  Druckschrift  erscheint, 
seinen  regelmässigen  Wohnsitz  haben.  Die  Redaktion  der  Zeit- 
schrillen wissenschaflhchen ,  technischen  oder  artistischen  Inhalts 
kann  indessen  ausnahmsweise  von  den  Landesregierungen  auch 
Personen  gestaltet  werden ,  welche  die  vorbezeichnelen  Eigen- 
schaften, namenllich  die  Disposilionsfähigkeil,  nicht  besitzen.  Per- 
sonen, welche  sich  in  Straf-  oder  Untersuchungshaft  befinden, 
kann  während  der  Dauer  der  Haft  die  Führung  der  verantwortli- 
chen Redaktion  untersagt  werden."  (§.  9.).  „Für  jede  im  Bun- 
desgebiete erscheinende  periodische  Druckschrift  muss  eine 
Caution  bestellt  werden.  Von  dieser  Verpflichtung  können  nach 
dem  Ermessen  der  einzelnen  Bundesregierungen  nur  amlhche  und 
solche  Blätter  befreit  werden,  welche  alle  politischen  und  sozialen 
Fragen  von  der  Besprechung  ausschliessen."     (§.  10.)  „Die  Cau- 

Zöpfl ,  SUatsrcclit.  4te  Au^.  II.  43 
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tion  für  eine  periodisch  erscheinende  Druckschrift  soll  Inder 
Reo-el  5000  Thaler  preuss.  Cour.,  beziehungsweise  8000  fl.  rhein. 
betragen.  Es  bleibt  jedoch  den  einzelnen  Bundesregierungen  anheim- 
gegeben, die  Cautionssumine,  unter  Berücksichtigung  der  Bevölke- 
rungs-  und  Vermügensverhällnisse  der  Verlagsorte  und  ihrer  nächsten 
Umgebung,  so  wie  der  Zeitabschnitte  des  Erscheinens  der  Druck- 
schriften, auf  geringere  Beträge  festzustellen.  Bei  Zeitschriften, 
welche  wöchentlich  öfter  als  dreimal  erscheinen,  kann  aber  dabei 
nicht  unter  1000  Thaler  preussisch  Courant,  beziehungsweise  1600 
Gulden  rheinisch,  bei  solchen,  die  dreimal  oder  weniger  als  drei- 
mal wöchentlich  erscheinen,  nicht  unter  500  Thaler  preussisch 
Courant,  beziehungsweise  800  Gulden  rheinisch  herabgegangen 
werden.''  (§.  11.)  ,,  Die  Ca  u  tion  hat  für  alle  aus  Änlass  der 
Druckschrift,  für  welche  sie  bestellt  worden  ist,  zuerkannten  Stra- 
fen, dann  für  die  Kosten  der  Untersuchung  und  der  Strafvoll- 
streckung, ohne  Rücksicht  auf  die  Person  des  Verurtheilten ,  zu 
haften.  Jede  Caution  ist  im  Falle  eingetretener  Vermin- 
derung derselben  spätestens  in  vier  Wochen  wieder  auf  den 
vollen  Betrag  zu  ergänzen.'*  (§.12.).  Die  H  erausgab  e  einer 
cautionspflichtigen  Druckschrift  darf  erst  dann  erfolgen,  wenn 
die  Bedingungen,  an  welche  das  Recht  hierzu  geknüpft  ist, 
vollständig  erfüllt  sind."  (§.13.).  „Jede  periodische  Druck- 
schrift, welche  Anzeigen  aufnimmt,  soll  von  den  öffentUchen 
Behörden  zur  Kundmachung  amtlicher  Erlasse  gegen  Ver- 
gütung der  üblichen  Einrilckungsgebühren,  insoweit  nicht  nach 
den  Landesgesetzen  die  unentgekiliche  Aufnahme  gefordert  werden 
kann,  in  Anspruch  genommen  werden  können."  (§.  14.).  „Ge- 
richtliche Entscheidungen  und  amtliche  Verwarnun- 
gen, welche  aus  Anlass  einer  periodischen  Druckschrift  er- 
lassen worden  sind ,  müssen  von  dem  Herausgeber  derselben  auf 
Anordnung  der  zuständigen  inländischen  Behörde  un  entgeld- 
lich und  ohne  Zusätze  und  Bemerkungen  eingerückt 
werden.  Sind  derartige  Entscheidungen  durch  Ehrenverletzun- 
gen veranlasst,  so  sind  die  Betheiligten  befugt,  deren  Ver- 
öffentlichung zu  beantragen,  und  es  hat  das  Gericht  über  Zuläs- 
sigkeit  des  Antrages  zu  entscheiden  und  dessen  Vollzug  festzu- 
setzen. Für  amtliche  oder  amtlich  beglaubigte  Berichtigungen 
oder  Widerlegungen   in    einer  periodischen  Druckschrift 
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vorgebrachte  Thatsachen  soll  der  helheiligten  Behörde  oder  Privat- 
person  mindesten?   der  Raum  des  Artikels,    der  zu  der  Ent- 
gegnung Anlass  bot,  kostenfrei  und  in  einer  der  beiden  näch- 
sten   nach    erfolgter   Aufforderung   erscheinenden   INummern    zur 
Verfügung  gestellt  werden."     (§.  15.)    „Zuwiderhandlungen  gegen 
die   Bestimmungen    der    vorhergehenden  Paragraphen,   namentlich 
wissentlich  falsche  Angaben  in  Erfüllung  der  in  den  §§.  4  und  7 
enthaltenen    Vorschriften,    sind    mit   angemessener   Strafe    zu  be- 
drohen."    (§.  16.)    ,.ln  allen  Bundesstaaten  muss  der  Missbrauch 
der   Presse   durch   Aufforderung,    Anreitzung    oder  Ver- 
leitung zu  Handlungen,  welche  durch  die  allgemeinen  Strafgesetze 
verboten  sind,  mit  entsprechender  Strafe  bedroht  sein.     Insbeson- 
dere nuiss  durch  die  Strafgesetzgebung  Vorsorge  getroffen  werden 
für   die  Fälle    der  Aufforderung,   Anreitzung  oder  Verleitung  zum 
Hoch-  uu d  L  a  n  d  e  s  v  e  r  r  a  t  h  e  und  zum  A  u  f  r  u  h  r  e,  sowie  der 
M  ilita  irpersonen    oder   Beamten    zum  Treubruche    oder 
Ungehorsame;  zur  W  i  d  e  r  s  e  t  z  u  n  g  oder  zum  gewaltsamen 
Widerstände  gegen  die  Obrigkeit,  zu  Gewaltthätigkeiten, 
zu   ungesetzlichen    Versammlungen    oder   Zusammenrot- 
tungen, zu  ungesetzlicher  Bewaffnung;    zum  Ungehor- 
same gegen    die  Gesetze    und  gegen  Anordnungen  der  Obrigkeit, 
zur  Verweigerung  der  Zahlung  der  Steuern,  zu  verbo- 
tenen Geldsammkingen;   zu  Angriffen  auf  Eigenthum  oder 
auf  die   persönliche    Sicherheit.     Die    Strafbarkeit    solcher 
durch  die  Presse  begangenen  Handlungen  soll  auch  dann  eintreten, 
wenn    die  Aufforderung    ohne    Zusammenhang   mit   einer   anderen 
verbrecherischen  Handlung  steht,  oder  ohne  Erfolg  geblieben  ist." 
(§.    17.)    ,.  Die   Strafgesetzgebung  jedes   Bundesstaates    hat    gegen 
nachfolgende  Angriffe    durch    die  Presse  ausreichenden  Schutz  zu 
gewähren ,    und   solche   mit   angemessenen    Strafen   zu   bedrohen : 
Angriffe  auf  die  Religion  oder  auf  die  Lehren,  Gebräuche  und 
Gegenstände  der  Verehrung  einer  anerkannten  Religionsgesellschaft; 
Angriffe   auf  die  Grundlagen    des  Staates  und  der  Staats- 
einrichtungen, auf  die  letzteren  selbst,  auf  die  Anordnun- 
gen der  Obrigkeit,   auf  die  zur  Handhabung  derselben  berufenen 
Personen,    die  Beleidigungen    der  letzteren,    der  Regie- 
rungen  und    des   Oberhauptes    eines   fremden  Staates. 
Als  strafbarer  Augriff  ist  jeder  anzusehen,  welcher  durch  Kundgabe 
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erdichteter  oder  entstellter  Thalsachen,  oder  durch  die  Form  der 
Darstellung  den  Gegenstand  des  Angriffes  dem  Hasse  oder  der 
Missachtung  auszusetzen  geeignet  ist"  (§.  18.)  „Alle  in  den 
§§.  16  und  17  bezeichneten  Handlungen  sollen  entweder  von 
Amtswegen  oder  auf  Antrag  verfolgt  und  bestraft  werden,  sie 
mögen  gegen  die  Staatseinrichtungen,  Maassregeln,  Behörden  oder 
Personen  des  Staates,  in  welchem  die  Druckschrift  erschienen, 
oder  eines  anderen  Bundesstaates  gerichtet  sein.  Beleidi- 
gungen des  Oberhauptes  eines  auswärtigen  Staates  sollen 
verfolgt  und  bestraft  werden ,  insoweit  der  auswärtige  Staat  den 
Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  angenommen  hat."  (§.  19.) 
„Die  Strafen  wegen  Uebertretung  presspolizeilicher  Vor- 
schriften oder  der  von  den  competenten  Behörden  erlassenen  be- 
sonderen Verbote  sind,  abgesehen  von  den  durch  den  Inhalt 
der  Druckschrift  etwa  sonst  verwirkten  Strafen,  zu  erkennen." 
(§.  20.)  „Für  die  durch  den  Inhalt  einer  Druckschrift  begange- 
nen strafbaren  Handlungen  ist  Jeder  verantwortlich  zu  erachten, 
welcher  nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen  als 
Urheber  oder  Th  eil  nehmer  strafbar  erscheint.  Der  Drucker, 
Verleger  oder  Commissionär  (im  engeren  Sinne,  d.  h.  der- 
jenige, welcher  ohne  Namhaftmachung  eines  Verlegers  auf  der 
Schrift  als  die  Person  benannt  ist,  durch  welche  der  Vertrieb  be- 
sorgt wird),  insoferne  sie  nicht  als  Urheber  oder  Theilnehmer 
ohnedies  zur  Strafe  gezogen  werden,  sind  mit  angemessenen  Geld- 
oder Gefängnissstrafen  auch  für  die  Fälle  zu  bedrohen,  wo  der 
Verfasser  nicht  genannt,  oder  nicht  im  Bereiche  der 
Gerichtsbarkeit  eines  den  tsch  en  Bund  essta  ates  ist,  oder  wo 
eine  Uebertretung  presspolizeilicher  Bestimmungen  verübt 
wurde.  Dieselben  können  von  der  desfallsigen  Haftung  nach 
dem  Ermessen  der  einzelnen  Bundesregierungen  nur  dann  befreit 
werden,  wenn  sie  bei  der  ersten  verantwortlichen  Vernehmung 
den  Autor  benennen,  und  dieser  sich  im  Bundesgebiete 
befindet.  Der  verantwortliche  Re  d  a  kteur  einer  periodi  s  chen 
Druckschrift  ist  wegen  des  strafbaren  Inhaltes  derselben  in  jenen 
Ausnahmsfällen,  wo  er  nicht  als  Urheber  oder  Theilnehmer 
zur  Strafe  gezogen  werden  kann,  mit  einer  besonderen  Geld-  oder 
Gefängnissstrafe  zu  bedrohen  "  (§.  21.)  „Wenn  Druckschriften 
den  Tha tbcstand   einer  strafbaren  Handlung  enthalten,   so 
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ist  auf  ihre  Unterdriicku  ng  und  Vernichtung  zu  erkennen, 
auch  wenn  die  Verurth  eilung  einer  strafbaren  Person  nicht 
damit  verbunden  werden  kann,  oder  ilberhaupt  eine  Person, 
gegen  welche  eine  Anklage  gerichtet  werden  könnte,  nicht  ge- 
geben ist."  (§.  22.)  ..lieber  die  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte zur  Aburtheiking  der  durch  den  Inhalt  von  Druckschrif- 
ten begangenen  Verbrechen  oder  Vergehen ,  so  wie  über  die  Zu- 
ständigkeit derselben  oder  der  Administrativbehörden  zu 
dem  Erkenntnisse  über  Unterdrückung  von  Druckschriften  ent- 
scheiden die  Landesgesetze.  Eine  vorzugsweise  Ver- 
weisung durch  die  Presse  begangener  strafbarer  Handlungen 
vor  das  Gesch  wornengeri  ch  t  oder  zur  öffentlichen  Verhand- 
lung soll  jedoch  nicht  stattfinden."  (§.  23.).  „Die  ViTwal- 
lungs-  und  Gerichtsbehörden  sind  befugt,  zum  Behufe  der  Ein- 
leitung des  hierauf  alsbald  einzuleitenden  Strafverfahrens  Druck- 
schriften und  die  zu  ihrer  Vervielfältigung  bestimmten  Pia  tten 
und  Formen  mit  Beschlag  zu  belegen.  Druckschriften, 
welche  wegen  strafbaren  Inhalts  oder  wegen  Uebertretung  der 
§§.  4  und  7  mit  Beschlag  belegt  worden,  dürfen,  so  lange  die 
Beschlagnahme  nicht  wieder  aufgehoben  ist,  weder  verbreitet, 
noch  durch  anderweiten  Abdruck  vervielfältiget  werden. 
(§.  24.)  „Verötfentlichung  von  Gerichtsakten,  Gerichts- 
verhandlungen und  Abstimmungen,  von  Verhandlun- 
gen anderer  Behörden  oder  politischer  Körperschaf- 
ten, dann  über  Truppenbewegungen  und  Vertheidi- 
gungs mittel  des  Landes  oder  des  deutschen  Bundes  in  Zeiten 
von  Kriegsgefahr  oder  inneren  Unruhen  können  von  der 
zuständigen  Behörde  aus  Bücksicht  für  den  öffentlichen  Dienst 
oder  die  Staatsinteressen,  unter  Androhung  angemessener  Strafen, 
verboten  oder  beschränkt  werden.  Die  Namen  von  Geschwo- 
renen dürfen  in  Zeitungen  nur  bei  Mittheilung  über  die  Bildung 
des  Schwurgerichtes  genannt  werden.  Ebenso  darf  die  An- 
klageschrift oder  ein  anderes  Schriftstück  eines  Crimi- 
nalprozesses  nicht  eher  veröffentlicht  werden,  als  bis  die 
mündliche  Verhandlung  stattgefunden ,  oder  der  Prozess  auf  an- 
derem Wege  sein  Ende  erreicht  hat."  (§.  25.)  „Sämmtliche 
Bundesregierungen  werden  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  vorstehen- 
den allgemeinen  Grundsätze  in  Wirksamkeit  treten,  und  dass  ihre 
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Press-  und  Strafgesetze  mit  denselben  in  üebereinstimmung  ge- 
bracht werden ;  sie  werden  davon,  wie  dieses  geschehen,  der  Bun- 
desveisainmhing  in  möglichst  kurzer  Frist  Anzeige  erstalten  lassen." 
(§.  26.)  „Der  politische  Ansschuss  wird  beauftragt,  nach  Verfluss 
von  zwei  Jahren,  unter  Berücksichtigung  der  bis  dahin  gemachten 
Erfahrungen,  in  nähere  Erwägung  zu  ziehen,  ob  die  in  gegen- 
wärtigem Beschlüsse  enthaltenen  Bestimmungen  sich  zur  Verhü- 
tung des  Missbrauches  der  Pressfreiheit  als  genügend  erwiesen 
haben,  und  hierüber  der  Bundesversammlung,  unter  Begutachtung 
der  etwa  für  nöthig  erachteten  weiteren  Anträge,  Bericht  zu  er- 
stalten." 

§.  474. 
i)  Die  BundesgesetzgebnDg  in  Bezug  anf  Nachdruck  and 

Schutz  des  sog.  geisdgen  Eigenthums. 

«)    Die   Bundesbeschlüsse    vom   6.  Dezember    1832    und 

9.  November   1837. 

I.  Hinsichtlich  des  Nachdruckes  oder  des  Schutzes  des  sog. 
geistigen  Eigenthums  hatte  schon  die  Bundesakte,  Art.  18.  die 
Aufstellung  gleichförmiger  Grundsätze  verheissen  *).  II.  Durch 
Bundesbeschluss  vom  6.  Dezember  1832  wurde  zuerst  nur  eine 
allgemeine  Verbindlichkeit  der  Bundesregierungen  ausgesprochen, 
hinsichtlich  des  Nachdruckes  den  in  anderen  Bundesstaaten  sess- 
haften  Verlegern  gleichen  Rechtsschutz,  wie  ihren  eigenen  Unler- 
thanen  zu  gewähren.  III.  Durch  Beschluss  vom  9.  November 
1837  wurde  weiter  bestimmt,  dass  literarische  Erzeugnisse  und 
Kunstwerke,  sie  mögen  bereits  veröffentlicht  sein  oder  nicht,  nicht 
ohne  Erlaubniss  des  Urhebers  oder  dessen,  dem  er  sein  Recht 
übertrug,  auf  mechanischem  Wege   vervielfältigt  werden  dürfen-). 


>)  B.  A.  art.  XVIII.  d,  (siehe  §.  470.  Note  1). 

2)  Der  Ausdruck  ,, Kunstwerke"  ist  nach  dem  Geiste  der  ßundesgesetzge- 
bung,  die  dasio  den  Druckerzeugnissen  angelegte  Kap  it  al  und  den  Gewinn,  den 
sich  der  Autor  und  Verleger  durch  eine  Publikation  vermittelst  der  Druckpresse 
verschaffen  können,  im  Auge  hat,  bei  bildlichen  Darstellungen  nur  im 
technischen,  nicht  aber  im  artistischen  Sinne  zu  nehmen,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  darüber,  was  in  letzterem  Sinne  ein  Kunstwerk  ist;,  gar 
keine  feste  Grenzbeslimmung  möglich  ist.  Ebenso  kann  bei  musikalischen 
Corapositionea  und  dramatischen  Werken  (§.  476.)  nichts  darauf  an- 
kommen, ob  sie  vom  künstlerischen  Standpunkte  aus  für  gut  oder  schlecht 
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Sodann  wurde  ausgesprochen,  dass  das  solchergestalt  anerkannte 
geistige  Eigenthum  an  einem  literarischen  oder  Kunstwerke  auch 
auf  die  Erben  und  Rechtsnachfolger  übergehe,  und  in  allen  Bun- 
desstaaten mindestens  10  Jahre  geschlitzt  werden  müsse.  Das 
Maximum  des  Schutzes,  das  die  Bundesversammlung  auf  Antrag 
einer  Regierung  für  Werke,  die  besondere  Vorlagen  fordern,  ge- 
währen könne,  wurde  auf  20  Jahre  bestimmt.  Werke,  die  vor 
20  Jahren,  vor  der  Abfassung  dieses  Bundesbeschlusses,  erschie- 
nen sind,  wurden  als  nicht  unter  dessen  Schutze  stehend  er- 
klärt. Bezüglich  der  innerhalb  der  letzten  20  Jahre  erschiene- 
nen Bücher  wurde  der  Anfang  des  Laufes  einer  zehnjährigen  Ver- 
jährtnigsfrist  des  literarischen  Eigenthums  von  dem  Datum  dieses 
Bundesbeschlusses  an  festgesetzt.  Bei  Werken,  die  in  mehreren 
Bänden  oder  Heften  erscheinen,  soll  die  Frist  von  Erscheinung 
des  letzten  Bandes  an  laufen ,  wenn  nicht  mehr  als  drei  Jahre 
zwischen  der  Erscheinung  der  einzelnen  Bände  oder  Hefte  ver- 
flossen sind.  Ausser  der  Verbindlichkeit  zur  Entschädigung  soll 
den  unbefugten  Nachbilder  oder  Nachdrucker  noch  die  Strafe  der 
Confiskation  der  Exemplare,  und  bei  Kunstprodukten  die  Weg- 
nahme der  Platten  und  anderer  Vorrichtungen  treff'en.  Auch 
wuide  unter  Strafe  der  Confiskation  der  Exemplare,  und  mit  Vor- 
behalt der  landesgesetzlichen  Strafen  der  Debit  aller  Nachdrücke 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  verboten ,  auch  wenn  sie  ausser 
Deutschland  gemacht  wurden.  Den  Bundesstaaten,  in  welchen 
aber  bisher  der  Nachdruck  nicht  gesetzlich  verboten  war,  wurde 
freigestellt,  eine  Frist  zum  Ausverkaufe  der  noch  vorhandenen 
Nachdrücke  zu  gestatten.  Die  Einführung  dieser  Grundsätze 
durch  speziellere  Vollzugsverordnungen  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten wurde  der  Territorialgesetzgebung  überlassen. 

§.  475. 

ß)  Der  ergänzende  Bundesbeschlass  vom  19.  Jani  1845, 

den  Nachdruck  betreffend. 

Zur  Ergänzung  des  Bundesbeschlusses  vom  9.  November  1837 


zu  halten  sind,  sowie  dies  auch  bezüglich  der  Sicherung  von  Druckschrif- 
ten gegen  den  Nachdruck  gleichgültig  ist.  —  A.  M.  ist  JoIIy.  die  Lehre 
vom  Nachdrucke   nach  den  Beschlüssen  des  deutscbeu  Bundes.    Heidelb.,  1851. 


680       §•  475.     Der  ergäozende  Bandesbeschluss  vom   10.  Jnni  IS45. 

sind  sämmtliche  deutsche  Regieriinjjen  durch  Bundesbeschluss 
vom  19.  Juni  1845,  Sitz.  XXI.  Protok.  §.  228.  noch  über  fol- 
gende Bestimmungen  übereingekommen :  ($.  1.)  ,,Der  durch  den 
Art.  2.  des  Beschlusses  vom  9.  November  1837  für  mindestens 
zehn  Jahre  nach  dem  Erscheinen  eines  literarischen  Erzeugnisses 
oder  Werkes  der  Kunst  an  zugesicherte  Schutz  gegen  den  Nach- 
druck und  jede  andere  unbefugte  Vervielfältigung  auf  mechani- 
schem Wege  vrird  fortan  innerhalb  des  ganzen  deutschen  Bundes- 
gebietes für  die  Lebensdauer  der  Urheber  solcher  literarischen 
Erzeugnisse  und  Werke  der  Kunst  und  auch  dreissig  Jahre 
nach  dem  Tode  derselben  gewährt."  ^)  (§.  2.).  „Werke  anony- 
mer oder  pseudonymer  Autoren,  sowie  posthume  und  solche 
Werke,  welche  von  moralischen  Personen,  Akademien,  Universi- 
täten u.  s.  w.  herrühren ,  geniessen  solchen  Schutzes  während 
dreissig  Jahren,  von  dem  Jahre  ihres  Erscheinens  an." 
(§.  3.).  „Um  diesen  Schutz  in  allen  deutschen  Bundesstaaten  in 
Anspruch  nehmen  zu  können ,  genügt  es ,  die  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten  erfüllt  zu  haben,  welche  dieserhalb  in  dem  deut- 
schen Staate,  in  welchem  das  Originalwerk  erscheint,  gesetzlich 
vorgeschrieben    sind,"     (§,  4.).    ,.  Die    Verbindlichkeit    zu    voller 


1)  lieber  den  Sinn  dieses  Art.  1.  des  Bandesbeschlusses  v,  19.  Jnni  1S4.5 
ist  eine  Meinung;sverschiedenheit  in  der  Bundesversammlung  hervorgetreten  : 
ob  nämlich  der  hier  zugesicherte  ausgedehnte  Schutz  sieb  auch  auf  die  in 
der  zwanzigjährigen  Periode  von  1817  bis  9.  November  1S37  erschienenen 
Werke  beziehe,  oder  ob  Alles,  was  vor  dem  9.  November  18.37  erschienen 
sei ,  auch  fortan  nur  nach  dem  Bundesbeschlusse  von  diesem  Datum  zu  be- 
handeln sei?  Ueber  diese  Streitfrage  wurde  in  der  BundesversamiTilung, 
Sitz.  XII.  vom  12.  April  ISbo.  Protok.  §.  14-5.  ein  ausführlicher  Com- 
missionsvortrag.  erstattet.  Der  Commissionsbericht  erklärte  es  für  bedenk- 
lich,  bei  der  Verschiedenheit  der  Ansiebten  unter  den  Bundesregierungen 
durch  eine  Interpretation  entscheidend  einzugreifen  und  hielt  dies  auch  nicht 
für  noihwendig,  da  sich  die  Zahl  der  früher  erschienenen  Werke,  für 
welche  der  Schutz  des  Bundesbescblnsses  v.  19.  Juni  184.5  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  wolle,  täglich  vermindere:  so  z.  B.  werde  Beethoven, 
dessen  Werke  speziell  in  Betracht  gezogen  wurden,  schon  am  26.  März 
1857  dreissig  Jahre  verstorben  sein.  Dieser  Ansicht  des  Commissionsberich- 
les  trat  die  Bundesversammlung  durch  Beschluss  v.  24.  Mai  1855.  Sitz.  XVI. 
Protok.  §.  187.  bei,  so  dass  also  in  den  Einzelstaaten  die  Auffassung  des 
Sinnes  des  Art.  1.  des  Bundesbeschlusses  v.  19.  Juni  1845  durch  die  Lan- 
desregierung, beziehungsweise  die  Landesgerichle,  maassgebend  bleibt. 
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Schadloshaltung  dor  durch  Nachdruck  u.  s.  w.  Verletzten  licet 
dem  N.ichdrucker  und  demjenigen,  wolchor  mit  Nachdruck  wis- 
sentlich Handel  treibt,  oh,  und  zwar  solidarisch,  insoweit  nicht 
allgemeine  Rechtsgrundsätze  dem  entgegenstehen."  (§.  5.).  ..Die 
Entschädigung  hat  in  dem  Verkaufspreise  einer  richterlich  fest- 
zusetzenden Anzahl  von  Exemplaren  des  Originalwerkcs  zu  be- 
stehen, welche  bis  zu  1000  Exemplaren  ansteigen  kann,  und  eine 
noch  höhere  sein  soll,  wenn  von  dem  Verletzten  ein  noch  grösse- 
rer Schaden  nachgewiesen  worden  ist."  (§.  (>.).  ., Ausserdem 
sind  gegen  den  Nachdruck  und  andere  unbefugte  Vervielfältigung 
auf  mechanischem  Wege,  auf  den  Antrag  der  Verletzten,  in  allen 
Bundesstaaten,  wo  die  Landesgesetzgebung  nicht  noch  höhere 
Strafen  vorschreibt,  Geldbussen  bis  zu  1000  Gulden  zu  verhän- 
gen." (%  7.).  ,,  Die  über  dergleichen  Vergehen  erkennenden 
Richter  haben  nach  näherer  Bestimmung  der  Landesgesetze  in 
denjenigen  Fällen ,  wo  ihrem  Ermessen  zufolge  der  Befund  von 
Sachverständigen  einzuholen  ist,  bei  literarischen  Werken  das 
Gutachten  von  Schriftstellern ,  Gelehrten  und  Buchhändlern .  bei 
musikalischen  und  Kunstwerken  das  von  Künstlern,  Kunstver- 
ständigen und  Musik-  oder  Kunsthändlern  einzuholen. 

§.  476. 
}')  Der  Bnndesheschlüss  vom  22.  April  1841,  den  Schutz 
musikalischer    Compositionen    und     dramatischer    Werke 
gegen   unbefugte  Aufführung   und  Darstellung   betreffend. 

Durch  Bundesbeschluss  vom  22.  April  1841 ,  Sitz.  X.  sind 
nunmehr  auch  besondere  Verfügungen  zum  Schutze  der  inländi- 
schen Verfasser  musikalischer  Compositionen  und  dra- 
matischer Werke  gegen  unbefugte  Aufführung  und  Dar- 
stellung derselben  im  Bundesgebiete  getroffen  worden.  Hier- 
nach darf  1)  die  öfl'entliche  Aufführung  eiues  solchen  Werkes  im 
Ganzen  oder  mit  Abkürzungen  nur  mit  Erlaubniss  des  Autors 
oder  seiner  Erben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolger  geschehen, 
so  lange  das  Werk  noch  nicht  durch  den  Druck  vervielfältigt  wor- 
den ist.  2)  Dieses  Recht  soll  wenigstens  10  Jahre  in  allen  Bun- 
desstaaten ,  von  der  ersten  rechtmässigen  Aufführung  an  gerech- 
net, anerkannt  und  geschützt  werden.     Hat  jedoch  der  Autor  die 
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AufTührung  irgend  Jemand  ohne  Nennung  seines  Familien-  oder 
offenkundigen  Autornamens  gestattet,  so  findet  auch  gegen  Andere 
kein  ausschHessliches  Recht  mehr  statt.  3)  Dem  Autor  steht  ge- 
gen Jeden,  der  sein  ausschliessHches  Recht  durch  öffentUche  Auf- 
führung eines  noch  nicht  gedruckten  Werkes  beeinträchtigt,  An- 
spruch auf  Entschädigung  zu.  4)  Die  Bestimmung  dieser  Letz- 
teren und  die  Festsetzung  einer  etwa  noch  ausser  dem  Schaden- 
ersatze zu  leistenden  Geldbusse  bleibt  den  Landesgesetzen  vorbe- 
halten. In  jedem  Falle  soll  als  Entschädigung  der  ganze  Betrag 
der  Einnahme,  ohne  Abzug  der  Kosten,  gegeben  werden  und  zwar 
ohne  Rücksicht,  ob  das  betreffende  Stück  allein  oder  mit  anderen 
zur  Aufführung  gebracht  worden  ist. 

§.  477. 
k)  Der  Bundesbeschlnss  vom  19.  Jani  1845,  den 

Negerhandel  betreifend. 

In  voller  und  gerechter  Anerkennung  der  Gesinnungen  und 
Grundsätze  christlicher  Menschenliebe,  welche  die  Höfe  von  Gross- 
brittanien,  Oesterreich,  Preussen  und  Russland  zu  dem  wegen 
Unterdrückung  des  Negerhandels  (Traile  des  Negres)  am  20.  De- 
zember 1841  geschlossenen  Uebereinkomraen  veranlasst  hat,  und 
von  dem  Wunsche  beseelt,  so  viel  von  ihnen  abhängt,  auch  ihrer- 
seits zur  gänzlichen  Abschaffung  des  Negerhandels  mitzuwirken, 
haben  sich  sämuitliche  deutsche  Regierungen  durch  Bundesbe- 
schluss vom"  19.  Juni  1845,  Sitz.  XXI.  Protok.  §.  227.  dahin 
vereinbart,  dass  von  denselben  der  Negerhandel  allgemein 
verboten  werde.  Demgemäss  soll,  wo  diesfalls  durch  beste- 
hende Strafgesetze  nicht  bereits  Fürsorge  getroffen  ist,  der  Ne- 
gerhandel gleich  dem  Seeraube  bestraft,  in  denjenigen 
Staaten  aber,  deren  Gesetzgebung  des  Seeraubes  nicht  besonders 
erwähnt,  mit  der  Strafe  des  Menschenraubes  oder  mit  einer 
ähnlichen  schweren  Strafe  belegt  werden." 
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5)    Allgemeine  Bestiiiiimin<^en  über  die  Freiheit  der 

FlussscliifFfahrt. 

a)  Die  Bestimniiiiigen  des  Reichsdepiitationsliauptschlnsses 

vom  25.  Febrnar   1803  über  die  Rhein schifffabrt. 

I.  Da  die  Hebung  und  Entwirkeinng  des  Handels  hauptsäch- 
lich von  einer  möglichst  freien  Benützung  der  Verkehrsmittel  ab- 
hängt, so  wurde  seit  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts  besonders 
die  Befreiung  der  SchifTfahrt  auf  denjenigen  schiffbaren  Flüssen, 
welche  in  ihrem  Laufe  die  Gebiete  mehrerer  Staaten  berühren 
oder  durchschneiden,  immermehr  als  ein  Gegenstand  der  höchsten 
Wichtigkeit  anerkannt.  II.  Die  erste  Erleichterung  wurde  der 
RheinschifCfahrt  zu  Theil,  und  zwar  in  Folge  der  Abtretung  des 
linken  Rheinufers  an  Frankreich  im  Lüneviller  Frieden  vom  Jahre 
1801  durch  den  Reichsdeputationsabschied  vom  25.  Februar  1803 
Art.  39.  und  die  sich  hieran  anschliessende  Convention  über  den 
Rheinschifffahrts-Octroi  vom  15.  August  und  1.  Oktober  1804^). 
III.  Durch  den  Reichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Februar 
1803.  Art.  39.  wurden  alle  sowohl  auf  dem  rechten,  als  linken 
Rheinufer  bis  dahin  erhobenen  Rhein  zolle  aufgehoben,  jedoch 
unter  Vorbehalt  der  Eingangszölle  (droit  de  donane)  und  eines 
Schifffahrtso  ctr  oi ,  der  gemeinschaftlich  von  Frankreich  und 
dem  deutschen  Reiche  angeordnet  und  erhoben  wurde.  Der  Ertrag 
des  Octroi  im  Ganzen  hatte  vorerstens  die  Kosten  der  Er- 
hebung, der  Verwaltung  und  der  Polizei  zu  bestreiten.  Der  Ueber- 
schuss  wurde  in  zwei  gleiche  Theile  getheilt,  deren  jeder 
vorzüglich  zur  Unterhaltung  der  Leinpfade  und  der  zur  Schiff- 
fahrt erforderlichen  Arbeiten  auf  jedem  der  respektiven  Ufer 
bestimmt  war.  Auf  den  reinen  Rest  der  zum  rechten  Rheinufer 
gehörigen  Hälfte  waren  mancherlei  Dotationen  und  Rentenzahlun- 
gen  angewiesen  2).     IV,    Mainz  und  Köln  wurden  damals  noch 


')  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Staatsakten,  I.  S.  38.  59.  u.  f. 

2)  Nach  dem  R.  D.  H.  S.  v.  25.  Febr.  1803.  art.  39.  wurde  dieser  Rest 
ver  h  yp  othezirt :  1)  zur  Ergänzung  der  Dotation  des  Kurfürsten  Erz- 
kanzlers, dann  für  die  übrigen  in  den  §§.  9.  14.  17.  19.  und  20.  gegebe- 
nen Anweisungen;  2)  zur  Bezahlung  der  in  den  §.  7.  und  27.  subsidiarisch 
und  bedingnissweise  angewiesenen  Renten. 
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als  Umschlagsplätze,  d.  li.  Plätze,  wo  die  zu  Berg  oder  zu  Thal 
fahrenden  Schiffe  ihre  Ladung  löschen  und  auf  andere  Schiffe  ver- 
laden miissten,  beibehalten  ^). 

§.  479. 
b)    Die  Bestimmungen   des    ersten  Pariser  Friedens   und 
der  Wiener  Congressakte  und  der  sich  hieran  anschlies- 
senden Conventionen  und  Schifffahrtsakten  und  der  Bnn- 
desbeschluss  v.  3.  Aug.   1820  über  die  Freiheit  der 

Flussschifffahrt. 
I.  In  dem  ersten  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1814.  Art.  V. 
wurde  zum  ersten  Male  grundsätzlich  die  Freiheit  der  Schifffahrt 
auf  dem  Rheine  für  Jedermann,  von  dem  Punkte  an,  wo  er 
schiffbar  wird,  bis  zu  seinem  Ausflusse  in  das  Meer, 
ausgesprochen  ^).  II.  Zugleich  wurde  es  dem  in  Aussicht  stehen- 
den Congresse  vorbehalten,  denselben  Grundsatz  auch  auf  die 
anderen  schiffbaren  Flüsse  auszudehnen,  welche  in 
ihrem  Laufe  mehrere  Staatsgebiete  berühren  oder  durchlaufen  2). 
III.  Einesolcheallgem  ei  ne  Bestimmung  in  Bezug  auf  alle  seh  iff- 
baren  Flüsse,  welche  die  Gebiete  mehrerer  Staaten  trennen 
oder  durchlaufen,  ist  auch  wirklich  indie  Wien  er  Congressa  kte 
vom  9.  Juni  1815.  Art.  109.  aufgenommen  und  von  den  Mächten, 
deren  Gebiete  von  schiffbaren  Flüssen  geschieden  oder  durchschnit- 
ten werden,  im  Art.  108.  die  Verpflichtung  übernommen  worden, 
durch  gemeinsame  Uebereinkunft  die  Schifffahrt  auf  solchen  Flüssen 
zu  ordnen  3).     IV.  Als  Grundsätze  wurden  in  der  Wiener  Con- 


3)  Convention  über  den  Rlieinschiiffabrtsoktroi  v.  15.  Ang.  und  1.  Okt. 
1804.  art.  3. 

')  I.  Pariser  Frieden,  30.  Mai  1S14.  art.  V.  ,,La  navigation  sur 
le  Rbin,  du  point  ou  il  devient  navigable  jusqu'ä  la  mer,  et  reciproque- 
ment,  sera  libre  de  teile  sorte  qu'elle  ne  puisse  etre  interdite  ä  personne", 
etc.  —  Von  den  Niederlanden  wollten  längere  Zeit  hindurch  die  Worte: 
jusqu  ä  la  mcr,  nur  von  der  Freiheit  der  Schifffahrt  bis  an  das  Meer,  nicht 
aber  bis  i  n  das  Meer  {dans  la  mer)  verstanden  werden.  In  der  Ueberein- 
kunft der  Uferstaaten  des  Rheins  v.  31.  März  1831.  art.  1.  wurde  aber  aus- 
drücklich gesagt:  ,,bis  in  das  Meer." 

2)  I.  Pariser  Frieden,  30.  Mai   1S14.   art.  V.  a  linea  2. 

3)  Von  der  Flussscbifffahrt  handelt  überhaupt  die  Wiener  Congressakte 
v,  9.  Juni   1815.  art.   108—116.  —  Insbesondere  art.   108.    ,,Les  puissances 
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gressakte  aurgeslellt:  1)  dass  sowohl  lilr  die  Erhebung  der  Schiff- 
fahrtsabgaben, als  auch  für  die  Handhabung  der  Polizei  auf 
den  Flüssen,  gleichförmige  und  dem  Handel  möglichst  vor- 
theilhafte  Systeme  aufzustellen  sind^;;  2)  dass  namentlich  die 
Schifffahrt  sabga  ben  in  unveränderlicher  Weise  fest- 
zusetzen und  so  einzurichten  sind,  dass  keine  in 's  Einzelne 
gehende  Untersuchung  der  Ladung  weiter  stattfindet,  als 
zur  Verhütung  von  L'nlerschleifen  nöthig  ist  5);  3)  dass  insbeson- 
dere bei  Feststellung  der  SchilfTahrtsabgaben  von  der  Rücksicht  auf 
Ermunterung  des  Handels  durch  Erleichterung  der 
Schifffahrt  als  leitendem  Grundgedanken  ausgegangen 
werden  soll,  wobei  auf  den  Rhein -Schilffahrlsoktroi  als  beiläuOg 
maassgebendes  Vorbild  hingewiesen  wurde '^j,  daher  4)  jeder  Ufer- 
staat für  die  Erhaltung  des  guten  Standes  der  Leinpfade  und 
des  Flussbettes  innerhalb  seines  Gebietes  zu  sorgen  verpflich- 
tet ist,  damit  die  Schi  ff  fahrt  auf  keine  Hindernisse 
stosse'),  wonach  es  offenbar  als  selbstverständlich  erscheint, 
dass  kein  Staat  befugt  ist.  Bauten,  wie  Brücken  u.  dergl,  in  einer 
solchen  Weise  anzulegen,  dass  hieraus  der  Schiflfahrt  ein  neues 
Hinderniss  erwachsen  würde**);  5)  dass  keine  neuen  Stape  1- 


dont  les  etats  sont  separes  ou  traverses  par  uoe  meme  riviere  uavigable  s'eu- 
gagent  ä  regier  d'un  couimun  accord  tout  ce  qai  a  rapport  ä  la  navigation." 
(art.  109.).  5, La  navigation  dans  tout  le  cours  des  rivieres  indiquees  dans 
l'article  precedant,  du  point  ou  chacuue  d'eiles  devieat  navigable  jusqu'ä  son 
embouebure,  sera  e  nt  i  er  em  e  d  t  libr  e  ,  et  ne  pourra  sous  le  rapport  du 
commerce  etre  iuterdite  ä  personne"  etc. 

*)  Ebendas.  art.    109.   a.  E.  und  art.   110. 
4)  Ebendas.  art.   111. 

6)  Ebendas.  art.  111.  ,,...on  partira  neanmoins  en  dressant  le  tarif, 
du  point  de  vue ,  d'encourager  le  commerce  en  facilitant  la  na- 
vigation" etc. 

')  Ebendas.  art.  113.  ,,Chaque  etat  riverain  se  chargera  de  l'entre- 
ticn  des  chemius  de  halage  qui  passent  par  son  territoire  et  des  travaux  ne- 
cessaires  pour  la  meme  etendue  dans  le  lit  de  la  riviere,  pour  ne  faire 
eprouver  aucun  obstacle  a  la  navigation". 

*)  Ausdrücklich  hatte  übrigens  schon  die  Kais.  Wahlkap.  art.  VIII.  §.  7. 
verboten,  in  schilfbareu  Strömen  der  SchiÖTahrt  hinderliche  Bauten  anzu- 
legen, ,, sondern  es  sollen  solche  Gebäude  .  .  .  wenigstens  also  eingerich- 
tet werden,  dass  die  Schiffe  ungehindert  auf-  und  abkommen 
können." —  In  Bezug  auf  den  Bau  stehender  Brückei^über  Grenz- 
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und  Um  Schlagplätze  errichtet  und  selbst  bei  bestehenden  nur 
so  weit  beibehalten  werden  dürfen ,  als  es  die  Uferstaaten ,  abge- 
sehen von  dem  lokalen  Interesse  dieser  Plätze,  für  die  Schiff- 
fahrt und  den  Handel  im  Allgemeinen  für  not  big  und 
nützlich  finden 9),  und  dass  6)  das  Eingangszollwesen  {les 
douanes)  der  einzelnen  Uferstaaten  nicht  mit  dem  Systeme  der 
Schifffahrtsabgaben  vermengt  werden  darf  ^^).  7)  Ausdrücklich 
wurde  bestimmt,  dass  ein  von  den  Uferstaaten  errichtetes  gemein- 
schaftliches Reglement  niu"  mit  Einwilligung  aller  Theilnehmer 
verändert  werden  kann^').  V.  In  Gemässheit  dieser  allgemeinen 
Grundsätze  sind  bereits  auch  Uebereinkommen  der  Uferstaaten 
des  Rheines  '-),  der  Elbe  '3)  und  Weser  *'*)  und  anderer 
Flüsse  15)  errichtet  worden.  VI.  Auch  haben  sich  die  Rundesglieder 
durch  Bundesbeschluss  vom  3.  August  1820  verbindlich  gemacht, 
die  über  die  Flussschifffahrt  in  der  Wiener  Congressakte  enthal- 
tenen Bestimmungen  „unverbrüchlich"  zu  befolgen  *o^. 


flüsse  des  deutschen  Bundes  wurde  überdies  durch  B.  ß.  v.  27.  Februar 
1832.  Sitz.  VIII.  Separ.  Prot.  1.  §.5.  Nr.  2.  verordnet,  dass  ,,aus  Grün- 
den der  Sicherheit"  keine  solche  Brücken  ,,ohne  vorgängige  Prüfung 
ihrer  Zulässigkeit  aus  dem  militärischen  Gesichlspunkle  und  ohne  Zu- 
stimmung des  Bundes"  angelegt  werden  dürfen.  —  G.  v.  Mayer, 
Staatsakten,  II.  S.  395. 

9)  Ebenda s.  art,  114. 

'")  Ebendas.  art.  115. 

"j  Ebendas.  art.  116. 

'2)  Vergl.  Articles  concernant  la  navigation  du  Rhin  annexe  XVI.  ä  I'acte 
de  Congres  de  Vienne.  (G.  v.  Meyer,  Staatsakten,  1.  S.  207.  u.  f.  — 
Uebereinkunft  unter  den  Uferstaaten  des  Rheins  und  auf  die  Schifffahrt  die- 
ses Flusses  sich  beziehende  Ordnung,  Mainz  31.  März  1831;  ebendas.  I. 
S.  407.  u.  f.  —  Vergl.  die  in  §.  145.  Note  2.  angeführten  Schriften  von 
Oppenheim  und  C.  A.  von  Kamptz. 

13)  Elbschifffahr  tsakte,  Dresden,  23.  Juni  1821,  bei  G.v.  Mayer, 
I.  S.    319.  u.  f.  —  Revisionsakte,  Hamburg,   18.  Sept.   1824. 

>^)  Weser  s  chifffahrtsakte,  Minden,  10.  September  1823,  bei 
G.  V.  Meyer,  I.  S.  361.  u.  f.  —  Revisionsakte,  Bremen,  21.  Dez. 
1825,  ebendas.  S.  394.  u.  f. 

15)  Articles  concernant  la  navigation  da  Neckar,  du  Mein ,  de  la  Möselle 
et  de  l'Escont,  auch  als  annexe  XVI.  de  I'acte  de  Congres  de  ^  ienne,  bei 
G.  V.  Meyer,  Staatsakten,   I.   S.  217. 

>6)  B.  B.  V.  3.  August  1820;  Protok.  der  PlenarversammluDg  §.4;  in 
G.  v.  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.  174. 
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§.  480. 
6)  Bestimmungen  in  den  Verfassimgsurkunden  der  Einzel- 
staaten über  Gegenstände  der  Polizeigewalt. 

I.  Die  Verfassungsurkiinden  der  einzelnen  Bundesstaaten  ent- 
halten nur  wenige  vereinzelte  Bestimmungen  über  solche  Gegen- 
stände, welche  in  das  Gebiet  der  Polizeigewalt  gehören,  und  diese 
sind  grüsstenlheils  nur  in  sehr  allgemeinen  Zügen  gehalten  und 
schliessen  sich  theils  der  Bundesgesetzgebung  an,  iheils  sind  sie 
durch  deren  neueste  Bestimmungen  überflüssig  oder  abgeändert 
worden,  theils  bestehen  dieselben  in  einer  INachbildung  oder  in 
Modifikationen  einzelner  in  die  Grundrechte  des  deutscheu  Volkes 
und  hiermit  in  die  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  über- 
gegangenen Bestimmungen.  Dahin  gehören  die  Bestimmungen  der 
deutschen  V^erfassungsurkunden  über  die  Freiheit  der  Presse'), 
das  Vereinsrech  t^),  den  Nachdruck  3),  dieHaussuchun- 


«)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.IV.  §.  11.  —  Baden ,  V.-U.  1818.  §.17.— 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  28.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820. 
§.  35.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  35.  —  S.  Altenburg,  V.-U. 
1S31.  §.  67.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  31.  —  Hannover, 
Ges.  V.  5.   Sept.   1848.  §.3.  —  Seh  war  zb  arg-Sonders  hause  n,  V.-U. 

1849.  §.  16.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  27.  28.  —  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.8.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1852.  §.  26.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1S52.  art.  46.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852. 
§.  43.  —  Reuss,j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  14.  —  VValdeck,  V.-U.  1852. 
§.  30.  — ■  Vergl.  oben  §.  293.  470.  u,  f. 

2)  Von  den  Verfassungen  vor  1848  enthält  nur  S.  Meiningen,  V.-U. 
1829.  §.28.  eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  das  Vere  in  sre  c  h  t :  ,,Es 
ist  zwar  den  Unterthanen  nicht  verwehrt,  zu  Zwecken,  welche  an  sich  nicht 
gesetzwidrig  sind,  Gesellschaften  zu  stiften,  allein  das  Recht  der  Per- 
sönlichkeit, die  Fähigkeit,  auf  den  Namen  der  Gesellschaft  Grundeigenthum 
zu  erwerben,  Beamte  zu  bestellen,  ein  Siegel  zu  führen  und  Statuten  zu  er- 
richten, erlangen  sie  nur  durch  die  Bewilligung  des  Staates." — Schwarz- 
burg-Sondershausen, V.-U.    Ib49,  §.  33.  34.  —   Preussen,    V.-U. 

1850.  §.  29.  30.  38.  39.  -  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.9.10.— 
Oldeoburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  47.  50.  —  S.  Cob  urg- Gotha, 
V.-U.  1852.  art.  44.  46.  47.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  15.  — 
Siehe  oben  §.   294.  497.  u.   f. 

3)  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  42.  —  S,  Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1852.  §.  49.  —  Reuss,  j.  L. ,  V.-U.  1852.  §.  24.  —  Siehe  oben 
§.  474.  u.  f. 
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gen^),  die  Beschlagnahme  von  Papieren 5)  und  das  Brief- 
geh ei  uiniss'^).  IL  Vereinzelte  Bestimmungen  finden  sich  über 
die  Gewerbefreiheit'),  das  P  ostvvesen'^),  das  Recht,  den 
Besitz  gewisser  Gegenstände  zu  verbieten^)  und  die  Ober- 
aufsicht des  Staates  bei  Privat  Waldungen  *•')•  HI-  Häufiger 
finden  sich  dagegen  Bestimmungen  über  das  Unterrichts wesen 
in  den  Verfassungsurkunden.  Die  Verfassungen  vor  dem  Jahre 
1848  beschränkten  sich  meistens  darauf,  im  Allgemeinen  die  Frei- 
heit der  Berufsw^ahl  und  der  Ausbildung  für  den  erwählten  Stand 
und  Gewerbe  im  In-  und  Auslande  ausdrückhch  auszusprechen"), 


'')  Schwarzb  urg-S  onder  sbausen,  V.-U.  1819.  §.13.  —  Preus- 
sen,  V.-U.  1850.  §.  6.  —  Anb  alt-B  ernb  urg,  V.-L.  185U.  §.  6.  — 
Kurbessen,  V.-L'.  1852.  §.  91.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  40.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  12.  —  Waldeck,  V.-U.  1852. 
§.  29.  —  Siebe  oben  §.  292. 

5J  Schwarzburg-Sondersbausen,  V.-U.  18-19.  §.  U.  —  Reuss, 
j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  12.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  29.  —  Siebe 
oben  §.  292. 

6)  Scb  war  zbuig-Souders  bause  n,  V.-U.  1849.  §.  15.  —  Preus- 
sen,  V.-U.  1850.  §.  33.  —  Anbal t-Beruburg,  V.-U.  1850.  §.  12.  — 
Kurbessen,  V.-U.  1852.  §.  27.  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852. 
art.  41.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.13.  —  Waldeck,  V.-U.  1852. 
§.  29.  —  Siebe  oben  §.  292. 

')  Kurbessen,  V.-ü.  1852.  §.  25.  a  linea  3.  ,,Das  Erforderniss 
einer  Concession,  wie  solcbes  bisber  bestand,  ist  uirgend  auszudeb- 
nen."  —  Oldeuburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  5(3:  (§.  1.).  ,,Die  Frei- 
heit des  Gewerbes  uud  soustigea  IVahrungsbetriebes  darf  nur  geselzlicb 
und  nur  insoweit  beschränkt  werden,  als  es  vom  Gemeinwoble  gefordei't 
wird."  (§.  2).  ,, Beschränkungen  der  Gewerbe  und  gewerblichen  Aulagen 
von  Seiten  des  Staates  auf  den  Grund  eines  beanspruchten  Regals  liuden 
nicht  statt."  (§.  3.).  ,,Die  jetzt  gesetzlich  bestehenden  ßescbiäukungen 
bleiben  bis  zu  ihrer  Aufhebung  in  Kraft."  —  Innung smässige  Erler- 
nung und  Betrieb  der  Gewerbe  schreibt  dagegen  vor:  S.  A  Ite  nb  urg,  V.-U. 
1831.   §.  58. 

8J  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  57:  ,,Die  Postanstallen  sollen 
künftig  nicht  den  Zweck  haben,  eine  Quelle  der  Staatseinkünfte  zu  sein." 

9j  S.  Meiningen,  1829.  §.  17.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1S31.  §.55.  — 
Siebe  oben  §.  433.  Note  S. 

»0)  Anbalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  46.  ,,Das  Recht  des  Staa- 
tes auf  Nutzung  des  Holzaufschlages  auf  fremden  Grundslücken  ist  aufgeho- 
ben. Dem  Staate  steht  hinsichtlich  der  Privatwaldungen  nur  em  Oberauf- 
sicbtsrecht  zu." 

11)  Würtemberg,    V.-ü.  1819.   §.  29.    —   Grossb.  Hessen,   V.-U. 
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verwiesen  aber  mitunter  dabei  auf  die  Beobachtung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  hinsichtUch  des  Besuclies  auswärtiger  Bildungs- 
austalten'-),  oder  hinsichtlich  der  Vorbereitung  zum  Staatsdienste '3), 
oder  auf  andere  beschränkende  Gesetze  und  Privatrechte'"*).  IV.  Die 
Verfassungsurkunden  seit  dem  Jahre  1848  haben  zum  Theile  die 
in  den  Grundiechlen  des  deutschen  Volkes  aufgestellten  Grund- 
sgtze  über  die  unbeschränkte  Freiheit  der  Berufswahl  und  Aus- 
bildung, so  wie  über  das  Erziehungs-  und  ünterrichtsweseu  un- 
verändert aufgenommenen  '^),  zum  Theile  aber  einige  Abänderungen 
an  denselben  eintreten  lassen,  namentlich  in  der  Art,  dass  bei 
der  Errichtung  der  Volksschulen  auf  die  confessionellen  Bedürf- 
nisse Rücksicht  genommen,  oder  die  Verbindung  zwischen  Kirche 
und  Schule  anerkannt  wird  **').  V.  In  allen  Staaten  ist  längst  an- 
erkannt, dass  das  Unterrichtswesen  unter  der  Aufsicht  des  Staates 
stehe''),  und  dass  für  den  Volksunterricht  gehörige  Sorge  ge- 
tragen werden  müsse  ^*'),  wenn  gleich  meistens  erst  die  neuesten 
Verfassungsurkunden  diese  Sätze  ausdrücklich  aufstellen.  Ver- 
schiedenheiten finden  sich  darin ,  dass  in  einigen  Staaten  nicht 
blos  die  höheren  Bildungsanstalten  ^'J),  sondern  auch  die  Volks- 


1820.  §.  36.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  28.  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  1831.  §.  62.  —  Braunschweig,  n.   L.    0.    1832.  §.  34. 

>2)  Würtemberg,    V.-U.    1819.    §.  29. 

13)  Grossh.  Hessen,  V.-U.   1820.    §.  36. 

")  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  28.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.  62. 

>5)  Siehe  oben  §.  293.  Note  20.  und  22.  bis  30. 

»6)  Siehe  oben  §    293.  Note  21. 

<■)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.230.— 
Preussen.  V.-U.  1850.  §.  23.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  105.  — 
Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art.  82.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü. 
1852.  §.  37.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  18-52.  §.  20.  -  Waldeck,  V.-U. 
1852.  §.  44. 

«8)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  84.  ,,Für 
Erhaltung  und  Vervollkommnung  der  höheren  und  niederen  Unterrichtsanstal- 
ten jeder  Art  und  namentlich  der  Landesuniversität  wird  auch  künftig 
auf  das  Zweckmässigste  gesorgt.'*  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852. 
art.  83.  84.  89.  —  S.  Coburg- Gotha,  V.-U.  1S52.  §.  29  —  Reuss, 
j.  L.,  V.-U.   1852.  §.   19. 

«9)  Die  gelehrten  Schulen  erklärt  ausdrücklich  als  Staatsanstalten  :  Olden- 
burg,  rev.   V.-U.  1852.    art.  90.  91. 

Zöpfl,  Staatsrecht.  4te  Aufl.   U.  44 
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schulen  als  Staatsans  tal  Ion -")>  in  anderen  Staaten  aber 
Letztere  als  Ge  mei  n  d  oa  ns  t  a  llen  erklärt  sind  2').  In  einigen 
Verfassungen  ist  die  Erhaltung  des  Universitätsfonds  besonders 
verbürgt  ^2). 

§.  481. 
VI.   PrivilegienLolieit. 

I.  Unter  Privilegienhoheit  versieht  man  das  Recht  der  Staats- 
gewalt, Ausnahmen  von  dem  gemeinen  Rechte  (ywra  si«gfuiarta), 
sei  es  für  einzelne  Fälle  und  Personen  oder  für  ganze  Klassen 
derselben,  zu  machen.  II.  Die  Erlheilung  von  Privilegien  ist  in 
einem  wohlgeordneten  Staate  insoferne  gerechtfertigt,  ja  unent- 
behrlich, als  sie  selbst  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit,  nämlich  als 
ein  Akt  der  Ausgleichung  der  Billigkeit  (jus  aequum)  mit  dem 
strengen  Rechte  (jus  striclum)  erscheint.  III.  Die  Privilegien- 
hoheit  wird  entweder  in  der  Form  der  eigentlichen  Gesetzgebung 
oder  der  Verordnung  (durch  Reskripte)  ausgeübt.  IV.  Ersteres 
ist  nothwendig,  wenn  singulare  Rechtsgrundsätze  für  eine  ganze 
Klasse  von  Fällen  oder  Personen  aufgestellt  werden  sollen ').     In 


2ö)  So  z.  B.  S.  Altenburg,    V.-U.    1S31.  §.  25.  29. 

2')  Dies  erklären:  Preusseu,  V.-U.  1S50.  §.  24.  25.  —  Oldenburg, 
revid.  V.-U.  1852.  art.  S6.  —  S.  C  ob  urg  -  Golh  a ,  V.-U.  1852.  §.  42.— 
Reuss,   j.    L.,  V.-U.  1852.  §.  21. 

=^2)  Baden,  V.-U.  ISIS.  §.  21.  ,,  Die  Dolaliooeu  der  beiden  Landes- 
universitäten und  anderer  höheren  Lehranstalten,  sie  mögen  in  eigenthümli- 
chen  Gütern  und  Gefällen  oder  in  Zuschüssen  aus  der  allgemeinen  Staats- 
kasse bestehen,  sollen  ungeschmälert  bleiben."  —  Hannover,  L.  V.  G. 
1840.  §.  79.  ,,Das  von  den  vormaligen  Klöstern  und  ähnlichen  Stiftungen 
in  den  verschiedenen  Theilen  des  Königreiches  herrührende ,  zu  einer  abge- 
sonderten Masse  vereinigte  Vermögen  soll  von  den  übrigen  öffentlichen  Kas- 
sen gänzlich  getrennt  bleiben  und  allein  zu  Zuschüssen  für  die  Landesuoi- 
versität,  für  Kirchen  und  Schulen,  auch  zu  milden  Zwecken  aller  Art  ver- 
wandt werden"  etc.  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  über  Verwendung  des 
vereinigten  Klosterfouds  und  des  von  der  ehemaligen  Universität  Helm- 
städt  herrührenden  Studienfonds  für  Kirchen,  ßildungsanstalten  und  wohl- 
thätige  Zwecke  enthält:  Brau  n  seh we  ig,   n.  L.  0.   1832.   §    219—222. 

'j  Beispiele  solcher  allgemeineu  durch  Gesetze  eingeführten  Privilegien 
oder  singulären  Hechte  finden  sich  schon  im  römischen  Rechte;  so  z.  B. 
das  St.  Veltejanum,  St.  Macedonianum ,  die  Privilegia  minorum  etc.  Inso- 
leroe  ein  solches  durch  ein  allgemeines  Gesetz  eingeführtes  Privilegium  ein 
favorabite  ist,  heisst  es  ßene/icium  legis. 
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diesem  Falle  conciirriren  bei  der  Eilheiliing  des  Privilegs ,  be- 
ziehungsweise bei  der  AufstelluDg  eines  singulären  Rechlssatzes. 
in  den  constitulionellen  Staaten  die  Landstände  ebenso,  wie  bei 
einem  jeden  anderen  Akte  der  Gesetzgebung.  V.  Wo  die  Krone 
aber  ihre  Privilegienhoheit  nur  in  der  Form  der  Verordnung 
Für  einzelne  Fälle  oder  Personen  ausübt,  findet  auch  in  der  con- 
stitutionellen  Monarchie  keine  Mitwirkung  der  Stände  bei 
diesem  Akte  statt.  Allein  in  diesem  Falle  darf  die  Krone,  die 
Staatsverfassung  sei,  welche  sie  wolle,  von  ihrer  Privilegienhoheit 
nur  in  der  Art  Gebrauch  machen,  dass  das  Privilegium  demjeni- 
gen, welchem  es  erlheilt  wird,  günstig  ist  und  keine  erwor- 
benen Rechte  dritter  Personen  verletzt-).  VI.  Nach  dem  ge- 
meinen deutschen  Staatsrechte  ist  daher  der  Souverain,  abgesehen 
von  dem  auch  unter  diesen  Gesichtspunkt  fallenden  Begnadi- 
gungsrechte in  Strafsachen  3)  und  dem  Rechte,  Moratorien 
zu  verleihen^),  befugt,  A)  durch  Reskripte  Belohnungen  und 
Auszeichnungen  jeder  Art,  wie  z.  B.  Orden  und  andere  Ehren- 
zeichen, Titel  und  Würden  und  Standeserhöhungen  nach  seinem 
Ermessen  zu  ertheilen  ^).  B)  Desgleichen  ist  der  Souverain  be- 
fugt, den  handelsgewerblichen  und  anderen  industriellen  oder  arti- 
stischen Unternehmungen,  den  Erßndungen  u.  s.  w.  durch  Patente 
einen  besonderen  und  weiter  gehenden  Schutz  zu  verleihen, 
als  dieselben  nach  der  allgemeinen  Gesetzgebung  des  Landes  oder 


')  Siehe  oben  §.  432  u.  f. 

3)  Siehe  oben  §.   456. 

*)  Siehe  oben  §.  457. 

*)  Ausdrücklieb  erwähnen  das  Recht  des  Souveräns,  Auszeichnungen  zu 
verleihen:  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  10.  ,, Der  König  allein  hat  das 
Recht,  Titel,  Rang,  Würden  und  Ehrenzeichen  zu  verleihen  und  Standeser- 
hübungen  vorzunehmen.  Ausnahmen  hiervon  können  nur  kraft  erworbenen 
Rechtes  vorkommen."  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  50.  ,,  Dem  Könige 
steht  die  Verleihung  von  Orden  und  anderen  mit  Vorrechten  nicht  verbunde- 
nen Auszeichnungen  zu."  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  *J.  ,,Dem 
Grossberzoge  steht  die  Belohnung  ausgezeichneter  Verdienste  zu."— Die  VVahl- 
kapitulation  art.  XXII  §.  1.  legte  dem  Kaiser  bei  Ertheilung  von  Standes- 
erböbuogen  auf  „dabin  zu  sehen,  damit  auf  allen  Fall  dieselbe  allein  denen 
von  Uns  ertheilt  werde,  die  es  vor  anderen  wohl  meriiiret,  im  Reiche  ge- 
sessen und  die  Mittel  haben,  den  aö'ektirenden  Stand  pro  dignitaie  auszu- 
führen." 

44* 
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des  deutschen  Bundes  beanspruchen  können,  soferne  nicht  in  einem 
solchen  Gesetze  ein  Maximum  des  zu  gewährenden  Schutzes 
bestimmt  ist.  C)  In  der  Priviiegienhoheit  Hegt  ferner  das  Recht, 
Dispensationen  von  den  Beschränkungen  zu  ertheiien,  welche 
prohibitive  Civilgesetze  festsetzen";,  jedoch  nur  insoferne  hierdurch 
nicht  Veranlassung  zur  Verletzung  von  Rechten  gegeben  wird, 
welche  das  Gesetz  gegen  alle  Willkühr  der  Privatpersonen  sicher 
stellen  will'),  oder  insoferne  nicht  durch  den  Wortlaut  oder  den 
Geist  der  Civilgesetze  selbst  gewisse  Arten  der  Privilegien  als 
unstatthait  ausgeschlossen  sind*^).  D)  Hieher  gehört  auch  das 
Recht,  Vereinen  oder  frommen  Stiftungen  das  Korporations- 
recht^)  und  Ortschalten  das  Recht  zur  Bildung  einer  besonderen 
Gemeinde,  oder  Stadtrecht  und  Marktrecht  u.  dergl.  zu  verleihen  i'^). 
VII.  In  den  einzelnen  deutschen  Verfassungsurkunden  finden  sich 
in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Privilegienhoheit  folgende  besondere 
Grundsätze:  A)  iNach  eniigen  Verfassungen  dürfen  Handels- 
und  Gewerbsprivilegien  nur  mit  Zustimmung  der  Land- 
stände ^^j,   und  aussch  Hessen  de  oder  Monopole  überhaupt 


6)  So  z.  ß.  kaon  nach  gemeinen  Rechten  der  Souverain  von  bürgerli- 
chen Ebehindernissen  dispensiren,  die  mangelnde  väterliche  Einwilligung  zur 
Eingehung  einer  Ehe  ergänzen,  venia  aetalis  erlheilen  u.  s.  w. 

'')  So  z.  ß.  kann  durch  kein  Reskript  eioem  Vater  das  Recht  ertheilt 
werden,  seine  Kinder  aus  anderen  als  den  gesetzlichen  Gründen  zu  enterben, 
oder  ihre  Pflichllheile  zu  verkleinern  u.  s.  w. 

«)  So  z.  ß.  kaun  da,  wo  der  Code  iMapoleon  gilt,  keine  Legitimaiio  per 
rescripiumprincipis 6\.di\.\.^\iita. —  S  chwarzburg-Soudershausen,  V.-ü. 
1849.  §.  (35.  ,,Von  dem  bürsten  hängt  die  Erlheilung  von  Dispensationen 
ab,  soweit  dieselben  nach  den  Gesetzen  zulässig  sind." 

'■>)  Ausdrücklich  behalten  der  Krone  das  Recht  vor,  Korporationsrechte  zu 
verleihen:  S.  Meiningen,  V.  -  U.  1829.  g.  27.  28.  —  S.  Altenburg, 
V.-U.  1831.  §.  99.  —  Schwarzburg-Soüdershausen,  V.-U.  1849. 
§.  36.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  31.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  46. 

»oj  Siehe  oben  §.   424.  111.   1). 

»1)  Würteniberg,  V.-U.  1819.  §.  31.  ,,  Ausschliessliche  Handeis- 
und  Gewerbsprivilegien  könneu  nur  zu  Folge  eines  Gesetzes,  oder  mit 
besondererj  i'ür  den  einzelnen  Fall  gültiger  ßeistimmung  der  Stände  er- 
theilt werden."  —  Uebereinstinimen  im  Wesentlichen :  Grossh.  Hessen, 
V.-U.  1820.  §.  104.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §•  25.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852.  art.  58.  §.  2.  „Handels-  und  Gewerbsprivilegieu  können 
nur  in  einzelnen  Fällen,  nur  auf  dem  Wege  des  Gesetzes  und  nur  unter 
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nicht  mehr  ertheilt  werden '2).  ß)  Die  Ertheilung  von  Erfin- 
(1  n  ngspa  ten  tcn  ist  ilhcrall  der  Regierung  ohne  laiidständische 
Milwirkiing  überlassen,  jedocii  mitunter  vorgeschrieben,  dass  die- 
selben nur  auf  eine  gewisse,  zu  bestimmende  oder  bestimmte  Zeit 
verliehen  werden  sollen  ^^). 

§.  482. 

V.    FinanzLolieit. 

1)   Begriff  und  Geschichtliches. 

I.  Unter  Finanzhoheit  oder  Cameraige walt  versteht 
man  die  Befugnisse  der  Staatsgewalt,  welche  sich  auf  den  Staats- 
haushalt beziehen.  Sie  begreift  die  Finanzgesetzgebung, 
als  das  Recht,  den  Staatshaushalt  zu  ordnen  und  die  Einkünfte 
zu  bestimmen,  die  Fi  nanzvolls  treck ung,  d.  h.  das  Recht, 
die  Einkünfte  zu  erheben,  zu  verwalten  und  zu  verausgaben,  und 
die  Finanzaufsicht,  d.  h.  das  Recht,  die  Finanzverwaltung  zu 
überwachen.  II.  Zur  Zeit  des  Reiches  war  das  Finanzwesen  des 
Reiches  und  das  der  einzelnen  Ter  ri  torien  zu  unterscheiden. 
In  ähnlicher  Weise  ist  heut  zu  Tage  das  Finanzwesen  des  Bun- 
des und  das  der  einzelnen  Bundesstaaten  zu  unterscheiden. 
III.  Da  die  Reichsdomänen  im  Laufe  der  Zeit  veräussert  worden 
und  die  einträglichen  Hoheitsrechte  in  die  Hände  der  Landesherren 
übergegangen  waren,  eine  bleibende  allgemeine  Reichssteuer  aber 
(gemeiner  Pfennig)  nicht  durchzuführen  war,  da  ferner  der  Rhein- 
schifffahrtsoctroi  (§.  478.)  seine  besondere  Bestimmung  hatte,  und 


Festsetzung  ihres  ümfangcs  und  auf  eine  bestimmte  Zeit  ertheilt 
werden." 

•2)  S.  Altenburg,  V.-U.  1S31.  §.  59.  ,, Monopole  (ausschliessliche 
Privilegien)  sollen  künftig  nicht  mehr  ertheilt  oder  wieder  erneuert  werden."  — 
Uebereinstimmt :   S.  Coburg-Gotha,   V.-ü.   1S52.  §.  57. 

13)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §•  31.  a  linea  2.  ,,Dem  Ermessen 
der  Regierung  bleibt  überlassen ,  nützliche  Erfindungen  durch  Patente  zu 
deren  ausschliesslichen  Benützung  bis  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  zu 
belohnen."  —  Dieselbe  Frist  bestimmt  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852. 
art.  58.  §.  2.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.  104.  a  linea  2.  „Pa- 
tente auf  Erfindungen  kann...  die  Regierung  auf  bestimmte  Zeit  ertheilen."  — 
Uebereinstimmt:  S.  Altenbarg,  V.-U.  1831.  §.  59.  a  linea  2.  —  Ohne 
Einschränkung  gestattet  die  Ertbeilnng  von  Erfindungspatenten:  S.  Coburg- 
Gotha,    V.-U.   1852.  §.  57. 
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andere  Einkünfte  der  kaiserlichen  Kammer  nur  sehr  geringen  und 
zweifelhaften  Ertrag  gaben,  so  war  das  Reich  bei  Bestreitung  sei- 
ner Ausgaben  im  Wesentlichen  auf  die  Beiträge  der  Reichsstände 
angewiesen.  Als  ordentliche  regelmässige  Beiträge  erschienen  aber 
nur  die  sog.  Kam  m  er  zieler,  d.  h.  die  Beiträge  zur  Erhaltung 
des  Reichskammergerichtes.  Für  ausserordentliche  Bedürfnisse 
wurden  die  Beiträge  nach  sog.  von  dem  Reichstage  besonders  zu 
bewilligenden  Römer monaten  geleistet,  zu  w-elchen  die  Reichs- 
stände nach  einer  Matrikel  beitrugen').  IV.  In  den  einzelnen 
Territorien  bildete  das  landesherrliche  Kammergut  (die  Domänen) 
die  Grundlage  des  Finanzsystemes.  Seine  Verwaltung  geschah- 
durch  eine  landesherrliche  Behörde,  das  Kammer-Collegium.  In 
die  Kammerkasse  flössen  zugleich  die  Erträgnisse  der  nutzbringen- 
den Hoheitsrechte,  und  aus  dieser  Kasse  wurden,  soweit  die  Ein- 
nahmen reichten,  die  Kosten  des  landesherrlichen  Hofhaltes  und 
der  Landesregierung  bestritten.  Ein  eigentliches  Staatsgut  (sog. 
Landeseigenthum)  gab  es,  abgesehen  von  den  Flüssen,  Heer- 
strassen und  dem  Fiskus  als  herrenlos  zufallenden  Gütern  (sog. 
adespota),  nur  etwa  in  den  freien  Reichsstädten  2).  V.  Daher 
war  bei  der  regelmässigen  Unzulänglichkeit  der  Einkünfte  aus  dem 
Kammergute,  dem  Landeseigenthume  und  den  nutzbaren  Hoheits- 
rechten für  die  gedachten  Zwecke,  eine  Besteuerung  der  Unter- 
thanen  unvermeidlich^).  VI.  Das  Besteuerungsrecht  (Jus  coUec- 
tandi)  in  einem  Territorium  wurde  zwar  als  ein  in  der  Landes- 
hoheit liegendes  Recht  betrachtet,   konnte  aber  von  dem  Landes- 


')  Vergl.  über  die  Finanzverfassung  des  deut.  Reiches  ineine  deul.  St.- 
u.  R. -Gesch.  Bd.  II.  Abthl    II.   (Is47.)  §.   75. 

2)  In  den  freien  Reichsstädten  lionnte  nämlich  das,  was  von  dem  herr- 
schenden Subjekte  erworben  wurde,  nichts  anderes  als  Eigenthuni  der  städti- 
schen Korporalion  werden.  In  den  geistlichen  Staaten  hatte  es  eine  ähnliche 
Bewandtniss  mit  den  Gütern,  welche  von  dem  Bischöfe  oder  dem  Kapitel  zur 
bleibenden  Ausstattung  des  bischöflichen  Hofes  bestimmt  wurden  (sog.  Tisch- 
giiter  oder  Men  salg  ü  ter) ;  sie  vertraten  in  den  geistlichen  Staaten  die 
Stellen  der  Domänen  oder  des  Kammerguts.  Sie  wurden  aber  doch  nicht 
als  eigentliches  Landeseigenthum,  sondern  als  geistliche  Güter  be- 
frachtet,  und  auch  bei  der  Säkularisation  (1803)  als  solche  behandelt. 

3)  Vergl.  über  die  Finauzvcrfassung  in  den  Territorien  zur  Reichszeit: 
Pütt  er,  instit.  §.254.  u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.  §.441».  u.  f.  —  Leist, 
Staatsr.   (2.  Aufl.)  §.  226.  u.  f. 
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lierrn  keinesvveges  nach  Willkühr  ausgeübt  werden,  sondern  war 
llu'ils  durch  die  Reichsgriindgesetze,  theils  durch  die  Landstände,  wo 
solclie  vorhanden  waren,  eingeschränkt^).  VII.  iMan  unterschied 
noth  wendige  und  frei  willige  Steuern,  je  nachdem  dieselben 
auf  einem  für  die  l'nterthanen  verbindlichen  Rechtstitel,  oder  auf 
deren,  beziehungsweise  der  Landstände,  freien  Bewilligung  beruh- 
ten. VlIL  Zu  den  noth  wendigen  Steuern  wurden  1)  die 
Reichs-  und  Kreis  steuern  gerechnet,  wegen  deren  Entrich- 
tung die  Reichs-  und  Kreisstände  auf  ihre  Unterlhanen  zurück- 
zugreifen berechtigt  waren  ^),  jedoch  auch  regelmässig  die  landes- 
herrlichen Kammergüter  beitragen  mussten.  2)  Zu  den  noth- 
wendigen  Steuern  gehörten  auch,  nach  reichsgesetzlicher  Bestim- 
mung, die  Rosten,  welche  durch  .Anlegung  und  Errichtung  der 
nülhigen  La  n  d  esfe  stungen  und  der  darin  erforderlichen  Gar- 
nisonen''), und  3)  durch  die  Gesandtschaften  zu  Reichs-, 
Kreis-  und  Rittertagen  erwuchsen ').  4)  Nicht  minder  wurden 
zu  den  nothwendigen  Steuern  diejenigen  gerechnet,  zu  welchen 
sich  die  Unterthanen  oder  Landstände  als  bleibenden  Steuern  frei- 
willig verbindlich  erklärt  hatten,  oder  die  von  den  Reichsgerichten 
nach  einem  stattgehabten  Verfahren  als  unumgänglich  nöthig  für 
die  Landesbedürfnisse  erkannt  worden  waren.  IX.  Dabei  bestan- 
den aber  vielfach  Steuerbefreiungen  für  Personen  und  Güter,  die 
auf  besonderen  Rechtstiteln,  zum  Theile  auch  auf  Unvordenklich- 
keit beruhten,  und  höchstens  bei  ausserordentlichen  Nothfällen 
unberücksichtigt  bleiben  durften. 

§.  483. 
2)    FinanzverfassuDg  des  deutschen  Bundes. 

I.  Die  Finanzverfassung  des  deutschen  Bundes  ist  sehr  einfach, 


*)  Vergl.  über  die  Rechte  der  Laudslände  in  Fiuanzsacheu  zur  Reichs- 
zeit obeu  §.  32S. 

5)  Man  nannte  dies  das  Subcoilectationsreeht  der  Reichsstände.  Man  fin- 
det es  reichsgesetzlicii  anerkannt  in  vielen  Keichsabschiedeu  seit  dem  R.  A. 
V.   1530.  §.   118.     Vergl.  Gerstlacher,  Handbuch,  Tb.   VII.  §.  967. 

e)  R.  A.  V.  1654.  §.    ISO.  a.  E. 

■f)  Siehe  die  hieher  gehörigen  Reichsgesetze  bei  Gerstlacher,  Hand- 
buch, Vll.  S.  986.  u.  f. 


ß96  §•  ^S3.     Fioanzverfassung  des  deutschen  Bundes. 

da  ausser  der  Besoldung  des  dienenden  Personales  der  Bundes- 
versammlung und  ausser  den  Rosten  für  die  Unterhaltung  der 
Lokalitäten  der  Bundesversammlung  bis  jetzt  keine  regelmässigen 
Ausgaben  des  Bundes  vorkommen  ').  II.  Zur  Bestreitung  dieser 
regelmässigen  Bedürfnisse  besteht  eine  Kasse  unter  dem  Namen 
Bunde  skanzleikasse.  Jede  der  17.  Stimmen  des  engeren 
Bathes  zahlt  dahin  jährlich  2000  Gulden,  sog.  Bundeskanzlei- 
beitrag,  zusammen  also  34,000  Gulden.  III.  Für  ausserordent- 
liche Auslagen,  worunter  auch  Kriegskosten  gehören,  besteht  eine 
zweite  Hauptkasse,  die  Matrikularkasse,  wovon  die 
Bundeskriegskasse  eine  Filialkasse  ist.  IV.  Die  Beiträge, 
welche  die  Bundesglieder  dahin  zu  leisten  haben,  heissen  Bun- 
desmatrikularbeiträge,  weil  sie  nach  einer  Matrikel, 
d.  h.  nach  einem  Verzeichnisse  erhoben  werden,  in  welches  sämmt- 
liche  Bundesglieder  nach  der  Bevölkerungszahl  jedes  Landes  als 
beitragspflichtig  eingetragen  sind.  V.  Die  neueste  (siebente)  provi- 
sorische Matrikel,  vom  14.  April  1842  -),  deren  sich  die  Bun- 
desversammlung noch  bedient ,  ist,  wie  die  früheren,  nach  einem 
Bedürfnisse  (Simplum)  von  30,000  Gulden  berechnet  3). 


')  Die  Grundlage  der  Fioanzverfassung  des  Bandes  bestimmt  die  Finanz- 
matrikel  v.  20.  August  ISIS.  Silz.  XLIII.  §.210.  —  Hieran  reibet  sieb  der 
ergänzende  Beschluss  v.  4.  Febr.  1S19.  Silz.  III.  §.  19.  Vergi.  den  Com- 
missioDSvertrag  v.  19.  Jnli  1821,  Sitz.  XXVIII.  §.  205.  —  Als  Vervollstän- 
digung biervon  siehe  die  am  21.  Juni  1827.  Sitz.  XVIII.  Sep.  Protok.  §.  4. 
zum  Regulativ  erhobene  üebersicht  der  Grundsätze  und  Einrichtung  bei  dem 
Bundesrechnungswesen.  —  Der  Beschluss  v.  14.  Okt.  ISJO.  Silz.  XXXII. 
§.  246.  über  die  definitive  Organisation  des  Bundeskassenwesens  bestimmt 
das  Verwaltungspersonale,  welches  hiernach  ans  einem  Bundes- 
kassier, einem  Kassenkontroleur  und  einem  Kassendiener  besteht. 
Vergl.  B.  B.  v.  27.  Januar  1831.  Sitz.  I.  §.  15.  —  Eine  Zusammenstellung 
der  auf  die  Leistungen  für  den  Bund  bezüglichen  Bundesbescblüsse,  siehe  in 
G.  V.  Meyer,  Corp.   Constit.  Germ.  Hft.  I.  XX.    S.  89. 

2)  Beil.  z.  Protok.  der  B.  V.  v.  14.  April  1842.  Sitz.  IX.  S.  153.  — 
Ausser  der  ersten  Bundesniatrikel  (siehe  Note  1)  vom  Jahre  ISIS  und  der 
hier  erwähnten  neuesten  Matrikel  vom  J.  1S42  wurden  Bundesmatrikeln  auf- 
gesetzt io  den  Jahren  1819,  1827,  1831,  1S34,  1S39.  —  Vergl.  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Constit.  Germ.  Hft.  I.  S.  92. 

3)  Den  grössten  Beitrag  hierzu  zahlt  Oesterreich  mit  9429  fl. 
56  kr.;  den  kleinsten  zahlt  Liechtenstein  mit  5  fl.  31  kr. 
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§.  484. 

3)    Finanzverfasaung  der  Bundesstaaten. 

a)    Allgemeine  Grundsätze.     Insbesondere  Subsidiarität 

der  Besteuerung. 

I.  Noch  gegenwärtig  gilt  in  allen  deutschen  Staaten  der  Grund- 
satz, dass  sowohl  der  Unterhalt  des  regierenden  Hauses  als  die 
Rosten  der  Staatsregierung  vorerst  aus  dem  Staatsgute,  dem  Kani- 
mergute  und  den  Erträgnissen  der  Hoheitsrechte  und  Regal  Ion  zu 
bestreiten  sind ,  und  dass  eine  Steuerpflicht  der  Unlerthancn  nur 
insoweit  besteht,  als  die  Einnahmen  aus  jenen  Quellen  nicht  zu- 
reichen, n.  Auch  die  Bundesgesetze,  welche  aussprechen,  dass 
die  zur  Führung  einer  bundes-  und  landesverlassungsmässigen 
Regierung  erforderlichen  Mittel  von  den  Landsländen  nicht  ver- 
weigert werden  dürfen ,  sind  in  keinem  anderen  Sinne  zu  ver- 
stehen-), in.  Die  Besteuerung  selbst  ist  als  ein  Gegen- 
stand der  Ge  se  tzgebung  zu  betrachten  und  unterliegt  überall 
da,  wo  Landstände  bestehen,  der  ständischen  Mitwirkung 3). 
IV.  Obschon  die  Besteuerung  nur  subsidiär  stattfindet,  so  macht 
dieselbe  doch  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  in  allen  Staaten 
den  grössten  Theil  des  Staatseinkommens  aus**). 

§.  485. 
b)    Das  Staatsgut  und  das  Kammergut. 

l.  Unter  Staatsgut  versteht  man  ein  Vermögen,  welches  im 
Eigenthume  des  Staates  ist,  und  dessen  Erträgnisse,  soferne 
es  solche  abwirft ,  in  die  Staatskassen  fliessen.  H.  Verschieden 
von  dem  Staatsgute  ist  das  landesherrliche  Kammergut,    auch. 


»)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Würtemberg,  V.-ü  1819.  §.  100.  ,,So 
weil  der  Ertrag  des  Kammerguts  nicht  zureicht,  wird  der  Staatsbedarf  durch 
Steuern  bestritten."  —  Aehnlich :  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832. 
§.  173.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  91.  -  S.  Meinin- 
gen, V.-ü.  1S29.  §.  37.  ,,  Das  Gesammlvermögen  begreift  die  Gesammt- 
beit  derjenigen  Mittel  unter  sich  ,  aus  welchen  die  allgemeinen  Landes-  und 
Staalsbedürfnisse  bestritten  werden"  etc. 

2)  Siehe  oben  §    335.  338.  399. 

3)  Siehe  oben  §.  398.  u.  f. 

■*)  Ausdrücklieb  sagt  dies:  S.  Meiningen,  V.-U.   1829.  §.37.  alinea2. 
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insoferne  es  aus  Grundstücken,  geschlossenen  Gütern,  Forsten 
u.  (lergl.  besteht,  die  Domänen  oder  Kam  m  erdo  mä  n  en  ge- 
nannt. Dieses  Kamniergut  ist  sowohl  seinem  geschichtlichen 
Ursprünge  nach,  als  auch  nach  den  zur  Reichszeit  anerkannten 
Rechtsgrundsätzen,  Eigenthum  der  regierenden  Familie ')i 
Avelches  sich  aber,  nach  Analogie  der  Stammgutsfolge,  in  dem  Be- 
sitze und  Genüsse  des  jeweilig  regierenden  Fürsten  befindet. 
III.  Unzweifelhaft  hatte  das  Kammergut  nach  der  älteren  deutschen 
Verfassung  die  Bestimmung,  dass  davon  der  Unterhalt  des  regie- 
renden Hauses  bestritten  werden  musste,  und  ebenso  war  aner- 
kannt, dass  aus  demselben  Beiträge  zu  den  Reichssteuern  zu  lei- 
sten und  davon  auch  sonstige  Kosten  der  Landesregierung  zu  be- 
streiten waren-).  Dadurch  aber,  dass  solche  Verbindlich- 
keiten gegen  das  Reich  und  das  Land  auf  dem  Kammergute 
lagen,  hörte  dasselbe  nicht  auf,  Eigenthum  der  regierenden 
Familie  zu  sein,  und  dies  äusserte  sich  besonders  da  praktisch, 
wo  eine  Familie  von  der  Landesregierung  abtrat,  oder  in  ih- 
rem regierungsfähigen  Mannsstamme  ausstarb.  IV.  Ganz  diesen 
Grundsätzen  gemäss  wurden  daher  auch  in  der  Rheinbundsakte 
Art.  27.  den  nunmehrigen  Standesherren  ihre  Domänen  als 
Eigenthum  belassen  3),    was   die  deutsche  Bundesakte  Art.  XIV.  c. 


>)  Uebereinstimnien :  Pütter,  iost.  §.191.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.) 
§.  2S.  —  Gönner,  Staatsr,  §.  450.  —  Vergl.  der  Domänenstreit  im  Her- 
ioglhume  Nassau.  Frkft.  a.  M.  1S31.  —  A.  Kratzer,  v.  Ursprung  der 
Domänea  in  Deutschland,  insbesondere  in  Bayern.  München,  IS-lU.  —  W. 
Schumacher,  die  Domänenfrage  im  Herzoglhume  Waldeck.  Arolseo, 
1S4S.  —  B.  W.  Pfeiffer,  üeber  den  Begriff  der  Domänen  nach  kurhessi- 
schem Rechte ;  in  dessen  :  Fingerzeige  für  alle  deutsche  Sländeversannniun- 
gen,  Kassel  1S49.  Nr  IX.  S.  54.  u.  f.  —  Die  Domänenfrage  im  Herzog- 
thume  S.  Altenburg.  Frkft.  a.  M.  1S53.  —  A.  Volle  rt,  Die  Domänen- 
frage  im  Grossherzogthume  S.  Weimar- Eisenach.    Weimar,   1854. 

'-)  Vergl.  z.  B.  R.  A.  1543.  §•  25.  „Die  Obrigkeiten  sollen  auch  zu 
diesem  christlichen  Werke  sich  gleichermaassen.  wie  die  Untertha- 
nen  selbst,  angreifen  und  Mitleiden  tragen"  (d.  b.  an  der  Steuerlast 
theiinehmen).  —  R.  A.  1576.  §.  11.  ,,WeiI  den  Ständen...  solche  bebarr- 
lirhe,  auch  in  evenlum  eilende  Hülfe  aus  ihren  Ka  mm  e  r^  ii  ter  n  und 
Einkommen  allein  zu  leisten  und  abzurichten,  unerschwinglich  fallen 
will  :   so  soll "  etc. 

3)  Rheinbundsakte  art.  XXMI.     ,,Les  Princes  ou  Comtes   acluelle' 
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bestätigte  '*).  Desgleichen  ist  in  mehreren  Verfassungsurkunden 
das  Eigenthiim  des  regierenden  Hauses  an  den  Doinainen  aus- 
drücklich auerkannt  ^j.  V.  Da  das  Land  wegen  seiner  subsidiären 
Sleuerptlicht  eben  so  sehr,  wie  die  regierende  Familie  selbst,  an 
der  Erhaltung  des  Kamraergutes  betheiligt  ist,  so  war  schon  zur 
Reichszeit  anerkannt,  und  ist  in  den  gegenwärtigen  Verfassungen 
regelmässig  ausgesprochen,  dass  den  Ständen  über  die  Verwaltung 
der  KanuDergüler  Uechnung  gelegt  werden  soll,  und  dieselben 
nicht  ohne  ständische  Mitwirkung  ver  äussert  oder  mit  Seh  ul- 
den  oder  anderen  bleibenden  Lasten  belegt  werden  dürfen*'). 
VI,  Zu  blossen  Veränderungen  in  den  Bestandtheilen  des 
Domäneavermögens  und  zu  nützlichen  Ver  wal  tungsh  and- 


nient  regnans  couserveront  cbacun  comme  prop riete  patrimoniale 
et  privee   tous    les  doiuaiaes  saos  exceptiou    qu'ils  possedent   mainlenant." 

")  Vergl.  obea  §.   319. 

5)  Baden,  V.-U.  ISIS.  §.  59.  ..Ohngeachtet  die  Domänen,  nach  all- 
gemein anerkannten  Grundsätzen  des  Staats-  und  Fürstenreehtes,  unstrei- 
tiges Pa  t  r  i  nio  ni  ale  i  gen  th  um  des  Regenten  und  seiner  Familie  sind" 
etc.  —  Grossh  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.  7.  ,,Die  übrigen  zwei  Dritl- 
theile  (der  Domäoen,  welche  nicbt  nach  §.  6.  zur  Schuldentilgung  an  den 
Staat  abgegeben  wurden)  bilden  das  schuldenfreie  unveräusserliche 
Familien  e  igen  th  um  des  grossherzeglichen  Hauses." —  S.  Meiningen, 
V.-U.  1&"29.  §.  3S.  ,,Das  Domänenvermögen...  ist  Eigenthum  des  gross- 
berzogiichen  Spezialhauses  und  bestimmt,  davon  zunächst  die  Kosten  der 
Hoilialtung  und  der  Unterhaltung  der  herzogl.  Familie  zu  bestreiten.'"  — 
S  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  IS.  ,,Das  jetzige  und  künftige  Do- 
mänenvermügen  . , .  ist  Eigenthum  des  herzoglichen  Hauses."  —  Hannover, 
Ges.  V.  5.  Sept.  184S.  §.  TS.  ,,Sämmtliche  zu  dem  k.  Domanium  gehörige 
Gegenstände...  machen  das  seinem  Gesammtbestande  nach  stets  zu  erhal- 
tende Krön  gut  aus.  Dem  Könige  und  dessen  Nachfolgern  bleiben  unter 
den  folgenden  Bestimmungen  alle  Rechte,  welche  dem  Landesherrn  daran 
bisher  zugestanden  haben." —  S  c  h  w  ar  zb  u  rg-So  n  d  er  sha  u  sen,  V.-U. 
1849.  §.  6S.  ,,Das  Kammergut  bleibt  ein  immerwährendes...  nach  der  Re- 
gierungsfolge forterbendes  Fideicommiss  des  fürstlichen  Hauses." 

fj  Ausdrücklich  sagen  dies:  Baden,  V.-U.  1S18.  §.  58.  (siehe  Note  7). — 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  107.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  7.  a  linea  2.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1S29.  §.  43.  u.  f.  —  Braun- 
schweig, n.  L.  0.  1832.  §.  164.  —  Anh  alt- Bernbur  g ,  V.-U.  1850. 
§,  95.  —  Kur  he  SS  en,  V.-U.  1S52.  §.  110.  —  Oldenburg,  Ueberein- 
kunft  über  das  Domanialvermögen  v.  5.  Febr.  1S49.  §.  12.  als  Beil.  I.  zur 
V.-U.  1852.  —  Wal  deck,  V.-U.  1852.  Anl.  A.  §.  3.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-ü.   1852,  §.  117. 
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hingen  wird  die  Einholung  der  ständischen  Zustimmung  nicht 
erfordert^)-  VII.  Zur  Reichszeit  war  gemeinrechtHch  auch  der 
agnatische  Consens  zur  Veräusserung  oder  Belastung  der 
Domänen  erforderlich,  und  dies  gilt  noch  jetzt,  soferne  es  nicht 
durch  den  Wortlaut  oder  den  Geist  eines  neueren  Verfassungs- 
gesetzes aufgehohen  worden  ist''').  VIII.  So"  lange  die  landesherr- 
liche Familie  die  Krone  besitzt,  vererben  auch  die  Domänen 
nach  derselben  Erbfolgeordnung,  wie  die  Landesregierung.  Nach 
dem  Aussterben  der  thronfolgeberechtigten  Mitglieder  fallen  aber 
die  Domänen    an   die   sog.   Allodialerben  ^),   wenn  nicht   für 


")  Ausdrücklich  sagen  dies:  Baden,  V.-U.  1818.  §.  58.  ,,Es  darf  keine 
Domäne  ohne  Zustimmung  der  Stände  veräussert  werden.  Ausgenommen 
sind  die  zur  Schuldentilgung  bereits  beschlossenen  Veräusserungen ;  Ablösun- 
gen von  Lehen,  Erbbeständen,  Gülden,  Zinsen,  Frohndiensten ;  Verkäufe  von 
entbehrlichen  Gebäuden,  von  Gütern  und  Gefällen,  die  in  benachbarten  Staa- 
ten gelegen  sind,  und  alle  Veräusserungen,  die  aus  staatswirthschaftlichen 
Rücksichten  zur  Beförderung  der  Landescultur  oder  zur  Aufhebung  einer 
nachtheiligen  eigenen  Verwaltung  geschehen.  Der  Erlös  muss  aber  zu 
neuen  Erwerbungen  verwendet  oder  der  Schuldentilgungskasse  zur  Ver- 
zinsung übergeben  werden.  Ausgenommen  sind  auch  Tausche  und  Veräusse- 
rungen zum  Zwecke  der  Beendigung  eines  über  Eigenthums-  oder  Dienst- 
barkeitsverhältnisse  anhängigen  Rechtsstreites;  ferner  die  Wiedervergebung 
heimfallender  Thron-,  Ritter-  und  Kammerlehen  während  der  Regierung  des 
Regenten,  dem  sie  selbst  heimgefallen  sind."  —  Im  Wesentlichen  stimmen 
überein:  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  107.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1850.  §.  95.  a  linea  2.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  HO. 
a  linea 2.  —  Vergl.  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1S4S.  §.79.  —  Schwarz- 
burg-Sondershaus en ,  V.-U.  1849.  §.  68.  a  linea  2.  a.  E.  —  Aebniiche 
Grundsätze  stellte  schon  auf:  Preussen,  Edikt  und  Hausgeselz  über  die 
Veräusserlichkeit  der  k.  Domänen  v.  17.  Dez.  1808.  publ.  G.  Nov.  1809. 
Nur  die  Verschenkung  von  Domänen  war  darin  für  absolut  unstatthaft 
erklärt.  —  Auch  zu  Verä'nderungen  ,  Austausch  u.  s  w.  fordert  Einholung 
der  ständischen  Zustimmung:  B  ra  u  n  s  ch  w  eig,  n.  L.  0.  1832.  §.  1H5.  — 
Ebenso  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  108.  hinsichtlich  des  daselbst  vom 
Kammergule  unterschiedenen  Hofdomänenkammergutes. 

»)  Ausdrücklich  fordert  ausser  dem  landständischen  auch  noch  den  agna- 
tischen Consens:  S.  Mein  in  gen,   V.-U.   1829.   §.  45. 

■')  Ausdrücklich  erkennet  diesen  Grundsatz  an:  S.  Altenburg,  V.-U. 
1831.  §.  3.  —  Ebenso  erklärt  Oldenburg,  Uebereinkuuft  übir  das  Do- 
manialvermögen  v.  5.  Febr.  1849.  §.  14.  (Beil.  I.  zur  V.-U.  v.  1852)  dass 
diese  Uebereinkunft  ,,nur  für  die  Dauer  der  im  §.  8.  des  Staatsgrundge- 
setzes  bestimmten    Regierungsnachfolge    gültig   ist,    und  mit  allen  daraus   zu 
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diesen  Fall  eine  besondere  Vorsorge  in  der  Landesverfassung  ge- 
troft'en  ist.  IX.  Wenn  bei  neuen  Erwerbungen  Zweifel  dar- 
über obwalten,  ob  ein  Gegenstand  zum  Kanimcrgute  oder  zu 
dem  Staatsgute  gehöre,  so  ist  als  maassgebend  derselbe  Grund- 
satz zu  betrachten,  welcher  überhaupt  für  die  Unterscheidung  des 
Pri  va  teigen  thunies  des  Souverains  von  dem  Staatsgute  (§.  203.) 
gültig  ist.  Es  ist  daher  die  Entstehung  eines  S  taatsgutes  da- 
von abhängig,  dass  die  Sache  aus  Staatsmitteln,  oder  durch 
Anwendung  der  S  taa  tskräfte  oder  aus  Rücksicht  auf  den 
Staat  d.  h.  in  der  Absicht  erworben  worden  ist,  dass  sie 
Staatsgut  sein  solle'").  X.  Zu  den  Domänen  gehören  dagegen 
solche  neue  Erwerbungen,  welche  entweder  mit  der  Absicht, 
dass  sie  dazu  gehören  sollen,  von  dem  regierenden  Hause  erwor- 
ben*^), oder  an  die  Stelle  anderer  Domänengrundstücke  ge- 
setzt*-), oder  überhaupt  dem  fürstlichen  Hause,  für  Verluste, 
welche  dasselbe,  und  nicht  den  gegenwärtigen  Staat, 
betroffen  haben,  durch  Staats  vertrage  gewährt  wurden  ist.  XI.  Aus 
diesem  letzteren  Grunde  gehören  insbesondere  zu  dem  Domänen- 
oder Kammergute  die  Güter  der  Domkapitel  und  ihrer  Dignitarien, 
und  die  Domänen  der  Bischöfe,  welche  durch  den  Reichsdeputa- 


ziehenden  Folgerungnn  hiuwegfällt,  sobald  keiu  Nachkomme  aus  dem  Maa- 
aesstamme  des  Herzogs  Peter  Friedrich  Ludwig  mehr  ao  der  Regierung  des 
Grossherzogthums  ist." 

'"J  Siehe  oben  §.263.  Note  3. —  In  diesem  Sinne  erklären  sich:  Bayern, 
Tit.  III.  §.  2.  Nr.  9.  ,,...  alles,  was  aus  Mitteln  des  Staates  erworben 
wurde."  —  W  iirlemberg,  V.-ü.  1810.  §.  2.  a  linea  2.  ,,Als  Landes- 
zuwachs ist  alles  anzusehen,  was  der  König  nicht  blos  für  seine  Person, 
sondern  durch  Anwendung  der  Staatskräfte,  oder  mit  ausdrückli- 
cher ßesliiumung,  dass  es  einen  Bestandtheil  des  Köuigreichs  ausmachen 
soll,  erwirbt."  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.  8.  ,,Bei  künftigen 
Erwerbungen  wird  nach  den  Rechtstiteln  des  Erwerbes,  festgesetzt 
werden,  ob  sie  zu  dem  Staats-  oder  zu  demFamilieneigenthume  gehören."  — 
S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  37.  (siehe  oben  Note  1.);  ebendas. 
a  linea  2:  ,,Auch  die  Ueberschüsse  und  Ersparnisse  in  der  Verwal- 
tung des  Staatsvermögeus  gehören  dem  Staate  und  können  nicht  zu  den  Do- 
mänen, noch  weniger  zu  dem  Schatullgute  gezogen  werden."  —  Vergl,  auch 
K.  Sachsen,    V.-U.   1831.    §.    Iti, 

")  Am  richtigsten  drückt  dies  aus:  Grossb.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  8. 
(siehe  Note  10.). 

>2)  Siehe  die  in  Note  7.  angeführten  Gesetze. 
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tionshauptschluss  vom  25.  Febr.  1803.  §.35.  und  36.  den  Für- 
sten, welche  auf  dem  linken  Rheinufer  in  Gemässheit  des  Liine- 
viller  Friedens  Besitzungen  verloren  hatten ,  überwiesen  worden 
sind  ^3) ,  soferne  dieselben  nicht  nachher  von  den  Erwerbern  als 
Staatsgui  erklärt  wurden.  XII.  Dass  dabei  eine,  überdies  in 
die  freie  Disposition  der  entschädigten  Landesherren  verstellte 
Zweckbestimmung  (modus)  —  wie  Verwendung  für  Gottes- 
dienst, Unterricht  oder  andere  gemeinnützige  Anstalten,  oder  über- 
haupt Verwendung  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen  —  ausge- 
sprochen, und  auch  in  einer  Beziehung  den  entschädigten  Lan- 
desherren eine  positive  Verbindlichkeit  auferlegt  worden 
ist,  nämlich,  die  beizubehaltenden  Domkirchen  auszustatten  und 
gewisse  Pensionen  für  die  aufgehobene  Geisthchkeit  zu  bezahlen, 
kann  ebensowenig  an  dem  Eigen  th um srech  te  der  regierenden 
Familien  an  den  ihnen  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss 
vom  25.  Februar  1803  zugewiesenen  geisthchen  Gütern  ändern, 
als  die  auf  ihren  alten  Domänen  ruhende  Verbindhchkeit,  zu  den 
Landesbedürfnissen  beizutragen,  ihr  Eigenlhumsrecht  an  denselben 
ausschliesst.  Xlll.  Hinsichthch  der  im  §.  35.  des  Reichsdeputa- 
tionshauptschlusses  vom  25.  Februar  1803  den  Landesherren  zur 
freien  Disposition  verstellten  Güter  findet  überdies,  im  Ge- 
gensatze zu  den  ebendaselbst  im  §.  36.  erwähnten,  den  Landes- 
herren ausdrücklich  und  förmlich  zur  E  n  tschädigung 
überwiesenen  Gütern,  der  Unterschied  und  die  EigenthümUchkeit 


•3)  R.  D.  H.  S.  V.  25.  Febr.  IS03.  §.  35.  „Alle  Güter  der  fundirten 
Stifter,  Abteien  und  Klöster,  ia  den  alten  sowobi,  als  in  den  neuen  Besitzung 
gen...  deren  Verwendung  in  den  vorhergehenden  Anordnungen  nicht  förm- 
lich festgesetzt  worden  ist,  werden  der  freien  und  vollen  Disposition 
der  respektiven  Landesherren,  sowohl  zum  Behuf e  des  Aufwandes  für 
Gottesdienst,  Unterrichts-  und  andere  gemeinnützige  Anstal- 
ten, als  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen  überlassen,  unter  dem 
bestimmten  Vorbehalle  der  festen  und  bleibenden  Ausstattung  derDom- 
kirchen,  welche  werden  beibehalten  werden,  und  der  Pensionen  für  die 
aufgehobene  Geistlichkeit."  (§.  36.).  ,,Die  namentlich  und  förmlich 
zur  EnlschädigUDg  angewiesenen  Stifter,  Abteien  und  Kiöster,  sowie  die 
der  Disposition  der  Landesherren  überlassenen,  gehen  überhaupt  an  ihre 
neuen  Besitzer  mit  allen  Gütern,  Rechten,  Kapitalien  und  Ein- 
künften, wo  sie  auch  immer  gelegen  sind,  über,  soferne  oben 
nicht  ausdrückliche  Trennungen  festgesetzt  worden  sind." 
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Statt,  (1.1SS  l)eziiglich  der  ers leren,  d.  h.  der  im  §.  35.  erwähn- 
ten Güter,  den  Landesherren  nur  die  Befugnis  s  heigeh^gt  ist, 
dieselben  ihrem  P'iskus  oder  ihrer  Kammer  (welche  damals  mei- 
stens noch  gar  nicht  unterschieden  wurden)  zuzuweisen :  so  dass 
diese  Güter  so  lange,  bis  eine  solche  Verweisung  durch  einen  Akt 
der  Staatsgewalt  erfolgt,  fortwährend  als  das  Eigenthum  der 
alten  Stiftungen  selbst  zu  behandeln  sind"). 

§.  486. 
c)  Verwandlung  des  Kannnergutes  in  Staatsgut.    Schei- 
dung  von  Staatsdomänen   und  landesherrlichen  Domänen. 

1.  Seit  der  Umwandlung  der  deutschen  Territorien  in  souve- 
räne Staaten  trat  überall  das  Bestreben  hervor,  den  fürstlichen 
Holhaushalt  von  dem  Staatshaushalte  zu  sondern  ').  II.  Zu  gleicher 
Zeit  wurde  immer  mehr  die  grosse  Bedeutung  anerkannt,  welche 
das  Kammergut  für  die  Bestreitung  der  Slaatsbedürfnisse  hat,  und 
somit  trat  gleichzeitig  das  Bestreben  hervor,  dasselbe,  oder  einen 
den  bisherigen  Beiträgen  desselben  zu  den  Staatslaslen  entspre- 
chenden Theil  davon,  bleibend  mit  der  Krone  zu  verbinden. 
III.  Diese  Zwecke  wurden  aber  in  den  einzelnen  Staaten  auf  ver- 
schiedene Weise  zu  erreichen  gesucht.  So  wurde  in  Bayern 
das  sämmtliche  Kammergut  als  Staatsgut  erklärt  und  überdies 
sogar  bestimmt,  dass  auch  alle  neuen  Erwerbungen  aus  Privat- 
rechts titeln  an  unbeweglichen  Gütern,  sie  mögen  in  der 
Haupt-  oder  Nebenlinie  des  k.  Hauses  geschehen,  zum  Staatsgule 
gehören  sollen,  wenn  der  erste  Erwerber  während  seines  Lebens 
nicht  darüber  verfügt  hat-}.  In  Würtemberg  wurde  das  k. 
Kammergut,  bestehend  aus  dem  vormaligen  herzoglichen  Fidei- 
kommisse  und  den  vom  Köilige  neu  erworbenen  Grundstücken, 
Gefällen  und  nutzbaren  Rechten,  als  ein  von  dem  Königreiche 


<^)  In  diesem  Sinne  wurde  durch  ein  austrägaJgericlitliches  Erkenntniss 
des  O.-A.-G.  za  Lübeeli,  in  Sachen  Hannover  gegen  Lippe,  Forderung 
des  ehemaligen  Kreuzsliftes  zu  Hildesheim  betr.  entschieden.  Vergl,  Protok. 
d.  B.  V.  Sitz.  I.  V.  4.  Januar  ISö-d.  §.  3. 

>)  Ausdrücklich  sagt:  Braun  seh  weig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  161.  Zur 
Befördeiung  einer  geregelten  Finanzverwaltung  soll  der  fürstliche  Haushalt 
voD  dem  Staatshaushalte  getrennt...  werden." 

•■^J  Bayern,  V.-U.   ISls.  Tit.  IIL  §.   1. 
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unzertrennliches  Staatsgut  erklärt;  jedoch  wurde  ein  sog. 
Hof  dorn  änen  kämm  ergut  hiervon  ausgenommen,  welches  als 
P r i  V  a  te i g e n  t  h  u  m  der  k.  Familie  ausdrücklich  anerkannt  wurde, 
der  Verwaltung  und  Benutzung  des  Königs  überlassen  blieb  und 
zu  den  allgemeinen  Landeslasten  in  gleicher  Weise  beizusteuern 
hat,  wie  die  bisher  steuerfreien  Güter 3).  Auch  in  dem  K.  Sach- 
sen sind  alle  Kammergüter  und  Domänen  als  Staatsgut  erklärt 
worden.  Es  wird  aber  davon  ein  Ha  usf  id  eikommiss  unter- 
schieden, welches  als  Eigen  th um  des  k.  Hauses  anerkannt  ist 
und  mit  der  Krone  auf  den  jeweiligen  Regenten  vererbt,  zugleich 
aber  ebenfalls  als  unzertrennbar  vom  Lande  erklärt  ist"*). 
In  Kurhessen  ist  durch  die  Verfassung  von  1852  unter  Hin- 
weisung auf  eine  im  Jahre  1831  getroffene  Uebereinkunft  die  Bil- 
dung eines  Staatsvermögens  durch  Ausscheidung  gewisser  Bestand- 
theile  aus  dem  landesherrlichen  Hausfideicommiss-Vermögen  aus- 
gesprochen^). In  Oldenburg  ist  durch  Uebereinkunft  vom  5. 
Februar  1849  eine  Sonderung  des  Domanialvermögens  in  Krongut 
und  Staatsgut  bewirkt  und  diese  Uebereinkunft  durch  die  revidirle 
Verfassungsurkunde  von  1852  neuerdings  bestätigt  worden*').  In 
Waldeck  wurden  durch  die  Beilage  A.  §.  1.  zur  Verfassungs- 
urkunde von  1852  gewisse  früher  dem  Domanium  aus  Hoheits- 
rechten und  Regalien  zugeflossene  Einkünfte  für  immer  und  unter 
Verzicht  auf  jede  Entschädigung  dem  Staate  überlassen.  IV.  In 
den  meisten  Staaten  ist  jedoch  noch  das  Eigenthum  des  re- 
gierenden Hauses  an  s am m Hiebe  Domänen,  aber  auch  zu- 
gleich der,  schon  im  älteren  Rechte  bestandene,  Grundsatz  aner- 
kannt, dass  aus  den  Einkünften  der  Domänen  oder  des  Kammer- 
gutes ,  in  einer  mit  den  Landständen  zu  verabredenden  Weise, 
nicht  blos  der  Unterhalt  des  fürstlichen  Hauses,  sondern  auch 
andere  Staatsbedürfnisse  zu  bestreiten  sind').  Daher  werden  auch 
die  Domänen  meistens  unter  der  Aulsicht  des  Finanzministeriums, 


3)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §,   102.   103.  108. 

4)  K.  Sachsen,  V.  -  ü.  1831.    §.  16—20. 

5)  Kurhessen,   V.-ü.   1852.  §.    107—110. 

6)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.    §.   179.   —    Die   Uebereinkunft  vom 
5.  Febr.  1849  ist  dieser  Verf.- Urkunde  als  Beil.  I.  beigefügt. 

^)    Vergl.    z.    B.   Baden,    V.-U.    1818.   §.    59.    (siehe  unten    §.  487. 
Note  10). 
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wie  die  eigentlichen  Staatsgüter,  und  mit  denselben  verwaltet,  und 
deren  Erträgnisse  auch  in  dem  Finanzbudget  aufgeführt**). 

§.  487. 

d)   Der  Unterhalt  des  regierenden  Hanses.     Civilliste. 

Domänenrente. 

I.  Wo  das  Kammergut  vollständig  an  den  Staat  abgetreten  und 
gänzlich  mit  dem  Staatsgute  verschmolzen  wird,  erwächst  für  das 
Land  die  Verpflichtung,  die  für  den  Unterhalt  des  regierenden 
Hauses  erforderlichen  Mitlei  aufzubringen.  Die  mit  den  Land- 
ständen zu  solchem  Zwecke  vereinbarte  oder  in  einem  Verfassungs 
gesetze  bestimmte  Summe  wird  nach  dem  Vorbilde  der  französischen 
Verfassung  vom  4.  Juni  1814.  Art.  23.  ^)  die  Civilliste  genannt-^). 
IL  In  den  Staaten,  in  welchen  die  Domänen  ganz  oder  zum  Theile 
an  das  Land  abgetreten  worden  sind,  und  nicht  ein  bestimmter 
Theil  mit  Beibehaltung  seines  althergebrachten  Charakters  zur  Be- 
streitung der  Kosten  des  Hofhaltes  und  des  Unterhaltes  der  re- 
gierenden Familie  besonders  ausgeschieden  und  ausschliesslich  be- 


')  Ausdrückliche  Bestimmungen  finden  sich  darüber  z.  B.  in  Braun- 
schweig,  D.  L.  0.  1S32.  §.166.  —  S  c  h  wa  rzb  ur  g-Son  d  e  rs  ha  usen, 
V.-U.  1S49.  §.  68.  u.  A.  —  Vergl.  auch  K.  Sachsen,  V.  -  ü.  1S31. 
§.  17.  —  Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.  109.  —  Waldecic,  V.-ü.  1S52. 
Anl.  A.   §.  2. 

')  Charte  constit.  v.  l<^l4.  23.  ,,La  liste  civile  est  fixee  pour 
toute  la  duree  du  regne,  par  la  preniiere  legislature  assemblee  depuis  l'ave- 
nemenl  du  Koi  "  —  Die  Civilliste  in  dem  angegebenen  Sinne  ist  zuerst  in 
England  aufgebracht  worden ,  als  die  Ueberschuldung  der  Domänen  durch 
frühere  verschwenderische  VVirlhschaft  die  Krone  ausser  Stand  gesetzt  halte, 
den  durch  ihre  Stellung  bedingten  Aufwand  fortzusetzen.  Sodann  wurde 
dieses  System  in  Frankreich  eingeführt,  wo  die  Revolution  von  1789  der 
Krone  alle  ihre  Domänen  entrissen  hatte.  Von  da  ans  wurde  dieses  System 
in  mehreren  deutschen  Staaten  eingeführt.  In  seiner  vollen  Ausdehnung  findet 
es  sich  jedoch  nur  in  Bayern,  indem  daselbst  alle  Unterscheidung  zwischen 
Domfinen  und  Staatsgut  durch  die  V.-U.  v.  ISls.  Tit.  III.  §.  1.  u.  f.  voll, 
ständig  verwischt  worden  ist.  Vergl.  insbesondere  Bayern,  Ges.  die  Fest- 
setzung einer  permanenten  Civilliste  betr.  v.    1.  Juli   IS34. 

2)  Der  Ausdruck  ,,  Civillis  te"  findet  sich  unter  den  deutschen  Ver- 
fassungs-ürkunden  zuerst  in:  Baden,  V.-ü.  1818.  §.59.  (siehe  Note  10). — 
Würtemberg,  V.-U.   1819.   §.   104.  —  K.  Sachsen,  V.-U.    1831.  §.22. 

Zöpfl ,  Staatsrecht.  4te  Aufl.  IL  45 
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stimmt  worden  ist  3),  haben  die  Verfassungsgesetze  mitunter  noch 
aus  dem  älteren  Rechte  den  Grundsatz  beibehalten,  dass  von  den 
Einkünften  der  ehemahgen  Kammergüter  oder  Domänen ,  ihrer 
Umwandlung  in  Staatsgut  ungeachtet,  vor  Allem  der  Unterhalt 
des  Souveraius  und  des  regierenden  Hauses  bestritten  werden 
muss,  so  dass  erst  der  Ueberschuss,  wenn  sich  ein  solcher 
ergibt,  zur  Bestreitung  anderer  Staatsausgaben  verwendet  werden 
darf).  111.  In  anderen  Verfassungsgesetzen  dieser  Klasse  ist  je- 
doch keine  solche  vorzugsweise  Verwendung  der  ehemaligen, 
jetzt  in  Staatsgut  umgewandelten  Kammergüter  oder  Domänen  zur 
Bestreitung  des  Unterhaltes  des  Souverains  und  des  regierenden 
Hauses  ausgesprochen,  sondern  es  wird  die  Civilliste,  wie  jede 
andere  Staatsausgabe,  aus  der  Staatskasse  abgeführt 5).  IV,  Die 
Civilliste  ist  ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  nicht  als  ein  dem 
Souverain  von  den  Landständen  bewilligter  Gehalt  oder  Pen- 
sion, sondern  als  ein  Aequiva  1  ent  aufzufassen,  welches  dem 
Souverain  und  beziehungsweise  dem  regierenden  Hause,  für  die 
an  den  Staat  überwiesenen  Renten  der  Domänen  oder  Kammer- 
güter gebührt 6).  V,  Die  Verfassungsurkunde  hat  zu  bestimmen, 
was  der  Souverain  von  der  Ci  vill  is  te  zu  bestreiten  hat.     Hier- 


3)  Dies  ist  der  Fall  in   Kurliessen,   V,-U,   1S52.  §,  107.  u.  f, 

*)  W  ürtemberg,  V.-U.  1S19,  §.  103.  ,,  Auf  demselben  (dem  als 
Staatsgut  erklärtea  Kamm  ergut e)  haflet  die  Verbindlichkeit,  oeben  den 
persönlichen  Bedürfnissen  des  Königs,  als  Staatsoberhauptes,  und 
der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses,  auch  den  mit  der  Staatsver- 
waltung verbundenen  Aufwand,  soweit  es  möglich  ist,  zu  bestrei- 
ten/' —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  18-52.  Beil.  I.  (Vereinbarung  v.  5.  Febr. 
1849.  §•  T),  ,,Der  Grossherzog  bezieht  zu  dem  im  §.  2.  angegebenen 
Zwecke  (Susslentation  des  grossherzoglichen  Hauses)  aus  dem ...  für  Staats- 
gut erklärten  Domanialvermögen"  —  (also  neben  den  Erträgnissen  des  im 
§.  2.  hieraus  ausgeschiedenen  sog.  Krongutes)  —  ,, jährlich  eine  baare 
Summe  von  S5,000  Thalern,"  —  (§.  S.).  ,,  Diese  S5,000  Thaler  werden 
hierdurch  auf  das  bisherige  Domanialvermögen  radicirt"  etc.  Auch 
Baden,  V.-U.  ISIS.  §.  59.  spricht  von  einer  auf  die  Domänen  radicir- 
ten  Civilliste.     Siehe  Note  10. 

5)  Dies  ist  der  Fall  in  Bayern  und  in  K.  Sa  cbseo,  V.-ü.  1831.  §•  22. 
.Jedoch  erklärt  Bayern,  fies,  über  die  Civilliste  v,  1.  Juli  1834.  art.  2. 
die  Civilliste  ausdrücklich  als  auf  die  gesammten  Staatsdomänen  ra- 
dicirt. 

6J  Ausdrücklich  sagt  dies:  K.   Sachsen,   V.-l.   1831,   §.  22.   a  linea  2 
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unter  ist  regelmässig  der  Aui'wand  für  den  gesammten  Hoflialt, 
liir  den  Unterhalt  der  Gemahlin  und  der  noch  nicht  volljährigen 
Kinder  des  Souverains,  so  wie  der  seiner  freien  Benutzung  über- 
lassenen  Schlösser  begriffen ').  In  einigen  Staaten  sind  in  der 
Civilliste  auch  <lie  Apauogon  der  übrigen  Mitglieder  des  Hauses 
begriffen*^);  in  anderen  wird  aber  die  Zahlung  dieser  Apanagen 
als  eine  besondere  Verpflichtung  der  Staatskasse  aufgeführt,  wozu 
die  Civilliste  nicht  beizutragen  bat^)-  VI.  In  jenen  Staaten,  in 
welchen  die  Domänen  nicht  als  Staatsgut  erklärt  worden  sind, 
jedoch  der  Souverain  seine  Bezüge  aus  dem  Kammergute  auf  die 
mit  den  Ständen  vereinbarten  Beträge  beschränkt,  sollte  gar  nicht 
von  einer  Civilliste  gesprochen  werden,  da  hier  der  Souverain 
offenbar  nichts  aus  Staatsmitteln  erhält,  sondern  viel- 
mehr er  selbst  dem  Staatshaushalte  aus  seinem  und  seines 
Hauses  Gesamniteigenthume  Zuschüsse  leistet"^).  Hier  ist  nur 
die  Bezeichnung  der  Bezüge  des  Souverains  als  Domänen-  oder 
Kammerrente  angemessen.  Nichtsdestoweniger  ist  in  mehrere 
Verfassungsurkunden  solcher  Staaten,  und  zwar  zum  Theile  schon 
in  den  ersten  Zeiten  der  Einfübrnng  der  Bepräsentalivverfassung,  ' 

')  Ausführliche  Aufzählunjren  enlhalten  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
§.  22.  —  Bayern,  Ges.  üher  die  Civiilisle  v.  l.  Juli  1834.  art.  3.  u.f. — 
An  halt-Bern  l)urg,  V.  U.  1850.  %.92. —  Dasselbe  thut  B  rau  nsch  weig, 
n.  L.  0.  1S32.  §.  170.  bezüglich  der  Doniänenrente  des  Herzogs.  —  Ol- 
denburg,  rev.  V.-U.   1S52.   Beil.  F.   (Vereinbarung  v.  ö.  Febr.  1849.  §.  12.) 

8)  So  z-  B.  in  S.  Allenburg,  V.-U.  1831.  §.  19.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.    1852.  Beil.  I.  (Vereinbarung  v.  5.  Febr.   1849.  §.    12). 

")  Vergl.  z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.104.  luö.  —  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831.  §.  22.  23.  —  Aehnlich  ist  in  dieser  Beziehung:  Hanno- 
ver. Ges.  V.  5.  Sept.  1848.  §.  80.  81,  obschon  darin  nicht  der  Ausdruck 
Civilliste,  sondern  Krön  gut  und  Krondotatien  (siehe  Note  13.)  ge- 
braucht wird. 

'0)  Am  deullichslen  .spricht  sich  darüber  aus;  Baden,  V.-U.  181^.  §.  59. 
„Ohngeachtet  die  Domänen  unstreitiges  Palrimnniaieigenthum  des  Regenten 
und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  dieser  Eigenschaft,  vermöge 
obhabender  Pflichten  als  Haupt  der  Familie  hiermit  ausdrücklich  bestätigen  ; 
so  wollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  derselben,  ausser  der  darauf 
radicirlen  GiviUiste  und  ausser  anderen  darauf  haftenden  Lasten,  so 
lange  als  Wir  Uns  nicht  durch  Herstellung  der  Finanzen  in 
dem  St.'tnde  befinden  werden,  Unsere  Unterthanen  nach  Unserem  in- 
nigsten Wunsche  zu  erleichtern,  der  Bestreitung  der  Staatslasten 
ferner  überlassen." 

45* 
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die  hier  ganz  unger  echlf  er  ligte  und  iin  passende  Bezeich- 
nung als  Civilliste  aufgenommen  worden ''),  was  zur  Vermei- 
dung von  Begriffsverwirrungen  und  im  wohlverstandenen  und  recht- 
lich begründeten  Interesse  des  regierenden  Hauses  hätte  durchaus 
vermieden  werden  sollen '-),  und  auch  mit  Recht  bisher  in  meh- 
reren Verfassungsurkunden  vermieden  worden  ist  '3).  VII.  Die 
Verfassungsurkunden  der  Staaten,  in  welchen  der  Fürst  keine  eigent- 
liche Civilliste,  sondern  eine  Domänen-  oder  Kammerrente 
bezieht,  sprechen  regelmässig  positiv  aus,  dass  vorerst  von  den 
Domänen  der  Bedarf  des  regierenden  Hauses,  die  Apana- 
gen inbegriffen'^),  zu  decken,  und  nur  der  Ueberschuss 


«')  So  z.  B.  zuerst  in  Baden,  V.  -  U.  1818.  §.  59.  (siehe  Note  10).  — 
S.  Altenburg,  V, - ü.  1S31.  §.  18.  19,  —  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-ü.  1S49.  §.  68.  —  Aühalt-Bernburg,  V.  -  ü.  1850. 
§.  92.  93. 

»2)  Es  sind  besonders  zwei  Gesichtspunkte,  von  welchen  aus  die  Bezeich- 
nung einer  Domäne  oder  Kammerrente  als  Civilliste  für  verwerflich  erklärt 
werden  muss :  denn  1)  ist  die  Stellung  eines  Fürsten  zu  seinem  Volke  eine 
offenbar  andere,  wenn  das  Volk  weiss,  dass  das  Land  dem  Fürsten  für  sei- 
nen und  seines  Hauses  Unterhalt  nichts  bezahlt,  sondern  dass  es  umgekehrt 
von  seinem  Fürsten  etwas  Namhaftes  erhält,  was  hinwegfallen  würde,  wenn 
die  fürstliehe  Familie  aufhören  würde,  zu  regieren:  und  2)  ist  es  für  ge- 
wisse Eventualitäten,  wie  sie  1806  die  jetzigen  Standesherren  betroffen  ha- 
ben, von  grössler  Wichtigkeit,  ob  eine  Familie,  welche  von  der  Regierung 
durch  äussere  Umstände  abzutreten  genöthigt  werden  sollte ,  Domänen  und 
Domänenrenten,  d.  h.  ein  unzweifelhaftes  Familieneigenthum  hat,  oder  ob 
ihre  Bezüge  nur  als  Leistungen  der  Staatskasse  erscheinen. 

13)  Vermieden  ist  der  Ausdruck  Civilliste  in:  Grossh.  Hessen,  V. -U. 
1820.  —  S.  Meiniogen,  V.-U.  1829.  —  Bra  u  n  seh  weig ,  u.  L.  0. 
1832.  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  Sept.  1848,  bezeichnet  das  k.  Doma- 
nium  in  §.  78 — 80.  als  Krongut  und  die  zur  Deckung  der  für  den  Unter- 
halt und  die  Hofhaltung  des  Königs,  der  Königin,  sowie  der  minderjähri- 
gen Prinzen  und  Prinzessinnen,  Söhne  und  Töchter  des  Königs,  bestimmte 
Summe  in  §.  81.  als  Kr  o  n  do  ta  t  i  o  n.  —  Kur  h  essen,  V.-ü,  1852.  — 
Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  Beil.  I.  (Vereinbarung  v.  5.  Febr.  1849. 
§.  2.)  bezeichnet  die  zur  Sustentation  des  grossherzoglichen  Hauses  ausge- 
schiedenen Donianialgrundstücke  als  Krongut.  —  Ebenso  inPreussen, 
V.-U.  1850.  art.  59.  ,,Dem  Kronfideicommissfoud  verbleibt  die  durch  das 
Gesetz  v.  17.  Januar  1820  auf  die  Einkünfte  der  Domänen  und  Forsten 
angewiesene  Rente." 

'«)  Vergl.  ßraunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  171.  —  Waideck, 
V.-ü.    1852.  §.  5. 
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ZU  Landesbedürfuissen  zu  verwenden  isl'^);  daher  ;iuch  vorkom- 
men kann,  dass  bei  ünzulänglicbkeit  der  Domänen  filr  ersteren 
Redarf  auch  liierzu  die  Landeskasse  subsidiär  in  Anspruch  ge- 
nommen wird  "').  VIII.  Hinsichtlich  der  mit  den  Landständen  zu 
vereinbarenden  Grösse  einer  CivilJiste  oder  Kammerrente 
enthalten  die  Verfassungsgesetze  mitunter  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung, dass  die  Vereinbarung  auf  die  ganze  Regierungs- 
zeit des  Souverains  gültig  ist*'),  oder  doch  nicht  ohne  Zustim- 
mung des  Souverains  vermindert,  und  nicht  ohne  Zustimmung 
der  Stände  erhöht  werden  darf'^),  oder  dass  derselbe  Betrag  auch 
nach  dem  Tode  des  Souverains  an  dessen  Nachfolger  so  lange 
fortzuentrichten   ist,    bis   mit   demselben   eine  neue  Vereinbarung 


■••)  Dies  liegl  auch  in  dem  Geiste  der  V.-L.  von  Baden.  1*>18.  §.  59. 
,siehe  Note  10.).  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  7.  ,,...Die  zu  den 
Bedürfnissen  des  grossherzoplichen  Hauses  erforderlichen  Summen  sind  aber 
darauf  (d.  h.  auf  die  Domänen)  vorzugsweise  radicirt."  —  S.Meinin- 
pon,  V.-U  1S29.  §.  3"^.  ,,Das  Domänenvermö{,'en  .  .  .  ist  bestimmt,  davon 
zunächst  tue  Kosten  der  Hofhaltung  und  der  Unterhaltung  der  herzogli- 
chen Familie  zu  bestreiten."  —  S.  Alten  hurg,  V.-U.  1^;U.  §.  18.  — 
Rraunschw  eig,  n.  L.  0.  1832.  §.  169.  172.  —  Schwa  rzbu  rg- Son- 
dershausen,  V.-U.  1849.  §.  68.  —  A  n  hal  t -B  er  nbur  g,  V.-U.  1850. 
S.  92.  ,,Der  Herzog  bezieht  ausser  den  Revenuen,  welche  aus  dem  Gute 
Zeitz  mit  sämmllicheni  Zubehör  und  seinen  im  Auslande  belegenen  Besitzun- 
gen entspringen,  und  ausser  der  freien  Benützung  der  Schlösser  und  Hofge- 
bäude mit  Inventarien,  Anlagen  und  Gärten,  eine  aus  den  A  ufk  ii  n  f  t  e  n  der 
herzoglichen  Stamm-  und  F  i  de  icom  miss  e  ,  sowie  aus  seinen  Allo- 
dialgütern  vorab  zu  entnehmende  Civilliste"  etc.  —  Waldeck,  V.-U. 
IS52.    Änl.  A.  §.  5. 

>«)  S.  Meiningen,  V.-ü.  1829.  §.  38.  a  linea  4.  ..Ueberschüsse  in 
der  Kammerkasse  fallen  der  freien  Disposition  des  Herzogs  zu  und  kön- 
nen, insoferne  die  Domänenkasse  keine  Zuschüsse  aus  der  Lan- 
deskasse erhebt,  und  wenn  nicht  die  Umstände  und  dringende  Landesbe- 
dürfnisse dem  Souverain  eine  Verwendung  zum  Besten  des  I^andes  anra- 
tben,  zu  dem  Schatullgute  gezogen  werden." 

'■)  Als  Vorbild  diente  auch  hier  die  französische  Verfassung  von  1814. 
(siehe  Note  1.)  —  Würtemberg.  V.-U.  1<^19.  §.  104.  —  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1S31.  §.  22.  -—  An  halt- Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  02.  „...für 
die  Lebensdauer  des  jetzt  regierenden  Herzogs." 

>«)  Baden,  V.-U.  1818.  §.  59.  a  linea  2.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1831.  §.  22.  —  Bayern,    Ges.  über  die  Civilliste  v.  1.  Juli  1834.  art.  3. 
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betroffen  worden  isl ''^),  oder  dass  die  Civillisle  permanent  für 
alle  Zukunft  festgesetzt  bleibt -0).  IX.  Nur  wenige  Verfassungs- 
gesetze entbalten  Bestimmungen  über  den  Betrag  der  Civil- 
liste'^i). 

§.  488. 
e)    Die  Finanzquellen  und  das  Fiskusreclit.     Fiskalische 

Sachen. 

1.  Als  Quellen  der  Staatseinnahmen  erscheinen  1)  die  Erträg- 
nisse der  eigentlichen  11 0  h  e  i  t  s  r  e  c  h  t  e ,  wie  der  Justiz  -  und 
Polizeihoheit  an  Sporteln,  Gerichtstaxen,  Stempelpapier  u.  dergl.; 

2)  die  Einkünfte  aus  den  Regalien  oder  sog.  nutzbaren,  zu- 
fälligen Hoheitsrechten,  soweit  solche  nach  der  Landesverfassung 
bestehen,  wie  Bergwerksregal,  Postregal,  das  Münzrecht  u.  s.  w.^). 

3)  Die  Erträgnisse  der  eigentlichen  Staat  sgü  t  er  und  der  Kam- 
mergüter,   so   weit    diese    den    Staatskassen    zugewiesen    sind; 

4)  die  direkten  und  indirekten  Steuern-),  einschhesslich  der 
Zölle,    von    welchen    jedoch    die   deutschen    Verfassungsurkun- 


•9)  So  besliinint  in  K.  Sachsen,  V.-U.  1^31.  §.  22.  niil  dem  Beisalze: 
,, jedoch  längstens  nur  bis  zur  Vereinigung  über  ein  neues  Budget." 

20)  Bayern,  Ges.  v.  1.  Juli  1834,  Die  Festsetzung  einer  permanen- 
ten Civilliste  betr.  art.  l.  ,,Die  Civilliste  des  Königs,  so  wie  sie  durch 
das  Finanzgeselz  v,  28.  Dez.  183i  festgesetzt  wurde,  soll  fiir  alle  Zukunft 
als  eine  unveränderliche  Civilliste  eines  jeden  Königs  von  Bayern  fest- 
gesetzt bleiben." 

2»)  K.  Sachsen,  V.-U.  1S31.  §.  22.  ,, Diese  INutzungen  sollen  auch 
den  Staatskassen  so  lange  überwiesen  werden,  als  eine  Civilliste  bewilligt 
wird,  welche  der  jetzt  mit  50U,00Ü  Thalern  verabschiedeten  an  Höhe  wenig- 
stens gleich  kommt."  —  Bayern,  Ges.  v.  1.  Juli  1834.  art.  2.  ,,Sie  (die 
Civilliste)  ist  auf  die  Summe  von  2,350,000  fl.  hestiminl."  —  AnLalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  1)2.  bestimmt  die  Civilliste  des  Herzogs  auf 
jährlich  65,000  Tbaler  Courant.  —  Eine  Bestimmung  über  den  Betrag  der 
Krondotation  (siehe  Note  13.)  enthält:  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept. 
184*>.  §    81. 

')  In  einigen  Staaten  galt  das  Recht  auf  den  sog.  IVeubruchzebenl 
oder  Roltzehent  {decimae  novates)  als  lloheilsrechl.  J.  P  0.  art.  V. 
§.  47.  verweiset  in  dieser  Beziehung  ausdrücklich  auf  die  Landesgewohnheit 
oder  Verträge. 

2)  Unter  diesen  Gesichtspunkt  gehören  auch  alle  Arien  von  Accise,  Weg- 
und  Brückengelder  u.  s.  \v. 
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ileii  nicht  ausiliücklitli  lianileln,  da  s\f  in  slaatsi'echtliclier 
IJt'zielmng,  insbesondere  was  ihre  liinlilhrung  anbehnigl,  un- 
ter den  allgemeinen  Gesichtspunkt  von  Steuersachen  lallen^). 
II.  Die  Behörde,  welche  die  Rechte  des  Staates  als  Sub- 
jekt von  Verniogensrechlen  ausübt,  wird  Fiskus  genannt*). 
HI.  Unter  Fiskusrecht  versteht  man  insbesondere  das  Recht 
der  Staatsgewalt  aul"  gewisse  zu  fällige  Einkünfte,  und  die  Vor- 
rechte (privHeijia  fisci),  welche  dem  Fiskus  in  civil-  und  pro- 
zessrechtlicher Beziehung  zustehen.  IV.  Das  Fiskus  recht  be- 
greift: 1)  das  Recht  auf  Geldstrafen  und  C  onfiskati  o  neu, 
d.  h.  auf  die  nach  den  Gesetzen  für  verwiikt  oder  verfallen  zu 
erklärenden  Sachen  überhaupt^),  und  insbesondere  wegen  Zoll- 
defraudationen  und  Contraveutionen  gegen  Zoll-  und  andere  Steuer- 
gesetze, oder  gegen  solche  Privilegien,  bezüglich  deren  das  Zu- 
widerhandeln mit  Geldstrafe  bedroht  ist.  Dergleichen  Rechtssachen 
werden  fiskalische  Sachen  genannt.  Hierbei  erscheint  der 
Fiskus  als  Kläger  vor  den  Gerichten,  entweder  durch  besonders 
zur  Verfolgung  seiner  Ansprüche  aufgestellte  Staatsbeamte,  sogen. 
Fiskale,  oder  durch  gewöhnliche  Advokaten  und  Anwälte^'). 
Der  Fiskus  hat  den  Beweis  der  von  ihm  behaupteten  Defrauda- 
tionen oder  Contraveutionen  u.  s.  w.  nach  den  gewöhnlichen  pro- 
zessualischen Regeln  zu  führen,     2)   Das  Fiskusrecht  begreift 


3)  Zur  Reicbszeil  gehörte  das  Zullrecht  zu  deu  kaiserlichen  Reser- 
vatrechteu.  (R.  A.  1576.  §.  IIS.  liy.  W.  K.  1711.  art.  VIII.  siebe 
auch  oben  §.  S.o.).  Es  wurde  aber  das  Recht,  einen  Zoll  zu  erheben  ,  sehr 
häufig  von  dem  Kaiser  an  Landesherrn  und  Pri\atpersonen,  auch 
oJI  pfandweise,  verliehen.  Ueber  die  Eutschädigun{!,spnicbt  des  Staates  bei 
der  Aufhebung  der  Zolirechte  der  Slandesherreu  oder  anderer  Privaten,  siehe 
oben  §.   Iü7.  Note  S.  u.  §.  320.  III. 

^J  Zar  Reichszeit  unterschied  man  den  kaiseriicbeu  und  landesherrlichen 
Fiskus.  In  Eisteren  flössen  nur  die  Geldstrafen,  welche  nach  Marken  lötbi- 
gen  Silbers  berechnet  wurden.     Visitations-Abschied  v.   17i;{.  §    bl. 

">)  Z.  B.  verfallene  oder  verwirkte  Erbschaften,  Vermächtnisse,  Geld- 
strafen bei  unerlaubten  Verträgen  u.  s.  w. 

")  Seh  warzburg- Sonders  h  ausen  ,  V.-U.  IS-l'J.  §.  177.  (in  der 
durch  Ges.  vom  2.  Aug.  1852.  erhaltenen  Fassung):  ,,Alle  Klagen,  durch 
welche  Ansprüche  gegen  den  Staat  verfolgt  werden  sollen,  sind  gegen  den 
ein-  für  allemal  zu  ernennenden  Fiskal  zu  richten.  Letzterer  ist  auch  le- 
gitirairt,  Ansprüche  des  Staates  vor  den  inländischen  Gerichten  als  Kläger 
geltend  zu  machen." 
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sodann  auch  das  Recht  auf  die  erb  losen  Güter  (bona  vacan- 
tia) ') ;  auch  werden  3)  gewöhnHch  die  herrenlosen  Sachen  (ades- 
pola)  hieher  gerechnet^).  V.  Die  Privilegien  des  Fiskus 
sind  gemeinrechtlich  nach  dem  römischen  Rechte  zu  beurtheilen. 
In  einigen  deutschen  Verfassungsgesetzen  sind  dieselben  jedoch 
nunmehr  Iheilweise  aufgehoben  worden*^).  VI.  Allgemein  wird 
anerkannt,  dass  der  Fiskus  vor  den  Landesgerichten  Recht 
zu  nehmen  habe,  wenn  der  Staat  als  Subjekt  von  Vermögens- 
recljten  oder  aus  Verträgen  u.  dergl.  belangt  wird^^'). 

§.  489. 
f)    Das  Nothreclit  des  Staates. 

I.     Unter    dem    Noth rechte,    auch    äusserstes    Recht, 
Machtvollkommenheit  des  Staates,  Dominium  eminens  ge- 


')  L.  4.  5.  Cod.  'Je  bonis  vacant.  (10,  10.).  —  L.  11.  Dig.  de  jure  fisci 
(49,  14.). 

**)  Da  als  allgeineiDes  Recht  das  römische  Recht  zu  betrachten  ist,  so 
kann  als  gemeinrechtlich  begründet  weder  ein  ausschliessliches  Recht 
des  Fiskus  auf  die  Schätze  (ihesauri)  noch  auf  verlassene  Sachen  {res  dere- 
lictae)  angenommen  werden.  Kbensowenig  gehören  unter  die  Adespota, 
worauf  das  Fiskusrecht  geht,  jene  Sachen,  welche  nach  römischem  Rechte 
oder  nach  deutschem  Herkommen  als  Zuwachs  oder  als  Zubehör  vom 
Grundeigenthume  betrachtet  werden,  wie  Alluvionen,  Steinbrüche,  das  Wild, 
öde  oder  wüste  Plätze  in  dem  Bezirke  eines  Privateigenthums.  Nur  die 
unter  den  Grundstücken  der  Unterthanen  befindlichen  Metalle  werden  nach 
allgemeinem  deutschen  Herkommen  als  dem  Fiskusrecht  unterworfen  betrach- 
tet.    Vergl.  auch  Aura  Bulla,   1,350.  cap.   IX.  §.   1. 

')  Z.  B.  Bra  u  nscli  weig,  n.  L.  0.  1S32  §.  109.  jj^'*-'  bisherigen 
Vorrechte  des  Fiskus  in  Beziehung  auf  gericlitiiche  Verfolgung  seiner  An- 
sprüche Privatpersonen  gegenüber  werden  hierdurch  aufgehoben.  Ein  Vor- 
zugs- oder  stillschweigendes  Pfandrecht  behiilt  derselbe  nur  wegen  öffentli- 
cher Abgaben." 

1")  Vergl.  z.  B.  Baden,  V.-U.  1818.  §.  14.  ,,Der  grossherzogliche 
Fiskus  nimmt  in  allen  ans  p  ri  va  t  r  ec  h  tli  c  he  n  Verhältnissen  cnlspriogen- 
deti  Streitigkeiten  Recht  vor  den  Landesgeriehlen."  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1831.  §.50.  ,,Der  Fiskus  nimmt  in  allen  ihn  betreifenden  Rechtsstreitigkei- 
ten Recht  vor  den  ordentlichen  Landesgeriehlen." —  B  r  au  n  sc  h  we  ig, 
D.  L.  0.  1832.  §.  198.  ,,Der  Fiskus  als  der  Vertreter  aller  das  Slaats- 
vermögen  und  die  Einkünfte  des  Staates  betreffenden  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten ist  in  streitigen  Rechtssachen  den  Gerichten  nnterwoifen.  Die 
Vollziehung  des  gerichtlichen  Eikenntnisses  wird  gt-jj-n  die  in  demselben  be- 
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nannt,  verstehet  man  die  Befiigniss  der  Staatsgewalt,  wegen  eine? 
unabweislichen  öfl'entlichen  Bedürfnisse?  Privateigentlunn  auch  ohne 
ein  eigentliches  Expropriationsgesetz  durch  Spezialverfugungen  dem 
Besitzer  zu  entziehen  und  für  den  öfl'entlichen  Zweck  zu  ver- 
wenden ').  II.  Da  hier  der  Einzelne  einem  Nothstande  der  Ge- 
sammtheit  ein  Opfer  bringen  nuiss,  so  ergibt  sich  von  selbst  für 
den  Staat  die  Verpflichtung  zur  vollständigsten  Entschädigung-). 
111.  In  Bezug  auf  andere  Verhältnisse  als  auf  Vermögens- 
rechte ist  ein  Nothrechl  des  Staates  in  keiner  ^Veise  weiter 
begründet,  als  insoferne  die  Voraussetzungen  eintreten,  unter  wel" 
eben  ein  Kriegszustand  verkündigt  werden  kann  ^). 

§.  490. 

g)    Besondere  BestiinmaDgen  der  deutschen  Verfassangs- 

urkunden  in  Bezog  anf  den  Staatshaushalt. 

Die  deutschen  Verfassungsurkunden  outhallen  mancherlei  in's 
Einzelne  gehende  Bestimmungen  über  den  Staatsbaushalt,  und  zwar 
in  dreifacher  Beziehung:  nämlich  hinsichtlich  des  Staats- 
gutes, hinsichtlich  der  S  taa  t  ssc  Im  Ide  n  und  hinsichtlich  der 
Besteuerung. 

I.  In  Bezug  auf  das  Staatsgut  finden  sich  folgende  Grund- 
sätze ausgesprochen:  1)  Das  Staatsgut  ist  im  Eigenthiini  des 
Staates'):  2)  es  ist  untbeilbar,  unveräusserlich  und  dem 


zeichoete  Behörde  oder  Kasse  verfügt." —  S  c  h  \v  ar  zl)  ii  rg- So  ii  d  er  s  ha  u- 
sen,    V.-ü.    1S49.  §.   177.   (siehe  Note  0.). 

')  Es  köuDen  oach  üiustiinden  ebeasowohl  Immobilien,  z.  B.  zum  Zwecke 
von  Befesliguugen,  als  Mobilien,  wie  z.  B.  Pferde,  Gegenstand  eines  solchen 
Zugriffes  des  Staates  sein.  Siehe  §.  433.  Note  13.  —  Vergl.  überhaupt 
oben  §.  433. 

-)  Siehe  oben  §.  434. 

3)  Siehe  oben  §.414.  —  Als  ein  auf  J  ns  t  i  z  s  a  c  h  e  n  angewandtes  Noth- 
recht  des  Staates  behauptete  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  ISO.  ein  Recht 
des  Staatsherrschers,  Machtsprüche  zu  thun.  Allein  nie  kann  ein  Staats- 
zustand ,  er  sei,  welcher  er  wolle,  eine  Verletzung  der  Gerechtigkeit  durch 
einen  Eingriff  in  die  Rechtspflege  fordern.  Ein  solcher  Machtspruch  wäre 
nichts  anderes,  als  Kabinetsjustiz,  und  diese  ist  sowohl  nach  der  BLndesge- 
selzgebung,  als  nach  der  Verfassung  aller  deutschen  Staaten  durchaus  un- 
statthaft.    Siehe  oben  §.  44S. 

')  Oldenburg,  rev.  V.-U.    l^öi.  art.   1^0. 
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Staate  ungeschmälert  zu  erhalten,  so  dass  ohne  landständische 
Zustimmung  keine  Veräusserung  oder  Verminderung  desselben  statt- 
finden kann-).  3)  Nützliche  \  erän  der  ungen  in  der  Sub- 
stanz, so  wie  Verwaitungsmaassregeln,  sind  jedoch  nach 
ähnlichen  Grundsätzen,  \vie  bei  der  Verwaltung  der  Domänen, 
ohne  ständische  Mitwirkung ,  jedoch  unter  Verantwortlichkeit  der 
Finanzbehörden  gegen  die  Stände,  zulässig^).  4)  Die  Erträg- 
nisse des  Staatgutes  fliessen  in  die  Staatskasse  und  sind  aus- 
schliesslich für  Staatszwecke  zu  verwenden  *). 

II.  In  Bezug  auf  Staatsschulden  ist  allgemein  anerkannt: 
1)  dass  die  Verpflichtungen  des  Staates  gegen  seine  Gläubiger 
unverletzlich  sind  ^),  daher  aucli  2)  niilnnter  die  Staatsschul- 
den ausdrücklich  als  unter  die  Garantie  der  Stände  gestellt  er- 
klärt wurden*'),  und  überall  das  gesammte  steuerbare  Ver- 
mögen der  Unterthanen  für  die  Bezahlung  der  verfassungs- 
njässig  entstandenen  Landesschulden  haftet'),  o)  Was  als  Staats- 
schuld zu  betrachten  ist,  kann  in  Bezug  auf  neue  Anleihen 
in  den  Staaten  mit  landständischei-  Verfassung  nicht  zweifelhaft 
sein,  da  hierzu  stets  die  laudständische  Zustimmung  erforderlich 
ist*^).  In  Bezug  auf  Anleihen,  welche  aus  älteren  Zeiten  stammen, 
ist    darauf  Rücksicht   zu   nehmen,    ob  Landstände   vorhanden 


')  Bayern,  V.-U.    181b.  Til.   III.  §.    1.  .H.  7,—  W  ü  r  l  emb  erg,  V.-L'. 

1819.  §.  107.  —  S.  Meiningeu,  V.-U.  1829.  §.  45.  —  K.  Sachsen, 
V.-U.   1831.    §.   16.   18.  —  Oldenburg,  revld.  V.-U.   1852.   art.   181. 

3)  Vergl.  oben  §.  485.  VL  —  Bayern,  V.-Ü.  1818.  Tit.  III.  §.  4. 
6.  7.  —  Würtemberg,  V.-U.    1>19.  §.  Iu7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 

1820.  §.  9.  10.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  18.  —  Schwarzburg- 
So  u  de  rs  li  a  u  s  e  n  ,  V.-U.  1849.  §123.—  Oldenburg,  re\.  V.-U.  1852. 
art.    181.  §.  2.  und  3. 

■t)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  17.  —  Oldenburg,  rev.  V.-t.  1852. 
art.   182.    183. 

5)  Ausdrücklich  erklären  dies:  Baden,  V.-U.  1818.  §.22.  —  K.  Sach- 
sen, V.-U.   1831.  §.   19.  —  VValdeck,  V.-U.  1852.  §.  88. 

'•)  Vergl.  Würtemberg,  V.-Ü.  1819.  §.119.  —  Reuss,  j.L.,  V.-U. 
1^52.  §.  Ol.  —  Zu  gleichem  Zwecke  ist  die  Staatsschuldentilguugskasse 
unter  die  Verwaltung  des  ständischen  Ausschusses  gestellt:  K.  Sachsen, 
V.-U.   1831.  §.    107. 

")  Ausdrücküch  sagt  dies:   S.   Meiningen.   V.-U.   1829.   §.  43. 

«)  Siehe  oben  §.  4Ul.  —  Vergl.  S.  Meiningen.  V.-U.  1829.  §.  43. 
44.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.   103. 
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waren  oder  niclit,  ob  nacli  der  Landes-  oder  Hausverfassung  der 
ag na  tische  Consens  erforderlich  war  oder  nicht''),  oder  ob 
da ,  wo  der  Landesherr  keiner  Beschränkung  durch  Landstände 
oder  Agnaten  unterlag,  das  Anlehen  ausdrückhch  für  das  Land 
oder  zur  Bestreitung  von  Landesbediirfnissen  aufgenommen,  oder 
doch  das  Gehl  wirklich  in  die  Landeskasse  eingezahlt  worden  war 
oder  niclit*").  Hinsichtlich  der  ehemaligen  Fieichs-  und  Kreis- 
schulden kann  die  Verpflichtung  der  nunmehr  souveraiiun  Ein- 
zelstaateu,  dafür  nach  Verhältniss  ihres  bundesmafrikulanniissigen 
Bestandes  zu  haften ,  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nicht  mit 
Grund  bezweifelt  werden*').  Weigern  sich  die  Landslände, 
die  Forderung  eines  Gläubigers  an  den  Fiskus,  sie  mag  aus  einem 
Anlehen  herkommen,  oder  auf  einem  anderen  Rechtstitel  beruhen,  an- 
zuerkennen, und  bringen  sie  durch  ihre  Weigerung  die  Staatsregie- 
rung in  die  Lage,  die  Forderung  des  Gläubigers  nicht  befriedigen 
zu  können,  und  sieht  sich  dieser  hierdurch  zur  gerichtlichen 
Klage  gegen  den  Fiskus  genöthigt,  so  können  die  Landstände  im 
Falle  der  gerichtlichen  Verurtheilung  des  Fiskus  zur  Zahlung  die 
Bewilligung  der  hierzu  erforderlichen  Mittel  nicht  verweigern  '2). 
HL  In  Bezug  auf  die  Besteuerung  gilt  1)  allgemein  aner- 
kannt der  Grundsatz ,  dass  kein  ünterthan  mit  Abgaben  oder  an- 
deren Leistungen  beschwert  werden  soll,  wozu  er  nicht  vermöge 
der  Gesetze  oder  kraft  besonderer  Rechtstitel  verbunden 
ist  *3).     2)  Durchgehends  ist  die  gleiche  Pfl  ich  tigkei  t  aller 


3)  Darauf  aber,  ob  die  Hausgesetze,  welche  den  apnatischen  Consens 
vorschreiben,  publizirt  waren  oder  nicht,  kann  zufolge  der  hier  einschlägi- 
gen Aualogie  der  Grundsätze ,  die  für  Staninigüter  überhaupt  gelten  ,  nichts 
ankommen.     Siehe  oben  §.  214. 

10)  L.  27.  Dig.  de  rebus  creditis  (12,  1).  .,Civitas  niutui  datione  obligari 
jiotest,  si  ad  utilitatem  ejus  pecuniae  versae  sunt :  alioquin  ipsi  soli,  (jui  con- 
tra.xerunt,  non  civitas,  tenebuntur."  —  Ein  >'achweis,  dass  das  Geld  nach 
Einzahlung  in  die  Landeskasse  auch  wirklich  für  Landeszwecke  aufgewendet 
worden  sei ,  kann  aber  dem  Gläubiger  nicht  aufgebürdet  werden.  L.  82. 
Dig.  pro  socio  (17,  2).  Vergl.  G.  F.  E.  Kleinschrod,  Ueber  L.  27. 
Dig.  de  reb.  credit.  Heidelberg,  1851.  —  Dieselben  Grundsätze  gelten  aua- 
log  auch  in  Bezug  auf  die  aus  der  älteren  Zeit  stammenden  Kammerschulden. 

>')  Siehe  die  nähere  Ausführung   hierüber  oben  §.    ilo.  Note  11.    u.   12. 

'2)  Siehe  oben  §.   .S99.  IV. 

'^)  Ausdrücklich  sagt  dies:  K.   Sachsen,   \.-lJ.   iSol-  §.  37. 
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Staatsangehörigen  ausgesprochen,  nach  Maassgahe  ihres  Vermö- 
gens zu  den  Staatslasten  heizutragen  '^).  3)  In  mehreren  Ver- 
fassungsurkunden wird  ausdrücklich  zugesagt,  dass  keine  neuen 
Befreiungen  von  öffentlichen  Ahgahen  und  Lasten  bewiHigt 
werden  sollen  ^^).  4)  Ehen  so  werden  in  mehreren  Verfassungs- 
urkunden ausdrücklich  alle  früheren  B  efrei  ungen  von  Steuern 
und  anderen  öffentlichen  Lasten  als  aufgehoben  erklärt  •<').  Nur 
wenige  Verfassungsurkunden  sichern  hierbei  den  bisher  Befreiten 
ausdrücklich  Entschädigung  zu  ^^.  5)  Mitunter  wurden  die  bis- 
lierigen  Befreiungen  der  Kirchen  und  Geistlichen  von  Staats- 
lasten noch  insbesondere  namenthch  aufgehoben  ^**);  niu"  verein- 
zelt ist  deren  Fortbestand  anerkannt  '^).     Auch  die  Steuerfreiheit 


14)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.IV.  §.3.—  Baden,  V.-U.  181S.  §.  8.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  2;.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  30.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  10.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1831.  §.  38.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  74.  —  Braun  schweig, 
n.L.  0.  1S32.  §.39.  —  Hannover,  Ges.  vom  5.  Septbr.  1848.  §.  8.  — 
Schwarzburg-Sondershausen.  V  -U.  1849.  §.  46.  —  Prenssen, 
V.-U.  1850.  §.  101.  —  AnhaU-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  52.  —  Oi- 
denbnrg,  rev.  V.-U.  1852.  §.  65.  —  S.Coburg-Gotha,  V.-U.  1852. 
§.  58.  —  Reuss,  j.  L  ,   V.-U.    1852.    §.  83. 

15)  Bayern,  V.-U.  181«.  Tit.  HI.  §.  4.  Tit.  IV.  §.  13.  —  Baden, 
V.-U.  1818.  §.  «>.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1^31.  §.  40.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.   1S52.  art.   65.  §.  4.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.U.   1852-  §.58. 

'6)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  13.  —Baden,  V.-U.  1818. 
§.  S.  —  Hannover,  Ges  vom  5.  Sept.  1^48-  §.  8.  —  Anhalt-Bern- 
burg, V.-U.  1850.  §.  52.  (mit  Vorbehalt  eines  Gesetzes  über  die  Aus- 
führung). —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  65.  §.  3.  —  Der  künfti- 
gen Gesetzgebung  behalten  die  Aufhebung  der  Befreiungen  vor.-  S.  Mei- 
ningen, V.-U.  1829.  §.  10.  -  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  39.  —  S. 
Altenburg,  V.-U.  1831  §.  "4.  —  S  c  h  warzburg- Sondershausen, 
V.-U.  Ib49.  §.  46.  —  Reuss,  j.L.,  V.-U.  1852.  §.28.  —  Kurhessen, 
V.-U.  1852.  §.  117.  ,,Die  gesetzlich  in  Rücksicht  ihres  dernialigen  Be- 
sitzers steuerfreien  Grundslücke  verlieren  diese  Eigenschaft,  wenn  sie  in 
Pri  vate  i  genthum  übergehen,  (siehe  unten  Note   19.). 

'7)  Dies  thun  nur:  K.  Sachsen,  V.-U.  l'^31.  §.  39.  —  S.  .\lten- 
burg,  V.-U.  1831.  §.  74.  —  Mit  Unterscheidungen:  Oldenburg,  rev. 
V.-U,  1852.  art.  65.  §.  3.  —  Vergl.  wegen  der  Entschädigungsfrage  auch 
oben  §.   434.   IX. 

'S)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  9.  a  linea  H  —  S  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852.  §.  58. 

'9)  Dies   Ihut    nur:    Kurhessen,   Verfassungs- Urkunde    1852.   §.   115. 
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gewisser  Besitzungen  des  Landesherrn  oder  der  Mitglieder  des  re- 
gierenden Hauses  oder  der  Standesherrn  ist  nur  in  wenigen  Ver- 
fassungsurkunden  erwähnt-").  6)  Allgemein  ist  anerkannt,  dass 
die  Slaatsregierung  befugt  ist,  nach  ihrem  Ermessen  in  einzelnen 
Fällen  Nachlass  (Erlasse,  aber  keine  Befreiungen)  der  schul- 
digen Steuern,  Abgaben,  Sportein,  Taxen  u.  s.  w.  zu  bewiUigen -'). 

§.   491. 

VI.   Die  sog.  gemeine  Landesdiensthoheit  oder  das 

Hoheitsrecht  der  Landfolge*). 

1.  Die  gemeine  Landesdiensthoheit  oder  das  Recht  der  Land- 
folge besteht  in  der  Befugniss  der  Staatsgewalt,  von  den  Staats- 
bürgern nach  Maassgabe  des  Bedürfnisses  die  Leistung  von  ge- 
meinen, d.  h.  solchen  Diensten  zu  verlangen,  welche  keine 
wissenschaftliche  oder  gewerbliche  Vorbildung  voraussetzen.  IL  Der 
Form  der  Leistung  nach  unterscheidet  man  Personaldienste 
und  Spanndienste,  d.  h.  solche,  welche  mit  Fuhrwerk  gelei- 
stet werden  müssen.  III.  Abgesehen  von  dem  mitunter  auch 
Land  folge  genannten  Landesaufgebote  zur  Landesver- 
theidigung,  begreift  das  Hoheitsrecht  der  Landfolge  das 
Keclit,  gemeine  Dienste  zu  fordern:  1)  zu  Kriegszwecken^); 
2)  zum  Zwecke  der  Landespolizei,  insbesondere  zum  Behufe 


bezüglich  der  Kirchen,  Pfarreien,  öffentlichen  Unterrichlsanstalten  und  milder 
StiflUDgea. 

20)  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  8.  —  Kurhessen,  V.  -  U. 
1852.  §.  116.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  74.  sagt  auch,  die 
Besteuerung  der  landesherrlichen  Kammer-  und  Schatullgüter  von  der  Zeit 
an  zu,  wo  die  Lehngüter  zu  den  bisherigen  Grundsteuern  beitragen  werden. 

2")  Ausdrücklich  sagen  dies:  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  39. 
,,..  .höchstens  für  die  Dauer  einer  Finanzperiode."  —  Oldenburg,  rev, 
V.-ü.  1852.  art.  194.  ,,Die  Erlassung  rückständiger  Dominialeinnahmen, 
Steuern,  Abgaben,  Sportein  und  Gebühren  in  einzelnen  Fällen  bleibt  dem 
Ermessen  der  Staatsregierung  überlassen."  —  Eine  Beschränkung  enthält 
nur  Waldeck,  V.-U.  1S.d2.  §.  12.  ,,Dem  Ermessen  des  Fürsten  bleibt  es 
vorbehalten,  in  einzelnen  Fällen  rückständige  Abgaben  (mit  Ausnahme 
der  Steuern)  Sportein  und  sonstige  Gebühren  zu  erlassen," 

*)  Moser,  von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unterthanen  Personen 
und  Vermögen.  Cap.  XI.  —  Lei  st,  Slaatsr.  (2.  Aufl.)  §.  232.  u.  f. 

')  Z.  ß.  Kriegsfuhren,  Schanzarbeiten  u.  s.  w. 


7m  S-  -\9\-     Di«"  sosf.   areiiieine  Landesdiensthobeit. 

(1er  Landes  sich  er  ho  i  l,  wio  z.  B.  zur  Verfolgung  entsprun- 
gener Verbrecher  (sog.  Amts-  oder  Gerichts  folge  oder  Nach- 
eile), zur  Festnehmung  oder  Vertreibung  herumstreifenden  Ge- 
sindels, Diebes-  oder  Räuberbanden,  zur  Ausrottung  gefährlicher 
Thiere  (sog.  Jagdfolge);  3)  bei  allgemeiner  Landesnoth,  wie  z.  B. 
Wassersgefahr  durch  Deichbrüche.  4)  In  früheren  Zeiten 
wurden  solche  Dienste  auch  allgemein  zum  Festungsbaue,  Weg- 
und  Chausseebaue  gefordert  2) ;  doch  ist  man  hiervon  in  den  mei- 
sten Staaten  abgekommen,  indem  die  Beschafiung  der  Arbeit  durcb 
gedungene  Arbeiter  in  staatswirthschaftlicher  Beziehung  für  zweck- 
mässiger geachtet  wird.  IV.  Die  Leistung  der  Landfolge  ist 
eine  Landeslast  in  dem  Sinne,  als  den  Unterthanen  für  die 
Leistung  der  Dienste  keine  Entschädigung  gegeben  wird.  Sie  ist 
nach  Analogie  der  Staatssteuern  eine  gemeine  Landeslast,  in 
dem  Sinne,  als  regelmässig  keine  Befreiung  davon  statt  findet. 
V.  In  Ermangelung  eines  anderen  Maassstabes  sind  diese  Dienste 
nach  dem  Maassstabe  der  Besteuerung  zu  leisten.  Die  Pflichti- 
gen können  sich  dabei  durch  Stellvertreter  auf  ihre  Kosten  ver- 
treten lassen.  VI.  In  der  neueren  Zeit  äussert  sich  durchgehends 
das  Bestreben,  die  Landfolgedienste  gesetzlich  festzustellen,  deren 
Leistung  auf  das  Unentbehrlichste  einzuschränken,  und  so  viel 
wie  möglich,  eine  zweckdienliche  Verdingung  an  ihre  Stelle  treten 
zu  lassen  3).  VII.  Nur  die  Verpflichtung  zu  Waffendienst  zur  Er- 
haltung der  La  n  d  es  sie  herb  ei  t,  somit  auch  zur  Erhaltung 
der  öffentlichen  Ruhe  und  zum  G  em  ein  d  e  schütze,  wird 
in  mehreren  Verfassungsurkunden  besonders  hervorgehoben  ').  In 
manchen  Staaten  ist  zu  diesem  Zwecke  die  Einrichtung  einer  or- 
ganisirten  Bürgerwehr  gestattet  oder  angeordnet^). 


2)  HinsicIiUicli  der  Verpflichtung  der  Dienstleistung  beim  Festungsbau  be- 
zog man  sich  auf  R.  A.    1Ü54    §.    180.  und  die  VV.  K.    art.  XIV.  §.  3. 

•■')  Ausdrücklich  erklärt  sich  in  diesem  Sinne:  Iiiurh  essen,  V.  -  ü. 
18.52.  §.  23. 

')  Braunschweig,  n.  L.  0.  Is32.  §.  40.  ,,Aile  Landeseinwohner  sind 
in  dem  gesetzlichen  Verhallnisse...  zum  Waffendienste  behuf  des  Ge- 
nu'indeschutzes  verpflichtet." 

•>)  Vergl.  z.  B.  S.  Altenburg,  V.-ü,  1831.  §.  80.  ,,Die  Landesunter- 
Ihanen  haben  ausserdem  die  Verbindlichkeit,  zu  Aufrechtliaitung  der  öffent- 
lichen  Sicherheit  und  bürgerlichen^Ordnung,  nac  h  Ä  n  ordnu  ng  des  Staats- 
oberhauptes,   innerhalb    Landes    Schulz-   und    Waffendienste 


§.  492.     ReprifT  und  Geschichtliches  von  fler  Militärhoheit.  719 

«.  492. 

Vir.     Die  Militärhoheit. 

l)    Betriff.     Geschichtliches. 

1.  Uiitor  M  iiit  a  i  rhohei  l  oder  Bcwall'n  u  ngs  rec  li  t  (Jus 
armoriwi)  versteht  man  die  Befugniss  des  Souveraius,  1)  von 
den  Unterthanen  Kriegsdienste,  insbesondere  nach  der  jetzi- 
gen Kriegsverfassiing  sowohl  im  stehenden  Heere  als  in  der 
Landwehr,  oder  auch  im  allgemeinen  Landesaufgebote 
(Landsturm,  Heeres  folge)  zu  verlangen,  sowie  auch  2)  alle 
für  die  Vertheidigung  des  Landes  und  die  Rechte  und  Interessen 
des  Staates  im  Verhältnisse  zu  anderen  Staaten  erforderlichen 
kriegerischen  Einrichtungen  zu  treffen ').  Als  Inhaber  der  Mili- 
tärgewalt heisst  der  Souverain  Kriegsherr.  IL  Zur  Reicbszeit 
unterschied  man  die  Reich  sm  ili  tärgewalt  und  die  Land es- 
m  i  litärge  wa  1 1.  III.  Das  Reich  halte  in  Friedenszeiten  kein 
stehendes  Kriegsheer  -).  In  Kriegszeiten  wurde  die  Reicbsarmee 
durch  Contingente  der  Reichsstände  gebildet,  welche  unter  sich 
nach  den  Reichskreisen  zusamn)engestellt  wurden.  Die  Grösse  der 
(Kontingente  der  Reichsstände  war  zuerst  durch  dieselbe  (Wormser) 
MatriJiel  von  1521,  wie  die  Geldbeiträge,  bestimmt  worden.  Nachher 
legte  man  den  Reichsschlusss  von  1681  zu  Grunde,  wonach  das  Reich 
in  Kriegszeiten  eine  Armee  von  40,000  Mann  aufstellen  sollte.  Später 
wurde  im  einzelnen  Falle  durch  Reichsschliisse  bestimmt,  ob  das 
Drei-  oder  Vierfache  an  Mannschaft  gestellt  werden  sollte.  Dem 
Kaiser  stand  das  Recht  zu,    den  Oberbefehl  über  das  Reichsheer 


zu  leisten,  sich  in  Bürgergarden  oder  Ortswachen  zu  bilden  und  den 
von  ihnen  selbst  gewählten  oder  gegebenen  Vorgesetzten  pünktlichen 
(ichorsam ,  sowie  der  ersten  Aufforderung  der  Obrigkeit,  Polizei  oder  des 
Ortsvorstandes  zurWaffenhülfe  unweigerlich  Folge  zu  leisten."  —  Schwarz- 
barg-S  on  de  r  s  h  an  s  en  ,  V.-U.  1849.  §.  63.  —  Änhalt-Bernbarg, 
V.-U.  IS.50.  §.  39.  —  Die  meisten  Staaten  haben  seit  dein  J.  1S4S  besondere 
Gesetze  über  Bürgerwehren  erlassen  Die  allein  zweckmässige  und  bewährte 
Einrichtung  dieser  Art  ist  die  der  bayerischen  sog.  Landwehr,  und 
diese  beruht  auf  einer  Nachbildung  der  französischen  Garde  nationale. 

')  Hierher  gehört  das  Recht,  Festungen  und  Waffenplätze  anzulegen  u.  s.  w. 

2)  Vergl.  über  die  Reichskriegsverfassung:  meine  deut.  St.-  und  B.- 
Gesch.  Bd.  II.  Ablhl.  II.  (IS47)  §.74.  —  Leist,  Staalsr.  (2.  Aufl.)  §.  24'J. 
u.   f.  —  Gönner,  Staalsr.  §.   356.   u.   f. 
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selbst  zu  führen.  Wenn  er  es  nicht  übernahm ,  so  wurde  der 
Oberbefehlshaber  durch  einen  Reichsschluss  ernannt.  IV.  Hin- 
sichtlich der  Landesmilitärgewalt  war  es  als  ein  Recht  des 
Landesherrn  anerkannt,  eigentliches  Militär  zuhalten,  welches 
Recht  weder  Apanagirte,  noch  Unterthanen  sich  anmassen  durften^). 
Man  unterschied  reguläres  Militär  oder  eigentliche  Soldaten, 
Landmiliz  oder  Landsoldaten,  und  Landesaufgebot  oder 
Landsturm  (Heeresfolge,  sequela,  armandia).  Das  reguläre  Militär 
zerfiel  in  das  Reichs-  und  Kreiscontinge  nt  und  inHaus- 
oder  Land  estruppen,  unter  welchen  Letzteren  man  jene  Trup- 
pen verstand,  welche  ein  Landesherr  über  den  Betrag  seines 
Reichs-  und  Kreiscontingentes  zur  Landesvertheidigung  hielt. 
Unter  regulären  Soldaten  verstand  man  diejenigen,  welche  von 
dem  Landesherrn  gegen  einen  bestimmten  Unterhalt,  theils  in  Geld 
(Sold,  Gage,  Traktament,  Löhnung)  theils  in  Naturalien  (Quartier, 
Proviant,  Commisbrod),  zu  beständigen  Kriegsdiensten  angenommen 
und  in  ein  Verzeichniss,  Musterrolle,  eingetragen  wurden.  Die 
gemeinen  Soldaten  und  Unteroffiziere  erhielten  ihre  Ausrüstung 
(Montur,  Armatur,  Pferde)  vom  Landesherrn.  Die  Offiziere  hatten 
dieselbe  von  ihren  Gagen  zu  beschaffen.  Das  reguläre  Mihtär 
hatte  einen  besonderen  Gerichtsstand,  der  sich  nicht  blos  auf  mi- 
litärische Verbrechen  und  Dienstvergehen,  sondern  auch  auf  gemeine 
Verbrechen,  Vergehen  und  Civilsachen  erstreckte.  Die  Gerichts- 
barkeit wurde  theils  von  den  Regimentern,  theils  von  besonderen 
Militärjustizcollegien,  theils  von  Standgerichten  und  Kriegsgerichten 
ausgeübt.  Das  reguläre  Militär  wurde  entweder  durch  Werbung 
(durch  einen  Werbecontrakt,  contractus  mUilaris),  theils  durch 
Aushebung  (Conskription)  aufgebracht.  Kein  Landesherr 
war  schuldig,  einem  anderen  eine  Werbung  in  seinem  Lande  zu 
gestatten.  Auswärtigen  Mächten  durfte  überdies  ein  Landesherr 
die  Werbung  nur  gestatten,  wenn  sie  auch  beträchtliche  Reichs- 
länder besassen ;  ausserdem  war  die  Einwilligung  des  Reichstages 
dazu   erforderlich"*).     Eine  Aushebung   war  nur  gestaltet,    um 


3)  Vergl.  überhaupt:  Moser,  von  der  Landeshoheit  in  Mililärsachen. 
Frkft.  ui  Leipzig   1773. 

*)  Wahlkap.  art.  IV.  §.  14.  „Wollen  wir  in  der  reichsväterliclien 
Absicht,  damit  das  Reich  der  dienstfähigen  Mannschaft  nicht  entblöst  werde, 
für  die  Zukunft  keinesweges  gestaUen,  dass  ohne  unsere  und  der  Kurfürsten 
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(las  Reichs-  oder  Rreiscoiilingenl  und  die  Besatzungen  für  die 
uülhigcn  Landesfeslungcu  aufzubringen'),  soferne  nicht  Landes- 
verträge oder  Observanz  den  Landesherren  in  dieser  Bezieluing 
ein  grösseres  Recht  einräumten.  Kein  Landesherr  war  berechtigt, 
seine  Unterlhaiien  zum  Kriegsdienste  zu  zwingen,  um  sit;  an  eintm 
anderen  Kriegslieirn  zu  vermielhen.  Den  Conskribirten  war  ge- 
stattet, einen  diensttauglichen  Stellvertreter  zu  stellen. 

§.  493. 

2)    Die  Kriegsverfassung  des  deatsclien  Bundes. 

a)    Das  Bundesbeer  überhaupt. 

\.  Der  deutsche  Bund  hat  kein  in  Friedenszeiten  ständiges 
Bundesheer.  In  Kriegszeiten  wird  das  Bundesheer  aus  Contin- 
genten  der  einzelnen  Bundesstaaten  gebildet,  welche  durch  die  im 
§.  483.  erwähnte  Matrikel  vom  14.  April  1842  bestimmt  sind- 
IL  Das  Bundesheer  besieht  aus  zeh  n  Arm  eekorps;  von  diesen 
stellt  Oester reich  allein  drei  (L  IL  IIL);  Preussen  eben- 
falls drei  (IV.  V.  VI.);  Bayern  eines  (VII.).  Diese  sieben 
Armeekorps  heissen  daher  ungemischte.  Die  übrigen  drei 
Armeekorps  sind  aus  den  Conlingenten  mehrerer  Bundesstaaten 
zusammengesetzte,  sog.  combinirte  Armeekorps.  Das  achte 
Armeekorps  bilden  Würtemberg,  Baden  und  Grossherzog- 
thum  Hessen;  das  Neunte  K.  Sachsen,  Kurhessen 
Luxemburg  und  Nassau;  das  Zehnte  Hannover,  Hol- 
stein, Braunschweig,  beide  Mecklenburg,  Oldenburg, 
Lübeck,  Bremen  und  Hamburg.  III.  Die  übrigen  kleinen, 
ursprünglich  in  das  achte,  neunte  und  zehnte  Armeekorps  ein- 
getheilten  Staaten  sind  gegen  die  Uebernahme  der  Verpflichtung 
zur  Stellung  einer  grösseren  Anzahl  von  Infanterie  von  der  Stel- 
lung von  Cavallerie  und  Artillerie  befreit  worden.  Ihre  hiernach 
nur  aus  Infanterie  bestehenden  Conlingente  sind  durch  B.  B.  vom 
9.  Dez.  1830  von  den  drei  gemischten  Armeekorps  ausgeschieden 
und  in  eine  zur  Verstärktmg  der  Ivriegsgarnisonen  in  den  Bundes- 


und Stände  förmliche  Bewilligung  jenen  Mächlen,  die  niehl  selbst 
ansehnliche  Reichslande  besitzen,  eine  Werbung  im  Reiche  zu- 
gelassen oder  nachgesehen  wenle." 

5J  Reichsdepulalionshauplschluss  v    25.  Februar  1S03.  §.  27. 
Zöpfl,  SUatsrecht.    4te  AiiQ.    II.  46 
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festungen   bestimmte  Reserve- 1  nfanteriediv  ision   vereinigt 
worden  ^). 

§.  494. 

b)   üebersicht  der  bundesgesetzlichen  Bestimmungen 

über  das  Militärwesen. 

Das  Miiitärwesen  des  Bundes  ist  im  Allgemeinen  durch  fol- 
gende Gesetze  geordnet:  1)  durch  den  Bundesbeschluss  vom  9. 
April  1821,  sog.  Entwurf  der  Kriegsverfassung  des  deutschen 
Bundes,  in  24  Artikeln^);  2)  durch  die  sog.  Grundzüge  der 
Kriegsverfassung  des  deutschen  Bundes,  bestehend  in  zehn  Ab- 
schnitten, zusammen  97  §§.  enthaltend,  wovon  die  fünf  ersten 
Abschnitte  am  12.  April  1821,  die  fünf  letzten  durch  Beschluss 
vom  11.  Juni  1822  zu  Stande  gekommen  sind-);  3)  der  Bundes- 
beschluss vom  13.  September  1832  als  authentische  Auslegung 
der  §§.  31.  und  32.  der  Grundzüge  der  Kriegsverfassung  des 
deutschen  Bundes  3).  4)  Nunmehr  sind  durch  Bundesbeschluss 
vom  4.  Jan.  1855.  Sitz.  I.  Protok.  §.  6.  an  die  Stelle  der  fünf 
ersten  Abschnitte  der  Grundzüge  der  Kriegsverfassung  neue 
Bestimmungen  unter  der  Bezeichnung  als  „Nähere  Bestim- 
mungen der  Kriegsverfassung  des  deutschen  Bundes" 
gesetzt  worden,  unter  Vorbehalt  der  Entscheidung  über  die  §§. 
15.  18.  19.  und  22.,  mit  dem  Beifügen,  dass  bis  zur  Entschei- 
dung darüber,  ob  die  Befreiung  von  der  Stellung  der  Rei- 
terei aufgehoben  wird,  diejenigen  Staaten,  welche  dermalen  Rei- 
terei aufgestellt  haben,  dieselbe  beizubehalten  haben,  so 
wie  selbstredend  hinsichtlich  derjenigen  Punkte,  welche  Gegenstand 
der  einstweilen  zurückgestellten  vier  Paragraphen 
sind,  die  bisherigen  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  bis  zu  an- 
derweiter bundesgesetzlicher  Regelung  in  Kraft  bleiben.     5)  Durch 


')  B.  B.  vom  9.  Dez  1830,  nebst  darauf  hezüglichem  B.  B.  v.  14.  Dez. 
1S30;  B.  B.  V.  17.  Februar,  3.  März,  25.  April,  und  11.  August  1831,  siehe 
bei  G.  V.  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.  363.  u.  f.  382.  384.  u.  f.  —  Vergl. 
Revidirte  Instruktion  der  zur  Reserve- Infanterie -Division  gehörigen  Confin- 
gente  v.  28.  April  1S36;  ebendas.  S.  508. 

')  Bei  G.  V.  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.  204.  u.  f, 

2)  Bei  G.  V.  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.  208.  u.  f. 

»)  Bei  G.  V.  Meyer,  Staatsakten,  II,  S.  422. 
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Rundesbeschliiss   vom   15.  NovcnihiT  1855    ist  bereits  auch  über 
tlon  ausgesetzten  §.  22.  eine  Vereinigung  erfolgt. 

§.  495. 
c)    Die  revidirten  fünf  ersten  Abschnitte  der  Kriegsver- 
fassiing   oder    die   näheren  Bestimmungen  der  Kriegsver- 
fassung des  deutschen  Bundes,  nach  dem  Bundesbeschlusse 
vom  4.  Januar  1855  und  dem  Bundesbeschlusse  vom 
15.  November  1855*). 
a)    I.    Abschnitt.     Stärke    des  Bundesheeres   und    allge- 
meine Bestimmungen. 

„(§.  1.  Kriegsmacht,  Con  tingen te).  Die  Kriegsmacht 
des  Bundes  ist  aus  den  Contingenten  aller  Bundesstaaten  zu- 
sammengesetzt. Jedes  dieser  Bundescontingente  besteht  aus  dem 
Haupt-,  dem  Reserve-  und  dem  Ersatz  -  Continge  nte. 
Die  beiden  ersteren  sind  bestimmt,  als  Bestandtheile  des  Bundes- 
heeres in  das  Feld  zu  rücken  und  die  Bundesfestungen  zu  be- 
setzen; das  letztere  bleibt  zur  Bildung  des  dem  Heere  nachzu- 
sendenden Ersatzes  im  eigenen  Staate  zurück.  Diese  Contingente 
werden  nach  der  im  Bundesbeschlusse  vom  14.  April  1842  fest- 
gesetzten Matrikel,  welche  in  der  Anlage  unter  Ziffer  1  beigefügt 
ist '),  berechnet  und  betragen  für  jeden  Bundesstaat  an  streitbarer 
Mannschaft  im  Hauptcontingente  ein  und  ein  Sechstel  (IVe)'  '™ 
Reservecontingente  ein  Drittel  (V3),  im  Ersatzcontingente  ein 
Sechstel  (\/g)  Procent  der  Matrikel.  (§.  2.  Aufgebot  und  Er- 
satz). Das  Bundesheer  muss  in  der  Stärke,  in  welcher  dasselbe 
vom  Bunde  aufgeboten  wird,  in  allen  seinen  Theilen  vollständig 
gestellt  und  vollzählig  erhalten  werden.  Damit  aber  bei  grösseren 
Verlusten  einzelner  Bundescontingente  unverhältnissmässige  Lei- 
stungen vermieden  werden,  soll  der  Ersatz  an  Mannschaft  für 
das  Heer   in   einem  Kriegsjabre   ein   halbes  Procent   der  Matrikel 


*)  Da  diese  neuesten  Bundesbeschlüsse  in  keiner  Sammlung;  zu  finden 
sind  ,  so  wird  hier  der  vollständigfe  Text ,  der  ohnehin  nicht  wohl  eine  Ab- 
kürzung erlaubt,  initgetheilt 

')  Die  Beifügung  der  Anlagen  ist  in  dem  B.  B.  v.  4.  Januar  IS55  noch 
vorbehalten. 

46* 


724     §    4i>5.     Stärke  fies   Riiiifleslieerps  und   nlljiemeine   Bestimiiinnfcen. 

nicht  übersteigen.  (§.3.  Grö  sscre  Anstren  gn  ngen).  Grös- 
sere Anstrengungen  müssen  durch  besondere  Bundesbesclilüsse 
bestimmt  werden.  Sind  solche  grössere  Anstrengungen  ausnahms- 
weise auf  Ersuchen  des  Bundes  von  einzehien  Bundesstaaten  ge- 
leistet worden,  so  sind  die  dadurch  veranlassten  Kosten  alsbald 
nach  der  Matrikel  auszugleichen.  (§.4.  Streitbare  und  nicht 
streitbare  Mannschaft).  In  der  Zahl  der  §.  1.  erwähnten 
Gontingente  ist  nur  die  s  tr ei  t bare  Mann  seh  a  ft  aller  Waffen- 
gattungen begriffen.  Zur  streitbaren  Mannschaft  werden  gerech- 
net: die  Offiziere,  Unteroffiziere,  Gemeine,  Spiel- und  Zimmerleute, 
dann  die  Artilleriefuhrwesens-Soldaten,  soweit  sie  nach  §.  10  hin- 
zugezählt werden  dürfen,  —  ferner  von  Musikern  höchstens  acht 
bei  jedem  Bataillon,  insoferne  sie  auch  als  wirkliche  Spielleute 
(Signalisten)  verwendet  werden  können.  Dagegen  sind  über  die 
als  Contingente  festgesetzten  Zahlen  zu  stellen:  alle  Beamte  und 
Mannschaften,  welche  dem  Heere  als  Geistlichkeit,  als  Gerichts- 
personal, ferner  für  das  Armeefuhrwesen,  für  die  Verpflegung  mit 
Einschluss  der  Bäckerei,  sowie  für  das  Sanitäts-  und  Lazareth- 
wesen  zugetheilt  werden,  desgleichen  diejenigen  Schreiber,  Offlzier- 
diener  und  Handwerker,  welche  nach  den  Dienstvorschriften  des 
betreffenden  Bundescontingentes  nicht  in  Beih'  und  Glied  einzu- 
treten bestimmt  sind.  (§.  5.  Beservecon  tingen  te).  Die  Be- 
serveconlingente  müssen  den  Hauptcontingenten  ganz  gleich  orga- 
nisirt  nnd  bereit  gehalten  werden.  (§.  6.  Landwehr,  Land- 
sturm, Bürgerwehr).  Es  bleibt  den  Bundesstaaten  überlassen, 
zur  Bildung  ihrer  Bundescontingente  auch  Landwehr  zu  ver- 
wenden, doch  muss  dieselbe  gleich  den  Linientruppen  geübt,  aus- 
gerüstet, schlagfertig  und  mit  in  der  Linie  gebildeten  Offizieren 
besetzt  sein  (vergl.  §.  24).  Als  Grundsatz  wird  hierbei  ange- 
nommen, dass  kein  Bundescontingent  zum  grösseren  Theile  aus 
Landwehr  bestehen  könne.  Der  Landsturm,  die  Bürgerwehr, 
Miliz  und  ähnliche  Volksbewalfnungen  gehören  nicht  in  das  ge- 
regelte System  des  Krieges,  sondern  sind  zu  den  Anstalten  zu 
zählen ,  welche  im  Augenblicke  der  Gefahr  ihre  Bestimmung  er- 
halten, und  dem  eigenen  Ermessen  der  einzelnen  Bundesstaaten 
überlassen  bleiben." 
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§.   49(). 

ß)    II.  Abschnitt    der   revidirten  Grundzüge  der  Kriegs- 

verfassiing.     Vcrluältniss  der  Waffengattungen  und 

Chargen. 

„(§.  7.  Reiterei).  Pas  numerische  Verhältniss  der  Rei- 
terei des  Biindesheeres  wird  auf  ein  Achtel  der  Gesammtzahl 
eines  jeden  Contingentes  angenommen  (vergl.  §§.  18  und  23). 
Wenigstens  zwei  vom  Hundert  dieser  Reiterei  wird  als  Feld- 
gensdarmerie  (§.  97)  gestellt  und  in  jener  eingerechnet. 
C§.  8,  Feldartillerie).  Für  die  Feldartillerie  wird  das 
V^erhältniss  dergestalt  festgesetzt,  dass  zwei  und  ein  halb  Stück 
Geschütz  für  jedes  Tausend  Mann  des  Haupt-  und  Reservecon- 
lingentes  als  Minimum  gerechnet  werden.  Die  Feldartdlerie  jedes 
Ijüudes-Armoekorps  soll  in  der  Regel  bestehen  aus  einem  Viertheile 
Hauhitzen,  einem  Viertlieile  Zwölfpfüudnern,  zwei  Viertheilen  Sechs- 
pfündnern  ;  ein  Fünftheil  der  Gesanunlzalil  soll  reitende  Artillerie 
oder  Reitereigeschütz  sein  (vergl.  §§.  18  und  23).  Die  Stellung 
schwererer  Feldgeschütze  als  Zwölfpfündner,  oder  einer  grösseren 
Anzahl  der  letzteren  und  der  Haubitzen,  sowie  der  reitenden  Ar- 
tillerie wird  der  Convenienz  der  belreffenden  Staaten  überlassen, 
und  in  diesem  Falle  von  der  Zahl  der  leiihten  Fuss-  (fahrenden) 
Geschütze  abgerechnet.  Ebenso  bleibt  es  den  einzelnen  Staaten 
überlassen,  ausser  der  festgesetzten  Geschützzahl  noch  Raketen- 
hatterien  zu  stellen  (vergl.  §,  10).  (§.  9.  Belagerungspark). 
Ausser  den  Feldgeschützen  wird  ein  Belagerungspark  für  das 
gesammte  Bundesheer,  welcher  aus  100  schweren  Kanonen,  30 
Belagerungshaubitzen  und  70  Mörsern  bestehen  soll,  nach  den 
unter  Ziffer  2  bis  4  beiliegenden  Uebersichten  gestellt,  und  im 
Falle  eines  Krieges  nach  den  Bestimmungen  des  Oberfeldherrn 
auf  einem  oder  mehreren  Punkten  vereinigt.  In  den  gemischlen 
Armeecorps  ist  die  conventionsmässig  übernommene  Leistung  der 
einzelnen  Glieder  derselben  für  den  Belagernngspark  (vergl.  §.  19) 
in  den  erwähnten  Ausweisen  aufgeführl.  (§,  10.  Artillerie- 
ina nnsch  aft).  Für  die  Bedienung  der  Feldgeschütze 
werden  im  Durchschnitte  auf  jedes  Stück  30  Mann  an  Stäben, 
Bedienungsmannschaft  und  Fahrern  der  Geschütze  sowie  der  Mu- 
nitionswagen   der  Batterien   gerechnet.     Was  über  diese  Zahl  für 
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die  M\initionscoloimen  und  für  das  sonstige  Artiileriefuhrwosen  an 
Mannschaften  nötliig  ist,  wird  ohne  Einrechnnng  io  die  Contin- 
gente  durchschnittlich  mit  10  bis  15  Mann  auf  jedes  Geschütz 
gestelh,  —  Raketeure  aber,  wo  diese  nach  §.  8  erforderhch  sind, 
können  als  Streitbare  angerechnet  werden.  Die  zur  Bedienung 
des  Belagerungsparkes  gehörende  Artilleriemannschaft,  sowie 
die  zu  den  Besatzungen  der  Bund  es  fest  ungen  erforder- 
liche wird  ausser  der  Mannschaft  der  Feldartillerie  von  denjenigen 
Bundesstaaten  als  Streitbare  gestellt  (vergl.  §.  13),  welche  diese 
Geschütze  des  Belagerungsparkes  oder  die  Besatzungen  der  Bundes- 
festiingen  geben,  und  zwar  beziehungsweise  nach  den  (den  §§,  9 
und  44)  unter  Ziffer  4  und  11  ^beiliegenden  Tabellen.  (§.  11. 
Brückentrai  n).  Ein  jedes  Armeecorps  ohne  Unterschied,  ob 
gemischt  oder  ungemischt  (§.  15),  stellt  einen  Brückentrain 
für  eine  Flussbreite  von  400  Fuss  und  ausserdem  für  die  Avant- 
garde eine  vollständige  Birago'sche  Brückenequipage  von  150 
bis  200  Fuss  Länge  (vergl.  §.  19).  (§.  12.  Pionniere,  Ge- 
nietruppen). Für  Pionniere  und  Pontoniere  wird  das 
Verhältniss  des  einhundertsten  Theiles  der  Armee  festgesetzt. 
Ausser  diesem  hundertsten  Theile  der  Armee  werden  die  nach 
Anlage  Ziffer  4  zum  Belagerungsparke  gehörenden  Sappeure 
und  Min  eure  von  denjenigen  Bundesstaaten  gestellt,  bei  welchen 
sich  diese  Truppen  bereits  im  Frieden  organisirt  befinden,  im- 
gleichen  die  nach  Anlage  Ziffer  11  zu  den  Besatzungen  der  Bun- 
desfestungen erforderlichen  Pionniere  und  Genietruppen  von  den 
diese  Besatzungen  gebenden  Bundesstaaten.  (§.  13.  Infanterie 
und  Jäger).  Das  numerische  Verhältniss  der  Infanterie  ergibt 
sich  von  selbst,  wenn  die  Reiterei,  die  Bedienung  der  Feldge- 
schütze, der  etwa  gestellten  Raketen  und  des  Belagerungsparkes, 
die  Festungsarlillerie,  sowie  die  Pionniere  und  Genietruppen  von 
der  Gesammtzahl  des  ganzen  Heeres  abgezogen  werden.  Ungefähr 
der  fünfzehnte  Theil  der  Infanterie  soll  aus  Jägern,  Büchsen- 
schülzen  oder  mit  gezogenen  Gewehren  bewaffneten  Scharfschützen 
bestehen.  (§.  14.  Z  a  h  1  e  n  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  der  Chargen,  der 
Aerzteetc.  zur  strei  tbaren  Mannschaft).  Bei  den  Truppen 
soll  das  Zahlenverhältniss  der  Chargen  zur  streitbaren 
Mannschaft  im  Haupt-  und  Reserve-  sowie  im  Ersatzcontingente 
—  nach  Maassgabe  der  verschiedeneu  Orsanisationen  —  als  Mi- 
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niraum  betragen  1  Offizier  auf  45  bis  50  Streitbare  bei  der 
Infanterie,  30  bis  35  Streitbare  bei  den  anderen  Waffengattungen; 

1  Unteroffizier  auf  12  bis  15  Streitbare  bei  der  Infanterie, 
10  bis  12  Streitbare  bei  den  anderen  Waffengattungen ;  1  Spiel- 
uiann  auf  45  bis  60  Streitbare  bei  der  Infanterie,  den  Pionniren 
und  Genietruppen,  40  bis  50  Streitbare  bei  der  Reiterei  und  Ar- 
tillerie. Die  h Oberen  Stäbe  bis  einschliesslich  der  Brigadestabe 
die  höheren  Artillerie-  und  Geniestäbe  (das  Ingenieurcorps)  und 
der  Generalstab  (vergl.  Ruhr.  5,  6  und  7  der  Standesübersicht, 
Anlage  Ziffer  5)  sind  in  dem  nach  vorstehenden  Ansätzen  sich 
ergebenden  Bedarfe  nicht  eingeschlossen.  Imgleicheu  sind  von 
den  Unteroffizieren  die  Bombardiere,  die  Rottmeister  und 
Gefreite,  und  von  den  Spielleuten  (Signalisten  und  Trompetern) 
sämmtliche  Musiker  bei  obigen  Feststellungen  ausgeschlossen.  An 
geprüften  Militärärzten  soll  mindestens  gestellt  werden:  für 
die  Truppen  ein  Arzt  auf  300  Streitbare,  für  stehende  und  am- 
bulante Feldla  zaretlie  ein  Arzt  auf  30  Kranke,  d.  h.  auf  300  bis 
360  Mann  des  Haupt-  und  Reservecontingentes.  Das  nach  dem  Be- 
darfe zu  stellende  höhere  ärztliche  Personal  ist  in  dieser  Zahl  mit 
begriffen.  Für  alle  Waffengattungen  sind  nach  Bedarf  der  Truppen- 
abtheilungen  die  nölhigen  geprüften  Thierärzte ,  Rurschmiede, 
Büchsenschmiede,    Sattler  und  sonstigen  Handwerker  zu  stellen." 

§.  497. 
y)    III.  Abschnitt  der  revidirten  Grnndziige  der  Kriegs- 
verfassung.    Eintlieilung  des  Bundesheeres. 

,,(§.15.  Armeekorps  und  Uebersicht).    Ausgesetzt*).  — 
(§.   16.    Bestand  th  eile).    Mindestens  soll  enthalten  1  Division 

2  Brigaden,  1  Brigade  2  Regimenter  oder  4  Bataillone,  1  Infan- 
terieregiment 2  Bataillone,  1  Reiterregiment  4  Schwadronen.     Der 


>)  Bis  zur  Vereinbarung  über  diesen  §.  15.  bestehet  statt  dessen  noch 
füll:  Grundzüge  der  Kriegsveifassung  v.  12.  April  ls21.  .\bsoliDitt  III. 
§.  23.  ,,Das  Bundesheer  besteht  (nach  Beilage  Ziffer  9)  aus  sieben  un- 
gemischten und  drei  combinirteu  Armeekorps,  welche  ohne  wei- 
tere Benennung  nach  iXummeru  bezeichnet  werden  ,  und  deren  jedes  in  Ab- 
theilungen von  Divisionen,  Brigaden,  Regimentern,  Bataillons,  Compagnien, 
Schwadronen  und  Batterien  zerfallt." 
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Regel  nach  muss  stark  sein  1  Bataillon  mindestens  800,  höchstens 
1200  Streitbare,  1  Infanteriecompagnie  mindestens  120,  höchstens 
250  Streitbare,  1  Schwadron  mindestens  120,  höchstens  130  Streit- 
bare, 1  Batterie  mindestens  6,  höchstens  8  Geschütze.  (§.  17. 
Minima  in  den  Waffengattungen).  Hinsichtlich  der  einzel- 
nen Waffengattungen  beträgt  das  Minimum  im  Haupt-  und  Re- 
servecontingente  zusammen  bei  der  Reiterei  1  Division  von  300 
Pferden,  bei  der  Artillerie  1  Batterie  von  6  Geschützen.  Die 
Bundescontingente,  welche  in  der  Infanterie  die  Stärke  eines  Ba- 
taillons nicht  erreichen,  sind  zu  combinirten  Bataillonen  zu  ver- 
einigen. Letztere  müssen  ganz  gleich  organisirt,  bewaffnet  und 
geübt  sein.  Wo  die  Vereinigung  zu  combinirten  Bataillonen  nicht 
ausführbar  ist,  muss  die  selbstständige  Organisation  der  Infanterie 
den  vorerwähnten  Normen  desjenigen  Truppenverbandes  entsprechen, 
welchem  sie  zugetheilt  ist.  Die  in  §.  13  vorgeschriebenen  Scharf- 
schützen werden  entweder  in  besondere  Abtheilungen  formirt 
oder  den  Bataillonen  zugetheilt.  (§.  18.  Vertretung  in  den 
Spezial Waffen).  Ausgesetzt.  (§.  19.  Anzeige  von  Ver- 
einbarungen und  Veränderungen).  Ausgesetzt-).  (§.  20. 
Com  man  dos  teilen).  1)  Das  aufgestellte  Kriegsheer  des  Bundes 
wird  von  einem  Oberfeld  h  errn  befehligt  (§.  45  etc.).  2)  Jede 
Armeeab theilung,  welche  als  Tbeil  des  Bundesheeres  nach 
§.  35  aufgestellt  wird,  sowie  jedes  Armee  cor  ps  erhält  einen 
Commandanten  (vergl.  §§.  46  und  67  etc.).  Das  Commando  der 
übrigen  taktischen  Körper  muss  in  der  Regel  von  folgenden 
Dienstgraden  geführt  werden:  3)  der  Division  von  einem  Ge- 
nerallieutenant, mindestens  von  einem  Generalmajor,  4)  der  Bri- 
gade von  einem  Generalmajor,  mindestens  von  einem  Obersten, 
5)  des  Infanterieregimentes  von  einem  Obersten,  minde- 
stens von  einem  Oberstlieutenant,  des  Reiterregimentes  oder 

2)  Bis  die  Vereinbarung  über  den  Inhalt  dos  §.  IS.  und  19.  erfolgt,  bleibt 
es  bei  der  Bestimniung  der  Grundzüge  v.  12.  April  1821.  §.  26  ,,Die 
Theilliaber  an  den  combinirten  Korps  und  Divisionen  werden  sich  unter  einan- 
der vereinigen,  wie  sie  die  gesetzlichen  Abtheilungen  zu  bilden  und  die  ver- 
schiedenen Watf*'''^''''^f"''pen  nach  dem  angenommenen 'Verhältnisse  unter  sich 
zu  vertheilen  für  gut  finden,  und  diese  üebereinkunft.. .  der  Bundesversamm- 
lung anzeigen.  Da  wo  sie  sich  nicht  vereinigen  könnten  ,  wird  die  Bundes- 
versammlung vermittelnd  einwirken  und  nöthigenfalls  entscheiden." 
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von  sechs  Batterien  von  einem  Obersten,  mindestens  von  einem 
Major,  6)  des  I  n  fa  n  t  e  r  i  eha  ta  i  Ilons,  der  Reiterdivision 
oder  von  zwei  Batterien  von  einem  Major,  höchstens  von  einem 
Obcrstlieutenant,  7)  der  C o m p a g n i e ,  Schwadron  oder  Batte- 
rie von  einem  Hauptmann  (Rittmeister).  Bei  Zusammenstossen 
verschiedener  Ablheihmgen  entscheidet  über  die  Führung  des  Com- 
mandos  der  Functionsgrad ,  welclier  nach  obiger  Nummernfolge 
bekleidet  wird.  Zwischen  Offizieren  von  gleichem  Functionsgrade 
entscheidet  der  Dienstgrad.  Sind  Functions-  uud  Dienstgrad  gleich, 
dann  entscheidet  das  Datum  des  Patentes,  und  sollte  zutallig  auch 
dieses  gleich  sein,  die  Reihenfolge  der  Matrikel  (siehe  §.  1)." 

§.  498. 

d)  IV.  Abschnitt  der  revidirten  Orundziige   der  Kriegs- 

verfassang.     Bereithaltung  im  Frieden. 

„(§.  21.  Umfang  der  Bereithaltung  im  Frieden). 
Die  Ileeresmacht  des  Bundes  muss  sich  stets  in  einem  Zustande 
befinden,  welcher  geeignet  ist,  allen  Wechselfällen  zu  genügen, 
und  im  eintretenden  Falle  den  Uebergang  aus  der  Friedens-  in 
die  Kriegsbereitschaft  mit  der  erforderlichen  Beschleunigung  zu 
bewirken.  Die  Friedensbereitschaft  muss  daher  die  Mittel  ge- 
währen, in  möglichst  kurzer  Zeit,  erforderlichenfalls  gleichzeitig 
das  Haupt-  uud  Reserveconti  ngen  t  in  allen  Waftengattun- 
gen  marsch-  und  schlagfertig  für  das  Feld  und  für  die  Besatzung 
der  Bundesfestungen  aufzustellen,  sowie  die  E  rs  a  tz  tr  uppen 
zu  formiren.  Die  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  für  die  Frie- 
deusbereitschaft  der  drei  Contingenle  nachstehend  ertheilten  Be- 
stimmungen sind  nur  als  Minima  der  Bundesforderungen  zu 
betrachten,  unbeschadet  desjenigen,  was  über  diese  Contingente 
und  deren  Friedensbereitschaft  hinaus  für  die  bestehenden  Lan- 
des- und  sonstigen  Verhältnisse  der  betreffenden  einzelnen  Bun- 
desstaaten noch  weiter  geboten,  und  dieserhalb  von  deren  Regie- 
rungen zur  vollständigen  Sicherung  der  Bereitschaft,  sowie  zur 
Erhaltung  der  inneren  Ordnung  und  zur  Besetzung  der  Lan- 
desfestungen aufgestellt  wird.  (§.  22.  Dienstverpflich- 
tung und  G  esammtpräsenz).  1)  Die  Dien  stverpfli  ch - 
tuns   eines   in    die   Bundescontinorente    einzurechnenden    Mannes 
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betragt  miiulestens  sechs  Jahre;  2)  die  Gesammtpr äsenz  bei 
der  Infanterie  2V2  wenigstens  2  Jahre,  bei  der  Reiterei  3'/2  we- 
nigstens 3  Jahre,  bei  der  Fuss-  und  Festungsartiilerie  2'/2  we- 
nigstens 2  Jahre,  bei  der  reitenden  Artillerie  3^2  wenigstens 
3  Jahre,  bei  den  Pionnieren  und  Genietruppen  2'/2  wenigstens 
2  Jahre.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Dienstver- 
pflichtung und  Präsenzzeit  sind  nicht  durchschnittUch,  sondern 
für  jeden  einzelnen  Mann  einzuhalten.  Die  Berechnung  der  Prä- 
senzzeit desselben  beginnt  mit  seiner  Einstellung  bei  dem  Trup- 
pentheile,  wenn  gleich  die  Rekruten  der  Infanterie  u.  s.  w.  — 
nach  §.  24.  nnter  I.  und  §.  29.  —  nicht  zum  Präsenzstand  ge- 
rechnet werden  dürfen.  3)  Ausnahmen  von  vorstehenden  Be- 
stimmungen auf  Grund  besonderer  Verhältnisse  sind  der  Ent- 
scheidung der  Bundesversammlung  vorbehalten."  (§.  23.  Be- 
reithaltung  der  Mannschaft  und  der  Pferde).  Das 
Haupt-  und  Reservecontingent  des  Bundesheeres  muss 
auch  im  Frieden  bis  auf  die  in  §.  26.  gestatteten  Vacanzen  in 
ausgebildeter,  felddienstfähiger  Mannschaft  und  geeigneten  Pferden 
vollständig  erhalten  werden.  Für  die  Ersa  t  ztriippen  müssen 
im  Friedensetat  jedes  Bundescontingents  die  Mittel  vorhanden 
sein,  nm  die  Mannschaft  unverzüglich  mit  ihren  Cadres  an  Offi- 
zieren, Unteroffizieren  und  Spielleuten  versehen  zu  können,  ohne 
die  §.  14.  festgestellten  Verhältnisse  für  das  Haupt-  und  Reserve- 
contingent zu  beeinträchtigen.  Es  dürfen  diese  Chargen,  jedoch 
höchstens  bis  zur  halben  Zahl  des  Bedarfs,  aus  auf  VVartegeld 
Stehenden  oder  Halbinvaliden  bestehen.  An  Gemeinen  müssen 
bei  erster  Formation  der  Ersatzlruppen  mindestens  jeder  Ab- 
theilung der  Infanterie  der  dritte  Theil,  jeder  Abtheilung  der  an- 
deren Waffen  die  Hälfte  ihrer  Stärke  in  ausgebildeter  Mannschaft 
überwiesen  werden  können ,  und  sind  diese  daher  stets  evident 
zu  erhalten.  (§.  24,  Präsenz  stand ).  Zur  Ersparung  des 
Soldes  und  der  Verpflegung  kann  zwar  im  Frieden,  soweit  es  die 
Landeseinrichtungen  unbeschadet  des  Zweckes  gestatten,  eine  Be- 
urlaubung oderVacanthaltung  (vergl.  §§.25.  und  26.)  stattfinden; 
der  nachstehend  festgesetzte  Theil  der  Mannschaft  und  der  Pferde 
muss  jedoch  bei  den  Fahnen  und  im  Dienste  gehalten  werden, 
in  so  weit  sich  nicht  schon  ein  höherer  Präsenzstand  durch  die 
Bestimmungen  des  §.22.  ergibt.  I.  Für  Haupt-  und  Reserve- 
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contingent  —  es  mag  eine  F'ornialion  mit  oder  ohne  Land- 
wehr bestehen  (vergl.  §.  6.)  —  sind  zusammengerechnet  im  Frie- 
den mindestens  präsent  zu  halten:  Ij  hei  allen  Waffengat- 
tung e  n  :  fünf  Sechstel  (^/^)  der  Offiziere ,  2)  b  e  i  d  e  r  I  n  f  a  n  - 
terie:  drei  Viertel  (^/^)  der  Unteroffiziere  und  Spielleute,  ein 
Sechstel  ('/e)  tler  Geraeinen,  3)  bei  der  Reiterei:  a)  drei  Vier- 
tel (3/^)  bis  vier  Fünftel  (*l^)  der  Unteroffiziere,  Trompeter  und 
Gemeinen  nebst  Pferden,  wo  nach  §.  2<d.  bezüglich  ein  Viertel  (74) 
oder  ein  Fünftel  ('/a)  der  Pferde  vacant  gehalten  wird,  b)  zwei 
Drittel  (-/j)  der  Unteroffiziere,  Trompeter  und  Gemeinen  nebsl 
Pferden,  wo  Landwehr -Reiterei  besteht,  c)  ein  Drittel  ('3)  der- 
selben, wo  eine  Beurlaubung  mit  Pferden  und  mit  Sold  stattfin- 
det, 4)  bei  der  Fussartillerie:  dreiviertel  (3/4)  der  Unter- 
offiziere und  Spielleute,  ein  Drittel  (V3)  der  Gemeinen  und  Reit- 
pferde, 5)  bei  der  reitenden  Artillerie:  wie  unter  3  bei 
der  Reiterei,  und  6)  bei  der  Festungsartillerie:  die  Unter- 
offiziere und  Spielleute,  wie  unter  4  bei  der  Fussartillerie,  die 
Gemeinen,  wie  unter  2  bei  der  Infanterie,  7}  bei  den  Pion- 
uieren  und  Genietruppen:  wie  unter  4  bei  der  Fussartil- 
lerie angegeben  ist.  Rekruten  dürfen  bei  der  Infanterie,  der 
Fussartillerie,  den  Pionnieren  und  Genietruppen  in  den  sechs 
Monaten  ihrer  Ausbildung  (vergl.  §.  29.)  nicht  in  die  vorerwähn- 
ten Präsenzstände  eingerechnet  werden.  Bei  der  Artillerie 
muss  ausserdem  die  Fahrmannschaft,  welche  zu  der  im  Frieden 
beizubehaltenden  Bespannung  für  drei  Achtel  sämmtlicher  Ge- 
schütze und  ersten  Munitionswagen  gehört,  in  so  weit  diese  Mann- 
schaft nicht  schon  in  den  oben  unter  4  und  6  festgestellten  Prä- 
senzständen enthalten  ist,  stets  im  Dienste  sein.  Die  Vertheiluug 
erwähnter  präsent  zu  haltenden  Pferde  auf  einige  oder  auf  sämmt- 
liche  Batterien  bleibt  überlassen.  Die  Präsenzstärke  während  der 
Uebungen  ist  in  §.  30.  angeordnet.  II.  Für  die  Ersatz  trup- 
pen  sind  die  Mittel  (vergl.  §.23.)  zur  Stellung  mindestens  der 
Hälfte  der  nach  §.  14.  erforderlichen  Offiziere,  Unteroffiziere  und 
Spielleute  präsent  zu  halten,  —  imgleichen  eine  angemessene  An- 
zahl von  Pferden  in  denjenigen  Bundesstaaten ,  in  welchen  die 
Erlangung  des  Pferdebedarfes  Schwierigkeiten  bietet.  JU.  Vun 
iN  i  ch  ts  treitbaren  ist  wenigstens  der  dritte  Theil  sämmtlicher 
nach   §.  14.    erforderlichen  Aerzte   präsent  zu  halten,  die  sontis- 
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gen  Nichtstreitharen  in  dem  Maasse,  als  es  der  Gesundheitsdienst, 
das  Gerichtswesen,  die  Verwaltung  und  das  Fuhrwesen,  insbe- 
sondere bei  der  Artillerie  nach  §.  10.  erfordert.  (§.  25.  Beur- 
laubung). Als  beurlaubt  müssen  diejenigen  Mannschaften, 
sowohl  streitbare  wie  nichtstreitbare,  imgleichen  alle  Pferde  nach- 
gewiesen werden,  welche  das  Haupt-  und  Reservecontin- 
gent  nach  seiner  den  Bundesanforderungen  entsprechenden  Kriegs- 
formation ausser  den  Präsentgehaltenen  (§.  24.)  und  den  in  §.  26. 
gestatteten  Vacanzen  enthalten  soll.  Auch  für  die  Ersatztrupj- 
pen  sind  die  §.  23.  geforderten  Mannschaften  zu  berechnen.  Die 
Beurlaubung  darf  bei  keinem  Manne  frülier  eintreten,  bevor  er 
die  §.  22.  festgestellte  Zeit  der  ununterbrochenen  Präsenz  been- 
digt hat.  Sie  darf  in  den  verschiedenen  Waffengattungen  nur  in 
der  Art  stattfinden ,  dass  die  kleinsten  taktischen  Körper  (Com- 
pagnien,  Schwadronen,  Batterien)  wenigstens  als  Stämme  beste- 
hen bleiben.  (§.  26.  Vakanthaltung).  Eine  dauernde  Va- 
kanthaltung ist  im  Haupt-  und  Beservecontingente  a)  bei 
Offizier-  und  Unterofli  zier-S  teil  en  nur  insoweit  und  nur 
in  den  nach  §.  24.  nicht  präsent  zu  haltenden  zulässig,  als  die 
Mittel  genügend  nachgewiesen  werden,  diese  Stellen  bei  dem  Ein- 
tritte der  Mobilmachung  sofort  angemessen  zu  besetzen.  Sie 
darf  sich  aber  in  der  Gesammtzahl  höchstens  auf  den  zwölften 
Theil  ('12)  der  Offiziere,  und  zwar  in  den  untersten  Stellen,  und 
auf  den  sechsten  Theil  ('/ß)  der  Unteroffiziore  erstrecken,  b)  Bei 
Spielleuten  und  Gemeinen  ist  eine  solche  dauei'ude  Vakant- 
haltung nicht  zulässig.  Es  müssen  dagegen  an  Gemeinen  resp. 
Unteroffizieren  so  viele  mehr  nachgewiesen  werden,  als  die  et- 
waige Vakanz  an  Unteroffizieren  oder  Offizieren  beträgt,  c)  Bei 
den  Nichtstreitbaren  darf  der  dritte  Theil  der  Aerzte, 
welche  nach  §.  14.  im  Ganzen  erforderlich  sind,  vakant  gehalten 
werden,  in  so  fern  in  gleicher  Weise,  wie  unter  a.  erwähnt,  der 
Gesammthedarf  sicher  gestellt  ist.  Die  anderweiten  N^icht- 
streilbaron  sind,  soweit  sie  nicht  unter  den  Präsenten  oder  Be- 
urlaubten bereits  zählen,  nach  dem  Kriegsbedarf  zu  ermitteln  und 
in  Listen  zu  führen.  Bei  den  Pferden  darf  im  Frieden  nur  va- 
kant gehalten  werden  ein  Fünftel  ('/j)  bis  ein  Viertel  (^l^)  der 
Reitpferde  der  Reiterei  und  reitenden  Artillerie,  insoferne  eine 
Landwehr-Einrichtung   oder    Beurlaubung   der   Dienstpferde   nicht 
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staltfindcl,  zwei  Drittel  (-/j  der  Reitpferde  der  Fussarlillcrip, 
fünf  Achtel  (%)  der  Zugpferde  der  Geschütze  und  ersten  Mii- 
nilionsvvagen,  ferner  die  ganze  Bespan  n  nng  für  die  den  Batte- 
rien nicht  nnmittelhar  angehörenden  Munitionswagen,  so  wie  aUer 
anderen  Fuhrwerke  des  Contingents.  Es  sind  aber  die  Landes- 
einrichtungen der  Art  zu  treffen,  dass  im  Falle  der  Mobilmachung 
des  Heeres  (Abschnitt  V.)  die  sämmtlichen  vakant  gdialtenen 
Pferde  rechtzeitig  eingestellt  werden  können.  Hierzu  wird  eine 
genaue  und  fortlau 'ende  Controle  der  in  jedem  Landestheile  vor- 
handenen Pferde  und  ihrer  Beschaffenheit  nöthig.  (§.  27.  Kriegs- 
material). Für  den  completen  Stand  des  Haupt-  und  Reserve- 
contingents,  sowie  für  die  Ersatzmannschaft  muss  auch  im  Frie- 
den das  erforderliche  Kriegsmaterial  stets  in  gehöriger  An- 
zahl und  Eigenschaft  vorhanden  sein.  Es  betrifft  dieses  die 
Waffen,  die  Munition,  die  Bekleidung,  Equipirung  imd  Feldgeriithe 
jeder  Art,  die  gesammte  Pferdeausrüstung  und  Beschirrung  für 
die  Reiterei,  Artillerie  und  die  Trains,  sowie  die  nöthigen  Fuhr- 
werke für  dieselben  (§.  43).  Insbesondere  muss  bei  den  Fuss- 
truppen  eine  doppelte  Garnitur  Stiefel  (Schuhe)  bereit  gehalten 
werden.  In  den  Zeughäusern  müssen  ausserdem  die  erforder- 
lichen V^orräthe  liegen,  um  jeden  Abgang  schnell  ersetzen  zu 
können.  Dahin  gehören,  für  die  Haupt-  und  Reservecontingente 
berechnet,  als  Minimum  1)  an  Geschützen,  Munitionswagen 
und  sonstigen  Fahrzeugen  ein  Drittel  ('/s)  der  Batterien  als 
Feldreserve,  2)  an  Infanterie -Gewehren  und  Jägerbüchsen 
eine  vollständige  zweite  Garnitur,  von  welcher  zunächst  der  erste 
Ersalzstamm  bewaffnet  werden  kann,  3)  an  Carabinern,  Pistolen 
und  blanken  Waffen  die  Hälfte  des  zur  Bewaffnung  Erforderlichen. 
Den  Bedarf  zur  ersten  Ausrüstimg  für  die  Feldgeschütze  und 
Feuergewehre  zeigt  Anlage  Ziffer  6.  Für  die  Mannschaft  als  Ta- 
sche nm  uni  ti  o  n  für  die  Batterien  und  bespannten  Muni- 
lionscolonnen  sind  hiervon  bestimmt  für  jeden  Infanteristen 
150  Schuss,  für  jeden  Reiter  60  Schuss,  für  jede  Gpfünder- Ka- 
none 260  Schuss,  für  jede  12pluiider-Knnone  225  Schuss,  für 
jede  Haubitze  175  Schuss.  Eine  Reservechargir ung  von 
gleicher  Höhe,  für  die  Depots  bestimmt,  muss  mindestens  zur 
Hälfte  fertig,  zur  Hälfte  im  Material  verfügbar  sein  (vergl.  §.  40). 
Der   Munitionsbedarf  für    den    Belagerungspark   ist   aus   Ta- 
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belle  2  ersiclitlich  und  im  Malciial  vorräthig  zu  halten.  Die 
Arznei,  Verbandrequisiten  und  Hospitalbedürfnisse  sind,  auf  den 
zelinten  bis  zwölften  Theil  der  Stärke  des  Haupt-  und  Reserve- 
contingentes  berechnet,  stets  vorräthig  zu  halten  oder  müssen, 
was  die  Arznei  betrifft,  durch  Cnntrakte  sicher  gestellt  sein. 
(§.  28.  Caliber).  In  Hinsicht  der  Bewaffnung,  des  Calibcrs 
der  Gewehre  und  Geschütze  soll  in  jedem  Armeecorps  eine  solche 
Uebereinstimmung  stattfinden,  dass  die  Munition  der  Artillerie  und 
vorzüglich  jene  der  Feuergewehre  gegenseitig  gebraucht  werden 
kann.  Im  Falle  der  Neuanschaffung  von  Geschützen  für  den  Be- 
lagerungspark haben  sich  die  drei  gemischten  Armeecorps  in 
Rücksicht  des  Calibers  an  Oesterreich,  Preussen  oder  Bayern  an- 
zuschliessen.  (§.29.  Erste  Ausbildung,  Feld  dienst  und 
Schiessübungen).  Ein  Zeitraum  von  sechs  Monaten  ist  als 
das  Minimum  anzusehen,  welches  zur  Ausbildung  eines  ein- 
geübten Soldaten  angenommen  werden  muss.  Bis  zum  Ablaufe 
dieses  Zeitraumes  ist  er  als  Rekrut  zu  betrachten.  (Hinsichtlich 
der  Präsenzberechnung  desselben  vergl.  §§.  22.  und  24).  Nächst- 
dem  bilden  die  Feld  dien  st-  und  Schiess  übu  ngen  einen 
Uebungszweig,  der  während  der  ferneren  ununterbrochenen  Prä- 
senz vorzugsweise  in  Ausführung  zu  bringen  ist.  Für  die  Schiess- 
ü  hu  ngen  wird  als  Norm  festgesetzt,  dass  jährlich  bei  den  Jä- 
gern und  Seh  arf  schützen  jeder  Subalfernofflzier,  Unteroffizier 
und  Gemeine  90,  bei  der  Infanterie  jeder  Mann  wenigstens 
30  scharfe  Patronen  verschiesst.  Kein  Mann  darf  beurlaubt  wer- 
den, bevor  derselbe  die  zweite  Schiessübung  abgehalten  hat.  Die 
Artillerie  hält  alljährlich  Uebungen  im  Scharfschiessen,  und  zwar 
nach  Maassgabe  ihrer  Bestimmung  aus  Feld-,  Belagerungs-  und 
Festungs-Geschützen  ab,  wobei  sämmtlicbe  für  die  verschiedenen 
Geschütze  bestimmten  Geschossarten  zur  Anwendung  kommen 
müssen.  Diesen  Uebungen  ist  eine  solche  Ausdehnung  zu  geben, 
dass  jeder  Mann  in  der  Bedienung  des  Geschützes  mit  scharfer 
Munition  die  für  den  Krieg  erforderliche  Fertigkeit  erlangen  kann. 
Die  für  die  Ergänzung  der  Train  sold  aten,  insbesondere  der 
Fahrer  ausgehobene  Mannschaft  ist  entsprechenden  ersten  Ein- 
übungen zu  unterwerfen.  (§.30.  Grössere  Uebungen).  In 
so  fern  der  in  §.  24.  festgesetzte  Präsenzstand  nicht  schon  eine 
höhere  Uebimgsslärke  bedingt,  und  eine  längere  Dauer  der  Uebun- 
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gen    gestattet,     sind    in    jodcui    ßunilesstaatc    die    verschiedenen 
WafTengattnngen  alle  Jahre  wenigstens  in  der  halben  Kriegsstärke 
des  Haupt-   und   Reservecontingents   mindestens   vier  Wochen 
hindurch  im  Dienste  und  im  Gebrauche  der  Waffen  zu  üben,  je- 
doch ohne  bei  der  Artillerie  den  Präsenzstand  der  Pferde  erhöhen 
zu  müssen.     Es  sind  Vorkehrungen  zu  treffen,    dass  jeder  ein- 
zelne taktische   Körper,    insbesondere  jedes   combinirte    Bataillon 
jährlich  vereinigt,   und   mindestens   alle    zwei   Jahre    abwechselnd 
Antheil   an  Uebungon    von  Brigaden    oder  Divisionen  nehme,  und 
dass  jedes  Armeecorps    sich  wenigstens    alle   sechs  Jahre   zu  ge- 
meinschaftlichen üebungen  vereinige.    (§.  31.  And  erweite  Bi  1 - 
d  u  ngsnii  tlel ).     um  den  kleinereu  Bundescontingenten  die  Mit- 
tel zu  erleichtern,  ihren  Ersatz  au  militärisch  gehörig  vorgebilde- 
ten Offizieren  zu  sichern ,   ist  durch  Uebereinkünfte    den  Offizier- 
aspiranten und  Offizieren  der  Zutritt  zu  den  Mili  tä  r-Bil  dungs- 
an stalten    und    Prüfungen    der    grösseren   Bundesstaaten    zu 
eröffnen.     Zur   Gewinnung   tüchtiger    Unteroffiziere   müssen    nicht 
nur  überall  Ba tai  11  ons- (Regiments-)  Schulen  bestehen,  son- 
dern es  empfiehlt  sich,    dass   auch    durch  Zulagen   an  Länger- 
dienende (Capilulanten)  und  da,   wo  Stellvertretung    stattfin- 
det, durch  vorzugsweise  Berücksichtigung  gedienter  Leute   obiger 
wichtige   Zweck   gefördert   werde.     (§.  32.    Reglements).     Auf 
eine  möglichste  Uebereinstimmung  der  Hauptgrundlagen  des  mili- 
tärischen Dienstes  ist  in  dem  ganzen  ßundesheere   hinzuarbeiten. 
Insbesondere  sollen  in  Hinsicht  der  Waffenübungen  und  der 
Dienstreglements   wenigstens   in    der   Hauptsache   bei  jedem 
Armeecorps  gleiche  Grundsätze  beobachtet  werden.    (§.33.  Stan- 
desübersichten).     Spätestens    am    1.    Februar   jedes    Jahres 
wird  der  Bundesversammlung    von  jedem  Bundesstaate   eine  nach 
beiliegendem  Schema,  Ziffer  7,  angefertigte  S  t  a  n  d  e  s  ü  b  e  r  s  i  c  h  t 
des  Bundescontingents  vorgelegt.     Aus   diesen    einzelnen    Standes- 
übersichten wird  alsdann  eine  Gencr  alübersi  ch  t  des  Bundes- 
heeres zusammengestellt.     (§.  34.  Musterung).  Die  Contingente 
der  einzelnen  Bundesstaaten  sollen  mindestens  alle  fünf  Jahre  einer 
durch   die  Bundesversammlung  angeordneten  Musterung  unter- 
worfen werden.     Die  Instruction  für  die  zur  Musterung  abge- 
geordneten  Generale  ist  in  der  Anlage  Ziffer  8  enthalten.     Dieser 
generellen  Instruction  sind  nöthigen falls  für  einzehie  Zwecke  spe- 
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zielle  Zusätze  beizufügen.  In  besonderen  Fällen  behält  sich  die 
Bundesversammlung  auch  ausser  den  fünfjährigen  Musterungen  in 
kurzer  Frist  zu  bestimmende  neue  Jnsjjicirungen  einzelner  Bun- 
descontingente  vor.  Diejenigen  Bundesglieder,  welche  zusammen 
einen  gemischten  Truppentheil  bilden,  haben  sich  unter  einander 
über  eine  häufiger  wiederkehrende  Musterung  mindestens  in  der 
Division  zu  vereinigen  (§.  19). 

§.  499. 
«)    V.  Abschnitt   der    revidirten   Grundzüge  der  Kriegs- 
verfassung.     3Iobilmacbung   und  Besatzung   der  Bundes- 
festungen. 

,,(§.  35.  Umfang  der  Mobilmachung)').  Der  Bund 
wird  beschliessen,  ob  von  jedem  Bundesstaate  nur  ein  Theil 
oder  das  Ganze  des  Hauptcontingentes,  oder  ob  er- 
forderlichenfalls auch  das  Reserveconiingent  zu  stellen 
sei,  so  wie  auch  ob  nur  einzelne  Bundescontingente  zur 
Erfüllung  bestimmter  Bundeszwecke  aufgestellt  werden  sollen. 
(§.    36.      Zeiterforderniss     für     die     Mobilmachung). 


1)  Die  revidirleu  Gruodzüge  der  Kriegsverfassung  uütersctieiden  sowenig 
als  die  älteren,  Mobilmachung  und  Kriegsbereitschaft,  welches 
letztere  Wort  sich  nur  ein  einziges  Mal,  in  dem  §21.  der  revidirten  Grund- 
ziige  und  zwar  ganz  in  gleicher  Bedeutung  mit  Mobilmachung  findet.  In  dem 
Bundesbeschlusse  vom  S  Febr.  lSo5  war  abrr  eine  von  der  Mobilma- 
chung unterschiedene  Kriegsbereitschaft  beschlossen  worden. 
Der  Unterschied  lag  darin,  dass  der  B.  B.  v.  S.  Febr.  1S55  keinen  Ober- 
fei dh  er  in  des  Bundes  ernannte,  was  bei  eigentlicher  Mobilmachung  uner- 
lässlich  ist;  und  dass  die  marsch-  und  schlagfertige  Aufstellung  der  Truppen 
nach  ergehendem  Aufrufe  des  Bundes  in  deren  gewöhnlichen  Stand- 
quartieren gesichert  sein  sollte,  wogegen  bei  eigentlicher  Mobilmachung 
nach  §.  36.  der  revidirten  Grundzüge  die  marsch-  und  schlagfertige  Auf- 
stellung der  Truppen  spätestens  vier  Wochen  nach  erlassener  Aufforde- 
rung des  Bundes  zur  Verfügung  des  Oberfeldherrn  auf  den  für  jedes 
Armeekorps  in  seinem  Bezirke  im  Voraus  zu  bestimmenden  Sam- 
melplätzen erfolgt  sein  muss.  Nach  den  Verhandlungen  am  Bundestage 
scheint  aber  bei  Abfassung  des  Bundesbeschlusses  vom  S.  Febr.  l'?55  weni- 
ger die  Erschaffung  einerneuen  b  I  ei  be  n  d  e  n  E  i  nr  ich  t  ung,  als  viel- 
mehr nur  das  in  Absicht  genommen  worden  zu  sein,  zwischen  dem  Andrän- 
gen Oesterreichs  auf  Mobilmachung  und  der  Weigerung  Preusseos  einen 
vermittelnden   Weg  im  einzelnen   Falle  einzu.schlagen. 
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Späleslens  vier  Woclieii  nach  der  vom  Bunde  erfolgleii 
AuH'ürderuiig  müssen  die  (^ontiiigenle  der  einzelnen  Bundesstaa- 
ten in  der  nach  §.  35  aulgebotenen  Stärke  vollständig  marsch- 
und  sclilaglertig  zur  Verfügung  des  Oberfeldherrn  auf  den  für 
jedes  Armeecorps  in  seinem  Bezirke  im  Noraus  zu  bestimmenden 
Sammelplätzen  aufgestellt  sein.  Gleichzeitig  werden  dieErsalz- 
abtheilungen  (§.39)  gebildet  Am  vierzehnten  Tage  nach  dem 
Eingänge  des  Bundesbeschlusses  bei  den  betreffenden  Begierungen 
müssen  die  zur  K  ri  egsbesa  tzung  der  Bundesfeslungen 
bestimmten  Truppen  (§.  44)  zum  Abrücken  bereit  sein.  (§.  37. 
Stäbe  und  Truppen).  Der  Oberfeldherr  und  der  Gene- 
rallieutenant des  Bundes  werden  nach  §§.  45  und  51  von 
der  Bundesversammlung  gewählt.  Dasselbe  findet  mit  dem  Ober- 
befehlshaber statt,  wenn  nur  ein  Theil  des  Bundesheeres  auf- 
geboten wird.  Die  Co  rp  sco  m  mandan  t  en  der  zusammenge- 
setzten Armeecorps  werden  nach  §.  08  ernannt,  und  die  Stäbe 
des  Hauplquartieres,  sowie  der  Armeecorps  nach  §§.  81  und  74 
gebildet.  Die  Eintheilung  des  Bundesheeres  ist  in  §.  15  an- 
gegeben. Dem  Oberfeldherrn  werden  Standesübersicbten  und 
Ordres  de  bataille  der  verschiedenen  Armeecorps  übergeben,  in 
welchen  letzteren  auf  die  Bildung  einer  starken  Beiter-  und  Ge- 
schützreserve Bücksicht  genommen  wird.  In  dem  besonderen  Falle, 
wenn  ausnahmsweise  ein  Truppencorps  aus  Bestandlheilen  eines 
oder  mehrerer  Armeecorps  des  Bundesheeres  oder  aus  einzelnen 
Bundescontingenten  zusammengesetzt  werden  soll,  wird  durch  Bun- 
desbeschluss  auch  die  Eintheilung  dieses  Corps  näher  vorgeschrie- 
ben werden.  Bei  .Aufstellung  des  Bundesheeres  wird  vom  Ober- 
feldherrn für  alle  Bundescontingenle  ein  gemeinschaftliches  Er- 
kennungszeichen vorgeschrieben.  (§.38.  Abgang).  Der  bei  jedem 
aufgestellten  Bundescontingente  sich  ergebende  Abgang  an  Mann- 
schaft, Pferden  und  Material  wird  monatlich  durch  den  Commau- 
dauteu  des  Armeecorps  mittelst  einer  nach  Anlage  Ziffer  9  auC- 
zustellenden  Liste  der  betreuenden  Begierung  behufs  Veranlassung 
der  Nachsendung  des  Ersatzes  milgetheill.  Ein  Duplicat  dieser 
Liste  wird  dem  (^)lierfeldherrn  zur  Kenntnissnahme  überschicki, 
und  durch  letzteren  auch  der  Bundesversammlung  die  erforder- 
liche Anzeige  gemacht.  Unter  dem  Ab  gange  an  Mannschalt 
werden    verslanden    1)    alle   Todten ,    Gefangenen  und  Deserteure, 
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oleich  nach  Eintiitl  des  Falles,  2)  alle  Vermissleii ,  nach  einem 
Zeiliaume  von  vier  Wochen,  3)  alle  im  Hospitale  befindlichen 
Verwundelen  und  Kranken ,  welche  nach  drei  Monaten  als  feld- 
dienstuntauglich anerkannt  werden,  4)  alle  übrigen  Verwundeten 
und  Kranken  nur,  wenn  sie  den  zehnten  Theil  des  aufgestelllen 
IJundescontingentes  übersteigen.  (§.  39.  Ers  a  tz  ir  uppen  und 
Nachschub).  Um  die  V'ollständigkeit  des  Heeres  fortwährend 
zu  sichern,  müssen,  sobald  den  Regierungen  der  Bundesbeschluss 
zur  Aufstellung  von  Bundestruppen  zugeht,  auch  die  Ersalz- 
Ir  uppen  in  dem  Verhältnisse  von  einem  Sechstel  Procent  der 
Matrikel  (§.  1),  jedoch  bei  nur  theilweiser  Aufstellung  des  Haupt- 
contingentes  auch  nur  nach  Maassgabe  der  nach  §.  35  wirklich 
aufgebotenen  Streitkräfte  sowohl  an  Mannschaft  (§.  23)  wie  an 
Pferden  aufgestellt  und  unausgesetzt  vollzählig  erhalten  werden 
(vergl.  §.  2).  Rekruten,  welche  eine  geeignete  Ausbildung  er- 
halten haben,  können  den  abrückenden  Truppen  belassen  werden; 
die  übrigen  sind  den  Ersatzlruppen  zu  überweisen.  Sechs  Wochen 
nach  dem  Ausrücken  des  Bundesheeres  wird  der  bis  dehin  ange- 
zeigte Abgang  an  Mannschaft  sowohl  als  an  Pferden  und  Material 
durch  eine  Nach  Sendung  vollständig  ersetzt,  und  weiter  mit 
diesen  Nachsendungen  nach  Maassgabe  des  Bedarfes  von  zwei  zu 
zwei  Monaten  fortgefahren.  Der  Nachschub  ist  —  falls  der 
Ersatz  nicht  durch  ältere  Truppenkörper  geleistet  wird  —  mög- 
lichst in  Marschbataillone  und  Marschsch  wadronen  zu 
lormiren,  und  brigade-,  divisions-  oder  corpsweise  der  Armee 
nachzusenden.  Bei  der  Armee  angekommen,  werden  die  Marsch- 
bataillone und  Marschschwadronen  aufgelöst.  (§.  40.  Muuitions- 
colonnen).  Was  zur  ersten  Ausrüstung  an  Munition  für 
dieFeldgeschütze  und  Feuergewehre  als  erforderlich  erachtet  worden, 
ist  §.  27  und  in  der  Anlage  Ziffer  6  angegeben.  Von  diesem 
Munitionsbedarfe  wird  die  Hallte  als  Taschenmunition  ausgegeben, 
Iheils  dem  Heere  sofort  mit  eigener  Bespannung  nachgeführt. 
Die  andere  Hälfte  in  Depots,  welche  nicht  über  24  Meilen  von 
der  ersten  Aufstellung  des  Bundesheeres  entfernt  sein  dürfen,  zur 
Abführung  bereit  gehalten.  Für  diesen  Theil  wird  eine  eigene 
Bespannung  nicht  gefordert.  (§.41.  Hospitäler).  Von  den  auf 
den  zehnten  ( '/j„)  bis  zwölften  (7i2)  ^beil  der  Stärke  des  aus- 
gerückten Bundesheeres  zu  berechnenden  Feldhospitälern  ist 
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♦lie  Iliillie  zu  s  lohend  tu  uiiil  die  aiulcie  Hälfte  zu  beweg- 
lich eu  Iluspilalerii  eiiizurichleu  (§.  21),  und  nach  §.  14  mit 
einem  hinlängliclRii  ärztlichen  und  Hospital-Personale  zu  versehen. 
Das  Hiuules-SauiläUreylcint'nt  cnlhäll  die  näheren  Bestimmungen. 
(§.  42.  Pro  vian  Ico  lun  ne  u  ).  Zugleich  mit  der  Aufstellung  des 
Meeres  erfolgt  die  Bildimg  der  Provi  an  tcol  onncn  in  der  Art, 
dass  hei  jedem  Armeecorps,  ausser  demjenigen,  was  die  Trupjjen 
hei  sich  haben,  die  Naturalver|)llegimg  für  die  Mannschalt  wenig- 
stens auf  vier  Tage  mit  eigener  Bespannung  mitgeliihrt  werden 
kann.  Bei  jedem  Armeecurps  sollen  so  viele  Backitfen  mitge- 
liihrt werden,  dass  in  24  Stunden  filr  den  vierten  Theil  der  Alami- 
schaft  gebacken  werden  kann.  Das  Bäckerpersonal  (§.  4), 
welches  militärisch  organisirt  und  bewafl'net  werden  soll,  um  nö- 
thigenfalls  iVu'  die  Vertheidigung  der  Magazine  verwendet  werden 
zu  küinien,  muss  so  berechnet  werden,  dass  auf  jedes  Tausend 
Mann  vier  Bäcker  mit  Einschluss  der  Oberbäcker  kommen.  Das 
nähere  Detail  der  Verpflegung  (vergl.  Abschnitt  IX.)  enthält  das 
Bundes- Verpflegungsreglement.  (§.  43.  B  a  gage  tra  ins,  Feld- 
|)  0  s  t,  P  f  e  r  d  e  -  D  e  p  0  l  s  u  n  d  U  e  b  e  r  s  i  c  h  t  des  Fuhrwesens). 
Zur  Fortschall'ung  der  übrigen  vorschriltsmässigen  Truppenbedürf- 
nisse müssen  die  auf  das  JNothwendigste  zu  beschränkenden  Fuhr- 
werke nebst  Bespannung  vorhanden  sein,  die  in  Bagagetrains 
vereinigt  werden  können.  Für  den  F  eldp  ost  dienst  ist  bei 
jedem  Armeecorps  das  erforderliche  Personal  anzustellen,  das  Fuhr- 
werk und  die  Pferde  anzuschaffen.  Zu  schleunigem  Ersätze  der 
bei  dem  Heere  im  Felde  abgehenden  Pferde  hat  jedes  Armeecorps 
ein  Pferde-Depot  mitzuluhren.  Der  Stand  an  Mannschaft  und 
an  Pferden  für  das  gesammte  Fuhrwesen  des  Gepäckes,  der 
Munition,  der  Lebensmittel,  der  Hospilaleifordernisse,  der  Feld- 
post und  des  Pferde -Depots  ist  nach  beiliegendem  Schema  Ziffer  10 
für  jedes  Armeecorps  nachzuweisen.  (§.  44.  Besatzung  der 
Bundesfeslungen).  Die  Besatzungen  der  Bundesfestungen 
bestehen  aus  den  Truppen,  welche  die  in  Anlage  Ziffer  11  nam- 
haft gemachten  Bundesstaaten  nach  den  bestehenden  Staatsver- 
trägen und  Bundesbeschlüssen  für  diesen  Zweck  zu  stellen  haben. 
Das  Spezielle  sowohl  hinsichtlich  der  Friedensbesatzung, 
des  Minimums  und  der  vollen  Kriegsbesatzung  und  wegen 
des    nach    dem    Bedürfnisse   der   Plätze   ermittelten   Verhältnisses 
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der   verschiedenen    WatTeugatlungen   ist   aus    vorerwähnter  Anlage 
zu  ersehen." 

§.  500. 

d)  Die  noch  geltenden  fünf  letzten  Abschnitte  (VI. — X.) 

der  Grundzüge  der  Kriegsverfassung  des  Bundes  vom 

11.  Juni   1822*). 

a)    VI.  Abschnitt   der  Grundzüge    der  Kriegsverfassnng. 

Oberfeldherr. 

„(§,  45.)  Der  0  her  f  elilherr  wird  jedesmal,  wenn  die  Auf- 
stellung des  Kriegslieeres  beschlossen  wird,  von  dem  Bunde  in 
der  engeren  Versammlung  erwählt.  Diese  Stelle  hört  mit  der  Auf- 
lösung des  Bundesheeres  wieder  auf.  (§.  46.)  In  Fällen,  wo  man 
nur  einen  Theil  des  Bundesheeres  zusammenzuziehen  für  uöthig 
erachtet,  bleibt  es  der  Beschlussnahme  der  Bundesversaramhmg 
vorbehalten,  wegen  des  Oberhefehls  besond(^re  Verfügung  zu  IrefFen. 
(§.  47.)  Der  Oberfeldherr  verhält  sich  ziun  Bunde,  wie  jeder  com- 
mandireude  General  zu  seinem  Souverain;  die  Bundesversammlung 
ist  daher  seine  einzige  Behörde,  welche  mit  ihm  durch  einen 
aus  ihr  gewählten  Ausschuss  in  V'erbindung  steht.  (§.  48.)  Der 
Oberfeldberr  wird  von  der  Bundesversammlung  in  Eid  und  Pflicht 
des  Bundes  genommen;  er  erhält  von  derselben  allein  Vollmachten 
und  Befehle,  auch  in  besonderen  Fällen  spezielle  Instruktionen; 
er  erstattet  an  dieselbe  seine  Berichte  unmittelbar.  (§.  49.)  Wenn 
der  Oberfeldherr  in  Eid  und  Pflicht  genommen  ist,  und  seine  all- 
gemeine Instruktion  von  der  Bundesversammlung  erhalten  hat,  so 
bleibt  es  ihm  allein  überlassen,  den  Operationsplan  nach  seiner 
Ansicht  zu  entwerfen,  auszuführen  und  abzuändern,  wie  es  die 
Umstände  fordern.  Er  ist  durchaus  nicht  verbunden,  diesen  Plan 
vor  der  Ausführung  irgend  jemand  mitzulheileii,  und  es  soll  ledig- 
lich von  seinem  besonderen  Vertrauen  abhängen,  wenn  er  die 
Hauptzüge  desselben  mit  einem  oder  mehreren  Gen-^ralen  bespre- 
chen oder  berathen  will.  (Jj.  50 )  Erst  dann,  wenn  er  nach  ge- 
troffenen Einleitungen  zur  wirklichen  Ausführung  geschritten  sein 

*)  Da  auch  diese  ßestinunuDgen  keinen  Auszug  leiden,  und  üi)erdies  die 
lünf  ersten  Abschnitte  vollständig  auJgenoninien  werden  niussleu ,  so  sind 
auch  diese  vollständig  mit  den  Textes» oitcu  hier  aurgenoiumen  worden. 
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wird,  ist  er  verptliolitel,  der  niindi'svorsainndiiiig  die  l'miisse  sei- 
ms  Operationsplaiies  vorzuleben.  Er  imiss  jedoch  denselben  anf 
das  nmstündlirliste  aufsetzen,  damit  für  alle  Zufälle,  die  ihn  per- 
sönlich Irelleri  können,  so  voriresorgt  sei,  dass  sein  Nachfolger 
das  Ganze  vollständig  einsehen  und  folgerecht  verfahren  kOnne. 
(§.  51.)  Ausser  dem  Oberfeldhcrrn  wird  von  der  Bundesversamm- 
limg  auch  ein  (j  e  n  e  r  a  1 1  i  e  u  t  e  n  a  n  l  des  Bundes  gewählt.  Diesem 
gebührt  in  allen  Fällen,  welche  eine  Stellvertretung  im  Ober- 
commando  des  Heeres  fordern,  die  zeitliche  Verwesung  der  Ober- 
IVldherrnstelle,  mit  ganz  gleichen  Rechten,  wie  die  des  Oberfeld- 
herrn. Sobald  der  bisherige  Oberfeldherr  das  Obercommando 
wieder  übernimmt ,  oder  ein  Neugewählter  in  dasselbe  eintritt, 
kehrt  der  Generallieutenant  des  Bundes  in  sein  früheres  Verhält- 
niss  zurück.  (§.  52.)  Als  Generallieutenant  des  Bundes  soll  einer 
der  Corps»  oniinandiinten  gewählt  werden,  welcher  jedoch,  solange 
nicht  der  Fall  der  Stellvertretung  oder  Einberufung  von  Seiten 
des  Oberfeldliorrn  stattfindet,  ohne  Vorrecht  vor  den  übrigen  Corps- 
commandanten bei  seinem  Corps  verbleibt.  (§.  53.)  Der  Ober- 
feldherr hat  die  Befugniss,  wegen  Einstellung  der  Feind- 
seligkeilen IJebereinkünfte  abzuschliessen,  wenn  dadurch  grosse 
Vortheile  zu  erreichen  sind,  oder  Gefahr  auf  dem  Verzuge  haftet. 
Er  soll  jedoch  förmliche,  allgemeine  VVaffenstillstands-Verträge  nur 
unter  vorbehaltene:  Genehmigimg  des  Bundes  abschliessen  können. 
(§.  54  )  Der  Oberfeldherr  kann  über  die  Aufstellung,  Bewegung 
und  Verwendung  der  ihm  anvertrauten  Streitkräfte,  auch  die  allen- 
falls nöthigen  zeitlichen  Detac  hiru  ngen,  nach  seinem  Ermessen 
verfügen,  jedoch  mit  Beobachtung  der  festgesetzten  Heereseinthei- 
lung,  die  er  nie  abändern  darf,  und  der  Beisammenhaltung  der 
von  Einem  Staate  gestellten  Corps,  in  Fällen,  wo  diese  ohne  Nach- 
theil berücksichtigt  werden  kann.  Alle  Detachirungen  und  solche 
Maassregeln.  welche  in  die  organischen  Kriegsverhältnissc  eingrei- 
fen, können  nur  so  lange  dauern,  als  es  militärische  Riicksichten 
erfordern,  und  kein  Corps  darf  hierdurch  bis  zu  dem  Grade  ge- 
schwächt werden,  dass  es  nicht  mehr  als  selbststäiidigei  Körper 
bestehen  könnte.  (§.  55.)  Zu  dem  als  Reserve  aufzustellenden 
Armeecorps  stossen  besonders  zu  bildende  Cavallerie-  und 
Artillerie  -  Massen,  zu  deren  Bildung  alle  Arn)eecorps  des 
Bundesheeres  nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Cavallerie  und  Artillerie 
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beitragen.  Der  Oberfeldlierr  kann  zu  diesem  Beliufe  von  jedem 
der  ungemischten  Armeecorps  bis  zu  einem  Fünftel,  und  von  jedem 
gemischten  Corps  bis  zu  einem  Sechstel  der  Cavallerie,  ferner 
von  jedem  Armeecorps  bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stücken 
Geschützes  beordern.  AVenn  durch  vom  Bunde  genehmigte  Ein- 
richtungen die  Zahl  der  Reiterei  eines  Corps  sich  gegen  den  ma- 
trikularmässigen  Betrag  mindert,  so  wird  die  Zahl,  um  welche  sie 
vermindert  wird,  an  dem  Quantum  abgezogen,  welches  detachirt 
werden  kann.  (§.  56.)  Obige  Bestimmung  eines  Maximums  soll 
den  Oberfeldherrn  nicht  hindern,  für  den  Tag  einer  Schlacht  die 
Reserve  durch  Infanterie,  Cavallerie  und  Artillerie  einzelner  Corps 
nach  seiner  Einsicht  insoweit  zu  verstarken ,  als  es  die  Schlag- 
fertigkeit der  einzelnen  Corps  gestattet.  (§.  57.)  Der  Oberfeldherr 
hat  das  Recht,  die  Befehlshaber  der  aus  den  verschiedenen  Corps 
herauszuziehenden  Cavallerie-  und  Artillerie-Massen  aus  den  Gene- 
ralen des  Bundesheeres  nach  seinem  Ermessen  zu  ernennen. 
(§.  58.)  Wenn  schon  die  innere  Einrichtung  der  Contingente, 
nach  ihrem  Ausrücken,  auch  im  Kriege  den  einzelnen  Bundes- 
staaten überlassen  bleibt ,  so  ist  doch  der  Oberfeldherr  befugt, 
die  Mannschaft  sowohl,  als  das  Materielle  der  verschiedenen  Con- 
tingente zu  mustern,  zu  Hebung  allenfallsiger  Mängel,  welche 
auf  die  Schlagfertigkeit  Einfliiss  nehmen  können,  sich  an  die  be- 
I reffende  Regierung  zu  wenden,  und,  wenn  er  es  für  nöthig  hält, 
auch  desswegen  Anträge  bei  der  Bundesversammlung  zu  machen, 
welche  ohne  Verzug,  mit  Anwendung  der  über  die  Kriegsverfassung 
aufgestellten  Grundsätze,  darüber  einen  Beschluss  fassen  und  für 
dessen  Ausführung  Sorge  tragen  wird.  (§.  59.)  Die  Bestimmung 
der  Militairstrassen,  die  Anlage  von  Hospitälern  und  Magazinen, 
sowie  die  Bezeichnung  der  ^'erpflegungsbezirke  der  Corps  und 
überhaupt  aller  Maassregeln  zur  Sicherstellung  der  Armeebedürf- 
nisse und  der  Wohlfahrt  des  Heeres  sind  dem  Oberfeldherrn,  mit 
Beachtung  der  Eigenthumsrechte  und  unter  dem  nötbigen  Beneh- 
men mit  den  Landescommissarien,  lediglich  zu  überlassen. 
(§.  60.)  Der  Oberfeldberr  kann  die  Individuen,  welche  sich  aus- 
zeichnen, ihren  Landesherren  zur  Belohnung  empfehlen. 
(§.  61.)  Um  in  den  Felddienst  des  Bimdesheeres  die  nöthige  Ueber- 
einstimmnug  zu  bringen,  hat  der  Oberfeldherr  das  Recht,  darüber 
Bestimmungen  durch  Armeebefehle  zu  erlassen,  soweit  solche 
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lilr  (las  Allgonioine  nolliweiulig  sind,  iiiid  nirlit  in  die  inntTC  Ein- 
rirhtung  dor  Corps  eingreifen.  (§.  62.)  Damit  den  Hundesstaaten 
liher  gleirhmSssige  Behandlung  aller  Theile  des  Bundesheeres  volle 
Beruhigung  verschallt  werdr,  so  wird  aus  dem  Gi-neralslahe  der- 
selhen  für  jedes  Armeecorps  ein  höherer  Offizier  in  das 
Hauptquartier  abgesendet,  dem  hei  dem  Oberfeldherrn  und  allen 
übrigen  Chefs  freier  Zutritt  gebührt,  unj  mit  denselben  über  die 
Angelegenheiten  des  Corps  sich  zu  benehmen  und  dessen  Inter- 
essen zu  vertreten.  (§.  63.)  Bei  den  combinirlen  Corps  kann 
diesem  höhereu  Offiziere  noch  ein  anderer  von  niedrigerem  Bange 
von  jeder  Division  beigegeben  werden,  um  die  einzelnen  Divisionen 
in  demselben  Corps  zu  vertreten.  (§.  64.)  Diese  höheren  Offi- 
ziere sind  die  Organe  zwischen  dem  Oberfeldherrn  und  den  ein- 
zelnen Regierungen  sowohl ,  als  den  betrelTenden  Corps.  Dem 
Oberfeldherrn  ist  es  jedoch  in  besonderen  Fällen,  wo  er  es  räth- 
lich  findet,  frei  gestellt,  sich  unmittelbar  an  die  Regierungen  zu 
wenden,  und.  wie  es  srch  von  selbst  versieht,  alle  .Ausfertigungen, 
welche  auf  Operationen  Bezug  haben,  durch  die  ihm  untergebenen 
Stellen,  ebenso  an  die  Corps  zu  erlassen.  (§.  65.)  Der  Bundes- 
feldherr kann  nicht  zugleich  Befehlshaber  irgend  einer  Heeres- 
ablheilung  sein.  Ueberhaupt  kann  kein  General  zugleich  das  un- 
millelbare  Commando  über  eine  höhere  und  eine  niedere  Ablhei- 
hnig  führen.  Mit  dem  Antritte  eines  jeden  höheren  AVirkungs- 
kreises  wird  der  niedere  an  den  Nächstfolgemlen  im  Hange  in 
derselben  Heeresabtheilung  in  der  Zwischenzeit  abgetreten.  (§.  66.) 
So  wie  der  Oherfeldherr  mit  ausgedehnter  Vollmacht,  durch  nichts 
beengt,  mit  Kraft  und  Nachdruck  seine  Beschlüsse  verfolgen  kann, 
so  ist  er  auch  tiir  feblerhalte  Entwürfe  oder  Irrthünier  in  grossen 
Combinationeii  dem  Bunde  persönlich  verantwortlich.  Der 
Bund  kann  ihn  einem  Kriegsgerichte  unterwerfen,  welches  ans 
einem  Feldmarscballe,  General  der  Infanterie  oder  Cavallerie,  als 
Präsidenten,  von  der  Bundesversamndung  gewählt;  zwei  Eeldzeug- 
meistern,  oder  Generalen  der  Infanterie  oder  Cavallerie.  zwei  Ge- 
nerallieutenants; zwei  Generalmajors,  aus  dem  Bundi>lieere  dazu 
commandirt;  einem  Generalauditor,  von  dem  Staate  des  Oberfeld- 
berrn ;  einem  Defensor,  von  dem  Oberfeldherrn  selbst  gewählt, 
bestehen  soll,  und.  nach  Lntersuchung  des  Thatbeslandes,  ihn  nacb 
dem  Gesetzbnche  desjenigen  Staates,  zu  dem  er  gehört,  zu  richten 
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hat.  Von  dfii  ali^  Beisitzer  zu  diesem  Kriegsgerichle  bestimmten 
st'clis  (ieneralen  ist  Einer  von  Oesterreich,  Einer  von  Preussen, 
Einer  von  Bayern  und  Einer  von  jedem  der  drei  gemischten 
Armeecorps  zu  comraandiren.  Die  Commandiruug  geschieht  auf 
Einladung  der  Bundesversammlung  an  die  hetreffenden  Staaten. 

§.  501. 

ß)  VII.  Abschnitt   der  Grnndziige  der  Kriegsverfassnng. 
Corpscommandanten. 

(§.  67).  Die  Befehlshaber  der  ungemischten  Corps  er- 
halten diejenigen  Rechte,  welche  der  Souverain.  dessen  Corps  sie 
Itefehligtn.  in  Uebereiustimmung  mit  den  angenommenen  Grund- 
sätzen der  Bundes -Kriegsverfassung,  ihnen  zu  ertheilen  für  gut 
ündet.  Was  aber  die  Befelilshaber  der  zusammengesetzten 
<'.or|)s  betrilTt.  so  treten  dabei  folgende  Grundsätze  in  Anwendung 
('§.  68.  bis  75;.  (§.68).  Die  zus  am  m  en^'e  s  etzten  Armee- 
corps  werden  jedes  von  einem  General  befehligt,  der  aus  den- 
jenigen Staaten  oder  den  Truppen  derselben,  deren  Contmgente 
das  Armeecorps  bilden,  genommen  werden  soll.  (%.  69).  Die 
Corpscommandanten  können  zwar  die  Eintheilnng  ihrer  .\rmee- 
corps  nicht  andern:  allein  sie  sind  befiiirt.  zum  Behufe  der  ihnen 
übertragenen  Operationen  alle  augenblicklichen  Detachirungen  vor- 
zunehmen, welche  der  Dienst  erfordert.  Die  Bestimmung,  welche 
Truppen  sowohl  zu  diesen .  als  zu  den  von  dem  Oberfeldherrn 
\erfügten  Entsendungen  verwendet  werden  sollen,  bleibt  den  Corps- 
commandauten  überlassen.  Der  Oberfeldherr  kann  nur  ausnahms- 
weise in  besonderen  und  dringenden  Fällen  direct  danilipr  ver- 
fugen. Er  hat  jedoch  den  betrelTenden  Corpscommandanten 
gleichzeitig  davon  in  kennlniss  zu  setzen,  und  solche  Detachi- 
rungen nicht  contingentweise.  sondern  nach  den  bestehenden 
l'nteiabtbeilungen  der  Corjis  in  Divisionen,  Brigaden.  Reginienter 
u.  s.  w.  zu  verfügen.  (§.  70.)  Die  Corpscommandanten  haben 
im  Dienste  der  einzelnen  Cnntingeiile  eine  ve  rhält  n  issmäs- 
sige  Gleichheit  unter  diesen  zu  beobachten.  (%.  11  )■  Die 
Corpscomraandanlen  haben  das  Recht,  die  unter  ihren  Befehlen 
stehenden  Corps  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Mannschall,  als  auf 
das  Material  ebenso  zu  mustern,  wie  derObcrf<ldherr    (§.  72j. Zur 
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Krhalliing  der  inn'»rpn  Ordnung  können  sie  die  ihnen    m  Gebole 
-lebenden    polizeilichen    Mittel    verwenden,    nod    alle   ihre 
I.'nlei^beneo  wegen  militärischer  Vergehen  in  Arrest  nehmen  and 
provisorisch    suspendiren.      Jede    Lintersuchuug   und  Aburtheilung 
muss  aber   den  betreffenden  Militäi^erichten   Ol>erlassen  und   dem 
Corpscoramandanten   die  Abschrift  aller  Urtheilssprilche  Ober  die- 
jenigen Vergehen  milgetheilt  werden,  deren  rntersachung  er  ver- 
anlasst hat.     ($.  73).    Den   Corpsrommaudanten    steht   das  Recht 
zu,  Individuen,    welche  sich  besonders   auszeichnen,  dein 
Oberfeldherm    und   den    betreffenden   Regierungen    zu    empfehlen, 
(f.  74).  Die  Corpscommandanten  haben  das  Recht,  sich  den  Chef 
ihres  Geueralstabes.    ihren    Generaladjutanten   und    eine   hin- 
längliche Anzahl  Offiziere  des  Generalstabes   unter   den  Offizieren 
derjenigen  verschiedenen  Staaten  auszuwählen .  deren  Contingenle 
das  Corps  bilden  und  sich  diese  von  den    betreffenden  Regierun- 
gen zu  erbitten.     Die  Beamten  der  Verwaltungszweige   und   übri- 
gen Anstalten  werden  von  denjenigen  .Staaten  gewählt,  deren  Con- 
tingente  zusammen  das  Armeec«rps  bilden.     (§.   75).  Die  an  den 
combinirlen  Corps  und  Divisionen  Tlieil  habenden  Staaten  werden 
sich   unter   einander   sowohl    über    die   Art    und  Weise    der  Wahl 
der  Corps-  und  Divisionscommandanten,    als    auch    über  die  Ein- 
richtung   des    Generalstabes    und   der   übngen    Verwallungszweige 
vereinigen,  und  diese  Uebereinkunft .    drei  Monate  nach  Annahme 
der  zweiten  Abtheilung  der  «näheren  Bestimmungen"^,  der  Bundes- 
versammlung anzeigen.    Da.  wo  sie  sich  nicht  vereinigen  können, 
wird  die  Bundesversammlung  vermittelnd  einwirken  ond  nöthigen- 
falls  entscheiden.     (§^.  76).   Wenn  der  Befehlshaber  eines  gemisch- 
ten oder  ungemischten  Armeecorps  sich  durch  den  Oberfeldherm 
m  Rechten    des  Corps  oder    der   dasselbe    bildenden  Contingente. 
die  er  zu  vertreten  hat.  verletzt  glaubt,  so  bat  er  davon  die  An- 
zeige an  die  Regieruug  des  betreffenden  Bundesstaates  zu  machen, 
welebe  sodann  seine  Beschwerde  der  Bondesversamnilung  vor- 
logen   kann.     (§.   77).  Glaubt    ein    Corpscomniandant    aber,    dass 
ihm  in  seinen  persönhchen  Rechten  zu  nahe  getreten  worden,  so 
kann    er   eine  unpartheiische    Untersuchung    fordern.     Ist  die 
Veranlassung    von  der  .Art,   dass  Corpscommaudanten  durch  Ein- 
griffe des  Oberfeldherrn  in  ihre  Rechte  oder  durch  sonstige  Will- 
kührlichkeiten   iresriindete    Beschwerden   zu    haben   glauben,    und 


746  S-  •^•^2-     BiUlunp:  des  Hauptqna'tieres. 

(lesslialh  eine  Untersuchung  gegen  den  Oberfeldherrn  fordern,  so 
sind  die  Corpscommandanten  berechtigt,  sich  auf  dem  Dienstwege 
durch  den  Oherfeldhcrrn  von  der  Bundesversammhnig  ein  Kriegs- 
gericht zu  erbitten.  Diese  wird  sodann  drei  Bundesstaaten  wäh- 
len ,  welche  zu  dem  niederzusetzenden  Kriegsgerichte  —  ähnlich 
jenem  für  den  Oberfeldherrn  bestimmten  —  die  nöthigen  Offiziere 
nebst  dem  Auditor  zu  commandiren  haben.  Alle  anderen  Unter- 
suchungen, welche  die  Corpscommandanten,  etwa  durch  Be- 
schwerde gegen  einander  oder  gegen  ihre  Untergebenen  veran- 
lasst, wünschen  sollten,  können  nur  bei  dem  Oberfeldherrn  im 
gewöhnlichen  Dienstwege  nachgesucht  und  von  ihm  die  diesfall- 
sigen  Kriegsgerichte  angeordnet  werden.  (§.  78).  Die  Verhält- 
nisse der  Befehlshaber  der  zusammengesetzten  Divisio- 
nen und  Brigaden  sind  in  ihrem  Wirkungskreise  denen  der 
Corpscommandanten  analog. 

§.  502. 

Y)  VITI.  Abschnitt  der  Giiindziig,e  der  Kriegsverfassiiiig. 
Bildung  des  Hauptquartiers. 

(§.  79).  Die  Geschäfte  des  Hauptipiartiers  zerfallen  in  zwei 
Hauptabtheilungen :  in  die  Leitung  des  Heeres  im  Allgemeinen, 
und  in  die  Leitung  besonderer  Zweige.  Die  erste  enthält:  1)  die 
I-eitung  der  Operationen  und  Bewegungen;  2)  die  Evidenthaltung 
und  Ergänzung  des  Standes,  den  inneren  Dienst;  3)  die  ökono- 
mische Leitung,  die  Pflege  und  NVartung  des  Heeres.  Die  zweite: 
1)  die  Artilleriedirection ;  2)  die  Geniedireclion;  3)  die  Heeres- 
polizei. (§.  80).  Die  Geschäfte  der  ersten  Ab'heilung  führen  der 
Generalquartiermeislcr,  der  dirigirende  Generaladjulant,  der  Gene- 
ralintendant;  die  der  zweiten,  der  General- Genie-,  der  General- 
Arfillerie-Director  und  der  Chef  der  Heorespolizei  —  sämmtlich 
in  gleichen  Dienstverhältnissen  und  in  Gemässheit  der  vom  Ober- 
feldherrn erhaltenen  Befehle.  Die  Tabelle  Nr.  12.  bezeichnet  den 
Wirkungskreis  der  verschiedenen  Chefs,  das  Detail  der  Einlbei- 
lung  und  die  dazu  nöthigen  Individuen.  (§.  81).  Der  Olterfeld- 
herr  hat  das  Recht,  sich  den  Generalquartiermeister,  den  dirigi- 
renden  Generaladjutanten ,  den  Generalauditor  und  den  dirigiren- 
den  Arzt  zu  wählen,  auch  seinen  Generalstab  selbst  zu  bestellen. 
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Por  Gonpralliciitenant  do?  Bundes,  die  Direotoivn  dos  Arlillorie- 
iiiid  Genie- Wesens,  der  Chef  der  Ileerespolizei  nnd  der  General- 
intendant ,  mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Vorständen  der 
Verwaltungszweige,  werden  von  dem  Bunde,  welcher  auf  die  Vor- 
schläge des  Oberfeldherrn  die  geeignete  Rücksicht  nehmen  wird, 
gewählt  und  in  Pniclilcn  genommen.  (§.  82).  Der  Oberfeldherr 
wird,  sobald  er  den  Oberbefehl  des  Heeres  übernommen  hat. 
sämmtliche  im  Hau[)t(inartiere  angestellte  Offiziere  und  Beamtf. 
welche  nicht  bereits  von  der  Bundesversammlung  selbst  vereidet 
sind,  im  Namen  und  aus  Auftrag  derselben,  in  Eid  und  Pflichten 
des  Bundes  nehmen.  (§.  83).  Der  Oberfeldherr  unterzeichnet 
alle  Befehle ,  welche  an  die  verschiedenen  Zweige  und  Abtheilun- 
gen ausgefertigt  werden.  Nur  ausnahmsweise  und  in  dringenden 
Fällen  können  die  betreflenden  Referenten,  jeder  in  seinem  Fache, 
im  Namen  des  Oberfeldherrn  Weisungen  unterzeichnen,  welche 
indessen  jedesmal  an  die  Corpscommandanten  und  nie  an  die 
denselben  untergeordneten  Zweige  gerichtet  sein  müssen.  (§.  84).  Der 
Oberleldherr,  welcher  für  die  Dauer  des  ihm  übertragenen  Befehls 
u  u  r  im  Dienste  des  Bundes  steht ,  bezieht  auch  nur  von  diesem 
seinen  Gehalt  und  alle  sonstigen  Emolumente.  Die  übrigen  im 
llauptcjuartiere  und  bei  der  Intendanz  angestellten  Individuen  er- 
halten zwar  ihie  gewolinlichi*  Gage,  Besoldung,  Löhnung  und  Nü- 
turverpflegung  —  nach  dem  Range,  welchen  sie  im  Dienste  des 
Rundesstaates  einnehmen,  zu  welchem  sie  gehören  —  von  diesen 
Bundesstaaten.  Dagegen  aber  werden  alle  übrigen  Unkosten ,  die 
aus  der  Zusammensetzung  des  Hauptquartiers  und  der  Intendanz 
hervorgehen,  aus  der  Kriegskasse  bestritten,  nämlich :  1)  die  Tafel- 
gelder und  ausserordentlichen  Zulagen  an  Geld  und  Naturalien 
für  das  gesammte  Personale  des  Hauptquartiers  und  der  Inten- 
danz; 2)  der  Aufwaiul  für  die  verschiedenen  Kanzleien  jener 
Zweige  und  für  ihren  Transport;  3)  die  geheimen  Auslagen  für 
Kundschaften  u.  s.  w. ;  4)  die  Besoldung  und  Verpflegung  aller 
im  Hauptquartiere  angestellten  Individuen,  die  nicht  zu  dem  einen 
oder  dem  andern  Contingente  des  Bundesheeres  gehören.  (§.85).  Die 
einzelnen,  von  der  Bundesversammlung  zu  ernennenden  Chefs, 
sowie  die  übrigen  Chargen  im  Hauptquartiere,  köiuieu  aus  den  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  im  Sinne  des  §.  81.  der  Grundzüge  ge- 
wählt  werden.     Die   diesen  Individuen   in  Folge   ihrer   bundesge- 


748     §•  •^'^•^'  Verpfleeriinji.   Eigänzemh-r  Hiindpsbpschliiss  vom    12.  Juli   1SI^;{. 

mausen  AnstpUmig  zukommendon  (lebühreii  sind  in  dem  Verptlegs- 
roglement  enthalten,  gleichwie  der  Wirkungskreis  der  Letzleren, 
nämlich  die  Chargen,  im  Dienstreglement  näher  bezeichnet  ist. 

§.  503. 

(5")   IX.  Abschnitt   der    Griindzüge   der  Kriegsverfassung. 

Verpflegung.     Ergänzender  Bundesbeschluss  vom  12.  Juli 

1833,    in  Betreff  der   Bezahlung   und    Unterhaltung    der 

Contingente  der  vom  Feinde  besetzten  Bundesstaaten. 

I.  lieber  die  Verpflegung  des  Bundeslieeres  enthält  der  nur 
aus  einem  einzigen  Paragraphen  bestehende  IX.  Abschnitt  der 
Grundzüge  der  Kriegsverfassung  folgende  Bestimmung:  (§.  86). 
„Sobald  die  Contingente  des  Bundesheeres  unter  die  Befehle  dos 
Oberfeldherrn  treten,  geschieht  die  Verpfleg  ung  derselben  nach 
den  Vorschriften  des  für  das  Bundesheer  entworfenen  Verpflegs- 
reglements,  welches  zugleich  die  Instruktionen  für  die  verschiede- 
nen \'erj)flegsbeamten  enthäll."  II.  Durch  Bundesbeschluss  vom 
12.  Juli  1823,  Separalprotokoll  der  21.  Sitzung,  wurde  in  BetrefV 
der  Bezahlung  und  Unterhaltung  der  Contingente  vom  Feinde 
besetzter  Bundesstaaten  noch  weiter  beschlossen:  1)  „Wenn 
ein  Bundesstaat  im  Laufe  des  Krieges  vom  Feinde  ganz  besetzt 
wird,  so  sollen,  für  die  Dauer  der  Besetzung,  die  Unterhaltungs- 
kosten seines  Contingents  als  gern  ein  schaftliche  Last  vor- 
sch  u  ssweise  getragen  worden.  Auch  bei  theilweiser  Besetzung 
eines  solchen  Bundesstaates  hat  die  Bundesversammlung  die  Be- 
fugniss  nach  Befund  der  Umstände  eine  verhällnissmässige  Unter- 
stützung zu  gleichem  Zwecke  als  Vorschuss  zu  bewilligen.  Die 
Wiedererstattung  dieser  Vorschüsse  findet  erst  nach  geschlosse- 
nem Bundesfrieden  statt;  ihr  gänzlicher  oder  theilweiser  Nachlass 
kann  jedoch  aus  besonderen  Gründen  beschlossen  werden.  Die 
näheren  Bestimmungen  über  den  Vollzug  dieser  Maassregel  sind 
in  dem  Verpflegungsreglement  füi   das  Bundesheer  enthalten." 
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§.    504. 

i)  X.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Kriegsverfassung. 
Gerichtsbarkeit. 

„(§.  87).  Die  Gerichtsbarkeit  steht  in  der  Regel  den  Ue- 
lehlslialjein  der  Corps,  Divisionen,  Brigaden  und  Regimenter  zu. 
(§.88).  Die  Bundesstaaten  werden  dieGränzen  der  Gerichts- 
liarkeit  hestinunen,  welche  sie  den  Commandanten  ihrer  Corps, 
Divisionen  und  Contingenle  übertragen  wollen,  und  hiebei  bedacht 
sein,  die  Befugniss  in  der  möglichsten  Ausdehnung  zu  ertheilen. 
(§.  89).  Jeder  im  Hauptquartiere  angestellte  Offizier  und  Civil- 
heamte  eines  Bundesstaates,  und  jedes  von  den  verschiedenen 
Conlingenten  demselben  zugetheilte  Individuum  gehört  unter  die 
Gerichtsbarkeit  des  betrelTenden  Corps  oder  der  Division.  In 
Fällen,  wo  ein  gerichtliches  Verfahren  über  ein  solches  Indivi- 
duum nothwendig  werden  soUle,  kann  der  Oberfeldherr  nach  Be- 
linden durch  den  Auditor  des  Hauptquartiers  solches  über  die  be- 
gangenen Vergehen  summarisch  instruiren  lassen.  Dann  aber 
müssen  die  Angeklagten,  nebst  den  üntersuchungsakten,  an  ihre 
gerichtliche  Behörde  zur  Aburtlieikmg  abgeliefert  werden.  Diese 
Bestimmungen  haben  auch  für  die  Individuen,  welche  in  den 
Hauptquartieren  der  Arni<^ccorps  angestellt  sind,  ihre  analoge  An- 
wendung zu  finden.  (§.  ÖO).  Diejenigen  Militär-  und  Civil-Bevoll- 
mächligten,  welche  zum  Hauptquartiere  abgeordnet  sind,  und  nicht 
unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Corps  stehen,  können  nur  bei  sol- 
chen Verbrechen ,  wo  Gefahr  bei  dem  Verzuge  stattfände  ,  jenem 
sunnnarischen  Verhöre  unterliegen,  und  müssen  dann  zur  Abui"- 
Iheilung  an  die  betrelleuden  Behörden  abgeliefert  werden.  Wenn 
ilie  Verhaltung  eines  solchen  Abgeordnelen  nothwendig  geworden, 
so  wird  der  Oberfeldberr  den  entsprechenden  Corpscommandan- 
ten unveizüglich  zur  Absendung  eines  provisorischen  Bevollmäch- 
tigten auf  solange  in  das  Hauptquartier  einladen,  bis  von  dem 
(den)  beireffenden  Staate  (Staaten)  eine  neue  definitive  Ernennung 
für  diesen  Platz  eigangen  ist.  (§.  91).  Diejenigen  Individuen, 
welche  durch  freie  Uehereinkunft  und  Annahme  dem  Hauptquar- 
tiere folgen,  sowie  aiich  alle  Fremde,  Kriegsgefangene  u.  s.  w., 
stehen  unter  der  Gerichtsbarkeit  des  Hauptquartiers,  und  werden 
nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates  gelichtet,  von  welchem  der 
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CMii'ilokllieiT  ist.  (§.  92).  Üer  übeiieldherr  bat  das  Recht,  alle 
Bflelilsliaber  des  Heeres  zu  suspeiidiren,  jeden  Uutergebeiien  ver- 
baften  zu  lassen,  und  gorichllicbe  Unteisucbung  über  sie  Lei  ih- 
ren Behörden  zu  veranlassen;  auch  in  Fallen,  wo  Gefahr  mit  dem 
Verzuge  verbunden  wäre,  ein  summarisches  Verhör  derselben  an- 
zuordnen. Bei  den  gemiscblen  Armeecorps  haben  sich  die  be- 
iheiligten Staaten  über  die  Bestimmung  des  Gerichtsstandes  des 
Corpscommandanten ,  der  Divisionärs  und  Brigadiers  zu  vereini- 
gen. (§.  93).  Gegen  das  Vorbrechen  des  Meineides,  des  Verraths, 
der  Feldflüchtigkeit  und  der  Insubordination  werden  im  Bundes- 
heere durch  besondere  K  riegsartikel  Strafbestinunungen  ge- 
trotfen,  welche  dem  gesammten  Kriegsheere  als  gleichförmiges  Ge- 
setz gelten  sollen.  (§.  94).  Die  in  den  Kriegsartikeln  nicht  genann- 
ten Verbiechen  und  Vergehen  werden  nach  den  bei  den  Contin- 
genten  der  einzelnen  Staaten  gültigen  Gesetzen  beurtheilt.  (§.95). 
Der  Oberleldlierr  kann  das  Stand  recht,  nämlich  den  summa- 
rischen, ausserordentlichen  Prozess,  gegen  Militärs  in  allen  jenen 
ausserordentlichen  Fällen  anordnen,  in  welchen  schnelle  Bestra- 
fung des  Beispiels  wegen  notbig  wird ,  und  in  den  Gesetzen  der 
verschiedenen  Bundesstaaten  nicht  ohnehin  schon  das  Slandrecht 
festgesetzt  ist.  (§.  96).  Ebenso  hat  der  Oberfeldherr  das  Recht, 
das  Mar  tialgese  tz,  das  heisst,  das  summarische  peinliche  Ver- 
fahren gegen  den  Bürger  in  Feindesland  zu  verkünden,  und  in 
Folge  dessen  das  Standrecht  anzuordnen.  In  den  Bundesstaaten 
soll  dies  jedoch  nur  nach  gepflogenem  Benehmen  mit  den  be- 
treffenden Regierungen  und  erhaltener  Zustimmung  derselben  ge- 
schehen. (§.  97).  Zur  Handhabung  der  Heerespolizei  wird  eine 
eigene  Gendarmerie  errichtet,  deren  Minimum  auf  Zwei  vom 
Hundert  der  Reiterei  angenommen  und  welche  Zahl  in  das  Ca- 
vallerie-Contingent  eingerechnet  wird.  Das  Reglement  enlbäll  die 
allgemeinen  Bestimmungen  über    ihre  Bildung  und  Dienstleistung. 

§.  505. 
e)  DerB.-Beschluss  v.  24.  Juni  1852  über  den  inilitririschen 
Gerichtsstand  in  Strafsaclien  bei  Bundestroppen,  welelie  in 
Friedenszeiten  zu  Bundeszwecken  zusammenoezogen  werden. 
An  die  Bestimmungen  des  X.  Abschnittes  der  Grundziige  der 
Kriegsverfiissung  des  Biuules  (§.  504.)  reihet  sich  seinem  Inhalte 


§.   505.      Der  niindesbcscliluss  \oin   21     Juni    K^'l.  7'>l 

niH-li  ziiniichst  ein  ßnndosliescliliiss  vom  24.  Juni  1852.  Sitz.  XVI. 
I'idluli.  $.  158.  an,  welclier  illxM"  den  mililiirisclien  (iericlilsslaiid 
in  SliHlsachen  i»t'i  HiMuleslru|)pen,  welclie  in  FriedonszeiUn  zu 
Hiuideszwocken  zusamniei)fiezi»geii  werden ,  naclislelieude  Besliui- 
uiungcn  auCslelll.  „SoJjald  tiundeslruppen  zu  Bundeszwecken  zu- 
sammengezogen sind,  finden  in  Ansehung  der  nicht  uiililäri- 
sclien  Verhrechcn  und  Vergehen  der  Militärpersonen  die  Bestim- 
mungen des  §.  94  der  (irundzüge  der  Kriegs  Verfassung  des  deut- 
schen Bundes  vom  11.  Juh  1822  Anwendung,  jedoch  unter  nach- 
stehenden näheren  Vorschrilten  wegen  des  ^'erfahrens  (§.  1.)  Die 
Mihtärpersonen  liaben  den  miHlärischen  Gerichtsstand  in  Straf- 
sachen jeder  Art  nach  den  in  den  Staaten,  welchen  sie  angehören, 
hestehenden  Gesetzen.  Hieher  sind  auci»  Injurien  und  Polizei- 
sachen, so  wie  Zoll-  und  Steuercontraventionen  zu  rechnen. 
(§.  2.)  Alle  hurgerlichen  Gerichts-  und  Polizeibehörden  sind  au- 
gewiesen, von  den  innerlialh  ihres  Amtsbezirkes  vorkommenden 
strafbaren  Handlungen ,  wobei  Militärpersonen  als  der  Urheber- 
schaft oder  Theilnahme  verdächtig  sind,  der  vorgesetzten  Militär- 
behörde schleunige  Anzeige  über  den  Vorfall  zugehen  zu  lassen, 
auch  derselben  und  dem  belrelTenden  Militärgerichte  jede  zur  Ein- 
leitung und  Durchführung  der  strafrechtlichen  Untersuchung  nöthige 
Miltheilung  zu  machen.  (§.  3.)  Obgleich  vor  den  bürgerlichen 
Gerichten  und  Polizeibehörden  über  diejenigen  Personen,  die  den 
militärischen  Gerichtsstand  in  Strafsachen  haben,  in  Ansehung 
dieser  Sachen  keine  Gerichtsbarkeit  zusteht,  so  sind  sie  doch  zur 
Krgreifung  eilender,  zur  Sicherheit  dienender  Maassregeln  gegen 
die  gedachten  Militärpersonen  in  allen  den  Fällen  befugt  und  ver- 
pilicbtet,  bei  denen  Gefahr  auf  dem  Vollzuge  haftet,  d.  h.  wo  kein 
militärischer  Vorgesetzter  an  Ort  und  Stelle  gegenwärtig  ist,  und 
eine  dringende  Besorgniss  obwaltet,  dass,  falls  erst  eine  Militär- 
behörde requirirt,  oder  auch  nur  der  nächste  militärische  Vor. 
gesetzte  um  seinen  Beistand  ersucht  werden  sollte,  die  den  Um- 
ständen nach  zu  eigreifenden  Maassregeln  zu  spät  und  ihr  Ziel 
verfehlen  möchten.  (§.  4.)  Unter  dieser  Voraussetzung  müssen 
die  bürgerlichen  Gerichte  und  Polizeibehörden,  wenn  Mihtärper- 
sonen Aufläufe,  Unridieu,  Schlägereien  oder  andere  Excesse  erre- 
gen, oder  daran  Theil  nehmen,  oder  Jemanden  mit  unerlaubten 
Gcwaltthäligkeiten  bedrohen,  oder  sonst  irgend  ein  Verbrechen  zu 
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begehen  im  ßegrifl'e  sein  möclileii,  denselben  nacbdrikklicb  Ein- 
ball Üiiin  und  nöthigenfalls  dieselben  in  Verhall  nehmen  und  mit 
einer  Anzeige  dessfalls  an  ihre  vurgeselzte  Mililarbeliörde,  läng- 
slens  binnen  24  Stunden  nach  der  Verhaftung ,  ablieleni  lassen. 
(§.  5.)  Ferner  müssen  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  bür- 
gerlichen Gerichte  und  Polizeibehörden,  wenn  eine  Militärperson 
in  ihrem  Amtsbezirke  ein  Verbrechen  begangen,  oder  sich  dessen 
dringend  verdächtig  gemacht  hat,  in  den  geeigneten  Fällen  die 
schleunige  Verhaftung  des  Thäters  oder  dessen  schleunige  Ver- 
folgung veranstalten.  Auch  müssen  in  diesen  Fällen  die  bürger- 
lichen Gerichte  und  Polizeibehörden  diejenigen  Schritte  thun, 
welche  zur  Ausmittelung  der  Wahrheit  und  Aufrechtbaltung  der 
Beweise  gereichen,  und  welche  sicii  nicht  ohne  .N'achtheil  bis  zur 
Dazwischenkunft  der  zuständigen  Militärbehörde  aufschieben  lassen. 
Die  Civilbehörde,  welche  solche  vorläulige  Älaassregeln  ergriffen 
hat,  ist  jedoch  verpflichtet,  hiervon  und  von  der  Veranlassung 
dieser  Maassregel  der  Militairbehörde  unverzüglich  Nachricht  zu 
ertheilen.  Hat  eine  Verhaftung  von  Mililärpersonen  stattgefunden, 
so  müssen  die  bürgerlichen  Gerichte  und  Polizeibehörden  dafür 
sorgen ,  dass  dieselben ,  sobald  als  den  Umständen  nach  irgend 
geschehen  kann,  jedenfalls  innerhalb  der  nächsten  24  Stunden 
nach  der  Verhaftung,  an  die  zuständige  Militärbehörde  abgeliefert 
werden.  (§.  ß.)  Wenn  eine  Militärperson  wegen  eines  gemeinen 
(nicht  militärischen)  Verbrechens  in  Untersuchung  geräth,  welches 
anscheinend  eine  schwere  Strafe  nach  sich  ziehen  würde,  ist  die 
zuständige  Mili  tä  rbeh  ö  rd  e  —  jedoch  nur  nach  Maassgabe  der 
Gesetze  des  eigenen  Landes  —  befugt,  den  Angeschuldigten 
zur  Fortsetzung  der  Untersuchung  und  Bestrafung  an  das  bür- 
geiliilie  Gericht  abzuliefern.  (§.  7.)  Diese  Vorschriften 
gelten  nur  in  Friedenszei  len  und  so  lange  nicht  die  Aul- 
stellung des  Bundesheeres,  bei  bevorstehendem  Kriege,  vom  Bunde 
beschlossen  wird.  In  letzterem  Falle  hat  es  bei  den  Vorschriften 
der  Bundeskriegsverfassung  das  Bewenden." 
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§.   ÖOl>. 

1)  Allgemeine  Cartellconventioii  unter  den  deutschen  Bun- 
desstaaten vom   10.  Febr.   1831   und  vom   17.  Mai  1832, 
die  Auslieferung    von  Deserteuren   und  Militairpflicbtigen 
betreuend.     Verbot  fremder  Werbungen. 

1.  hl  Folge  lies  Artikels  24  der  Grumlzüge  der  Kriegsverlas- 
siing  vom  9.  April  ].&2l  haben  die  souveränen  Fürsten  und  freien 
Städte  Deulsclilands  am  10.  Febr.  löol,  Sitz.  IN'.  §.  25  eine  all- 
gemeine Cartellconvenlion  geschlossen,  deren  Bestimmungen  in 
folgenden  Artikeln  enthalten  sind.  „(Art.  1.)  Alle  von  den  Truppen 
eines  Bundesstaates,  ohne  Unterschied,  oh  solche  zu  Provinzen 
gehören,  welche  im  Bundesgebiete  liegen,  oder  nicht,  unmittelbar 
oder  mittelbar  in  die  sämmllichen  Lande  eines  Bundesgliedes  oder 
zn  dessen  Truppen,  wenn  diese  auch  ausserhalb  ihres  Vaterlandes 
sich  belinden,  desertirende  Mililärpersonen  werden  sofort  und  ohne 
besondere  Reklamation  an  den  Staat  ausgeliefert,  dem  selbige  ent- 
wichen sind.  Gleichmässig  werden  auch  alle  Deserteure,  welche 
in  nicht  zum  Bundesgebiete  gehörige  Provinzen  der  Bundesstaaten 
entweichen,  an  den  Staat  ausgeliefert,  dem  selbige  entwichen  sind. 
(Art.  II.)  Als  Deserteur  wird  derjenige  ohne  Unterschied  der 
Waffe  angesehen,  welcher,  indem  er  zu  irgend  einer  .Abtheilung 
des  stehenden  Heeres  oder  der  bewatfneten,  mit  demselben  iu  glei- 
chem Verhältnisse  stehenden  Landesmacht,  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  jedes  Bundesstaates  gehört,  und  durch  seinen  Eid 
zur  Fahne  verpflichtet  ist,  ohne  Pass,  Ordre  oder  sonstige  Legiti- 
mation sich  in  das  Gebiet  eines  anderen  Staates  oder  zu  dessen 
Truppen  begibt.  Offiziere  niederen  oder  höheren  Ranges,  wenn 
sich  bei  solchen  ein  Desertionsfall  ereignen  sollte,  sind  nur  auf 
ergangene  Requisition  auszuliefern.  (Art.  IIK)  Sollte  ein  Deserteur 
schon  von  einem  anderen  Bundesstaate  entwichen  sein,  so  wird 
er  an  denjenigen  Bundesstaat  ausgeliefert,  in  dessen  Dienste  er 
zuletzt  gestanden.  Wenn  ein  Deserteur  nur  von  einem  Bundes- 
staate zu  einem  fremden  Staate  und  von  diesem  zu  Truppen  eines 
anderen  Bundesstaates  entweicht,  so  wird  er  an  den  ersten  Bun- 
desstaat ausgeliefert,  falls  zwischen  dem  letzteren  und  dem  frem- 
den Staate  kein  Cartell  besteht.  (Art.  IV.)  iNur  folgende  Fälle 
können    die    Verweigerung    oder    Verzögerung   der   Aus- 
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lieferung  begründen,  a)  wenn  der  Deserteur  zu  dem  Staate, 
wohin  er  entweicht,  durch  Geburt  oder  rechtliche  Erwerbung  — 
abgesehen  von  dem  anderswo  übernommenen  Militärdienste  —  in 
Unterthansverbande  steht,  also  mittelst  der  Desertion  in 
seine  Heimath  zurückkehrt;  b)  wenn  der  Deserteur  in  dem  Staate. 
in  welcben  er  entwichen  ist,  ein  Verbrechen  begangen  hat,  in 
welchem  Falle  die  Auslieferung  erst  nach  erfolgter  Bestrafung,  so 
weit  es  thunlich  ist,  unter  Mittheilung  des  Strafurtheils,  jedoch 
ohne  Anspruch  auf  Erstattung  der  Untersuchungs-  und  Arrest- 
kosten ,  stattfinden  soll.  Schulden  oder  andere  eingegangene  Ver- 
bindlichkeiten geben  aber  dem  Staate,  in  welchem  er  sich  aufhält, 
kein  Recht,  die  Auslieferung  zu  verweigern.  (Art.  V,)  Die  Verbind- 
lichkeit der  Auslieferung  erstreckt  sich  auch  auf  Pferde,  Sä  ttel, 
Reitzeug,  Armatur  und  Montirungsstücke,  welche  der 
Deserteur  milgenommen  hat,  selbst  in  dem  Falle,  wo  der  Deser- 
teur nach  Artikel  IV.  nicht,  oder  nicht  sofort,  ausgehefert  wird. 
(Art.  VI.)  Die  Auslieferung  geschieht  an  den  nächsten  Gränzort, 
wo  sich  entweder  eine  Militärbehörde  oder  ein'  Gensd'armerie- 
commando  befindet.  Wird  ein  Deserteur  von  einem  Bundesstaate 
ausgeliefert,  der  nicht  unmittelbar  an  den  Bundesstaat  gränzt, 
welchem  der  Deserteur  angehört,  so  wird  derselbe  an  die  Militär- 
behörde des  dazwischen  liegenden  Bundesstaates  unter  Ersatz  der 
nothwendigen  Auslagen  übergeben,  von  derselben  übernommen, 
die  Unterhaltungskosten  während  des  Transportes  bestritten  und 
mit  Beobachtung  der  sonstigen  Bestimmungen,  dem  Staate,  dem 
er  gehört,  abgeliefert.  (Art.  VII.)  Sollte  ein  Deserteur  der  Auf- 
merksamkeit der  Behörden  entgangen  sein,  so  erfolgt  die  Auslie- 
ferung auf  die  erste  dessfallsige  Requisition,  auch  wenn  er  in  die 
Militärdienste  des  Staates,  in  den  er  entwichen,  getreten  ist,  oder 
sich  daselbst  ansässig  gemacht  hat.  Die  Requisitionen  gehen  an 
die  oberste  Civil-  oder  Militärbehörde  der  Provinz,  wohin  der  De- 
serteur sich  begeben  hat.  (Art.  VIII.)  Die  Linterhaltungskosten 
der  Deserteure  und  der  mitgenommenen  Pferde  werden  dem  aus- 
liefernden Staate  von  dem  Tage  der  Verhaftung  an  bis  einschliess- 
lich den  der  Ablieferung,  in  dem  Augenblicke  erstattet,  wo  der 
Deserteur  abgeliefert  wird.  Deserteure  und  mitgenommene  Pferde, 
welche  dem  Bundesstaate,  dem  sie  angehören,  zugefügt  werden, 
werden  auf  dem  Wege  dabin  wie  einheimische,  auf  dem  Marsche 
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hegriflVne   Mannschaften    und    Pferdo   verpflegt,    nnd   es   wird  für 
diese  Verpflegung  jedem  Staate  die  nämliche  Vergillung  geleistet, 
welclie    dort   für   (he  Verpflegung  der  eigenen,    auf  dem  Marsche 
hegrifl'enen   Mannschaften   und  Pferde  vorgeschriehen  ist.     Der  Be- 
trag   dieser    zu  vergütenden  Auslagen  ist  ilberall  durch  eine  amt- 
hche  Bescheinigung  auszuweisen.     In  den  Fällen,  wo  der  Deserteur 
durch  verschiedene  Gebiete  lortzuschaflen  ist,  muss  von  der  aus- 
liefernden Behörde  jederzeit  ein  Transportzettel  mitgegeben  werden. 
Diejenigen  Staaten,  durch  welche  der  Deserteur  durcligeführt  wird, 
haben    die    erwachsenen    Unterhaltungskosten     vorschussvveise    zu 
bezahlen,    welche    auf  dem    Transportzeltel    quitlirt    und    so  dem 
nächstvorliegenden  Staate  in  Zurechnung  gebracht  werden,  welcher 
hierauf  bei  der  Auslieferung  den  vollen  Ersatz  erhält.     (Art.  IX.) 
Unlerthanen,    welche  Deserteure    und   mitgenommene  Pferde   ein- 
liefern, erhallen  folgende  Prämie:  für  einen  Deserteur  ohne  Pferd 
8  fl.  C.  M.,  für  einen  Deseiteur  mit  Pferd  16  fl.  C.  M.,  für  jedes 
Pferd   ohne  Mann  8  fl.  C.  M.  —  Obrigkeiten,    welche  einen  De- 
serteur einliefern,    erhalten  keine  Prämie.     (Art.  X.)    Ausser  den 
Unterhaltungskosten    und    der   Prämie   darf   nichts    weiter,    unter 
keinerlei  Vorwand,  er  betreife  Löhnung,  Handgeld,    Bewachungs- 
und Fortschaflimgskosten,  gefordert  werden.     (Art.  XI.)  Allen  Be- 
hörden wird  zur  strengen  Pflicht  gemacht,  auf  Deserteure  zu  wa- 
chen.    (Art.  Xll.)    Alle    nach    der    Verfassung   der   Bundesstaaten 
reserve-,    landwehr-   und    überhaupt  militärpflichtige  Unterthanen 
sie  mögen  vereidet  sein  oder  nicht,   einberufen  sein  oder 
nicht,  welche  ohne  obrigkeitliche  Erlaubniss  in  die  Länder  oder 
zu    den   Truppen    eines    anderen  Bundesgliedes,    sie    mögen    zum 
Bundesgebiete  gehören  oder  nicht,  übertreten,    sind  der  Ausliefe- 
rung unterworfen,  jedoch  nur  auf  besondere  Bequisition  der  com- 
petenten    Behörde.     Mit  den  Unterhaltungskosten   ist  es,    wie  bei 
den  Deserteuren  von  den  Truppen  selbst,  zu  halten.     Eine  Prämie 
wird  aber  nicht  gezahlt.     (Art.  Xlll.)  Allen  Behörden  und  Unter- 
Ihanen    der  Bundesglieder   ist   streng   zu    untersagen,    Deserteure 
oder  Militärpflichtig!!,    welche  ihre  Mililärbefreiung  nicht  hinläng- 
lich   nachweisen  hönnen,    zu  Kriegsdiensten  aufzunehmen,   deren 
Aufenthalt  zu  verheimlichen,  oder  dieselben,  um  sie  etwaigen  Be- 
klamalionen  zu  entziehen ,    in  entferntere  Gegenden  zu  befördern. 
Auch  ist  nicht  zu  gestatten,  dass  eine  fremde  Macht 

48* 
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dergleichen  Individuen  innerhalb  der  Staaten  des 
deutschen  Bundes  anwerben  lasse.  (Art.  XIV.)  Wer 
sich  der  wissentlichen  Verhehlung  eines  Deserteurs  oder 
Militärpflichtigen  eines  anderen  Bundesstaates,  oder  der  Beförde- 
rung der  Flucht  desselben  schuldig  macht,  wird  nach  Landesge- 
setzen des  Hehlers  so  bestraft,  als  wenn  die  desertirenden  oder 
austretenden  Individuen  dem  Staate  selbst  angehörten,  in  dem  der 
Hehler  wohnt.  (Art.  XV.)  Wer  Pferde,  Sättel,  Reitzeug,  Armatur- 
und  Montirungsslücke ,  welche  ein  Deserteur  aus  einem  anderen 
Bundesstaate  bei  seiner  Eutweicbung  mitgenommen  hat,  an  sich 
bringt,  bat  selbige  ohne  Ersatz  zurückzugeben,  und  wird, 
wenn  er  wusste ,  dass  sie  von  einem  Deserteur  herrührten ,  eben 
so  bestraft,  als  wenn  jene  Gegenstände  dem  eigenen  Staate  entwandt 
wären.  (Art.  XVI.)  Eigen  mächtige  Verfolgung  eines  Deserteurs 
oder  austretenden  Militärpflichtigen  über  die  Gränze  ist  zu  untersa- 
gen. Wer  sich  solche  erlaubt,  wird  verhaflet,  und  zur  gesetzlichen 
Bestrafung  an  seine  Regierung  abgeliefert.  Als  eigenmächtige  Ver- 
folgung ist  aber  nicht  anzusehen,  wenn  ein  Commandirter  in  das 
jenseitige  Gebiet  abgesandt  wird,  um  der  Ortsobrigkeit  die  Deser- 
tion zu  melden.  Der  Commandirte  darf  sich  aber  an  dem  Deser- 
teur nicht  vergreifen,  widrigenfalls  er,  wie  vorerwähnt,  zu  bestra- 
fen ist.  (Art.  XVII.)  Jede  gewaltsame  oder  heimliche 
Anwerbung  in  anderem  Territorium.  Verführung  zur 
Desertion  oder  zum  Austreten  von  Militärpflichtigen,  ist  in  dem 
Staate,  wo  solche  geschiebt,  nach  den  Gesetzen  desselben  zu  be- 
strafen. Wer  sich  der  Bestrafung  durch  die  P'lucht  entzieht,  oder 
von  seiner  Heimath  aus  auf  obige  Art  auf  jenseitige  Untertbanen 
zu  wirken  sucht,  wird,  auf  dessfallsige  Repuisition,  in  seinem  Lande 
zur  Untersuchung  und  gesetzlichen  Strafe  gezogen.  (Art.  XVIII.) 
Allen  vor  Abschluss  dieser  allgemeinen  Cartellcouvention  desertir- 
ten  oder  ausgetretenen,  in  den  Art.  L,  IL,  III.  und  XII.  bezeich- 
neten Individuen  wird  .4nmestie  zugestanden,  soferne  sie  ihren 
Wunsch  desshalb  binnen  Jahresfrist  erklären  würden  ^).  (Art. 
XIX.)  Die  Bundesglieder  machen  sich  verbindlich ,  keine  beson- 
deren Cartelle    unter   sich    bestehen  zu  lassen,    oder  von  nun  an 


')  Da  die  Frist  für  diese  Amnestie  längst  abgelaufen  ist,  so  wurde  es 
bei  diesem  Art.  XVIH.  unterlassen,  denselben  seinem  ganzen  Wortlaute  nach 
initzutheilen. 
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einzugehen,  deren  Bestininiiiiigeii  mit  deit  Giiiiidsätzeu  dieses  all- 
gemeinen Carlells  in  Widerspruch  stehen.  (.\rt.  XX.)  Vorstehende 
Cartellcoiivenlion  tritt  vom  heutigen  T^ge  (10,  Fehr.  1831)  an  in 
Wirksamkeit. 

II.  Zur  Erläuterung  und  Ergänzung  der  allgemeinen  Cartell- 
convention  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  17.  Mai  1832, 
Sitz.  XVU.  Protük.  §.  167  weiter  bestimmt:  1)  dass  Gensdarmen, 
Polizeidiener,  Militär-  oder  Sicherheitswachen,  und  überhaupt  alle 
obrigkeitliche  Personen  und  Diener,  soferne  in  ihrer  Dienstobliegen- 
heit die  Wachsamkeit  auf  alle  verdächtige  Individuen  liegt,  keine 
Prämie  (Art.  IV\  der  Cartellconventioii)  ansprechen  können,  wenn 
sie  Deserteure  oder  von  diesen  mitgenommene  Pferde  einliefern. 
2)  Die  übrigen  Bestimmungen  des  Bundesbeschlusses  vom  17.  Mai 
bezweckten  nur,  die  Benützung  der  im  Art.  18  der  Cartellcon- 
venlion  verheissenen  Amnestie  zu  erleichtern,  und  verkündeten 
zugleich  eine  Verlängerung  der  dafür  bewilligten  Frist  bis  zum 
5.  Oktober  1832. 

§.  507. 
g)  Die  BundesfestuDgen. 
a)    Die  Pariser  Verträge    von    1815  und  die  Bundesbe- 
schlüsse vom  5.   October  1820  nnd  28.  Juli   1825. 

I.  Da  die  einzigen  eigentlichen  Reichsfestungen,  Kehl 
und  Phillipsburg  in  dem  Kriege  mit  Frankreich  zerstört  wor- 
den waren  und  nach  der  Bestimmung  des  L  ü  n  e  v  i  1 1  e  r  Friedens 
V.  1801.  art.  VI.  nicht  wieder  hergestellt  werden  durften,  so  ent- 
behrte die  Reichsgränze  gegen  Westen  in  der  letzten  Zeit  des 
Reiches  alles  Schutzes.  U.  In  den  Pariser  Verträgen  von  1815 
wurde  aber  darauf  Bedacht  genommen,  das  Vertheidigungssystem 
des  deutschen  Bundes  auf  neue  Grundlagen  zu  bringen.  Zu  die- 
sem Zwecke  wurde  am  3.  November  1815  beschlossen,  dass 
die  Plätze  Mainz,  Luxemburg  und  Landau  dem  deutschen 
Hunde  zum  Zwecke  der  Befestigung  überlassen  weiden  sollten, 
jedoch  unbeschadet  der  Gebietshoheit  der  betrefl'enden  Landes- 
herren 1).     Zugleich  wurde  bestimmt,  dass  eine  Summe  von  sech- 


M  Extrait  du  prolocole,  Paris,    3.  Nov.   iS15,  in  G.  v.  Meyer,    Staats- 
akten, II.  S.   176. 
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zig  Millionen  Franken  von  den  französischen  Contribulionsgeldern 
auf  die  Befestigung  der  westlichen  Grjinze  Deutschlands  verwen- 
det und  noch  eine  vierte  Bundesfestung  am  Oberrhein  angelegt 
werden  solle-).  III.  Durch  Bnndesbeschluss  v.  5.  Octoher  1820 
eignete  sich  die  Bundesversammlung  drei  von  den  Bevollmächtig- 
ten auf  den  Wiener  Ministerialconferenzen  verabredete  Artikel 
wegen  Uebernahme  der  Bundesfestungen  an,  nämlich:  1)  ..Die 
nach  den  europäischen  Verträgen  bereits  als  Bundesfestungen  be- 
stehenden Plätze  Mainz.,  Luxemburg  und  Landau  werden 
von  dem  Bunde  ilbernoramen.  2)  Die  nöthigen  Vorkehrungen 
zur  unaufschieblichen  Herstellung  und  Vollendung  dieser  Festungen 
sind  sogleich  zu  veranlassen;  und  3)  die  Anerkennung  der  Gar- 
nisonsrechte in  den  Art.  1.  benannten  Plätzen,  findet  in  Gemäss- 
heit  der  bestehenden,  der  Bundesversammlung  in  der  50.  Sitzung 
des  Jahres  1818  vorgelegten  Verträge  statt."  IV.  Durch  Bundes- 
bescbluss  vom  28.  Juli  1825  (Separat-Protokoll  der  XIX.  Sitzung) 
wurden  mit  grosser  Ausführlichkeit  die  Verhältnisse  der  Bundes- 
festungen Mainz,  Luxemburg  und  Landau  zum  Bunde  be- 
stimmt, und  namentlich  die  Grundsätze  für  deren  Uebernahme, 
Erhallung  und  Herstellung  und  den  Geschäfts-Verkehr  der  Gou- 
verneure und  Commandanten  mit  der  Bundesversammlung  aufge- 
stellt. Insbesondere  ist  hierin  ausgesprochen,  dass  diese  Bundes- 
festungen in  Friedenszeiten  unter  den  Befehlen  und  der  speziel- 
len Aufsicht  der  Bundesversammlung  stehen;  im  Kriege  übergibt 
die  Bundesversammlung  diese  ihre  Bechte  an  den  Oberfeldherrn 
des  Bundes.  Die  Gouverneurs,  Commandanten,  Genie-  und  Ar- 
tilleriedirektoren in  Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  so 
wie  auch  die  Rechnungsbeamten  in  den  beiden  erstgenannten 
Bundesfestungen  stehen  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes.  Der 
Sold  und  die  Bekleidung  der  Truppen  werden  jederzeit 
von  dem  Kriegsherrn  bezahlt;  desgleichen  die  Verpfle- 
gung, bis  der  wirkliche  Belagern ngssland  eintritt 3). 


■^)  G.  V.  Meyer,  Staatsakten,  11.  S.  177.  Statt  eines  vierten  Platzes 

sind  später  zwei,  Ulm  und  Käst  alt  als  Bundesfestungen  in  Sl.ind  ge- 
setzt   worden.     Siehe    unten  §    5U9. 

3)  Siehe   den    B.   B.    v.    2S.  .Tuli   1<i25    bei  G.    v.    Meyer.    Staatsakten. 

II.  S.  272.    —    Ueber   die  Verpflegungspllichl  der  titMilzuugslruppeu   in  den 
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§.  508. 

ß)  Die  Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg  und 

Landau. 

I.  Im  Bezug  aut  Mainz  war  schon  durch  Vertrag  zwischen 
den  Kronen  Oesterreich ,  Preussen  und  dem  Grossherzoge  von 
Hessen  vom  30.  Juni  1816.  art.  VIII.  anerkannt,  dass  die  Stadt 
und  das  Gebiet  vun  Mainz,  einschliissig  Gaste!  und  Kostheim, 
unter  der  Souverainetät  vun  Hessen  stellen,  mit  Ausnahme  alles 
dessen,  was  die  Festung  ausmacht,  die  als  Bundesl'estung  er- 
klärt ist  ^).  Die  Garnisonsverhältnisse  und  der  Festungsdienst  in 
Mainz  wurden  durch  eineMilitärcouvention  unter  denselben  Staaten 
zu  Carlsbad,  den  10.  August  1817  geordnet-).  Die  wesentlichsten 
Bestimmungen  dieser  Uebereinkunlt  sind:  1)  Die  Besatzung  von 
-Mainz  soll,  wie  bisher,  aus  einer  gleichen  Anzahl  österreichi- 
scher und  preussischer  Truppen  und  einem  Bataillone  grossher- 
zoglich hessi  scher  Truppen  bestehen.  2)  DerG  ou  verneur  wird 
von  Oesterreich  und  Preussen  von  fünf  zu  fünf  Jahren  alternirend 
ernannt:  ebenso  der  Commandant,  und  zwar  so,  dass  wenn  ein 
Oeslerreicher  Gouverneur  ist,  der  Commandant  von  Preussen  gege- 
ben wird,  und  umgekehrt.  3)  Sehr  ausführlich  sind  die  Bechte  und 
Ptlichten  des  Gouverneurs  und  Commandanlen  bestimmt,  und  ins- 
besondere dessen  personliclK'  Verantworllichkiit  gegen  den  Bund 
hervorgehoben.  4)  Für  das  Maximum  der  Besatzung  im  Frieden 
wurde  die  Zahl  von  7000  Mann  Infanterie  und  200  Pferden  fest- 
gesetzt, hl  Kriegszeiteii  soll  die  Besatzung,  wenn  die  Festung  in 
Belagerungsstaud  erklärt  wird,  nicht  unter  20,000  Mann  Infan- 
terie mit  600  Pferden  bleiben. 

II.  In  Bezug  auf  Luxemburg  war  durch  Vertrag  zu  Frank- 
furt, den  12.  März  1817.  art.  IV — VII.  festgesetzt  worden,  dass 
dievolle  Souverainetät,  sowohl  in  der  Stadt  als  Festung  Lu- 


Bundesfestongen,  siehe  noch  insbesondere  den  B.  B.  v.  19.  Aup.  1S30.  Sitz. 
XXIII.  §.  186.  und  die  nachträgliche  Erläuterung  Oestcrreichs  und  Preus- 
sens,  vom  2ti.  Aug.  1830.  Sitz.  XXIV.  §.  191.  bei  G.  v.  Meyer,  Staats- 
akten, II.   S.  350. 

')  Siehe  den  Vertrag  von  Frankfurt,  d.  30.  Juni  181b  bei  G.  v,  Meyer, 
Staatsakten,  II.  S.    179. 

2j  Bei  G.  v.  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.   152. 
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xembiiry,  dem  Könige  der  Mederlaiide  als  Grosslierzog  von  Luxem- 
burg verbleibt.  Das  Reclil  den  Gouverneur  und  Commandanten 
dieses  Platzes  zu  ernennen,  wurde  von  dem  Könige  der  IVieder- 
lande  an  Preussen  abgetreten.  Die  Besatzung  besteht  zu  drei 
Viertheileu  aus  k.  preussi sehen,  zu  einem  Viertheile  aus  k. 
niederländischen  Truppen').  Nach  dem  Bundesbesehlusse 
vom  28.  Juli  1825  wird  auch  der  Artillerie-  und  Geniedirektor 
in  Luxemburg  von  Preussen  ernannt  ■*).  Durch  Bundesbeschluss 
vom  13.  Juni  1839,  Sitz.  X.  Protok.  §.  143,  wurde  in  Bezug  aul" 
Luxemburg  beschlossen,  1)  dass  die  Verpflichtung  des  Bundes  zur 
Bestreifung  der  baulichen  Herstellung  der  Bundesfestung  Luxem- 
burg als  Grundsatz  ausgesprochen  und  2)  gleichmässig  die  Ver- 
pflichtung der  Gesammtheit  des  Bundes,  die  Kosten  der  Äprovi- 
sionirung  der  Bundesfestung  Luxemburg  für  den  Fall  der  Bela- 
gerung zu  tragen,  anerkannt  werde  ^). 

III.  Landau,  Canlon,  Stadt  und  Festung,  wurde  durch  Ver- 
trag zu  München  den  14.  April  1816  von  der  Krone  Oesterreich 
an  die  Krone  Bayern  zu  vollem  Eigenthume  und  Souverainetät 
abgetreten,  jedoch  die  Festung  mit  ausdrücklichem  Vorbehalte  ih- 
rer Eigenschaft  als  Bundesfestung^).  Durch  Bundesbeschluss  vom 
14.  December  1880,  Sitz.  42.  Protok.  §.  320. ")  wurde  in  Bezug 
auf  diese  Festung  besonders  bestimmt,  1)  dass  das  Bundesrecht 
über  dieselbe  in  Friedenszeiten,  im  Namen  und  Auftrage  des 
deutscheu  Bundes,  von  dem  Könige  von  Bayern  unter  Oberauf- 
sicht des  Bundes  ausgeübt  wird,  und  für  diese  Zeit  die  Wirksam- 
keit der  Militaircommission  als  Zwischeninstanz  zwischen  der 
Bundesversammlung  und  den  Festungsbehörden  ausgeschlossen 
ist.  2)  Sobald  die  Bundesversammlung  nach  Art.  38.  der  Wie- 
ner Schlussakte  einen  Beschluss  über  die  Ergreifung  von  Verthei- 


3)  Sielie  den  Vertrag;  v.  12.  März  1S17  bei  G.  v.  Mever,  Staatsakten, 
IF.  S.   191. 

*)  Siehe  G.   v.   Meyer,  Staatsakten,   II.  S.  275. 

*)  Die  fibrigren  Bestimmungen  dieses  Ruudesbeschlusses  betreffen  nur  die 
Anwendunf?  dieses  Prinzips  und  bereits  früher  ausgeführte  Bauten  und  An- 
M-halfungen.      Vergi.   G.   v.  Meyer,   Staatsakten,   II.   S.   530. 

'•)  Siehe  den  München  er  Vertrag  v.  H.  April  ISIH  bei  G.  v.  Meyer, 
Staatsakten.   II.   S.    190. 

■)   Bei  G.   \.   Meyer,   Staatsakten,  II.  S    :^t7(). 
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diguDgsmaassregeln  lasst,  Irili  die  uiiinittclhare  IJnterordiuiiig  der 
Bundeslesluiig  Liiiidau  unter  die  spezielle  Aulsichl  und  Befehle 
der  Biindesversamniliing  und  des  Oberfeldlierrn  in  gleicher  Weise, 
wie  bei  den  Bundesfeslungen  Mainz  und  Luxemburg,  ein. 
3)  In  Friedenszeilen  werden  nur  der  Gouverneur  und  (lommao- 
danl,  niclit  aber  der  Genie-  und  Arlilleriedireklor ,  <lein  Bunde 
vereidigt.  4)  Der  grossherzuglicli  b  ad  i  sehen  Begierung  wurde 
die  Vi-rbindlichkeit,  ein  Dritllheil  der  Kriegsbesatzung  vun 
Landau  zu  stellen,  erlassen  und  aut  die  Inlanlerieconiingenle 
der  in  der  Stellung  zum  Bundesheere  erleichterten  Staaten  iibei- 
Iragen,  wogegen  sich  die  grossherzoglicb  badische  Begierung 
verpflichtete,  für  den  Fall  augenblicklichen  Bedürfnisses  und 
bis  zum  Eintreffen  der  zur  Verstärkung  der  Kriegsbesatzung  vom 
Bunde  bestimmten  Conlingente,  provisorisch  2000  Mann  in  die 
Bundesfestung  zu  stellen  ^'*). 

§.  509. 
y)  Die  Bundesfestnngen  Ulm  uud  Rastatt. 

f.  Durch  Bundesbeschluss  v.  26.  März  1841  (Separatprotokoll 
der  VII.  Sitzung)  wurde  ferner  beschlossen  :  1)  dass  zur  Siche- 
rung der  oberrheinischen  Gränze  Deutschlands  die  Plätze  von 
Ulm  und  Rastatt  befestigt  werden  sollten.  2)  Lim  wurde 
als  Hauptwaffenplatz,  Rastatt  als  Verbindungs-  und  Gränzfestung 
so  wie  als  Waffenplatz  des  achten  Armeecorps  bestimmt.  3)  Ausser 
einigen  Bestimmungen  über  die  Art  imd  Weise  der  Befestigung 
und  die  Bildung  eines  gemeinscbofllioben  Baufonds  aus  dem  vor- 
handenen Fond  von  20  Millionen  Francs  und  matrikularn)ässigen 
Beiträgen  der  Bnndesglieder  wurde  festgesetzt,  dass  die  Unter- 
kunfts-  und  Aufbewahrimgsräumc,  welche  für  die  Ergänzung  dei- 
Besatzung  für  den  Kriegsfuss  erforderlich  sind,  auf  gemeinschaft- 
liche Kosten  des  Bundes  erbaut,  die  für  die  Friedensbesatzung 
erforderlichen  Gebäude  aber,  wenn  sie  nicht  zugleich  Defensions- 
gebäude  und  Werke  sind,  von  den  die  Friedensbesatzung  stellen- 
den Staaten  auf  eigene  Kosten  erriclitet  werden  und  deren  Eigen- 


*)  lieber  die  Ausfiibriiug  dieser  letzteren  Bestimiiiunii  des  B.  ß.  Mtni 
14.  Dezember  l««3o  vergl.  den  B.  B.  v.  IT.  März  18:^1.  Sitz,  IX.  Prololi. 
j.  ()&,  bei  G.  v.  Mej  er,  Staatsakten,  II.  S.   'db'd. 
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thum  bleiben  sollen.  Die  Unterhaltung  erfolgt  nach  Maassgabe 
der  Erbauung.  6)  Belangenil  die  Garnisons Verhältnisse, 
so  wird  die  Friedensbesatzung  der  Bundestestung  Ulm  aus 
k.  bayerischen  und  k.  würt  emb  ergisch  en  Truppen,  dann 
einer  k.  k.  österreichischen  Artillerieabtheilung  von  zwei 
Compagnien  zu  300  Mann  bestehen.  Die  Kriegsbe Satzung 
wird  zu  einem  Drititheile  aus  k.  k.  österreichischen  und  zu 
zwei  Drilttheilen  aus  k.  bayerischen  und  k.  würte  m  ber  gi- 
schen  Truppen  gebildet.  Von  den  Festungsbel)örden  daselbst 
werden  der  Gouverneur,  Commandant  und  Geniedirektor  von  Seile 
Ba  yerns  und  Wnrtem  bergs,  der  Artilleriedirektor  von  Oes  ter- 
reich  ernannt.  Die  Besatzuugs-  und  Commandoverhältnisse  zwi- 
schen Bayern  und  Wiirtemberg  werden  unter  Genehmigung  des 
Bundes  durch  besondere  Vereinbarung  zwischen  beiden  Territo- 
rialherren geordnet.  7)  Die  Friedensgarnison  der  Bundes- 
festung Bastatt  wird  aus  grossherzoglich  badischen  Truppen 
und  einer  für  die  Friedeusbesatzung  erforderlichen  Zahl  k.  k.  öster- 
reichischer Sappeurs  und  Miueurs  bestehen;  die  liriegsbe- 
satzung  aber  zu  einem  Dritttheile  ausk.k.  österreichischen  und 
zu  zwei  Dritttheilen  aus  grossherzoglich  badischen  Truppen  ge- 
bildet. Von  den  Festungsbehörden  ernennt  Baden  den  Gouverneur, 
Commandanten  und  Artilleriedirektor,  Oester reich  den  Genie- 
direktor. 8)  SämmllicheFestuugsbehörden  in  beiden  Festungen  wer- 
den in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes  genommen.  9)  Der  Bund  ilbt 
das  Inspektionsrecht  in  beiden  Plätzen  in  Bezug  auf  die  Festungs- 
werke und  die  Ausrüstung  durch  die  Militärcommission.  Der- 
selbe hat  die  Verwaltung  der  von  ihm  zu  leistenden  jährlichen 
Festungsdotatioii.  11.  Durch  Bundesbeschluss  vom  11.  August 
1842  (Separat-Protokoll  der  XXI.  Sitzung)  wurden  die  von  der 
Militärcommission  vorgelegten  Grundlinien  der  Befestigung  von 
Ulm  und  Bastatt  genehmigt,  und  für  deren  Ausführung  als  nicht 
zu  überschreitender  Gesammtkostenbetrag,  für  Ulm  die  Summe 
von  17,500,000  Gulden,  und  für  Bastatt  10,000,000  Gulden 
bewilligt. 
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§.  510. 
d)    Einzelne   Biindesheschliisse ,    die  Bnndesfcstungen  be- 
treffend.   Festungsbudget.     Eisenbahnen  und  Telegraphen 
im  Festungsrayon. 

I.  Durch  ßuiidesbeschliiss  vom  3.  September  lö35.  Silz.  XXL 
Protok.  §.  341.  wurde  vorgeschrieben,  „dass  künltig  die  Abstim- 
mungen über  die  von  dem  Bundestiigsausschusse  in  Militäran- 
gelegenheiten in  Betreff  der  Festungsbudgets  gemachten  Anträge 
jedesmal  binnen  zwei  Monaten  abzugeben,  die  bis  dahin 
nicht  erfolgten  Abstimmungen  aber  als  den  Anträgen  beipflichtend 
anzusehen  und  hiernach  die  Beschlüsse  sofort  zu  ziehen  seien  ^). 

II.  Durch  Bundesbeschluss  vom  12.  IVovember  1835,  Sitzung 

XXVIII.  Protok.  §.  455.  wurde  auf  einen  Bericht  des  Festungs- 
gouvernements zu  Mainz,  in  Erwügung,  dass  der  Aufenthalt 
bleibender  Agenten  fremder  Staaten  in  Bundesfestungen  unange- 
messen sei,  und  da  unangenehme  Collissionen  in  der  Ausübung  der 
Befugnisse  des  Festungsgouvernements  nicht  immer  zu  vermeiden 
sein  würde,  beschlossen,  ,,dass  die  Aufstellung  von  Con- 
suln  in  den   deutschen  Bundesieslungen  unzulässig  sei-). 

III.  Durch    Bundesbeschluss   vom   19.  October  1835,    Sitzung 

XXIX.  Protok.  g.  323.  wurden  die  Bedingungen  festgesetzt,  unter 
welchen  die  Bundesversammlung  ihre  Zustimmung  zur  Führung 
einer  Eisenbahn  durch  den  Bayon  und  die  Werke  der  Festung 
Mainz  gestattet.  Diese  Bestimmungen  bezwecken,  die  Unterord- 
nung der  Eisenbahn  unter  die  Militärverhältnisse  der  Festung  zu 
sichern.  Der  iMilitärbehörde  der  Festung  wurde  dadurch  das 
Becht  vorbehalten,  vorkommenden  Falles  die  Bahn  nicht  allein 
beliebig  zu  unterbrechen,  sondern  auch  die  Destruktion  derselben 
mit  Hülfe  der  Lokomilive  zu  bewirken.  Wird  eine  solche  De- 
struktion ,  wozu  die  Militärbehörde  ohne  Angabe  der  Gründe  be- 
fugt ist,  aus  militärischen  Bücksichten  nöthig,  so  kann  von  Seiten 
der  Bahnsocietäl  keine  Entschädigung,  weder  für  geschmä- 
lerten Ertrag,   noch  für  verlorenes  oder  unbrauchhar  gewordenes 


»)  Siehe  den  B.  B.  v.  3.  Septemb.  1835  bei  G.  v.  Meyer,  Staatsakten, 
II.   S.  504. 

2)  Siehe  den  B  B.  vom  12.  Nov.  1835  bei  G.  v.  IMeyer,  Staatsakten, 
II.  S.  505. 
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Material  u.  dergl.  oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  in  An- 
spruch genommen  werden.  Auch  in  allen  anderen  Beziehungen 
ist  die  Societät  schuldig,  den  Anordnungen  der  Militärbehörde 
unweigerlich  nachzukommen.  Das  Interesse  der  Eisenbahn- So- 
cietät bleibt  dem  der  Fortifikation  stets  untergeordnet ,  und  kann 
auch  bei  neuen  fortifikatorischen  Bautührungen  die  Feslungshe- 
hörde  in  keinem  Falle  dieser  Art  zu  einer  Entschädigung  verbun- 
den sein  3). 

IV.  In  Bezug  auf  Telegra  phen  1  ei  t  ung  en  durch  den  Rayon 
der  Bundesfestungen  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  24.  Mai 
1855.  Sitzung  XVI.  Protokoll  §.  189.  bestimmt:  1)  „Die  Ausfüh- 
rung einer  Telegraphenleitung  im  Rayon  einer  Bundesfestung  und 
über  den  zu  dieser  gehörigen,  dem  Bunde  eigenthümlichen  Grund 
und  Boden ,  dann  durch  die  Festungswerke  und  in  der  Festung 
selbst  wird  der  Zustimmung  der  Festungsbehörden  vorbehalten 
und  darf  nur  nach  vorgängiger  Genehmigung  derselben  hergestellt 
werden.  2)  Diejenigen  Bundesregierungen ,  welche  sich  im  Be- 
sitze solcher  Telegraphenlcitungen  befinden,  sind  auf  Ansuchen 
der  betreflenden  Festungsbehörde  verpflichtet,  im  Einvernehmen 
mit  derselben  eine  jede  Aenderung  der  Drahtleitung,  die  sich  aus 
militärischen  Gründen  als  wünschenswerth  darstellt,  vornehmen 
zu  lassen.  Die  Ausführung  hat,  insolerne  nicht  eine  anderweile 
Vereinbarung  besteht,  auf  Kosten  des  Bundes  und  in  der  Art  zu 
erfolgen,  dass  hierdurch  der  Telegraphenveikehr  durch  die  Festung 
in  keiner  Weise  gestört  wird.  3)  Die  betreffenden  Gouverne- 
ments der  Bundesft'stungen  werden  ermächtigt,  in  Kriegs-  und 
Friedenszeiten,  in  letzteren  aber  nur  unter  aussergewöhnlichen 
und  besonders  dringenden,  die  Sicherheit  der  Festungen  gefähr- 
denden Verhältnissen,  nöthigenfalls  den  Verkehr  durch  den  Tele- 
graphen für  die  Privatcorrespondenz  auf  den  in  den  Rayons  der 
Festungen  liegenden  Stationen  und  den  Telegraphendienst  behufs 
der  amtlichen  telegraphischen  Correspondenz  und  der  Staatsde- 
peschen unter  militärische  Contiole  zu  stellen,  so  wie  auch  die 
Ausgabe  von  Chin'redepescheu  auf  den  gedachten  Stationen  wäh- 
rend dessen  auszuschliessen.     Es  ist  jedoch  dabei  immerhin  Für- 


3)  Siehe    den  B.  B.    v.   19.  October  Ib^S  ia  G.    v.  iMeyer,    Staatsakten, 
S.  .554. 


§.   511.     Die  tecliniscln'  Militiii'ciiniinissinii   des   Rmi(lfs.  7ö5 

sorge  zu  trellen,  dass  hieidiiicli  »las  üurchtelegraphiicii  aiil'  der 
durch  die  Festung  geftdirtm  Drahlleilung  von  und  nach  ausser- 
halh  der  Festung  liegenden  Stationen  niclit  gestürt  werde,  und  es 
sind  die  Festungsgouverneinents  verpllichlet,  den  belrelTench'n  Ter- 
ritorial- be/iehnngsvveise  denjenigen  Regierungen,  aid'  deren  Linie 
der  Ttdegrapbenverkehr  eingestellt  oder  beschränkt  wir<l,  von  den 
getrollenen  dessfallsigen  Anordnungen  stets  sororl  Mitlheilung  zu 
machen." 

§.  511. 

h)  Die  technische  Militärcoinniission  des  Bundes. 

1.  Die  deutsche  liundesversammlung  hat  in  der  Erwägung,  dass 
sie  sowohl  zur  endlichen  Festsetzung  des  Militärverfassungsplanes 
und  zur  Leitung  der  für  die  fortifikalorischen  Arbeiten  bestimmten 
Lokalcommissionen  als  aucb  überhaupt  zu  den  laufenden,  eigent- 
lich rein  miUtäriscben  Geschäften  eines  zeitlichen  technischen  Bei- 
standes bedürfe  —  schon  durch  Bundesbeschluss  vom  15.  März 
1819,  Sitz.  X.  Protok.  §.  37  die  Zusajiimensetzung  einer  techni- 
schen Militärcommission  angeordnet  und  eine  Geschäftsordnung 
lür  dieselbe  aufgestellt ').  Die  wesentlichsten  Bestimmungen  dieser 
Geschäftsordnung  sind:  1)  Es  wird  eine  zeilliche  Mililärcommission 
der  deutschen  Bundesversammlung  ernannt,  welche  unbeschadet 
der  Gleichheit  der  Rechte,  nach  den  Armeecorps,  aus  einem  oster- 
reichischen,  einem  preussischen,  einem  bayrischen  und  von  jedem 
der  drei  gemischten  Coips  aus  einem  Militärbevollmäcbtigten,  im 
Ganzen  also  aus  sechs  Mitgliedern,  besteht.  2)  Der  Wirkungskreis 
dieser  Commission  ist  im  Allgemeinen  a)  die  technischen  Militär- 
arbeiten zu  liefern ,  welche  ihr  von  der  Bundesversammlung,  oder 
von  dem  Bundestagsausschusse  für  Militärangelegenheiten  über- 
tragen werden,  b)  Dieselbe  hat  die  Evidentsaltung  des  Standes 
aller  Contingente  des  Bundesheeres  zu  besorgen,  c)  Derselben 
liegt  die  rein  militärische  Aufsicht  ob  über  die  Bundesfestungen 
und  den  Militärdienst  in  denselben,  so  wie  d)  die  Leitung  der 
fortifikatorischen  Arbeiten,  welche  von  der  Bundesversammlung 
angeordnet  woren.     Sie  erledigt  durch  Entschliessung  die  periodi- 


•)  Siehe  den  vollständigen  Abdruck    des   B.   B.    v.    15.  März   lsl9    bei  G. 
v.  Mever,  Slaatsaklen.  II.  S.   103. 
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seilen  Bpriclito  der  Fpslungsconimajidanten  in  Beziehung  auf  die 
Festungsarbeiten;  insoferne  es  aber  nicht  auf  rein  technische 
Bestimmungen  und  blosse  Vollziehung  bereits  von  der  Bundesver- 
sammlung gebilligter  Anordnungen  ankommt,  werden  die  Entschlies- 
sungen  der  Commission  dem  Bundestags-Ausschusse  vorläufig  vor- 
gelegt, e)  Die  Commission  kann  auch  ohne  besonderen  Auftrag 
der  Bundesversammlung  Mitglieder  zum  Behufe  der  Inspektion  der 
fortifikatorischen  Arbeiten  abordnen,  hat  jedoch  von  einem  solchen 
Beschlüsse  dem  Präsidirenden  des  Bundestages  Anzeige  zu  machen, 
welcher  in  dringenden  Fällen  die  vorläufige  Bewilligung  im  Namen 
der  Versammlung  ertheilt.  f)  Wegen  der  benöthigten  Gelder  hat 
sich  die  Militärcommission  an  den  Bundestags-Ausschuss  zu  wen- 
den, g)  Sie  ist  für  die  zweckmässige  Ausführung  der  übertragenen 
Arbeiten  und  die  richtige  Verwendung  der  Gelder  der  Bundesver- 
sammlung verantwortlich;  eben  dessbalb  können  aber  auch  h)  alle 
Anordniuigen  der  Bundesversammlung  bezüglich  der  fortifikatori- 
schen Arbeiten  nur  durch  diese  Commission  zum  Vollzuge  ge- 
bracht werden,  i)  Die  Militärcommission  ist  in  ihrer  Gesammtheit 
als  eine  der  Bundesversammlung  untergeordnete  Behörde  zu  be- 
trachten; die  einzelnen  Mitglieder  derselben  sind  den  sie  bevoll- 
mächtigenden Regierungen  für  die  von  diesen  erhaltenen  beson- 
deren Aufträge  verantwortlich.  An  diese  Militärcommission  sind 
die  verschiedenen  Militärlokalcommissionen  und  die  Gouverneure 
und  Commandanten  der  Bundesfestungen  gewiesen  2).  3)  Hinsicht- 
lich der  Geschäftsführung  ist  bestimmt,  dass  die  Geschäfte  unter 
die  Mitglieder  zu  vertheilen,  und  die  Beschlüsse  nach  Stimmen- 
mehrheit zu  fassen  sind.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  legt  die 
Militärcommission  die  verschiedenen  Meinungen  dem  Bundeslags- 
Ausscliusse  vor.  Dies  findet  auch  auf  besonderes  Verlangen  der 
Minorität  statt.  Es  müssen  wenigstens  vier  Mitglieder  versammelt 
sein,  damit  die  Commission  einen  Beschluss  fassen  kann.  In  An- 
sehung der  allgemeinen  collegialischen  Verhandlung  kommen  die 
für  den  früher  bestandenen  Militärausschuss  erlassenen  Bestim- 
mungen  des  Buiidesbeschlusses  vom  9.  April  löl8  ^)  mit  einigen 


=")  Vei'gl.    die    in  Bezug   auf  die  Bundesfeslung   Landau    durcti  B.   f).  v. 
14.  Dec.    t830  in  Friedenszeiten  gemachte  Ausnatinie,   oben  §    .50*!.   III. 
3)  Bei  G.   V.   Meyer,   Staatsakten  11.  S.    lOH. 
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besonders  l)ezeichneten  Modilik.iliuiieii  zur  Anwenclung.  Hieinach 
wird  der  Vorsitz  einem  beson<lers  dazu  von  der  Bundesversamm- 
lung zu  bezeichnenden   BevollmSchlJorlen  überlragen. 

II.  Nach  ilbereinstimmender  Rrkl?<rnng  aller  Binideslagsgesandt- 
schaften  vom  24.  Februar  1831,  Sitz.  VI,  Prolok.  §.  45  wird  die 
Legitimation  der  MilitSrbevoUmachligten  dadurch  bewirkt,  dass  der 
lielrtlVende  Gesandle  der  Bundesversammlung  von  dessen  Ernen- 
nung Anzeige  macht,  welche  letztere  sodann  die  Militfircommission 
hiervon  benachrichtigt  ^). 

lil.  Wegen  Vertretung  der  die  Beserve-Infanleriedivision  bil- 
denden Contingente  bei  der  iMililärcomniission  wurde  im  Bundes- 
beschlusse  vom  25.  April  1831  die  uachlrägliche  Beslimnumg  vor- 
behalten ^). 

IV.  Durch  Bundesbeschluss  vom  16.  Mai  1839,  Sitzung  VIII. 
Protok.  §.  109  wurden  die  Begierungen  ersucht,  zum  Behule  der 
Unterstützung  der  Mililärcommission  mit  technischen  Hülfs- 
milleln,  die  in  ihren  Staaten  geltenden  imd  die  künftig  zu  erthei- 
lenden  mitlheilbaren  Vorschriften  über  Formation,  Dienst,  Ver- 
waltung und  jede  Art  von  Competenzen  ihrer  Truppen,  ingleichen 
auch  die  jährlichen  Bang-  und  Quartierlisten  an  das  ßundesarchiv 
für  den  Gebrauch  der  Mililärcommission  gelangen  zu  lassen.  Zu- 
gleich wurde  die  Mililärcommission  ermächtigt,  die  Anschaffung 
für  zweckmässig  erachteter  Karten  und  sonstiger  strategischer 
Hülfsmittel ,  insoferne  sie  nicht  von  den  Begierungen  selbst  ver- 
liehen werden  wollen,  bei  vorkommender  Gelegenheit  in  Antrag 
zu  bringen. 

§.  512. 

3)  Die  Bestimmungen  der  deutsclien  Verfassungsurkunden 

über  die  Militärliolieit. 

I.  In  allen  deutschen  Staaten  ist,  theils  als  selbstverständlich, 
theils  ausdrückhch  in  den  Verfassungsurkunden,  anerkannt,  dass 
der  Souverain  Kriegsherr  (§.492)  ist;  dass  lediglich  von  ihn] 
die  bewaffnete  Macht  abhängt');  dass  er  den  Ober befehl 


*)  Bei  G.   v.  Meyer,  Staatsakten  li.   S    381. 
5)  Bei  G.  v.  Meyer.  Staatsakten  It.  S    3<<5, 

')  Ausdrücklich    so  bestimmt   in:    H  anno  \  er,    Ges.    v.    5.   Sept.    1S4S. 
S.   1.     ,,Die    bewaffnete  Macht    und  deren  Einrichtung,  wie  ancb  alle  in 
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über  diesellte  (iihrt-),  und  alle  luililarischen  Stellen  besetzt^). 
II.  Allgemein  anerkannt  ist  die  gleiche  Militärpfliclitigkeit 
aller  waffendienstlauglichen  Unterthanen,  soferne  nicht  gesetzliche 
Befreiungen  bestehen  •*).  Nur  in  Bezug  auf  die  Mitglieder  der 
s  la  n  desherrl  i  chen  Familien  besteht  eine  bundesgesetz- 
liche Befreiung^).  Mitunter  sprechen  Verfassungsgesetze  eine 
Befreiung  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses''')  oder 
des  geistlichen  Standes  von  der  Militärpflicht  aus  ").  111.  Ueber 
die  Einrichtung  des  Heerwesens,  namentlich  die  Unter- 
scheidung des  zum  Kriegsdienste  gegen  den  äusseren  Feind 
verpflichteten  stehenden  Heeres,  der  Landwehr  und  der 
Heeresfolge  oder  des  sog.  Landsturmes  enthalten  nur  we- 
nige Verfassungsurkunden  ausdrückhche  Bestimmungen**).     IV.  Re- 


Heziebung   auf   dieselbe    vorzunebiuenden  ADstellungen  zu    machenden  Aoord- 
nungeo  und  zu  erlassenden  Befehle  bangen  allein  vom  Könige  ab."; 

2)  Ausdrücklicli  ist  dies  gesagt  in:  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  4(1.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  §.8.—  Reuss  j.L.,  V.-U.  1852.  §.43.— 
Wal  deck,  V. -l).  1852.  §.  9.  —  Sehwarzburg-Sondershausen, 
Ges.  V.  2.  August  1852.  §.  Iti.  —  Als  Vorbild  diente  auch  hier  die  franzö- 
sische Charte  constituiionelle  v.  4.  Juni  1814.  §.  14.  ,,  Le  Roi  est  le 
thef  supreme  de  l'elat,    commaude  les  forces  de  terre  et  mer"  etc. 

3)  Ausdrüskiicb  wird  dies  erwähnt  in:  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.47.  — 
Waldeck,  V.-U.   1852.  §.   10.  —  Siehe  auch  oben  §.  343.  Note  12. 

*)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  IV.  §.  12.  Tit.  IX.  §.  1.  —  Baden, 
V.-U.  1818.  §.  10.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  23.  —  Grossh. 
Hessen,  V.-U.  1820.  §.  29.  —  S.  Mein  in  gen,  V.-U.  1829.  §.  10.  — 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.30.  -  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  77. — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  40.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1849. 
§^  33.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  10.  — 
Preussen,  V.-U.  1850.  §.  34.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  29.  — 
Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art.  31.  §.  3.  —  S.  C  obu  rg- Go  t  h  a  , 
V.-U.  1852.  §.  59.  —  Waldeck,  V.-U.  1852  §.31.  —  Vergl.  die  oben 
§.  284.  Note  5.  abgedruckten   Te.xte. 

5)  B.  A.  art.   14.  Nr.   3.  —  Siebe  oben  §.  317. 

6)  Dies  thut  Waldeck,    V.-ü.    1852.    §.  31. 

1)  Dies  sagen:  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  IX.  §.  1.  —  Würtem- 
berg, V.-U.   1819.  §.  23. 

8)  ßavern,  V.-ü.  1818.  Tit.  IX.  §.  3.  n.  f.  unterscheidet  stehende 
Armee;  Reservebataillons  zu  deren  Verstärkung  und  im  Falle  des 
Aufgebotes  mit  gleicher  Verpflichtung  gegen  den  äusseren  Feind  zu  dienen, 
und  Landwehr,  die  in  Kriegszeiten  nur  auf  besonderen  Aufruf  des  Königs, 
und  nur  innerhalb  der  Gränzen  des  Reiches  in    militärische  Thätigkeit 
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gelmJlssig  wird  das  stellende  Heer  durch  Conskription  ge- 
bildet und  ist  Stell  Verl  PC  tun  g  zulässig*^).  Werbung  findet 
nur  noch  in  den  freien  Städten  statt  ^").  V.  Jeder  Staat  ist  schul- 
dig, stehende  Truppen  in  der  Zahl,  wie  es  für  sein  Contin- 
gent  zum  Bundesheere  erforderlich  ist,  und  in  der  Art  und  Weise, 
wie  es  die  Bundesgesetze  vorschreiben,  zu  halten**).  VI.  Da  die 
meisten  Bundesstaaten  ohnehin  keine  grössere  Anzahl  von  Truppen 
halten,  als  für  ihr  Bundescontingent  erforderlich  ist'-),  so  wird 
auch  der  regelmässige  jährliche  Bedarf  an  neu  zugehender  Mann- 
schaft insgemein  ohne  besondere  landständische  Bewilligung  aus- 
gehoben *3).  VII.  Die  Stände  haben ,  soferne  ihnen  ein  Landes- 
verfassungsgesetz nicht  ausdrücklich  grössere  Befugnisse  beilegt, 
in  Militärangelegenheiten  keine  weitere  Einwirkung,  als  insoweit 
es   sich  um  eigentliche  Gesetzgebung,    wie  die  Abfassung 


triU.  —  Eine  andere  Bedeutung  hat  die  Landwehr  in  Preussen,  V.-U. 
1S50.  §.  35.  ,,Das  Heer  begreiTt  alle  Abtheilungen  des  stehenden  Hee- 
res und  der  Landwehr.  Im  Falle  des  Krieges  kann  der  König  nach  iMaass- 
gabe  des  Gesetzes  den  Landsturm  aufbieten,"  —  Vergl.  Grossh.  Hes- 
sen, V.-U.  IS20.  §.  2S.  ,,In  ausserordentlichen  Nothfällen  ist  jeder  Hesse 
zur  Vertheidigung  des  Vaterlandes  verpflichtet  und  kann  für  diesen  Fall  zu 
den  Wa£Fen  gerufen  werden." 

9)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  IX.  §  2.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1S20.  §.29.  ,,...Loos,  mit  Gestattung  der  Stellvertretung"  —  üeber  den 
Ausschluss  der  Stellvertretung  durch  die  Reichsverfassung  vom  28.  März 
1S49.  §.  137,  siehe  oben  §.  292.  Note  15.  —  Auch  in  Schwarzburg- 
So  ndershansen  wurde  durch  Ges.  v.  2S.  März  1S54.  §.  1.  das  Verbot 
der  Stellvertretung  wieder  aufgehoben. 

'0)  Von  den  V. -Urkunden  der  monarchischen  deutschen  Staaten  bestimmt  nur 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  102.  a  linea  3.  ,,  Gleichfalls  ist 
deren  (der  Stände)  Bewilligung  erforderlich,  wenn  durch  Werbung,  beson- 
ders von  Ausländern,  Truppen  gebildet  werden  sollen." 

>«)  Siehe  oben  §.  493.   u.  f. 

'2)  Ausdrückliche  Bestimmungen  enthalttn:  Braun  seh  weig,  n.  L.  0. 
1S32.  §.  102.  ,,Ein  grösseres,  als  das  durch  die  Bundesgesetzgebung  vorge- 
sahriebene  Truppenkorps  wird  ohne  Zustimmung  der  Stände  nicht  aufge- 
stellt." —  Waldeck,  V.-U.  1S52.  §.  92.  ,,Die  bewaffnete  Macht  wird 
den  Gesetzen  des  deutschen  Bundes  gemäss  aufgestellt." 

'3)  Nur  allein  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.99.  bestimmt:  ,,Was  die 
Militärverfassung  betrifft,  so  wird  die  Zahl  der  zur  Ergänzung  des  k. 
Militärs  jährlich  erforderlicheo  Mannschaft  mit  den  Ständen  verab- 
schiedet." 

Zöpfl,  Staatsrecht.  4to  Aufl.   11.  49 
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eines  Conskriptionsgeselzes,  oder  Gesetzes  über  die  Stellvertretung 
und  Dauer  der  Militärdienstpflicht  und  den  militärischen  Gerichts- 
stand über  nicht  militärische  Verbrechen  und  Vergehen  und  in 
Civilsachen  der  Militärpersonen  ^'*)  und  um  die  Bewilligung 
von  Geldmitteln  und  deren  Verwendung  für  das  Militär 
handelt  '^).  Daher  bedürfen  auch  die  Verfügungen  des  Souverains, 
welche  lediglich  Ausfluss  des  Oberbefehles  über  das 
Heer  sind,  keiner  Coutrasignatur  eines  Ministers  '^).  VIII.  Es  ist 
allgemein  anerkannter  Grundsatz ,  dass  das  stehende  Heer  im 
Innern  nur  auf  Requisition  der  Civilbehörden  zur  Er- 
haltung der  öffentlichen  Ruhe  verwendet  werden  kann'').  IX.  Eben 
so  ist  allgemein  anerkannt,  dass  ohne  ständische  Bewilligung  kein 
Theil  des  Heeres  in  den  Dienst  eines  auswärtigen  Staates  gegeben 
werden    kann  ^^).     X.    Dem    Militäre   steht    in  keinem  Staate  das 


")  Wegen  des  militärischen  Gerichtsstandes  siehe  die  Bestimmungen  der 
Reichsverfassung  vom  2S.  März  1849  und  der  Landesverfassungsgesetze 
oben  §.  29Ü.  Note  4.  —  Die  bundesgeselzlichen  Beslimniungeo  siehe  in 
§.  505. 

15)  Siehe  oben  §.  399.  u.  f. 

16)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Hannover,  L.  V.  G.   1840.  §.102.  alinea2. 
")  Bayern,  V.-U.   1818.  Tit.  IX.  §.  6.  „Die  Armee  handelt  gegen  den 

äusseren  Feind,  und  im  Innern  nur  dann,  wenn  die  Militärmacht  von  der 
competenten  Civilbehörde  förmlich  dazu  aufgefordert  wird."  —  Aehnlich : 
Seh warzburg-Sonders hausen,  V.-U.  1849.  §•  63  —  Preussen, 
V.-ü.  1850.  §.  36,  —  Anhalt-Rernburg,  V.-U,  1850.  §.  40.  —  Wal- 
deck, V.-U.  1852.  §.  93.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art  53.  §.  1. 
Eben  das.  §.  2.  ,,Vor  wirklichem  Gebrauche  der  Waffengewalt  muss,  so 
lange  kein  Fall  gerechter  Nolhwehr  eingetreten  ist,  der  versammelten  Menge 
die  bevorstehende  Anwendung  bestimmt  und  vernehmlich  und  so  zeitig  be- 
kannt gemacht  werden,  dass  die  versammelte  Menge,  so  wie  jeder  Einzelne 
in  derselben,  sich  fortbegeben  kann.  (Aehnliche  Grundsätze  haben  ^die  mei- 
sten übrigen  Staaten  in  besonderen  Tumult-  und  Aufruhrgesetzen  aufgestellt).  — 
Vergl.  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.    1852.  §.  45. 

•8)  Ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten  hierüber:  S.  Mein  in  gen, 
V.-U.  1829.  §■  10.  ,,Alle  Unlerthanen  sind  schuldig,  nach  dem  Gesetze 
der  Gleichheit  und  nach  Verhiiltniss  des  Vermögens  und  ihrer  Knifte ,  zu 
dem  Zwecke  des  Staates  beizutragen,  namentlich...  b)  durch  Kriegs- 
dienste für  das  Land  und  den  deutschen  Bund...  In  fremdem  Solde 
sich  braueben  zu  lassen  sind  die  Unterthanen  nicht  schuldig."  — 
S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.79.  (Siehe  oben  §.284.  Note5).  —  Braun- 
schweig,   n,  L.  0.  1832.  §.  102.    ,,Ohne  deren  (der  Stände)  Bewilligang 
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Wochl  zu,  in  oder  niissor  dem  Dienste  Vprsammlungon  zu  halten 
und  Beratlischlagungen  zu  pflegen ;  sondern  seine  verfassnngs- 
mässige  Stellung  liringt  es  mit  sich,  dass  es  lediglich  den  Be- 
fehlen seiner  Vorgesetzten  zu  gehorchen  hat*^).  XI.  Aus  gleicher 
Rücksicht  ist  man  üherall  von  der  Beeidigung  des  Militärs 
auf  die  Verfass  ung  zurückgekommen,  wo  diese  im  Jahre  1848 
angeordnet  worden  war  2'^').  XII.  Es  ist  eine  in  der  Natur  der 
Sache  begründete  Pflicht  des  Staates,  für  die  Unterstützung  der 
Militärpersonen ,  welche  im  Dienste  des  Vaterlandes  ihre  Kräfte 
aufgeopfert  haben,  so  wie  ihrer  Hinterbliebenen  zu  sorgen-'). 
Hierüber  bestehen  in  den  meisten  Staaten  besondere  Gesetze. 

§.  513. 

VIII.    Die  Aemterhoheit. 

1)   Begriff.     Staatsämter.     Staatsdiener.     Staatsdienst. 

I.  Die  Aemterhoheit  begreift  die  Befugniss  des  Souverains, 
den  Organismus   des  Civil-   und   Militärstaatsdienstes 


kann  weder  das  Truppencorps,  noch  eine  Abiheilung  desselben  in  den  Dienst 
eines  auswärtigen  Staates  gegeben  werden." 

'•')  Dieser  Grundsatz  war  sogar  in  der  französichen  republikanischen  Ver- 
fassung vom  4.  Nov.  1S4S.  art.  104.  ausdrücklich  ausgesprochen.  ,,La  force 
publique  est  essenliellement  obeissante.  Un  corps  arme  ne  peut  deli- 
berer."  —  Preussen,  V.-U.  1^.50.  §.  38.  ,,Die  bewaffnete  Macht  darf 
weder  in,  noch  ausser  dem  Dienste  beratbschlagen,  oder  sich  anders 
als  auf  Befehl  versammeln.  Versammlungen  und  Vereine  der  Landwehr  zur 
Beratliung  militärischer  Einrichtungen ,  Befehle  und  Anordnungen  sind  auch 
dann,  wenn  dieselbe  nicht  zusammenherufen  ist,  untersagt."  —  Aehnlich : 
Anhalt-Bernburg,    V.-U.    1850.  §.  39. 

20)  So  z.  B.  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  lOS.  a  linea  2.  „Eine  Ver- 
eidigung des  Heeres  auf  die  Verfassung  findet  nicht  statt."  —  Vergl. 
den  von  mir  in  der  Ersten  Kammer  der  badischen  Landstände  erstat- 
teten Commissionsbericht  über  den  Gesetzentwurf,  die  Ablegung  des  Fahnen- 
eides betr.  Beil.  IT.  zum  Protokolle  der  2.  Sitzung  v.  20.  Dez.  1851.  — 
Baden,  Ges.  v.  29.  März  1852.  Reg.-Bl.  XV.  ,,Der  Eid  des  Militärs  auf 
die  Verfassung  (Gesetz  v.  7.  Juni  1848)  ist  aufgehoben.  Der  Inhalt  des 
Fahneneides  wird  durch  landesherrliche  Verordnung  bestimmt." 

21)  Ausdrücklich  ist  dies  ausgesprochen  in  Würtemberg,  V.-U.  1819. 
§.  101. 

*)  J.  M.  Seuffert,  von  dem  Verbältnisse  des  Staates  und  der  Diener 
des  Staates  gegen   einander.    Wiirzburg,  1793.   —   Van   der   Becke,   von 

49* 
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ZU  bestiuimen ,  die  fähigen  Personen  zu  den  geeigneten  Stellen 
zu  ernennen,  denselben  Gehalte  und  Pensionen  anzuweisen,  ihre 
Dienstführung,  so  wie  überhaupt  auch  ihr  Privatleben,  insoferne 
dies  auf  ihre  Dienstführung  Einfluss  haben  kann,  zu  beaufsichtigen, 
sie  zu  befördern,  zu  versetzen  und  unter  Beobachtung  der  gesetz- 
lichen oder  sonst  rechtlichen  Grundsätze  zu  entlassen  oder  in 
Ruhestand  oder  in  Disponibilität  zu  versetzen  ^).  II.  Unter  einem 
S t a a t s a m t e  oder  Staatsdienste  {munus,  officium  s.  mini- 
slerium  piiblicutn)  ist  in  subjektiver  Beziehung  eine  Ver- 
pflichtung zu  einer  berufsmässigen  Thätigkeit  für  Staats- 
zwecke in  Folge  einer  landesherrlichen  Ernennung  (sog.  An- 
stellung) zu  verstehen.  In  objektivem  Sinne  bezeichnet 
Staatsamt  den  bestimmten  Kreis  der  Thätigkeit,  zu  welchem 
der  Angestellte  verpflichtet  ist-).  III.  Staatsbeamte  oder 
Staatsdiener  heissen  die  Personen,  welchen  von  dem  Souverain 
Staatsäniter  übertragen  worden  sind  ^).  IV.  Die  Aemter  heissen 
auch  Stellen,  oder  S  ta  atsstellen,  da  durch  die  Uebertragiing 
eines  Amtes    dem  Beamten    eine   gewisse  Stellung  in  dem  Staats- 


Staatsämtern  und  Staatsdienern.  Heilbronn,  1797.  —  N.  Th.  Gönner,  der 
Staatsdienst  etc.  Landsliut,  1808.  —  B.  W.  Pfeiffer,  praktische  Ausfüh- 
rungen, ßd.  I.  Hannover,  1825.  S.281  u.  f.  Bd.  HI.  (1831)  S.  352u.  f.  ;  513. 
u.  f.;  Bd.  V.  (1838)  S.  201  u.  f.;  Bd.  VHI.  (1846)  S.481.  u.  f.  -  A.  W. 
Heffter,  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Staatsdiener,  in  dessen  Beitr.  z. 
deut.  St.-  u.  Fürsienrechte,  Berlin,  1829. —  Jaup,  AppellationsrechlfertiguDg, 
Pensionsansprüclie  betr.  nebst  einem  Rechtsgutachlen  der  Universität  Halle, 
als  Mscpt.  gedr.  Darmstadt,  1S36. —  F.  v.  Seybold,  das  Institut  der  Aem- 
ter. München,  1854.  —  Vergl.  meine  Ausführung  hierüber  in  den  Heidel- 
berger Jahrb.   1854.  S.  760.  u.  f. 

•)  Inwieferne  die  Aemterhoheit  durch  Gesetz  oder  Verordnung  auszuüben 
ist,  siehe  oben  §.  440. 

2)  üeber  die  verschiedenen  .  sehr  von  einander  abweichenden  Begriffsbe- 
stimmungen von  Staatsamt,  siehe  meine  Ausführung  in  den  Heidelberger 
Jahrb.    1854.  S.  761.  u.  f. 

3)  Wenn  man  insgemein  die  Staatsdiener  als  Personen  erklärt,  welche 
dazu  angestellt  sind,  Hoheitsrechte  berufsmässig  mit  Verantwortlichkeit  gegen 
den  Souverain  auszuüben,  so  ist  wohl  so  viel  richtig,  dass  solche  Personen 
allerdings  Staatsdiener  sind.  Es  ist  aber  diese  Begriffsbestimmung  viel  zu 
eng,  indem  es  viele  Personen  gibt,  die  als  Staatsdiener  angestellt  sind,  und 
doch  keine  Hoheitsrechte  auszuüben  haben,  z.  B.  Professoren,  Direktoren  von 
Kunstsammlungen  oder  Fabriken  des  Staates  u    s.  w. 
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Organismus  verliehen  wird.  Häufig  wird  Stelle  auch  als  gleich- 
bedeutend mit  Behörde  überhaupt  gehraucht.  V.  Fast  allgemein 
will  der  Charakter  des  Staatsdienstes  in  einer  0  ülfeleist  ung 
gefunden  werden,  welche  der  Beamte  dem  Souverain  zu  gewähren 
habe.  Diese  Auffassung  ist  jedoch  eben  so  unrichtig,  als  nichts 
erklärend;  sie  beruht  auf  der  eben  so  falschen  als  unwürdigen 
Ansicht  von  der  Stellung  des  Souverains  im  Staate,  als  wenn  der 
Souverain  eigentlich  alles,  was  für  den  Staat  nöthig,  selbst  per- 
sönlich thun  müsste  ^).  Der  Souverain  hat  aber  seinem  Begriffe 
nach  nur  zu  regieren,  d.  h.  die  Verwaltung  zu  leiten,  oder 
zu  befehlen;  der  Beamte  dagegen  hat  zu  verwalten,  d.  h. 
pflichtmässig  das  Befohlene  (was  ihm  kraft  seines  Amtes  obliegt) 
unter  persönlicher  Verantwortlichkeit  auszuführen  ^).  VI.  Als  ein 
im  allgemeinen  Staatsrechte  wurzelnder  Satz  wird  auch  gemeinig- 
lich die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die  Uebernahme  der  Staats- 
ämter eine  allgemeine  Unt erthanenpflicht  für  die  Befähigten 
seiö).  Bei  dem  übergrossen  Zudrange  von  Bewerbern  zu  dem 
Civil-  und  Militärstaatsdienste,  welcher  sich  in  allen  Staaten  be- 
merklich macht,  ist  aber  dieser  Satz  mindestens  ganz  unpraktisch  ; 
auch  ist  in  keinem  Staate  dermal  ein  Zwang  zur  Uebernahme  eines 
Staatsamtes  als  gesetzlich  zulässig  anerkannt.  VII,  Wenn  über- 
dies mehrere  Gesetze  den  Souverain  verpflichten,  oder  die  Zusage 


*)  Eben  das.  S.  763-  —  Man  hat  sich  besonders  durch  die  aus  ge- 
schichtlicher Veranlassung  (§.  514.)  gebräuchlich  gewordene  Bezeichnung 
Staatsdiener  und  Staatsdienst  irre  leiten  lassen,  weil  man  in  jeder 
Di'*nslleistung  eine  Unterstützung  zu  sehen  gewohnt  ist.  Hält  man  sich 
aber  an  den  eigentlichen  Begriff  von  Staatsamt,  so  ist  leicht  erkennbar, 
dass  hierin  wohl  die  Idee  der  Verpfli  ch  tu  ng  zu  einer  b  e  s  0  nd  er  en  Thä- 
tigkeit  im  öffentlichen  Interesse,  aber  nicht  die  einer  Unterstützung  des 
Staates  oder  des  Souverains  liegt. 

5)  Siehe  oben  §.  .344    VIII. 

^)  Selbst  Gönner,  der  sonst  in  vielen  Beziehungen  schon  richtigere 
Grundsätze  aufstellt,  als  seine  Vorgänger,  stellt  in  seiner  Schrift  vom  Staats- 
dienste, §.29.  noch  den  Satz  auf:  ,,  S  t  a  a  tsd  i  e  nste  sind  eine  Staats- 
last" Im  Widerspruche  hiermit  sagt  er  aber,  auf  den  richtigeren  Weg 
einlenkend,  ebendas.  im  Anfange  S.  V.  IVote  5.  ,,...  weil  Staatsdienste  we- 
der als  Staatslast,  noch  als  !Va  h  run  gs  s  t  an  d  aus  einem  Vertrage 
beurlheiltwerden  dürfen." —  Nurdie  dafür  nothwendigen  Besoldungen  und 
Pensionen  werden  aber  in  der  Praxis  wirklich  als  eine  Staatslast  em- 
pfunden. 
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enthalten,  dass  keine  Ausländer  zu  Staatsämtern  berufen  werden 
sollen,  welche  durch  befähigte  Inländer  gehörig  besetzt  werden 
können'),  so  zeigt  sich  eben  hierdurch  deutlich,  dass,  unter  den 
bestehenden  Verhältnissen,  die  Uebernahme  von  Staatsämtern  von 
Seite  der  Staatsangehörigen  vielmehr  als  ein  Recht,  als  wie  eine 
Pflicht  aufgefasst  wird.  VIII.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
dem  Souverain  die  Befugniss  zusteht,  auch  Personen,  welche  nicht 
Staatsdiener  sind,  Aufträge  zur  Ausführung  einzelner  Ge- 
schäfte im  öffentlichen  Interesse  zu  ertheilen*);  jedoch  wird 
dabei  vorausgesetzt,  dass  die  Geschäfte  nicht  von  der  Art  sind, 
dass  sie  nach  der  Verfassung  nur  durch  eigentliche  Beamte  oder 
Behörden  besorgt  werden  dürfen.  So  wenig  ein  solches  Geschäft 
ein  Amt  im  Rechtssinne  des  Wortes  ist,  eben  so  wenig  wird  der 
hiermit  Beauftragte  durch  einen  solchen  Auftrag  ein  Beamter  oder 
Staatsdiener. 

§.  514. 

2)    Geschichtliche  Entwickelung  des  Staatsdienstes. 

Das  System  des  Dienstveitrages. 

I.  In  der  ersten  Zeit  der  Entwickelung  des  eigentlichen  Staats- 
lebens bei  den  germanischen  Völkern  vertrat  der  königliche  Ge- 
folgsschafts-  oder  Treu  verband  {Comitaius)  auch  wohl 
die  Minis  teriali  tat,  die  Stelle  des  eigenthchen  Staatsdienstes*). 
II.  Als  diese  Einrichtungen  nicht  mehr  ausreichten ,  so  entstand 
ein  System  des  Dienstvertrages,  in  P'olge  dessen  die  Beamten 
sich  in  ähnlicher  Stellung  zu  dem  Landesherrn  befanden,  wie 
dessen  übrige  vertragsmässig  gedungene  Hofdiener  und  Privat- 
diener, daher  auch  dem  Landesherrn  das  Recht  beigelegt  wurde, 
seinen  Beamten  nach  Belieben  den  Dienst  zu  kündigen  und  sie 
zu  entlassen  -).     III.  Hieraus  entwickelte  sich  allmählig  das  gegen- 


7)  Siehe  oben  §.  298.  Note  7. 

^)  So  z.  B.  AuPträge  zur  vorbereitenden  EinleiLung  diplomatischer  Unter- 
handlungen ;  zum  Bereisen  anderer  Staaten ;  zur  Berichterstattung  über  deren 
Einrichtungen,  Zustände,  Bilduogsanstalten  u.  s.  w. 

J)  Siehe,  meine   deut.  St.-  u.  K. -Gesch.  Bd.  II.  Ablheil.  II.    1847.  §.,38. 

2)  L.  Hugo,  de  statu  regionum  Germ  1661.  cap.  III.  §.  34.  ,,Nam 
pleraque  oflicia  non  tam  a  legibus,  quam  a  solo  nulu  principis  dependent."  — 
Myler   ab    Ehrenbach    Hyparchologia ,  cap.  IV.  §.11.  Nr.  4.  ,,Nec  per 
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wjirlig  bestehende  System  des  Staatsdienstes  als  ein  eigenthüm- 
11  eil  es  politisches  I  ns  ti  t  u  t^),  indem  insbesondere  die  Rück- 
sicht maassgebend  wurde,  dass  gewisse  berufsmässige  Thätigkeilen 
für  die  Zwecke  des  Staates  ununterbrochen  nothwendig  sind,  dass 
die  Angestellten  eine  besondere  Vorbildung  für  den  Staatsdienst 
mit  grossem  Aufwände  von  Zeit  und  Kosten  sich  erwerben  und 
regelmässig  auf  jeden  anderen  einträglichen  bürgerlichen  Nahrungs- 
zweig verzichten  müssen,  und  dass  die  Wohlfahrt  des  Staates  un- 
abweislich  eine  Sicherstellung  des  berufstreuen  und  tadellosen 
Beamten  in  seinen  ökonomischen  Verhältnissen  erheische.  Daher 
befestigte  sich  inimermehr  die  Ansicht,  und  wurde  endlich  als 
gemeines  Recht  betrachtet,  dass  ein  Staatsbeamter  nicht  willkühr- 
Jich  von  dem  Staatsoberhaupte  seines  Dienstes  entlassen  werden 
könne*).  IV.  Die  Ansicht,  dass  ein  Beamter  nicht  anders  als  durch 
Unheil  und  Recht  von  seiner  Stelle  entsetzt  werden  könne ,  fand 
zuerst  reichsgesetzliche  Anerkennung  in  Bezug  auf  die  Mitglieder 
des  Reic  h  sk  ammergerichtes^),  und  wurde  auch  bezüglich 
der  Mitglieder  des  Reichshofrathe  s  durch  die  beiden  letzten 
Wahlkapitulationen  (Leopold  II.  und  Franz  II.)  reichsgrundgesetz- 
lich  ausgesprochen G).     V.    In  derselben  Zeit  stellte  sich  auch  die 


talem  offieii  reclamatioDem  conqueri  polest  officialis,  natura  contractus 
ita  suadente,  ut  tamdiu  utendum  concedatur,  quamdiu  concedens  patia- 
tur"  —  Vergl.  J.  H.  Bölinier,  de  jure  principis  circa  dimiss.  ministror. 
Hai.  1716.  c.  I.  §.  15.  —  Auch  in  späterer  Zeit  fanden  daher  die  Anstel- 
lungen häufig  nur  mit  der  Formel  statt:  ,,  so  lange  als  gnädigst  gefällig" 
oder  ,,bis  auf  weitere  Verfügung".  Vergl.  Van  der  ßecke,  a.a.O. 
§.  65. 

3)  Es  können  daher  auch  die  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes  bei 
der  gänzlicheo  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  keine  Anwendung  findeo.  In 
älteren  Schriften  findet  man  Hinweisungen  auf  L.  11.  §.  3.  Dig.  de  mune- 
rihus  ;  L.  9.  Dig.  de  negot.  gestis ;  L.  6.  §.  4.  Dig.  de  excusat.;  L.  4.  u. 
5.  Dig.  de  decret.  ab  ordine  fac.  ;  L.  5.  Dig.  de  manum.  test.  ;  L.  2.  Cod. 
de  profess,  et  medic. ;  L.  3.   Cod.  de  offic.  Pr.  pr.  Or    et  lllyr. 

"*)  Malacord,  diss.  de  publicis  officiis  absque  justa  causa  ejusque  legali 
cognitione  non  auferendis.  Götlingen,  178^.  —  Zuerst  findet  sich  eine  Aner- 
kennung dieses  Prinzipes  in  England,  in  der  Aosteltungsformel  der  Ob  er- 
richter:  ,,tam  diu,  quam  bene  se  gesserint." 

")  Concept  der  R.  K.  G.  0.  1613.  Tbl.  1.  Tit.  III.  §.  3.  (Siehe  oben 
§.  99.  Note  11). 

^)  W.  K.  art.  XXIV.   §.  10.    ,,...aucb    soll    kein    Reicbshofrath   seiner 
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rei  chskam  mergeri  chlliche  Praxis  in  Bt^zug  auf  die  Beur- 
Iheiliing  des  Dienerverhältnisses  der  landesherrlichen  Beamten  in 
der  Art  fest,  dass  man  zwar  noch  anerkannte,  dass  der  Landes- 
herr da,  wo  eine  Temporalaufkiindigung  dem  Dienstverlrage  ein- 
verleibt sei ,  sich  ihrer  nach  Wohlgefallen  bedienen  könne ,  und 
dem  Diener  nur  ein  vorwurfsfreies  Entlassungsdekret  (^dimissio 
honesta  im  Gegensatze  einer  auf  Grund  von  Verbrechen  und  ür- 
theil  beruhenden  dimissio  ignominiosa)  schuldig  sei,  dass  hin- 
gegen im  anderen  Falle  keine  willkührliche  Dienstentlassung  ge- 
rechtfertigt sei,  sondern  nur  dann  dem  Landesherrn  freistehe,  wenn 
er  dem  Diener  die  volle  Besoldung  lasse  oder  nach  den  Umständen 
eine  zureichende  Pension  auswerfe  ^).  Gleichen  Grundsätzen  begeg- 
net man  auch  bereits  in  den  Landesgesetzgebungen  im  XVIIL  Jahr- 
hunderte®). VL  Indem  durch  die  reichskammergerichtliche  Praxis 
somit  ein  Recht  des  vorwurfsfreien  Staatsdieners  auf  die  zuge- 
sicherte Besoldung,  nicht  aber  auf  die  Beibehaltung  des  Staals- 
amtes  selbst  anerkannt  wurde,  war  die  öffentlich-recht- 
liche und  die  privafcrechtliche  Seite  des  Staatsdienstes  scharf 
unterschieden,  wie  dies  auch  seitdem  die  Wissenschaft  gethan 
hat  9),  und  somit  war  die  Doktrin  und  Praxis  in  der  Lehre  von 
den  Staatsämtern  auf  jenen  Standpunkt  getreten,  welchen  das 
canonische  Recht  in  Beziehung  auf  die  Kirchenämter  schon 
seit  Jahrhunderten  eingenommen  hatte,  indem  dieses  von  jeher, 
sowohl  die  eigentliche  Absetzung  (degradatio),  als  die  Enthebung 
vom  Amte  {suspensio  ab  officio)  und  die  Entziehung  des  Dienst- 
einkommens (ademtio  heuejicii  oder  suspensio  a  benejicio) 
unterschieden  und  genau  die  Fälle  ausgezeichnet  hatte,  in  welchen 
die  letztere  in  der  Verbindung  mit  dem  Verluste  des  Amtes  ein- 
zutreten habe  oder  nicht  '^).     VIL  Schwierigkeiten  und  mancherlei 

Stelle  anders,  als  nach  vorhergegangener  rechtlicher  Cognition 
und  darauf  erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetzt  werden." 

■)  Häberlin,  Staatsarchiv.  13d.  X.  S.  320.  —  Pfeiffer,  prakt.  Aus- 
führg.  I.  S.  2S8.  291.  —  Die  Praxis  des  Reichshofralhes  war  in  dieser  Hin- 
sicht schwankend.     Pfeiffer,  prakt.  Ausführungen,  S.  289.  u.  f. 

8)  So  z.  ß.  in  einem  vou  der  k.  preussischen  Gesetzcommission  erstatte- 
ten Gutachten  v.   1787;  siehe  Pfeiffer,    prakt.  Ausführungen.  I.  S.  286. 

3)  Dieser  Unterschied  wurde  in  der  Doktrin  zuerst  von  Gönner  in  der 
angef.  Schrift  über  den  Staatsdienst,  1838  besonders  hervorgehobeu. 

'°j  Dass  die  Suspensio  ab  officio  nicht  auch  die  a  benefieio  an  und  für 
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praktische  Uiizuträglichkeilen  ergaben  sich  aber  hei  diesem  Systeme, 
bei  welchem  es  an  allen  Grundsätzen  über  das  Recht  auf  einen 
eigentlichen  Ruhegehalt  und  dessen  Maass  fehlte,  fortwährend  in 
den  Fällen,  wo  der  Beamte  durch  hohes  Alter,  oder  durch  unver- 
schuldete Zufälle  dienstuntauglich  wurde,  indem  sonach  entweder 
der  Landesherr  einen  anderen  tüchtigen  Beamten  neben  dem  un- 
fähig geAvordenen  besolden,  oder  dieser  Letztere  sich  entschliessen 
musste,  sich  auf  seine  Kosten  einen  Adjunkten  oder  Substituten 
zu  halten,  oder  ein  solcher  vom  Landesherrn,  nicht  selten  mit 
der  Anwartschaft  auf  dereinstige  Nachfolge  im  Dienste,  ernannt 
und  ihm  ein  Theil  des  Diensteinkommens  des  bisherigen  Beamten 
zugewiesen  wurde  ^').  VIIL  Die  Geschichte  des  Staatsdienstes  ist 
daher  in  der  Hauptsache  eine  Geschichte  der  Ausbildung 
des  Pensionssystemes.  Dieses  bildet  das  eigenthche  Stan- 
desinteresse der  Staatsbeamten,  und  musste  um  so  leichter 
zu  einer  fortschreitenden  Entwickelung  kommen,  als  die  Gesetz- 
gebung selbst  hauptsächlich  in  den  Händen  der  höheren  Staats- 
beamten lag,  deren  Interessen  in  dieser  Hinsicht  völlig  mit  dem 
der  niederen  Staatsdiener  übereinstimmten.  Dazu  kam  noch,  dass 
sich  die  Zahl  der  Staatsdiener  überhaupt  und  somit  auch  die  Zahl 
der  auf  Unterhalt  durch  diese  Berufsthätigkeit  angewiesenen  Fa- 
milien bei  den  immer  steigenden  Anforderungen  an  den  Staat  fort- 
während vermehrte  und  dass  man  sich  gewöhnte,  bei  dem  Mangel 
oder  der  Unzulänghchkeit  anderer  politischer  Institutionen  in  einer 
gesicherten  ökonomischen  Stellung  der  Staatsdiener  selbst  eine 
Garantie,  theils  gegen  lürsthche  und  ministerielle  WillkUhr,  theils 
gegen   die   sonst   kaum    vermeidliche  Bestechlichkeit   der  Beamten 


sich  zur  Folge  habe,  sagt  ausdrücklich  cap.  10.  X.  de  purg.  cauon.  —  Die 
Beslimmuugea  des  caooüischeQ  Rechtes  über  die  Absetzung  u.  s.  w.  der 
Geistlichen  mit  Belassung  des  Benefizium  finden  sich  haupIsUchlicb  in  den 
Decrelglen  Gregor's  IX.  Tit.  de  raajoritate  et  obedientia  ;  die  über  Pensions- 
verhällaisse  der  Geistlichen  im  Tit.  de  Pensionibus. 

»>)  Diese  Missstände  mochten  sich  wohl  in  den  Collegien  weniger  em- 
pfindlich machen ,  wo  auch  alte  Räthe  leichter  forldienen  können  und  sogar 
ihrer  Erfahrung  wegen  von  grossem  VVerthe  sind.  Die  Nachtheile  wurden 
aber  besonders  empfindlich,  wo  Stellen  durch  einzelne  Beamten  verwaltet 
wurden  und  die  Dienstanwartschaften  häufig  vom  Nepotismus  ausgebeutet, 
und  dadurch  die  Stellen  nicht  selten  für  Söhne  oder  Schwiegersöhne  gleich- 
sam erblich  gemacht  wurdea. 
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und  andenveile  ungehörige  Ausbeutung  ihrer  Stellen  zum  Nach- 
theile des  Landes  zu  sehen.  IX.  Mit  der  Anerkennung  des  Grund- 
satzes, dass  die  Staatsdiener  nicht  willkührlich  ohne  Pension  ent- 
lassen werden  dürfen,  war  der  erste  Schritt  zur  Unterscheidung 
von  regieren  und  verwalten  geschehen,  und  der  Staatsdiener- 
stand (die  sog.  Büreaukratie)  bildete  seitdem  als  eine  gröss- 
tentheils  aus  eigenem  Nachwuchs  sich  ergänzende  Standesklasse, 
eine  Art  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  M  i  tt  e  lg  e  w  a  1 1,  wie  sie  früher  der  Adel  gebil- 
det hatte,  die  aber  unter  Umständen  einen  noch  grösseren  Druck, 
wie  dieser,  auf  das  Land  auszuüben  vermag  und  eine  grössere  Last 
desselben  werden  kann,  als  dies  der  Adel  jemals  gewesen  ist,  welchem 
selbst,  wenn  er  politischen  Einfluss  behaupten  will,  nunmehr  gröss- 
tentheils  nichts  anderes  übrig  bleibt,  als  in  die  Reihen  des  Büreau- 
kratie einzutreten.  X.  Nach  einer  solchen  vollständigen  Umbil- 
dung des  Institutes  des  Staatsdienstes  kann  es  freilich  nur  als 
ganz  ungeeignet  betrachtet  werden,  wenn  man  demungeachtet 
fortfuhr,  einen  Di  en  st  vertrag  als  die  Grundlage  des  Staats- 
dienstes zu  betrachten,  indem  man  sodann  zu  gehaltlosen  Unter- 
stellungen und  Fiktionen  seine  Zuflucht  nehmen  musste,  um  jene 
eigenlhümlichen  Rechtsverhältnisse  zu  erklären,  welche  man  nun- 
mehr als  die  durch  den  Staatsdienst  begründeten  betrachtet  und 
praktisch  handhabt*-).  XL  Da  man  aber  allmählig  imraermehr 
einsehen  musste,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Fragen,  welche  bei 
der  neuen  Gestaltung  des  Institutes  des  Staatsdienstes  entstehen 
mussten,  keine  oder  nur  eine  sehr  unsichere  Lösung  aus  sogen, 
allgemeinen  Grundsätzen,  deren  Gültigkeit  eben  selbst  vielfach 
streitig  ist,  finden  könnten  ^3),  so  musste  man  in  den  einzelnen 
Staaten  darauf  Bedacht  nehmen,  im  Wege  der  Gesetzgebung,  durch 
die  Erlassung  von  sog.  Staatsdiener -Edikten  oder  Dienstpragma- 
tiken ein  neues  positives  Recht  zu  gründen.  XII.  In  dieser  Be- 
ziehung hat   die   k.  bayerische  Haupt-Landespragmatik 


'2)  Die  Unzulänglichkeit  der  Annahme  (Fiktion)  eines  D  i  en  st  Vertra- 
ges zur  reciitliclien  Begründung  des  Staalsdienslverhältnisscs  hat  Gönner, 
vom  Staatsdiensie,  1808.  §.  29.  überzeugend  nachgewiesen.  (Siehe  §.  513. 
Note  5). 

'3j  So  z.  B.  die  Frage,  welche  im  ölTeutlichen  Dienste  beschäftigte  Per- 
sonen als  Staatsdiener  zu  betrachten  sind?  In  welchem  Betrage  und  Verhält- 
nisse zu  den  Diensljabren  Pensionen  zu  gewähren  sind  u.  s.  w. 
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über  die  Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener,  vorzüglich  in  Bezug 
auf  ihren  Stand  und  Gehalt,  vom  1.  Januar  1805,  die  Bahn  ge- 
brochen **) ,  und  sind  seitdem  in  den  einzelnen  Staaten  immer 
häufiger  ähnliche  Gesetze  erlassen  wurden  ^^).  XIII.  Den  Gesetzen 
über  den  Staatsdienst,  namentlich  so  weit  sie  sich  auf  den  Ci- 
vilstaatsdienst  beziehen,  ist  mitunter  ausdrücklich  der  Cha- 
rakter von  Staatsgrundgesetzen  beigelegt  worden  •*').  XIV.  Die 
Militärdienstpragmatik  dagegen  beruht  noch  häufig  auf  Verordnung 
des  Staatsoberhauptes  als  Kriegsherr.  In  anderen  Staaten  sind 
bereits  auch  hierüber  mit  den  Landständen  Gesetze  errichtet  wor- 
den, wodurch  hinsichtlich  der  Dienstentlassung  und  Pensionirung 
der  Militärdiener,  d.  h.  der  Offiziere  und  Kriegsbeamten,  zum  Theile 
auch  sogar  der  Unteroffiziere,  dieselben  oder  ähnliche  Grundsätze 
festgestellt  wurden,  wie  bei  den  Civilstaatsdienern  *"). 

§.  515. 
3)    Entstehung  des  Staatsdienerverhältnisses. 

I.  Die  Grundlage  des  Staatsdienerverhältnisses  bildet  die  Er- 
nennung (Nomifialio)  als  Staatsdiener  durch  den  Souverain, 
welche  stets  schriftlich  in  Form  eines  An  s  tellungsreskriptes 
oder  Dekretes  mit  Unterschrift  des  Landesherrn  und  regelmässig 
mit  Beidrückung  des  Staatssiegels  (Signatur)  erfolgt.     II.  DieEr- 


")  Abgedruckt  bei  Gönner,  vom  Staatsdienste,   1808  als  Anhang. 

'*)  So  z.  B.  in  Bayern  selbst,  das  Edikt  über  die  Verhältnisse  der 
Staatsdiener,  als  Beil.  IX.  zur  V.-U.  1818.  —  Baden,  VII.  Conslit.-Edikt 
V.  25.  April  1809;  Ges.  v.  30.  Januar  1S19;  Reg.-Bl.  Nr.  IV;  Verordnung 
V.  14.  Nov.  1839.  Reg.-ßl.  Nr.  XXXII. ;  Gesetz  v.  30.  Juli  1840.  Reg.-Bl. 
Nr.  XXVII.  —  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  12.  April  1820.  —  Kurhes. 
sen,  Staatsdienerges.  in  Müller,  Archiv  Thl.  III,  S.  653.  —  Braun- 
schweig, Ges.  V.  12.  Oktob.  1832.  —  K.  Sachsen,  Ges.  v.  7.  März 
1835.  —  An  halt- Bernburg,  Ges.  v.  13.  Dez.  1841.  —  Hannover, 
Ges.  V.  S.  Mai  1852.  —  Wal  deck,  Ges.  v.  27.  April  1850  u.  s.  w.  Die 
auf  den  Staatsdienst  in  Preussen  bezüglichen  Gesetze  und  Literatur  siehe 
bei  H.  Simon,  preuss.  Staatsrecht.  Breslau  1844.  I.  S.  107.  u.  f.;  292. 
u.  folg. 

»6)  So  z.  B.  in  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  V.  §.  6;  in  Baden,  V.-U. 
1818.  §.  24. 

")  Vergl.  z.  B.  Baden,  Gesetz  über  die  .Militärdieuslpragmalik  vom 
31.  Dez.  1831. 
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nenn  11  ng  ist  ihrem  juristischen  Charakter  nach  nicht  als  ein 
Vertrag  (weder  als  locatio  conductio  operarum,  noch  als  mandat 
im  civilistischen  Sinne)  aufzufassen^),  sondern  als  ein  eigentli- 
ches Dekret,  d.  h.  als  eine  Verfügung,  welche  der  Souverain 
im  öffentlichen  Interesse  erlässt,  und  die  zugleich  den  Charakter 
einer  eigentlichen  Entscheidung  üher  die  Würdigkeit  und  Be- 
fähigung des  Angestellten  für  die  übertragene  Stelle  in  sich 
schliesst^),  und  der  auch  zugleich  der  Charakter  eines  Privi- 
legs insoweit  zukommt,  als  dadurch  dem  Angestellten  die  beson- 
deren Standes  rechte  eines  Staatsdieners  verliehen  werden^). 
III.  Mitunter  geht  aber  allerdings  der  wirklichen  Anstellung  ein 
förmlicher  Vertrag  mit  dem  Anzustellenden  voraus,  wie  z.  B.  bei 
Berufung  von  Ausländern  in  den  Staatsdienst.  Ein  solcher  Vertrag 
kann  für  dieselben  hinsichtlich  des  Gehaltes ,  der  Pensionirung 
u.  s.  w.  besondere  Rechtsansprüche  begründen"*);  nichts  desto- 
weniger  beruht  ihre  Staatsdienereigenschaft  doch  auch  ledigHch 
nur  auf  dem  nach  dem  vorbereitenden  Vertrage  ertheilten  An- 
slellungsdekrete.  IV.  Da,  wo  jetzt  besondere  Staatsdienstprag- 
maliken bestehen,  kann  darüber,  ob  Jemand  als  Staatsdiener 
angestellt   worden   ist,  nicht   leicht    ein  Zweifel   entstehen.     Hier 


>)  Dass  hier  weder  von  Miethvertrag,  noch  von  Mandat  gesprochen  wer- 
den iiönne,  hat  schon  Gönner,  vom  Staatsdienste  §.29.  bemerkt.  Er  findet 
daselbst  das  Wesen  der  Anstellung  in  einem  Jussus,  womit  er  sieh  der  hier 
aufgestellten  Ansicht  nähert,  obschon  anch  die  Auffassung  der  Anstellung  als 
Jussus  noch  zu  sehr  civilistisch  ist. 

2)  Die  hier  aufgestellte  Ansicht  wird  durch  den  Wortlaut  aller  neueren 
Staatsdienergesetze  bestätigt.  Z.  B.  Bayern,  Ges.  (Beil.  IX.  zur  V. -U. 
1818)  §.  1.  ,,Der  Stand  eines  Staatsdieners  wird  durch  das  Anstel- 
lungsdecret  erworben." 

3)  Längst  zuvor,  ehe  man  in  der  Lehre  vom  Staatsdienste  zu  richtigeren 
Ansichten  von  dessen  juristischer  Grundlage  gelangte,  hatte  das  canonische 
Recht  hinsichtlich  der  Erwerbung  von  Kirchenämtern  die  richtige  Theorie 
der  iNominatio  aufgestellt  und  die  eigentlichen  Diener  der  Kirche,  die 
Geistlichen,  als  einen  besonderen  Ehrenstand  (^ordo)  erklärt. 

*)  Dass  durch  Vertrag  mit  dem  Staalsdiener  besondere  Pensions- 
anspriiche  desselben  begründet  werden  können,  erkennet  bezüglich  der  Mi- 
nister und  anderer  Mitglieder  des  Geheimen  Ralhes  ausdrücklich  an:  Wür- 
temberg,  V.-U.  IS  19.  §  57,  jedoch  mil  dem  Beifügen,  dass  die  vertrags- 
m  issig  zuzusichernde  Summe  zwei  Driltl heile  des  Gehaltes  nicht  übersteigeo 
darf. 
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ist  Staatsdiencr  derjenige,  welcher  in  Gemässlieil  der  Pragmatik 
angestellt  worden  ist.  In  Staaten,  wo  keine  solche  Pragmatik 
besteht,  können  mancherlei  Zweifel  darüber  entstehen,  oh  eine 
Person  wirklich  als  Staatsdiener  angestellt  worden  ist,  oder  ihr 
nur  ein  nach  civilistischen  Grinidsätzen  zu  beurtheilender  .\uftrag 
zur  Besorgung  einzelner  Geschäfte  oder  einer  Klasse  von  Geschäf- 
ten für  den  Staat  zu  Theil  geworden  ist.  Als  Präsumtionen  lur 
die  Anstellung  als  Staatsdiener  sind  in  Betracht  zu  ziehen:  1)  wenn 
die  Ernennung  von  dem  Souverain  selbst  in  d.'n  Formen  geschehen 
ist,  in  welchen  derselbe  überhaupt  Staatsdiener  anzustellen  pflegt, 
2)  wenn  der  Dienst  ein  solcher  ist,  welcher  regelmässig  nur  durch 
Staatsdiener  versehen  werden  kann,  oder  versehen  zu  werden  pflegt: 
also,  wenn  der  Angestellte  ein  Hoheitsrecht  auszuüben  hat,  ins- 
besondere, wenn  er  ein  wirkliches  Verfügungs-  oder  Entscheidungs- 
recht hat;  3)  wenn  der  Ernannte  wirklich  dem  Staate  Dienste  zu 
leisten  und  nicht  blos,  nach  einer  im  öffentlichen  Interesse  zu 
erstehenden  Prüfung,  eine  Concession  oder  Licenz  erhallen  hat, 
dem  Publikum  Dienste  zu  leisten,  wie  Advokaten,  Aerzte,  Heb- 
ammen u.  s.  w. ;  4)  wenn  der  Ernannte  einen  wiiklichen  Amts- 
titel und  nicht  blos  einen  mit  keiner  bestimmten  Stelle  zusammen- 
hängenden Ehrentitel  erhalten  hat;  5)  wenn  er  den  förmlichen 
Diensteid  wie  andere  unzweifelhafte  Staatsdiener  hat  leisten  müssen; 
6)  wenn  die  übertragene  Funktion  den  Ernannten  berufsmässig, 
insbesondere  ausschliesslich,  in  Anspruch  nimmt,  und  namentlich, 
wenn  ihm  die  Betreibung  von  Pvebengeschäften  zu  anderweitem 
Erwerbe  ausser  seiner  Besoldung  untersagt  worden  ist;  7)  wenn 
er  einen  regelmässigen  Gehalt  bezieht  und  davon  die  bei  den  eigent- 
lichen Staatsdienern  üblichen  Beiträge  zu  Staatsdienerwitlwenkassen, 
Pensionskassen  u.  s.  w.  leisten  niuss.  V.  In  mehreren  Staaten 
werden  von  den  eigentlichen  Staatsdieuern  eine  andere  Klasse 
(niederer)  ölTentlicher  Diener  unterschieden,  welche  zwar  auch  im 
öffentlichen  Interesse  thätig  zu  sein  haben,  jedoch  nicht  vom  Sou- 
verain selbst,  sondern  nur  durch  Ministerialreskript  angestellt 
werden,  auch  nicht  die  Pensionsansprüche  der  eigentlichen  Staats- 
diener haben  und  leichter  wie  diese  entlassen  werden  5).    Gewöhn- 


5)  Vergl.   z.  B.  Hannover,    L.  V.  G.    1S40.   §.  179.     ,,Die   Dienst- 
kündignng  soll    nur   bei    der  unteren  Staatsdienersdiaft  vorbehalten,  die- 
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lieh  sind  ihre  Verhältnisse  durch  besondere  Gesetze  oder  Verord- 
nungen  bestimmt^'). 

§.  516. 
4)    Allgemeine  Wirkungen  des  Staatsdienerverliältnisses. 

I.  Die  Ernennung  als  Staatsdiener  begründet  für  den  Ange- 
stellten einen  besonderen  Stand  (ordo),  der  als  ein  Ehren- 
stand  erscheint  und  als  solcher  sowohl  eigenthiimliche  Rechte 
als  eigenthiimliche  Pflichten,  abgesehen  von  der  selbstverständlichen 
Pflicht,  das  speziell  übertragene  Amt  gesetzlicher  Vorschrift  gemäss 
zu  verwalten,  begründet.  II.  Die  Eigenthümlichkeiten  des  Staats- 
dienerverhältnisses sind:  1)  der  Staatsdiener  ist  dem  Staats- 
oberhaupte, als  der  Quelle  des  Staatsdienstes  und  daher  sog. 
Die  US  therm,  zur  besonderen  persönlichen  Treue, 
d.  h.  zur  gewissenhaften  Erfüllung  seiner  Amts-  und  Standes- 
pflichten in-  und  ausserhalb  seines  besonderen  Dienstkreises  ver- 
bunden und  dafür  verantwortlich^),  und  hat  auch  einen  be- 
sonderen Diensteid  bei  Antritt  seines  Amtes  zu  schwören.  2)  Der 
Charakter  als  Staatsdiener,  welcher  durch  die  Anstellung  erlangt 
wird,  ist  ein  bleibender  oder  dauernder  Charakter,  d.  h.  er  dauert 
so  lange,  bis  dem  Angestellten  die  Dienstentlassung  durch 
ein  Entlassungsdekret  oder  Reskript,  sei  es  aufsein  An- 
suchen, oder  in  geeigneten  Fällen  zur  Strafe,  ertheilt  wird.  3)  Es 
kann  daher  kein  Staatsdiener  einseitig  und  beliebig  jederzeit  seinen 
Staatsdienst  aufgeben  (resigniren),  sondern  muss  seine  Funktion  fort- 
setzen, bis  er  durch  das  Entlassungsdekret  oder  Reskript  derselben 
enthoben  wird.  Doch  ist  allgemein  angenommen,  dass  die  ge- 
betene  Entlassung,  womit  alle  Ansprüche  auf  den  bisherigen 
Rang,  Titel,  Resoldung  und  Ruhegehalt  von  selbst  wegfallen,  kei- 
nem Staatsdiener   verweigert  werden  darf-').     4)   Durch  Ver- 


selbe jedoch  nur  von  dem  zuständigen  Staats-  und  Depardementsminister  zur 
Ausübung  gebracht  werden." 

6)  Z.  B.  Baden,  Ges.  v.  28.  Aug.  1835.  Reg.-Bl.  Nr.  XXXIX. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.71.  „Alle  Staats- 
beamte sind  dem  Fürsten  zur  besonderen  Treue  verpflichtet  und  ihm 
frir  die  Erfüllung  ihrer  Dienstpflichten  verantwortlich." 

«)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  Ges.  (Beil.  IX.  zur  V.-ü.  1S18.  §.  22.  A. 
,,Der  Staatsdiener  kann  zu  jeder  Zeit  und  ohne  alle  Motivirung   seine  Ent- 
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Setzung  in  den  Ruliesland  geht  der  Charakter  als  Staatsdiener 
nicht  verloren,  im  Gegentheile  ist  dessen  Fortdauer  die  selbst- 
verständliche Grundlage  aller  der  Bezüge  und  der  Rangstellung, 
welche  den  in  Ruhestand  getretenen  Staatsdienern  eingeräumt 
werden.  5)  Es  gibt  keinen  Zwang  zur  Annahme  einer  Anstel- 
lung im  Staatsdiensie  (§.513);  vom  Eintritte  in  den  Staatsdienst 
an  und  so  lange,  bis  derselbe  durch  Entlassung  beendigt  wird, 
ist  der  Staatsdiener  aber  schuldig,  sich  jede  V' ersetz  ung,  sei 
es  aus  administrativen  Rücksichten,  oder  wegen  neuer  organischer 
Einrichtungen,  gefallen  zu  lassen,  wodurch  derselbe  weder  an  Rang 
noch    Gehalt    verkürzt   wird  3),      6)    Ebenso   ist   der  Staatsdiener 


lassung  aus  dem  Staatsdienste  nehmen.  Er  verliert  in  diesem  Falle  den 
Standes-  und  Dienstgebalt  mit  dem  Titel  und  dem  Funktionszeichen."  — 
Baden,  Ges.  vom  30.  Januar  IS19.  §.  2.  ,,Der  Staatsdiener  kann  den 
Dienst  aufkündigen  ,  Ijedoch  ohne  alle  Ansprüche  auf  Ruhegehalt  und  unter 
folgenden  Bedingungen ;  dass  1)  er  wenigstens  ein  Vierteljahr  vor  seinem 
Austritte  den  Dienst  aufsage  ;  2)  dass  er  keine  Rückstände  in  seinen  Dienst- 
geschäften hinterlasse;  3)  dass  derjenige  Diener,  welcher  Unterstützungen 
zu  seiner  Ausbildung  für  den  Staatsdienst  aus  Staatsmitteln  erhalten  hat,  wo- 
zu jedoch  akademische  Stipendien  nicht  zu  rechnen  sind ,  dieselben  rücker- 
stalte."  —  Hannover,  L.  V.  G.  1S40.  §.  176.  ,,  Keinem  Staatsdiener 
soll  die  nachgesuchte  Entlassung  verweigert  werden.  Indess  muss  er  sich 
vor  dem  wirklichen  .Austritte  aus  dem  Dienste,  auf  Verlangen  seiner  vorge- 
setzten Behörde,  aller  ihm  desshalb  obliegenden  Verbindlichkeiten  entledi- 
gen." —  Kurhessen,  V.-U,  1S52.  §.  37.  ,,Eine  Vorschrift,  welche  die 
nachgesuchte  Dienstentlassung  unbedingt  a  usschl  i  ess  t ,  ist  unstatlliaft."  — 
Nur  hinsichtlich  der  Minister  bestehen  in  manchen  Staaten  Ausnahmen,  so 
z.  B.  verbleibt  dem  in  Folge  seiner  Bitte  oder  aus  eigenem  Antriebe  des 
Monarchen  entlassenen  Minister  in  Bayern,  nach  Ges.  die  Verantwortlich- 
keit der  Minister  betr.  v.  4.  Juni  1S4S.  art.  3.  der  Standesgehalt  unge- 
schmälert. 

3)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  Ges.  (Beil.  IX.  zurV.-ü.  1S18)  §.  20.  ,, Ver- 
setzung eines  Staatsdieners  kann  aus  administrativen  Rücksichten 
oder  in  Folge  organischer  Einrichtungen  verfügt  werden,  nenn  da- 
mit keine  Zurücksetzung  in  Beziehung  auf  die  Die  os  t  e  sklass  e  oder  den 
ständigen  Gehalt  verbunden  ist."  —  Würtemberg,  V.  -  U.  IS  19. 
§.  49.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  174.  a  linea  2.  —  Olden- 
burg, revid.  V.-ü.  1S52.  art.  109.  §•  1.  —  Bei  einer  Versetzung,  welche 
nicht  mit  einer  Beförderung  verbunden  ist,  erhält  der  Staatsdiener  regel- 
mässig gesetzliche  Entschädigung  für  die  ümzu  gs  k  o  s  t  e  n.  Würtem- 
berg, V.-ü.  1819.  §.49.  a  linea  2.  —  Vergl.  hierüber  besonders:  Pfeif- 
fer, prakt.  Ausführungen,  Bd.  VIII.  S.  4SI.  —  Xur  hinsichtlich  der  Richter 
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schuldig,  eine  Beförderung  zu  einer  höheren  Stelle  anzuneh- 
men ^).  Es  steht  lediglich  bei  der  Gnade  des  Sonverains ,  ob  er 
einen  versetzten  oder  beförderten  Staatsdiener  auf  dessen  Ansuchen 
in  seiner  bisherigen  Stelle  belassen  will.  7)  Den  Staatsdienern 
ist  regelmässig  untersagt,  bürgerliche  Gewerbe,  Bankgeschäfte  oder 
Fabriken  zu  betreiben;  mitunter  unterliegen  sie  sogar  hinsichtlich 
des  Erwerbes  von  landwirthschaftlichen  Gütern  einiger  Beschrän- 
kung 5).  8)  Wenn  auch  in  der  Theorie  noch  allgemein  ange- 
nommen wird,  dass  ein  Staatsamt  nicht  nothwendig  mit  einer 
Besoldung  verbunden  sein  müsse,  und  sonach  besoldete  und 
unbesoldete  Staatsämter  unterschieden  werden,  so  ist  doch 
in  der  Praxis  gegenwärtig  überall  regelmässig  jedes  Staatsamt  mit 
einer  entweder  etatsmässig  bestimmten,  oder  von  dem  Staatsober- 
haupte im  einzelnen  Falle  zu  bestimmenden  Besoldung  ver- 
bunden, was  unvermeidlich  war,  um  dem  Beamten  für  sich  und 
seine  Familie  einen  ^fahrungsstand  zu  gewähren,  indem  ihm  andere 
Erwerbszweige  theils  untersagt,  theils  an  sich  nicht  leicht  möglich 
sind").  9)  Die  Anstellung  der  Staatsdiener  geschieht  in  der  Begei 
zuerst   nur   provisorisch  für  eine  bestimmte  Zahl  von  Probe- 


hat man  in  neuerer  Zeit  mitunter  das  Recht  der  Krone,  sie  wider  ihren 
Willen  zu  versetzen,  ausschliessen  wollen.  Reichsverf.  v.  28.  März  1849. 
§.  176.  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848.  die  Grundlagen  der  Gesetzge- 
bung über  die  Gerichtsorganisation  betr.  art.  22.  (ist  nicht  in  Wirksamkeit 
getreten).  —  Preussen,  V.  -  ü.  1850.  §.  87.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-U.  1850.    §.  33.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.   1852.    §.  33. 

*)  Aus  welcherlei  Rücksichten  die  Beförderung  geschieht  (wie  z.  B.  mit- 
unter: promoveatur  ut  umoveatur !)  ist  in  rechtlicher  Beziehung  gleich- 
gültig ,  wenn  gleich  aus  anderen  Rücksichteu  ein  solches  Verfahren  sehr  zu 
missbilligen  sein  kann. 

5)  Vergl,  z,  B.  Bayern,  Ges.  (Beil.  IX.  zur  V.-U.  1818)  §.  21.  „Der 
in  Amtsthätigkeit  stehende  Staatsdiener  bleibt  von  der  Ausübung  der  streng 
bürgerlichen  Gewerbe,  von  der  Führung  einer  Bank  oder  ähnlicher  Anstalt 
und  von  dem  aiisschliessenden  persönlichen  Betriebe  einer  Fabrik  ausgeschlos- 
sen. Dem  äusseren  Justiz-,  Polizei-  und  Finanzbeamten  ist  ausserdem  noch 
untersagt,  in  seinem  Amtsbezirke  eine  Gutsrealität  zu  erwerben." 

6)  Auch  in  dieser  Beziehung  ist  das  canonische  Recht  längst  dem  Staats- 
rechte mit  den  richtigen  Grundsätzen  vorangegangen  :  Nullum  officium  sine 
beneficio;  nullum  leneficiimi  sine  officio.  —  Nur  bei  sog.  Anfaogs-Stellen 
kommt  es  mitunter  noch  vor,  dass  dieselben  und  die  darauf  bezüglicheD 
Amtstilei  ohne  Besoldung  verliehen  werden. 
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jähren  (meisiciis  3  oder  5  Jahre),  wahrend  welches  Zeitraumes 
sie  von  der  Slgatsregieriuig  beliehig,  ohne  Angabe  von  Gründen 
und  ohne  alle  Pensionsanspriiche,  entlassen  werden  können"). 
Nur  liinsichtlich  der  Richter  findet  sich  mitunter  die  Vorschrift, 
dass  ihn;  Anstellung  sofort  eine  definitive  ist*^).  10)  Aber 
;>uch  die  definitive  Anstellung,  sie  mag  gleich  anfänglich  oder 
nach  vollendeter  Probezeit  erfolgen,  gibt  dem  Angestellten  nur  ein 
Recht  auf  seinen  Rang  und  Besoldung,  so  lange  dieselben  nicht 
aus  gesetzlichen  Gründen  verwirkt  werden;  er  erlangt  aber  damit 
gegenüber  von  dem  Staatsoberhaupte  kein  Recht  auf  wirkliche 
Amtsthätigkeit,  sondern  es  steht  dem  Souverain  jederzeit  frei, 
den  Beamten  aus  administrativen  Rücksichten  seiner  Funktion  zu 
entheben,  und  auch  ohne  dessen  Willen  in  zeitlichen  (temporären) 
Ruhestand  (vorzugsweise  sog.  Quieszenz  oder  D i s p o n i b i  1  i t ä t) 
oder  auch  in  bleibenden  Ruhestand  (insbesondere  sog.  Pensions- 
stand) zu  versetzen.  Nur  hinsichtlich  der  Richter  hat  man 
von  dieser  Regel  in  der  neueren  Zeit  mitunter  eine  .Ausnahme 
aufzustellen  versucht^).  11)  Jeder  Staatsdiener  erlangt  mit  der 
definitiven  .\nstellung  ein  Recht  auf  einen  Ruhegehalt  im  Falle 
er  in  den  Ruhestand  versetzt  wird'").  Nach  gleichen  Grund- 
sätzen gebührt  ihm  ein  sog.  Wartegeld,  wenn  er  wegen  orga- 
nischer   Veränderungen    in    Disponibilität    gestellt    wird  ^').      Die 


'')  Dreijäbrige  Probezeit  hat  z.B.  Bayern,  XI.  Beil.  z.  V.-U.  1818. 
§.  2.  Sogar  bei  Beförderungen  soll  biernach  (§  3.)  auch  wieder  eine  drei- 
jährige Probezeit  beginnen,  aber  nur  mit  der  Wirkung,  dass  der  Beförderte, 
wenn  er  der  Anforderung  des  höheren  Dienstes  nicht  genügt,  wieder  auf  die 
vorige  Stelle,  aber  ohne  iNachtheil  an  Rang  und  Gehalt,  und  ohne  Nachtbeil 
rücksichtlicb  anderwciler  Beförderung  zurückversetzt  werden  kann.  —  Baden, 
Ges.  V.  30.  Januar  1819.  §.  3.  ,,Wiederruriich  ist  unbedingt  der  Dienst  bei 
denjenigen  Civilslaatsdienern,  deren  Dienstzeit  unter  fünf  Jahren  beträgt. 
Diese  haben  keinen  rechtlichen  Anspruch  auf  einen  Ruhegehalt,  und  können 
daher   ohne  Angabe   eines  Giundes  und  ohne  Ruhegehalt  entlassen  werden." 

8)  So  z.  B.  in  Bayern,  Ges.  (Beil  IX.  z.  V.-U.  1818)  §.  4.  —  Dies 
lag  auch  im  Geiste  der  Reichsverfassuug  v.  28.  März  1849.  §.   176. 

9)  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849.  §.  176. 
'0)  Siehe  hierüber  §.  517. 

")  Hannover,  L.  V.  G.   1S4U.  §.  174.    Die  Versetzung  in  Disponibilität 

ist   ihrem  Wesen    nach  nichts  anderes,    als  eine  Versetzung  in  zeitlichen 

Ruhestand.     Wo  daher  nicht  etwa  ein  Gesetz  etwas  anderes  vorschreibt,  ist 

aufh  das  Warlegeld  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  der  Ruhegehalt  über- 
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Dienstpragmatiken  zeichnen  regelmässig  gewisse  Fälle  aus,  in  wel- 
chen der  Beamte  als  berechtigt  erklärt  ist,  seine  Versetzimg  in 
den  bleibenden  oder  temporären  Ruhestand  zu  verlangen ,  wie 
z.  B.  eine  bestimmte  grosse  Reihe  von  Dienstjahren,  meistens  40 
Jahre,  hohes  Alter,  z.  B.  70  Jahie,  oder  Unfähigkeit  durch  Krank- 
heit u.  s.  w.  ^2j.  12)  Jeder  Staalsdiener  erlangt  mit  der  defini- 
tiven Anstellung  auch  ein  Recht  auf  die  in  den  Staatsdienstprag- 
matiken den  Wittvven  und  Waisen  der  Staatsdiener  bestimmten 
Pensionen  und  Sustentationen,  hat  aber  auch  die  Verpflichtung, 
zu  den  betreffenden  Pensionskassen  die  gesetzlichen  Beiträge  zu 
leisten.  Diese  werden  regelmässig  durch  Abzüge  an  der  Besoldung 
erhoben. 

§.  517. 

5)    Yon  dem  Diensteinkoninien,  den  Besoldungen  und 

Ruhegehalten  der  Staatsdiener. 

I.  Der  Ausdruck  Diensteinkommen  begreift  ohne  Unter- 
schied Alles,  was  ein  Slaatsdiener  in  Folge  seiner  Anstellung  zu 
beziehen  hat.  II.  Das  Diensteinkommen  begreift  1)  die  Besol- 
dung oder  den  Gehalt*),  worunter  man  das  versteht,  was  einem 
Staatsdiener  in  feslbestimmten  Geldsummen  und  feslbeslimmten 
Quantitäten  in  Naturalien,  z.  B,  Getreide,  Brennholz  u,  s.w., 
ausgeworfen   ist 2),    und    worunter  auch  regelmässig  die  Dienst- 


haupt zu  bemessen.  —  Vergl.  v.   Kamptz,   über  die  Entschädigungsberech- 
tigung  der  Staalsdiener  bei  Aufhebung  ihrer  Stellen.  Frkff.   1808. 

12J  Vergl.  z.  B.   Bayern,  Beil.  IX.  z.  V.-U.   1S18.  §.  22. 

•)  In  einigen  Slaalen  vird  der  Au.sdruck  Besoldung  nur  in  Bezug  auf 
wirkliehe  Slaatsdiener,  der  Ausdiuck  Gehalt  in  Bezug  auf  andere  (niedere) 
öffentliche  Diener  gebraucht.  —  Vergl.  über  die  Besoldungs-Peusionsverhält- 
nisse  der  Staalsdiener  besonders  die  im  §.  513  Note  *)  angeführten  Aus- 
führungen von  Pfeiffer  und  von  Jaup. 

2)  Es  ist  sehr  zu  bedauern,  dass  in  den  meisten  Slaalen  die  theilweise 
Verabreichung  der  Besoldungen  in  Naturalien,  oder  einem  nach  dem  Markt- 
preise veränderliehen  Anschlage,  abgekommen  ist.  Nach  dem  älteren  Systeme 
sland  in  l^'ojge  der  Naturalpraslalionen  oder  deren  Marktpreises  das  Ein- 
kommen des  Beamten  in  einem  viel  riehligeren  Verbällnisse  zu  dem  Steigen 
und  Sinken  der  Preise  der  Lebensbedürfnisse  überhaupt,  als  dies  bei  Zu- 
weisung blosser  Geldbesoldungen  möglich  ist,  wonach  die  Ansprüche  voo 
Theuerungszulagen,  besonders  von  Seiten  der  geringer  besoldeten  Slaatsdiener, 
unvermeidlich  werden,  nnd  überhaupt  der  Beamte  gegen  alle  Gewerbe-    oder 
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Wohnung,  wu  eine  solche  gegehcMi  wird,  um  einen  festen  An- 
schlag, gewöhnlich  eine  bestimmte  Quote  der  in  einer  Geldsumme 
ausgedrückten  Besoldung  begriffen  ist^).  2)  Zu  dem  Dienst- 
einkommen  gehören  ferner  alle  zufälligen  Einnahmen, 
welche  der  Augeslellle  etwa  bei  und  aus  seiner  Dienstführung  zu 
beziehen  befugt  ist,  wie  Tantiemen  an  den  Sportein,  Diäten  u.  s.  w. 

3)  Es  können  auch  besondere  Dienstaufwandgelder  vor- 
kommen, d.  h.  Geldsummen,  meistens  Aversionalsummen,  weh  he 
dem  Staatsbeamten  ausschliesslich  aus  Rücksicht  auf  den  Dienst 
und  für  dessen  Dauer,  zur  Bestreitung  oder  als  Ersatz  der  im 
Dienste  nothwendig  zy  machenden  Auslagen,  wie  z.  B.  für  Schreib- 
materialien und  andere  Büreaurequisiten,  oder  Pferderationen  für 
nothwendig    zu    haltende    Dienstpferde,    ausgeworfen    sind  ^). 

4)  Einige  höhere  Beamte,  wie  z.  B.  insbesondere  die  Gesandten 
an  auswärtigen  Höfen  und  die  dirigirenden  Staatsmiuister,  erhalten 
mitunter  sog.  Repräsentationsgelder,  d.  h.  es  werden  ihnen 
bestimmte  Summen  ausbezahlt,  als  eine  Vergütung  dafür,  dass 
sie  bei  besonderen  Gelegenheiten  den  Fürsten  oder  den  Staat 
durch  Veranstaltung  von  Festlichkeiten  u.  dergl.  zu  repriisentiren 
haben  ^).  5)  Ausserdem  können  noch  sog.  Remunerationen  oder 
Gratilikationen  vorkommen,  theils  zu  dem  Zwecke  einer  Belohnung 


Landvvirthschaft- treibenden  Klassen  der  Bevölkerung  iui  offenbaren  Missver- 
hältnisse steht,  besonders  da,  wo,  wie  fast  allenliialben,  die  Besoldungen  so 
noch  forlbestehen ,  wie  sie  vor  fünfzig  und  melir  Jahren  mit  Rüciisicht  auf 
die  damaligen  Preise  der  Lebensbedürfnisse  festgesetzt  worden  sind. 

3)  In  Bezug  auf  die  Dienstwohnung  ist  das  Verhäitniss  des  Beamten  zum 
Staate  ganz  nach  der  Analogie  des  Verhältnisses  eines  M  i  e  t  h  e  rs  zum  Ver- 
mietber  zu  beuitheilen. 

*)  Nicht  in  diese  Klasse  gehören  die  sog.  Equipagengelder,  d.  h. 
Summen,  welche  höheren  Staatsbeamten  aus  Rücksicht  darauf,  dass  sie  ihre 
Stellung  zu  höherem  Aufwände  veranlasst,  beziehungsweise  damit  sie  eine 
Equipage  halten  können,  aber  nicht  nolhn endig  halten  müssen,  be- 
willigt sind.  Wo  es  im  Beliehen  des  Beamten  steht,  ob  er  eine  Summe 
zu  dem  Zwecke  {modus),  von  welchem  sie  benannt  ist,  verwenden  will  oder 
nicht,  ist  sie  zu  seiner  Besoldung,  über  welche  ihm  stets  freie  Disposition 
zusteht,  und   nicht  zu  den  Dienslaufwandgeldern  zu  rechnen. 

*)  Häufig  reichen  die  Rcpräsenlationsgelder  bei  Weitem  nicht  für  den  Auf- 
wand aus,  welchen  ein  Gesandter  an  grossen  auswärtigen  Höfen  zu  machen 
genöthigt  ist,  daher  sich  erklärt,  dass  solche  Stellen  meistens  nur  an  Perso- 
nen ^on  bedeulendem  Privatvermögen  übertragen  werden  können. 
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für  eine  besondere  Anstrengung  im  Dienste,  theils  als  vorüber- 
gehende Zulagen ,  wie  z.  B.  Theuerungszulagen ;  theils  werden  sie 
auch  regelmässig  jährlich  verwilligt,  um  eine  Erhöhung  der  Be- 
soldung oder  des  Gehaltes  zu  vermeiden,  welche  auf  die  Bestim- 
mung eines  dereinsligen  Buhegehaltes  Einfluss  haben  könnten. 
III.  Die  Verschiedenheit  der  Bestandtheile  des  Diensleinkommens 
äussert  ihren  wesentlichen  Einfluss  hei  der  Versetzung  des  Slaats- 
dieuers  in  den  Buhestand.  Wenn  diese  eintritt ,  so  fallen  alle 
Einnahmen  ausser  der  Besoldung,  d.  h.  alle  jene  Einnahmen, 
welche  ihrem  Begriffe  nach  durch  die  wirkliche  Amtsthätigkeit 
bedingt  sind,  wie  die  sog.  zufälligen  Einnahmen,  Dienslaufwand- 
gelder,  Bepräsentalionsgelder  und  regelmässige  Gratifikationen  selbst- 
verständlich hinweg.  Dagegen  muss  die  eigentliche  Besoldung  ge- 
meinrechtlich dem  Staatsbeamten  in  ihrem  vollen  Werthe  auch 
im  Buhestande  verbleiben, da  gemeinrechtlich  weder  ein  Bechtsgrund 
noch  ein  Maassstab  eines  Abzuges  besteht.;  IV.  Um  die  Staatskassen 
nicht  zu  sehr  zu  belasten,  hat  man  aber  in  den  meisten  Staaten 
bereits  besondere  Pensionssysteme  eingeführt,  wonach  dem  Staats- 
beamten bei  dem  Eintritte  in  den  Buhestand  meistens  auch  ge- 
wisse Abzüge  an  der  Besoldung  gemacht  werden.  Dabei  wird 
gewöhnlich  verhältnissmässige  Bücksicht  auf  die  Zahl  der  Dienst- 
jähre  genommen,  so  dass  in  demselben  Verhältnisse,  wie  diese 
steigt,  die  Abzüge  an  der  Besoldung  sich  verringern  ß) ,  und  mei- 
stens wird  dem  Staatsdiener  nach  vierzigjähriger  Dienstzeit  die 
Belassung  des  vollen  Gehaltes  zugesichert  ^).  Mitunter  wird  zu 
gleichem  Behufe,  um  die  Pensionslasl  für  das  Land  nicht  zu  gross 
zu  machen,  in  der  Besoldung  ein  sog.  Standesgehalt  und  ein 
sog.  Dienst  oder  Funktionsgehalt  unterschieden  und  nur 
der  Erstere   bei   der  Versetzung   in  den  Buhestand  verabreicht^). 


6)  Dieses  Prinzip  spricht  ausdrücklich  aus:  Hannover,  L.  V.  G.  IS40. 
§.   1T5. 

■)  Z.  B.  Baden,  Ges.  v.  30.  Jan.  1839.  §.  6.  —  Da  im  DurchschniUe 
nicht  leicht  ein  Staatsdiener  vor  dem  dreissigslen  Lehensjahre  zur  ersten 
eigentlichen  Anstellung  gelangt,  und  viele  schon  vor  dem  70.  Lebensjahre 
den  Anstrengungen  des  Dienstes  erliegen,  so  erhellt,  dass  nur  wenige  mit 
voller  Besoldung  in  den  Ruhestand  treten  können 

«)  Vergl.    Bayern,     Ges.    (Beil.  IX.  z.  V.-U.    1818.  §.  6  u.   f.  —  Ba- 
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Nur  hinsichtlich  der  Richter  findet  sich  mitunter  auch  in  die- 
ser Beziehung  die  Ausnahme,  dass  sie  nur  mit  vollem  Gehalte 
in  den  Ruhestand  veiselzt  werden  können^). 

§.   518. 

6)    Von  der  Straf-  nnd  DiscipÜDargewalt  über  die 

Staatsdiener. 

1.  Allgemein  ist  anerkannt,  dass  Staatsdiener  nach  vorgängiger 
gerichtlicher  Untersuchung  durcii  richterliches  Urtheil  in  den  vom 
Gesetze  bestimmten  Fällen,  sowohl  wegen  eigentlicher  Amtsverbre- 
chen nnd  Vergehen  bestraft  und  ihres  Amtes  entsetzt,  als  auch 
in  Verbindung  mit  der  Verurlheihing  wegen  gemeiner  Verbrechen 
und  Vergehen  durch  richterliches  Urtheil  aus  dem  Staatsdienste 
ausgestossen  werden  können.  IL  Es  ist  aber  auch  von  jeher  als 
gemeines  Recht  anerkannt  worden,  dass  Staatsdiener  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  auch  auf  dem  Verwaltungswege  mitDis- 
ci  pli  na  rs  trafen  Itclegt  und  nach  Umständen  aus  dem  Dienste 
entlassen  (entsetzt)  werden  können.  Hieher  rechnet  man 
Fahrlässigkeit,  Unfleiss,  Leichtsinn  im  Dienste,  Ungehorsam  oder 
systematischen  Widerstand  gegen  die  Weisungen  der  Vorgesetzten, 
Unverträglichkeit  mit  den  CoUegen  nnd  unsittliches  Betragen  in- 
und  ausserhalb  des  Dienstes,  insbesondere,  wenn  dadurch  ein 
solches  öffentliches  Aergerniss  gegeben  wird,  dass  durch  die  län- 
gere Belassunjj  des  Beamten  im  Dienste  das  Ansehen  der  Behörde 
blosgestellt  werden  würde.  111.  Die  neueren  Staatsdienstpragma- 
tiken haben  es  sich  zur  besonderen  Aufgabe  gesetzt,  ebenso,  wie 
sie  einerseits  den  pflichttreuen  Beamten  gegen  fürstliche  und  mi- 
nisterielle Willknhr  sicher  stellen,  auf  der  anderen  Seite  der  Staats- 
regierung die  Mittel  und  die  Kraft  zu  gewähren,  den  Staatsdienst 
von  unbrauchbaren  und  unwürdigen  Beamten  zu  säubern ,  ohne 
durch  einfache  Versetzung  in  den  Ruhestand  dem  Unbrauchbaren 
und  Unwürdigen    eine    unverdiente    Schonung    erweisen,    und    der 


den,  Ges.  v.  3.  Aug.  tS44.  Reg.  Bl.  Nr.  XVII.  art.  1.  „Von  Besoldungen 
und  Besoldungsznlagen,  welche  Civil-  und  Miiitärstaatsdienern  seitdem  I.Jan. 
1S32  verliehen  worden  sind,  oder  künftig  verliehen  werdeo,  ist  bei  Erniitte- 
Inng  des  Ruhegehaltes  ein  Fünft  heil  ausser  Rechnung  zu  lassen"  u.  s.  w, 
J)  Dies  war  auch  die  »Meinuiig  der  Reichsverfassung  v.  28.  März  18-19. 
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Staatskasse  und  somit  den  Steuerpflichtigen  eine  unverantwortliche 
Last  aufbürden  zu  müssen.  IV.  Für  jene  Fälle,  in  welchen  eine 
Besserung  des  Fehlenden  zu  erwarten  ist  und  nicht  ein  öffent- 
liches Aergerniss  vorliegt,  ordnen  die  Pragmatiken  oder  die  Ver- 
fassungsgesetze regelmässig  mancherlei  Disciplinarstrafen  an,  mit- 
unter mit  der  Festsetzung  einer  Stufenfolge,  bestehend  in  Ver- 
weisen, Geldstrafen,  Haus-  und  Civilarrest,  Versetzung  auf  eine 
geringere  Stelle  mit  Schmälerung  des  Gehaltes  oder  Verminderung 
des  Ranges,  oder  Am  tss  uspension  mit  Entziehung  des  Dienst- 
einkommens, welche  Stufenfolge  beobachtet  werden  soll,  bevor  die 
Entlassung  ausgesprochen  wird').  V.  Nur  hinsichtlich  der  Richter 
findet  mitunter  die  Ausnahme  statt,  dass  sie  nicht  ohne  gericht- 
liches Urlheil  entsetzt  werden  dürfen  *).  Vil.  Um  auch  den  Be- 
amten, welche  nicht  zum  Richterstande  gehören,  eine  Garantie 
gegen  Willkühr  bezüglich  der  Entlassung  soweit  zu  geben ,  als 
dies  mit  der  Rücksicht  auf  die  Erhallung  der  Einheit  und  Kraft 
der  Centralleitung  der  Staatsverwallung  möglich  ist,  ist  mitunter 
vorgeschrieben,  dass  vor  dem  Ausspruche  der  Entlassung  dem 
Souverain  ein  Gutachten  des  Staatsrathes  erstattet  werden  muss  3). 
VIII.  Wenn  ein  Staatsdiener  in  eine  strafrechthche  oder  disciplinäre 
Untersuchung  genommen  wird,  deren  Ausgang  möglicherweise  seine 
Dienstentlassung  herbeiführen  kann,  so  wird  derselbe  regelmässig 
vorläufig  von  der  Amtsführung  suspendirl.  Diese  Suspension 
bezieht  sich  aber  zunächst  nur  auf  seine  amtliche  Thätigkeit,  nicht 
aber    auf   den   Bezug    der   Besoldung;    in    diesem   verbleibt   der 


«)  Vergl.  z,  B.  Bayern,  Beil.  IX.  z.  V.  U.  1818.  §.  12.  -  Badea, 
Ges.  V.  3ü.  Jan.  1819.  §.  10.  u.  11.  —  Wiir temberg,  V.-ü.  1819.  §. 
46.  47.  —  Haunover,  L.  V.  G.  1840.  §.  177.  178.  —  Die  geriogeren 
Disciplinarstrafen  dürfen  meistens  von  der  iinmiltelbar  vorgesetzten  Behörde, 
die  höheren  nur  ^on  den  obersten  Verwaltungsbehörden  ausgesprochen  wer- 
den. —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  109.  §.  1.  u.  2.  erklärt  aber 
keine  Entlassung  mit  Entziehung  oder  Schniälerung  des  Gehaltes  für  zu- 
lässig, ausser  auf  richterliches  Urtheil. 

2)  Siehe  oben  §.   455. 

3)  So  z.  B.  Haunover,  L.  V,  G.  1840.  §.  104  —  In  Baden  war  auf 
dein  Landtage  1851  von  der  Regierung  die  Bildung  eines  aus  höheren  Justiz- 
und  Administrativbeamten  zusammenzusetzenden  besonderen  Disciplioarhofes 
beantragt  worden;  der  Gesetzesentwurf  erregte  aber  viele  Bedenken  und 
wurde  daher  zurückgezogen. 
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Beamte    nach    gemeinem    Redile    bis    zur    Entscheidung    der 
Sache  ^). 

§.  519. 

7)    Von  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten. 

I.  Jeder  Beamte  ist  dem  Staatsoberhaupte  wegen  seiner 
Amtsführung  und  wegen  der  Beobachtung  der  Verfas- 
sung verantwortlich  und  wird  daher  auch  die  Verpflichtung  hier- 
auf in  seinen  Diensteid  aufgenommen  ^).  Der  Staatsdiener  ist 
jederzeit  schuldig,  sich  auf  Verlangen  seiner  vorgesetzten  Behörden 
wegen  seiner  Amtshandlungen  zu  rechtfertigen,  und  ist  wegen  der 
begangenen  Pflichtwidrigkeiten  dem  nach  Beschaffenheit  des  Falles 
gesetzlich  begründeten  Straf-  oder  Disciplinarverfahren  (§.  518) 
unterworfen.  Beamte,  welchen  nach  ihrer  verfassungsmässigen 
Stellung  die  Vollziehung  der  Befehle  vorgesetzter  Behörden  ob- 
liegt, sind  hinsichtlich  ihrer  Amtshandlungen  nur  so  weit  verant- 
wortlich, als  sie  nicht  zu  deren  Vornahme  durch  die  vorgesetzte 
Behörde  angewiesen  worden  sind  ^).  II.  Den  Land  ständen  ist 
ein  Beamter  nur  in  so  weit  und  in  dem  Sinne  verantwortlich,  als 
die  Verfassung  denselben  ein  Recht  der  Anklage  gegen  gewisse 
Beamte  und  wegen  gewisser  Handlungen  derselben  b^'üegt  3). 
III.  Privatpersonen,  welche  sich  durch  Amtshandlungen  eines 
Beamten  in  ihren  Rechten  verletzt  glauben,  steht  gemeinrechtlich 
stets  der  Rechtsweg  offen,    wenn  der  Fall  von  der  Art  ist,   dass 


')  Auch  ia  dieser  Beziehung  bat  das  canonische  Recht  zum  Vorbilde  ge- 
dient Suspension  mit  Ge  lialt  e  n  t  z  i  eh  u  ng  ist  dagegen  schon  eine 
Disciplinarstrafe,  und  nur  statthaft,  wo  ein  Landesgesetz  sie  zulässt.  Siehe 
Note  1. 

')  Bayern,  V.-U.  iS18.  Tit.  X.  §.  4.  —  Baden,  V.-U.  ISIS.  §.  7.  — 
Würtcmberg.  V.-U.  1S19.  §.45.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  42.  — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  153.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852. 
§  3S.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  162.  —  Reuss,  j.  L., 
V.-U.    1S52.  §.   40.  —  Wal.Ieck,  V.-U.   1S52.  §.   71.  73. 

*)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  39.  —  S,  Co- 
burg-Gotha, V.-U.  1S52.  §.  106.  ,,Der  Angeklagte  kann  sich  von  der 
Anklage  durch  den  Nachweis  befreien,  dass  er  in  Gemässheit  eines  in  ge- 
höriger Form  an  ihn  ergangenen  Befehles  der  competenten  vorgesetzten 
Staatsbehörde  gehandelt  hat." 

3)  Siehe  oben  §.  405. 
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er  sich  zur  Erhebung  einer  strafrechtlichen  Anklage  durch  den 
Verletzten,  wie  z.  B.  wegen  Erpressung  (Concussion),  Bestechung 
u.  dergl.  eignet,  ohne  dass  es  gemeinrechtlich  hierzu  einer 
Ermächtigung  durch  die  vorgesetzte  Behörde  bedarf-*).  IV.  Selbst- 
verständlich ist  jeder  Beamte  sowohl  dem  Staate,  als  den  Privat- 
personen, zum  Ersätze  des  materiellen  Schadens  verbunden,  welcher 
denselben  durch  seine  dolosen  oder  cul  posen  Handlungen  zu- 
gegangen ist,  und  gellen  in  dieser  Hinsicht  die  Gründsätze  des 
römischen  Rechtes,  bei  voller  Gleichheit  der  Verhältnisse,  unbe- 
stritten als  die  gemeinrechtlichen.  Der  Beamte  haftet  auch  für 
die  geringste  Culpa'').  Er  haftet  jedoch  nur  für  den  Schaden, 
welcher  als  eine  von  dem  Beschädigten  nicht  zu  vermeidende  Folge 
seiner  widerrechtlichen  Handlung  {damnuin  ex  re)  erscheint^). 
Der  Beamte  haftet  daher  auch  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Handlung  seiner  Collegen  und  Unterbeamten  veranlasst  ist,  in  so 
ferne  ihm  die  Beaufsichtigung  und  Controle  ihrer  Akte  obliegt, 
und  ihm  hierbei  ein  Versehen  zur  Last  fällt,  und  zwar  solidarisch, 
jedoch  mit  dem  Rechte,  die  Vorausklage  des  Schuldigen  zu  ver- 
langen');   er  haftet  jedoch  nicht,    wo  ihm  kein  Versehen  beige- 


■*)  Denselben  Grundsatz  hafte  die  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849. 
§.  159  ausgesprochen.  Er  findet  sich  ferner  in  S  ch  warzb  u  rg- Sond  er  s - 
hausen,  V.-U.  1849.  §.  175.  ,,Eine  vorgängige  Genehmigung  der  Behörde 
ist  nicht  nothMcndig,  um  Beamte  wegen  ihrer  amtlichen  Handlungen  gericht- 
lich zu  verfolgen."  —  Preusseu,  V.-U.  1S50.  §.  97.  ,,Die  Bedingungen, 
unter  welchen  öffentliche  Civil-  und  Militarbcamte  wegen  durch  Ueberschrei- 
tung  ihrer  Amtsgewalt  verübten  Rechtsverletzungen  gerichtlich  in  Anspruch 
genommen  werden  können ,  bestimmt  das  Gesetz.  Eine  vorgängige  Geneh- 
migung der  Behörden  darf  nicht  verlangt  werden."  —  Anh  alt- Bern  bur  g, 
V.-U.  1850.  §.  38.  a  linea  5.  ,,Das  Recht,  öffentliche  Civil-  und  Militärbe- 
amte wegen  amtswiilriger  Handlungen  gerichtlich  zu  verfolgen,  darf  in  keiner 
Weise  beschränkt  werden."  —  Ucber  das  Recht  der  ße  seh  wer  d  e  füh- 
führung  bei  dea  vorgesetzten  Behörden  siehe  oben  §.  283. 

5)  Die  Erben  eines  Magistralus  geniessen  jedoch  die  Vergünstigung, 
nur  für  dessen  dolus  und  culpa  lata  zu  haften.  L.  2.  Cod.  de  magistratibus 
conven.   (5.  75.) 

^)  Es    kann    daher   z.   B.    ein  Telegraphenbeamter   nicht   in  Anspruch  ge- 
nommen werden  ,    wenn  er  eine  wichtige  Depesche  durch  Versehen  unrichtig 
telegraiihirl    hat,    wenn   der  Aufgeber  derselben  es  unterlassen  hat,    dieselbe 
zurficktelegraphiren  zu   lassen,   um  sich  von  der  richtigen  Besorgung  zu  über 
zeugen. 

'')    L.    1.    §,    II.    L.   7.    Dig.    de    magistratibus    conveniendis    (27-  8.)    — 
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nn'ssen  worden  kann,  also  nicht  da,  v\o  (T  einem  Beschlüsse  aus- 
drücklich nicht  heigestimmt,  sich  gegen  denselben  verwahrt  und 
denselben  auch  nicht  zum  Behufe  der  Ausfertigung  oder  Voll- 
ziehung unterzeichnet  hat**),  also  auch  nicht,  wo  und  so  weit 
das  Gesetz  seinen  Subalternen  eine  selbstständige  und  von  seiner 
Einwirkung  unabhängige  Thätigkeit  gestattet^). 

§.  520. 
8)  Von  der  Verpflichtnng  des  Staates  ans  den  Hand- 
lungen der  Staatsbeamten^). 

Hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  Staat  aus  den  rechtswidrigen 
Handlungen  seiner  Beamten  verpflichtet  vverde ,  und  den  Privat- 
personen für  den  hieraus  zugegangenen  Schaden  einzustehen  habe, 
ist  nach  gemeinem  Rechte  zu  unterscheiden:  I.  Der  Schaden 
ist  einer  Privatperson  durch  einen  J  u  sti  zbe  a  m  ten,  welchem 
eine  richterliche  Funktion  übertragen  ist,  und  bei  der  Aus- 
übung dieser  richterlichen  Funktion  zugegangen. 
In  diesem  Falle  kann  der  Staat  nicht  für  verpflichtet  gehalten 
werden,  für  den  Schaden  einzustehen,  weil  der  Richter  auch 
heut  zu  Tage  noch  bei  der  Ausübung  des  Richteramtes  eben  so 
unabhängig  von  allen  Einflüssen  und  Weisungen  der  Staats- 
behörden ist,  wie  dies  ein  römischer  Magistrah(S  zur  Zeit  der 
Republik  war  ').  In  diesem  Falle  bleibt  daher  demjenigen,  welcher 
durch  Dolus  oder  Culpa  des  Richters  einen  Schaden  erlillen  hat, 
nichts  anderes  übrig,  als  sich  an  denselben  persönlich  mit  seiner 
Entschädigungsklage  zu  halten,  und  kann  demselben,  insoferne 
der  Richter    insolvent   sein   sollte,    und    nicht    vielleicht  für  seine 


L.  11.  pr.  Dig.  ad  inunicipal.  (50.  1.)  —  L.  1.  Cod.  Quo  quisque  ordine 
(11.  35). 

*)  Argum  L.  4.  in  f.  Cod.  quo  quis  ordine  (11.  35).  —  Wegen  der  Mi- 
nister siehe  oben  §.  406.  VI. 

9)  L.  6.  Cod.  de  magislrat.  conven.   (5.   75). 

*)  Pfeiffer,  prakt.  Ausführungen.  Bd.  III.  S.  371.  u.  f.;  522.  u.  f.; 
Bd    VIII.  S.  521. 

')  L.  6.  Dig.  de  extraordinariis  cognilionibus  (50.  13).  —  Die  Praxis 
hat  hieraus  eine  sog.  actio  male  jvdicaü  oder  sog.  Syndikatsklage  ge- 
bildet, die  gegen  den  Ridiler  selbst  ,,qin  Ulan  siiutn  fcdl"  gericlilel  wer- 
den niuss. 
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Amtsführung  (was  heut  zu  Tage  kaum  mehr  vorkommen  möchte) 
zahlungsfähige  Bürgen  gestellt  hätte,  weiter  nicht  geholfen  werden^). 
II.  Ist  aber  der  Schaden  einer  Privatperson  aus  den  Handlungen 
von  Verwaltungsbeamten  zugegangen,  oder  hat  ein  Richter 
da,  wo  die  Administration  noch  nicht  von  der  Justiz  getrennt  ist, 
und  der  Richter  auch  die  Geschäfte  des  Notariats,  der  sog.  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  das  Vormundschafts-,  Hypotheken-  und 
Depositenwesen  u.  s.  w.  zu  besorgen  hat,  bei  dieser  Gattung  von 
Geschäften,  hinsichtlich  deren  er  ebenfalls  als  Verwaltungsbeamter 
erscheint,  durch  Betrügereien  oder  andere  Unterschleife  oder  Nach- 
lässigkeiten, Privatpersonen  in  Nachtheile  oder  Verluste  gebracht, 
so  muss  man  den  Staat  für  unbedingt  und  unmittelbar  für  verpflich- 
tet erachten,  den  Verletzten  wegen  des  erlittenen  Schadens  zu  haf- 
ten 3).     Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass  der  Staat  in  Bezug  auf 

2)  Es  ist  jedoch  diese  Frage  eine  sehr  bestrittene,  und  fiudet  die  gegen- 
Iheilige  Meinung,  wonach  auch  der  Staat  für  den  durch  den  Richter  verur- 
sachten Schaden  einstehen  soll,  immer  mehr  Verlheidiger.  So  z.  ß.  K.  S. 
Zachariae,  40.  Bücher  v.  Staate  (Umarbeitung)  I,  S.  99.  —  Richel- 
mann,  über  die  Verpflichtung  des  Staates  aus  unerlaubten  Handlungen  der 
Behörden  und  Diener,  im  Magazine  f.  hannover.  Recht.  Bd.  II.  Hft.  3.  — 
Auch  die  deutsche  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849.  §.  138.  a  linea  5. 
hatte  diese  Ansicht,  mindestens  in  Bezug  auf  einen  gewissen  Fall,  aufgenom- 
men. ,:Im  Falle  einer  widerrechtlich  verfügten  oder  verlängerten  Haft  ist 
der  Schuldige,  und  n  ö  t  higenf  al  is  der  Staat,  dem  Verletzten  zur  Ge- 
nugthuung  und  Entschädigung  verpflichtet.  "  Derselbe  Satz  findet  sich  in 
Seh  w  arzb  urg- So  nder  sh  ause  n  ,  V.  -  U.  1849.  §.  11.  —  In  gleichem 
Sinne  und  in  unbeschränkter  Ausdehnung,  ohne  Unterscheidung  der  Fälle 
oder  des  Richters  und  anderen  Staatsbeamten  hat  auch  S.  Coburg-Gotha, 
V-U.  1S52.  §.  68.  die  subsidiäre  Haftbarkeit  des  Staates  ausgespro- 
chen: „Für  die  Schäden,  welche  einem  Staatsangehörigen  durch  die  Arglist 
oder  grobe  Verschuldung  der  Staatsbeamten  als  solcher  verursacht  werden, 
hat  der  Staat  —  insoferne  nicht  besondere  Gesetze  in  gewissen  Fällen  eine 
unmittelbare  Vertretungsverbindlichkeit  desselben  festsetzen  — 
dann  zu  haften ,  wenn  der  Beschädigte  den  Schadenersatz  vom  schuldigen 
Beamten  nicht  zu  erlangen  vermag.  Die  dessfalsigen  Entschädigungsansprüche 
an  den  Staat  sind  jedoch  schon  nach  Ablauf  von  5  Jahren  nach  Eintritt  des 
beschädigenden  Ereignisses  als  erloschen  zu  betrachten."  —  Mögen  auch 
etwa  dergleichen  Grundsätze  der  Gesetzgebung  zur  Aufnahme  zu  empfehlen 
sein  —  was  sehr  grosse  Bedenken  hat  —  so  sind  sie  doch  auf  keinen  Fall 
für  gemeinrechtlich  oder  unmittelbar  in  der  Natur  der  Sache  gegründet 
zu  achten. 

3)  Dem   römischen    Rechte   ist  die   hier  gemachte  Unterscheidung   fremd; 
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die  Verwallungsbeamlen,  wie  namentlich  Post-  und  Eisenbahn- 
beamte, Hypotheken-  und  Depositenbewahrer  u.  s.  w.  als  ein  Prae- 
ponens  bei  einem  Geschäftsverkehre  erscheint,  der  sich  dem  römi- 
schen institorischen  Verhältnisse  in  allen  Beziehungen  vergleicht ; 
dass  der  Staat  hier  sich  gewisse  Geschäfte  ausschliesslich  beilegt 
und  das  Publikum  nötbigt,  ihm,  und  beziehungsweise  den  von 
ihm  zur  Besorgung  dieser  Geschäfte  aufgestellten  Dienern,  die  persön- 
lich regelmässig  keine  oder  doch  keine  genügende  Sicherheit  gewäh- 
ren, zu  vertrauen;  und  dass  der  Staat  offenbar  dadurch,  dass  er  diese 
Einrichtungen  als  seine  Anstalten  erklärt,  sich  selbst  als  den 
eigentlichen  Geschäftsherrn  und  Contrahenten  dem  Publikum  gegen- 
über darstellt.  Dazu  kommt  noch  die  politische  Rücksicht,  dass 
das  ganze  Verkehrsleben  und  der  öffentliche  Credit  überhaupt 
gar  nicht  bestehen  könnten,  wenn  der  Staat  sich  nicht  in  diesen 
Beziehungen  als  den  Geschäftsherrn  betrachten  wollte,  daher 
also  auch  seine  prinzipale  Haftung  allerdings  in  der  Natur  der 
Sache,  d.  h.  in  der  Eigenthümlichkeit  des  gegenwärtigen  Staats- 
organismus überhaupt  wurzelt ''), 

§.  521. 

9)    Besondere  Bestimmungen  der  deutschen  Verfassnngs- 

nrknnden  über  die  Ausübung  der  Aemterlioheit. 

I.    Die    deutschen   Verfassungsurkunden   sprechen   regelmässig 
positiv  den  übrigens  selbstverständlichen  Grundsatz  aus,  dass  die 


es  spricht  vielmehr  unbedingt  den  Grundsatz  aus ,  welcher  hier  als  der  gül- 
tige bezüglich  des  Schadens ,  der  aus  richterlichen  Handlungen  entspringt, 
anerkannt  wird.  L.  15.  §  1.  Dig.  de  dolo  nialo  (4.  3).  Es  ist  jedoch  nicht 
zu  übersehen,  dass  die  Stellung  unserer  Verwaltungsbeamten  zum  Staate 
eine  ganz  andere  ist,  als  die  eines  rüuiischen  .M  agistratus,  und  dass  nur 
die  Stellung  unserer  Richter  zum  Staate  hiermit  eine  Äehnlichkeit  behal- 
ten hat. 

*)  Diese  Theorie  hat  nunmehr  auch  ,  nach  längerem  Schwanken  ,  in  der 
Praxis  allgemeine  Anerkennung  gefunden,  und  selbst  dies  darf  als  Beweis 
ihrer  allgemeinen  Anerkennung  angeführt  werden ,  dass  man  in  der  Theorie 
und  in  der  partikulären  Gesetzgebung  (siehe  Note  3.)  bereits  sogar  viel  wei- 
ter geht.  Die  entgegengesetzten  Lrtheile  der  Gerichtshöfe  aus  früherer  Zeit 
erklären  sich  daraus,  dass  man  (sehr  irrlbümlicb,  siehe  oben  S.  515.  Note  1) 
die  Stellung  der  Verwallungsbeamten  zum  Staate  nach  Aualojjie  des  M  a  n - 
datsverbältDisses   beurtbeiite,   wonach  man   Freilicb   zu  dem  staatsver- 


796       §•   '^'-^-     Bestiiiiraiingen   über  die  Ausübung  der  Aemlerhoheit. 

Ernennung  zu  Civil-  und  Militärstaatsdiensten  nur  allein  von  dem 
Souverain  ausgehen  kann  ').  II.  Es  ist  allgemein  anerkannter 
Grundsatz,  dass  nur  Inländer,  d.  h,  eigene  Unterthanen, 
ein  Staatsamt  verwalten  können  2),  und  dass  daher  mit  der 
Berufung  eines  Ausländers  in  den  Staatsdienst  nothwendig 
die  Verleihung  des  Indigenates  verbunden  ist^);  auch  ist  mehrl'ach 
positiv  vorgeschrieben,  dass  bei  gleicher  Tüchtigkeit  geborene  Un- 
terthanen (Landeskinder)  von  Fremden  berücksichtigt  werden 
sollen^).  III.  Allgemein  ist  anerkannt,  dass  j  eder  Staatsangehö- 
rige Staatsämter  erwerben  kann,  wenn  er  die  nöthige  Befähigung 
besitzt,  und  dass  bei  deren  Besetzung  keine  vorzugsweise  Beachtung 
der  Geburt  stattfinden  darf^).  IV.  Die  Krone  ist  verpflichtet,  nur 
solchen  Personen  Staatsämter  zu  übertragen ,  welche  ihre  Befähi- 


derblicheo  Satze  gelangen  inusste,    dass  der  Staat  nicht  für    das  einzustehen 
habe,  was  seine  Mandatare  contra  mandatum  gethau  hätten. 

')  Vergl.  Würtemberg,  V.U.  1819.  §.43.  —  S.  Alten  bürg,  V.-U. 
1831.  §.61.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  172.  —  Sc  hwarzb  iirg- 
Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  62.  —  Pre  u  ssen,  V.-ü.  1850.  §47.— 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  7.  —  Reuss,  j.  L. ,  V.-ü.  1852. 
§.  43. 

2)  Zur  Reichszeit  entstanden  nicht  selten  sehr  unangenehme  Verwickelun- 
gen dadurch,  dass  reichsunmittelbare  Herren,  z.  B.  häufig  von  der  Reichs- 
ritterschart, in  den  Staatsdienst  eines  deutschen  Reichsfiirsten  traten,  nichts 
destoweniger  aber  die  Competenz  seiner  Gerichte  über  ihre  Person,  selbst 
bezüglich  ihrer  Amtsführung,    nicht  anerkannten. 

3)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  4.  ,,Kroüämter,  oberste  Hofäniter,  Civil- 
staatsdienste  und  oberste  Militärstellen,  wie  auch  Kirchenämter  und  Pfrfindten 
können  nur  EingeborcDen  oder  verfassungsmässig  Na  turali  si  rte  n  er- 
theilt  werden."  —  Vergl.  Baden,  V.-ü.  1818.  §.9  a  linea  2.  ,, Alle  Aus- 
länder, welchen  wir  ein  Staatsamt  conferiren,  erhalten  durch  die  Verleihung 
unmittelbar  das  Indigenat."  —  Vergl.  auch  oben  §.  592.  Note  5.  §.513.  Note  7. 

<)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  44.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831. 
§.61.  —  Waldeck,  V.-U.   1852.  §.    10.  —  Siehe  auch  oben  §.298.  Note 7. 

5j  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  IV.  §.5.  —  Baden,  V.-U.  1818.  §.  9. — 
Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  22.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820. 
§.  20.  —  S.  Meiningen,  V.-ü.  1829.  §.  15.  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831.  §.34.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  f  61.  —  Br  au  nsch  w  e  ig, 
n.  L.  0.  1832.  §.  34.  —  Schwarzbu  rg- Sondershau  sen,  V.-U.  1849. 
§.  10.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  4.  —  A  n  h  u  1 1  -  Be  rn  bur  g,  V.-ü. 
16.50.  §.  4.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1S52.  ait.  31.  §.  2.  —  S.  Co- 
turg-Golha,  V.U.     1852.  §    30.  —   Reuss,   j.   L,   V.-U.    1S52.  §.  8. 
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giing  hierzu  erproltt  haben.  Es  ist  daher  mitunter  auch  ausdrück- 
lich vorgeschrieben,  dass  der  Anzustellende  in  rleii  Staatsprillungen 
wohl  bestanden  sei*^).  V.  Die  Ertheilung  von  A  n  \va  rtsch  a  f  ten 
auf  Aemter,  welche  an  sich  mit  jeder  tüchtigen  Staatsverwaltung 
unverträglich  ist,  wird  in  einigen  Verfassungen  durchaus  unter- 
sagt'').  VI.  Mitunter  ist  die  Bekleidung  eines  Staatsamtes  für 
unverträglich  mit  der  Uehernahme  eines  Hofamtes  ■''),  oder  auch  die 
Unverträglichkeit  des  Richteramtes  mit  einem  anderen  besoldeten 
Staatsamte  erklärt'').  VII.  Allgemein  ist  in  den  deutschen  Verfas- 
sungsurkunden als  Grundsatz  anerkannt,  dass  kein  Staatsdieoer 
seines  Amtes  w  i  1 1  k  ü  h  r  1  i  c  h  entsetzt  werden  kann  ^^').  Nur  hin- 
sichtlich der  Minister  besteht  in  den  Constitutionen- monarchi- 
schen Staaten  eine  in  dem  Wesen  der  Repräsentalivverfassung 
begründete  Ausnahme,  indem  diese  (als  solche)  von  dem  Souve- 
raiu  nach  seinem  unbeschänkten  Belieben  gewählt  und  entlassen 
werden  können  ^^).  VIII.  Mitunter  ist  ausdrücklich  ;iusgesprocben, 
dass  Untersuchungen  gegen  Staatsdiener  wegen  Dienst- 
verbrechen    nicht   niedergeschlagen   werden    dürfen*-). 


«)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.44.  —  Grossli.  Hessen,  V.-ü.  1S20. 
§.  47.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  90.  —  Hurhessen,  V.-U.  1852. 
§.   94. 

'J  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  III.  §.5.  a  linea  4.  —  Grossh.  Hessen, 
V.-U.  1820.  §.  48. 

*)  Eine  solche  Bestimmung  enthiilt  nur:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52. 
art.  110.  ,, Staatsdienst  und  Hofcavalierdienst  sind  in  derselben  Person  un- 
vereinbar," 

»J  Eine  solcbe  Bestimnuing  enthält:  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  88. 
,,Den  Richtern  dürfen  andere  besoldete  Staatsämler  fortan  nicht  übertra- 
gen werden.  Ausnahmen  sind  nur  auf  den  Grund  eines  Gesetzes  zulässig." 
Ebenso:  Oldenburg,    rev.   V.-U.    IS52.  art.   105. 

'0)  Ausdrücklich  .spricht  dies  als  Prinzip  aus:  Hannover,  L.  V.  G. 
1840.  §.  177.  —  Vergl.  über  die  Besllmmungen  der  übrigen  Verfassungs- 
urkunden oben  §.   51S. 

•')  Vergl.  Würtemberg,  V.-U.  1S19.  §.  57.  —  Hannover,  L.  V. 
G.  1840.  §.  101.  —  Schwarzburg- Sondershausen  ,  V.-U.  1849. 
$.  66.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  45.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852.  art.  12.  §.  5  —  Waldeck,  V.-U.  1S52.  §.  8.  -  Die  eigpnlhüui- 
iiche  Bestimmung  des  bayerischen  Gesetzes  v.  4.  Juni  IS4S.  §.  3.  siehe 
oben  §.  516.  Note  2.  —  Vergl.  über  Pensionen  der  Minister  auch  Wür- 
temberg,   V.-U.    1819.  §.  57.  a  linea  2. 

>"^)   Ausdrücklirh  sagt  dies:   Grossh.    Hessen,    V.-U.   1S20.  §.  50. 
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IX.  Selhstverständlich  dürfen  Slaatsdiener,  welche  des  Dienstes 
dergestalt  entsetzt  worden  sind,  dass  das  Urtheil  ihre  Unfähigkeit, 
im  Staatsdienste  wieder  angestellt  zu  werden,  ausdrücklich  ausge- 
sprochen hat,  nie  im  Staatsdienste  wieder  angestellt  zu  werden  ^^). 

§.  522. 

IX.    Die  Lehensholieit. 

1)  Begriff,     unterschied  von  Lehenslierrlicbkeit. 

I.  Unter  L  e h  e  n  s  h  o  h  e  i t  (Polestas  feudalis  subiimis ,  jus 
sublime  s.  majeslaticum  s.  mperium  civile  circa  feuda)  versteht 
man  den  Inbegriff  der  politischen  Rechte,  welche  dem  Staatsherr- 
scher als  solchem  über  die  im  Staate  vorkommenden  Uehen- 
verbindungen  zukommen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Lehen  Staats- 
lehen (Feuda  publica)  oder  Privatlehen  {Feuda  privata)  sind. 
11.  Die  Lehenhoheit  begreift:  1)  das  Recht  der  Gesetzgebung, 
(Lehengesetzgebung)  und  2)  die  vollziehende  Gewalt  in  Be- 
zug auf  das  ganze  Lehenwesen  *).  Diese  Letztere  enthält :  a)  das 
Recht  der  fortwährenden  Beaufsichtigung  (jus  supremae  in- 
spectionis)  des  Lehninstitutes  oder  die  sog.  Lehenpolizei,  kraft 
deren  die  Staatsgewalt,  wenn  sie  es  dem  Staatswohle  angemessen 
findet,  allerdings  auch  die  vollständige  Aufhebung  des  Lehen- 
wesens, wie  jedes  anderen  bisher  rechtlich  bestandenen  Privat- 
rechtsverhältnisses anordnen  kann  2).  b)  Die  vollziehende  Gewalt 
in  Lehenssachen  begreift  ferner  das  Recht  der  Lehengerichts- 
barkeit, soferne  nicht  dieselbe,  wie  allerdings  zur  Reichszeit 
sehr  häufig  der  Fall  war  und  für  gemeines  Recht  geachtet  wurde, 
analog  der  Patrimonialgerichlsbarkeil,  dem  Lehensherrn  zuge- 
standen worden  war  3);  und  endlich  gehört  hierher  c)  die  Befug- 


•3;  Auch  dies  sagt  ausdrücklich:    Grossh    Hessen,    V.-U.    1820-   §.  50. 

')  lusoferne  nach  der  ällereu  Terminologie  unter  Jurisdictio  die  ganze 
vollziehende  Gewalt  begriffen  wurde,  kann  man  auch  einfach  die  Lehenhoheit 
als  Legislaiio  el  jurisdictio  circa  feuda  erklären 

2)  Ueher  die  neuere  Gesetzgebung  bezüglich  der  Aufhellung  des  Lehen- 
verbandes, siehe  unten  §.  525. 

3)  Da  in  der  Reichszeit  zum  grössten  Theile  nur  grössere  Landesherren 
als  Lehensherren  erschienen,  welche  ohnehin  Gerichtsbarkeit  halten,  so  hatte 
die  Ausübung  der  Leheusgerichtsbarkeit  durch  die  Lehensherren  wenig  Schwie- 
rigkeilen     Kleinere  Leheiishcrren ,  die  nicht  selbst  Landesherren  waren  und 
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niss  der  Handhabung  der  Leliensgeselzgebung  durch  eigenUiche 
Vollstreckung  der  Leiiensgesetze  und  in  Lehenssachen  ergan- 
genen Urlheile.  III.  iNichl  zu  verwechseln  mit  der  Leiienshoheit 
ist  die  Lehen  sherrlichkeit  (Dominium  feudale),  d.  h.  der 
Inbegrifl'  der  Rechte,  welche  dem  L  e  h  e  n  s  h  e  r  r  n  aus  dem  Lehen- 
vertrage  gegen  den  Vasallen  und  über  das  Leimgut  zustehen-*). 
Die  Lehensherrlichkeit  erscheint  der  Lehenshoheit,  als 
einem  politischen  Hechte  gegenüber,  nur  als  ein  Privat- 
recht, und  ist  von  ihr  sowohl  im  Wesen,  als  hinsichtlich  ihres 
Rechtsgrundes  und  ihrer  Wirkungen  verschieden^).  IV.  Es  ändert 
daher  auch  nichts,  weder  an  dem  Begriffe  dieser  beiden  Rechte, 
noch  an  dem  Verhältnisse  derselben  zu  einander,  wenn  sie  gleich- 
wohl beide,  wie  heut  zu  Tage  meistens  der  Fall  ist,  einer  und 
derselben  Person,  dem  Staatsherrscher,  zustehen. 

§.  523. 

2)  Staatsrechtliche  Veränderungen  in  Bezug  auf  das 

Lehenwesen  in  Folge  der  Auflösung  des  deutschen 

Reiches. 

Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  im  Jahre  1806  äusserte 
vielfache  staatsrechtliche  Wirkungen  in  Bezug  auf  die  früher  be- 
standenen Lehensverbindungen.  L  Jeder  jetzt  souveraine  Fürst 
besitzt  seitdem  seine    ehemaligen  unmittelbar  vom  Reiche   her- 


keine  eigenen  Leiiengerichte  hallen  konnten,  standen  schon  damals  in  strei- 
tigen Lehenssachen  uebst  ihren  Vasallen  unter  der  Gerichtsbarkeit  des  Lan- 
desherrn. 

*)  Vergl.  Behr,  Versuch  einer  allgemeinen  Bestimmung  des  Unterschie- 
des zwischen  Lehensherriichkeit  und  Lebenshoheit.   Würzburg  i799. 

°)  Die  hauptsächlichsten  Unterschiede  zwischen  der  Lehenshoheit  uud 
Lehensherriichkeit  lassen  sich  kurz  folgendermaassen  zusammenfassen  :  Ij  die 
Lehenshnheit  ist  Juris  publici  (ein  eigentliches  Hoheitsrecht) ,  die  Lehens- 
herriichkeit ist  juris  privati  (ein  patrimoniales  Recht) ;  2)  die  Erslt-re  bat 
ihren  Rechtsgrund  unmiUelhar  im  BegrifTe  der  Staat$ge^valt  selbst,  die  Letz-^ 
tere  hat  dagegen  ihren  Rechtsgrund  in  einem  Vertrage  zwischen  dem  Lchens- 
berrn  und  dem  Vasallen.  .3)  Die  Erstere  bat  die  Interessen  des  Staates  an 
der  Lehen\erhindung,  die  Letztere  dagegen  die  Interessen  des  Lehensherrn 
am  Lehengule  und  an  den  ihm  zu  leistenden  Leheadienslen  xum  Gegenstande; 
und  4)  die  Lehenshoheit  erstreckt  sich  sowohl  über  den  Lehensherrn  als 
den  Vasallen  und  das  l.ehngut;  die  Lehensherriichkeit  aber  nur  über  Letztere. 
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rührenden  Lehen  durch  Appropriation  als  AUod  ').  II.  Die  jetzt 
souverainen  früher  zum  Rheinhunde  gehörigen  Fürsten  he- 
sitzen  die  in  ilireni  Staatsgebiete  hegenden  Lehen ,  welche  sie 
zur  Reichszeit  als  Vasallen  von  anderen  deutschen  Fürsten  tru- 
gen, als  AUod,  da  es  bei  der  Begründung  des  Rheinbundes  und 
in  der  neueren  Zeit  auch  von  der  deutschen  Bundesversammlung 
für  unpassend  gehalten  wurde,  dass  ein  souveraines  Bundesglied 
Vasall  eines  anderen  Fürsten  soin  solle  2).  HL  Nach  der  als  sub- 
sidiäres Bundesgesetz  dienenden  k.  bayerischen  Deklaration 
vom  19.  März  1807.  M.  1.  ^)  darf  sich  jeder  souveraine  deutsche 
Fürst  als  Lehensherrn  der  in  seinem  Lande  belegenen  Lehngüter 
betrachten,  welche  Mediatisirte  oder  andere  Unterthanen  früher 
vom  Reiche  oder  von  anderen  jetzt  souverainen  Fürsten  zu  Lehen 
getragen   hatten''),    soferne  deren  Objekt   nicht   erloschen  ist^). 


')  Abdankungsurkunde  des  K.  Franz  II.  vom  (3.  August  1S06  in  G. 
V.  Meyer,  Staatsakten,  I.  Abthl.  S.  107.  —  Rheinbundsakte  v.  12.  Juli 
1806.  art.   l.  und  3. 

2)  Schon  der  Pressburger  Frieden  v.  26.  Dez.  1815.  art.  hob  jede 
Lehenverbindung  zwischen  Oesterreich ,  Bayern,  Würleinberg  und  Baden 
auf.  —  Vergl.  die  Rheinbundsakte  v.  12.  Juli  1805.  art.  34.  —  Wiener 
Congressakte  v.  9.  Juni  1815.  art.  19.  —  üeber  die  Erklärungen  der 
deutschen  ßundesversanimluDg  siehe  oben  §.  159.  Note  11.  und  besonders 
§.  259.  —  Klüber,  Abhandl.  f.  Geschichtskunde  etc.  Frkft.  1831.  Bd.  I. 
S.  18  u.  I".  vertheidigte  zwar  vom  Standpunkte  der  Theorie  aus  die  An- 
sicht, dass  der  Art.  34.  der  Rheinbundsakte  (der  Verzichtsarlikel ;  siehe  oben 
§.  107.  VII.)  nur  von  einem  Verzichte  auf  politis  che  Rechte  der  Rheinbunds- 
glieder, nicht  aber  von  Privatrechten  derselben,  wozu  die  Lehenrechte 
gehören,  zu  verstehen  sei,  gab  aber  (S.  22.)  die  entgegenstehende  Praxis 
zu.   —  Siehe  oben  §.   107.  X. 

3)  Bei  G.  V,  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.  29. 

^)  Dasselbe  spricht  aus:  Baden,  Lehnedikt  von  1807.  §.  3.  —  Auch 
hiergegen  finden  sich  Bedenken  vom  theoretischen  Standpunkte  aus,  bei 
Klüber,  a.  a,  0,  S.  395.  u.  f.  —  Eine  Ausnahme  machte  das  Gross- 
herzoglhum  Hessen,  welches  die  Fortdauer  der  Nassauischen  Lehens- 
herrlichkeit über  den  freiherriioh  von  Löwensteinischen  Ort  Steinfurt  aner« 
kannte.  Vertrag  v.  30.  Aug.  1806.  in  Winkopp,  rhein.  Bund.  Heft  IX. 
S.  457.  —  Nachweisungen  über  die  faktisch  bestehenden  Verhältnisse,  siehe 
bei  Kohler,  Standesherren.   §.  41.  u.   f. 

ä)  Dies  ist  der  Fall  da,  wo  blos  die  Landeshoheit  über  das  slandes- 
herrliche  Gebiet  das  Lehensobjekt  gewesen  war,  welches  die  slaudes- 
herrliche  Familie  vom  Reiche  trug.  Vergl.  Kohler,  die  Standesherren, 
S.  297.  u.  f. 
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IV.  Wenn  sich  dies  in  Bezug  auf  die  Lehen,  welche  die  Media- 
lisirlen  von  anderen  Fürsten  trugen,  auch  aus  einer  ührigens 
sehr  zweifelliaUen  gegenseitigen  Abtretung  der  Lehensherrlichkeil 
durch  die  Rheinbundsglieder  als  der  bisherigen  Lehensherrn  allen- 
l'alls  rechtfertigen  lässt,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen ,  dass  für 
die  Nölhigung  der  Mediatisirten ,  ihre  ehemaligen  R  e  i  c  h  s  1  e  h  e  n 
nunmehr  als  Lehen  anzuerkennen ,  die  von  ihren  gegenwärtigen 
souverainen  Landesherrn  herrühren,  nicht  der  entfernteste  Rechls- 
grund  angeführt  wejden  kann.  Viehnehr  hallen  die  Keichs- 
lehen  der  Medialisirten  folgerichtig  ganz  aus  demselben  Grunde 
(Krlüschen  des  Lehenslierrn)  als  allodifizirl  betrachtet  werden  müssen, 
aus  welchem  die  dernialigen  Souveraine  ihre  eigenen  ehemaligen 
Reichsieheu  als  Allod  behaupten.  Ebenso  hätten  auch  die  ehe- 
maligen Feuda  ob'ata  derselben  für  allodilizirt  geachtet  werden 
sollen,  wenn  die  ursprünglichen  Lehensherren  derselben  nicht 
mehr  diese  Eigenschaft  behaupten  konnten  oder  wollten,  da  die 
Auftragung  eines  Gutes  zu  Lehen  nur  in  der  Absicht  geschieht, 
Vasall  einer  bestimmten  zum  Lehensherrn  selbst  gewähl- 
ten Familie  sein  zu  wollen''}.  Eine  praktische  Bedeutung  dieser 
Erwägungen  kann  noch  dann  hervortreten ,  wenn  bei  einer  dem- 
näcbstigen  Allodil.kalion  die  Frage  zur  legislativen  Erledigung 
konnnen  muss,  welche  der  jetzt  noch  bestehenden  Lehen  ohne  Be- 
zahlung einer  Ablösungssumme  freizugeben  sind.  \L  Die  Aktiv- 
lehen der  Medialisirten  gegen  ihre  dermaligen  Landesherren  sind 
da,  wo  sie  vorkamen,  aufgehoben  worden").  VII.  In  mehreren 
Staaten  wurde  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  Niemand  mehr 
Lehensherr  eigentlicher  Lehen  sein  können,  als  nur  allein 
noch  der  Landesherr*^).  Eine  Ausnahme  hiervon  wurde  nur  noch 
zu  Gunsten  der  Standesherren  zugelasseji").  Vlil.  Dessgleichen 
ist  in  mehreren  Staaten  den  Lnterthanen  verboten  worden,  ihre 
inländischen    Besitzungen    in's    Künftige   einem   auswärtigen    Son- 


8)  Weitere  Ausfübruogea  liierüber  siehe  bei  Kohl  er,  Staadesherren. 
S.  297  u.  r. 

7)  Bayern,  Edilit  v.  3.  Febr.   1SU9.   und  5.  Dez.   1811. 

«)  Baden,  Lcbnedikt  v.  22.  Juli  l^üT.  (IV.  Const.-Edilit)  §.  23.  — 
Vergl.  Baden,  Reg.-Bl.  v.  8.  Sept.  1S07.  iNr.  XXXI.  —  Bayern,  Lehn- 
edikt, V.  7.  Juli  1808.  §.   1-6.  :n^ 

'■')  Bayern,  Deklaration  v.    19    Mlvz   isu7.  AI.  2. 

Zöpfl  ,  Staatsrecht.     4te  Auü.   U.  5  1 
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verain  zu  Lehen  aufzutragen;  auch  wurde  mitunter  der  passive 
Lehensbesitz  eines  fremden  sou verainen  Fürsten  im  Lande  unter- 
sagt <"). 

§.  524. 

3)   Die  Bestimmangen  der  Verfassuagsurkunden  über 

die  Lehen. 

I.  Die  Verfassungsurkunden  der  deutschen  Staaten  enthalten 
nur  wenige  vereinzelte  Bestimmungen  über  das  Lehenwesen. 
IL  Die  vor  dem  Jahre  1848  entstandenen  Verfassungsurkunden 
sprechen,  wenn  sie  überhaupt  diesen  Gegenstand  berühren,  nur  von 
denjenigen  Lehen,  hinsichtlich  deren  der  Sou  verain  alsLehens- 
herr  erscheint.  IIL  Diese  Lehen  bestehen  entweder  nur  allein 
in  gewissen  Würden,  wie  die  sog.  Thronlehen  in  Bayern*), 
oder  sie  rühren  aus  dem  fürstlichen  Domänen  vermögen  her, 
oder  sie  sind  aus  dem  Staats  gute  gegeben.  IV.  Der  regelmäs- 
sige Fall,  besonders  bei  den  aus  alter  Zeit  herstammenden  Lehen 
ist  der,  dass  sie  aus  dem  Dom  ani  a  Igu  te  verliehen  sind.  Lehen 
aus  dem  Staatsgute  finden  sich,  da  die  Lehen  aus  dem  ehe- 
maligen Reichsguie  nicht  mehr  als  solche  in  Betracht  kommen, 
nur  erst  seit  neuerer  Zeit,  seitdem  sich  ein  eigentliches  Staatsgut 
in  den  nunmehrigen  Einzelstaaten  und  zwar  grossentheils  aus  dem 
früheren  Domanialgute  entwickelt  hat  2).  V.  Die  Verfassungsurkun- 
den vor  dem  Jahre  1848  handeln  daher  von  den  Lehen  haupt- 
sächlich nur  in  Rücksichtnahme  auf  die  Eigenschaft  der  Lehens- 
herrlichkeit des  Souverains,    als  der  Befugniss  zur  Ausübung 


10)  Baden,  Letinedikt,  1807.  §.  3.  u.  4.  —  Bayern,  Lehnedikt,  1808. 
§.  1,  —  Dagegen  hatte  noch  am  13.  April  1842  der  (damals)  souveraine 
Fürst  von  Hohenzoliern-Hecbingen  die  Belehnung  mit  Sagan  in  Schlesien 
und  den  Titel  eines  Herzogs  von  Sagan  erhalten. 

')  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  V.  §.  1.  ,,Die  Kronämter  werden  als 
oberste  Würden  des  Reiches,  entweder  auf  die  Lebenszeit  der  Würden- 
träger, oder  auf  deren  männliche  Erben,  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt 
und  der  agnatisch-linealischen  Erbfolge,  als  Thronlehen  verliehen." 

2)  Siehe  oben  §.  486.  —  Zu  den  Domänen  rechnen  die  Lehen  ausdrück- 
lich :  Baden,  V.-U.  1818.  §.  58.  —  S.  Meiningen,  V.U.  1829.  §.  39. 
(siehe  Note  5).  —  Dem  Staatsgute  weisen  die  künftig  heimfallenden  Lehen 
zu:  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  17.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852. 
$.  HO.  (siehe  Note  3), 
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einer  zu  dem  Doirianial  -  oder  Staatsgule  gehörigen  imd  aus  dem 
Eigenfhume  an  demselben  fliessenden  Berecl)tigung.  VI.  Sie  setzen 
somit  regelmässig  als  selbstverständlich  voraus,  dass  der 
Souverain  die  Lehensherrlichkeit,  welche  er  in  der  Eigenschaft  als 
Familienhaupt  oder  alsS  taatsher  rsche  r  ausübt,  nicht  dazu 
gebraucht,  das  Domänen-  oder  Staatsgut  zu  verringern,  so 
dass  also  hiermit  die  einseitige  Freigebung  oder  Ällodifikation  dieser 
Lehen  ohne  eine  entsprechende  Abkaufssumme  als  unterlagt  zu 
betrachten  ist,  und  hierzu,  wie  zu  anderen  Wräusserungen  des 
Domanial-  oder  Staatsgutes  entweder  die  Einwilligung  der  Stände 
im  einzelnen  Falle  eingeholt,  oder  durch  ein  mit  ständischer  Be- 
willigung errichtetes  Gesetz  grundsätzlich  festgestellt  werden  muss, 
welche  Arten  von  Lehen  ohne  Entgeld  in  Allodien  umgewandelt 
werden  können.  VH.  Hiernach  haben  es  die  Verfassungsurkunden 
vor  dem  Jahre  1848  nur  für  nothwendig  erachtet,  jene  Berechti- 
gungen besonders  auszuzeichnen  und  zu  erwähnen,  welche  der 
Souverain  als  Lebensherr  fortwährend  ohne  ständische  Zu- 
stimmung auszuüben  befugt  ist,  oder  es  wurde,  um  Zweifel  zu 
veihülen,  für  gewisse  Fälle  ausdrücklieb  die  ständische  Zustimmung 
vorbehalten.  VIII.  Die  einzelnen  Bestimmungen  selbst,  welche 
sich  in  den  Verfassungsurkunden  vor  1848  über  die  Ausübung 
der  Lehen  sh  er  rlichkei  t  des  Souverains  finden,  sind:  1)  der 
Souverain  hat  das  Recht,  heimgefallene  Lehen  wieder  zu  ver- 
leihen, sie  mögen  zum  Domanialgule  oder  zum  Staatsgute  ge- 
rechnet werden  ).    2)  Mitunter  ist  vorgeschrieben,  dass  die  Wieder- 


3)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  III.  §.  .5.  a  liuea  2  ,,Auch  sieht  dem 
Könige  die  Widerverleihung  he  im  fallende  r  Leben  jederzeit  frei."  — 
Uebereinstimmen;  Baden,  V.-ü.  ISIS.  §.  58.  a  linea2.  —  (siebe  Nole9j. — 
Grossb.  Hessen,  V.-ü.  1S20.  §.  11.  —  Würlemberg,  V.-ü.  1S19. 
§.  107.  ,,Auch  ist  unler  Veräusserung  der  Fall  nicht  begriffen,  wenn  vom 
Könige  ein  b  e  i  m  falle  n  des  Lehen  zur  Belohnung  ausgezeichneter  Ver- 
dienste um  den  Staat  wieder  verlieben  wird."  —  üebereinstinimt  im  We- 
sentlichen: Grossh.  Hessen,  V.-U.  IS20.  §•  11.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1852.  §.  110.  a  linea  3.  ,,  Auch  die  künfiig  li  ei  m  fall  e  n  d  en  Lehen  wer- 
den zum  Staats  gute  gehören.  Gleichwohl  bleibt  der  Landesherr  berech« 
tigt,  die  während  der  Dauer  seiner  Regierung  heimgefallenen  Le- 
hen an  Glieder  des  kurfürstlichen  Hauses  oder  dtr  hessischen  (ehemals 
reicbsunmiltelbaren ,  altbessiscben  und  schaumburgiscben)  Ritterschaft, 
oc!er    zur   Belohnung  von    kundbar  ausgezeichneten    Verdiensten    um    den 

51* 


804     §•   524.    ßestimmungen  der  Verfassuiigsuiktinden  über  die  Lehen 

Verleihung  zur  Belohnung  ausgezeichneter  Verdienste  um  den 
Staat  geschehen  soll,  oder  es  sind  ausserdem  noch  Klassen  von 
Personen  bezeichnet  (insbesondere  die  Ritlerschaft  des  Landes), 
an  welche  die  Wiederverleihung  heimgefallener  Lehen  geschehen 
darf).  3)  Eine  Verfassung  gestattet  dem  Fürsten,  die  heim- 
fall enden  Lehen  zu  dem  Schatullgut  zu  ziehen  5).  4)  Neue 
Errichtung  von  Lehen  aus  Staatsdomänen  u.  dergl.  erfordert 
Zustimmung  der  Stände  *').  5)  Die  Allodifikation  der  Lehen  gegen 
eine  Abkaufssumme  wird  als  eine  Verwaltungshandlung  betrachtet, 
wodurch  der  Domänengrundstock  nicht  verringert  wird,  und  bedarf 
daher  der  Zustimmung  der  Stände  nicht').  6)  In  mehreren  Ver- 
fassungsurkunden ist  dem  Souverain  die  Ertheilung  von  Anwart- 
schaften auf  Lehen  (worunter  sowohl  sog.  einfache  Lehens- 
anwartschaften oder  Lehensversprechen,  als  auch  die  sog. 
-q  ualif  i  z  irten  Lehensanwartschaften  oder  Evenlualbelehnungen 
zu   verstehen   sind)    überhaupt  untersagt*'),    oder  es  ist  doch  die 


Staat  wieder  zu  verleiben."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  17.  a  liuea  3. 
,,So  lange  der  Lehenverband  zwischen  dein  Könige,  als  Obetlehensherrn, 
und  seinen  Vasallen  noch  besteht,  wachsen  die  he  i  m  fa  II  en  d  en  Lehen 
dem  Staatsgute  zu;  es  bleibt  aber  dem  Könige  das  Recht,  Er  b  verwand - 
tun  gen  zu  bewilligen,  Lehnspardon  zu  erlheilen,  auch  alle  andere 
aus  der  Oberlehnsherrlichkeit  fliessende  Befugnisse  auszu- 
üben. Le  h  n  san  w  a  r  tsch  a  f  te  u  werden  jedoch  nicht  erlheilt  werden."  — 
Unzweifelhaft  ist  hiernach  auch  in  der  k.  sächsischen  V'erfassuogsur- 
kunde  das  Recht  des  Königs,  heim  gefallene  Lehen  wieder  zu  ver- 
leihen, anerkannt,   obschon  nicht  ausdrücklich  genannt. 

*)  Siehe  die  in  Note  3.  angeführten  Bestimmungen. 

s)  S.  Meiningen,  V.-ü.  1829.  §.  39.  a  linea  2.  ,,Zu  dem  Scbalull- 
gul  können  auch  heimfallende  Lehen  gezogen  werden,  uud  nur  die  Lehn- 
herrlichkeit nebst  den  davon  ablalleuden  Nutzungen  gehört  zum  Domai- 
nengut  und  zu  dem  Fideicommiss  des  herzogliihen  Hauses." 

6)  Ausdrücklich  sagt  dies:   Bayern,  V.-U.  ISIS,  Tit.  IIL  §.  5.  aIiQea3. 

')  Ausdrücklich  erklärt  dies:  Baden,  V.-U.  1818.  §.  58. 

8)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IIL  §.  5.  a  linea  4.  ,,  A  nw  ar  tsch  a  f- 
en  auf  künftig  der  Krone  heimfallende  Güter,  Reuten  und  Rechte  könoeo 
ebensowenig,  als  auf  Aemter  und  Würden  ertheilt  werden."  —  Schon  das 
bayerische  Lehnedikt  v.  T.Juli  180S.  §41.  hatte  bestimmt:  ,, Ein  Lehen 
kann  nur  durch  die  wirkliche  Belehnung  erworben  werden.  Zusagen,  letzte 
Willens'irdnungen  und  Anwaltschaften  sind  ohne  Wirkung.  iVlitbelehnschaf- 
len  und  eventuelle  Belehnung  finden  in  Zukunft  nicht  statt."  —  K.  Sach- 
sen,  V.-U.    1831.  §.   17.   a  linea  3.  n.   E.   (siehe  oben  Note  3). 
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Statlliafligkeit  derselben  auf  jene  Lehen  beschränkt,  welche  wäh- 
rentl  der  Dauer  seiner  Regierung  eröffnet  werden^).  IX.  Die  seil 
dem  Jahre  1848  entslandonen  Verfassungsurkunden  sprechen  mei- 
stens nur  einfach  aus,  indem  sie  sich  der  Roichsverfassung  vom 
28.  März  1849  §.  170  anschliessend"),  dass  aller  Lehenverband 
aufzuheben  sei,  oder  aufgehoben  bleibe''),  oder  sie  untersagen 
nur  die  Errichtung  neuer  Lehen '2),  oder  stellen  nur  die  Be- 
stimmung auf,  dass  der  Lehenverband  ablösbar  sei '3). 

§.  525. 
4)  Die  neuesten  Gesetze  über  die  Allodifikation  der  Lehen. 

L  Schon  zur  Zeit  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  war 
allgemein  anerkannt,  dass  die  Staatsverfassung  längst  untergegan- 
gen sei,*  in  welcher  dem  Lehenwesen  eine  wesentliche  politische 
Bedeutung  zukam.  Die  Fortdauer  des  Lehensinstitutes  wurde  da- 
her selbst  in  den  neuen  Lehngesetzen  nur  noch  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  darin  wurzelnden  Eigenthums-,  Heimfalls-  und  Erb- 
berechtigungen begründet  erklärt').  II.  Es  konnte  daher  nicht 
fehlen,  dass  nicht  das  allgemeine  Streben  der  neueren  Zeit,  den 
Grundbesitz     vod    allen    bleibenden    Lasten    und    Beschränkungen, 


9)  Dies  ist  der  Fall  in  Baden,  V.-ü.  181«.  §.  58.  a  linea  2.  (Ans- 
genomnien  ^on  der  Zustimmung  der  Stände  ist...)  ,,die  Wiedervergebnng 
beimgerallener  Tbron-,  Ritter-  und  Kamnierleben  wäbrend  der  Zeit  der 
Regierung  des  Regenten,  dem  sie  selbst  beimgeTallen  sind."  (Schon 
das  badiscbe  Lebnedlkt  v.  12.  Aug.  1807.  §.  22.  hatte  die  einfache 
Lehensanwaltschaft  als  unverbindlich  für  den  Nachfolger  des  Lehensberrn 
erklärt).  —  Vergl.  Kurhessen,  V. -U.  1852.  §.  110.  a  linea  2.  (Siebe 
oben  Note  .3). 

'0)  Siehe  oben  §.   522.  Note  3. 

1')  S  c  b  wa  rzb  ur  g- Son  d  e  rs  b  a  use  n  ,  V.-U.  1849.  §.  44.  —  An- 
halt-B  e  rn  bu  rg,  V.-ü.  1850.  §.  49.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852. 
are.  213.  —  Reuss,  j.  L,  V.-U.  1852.  §.  29.  —  Vergl.  Grossh.  Hes- 
sen, Ges.  V.   2.  Mai  1849.  art.   1.  (siehe  unten  §.  525.  Note  4). 

'-')  Hierauf  beschränkt  sich  S.  C  ob  u  rg- Goth  a  ,  V.-U.  1852.  §.  55. 
,,Die  Errichtung  neuer  Leben  ist  unstatthaft."  —  Vergl.  Preuscen,  Ges. 
V.   5.  Juni   1852.   (siehe  oben  §    295.  Note   15). 

'3)  Dies  thut  Wal  deck,  V -ü.  1852.  §.  38.  —  Dasselbe  sprach  schon 
Braunschweig,   n.   L    0.   1832.  §.   37.  aus.   (Siehe  oben  §.295.  Note  15). 

')  Ausdrücklieb  spricht  sich  in  diesem  Sinne  aus:  Baden,  Lebnedikt. 
(IV.  Const.-Edikt)  v.   12.  Aug.   1807.  §.   1. 
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die  nicht  unmittelbar  in  der  Natur  der  Verhältnisse  des  Grund 
und  Bodens  wurzeln  -) ,  auch  auf  die  eigentlichen  Lehen  einen 
Einfluss  äussern ,  und  vielfach  den  vasaUitischen  Familien  selbst 
die  Ablösung  des  i^ehenverbandes  wünschenswerth  erscheinen 
lassen  musste,  besonders  seitdem  sich  gezeigt  hatte,  dass  der 
Schutz,  welchen  der  Lehensherr  nach  dem  Lehenvertrage  dem 
Vasallen  in  Bezug  auf  den  ungestörten  Besitz  und  Genuss  der  zu 
Lehen  gegebenen  Gerechtsame  zu  gewähren  hat,  in  den  meisten 
Fällen  gegenüber  von  dem  Drängen  der  Ständeversammlungen  auf 
Aufhebung  dieser  Gerechtsame  nicht  mehr  geleistet  werden  konnte. 
IlL  Noch  entschiedener  ging  die  demokratische  Bewegung  in  dem 
Jahre  1848  auf  die  gänzliche  Beseitigung  des  Lehenverbandes 
und  zwar  aus  denselben  Gründen  los ,  aus  welchen  sie  auch  die 
Aufhebung  der  Famihenüdeicommisse  forderte,  indem  sie  ganz 
richtig  erkannte,  dass  durch  den  Lehenverband,  ebenso  wie  durch 
das  Familienfideicommiss,  ein  grosser  Grundbesitz  zusammenge- 
halten und  dessen  Zersplitterung  durch  übermässige  Theilung  ver- 
hütet wird.  IV.  Diesem  Anstosse  nachgebend  hatten  die  Grund- 
rechte des  deutschen  Volkes  vom  27.  Dezember  1848  und  hier- 
nach die  Beichsverfassung  vom  28.  März  1849.  §.  170.  die  Be- 
stimmung aufgenommen,  welche  alsbald  in  mehrere  der  neuesten 
Verfassungsurkunden  übergingt),  dass  aller  Lehenverband  auf- 
zuheben sei.  Das  Nähere  über  die  Art  und  Weise  der  Aufhe- 
bung anzuordnen,  wurde  der  Landesgesetzgebung  überlassen. 
V.  Die  neuesten  Gesetzgebungen  der  Einzelstaateu  über  die  Allo- 
difikation  der  Lehen  gehen  von  zwei  ganz  verschiedenen  staats- 
rechtlichen Gesichtspunkten  aus:  entweder  sie  erklären  die  Auf- 
hebung des  Lehenverbandes  für  eine  absolute  No  th  wendigkeit ''): 
oder  sie  erklären  die  Ablösung  des  Lehenverbandes  für  fakul- 
tativ,   soferne   nämhch    die  Vasallen    darauf  antragen^),  und 


2)  So  z.  B.  Servituten,  die  aus  der  natürlichen  Lage  der  Grundstücke 
mit  Unverraeidlichkeil  sich  ergeben,  wie  der  Abfluss  des  Regenwassers  a.  s.  w. 

3j  Siehe  oben  §.  524.  Note   11   u.   12. 

*)  Dies  thut  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  2.  Mai  1S49.  art.  1.  ,,Der  Le- 
henverband ist  aufgehoben  und  kann  nicht  wieder  errichtet  werden  "  — 
Vergl.  die  im  §.   524    Note   11.   angeTtihrten  Verf.-Ürkunden. 

5)  Bayern,  Ges.  v  13.  Juni  1848.  art.  1.  ,,  Sämmtliche  Lehen  kön- 
nen   vom  Leheiiverbaude    befreit   werden."     -    Hannover,  Verordn.  vom 
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nehmen  dabei  mitiinler  gewisse  Arien  von  Lehen  von  der  Allodi- 
fikalion ganz  aus.  Lelzlercs  ist  theils  in  Bezug  auf  die  Thron- 
lehen''), Iheils  in  Bezug  auf  die  Lehen,  welche  auf  landesherr- 
hcher  Dolalion ,  oder  auf  unentgeltlicher  Verleihung  aus  dem 
Staalsvermügen  beruhen'),  oder  die  ausserhalb  des  Landes 
liegenden  Lehen '^),  theils  hinsichtlich  der  auf  dem  Heim  falle 
stehenden  Lehen  angeordnet  worden '').  VL  Auch  hinsichtlich 
der  Wirkungen  der  Allodifikalion  halten  die  neuesten  Allodifi- 
kalionsgesetze  zwei  verschiedene  Richtungen  ein:  entweder  näm- 
lich ist  1)  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  das  Lehen  durch 
die  Allodifikalion  sofort  freies  Eigenthum  in  der  Hand  des  Be- 
sitzers wird'"),  und  höchstens  zu  Gunsten  des  nächsten  Lehen- 
folgers  noch  einmal  eine  Succession  nach  dem  bestehenden 
Lehenrechte  in  das  allodifizirte  Lehen  staltfindef):  oder  2)  das 


13.  April  1S36.  §.  3.  (insoweit  bestätigt  durch  Gesetz  vom  19.  Juli  1848) 
erklärt  ausdrücklich  our  die  Vasallen  für  befugt,  auf  die  Allitdifikation  anzu- 
tragea. —  Derselbe  Gedanke  liegt  auch  dem  voo  der  badischen  Regierung 
den  Ständen  1856  vorgelegten  Gesetzentwürfe  über  die  Allodifikalion  der 
Leheu  zu  Grunde.  —  Vergl.  den  von  mir  in  der  ersten  Kammer  der  Land- 
stände bearbeiteten  Commissionsbericht,  Beil.  52.  zum  Protok.  der  5.  Sitz. 
V.   19.  Januar  1856. 

'J  Dies  erklären:  Bayern,  Ges.  v,  13.  Juni  1848.  art.  2.  —  Preus- 
sen,  Ges.  v.  5.  Juni  1852.  art.  3.  (Siehe  oben  §.  295.  Note  15). 

7)  Bayern,  Ges.  v.    13.  Juni   1848.  art.   3. 

*)  Preussen,  Gesetz  vom  5.  Juni  1852.  art,  3.  (siebe  oben  §.  295. 
Note  15). 

9)  Allodifikation  der  auf  dem  Heimfall  (auf  zwei  oder  vier  Augen)  ste- 
henden Lehen  verbietet:  Hannover,  Ges.  vom  19.  Juli  1848.  §.  1.  — 
Ebenso  fallen  nach  dem  grossh.  hessischen  Ges  v.  2.  Mai  1849.  art.  9 
die  auf  dem  He  im  fall  stehenden  Lehen  an  den  Lehnherrn  zurück,  und 
küniiea  also  ohne  dessen  Zustimmung  nicht  veräussert  oder  belastet  wer- 
den.—  üeber  die  Behandlung  heimfallender  Lehen  nach  dem  bayerischen 
Gesetze  v.   13.  Juni   1848    siehe  unten  Note  20. 

10)  Nach  dem  grossb.  hessischen  Ges.  v.  19.  Juli  1848  kann  der  der- 
malige Besitzer  das  Lehen  beliebig  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen 
veräussern ,  und  findet  nach  art.  4.  keine  Succession  nach  Lehnrecht  mehr 
statt 

••)  Hannover,  Ges.  v.  19.  Juli  1848.  §.  3.  —  Vergl.  auch  Hannover, 
Verord.  v.  13.  April  1836.  §.  7.  —  Im  üebrigen  wird  auch  nach  dieser 
VerordouDg  §.  21.  das  Lehen  sofort  in  freies  Eigenthum  des  Be- 
sitzers verwandelt.     Vergl.  auch  §.  6.   dieser  Verordnung  unten  Note  13. 
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Lehen  wird  dnrcl)  die  Allodifikation  in  ein  freies  Familien- 
oder Stamm  gut  umgewandelt,  so  dass  die  Successionsrechte 
der  Agnaten  und  die  bisherige  Successionsordnung  unverändert  er- 
halten bleiben  12),  oder  es  besteht  das  allodifizirte  Lehen  doch 
wenigstens  dann,  wenn  es  bereits  fideicommissarische 
Eigenschaft  hatte,  als  allodiales  Familienfideicommiss  fort  *3),  und 
das  Gesetz  gestattet  zugleich  die  neue  Errichtung  eines  Fa- 
milienfideicommisses  aus  dem  allodifizirten  Lehen  '*).     VIL  Die  Ge- 


'2)  Bayern,  Ges.  v.  13.  Juni  1S48.  art.  4.  ,,Die  Fideicommissver- 
hältnisse  der  Leben,  sowie  die  Berecbtigung  der  Erbfolge  in  denselben  wer- 
den bierdureb  (durch  Allodifikation)  nicbt  aufgeboben.  Nach  Aussterben  der 
zar  Lehenfolge  Berechtigten  geht  das  bisherige  lebobare  Objekt  an  die  Er- 
ben des  Besitzers  über."  —  Dieser  Grundsatz  galt  auch  bisher  als  der  ge- 
meinrechtliche bei  der  Allodifikation  der  Lehen.  —  Auch  der  badi- 
sche  Entwurf  von  ISöfi  huldii?t  diesem  Grundsatze.  —  Die  Rechte  der 
Eventualbelehnten  an  dem  Lebengute  hören  aber  gemeinrechtlich  selbst- 
verständlich mit  der  Allodifikation  des  Lehengutes  auf;  (siehe  oben  §.  257. 
Vergl.  auch  preuss.  Ldr.  Tbl  I.  Tit.  IS.  §.  651—656);  sollen  sie  daher 
ungeachtet  derselben  fortbestehen,  so  mass  dies  jedenfalls  in  dem  Gesetze 
besonders  ausgedrückt  werden.  Dies  beantragt  der  oben  Note  5  angeführte 
Commissionsbericbt  über  den  badischen  Entwurf  von  1856.  Rechte  nnr 
einfacher  Lehensanwärter  an  ein  allodifizirtes  Lehen  werden  von  keiner 
Gesetzgebung  anerkannt.  Nach  Lage  des  Falles  kann  aber  der  Lehensberr 
wegen  der  Allodifikation  dem  Anwärter  persönlich  zur  Entschädigung  \ er- 
pflichtet sein.     (Siehe  auch  unten  Note   18). 

'3)  Dies  erkennen  alle  jene  Gesetze  an  ,  welche  das  allodifizirte  Leben 
ohnehin  als  allodiales  Familien-  oder  Stamm  gut  fortbestehen  lassen. 
Ueberdies  erkennt  den  Fortbestand  einer  bereits  vorhandenen  fideicom- 
missarischen  Eigenschaft  auch  an;  Hannover,  Verord.  v.  13.  April 
1836.  S.  G.  ,,Alle  Rechte  der  Agnaten  und  sonstigen  Lehnfolger,  sowie  der 
Exspektivirleu  auf  ein  allodiflzirles  Lehen  sind  vom  Augenblicke  der  Auflö- 
SHUg  des  Lehenverbandes  an  ohne  Eatsebädigung  erloschen.  . .  In- 
dessen sollen...  die  in  Familien  neben  dem  Lehenverbande  etwa  rechtsgül- 
tig bestehenden  besonderen  Erbfolgeordnungen  (Seniorate  ,  Majorate  und  Mi- 
norale u.  s.  w.)  durch  die  eintretende  Allodifikation  nicbt  aufgehoben  wer- 
den."   -    Vergl    auch  §.   21.  derselben  Verordnung. 

•^)  Hannover,  Verord.  v.  13.  April  1836.  §.  2.  gestattet  jedem  Le- 
heabesitzer  die  Eirichtnng  eines  Majorates  d.  h.  eines  Familientideicom- 
misses  mit  P  r  inio  ge  ni  tur  or  d  n  u  n  g,  wenn  das  Gut  einen  Reinertrag  von 
mindestens  1 2,000 Tbjr.  gewährt.  —  Auch  der  badische  Entwurf,  v.  1856 
gestattet  die  Errichtung  von  Familienfideicuniniissen  aus  allodifizirten  Lehen, 
sogar  ohne  die  Bescbr.'iokungen ,  welchen  die  Errichtung  von  Stamm  gu- 
tem ausserdem  nach  dem  Landrecbte  S.  577  a,  u.  f.  unterliegt. 
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setzgehiingen,  welche  dtMi  unmittelbaren  Fortbestand  der  bisheri- 
gen Lehengüter  in  der  Eigenschaft  als  allodiale  Familien-  oder 
Stamn)gilter  anordnen ,  sind  dabei  von  der  richtigen  Erkenntniss 
ausgegangen,  dass  die  Erhaltung  eines  grossen  geschlossenen,  nicht 
der  beliebigen  Zersj)litterung  unterworfenen  Grundbesitzes  durch 
das  öffentliche  Interesse  geboten  ist,  und  diese  Rücksicht  durfte 
um  so  weniger  da  aus  den  Augen  gelassen  werden,  wo  der  Per- 
sonalbesland der  ersten  Rammer  der  Landstände  zum  Theile 
auf  den)  bisherigen  grossen  Lehensbesitze  beruht  '^).  VJIL  Die 
neueren  Allodifikationsgesetze  erklären  theils  ausdrücklich,  theils 
setzen  sie  als  selbstverständlich  voraus,  dass  die  Ein  willigung 
der  Agnaten  und  anderen  Lehenfolgeberechtigten  oder  Lehensan- 
wärter zur  Umwandlung  des  Lehens  in  AUod  nicht  nothvvendig 
ist '*^).  Dies  rechtfertigt  sich  aber  vom  Standpunkte  der  Billig- 
keit aus  betrachtet  nur  hinsichtlich  jener  Gesetzgebungen,  welche 
die  Erbl'olgerechte  der  Agnaten  und  Lehenfolger  an  dem  in  allo- 
diales  Familien-  oder  Stammgut  umgewandelten  Lehen  unverän- 
dert fortbestehen  lassen,  weil  nur  unter  dieser  Voraussetzung  die 
gedachten  Personen  durch  die  Allodifikation  keinen  Nachlheil  lei- 
den. IX.  Die  Gesetzgebungen,  welche  die  Allodifikation  der  Lehen 
zu  gemeinem  freien  Eigenthunje  als  u  olh  wendig  gebieten, 
erklären  zugleich  auch  die  Rechte  aller  Lehenfolger  und  Anwär- 
ter an  dem  Lehngute  als  ohne  Entschädigung  erloschen  *'), 
oder  gewähren  denselben  doch  nur  unter  gewissen  Voraussetzun- 
gen einige  Entschädigung ^•'^).     X.  Als  Regel  stellen   alle  neuereu 


»5)  Vergl.  den  Commissionsbericbt  über  den  badischen  Gesetzentwurf 
von   1856  (siehe  oben  Note  5). 

«6)  Hannover  Verord.  v.  13.  April  1836.  §.  3.  -  Bayern,  Ges.  v. 
13.  Juni  184*^.  art  4.  —  Auch  den  Consens  des  Af  te  rl  e  h  e  n  s  he  rrn  er- 
iilarl  für  unmithig:  Hannover,  Verord.  v.  13  April  1836.  §.  21.  —  Der 
l)adische  Entwurf  von  1856  erfordert  (sehr  zweckmässig)  die  Einwilliguni; 
der  Agnaten  u.  s.  w.  erst  dann,  wenn  ein  durch  Allodifikation  in  ein  allo- 
diales  Familien-  oder  Stammgut  umgewandeltes  Lehen  auch  diese  Eigen- 
schaft verlieren,  und  gemeines  freies  Eigenthuin  in  der  Hand  des  Besitzers 
werden  soll.  Auch  ist  in  diesem  Falle  noch  die  Einwilligung  des  Staats- 
oberhauptes vorbehalten. 

'■')  Hannover,  Verord.  v.  13.  April  1836.  §.6.  (siehe  oben  Note  13).  — 
Grossh     Hessen,    Ges    v     2.  Mai   1849.  §.  ö. 

'")  So  sichert  Hannover,   Verord.  v.   13.   April   1836  den  Lebensan- 
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AUodifikationsgesetzc  auf,  dass  eine  Abkaufssiimme  für  das  Auf- 
geben der  Lehensheriiichkeit  bezahlt  werden  muss  ^^).  Gewöhn- 
lich sind  gewisse  Procenle  des  Gutswerthes  durch  das  Gesetz 
selbst  bestimmt,  und  nach  Verschiedenheit  der  Fälle,  d.  h.  je 
nach  der  grösseren  oder  geringeren  Wahrscheinlichkeit  des  Ein- 
trittes eines  Heimfalles  höher  oder  niedriger  festgesetzt  ^t»).  XI.  Mit- 
unter sind  Arten  von  Lehen  benannt,  welche  ohne  Erlegung  einer 
Abkaufssumme  freigegeben  werden  sollen.  Dies  sind  1)  auf- 
getragene und  vom  Lehenherrn  erkaufte  Lehen -*j;  2)  Le- 
hen, deren  Lehensherrhchkeit  der  Staat  in  Folge  der  Auflösung 
des  deutschen  Reiches  und  der  Stiftung  des  Rheinbundes  oder 
späterer   Territorialveränderungen   an    sich    gezogen   hat^^j;    oder 


Wärtern  eine  Entschädigung  durch  Verleihung  heinifallender  Lehen  zu.  — 
Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  2.  Mai  1849.  §.6.  verpflichtet  für  den  Fall,  dass 
der  bisherige  Lehenbesilzer  keine  lehenfähige  Descendenz  bat,  und  somit 
das  allodifizirte  Lehen  an  andere  als  die  Lehenserben  fällt,  jene  an- 
deren Erben,  an  die  Lehenserbeo  5U  Procent  des  VVerthes  des  Lehngutes 
zu  bezahlen. 

'0)  HanoGver,  Verord.  v.  13.  April  1836.  §.  9.  —  Vorschriften  über 
Vertheilung  der  Abkaufssumme  bei  Afterlehen  zwischen  dem  Oberle- 
hensherrn und  dem  A  fle  rle  hens  h  errn,  enthalten:  Hannover,  Ver- 
ordn.  V.  13.  April  1836.  §.  21.  —  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  2.  Mai  1849. 
art.  15.  (weiset  dem  Oberlehensherrn  ',3,  dem  Aflerlehensherrn  "3  der  Ab- 
lösungssumme zu). 

20)  Die  Abkaufssumme  beträgt  nach  dem  bayerischen  Ges.  vom 
13.  Juni  1848  bei  Söhn-  und  Töchterlehen,  1  Procent;  bei  Mann- 
lehen, 3  Procent;  bei  heimfälligen  Lehen,  wofür  hier  solche  Lehen  erklärt 
sind,  welche  nur  auf  vier  Augen  stehen,  wenn  der  Besitzer  und  der  Lehn- 
erbe bereits  das  50.  Jahr  erreicht  haben,  10  Procent  des  Lehenfassions- 
werlhes.  —  Nach  dem  grossh.  hessischen  Ges.  v.  2.  Mai  1849.  art.  8. 
steigen  die  Procente  in  dem  Maasse,  als  sich  die  Zahl  der  ausser  dem  Be- 
sitzer vorhandenen  Lehenerbberechtigten  vermindert.  Es  sind  zu  zahlen : 
bei  3  bis  5  Erbberechtigten,  2  Procent:  bei  2  Erbberechtigten,  5  Procent; 
bei  einem  Erbberechtigten,  10  Procent.  —  Ha  n  no  ver,  Verord.  v.  13.  April 
1836.  §.  10.  11.  fordert  Ablösung  mit  25fachem  Beirage,  oder  durch  eine 
jährliche,  aber  ablösliche  Rente. 

2')  Aufgetragene  Lehen  nennt:  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  2.  Mai 
1849.  art.  7.  c.  —  Bayern,  Ges.  v.  13.  Juni  1848.  art.  3.  ,,  Lehen, 
welche  urkundlich  als  aufgetragene  {feuda  oblata)  oder  durch  den  Vasallen 
vom  Lehenherrn  erkaufte  (feuda  emtilia)  nachgewiesen  werden,  verwandeln 
sich  in  freies  Eigenthum  ohne   Entgeld." 

22)  Dies  bestiiumt;  Gr    Hessen,  Ges.  v.  2.  Mai  1849.  art.  7  a. 
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auch  Lehen,  bei  welchen  ausser  dem  gegenwärtigen  Besitzer  oder 
Nutzniesser  eine  beträchtliche  Anzahl  zur  Nachfolge  nach  Lehen- 
recht berechtigter  Personen  vorhanden  sind  ^3). 

§.  526. 

X.    Die  Kirchenhuheit. 

1)  Begriff. 

L  Kirchenhoheit  (jus  sublime  s.  majestatkum  circa  sacra) 
ist  der  Inbegriff  der  Hoheitsrechte,  welche  dem  Staatsherrscher 
über  die  anerkannten  christlichen  Kirchen  und  andere 
Religionsgesellschaften  zustehen').  IL  Die  Kirchenhoheit 
begreift:  1)  das  Recht  der  Aufnahme  oder  Zulassung  von  Re- 
ligionsgesellschaften  überhaupt  (sogen.  Jus  receplionis);  2)  das 
Recht  des  Aufsicht  (Jus  supremae  inspectionis) ,  und  das 
Schutz-  oder  Schirmrecht  (Jus  advocaliae  s.  proleclionis) 
über  die  Kirchen.  III.  Schon  in  dem  westphälischen  Frieden 
wurde  die  Kirchenhoheit  als  ein  in  der  Landeshoheit  liegen- 
des Recht  anerkannt  ^).  Seit  der  Auflösung  des  Reiches  erscheint 
sie  als  eine  mit  dem  Begriffe  der  Souv  erain  etat  für  den  Staats- 
herrscher unmittelbar,  unzertrennlich  und  unverzichtbar  gegebene 
Befugniss.  IV.  Die  Kirchenhoheit  steht  als  ein  rein  politisches 
Recht  jedem  Staatsherrscher  als  solchem  zu,  ohne  alle  Rücksicht 
auf  die  Coufession,  welcher  er  persönUch  angehört.  V.  Gegen- 
stand der  Kirchenhoheit  ist  nur  die  äussere  Religionsübuug  der 
Unterthaneu.  VI.  Die  Grenzen  der  Kirchenhoheit  sind,  wie  die 
eines  jeden  anderen  Iloheitsrechtes,  abgesehen  von  besonderen 
positiven    Bestimmungen   einzelner  Staatsgesetze,    im  Allgemeinen 


2'')  Gr.  Hessen,  Ges.  v.  2.  Mai  1849.  art.  7  b.  „..  .mehr  wie  fünf"  etc. 

')  Kirchen  und  an  de  re  Religionsgeselischaflen  slininien  darin  überein, 
dass  sie  sämnillich  Verbindungen  zur  gemeinsamen  Gottesverebi  ung  sind. 
Ein  Unterschied  besteht  nur  insofern,  als  man  sich  gewöhnt  hat,  die  Bezeich- 
nung als  Kirche  {ecclesiä)  nur  von  den  anerkannten  christlichen 
mit  Korporationsrecht  versehenen  Religionsgeselischaflen  zu  gebrauchen.  In 
diesem  Sinne  drückte  sich  auch  das  Erfurter  Parlament  sehr  bestimmt  aus 
in  seinen  Beschlüssen  §.   145.  (siehe  oben  §.  293.  Note  11). 

2)  I  P.  0.  art.  Vni.  §.  1.  ,,...  Singuli  Eleetores,  Principes  et  Status 
Imperii  Romaui  ...  in  iibero  juris  ter  r  i  t  oria  li  s  tam  in  Ecclesiasti- 
cis  quam  in  po Uli  eis  exercitio  .  ,  .  stabiliti  firmalique  sunto.'* 
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nur  durch  den  Staatszweck  bestimmt.  VlI.  Es  ist  jedoch  dieses 
Hoheitsrecht  stets  in  solcher  Weise  auszuüben,  dass  dadurch 
weder  der  Gewissensfreiheit  der  Einzelnen ,  noch  auch  den  er- 
worbenen und  verfassungsmässig  festgestellten  Rechten  der  be- 
stehenden und  anerkannten  Religionspartheien  zu  nahe  getreten 
wird.  VIII.  Uebrigens  hat  die  Kirchengewalt  nicht  blos  einen 
negativen  Charakter:  d.  h,  sie  ist  etwa  nicht  bos  ein  Verhütungs- 
recht (Jus  cavendi  s.  prohibendi),  sondern  sie  hat  auch  die  po- 
sitive Aufgabe ,  den  Religionsgesellschaften ,  insbesondere  den  an- 
erkannten christlichen  Confessionen,  eine  solche  Stellung  im  Staate 
einzuräumen,  dass  diese  eine  für  das  Wohl  des  Staates  selbst  er- 
spriessliche  Wirksamkeit  äussern  können.  IX.  Ausgeübt  wird  die 
Kirchenhoheit,  wie  jedes  Hoheitsrecht,  theils  in  den  Formen  der 
Gesetzgebung,  theils  der  Vollziehung,  d.  h.  im  Verordnungswege. 

§.  527. 

2}   Unterschied  von  Kirehenholieit  nnd  Kircheogewalt. 

I.  Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Kirchenhoheit  ist  die 
Ki  r  f  hengewa  1 1  (Jus  in  sacra),  d.  h.  der  Inbegriff  der  Rechte, 
welche  einer  Kirche  als  gesellschaftlicher  Verein  über  ihre  Mit- 
glieder in  Gemässheit  des  Zweckes  und  der  inneren  Einrichtung 
dieser  Verbindung  zustehen  i).  II.  Die  Kircheuhoheit  und 
die  Kircbenge  w  a  1 1  sind  in  ihrem  Wesen,  d.  h.  sowohl  hin- 
sichtlich ihres  Zweckes  als  ihrer  Wirkungen  unterschieden. 
Diese  Unterschiede  bleiben  auch  dann,  wenn  etwa  zufällig 
Kircheuhoheit  und  Kirchengewalt  in  einem  und  demselben 
Subjekte  zusammentrefTen -).  III.  Der  Rechtsgrund  der 
Kirchenhoheit  liegt  in  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  selbst, 
beziehungsweise  in  dem  Wesen  des  Staates:  der  Rechtsgrund 
der    Kirchengewalt     liegt    dagegen    in     dem    kirchlichen    Gesell- 


')  Je  nach  der  Verfassung  einer  ReligionsgeselJschaft  oder  Kirche  kann 
die  Fiirchengewalt  der  Gemeinde  selbst,  oder  ganz  oder  zum  Tbeile  einem 
besonderen  bevorzugten  Theiie  derselben  (einer  Priesterscbaft  oder  einem 
Episkopate)  oder  auch  einem  einzelnen  Subjekte  zustehen 

-)  Dies  war  der  Fall  in  den  katholischen  geistlichen  deutschen  Slaateo 
and  ist  noch  so  im  Kiichenstaate  (Rom) ;  auch  in  der  evangelischen  Kirche 
erscheint  der  Landesherr,  wenigstens  in  gewissen  Beziehungen,  als  der  Inha- 
ber der  lurcbeugewalt. 
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schaftsvertiage^).  IV.  Der  Zweck  der  Kiicliengewalt  ist  kein 
anderer,  wie  der  der  Kirche  selbst,  also  im  Gegensatze  des 
Staates,  welcher  sich  die  äusseren  Bech'ngnngen  eines  vernunflt- 
mässigen  Volkslebens  zur  .Vufgabe  setzt ,  die  gemeinschaftliche 
Goltesverehrung  nach  einem  bestimmten  Ritus  auf  der  Grundlage 
eines  bestimmten  Dogma,  und  hierdurch  zugleich  die  Beförderung 
der  sittlichen  Entwickelung  des  inneren  Menschen  und  Ilin- 
leitung  ihrer  Mitglieder  zur  ewigen  Seligkeit  nach  dem  zeitlichen 
Tode.  V.  Hinsichtlich  der  Wir  klingen  findet  zwischen  der 
Kirchenhoheit  und  der  Kirchengewalt  der  Unterschied  statt,  dass 
sich  die  Erstere  als  ein  Theil  der  Staatsgewalt  mit  äusseren  Zwangs- 
mitteln und  weltlichen  Strafen,  welche  in  die  b  (Irgerl  i  che  Stel- 
lung der  Individuen  eingreifen ,  Geltung  verschairen  kann ;  dass 
dagegen  Letzterer  keine  äusseren  Zwangsmittel  zu  Gebote  stehen. 
Die  Kirchengewalt  wirkt  daher  selbst  da,  wo  sie  nach  der  Ver- 
fassung der  Kirche  als  eine  Disciplinargewalt  über  deren  Mitglieder 
erscheint,  doch  nur  dann  und  nur  so  weit,  als  diese  sich  im 
einzelnen  Falle  der  Disciplin  ihrer  Kirche  freiwillig  unterwerfen; 
daher  kann  die  Kirchengewalt  selbst  in  den  äusstrsten  Fällen 
nicht  mehr  als  eine  Ausschliessung  eines  Mitgliedes  aus  der  kirch- 
lichen Gemeinschaft  (txcummunkalio)  verhängen.  Vi.  Im  Mittel- 
alter wurde  den  kirchlichen  Zwangsmitteln,  insbesondere  der  Ex- 
cominunication,  ein  grosser  Einfluss  auf  die  bürgerliche  und  staats- 
bürgerliche Stellung  der  Individuen  beigelegt  ^).  Ileut  zu  Tage 
ist  dagegen  in  den  neueren  Gesetzgebungen  durchaus  der  Grund- 


3)  Es  wild  .Niemand  in  der  Art  als  Mitglied  einer  Kinlie  geboien ,  wie 
man  durch  Geburt  ÄJilglied  der  Slaalsgeseilsclialt  wird  (§.  297.),  sondern 
jedes  Mitglied  eii.er  Religionsgcsellsihaft  wird  erst  durch  einen  speziellen 
Akt  (bei  der  christlichen  Kirche  den  Taufbund)  in  die  Geuieiucbaft  auTge- 
noniuien. 

■*)  Vergl,  Schwabenspiegel  (Lassberg)  Vorrede  §.  e.  „...  swaz  dem 
pabest  wider  sie,  des  er  mit  geistlichem  gerihle    betwiugen    nicht    niac.    daz 

sei    der    cheiser   vnd    ander   weltliche    rihler   betwingen    mit   der    ehie,"  

§.  f.  „Als  ein  Mann  in  dem  Hanne  ist  sehs  Wochen  und  einen  tac.  so  sol  in 
der  weltlich  ribter  ze  achte  tun"  etc.  —  conslit.  Frid.  II.  a.  1220.  de  jur. 
prioc.  eccles.  §.  7.  (Perlz,  Monuni.  Germ.  Leg.  II.  p.  230)  „Lt  quia 
gladiiis  malerialis  coostitulus  est  in  subsidium  gladii  spiritualis",  etc.  — 
üebrjgens  sollte  auch  umgekehrt  der  geistliche  Bann  der  weltlichen  Acht 
nachfolgen.     Vergl.   Sc  h  w  abc  n  sp  i  ege  1  (Lassbeig)    §.    106.    13S.  246. 
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satz  aufgenommen  worden,  dass  keine  kirchliche  Maassregel  gegen 
ein  Individuum  auf  dessen  bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Stel- 
lung eine  Wirkung  äussern  kann,  soferne  dies  nicht  durch  ein 
Staatsgesetz  oder  sonst  im  einzelnen  Falle  durch  eine  Verfügung 
der  Staatsgewalt  genehmigt  wird  ^),  und  eben  daher  hat  auch  der 
Staat  durchaus  keine  Ursache,  sich  darein  einzumischen,  welche 
kirchliche  Maassregeln,  oder  aus  welchen  Gründen  sie  von  der 
kirchlichen  Gewalt  gegen  ein  Mitglied  der  Kirche  verhängt  werden. 

§.  528. 

3)    Verhältniss  der  christlichen  Kirche  zum  Staate  im 

Allgemeinen. 

Geschichtliches. 

I.  In  der  ersten  Zeit  erschien  die  christliche  Kirche  nur  als 
eine  einfache  gesellschaftliche  Verbindung  (socieias)  der  Gläubigen, 
und  stand  somit,  wie  jeder  andere  Verein,  unter  der  Staatsgewalt, 
vielfach  deren  Verfolgung  als  eine  für  staatsgefährlich  betrachtete 
Verbindung  ausgesetzt.  II.  Nachdem  aber  (seit  Constantin 
d.  Gr.)  das  Christenfhum  von  den  römischen  und  griechischen 
Kaisern  angenommen  und  zur  Staatsreligion  erhoben  worden  war, 
entwickelte  sich  bezüglich  des  Verhältnisses  der  Kirche  zum  Staate 
zuerst  das  hierarchische  System,  Nach  diesem  Systeme 
trägt  die  Kirche  als  unmittelbare  göttliche  Institution  in  sich  selbst 
den  Titel  ihres  Bestehens  als  eine  weltbürgerliche,  an  keine 
Staatsgrenzen  gebundene  Gemeinheit  (Universilas) ,   d.  h.  als  ein 


5)  Vergl.  z.  B.  Baden,  1.  Conslit.  Edikt,  die  kirchlicheo  Verhältnisse 
betr.  V.  14.  Mai  1807.  §.  11.  „...Keinem  ihrer  kirchlichen  Zwangsmittel 
kann  aber  irgend  ein  Einfliiss  auf  das  gesellschaftliche  Leben  und  die  bür- 
gerlichen Verhältnisse  im  Staate  gegönnt  werden,  so  lange  deren  Anwendung 
für  den  einzelnen  P^all  mit  besonderer  Staatsgene  hm  ig  ung  nicht 
versehen  ist,  welche  zugleich  ausdrücken  kann  und  soll,  welche  Slaats- 
folgen  auf  den  üngehorsamsfall  etwa  damit  verbunden  werden  sollen."  — 
Bayern  ,  k.  Vererd.  v.  8.  April  1852.  §.  5.  ,, Erkenntnisse  der  geist- 
lichen Gerichte  bedürfen  der  k.  Bestätigung  nicht.  Der  §.  71. 
des  Religionsedikis  ist  dahin  zu  interprefiren,  dass  derlei  Erkenntnisse  nur 
dann  einen  Einfluss  auf  die  staatsbürgerlichen  Beziehungen  und  bürger- 
lichen Rechtsverhältnisse  äussern,  wenn  die  Ei  n  willigung  der  Sta  ats- 
gewalt  erholt  ist."  — 
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iiniversoller  Gotfes-Staat  (Civilas  Dei)^),  in  welohom  alle 
weltlichen  Staaten  seihst  zu  stehen  hahen;  die  Kirche  wird  aher 
durch  eine  hohe  Priesterschaft  (Episcopaivs)  regiert,  welche  durch 
göttliche  Anordnung  zu  ihrer  ohersten  Leitung  heriifen  ist.  Die 
Kirche  sl«Mlt  sich  nach  diesem  Systeme  in  Folge  ihres  göttlichen 
Benil'es  ilher  den  Staat,  welcher  von  ihr  erst  die  religiöse 
Weihe  und  die  sittlichen  Ideen  empfjingt,  so  dass  also  auch  die 
Kirchengewalt  sich  flher  die  Staatsgewalt  erheht.  Die  praktische 
Durchführung  dieses  Systemos  hatte  sich  das  Papstlhum  im  Mittel- 
alter zur  Aufgabe  gesetzt;  es  wurde  aher  theils  durch  die  refor- 
matorischen Bestrehungen  in  Staat  und  Kirche  seit  dem  XVI. 
Jahrhunderte,  theils  durch  die  Entstehung  des  modernen  euro- 
päischen Staatensystemes  überhaupt,  beseitigt,  und  ist  für  Deutsch- 
land insbesondere  durch  den  wesiphälischen  Frieden  (1648)  po- 
sitiv ausgeschlossen  worden.  III.  Im  Gefolge  der  reformatorischen 
Bewegungen  in  dem  kirchlichen  Gebiete  seit  dem  Anfange  des 
XVI.  Jahrhunderts  entwickelte  sich  ein  anderes  System  über 
das  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staate,  das  sog.  Territorial- 
system. Nach  diesem  Systeme  wird  die  christliche  Religion  als 
eine  Landesangelegenheil  aufgefasst.  Es  beruhte,  wo  es 
auf  die  Spiitze  gelrieben  wurde,  auf  der  Ansicht,  dass  der  Staats 
herrscher  in  Religionssachen  dieselbe  Gewalt  habe,  wie  in  politi- 
schen Sachen  -) ,  dass  er  daher  auch  Symbolum  und  Cultus  be- 
stimmen und  die  Religionsübung  im  Lande  beliebig  verändern 
und  der  von  ihm  begünstigten  Confession  das  Kirchenvermögen 
im  Lande  zuwenden  könne,  daher  man  von  einem  Jus  reformandi 
des  Landesherrn  sprach  und  den  Satz  aufstellte:  Cujus  est  regio, 
iliius  est  religio^).'"''     Der  Staatsherrscher  vereinigt  in  sich  sonach 


')  Schon  der  Kirchenvaters.   Augustinus  gebrauchte  diesen  Ausdruck. 

*)  Am  Weitesten  ging  in  der  Vertbeidigung  dieser  Theorie  Spinoza. 
Vergl.  J.  Hörn,  Spinozas  Staatslehre.  Dessau  1S51.  —  Auch  die  Könige 
von  England  verfuhren  hei  der  Einführung  der  kirchlichen  Reformation  nach 
diesen  Grundsätzen. 

')  Das  Jus  reformandi  wird  sogar  in  dem  westphälischen  Frieden 
(J.  P,  0.  arf.  V.  §.  29.)  als  ein  bis  dahin  unbestritten  in  der  Landeshoheit 
liegendes,  oder  doch  von  den  Landesherren  ausgeübtes  Recht  vorausgesetzt, 
und  dieser  Friedensschluss  selbst  setzte  sich  nur  zur  Aufgabe,  es  einiger- 
niaassen  einzuschränken      Siehe  unten  §.  531. 
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die  Kircheiigewalt  und  die  Rirchenhoheit  in  solcher  Weise,  dass 
die  Ersttie  in  der  Letzteren  untergeht-*),  d.  li.  von  dieser  durch- 
aus abhängig  ist,  und  somit  die  Kirche,  sowohl  in  den  inne- 
ren als  äusseren  Beziehungen,  dem  Staate  untergeordnet  ist. 
Dieses  System  wurde  mitunter  in  einzelnen  deutschen  Staaten  in 
dem  Reformalionszeitaller,  so  lange  die  Begriffe  von  Kirchengewail 
und  Kirchenhoheil  noch  nicht  in  ihrem  ganzen  Gegensatze  zum 
Bewusstsein  gekommen  und  in  ein  richtiges  Verhältniss  gebracht 
worden  waren,  einzuluhren  versucht,  ist  aber  in  dem  hier  angege- 
benen umfange  durch  die  Beschränkungen ,  welche  der  vvestphä- 
lische  Frieden  der  landesherrlichen  Kirchenholieit  gesetzt  hat, 
gleichfalls  für  die  deutschen  Staaten  positiv  beseitigt  worden. 
IV.  Seit  dem  westphälischen  Frieden  entwickelte  sich  allmählig 
ein  drittes  System  über  das  Verhältniss  der  Religionsgesell- 
rchaften  zum  Staate,  welches  mit  der  allgemeinen  Richtung  auf 
Sicherung  der  individuellen  Freiheit  im  Staate  zusammenhängt, 
nämlich  das  System  der  Religionsfreiheit.  Es  wird  hier- 
nach für  jeden  Einzelnen  die  vollkommenste  subjektive  Freiheit 
des  religiösen  Glaubens  und  der  Verbindung  mit  gleichgesinnten 
Personen  zu  Religionsgesellschaften  in  Anspruch  genommen,  und 
daher  an  den  Staat  auch  keine  andere  Forderung  gestellt,  als  dass 
er  unbedingte  Gewissensfreiheit  und  Freiheil  in  Bil- 
dung von  Religionsgesellschaften  gewähre,  so  dass  das 
religiöse  Bekenntniss  auch  durchaus  keinen  heschränkeuden  Ein- 
fluss  auf  die  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  des  Individuums 
äussern  darf,  der  Staat  dagegen  auch  nicht  verbunden  ist,  irgend 
etwas  für  die  einzelnen  Religionsgesellschaften  oder  Kirchen  zu 
leisten,  wenn  er  es  nicht  selbst  seinem  eigenen  Interesse  angemessen 
lindet,  der  einen  oder  der  anderen  Kirche  aus  Rücksicht  auf  die 
Bedeutung  derselben  für  eine  grosse  Anzahl  der  Staatsangehörigen 
eine  L'nlerstützung   zu   gewähren  ^).     Die  Kirche    selbst    will  und 


*)  Dies  ist  aucii  bezüglich  der  i:rie(hischeD  Kirche  iu  Russland  der  FalJ. 

5)  Diese  Gruüdsätze  faudeo  zuerst  einen  positiv  gesetzlichen  Ausdruck  in 
den  franzüSiscLea  Charten  v.  4.  Juni  18i-l.  und  v.  14.  August  1830.  — 
DieCharten  v.  1S14  art.G.  und  V.  lS3üart.5.  sagen  übereinstimmend  :  ,,Cba- 
cun  professe  sa  rcl.gion  a\cc  une  egale  iiberte,  et  obtieut  pour  sun  culle  la 
meme  piotection."  —  Dagegen  wurde  der  art.  0.  der  Charte  v.  1814,  wel- 
cher lautete.   ,,C(peiidanl  la  ieln;ion  caiLoiiqiic,  aposlolique  et  romaine,   est 
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soll  nach  diesem  Systeme  vom  Staale  nur  nach  den  Grundsätzen 
des  l'reien  Vereinsrechtes  beurlheilt  sein,  so  dass  dem  Staate 
über  sie  auch  keine  anderen  Befugnisse  zustehen  sollen,  als  welche 
ihm  überhaupt  über  gesetzlich  erlaubte  Vereine  zustehen.  Hier- 
nach wird  lür  die  christlichen  Kirchen  und  anderen  Religious- 
gesellschaften  hinsichtlich  ihrer  inneren  Gesellschaftsverhältnisse, 
wie  Dogma,  Symbolum,  Ritus,  Liturgie  u.  s.  w. ,  sowie  hinsicht- 
lich der  Verwaltung  ihres  Kirchenvermögens,  völlige  Freiheit  und 
Unabhängigkeit  vom  Staate  in  Anspruch  genommen;  es  bleiben 
jedoch  die  christlichen  Kirchen,  insoferne  sie  das,  besonders  hin- 
sichtlich ihres  Vermögens  wichtige,  Korporationsrecht  oder  die 
Unterstützung  aus  Mitteln  des  Staates  in  Anspruch  nehmen,  der 
Staatsgewalt  subordinirt;  auch  bleiben  die  christlichen  Kirchen 
und  anderen  Ueligionsgesellschaften  der  Aufsicht  des  Staates  be- 
züglich der  Beobachtung  der  allgemeinen  Staatsgesetze  unterworfen, 
und  haben,  so  lange  sie  sich  diesen  gemäss  verhalten,  den  Schutz 
des  Staates  anzusprechen.  Dieses  System  hatte  seinen  vollständigsten 
Ausdruck  in  den  ßestimnmngen  der  Grundrechte  des  deutschen 
Volkes  und  beziehungsweise  der  Reichsverfassuug  vom  28.  März 
1849.  §.  144  u.  f.  gefunden  und  wurde  im  Wesentlichen  auch 
in  dem  Berliner  Entwürfe  und  in  den  Beschlüssen  des  Er- 
furter Parlamentes  beibehalten  öj.  V.  Die  gegenwärtig  geltenden 
Gesetzgebungen  der  Einzelstaalen  haben  dieses  System  theils  voll- 
ständig aufgenommen,  theils  zeigen  sie  doch  eine  grosse  Annähe- 
rung an  dasselbe  ^). 

§.  529. 
4)  Uebersicht  der  für  die  Ausübung  derKirchcDhoheitin  deu 
deutschen  Staaten  jetzt  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 
I.  Nachdem  das  Wormser  Concordat  vom  Jahre  1122*) 


la  religioD  de  l'Etat."  in  der  Cliarle  \on  1S3Ü  daliio  abgeändert:  ,,Les  uii- 
uislres  de  la  religion  ealbolique,  apostolique  et  romaine ,  professee  par  la 
majorite  des  Franjais ,  et  ceux  des  aulres  culles  chretiens,  reyoivent  des 
Iraiteuieas  du  tresor  publique." 

6)  Siehe  die  einscblägigen  Bestimmungen  der  Reicbsverfassung  v.  2^.  Alarz 
1S49.  nebst  den  betreffenden  Modilicationea  des  Berliner  Entwurfes  und  des 
Erfurter  Parlamentes,  oben  §.  293. 

')  Siebe  die  IVacb Weisungen  in  den  §§.  530  u.  flg. 

>J  Siehe  meine  deut.  St.  u.  H.  Gesch.  Kd.  II.  Abthi.  II.  (IS47J  §  56. 
Zöpfl,  Staatsrecht.    4te  Aufl.  U.  52 
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und  das  Wiener  Concordat  vom  Jahre  1448 -)  theils  schon 
in  Folge  der  Reformation  in  vielen  deutschen  Staaten  ihre  Bedeu- 
tung verloren  hatten ,  seit  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
aher,  bei  ganz  veränderten  Staatsverhältnissen  überhaupt  keine 
praktische  Geltung  mehr  behaupten  konnten,  sind  als  die  gemein- 
rechtlichen Quellen  für  die  staatskirchenrechtlichen  Verhältnisse 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  nur  noch  aufzuführen:  1)  der 
Passauer  Vertrag  vom  Jahre  1552  und  der  Augsburger  Religions- 
frieden vom  Jahre  1555  2);  2)  der  diese  Friedensschlüsse  bestäti- 
gende, ergänzende  und  weiter  fortbildende  westphä  lisch e  Frie- 
den  vom  Jahre  1648"*);    3)    die   in  dem  Reichsdeputationshaupt- 


2)  Eben  das.  §.  64.     Siehe  auch  oben  §.   78.  VIII. 

3)  Eben  das.  §.  63.    Siehe  auch  oben  §.  78.  VII. 

'S)  Eben  das.  §.  65.  Siebe  auch  oben  §.  7S.  IX.  —  Man  bat  in  neuerer 
Zeil  mitunter  Zweifel  erregen  wollen ,  ob  auch  die  katboliscbe  Kirche  sich 
auf  den  weslphäliscben  Frieden  berufen  dürfe,  weil  der  Papst  bei  dessen 
Abschlüsse  gegen  denselben  proleslirl  habe.  .\lleiD  1)  isl  von  dem  Papste 
nicht  gegen  den  weslphäliscben  Frieden  im  Ganzen,  sondern  nur  gegen  ein- 
zelne Artikel  Verwahrung  eingelegt  worden,  und  auf  diese  der  katholischen  Kirche 
nacbtbeilige  Beslimmungen  wird  sich  diese  auch  sicher  nicht  berufen.  (Vergl. 
Bullar.  iMagn.  T.  V.  ab  Urbano  VIII.  usque  ad  Innoc.  X.  Luxemb.  1727. 
p.  466.  Bulla:  Zelo  domus  Lei  mit  der  Rubrik  :  ,,Declaralio  nuliilatis  arti- 
culorum  nuperae  pacis  Germaniae,  reiigioni  calbolicae,  locis  piis  ac  personis 
et  juribus  ecclesiasticis  quoniodo  libet  praejudicalium :  §.  24.  ,,...ejus- 
niodi  articulos  esse  irrilos ,  nullos ,  iniquos."  2)  Der  Papst  war  an  sich 
nicht  Contrahenl  des  westphäli.schen  Friedens,  daher  auch  daraus,  dass  er 
einige  Artikel  als  den  Rechten  der  katholischen  Kirche  widerspreciiend  er- 
klärte, nichts  gegen  die  Verbindlichkeit  und  Gültigkeit  des  Friedensschlusses 
unter  den  Contrahenten  abgfleitet  werden  kann.  3)  Der  wesipbälische  Frie- 
den wurde  zu  allen  Zeiten  von  den  katholischen,  wie  von  den  protestanti- 
schen Reichsständen  als  ein  Gesetz  und  zwar  als  ein  Reichsgrund- 
gesetz anerkannt,  und  dieser  Bedeutung  ist  durch  die  päpstliche  Protesta- 
tion gegen  einige  Artikel  desselben  nichts  abgebrochen  worden.  4)  Die  Pro- 
testalion,  welche  ein  Dritter  gegen  einen  Staalsvertrag  oder  ein  Gesetz  ein- 
legt, kann  nie  etwas  anderes  bezwecken,  noch  eine  andere  Wirkung  haben, 
als  die,  dessen  wirklich  oder  vermeinllich  verletzte  Rechte  für  künftige  Zei- 
ten zu  wahren,  wenn  veränderte  Umstände  erlauben  sollten  ,  sie  wieder  zur 
Geltung  zu  bringen:  sie  bindert  aber  den  Proteslirenden  niemals,  sieb  auf 
das  zu  berufen,  was  zu  seinen  Gunsten  in  dem  Staatsvertrage  oder  Gesetze 
enthalten  ist.  So  haben  auch  die  deutschen  Standesherren  .luf  dem  Wiener 
Congresse  gegen  die  deutsche  Bundesakte  insofern  Protest  eingelegt,  als  ihnen 
dadurch  ihre  Landesherrscafl  nicht  zurückgegeben   worden   ist,   noch    ist   es 
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scillusse  vom  25.  Februar  1803  cnllialtenon  Bestimmungen^)  und 
4)  der  Artikel  XVI.  der  deutschen  Bundesakte,  so  weit  derselbe 
von  der  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Stellung  der  Mitglieder 
der  christlichen  Rcligionspartheien  handelt '•)•  H-  So  viel  sodann 
insbesondere  die  Reclitsverbältnisse  der  katholischen  Kirche  an- 
belangt, so  sind  in  einigen  (katholischen)  Staaten  nunmehr  förm- 
liche Concordate  mit  dem  römischen  Stuhle  geschlossen,  näm- 
lich in  Bayern  das  Concordat  vom  24.  Oktober  und  24.  Novem- 
ber 1818,  geschlossen  zwischen  dem  Papste  Pius  VII.  und  dem 
Könige  Maximilian  Joseph  I.'),  und  in  0  est  erreich,  das 
Concordat  vom  18.  August  1855,  geschlossen  zwischen  dem  Papste 
Pius  IX.  nnd  dem  Kaiser  Franz  Joseph^).  III.  In  anderen 
(protestantischen)  Staaten  sind  die  Verhältnisse  mit  dem  römischen 
Stuhle  durch  päpstliche  Bullen  geordnet,  welche  nach  vorher- 
gängiger Verständigung  mit  den  betreffenden  Staatsregierungen  er- 
lassen wurden.  Dies  geschah  in  Preussen,  durch  die  Bulle: 
„De  Salute  animarum'''  vom  16.  Juli  1821;  in  Hannover, 
durch  die  Bulle:  „Impcnsa  Romanorum  pontificum^^  vom  26. 
März  1824 ;  in  der  sog.  o  b  e  r  r  h  e  i  n  i  s  c  h  e  n  K  i  r  c  h  e  n  p  r  o  v  i  n  z , 
d.  h.  in  Würtemberg,  Baden,  Nassau,  beiden  Hessen,  Mecklen- 
burg, den  sächsischen  Herzogthümern,  Oldenburg,  Waldeck  und 
den  freien  Städten  Frankfurt,  Lübeck  und  Bremen,  durch  die 
Bullen:  „Provida  solersqiie'''  vom  16.  August  1821  und  „Ad  do- 
minici  gregis  cuslodiam'''  vom  11.  April  1827.  Nach  der  Publi- 
kation letzterer  Bulle  wurde  in  allen  zur  oberrheinischen  Kirchon- 
provinz  gehörigen  Staaten  gleichzeitig,  am  30.  Januar  1830,  eine 


aber  Niemandem  beigefallen,  desshalL  den  Standeslierren  zu  venvebren,  die 
Rechte  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  ihnen  die  B.  A.  arl.  XIV.  einränuit. 
\  ergl.  über  die  fortwährende  Gültigkeit  des  westphälischen  Friedens  auch 
die  oben  §.   72.  Note  2.  angefiiiirten  Schriften. 

5J  R.  D.  H.  S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  63.  65.  —  Siehe  oben  §.  104. 
Note  21. 

•j)  Siehe  unten  §.  532.  —  Ueber  die  Bestimmungen  der  B.  A.  art.  XVI. 
bezüglich  der  Bekenne?  des  mosaischen  Glaubens,  siehe  oben  §.  301. 

')  Diese  Concordate  ,  sowie  die  übrigen  nachher  päpstlichen  Bullen  und 
Breven  und  die  meisten  der  übrigen  hier  angeführten  Reügionsedikle  finden 
sich  u.   A.  abgedruckt  in  Walter,  Kirchenrecht,    11.  Aufl.    Bonn,   lS5-t. 

*)  Abgedruckt  u.  A.  in  der  Schrift:  Studien  über  das  Oesterreichische 
Concordat.     Wien,   1856. 

52* 


820     §.  Ö30.     Von  dem  Rechte  der  Aufnahme  der   Religionsgesellschaflen. 

gleichlautende  Verordnung,  das  landesherrliche  Schutz-  und  Auf- 
sichlsrecht  hetreffend ,  bekannt  gemacht.  Die  hierin  aufgestellten 
Grundsätze  wurden  zwar  von  dem  Papste  Pias  VIII.  durch  ein  an 
Bischöfe  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  gerichtetes  Breve :  „  Per- 
venerat  non  Ha  pridem^"  vom  30.  Juni  1830,  als  den  abgeschlossenen 
Vereinbarungen  zuwiderlaufend,  verworfen;  es  fand  aber  dieses 
Breve  von  Seiten  der  Staatsregierungen  damals  keine  Beachtung^). 
Erst  durch  eine  von  mehreren  dieser  Staatsregierungen  unter  dem 
1.  März  1853  erlassene  Verordnung  wurden  einige  Bestimmungen 
der  Verordnung  vom  30.  Januar  1830  abgeändert  ^").  IV.  Mit- 
unter bestehen  besondere  Rehgionsedikte,  welche  die  Verhältnisse 
der  katholischen  oder  protestantischen  Kirche  zum  Staate  näher 
bestimmen  ^O-  V-  Auch  die  Verfassungsurkunden  der  Einzelstaaten 
enthalten  regelmässig  einzelne  Bestimmungen  kirchenstaatsrecht- 
lichen Inhalts,  insbesondere  über  das  landesherrliche  Schutz-  und 
Aufsichtsrecht  ^-). 

§.  530. 
5)    Von  dem  Rechte  der  Aufnahme  der  Religions- 
gesellschaften, 
a)    Allgemeine  Grundsätze. 
I.    Unter   dem  Rechte  der  Aufnahme  versieht  man  die  ße- 


'^)  Hierin  liegt  der  Ausgangspunkt  der.,  später  besonders  seit  1S4&,  iu  meh- 
reren der  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  hervorgetretenen  kirch- 
lichen ConHilite. 

»0)  Abgedruckt  bei  Walter  a.  a.   0,   S.  669. 

")  So  z.  B.  in  Bayern,  das  Edikt  über  die  äusseren  Rechtsverhältnisse 
der  Einwohner  des  Königreiches  Bayern  in  Beziehung  auf  Religion  und  kirch- 
liche Gesellschaften,  als  Beil.  II.  zur  V.-ü.  v.  26.  Mai  181S;  und  der  das- 
selbe in  Bezug  auf  die  katholische  Kirche  modificirende  k.  Erlass  v.  8.  April 
1S52;  das  Edikt  über  die  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten  der  proleslao- 
tischea  Gesanimtgemeinde  in  dem  Königreiche  Bayern,  als  Anh.  II.  z  Beil. 
II.  der  V.-U.  v.  ISIS;  siehe  auch  die  Urkunde  über  die  \ereinigung  der 
Iieideu  evangelischen  Landeskirchen,  nebst  Beilagen,  die  Kirchenverfassung 
u.  s.  w.  betr.  v.  26.  Juli  1821.  —  In  Baden  gilt  noch  das  Religionsedikt 
(I.  Constilutioiisedikt)  v.  14.  Juli  1S07.  —  Sehr  häufig  waren  landesherr- 
liche Verordnungen  über  die  Verfassung  der  protestantischen  Landeskirche, 
sog.  Kirchenordnungen,  in  den  protestanlischen  Ländern  schon  seit  der  Zeit 
der  Reformation  geworden. 

>2J  Siehe  unten  §.  533.  und  §.  539. 


§.   53U.     Von   dem  Reclitt;  der  Aurnaliiiie  der  Reli{;ioi)sgescllscliaflen,     §21 

fugiiiss  des  Staates,  die  Bildung'  von  neli^MonsgesellschaCton  in 
seinen)  Gebiete  zu  gestatten  nnd  die  Bedingungen  ihres  Bestehens 
festzusetzen.  Es  begreilt  aber  dieses  Recht  keinesweges  auch  die 
Belugniss,  die  Glaubenssatze  zu  bestimmen,  sondern  es  setzt  viel- 
mehr voraus,  dass  von  den  Bekeiniern  eines  gewissen  Glaubens 
ein  demselben  entsprechendes  Symbolum  bereits  aulgestelll  worden 
ist.  II.  Das  Recht  der  Aul'nahme  umfasst  1)  das  Recht,  den  Un- 
terthanen  zu  gestatten,  sich  in  religiöse  Gesellschaften  zu  vereini- 
gen und  vor  der  Aufnahme  die  Darlegung  ihres  Glaubensbekennt- 
nisses zu  verlangen,  um  darüber  Gewissheit  zu  erhalten,  dass  die 
N'erbindung  nicht  unter  dem  Namen  einer  Religionsgesellschaft 
unsittliche  oder  staatsgefährliche  Grundsätze  aufstelle;  2)  das  Recht, 
die  Befugnisse  der  Religionsgesellschaften  in  ihren  Beziehungen 
zum  Staate,  so  wie  unter  sich,  zu  bestimmen.  3)  Umgekehrt  steht 
aber  auch  dem  Staate  das  Recht  zu,  Religionsgesellschaflen  die 
Aufnahme  zu  verweigern,  welche  unsittliche  oder  staatsgefährliche 
Grundsätze  aufstellen  sollten.  III.  Die  Zulassung  der  Religions- 
gesellschaften kann  auf  zweifache  Art  geschehen :  entweder  1)  durch 
ein  förmliches  Staatsgesetz,  eigentliche  Aufnahme  oder 
Receptio,  oder  2)  durch  einfache  Bewilligung  aus  Gnade  des  Lan- 
desherrn, sog.  Toleranz.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  Arten 
der  Zulassung  liegt  darin,  dass  in  ersterera  Falle  die  Zulassung 
als  unwiderruflich,  im  letzteren  ¥e\\e  aber  im  Zweifel  als  wider- 
ruflich (precario)  gewährt  erscheint.  IV.  Hinsicbtlich  der  For- 
men der  äusseren  Religionsiibung  kann  der  Staat  Befugnisse  in 
mehrfacher  Abstufung  gewähren:  1)  das  Recht  der  einfachen 
II  aus  an  da  cht  (devotio  domeslica  simplex);  diese  ist  mit  der 
Anerkennung  des  Rechtes  der  Gewissensfreiheit  der  Einzelnen  von 
selbst  gewährt;  2)  das  Recht  der  sog.  qualifizirten  Haus- 
andacht  {devotio  domesdco  qualipcala),  insoferne  die  Besorgung 
des  häuslichen  Cultus  durch  einen  eigenen  Geistlichen  oder  Pre- 
diger zugestanden  wird  »)•  3)  Religionsiibung  (exercitium 
re(igionis)  im  eigentlichen  Sinne  ist  dann  verslattet,  wenn  die 
Bekenner  einer  Confession  ohne  Beschränkung  auf  die  Hausandacht 


')  Eine  solche  ßefugniss  pflegt  auch  den  Gesandten  eingeräumt  zu  wer- 
den, wenn  die  herrschende  Confession  des  Staates,  welchen  sie  vertreten, 
in  dem  Staate,  wo  sie  beglaubigt  sind,  Keine  öffentliche  Ausübung  hat. 
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einzelner  Familien  ihren  Gottesdienst  unter  eigenen  Seelsorgern 
gemeinschaftlich  feiern  dürfen.  Die  Religion  s  Übung  selbst 
kann  als  öffentliche  oder  als  Privat-Religionsübung  (exercitium 
religionis  publicum  s.  privalum)  verstattet  werden.  V.  Die  Befug- 
niss  zur  öffentlichen  Rehgionsübung  gibt  folgende  Rechte:  1)  die 
Rehgionsgesellschaft  wird  vom  Staate  als  eine  Korporation  an- 
erkannt. Sie  kann  demnach  als  Ganzes,  und  ebenso  können  auch 
die  einzelnen  Kirchengemeinden,  in  welche  sie  sich  abtheilt,  Ver- 
mögen erwerben  und  besitzen.  2)  Die  Kirchengemeinden  haben 
Parochialrecht,  d.  h.  ihre  Geistlichen  sind  befugt,  Sakramente  aus- 
zutheilen,  insbesondere  zu  taufen ;  es  können  vor  denselben  gültig 
Ehen  von  den  Mitgliedern  der  Kirchengesellschaft  geschlossen 
werden;  sie  dürfen  Beerdigungen  vornehmen,  Kirchenbücher  mit 
öffenthchem  Glauben  führen  -).  3)  Die  Kirchengesellschaft  darf  ihren 
Gottesdienst  in  öffentlicher  Versammlung  halten ,  auch  feierliche 
Handlungen,  wie  Prozessionen,  ausserhalb  der  Kirchengebäude 
vornehmen ;  4)  die  Kirchengebäude  dürfen  mit  öffentlichen  Aus- 
zeichnungen, wie  Thürmc  und  Glocken,  versehen  werden;  auch 
dürfen  5)  die  einzelnen  Kirchengemeinden  derselben  Confession 
unter  sich  eine  gemeinschaftliche  Kirchenverfassung  und  Kirchen- 
gewalt errichten,  oder  sich  einer  bereits  bestehenden  anschliessen. 
VI.  Da  in  der  älteren  Zeit  der  Staat  regelmässig  nur  einer  Re- 
ligionsgesellschaft die  öffentliche  und  uneingeschränkte  Reli- 
gionsübung im  ganzen  Umfange  des  Landes  zu  gestatten  pflegte, 
dieser  ausschliesshch  das  Kirchenvermögen  im  Lande  zuwies,  nur 
die  in  ihr  bestehenden  geistlichen  Aemter  als  ölTentliche  Würden  und 
Ehrenstellen  behandelte ,  und  derselben ,  bei  Unzulänghchkeit  des 
Kirchenvermögens,  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  gewährte,  an- 
dere Rehgionsgesellschaften  aber  höchstens  nur  lolerirte,  so  pflegte 


2)  In  den  meisleu  deulscheu  Staaten  vertreten  noch  die  Kirchenbücher  die 
Stelle  eigentlicher  bürgerlicher  Standesbücher,  d.  h.  der  von  Staatswegen  zu 
führenden  Register  über  Geburten,  Trauungen  und  Sterbefälle.  Wo  der 
Staat,  wie  z.  B.  in  Frankreich  und  in  den  Ländern ,  welche  den  Code  3'a- 
poJcon  rezipirt  haben,  selbst  bürgerliche  Slandesbücher  führen  lässt,  hat  er 
diese  Einrichtung  der  langst  vorher  bestandenen  kirchlichen  Einrichtung  nach- 
gebildet; auch  werden  dann  mitunter  die  bürgerlichen  Standesbücher  doch 
von  den  Ortsgeistlichen  in  der  Eigenschaft  als  bürgerliche  Standesbeamte 
geführt,  wie  z.  B.  in  ßaden. 
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man  eine  Heligionsgescllscliall,  welclie  dit-  ülloiilliche  Religions- 
übiing  erlangt  hat,  als  S  t  aa  tsKircli  e  oder  herrschende  Kirche 
zu  bezeichnen  3).  Wo  der  Staat  aber  melireren  Kirchen  die  ölTent- 
hche  Religionsiibung  gestattet,  und  sie  somit  als  glei  chberech- 
ligt  anerkennt,  sprach  man  daher  in  der  Theorie  auch  von 
mehreren  Staats-  oder  herrschenden  Kirchen  in  demselben 
Staate.  Dies  ist  jedoch  ganz  unpassend  und  bedeutungslos,  indem 
mit  der  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  alles  ausge- 
drückt ist,  was  praktische  Wirkung  haben  kann,  und  hiermit  zu- 
gleich auch  der  Charaktei'^  einer  herrschenden  oder  Staatskirche 
von  selbst  ausgeschlossen  ist.  Wohl  aber  können  die  mehreren 
als  gleichberechtigt  zur  öflentlichen  Religionsiibung  erklärten 
Kirchen  eben  hierdurch  insgesaramt  als  bevorzugt  oder  pri- 
vilegirt  im  Verhältnisse  zu  anderen  Religionsgesellschaften  er- 
scheinen. 

§.  531. 

b)  Bestimmungen  des  Westphälischen  Friedens  von  1648, 

des  Rysswicker  Friedens   von   1697,    des  Reicbsdeputa- 

tionsliauptschlusses  vom  25.  Februar  1803  und  der  Ac- 

cessionsurkiHiden  zum  Rheinbiinde  über  die  Aufnahme 

neuer  Religionsgesellscbaften.     Jus  refonnandi. 

1.  Der  westphälischen  Frieden  hatte  sich  nur  die  Aufgabe  ge- 
setzt, den  rechtlichen  Bestand  der  evangelischen  Kirche  neben 
der  katholischen  im  deutschen  Reiche  zur  grundgesetzlichen  An- 
erkennung zu  bringen  und  die  rechtliche  Stellung  dieser  beiden 
Confessionen  zu  einander  nach  dem  Prinzipe  der  vollkommensten 
Rechtsgleichheit  zu  ordnen').  11.  Es  lag  bei  diesem  Frie- 
densschlüsse nichts  ferner,  als  der  Gedanke  an  eine  allgemeine 
Gewissensfreiheit  oder  an  ein  unbeschränktes  Recht,  beliebig  neue 
Religionsgesellschaften  zu  bilden;   vielmehr  waren  sowohl  die  ka- 


3)  Dies  tbut  noch  die  französische  C  h  a  rte  eonstit.  v.  1^14.  art.  6. 
(siebe  oben  §.  528.  Note  5). 

')  I.  P.  0.  art.  V.  §.  1 :  „  . .  .  In  reliquis  omnibus  autem  inter  utriusque 
religioois  Electores,  Principes ,  Status  oiunes  el  siogulos  sit  aequalitas 
exactamuluaqiie...ilaut,  quoduniparlijuslumest,  aileri 
quoque  sitjustum."  — 
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tholischeii  als  die  evangelischen  Reichsslande,  da  man  noch  immer 
die  Hoffnung  einer  Wiedervereinigung  hinsichtlich  der  Religion 
nicht  aufgegeben  hatte  2) ,  darüber  einverstanden ,  dass  andere 
Rehgionsgesellschaften,  sog.  Sekten,  nicht  geduldet  werden  sollen, 
und  blieben  daher  die  gegen  das  Sektenwesen  ergangenen  früheren 
Reichsgesetze  auch  nach  dem  westphälischen  Frieden  in  ihrer 
Kraft  bestehen ').  HL  Bei  der  Feststellung  der  staalsrechtlicheu 
Verhältnisse  der  katholischen  und  protestantischen  Kirche  in  dem 
westphälischen  Frieden  ging  man  von  der  Grundansicht  aus,  dass 
das  Recht,  die  eine  oder  die  andere  dieser  Confessionen  in  dem 
Lande  aufzunehmen,  d.  h.  nach  deren  Bekenntniss  den  öffentlichen 
Gottesdienst  im  Lande  umzugestalten  und  ihr  das  Kirchenvermögen 
zuzuweisen,  oder  das  sog.  Jus  reformandi ,  unzweifelhaft  als  ein 
in  der  Landeshoheit  liegendes  und  durch  gemeines  Reichs- 
herkommen anerkanntes  Recht  des  Landesherrn  zu  betrachten 
sei  •*).  IV.  Dieses  Jus  reformandi  sollte  auch  weder  den  katho- 
lischen noch  den  protestantischen  Landesherren  entzogen,  sondern 
nur  auf  bestimmte  Grundsätze  zurückgeführt  und  so  weit  einge- 
schränkt werden,  dass  nicht  durch  die  Zufälligkeit  eines  anderen 
confessionellen  Bekenntnisses  des  Landesherrn  oder  dessen  Wechsel 
fortwährend  der  rechtliche  Bestand  der  Religionsübung  der  ünter- 
thanen  in  Frage  gestellt  werde.  Daher  wurde  bestimmt:  1)  dass 
die  protestantischen  Unterthanen  katholischer  Landesherren ,  und 
umgekehrt,  die  katholischen  Unterthanen  protestantischer  Landes- 
herren, welche  sich  in  irgend  einem  Theile  des  als  sog.  Normal- 
jahr (annus  decretorius)  angenommenen  Jahres  1624  in  der 
faktischen  Ausübung   einer  öffentlichen  oder  einer  privaten 


2)  Wiederholt  deutet  der  westphälische  Frieden  an,  dass  seine  Bestim- 
mungen gleichsam  nur  provisorisch  gelten  sollten.  I.  P.  0.  art.  V.  §.  1  : 
„  ...  donec  per  Dei  gratiam  de  religione  ipsa  convenerit."  —  Ibid.  art.  V. 
§.  31:  „  ...  Et  haec  omnia  semper  et  ubique  observenfiir ,  eo  usque  donec 
de  religione  cbristiana  vel  universaliter  vel  inter  Status  inimediatos  eoruni- 
que  subditos  mntuo  consensu  aliter  erit  convenlum." 

3j  Vergi.  z.  B.  R.  A.  zu  W^orms  1535.  §.  44.  (bei  Schmauss,  Corp. 
jur.  publ.  p.  109.)  „...  zu  Abwendung  dieser  verdammlicben  sträflichen  See- 
len des  Wiedertaufs."  —  K.  G.   0.   (Concept  a.  1613.)  P.  II.  Tit.  XXI.  §.5. 

^)  I.  P.  0.  art.  V.  §.30:  „...  Cum  cjusmodi  Statibus  inimediatis  cum 
Jure  Territorii  et  Superioritatis  ex  conimuni  per  totum  Imperium 
bactenus  usitata  praxi,  etiamy«*  reformandi  exercitium  religionis  competat."  -»- 
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Reli^ionsilhung  befiinden  haben,  in  diesem  Besitzstande  und 
zwar  ganz  in  dem  Umfange,  wie  sie  ihn  im  Jahre  1624  gehabt 
hatten,  auch  für  die  Zukunft  belassen,  oder  in  demselben  wieder 
hergestellt  werden  müssen  ^).  2)  Hinsichtlich  der  katholischen 
und  protestantischen  ünterthanen,  deren  Confession  in  dem  Jahre 
1624  noch  keinen  Besitzstand  im  Lande  gehabt  halte,  wurde  als 
fortbestehend  einerseits  das  Recht  des  Landesherrn  anderer  Con- 
fession  anerkannt,  ihnen  die  Auswanderung  zu  befehlen*'),  anderer- 
seits das  den  Ünterthanen  schon  im  Religionsfrieden  vom  Jahre 
1555  zugebilligte  Recht,  auszuwandern,  neuerdings  gewährleistet'), 
und  dabei  ausdrücklich  gestattet,  beliebig  ihren  Grundbesitz  im 
Lande  zu  behalten  und  durch  Verwalter  administriren  zu  lassen, 
oder  denselben  zu  veräussern  ^).  3)  Wo  der  Landesherr  Ünter- 
thanen der  anderen  Confession,  welche  keinen  Besitzstand  im  Jahre 
1624  hatte,  duldet,  war  er  für  verpflichtet  erklärt,  ihnen  unge- 
schmälert und  ohne  alle  belästigende  Nachspürung  das  Recht  der 
Hausandacht  zu  gewähren  und  denselben  zu  gestatten,  wo  und 
so  oft  sie  wollen ,  in  der  Nachbarschaft  dem  öffentlichen  Gottes- 
dienste ihrer  Confession  beizuwohnen,  ihre  Kinder  in  auswärtige 
Schulen  zu  schicken  oder  durch  eigene  Hauslehrer  unterrichten 
zu  lassen^).  4)  In  allen  Fällen  sollten  aber  die  katholischen  und 
protestantischen  ünterthanen  in  keinem  deutschen  Lande  der  Re- 

5)  ].  P,  0.  art.  V.  §.  31.  (De  exercitio  reiigionis  a.  1624.  possesso 
retioendo.  —  Ibid.  §.   32.  (De  restitutione  liirbatorum  in  sfatoni  anni  1624). 

«)  I.  P.  0.  art.  V.  §.  36.  —  (Siehe  Note  8.). 

')  Pax  religiosa,  Art.  XI.  —  I.  P.O.  art.  V.  §.  30.  ,,...  ac  diidiiin 
in  Pace  reiigionis  taliuni  Stalmim  subditis,  si  a  religione  Domini  territorii 
dissentiant,  beneiicium  eniigrandi  concessum."  —  Vergl.  Note  S. 

*)  l.  P.  0.  art.  V.  §.  36.  ,,Quod  si  vero  subditus,  qui  nee  publicum  nee 
privatum  suae  reiigionis  Exercilium  anno  1624  habuerit,  vel  etiam ,  qui 
post  publicatam  Paceni,  religionem  nnilabit,  sua  sponte  emigrare  voluerit,  aut 
a  Territorii  Domino  jussns  fuerit,  liberum  ei  sit,  aut  relentis  bonis  aut  alie- 
natis  diseedere,  retenta  per  ministros  administrare,  et  quoties  ratio  id  posfn- 
lat,  ad  res  suas  inspiciendas  vel  perseqnendas  lites  aut  debita  exigenda  libere 
et  sine  literis  commeatus  adire." 

9)  I.  P.  0.  art.  V.  §.  34.  ,,Placuit  porro ,  ut  iili  subditi...  patienter 
tolerentur,  et  conseientia  libera  domi  devotione  snae ,  sine  inquisitiooe  aut 
turbatione  privatim  vacare.  in  vicinia  vero,  ubi  et  quoties  volueriot ,  publico 
reiigionis  exercitio  interesse,  vel  liberos  suos  exteris  suae  reiigionis  sclioiis, 
aut  privatis  domi  praeceptoi-ibus  instrnendos   committere  non  probibeantur. '* 
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ligion  wegen  zurückgesetzt,  oder  von  Kaufmannsgilden  und  Zünf- 
ten ausgeschlossen  werden,  oder  sie  sonst  irgend  ein  Nachtheil 
in  Beziehungen  des  bürgerlichen  Rechtes  und  Verkehres  treffen '"). 
V.  Bei  diesen  Grundsätzen  verblieb  es  im  Allgemeinen  auch  bis 
zur  Auflösung  des  Reiches.  Nur  in  Bezug  auf  die  Landstriche, 
welche  durch  den  Ryss wicker  Frieden  vom  30.  Oktober  1697 
von  Frankreich  an  das  Reich  zurückgegeben  wurden ,  wurde  in 
diesem  Friedensschlüsse  festgesetzt,  dass  die  katholische  Re- 
ligion in  dem  Stande,  wie  sie  sich  dermal  befinde,  erhalten 
werden  sollte,  wodurch  also  das  Jus  refonnandi ,  so  weit  es  in 
denselben  nach  den  Bestimmungen  des  westphälischen  Friedens 
hätte  ausgeübt  werden  dürfen,  ausgeschlossen  worden  war"). 
Vi.  Je  weiter  übrigens  die  Zeit  fortscbritt,  desto  seltener  wurde 
von  dem  Jus  refonnandi  Gebrauch  gemacht.  Als  es  zur  Durch- 
führung des  Entschädigungswerkes  wegen  der  im  Lüneviller  Frie- 
den 1801  an  Frankreich  gemachten  Abtretungen  von  Ländern  auf 
dem  linken  Bheinufer  kam,  galt  es  fast  bereits  als  selbstverständ- 
lich und  wurde  von  keiner  Seite  beanstandet,  dass  der  Reichs- 
deputalionshauptschluss  vom  25.  Februar  1803  es  als  Grundsatz 
aufstellte,  dass  die  bisherige  Religionsübung  eines  jeden  Landes 
gegen  Aufhebung  und  Kränkung  jeder  Art  geschützt  werden  solle. 
Insbesondere  wurde  der  westphälische  Frieden  selbst  dahin  ver- 
standen und  erklärt,  dass  derselbe  eine  Gar  an  tie  des  jeder  Con 
fession  eigenthümlichen  Kirchengutes  und  Schulfonds  enthalte. 
Zugleich  wurde  dem  Landesherrn  frei  gestellt,  auch  andere 
Confessionsverwandte  zu  dulden  und  ihnen  den  vollen  Genuss  der 
bürgei'lichen  Rechte   zu  gestatten  '-).     VII.    Diese  Grundsätze  be- 


'0)  1.  P.  0.  art.  V,  §.  35.  ,,Sive  autem  Catbolici,  sive  Augustanae  Con- 
fessionis  fuerint  subditi ,  nullibi  ob  religionem  despicatui  habeantur,  nee  a 
inercatorum,  opificuin,  aut  tribuum  communione,  haereditatibus,  legatis,  hospi- 
talibus,  leprosoriis,  eleeniosynis,  aliisve  juribus  aut  comiiierciis,  molto  minus 
publicis  coenieleriis  honoreve  sepulüirae  arceantur .  .  .  sed  in  bis  siniilibus 
pari  cum  concivibus  jure  Iiabeantur,  aequali  justitia  pmlectioneque  tuti." 

>>)  Pax  Ryswic.  a.  1697.  art.  IV.  —  Diese  sog.  Heligions- Clause), 
welche  damals  viele  Aufregung  im  Reiche  verursachte,  lautet:  „ .  .  .  Religione 
tamen  catholica  Romana  in  Locis  sie  reslilutis ,  in  statu,  quo  nunc  est, 
remanente." 

•2)  R.  D.  H.  S.  2.7,  l-'ebr.  1*>"3.  §.  t)3.  05.  (Siehe  diese  Texte  oben 
§.  104.  iNote  21. 
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hielten  auch  ihre  GiiUigkeit  in  der  Zeit  des  Rheinbundes;  ins- 
besondere wurde  in  den  Accessionsurkunden  zum  Kheinbunde  die 
Gleiclistclhing  der  katholischen  Confession  mit  der  evangehschen 
hinsichthch  der  Ausübung  des  Cultus  und  der  hürgerhchen  und 
pohtischen  Rechte  der  Bekenner  beider  Religionen  grundsätzlich 
ausgesprochen  ^^). 

§.  532. 

c)  Der  Artikel  XVI.  der  deutschen  Bimdesakte  über  die 

bürgerlichen  und  politischen  Rechte  der  christlichen 

Religionspartheien. 

I,  Die  Bundesakte  Artikel  XVI.  beschränkt  sich  auf  die  Be- 
stimmung: „Die  Verschiedenheit  der  christlichen  Religionspartheien 
kann  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deutschen  Bundes  keinen 
Unterschied  in  dem  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  begründen".  II.  Es  ergibt  sich  aus  den  Verhandlungen 
des  Wiener  Congresses,  dass  unter  den  „christlichen  Reli- 
gionspartheien nur  die  katholische  und  die  evangelische  d.  h. 
die  lutherische  und  reformirte  Confession  zu  verstehen  sind ;  also 
jene  Kirchen ,  welche  schon  zur  Reichszeit  und  zwar  auf  «1er 
Grundlage  des  westphülischen  Friedens  die  in  Deutschland  grund- 
gesetzlich rezipirten  Kirchen  waren.  Es  lag  keinesweges  in  der 
Absicht  der  Gründer  der  Bundesakte,  auch  den  Anhängern  irgend 
einer  damals  schon  bestehenden  oder  künftig  entstehenden  Sekte, 
welche  sich  eine  christliche  nennt,  gleichfalls  den  Vollgenuss  aller 
bürgerhchen  und  pohtischen  Rechte  in  dem  Umfange  des  ganzen 
Bundesgebietes  bundesgrundgesetzlich  zuzusichern.  Die  zur  Reichs- 
zeit gebräuchliche  Bezeichnung  der  katholischen  und  evangelischen 
Kirche  als  zwei  Religionsparthcien  wurde  nur  aus  dem  Grunde  ver- 
mieden, weil  es  zweifelhaft  schien,  ob  nicht  richtiger  mit  Rück- 
sicht auf  die  Unterscheidung  der  lutherischen  und  reformirten 
Kirche   vielmehr   von    drei  Religionsparlheien   gesprochen   werden 


>3)  Vergl.  z.  B.  die  Accessionsurkunde  des  Herzogs  von  Meklenburg- 
Scbweria  v.  24.  April  1808.  art.  iV.  ,,L'exeicice  du  culte  catliolique 
sera  dans  loutes  les  possessions  de  sou  Altesse  Sereuissime  pleinement  assi- 
mile  ä  Texercice  du  culte  lutherien:  et  les  sujets  des  deux  religions  jouiront 
sans  restriclions  des  niemes  droits  civils  et  politiques,  sans  cependant  deroper 
ä  la  possessioD  et  jouissances  acluelles  des  biens  de  l'eglise." 
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müsste  ').  III.  Als  zweifelhaft  konnte  erscheinen,  ob  die  Binides- 
akle  bei  der  Aufstellung  des  Prinzipes  der  Gleichheit  der  katho- 
lischen und  evangelischen  Religionspartheien  in  dem  Genüsse 
der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  hierunter  nicht  auch  das 
Recht  der  vollkommenen  öffentlichen  Religio  nsüb  uug  be- 
griffen habe  2).  Nunmehr  hat  die  Majorität  in  der  Bundesversamm- 
lung bei  der  Abstimmung  über  die  Beschwerde  des  Herrn  von  der 
Ketten  bürg  in  Mecklenburg  wegen  beeinträchtigter  Religions- 
freiheit am  9.  Juni  1853.  Protok.  §.  152.  ihre  Ansicht  dahin  aus- 
gesprochen, dass  die  Entscheidung  über  die  Berechtigung  der  an- 
erkannten christlichen  Religionspartheien  zur  Religionsübung  und 
selbst  zur  Abhaltung  des  häuslichen  Gottesdienstes,  unum- 
schränkt den  einzelnen  Regierungen  anheim  gegeben  und  die  Be- 
deutung des  Artikels  XVI.  der  Bundesakte  strenge  auf  diejenige 
einer  Gewähr  gegen  bürgerliche  und  politische  Zurück- 
setzung der  Anhänger  einer  dieser  Religionspartheien  beschränkt 
sei  3).     IV.  Nach  der  Wiener  Schlussakte  art.  53.  ist  die  Bundes- 


')  Vergl.  Kl  üb  er,  Verhandlungen  des  Wiener  Cougresses  S.  250  flg. 
266.  443. 

2)  V.  Linde,  Gleicbberechligung  der  Angsburgischen  Confession  mit  der 
katholischen  Religion  in  Deutschland.    Mainz,    1S53. 

3)  Der  W^ortlaut  des  durch  Majorität  auf  Grundlage  des  Minoritätsgut- 
achlens  der  ReclamationscoraniissioB  gefassten  Bundesbeschlusses  v.  9.  Juni 
1S53.  besagt  zwar  nur,  dass  die  Bundesversammlung  sich  nicht  für  ermäch- 
tigt erklärt,  auf  die  Beschwerde  des  Herrn  von  der  Kettenburg  einzu- 
gehen. Dass  aber  diesem  Majoritätsbeschlüsse  die  hier  oben  im  Texte  ange- 
gebene Rechtsansicbt  zu  Grunde  liegt,  ergeben  nicht  nur  die  Abstimmangen, 
sondern  ist  auch  ausdrücklieb  gesagt  in  dem  0  e  sterreich  is  ch  en  Votum, 
1S55.  ProUik.  §.  207.  Für  eine  ausdehnende  Erklärung  des  Art.  XVI.  der 
B.  A.  hatte  sich  das  .Majoritätsgutachten  der  Reklamationscommission  v.  17. 
März  1S53  ausgesprochen;  in  gleichem  Sinne  stimmten  die  Regierungen  von 
Oesterreicb,  Bayern,  K.  Sachsen,  Kurhessen  und  Grossherzog- 
thum  Hessen  und  die  Staaten  der  16.  Stimme  Bei  der  Abstimmung  über 
eine  z  w  e  i  te  Vorstellung  und  die  Bitte  des  Kammerherrn  v.  d.  Kettenburg 
und  des  Rittergutsbesitzers  v.  Vogelsang  um  Aufrechthaltung  der  den  christ- 
lichen Religionspartheien  bundesgrundgesetzlich  garantirten  Gleichheit  der 
politischen  Rechte,  Protok.  der  B.  V.  v,  1855.  §.  207,  erklärte  Oester- 
reicb: ,,Der  kaiserliche  Hof  wird  .  .  .  sich  überzeugt  halten  dürfen,  dass 
es  im  Sinne  aller  Mitglieder  des  Bundes  liege,  die  in  Rede  stehende  Be- 
stimmung des  Bundesvertrages  (art.  XVI. j  wenigstens  in  dieser  engeren 
Bedeutung  (wie  sie  hier  oben  im  Texte  augegeben  wurdej  ungeschma- 
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Versammlung  verpfliclitet,  für  den  unverkümmerten  Vollzug  des 
Artikels  XVI.  der  Bumlesakle  in  dem  angegebenen  Sinne  zu  sor- 
gen, und  ist  nicht  eist  der  Nachweis  nOtiiig,  dass  (lerselbe  in 
einem  einzelnen  Falle  Ihat sächlich  verletzt  worden,  sondern 
es  genügt  der  Nachweis,  dass  von  einer  Staatsregierung 
prinzipiell  die  Rechtsgleichheit  der  anerkannten  christlichen 
Confessionen  negirt  werde  ■').  V.  Die  Frage,  in  welchem  Umfange 
einer  der  anerkannten  christlichen  Religionspartheien  die  Reli- 
gion sil  hu  ng  in  einem  deutschen  Einzelstaate  zustehe,  ist  daher, 
soferne  nicht  durch  neuere  Landesgesetze  oder  Slaatsverträge  etwas 
anderes  bestimmt  worden,  auch  heut  zu  Tage  noch  nach  den 
hierüber  in  dem  westphälischen  Frieden  aufgestellten  Grundsätzen 
zu  beurtheilen. 


lert  aufrecht  zu  erhalten."  Der  (zweiten)  Beschwerde  des  Herrn  von  der 
Kettenburg  und  v.  Vogelsang  wurde  durch  B.  B.  v.  1855.  Prolok. 
§.  207.  S  556.  nur  darum  keine  Folge  gegeben,  weil  die  grossh.  Mecklen- 
burgische Regierung  hatte  erklären  lassen ,  dass  dem  (die  Beschwerde  ver- 
anlassenden) Beschlüsse  der  Landlagsversammlung  (zu  Malchin)  v.  11,  Dez. 
1852  eine  über  die  Äusserung  von  Wünschen  und  Erwartungen  hin- 
ausgehende rechtliche  Bedeutung  nicht  beigelegt  werden  könne,  weil  nach 
der  in  Mecklenburg  bestehenden  Landesverfassung  eiue  rechtsgültige  Fest- 
stellung über  ständische  Berechtigungen  und  Befähigungen  nur  durch  einen 
gemeinschaftlichen  Beschluss  der  beiden  Landesherren  und  der  Stünde 
nicht  durch  einseitige  Beschlussoahme  der  Letzlerea  aliein  hätte  getrolTen 
werden  können.  (Der  angeführte  Beschluss  der  Landesversaaimlung  zu  Mal- 
chin vom  11.  Dezbr.  1S52  hatte  nämlich  einen  Comitebericht  genehmigt  und 
sämmtlichen  rilterschaftlichen  Acmtern  zur  Keontnissoahme  mitgelheilt,  in 
welchem  der  Grundsatz  aufgestellt  war,  dass  in  Mecklenburg  die  Nichtange- 
hörigkeit  zur  (lutherischen)  Landeskirche  subjektiv  einen  Ausschluss  von  ver- 
schiedenen ständischen  Aemlern  und  Funktionen  und  objektiv  eiue  Behinde- 
rung zur  Tbeilnahme  an  Verhandlungen ,  die  religiöse  und  kirchliche  Be- 
ziehungen haben,  begründe,  daher  es  sehr  wünschenswerth  sei,  wenn  ein 
solcher  Amtsgesessener  nicht  zum  Amtsdeputirten  gewählt  werde,  dessen 
Religionsbekenntniss  denselben  in  der  vollständigen  Ausübung  seines  Ofliziums 
bebindere.  Vergl.  Protok.  der  B.  V.  12.  Sitzung  vom  17.  April  1855. 
Protok.    144.) 

♦)  Ausdrücklich  hat  dies  die  Reklamatioosconimission  in  ihrem  Berichte  in 
der  Sache  der  Herren  von  der  Kettenburg  und  v.  Vogelsang  (Protok, 
der  B.  V.  1855.  S.   144.  S.  382.)  ausgesprochen. 
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§.  533. 

d)   Die  Bestimmungen  der  Verfassungen  über  das  Recht 

der  Religionsübung. 

1.  Schon  in  den  Verfassungsurkunden  der  Einzelstaaten  vor 
dem  Jahre  1848  ist  regelmässig  ausdrücklich  das  Recht  der  Ge- 
wissensfreiheit für  Jedermann  anerkannt')-  Dasselbe  ist  auch 
in  der  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  -)  und  in  den  meisten 
späteren  Verfassungsurkunden  geschehen  ^).  II.  Mehrere  Verfas- 
sungen erwähnen  überdies  noch  besonders  das  an  sich  schon  unter 
der  Gewissensfreiheit  begriffene  Recht  der  einfachen  Hausan- 
dacht ausdrücklich'*).  III.  Die  Verfassungsurkunden  vor  1848 
beschränken  sich  darauf,  den  anerkannten  christlichen  Confessionen 
oder  allenfalls  auch  noch  den  künftig  anzuerkennenden  Religions- 
gesellschaften die  öffentliche  Religionsübung  zuzusichern^).  IV.  Die 
Verfassungsurkunden  seit  1849  gewähren  dagegen,  sich  der  Reichs- 
verfassung vom  28.  März  1849  anschliessend  °),  meistens  ausdrück- 
lich das  Recht  sowohl  der  häuslichen,  als  der  öffentlichen 
Religionsübung  ohne  irgend  eine  Beschränkung,  als  dass  die  Ver- 


«)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  9.  ,, Jedem  Einwohner  des  Reiches 
wird  vollkommene  Gewissensfreiheit  gesichert."  —  Baden,  V.-U. 
1818.  §.  18.  ,, Jeder  Landeseinwohner  geniesst  der  gleichen  Gewisseos- 
freibeit."  —  Aehnlich:  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  24.-27.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  22.  —  S.  Meiningen,  V.-U,  1829. 
§,  29.  —  K.Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  32.  —  Brau  n  s  ch  we  ig ,  n.  L.  0, 
1832.    §.  29.  —  Hannover,  Ges.   v.  5.  Sept.   1848.  §.  6. 

2)  R.  V.  V.  28.  März  184'J.  §.    143.  —  Siehe   oben  §.  293. 

3)  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849.  §.  19.  —  Preus- 
sen,  V.-U.  1850.  §.  12.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  16.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  21.  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852. 
art.  32.  ~  S.  C  obnrg  -  Gotha,  V.-U.  1852.  §.  33.  —  Reuss,  j.  L., 
V.-U.  1852.  §.   16.  —  VValdeck,  V.-U.  1852.  §.  40.  —  Siehe  oben  §.  293. 

^)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV  §.  9.  (siehe  Note  1.)  setzt  bei: 
,,Die  einfache  Hausand  acht  darf  daher  Niemanden,  zu  welcher  Religion 
er  sieb  bekennen  mag,  untersagt  werden."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept. 
^848.  §.  6.  ,, Jeder  Landeseinwohner  ...  ist  zu  Religionsübungen  mit  den 
Seinigen  in  seinem  Hause  berechtigt.  —  Wal  deck,  V.-U.   1852.  §.  40. 

5)  Vergl.  z.  B,  Vi^ürtemberg,  V.-U.  1819.  §.70.  —  Grossh.  Hessen, 
V.-U.  1820.  §.  21.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  56.  —  Hannover, 
L.  V.  G.   1840.  §.  03.  —  Vergl.  auch  Kurh  essen,  V.-U.   1852.   §.   100. 

8)  R.   V.  V.  28.  Milrz   1849.  §.    144    (siehe  oben  §.   293.) 
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brechen  und  Vergehen,  welche  hei  der  Ausübung  dieser  Freiheit 
begangen  werden,  narli  den  allgemeinen  Strafgesetzen  zu  bestrafen 
sind'),  und  meistens  mit  dem  Beifügen,  dass  die  Religion  nicht 
als  Verwand  gebraucht  werden  darf,  um  sich  einer  gesetzlichen 
Verbindlichkeit  zu  entziehen^).  V.  Dessgleichen  wird  nach  dem 
Vorgange  der  Reichsverfassnng  vom  28.  März  1849")  in  mehreren 
neueren  Verfassungen  ausdrücklich  das  Recht  gewährt,  neue  Re- 
ligionsgesellschaften zn  bilden,  ohne  dass  es  einer  Anerkennung 
ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat  bedarf '")•  VI.  Korporations- 
recht können  aber  neue  Religionsgesellschaften  nur  durch  beson- 
dere Verleihung  von  Seiten  des  Staates  erlangen;  einige  Verfassungs- 
mkunden  fordern  hierzu  ein  eigentliches  Gesetz^*).  VII.  Schon 
in  den  Verfassungsurkunden  vor  dem  Jahre  1848  findet  sich  nur 
selten  die  Bezeichnung  einer  der  christlichen  Kirchen  als  Landes- 
kirche, und  auch  dieses  in  keiner  anderen  Bedeutung,  als  dass 
derselben  eine  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  zugesichert  wird'-). 
Einige  neueren  Verfassungen  sprechen  auch  hierin  der  Reichs- 
verfassung vom  28.  März  1849  sich  anschliessend  ^2),  geradezu 
aus,  dass  es  keine  Staatskirche  gebe  i^).     Vill.  Der  bundes- 


')  Sc liwarzhurg- Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  18.  —  Preus- 
sen,  V.-ü.  1850.  §.  12.  —  Au  h  alt- Bern  bürg,  V.-U.  1S50.  §.  16.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.  21.  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1S52. 
art.  36.  —    Waldeck,  V.-U.    IS52.  §.  40. 

8)  Diese  Clausel  findet  sich  auch  schon  in  einigen  Verfassungen  vor  dem 
J.   1848.     Siehe  oben  §.  293.  Note   lü. 

a)  R.  V.  V.  28.  März  1849.  §.   146.  a  linea  3.  (siehe  oben  §.  293. 

>o)  Schwarzburg-Sondersbausen,  V.-ü.  1849.  §.  20.  —  Preus- 
sen,  V.-ü.  1S50.  §.  12.  —  A  nh  a  1 1- Bernb  urg,  V.-ü.  1850.  §.  18.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1S52.  art.  76.  —  S.  Cobur  g- G  o  tha  ,  V.-U. 
1852.  §.  33.    —  Waldeck,  V.-U.   1852.   §.  40. 

ti)  Preiissen,  V.-U.  1850.  §.  13.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852. 
art.  77.   —  Waldeck,  V.-U.    1852    §.   41.  —  Siehe  oben  §.  481.   Note  9. 

«2)  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  29.  ,,Die  evangelische  Kirche 
ist  die  Landeskirche,  und  sie  wird,  wenn  ihre  Dotationen  in  irgend  einer 
Hinsicht  unzureichend  sind,  mit  Landeseinkünften  unterhalten." — S.  Alten- 
burg, V.-U.  1831.  §.  128.  ,,Die  e  v  an  geli  sc  h  -  p  r  o  t  e  s  t  a  n  t  i  seh  e 
Kirche  ist  die  Kirche  des  Landes." 

«3)  R.  V.  v.  28.  März  1S49.  §.   146.  a  linea  2.     Siehe  oben  §.  293. 

«M  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  IS49,  §.  20.  —  An- 
halt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  20.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  Is52. 
art    74.  —  S.  Cob  urg- Gotha,  V.-U.   1<*52-    S    35, 
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rechtliche  Grundsatz,  dass  die  anerkannten  christlichen  Religions- 
parlheien  überall  gleiche  bürgerliche  und  politische  Rechte  ge- 
messen sollen'^),  ist  auch  in  die  meisten  Verfassungsurkunden 
vor  dem  Jahre  1848  ausdrücklich  aufgenommen  worden  '*') ;  einige 
der  neuesten  Verfassungsgesetze  haben  nach  dem  Vorbilde  der 
Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  die  bürgerlichen  und  staals- 
bürgerüchen  Rechte  für  völlig  unabhängig  von  dem  religiösen  Be- 
kenntnisse erklärt '').  IX.  Als  selbstverständlich  wird  in  allen  Ver- 
fassungsgesetzen vorausgesetzt,  dass  die  in  den  Gesetzen  über  das 
Vereinswesen  überhaupt  aufgestellten  Grundsätze  über  polizeiliche 
Schliessung  oder  Auflösung  der  Vereine  keine  Anwendung  auf  die 
nach  dem  westphälischen  Frieden  und  der  deutschen  ßundesakte 
anerkannten  christlichen  Confessionen  tinden  können  '**). 

§.  534. 

6)   Das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Kirchen, 

a)  Allgemeines. 

I.  Das  Aufsichtsrecht  des  Staatsherrschers  oder  sog.  Ober- 
aufsichtsrecht über  die  christlichen  Kirchen  und  anderen  Reli- 
gionsgesellschaften besteht  in  der  Befugniss,  von  Allem  Kenntniss 
zu  nehmen,  was  in  der  Kirche  vorgeht,  und  alle  nöthigen  Maass- 
regeln zu  ergreifen,  um  Uebergriffe  der  Kirchengewalt  in  das  Be- 
reich der  Staatsgewalt  zu  verhüten  oder  zurückzuweisen.  II.  Die- 
ses Recht  der  Krone  erstreckt  sich  über  alle  Anordnungen,  welche 
von  der  Kirchengewalt  ausgehen,  und  zwar  sowohl  1)  in  Bezug  auf 
die  Lehre  (Dogma),   Cultus   und  Liturgie,    als  auch  2)  in  Bezug 


15)  B.  A.  arl.   16.     (Siehe  oben  §.  532. 

•6)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  IV.  §.  9.  —  Baden,  V.-ü.  1818.  $.  9. 
19_  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  27.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1820.  §.  20.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  12.  —  K.  Sacüsen, 
V.-U.  1831.  §.  33.  —  S.  Altenbiirg,  V.-U.  1831.  §.  29.  —  ßraun- 
schweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  211.  —  Diesen  Verfassungsurkunden  schliesst 
sieb  an:    Kurbessen,     V.-U.  1852.  §.  20. 

")  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848.  §.  6.  a  linea  2.  —  Olden- 
burg, revid.  V.-U.  1852.  §.  33.  —  S.  Cobu  rg- Got  b  a ,  V.-U.  1852. 
§.  34.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  16.  —  Waldeck,  V.-U.  1852. 
§.  40.   a  linea  4. 

'«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  revid.  V.-U.   1852.  art.   75. 


§.   534.     Das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Kirchen.  §33 

auf  die  kirchliche  Verfassung  und  die  \  erwaltung  der  Kirchenämter, 
und  3)  in  Bezug  auf  dir  Kirchengüfer.  III.  Die  Ausübung  des  Rech- 
tes der  Oberaufsicht  geschieht  entweder  durch  das  Ministerium  des 
Inneren,  oder  durch  ein  besonderes  Ministerium  des  Cultus,  oder 
es  ist  für  jede  der  anerkannten  Confessionen  eine  besondere  unter 
dem  Ministerium  stehende  Behörde  dafür  eingerichtet,  deren  Mit- 
gheder  von  der  Krone  aus  Angehörigen  der  betreffenden  Confession 
ernannt  werden,  um  hierdurch  den  Hehgionspartheien  eine  Bürg- 
schaft für  die  gehörige  Wainung  ihrer  besonderen  confessionellen 
Rechte  zu  gewähren  ^).  IV.  So  wenig  der  Krone  dieses  Hoheits- 
recht über  die  Kirchen  an  sich  bestritten  werden  kann,  so  grosse 
Verschiedenheit  der  Ansichten  bestand  von  jeher,  iheils  über  den 
Umfang  desselben  im  Einzehien ,  theiis  über  die  Art  und  Weise 
seiner  Ausübung.  Welche  Grundsätze  in  dieser  Beziehung  zur 
Anwendung  zu  bringen  sind ,  hängt  wesentlich  von  dem  Systeme 
ab,  welches  ein  Staat  hinsichtlich  seiner  Stellung  zu  einer  Kirche 
(§.  528.)  überhaupt  angenommen  hat.  Jemehr  sich  das  Verhält- 
niss  zwischen  Staat  und  Kirche  dem  alten  Territorialsysteme  nähert, 
desto  grössere  Rechte  wird  die  Staatsgewalt  unter  dem  Namen 
des  Aufsichtsrechtes  über  die  Kirche  beanspruchen;  je  mehr  sich 
dasselbe  aber  dem  Systeme  der  Religionsfreiheit  nähert,  desto  mehr 
werden  die  Aufsichtsrechte  des  Staates  über  die  Kirche  auf  den- 
selben Umfang  und  dieselbe  Art  der  Wirksamkeit  sich  beschränken 
müssen,  wie  ihm  dieselben  über  andere  gesellschaftliche  Vereine 
zustehen').      V.    Da    sich    die   evangelische    Kirche   zufolge   ihrer 


1)  Vergl.  z.  B.  Würleniberg,  V.-ü.  1S19.  §.79.  ,,Die  in  der  Staats- 
gewalt begriifenfn  Rechte  über  die  Icatbolisehe  Kirche  werden  voa  dem  Kö- 
nige durch  eine  aus  liatholischen  Mitgliedern  bestehende  Behörde  ausgeübt, 
welche  auch  bei  Besetzung  geistlicher  Aeniter,  die  vom  Könige  abhängen, 
jedesmil  um  ihre  Vorschläge  vernommen  wird.  —  In  ähnlicher  Weise  be- 
steht in  Baden  zur  Wahrung  der  Rechte  des  Staates  über  die  Kirchen  ein 
katholischer  und  ein  protestantischer  Oberkirchenrath. 

*)  Nach  dem  bierarchiscben  Systeme  würde  umgekehrt  der  Staat  ganz 
unter  die  Oberaufsicht  der  Kirche  fallen.  Dieses  System,  welches  an  sich 
nur  da  und  so  lange  möglich  ist,  wo  und  als  die  katholische  Kirche  als  eine 
einzige  Staatskirche  oder  herrschende  Kirche  besteht,  ist  in  Deutschland 
schon  mindestens  seit  dem  westphälischen  Frieden  positiv  ausgeschlossen  und 
den  bestehenden  Verhältnissen  nach  unmöglich ,  daher  es  im  Texte  keiner 
Erwähnung  bedurfte.     Uebrigens  bedarf  die  katholische  Kirche  auch  für  ihre 
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geschiclitlichen  Entwickelung  in  Deutschland  grösslenlheils  genö- 
thigt  sah,  sich  unter  den  besonderen  Schutz  des  Landesherrn 
zu  begeben,  und  diesem,  der  sie  allein  schützen  konnte,  auch 
das  Rirchenregiment  und  somit  die  bischöfliche  Gewalt  bei- 
zulegen, und  zwar  in  der  Art,  dass  noch  jetzt  sogar  der  katho- 
lische Landesherr  als  Bischof  der  evangelischen  Kirchen  seines 
Landes  betrachtet  wird  3),  und  da  somit  in  Bezug  auf  die  evan- 
aelische  Kirche  die  bischöfliche  Gewalt  und  das  Staatsoberaufsichts- 

o 

recht  in  einer  Hand  zusammenfallen,  so  erhellet  von  selbst,  dass 
der  Umfang  und  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  dieses  letzteren 


volle  Wirksamkeit  innerhalb  des  kirchlichen  Gebietes  dieses  System,  wel- 
ches naturgemäss  den  Widerstand  der  dadurch  in  ihrem  gebührenden  Wir- 
kungskreise sich  beschränkt  fühlenden  Staatsgewalt  hervorrufen  musste,  nicht 
mehr,  indem  das  System  der  Re  li  gio  nsfrei  hei  t,  welches  jetzt  überall 
immermehr  zur  praktischen  Geltung  gelangt,  ihr  alle  benöthigte  Selbststän- 
digkeit vollständig  gewährt ,  und  daher  wird  auch  in  diesem  Systeme  der 
Religionsfreiheit  der  alte  Kampf  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Deutschland 
seine  Ausgleichung  finden,  so  wie  er  ihn  überall  gefunden  hat  oder  gar  nicht 
entstanden  ist  (wie  z.  B.  in  Nordamerika)  ,  wo  der  Staat  den  Muth  hatte, 
auf  das  System  der  Religionsfreiheit  einzutreten. 

3)  Der  katholische  Landesherr  übt  jedoch  die  bischöflichen  Rechte  über 
die  evangelisciien  Kirchen  des  Landes  nur  vermittelst  eines  von  ihm  ernann- 
ten protestantischen  Consistoriums.  Vergl.  Baden,  l.  Constitut  -Edikt  v. 
14.  Mai  1807,  die  kirchliche  Slaatsverf.  betr.,  §.  17.  ,,Die  Kirchengewalt 
der  evangelischen  Kirche  beider  Confessionen  (d.  h.  der  lutherischen 
und  reformirten  Kirche)  kann  nur  im  Namen  des  Souverains,  welcher 
Religion  er  auch  für  seine  Person  zugethan  sei,  und  nur  durch 
ein  von  ihm  aus  Gliedern  der  evangelischen  Kirche  bestelltes  Oberconsistorium 
besorgt  werden."  —  Bayern,  Beilage  II.  Anhang  II.  z.  V.-U.  1818.  §.  l. 
,  Das  oberste  Episkopat  und  die  daraus  hervorgehende  Leitung  der  prote- 
stantischen inneren  Kirchenangelegenheiten  soll  künftig  durch  ein  selbst- 
ständiges Oberconsistorium  ausgeübt  werden,  welches  dem  Slaats- 
ministerium  des  Innern  unmittelbar  untergeordnet  ist."  —  K.  Sachsen, 
V.-U.  1831.  §.  57.  a  linea  2.  „Insbesondere  wird  die  landesherrliche  Kir- 
chengewalt (Jus  episcopale)  über  die  evangelischen  Glaubensgenossen, 
so  lange  der  König  einer  anderen  Confession  zugethan  ist,  von  der  §.  41 
bezeichneten Ministerialbehörde  ferner  in  dem  zeitherigen  Maasse  ausgeübt."  — 
Vorsorgliche  Bestimmungen  in  gleichem  Sinne  enthalten:  Würteraberg, 
V.-U.  1819.  §.  70.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831.  §.  130.  —  Braun- 
schweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  214.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1849. 
%,  67.  —  Kurhessen,  V.-U.   1852.  §.   102. 


§.  535.    Oberaursiclitsreclit  in  Hezug  nur  Dogma,  Ciiltus  und  Liturgie.     ^5 

Rechtes  hauptsHclilich  nur  in  Bezug  auf  die  katholische  Kirche 
zu  Meinungsverschiedenheiten  Veranlassung  geben  konnte. 

§.  535. 

b)    Die    gemeine  Lehre  über  das  Oberanfsichtsrecht  des 

Staates  und  die  Reklamationen  der  katholischen  Bischöfe. 

a)    In  Bezog  auf  Dogma,  Cultns  und  Liturgie. 

I  I.  So  wie  im  Mittelalter  die  Kirche  gestrebt  hatte,  den  Staat 
unter  ihre  Vormundschaft  zu  nehmen,  so  trat  seit  der  Reformation 
sowohl  in  der  Wissenschaft  als  in  der  Gesetzgebung,  und  zwar 
nicht  minder  der  katholischen  als  der  protestantischen  Länder, 
immer  mehr  das  Bestreben  hervor,  die  Kirche  unter  die  Vormund- 
schaft des  Staates  zu  stellen,  und  in  diesem  Bestreben  stimmten 
sowohl  der  Absolutismus  als  der  sog.  Liberalismus  überein  *), 
wenn  sie  auch  im  Uebrigen  von  verschiedenen  Grundanschauungen 
ausgingen.  IL  Die  Rechte,  welche  hiernach  unter  dem  Namen 
des  Oberaufsichtsrechtes  über  die  Kirche  für  die  Staatsgewalt  in 
Anspruch  genommen  wurden-),  sind  in  Bezug  auf  alle  allgemeinen 
Erlasse  der  katholischen  Kirchengewalt,  welche  Dogma,  Cultus 
oder  Liturgie  betreffen,  1)  das  Recht  des  sog.  landesherr- 
lichen Placet  (Placelum  regium  s.  Exequatur),  d.  h.  das  Recht, 
die  Vorlage  der  von  den  Kirchenbehörden  beabsichtigten  Erlasse 
und  Anordnungen  vor  deren  Verkündigung  zum  Zwecke  der  Prü- 
fung derselben  zu  verlangen  und  deren  Bekanntmachung  und  be- 
ziehungsweise Befolgung  zu  gestatten  oder  zu  untersagen  ^).  2)  In 
einigen  Staaten    wurde  auch   das  Recht  in  Anspruch   genommen, 


»)  Belege  hierzu  liefert:  L.  A.  Warnkönig,  die  staatsrechtliche  Stel- 
lung der  katholischen  Kirche  in  den  katholischen  Ländern  des  deutschen 
Reiches,  besonders  im  18.  Jahrhunderte.    Erlangen   1855. 

2)  Vergl.  die  Aufzählung  der  Befugnisse ,  welche  die  Kirchenherrlicbkeit 
des  Staates  umfassen  soll,  in;  Baden,  ].  Constit. -Edikt  v.  14.  Mai  ISOT. 
§.  21.  —  Bayern,  Beil.   II.  z.  V.-U.   1818.  §•  50  u.  f. 

3)  Vergl.  über  das  Geschichtliche:  Brendel,  Handbuch  des  Kirchen- 
rechtes. (3.  Aufl.  1840.)  §.  214.  —  Walter,  Lehrb.  des  Kirchenrecbtes. 
(11.  Aufl.  1855.)  §.  40  c.  —  Die  von  den  Staaten  der  oberrheinischen  Kir- 
chenprovinz publizirte  Verordnung  über  das  landesherrliche  Schutz-  und  Auf- 
sichtsrecht V.  30.  Januar  1830.  §.  5.  macht  sogar  die  Fortdauer  der  ver- 
biodlicben  Kraft  der  von  der  Staatsregierung  angenommeneu   päpstlichen  Bullen 
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von  der  Correspondenz  der  katholischen  Geistlichen  mit  dem 
päpstlichen  Stuhle  Einsicht  zu  nehmen  '*) ;  jedoch  wurde  schon 
im  Jahre  1830  in  mehreren  Staaten  diese  Correspondenz  mit 
einigen  Einschränkungen  wieder  frei  gegeben  5).  3)  Regelmässig 
wurde  auch  zur  Abhaltung  kirchlicher  Synoden  die  Staatsgeneh- 
migung erfordert  und  auch  dem  Landesherrn  das  Recht  beigelegt, 
im  Interesse  des  Landes  und  zur  Verhütung  kirchlicher  Streitig- 
keiten Synoden  zu  berufen  ß).  4)  Allgemein  legte  sich  die  Staats- 
gewalt- das  Recht  bei,  kirchliche  Missbräuche  abzuschaffen  und 
überhaupt  kirchliche  Handlungen  zu  untersagen,  welche  nach  den 
Zeitumständen  nachlheilig  auf  den  Staat  wirken  können.  Hieher 
rechnete  man  die  Aufhebung  der  Feier  übermässiger  Festtage 
ausserhalb  der  Kirche,  das  Verbot  von  Wallfahrten  und  öffentlichen 
Prozessionen,  staatsgefährlichcr  geistlicher  Orden ")  und  das  Recht, 
die  Errichtung  neuer  Klöster  zu  untersagen,  oder  die  bestehenden 
als  unzweckmässig  und  nachtheilig  aufzuheben,  insoferne  nicht 
durch  Staatsgesetze,  Staatsverträge  oder  Concordate  deren  Fort- 
bestand verbürgt  oder  deren  neue  Errichtung  vorgeschrieben  ist^). 


davon  abhängig,  dass  niclil  durcb  neuere  landesherrlicbe  Verordnungen  etwas 
anderes  bestimmt  wird. 

<)  Vergl.  Brendel,  Handbuch.  §    216. 

5)  Die  Bulle:  ,,Ad  Dominici  gregis  cnstodiam"  v.  11.  April  1827  be- 
stimmte einfach  im  Artikel  VF. :  ,, Liberum  erit  cum  Sancia  sede  de  negotiis 
ecclesiasticis  communicare."  Die  Verordnung  der  Staatsregierungen  der  in 
der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  vereinigten  Länder  v.  3Ü.  Januar  1830. 
§.  19.  räumt  aber  diese  Freiheit  nur  dem  Erzbischofe,  den  Bischöfen  oder 
Bisthumsverwesern  ein.  Die  übrigen  Diöcesan- Geistlichen  haben  sich  hier- 
nach in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten  an  den  Erzbischof  oder  Bischof  zu 
wenden. 

6)  Landesherrliche  Verordnung  für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  v. 
30.  Jan.  1830.  §,  9.   18. 

7)  Von  den  deutschen  Verfassungsurkunden  bestimmt  übrigens  nur  K. 
Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  56.  a  linea  2.  ausdrücklich:  ,,Es  dürfen  weder 
neue  Klöster  errichtet,  noch  Jesuiten  oder  irgend  ein  anderer  geistlicher 
Orden  jemals  im  Lande  aufgenommen  werden." 

8)  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  z.  ß.  im  bayerischen  Concor- 
date V.  1818.  art.  VIL  ,,Insuper  Majestas  Sua  .  .  .  aliqua  Monasticorum 
ordinum  utriusque  sexus  Coenobia  ad  instituendam  in  religione  et  literis 
juventutem,  et  in  parochorum  subsidium  aut  procura  infirmorum  .  .  ■  cum 
convenienti  dotatione  instaurari  curabit."  —  0  esterreich,  Concordat  v. 
1855.  art.  XXVIII.  a  linea  2.    „Archiepiscopis  et  Episcopis  liberum  erit,  in 
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Ebenso  legte  sich  die  Staatsgewalt  auch  das  Recht  bei,  Vorschrif- 
ten über  die  SlatthaCtigkeit  der  Aiih^gung  von  geistlichen  Ordens- 
gelilbden  zu  geben  ^>  111.  In  Bezug  auf  die  Liturgie  der  protestan- 
tischen Kirchen  wurde  mitunter  das  Recht,  Agenden  einzuführen, 
als  ein  Jus  majeslaiicum  in  Anspruch  genommen  ^"). 

§.  536. 

ß)    Die   geineine  Lehre  über  das  Oberaufsiclitsrecht  des 

Staates  in  Bezng  auf  Verfassung;  und  Verwaltung 

der  Kirche. 

In  Bezug  auf  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Kirche, 
insbesondere  der  katholischen,  beansprucht  die  Staatsgewalt  1)  das 
Recht,  die  Eintheilung  des  Landes  in  geistliche  Bezirke  und  die 
Errichtung  geistlicher  Stellen  und  Behörden  im  Lande  zu  geneh- 
migen *);  2)  das  Recht,  allen  eigentlichen  Kirchenbeamten,  deren 
Ernennung  von  der  Kirchengewalt  ausgeht,  die  Bestätigung 
{Confrmatio)   in   ihrem  Amte  als  Bedingung   der  Ausübung  des- 


propriis  Dioecesibus  Ordines  seu  Congregationes  religiosas  utriusque  sexus 
juxla  sacros  canones  consliluere ;  comniunicabunt  tarnen  ea  de  re  cum  Gu- 
beruio  Iniperiali  consilia." 

^)  So  z.  B.  scbreibt  eine  k.  bayerische  Verordnung  v.  23.  März  1847 
bezüglich  der  Ablegung  von  Ordensgelübden  in  N  onn  enklö  s  te  r  n  vor,  dass 
ein  ewiges  Gelübde  nicht  vor  dem  33.  Jahre  abgelegt  werden  darf;  dass 
bei  der  Ablegung  eines  jeden  Gelübdes  ein  weltlicher  Commissär  gegenwärtig 
sein  muss,  welcher  die  Novize  vor  der  Gelübde-Ablegung  allein  zu  sprechen 
befugt  ist,   um  den  Einfluss  von  Zwang  oder  Ueberredung  zu  verhüten  u.  s.  w. 

10)  Vergl.  Augusti,  nähere  Erklärung  über  das  Majestätsrecht  in  kirch- 
lichen, besonders  liturgischen  Dingen.  Frankfurt  a.  M. ,  1S25.  Nachtrag 
hierzu.     Bonn,   1S2G. 

')  Da  die  katholische  Kirche  durch  die  Errichtung  von  Bisthümern  und 
anderen  kirchlichen  Sprengein  keinesweges  in  die  weltlichen  Territorialver- 
bältnisse  irgend  einzugreifen  beabsichtigte ,  so  hat  der  römische  Stuhl  das 
Recht,  Kirchenprovinzen  u.  dergl.  zu  bestimmen,  von  jeher  in  Anspruch  ge- 
nommen und  ausgeübt.  Es  ist  allgemein  bekannt,  dass  die  in  der  letzten 
Zeit  hiergegen  in  England  ergangenen  Parlamentsschlüsse  zu  keiner  prakti- 
schen Ausführung  gelangen  konnten.  Das  österreichische  Concordat  v. 
1855.  art.  XVIII.  bestimmt  hierüber:  ,,Sancta  sedes,  proprio  utens  jure, 
novas  dioeceses  eriget  ac  novas  earundem  peraget  circumscriptiones ,  cum 
id  spirituale  fidelium  bonum  postulaverit.  Verumtamen  quando  id  contigerit, 
cum  Gubernio  Imperiali  consilia  conferet/' 
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selben  zu  ertheilen  und  solche  Personen  auszuschliessen ,  deren 
Aufstellung  für  einen  gewissen  kirchlichen  Posten  in  staatlicher 
Hinsicht  bedenklich  erscheint-);  3)  das  Recht,  die  Geistlichen, 
insbesondere  die  Bischöfe,  eidlich  zur  Treue  gegen  den  Landes- 
herrn und  zur  Beobachtung  der  Verfassung  und  Staalsgesetze  zu 
verpflichten  3).  Ein  eigentüches  Ernennungsrecht  hatte  und 
hat  aber  der  Landesherr  als  solcher  wenigstens  in  Bezug  auf  die 
katholische  Kirche  niemals,  wenn  es  ihm  nicht  durch  eine  Ueber- 
einkunft  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  besonders  eingeräumt  ist. 
Auch  ist  ein  solches  Recht  überhaupt  nur  einigen  katholischen 
Kaisern  und  Königen  in  Bezug  auf  die  Nomination  von  Bischöfen 
beigelegt  worden  "*).  Unbestritten  steht  dagegen  dem  Landesherrn 
in  Bezug  auf  jene  Kirchenpfründen,  hinsichtlich  deren  er  Patron 
ist,  das  in  dem  Patronatsrechte  liegende  P r äse ntations recht 
der  GeistUchen  zu  ^).  Ein  sog.  L  an  despat  rona  tsrecht  aber, 
kraft  dessen  der  Landesherr  als  solcher  prinzipiell  ein  Präsenta- 
tions- oder  auch  mitunter  sog.  Benennuugsrecht  zu  allen  geist- 
lichen Benefizien  im  Staatsgebiete  hätte ,    hinsichtlich  deren  nicht 


^)  Iq  dieser  Weise  spricht  sich  aus:  ßadeu,  I.  Constitut. -Edikt,  die 
kirchl.  Staatsverf.  betr.,  v.  14.  Mai  1S07.  §.  21. 

3)  Siehe  die  im  Wesenllicheu  übereiostinimendea  Eidesforiuelo  der  Bi- 
schöfe in  dem  bayerischen  Concordate  von  1818.  art.  XV.  und  im 
österreichischen  Concordate  von  1S55.  art.  XX.  -^  Landesherr- 
liche Verordnung  für  die  oberrheinische  Kircheuprovinz  vom  3U.  Jan.  1^30. 
§.  16.  ,,Vor  der  Consecration  legt  derselbe  (der  Gewählte)  in  der  Eigen- 
schaft als  Bischof  den  Eid  der  Treoe  und  des  Gehorsams  in  die  Hände  des 
Landesherrn  ab."  —  Ebendas.  §.  34.  ,, Jeder  Geistliche  wird,  bevor  er 
die  kirchliche  Institution  erhält,  dem  Oberhaupte  des  Staates  den  Eid  der 
Treue  ablegen,  dem  Bischöfe  aber  den  canoiiischen  Gehorsam  geloben." 

')  Bayern,  Concordat  v.  1S4S.  art.  IX.  ,,Sanctitas  sua  .  .  .  Majestati 
Regis  .MaximUiani  Josephi  eiusque  successoribus  Catholicis  ...  in  perpetuum 
concedet  Indultum  nominaudi  ad  vaeantes  Archiepiscopales  et  Episcopales 
ecciesias  Regni  ßavarici  digaus  et  idoneos  ecclesiasticos  vii'os  iis  dolibus 
praeditos,  quas  sacri  canones  requirunt."  —  Ueber  das  Nominationsrecbt 
und  Präsentationsrecht  des  K.  v.  Bayern,  siehe  ebendas.  art.  X.  und 
XI.  —  Ueber  die  Norainations-  und  Präsentationsrechte  des  Kaisers  von 
Oesterreich  siehe  das  österreichische  Coocordat  von  ls55.  art.  XIX. 
XXII.  XXV. 

'')  Die  Grundsätze  über  das  Patronatsrecht  siehe  bei  Walter,  Kirchen- 
recht.  §.  234.  —  Vergl.  besonders :  Abhandlungen  über  das  alte  und  neu- 
landesherrliche  Patronatsrecht.    Bamberg  und  Würzburg,  iblO. 
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Privat-Patronatsrechto  bestehen,  gibt  es  gemeinrechtlich  nicht ß). 
Da,  wo  die  Besel/iing  eines  bischollichen  Stuhles  durch  Wahl 
(Eleciio)  des  Domkapitels  vor  sich  geht,  ist  aber  der  Krone  regel- 
mässig nach  öehereiiikunft  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  das  Recht 
eingeräumt,  einen  Coiiimissär  zu  der  Wahlhandlung  abzuordnen'), 
und  im  Voraus  gewisse  Personen  (pcrsonas  minus  gralas)  von 
der  Wahl  auszuschliessen  *>).  4)  In  mehreren  Staaten  wurde  ver- 
boten, dass  kirchliche  Streitigkeiten  unter  den  Mitgliedern  einer 
Confession  ausserhalb  des  Landes  oder  der  Kirchcnprovinz  und 
vor  auswärtigen  lUchtern  verhandelt  werden")-  5)  Von  jeher 
wurde  der  Staatsherrschcr  für  befugt  geachtet,  Beschwerden 
wegen  Missbrauches  der  geistlichen  Gewalt  oder  eines 
rechtswidrigen  Verfahrens  derselben  (sog.  Appell  ai  io  ^  tan  quam  ab 
ahusu)  und  die  beschwerenden  kirchlichen  Verordnungen  ausser 
Wirkung  zu  setzen,  oder  sonst  das  nach  Befinden  der  Umstände 
Geeignete  vorzukehren  ^'^).     6)  Ebenso  wurde  jederzeit  anerkannt, 


'<)  Preussen,  V.  -  U.  1850.  §.  IS.  ,,Das  Ernenoungs-,  Vorschlags-, 
Wahl-  und  Bestätigungsrecht  bei  Besetzung  kirchlicher  Stellen  ist,  so  weit 
es  dem  Staate  zusteht  und  nicht  auf  dem  Patronate  oder  besonderen 
Rechtstiteln  beraht,  aufgehoben." —  Dagegen  legt  Baden,  I.  Const.-Edikt, 
die  kirchl.  Staatsverf.  betr.,  v.  14.  Mai  1807.  §.  21.,  dem  Staatsoberhaupte 
das  Recht  bei:  ,,aus  denen  von  der  Kirche  fähig  erkannten  Gliedern  zu  be- 
stimmtea  einzelnen  Kirchendiensten  denjenigen  zu  benennen,  der  sie  erhallen 
soll ,  so  weit  dieses  Recht  nicht  durch  die  dermalige  neue  Verfassung  des 
Grossherzogthuraes  der  Kirchengewalt  oder  anderen  Privat-Kirchenlehnlierren 
gegeben  oder  bestätigt  wird." 

■>)  Dieses  Recht  war  auch  dem  deutschen  Kaiser  durch  das  Wormser 
Concordat  von   1122  beigelegt. 

*)  Vergl.  z.  B.  Bulla:  ,,Ad  dominici  gregis  custodiam",   1827.  Nr.  I.  IV. 
*>)  Ausdrücklich   spricht  dies   aus:    Landesherrliche   Verordnung    für  die 
oberrheinische  Kirchenprovinz  v.   30.  Januar  1830.  §.   10. 

J«)  Baden,  I.  Constit.-Edikt.  1807.  §.  21.  —  Bayern,  Edikt  über  die 
Religionsverhältnisse,  Beil.  II.  z.  V.-U.  1818.  §.  52.  u.  f.  —  Landesherr- 
liche Verordnung  für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  v.  30.  Januar  1830. 
§.  3t).  —  Ic  den  Fällen ,  wo  der  Missbrauch  der  geistlichen  Gewalt  aber 
nicht  von  der  Art  ist,  dass  dadurch  ein  nach  den  Staatsgesetzen  strafbares 
Vergehen  oder  Verbrechen  begangen  wurde,  kann  die  Staatsgewalt,  auch 
wo  sie  die  Beschwerde  begründet  linden  sollte,  nichts  Weiteres  thun,  als 
der  beschwerenden  geistlichen  Anordnung  die  Wirkung  im  bürgerlichen  Fo- 
rum zu  entziehen  und  durch  Verhandlung  mit  der  geistlichen  Behörde  die 
Abhülfe  herbeizuführen. 
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dass  jene  geistlichen  Personen  und  Würdenträger,  welche  Unter- 
thanen  des  Staates  sind,  in  welchem  sie  geistliche  Funklionen 
ausüben '*)i  ^^^^  gemeinen  Polizei-  und  Strafgesetzen  desselben 
unterliegen,  wenn  sie  bei  ihren  kirchlichen  Anordnungen  diese 
Gesetze  übertreten  haben  *^).  Auf  der  anderen  Seite  ist  auch  die 
Staatsgewalt  nicht  befugt,  in  anderer  Weise  als  auf  dem  gesetz- 
lichen Wege  des  Polizei-  oder  Strafverfahrens  gegen  solche  Per- 
sonen einzuschreiten  ^3). 

§.  537. 

y)    Die  gemeine  Lehre  in  Bezug  auf  das  Kirchen- 
vermögen. 

Hinsichtlich    der  Kirchengüter   wurde   I.   nach   gemeinem 

")  Ob  sie  bleibende  oder  temporäre  Unlerthanen  sind,  wie  z.  B.  ein  zur 
Aushülfe  in  der  Seelsorge  aus  einem  anderen  Lande  herübergenommener  Prie- 
ster, ist  ganz  gleichgültig. 

'2)  Mau  bat  in  neuerer  Zeit  mitunter  geglaubt,  weiter  gehen  zu  müssen, 
und  hat  die  Errichtung  besonderer  Strafgesetze  gegen  Geistliche,  insbe- 
sondere gegen  die  Bischöfe,  empfohlen,  welche  die  von  der  Staatsgesetz- 
gebuug  bestimmten  Grenzen  der  Kirchengewalt  überschreiten,  oder  kirchliche 
Maassregeln  gegen  Beamte  wegen  Haudhabung  von  Slaalsgesetzen  oder  Re- 
gierungsverordnungen verhängen,  durch  welche  sich  die  Kirchengewalt  ver- 
letzt glaubt.  Vergl.  Warnkönig,  in  Schletter's  Jahrbüchern  d.  deut. 
R.»W.  und  Gesetzgeb.  Erlangen,  1855.  S.  249.  —  Solche  Gesetze  haben 
aber  noch  nirgends  kirchliche  Conflikte  veihindert,  und  beruhen  auf  einem 
gänzlichen  Misskennen  des  Charakters  der  katholischen  Kirche,  welche  jeder- 
zeit es  ihren  Dienern  zur  Pflicht  gemacht  und  zum  besonderen  Verdienste 
angerechnet  hat,  für  ihre  kirchliche  Pflichterfüllung  zu  dulden  und  selbst  das 
Martyrium  zu  bestehen. 

13)  Vergl.  C.  V.  Rotteck,  die  cölnische  Sache  vom  Standpunkte  ies 
allgemeinen  Rechts.  Speier,  1838.  —  So  z.  B.  beruhet  auch  die  mitunter 
von  der  Staatsgewalt  bei  kirchlichen  Conflikten  angeordnete  und  auch  in 
neuerer  Zeit  mitunter  (z  B.  von  Ch.  C.  J.  Buusen,  Zeichen  der  Zeit, 
Bd.  I.  S.  ISl.)  wieder  empfohlene  Sperre  der  Temporalien  der  Bi- 
schöfe, welche  Land  esuotertha  n  e  n  sind,  auf  keinem  gemein- 
rechtlichen gesetzlichen  Grunde  und  ist  auch  in  kein  neueres  Straf- 
oder Polizeigesetzbuch  aufgeuommen.  Nur  da  könnte  etwa  die  Sperre  der 
Temporalien  als  eine  Art  von  völkerrechtlicher  Maassregel  gerecht 
fertigt  werden,  wo  der  Bischof  im  Auslände  residirt  und  dortselbst  Unterthan 
ist,  und  somit  von  der  Justiz-  und  Polizeigewalt  des  Inlandes  in  anderer 
Weise  nicht  erreicht  werden  könnte,  wie  dies  zur  Reicbszeit  häufig  der 
Fall  war. 
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Rechte  unbestritten  zur  Ileichszeit  das  Eigentliuni  der  anerkannten 
Conl'essionen  an  ihrem  K  i  r  c  h  e  n  v  e  r  m  ö  g  e  n  und  an  ihrem  con- 
fessibnellen  SchuH'ond  anerkannt,  welcher  Letztere  jederzeit 
dem  Kirchenvermögen  beigezählt  und  nur  in  so  weit  davon  unter- 
schieden wurde,  als  ihm  die  Eigenschaft  eines  zu  einem  beson- 
deren Zwecke  bestimmten  Tlieiles  des  confessionellen  Vermögens 
zukommt  *).  II.  Insbesondere  war  anerkannt,  dass  die  Verwaltung 
des  allgemeinen  katholischen  Kirchenvermögens  und  Schulfonds 
dem  Bischöfe  unabhängig  von  der  Staatsgewalt  zusteht,  die  Ver- 
waltung der  lokalen  Kirchen-  und  Schulfonds  aber  Sache  der 
einzelnen  Pfarrgemeinden  unter  Oberaufsicht  des  Bischofs  ist  2). 
III.  Dieser  Grundsatz  wurde  auch  durch  den  Reichsdeputations- 
hauptschluss  vom  25.  Februar  1803.  §.  63.  neuerdings  bestätigt 
und  seine  fortwährende  Gültigkeil  in  den  damals  überwiesenen 
(säcularisirten)  Entschädigungsländern  ausgesprochen,  und  den 
Confessionen  nicht  nur  das  Eigenthum,  sondern  auch  der  Besitz 
und  Gen  u  SS  ihres  Kirchengutes  und  Schulfonds  ausdrücklich 
gewährleistet 3).  IV.  Nur  in  Bezug  auf  die  frommen  und  mil- 
den Stiftungen,  welche  ganz  scharf  von  dem  Kirchengute  und 
dem  confessionellen  Schulfond  unterschieden  wurden,  und  die  nach 
der  Verfassung  der  kalhulischen  Kirche  von  jeher  ebenfalls  unter 
der  Verwaltung  oder  Aufsicht  des  Bischofs  standen,  ordnete  der 
Reichsdeputationshauptscbluss  vom  25.  Februar  1803  in  einem 
besonderen  Satze,  §.  65.,  an,  dass  sie  der  landesherrlichen 
.\ufsicht  und  Leitung  untergeben  bleiben  sollen,  was  voraus- 
setzt, dass  sie  schon  vor  der  üeberweisung  an  die  nunmehrigen 
Landesherren,  als  nicht  oder  nicht  rein  geistliche  Stif- 
tungen unter  landesherrlicher  Aufsicht  und  Leitung  gestanden 
hatten,  daher  denn  auch  dieser  §.  65.  des  Reichsdeputationshaupt- 


')  Selir  bestimmt  spricht  sich  darüber  aus:  Baden,  I.  Constitut -Edikt. 
1807.  §.  0.  (siehe  Note  5.);  und  der  R.  D.  H.  S.  v.  25.  Februar  1803. 
§.  63.   (siehe  oben  §.    l04.   Note  21.). 

2)  Vergl.  die  Schrift :  Das  rechtliche  Verhältniss  der  katholischen  Bischöfe 
Deutschlands  zu  den  deutschen  Staalsregierungen,  mit  besonderem  Hinblicke 
auf  die  N'erwaltung  des  katholischen  Kirchenvermogens  u.  s.  w.    Mainz,   1854. 

3)  R.  D.  H.  S.  V.  25.  Febr.  1S03.  §.  (Jo.  (siehcfden  Text  oben  §.  104. 
Note  21.).  Sehr  bestimmt  erklären  sich  hierüber:  Protok.  der  Reichdeput. 
L  145. 
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Schlusses  nicht  auf  andere,  früher  nicht  unter  landesherrlicher 
Aufsicht  gestandene  fromme  und  milde  Stiftungen  hezogen  werden 
darf.  V.  Gegen  das  Ende  des  Reiches  und  noch  mehr  nach  der 
Auflösung  desselben  fand  aber  nicht  nur  die  an  sich  richtige  An- 
sicht grosse  Verbreitung,  dass  der  Staat  sein  Oberaufsichlsrecht 
auch  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  und  confessionellen 
Schulfonds  ausdehnen  müsse,  da  er  wegen  möglicher  subsidiärer 
Theilnahme  au  der  Bestreitung  der  hierauf  liegenden  Ausgaben 
für  Kirche  und  Schule  betheiligt  sei  ^),  sondern  es  ging  die  Staats- 
gewalt nicht  selten  auch  so  weit,  sich  selbst,  mit  Ausschluss  der 
Kirchenbehörde,  oder  nur  mit  Gestattung  eines  sehr  untergeord- 
neten Einflusses  derselben,  die  Verwaltung  des  Kirchenvermö- 
gens beizulegen.  In  mehreren  Staaten  betrachtete  man  überdies, 
wenn  auch  nicht  das  eigentliche  Kirchenvermögen  und  den  con- 
fessionellen Schulfond,  doch  das  Vermögen  der  milden  Stiftungen 
und  der  geistlichen  Orden  als  ein  mittelbares  Staatsvermögen, 
oder  doch  als  ein  der  Verfügung  des  Staates  im  Allgemeinen 
unterliegendes  Vermögen,  so  dass  die  Staatsgewalt,  wenn  sie  den 
ursprünglichen  Stiftungszweck  als  nicht  mehr  bestehend,  oder 
nicht  mehr  der  Zeitrichtung  entsprechend  erachte,  oder  den  Orden 
aufhob,  oder  dieser  erlosch,  das  Stiftungs-  oder  Ordensvermögen 
dem  Fiskus  zu  anderen,  von  Staatswegen  zu  bestimmenden  Zwecken 
zuweisen  könne  ^).     VI.  Hinsichthch  der  Aufhebung  von  Stiftungen 


*)  Unbemerkt  darf  übrigens  nicht  bleiben,  dass  weder  bei  der  katholischen 
noch  bei  der  protestantischen  Kirche  die  Besorgniss  einer  Verschleuderung 
des  Kirchen-  und  Schulvermögens  zufolge  der  bestehenden  kirchlichen  Ein- 
richtungen begründet  ist.  Den  besten  Beweis  hierfür  liefert  das  durch  den 
R.  D.  H.  S.  V.  25.  Febr.  1S03  ausgeführte  Entschädigungswerk  selbst,  das 
fast  ausschliesslich  ans  demjenigen  ausgeführt  wurde,  was  die  katholische 
Kirche  seit  Jahrhunderten  gesammelt  hatte. 

5)  Charakteristisch  ist  für  die  Anschauungen  der  Zeit  zunächst  nach  Auf- 
lösung des  Reiches,  Baden,  I.  Constit. -Edikt,  die  kirchl.  Staatsverf.  betr., 
V.  l'-OT.  §.  'J.  ,,Jede  Kirche,  welche  Staatsbürgerrecht  geniesst,  ist  eigen- 
thumsberechtigt.  Sie  kann  daher  auf  jede  gesetzmässige  Art  jedes  Eigenthuni 
künftig  erwerben. . .  Nicht  weniger  behält  auch  jede  Kirche  . .  .  alles  dasjenige 
Eigenlhum  ...  das  sie  dermalen  zum  Gebrauche  ihres  Gottesdienstes,  auch  ih- 
rer Kirch  en-,  Pfarr-  undSchuleinrichtuDgen,  wirklich  nnd unbestritten 
besitzt,  ohne  darin  zumal  zu  Gunsten  irgend  einer  anderen  Kirche 
geschmälert  oder  beeinträchtigt  werden  zu  können.  Solches  Vermögen 
kann   ihr   daher   niemals  entzogen,   mithin  weder  für  blosse  Staatszwecke, 


§.  b'M.     Die  (;eiiieii)e  Lebre  in  Bezug  auf  das  Kirchenveniicigen.     §43 

und  Orden  galt  als  genieiiireclillich  und  gilt  noch  der  Grundsalz, 
dass  dieselbe  nur  aul"  das  Vermögen  dieser  piae  causae  und  Kor- 
porationen nur  in  so  weil  wirken  kann,  als  sie  in  dem  Gebiete 
des  Staates  liegen,  welcher  deren  Aufhebung  angeordnet  hat,  weil 
der  Natur  der  Sache  nach  jede  Staatsgewalt  nur  innerhalb  ihres 
Territoriums  zu  wirken  vermag,  und  der  Fiskus  in  diesem  Falle 
nie  anders  als  nur  iilulo  singulari,  beziehungsweise  durch  Occu- 
patio vel  quasi,  das  Vermögen  aufgelöster  Körperschaften  und 
Stiftungen  an  sich  ziehen  kann*).  VII.  Nur  ausnahmsweise  kann 
daher  der  Fiskus  für  befugt  gelten ,  auch  die  in  einem  anderen 
Territorium  liegenden  Güter  einer  von  jhm  aufgehobenen  Uni- 
versiUis  oder  Stiftung  als  Pertinenzen  der  in  seinem  eigenen  Ge- 
biete belegenen  Plauptbesitzungen  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn 
dies  durch  einen  Staatsvertrag,  an  welchem  die  andere  Regierung 
Anlheil  genommen  hat,  festgesetzt  worden  ist  ^).  VIII.  Auch  be- 
halten die  in  anderen  Staaten  gelegenen  Güter  einer  Universitas 
oder  Pia  causa  dann  ihre  bisherige  Perlinenzqualität,  wenn  die 
Universllas  oder  Pia  causa  von  dem  Staate,  in  welchem  sie  ihr 
Domicilium  hat,  nicht  eigentlich  aufgehoben  und  vernichtet,  son- 
dern nur  in  der  Form  ihres  Bestehens  verändert  oder  mit  einer 
anderen  Universitas  oder  Stiftung  zu  einem  Ganzen  vereinigt 
wird  ^).     IX.    Bei   der  Säkularisation   der   zur  Entschädigung   für 


noch  für  Bediirfüisse  anderer  Rcli^ionsverwandten  verwendet,  wohl  aber  nach 
Eriiiessen  der  Kirchengewalt  mit  Gutheissen  des  Regenten  zu  anderen 
K  i  rc  h  e  n  z  wecke  n  ,  als  denen  es  vorhin  gewidmet  war,  bestimmt  werden. 
Das  Vermögen  der  Ordensgeselischaften  gehört  nicht  zu  dem  gesell- 
schartlicbeii  Kirchen-  sondern  zu  dem  gemeinen  Staat  s  verniö  gen, 
und  fällt  demnach,  so  oft  jene  aufgehoben  werden,  oder  erlöschen,  dem 
Staate,  jedoch  mit  Lasten  und  Vortheilen,  auheim,  mithin  auch  mit  der  Pflicht, 
die  fortdauernden  kirchlichen  oder  S  la  a  tsz  wecke,  als  Seelsorge, 
Jugend-Unterricht,  Krankenverpflegung  u.  dergl. ,  anderweit  hinreichend  zu 
begründen." 

«)  So  blieben  z.  B.  auch  den  Geistlichen  der  auf  dem  linken  Rheioufer 
nach  dem  Lüncviller  Frieden  aufgehobenen  Stifter  deren  Güter  auf  dem  rech- 
ten Kheinufer,  soferne  diese  nicht  besonders  durch  das  deutsche  Reich  auch 
säkularisirt  wurden.     R.  D.  H.  S.  v.   25.  Febr.   1S03.  §.  76. 

')  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  z.  ß.  im  R.  D.  H.  S.  v.  25.  Febr. 
1S03.  §.  3t). 

»)  Bei  kirchlichen  ßeoefizien  ist  hier  der  Ausdruck  :  C'nio  per  suppressio- 
nem  gebräuclicb. 


844    §•  53S.     Aufsiehlsrechl  eto.     Selbstsländijfkeitsbeslrebungen  etc. 

die  auf  dem  linken  Rheinufer  begütert  gewesenen  Reichsgrafen 
bestimmten  neun  Abteien  fand  die  Besonderheit  statt,  dass  jene 
Reichsgrafen,  welche  auf  Reichs-  und  Kreistagen  Sitz  und  Stimme 
geführt  hatten ,  zum  Behufe  einer  dinglichen  Grundlage  für  die 
Fortführung  der  Reichstagsstimme  in  die  Substanz  dieser  Ab- 
teien, die  anderen  Reichsgrafen  aber  in  hierauf  radicirten  Renten 
eingewiesen  wurden,  indem  sich  die  zu  vertheilenden  Abteien  als 
unzulänglich  für  die  vollständige  Befriedigung  aller  ermeseuhatten^). 
Dabei  war  aber  die  Meinung  keinesweges  die,  dass  die  auf  Renten 
eingewiesenen  Reichsgrafen  nur  das  erhalten  sollten,  was  sich 
nach  Abzug  der  Ansprüche  der  in  die  Substanz  eingewiesenen 
Reichsgrafen  als  Ueberschuss  ergeben  sollte,  sondern  es  ist  viel- 
mehr der  Sinn  dieser  Bestimmung  der,  dass  beide  Klassen  der 
Reichsgrafen  in  den  Aufkünften  desselben  Objectes  pro  rata  ihrer 
Forderungen  concurriren,  und  die  auf  die  Substanz  eingewiesenen 
nur  in  so  ferne  bevorzugt  sein  sollten,  als  ihnen  das  ausschliess- 
liche Besitzrecht  zugesprochen  worden  war ^'^). 

§.  538. 
d)  Die  Grundsätze  der  RcicLsverfassung  vom  28.  März 
1849,  das  Aufsicbtsrecht  des  Staates  über  die  Kirche 
betreflfend.  Selbstständigkeitsbestrebungen  in  der  prote- 
stantischen Kirche  und  die  Forderungen  des  katholischen 
Episkopates  seit  1848. 

I.  Indem  die  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  das  Prinzip 
der  freien  Religionsübung  aufnahm ,  und  die  Bildung  von  neuen 
Rehgionsgesellschaften  nach  gleichen  Grundsätzen,  wie  die  Bildung 
von  anderen  Vereinen  zu  erlaubten  Zwecken  vöUig  frei  gab  ^),  so 
musste  sie  folgerichtig  auch  alle  jene  Besonderheiten  beseitigen, 
welche  bisher  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  über  die  anerkann- 
ten christlichen  Kirchen  und  andere  Religionsgesellschaften  aus- 
gezeichnet hatten.     II,  Es  ist  daher  auch  in  der  Reichsverfassung 


9)  R.  D.  H.  S.  V.  25.  Febr.   1S03.  §.  24. 

>ö)  Id  diesem  Sione  hat  sich  auch  die  BundesversamniluDg  in  der  Sache 
des  Grafen  von  Hallbeig:  ausgesprochen.     Siehe  oben  §.   113.  Note  5. 

•)  R.  V.  V.  2S.  März  1S49.  §.  144-146.  —  Siehe  oben  §.  293.  und 
$.  529. 
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vom  28.  März  1849  nicht  mehr  von  einem  reichsoberhauptlichen 
oder  landesherrlichen  Placel  die  Kede,  sondern  es  ist  ausdrück- 
lich den  Religionsgesellschaften  völlig  frei  gegeben ,  ihre  Angele- 
genheiten selbstsländig  zu  ordnen  und  zu  verwalten ;  sie  sollten 
jedoch  den  allgemeinen  Staatsgesetzen  unterworfen  bleiben;  auch 
sollten  nach  diesen  die  Verbrechen  und  Vergehen  beurtheilt  wer- 
den, welche  die  Religionsgesellschaften  bei  der  Ausübung  der  ih- 
nen eingeräumten  Freiheit  begehen  würden  2).  m.  Diese  Grund- 
sätze gingen  auch  in  den  Berliner  Entwurf  über  und  wurden 
auch  von  dem  Erfurter  Parlamente  gebilligt  und  ohne  wesent- 
liche Veränderung  beibehalten  und  sogar  dahin  erweitert,  dass 
jeder  Religionsgesellschaft  ausdrücklich  der  Besitz  und  Genuss 
der  für  ihre  Cultus'-,  Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitszwecke  be- 
stimmten Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds  zugesichert  wurde 5). 
IV.  Nachdem  auf  solche  Art  der  Grundsatz  der  Selbstständigkeit 
der  Religionsgesellschaften  überhaupt  und  der  Beschränkung  des 
Oberaufsichtsrechtes  des  Staates  auf  bloss  repressive  Maass- 
regeln die  allgemeine  Zustimmung  in  ganz  Deutschland  erlangt 
zu  haben  schien,  und  überdies  sofort  in  die  Verfassungsgesetze 
mehrerer  Einzelstaaten  übertragen  w  orden  war  '*) ,  so  lag  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  die  Gewährung  dieser  Selbstständig- 
keit auch  von  der  katholischen  und  evangelischen  Kirche  eben- 
falls lebhafter  als  früher  in  Anspruch  genommen  wurde,  insbe- 
sondere in  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Gesetzgebung  und  Praxis 
noch  an  den  früheren  Grundsätzen  über  die  Ausübung  des  Staats- 
oberaufsichtsrechtes festhielt.  V.  In  der  evangelischen  Kirche 
äusserte  sich  dieses  Streben  nach  grösserer  Unabhängigkeit  vor- 
zugsweise darin,  dass  sich  dieselbe  in  manchen  Ländern  von  dem 
landesherrlichen  Kirchenregimente  loszumachen  suchte  5),  dass 
sich  gegen  die  unter  Berufung   auf  das  Jus   majestatkum  theil- 


2)  R.  V.  V.  28.  März  1849.  §.   U7.  (siehe  oben  §.  293). 

3)  Berliner  Entwurf  §.  145.  —  Die  Fassung  des  Erfurter  Parlaments 
siehe  oben  §.   293.  Note   11. 

*)  Siehe  unten  §.  539. 

5)  Vergi.  z.  B.  Anh  alt- B  ern  bürg,  V.-U.  1S50.  §.  21.  a  linea  2. 
,,Das  landesherrliche  Kirchenregiment  hat  die  Ueberleitnng  der  evange- 
lischen Landeskirche  zu  einer  selbstständigen  Verfassung  herbeizufüh- 
ren, damit  sie  in  diesen  Paragraphen    (a  linea    1.)  ihr  übertragenen  Rechte 
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weise  gegen  den  Willen  der  Kirchengemeinden  eingeführten  Kir- 
chenagenden oder  liturgischen  Ordnungen  neuerdings  Stimmen 
erhoben,  und  mehrfach  da,  wo  Unionen  der  lutherischen  und  re- 
formirten  Kirchen  eingerichtet  worden  waren,  ein  Theii  der  An- 
gehörigen der  lutherischen  Kirche,  ernstlicher  als  es  vorher  mit- 
unter schon  versucht  worden  war,  wieder  aus  der  Union  auszu- 
scheiden sich  bestrebt.  Ueberhaupt  trat  in  der  evangelischen 
Kirche  in  Folge  des  Prinzipes  der  Religionsfreiheit  das  Sekten- 
wesen in  bedenklicher  Weise  hervor^).  VI.  Der  Episkopat  der 
katholischen  Kirche  war  sogar  schon  während  der  Dauer  der 
constituirenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt,  sowie  er  Ge- 
wissheit darüber  erlangt  hatte,  dass  von  dieser  Versammlung  der 
Grundsatz  der  Religionsfreiheit  in  seiner  vollsten  Ausdehnung 
aufgestellt  werden  würde,  im  November  des  Jahres  1848  zu 
Würzburg  zu  Rerathungen  zusammengetreten,  um  über  die  Hal- 
tung, welche  er  bei  der  so  unerwarteten,  den  Selbstständigkeits- 
bestrebungen der  katholischen  Kirche  äusserst  günstigen  Zeilver- 
hältnissen einzunehmen  habe,  geraeinsame  fieschlüsse  zu  fassen. 
An  diese  Würzburger  Versammlung  reiheten  sich  alsbald  Ver- 
sammlungen oder  Verständigungen  der  Rischöfe  einzelner  deut- 
scher Länder  und  Kirchenprovinzen ,  in  Folge  deren  von  dem 
Episkopate  die  Forderungen,  welche  er  für  die  katholische 
Kirche  an  die  Regierungen  der  Einzelstaaten  zu  stellen  sich 
veranlasst  fand,  in  besonderen  Denkschriften  niedergelegt 
wurden  ^).     Von   den   betrefl'enden  Staatsregierungen    sind  hierauf 


(d.  h.  selbstständige  Ordnung  und  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten)  über- 
nehmen und  ausfuhren  kann." 

•^)  Vergl.  die  Verhandlungen  des  evangelischen  Kirchentages  zu  Berlin, 
2.  Sitzung,  21.  Sepl.  1S53.  die  k.  p  r  e  ussi  sehe  Cabinetsordres  v.  ü.  März 
1S52  und  V.  12.  Juli  1S53  an  den  evangelischen  Oberkirchenrath ,  und  das 
Kabinetsschreiben  vom  11.  Oktob.  1S53  an  die  Pastoren  der  Willenberger 
Conferenz  (auch  abgedruckt  in  Bansen,  Zeichen  der  Zeit,  11.  S.  295  u.  f. 

')  Vergl.  Denkschrift  der  in  Würzburg  versammelten  Erzbischofe  und 
Bischöfe  Deutschlands,  v.  14.  Novemb.  Ib4b.  —  Denkschrift  der  vom  1.  bis 
20.  Oktob.  is.50  zu  Freising  versammelten  Erzbischöfe  und  Bischüfe  Bayerns, 
München  ISöO.  —  Denkschrift  der  vereinigten  Erzbischofe  und  Bischöfe  der 
oberrheinischen  Kirchenprovinz  in  Freiburg  im  Breisgau  (im  März  1651). — 
Denkschrift  des  Episkopates  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  v.  IS.  Juni 
1853,  Freiburg  im  Breisgau,    1853. 
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mehrfache  Verhandhingen  mit  den  einzelnen  Bischöfen  oder  auch 
mit  dem  päpsUichen  Stuhle  angeknüpft  und  die  F'orderungen 
des  katholischen  Episkopales  mehr  oder  minder  als  gegründet 
anerkannt  und  gewährt  worden '').  Theilweise  geschah  dies  für 
Baiern  durch  eine  königliche  Verordnung  vom  8.  April  1852; 
am  Vollständigsten  ist  dies  in  neuester  Zeit  durch  das  öster- 
reichische Concordat  vom  18.  August  1855  geschehen. 

§.  539. 
e)  Bestimmangen  der  Verfassungsgesetze  der  Einzelstaa- 
ten über  das  landesherrliche  Aufsichtsrecht  in  kirchlicher 

Beziehung. 

Die  Verfassungsgesetze  der  deutschen  Einzelstaaten  zeigen 
hinsichtlich  der  Grundsätze,  welche  sie  über  dessen  Umfang  und 
die  Art  und  Weise  seiner  Handhabung  aufstellen,  ein  zweifaches 
System,  indem  die  vor  dem  Jahre  1848  abgefassten  Gesetze  sich 
der  älteren  gemeinen  Ansicht  über  die  Nothwendigkeit  einer  star- 
ken Beaufsichtigung  der  Kirche  anschliessen,  die  neueren  Gesetze 
aber  insgesammt  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  in  dem 
Maasse  beschränken,  als  in  ihnen  das  System  «er  Religionsfrei- 
heit zur  Anerkennung  gekommen  ist.     Von  jeher  haben  alle  Ver- 


**)  Die  wesentlichen  Forderungen  ,  welche  der  Episkopat  der  katbolischen 
Kirche  in  der  Würzburger  Versammlung  und  seitdem  aufstellte,  betreffen 
Folgende  Punkte  :  1)  Volle  Freiheit  und  Selbstständigkeit  der  Kirche  ;  2)  das 
Recht  der  freien  Erziehung,  d.  ii.  der  Erhaltung  der  bestehenden  Confes- 
sionsschilen ,  und  das  Recht  neue,  jedes  Ranges,  Universitäten  inbegriffen, 
zu  errichten;  3)  das  Recht,  die  Geistlichen  in  eigenen  Seniinarien  zu  bil- 
den; 4)  das  schon  in  den  Concordaten  und  anderen  Uebereinkünften  mit  dem 
römischen  Stuhle  von  mehreren  Staaten  zugestandene  Recht,  entsprechend 
den  Vorschriften  des  Concilium  Tridentinum ,  Knabenseminarien  zur  Vorbe- 
reitung für  den  geistlichen  Stand  anzulegen;  5)  das  Recht,  die  Candidaten 
der  Theologie  allein  zu  prüfen;  G)  das  Recht,  die  kirchliebe  Disciplinarge- 
walt  über  die  Geistlichen  ohne  Einmischung  weltlicher  Behörden  nach  den 
canonischen  Satzungen  auszuüben;  7)  das  Recht,  milde  Gaben  zu  sammeln 
und  zu  vertheilen ;  S)  das  Recht  der  freien  Einrichtung  des  Cultus  ohne 
Einmischung  des  Staates ;  9)  Freiheit  der  kirchlichen  Associationen,  nament- 
lich das  Recht,  Manns-  und  Frauenklöster  zu  errichten;  lü)  die  Selbst- 
verwaltung des  Kircbenverniögens ;  1 1)  freien  Verkehr  der  Bischöfe  mit 
Rom,  und   12)  die  Aiifliebiing  des  landesherrlichen  Place/. 
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fassungsgesetze  die  Selbstständigkeit  undAiitonomie  der 
kirchlichen  Gewalt  innerhalb  ihres  Kreises,  d.  h.  be- 
züglich der  sog.  inneren  Verhältnisse  der  Kirchengeseilschaft 
oder  der  sog.  rein  geistlichen  Sachen  im  Prinzipe  aner- 
kannt *) ;  die  Verfassungen  seit  1848  schliessen  sich  sogar  mei- 
stens mehr  oder  minder  wörtlich  der  Reichsverfassung  vom 
28.  März  1849.  §.  147.  an-),  oder  die  Entscheidung  darüber, 
ob  eine  Sache  rein  geistlich  sei,  ist  mitunter  ausdrücklich  der 
Staatsregierung  beigelegt  3).  II.  Hinsichtlich  des  landesherrlichen 
Placet  zeigen  die  Verfassungsgesetze  dreierlei  Systeme:  indem 
entweder  1)  dasselbe  in  Bezug  auf  alle  Erlasse  der  katholischen 


')  Baden,  I.  Constit.  Edikt,  IS07.  §.  tl.  ,,Für  die  Leitung  ihrer 
Glieder  zu  einem  blos  inneren  oder  sittlichen  Zwecke,  im^leieben  zu  einem 
zunächst  nur  äusserlichen  und  kirchlichen....  kann  jede  Kirche  Unter- 
richt, Warnung,  Zuspruch,  Ausschliessung  von  einzelnen  kirchlichen  Vorthei- 
len  und  Ausschliessung  von  der  Kirchengemeinschaft  anwen- 
den, ohne  dazu  einer  besonderen  Staatserlaubniss  zu  bedürfen." — Bayern, 
V.-ü.  1818.  Tit.  IV.  §.  9.  a  linea  5.  ,,Die  geistliche  Gewalt  darf  in  ih- 
rem eigentlichen  Wirkungskreise  nie  gehemmt  werden ,  und  die  weltliche 
Regierung  darf  in  rein  geistliche  Gegenstände  der  Religionslehre  und  des 
Gewissens  sich  nicht  einmischen,  als  insoweit  das  oberhoheitliche  Schutz-  und 
.\ufsichlsrecht  eiotiilt,  wonach  keine  Verordnungen  und  Gesetze  der  Kir- 
chengewalt ohne  vorgäugige  Einsicht  und  das  Placet  des  Königs  verkündigt 
und  vollzogen  werden  dürfen."  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  91. 
,,Die  Anordnungen  in  Betreff  der  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten  blei- 
ben der  verfassungsmässigen  Autonomie  jeder  Kirche  überlassen."  — 
Gr.  Hessen,  V.-ü.  1820.  §.  39.  ,,Die  in  nere  Kirchenverfassung  geniesst 
auch  den  Schutz  der  politischen."  —  Vergl.  S.  Meiningen,  V.-ü.  1829. 
§.  31.  —  K.  Sachsen,  V.U.  1831.  §.  57.  alinea2.  —  B  ra  unseh  we  ig, 
n.  L.  0  1832.  §.  212.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  65.  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1852.  §.  100.  ,,Alle  im  Staate  anerkannten  Kirchen  ge- 
niessen  gleichen  Schutz  desselben.  Ihren  verfassungsmässigen  Beschlüssen 
bleiben  die  Sachen  des  Glaubens  und  der  Liturgie  überlassen. 

2)  Siehe  oben  §.293. —  Seh  warzburg-Sonde  rshausen,  V.-ü.  1849. 
§.20.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  art.  15.  —  Anhalt-Bernburg,  V.  ü. 
1850.  §.  21.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  78.  --  Waldeck, 
V.-ü.  1852.  §.  42. 

*)  Brannschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  212.  —  Eine  sehr  in's  Einzelne 
gehende  Aufzählung,  welche  Gegenstände  der  Kirchengewalt  überlassen,  und 
welche  als  weltliche  oder  als  gemischte  Sachen  zu  betrachten  sind ,  enthält : 
Baden,  I.  Constit.   Edikt,    1807.  §.    12-10, 
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kirchlichen  Behörden  oline  Unterschied  vorgeschrieben  ist*),  oder 
2)  Gegenstände  ausgezeichnet  sind,  hinsichthch  deren  das  Placet 
einzuholen  nicht  notliig,  beziehungsweise  dasselbe  als  ein  für  allemal 
erlheilt  zu  betrachten  ist,  und  dergleichen  kirchhche  Erlasse  so- 
dann der  Staatsregierung  nur  zur  Kenntnissnahme  (  Visum)  vorzulegen 
sind  5);  oder  3)  es  ist  endlich  das  Placet  durchaus  beseitigt  und 
werden  die  Bekanntmachungen  der  Kirchenge vvalt  lediglich  nach 
denselben  Grundsätzen,  wie  Veröffentlichungen  von  Privatpersonen 
behandelt  fi).     III.   Die   Freiheit   des   Verkehres   der    katholischen 


*)  Baden,  I.  Const.  Edikt,  1807.  §.  21.  —  Bayern,  V.-U.  1818. 
Tit.  IV.  §.  9.  a  lioea  5.  (siehe  Note  1).  —  VVürtemberg,  V.-U.  1819. 
§.72.  _  Gr.  Hessen,  V.-U.  1S20.  §.  40.  —  S.  Meini  nge  n,  V.-U.  1829. 
§.  30.  —  Braun  schweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  215.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1S52.  §.  35.  —  Gleiche  Grundsätze  sprach  aus:  die  landes- 
herrl.  Verordn.  für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  v.  30.  Jan.  1830. 
§.  3.  4.  5. 

*)  Hannover,  L.  V.  G.  ISIO.  §.  G9.  70.  nimmt  vom  k.  Placet  aus: 
,, Anordnungen  der  katholischen  Kirchenbehörden,  welche  ., reine  Glaubens-, 
kirchliche  Lehr-  und  D  is  ciplin  ars  a  ch  e  n  betreffen."  —  Aehnlich  : 
Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.103.  b.c.  —  Bayern,  k.  Verord.  v  S.April 
1852.  Nr.  3.  erlheilt  das  Placet  bis  auf  Weiteres  im  Voraus  für  Jubi- 
läums- und  Ablassverkündigungen  und  für  Fastenpatente.  —  Die  neue  lan- 
desherrliche Verordnung  für  die  oberrheiniiche  Kirchenproviuz  vom 
l.  März  1S30  verlangt  bezüglich  der  kirchlichen  öffentlichen  Erlasse,  welche 
nur  rein  geistliche  Gegenstände  betreffen,  nur  noch  Mitlheilung  an  die  Staats- 
behörde ,  gleichzeitig  mit  der  Verkündigung.  Im  Uebrigen  wird  das 
Placet  beibehalten. 

"•)  Preussen,  V.-U.  1S50.  §.  16.  ,,  ...Die  Bekanntmachung  kirchli- 
cher Anordnungen  ist  nur  denjenigen  Beschränkungen  unterworfen,  welchen 
alle  übrigen  Veröffentlichungen  unterliegen."  —  Selbstverständlich  fallt  das 
landesherrliche  Placet  hinweg,  wo  die  Verfassung  die  Bestimmung  der  Reichs- 
verfassung vom  2S.  März  1S49.  §  147.  wörtlich  aufgenommen  hat;  so  z.  B. 
S  chwarzburg-S  0  n  ders  hause  n  ,  V.-U.  1S49.  §.  20.  —  Anhalt- 
Berubnrg,  V.-U.  1S50.  §.  21.  —  Ausdrücklich  sagt  überdies:  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1S52.  art.  7S.  §•  3.  ,,Das  in  Angelegenheiten  der  katho- 
schen  Kirche  geübte  landesherrliche  Placet  naä  Visum  bleibt  aufgehoben."  — 
Ausdrücklich  hebt  das  Placetum  reghim  in  seinem  ganzen  Umfange  auf: 
Oesterreich,  Concordat  v.  18.  Aug.  1S55.  art.  II.  III.  und  IV,  (art,  II.) 
,, ,  .  .  Episcoporum ,  Cleri  et  populi  mutua  cum  sancta  sede  communicatio  in 
rebus  spiritualibus  et  negotiis  ecclesiasticis  nulli  placetum  reginm  obti- 
nendi  necessitati  snberit,  sed  prnrsus  libera  erit."  (art.  III,)  ,,Ärchiepiscopi, 
Episc  opi  omoesque  locorura  Ordinarii . ,  .  libere  item  suas  de  rebus  eccle- 
Zöpfl,  Staatsrecht.   4te  Aufl.   U.  54 


850     §•  539.    VerFassiingspreselze  über  das  landesherrliche  Aufsichtsrecht. 

Geistlichkeit  und  Bevölkerung  mit  dem  römischen  Stuhle  ist  in 
den  neueren  Verfassungsgesetzen  theils  mit  Beibehaltung  einiger 
Beschränkungen '),  theils  vollständig  zugegeben  worden  ^).  IV.  Aus- 
drücklich anerkannt  ist  in  mehreren  Verfassungsgesetzen  das 
Recht  der  Krone,  Beschwerden  wegen  Missbrauches  der  geistli- 
chen Gewalt   anzunehmen^).     Jedoch   sind  Beschwerden,   welche 


siasticis  instructiones  et  ordinationes  publicabuat."  (art.  IV.)  ,,Ärchie- 
piscopis  et  Episcopis . . .  liberum  erit...  d)  Praescribere  preces  publicas  alia- 
qiie  pia  opera,  cum  id  bonum  Ecclesiae  aiit  Status  popiilive  postulet,  sacras 
pariter  supplicationes  et  peregrinaliones  indicere ...  e)  Convocare  et  cele- 
brare  ad  sacrornm  Canonum  normam  Concilia  provincialia  et  Synodos  dio- 
coesanas,  eorumque  acta  vulgare." 

")  Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.  103.  d.  ,,Von  allen  bischöflichen,  un- 
mittelbaren oder  mittelbaren  Communicationea  mit  dem  römischen  Stuhle, 
weiche  nicht  etwa  lediglich  in  Beziehung  auf  einzelne  Fälle  der  eigentlichen 
Seelsorge,  oder  auf  gewöhnliche  der  römischen  Curie  unstreitig  zukommende 
Dispensationen  beabsichtigt  werden  möchten,  noch  blos  in  Glückwünschungs-, 
Danksagungs-  und  anderen  dergleichen  Ceremonialschreiben  bestehen,  wird 
die  Staatsregierung  durch  den  landesherrlichen  Bevollm.ächtigten  bei  dem 
Bisthume  nach  wie  vor  Einsicht  nehmen  lassen." 

»)  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  16.  ,,Der  Verkeh  r  der  Reli  gions- 
gesellschaften  mit  ihren  Oberen  ist  ungehindert.''  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U-  1S52.  art.  78.  §.  4.  ,,Es  steht  den  verschiedenen  Re- 
ligionsgesellschaften frei,  sich  mit  anderen  zu  grösseren  Gemeinschaften  zu 
vereinigen,  und  darf  der  Verkehr  mit  den  geistlichen  Oberen  in  keiner  Weise 
gehemmt  werden  "  —  Landesherrliche  Verordnung  für  die  oberrheini- 
sche Kirchenprovinz  v.  1.  März  1853.  §.  6.  ,,Der  Verkehr  der  Angehöri- 
gen der  katholischen  Kirche  mit  dem  Kirchenoberhaupte  ist  ungehindert."  — 
Vergl.   Oesterreich,   Concordat  v.   18- Aug.   1855.  art.  II.   (siehe  Note  6). 

fl)  Baden,  I.  Constit.  Edikt,  1807.  §.  21.  —  Bayern,  V.-U.  1818. 
Tit.  II.  §.  52.  u.  f.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  42.  —  S.  Mei- 
ningen, V.-U.  1829.  §.  31.  ~  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  58.  -  Han- 
nover, L.  V.  G.  1840.  §.  71.  und  Ges.  vom  5.  Sept.  1848.  §.  20.  —Kur- 
hessen, V.-U.  1852.  §.  103.  e,  —  Uebereinstirarat  die  landesherrliche  Ver- 
ordnung für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  v.  30.  Jan.  1830.  §.  36. — 
Als  die  Handlungen  der  kirchlichen  Behörden ,  gegen  welche  der  Schutz  der 
Staatsregierung  angerufen  werden  kann,  führt  die  k.  bayerisch  e  Verord.  v. 
8.  April  1852.  Nr.  G.  auf:  a)  wenn  die  Kirchenbehörde  ihren  geistlichen  Wir- 
kungskreis überschreitend  über  bürgert  ich  e  Verhältnisse  urtheilt,  und  in  die 
Rechtssphäre  des  Staates  eingreift;  b)  wenn  dieselbe  ein  positives  Staats- 
gesetz verletzt;  c)  wenn  selbe  behufs  des  Vollzuges  ihrer  Erkenntnisse  sich 
äusserer  Zwangsmittel  bedient;    d)  wenn   sie    die  Bescheidung  in  geistlichen 
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nach  der  kirchlichen  Verfassung  an  die  geisUichen  Oberen  gelan- 
gen können,  zuerst  an  diese,  und  erst,  wenn  von  diesen  keine 
Abhülfe  erfolgt,  au  die  weltliche  Regierungsbehörde  und  zuletzt 
an  den  Souverain  zu  bringen  ^'^j.  V.  Hinsichtlich  der  Kirchen- 
und  Schuldiener  legen  mehrere  Verfassungsgesetze  dem  Landes- 
herrn ausdrücklich  das  Bestätigungsrecht  bei,  soweit  er  nicht 
das  Ernennungsrecht  hat^^).  Mitunter  ist  ausdrücklich  erwähnt, 
dass  die  Entscheiduug  über  die  canonischen  Eigenschaften 
des  zu  Bestätigenden  der  geistlichen  Behörde  allein  zusteht  ^2). 
Auch  haben  einige  Verfassungen  Bestimmungen  über  Ruhegehalt, 
Suspension,  Entlassung  und  Absetzung  der  kirchlichen  Angestell- 
ten aufgenommen  ^^).  VI.  Den  katholischen  Bischöfen  und  Geist- 
lichen ist  bereits  mehrfach  ein  grösserer  Einfluss  auf  die  katho- 
lischen Volksschulen  und  die  Ernennung  der  Lehrer  an  katholi- 
schen Bildungsanstalten  eingeräumt  worden,   als  früher    der  Fall 


Sachen  anhängiger  Beschwerden  verzögert,   den  Instanzenzug  behindert  oder 
abändernde  Eriienntnisse  höherer  Instanzen  nicht  in  Vollzug  bringt." 

")  Ausdrficiclieh  sagen  dies:  Grossh.  Hess'.en,  V.-U.  1S20.  §.  41.  — 
S.  Meiningen,  V.-U.  1S29.  §.31.—  Hannover,  L.  V.  G.  1S40.  §.  71. — 
Kurhessen,  V.-U.  1SÖ2.  §.  103.  e.  ,,In  allen  Fällen,  wo  ein  Missbrauch 
der  geistlichen  Gewalt  stattfindet,  bleibt  die  Beschwerde  oder  Recurs  eben- 
sowohl an  die  Landesbehörden  offen,  jedoch,  was  das  geistliche  Personal 
angeht,  erst  alsdann,  wenn  ein  bei  der  zuständigen  oberen  Kirchenbehörde 
geschehener  Versuch  zur  gebührenden  Abhülfe  als  erfolglos  dargethan ,  oder 
insofern  etwa  Gefahr  bei  dem  Verzuge  sein  möchte." 

11)  Baden,  I.  Constit.  Edikt,  ISO",  §.  21.  —  Braunschweig,  d.  L. 
0.  1832.  §.  226.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1S40.  §.  72.  und  Gesetz  vom 
5.  Sept.  1848.  §.  26.  —  Vergl.  Bayern,  k.  Verord.  v.  8.  April  1852. 
Nr.  9.  ,,Die  Verleihung  kirchlicher  Pfründen  Seitens  der  Bischöfe  setzt 
die  k.  Genehmigung  voraus."  Ebendas.  Nr.  16.  ,,Von  förmlicher  Be- 
stätigung der  Vorstände  und  Lehrer  an  den  bischöflichen  Klerikal-  und  den 
den  bisher  bestehenden  Knabenseminarien  wird  Umgang  genommen  und  soll 
die  blosse  Anzeige  genügen,  wenn  nicht  in  der  einschlägigen  Stiftungs-  und 
Dotations-Urkunde  ein  besonderes  landesherrliches  Recht  vorbehalten  ist."  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  79.  ,,Die  den  Religionsgesellschaflen 
zustehende  Wahl,  Ernennung  oder  Einsetzung  ihrer  Beamten  und  Diener  er- 
fordert von  Seiten  der  Staatsgewalt  nur  die  Gutheissung  nach  Maassgabe 
der  Gesetze  oder  Verträge." 

12)  Hannover:  L.  V.  G.  1840.  §.  72. 

«3J  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  74.  81.  —  S.  Altenburg,  V.-U. 
1831.  §.  149.  —  Braonschweig,  n.  L.  0.  1S32.  §.  229.  —  Hanno- 
ver, L.  V.  G.   1S40.  §.  74. 
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war  '^).  VII.  Regelmässig  sprechen  die  Verfassungsurkunden  den 
Grundsatz  aus ,  dass  die  Geistlichen  jeder  Confession  in  wellli- 
chen Sachen,  wie  in  Vermögenssachen,  Strafsachen,  und  üher- 
haupt  in  bürgerlicher  Beziehung  den  Slaatsgesetzen  und  weltlichen 
Gerichten  unterworfen  sind  i^).  VIII.  Durchgängig  enthalten  die 
Verfassungsgesetze  der  Einzelstaaten  die  Zusicherung,  dass  jede 
anerkannte  Kirche  und  Religionsgesellschaft  ungeschmälert  in  dem 
Besitze  und  Genüsse  ihres  Eigenthumes,  Stiftungsvermögens  und 
Rentengenusses  verbleiben  soll,  ohne  Unterschied,  ob  der  Zweck 
der  Stiftung  den  Cultus,  den  Unterricht  (Schulfond),  oder  Wohl- 
thätigkeit    (Armenfond)    betrilft  ^^).      Mitunter    wird   ausdrücklich 


")  Vergl.  z.  B.  Bayern,  k.  Verord.  v.  S.  April  1852.  Nr.  16.  (siebe 
Note  11);  Nr.  18.  ,,Bei  Besetzung  der  Lehrstellen  an  den  Lyceen  wird 
auf  die  Wünsche  der  Bischöfe  Rücksicht  genommen."  (Nr.  19).  ,,Bei  An- 
stellung von  Professoren  der  Theologie  an  Universitäten  soll  neben  dem  Gut- 
achten der  theologischen  Fakultät  und  des  Universitätssenates,  auch  ein  Gut- 
achten des  Diöccsanbischofes  über  den  dogmatischen  Standpunkt  und  den 
sittlichen  Wandel  der  Bittsteller  ertheilt  werden.  Ebenso  hat  der  Aufstel- 
lung der  Religionslefirer  an  den  anderen  öffentlichen  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalten die  gutachtliche  Einvernahme  der  einschlägigen  bischöfli- 
chen Stelle  voranzugehen"  u.  s.  \v.  —  Noch  grössere  Befugnisse  legt  den 
Bischöfen  bei:  0  esterreich,  Goncordat  v.  18.  Aug.   1855.  art.  V.  u.  f. 

»5)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  9.  a  linea  6.  —  Würtemberg, 
V.-U.  1819.  §.  73.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  41.  —  K.Sach- 
sen, V.-U.  1831.  §.  59.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  22S. — 
Hannover,  L.V.  G.  1840.  §.73.  —  Kurhessen,  V.-U.  1S52.  §.'104  - 
Oesterreicb,  Goncordat  v.  18.  Aug.  1855.  art.  XIII.  ,,Teinporum  ra- 
tione  habita  Sanclitas  Sua  concedit,  ut  Clericorum  causae  mere  civiles, 
prout  contractuum,  debitorum  ,  hereditalum,  judices  saeculares  coguoscant  et 
definiant."  —  Art.  XIV.  ,,Eadem  de  causa  Sancta  Sedes  haud  inipetit, 
quominus  causae  ecclesiasticorum  pro  criminibus,  seu  delictis,  quae 
poenalibus  Iniperii  legibus  animadvertuntur,  ad  judicem  laicum  deferantur." 
(Es  folgen  hier  ausführliche  Bestimmungen  über  die  Benachrichtigung  dor 
Bischöfe  von  solchem  Einschreiten  der  weltlichen  Gerichte  gegen  Geistliche). — 
Vergl.  über  die  Competenz  der  geistlichen  Gerichte  in  kirchlichen  Rechts- 
sachen und  insbesoiidere  Eheverhältnissen,  ebendas.  art.  X.  und  über  das 
Patronatsrecht,  ebendas.  art.  XII.  und  über  das  bischöfliche  Disciplinar- 
verfahren  gegen  Geistliche,  ebendas.   art.  XI. 

»6)  Bayern,  V.-U.  ISIS.  Tit.  IV.  §.  9.  a  linea  4.  5.  und  §.  10.  — 
Baden,  V.-U.  1818.  §.  20.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  70.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  43.  —  S.  Meiningen,  V.-U.  1829. 
§.  33.  —  K.  Sachsen,    V.-U.    1831.    §.  CO.    -     S.  Altenburg,    V.-U. 
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erwähnt,  was  übrigens  von  jeher  als  gemeines  Recht  betrachtet 
wurde,  dass  die  Kirchen  bezüglich  ihres  Vermögens  die  Rechte 
der  Minderjährigen  geniessen'').  IX.  AiisdnUklich  erklaren  überdies, 
was  sich  nach  dem  eben  gedachten  Grundsatze  von  selbst  versteht, 
mehrere  Verfassungsurkunden,  dass  niemals  das  Kirchen-,  Schul- und 
Stiftungsvermögen  für  Staatszwecke  eingezogen  werden  dürfe '^), 
und  dass ,  wenn  der  ursprüngliche  Stiftungszweck  nicht  mehr  zu 
erreichen  ist,  keine  Veräusserung  oder  Veränderung  der  Stiftun- 
gen anders  als  mit  Zustimmung  der  Betheiligten  und  der  Land- 
stände, oder  auch  des  Landesherrn  und  des  Consistoriums ,  vor- 
genommen werden  dürfe ^^).  X.  Für  neue  Erwerbungen  von 
Grundbesitz  ist  mitunter  die  Erwirkung  der  Staatsgenehmigung 
vorgeschrieben  -^'). 


1831.  §.  155.  u.  f.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  216.  — 
Hannover,  L.  V,  G.  1S40.  §.  75.  —  Schwarzburg-Sondershau- 
sen, V.-U.  1849.  §.  20.  —  Preussen,  V.-U.  1850.  §.  15.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  19.  —  Kurbessen,  V.-U.  1852.  §.  106.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art.  80.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  66.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  42.  —  Oesterreich,  Con- 
cordat  v.   IS.  Aug.   1855.  art.  XXIX.  (Siehe  unten  Note  20). 

")  Z.  B.  S.  Alfenburg,  V.-U,  1831.  §.  155. 

>8)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  10.  -  Baden,  V.-U.  1818. 
§.  20.  —  Grossb.  Hessen,  V.-U.  1820.  §.  43.  —  S.  Meiningen,  V.-Ü. 
1829.  §.  33.  --  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  60.  —  Braunschweig, 
n.  L.  0.  1832.  §.  216.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840.  §.  75.  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1852.  §.   106.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.   §.  66. 

'9)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  IV.  §.  10.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820.  §.  44.  --  S.  Mein  in  gen,  V.-Ü.  1829.  §.  33.  34.  —  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831.  §.  60.  -  S.  Alteuburg,  V.-U.  1831.  §.  158.161.— 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  217.  —  Hannover,  L.  V.  G.  1840. 
§.  75,  —  Kur  h  essen,  V.-U.  1S52.  §.  106.  a  linea  2.  —  Oldenburg, 
rcvid.  V.-U.  1S52.  art.  80.  216.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852. 
§.  6fi.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  43.  —  Oesterreich,  Concordat 
V.  18.  August  1S55.  art.  XXIX.  i.  f.  ,,...Proinde  quoad  antiquas  uovas- 
que  ecclesiasticas  fundationes  nulla  vel  suppressio  vel  unio  fieri  poteril, 
absque  inleneatu  auctoritatis  Apostolicae  Sedis,  salvis  facultatibus  a  Sacro 
concilio  Tridentino  Episcopis  tributis." 

20)  S.  Meiningen,  V.-U.  1829.  §.  35.  ,,lVeue  Erwerbungen  an  Grund- 
stücken und  Realgerechtigkeiten  können  Kirchen  ,  Schulen  und  andere  Stif- 
tungen nur  mit  Genehmigung  der  Regierung  machen.  Vermächtnisse  und 
Schenkungen  zu  Gunsten  einer  frommen  Stiftung  bedürfen  zu  ihrer  Rechts- 
beständigkeit keiner   vorgängigen   landesherrlichen   Genehmigung."    — 
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7)  Das  landesherrliche  Schutzrecht  üher  die  Kirchen. 

I.  Das  Schutz-  und  Schirmrecht  des  Staatsherrschers  hatte 
einen  grossen  Werth  für  die  christlichen  Kirchen  selbst,  so  lange 
dieselben  in  ihrem  rechtlichen  Bestände  an  sich  oder  in  dem 
ruhigen  Besitze  ihres  Vermögens  durch  Süssere  Macht  bedroht 
waren,  oder  eine  Kirche  als  ausschliessliche  Staatskirche  bestand 
und  die  Bildung  neuer  Religionsgesellschaften  im  Lande  als  eine 
rechtswidrige  Gefährdung  der  herrschenden  Kirche  betrachtet 
wurde.  Auf  der  anderen  Seite  musste  auch  von  Staatswegen 
dem  Schutz  -  und  Schirmrechte  des  Staatsherrschers  über  eine 
Kirche  hohe  Bedeutung  beigelegt  werden,  wo  dasselbe  den  Cha- 
rakter eines  völkerrechtlichen,  über  die  Staatsgränzeu  hin- 
ausreichenden Protektorates  annahm.  Hieraus  erklärt  sich 
die  Wichtigkeit,  welche  man  zur  Reichszeit  der  Schutz-  und 
Schirmherrüchkeit  des  römisch-deutschen  Kaisers  über  die  römische 
Kirche,  so  wie  dem  Schutz-  und  Schirmrechte  des  Landesherrn 
über  die  protestantische  Kirche  beilegte  i).  IL  Bei  gänzlich  ver- 
änderten Staatsgrundlagen  und  nachdem  nunmehr  der  rechtliche 
Bestand  der  katholischen  und  evangelischen  Kirche  längst  durch 
Grundgesetze  des  deutschen  Reiches  und  des  deutschen  Bundes, 
so  wie  durch  die  Verfassungen  der  Einzelstaaten  festgestellt  wor- 
den ist,  äussert  sich  das  landesherrliche  Schutz-  und  Schirmrecht 
praktisch  nur  noch  darin,  dass  der  Staat  1)  den  anerkannten 
christhchen  Kirchen  und  anderen  gesetzlich  bestehenden  Religions- 
gesellschaften stets  den  Rechtsweg  zur  Geltendmachung  ihrer 
verfassungsmässigen    und    anderen   wohlerworbenen   Rechte   offen 


Ebenso:  S.  Altenburg,  V.-U.  1S31.  §.  160.  —  Die  Reichsverfassiing  v. 
28.  März  1S19  hatte  art.  164.  a  linea  2.  bestimmt:  ,,  Für  die  todte  Hand 
sind  Beschränkungen  des  Rechtes ,  Liegenschaften  zu  erwerben  und  über  sie 
zu  verfügen,  im  AVege  der  Gesetzgebung  und  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohles  zulässig."  —  Diese  Bestimmung  ist  übergegangen  in:  Preussen, 
V.-U.  1850.  §.  42.  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1S52.  §.52.  —  Reuss, 
j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  24.  —  Dagegen  bestimmt  Oesterreich,  Concordat 
v,  18.  Aug.  1855.  art.  XXIX.  ,,Eeclesia  jure  suo  pollebit,  novas  justo 
quovis  titulo  libere  acquirendi  possessiones  ejusque  proprietas  in  omnibus  quae 
nunc  possidet,  vel  imposlerum  acquiret,  inviolabilis  solemniter  eril." 
«)  Siehe  oben  §.  82.  Note  4. 
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hält-);  2)  dass  die  Staatsregierung,  nach  BescliafTenlieit  des  Falles, 
dieselben  auch  auf  adm  i  n ist rativem  Wege  in  ihrer  rechtlichen 
Stellung  erhält;  3)  dass  sowohl  auf  polizeilichem,  wie  auf 
strafrechtlichem  Wege  gegen  die  Verunglimpfung  der  aner- 
kannten Kirchen  oder  gesetzlich  bestehenden  Heligionsgesellochaf- 
ten,  die  Herabwürdigung  ihrer  kirchlichen  Lehren  und  Gebräuche 
und  die  Störung  ihres  Gottesdienstes,  so  wie  auch  gegen  Prose- 
lytenmacherei  und  Sektenstiftung  ^)  nach  Maassgabe  der  Gesetze, 
auf  Antrag  der  Beiheiligten  oder  von  Amtswegen  eingeschritten 
wird;  4)  dass  der  Staat  den  Geisthchen  auch  einen  öffentlichen 
Hang  und  Würde,  und  entsprechende  anständige  Behandlung  von 
Seiten  der  Staatsbehörden  gewährt  "*);  5)  dass  er  auch  den  Geist- 
lichen bei  ihren  Amtshandlungen  ^)  und  den  kirchlichen  Behörden 
bei  dem  Vollzuge  der  in  ihrer  Competcnz  liegenden  Erkenntnisse 
Unterstützung   leistet*'),    und   6)   dass   den  Kirchen  und  anderen 


-')  Mitunter  vcrsprocbeu  die  Verrassungsurkundeu  jeder  Confession,  oder 
aucb  jedem  Untertban  ausdrucklich  gleichen  Schutz  in  seiner  Goltesver- 
ebrung.  Vergl.  z.  ß.  ßadeo,  V.  -  U.  1818.  §.  18.  —  S.  Meiningen, 
V.-U.  1829.  §.  29.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  32.  —  S.  Allen- 
burg,  V.-U.  1831.  §.   129. 

3)  Wenn  der  Staat  auch  die  voUkoinmeDsle  Gewissensfreiheit  der  Ein- 
zelnen anerkennt,  so  kann  er  doch  auf  der  anderen  Seite  auch  nicht  ver- 
kennen, dass  das  Sektenwesea  für  ihn  selbst  grosse  Nachtheüe  hat,  und 
daher  muss  er  auch  für  befugt  erachtet  werden,  der  Sektirtrei,  wo  sie  sich 
als  unbefugt  aufdringlich  durch  Colportirung  von  Traktätlein  u.  dergl.  oder 
Absendlinge  auswärtiger  Sekten  erweiset,  polizeilich  entgegen  zu  treten, 
ohne  erst  eine  Aufforderung  von  Seite  der  anerkannten  Kirchen  abzuwarten. 

^)  Z.  B.  Wiirtemberg,  V.-U.  1819.  §.  80.  „Die  katholischen  Kir- 
chendiener geniessen  eben  dieselben  persönlichen  Vorrechte ,  welche  den 
Dienern  der  protestantischen  Kirche  eingeräumt  sind."  —  Landesherrliche 
Verordnung  für  die  oberrheinische  Kircbenprovinz  v.  30.  Januar  1830. 
§.  35.  (siehe  Note  5.). 

5)  Landesherrliche  Verordnung  für  die  oberrheinische  Kircbenpro- 
vinz V.  3U.  Jan.  1830.  §.  35.  ,,Der  Staat  gewährt  den  Geistlichen  jede  zur 
Erfüllung  ihrer  Rerufsgeschäfte  erforderliche  gesetzliche  Unterstützung  und 
schützt  sie  in  dem  Genüsse  der  ihrer  Amtswürde  gebührenden  Achtung  und 
Auszeichnung."  —  Aehnlich  :  ßra  uns  eh  weig ,  n.  L.  0.  1832.  §.  227.  — 
Hannover,    L.  V.  G.   1840.  §.  73.  —  Kurhessen,  V.-U.  1852.  §.   104. 

ß)  Diese  Staatsunterstützung  der  geistlichen  ßehörden  beim  Vollzuge  der 
in  ihre  Competenz  fallenden  Urtheile  ist  unentbehrlich,  wo  der  Staat  gewisse 
Streitsachen,    deren  Entscheidung   aucb   in    das  bürgerliche  Rechtslehea  ein- 
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gesetzlich  bestehendeu  Religionsgesellschaflen  nölhigenfalles  auch 
in  Verwickelungen  mit  anderen  Staaten  z.  B.  wegen  ihrer  daselbst 
liegenden  Kirchengüter,  die  Vertretung  des  Staates  gewährt  wird. 
III.  Besondere  Schutzrechte  über  die  in  Deutschland  grund- 
gesetzlich anerkannten  chrislhchen  Religionspartheien,  d.  h.  die 
katholische  und  evangehsche  Kirche  sind  begründet:  1)  durch  den 
westphälischen  Frieden  für  die  sämnUlichen  Theilnehraer  dieses 
Friedensschlusses  in  deren  Eigenschaft  als  Garanten  desselben^); 
und  2)  für  die  deutsche  Bundesversammlung,  durch  Art.  XVI. 
der  deutschen  Bundesakte  bezüglich  der  darin  den  christlichen 
Rehgionspartheien  gegebenen  Zusicherungen*^). 

§.  541. 

XI.  Die  ausservvesentlichen  HoheitsrecLte  oder  Regalien. 

a)  Begriff  und  Arten*). 

I.  Unter  Regalien  verstand  man  im  Mittelalter  im  Allgemei- 
nen alle  Hoheitsrechte,  welche  dem  deutschen  Könige  oder  Kaiser 


greift,  wie  z.  B.  die  Streitigkeiten  über  Gültigkeit  der  Eheverlöbnisse,  die 
Zulässigkeit  von  Ehescheidungen  n.  dergl.  an  die  geistlichen  Gerichte  ge- 
wiesen hat,  oder  diesen  in  gewissen  Beziehungen,  z.  B.  über  ihre  Diener, 
eine  Disciplinargewalt  eingeräumt  ist.  —  Vergl.  z.  B.  Bayern,  k.  Verord- 
nung V.  8.  April  1S52.  Nr.  7.  ,, Findet  kein  Recurs  wegen  Missbrauches 
der  geistlichen  Gewalt  statt,  so  bleibt  der  geistlichen  Behörde,  insoferne  sie 
die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit  nicht  überschritten  bat,  der  Schutz  des 
weltlichen  Armes  hinsichtlich  der  Vollstreckung  ihrer  Disciplinarerkennt- 
nisse  gesichert." 

')  J.  P.  0.  art.  XVII.  §.  ö.  (Guarantia.)  ,,  •  .  .  teneantur  omnes  hujus 
transactionis  consorles  universas  et  singulas  hujus  pacis  leges  contra  queni- 
nmque  sine  Religionis  distinctione  tueri  et  protegere"  etc. 

^)  Siehe  den  in  der  Bundesversammlung  1S5.5  in  der  v.  Keltenburg'schen 
Sache  erstatteten  Commissionsbericht  oben  §.  .532.  Note  .3.  —  Vergl.  über 
den  gegenwärtigen  Rechtszusland  :  v.  Lind  e  ,  Betrachtungen  über  die  Selbst- 
stäudigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Kirchengewalt  und  die  Schulzpflichl  des 
deut.  Bundes  und  der  übrigen  Theilnehmer  des  westph.-ilischen  Friedens. 
Giessen ,    1S55.  S.    103  u.   f. 

*)  Sixtinus,  de  regalib.  Mühlh.  1602.  Frkft.  1617.  —  Jargow,  von 
den  Regalien.  Rostock,  1757.  —  (Vergl.  überhaupt  Pütter,  Lit.  d.  Staalsr. 
Thl.  III.  S.  294.  Klüber,  Litt,  §.  1097.)  —  Mitlermai  er,  deut.  Pri- 
vat-Recht. (7.  Aufl.  §.  200  flg.)  —  Himmelstoss,  Versuch  einer  Ent- 
wickelung  des   Begriffes   und  der  rechtlichen  Verbällnisse  der   Regalität  ia 
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zustanden,  insbesondere  aber  jene,  welche  ohne  Mitwirkung  der 
Reichsstände  ausgeübt  wurden  und  somit  eine  Art  von  Präroga- 
tive der  Krone  bildeten  ').  II.  Die  Landesherren  konnten  daher 
Begaben  auch  nur  durch  die  (regelmässig  lehenweise)  Verleihung 
vom  Reichsoberhaupte  erwerben  -),  jedoch  vertrat  auch  hier  häufig 
das  Herkommen  die  Stelle  eines  eigentlichen  Eiwerbtitels  und 
wurde  den  Reichsständen  wiederholt  die  ruhige  Ausübung  der 
hergebrachten  Regalien  von  den  Kaisern  bestätigt  3).  III.  In  der 
neueren  Zeit  hat  man  sich  gewöhnt,  die  Bezeichnung  „Rega- 
lien" vorzugsweise  von  den  zufälligen  Hoheitsrechten  zu  ge- 
brauchen. Man  verstehet  demnach  unter  Regalien  heut  zu  Tage 
jene  gewöhnlich  nutzbringenden  Rechte,  welche  dem  Staate  (Fis- 
kus) in  dem  gesammten  Staatsgebiete,  oder  doch  in  einem  ge- 
wissen Landestheile  in  der  Art  ausschliesslich  zustehen,  dass  kein 
Recht  derselben  Gattung  einem  Privatmanne  zustehen  oder  von 
ihm  ausgeübt  werden  kann.  IV.  Die  Regalien  in  diesem  Sinne 
sind  daher  ihrem  Wesen  nach  Rechte,  welche  Privat  rechte 
sein  würden,  wenn  sich  nicht  der  Staat  dieselben  ausschliesslich 
in  der  Gattung  beigelegt  hätte ^).  V.  Die  Regalität  ist  also 
nicht  sowohl  eine  Eigenschaft  gewisser  Gegenstände,  als  vielmehr 
ein  publizistischer  Rechtsgrundsatz,  welcher  in  einem  Staate 
in  Bezug  auf  gewisse  Klass-^n  von  Sachen  gilt.  VI.  Die  histo- 
rische   Veranlassung    zur    Entstehung    der   Regalität    war    das 


Deutschland.  Landshut,  1SÜ4.  —  Hüllmann,  Gesch.  des  Ursprunges  der 
Regalien  in  Deutschland.  Frkft.  1806.  —  A.  Gemeiner,  Beitrag  zu  der 
Lehre  von  den  Regalien.  München,  1S42.  —  Da  von  den  einzelnen  Re- 
galien ausführlich  in  dem  deutschen  Privatrechle  gehandelt  wird,  so  darf 
sich  das  Staatsrecht  auf  die  Darstellung  der  allgemeinen  Grundsätze  be- 
scbräokea. 

')  Vergl.  IL  F.  56.  Quae  sint  regalia.  —  Die  in  dieser  Stelle  enthaltene 
Aufzählung  der  einzelneu  Regalien  ist  aber  nicht  für  Deutschland ,  sondern 
nur  für  die  Lombardei  bestimmt  gewesen ,  und  wurde  daher  nie  als  ein  in 
Deutschland  gültiges  Gesetz  betrachtet.  —  Vergl.  Pütt  er,  Beitr.  I,  207. 

2)  Vergl.  z.  B.  das  Concordatum  Cali.xtinum  a.  1  122  (Professio  Papae 
§.  2)  :  ,,EIectus  (Episcopus)  autem  Regalia  per  sceplrum  a  Te  (Imperatore) 
recipial."  —  Siehe  auch  oben  §.  104.  IL 

3)  Vergl,  z.  B.  den  westphäi.   Frieden  (I.  P.   0.)  Art.  VIII.  §.    l. 

')  Es  wird  daher  ein  Recht  nicht  dadurch  schon  ein  Regal,  dass  es  dem 
Staate  an  einer  einzelnen  Sache  zusteht :  so  z.  ß.  ist  das  Eigenthunisrecht 
des  Staates  an  den  Slualsgütern  keia  Regal. 
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Staatsbedürfniss:  dieses  musste  auf  den  Versuch  hinführen, 
dem  Staate  durch  ausschliessliche  Beilegung  gewisser  nutzbringen- 
den Befugnisse  eine  Einnahme  zu  verschafl'en:  der  juristische 
Grund  der  Regahtät  liegt  aber  in  der  Gebietshoheit,  da  in 
Folge  dieser  der  Staat  bestimmen  kann,  woran  er  den  Privatbesitz 
gestatten  oder  ausschliessen  will  5).  VII.  Unter  den  nutzbaren 
Regahen  selbst  lassen  sich  drei  Hauptarten  unterscheiden: 
1)  wirkliche  ausschliessliche  Eigenlhumsreche  des  Staates 
an  ganzen  Klassen  von  Gegenständen^);  2)  Regahen,  welche  in  dem 
Rechte  bestehen,  gewisse  Ge  werbe  oder  G  escli  äf  te  ausschlies- 
send  zu  betreiben  ^),  und  3)  Regalien,  welche  darin  bestehen,  dass 
sich  der  Fiskus  gewisse  Landesprodukte  oder  Erträgnisse 
(proventus)  der  Grundstücke  oder  andere  Gegenstände,  welche 
nach  deutschrechtlicher  Vorstellungsweise  diesen  gleichgeachtel 
werden,  ausschliesslich  zueignen  darf^).  VIII.  Was  insbesondere 
den  rechtlichen  Charakter  der  Regalien  dieser  letzteren  Klasse 
anbelangt,  so  ist  es  durchaus  unpassend,  dieselben  als  ein  Eigen- 
thumsrecht  des  Fiskus  an  den  Landeserzeugnissen,  wie  z.  B.  au 
den  jagdbaren  Thieren,  selbst  aufzufassen,  da  weder  nach  dem 
gemeinen,  noch  nach  dem  philosophischen  Rechte  ein  Eigenthum 
an  Gegenständen  angenommen  werden  kann,  welche  noch  niemals 
occupirt  worden  sind.  Nicht  minder  unrichtig  ist  es,  wenn  man 
dieselben  als  dem  Staate  zuständige  Personal-  und  Real -Servi- 
tuten 9),  oder  als  eine  Art  von  IVutzeigenthum  (dominiimi  utile) 
des  Staates   erklärt  ^o).     Vielmehr  sind  die  Regalien  der  letzteren 


6)  Vergl.  oben  §.  442.  443. 

')  Hierher  geboren  z.  ß.  die  Lamlstrassen  und  öffentlichen  Flüsse ; 
ebenso  die  Forsten  und  Berf^werke ,  wo  diese  nach  der  Landesverfassung 
Regal  sind. 

■)  So  bestehet  z.  B.  in  mauchen  Staaten  ein  Tahaksregal ,  Salzregal, 
u.  s.  w.  -T-  Auch  das  Post-Regal  gehört  in  diese  Klasse.  Vergi.  über 
die  gegenwärtigen  Verhältnisse  des  Fürstl.  Hauses  Thurn  und  Taxis  zu  dem 
Fostregal ,  oben  §.  .303. 

8)  Hierher  gehört  z.  ß.  das  Jagdregal,  das  Fischereiregal  u.  dergl. ;  das 
Regal  an  herrenlosen  Sachen,   Schätzen  u.   dergl. 

'^)  Reclit  gut  hat  dies  ausgeTührt  Gemeiner,  a.  a.   0.   S.   53  u.  f. 

»")  Dies  thut  Gemeiner,  a.  a.  0.  S.  61  u.  f.  —  Aliein  bei  den  Re- 
galien fehlt  gerade  jenes  Merkmal,  wodurch  sich  die  Rechte,  die  man  unter 
der  verwirrenden  Bezeichnung  von  dominium  utile  begreift,  charakteristisch 
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Ar!  leiliglicli  als  eine  besondere  Art  der  deutschen  Immobiliar- 
rcchtc  überhaupt  aufzufassen^*),  deren  eigenthümlicher  Charakter 
eben  darin  bestehet,  dass  sich  der  Staat  in  einem  gewissen  Lan- 
desbezirke die  Befugniss  beilegt,  gewisse  Gegenstände  ausschliess- 
lich occupiren  zu  dürfen,  und  sich  in  dieser  Befugniss  durch 
Strafgesetze  schützt  ^-).  IX.  Nicht  zu  verwechseln  mit  den  nutz- 
baren Regalien  sind  die  Iloheitsrechte  des  Souverains  über  die 
als  Regale  erklärten  Gegenstande  oder  Gerechtigkeiten.  Jedes 
Regale,  es  mag  von  dem  Fiskus  selbst  ausgeübt  und  genützt  wer- 
den, oder  es  mag  dessen  Ausübung  und  Nutzung  an  Privaten 
verliehen  worden  sein,  unterliegt  der  Gesetzgebung,  Aufsicht  und 
Gerichtsbark(!it  des  Staates.  Hiermit  ist  der  Unterschied  von  Forst- 
regal, Jagdregal  u.  s.  w.  und  von  Forsthoheit,  Jagdlioheit  u.  s.  w. 
von  selbst  gegeben. 

§.  542. 

b)    Grundsätze. 

1)   EntstehuDg  und  Erwerbung. 

Hinsichtlich  der  Regalien  gelten  im  Allgemeinen  folgende  Grund- 
sätze: 1)  Die  Regalität  eines  Gegenstandes  oder  Gewerbes  wird 
niemals  vermuthet  *)  und  ist  daher  auch  immer  strenge  auszu- 
legen; auch  kann  daraus  allein,  dass  die  Staatsgenehmigung  zur 
Betreibung  gewisser  Gewerbe  nachgesucht  und  für  die  Bewilligung 


auszeicbnen,  dass  sie  nämlich  Concessionen  des  Grundeigentbiimcrs,  und 
also  von  ihm  abgeleitete,  ein  dingliches  und  erhlicbes  Besitz-  und  ^utzungs- 
recht  (eine  iNulzgewer)  an  der  Immobilie  selbst  gebende  Rechte  sind. 

")  Der  Charakter  der  Regalien  als  Immobiliarrechte  im  Sinne  des  deut- 
schen Rechtes  ergibt  sich  auch  daraus,  dass  sie  vom  Kaiser  (und  noch  jetzt 
von  den  Landesherren)  durch  Investitur  verliehen  werden,  und  nicht  ohne 
einen  Bezirk,  auf  welchem  sie  ausgeübt  werden,  denkbar  sind. 

'2)  Darauf  deutet  z.  B.  auch  die  Bezeichnung  Wild-Bann  u.  dergl. 

<)  Da  die  in  II.  F,  56.  enthaltene  Aufzählung  der  Regalien  iu  Deutseh- 
land keine  gesetzliche  Gültigkeit  hat  (§.  541.  Note  1),  so  gibt  es  überhaupt 
kein  gemeinrechtliches  Gesetz  über  die  Regalität,  als  die  Goldene 
Bulle  K.  Karl 's  IV.  1356.  cap.  IX.  —  Dieses  Gesetz  nennt  als  Regal 
nur:  ,,universas  auri  et  argeati  fodinas  alque  mineras  stanni,  cupri, 
phiiubi,  ferri  et  alterius  cujuscunque  generis  metalli ,  ac  etiam  salis."  — 
Salz -Quellen  sind  bierunter  nicht  begriffen;  doch  können  sie  dem  Laudes- 
berrn  aus  anderen  Gründen,  z.  ß.  als  Grundherrn,  ausschliesslich  zustehen. 
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eine  Abgabe  bezahlt  werden  muss,  noch  nicht  gefolgert  werden, 
dass  ein  solches  Gewerbe  selbst  Regal  sei.  2)  Jedes  Regal,  wel- 
ches eine  Beschränkung  oder  Belästigung  der  Grundbesitzer  ent- 
halt, muss  auf  die  dieselben  am  wenigsten  drückende  Art  aus- 
geübt werden;  auch  gebührt  diesen  Ersatz  für  den  Schaden, 
welcher  ihnen  aus  einer  ordnungswidrigen  (culposen)  Ausübung 
des  Regals  zugehet-).  3)  Die  Regalität  kann  nur  durch  Gesetze, 
Landesverträge,  Herkommen  oder  sogen.  Immemorialverjährung, 
nicht  aber  durch  eine  Ersitzung  in  bestimmter  Zeit  entstehen, 
weil  es  sich  hier  nicht  um  den  Erwerb  einer  einzelnen  Sache 
oder  Befugniss,  sondern  um  die  Aufstellung  eines  rechlhchen 
Grundsatzes  handelt.  4)  An  Privatpersonen  können  die  nutzbaren 
Regalien  nur  in  dem  Sinne  von  der  Staatsgewalt  verliehen  werden, 
dass  denselben  die  Ausübung  und  der  Genus  s  der  daraus 
entspringenden  Vortheile  und  zwar  nur  mit  fortwährender  Unter- 
ordnung unter  die  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  des 
Staates  überlassen  wird  ^).  Würde  eine  Regierung  ein  bisher  ihr 
zuständiges  nutzbares  Regale  einer  Privatperson  vollkommen  ab- 
treten und  einräumen,  so  würde  eben  hierdurch  die  hierunter  be- 
griffene Befugniss  aufhören,  Regal  zu  sein,  und  nur  noch  als  ein 
Monopol  oder  Privilegium  erscheinen^).     5)  Ausser  der  Verleihung 


2)  Vergl.  Gemeiner,  Beitr,  z,  Lehre  v,  d.  Regalien.    S.  72. 

3)  Wie  viel  einer  Person  von  dem  Staate  verliehen  worden  ist,  kann 
mitunter  bei  Regalien,  welche  mehrere  Grade  haben,  wie  z.  B.  das  Jagd- 
regal ,  zweifelhaft  sein ,  und  ist  sodann  Beweisfrage  in  concreto.  Eine  all- 
gemeine Präsumtion  für  die  Verleihung  der  niedersten  Art  lässt  sich  nicht 
unbedingt  vertheidigen.  Besondere  Rücksicht  ist  hierbei  darauf  zu  nehmen,  in 
welchem  Umfange  der  Staat  überhaupt  solche  Regalien  an  Privatpersonen  zu 
\erleihen  pflegt.     C.  J.   Guy  et,  de  more  regionis.    Jena,   1S3T. 

'<)  Mit  der  Verleihung  nutzbarer  Regalien  an  Privatpersonen  darf  nicht 
die  Frage  verwechselt  werden ,  ob  auch  eigentliche  Hoheitsrechte  ,  wie  Ge- 
richtsbarkeit, Polizei  u.  dergl.,  an  Privatpersonen  verliehen  werden  können. 
Zur  Zeit  des  Reichsverbandes  war  dies  selbst  hinsichtlich  der  höchsten  Stu- 
fen dieser  Hoheitsrechte  nicht  zu  bezweifeln,  jedoch  wurde  eben  durch  eine 
solche  Verleihung  der  eigentlichen  höhern  Regierungsrechte  die  Privatperson 
in  einen  Landesherrn  umgewandelt.  Seit  der  Auflösung  des  Reiches  hängt 
alles  von  der  Verfassung  der  einzelnen  Länder  ab;  in  mehreren  wurde  bis 
auf  die  neueste  Zeit  die  niedere  Gerichtsbarkeit  und  Polizei  u.  dergl  (jedoch 
nur  hinsichtlieh  der  .Ausübung)  an  Privaten  verliehen,  oder  vielmehr  in 
Folge   alter  Verleihungen   oder  Herkommens   als  eine  mit  gewissen   Gütern 
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durch  die  Staatsgewalt  kann  die  Berechtigung  zur  Ausühung  eines 
Kegale  von  einer  Privatperson  nur  durch  unvordenkliche  Zeit  er- 
worhen  werden  ^).  Dies  schUesst  jedoch  nicht  die  Befugniss  der 
Privatpersonen  aus,  sich  in  der  Ausühung  des  Regals  vorläufig 
auch  mit  possessorischen  Rechtsmitteln  gegen  den  Fiskus  zu  ver- 
theidigen. 

§.  543. 
2)   Rechtsmittel.     Erlöscbuog. 

I.  Wie  hei  allen  deutschen  Imniobiliarrechlon  gestattet  die 
Praxis  auch  zur  Geltendmachung  der  Regalität  sowohl  petitori- 
sche als  possessorische  Rechtsmittel  nach  der  Analogie  der  hei 
den  Servituten  zustandigen  Klagen.  II.  Sind  von  Privatpersonen 
einzelne  Sachen  rechtswidrig  in  Besitz  genommen  worden,  welche 
der  Regahtät  unterworfen  sind,  so  stehen  dem  Fiskus  zur  Gel- 
tendmachung seiner  Rechte  nicht  nur  die  gewöhnlichen  Delicts- 
klagen  (condictio  furliva  u.  s.  w.)  gegen  die  Thäter  zu,  sondern 
er  kann  sich  auch  der  Spolienklage  gegen  dritte  Erwerher  unter 
der  gewöhnlichen  Voraussetzung  dieses  Rechtsmittels  bedienen  '). 
Eine  eigentliche  Rei  vindicatio  kann  man  aher  dem  Fiskus  nur 
dann  gestatten,  wo  die  der  Regalität  unterworfene  Sache  bereits 
nach  civilistischen  Grundsätzen  in  sein  Eigenthum  übergegangen 
war,  bevor  die  Entfremdung  stattfand-).  III.  Die  Regalität  er- 
lischt, eben  weil  sie  nicht  eine  Befugniss  in  concreto,  sondern 
ein    Rechtsgrundsatz    ist,    nur    durch    Aufgeben    von    Seile    des 


(Riltergütern)  verbundene  Realgerecbligkeit  forizufiihren  gestattet  (sog.  Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit). 

5)  Ist  ein  Regale  oder  auch  die  Ausübungsbefagniss  eines  eigenlliihen 
Hoheitsrechtes,  wie  z.  B.  der  Gerichtsbarkeit,  einmal  von  einer  Person  ah 
Realgerechtigkeit  für  ihre  Güter  erworben,  nnd  stehet  später  nur  der  Ueber- 
gang  desselben  (als  Pertinenz)  wie  z.  B.  eines  Lehengntes  an  einen  anderen 
Privatmann  (z.  B.  den  Vasallen)  unter  Privatpersonen  selbst  in  Frage,  so 
genügen  auch  die  landesüblichen  Ersitzungen  in  bestimmter  Zeit. 

')  Die  Zulassung  der  Spolienklage  recLtferligt  sich  daraus,  dass  jedes 
Regal  als  ein  Imniobiliarrecht  aufzufassen  ist,  und  also  der  Berechtigte  eine 
Gewer  daran  hat,  welche  durch  die  unbefngte  Zueignung  der  dem  Regal 
unterworfenen  Sachen  von  Seite  eines  Dritten  verletzt  wird. 

*)  Eine  Rei-Vindicatio  kann  daher  auch  da  stattfinden^  wo  die  Regalität 
in  dem  ausschliesslichen  Eigenlhume  an  gewisson  Klassen  von  Gegenstän- 
den besteht,  wie  bei  den  Regalien  der  im  §.  541  aufgeführten  ersten  Klasse. 
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Staates  selbst,  d.  h.  durch  ein  derogatorisches  Gesetz  oder  Her- 
kommen ,  für  welches  letztere  auch  hier  wieder  eine  vollbewei- 
sende Vermuthung  in  dem  Ablaufe  einer  unvordenklichen  Zeit  ge- 
funden werden  darf 3). 


3)  Von  Erlöschung  eines  Regals  als  Folge  des  Missbrauches  kann  bei  der 
heutigen  Staatsverfassung,  insoferne  es  der  Fiskus  selbst  ausübt,  nicht  mehr 
die  Rede  sein.  Auch  Privaten  können  die  verliehenen  Regalien  wegen  Miss- 
brauches nur  dann  entzogen  werden,  wenn  dies  bei  der  Verleihung  festgesetzt 
ist,  denn  der  Staat  ist  mächtig  genug,  dieselben  jederzeit  zum  geordneten 
Gebrauche  anzuhalten.  Jedoch  kann  jedes  Regale,  dessen  Fortbestand  als 
unzweckmässig  erkannt  wird,  wie  jedes  andere  Privatrecht  durch  die  Ge- 
setzgebung aufgehoben  werden.  Hinsichtlich  der  etwa  den  Privaten  dess- 
halb  gebührenden  Entschädigung  gelten  die  allgemeinen  Grundsätze  (§.  434). 
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Zi^anzigster  Abschnitt. 

Auswärtige  Verhältnisse. 

§.  544. 
Völkerrechtliche  Bedeutung  der  äusseren  Hoheitsrechte. 

I.  Die  äusseren  Hoheitsrechte,  d.  h.  diejenigen  Rechte,  welche 
der  Staatsgewalt  in  ihren  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  zu- 
stehen, wie  das  Gesandtschaftsrecht,  Bilndnissrech t  und 
Kriegsrechl,  gehören  ihrer  Wirksamkeit  nach  dem  Völker- 
rechte an,  wohin  desshalb  auch  ihre  Darstellung  zu  verweisen 
ist*).  II.  Das  Staatsrecht  darf  sich  darauf  beschränken,  die  äus- 
seren Hoheitsrechle,  oder  die  sog.  Repräsentativgewalt, 
als  ausschliessliches  Recht  des  Souverains  im  Verhältnisse  zu  den 
Unterthanen ,  so  wie  auch  die  Befugnisse  nachzuweisen ,  welche 
den  Landständen  in  Bezug  auf  die  Ausübung  einzelner  Arten  der- 
selben zukommen  oder  zukommen  können  2).  III.  Allgemein  ist 
in  den  deutschen  Staaten  anerkannt,  dass  die  Ausübung  des  Kriegs- 
rechtes, namentlich  die  Kriegserklärung,  die  Abschhessung  von 
Friedens-  und  anderen  Staatsverträgen,  so  wie  die  Ausübung  des 
Gesandtschaftsrechtes,  Prärogativen  der  Krone  sind,  wobei  eine 
Mitwirkung  der  Stände  in  dem  Akte  der  Erklärung  oder  des  Ab- 
schlusses, so  wie  auch  bei  der  Absendung  und  Annahme  von 
Gesandten  nicht  stattfindet  3);  dass  in  diesen  Beziehungen  die  Mit- 
wirkung der  Stände  nicht  weiter  stattlindet,  als  es  sich  um  die 
Bewilligung  von  Geldmitteln  handelt,  und  dass  nur  in  Bezug  auf 
abzuschliessende  Staatsverträge  den  Ständen  mitunter  eine  etwas 
weiter  gehende  Befugniss  beigelegt  wird  ■*). 


')  Siehe  die  Aufzählung  der  äusseren  Hoheitsrechte  oben  §.  274. 

2)  Ueber  den  Begriff  der  Repräsentativgewalt  siehe  oben  §.  270. 

3J  lieber  die  Rechte  der  Landständo  in  Bezng  anf  Staatsverlräge  siehe 
oben  §.  395  u.  f.  Ueber  das  ausschliessliche  Staalsrepräsentationsrecht  des 
Souverains  siehe  oben  §.  234.  VI.  G. 

<)  Siehe  oben  §.  396. 
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§.  545. 
Die  Bundesgesetzgebung  über  die  auswärtigen  Ver- 
hältnisse*). 
1)   Allgemeines. 

Für  die  deutschen  Staaten  sind  durch  ihre  Vereinigung  zum 
deutschen  Bunde  bezüglich  der  auswärtigen  Verhältnisse  eigen- 
thüniliche  Zustände  und  zwar  nach  zwei  Richtungen  hin  begrün- 
det worden,  indem  nämlich  einerseits  der  deutsche  Bund  in  seiner 
Gesammlheit  eine  völkerrechtliche  Stellung  zu  den  übrigen  euro- 
päischen Staaten  einnimmt,  andererseits  aber  durch  den  Bundes- 
vertrag auch  die  Einzelstaaten  in  der  Ausübung  der  äusseren 
Hoheitsrechte  mehrfach  beschränkt  werden. 

§.  546. 
2)  Bundesrechtlicher  Grundsatz  in  Bezug  auf  die  völker- 
rechtliche   Stellung   der   Einzelstaaten.     Beschränkungen 
im  Bündnissrechte  und  Kriegsrechte. 

I.  So  wie  die  Souverainetät  der  einzelnen  Bundesglieder  der 
Ausgangspunkt  des  ganzen  Bundesverhältnisses  überhaupt  ist,  so 
erkennt  auch  die  Bundesakte  Art.  XI.  ausdrücklich  deren  Souve- 
rainetät in  den  auswärtigen  Beziehungen,  und  zwar  sowohl  in  Be- 
zug auf  andere  europäische  Staaten,  als  in  den  völkerrechtlichen 
Beziehungen  zu  einander  an.  II.  Jeder  Einzelstaat  ist  daher  prin- 
zipiell in  der  Zuständigkeit  aller  völkerrechtlichen  Befugnisse  an- 
erkannt, und  übt  sie  ungehindert  aus,  so  weit  er  nicht  durch  die 
Bundesgrundverträge  sich  selbst  zu  einer  Beschränkung  in  ihrem 
Gebrauche  aus  Rücksicht  auf  die  Gesammtverbindung  verpflichtet 
hat.  III.  Der  Artikel  XI.  der  Bundesakte  hebt  drei  Beschrän- 
kungen der  Einzelstaaten  in  dem  Gebrauche  ihrer  äusseren  Hoheits- 
rechte namentlich  hervor,  nämlich  A)  dass  die  Bundesglieder  das 
Recht  der  Bündnisse  aller  Art,  also  sowohl  unter  sich,  als  mit 
auswärtigen  Staaten,  behalten,  sich  jedoch  verpflichten,  in  keine 
Verbindung  einzugehen,  welche  gegen  die  Sicherheit  des  Bundes 
oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  werden.     Es  ist  dies  der- 


*)    lieber   die   alleren  Verhältnisse  vergl.   J.  J.  Moser,    dentsehes  aus- 
wärtiges Slaalsrecht.     Fikft.   ii.  Leipz.    1772. 
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selbe  Grundsatz,  welcher  für  den  Gebrauch  des  Bündnissrechtes 
der  deutschen  Einzelstaaten  schon  durch  den  vvestphälischen  Frie- 
den reichsgrundgesetzlich  ausgesprochen  worden  war,  und  daher 
seitdem  ununterbrochen  in  Deutschland  seine  Geltung  behauptet 
hat  ')•  B)  Sodann  erklärt  die  Bundesakte  Art.  XI.  noch  weiter, 
dass  die  Bundesglieder  sich  verbindlich  gemacht  haben,  einander 
unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkeiten 
mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung 
anzubringen,  welche  für  deren  Erledigung  durch  eine  wohlgeordnete 
Austrägalinstanz  Sorge  tragen  wird  2).  Diese  Beschränkung  des 
Kriegsrechtes  der  Einzelstaaten  war  ebenfalls  schon  in  der  Reichs- 
gesetzgebung durch  das  Verbot  der  Selbsthülfe  begründet  3);  es 
ist  daher  auch  in  dieser  Hinsicht  durch  die  Bundesakle  nur  die 
fortdauernde  Geltung  eines  reichsrechtlichen  Grundsatzes  ausge- 
sprochen worden.  C)  Die  dritte  Beschränkung,  welche  die  ßun- 
desakte  Art.  XI.  den  Einzelstaaten  hinsichtUch  des  Gebrauches 
ihrer  äusseren  Hoheitsrechte  auflegt,  ist  die,  dass  bei  einmal  er- 
klärtem Bundeskriege  kein  Mitglied  einseitige  Unterhandlungen  mit 
dem  Feinde  eingehen,  noch  einseilig  Waffenslillstand  oder  Frieden 
schliessen  darf.  Diese  Bestimmung  wurde  in  der  Wiener  Schluss- 
akte vom  15.  Mai  1820.  art.  48.  wiederholt,  mit  dem  Beisatze, 
dass  sie  für  alle  Bundesglieder  gleich  verbindlich  sei ,  sie  mögen 
ausserhalb  des  Bundes  Besitzungen  haben  oder  nicht.  Auch  diese 
Beschränkung  wurzelte  schon  in  der  alten  Reichsverfassung,  ob- 
gleich in  einzelnen  Fällen  von  den  Reichsständen  derselben  ent- 
gegen gehandelt  wurde.  IV.  In  der  Wiener  Schlussakte  vom  15. 
Mai  1820.  art.  36.  a  linea  2.  und  art.  37.  erkannten  sodann  alle 
Bundesglieder  die  Verpflichtung  an,  von  ihrer  Seite  auswärtigen 
Staaten  keine  Verletzungen  zuzufügen,  wodurch  denselben  eben- 
falls Anlass  zu  Verletzungen  gegeben ,  und  dadurch  der  Bund, 
welchem  nach  Artikel  VI.  der  Bundesakte  der  Schutz  aller  Bundes- 
staaten obliegt,  in  kriegerische  Verwickelungen  hineingezogen  wer- 
den könnte.     V.  Die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  gehet 


>)  Siehe   die   Bestimmung  im   Instr.    Pac.    Osnabr.   art.  VIII.  §.  2.  oben 
§.  77.  Note  12.  —  Vergl.  §.  91.  VII. 

2)  Vergl.  über  die  ßundesausträgalinstanz  oben  §.   154.  159  u.  f. 

3)  Ueber   das  Verbot   der  Selbsthülfe    nach  dem  Reichsrechte  siehe  oben 
§.  77.  Note  S.  §.  TS.  IV.  und  besonders  §.  1U4.  Note   19. 
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bei  der  Beslimniung  über  die  Ausübung  des  Kriegsrecblus  von  der 
Aiisicbt  aus,  dass  ein  einzelnes  Bundesglied,  welcbes  nicbl  zu- 
gleicb  europäische  Macht  ist,  gar  nicht  in  den  Fall  kommen  werde, 
einen  Krieg  zu  beginnen,  oder  an  einem  Kriege  Tlieil  zu  nehmon, 
welcher  nicht  als  Bundeskrieg  beschlossen  worden  ist.  Daher 
beschränkt  sich  der  Artikel  4G.  der  Wiener  Schlussakte  darauf, 
das  selbstsländige  Kriegsrecht  jener  Bundesstaaten  anzuerkennen, 
welche  zugleich  ausserhalb  des  Bundesgebietes  Besitzungen  haben, 
insoferne  dieselben  in  ihrer  Eigenschaft  als  europa  i  sehe  Macht 
einen  Krieg  beginnen '").  Uebrigens  enthält  doch  die  Wiener 
Schlussakte  auch  kein  Verbot  für  jene  Bundesstaaten,  welche 
keine  Besitzungen  ausserhalb  des  Bundes  haben ,  einen  anderen 
Bundesstaat,  der  in  seiner  Eigenschaft  als  europäische  Macht  einen 
auswiirtigen  Krieg  führt,  auch  ohne  vorgängigen  Bundesbesehluss 
mit  ihren  Truppen  zu  unterstützen. 

§.  547. 

3)    Völkenechtliclie  Befugnisse  des  Bundes  in  seiner 

Gesammtheit. 

a)    Im  AUgenieinen. 

I.  Schon  die  provisorische  Competenzbestimmung  der  deutschen 
Bundesversammlung  v.  12.  Juni  1817  hatte  mehrere  Gegenstände 
völkerrechtlicher  Natur  ausgezeichnet,  in  welchen  die  Bundesver- 
sammlung als  Organ  des  deutschen  Bundes  in  seiner  Gesammtheit 
zu  handeln  befugt  sei  *).  II.  Noch  näher  erklärte  sich  darüber 
die  Wiener  Schlussakte  Artikel  35  —  50.  In  dem  Artikel  35. 
wird  prinzipiell  ausgesprochen :  Der  Bund  hat  als  Gesammtmacht 
das  Recht,  Krieg,  Frieden,  Bündnisse  und  andere  Verträge  zu  be- 
schliessen.  Ausführlicher  wird  sodann  im  Artikel  50.  der  Wiener 
Schlussakte  als  Obliegenheit  der  Bundesversammlung  in  Bezug  auf 
die  auswärtigen  Verhältnisse  im  Allgemeinen  erklärt:  1)  Als  Organ 
der  Gesammtheit  des  Bundes  für  die  Aufrechthallung  friedlicher 
und  freundschafthcher  Verhältnisse  mit  den  auswärtigen  Staaten 
Sorge    zu    tragen;    2)    die   von  fremden  Mächten  bei  dem  Bunde 


4)  Siebe  uaten  §.  550. 

1)  Siehe   die   Coinpelenzbesliimnuag    vom    12.  Juni  IS  17.   Prolok.  §.  223. 
oben  §.    117   u.  f. 
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beglaubigten  Gesandten  anzunehmen,  und  wenn  es  nötbig  befun- 
den werden  sollte,  im  Namen  des  Bundes  Gesandte  an  fremde 
Mächte  abzuordnen-);  3)  in  eintretenden  Fällen  Unterhandlungen 
für  die  Gesammtlieit  des  Bundes  zu  filbren  und  Verträge  für  den- 
selben abzuschliessen ;  4)  auf  Verlangen  einzelner  Bundesregie- 
rungen für  dieselben  die  Verwendung  des  Bundes  bei  fremden 
Regierungen  und  in  gleicher  Art  auf  Verlangen  fremder  Staaten 
die  Dazwischenkunft  des  Bundes  bei  einzelnen  Bundesgliedern  ein- 
treten zu  lassen.  Der  in  der  provisorischeu  Competenzbestimmung 
vom  12.  Juni  1817  noch  besonders  hervorgehobene  Fall,  wenn 
nämlich  ein  Landesherr  die  Bundesversammlung  um  ihre  Ver- 
wendung bei  einer  auswärtigen  Macht  für  einen  seiner  Unter- 
ihanen  nachsucht 3),  ist  in  der  Wiener  Schlussakte  nicht  be- 
sonders erwähnt,  aber  unzweifelhaft  unter  der  Bestimmung  der 
Wiener  Schlussakto  Art.  50,  3.  einbegriffen.  III.  Die  schon  in 
der  provisorischen  Competenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817  der 
Bundesversammlung  beigelegte  Befugniss  einer  auswärtigen  Macht 
ihre  Verwendung  zu  gewähren,  wenn  diese  dieselbe  in  einer  An- 
gelegenheit nachsucht,  welche  einen  Bundesstaat  betrifll'*),  ist  in 
der  Wiener  Schlussaktc  Art.  36.  ausdrücklich  für  den  Fall  be- 
stätigt, wenn  ein  fremder  Staat  über  eine  von  einem  Mitgliede 
des  Bundes  ihm  widerfahrene  Verletzung  bei  der  Bundesversamm- 
lung Beschwerde  führt  und  diese  begründet  gefunden  wird.  In 
diesem  Falle  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  das  Bundesglied, 
welches  die  Beschwerde  veranlasst  hat,  zur  schleunigen  und  ge- 
nügenden Abhülfe  aufzufordern  und  mit  dieser  Aufforderung, 
nach  Betinden  der  Umstände,  Maassregeln,  wodurch  weiteren  friede- 


2)  Buadesbeschluss  vom  12.  Juni  ISl".  Protnk  §.  227.  über  die  aus- 
wfirtigen  Verhältnisse  (den  diplomatischen  Verkehr)  des  deutschen  Bundes 
in  G.  V.  Meyer,  Staatsakten,  II.  S.  59.  —  Vergl.  A.  ftlirus.  das  euro- 
päische Gesandtschaftsrecht,  nebst  einem  Anhange  von  dem  Gesandtschafts- 
rechlc  des  deutseben  Randes.  2  Bde.  Leipz.  1S47.  —  Durch  B.  B.  v.  19. 
Febr.  1824.  Sitz.  VI.  Protok.  §.  42.  ist  ausgesprochen,  dass  die  bei  dem 
deutschen  Bunde  accreditirten  Gesandten  dieselben  gesandtschaftlichen  Vor- 
rechte im  Verhältnisse  7u  der  freien  Stadt  Frankfurt  geniessen ,  wie  die 
Bnndestagsgesandten.     Vergl.  oben  §    13S. 

3)  Siehe  oben  §     147.  I.   D.  und  besonders  §.   149.  Note  3. 
*)  Siebe  oben  §     !47.  I.  D.  Note  6. 
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störenden  Folgen  zur  rechten  Zeit  vorgebeugt  wird,  zu  ver- 
binden. IV.  Wenn  dagegen  ein  Bundesstaat  bei  einer  zwischen 
ihm  und  einer  auswärtigen  Macht  entstandenen  Irrung  die  Da- 
zwischenkunft  des  Bundes  anruft,  so  hat  die  Bundesversammlung 
den  Ursprung  dieser  Irrung  und  das  wahre  Sachverhältniss  sorg- 
fältig zu  prüfen  und,  je  nachdem  sie  findet,  dass  diesem  Bundes- 
staate das  Becht  zur  Seite  steht,  demselben  ihre  wirksamste  Ver- 
wendung angedeihen  zu  lassen,  oder  ihn  von  Fortsetzung  des 
Streites  ernstlich  abzumahnen,  die  begehrte  Dazwischenkunlt  zu 
verweigern,  auch  erforderlichen  Falles  zur  Erhaltung  des  Friedens 
die  erforderlichen  Mittel  anzuwenden.  V.  Nach  der  Wiener  Schluss- 
akte Art.  43.  ist  der  Bund  auch  für  befugt  erklärt,  die  förmliche 
Vermittelung  zu  übernehmen ,  wenn  in  einem  Falle  (des  Streites 
europäischer  Mächte),  wo  es  die  Gefahr  und  Beschütznng  einzelner 
Bundesstaaten  gilt,  einer  der  streitenden  Theile  darauf  anträgt  und 
der  andere  Theil  einwilligt;  jedoch  darf  dadurch  der  Beschluss 
wegen  der  zur  Sicherung  des  Bundesgebietes  zu  ergreifenden  Ver- 
theidigungsmaassregeln  nicht  aufgehalten  werden,  noch  in  der  Aus- 
führung der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder  eine  Ver- 
zögerung eintreten.  VI.  Nach  der  Wiener  Schlussakte  Artikel  50. 
kann  es  keinem  Zweifel  unterhegen,  dass  dem  deutschen  Bunde 
als  Gesammtmacht  auch  die  Befugniss  zukommt,  durch  eigene 
Gesandte  an  europäischen  Congressen  Antheil  zu  nehmen.  Bis- 
her ist  dieses  Becht  von  dem  Bunde  noch  nicht  ausgeübt  wor- 
den, sondern  es  haben  nur  die  beiden  Bundesglieder,  welche 
zugleich  europäische  Mächte  sind,  an  solchen  Congressen  An- 
theil genommen.  Der  deutsche  Bund  als  solcher  hat  sich,  der 
Eigenthümlichkeit  seiner  Zusammensetzung  nach,  daher  bei  vor- 
kommenden Anlässen  bisher  darauf  beschränkt,  die  von  den  beiden 
Grossmächten  oder  einer  derselben  zur  Kenntniss  der  Bundesver- 
sammlung gebrachten  Vereinbarungen  unter  den  europäischen 
Grossstaaten  sich  mehr  oder  minder  anzueignen  ^). 


5)  Vergl.  z.  B.  die  Darstellung  des  Verfahrens  der  Buudesversammliing 
in  der  orientalischen  Angelegenheit,  in  v.  Linde,  Archiv  f.  d.  öffenti.  R. 
d.  deut.  Bundes.  Giessen,  1855.  Hft.  3.  und  den  B.  B.  v.  21.  Febr.  1856. 
in  dieser  Angelegenheit. 
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§.  548. 

b)    Bundesgesetzliche   Bestiininungen   über  Bundeskriege. 

a)    Der  Bundeskrieg  als  Vertheidigungskrieg. 

I.  In  dem  Artikel  XI.  der  Bundesakle  versprechen  alle  Mit- 
glieder des  Bundes  sowohl  ganz  Deutschland,  als  jeden  einzelnen 
Bundesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Schulz  zu  nehmen ,  und  ga- 
rantiren  sich  gegenseitig  ihre  sämmtlichen  unter  dem  Bunde  be- 
griffenen Besitzungen  ^).  II,  Hieran  anschliessend  und  zugleich 
mit  ausdrücklicher  Verweisung  auf  den  im  zweiten  Artikel  der 
Bundesakte  ausgesprochenen  Bundeszweck  erklärt  die  Wiener 
Schlussakte  Art.  35.,  dass  der  deutsche  Bund  das  Kriegsrecht  nur 
zu  seiner  Selhstvertheidigung,  zur  Erhaltung  der  Selbst- 
ständigkeit und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unab- 
hängigkeit und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten  aus- 
übe. Es  darf  dies  jedoch  nicht  in  dem  Sinne  verstanden  werden, 
als  wenn  der  deutsche  Bund,  um  zu  einer  Kriegserklärung  schrei- 
ten zu  können,  immer  erst  einen  kriegerischen  Angriff  von  Seiten 
auswärtiger  Staaten  abzuwarten  hätte,  sondern  die  Ausübung  des 
Kriegsrechtes  des  Bundes  ist  begründet,  so  wie  deutsche  Inter- 
essen durch  auswärtige  Staaten  in  der  Art  ernstlich  bedroht  sind, 
dass  eine  Verletzung  derselben  nicht  anders  als  durch  kriegerische 
Maassregeln  abgewendet  werden  kann  -). 

§.  549. 

ß)    Die  Beschlussfassung    über    einen   Bundeskrieg,    die 

Behauptung  der  Neutralität  und  über  Friedensschlüsse. 

I.  Die  Bundesversammlung  hat  nach  Artikel  38.  der  Wiener 
Schlussakte   sofort   die  Fra2;e,    ob   eine    Gefahr   eines   feindlichen 


>)  Snccessionsaosprüche ,  welche  eiu  souveraines  deutsches  Fürstenhaus 
auf  das  Staatsgebiet  eines  anderen,  oder  einen  Theil  desselben,  aus  jetzt 
noch  möglicherweise  wirksamen  Rechtsliteln  erheben  kann  ,  sind  durch  diese 
Garantie  nicht  ausgeschlossen.     Siebe  oben  §.   254 — 259. 

2)  Für  diese  Ansicht  spricht  auch  das,  was  in  der  W.  S.  A.  art.  40. 
über  die  Pormliche  Kriegserklärung  des  Bundes ,  und  ebendas.  art.  47.  über 
die  Gefahr  für  das  Bundesgebiet  in  Folge  einer  Bedrohung  der  nicht  zum 
Bundesgebiete  gehörigen  Besitzungen  eines  Bundesgebietes  durch  eine  fremde 
Macht  vorgesehen  ist.     Siehe  unten  §.  549.  550, 
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Angriffes  für  die  Gesammtbeit  des  Bundes  oder  einen  einzelnen 
Bundesstaat  vorhanden  sei,  in  Berathung  zu  nehmen  und  darüber 
in  kürzester  Zeit  einen  Ausspruch  zu  thun,  wenn  aus  Anzeigen 
eines  Bundesstaates  oder  aus  anderen  zuverlässigen  Angaben  Grund 
zu  einer  derartigen  Besorgniss  gegeben  ist.  Wird  die  Gefahr  an- 
erkannt, so  muss  gleichzeitig  mit  diesem  Ausspruche,  wegen  der 
in  solchem  Falle  unverzüglich  in  Wirksamkeit  zu  setzenden  Ver- 
theidigungsmaassregeln  ein  Beschluss  gefasst  werden.  Beides, 
jener  Ausspruch  und  dieser  Beschluss,  ergeht  von  dem  engeren 
Rathe  nach  einfacher  Stimmenmehrheit.  II.  Wenn  das 
Bundesgebiet  von  einer  auswärtigen  Macht  feindhch  überfallen 
wird,  so  tritt  selbstverständUch  sofort  der  Stand  des  Krieges  ein. 
Es  muss  in  diesem  Falle  nach  der  Wiener  Schlussakte  Artikel  39. 
ohne  Verzug  zu  den  erforderlichen  Verlheidigungsmaassregeln  ge- 
schritten werden.  III.  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  förm- 
lichen Kriegserklärung  genöthigt,  so  kann  solche  nach  der 
Wiener  Schlussakte  Art.  40.  nur  im  Plenum  beschlossen  werden. 
Stiramcneinhelligkeit  wird  jedoch  hierzu  nicht  erfordert,  sondern 
die  Beschlussfassung  geschieht  nach  der  im  Artikel  7.  der  Bundes- 
akte für  das  Plenum  aufgestellten  Regel  durch  Stimmenmehr- 
heit von  zwei  Dritttheilen.  IV.  Selbstverständlich  und  nach 
ausdrücklicher  Bestimmung  in  dem  Artikel  41.  der  W'iener  Schluss- 
akte verbindet  der  in  der  engeren  Versammlung  gefassle  Beschluss 
über  die  Wirkhchkeit  der  Gefahr  sämmtliche  Bundesstaaten  zur 
Theiluahme  an  den  von  dem  Bundestage  für  nothwendig  erachte- 
ten Verlheidigungsmaassregeln.  Gleicherweise  verbindet  die  in  der 
vollen  Versammlung  ausgesprochene  Kriegserklärung  sämmtliche 
Bundesstaaten  zur  unmittelbaren  Theilnahrae  an  dem  gemeinschaft- 
lichen Kriege.  V.  Wenn  die  Vorfrage ,  ob  Gefahr  vorhanden  ist, 
durch  Stimmenmehrheit  verneinend  entschieden  wird ,  so  bleibt 
nach  Artikel  42.  der  Wiener  Schlussakte  nichtsdestoweniger  den- 
jenigen Bundesstaaten ,  welche  von  der  Wirklichkeit  der  Gefahr 
überzeugt  sind,  unbenommen,  gemeinschaftliche  Verlheidigungs- 
maassregeln unter  einander  zu  verabreden.  VI.  Bei  ausgebroche- 
nem Kriege  steht  es  selbstverständlich  jedem  Bundesstaate  frei, 
zur  gemeinsamen  Vertheidigung  eine  grössere  Macht  zu  stellen, 
als  sein  Bundescontingent  beträgt;  es  kann  jedoch  hieraus  nach 
Artikel  44.  der  Wiener  Schlussakte  keine  Forderung  an  den  Bund 
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abgeleitet  werden.  VII.  Wenn  in  einem  Kriege  zwischen  iiii?- 
u artigen  Mächten  oder  in  anderen  Fällen  Verhältnisse  eintreten, 
welche  die  Besorgniss  einer  Vc^rlelzuiig  der  Neutralität  des 
!JiiQd«;sgebietes  veranlassen,  so  liat  die  Ihmdcsversammliing  nach 
Artikel  45.  der  Wiener  Schlnssakto  ohne  Verzug  im  engeren 
Ratlie  die  zur  Behauptung  dieser  Neutralität  erforderlichen  Maass- 
regcln  zu  beschliessen.  VIII.  Wenn  von  Seiten  des  Bundes  Unter- 
handlungen über  Abschluss  des  Friedens  oder  eines  WafTenstill- 
standes  stattfinden,  so  hat  die  Bundes\ersammlung  zu  spezieller 
Leitung  derselben  nach  der  Wiener  Schlussakle  Artikel  49.  einen 
Ausschuss  zu  bestellen,  zu  dem  Unterhaudlungsgeschäfte  aber 
eigene  Bevollmächtigte  zu  ernennen  und  mit  gehörigen  Instruktio- 
nen zu  versehen.  Die  Annahme  und  Bestätigung  eines  Friedens- 
vertrages kann  nur  im  Plenum  geschehen;  jedoch  genügt  auch 
zu  diesem  Beschlüsse  die  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen. 

§.  550. 

/)    Buudesiiesetziiche  Bestimmiiugen  über  die  Kriege 

der  Bundesglieder,  welche  zugleich  europäische 

Mächte  sind^j. 

Bei  der  Abfiissnng  der  Wiener  Schlussakte  erkannte  man  es 
lür  nolhwendig,  besondere  Bestimmungen  über  das  Verhältniss 
des  Bundes  bei  jenen  Kriegen  zu  treflen,  welclie  solche  Bundes- 
glieder, die  zugleich  europäische  Mächte  sind,  mit  anderen  aus- 
wärtigen Staaten  führen.  I.  Als  Grundsatz  wurde  in  der  Wiener 
Schlussakte  Art'hel  46.  ausgesprochen,  dass  ein  Krieg,  welchen 
ein  Bundesstaat,  der  zugleich  ausserhalb  des  Bundesgebietes  Be- 
sitzungen hat,  in  seiner  Eigenschalt  als  europäische  Macht 
beginnt,  dem  Bunde,  als  dessen  Verhältnisse  und  Verpflichtungen 
nicht  berührend,  völlig  fremd  bleibt.  11.  Nur  erst  dann  tritt 
eine  VerpHichtung  des  Bundes  zu  gemeinschaftlichen  Vertheidi- 
gungsmaassregeln  oder  zur  Hülfeleistimg  ein ,  wenn  die  Bundes- 
versammlung nach  vorgängiger  Berathung  durch  (einfache)  Stim- 
menmehrheit in  dem  engeren  Ralhe  ausgesprochen  hat,    dass 


*J  Vergl.  hierüber  v.  Dresch,   BeUräge.     1S22.     Nr.  IV.     S,  59. 
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sie  in  dem  Angriffe  eines  drillen  Staates  auf  die  ausser  dem  Bun- 
desgebiete belegenen  Besitzungen  eines  Bundesgliedes  oder  in  der 
Bedrohung  derselben  mit  einem  feindlichen  Angriffe,  auch  eine 
Gefahr  für  das  Bundesgebiet  erkennt.  Ist  dies  der  Fall, 
so  treten  alle  Bestimmungen  der  Wiener  Schlussakte  über  den 
Bundeskrieg  sofort  in  Wirksamkeit. 


Anhang. 

Die  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes. 


Die  dentsche  Bnndesakte, 

vom  8.  Juni  1815. 
Im  Namen  der  aüerheiligsten  und  untheilbaren  Dreieinigkeil 

Die  souveraineD  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands,  den  gemein- 
samen Wunsch  hegend ,  den  6.  Artikel  des  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai 
1814  in  Erfüllung  zu  setzen,  und  von  den  Vortheilen  überzeugt,  welche  aus 
ihrer  festen  und  dauerhaften  Verbindung  für  die  Sicherheit  und  Unabhängig- 
keit Deutschlands ,  und  die  Ruhe  und  das  Gleichgewicht  Europas  hervor- 
geben würden  ,  sind  übereingekommen ,  sich  zu  einem  beständigen  Bunde  zu 
vereinigen ,  und  haben  zu  diesem  Behuf  ihre  Gesandten  und  Abgeordneten 
am  Congresse  in  Wien  mit  Vollmachten  versehen 

In  Gemässheit  dieses  Beschlusses  haben  die  vorstehenden  Bevollmächtig- 
ten, nach  geschehener  Auswechselung  ihrer  richtig  befundenen  Vollmachten, 
Folgende  Artikel  verabredet. 

I.    Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  l.  Die  souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands  mit 
Einschluss  Ihrer  Majestäten  des  Kaisers  von  Oesterreich  und  der  Könige 
von  Preussen ,  Dänemark  und  der  .Niederlande;  und  zwar  der  Kaiser  von 
Oesterreich,  der  König  von  Preussen,  beide  für  ihre  gesammten ,  vormals 
zum  deutschen  Reich  gehörigen  Besitzungen;  der  König  von  Dänemark  für 
Holstein  ;  der  König  der  Niederlande  für  das  Grossberzogthum  Luxemburg, 
vereinigen  sich  zu  einem  beständigen  Bunde,  welcher  der  deutsche  Bund 
heissen  soll. 

Art.  2.  Der  Zweck  desselben  ist  Erhaltung  der  äusseren  und  inneren 
Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der 
einzelnen  deutschen  Staaten. 

Art.  3.  Alle  Bundesglieder  haben  als  solche  gleiche  Rechte;  sie  ver- 
pflichten sich  alle  gleichmässig  ,   die  Bundesakte  unverbrüchlich  zu  halten. 

Art.  4.  Die  Angelegenheiten  des  Bundes  werden  durch  eine  Bundesver- 
samroluoir  besorgt,  io  welcher  alle  Glieder  desselben  durch  ihre  Bevollnjäch» 
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tigten  theüs  einzelne,  theils  Gesammlslinimen  folgender  Massen,  jedoch  un- 
beschadet ihres  Ranges,  fuhren : 

1)  Oeslerreich  1  Stimme.  2)  Preussen  1  St.  3)  Bayern  1  St.  4)  Sachsen 
1  St.  ö)  Hannover  1  St.  (i)  Würtemherg  1  St.  7)  Baden  1  St.  S)  Kurbesseo 
I  St.  9)  Gossherzogthum  Hessen  1  St.  10)  D.Toemark  wegen  Holstein  1  St. 
11)  Niederlande  wegen  des  Grossherzogthunis  Luxemhurg  1  Sl.  12)  Die 
Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  Häuser  1  St.  13)  Braunschweig 
und  Nassau  1  St.  14)  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz  l  St. 
15)  Holstein -Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg  1  St.  16)  Hohenzollern, 
Liechtenstein,  Reuss,  Schaumburg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck  1  St.  IT)  Die 
freien  Städte:  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  1  St.  Zusammen 
IT  Stimmen. 

Art.  5.  Oeslerreich  hat  bei  der  Bnndesversammlnng  den  Vorsitz;  jedes 
Bundesglied  ist  befugt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen, 
und  der  Vorsitzende  ist  verpflichtet,  solche  in  einer  zu  bestimmenden  Zeil- 
frist  der  Berathung  zu  übergeben. 

Art.  G.  Wo  es  auf  Abfnssung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des 
Bundes,  auf  Beschlüsse ,  welche  die  Bundesakte  selbst  betreffen,  auf  orga- 
nische Bundes- Einrichtungen  und  auf  gemeinnützige  ATordnungen  sonstiger 
Art  ankömmt,  bildet  sich  die  Versammlung  zu  einem  Plenum,  wobei  jedoch 
mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Grösse  der  einzelnen  Bundesstaateu 
folgende  Berechnung  und  Vertheihing  der  Stin\men  \ erabredet  ist: 

1)    Oeslerreich  erhält  4  Stimmen.     2)  Preussen  4  St.     3)  Sachsen  4  St. 

4)  Bayern  4  Sl.    5)  Hauuover  4  St.     fi)  Würteuiberg  4  St.    T)  Baden  3  Sl, 

5)  Kurhessen  3  St.  9)  Grossherzogthum  Hessen  3  St  10)  Holstein  3  St. 
11)  Luxemburg  3  St.  12)  Braunschweig  2  Sl.  13)  Mecklenburg -Schwerin 
2  St.  14)  iVassau  2  St.  l.j)  Sachsen-Weimar  1  St.  Itj)  Sachsen. Gotha  1  Sl. 
IT)  Sachsen-Coburg  1  St.  IS)  Sachseu-Meiniuifen  1  St.  19)  Sachsen-Hild- 
burghausen 1  St.  20)  Mecklenburg- Slreliiz  1  St.  21)  Holstein- Oldenburg 
J  Sl.  22)  Anhalt-Dessau  1  St.  23;  Anhalt-Beruburg  1  St.  24)  Anhall-Cölheii 
1  St.  25)  Schwarzburg- Sondershausen  1  St.  26)  Schwarzburg- Rudolstadt 
1  St.  2T)  Hobenzollern-Hechingen  1  St.  2S)  Liechtenstein  1  St.  29)  Hoheu- 
zollern-Sigmaringen  1  St.  30)  Waldeck  1  St.  31)  Reuss,  ältere  Linie  1  Sl. 
32)  Reuss,  jilngere  Linie  1  St.  33)  Schaumbnrg-Lippe  l  St.  34)  Lippe  1  St. 
35)  nie  freie  Stadt  Lübeck  1  St.  36)  Die  freie  Stadt  Frankfurt  1  St.  3T)  Die 
freie  Stadt  Bremen  1  St.  38)  Die  freie  Stadl  Hamburg  1  Sl.  Zusammen 
69  Stimmen. 

Ob  den  mediatisirlen  vormaligen  Reichssländen  auch  einige  Curialstimmen 
in  Pleno  zugestanden  werden  sollen,  wird  die  Bundesversammlung  bei  der 
Rerithung  der  organischen   Rum^esgeselze  in   Erwägung  nehmen. 

Art.  T.  In  wie  fern  ein  Gegenstand  nach  obiger  Bestimmung  für  das 
Plenum  geeignet  sei,  wird  in  der  engeren  Versammlung  durch  Stimmenmebr- 
lieil  entschieden. 

Die  der  Entscheidung  des  Pleni  zu  nolerziebenden  Beschlussentwürfe 
werden  in  der  engeren  Versammlung  vorbereitet  und  bis  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  zur  Reife  gebracht;  sowohl  in  der  engeren  Versammlung  als  im 
Pleno  werden  die  Beschlüsse  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen  gefassl,  jedoch 
in  der  Art,  dass  in  der  ersteu  die  absolute,  in  letzterer  aber  nur  eine  auf 
zwei  Drittlheilen  der  Abstimmung  beruhende  Mehrheit  entscheidet. 

Bei  Stimmengleichheit  in  der  engeren  Versammlung  .«lebet  dem  Vorsitzen- 
den die   Entscheidung  zu. 

Wo  es  aber  auf  Annahme  oder  Abänderung  der  Grundgesetze,  auf  orga- 
nische ßundes-EinrichluDgen,  auf  Jura  singulorum  oder  Religions-Angelegeu- 
hciten  ankommt,  kann  weder  in  der  eogeren  Versammlung,  noch  in  Pleno 
ein   Reschluss  durch  Stimmenmehrheit  gefassl  werden. 

Die  Dunde.^versammlung  ist  beständig,  bat  aber  die  Befngniss ,  wenn  die 
ihrer  ßerathuu^^  uulerzo^eaeu  Gegeustünde  erledigt  sind,   auf  eiae  beslimmte 
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Zeit,  jerloch  nicht  länger  als  vier  Monate  sich  zu  vertagen.  Alle  näheren, 
die  Vertagung  und  die  Besorgung  der  etwa  wahrend  derselhen  Aorkonimeu- 
den  dringenden  Geschäfte  betreffenden  IJeslimmungen  werden  der  ßundes- 
vcrsaniinlung  bei  Abfassung  der  organischen  Gesetze  vorbehalten. 

Art.  ^.  Die  Abstininningsordnung  der  FJundesglieder  betreffend,  wird 
festgesetzt,  dass ,  so  lange  die  ISundesversanuiilung  mit  Abfassung  der  or- 
ganischen Gesetze  beschäftiget  ist,  hierüber  keinerlei  lieslimmnng  gelte,  und 
die  zufällig  sich  fügende  Ordnung  keinem  der  Mitglieder  zum  Nachtheil  ge- 
reichen, noch  eine  Regel  begründen  soll.  Nach  Abfassung  der  organischen 
Gesetze  wird  die  Bundesversammlung  die  künftige  als  beständige  Folge  ein- 
zuführende Stimmordnung  in  Beralhung  nehmen  und  sich  darin  so  wenig  als 
möglich  von  der  ehemals  auf  dem  Reichstage  und  namentlich  in  Gemässheit 
des  Reichsdeputationsschlusses  von  IS03  beobachteten  Ordnung  entfernen. 
Auch  diese  Ordnung  kann  aber  auf  den  Rang  der  Bundesglieder  überhaupt, 
und  ihren  Vortritt  ausser  den  Verhältnissen  der  Bundesversammlung  keinen 
EinHuss  ausüben. 

A  rt.  0.  Die  Bnndesversammlung  hat  ihren  Sitz  zu  Frankfurt  am  Main ; 
die  Eröffnung  derselben  ist  auf  den  1.  September  1815  festgesetzt. 

Art.  10.  Das  erste  Geschäft  der  Bundesversammlung  nach  ihrer  Erölf- 
nunR  wird  die  Abfassung  der  Grundgesetze  des  Bundes  und  dessen  orga- 
nische Einrichtung  in  Rücksicht  auf  seine  auswärtigen ,  militärischen  und 
inneren  Verhältnisse  sein. 

An.  11.  AJle  Mitglieder  des  Bundes  versprechen,  sowohl  ganz  Deutsch- 
land als  jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Schutz  zu  neh- 
men, und  garantiren  sich  gegenseitig  ihre  sämmtlichen  unter  dem  Bunde  be- 
griffenen Besitzungen. 

Bei  einmal  erklärtem  Bundeskrieg  darf  kein  Mitglied  einseitige  Unterhand- 
lungen mit  dem  Feinde  eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillstand  oder  Frieden 
scbliessen. 

Die  Bundesglieder  bebalten  zwar  das  Recht  der  Bündnisse  aller  Art,  ver- 
pflichten sich  jedoch  ,  in  keine  Verbindungen  einzugehen  ,  welche  gegen  die 
Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  wären. 

Die  Bundesglieder  machen  sich  ebenfalls  verbindlich,  einander  unter  kei- 
nerlei Vorwand  zu  bekriegen  ,  noch  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt  zu  ver- 
folgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung  anzubringen.  Dieser  liegt 
alsdann  ob,  die  Vermitlelung  durch  einen  Ausschuss  zu  versuchen;  falls  dieser 
Versuch  fehlschlagen  sollte,  und  demnach  eine  richterliche  Entscheidung  nolh- 
wendig  würde,  solche  durch  eine  wohlgeoi'dnete  Austrägalinslanz  zu  bewirken, 
deren  Ausspruch  die  streitenden  Theile  sich  sofort  zu  unterwerfen  haben. 

II.   Besondere  Bestimmungen. 

Ausser  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  bestimmten,  auf  die  Fest- 
stellung des  Bundes  gerichteten  Punkten  sind  die  verbündeten  Mitglieder 
ubereingrekonimen,  hiermit  über  folgende  Gegenstände  die  in  den  nachstehen- 
den Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen  zu  treffen,  welche  mit  jenen  Artikeln 
gleiche  Kraft  haben  sollen. 

Art.  12.  Diejenigen  Rundesglieder,  deren  Besitzungen  nicht  eine  Volks- 
zahl von  300,000  Seelen  erreichen  ,  werden  sich  mit  den  ihnen  versvandten 
Häusern  oder  anderen  ßundesgliedern,  mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche 
Volkszahl  ausmachen,  zu  Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichts 
vereinigen. 

[n  den  Staaten  von  solcher  Volksmenge,  wo  schon  jet^t  dergleichen  Ge- 
richte dritter  Instanz  vorhanden  sind,  ^\erden  jedoch  diese  in  ihrer  bisherigen 
Eigenschaft  erhalten  .  wofern  nur  die  Volkszahl ,  über  welche  sie  sich  er- 
strecken, nicht  unter  150,000  Seeleu  ist. 
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Den  vier  freien  Städten  steht  das  Recht  zu,  sich  unter  einander  über  die 
Errichtung;  eines  gemeinsamen  obersten  Gerichts  zu  vereinigen. 

Bei  den  solchergestalt  errichteten  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichten 
soll  jeder  der  Partheien  gestattet  sein,  auf  die  Verschickung  der  Akten  auf 
eine  deutsche  Facultät  oder  an  einen  Schöppenstuhl  zu  Abfassung  des  End- 
urtheils  anzutragen. 

Art.  13.  In  allen  Bundesstaaten  wird  eine  landsländische  Verfassung 
stattflnden. 

Art.   14.     Um  den  im  Jahr  1S06  und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehe- 
maligen Reicbsständen    und  Reichsangehörigen   in  Gemässheit   der  gegenwär- 
tigen Verhältnisse  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleichförmig  bleibenden  Rechts- 
zustand zu  verschaffen,  so  vereinigen  die  Bundesstaaten  sich  dahin  : 
fl)  dass  diese   fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  fortan  nichts  desto  weniger 
zu    dem   hohen  Adel   in  Deutschland    gerechnet   werden ,    und    ihnen  das 
Recht   der   Ebenbürtigkeit,    in   dem   bisher   damit    verbundenen   Begriff, 
verbleibt ; 

b)  sind  die  Häupter  dieser  Häuser  die  ersten  Standesherren  in  dem  Staate, 
zu  dem  sie  gehören;  —  sie  und  ihre  Familien  bilden  die  privilegirteste 
Classe  in  demselben,  insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung; 

c)  es  sollen  ihnen  überhaupt  in  Rücksicht  ihrer  Personen,  Familien  und  Be- 
sitzungen alle  diejenigen  Rechte  und  Vorzüge  zugesichert  werden  oder 
bleiben,  welche  aus  ihrem  Eigenthum  und  dessen  ungestörtem  Genüsse 
herrühren,  und  nicht  zu  der  Staatsgewalt  und  den  höheren  Regierungs- 
rechten gehören.  .Unter  vorerwähnten  Rechten  sind  insbesondere  und 
namentlich  begriffen : 

1)  die  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Aufenthalt  in  jedem  zu  dem  Bunde 
gehörenden  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staate  zunehmen; 

2)  werden  nach  den  Grundsätzen  der  früheren  deutschen  Verfassung 
die  noch  bestehenden  Familienverlräge  aufrecht  erhalten,  und  ihnen 
die  Befugniss  zugesichert  über  ihre  Güter-  und  Familien -Verhält- 
nisse verbindliche  Verfügungen  zu  treffen,  welche  jedoch  dem  Sou- 
verain  vorgelegt  und  bei  den  höchsten  Laudesslellen  zur  allgemeinen 
Kenntniss  und  Nachachtung  gebracht  werden  müssen.  Alle  bisher 
dagegen  erlassenen  Verordnungen  sollen  für  künftige  Fälle  nicht 
weiter  anw  endbar  sein ; 

3)  privilegirler  Gerichtsstand  und  Befreiung  von  aller  Militairpflichlig- 
keit  für  sich  und  ihre  Familien  ; 

4)  die  Ausübung  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerechtigkeitspflege 
in  erster,  und  wo  die  Besitzung  gross  genug  ist,  in  zweiter  Instanz, 
der  Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und 
Schulsachen,  auch  über  milde  Stiftungen,  jedoch  nach  Vorschrift  der 
Landesgesetze,  welchen  sie,  so  wie  der  Militärverfassung  und  der 
Oberaufsicht  der  Regierungen  über  jene  Zuständigkeiten  unterworfen 
bleiben. 

Bei  der  näheren  Bestimmung  der  angeführten  Befugnisse  sowohl,  wie 
überhaupt  und  in  allen  übrigen  Punkten  wird  zur  weiteren  Begründung  und 
Feststellung  eines  in  allen  deutschen  Bundesstaaten  übereinstimmenden  Rechts- 
zuslandes der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  die  in  dem 
Betreff  erlassene  königl.  bayerische  Verordnung  vom  Jahr  ISO"  als  Basis 
und  Norm  untergelegt  werden. 

Dem  ehemaligen  Reichsadel  werden  die  sub  Nr.  1  und  2  angeführten 
Rechte,  Antheil  der  Begüterten  an  Landstandschaft,  Patrimunial-  und  Forst- 
gerichlsbarkeit.  Orlspolizei,  Kirchenpalronal  und  der  privilegirle  Gerichts- 
stand zugesichert.  Diese  Rechte  werden  jedoch  nur  nach  Vorschrift  der 
Landesgesetze   ausgeübt. 

In  den  durch  den  Frieden  von  Lüneville  vom  y.  Febr.  ISUl  von  Deutsch- 
land abgetreleaeo  und  jetzt  wieder  damit  verciuigieo  Proviuzen  werdeo  bei 
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Anwendung  der  obi^^eii  Grundsalze  uiil'  den  ehemaligen  unniiltelbarea  Reichs- 
adel diejenigen  Beschriinkiingen  stattfinden,  welche  die  dort  bestehenden  be- 
sonderen Verbältnisse  nothwendig  machen. 

Art.  15.  Die  Fortdauer  der  auf  die  Rheinschifffahrts  -  Octroi  angewie- 
senen directen  und  subsidiarischen  Renten,  die  durch  den  Reiclisdepulations- 
schluss  vom  25.  Febr.  1S03  getroffenen  Verfügungen,  in  Betreff  des  Schul- 
denwesens und  festgesetzten  Pensionen  an  geist-  und  weltliche  Individuen, 
werden  von  dem  Bunde  garantirt. 

Die  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien  Reicbsstifler  haben  die 
Befugniss,  ihre  durch  den  erwähnten  Keirlisdeputalinnsschluss  festgesetzten 
Pensionen  ohne  Abzug  in  jedem  mit  dem  deutschen  Bunde  im  Frieden  stehen- 
den Staate  verzehren  zu  dürfen. 

Die  Mitglieder  des  deutschen  Ordens  werden  ebenfalls  nach  den  in  dem 
Reichsdeputations- Hauptscliluss  von  1803  für  die  Domstifter  festgesetzten 
Grundsätzen  Pensionen  erhalten  ,  insofern  sie  ihnen  noch  nicht  hinreichend 
bewilliget  worden,  und  diejenigen  Fürsten,  welche  eingezogene  Besilzuogen 
des  deutschen  Ordens  erhalten  haben,  werden  diese  Pensionen  nach  Ver- 
hältniss  ihres  Antheils  an  den  ehemaligen  Ordens-Besilzungen  bezahlen. 

Die  Berathung  über  die  Regulirung  der  Sustentations- Gasse  und  der 
Pensionen  für  die  überrheinischen  Bischöfe  und  Geistlichen,  welche  Pensionen 
auf  die  Besitzer  des  linken  Rheinufers  übertragen  werden,  ist  der  Bundes- 
versammlung vorbehalten.  Diese  Regulirung  ist  binnen  Jahresfrist  zu  be- 
endigen, bis  dahin  wird  die  Bezahlung  der  erwähnten  Pensionen  auf  die  bis- 
herige Art  fortgesetzt. 

Art.  16.  Die  Verschiedenheit  der  christlichen  Religionspartheien  kann 
in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deutschen  Bundes  keinen  Unterschied  in 
dem  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  begründen. 

Die  Bundesversammlung  wird  in  Berathung  ziehen,  wie  auf  eine  müglichst 
übereinstimmende  Weise  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenner  des 
jüdischen  Glaubens  in  Deutschland  zu  bewirken  sei ,  wud  w  ie  insonderheit 
denselben  der  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  gegen  die  Uebernahme  aller 
Bürgerpflichten  in  den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  werden  könne; 
jedoch  werden  den  Bekennern  dieses  Glauben!)  bis  dahin  die  denselben  von 
einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten. 

Art.  17.  Das  fiirstiiche  Haus  Thurn  und  Taxis  bleibt  in  dem  durch  den 
ReichsdeputationsschUiss  vom  25.  Februar  1^03  oder  spätere  Verträge  be- 
stätigten Besitz  und  Genuss  der  Posten  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten, 
so  lange  als  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkunft  anderweitige  Verträge 
abgeschlossen  werden  sollten. 

In  jedem  Falle  werden  demselben  in  Folge  des  Artikels  13.  des  erwähn- 
ten Reichsdeputations  -  Hauptschlusses  ,  seine  auf  Belassung  der  Posten,  oder 
auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und  Ansprüche 
versichert. 

Dieses  soll  auch  da  stattfinden,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  seit  IS03 
gegen  den  Inhalt  des  Reichsdeputations  -  Hauptschlusses  bereits  geschehen 
wäre,  insofern  diese  Entschädigung  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv 
festgesetzt  ist. 

Art.  18.  Die  verbündeten  Fürsten  und  freien  Städte  kommen  überein, 
den  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  folgende  Rechte  zuzusichern: 

a)  Grundeigenthum  ausserhalb  des  Staates  ,  den  sie  bewohnen  ,  zu  erwer- 
ben und  zu  besitzen  ,  ohne  desshalb  in  dem  fremden  Staate  mehreren 
Abgaben  und  Lasten  unterworfen  zu  sein,  als  dessen  eigene  Unter- 
thanen. 

b)  Die  Befugniss 

t)  des  freien  Wegziehens  aus  einem  Bundesstaat  in  den  anderen,  der 

erweislich  sie  zu   Unterthanen  annehmen  will,  auch 
2)  in  Civil-  und  Militärdienste  desselben  zu  treten,  beides  jedoch  nur, 
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insofern  keine  Verbindlichkeit  /u  Militärdiensten  gegeü  das  bis- 
herige Vaterland  im  Wege  stehe;  und  damit  wegen  der  dermalea 
verwaltenden  ^  erschitdenlieit  der  gesetzlichen  Vorscl.rifien  über 
Militärpflichtigkeit  bierunter  nicht  ein  ungleichartiges,  für  einzelne 
Bundesstaaten  nachtheiliges  Nerhältniss  entstehen  möge,  so  wird 
bei  der  Bundesversammlung  die  Einführung  mögliebst  gleichförmi- 
ger Grundsätze  über  diesen  Gegenstand  in  Berathung  genommen 
werden. 

c)  Die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  (Jus  delractus,  gabella  emigrationis), 
insofern  das  Vermögen  in  einen  anderen  deutschen  Bundesstaat  übergeht 
und  mit  diesem  nicht  besondere  Verbältnisse  durch  Freiaügigkeits- Ver- 
träge bestehen, 

d)  Die  Bundesversammlung  wird  sich  bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft  mit 
Abfassung  gleichförmiger  Verfügungen  über  die  Pressfreiheit  und  die 
Sicherstellung  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Nachdruck  be- 
schäftigen. 

Art.  19.  Die  Bundesglieder  bebalten  sich  vor,  bei  der  ersten  Zusam- 
menkunft der  Bundesversammlung  in  Frankfurt,  wegen  des  Handels  und  Ver- 
kehrs zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten,  so  wie  wegen  der  Schiff- 
fahrt nach  Anleitung  der  auf  dem  Congress  zu  Wien  angenommenen  Grand- 
sätze in  Berathung  zu  treten. 

.\rt.  20.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  von  allen  conlrahirenden  Thei- 
len  ratificirt  werden  und  die  Ralificalionen  sollen  binnen  der  Zeit  von  sechs 
Wochen,  oder  wo  möglich  noch  früher,  nach  Wien  au  die  Kaiserlich  Oester- 
reichische  Hof-  und  Slaatskanzlei  eingesandt  und  bei  Eröffnung  des  Bundes 
in  das  Archiv  desselben   niedergelegt  werden. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  sämmtliche  Bevollmächtigte  den  gegenwärtigen 
Vertrag  unterzeichnet  und  mit  ihren  Wappen  besiegelt.  So  geschehen  Wien 
den  achten  Juni  im  Jahr  eintausend  achthundert  und  fünfzehn. 


B. 

Schlussakte  der  über  Ausbildniig  und  Befesti- 
gung des  deutschen  Bundes  zu  Wien  gehaltenen 
Ministerial-Conferenzen  v.  15.  Mai  1820. 

Die  souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands,  eingedenk  ihrer 
bei  Stiftung  des  deutschen  Bundes  überoouinienen  Verpflichtung,  den  Bestim- 
mungen der  Bundesakte  durch  ergänzende  und  erläuternde  Grundgesetze  eine 
zweckmässige  Eulwickelung  und  mithin  dem  Bundesverein  seihst  die  erfor- 
derliche Vollendung  zu  sichern  ,  überzeugt,  dass  sie,  um  das  Band,  welches 
das  gesammte  Deutschland  in  Friede  und  Eintracht  verbindet,  unauflöslich 
zu  befestigen,  nicht  länger  anstehen  durften,  jener  Verpflichtung  und  einem 
allgemein  gefühlten  Bedürfnisse  durch  gemeinschaftliche  ßerathungen  Genüge 

zu  leisten,   haben  zu  diesem  Ende  nachstehende  Bevollmächtigte  ernannt 

welche  zu  Wien  nach  geschehener  Auswechselung  ihrer  richtig  befundenen 
Vollmachten,  in  Cabinels- Conf'erenzen  zusanimengetreten,  und,  uatli  sorgfäl- 
tiger Erwägung   und  Ausgleichung   der  wechselseiligen  Ansichten,    Wünsche 
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und  Vorschläge    ihrer  Regitruugfii ,    zu    einer   deliuiliven  Vereinbarung   über 
fulgeode  Artikel  gelangt   sind. 

Art.  1.  Der  deutsche  Bund  ist  ein  völkerrechtlicher  Verein  der  deutseben 
souverainen  Fiir.slen  und  freien  Slädte,  zur  Bewahrung  der  lJua!)liängigkeit 
iiod  Unverletzbarkeit  ihrer  im  Bunde  begrilfenen  Staaten,  und  zur  Erhaltung 
der  iuneru   und  äussern   Sicheiheil  Deutschlands. 

Art.  2.  Dieser  Verein  besteht  in  seinem  Innern  als  eine  (»emeinschart 
selbstständiger,  unter  sich  unabhängiger  Staaten,  mit  wechselseitigen  gleichen 
Vertrags -Rechten  und  Vertrags  -  Obliegenheiten  ,  in  seinen  äussern  Verhält- 
nissen aber,   als  eine  in   politisrliei'  Eii-licil    xerliumlciie   Gesammt- Macht. 

Art.  3.  Der  Umfang  und  die  Schranken,  welche  der  Bund  seiner  Wirk- 
samkeit vorgezeichnel  hat,  sind  in  der  Bundesakte  bestimmt,  die  der  Grund- 
vertrag nnd  das  erste  Grundgesetz,  dieses  Vereins  ist.  Indem  dieselbe  die 
Zwecke  des  Bundes  ausspricht,  heiliiigt  und  begränzt  sie  zugleich  dessen  Be- 
fugnisse und  Verpflichtungen. 

Art.  4.  Der  Gesammtheit  der  Bundesglieder  steht  die  Befugniss  der 
Entwickelung  und  Ausbildung  der  Bundesakte  zu,  insofern  die  Erfüllung  der 
darin  aufgestellten  Zwecke  solche  nothwendig  macht.  Die  desshalb  zu  fassen- 
den Beschlüsse  dürfen  aber  mit  dem  Geiste  der  Bundesakte  nicht  im  \Vider- 
spruch  stehen,  noch  von  dem  Grundcharakler  des  Bundes  abweichen. 

Art.  b.  Der  Bund  ist  als  ein  uniuflüslicher  Verein  gegründet,  und  es 
kann  daher  der  Austritt  aus  diesem  Vereine  keinem  Mitgliede  desselben  frei 
stehen. 

Art.  6.  Der  Bund  ist  nach  seiner  ursprünglichen  Bestimmung  auf  die 
gegenwärtig  daran  Theil  nehmenden  Staaten  beschränkt.  Die  Aufnahme  eines 
neuen  Mitgliedes  kann  nur  Statt  haben,  wenn  die  Gesammtheit  der  Bundes- 
glieder solche  mit  den  bestehenden  Verhältnissen  vereinbar  und  dem  Vor- 
theil  des  Ganzen  angemessen  findet.  Veränderungen  in  dem  gegenwärtigen 
Besitzstande  der  ßundesglieder  können  keine  Veränderungen  in  den  Rechten 
und  Verpflichtungen  derselben  in  Bezug  auf  den  Bund,  ohne  ausdrückliche 
Zustimmung  der  Gesammtheit  bewirken.  Eine  freiwillige  Abtretung  auf  einem 
Bundesgebiete  haftender  Souverainetäts- Rechte  kann  ohne  solche  Zustimmung 
nur  zu  Gunsten  eines   Mitverbündelen  geschehen. 

Art.  7.  Die  Bundesversammlung,  aus  den  Bevollmächtigten  siimmtlicher 
Bundesglieder  gebildet,  stellt  den  Bund  in  seiner  Gesammtheit  vor,  und  ist 
das  beständige  verfassungsmässige  Organ  seines  Willens  und  Handelns. 

Art.  8.  Die  einzelnen  Bevollmächtigten  am  Bundestage  sind  von  ihren 
Coramiltenten  unbedingt  abhängig,  und  diesen  allein  wegen  getreuer  Be- 
folgung der  ihnen  ertheilten  Instruktionen,  so  wie  wegen  ihrer  Geschäfts- 
führung überhaupt,  verantwortlich. 

Art.  9.  Die  Bundesversammlung  übt  ihre  Rechte  und  Obliegenheiten  nur 
innerhalb  der  ibr  vorgezeiclmelen  Schranken  aus.  Ihre  Wirksamkeit  ist  zu- 
nächst durch  die  Vorschriften  der  Bnndesakte  und  durch  die  in  Gemässheit 
derselben  beschlossenen  und  ferner  zu  beschliessenden  Grundgesetze,  wo 
aber  diese  nicht  zureichen,  durch  die  im  Grundvertrage  bezeichneten  Bundes- 
zwecke bestimmt. 

Art.  iD.  Der  Gesammlwille  des  Bundes  wird  durch  verfassungsmässige 
Beschlüsse  der  Rundes\ersamni!ung  ausgesprochen;  verfassungsmässig  aber 
sind  diejenigen  Beschlüsse,  die  innerhalb  der  Gränzen  der  Competenz  der 
Bundesversammlung,  nach  vorgiingiger  Berathung,  durch  freie  Abstimmung, 
entweder  im  engeren  Ralhe,  oder  im  Plenum,  gefasst  weiden,  je  nachdem 
das  Eine  oder  das  Andere  durch  die  grundgesetzliehea  Bestimmungen  vorge- 
schrieben ist. 

Art.  11.  In  der  Regel  fasst  die  Bundesversammlung  die  zur  Besorgung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Bundes  erforderlichen  Beschlüsse  im 
engeren  Rathe,  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Diese  Form  der  Schluss- 
fassung findet  in  allen  Fällen  statt,  wo  bereits  feststehende  allgemeine  Grund- 
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sätze  in  Anwendung,  oder  beschlossene  Gesetze  und  Einrichtungen  rar  Aas- 
fübrung  zu  bringen  sind,  überhaupt  aber  bei  allen  Berathungs- Gegenständen, 
welche  die  Bundesakte  oder  spätere  Beschlüsse  nicht  bestimmt  davon  aus- 
genommeu  haben. 

Art.  12.  Nur  in  den  in  der  Bundesakte  ausdrücklich  bezeichneten  Fällen, 
und  wo  es  auf  eine  Kriegserklärung,  oder  Friedensschluss- Bestätigung  von 
Seiten  des  Bundes  ankommt,  wie  auch,  wenn  über  die  Auinahme  eines  neuen 
Mitgliedes  in  den  Bund  entschieden  werden  soll,  bildet  sich  die  Versamm- 
lung zu  einem  Plenum.  Ist  in  einzelnen  Fällen  die  Frage,  ob  ein  Gegenstand 
vor  das  Plenum  gehört,  zweifelhaft,  so  steht  die  Entscheidung  derselben 
dem  engern  Rathe  zu.  Im  Pienam  findet  keine  Erörterung  noch  Berathnng 
statt,  sondern  es  wird  nur  darüber  abgestimmt,  ob  ein  im  engern  Rathe 
vorbereiteter  ßeschluss  angenommen  oder  verworfen  werden  soll.  Ein  gül- 
tiger Reschluss  im  Plenum  setzt  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der 
Stimmen  voraus. 

Art.   13.     Ueber  folgende  Gegenstände: 

1)  Annahme  neuer  Grundgesetze,  oder  Abänderung  der  bestehenden; 

2)  Organische  Einrichtungen, "das  heisst,  bleibende  Anstalten,  als  Mittel  zur 
Erfüllung  der  ausgesprochenen   Bundeszwecke; 

3)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund; 

4)  Religions  -  Angelegenheiten  ; 

findet  kein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  statt;  jedoch  kann  eine  defini- 
tive Abstimmung  über  Gegenstände  dieser  Art  nur  nach  geoauei  Prüfung 
und  Erörterung  der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglieder  bestimmenden 
Gründe,   deren  Darlegung  in  keinem  Falle  verweigert  werden  darf,   erfolgen. 

Art.  14.  Was  insbesondere  die  organischen  Einrichtungen  betrifft,  so 
muss  nicht  nur  über  die  Vorfrage,  ob  solche  unter  den  obwaltenden  Umstän- 
den nolhwendig  sind,  sondern  auch  über  Entwurf  und  Anlage  derselben  in 
ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen,  im  Plenum  und 
durch  Stimmen -Einhelligkeit  entschieden  werden.  Wenn  die  Entscheidung 
zu  Gunsten  der  vorgeschlagenen  Einrichtung  ausgefallen  ist,  so  bleiben  die 
sämmtlichen  weiteren  Verhandlungen  über  die  Ausführung  im  Einzelnen  der 
engern  Versammlung  überlassen,  welche  alle  dabei  noch  vorkommenden  Fra- 
gen durch  Stimmenmehrheit  entscheidet,  auch,  nach  Befinden  der  Umstände, 
eine  Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet,  um  die  verschiedenen  Meinungen 
und  Anträge  mit  miiglichster  Scbonnng  und  Berücksichtigung  der  Verhältnisse 
und  Wünsche  der  Einzelnen  auszugkichen. 

Art.  1.5.  In  Fällen,  wo  die  Bundesglieder  nicht  in  ihrer  verlragsmässigen 
Einheit,  sondern  als  einzelne,  selbstständige  und  unabhängige  Staaten  er- 
scheinen ,  folglich  Jura  singulorum  obwalten ,  oder  wo  einzelnen  Bundesglie- 
dern eine  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen  Verpflichtungen  Aller  begriffene 
Leistung  und  Verwilligung  für  den  Bund  zngemuthet  werden  sollte,  kann  ohne 
freie  Zustimmung  sämmtlicher  Betheiliglen  kein  dieselben  verbindender  Be- 
schluss gefasst  werden. 

Art.  16.  Wenn  die  Besitzungen  eines  souverainen  deutschen  Hauses 
durch  Erbfolge  auf  ein  anderes  übergehen  ,  so  hängt  es  von  der  Gesammt- 
heit  des  Bundes  ab,  ob  und  in  wie  fern  die  auf  jenen  Besitzungen  haftenden 
Stimmen  im  Plenum,  da  im  engern  Rathe  kein  Bundesglied  mehr  als  eine 
Stimme  führen  kann,  dem  neuen  Besitzer  beigelegt  werden  sollen. 

Art.  17.  Die  Bundesversammlung  ist  berufen,  zur  Aufrechthaltung  des 
wahren  Sinnes  der  Bundesakte,  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen,  wenn 
über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen  sollten,  dem  Bundeszweck  gemäss 
zu  erklären,  und  in  allen  vorkommenden  Fällen  den  Vorschriften  dieser  Ur- 
kunde ihre  richtige  Anwendung  zu  sichern. 

An.  IS.  Da  Eintracht  und  Friede  unter  den  Bundesgliedern  ungestört 
aufrecht  erhalten  werden  soll,  so  hat  die  Bundesversammlung,  wenn 
die    innere    Ruhe    und    Sicherheit    des    Bundes    auf   irgend    eine    Weise 
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bedroht  oder  gestört  ist,  iiher  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  derselben 
Ralb  zu  pflegen,  und  die  dazu  geeigneten  Beschlüsse  nach  Anleitung  der  in 
den  Folgenden  Artikeln  enthaltenen  Beslinunungea  zu  Passen. 

Art.  19.  Wenn  zwischen  Bundesgliedern  Thätlichkeiten  zu  besorgen  oder 
wirklich  ausgeübt  worden  sind,  so  ist  die  Bundesversammlung  berufen,  vor- 
läufige Maassregeln  zu  ergreifen,  wodurch  jeder  Selbslhülfe  vorgebeugt  und 
der  bereits  unternommenen  Einhalt  gethan  werde.  Zu  dem  Ende  hat  sie 
vor  Allem  für  Aufrechthallung  des   Besitzstandes  Sorge  zu  tragen. 

Art.  20.  Wenn  die  Bundesversammlung  von  einem  Bundesgliede  zum 
Schutze  des  Besitzslandes  angerufen  wird,  und  der  jüngste  Besitzstand 
streitig  ist,  so  soll  sie  für  diesen  besonderen  Fall  befugt  sein,  ein  bei  der 
Sache  nicht  betheiligtes  Bundesglied  in  der  Nähe  des  zu  schützenden  Gebietes 
aufzufordern,  die  Thatsache  des  jüngsten  Besitzes,  und  die  angezeigte 
Störung  desselben  ohne  Zeilverlust  durch  seinen  obersten  Gerichtshof  summa- 
risch untersuchen  und  darüber  einen  rechtlichen  Bescheid  abfassen  zu  lassen, 
dessen  Vollziehung  die  Bundesversammlung,  wenn  der  Bundesstaat,  gegen 
welchen  er  gerichtet  ist,  sich  nicht  auf  vorgängige  Aufforderungen  freiwillig 
dazu  versteht,  durch  die  ihr  zu  diesem  Ende  angewiesenen  Mittel  zu  be- 
wirken hat. 

Art.  21.  Die  Bundesversammlung  hat  in  allen,  nach  Vorschrift  der 
Bundesakte  bei  ihr  anzubringenden  Streitigkeiten  der  ßundesglieder  die  Ver- 
mittelung  durch  einen  Ausschuss  zu  versuchen.  Können  die  entstandenen 
Streitigkeiten  auf  diesem  Wege  nicht  beigelegt  werden  ,  so  bat  sie  die  Ent- 
scheidung derselben  durch  eine  Austrägal- Instanz  zu  veranlassen,  und  dabei, 
so  lange  nicht  wegen  der  Austrägal- Gerichte  überhaupt  eine  anderweitige 
Uebereinkiinft  zwischen  den  Bundesgliedern  staltgefunden  hat,  die  in  dem 
Bundestags  -  Beschlüsse  vom  sechzehnten  Juni  achtzehnhundert  und  siebenzehn 
enthaltenen  Vorschriflen,  so  wie  den  in  Folge  gleichzeitig  an  die  Bundestags- 
Gesandten  ergehender  lustruktionen,  zu  fassenden  besonderen  Beschluss  zu 
beobachten. 

Art.  22.  Wenn  nach  Anleitung  des  obgedachten  Bundestags-Beschlusses 
der  oberste  Gerichtshof  eines  Bundesstaats  zur  Austrägal-Inslanz  gewählt 
ist,  so  steht  demselben  die  Leitung  des  Prozesses  und  die  Entscheidung  des 
Streits  in  allen  seinen  Haupt-  und  INebenpunkten  uneingeschränkt  und  ohne 
alle  weitere  Einwirkung  der  Bundesversammlung  oder  der  Landesregierung 
zu.  Letztere  wird  jedoch  auf  Antrag  der  Bundesversammlung,  oder  der 
streitenden  Theile,  im  Fall  einer  Zögerung  von  Seiten  des  Gerichts,  die  zur 
Beförderung  der  Entscheidung  nölhigen  Verfügungen  erlassen. 

Art.  23.  Wo  keine  besonderen  Entscheidungsnormen  vorhanden  sind, 
hat  das  Austrägalgericht  nach  den  iu  Rechtsstreitigkeiten  derselben  Art  vor- 
mals von  den  Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgten  Rechtsquellen,  in  so  fern 
solche  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundesglieder  noch  anwendbar  sind, 
zu  erkennen. 

Art  24.  Es  steht  übrigens  den  Bundesgliedern  frei,  sowohl  bei  den  ein- 
zelnen vorkommenden  Streitigkeiten  ,  als  für  alle  künftige  Fälle ,  wegen  be- 
sonderer Austräge  oder  Compromisse  übereinzukommen,  wie  denn  auch  frühere 
Familien-  oder  Vertrags- Austräge  durch  Errichtung  der  Bundes- Austrägal- 
Instanz  niclit  aufgehoben,   noch  abgeäudert  werden. 

Art.  25.  Die  .Aufrechthallung  der  inneren  Ruhe  und  Ordnung  in  den 
Bundesstaaten  steht  den  Regierungen  allein  zu.  Als  Ausnahme  kann  jedoch 
in  Rücksicht  auf  die  innere  Sicherheit  des  gesammten  Bundes,  und  in  Folge 
der  Verpflichtung  der  Bundesglieder  zu  gegenseitiger  Hülfsleistung  die  Mitwir- 
kung der  Gesammtheit  zur  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Ruhe,  im  Fall 
einer  Widersetzlichkeit  der  Unterthanen  gegen  die  Regierung,  eines  offenen 
Aufruhrs,  oder  gefährlicher  Bewegung  in  mehreren  Bundesstaaten  Statt  finden. 
Art.  26.  Wenn  in  einem  Bundesstaate  durch  Widersetzlichkeit  der  Un- 
terthanen  gegen   die  Obrigkeit   die   innere  Ruhe   unmittelbar   gefährdet,    und 
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eine  Verbreitung  aufrührerischer  Be\%egungeu  zu  fürchten,  oder  ein  wirk- 
licher Aufruhr  zum  Ausbruch  gekoiumeu  ist,  und  die  Regierung  seihst,  nach 
Erschöpfung  der  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  Mittel,  den  Beistand 
des  Bundes  anruft,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die  schleunigste 
Hülfe  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen.  Sollte  im  letzt- 
gedachten Falle  die  Regierung  notorisch  ausser  Stande  sein,  den  Aufruhr 
durch  eigene  Kräfte  zu  unterdnicken,  zugleich  aber  durch  die  Umstände  ge- 
hindert \\ erden,  die  Hülfe  des  Bundes  zu  begehren,  so  ist  die  Bundesver- 
sammlung nichts  desto  weniger  verpflichtet,  auch  unaufgerufen  zur  Wieder- 
herstellung der  Ordnung  und  Sicherheit  einzuschreiten.  In  jedem  Falle  aber 
dürfen  die  verfügten  Maassregeln  von  keiner  längern  Dauer  sein,  als  die 
Regierung,  welcher  die  bundesmässige  Hülfe  geleistet  wird,  es  nolhwendig 
erachtet. 

Art.  27.  Die  Regierung,  welcher  eine  solche  Hülfe  zu  Theil  geworden, 
ist  gehalten,  die  Bundesversammlung  von  der  Veranlassung  der  eingetretenen 
Unruhen  in  Kenntniss  zu  setzen  ,  und  von  den  zur  Befestigung  der  wieder- 
iiergestellten  gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Maassregeln  eine  beruhigende 
Anzeige  an  dieselbe  gelangen  zu  lassen. 

Art.  2S.  Wenn  die  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in  mehre- 
ren Bundesstaaten  durch  gefährliche  Verbindungen  und  Anschläjie  bedroht 
sind,  und  dagegen  nur  durch  Zusammenwirken  der  Gesammtheit  zureichende 
Maassrejjeln  ergriffen  werden  können,  so  ist  die  Bundesversammlung  befugt 
und  berufen,  nach  vorgängiger  Rücksprache  mit  den  zunächst  bedrohteo  Re- 
gierungen solche  Maassregeln  zu  berathen  und  zu  beschliessen. 

Art.  29  Wenn  in  einem  Bundesstaate  der  Fall  einer  Justiz  -  Verweige- 
rung eintritt,  und  auf  gesetzlichen  Wegen  ausreichende  Hülfe  nicht  erlangt 
werden  kann,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  erwiesene,  nach  der  \er- 
fassung  und  den  bestehenden  Gesetzen  jedes  Landes  zu  beurtheilende  Be- 
schwerden über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  anzunehmen,  und 
darauf  die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung,  die  zu  der  Beschwerde 
Anlass  gegeben  hat,  zu   bewirken. 

Art.  30.  Wenn  Forderungen  von  Privatpersonen  desshalb  nicht  befrie- 
digt werden  können,  weil  die  Verpflichtung,  denselben  Genüge  zu  leisten, 
zwischen  mehreren  Bundesgliedern  zweifelhaft  oder  bestritten  ist,  so  hat  die 
Bundesversammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten,  zuvorderst  eine  Aus- 
gleichung auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen,  im  Fall  aber,  dass  dieser  Ver- 
such ohne  Erfolg  bleibe,  und  die  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder 
sich  nicht  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  über  ein  Compromiss  vereinigen, 
die  rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vorfrage  durch  eine  Austrägal- 
Instanz  zu  veranlassen. 

Art.  .31.  Die  Bundesversammlung  hat  das  Recht  und  die  Verbindlichkeit, 
für  die  Vollziehung  der  Bnndesakte  und  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes, 
der  in  Gemässheit  ihrer  Competeoz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse,  der  durch 
Austräge  gefällten  schiedsrichterlichen  Erkenntnisse,  der  unter  die 
<iewährleistung  des  Bundes  gestellten  compromissarischen  Entscheidungen  und 
der  am  Bundestage  vermittelten  Vergleiche,  so  wie  für  die  Aufrechthaltung 
der  von  dem  Bunde  übernommenen  besonderen  Garantien  zu  sorgen,  auch 
zu  diesem  Ende,  nach  Erschöpfung  aller  anderen  bundesverfassungsmässigen 
Mittel,  die  erforderlichen  Executious  -  Maassregeln ,  mit  genauer  Beobachtuug 
der  in  einer  besonderen  Executions- Ordnung  dieserhalb  festgesetzten  Be- 
stimmungen und  iVormen,  in  Anwendung  zu  bringen. 

Art.  32.  Da  jede  Bundesregierung  die  Obliegenheit  hat,  auf  Vollziehung 
der  ßundesbeschlüsse  zu  halten,  der  Bundesversammlung  aber  eine  unmittel- 
bare Einwirkung  auf  die  innere  Verwaltung  der  Bundesstaaten  nicht  zusteht, 
so  kann  in  der  Regel  nur  gegen  die  Regierung  selbst  ein  Executionsverfahren 
Stau  finden.  —  Ausnahmen  von  dieser  Regel  treten  jedoch  ein,  wenn  eine 
Bundesregiernng,  in  Ermangelung  eigner  zureichender  Mittel,  selbst  die  Hülfe 
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des  Bundes  in  Anspruch  nimmt,  oder  wenn  die  Bundesversammlung  unter 
den  im  sechs  uud  zwanzigsten  Artikel  liezeichnetca  Unisländen,  zur  Wieder- 
herstellung der  allgemeinen  Ordnung  und  Sicherheit  unauTgeruren  einzuschrei- 
ten verpflichtet  ist.  —  Im  ersten  Falle  muss  jedoch  immer  in  Uehereinstim- 
mung  mit  den  Antragen  der  Regierung,  welcher  die  hundesniässige  Hülfe 
geleistet  wird,  verfahren,  uud  im  zweiten  Falle  ein  Gleiches,  sobald  die 
Regierung  wieder  in  Thäligkeil  gesetzt  ist,  beobachtet  werden. 

Art.  33.  Die  Execulioosmaassregeln  werden  im  ,\amen  der  Gesammtheit 
des  Bundes  beschlossen  und  ausgeführt.  Die  Bundesversammlung  erlheilt  zu 
diesem  Ende  mit  Berücksichtigung  aller  Localumstünde  und  sonstigen  Ver- 
hältnisse, einer  oder  meiireren,  hei  der  Sache  nicht  betheiligten  Regierungen, 
den  Auftrag  zur  Vollziehung  der  beschlossenen  Maassregeln,  und  bestimmt 
zugleich  sowohl  die  Stärke  der  dabei  zu  verwendenden  Mannschaft,  als  die 
nach  dem  jedesmaligen  Zweck  des  Gxecutiousverfahrens  zu  bemesseode  Dauer 
desselben. 

Art.  34.  Die  Regierung,  an  welche  der  Auftrag  gerichtet  ist,  und  welche 
solchen  als  eine  Bundespflicht  zu  übernehmen  bat,  ernennt  zu  diesem  Behuf 
einen  Civil- Commissair,  der,  in  Gemässheit  einer,  nach  den  Bestimmungen 
der  Bundesversammlung,  von  der  beauftragten  Regierung  zu  ertheilenden 
besonderen  Instruktion,  das  Executionsverfahren  unmittelbar  leitet.  —  Wenn 
der  Auftrag  an  mehrere  Regierungen  ergangen  ist.  so  bestimmt  die  Bundes- 
versammlung, welche  derselben  den  Civil -Commissair  zu  ernennen  hat.  Die 
beauftragte  Regierung  wird,  während  der  Dauer  des  Executions- Verfahrens, 
die  Bundesversammlung  von  dem  Erfolge  desselben  in  Kennlniss  erhalten, 
und  sie,  sobald  der  Zweck  vollständig  erfüllt  ist,  von  der  Beendigung  des 
Geschäfts  unterrichten. 

Art.  35.  Der  Bund  hat  als  Gesammtmacht  das  Recht,  Krieg,  Frieden, 
Bündnisse  und  andere  N'erträge  zu  beschliessen.  Nach  dem  im  zweiten  Ar- 
tikel der  Bundesakte  ausgesprochenen  Zwecke  des  Bundes  übt  derselbe  aLer 
diese  Rechte  nur  zu  seiner  Selbst vertheidigung,  zur  Erhaltung  der 
Selbstständigkeit  und  äussern  Sicherheit  Deutschlands ,  und  der  Unabhängig- 
keit und   Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten  aus. 

Art.  36.  Da  in  dem  eilflen  Artikel  der  ßuiulesakte  alle  Mitglieder  des 
Bundes  sich  verbindlich  gemacht  haben,  sowohl  ganz  Deutschland,  als  jeden 
einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Schutz  zu  nebmeo ,  und  sich 
gegenseitig  ihre  sämnitlichen  unter  dem  Bunde  begriffenen  Besitzungen  zu 
garantiren,  so  kann  kein  einzelner  Bundesstaat  von  Auswärtigen  verletzt 
werden ,  ohne  dass  die  Verletzung  zugleich  und  in  demselben  Maasse  die 
Gesammtheit  des  Bundes  treffe. 

Dagegen  sind  die  einzelnen  Bundesstaaten  verpflichtet,  von  ihrer  Seite 
weder  Anlass  zn  dergleichen  Verletzungen  zu  geben,  noch  auswärtigen  Staa- 
ten solche  zuzufügen.  —  Sollte  von  Seiten  eines  fremden  Staates  über  eine 
von  einem  Mitgliede  des  Bundes  ihm  widerfahrene  Verletzung  bei  der  Bundes- 
versammlung Beschwerde  geführt,  und  diese  gegründet  befunden  werden,  so 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  das  Bundesglied,  welches  die  Beschwerde 
veranlasst  hat,  zur  schleunigen  und  genügenden  Abhülfe  aufzufordern,  und 
nach  dieser  Aufforderung,  nach  Befinden  der  Umstände,  Maassregeln,  wo- 
durch weitern  friedestörenden  Folgen  zur  rechten  Zeit  vorgebeugt  werde, 
zu  verbinden. 

Art.  37.  Wenn  ein  Bundesstaat  bei  einer  zwischen  ihm  und  einer  aus- 
wärtigen Macht  entstandenen  Irrung,  die  Dazwischeakunft  des  Bundes  an- 
ruft, so  hat  die  Bundesversammlung  den  Ursprung  dieser  Irrung  und  das 
wahre  Sachverhältniss  sorgfällig  zu  prüfen.  —  Ergibt  sich  aus  dieser  Prü- 
fung, dass  dem  Bundesstaate  das  Recht  nicht  zur  Seite  steht,  so  hat  die 
Bundesversammlung  denselben  von  Fortsetzung  des  Streites  ernstlich  abzu- 
mahuen,  und  die  begehrte  Dazwischenkunft  zu  verweigern,  auch  erforder- 
lichen Falls   zur  Erhaltung  des  Friedens  geeignete  Mittel  anzuwenden.     Er- 
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gibt  sich  das  Gegentheil,  so  ist  die  Bundesversammlung  verpflichtet,  dem  ver- 
letzten Bundesstaate  ihre  wiritsamste  Verwendung  und  Vertretung  angedeihen 
zu  lassen,  und  solche  so  weit  auszudehnen,  als  nöthig  ist,  damit  demselben 
volle  Sicherheit  und  angemessene  Genagthuung  zu  Theil  werde. 

Art.  38.  Wenn  aus  der  Anzeige  eines  Bundesstaates,  oder  aus  anderen 
zuverlässigen  Angaben,  Grund  zu  der  Besorgniss  geschöpft  wird,  dass  ein 
einzelner  Bundesstaat,  oder  die  Gesamnitheit  des  Bundes,  von  einem  feind- 
lichen Angiitfe  bedroht  sei,  so  muss  die  Bundesversaniuilung  sofort  die  Frage, 
ob  die  Gefahr  eines  solchen  Angriffs  wirklich  xorhanden  ist,  in  Beralhung 
nehmen,  und  darüber  in  der  kürzest  möglichen  Zeit  einen  .Ausspruch  thun. 
Wird  die  Gefahr  aneikannt,  so  nniss  gleichzeitig  mit  diesem  Ausspruche, 
wegen  der  in  solchem  Falle  unverzüglich  in  Wirksamkeit  zu  setzenden  \  er- 
theidigungsmaassregcln ,  ein  Beschluss  gefasst  werden.  Beides,  jener  Aus- 
spruch und  dieser  Beschluss,  ergeht  von  der  engeren  Versammlung,  die  dabei 
nach  der  in  ihr  geltenilen  absoluten   Stimmenmehrheit  verf;ihrt. 

Art.  39  Wenn  das  Bundesgebiet  von  einer  auswärtigen  Macht  feindlich 
überfallen  wird,  tritt  sofort  der  Stand  des  Krieges  ein,  und  es  niuss  sofort  in 
diesem  Falle,  was  auch  ferner  von  der  Bundesversammlung  beschlossen  werden 
mag,  ohne  weiteren  Verzug  zu  den  erforderlichen  Vertheidigungsniaassregeln 
geschritten  werden. 

Art.  40.  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  förmlichen  Kriegserklärung  ge- 
nöthigt,  so  kann  solche  nur  in  der  vollen  Versammlung  nach  der  für  die- 
selbe vorgeschriebenen  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittlheilen  beschlossen 
werden. 

Art.  41.  Der  in  der  engern  Versammlung  gefasste  Beschluss  über  die 
Wirklichkeit  der  Gefahr  eines  feindlichen  Angriffes  verlnodet  sämuitliche 
Bundesstaaten  zur  Theilnahine  an  den  vom  Bundestage  nothwendig  erachteten 
Verlheidigungsmaassregelü.  Gleicherweise  verbindet  die  in  der  vollen  Ver- 
sammlung ausgesprochene  Kriegserklärung  sänimtliche  Bundesstaaten  zur  un- 
mittelbaren Theilnahme  an  dem  gemein>;chaftlichen  Kriege. 

Art.  42.  Wenn  die  Vorfrage,  ob  Gefahr  vorhanden  ist,  durch  die  Stim- 
menmehrheit verneioend  entschieden  wird  ,  so  bleibt  nichts  desto  weniger 
denjenigen  Bundesstaaten,  welche  von  der  Wirklichkeit  der  Gefahr  überzeugt 
sind,  unbenommen,  gemeinschaftliche  Ve  rthe  i  di  gun  gs- Maassregeln  unter 
einander  zu  verabreden. 

Art.  43.  Wenn  in  einem  Falle,  wo  es  die  Gefahr  und  Beschützung  ein- 
zelner Bundesstaaten  gilt,  einer  der  stieitenden  Theile  auf  die  förmliche  Ver- 
mittelung  des  Bundes  anträgt,  so  wird  derselbe,  in  so  fern  er  es  der  Lage 
der  Sachen  und  seiner  Stellung  angemessen  findet,  unter  vorausgesetzter 
Einwilligung  des  andern  Theils,  diese  Verniittelung  übernehmen;  jedoch  darf 
dadurch  der  Beschluss  wegen  der  zur  Sicherung  des  Bundesgebiets  zu  er- 
greifenden Vertheidigungs  -  Maassregeln  nicht  aufgehalten  werden,  noch  in 
der  Ausführung  der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder  eine  Verzögerung 
eintreten, 

Art.  44,  Bei  ausgebrochenem  Kriege  steht  jedem  Bundesstaate  frei,  zur 
gemeinsamen  Vertbeidigung  eine  grössere  Macht  zu  stellen,  als  sein  Bundes- 
Contingent  beträgt,  es  kann  jedoch  in  dieser  Hinsicht  keine  Forderung  an 
den  Bund  Statt  finden, 

Art.  45.  Wenn  in  einem  Kriege  zwischen  auswärtigen  Mächten,  oder  in 
andern  Fällen  Verhältnisse  eintreten,  welche  die  ßesurgniss  einer  Verletzung 
der  Neutralität  des  Bundesgebietes  veranlassen,  so  hat  die  Hundesversamm- 
lung ohne  Verzug  im  engern  Rathe  die  zur  Behauptung  dieser  .Neutralität 
erforderlichen  Maassregeln  zu  beschliessen. 

Art.  46.  Beginnt  ein  Bundesstaat,  der  zugleich  ausserhalb  des  Bundes- 
gebiets Besitzungen  hat,  in  seiner  Eigenschaft  als  europäische  Macht  einen 
Krieg,  so  bleibt  solcher,  die  Verhältnisse  und  Verpflichtungen  des  Bundes 
nicht  berührender  Krieg,  dem  Bunde  ganz  fremd. 
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Art.  47.  In  den  Fallen,  wo  ein  solcher  Bundesstaat  in  seinen  ausser 
dem  Bunde  gelegenen  Besitzungen  bedroht  oder  angegriffen  wird,  tritt  für 
den  Bund  die  Verpflichluiig  zu  genieinschaflUrhen  Verlheidigungs-iMaassregeln, 
uder  zur  Theiliiahnic  und  Hülfeleistung  nur  in  so  ferne  ein,  als  derselbe 
nach  vorgängiger  Berathung  durch  Slinimenniehrlieit  in  der  engern  Versamm- 
lung, Gefahr  für  das  Bundesgebiet  erkennt.  Im  letzteren  Falle  finden  die 
Vorschriften  der  vorhergehenden  Artikel  ihre  gleichmässige  Anwendung. 

Art.  48.  Die  Bestimmungen  der  Bundesakte,  vermöge  welcher,  nach 
einmal  erklärtem  Bundeskriege,  kein  Mitglied  des  Bundes  einzelne  Unter- 
handlungen mit  dem  Feinde  eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillstand  oder 
Frieden  schliessen  darf,  ist  für  Siimmlliche  Bundesstaaten,  sie  mögen  ausser- 
halb des  Bundes  Besitzungen  haben  oder  nicht,   gleich  verbindlich. 

Art.  49.  Wenn  von  Seiten  des  Bundes  Unl'rhandlungen  über  Abschluss 
des  Friedens  oder  eines  Waffenstillstandes  stattfinden,  so  hat  die  Bundes- 
versammlung zu  specieller  Leitung  derselben  einen  Ausschuss  zu  bestellen, 
zu  dem  Unterhandlungs- Geschäft  selbst  aber  eigene  Bevollmächligle  zu  er- 
nennen, und  mit  gehörigen  Instruktionen  zu  versehen.  Die  Annahme  und 
Bestätigung  eines  Friedensvertrags  kann  nur  in  der  vollen  Versammlung  ge- 
schehen. 

Art.  50.  In  Bezug  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  überhaupt  liegt  der 
Bundesversammlung  ob  : 

1)  Als  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes  für  die  Aufrechthallung  fried- 
licher und  freundschaftlicher  Verhältnisse  mit  den  auswärtigen  Staaten 
Sorge  zu  tragen; 

2)  die  von  fremden  Mächten  bei  dem  Bunde  beglaubigten  Gesandten  anzu- 
nehmen, und  wenn  es  nüthig  befunden  werden  sollte,  im  Namen  des 
Bundes  Gesandte  an  fremde  M.-ichte  abzuordnen  ; 

3)  in  eintretenden  Fällen  Unterhandlungen  für  die  Gesammtheit  des  Bundes 
zu  führen,   und  Verträge  für  denselben  abzuschliessen  ; 

4)  auf  Verlangen  einzelner  Bundesregierungen ,  für  dieselben  die  Verwen- 
dung des  Bundes  bei  fremden  Regierungen,  und,  in  gleicher  Art  auf 
Verlangen  fremder  Staaten,  die  Dazwischenkunft  des  Bundes  bei  ein- 
zelnen Bundesgliedern  eintreten  zu  lassen. 

Art.  51.  Die  Bundesversammlung  ist  ferner  verpflichtet,  die  auf  das 
Mililärwesen  des  Bundes  Bezug  habeuden  organischen  Einrichtungen  und  die 
zur  Sicherslellung  seines  Gebiets  erforderlichen  Vertheidigungs- Anstalten  zu 
beschiiessen. 

Art.  52.  Da  zur  Erreichung  der  Zwecke  und  Besorgung  der  Angelegen- 
heiten des  Bundes,  von  der  Gesammtheit  der  Mitglieder  Geldbeiträge  zu  lei- 
sten sind,  so  hat  die  Bundesversammlung 

1)  den  Betrag  der  gewöhnlichen  verfassungsmässigen  Ausgaben,  so  weit 
solches  im  Allgemeinen  geschehen  kann,   festzusetzen; 

2)  in  vorkommenden  Fällen  die  zur  Ausführung  besonderer  in  Hinsicht  auf 
anerkannte  Bundeszwecke  gefasslen  Beschlüsse  erforderlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  und  die  zur  Bestreitung  derselben  zu  leistenden 
Beiträge  zu  bestimmen ; 

3)  diis  matrikelmässige  Verhfdtniss,  nach  welchem  von  den  Mitgliedern  des 
Bundes  beizutragen  ist,  festzusetzen  ; 

4)  die  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Beiträge  anzuordnen 
und  darüber  die  Aufsicht  zu  führen. 

Art.  53.  Die  durch  die  Bundesakte  den  einzelnen  Bundessstaaten  garan- 
tirte  Unabhängigkeit  schliesst  zwar  im  Allgemeinen  jede  Einwirkung  des 
Bundes  in  die  innere  Staatsverwaltung  aus.  Da  aber  die  Bundesglieder  sich 
in  dem  zweiten  Abschnitt  der  Bundesakle  über  einige  besondere  Bestimmun- 
gen vereinigt  haben,  welche  sich  theils  auf  Gewährleistung  zusicherter  Rechte, 
Iheils  auf  bestimmte  Verhältnisse  der  Unterlhanen  beziehen,  so  liegt  der 
ßundesversawmluug   ob ,    die  Erfüllung   der   durch  diese  Bestimmungen  über- 
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nomnieiien  Verbindlichkeiten,  wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten  Anzeigen 
der  Betheiligten  ergibt,  dass  solche  nicht  stattgefunden  habe,  zu  bewirken. 
Die  Anwendung  der  in  Gemässheit  dieser  Verbindlichkeiten  getroffenen  all- 
gemeinen Anordnungen  auf  die  einzelnen  Fälle  bleibt  jedoch  den  Regierungen 
allein  überlassen. 

Art.  54.  Da  nach  dem  Sinn  des  13ten  Artikels  der  Bundesakle,  und  den 
darüber  erfolgten  spätem  Erklärungen  in  allen  Bandesstaaten  landständische 
Verfassungen  stattfinden  sollen,  so  hat  die  Bundesversammlung  darüber  zu 
wachen,   dass  diese  Bestimmung  in  keinem  Bundesstaat  unerfüllt  bleibe. 

Art.  55.  Den  souverainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  bleibt  überlassen, 
diese  innere  Landesangelegenheit,  mit  Berücksichtigung  sowohl  der  früherhin 
gesetzlich  bestandenen  ständischen  Rechte,  als  der  gegenwärtig  obwaltenden 
Verhältnisse  zu  ordnen. 

Art.  56.  Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  landständischen 
Verfassungen  können  nur  auf  verfassungsmässigem  Wege  wieder  abgeändert 
werden. 

Art.  57.  Da  der  deutsche  Bund,  mit  Ausnahme  der  freien  Städte,  ans 
souverainen  Fürsten  besteht,  so  muss,  dem  hierdurch  gegebenen  Grundbegriffe 
zufolge ,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staats  vereinigt 
bleiben ,  und  der  Souverain  kann  durch  eine  landständische  Verfassung  nur 
in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden 
werden. 

Art.  58.  Die  im  Bunde  vereinten  souverainen  Fürsten  dürfen  durch 
keine  landstündische  Verfassung  in  der  Erfüllung  ihrer  bundesmässigen  Ver- 
pflichtungen gehindert  oder  beschränkt  werden. 

Art.  59.  Wo  die  üeffeotlichkeit  laudständischer  Verbandlungen  durch 
die  Verfassung  gestattet  ist,  muss  durch  die  Geschäftsordnung  dafür  gesorgt 
werden,  dass  die  gesetzlichen  Gränzeu  der  freien  Aeusserung  weder  bei  den 
Verhandlungen  selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung  durch  den  Druck,  auf 
eine  die  Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaats  oder  des  gesammten  Deutschlands 
gefährdende   Weise  überschritten  werden. 

'Art.  60.  Wenn  von  einem  Bundesgliede  die  Garantie  des  Bundes  für  die 
in  seinem  Lande  eingeführte  iandständische  Verfassung  nachgesucht  wird,  so 
ist  die  Bundesversammlung  berechtigt,  solche  zu  übernehmen.  Sie  erhält 
dadurch  die  Befugoiss  ,  auf  Anrufung  der  ßetheiligten ,  die  Verfassung  auf- 
recht zn  erhallen,  und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  ent- 
standenen Irrungen,  soferoe  dafür  nicht  andersveilig  Mittel  und  Wege  gesetz- 
lich vorgeschrieben  sind,  durch  gütliche  Vermiltelung  oder  compromissarische 
Entscheidung  beizulegen. 

Art.  61.  Ausser  dem  Fall  der  übernommenen  besonderen  Garantie  einer 
landständischen  Verfassung,  und  der  Aufrechthaltung  der  über  den  dreizehu- 
ten  Artikel  der  Bundesakte  hier  festgesetzten  Bestimmungen,  ist  die  Bundes- 
versammlung nicht  berechtigt,  in  landständische  Angelegenheiten,  oder  in 
Streitigkeiten  zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen  einzuwirken, 
so  lange  solche  nicht  den  im  sechs  und  zwanzigsten  Artikel  bezeichneten 
Charakter  annehmen,  in  welchem  Falle  die  Bestimmungen  dieses,  so  wie  des 
sieben  und  zwanzigsten  Artikels  auch  hierbei  ihre  Anwendung  finden.  —  Der 
sechs  und  zwanzigste  Artikel  der  Wiener  Congressakte  vom  Jahre  achtzehn 
hundert  und  fünfzehn,  in  Betreff  der  Verfassung  der  freien  Stadt  Frankfurt, 
erhält  jedoch  hierdurch  keine  Abänderung. 

Art.  62.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  in  Bezug  anf  den  dreizehnten 
Artikel  der  Bundesakte  sind  auf  die  freien  Städte  in  so  weit  anwendbar,  als 
die  besondern  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen. 

Art.  63.  Es  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  auf  die  genaue  und  voll- 
ständige Erfüllung  derjenigen  Bestimmungen  zu  achten,  welche  der  vier- 
zehnte Artikel  der  Bundesakte  in  Betreff  der  mittelbar  gewordenen  ebema- 
ligea  Reicbsstäade    und    des    ehemaligen  uomittelLarea  Reichsadels  eutbält, 
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Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Ländern  die  Besitzungen  derselben  einver- 
leibt worden,  bleiben  gegen  den  Bund  zur  unverrückleo  Aufrecbthaltung  der 
durch  jene  Bestimmungen  begründeten  slaatsrechtliclieu  Verbaltnisse  ver- 
pflichtet. Und  wenn  gleicli  die  über  die  Anwenduiiff  der  in  Gemässbeit  des 
vierzehnten  Artikels  der  Bundesakte  erlassenen  Verordnungen  oder  abge- 
schlossenen Verliäge  entstehenden  Streitigkeiten  in  einzelnen  Fällen  an  die 
compelenten  Behörden  des  Bundesstaates,  in  welchem  die  Besitzungen  der 
mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  gelegen  sind,  zur  Ent- 
scheidung gebracht  werden  müssen,  so  bleibt  denselben,  im  Fall  der  verwei- 
gerten gesetzlichen  und  verfassungsmässigen  Rechtshülle,  oder  einer  einsei- 
tigen zu  ihrem  Nachtbeil  crfolf^ten  legislativen  Erklärung  der  durch  die  Bun- 
desakte ihnen  zugesicherten  Rechte,  der  Recurs  an  die  Bundesversammlung 
vorbehalten;  und  diese  ist  in  einem  solchen  Falle  verpflichtet,  wenn  sie  die 
Beschwerde  gegründet  findet,  eine  genügende  Abhülfe  zu  bewirken. 

Art.  64.  VVenn  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen,  deren  Zweck 
nur  durch  die  zusammenwirkende  Theilnahnie  aller  Bundesstaaten  vollständig 
erreicht  werden  kann,  von  einzelnen  Bundesgliedern  an  die  Bundesversamm- 
lung gebracht  werden,  und  diese  sich  von  der  Zweckmässigkeit  und  AusTühr- 
barkeit  solcher  Vorschläge  im  Allgemeinen  überzeugt,  so  liegt  ihr  oh,  die 
Mittel  zur  Vollführung  derselben  in  sorgfältige  Erwägung  zu  ziehen,  und  ihr 
anhaltendes  Bestreben  dahin  zu  richten,  die  zu  dem  Ende  ei'foiderliche  frei- 
willige Vereinl)arung  unter  den  sämmllichen  Bundesgliedern  zu  bewirken. 

Art.  6.5.  Die  in  den  besondern  Bestimmungen  der  Bundesakte,  Artikel 
16,  18,  19  zur  Berathung  der  Bundesversammlung  gestellten  Gegenstände 
bleiben  derselben,  um  durch  gemeinschaftliche  Uebereinkunft  zu  möglichst 
gleichförmigen  Verfügungen  darüber  zu  gelangen,  zur  fernem  Bearbeitung 
vorbehalten. 

Die  vorstehende  Akte  wird  als  das  Resultat  einer  unabänderlichen  Ver- 
einbarung zwischen  den  ßundesgliedern  ,  mittelst  Präsidial- Vortrags  an  den 
Bundestag  gebracht,  und  dort,  in  Folge  gleichlautender  Erklärungen  der  Bun- 
desregierungen, durch  förmlichen  Bundesbeschluss  zu  einem  Grundgesetz  er- 
hoben werden  ,  welches  die  nämüciie  Kraft  und  Gültigkeit  wie  die  Bundes- 
akte selbst  haben ,  und  der  Bundesversammlung  zur  unabweicblichen  Richt- 
schnur dienen  soll. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  sämmtliche  hier  versammelte  Bevollmächtigte 
die  gegenwärtige  Akte  unterzeichnet  und  mit  ihrem  Wappen  untersiegelt. 

So  geschehen  zu  Wien,  den  fünfzehnten  des  Monats  Mai,  im  Jahr  ein 
tausend  acht  hundert  und  zwanzig. 
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verfassung, W.  K.  Wahlicapitulation,  W.  S.  A.  Wiener  Schlussakte  v.  1820. 


Aachen,  Krünuogsstadt ,  a  167;  s. 
Congress. 

Abänderung,  der  Bundesgesetze, 
a  314.  316;  der  Verfassungen,  s. 
landständische  Verfassung. 

Abdankung,  des  deutschen  Kaisers 
a  168;  des  Souverains  b  197;  des 
Kaisers  Franz  II.  a  242. 

Abfertigung,  s.  Aussteuer. 

Abgeordnete,  zur  Stiindeversamm- 
lung ;  deren  Verh;iltniss  zu  ihren 
Wählern  b  396  ;  Dauer  ihrer  Funk- 
tion b  418.  420;  deren  Niederlegung 
b  399;  Wiederwählbarkeit  b  421; 
deren  persönliche  Rechte  b  480; 
ünverantwortlichkeit,  Freiheit  der 
Aeusserung  und  Abstimmung  b  281  ; 
Unverletzlichkeit  b  486;  Reisever- 
gütung und  Diäten  b  488;  s.  Unver- 
einbarlichkeiten. 

Ablehnung,  landesherrlicher  An- 
träge in  der  Ständeversammlung 
b  469. 

Ablösbarkeit,  siehe  Grundlasten, 
Jagdgerechtigkeit. 

Abolition,  s.  Begnadigungsrecht. 

Absetzung,  des  deutschen  Kaisers 
a  168;  des  Souverains  b  198;  der 
Reichsstände  a  177.  199;  der  Mit- 
glieder  des  R.  K.  G.  a  203  n.   11. 

Absolut  (Begriff),  a  8  n.  6:  s.  Ge- 
walt. 

Absolntismus,  a  104. 


Abstimmung,  in  der  B.  V.  a  275 
n.  2.  281.  284.  288.  291;  in  den 
Curien  a  278;  s,  auch  Versäumniss; 
in  den  Ständeversammlun^en  b466; 
deren  Freiheit  b  4SI  ;  s.  auch  Ent- 
halten. 

Abtretung,  von  Bundesländern  a 
269.  313;  der  Landesregierung,  s. 
Abdankung. 

Abzeichen,  politische  b  653. 

Abzu  gs  frei  h  ei  t,  b  217;  s.  Aus- 
wanderungsfreiheit. 

Abzugsgeider,  s.  Nachsteuer. 

Achtserklärung,  der  Reichsstände 
a  198. 

Adel,    b  274.    327;    seine  rechtswi- 
drise  Behandlung  a245;  Aufhebung 
in  der  R.  V.    1849  b  225.  226  n.  3 
hoher,    narh    der    B.   A. ,    b   281 
seine  Anerkennung  durch  die  B.  V 
a  263.  319.  320  n,  6;  s    Landesadel 

Administration,    s.    Verwaltung 
der   Landesregierung    a    177    n.    3; 
b  102;  s.  Regentschaft. 

Administrativjustiz,  b  623. 

A  d  m  i  n  i  s  t  r  a  t  i  V  s  a  c  h  e  n  ,  b  628.  642. 

Admission,  neuer  Reichsstände  a 
174. 

Adoption,  eines  Thronfolgers  b  91. 

Adresse,  an  die  B.  V.  verboten 
b  654;  auf  eine  Thronrede  b  440. 

Advocatia,  über  die  Kirche,  siehe 
Schutzrecht;  des  deutschen  Kaisers 
a  141.  157  n.  4.   162. 

Aggregatstaat,  a  63  n.  10. 


Register. 


Aktenverseadu  n  g,  a  225.  366; 
b  619. 

Albansrecht,  s.   Fremdlingsrecht. 

Allianz,  a   IGT. 

A  I  lo  (1  i  fi  kation,  der  Reichslehen, 
b  799;  der  Laudeslehen  und  Privat- 
lehen b  800.  S03 ",  neueste  Gesetze 
b  S05. 

Alte  r  nati  on  e  n,  in  der  B.  V.  a  276- 

AI  l  er  n  i  re  n  de  Häuser,  im  Fürtea- 
ralhe  a   187  n.  6. 

Ainicahilis  compositio,  wann 
nötbiff  zwischen  dem  Corpus  Catho- 
licorum  et  Evanpelicorum  a  155  n.7. 

Amnestie,  s.  Begnadigungsrecht. 

Amt,  s.  Staatsamt. 

Amt  sen  tse  t  z  un  g,  s.  Staatsdiener. 

A  ernte  rhoheit,  b   192.  771,  795. 

Anerkennung,  auswärtiger  Staats- 
herrscher b  7 ;  von  Rechtsverhält- 
nissen aus  der  Reichszeit  a  263. 

Ad  falls  recht,  bei  der  Thronfolge 
b  119. 

Anhalt  (Häuser),  a  266.  278.  313 
n.  6;  Streit  mit  Preussen  a  320. 

Anklage,  von  Beamten  b  242;  s. 
Minister  und  Verantwortlichkeit. 

Anleihen,  b  714. 

A  nn  a  t  e  n,  a  148. 

Ansagezettel,  auf  dem  Reichstage 
a   192;  bei  der  ß.  V.   a  2S0. 

AnträRe,  an  die  B.  V.  a  2S2 ;  auf 
Landtagen,  s.  Motionen,  Propositio- 
nen,  Wiederholung. 

Anstellung,  s.  Staatsdiener. 

Anwartschaften,  auf  Staatsdienste 
b  177.  797;  auf  Lehen,  s.  Lehens- 
anwartschaft. 

Apanagien,   a   159. 

Appellati  o,  tanquam  ab  abusu  b  839. 

Arbeitervereine,  b  655. 

Are  h  i  vcoramis  si  0  n  ,  a  304  n.  3. 

Aristokratie,  a  102.   103;  b,  332. 

.Aristokratische  Elemente,  a 
105. 

Armeecorps,  des  Bundesheeres,  ge- 
mischte, ungemischte  b  721.  727  n.  1. 

Aufenlhaltsrecht ,  b  217.  224. 
255;  der  Standesherren  b  288. 

Aufführang,  unbefugte,  musikali- 
scher Compositionen  und  dramatischer 
Werke  b  H81. 

Auflösung,  des  Reiches  a  240;  s. 
Veränderungen  ;  der  Ständeversamm- 
lung ,  s.   Landtag. 

A  nfnahme  ,  neuer  Reichsstände  a  174. 
179;  neuer  Bundesglieder  a  207. 


Aufnahmsrecht,  bezuglich  der 
Kirchen  b  ^W.  820. 

Aufruf,  der  ß.  V.  an  das  deutsche 
Volk  1848,  a  418;  des  Königs  von 
Preussen  1848,  a  405  n.  2.  423; 
desselben  1849,  a  459. 

Aufruhr,  Bundesgesetze  dagegen, 
a  353. 

Aufsichtsrecht,  b  194;  über  die 
Kirchen  b  811.  832.  835.  837.  844. 
S47  ;  des  Kaisers  a  143. 

A  u  g  s  bu  r  g  isch  e  Confessions- 
verwandte,  a   179  n.   12. 

Augustus  (Titel),  a  158. 

Aushebung,   s.   Cnnskription. 

Auslegung,  s.   Interpretation. 

Auslieferung,  Fremder  b  272 ;  po- 
litischer Verbrecher  b  653.  656 ; 
gemeiner  Verbrecher  b  057;  der  De- 
serteure und  Militärpflichtigen  b  753. 

Ausm.ärker,  b  574.   583. 

Ausnahmsgerichte,    b  251.  625. 

Ausnahmsgesetze  des  Bundes, 
aufgehoben  a  428. 

Ausschluss,  V.  d.  Regierung  b  120 
n.   8.   124. 

.Ausschüsse,  der  B.  V.  a  295.  299. 
3(il  ;  deren  Berichte  a  283;  land- 
stäodische  b  551  ;  der  Ortsgemein- 
den b  585. 

Aussteuer,  der  Prinzessinen  b  163. 

Austrägali  nstanz,  des  Reiches 
a  215:  des  deutschen  Bundes  a  351. 
359.  364.  370. 

Austräge,  a  216;  der  Reichsritter 
a  239  ;  der  souverainen  Fürsten  und 
der  Mediatisirten    a  351.   366  u.   1. 

A  u  s  w  a  n  d  e  r  u  B  g  s  f  r  e  i  h  e  i  t ,  b  217 
n.  2.  224.   225  n.  0.  260.  825. 

Auswärtige  Verhältnisse,  b 
863:   des  Bundes  b  866. 

Autokratie,  b  333. 

Autonomie,  als  Rechtsgrund  der 
Herrschaft  a  74 ;  der  Reicbsstände, 
der  souverainen  Familien  und  der 
Mediatisirten  a  177;  b  290;  der 
Kirche  b  848. 

Autorität,  a  74. 

A  u  tor  it  ä  t  s  pri  nz  ip,  a   77. 

Avocatorium,  s.   Heimruf. 

.Avulsion,   a  182. 

B. 

Baden,   Kurstimme  a   184. 
Bank,    geistliche,    weitliche  im  Für- 
sleurathe  a  1S7. 
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Reirister. 


Bassenna  nn'scher  An  trag,  a413 
n.   11.  423. 

Bayern,  Kurstinime  a  183;  Stimme 
in  der  B.  V.  a  271  n.  1;  politische 
Bedeuliinff  a  401.  407  n.   2.  408. 

Befreiungen,  von  Militärpflicht, 
Besteneriingr  ti.  dergl.  b  209  n.  3. 
695.  710.  768;  deren  Anfhebnngr 
und  Verbot  b  210.  249;  Enlscbä- 
difjung  dafür  b  211;  der  Standes- 
herren 1)  286 

Begnadigungsrecht,  b  645;  bei 
Verurtheilung  von  Ministem  b  544; 
bei  Untersuchungen  gegen  Slaats- 
diener  b  797. 

Be  herrsc  h  u  ngs  formen  ,  a  102; 
b  332. 

Beirat  h,  der  Landstiiade  b  491. 

Beisassen,  b  572.  583. 

B  e  i  z  i»  h  1  e  n  ,  der  Stimmen  in  der  B.  V. 
a  281.  287. 

Beleidigungen,  unteP  Souverainen 
a  373;  von  Privatpersonen  durch 
Aeusseruiigen  in  derStändeversauim- 
hing  b  485. 

Benti  nck' scher  Prozess,  a  254.  263 
n.  6.  264  n.  9.  269  337  n.  1.  343 
n.  3,  4.  366  n.  1.  367  n.  5,  7; 
Erlass  der  provisorischen  Ceutral- 
gewalt  368  n.  8. 

Berathung  in  der  B.  V.  a  275;  in 
der  St  indeversamralung  b  464. 

Berathungsfähigkeit,  derStände- 
versammlung  b  460. 

Berathungsgegenstände  in  der 
B.  V.  a  333. 

Bergwerke,  deren  Regalität  b  859 
u.    1. 

Berliner  Entwurf  (1849),  a  465. 

Berufswahl,   freie  b  241. 

Bescheide,  gemeine  des  R.  K.  G. 
a  204. 

Beschlagnahme,  v.  Papieren  b  230. 

Beschlüsse,  landständische,  siehe 
Landstände. 

Besch  hissfähig keit,  der  Stände- 
versammlung,  s.  Berathungsfähigkeit. 

Beschwerderecht,  der  Untertha- 
nen  b  206.  241.  548;  der  Land- 
stände b  495;  in  kirchlichen  Sachen, 
s.  Appellatio,  Missbrauch. 

Besitz,  seine  staatsrechtliche  Bedeu- 
tung a  133. 

Besitzstand,  gestörter,  streitiger, 
unter  Bundesgliedern  a  352. 

Besoldunp,  s.  Staatsdiener. 

Bestätigung,  s    Coofirraationeq. 


Besteuerungsrecht,  b  695.  715. 

B  e  willigu  0  gspflich  t,  der  Land- 
stände b  512.   715. 

Bewilligungsrecht,  landständi- 
sches b  509. 

Bischöfe,  katholische,  deren  Ver- 
eidigung b  838 ;  Wahl  b  839;  deif-ii 
neueste  Forderungen  b  846;  Einfluss 
auf  Unterricht  b  851. 

Bisch  öfliche  R  ech  te  ,  des  Landes- 
herrn über  die  evangelische  Kirche 
b  834.  845. 

Bisthümer,  deren  neue  Errichtung 
b  837. 

Blulbann,  a  225  n.  8. 

Böhmen,  a  151;  Königstitel  a  179 
n.   14;  Kurstimnie  a   183. 

Botmässigkeit,  b  209. 

Brandenburg,   Kurslimme  a  183. 

Brandmarkung,  abgeschafft  b  229. 

Braunschweig-Lüneburg,  Kur- 
stimme a  183;  Bischof  von  Osna- 
brück a  188  n.   11. 

Bremen,  Verfassungsveränderungen 
b  561. 

Briefgeheimniss,  b  231. 

Budget,  ordentliches,  ausserordent- 
liches b  507. 

Bulle,  goldene,  a  146.  152;  Bullen, 
päpstliche,  für  Preussen ,  Hannover 
und  die  oberrheinische  Kirchenpro- 
vinz  b  819. 

Bund,  deutscher,  Entstehung  a  252; 
Zweck,  Unauflöslichkeit,  Charakter 
als  Gesammtmacht  a  259.  260;  Ver- 
hältniss  zum  Reiche  und  Rheinbünde 
a  261.  263;  Mitglieder  a  266. 

Bundes-Akte,  a  255;  Erörterung 
des  art.  XI.  a  351.  b  864.  869; 
des  art.  XII.  b  618;  des  art.  XIII. 
b  356;  des  art.  XIV.  b  278;  des 
art.  XV.  b  267,-  des  art.  XVI.  a 
linea  1  b  327;  a  linea  2  b  263; 
des  art.  XVII.  b  269;  des  art.  XVIII. 
b  216.   666.  678. 

—  Archiv,  a  293. 

—  Austrägalgericht,  s.  Austrä- 
galinstanz. 

—  Beamte,  a  300.  305;  deren  Hei- 
maths-  und  Pensionsverhältuisse  a 
307. 

—  Beschlüsse,  a  257;  ihr  Ver- 
hältniss  zu  anhängigen  Rechtssachen 
a  264;  als  Zeugnisse  a  264  n.  9; 
s.  Machtsprüche. 

—  Coniniissionen,  a  304, 

—  Farben,  a  297.  420. 


Register. 
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BuDdes-Festiingen,  b  757;  de- 
ren Hesatzuo^  b  7I<7  ;  B.  B.  darüber 
b  7t;3  ;  deren  Budget  b  7(i3. 

—  Gebiet,   a  26«. 

—  Gericht,  a  349  n.   1. 

—  Gesetze,  a  341. 

—  Gewalt,  deren  Subjekt  a  273; 
Charakter  als  oberste  politische  Au- 
torität und  Coliegialgewalt  a  327. 
341.  345. 

—  Grandgesetze  (Grundverlräge), 
a  255,  s.  Interpretation. 

—  Heer,  b721;  dessen  Bereithaltung 
b  729;  Kriegsbereitschaft,  Mobil- 
machung b  73<i;  Verpflegung  b  748; 
Gerichtsbarkeit  und  Gerichtsstand 
b  749.   750. 

—  Herkommen,  a  258. 

—  Hülfe,  a  353. 

—  Fndigenat,  b  216. 

—  Kanzlei,  Kanzleidirektor  a  292. 
305. 

—  Kassenwesen,  a  305;  Matriku- 
larkasse,  Kanzleikasse,  Kriegskasse 
b  696 ;  Verwaltungspersonale  b  696 
n.   1. 

—  Krieg,  als  Vertheidigungskrieg 
b  869;  Beschlussfassung  darüber 
b  870. 

—  Kriegsverfassung,  b  721. 

—  Länder,  s.  Bundesgebiet;  deren 
Abtretung  a  269;  deren  Uebergang 
an  ein  anderes  Bundesglied  durch 
Erbschaft  a  313. 

—  Matrikel,  b  696. 

—  Mitglieder,  a26fi;  deren  Rechts- 
gleichheit a  270  ;  deren  bundesmäs- 
sige  Verpflichtungen  a  339;  politi- 
sche Rechte  a  320. 

—  Präsidium,  a  273.  281.  293. 
298;  sein  Geschäftskreis  und  Rechte 
a  299.  302.  305,  306. 

—  Pressge  setz  gebung,  s.  Presse. 

—  Protokolle,  a  292.  431;  deren 
Druck,  Veröffentlichung  a  293. 

—  Recht,  deutsches  a  118.  119 
251;  seine  Quellen  a  258. 

—  Regierungen,  a  260  n.  2. 

—  Schiedsgericht,  a  354.  365. 
369.  388. 

—  Staat,  Begriß"  a  108;  Bundes- 
staaten, deutsche  a  260. 

—  tag,  a  273. 

—  tagsferien,  s.  Vertagung. 

—  tagscommissionen,  a275.300. 
301. 

—  tagsgesaudte,    a    273-,    nicht 


stimmführende  a  276.  302 ;  deren 
Vorrechte  a  .S07 ;  Todesfall  a  281. 
301. 
B  u  n  d  e  s  -  V  e  r  s  a  m  ni  1  u  n  g ,  a  273 ; 
ihre  Competenz  a  315.  327.  332. 
336;  als  richterliche  Instanz  a  364; 
ihre  Auflösung  (1848)  a  449;  Wie- 
derherstellung a  491.  510;  ihre  Or- 
ganisation a  274. 

—  Verfassung,  deren  Kritik  a  399. 
416. 

—  Wappen,   a  297.  420. 
Bündniss recht,    der    Reichsstände 

a  144  n.   12.    178.    223  n.   3.   231  ; 

der  deutschen  Bundesglieder  b  864. 
B  iire  au  k  ra  t  ie,  b  778. 
Bürger,  s.   Genieindebürger. 
Bürgeraufnahme,  b  572. 
Bürgerwehr,  b  718.   724. 
B  urgund  ,  a  151. 


Ca  nieral  ge  wal  t ,  s.  Finanzgewalt. 

Cauonisches  Recht,  seine  Anwen- 
dung a  126. 

Carlsbader     Conferenz  -  Be- 
schlüsse, a  257. 

Caritativsubsidien,  a  237. 

Ca  r  t  e  I  Ic  on  ve  n  tion  ,  b  753. 

Censur,  b  231.  232  n.  2.  667;  deren 
Aufhebung  a  419;  b  669. 

Cent  ralgew  alt,  provisor.  a  447. 

C  i vi  lli  s te ,   b  705. 

C  og  n  a  tis  che  S  ucce  ssio  n  ,  b  133. 

Comitla  imperii,  Comitalbewilligung, 
a   154. 

C  omiti  alrech  te,  a   164. 

Comitiva,  pfalzgräfliche  a  166.  167 
n.  11. 

Commissaire,  landesherrliche,  auf 
den  Landtagen  b  474. 

Commissionsdekrete,  kaiserliche 
a  191. 

Competenz,  der  B.  V.,  s.  Bundes- 
versammlung; der  Gerichte,  s.  Ge- 
richte. 

Competenzbestimmung,  provi- 
sorische, der  B.  V.   a  329. 

Competenzcouflikte,  der  Ge- 
richte und  Administrativbehörden 
b  642. 

Competenzstreitigkeiten,  in  der 
B.  V.  a  315. 

Com  Positionen,  musikalische,  s. 
Aufführung. 

Concept,  der  R.  K.  G.  0.  a  204 
D.  19. 
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Register. 


Conclusa  Pleni,  des  R.  H.  R,  a213. 

Conclusum  Iniperii,  a  193. 

Coü  coiiimi  s  sar  i  US,  kaiserlicher  a 
191. 

Concor date,  der  deutscben  Nation 
a  148;  Worniser  (Calixtinisches) 
8  148.  226  n.  14.  227  n.  18;  b  817; 
Wiener  (Aschaffenburger)  a  148 ; 
b  818;  bayerisches  v.  1818  b  819; 
österreichisches  v.  1855  b  819. 

Condom  inate,  b  615. 

Confessionen,  christliche,  garantirt 
im  R.  D.  H.  S.  a  150;  s.  Religions- 
partheieo. 

Confirmation,  kaiserliche,  der 
reichsstandiscben  Hausgesetze  a  177 
n.  8.  239;  b  30;  der  Ritterord- 
nungen a  239;  landesherrliche,  der 
Kirchenbeamten  b  837. 

Confiskation,  des  Vennögeos,  ab- 
geschafft b  249. 

Congress,  Wiener  a  253;  zu  Aachen 
a  267  n.   2. 

Co  n  skrip  ti  on,  b  720.   769. 

Constitutio,  Fr  i  derlei  II.,  Uti- 
nensis  a  144  n.  13.  145  n.  1 ;  Fran- 
coturtensis  a  145  n.  1;  Ludovici 
B  avari  a   146.    152. 

Constitutionen,  s.  Verfassungs- 
urkunden und   Monarchie. 

Consuln,  in  Bundesfestuugen  unzu- 
lässig b  763. 

Consullum  Imperii,  a  193. 

Contingente,  der  Bundesstaaten  b 
721.  769;  deren  Stärke  b  723;  Be- 
reithaltung im  Frieden  b  729;  Mo- 
bilmachung b  736;  Ersatztruppen, 
Nachschub  b  738. 

C  on  t  ra  s  i  gn  a  tur,  kaiserlicher  Er- 
lasse a  194 ;  landesherrlicher  Ver- 
fügungen b  529. 

Cooplation,  neuerReichsständeal74. 

C  orps  c  omma  u  d  a  n  te  n  ,  b  744. 

Corpus  Catholicorum  et  Evan- 
gelicorum,   a  155.    178. 

Correlatlon,   am  Reichstage  a  192 

Correspondenz,  der  Geistlichen, 
mit  Rom ,  s.   Verkehr. 

C  ri  m  i  n  al  s  a  ch  e  11 ,  der  Reichsun- 
miltelbaren  und  Mittelbaren  a  207. 
211.   239. 

Curia  Imperii,  a   197  n,  3. 

Curia  tstimmen,  reichsgräfliche  a 
176.  181.  182;  der  Reichsprälaten 
a  176  n.  2.  187;  der  Bundesglieder I 
a  275.  276.  313  n.  6;  der  Standes-! 
berren  a  267. 


D. 

Debitcommission,  a  204. 

Decreta  communia,  s.  Bescheide. 

Demokratie,  a  102.  103;  repräsen- 
tative b  332. 

Deserteure,  s.  Auslieferung. 

Despotismus,  a  104. 

Deutschland,  politischer  Begriff 
a  269. 

Deutscher  Orden,  s.   Orden. 

Diktatur,  auf  dem  Reichstage  a  192  ; 
in  der  B.   V.  a  295. 

Dienstaufwandgelder,  b  787. 

Direktorialproposition,  auf  dem 
Reichslage  a  192. 

Direktorium,  im  Corpus  Catholico- 
rum und  Evangelicorum  a  179;  in 
dem  Kurfürstencolleg  a  185;  im  Fiir- 
stenrathe  a  187;  der  Reichsstädte 
a  190;  des  Reichstages  a  191. 

Disciplin,  in  der  Ständeversamm- 
lung b  484. 

Disciplinargewalt,  über  die  Rnn- 
desbeamten  a306;  über  Staatsdiener 
b  789 ;  der  Kirche  über  ihre  Mit- 
glieder b  813. 

Dispensationen,  des  Souverains 
bei  Ehehindernissen  und  Trauungs- 
feierlichkeiten bezüglich  der  Mitglie- 
der seines  Hauses  b  44;  von  den 
Vorschritlen  der  Civilgesetze  b  692. 

Domänen,  landesherrliche,  s.  Kam- 
mergut; d.Medialisirten  a245;  b320. 

Domänen  reute,   s.    Kamnierrente. 

Domi  ni  terrae ,  a  144  n.  12.  222 
n.    1 

Dominium,  politicum  a  96 ;  eminens 
b  712. 

Dramatische  Werke,  siehe  Auf- 
führung. 

Dreik  önigsbündniss,  a  463. 

Dresdener  Ministerialconfe- 
renz,  a  325.  349  n.  1.  428  n.  8. 
498. 

Droits  civils,  b  257  n.  12;  exer- 
cice,  jouissance  b  259  n.   1. 


Ebenbürtigkeit,  b  68;    der  Stan- 

desherrea  b  283. 
Ehe,     deren     bürgerliche     Gültigkeit 

b  237. 
Eheconsens  des  Souverains  b  39. 
Eheliche     Güter  Verhältnisse, 

b  75. 
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Eherecht,  der  souveräüen  Familien 
b  39. 

Ehescheidung,  b  79.  183. 

Ehevertr  ii^e  ,    b  44. 

Eidesformel,   b  237. 

Ei  gen  t  h  um,  dessen  Heiligkeit  b  22ü. 
243;  Entziehung  durch  die  Staats- 
gewalt b  594;  s.  Entschädigung; 
geistiges  b  245  n.  3;  s.  Aufnihrung 
und  Nachdruck. 

Eingaben,  an  die  B.   V.  a  2S3. 

Eingeborne,  deren  Rechte,  s.  Iq- 
digeuat. 

Eingriffe,  kaiserliche,  in  die  Lan- 
deshoheit a   144  n.    13. 

Ein  hei  tsstaa  t,  a  lOS. 

Einherrschaft,  a  102;  siehe  Mo- 
narchie. 

Einigungen,  der  Reichsstände  a  17S. 

Einkammernsystem,   b  424.  1 

Einmischung,  fremder  Staaten  in' 
die  Landesregierung  a  230  n.  12;' 
in  die  Buodesangelegenheiten  a  256. 1 

Einsassen recht,  b  574. 

Eisenbahnen,  in  Bundesfestungen 
b  763.  I 

Embargo,  dänisches,  auf  deutsche 
Schiffe  a  436.  | 

Engerer  Rath,   der  B.   V.  a  274. 

Enklaven,  b  615. 

Enteignung,  s.   Expropriation.  j 

Ente  rhu  ug,  bei  der  Thronfolge  un- 
statthaft b   120  n.  8. 

Enthalten,  von  der  Abstimmung  in 
der  B.  V.  a  2S4.  2SS ;  in  der  Stände- 
Versammlung  b  466. 

Entlassung,  s.   Staatsdiener.  j 

Entschädigung,  wegen  aufgehobe- 
ner Steuerfreiheit  u.  dergl.  b  211; 
wegen  Expropriation  b  244 ;  w  egen 
.Aufhebung  grundberrlicher  Rechte 
b  246 ;  wegen  Entziehung  wohler- 
worbener Rechte  b  597  ;  wegen  Ver- 
letzung durch  Handlungen  der  Be- 
amten b  792.  793 ;  wegen  wider- 
rechtlicher Verhaftung  b  229  n.  20. 
794  u.  2;  wegen  Verlusten  auf  dem 
linken  Rhcioufer  a  150.  231.  24U; 
siebe  Familiensuccessionsrecbte  und 
Reichsgrafen. 

Eotscbeidungsrecbt,  überhaupt 
b  195;  s.  Rechtsprechung. 

Entsetzung,  s.  Abselzaag. 

Episkopat,  s.   Bischöfe. 

Equipagengelder,   b  787  o.  4. 

Erbämter,  des  Reiches  a  158.  184 
n.   10. 


Erbfolge,  in  das  Privatvermögen 
der  Mitglieder  souverainer  Familien 
b   169. 

Erkennungszeichen,  der  Bundes- 
truppen a  297.  420. 

Erbiande,  kaiserliche  a  143  o.  6; 
151.   153. 

Erbse  hafllicher  Anfall  von  Bun- 
desländern, s.   Bundesländer. 

Erbtochter,  b   136. 

E  r  b  v  e  r  b  r  ü  d  e  r  u  n  g  e  n  ,  Erbverträge 
der  Reichsslände  a  177;  der  sou- 
verainen   Häuser  b   147. 

Erb  V  e  rz  i  c  h  t  e  ,  der  Prinzessinen 
b   166. 

Erfindungspatente,  b  693. 

Erfurter  Parlament,  s.  ünionsparla- 
ment. 

Erlass,  s.  iXachlass  und  Verordnung. 

Ern  e  nnuDgsrecht,  s.Nominatioirs- 
recbt. 

Ersatzmänner,  der  Abgeordneten 
b  421. 

Ersitzung,   a  134.    227  n.   19. 

Erzümter,  des  Reiches  a  15S.  184 
n.  9. 

Erzieh ungswesen,  s.  Unterrichts- 
wesen. 

Erzkanzler,  s.   Reichserzkanzler. 

Evangelici,  a   i79  n.   12. 

Eventual  belehnungen,  a  248  ; 
b  151.    17S.   S04. 

Ewigkeit,  df-s  Staates  a  4S. 

Ex  e  cu  ti  onsord  D  u  n  g,  des  Reiches 
a  161  n.   12;  des  Bundes  a  393. 

Executivbehörde,  des  Bundes 
a  349  n.   3. 

Execu  ti  vge  w  al  t ,  Vorschlag  einer 
provisorischen,  des  Bundes  a  433. 
447. 

Exemtionen,  Begriff  und  Arten  a 
175  n.  S.  1S2;  b  31S  n.  22;  von 
den  Reichsgerichten  a  144  n.  10. 
163  n.  26. 

Expropriation,  b  244, 

Exterritorialität,  b  203  n.   1. 

F. 

Fahnlehen,  a  173. 

Familie,  ihr  Verhältniss  zum  Staate 

a  11. 
Familieofideicommisse,     deren 

Aufhebung  beabsichtigt  b  248. 
Familiengewalt,    des    Souverains 

b  35. 
Familien  rath,  fürstlicher  b  1S2. 
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Faniilienreclit,  der  souverainen 
Häuser  b  27;  dessen  Quellen  b  29; 
Veränderungen  b  32. 

Faniilien-Successionsrechte, 
deren  Uebertragung  au[  Entschädi- 
gunsslande  a  231. 

Familien  vertrage,  der  souverai- 
nen Häuser,  s.  Autonomie,  Hausge- 
setze; der  Standesberren ,  s.  Stan- 
desherren. 

Festtage,   übermässige  b  83G. 

Finanzgesetze,   b  507. 

Finanzhoheit,  b  192.  693. 

Finanzquellen,  b  710. 

Finanzwesen,  des  Reiches  b  693; 
des  Bundes  b  695  ;  der  Eiozelstaa- 
ten  b  697. 

Fiskal,  Fiskalische  Sachen 
b  711 ;  des  Reiches  a  143. 

Fiskus,  landesherrlicher,  dessen 
Rechte  b  711  ;  Recht  an  Gfilern  auf- 
gehobener Korporationen  b  S42.  S43 ; 
Fiskusrechte  der  Standesherren  b  3 1 7, 

Flüchtlinge,  politische  b  653. 

Flussschitffahrt,  b  6S3.  6S4. 

Flussschifffahrtsakten,  a  323 
n.  2. 

Forenses,  b  203. 

Fortdauer,  reichsgesetzlicher  Be- 
stimmungen a  123;  s.  Anerkennung 
und  Reichsgesetze. 

Frankfurt,  Wahlort  a  167;  freie 
Stadt  im  Bunde  a  254;  Verhultniss 
zur  B.  V.  a  307.  369;  Verfassungs- 
streitigkeiten a  310;  Constitutions- 
ergäuzungsakte  b  557  ;  neueste  Ver- 
fassungsveränderungen  b  564. 

Fräuleinsteuer,  s.  Prinzessinen- 
steuer. 

Freie  Städte,  s.   Städte. 

Freiheit,  der  Person,  des  Eigen- 
thums,  der  Wissenschaft,  s.  Perso- 
nalfreiheit, Eigenthum,  Lehrfreiheit. 

Freiheilsbäume,  verboten  b  653. 

Freisiaa  ten,  a  102. 

Freizügigkeits vertrage,  b219. 

Fremde,   b203;  deren  Rechte  b  271. 

Fremdlingsrecht,  b  215  n,  2.  271 
n.  3.    2U  n.  4. 

Frieden,  liineviller  a  150.  240.  241 ; 
erster  pariser  Frieden  a  2u2 ;  west- 
phälischer  a  14S;  seine  fortwährende 
Gültigkeit  a  125  n.  2;  seine  Bestim- 
mungen über  Religionsübung  b  S23; 
Rechte  seiner  Garanten  b  S56;  Rys- 
wicker  b  S26 ;  Pressburger  a  241  ; 
8.  ReligioDsfrieden. 


Friedensschlüsse,     des     BoDde.s 

a  312  ;  b  865.  871. 

Fünfzigerausschuss,  a  429. 

Fu  n  k  t  i  0  ns  ge  h  a  It,  b  7SS. 

Fürst,  s.  Reichsfürst;  als  Privat- 
person a   101;  b  603 ;  s.  Someraio. 

Fürstencongress,  zu  Berlin  1S50 
a  490. 

F  ür  s  ten  m  ässi  ge  ,  a  217  n.  6. 

Fürstenrath,   a   176.   1S6. 

Fürsten  recht  (Gericht),  a  159  n.  5. 
196. 

Fürstensouverainetät,  a  92. 

Fürstentage,  a   17S  n.   10. 

Fürs  ten  th  ümer.   Arten  a  152. 

Fürsten  vereine,  a  17S  n.  9. 


Gabella  emigrat  i  o  n  is  ,  b  217. 

Ganerbschaften,  a  239;  die  von 
Alt-Limpurg  a  311  n.  2. 

Garantie,  der  landständiscben  Ver- 
fassung und  der  christlichen  (-on- 
fessionen  im  R.  D.  H.  S.  a  150.  231; 
b  826;  durch  den  Bund  b  364:  all- 
gemeine, der  Verfassungen  b  553; 
der  Unabhängigkeit  der  Rechtsptlege 
b  644. 

Gast,  b  203. 

G  astrecht,  b  271. 

Gaukünigthum,   a  103  n.   1. 

Gebiete,  s.  Staatsgebiete;  reiehs- 
ritteiliche  a  152. 

Gebietshoheit,  b  191.   613. 

Gehei  mer  Rath,  kaiserlicher  a  195. 

Gehorsam,  staatsbürgerlicher  b  204 ; 
s.   Lnterthanen. 

Geislinger  Statut,  a  235. 

Geistliche,  s.  Gerichtsstand. 

Geistliche  Sachen,  a  2o6 ;  b  S4S. 

Gemahl,  einer  regierenden  Fürstin 
b  79. 

Gemahlinen,  fürstliche  b  78. 

Gemeinde  (Ortsgemeinde),  Begriff 
b  567  ;  ihr  Verhultniss  zum  Staate 
b  571  ;  Entstehung  einerneuen  b  577  ; 
deren  Auflösung  b  579  ;  Justiz-  und 
Polizeiserwaltung  b  5S4. 

Gemeindebehörden,  b  5'55. 

Gemeindebeschlüsse,  b  577. 

Gemeindebürger,  deren  Klassen 
b  572-.   Rechte  und  Pflichten  b  575, 

Gemeindebürgerrecht,  Erwer- 
bung b  224.  574, 

Gemeindelasten,  b  582. 

Gemeindeschulden,  b  5S2, 
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Gemeinde  verband  der  Grund- 
slücke,  b  249.   5Sl  n.   7. 

Genieindeverfassunp,  deren  Ent- 
slebung,  Verfjill,  Wiederbelehung 
b  5ü8;  rechUicIier  Charakter  b  576. 

Gemeindeverniö{?en,   b  579. 

G  e  ni  e  i  n  d  e  V  e  r  s  a  ni  ni  I  u  n  g ,    b  586. 

Gemeindevertretung,    b  585. 

Gemeinnützige  Anordnungen, 
des  Bundes  a  322. 

Gemeinwesen,  Begriff  a  7;  sein 
Verhaltniss  zum  Staate  a  8.    12. 

Generallieutenant,  des  Bundes 
b  741. 

Gerichte,  deren  Competenz  b  628; 
bezüglich  der  Gültigkeit  der  Gesetze 
und  landesherrlichen  Verordnungen 
b  629;  bezüglich  der  Verordnungen 
von  Regierungsbehörden  b  639;  be- 
züglich der  Anwendung  und  Ausle- 
gung der  Gesetze  b  036;  ihr  Ver- 
hüllniss  zum  Souveraia  b  622;  zu 
den  Buudesbeschlüssen  a  264  n.  9. 
341.  366  n.  5;  deren  Unabhängig- 
keit, s.  Rechtspflege. 

Gerichte  dritter  Instanz,  deren 
INothwendigkeit  a  355;  b  618. 

Gerichtsbarkeit,  b  191;  freiwil- 
lige 191  n.  2;  über  die  Bundesbe- 
amten a  301.  306  ;  s.  Reichsgerichte 
und  Buudesbeer ;  des  Kaisers,  durch 
die  Reichsgerichte  auszuüben  a  159 
n.  6;  landesherrliche  a  160  n.  7; 
des  Pfalzgrafen  bei  Rhein  über  den 
Kaiser  a  168- 

Gerich  Isgebrauch,  a  123.  258. 

Gerichtspflichtigkeit,   b  209. 

Gerichtsstand,  der  Reichsstände 
a  179.  196;  der  Reichsunmitlelbaren 
in  Civilsachen  a  205;  in  Griminal- 
sacben  a  207.  211.  239;  der  Mit- 
glieder souverainer  Häuser  b  179; 
insbesondere  in  Ehestreitigkeiteo 
b  182;  der  Standesherren  b  311; 
des  deutschen  Bundes  in  Civilklag- 
sachen  a  363  ;  bürgerlicher,  d.  Geist- 
lichen b  852;  s.  Bundesheer. 

Gerichtsstände,  privilegirte  b  251. 
625;  besondere  b  626. 

Gesandtschaftsrecht,  a  193. 
863;   des  Bundes  b  867.   868. 

Geschäftsgang,  in  der  B.  V.  a  290. 
Geschäftsordnung,    der   B.   V.    a 
279.    290;    der   Ständeversanimiuug 
b  456. 
Geschichtsphilosophiscbe  The- 
orie, a  54. 


Ges  c  h  I  cc  h  terh  er  r  sc  ha  ft ,  a  103 
n     1. 

Gesellschaft,   bürgerliche  a   14. 

Gesetz,  Begriff  b  590;  mit  rück- 
wirkender Kraft  b  591  ;  provisori- 
.sches  b  194.  604  611;  siehe  Soa- 
verain. 

Gewalt,  höchste,  absolute  a  84.  96; 
gesetzgehende  b  194.  590;  deren 
Grunzen  und  Beschränkungen  b592; 
richterliche  b  191  n,  1.  195  n.  3; 
vollziehende  b  194.  603;  verord- 
nende, s.  Verordnungsrecht;  könig- 
liche, obrigkeitliche  des  Kaisers  a  142 
n.  3.    159.    161. 

Gewalten,  politische  b  186.  188. 
194;  deren  Theilung  verboten  b  333. 
362. 

Gewaltstaaten,  a  33. 

Gewissensehe,  b  45. 

Gewissensfreiheit,  b  206.  220 
n.  2.    232.    815.    830. 

Glaubensstaaten,  a  53. 

Gläubiger,  aus  dem  R.  D.  H.  S.  a 
125  n,   1.  683  n.  2. 

Gleichberechtigung,  der  christ- 
lichen Religionspartheien ,  s.  Reli- 
gionsparlheien. 

Gleichheit,  der  Theilnahme  an  den 
Staatslasten  b  210.  221;  vor  dem 
Gesetze  b  221;  der  Stände  b  225; 
der  Wehrpflicht  b  211.  226;  bezüg- 
lich der  Bewerbung  um  StaatsäaUer 
b  221.  226;  projektirle,  aller  deut- 
schen ünterthanen  im  Prozesse  b  224. 

Gnadensachen,  a  163  n.  25,  29. 
212;  s.  Begnadigung. 

Gothaer  Versammlung  (1849), 
a  467;  Vertrag  (1851),  a  326. 

Göttliches  Recht,  a  64.  65  n.  5; 
b  6  n.  3. 

Gra  dualsystem,  b   129. 

Grafenbänke,  a  187.   188  n.   10. 

Grafenvereine,  a  178  o.  9. 

Gratifikationen,  b  787. 

Grundbesitz,  Ircies  Verfügungs- 
recht darüber  und  dessen  Theilhar- 
keit  b  245. 

Grundbesitzungs  recht,  allge- 
meines deutsches  b  216.  224. 

Grundgesetze,  des  Reiches  a  145; 
des  Bundes  a  255.  314;  der  Einzel- 
staaten b  371. 

Grundlasten,  ablösbar  b  240. 

Grundrechte,  Begriff  b  220;  des 
deutschen  Volkes  a  340.  445  d.  4. 
450;  b  221. 
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Habilitation,  neuer  Reichsstände 
a  174. 

Hallberg,  Graf,  Beschwerdesache 
a  203  n.  5.  264  n.  S.  36S  n.  S; 
b  S44  n.   10. 

Hamburg,  Verfassungsveränderungen 
b  563. 

Hand,   todte  b  245. 

Handweriisgesellen,  deren  Wan- 
dern und  Verbin.lungen   b  654. 

Hannover,  a  26S  ;  s.  Brauuschweig; 
Verfassungsstreit  b  361   n.  3. 

Hanse,  a   ITS  n.  9. 

Hansestädte,  b  557:  deren  Bedeu- 
tung für  Deutschland  a  5(14. 

Hauptland,  a   116. 

Hauptquartier,  des  Bundesheeres 
b  746. 

Hausallodium  ,  b  169. 

Hausandacht,  Recht  der,  b  233 
n.  7.  821.  S30. 

Hausgesetze,  derReichsstände  und 
Reichsunmittelbaren  a  123.  177  n.S; 
der  souverainen  Familien  b  30;  der 
Mediatisirten,  s.  Standesherren. 

Haussuchung,   b  230. 

Haustruppen,  b   720. 

Heer,   stehendes  b  719.  76S. 

Heeresfolge,  b  719.   76S. 

Heerstaaten,  a  54  n.   1. 

Heidelberger  Versammlung 
(1S4S),  a  420. 

Heiligkeit,  des  Souverains  b  189; 
des   Eigenthumes,   s.   Eigenthum. 

Hei  mathlose,  b  574. 

Hei  mathsrecht,  a  326;  b  224  n. 
3.  253.   257;  s.   Bundesbeamte. 

H  e  i  rafall ,  s.  Lehen. 

H  eim  f  a  II  s  recht,  s.  Fremdlingsrecht. 

Heimruf ,  b  261. 

Herkommen,  a   123.  258. 

Herrschaft,  als  Befugniss  a  9;  ihr 
Verhältniss  zur  Macht  a  77.  SO. 

Herrschaften,  freie  a   152. 

H  e  s  s  en- Homburg,  a  254.  206. 
275  n.    1. 

Hessen-Kassel,    a  184;    s.  Kurh. 

Hierarchie,  b  332  n.  2. 

Hierarchisches  System,    b  S14 

Historische  Theorien  über  die  Ent- 
stehung des  Staates  a  53. 

Hofdekrete,  kaiserliche  a  191. 

Hof  ge  richte,  kaiserliche  a  208. 
219;  zu  Rottweil  a  210;  reirhs- 
vikarialische  a   172. 


Hofstaat,  des  Kaisers  a  158. 

Hofp  falz  grafen  ,  a   166. 

Hoheitsrechte,  Eintheiluog,  we- 
sentliche, ausserwesentliche  b  186; 
materielle  bl88.  190;  formelle  b  188. 
194;  innere,  äussere  b  190.  193. 
863. 

Hohenzollern  (Hecbingen  und  Sig- 
maringen) a  267.  314  n.  6. 

Holstein,   a  268. 

Holstein-Oldenburg,  s.  Olden- 
burg. 

Hörigkeits  verband,  aufgthoben 
b  246. 

Huld  igung,  b  127. 

Huldigungseid,  b  212;  derReichs- 
stände a  168. 


Ja  gd  gerech  tigkeit,  b  247. 

Ideale  Theorie,  a  67. 

Jever,  a  268. 

Imperium,  Romanum ,  a  3.  140; 
nationis  Germanicae  a   141. 

Inappellabilität,  der  Staatsgewalt 
a  85. 

Incompatibili  täten,  s.  ünverein- 
barlichkeiten. 

[  n  CO  rp  oratio  n  ,  a   108.   116. 

Indigenat,  b  203.  214.  215,  253; 
dessen  Verlust  b  260. 

Individuum,  sein  Verhältniss  zum 
Staate  a  9. 

Initiative,  des  Kaisers  a  192;  der 
Kurfürsten  a  185.  192;  landesherr- 
liche b  44S;  landständische  b  493. 

Instanz,  dritte,  s.  Gerichte;  als 
kaiserliches  Recht  a  225  n.  5. 

Instruktionseinholung. d.  Reichs- 
tagsgesandten a  192;  der  ßundes- 
tagsgesandten  a  273.   284. 

Interessen,  der  BuDdesgliedera320. 

Interim  (1849),  a  470. 

Interpretation,  authentische  und 
doktrinelle,  der  Bundesgesetze  a259. 
315.  333;  s.  Gerichte;  authentische 
der  Reichsgesetze  a  263. 

Interregnum,   a  151.   171. 

Investitur,  der  Landesherren  a  97  ; 
der  Bischöfe  mit  Stab  ,  Ring  und 
Scepter  a  148:  s.   Scepterlehen. 

Johannitterorden,  a  244  n.  2. 
263  n.  6;  b  268. 

Isenburg,  a  254. 

Israeliten,  deren  bürgerliche  und 
politische  Rechte  a  88  n.  7;  b  261. 
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Itio  io  partes,  auf  dem  Keicbslage 
a  155.  178;  bei  den  höchsten  Reichs- 
gerichten a  203  n.  15.  204.  313  n.  3. 

Judicium  parium,  a  19f>;  der 
Staodesherren  a  247;  b  311. 

Jura^  majeslatica,  sublimia  a  186. 
188;  singulorum  a  155.  289.  31-1. 
318.  322.  327.  334. 

Jurisdictio,  Begriff  im  Miltelaller 
a  224.  225  a.  14  ;  s.  Gerichtsbarkeit. 

Juristen  recht,  a  122  n.  8. 

Jas,  adcapitulandi  a  147.  184;  advo- 
catiae  b  Sil;  albinagii,  s.  Fremd- 
lingsrecht; de  non  appellando  a  163 
n.  27.  185  n.  18.  2U5 ;  armorum 
b  719;  auslrägarum  a  218;  col- 
leclandi  a  155;  b  694;  detractus 
b  217;  eniinens  a  164;  b  712;  epis- 
copaie  b  S34  n.  3;  de  non  evocando 
a  163  n.  28.  185  n.  IS.  206.  221; 
postliminii  (völkerrechtliches)  b  11; 
precum  piimariarum  a  162  n.  23. 
212;  regaliae  a  162  n.  22;  refor- 
mandi  a  223  n  3.  225  o.  7;  b  815. 
824;  der  Reichsrilter  a  238;  circa 
Sacra  b  811;  in  sacra  b  S12;  su- 
premae  inspectionis  b  195;  s.  Auf- 
sichtsrechl;  succedendi  b  119  n.  7; 
territoriale  a  145  n.  12.  222  n.  1. 
229. 

Juslizh  obe  i  t,  b   191.  617. 

Justizprivilegien,  a  163. 

Justizsach eo,  b  628. 

Justiz  Verfassung,  des  Reiches 
a  196;  dts  Bundes  a  351;  der  Ein- 
zeistaaten,  bundesgesetzliche  Bestim- 
mungen b  618;  Bestimmungen  der 
Verfassungsurkunden  b  620. 

Justizverweigerung,  a  186  n.  IS. 
205.  221.  355.  362.  363;  b  61S. 
622. 

K. 

Ka  binetsj  US  ti  z,  a  355  d.  3.  366; 
b  250.  622. 

Kalis  cb,  Vertrag  daselbst  a  252. 

Kammer,  landesherrliche  b  694; 
landständische,  s.  Landtag;  Bildung 
der  ersten  b  426.  42S;  der  zweiten, 
s.  Abgeordnete. 

Kaiser,  römisch  -  deutscher ,  seine 
Wahl  a  152.  156.  1S4;  sein  Vor- 
rang a  141;  Souverainetal  und  Be- 
schränkung a  142  ;  Reichsvasall  we- 
gen seiner  Erblande  a  143;  persön- 
liche Befähigung  a  156;  Ehrenrechte 
a  157;  Regierungsrechfe  a  158; 
Ztipfl,  StaaUrecht.    4te  Auü.  U. 


oberster  Richter  a  159;    Selbstent- 
scheidungsrecht  a  159;  Lehensherr- 
lichkeit (Prodominium)   a   162 ;    Be- 
sefzungsrecht  der  Reichsämter  a  162 
Rechte    über    den  Reichstag  a  191 
Haupt   des   Reichshofrathes  a   210 
Oberbefehlshaber    des   Reichsheeres 
b  719. 

Kaiserliche  Gewalt,  deren  Rechts- 
grund a  66  n.  4. 

Kammergut,  b  168.  698;  seine 
Verwandlung  in  Staatsgut  b  703. 

Kammerrente,  b  705. 

Kammerziele,  a  200;  b  694. 

Kettenburg,  Herr  von  der,  Be- 
schwerdesachen b  828. 

Kirche,  b  SU  n.  1;  ihr  Verhällniss 
zum  Staate  a  13;  b  814;  herr- 
schende, s.  Staatskirche. 

Kirchengewalt,  b  S12. 

Kircheng iiter,  s.  Kirchenvermögen . 

Kirchenhoheit,  b  193.  811;  Ge- 
setze darüber  b  817. 

Kirchenprovinz,  oberrheinische 
b  819  ,  landesherrliche  Verordnungen 
V.  1S30  u.  1S53  für  dieselbe  b  819. 
820 ;  s.  Bisthümer. 

Kirchenregiment,  landesherrli- 
ches, s.  bischöfliche  Rechte. 

Kirchenvermögen,  a  231  n.  21; 
b  824.  826.  841.  852.  S53. 

Kirchlich  ^Streitigkeiten,  b839. 

Klagen,  s.  Landstände,  ünterthanen. 

Klöster,  b  836. 

Kniphausen,  a  254.  269. 

Köln,   Kurstimme  a   183.   184. 

König,  römischer  a   157  n.  2.    169. 

Königthum,  patriarchalisches  a  103 
n.    1;  s.   Monarchie. 

Korporationsreeht,  dessen  Ver- 
leihung b  692 ;  dessen  Entziehung 
und  Einziehung  der  Güter  der  Kor- 
porationen b  842.  843. 

Kreisausschreibende  Fürsten, 
a  151. 

Kreiseintheilung,  des  Reiches, 
s.  Reichskreise. 

Kr  e  iso  he  rsten  ,  a  151. 

Krei  SS  län  de,  a  151. 

Kre  istage,  a  151. 

Kre  is  seh  u  Iden  ,  a  250.  256  n.  11; 
b  715. 

Kreis  Vertretung,  in  den  Einzel- 
staalen  b  551. 

Krieg,  s.  Bundeskrieg. 

Kriegsbereitschaft,  s.  Bundes- 
heer. 
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Kriegsdienstpflicht,  s.  Mililär- 
ptlichligkeit. 

Kriegserklärung,    a  312;  b  S70. 

Kriegsherr,  s,   Soiiverain. 

Kriegsrecht,  des  Souverains  b  863  ; 
seiae  Beschränkuuf?  hinsichtlich  der 
Bundesglieder  b  8Ü4;  der  Bundes- 
glieder, die  europäische  Mächte  sind, 
b  865.  866.   871. 

Kriegsverfassung,  s.  Militär- 
verfassung, Bundeskriegsverfassung. 

Kriegszustand,  b  554. 

Krönung,  des  Kaisers  a   167. 

Kurerzkanzler,  s.  Mainz. 

Kurfürsten,  wer,  a  183;  Colleg 
a  176.  183;  deren  Rechte  a  184; 
Vereine  a  178  n.  9.  186;  -tage 
a  178  n.  10.  185;  ihre  Gutachten 
a  198  n.  6. 

Kurhessen,  s.  Hessen-Kassel;  Ver- 
fassungsangelegienheit  a  341.  495. 

K  u  r  p  f a  l  z  ,  s.  Pfalzgra  f. 

Kursachsen,  s.   Sachsen. 

Kurstimmen,  a  183.  184;  deren 
Verleihung  a  181. 

L. 

Landau,   Bundesfeslung  b  757.  760. 

Länder,  privilegirte  a  206  n.  30. 
213;  des  säclisischen  und  fränkischen 
Rechtes  a   152.   171   n.  6. 

Landesadel,  b  327;    hoher  b  286. 

Land  e  sdie  ns  t  h  0  h  e  i  t,   b  172.  177. 

Landesgesetzgebung,  ihr  Ver- 
hältniss  zur  Reichsgesetzgebung  a 
144;  zur  Bundesgesetzgebung  a  336. 
344;  b  366.  36S. 

Landesgrundgesetze,  deren  all- 
gemeiner Charakter  b  368;  üeber- 
sicht  b  371. 

Landesherr,  Landesherrschaft  a 97. 

Landesherrlichkeit,  a  222.  223 
n.  4;  s.  Landeshoheit. 

Landeshoheit,  Rechtsgrund  a  61 
n.  5;  Begriff  und  Wesen  a  222; 
Erwerbung  a  227 ;  durch  Bürger- 
liche a  228;  in  den  geistlichen  Ter- 
ritorien a  227  ;  reichsgrundgesetz- 
liche  Bestimmungen  a  228;  Ent- 
setzung, Suspension  a  177.  199; 
b  103  ;  investilurfilhiges  Immobiliar- 
recht  a  97 ;  in  sie  soll  der  Kaiser 
nicht  eingreifen  a  144  n.  12.  160 
n.   7;  subordinirte  b  318  n.  22. 

Landesi  D  digenat,  s,  Indigenat. 

Landeskirche,  s.  Staatskirche. 

Lan  deslehen  ,  a  152. 


Landespa tronat ,  b  838. 

Lan  d  e  sst  aatsrecbt ,  a  118. 

Landesvertretung,  allgemeine  b 
359;  deren  Befugnisse  b  490. 

Landesverweisung,  b  255. 

Landflnchtigkeit,  b  261. 

Landfolge,  b   192.   209.  717. 

Landfrieden,  ewiger  a   146. 

Lan  dfried  e  ns  V  er  f  as  SU  n  g,  des 
Bundes  a  347.  353.  37!. 

L  a  udge  r  i  ch  te  ,  kaiserliche  a  219. 

Landräthe,  b  552. 

Landsassiat,  b  203. 

La  n  d  sassiats  taaten  ,  a  63  n.   10. 

L  a  n  ds  ä  SS  i  g  kei  t,   a  232. 

Landstände,  zur  Reichszeit  b  342; 
zur  Rheiobundszeit  b  353;  nach  der 
B.  A.  b  356;  nach  der  W.  S.  A. 
b  358 ;  einzelne  B.  B.  darüber 
b  365;  neueste  b  368;  Bestimmun- 
gen der  R.  V.  1849  b  367;  ihr 
Verhältniss  zur  Bundesversammlung 
a  152.  344.  411;  deren  Klagsachen 
gegen  den  Landesherrn  a  229. 
230.231;  s.  Prüfungsrecht,  Selbst- 
versammlungsrecht ,  Stellvertreter, 
Streitigkeiten. 

La  nds  tan  d  isch  e  Ausschüsse, 
s.   Ausschüsse. 

Landständische  Beschlüsse, 
deren  Unwiderruflichkeit  b  467;  Be- 
schlussfassuog  durch  Stimmenmehr- 
heit b  462. 

Lan  dstän  discbe  Verfassung, 
garantirt  im  R.  D.  H.  S.  a  150. 
231  ;  Fortbestand  nach  Auflösung 
des  Reiches  a  249 ;  deren  Abände- 
rung b  360;  darf  bundesmässige  Ver- 
pflichtungen nicht  beschränken  b 
363.  366  ;  deren  Garantie  durch  den 
Bund  b  364. 

Landständische  Verhandlun- 
gen, deren  Oeffentlichkeit  und  Ver- 
öffentiichungdurch  den  Druck  b364 — 
368.  477. 

Landsturm,  s.   Landwehr. 

Landtag,  ordentlicher,  ausserordent- 
licher b  435;  Berufung,  Eröffnung, 
Schliessung  b  439;  Verlängerung  b 
441;  Vertagung  b  442;  Auflösung 
b  444;  Präsidium,  Schriftführer, 
Beamte  b  45S. 

Landwehr,  b  719.  724.  768. 

Lauenba rg,  s.  Sachsen-Lauenburg. 

Legislaturperioden,  b  418. 

Legitim  a,    s.    Pflichttheilsberechti- 
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Legitimatio,  per  rescripliim  b  81; 
per  subsequens  nialrinionium  b  83. 

Legitimitätsprinzip,  a  G5;  b  2. 

Lehen,  aufgetragene  b  801.  810; 
erkaufte  b  SlO;  auf  dem  Heimfaile 
stehende  b  SU7 ;  VViederverleihung 
heimgefallener  b  151.  803  ;  deren 
AUoditikalion  b  803  — 805;  neue  Er- 
richtung untersagt  b  804  ;  als  Rechls- 
grund  der  Landesregierung  a  74.  84. 

Le  h  en  an  wa  r  t  sc  li  a  f  ten,  b  150. 
152.  177.  178.  804;  s.  Evenlual- 
belehnung. 

L  e  he  n  emp  fängniss  ,  der  Reiehs- 
slände  a  179. 

Le  he  n  ex  sp  e  c  ta  n  ze  n  ,  s.  Lehen- 
anwartschaften. 

Lehenherrlichkeit,  ßegriffb799 ; 
des  Kaisers  a  162;  der  Rheinbuuds- 
fürslen  a  248;  b  800;  der  deut- 
schen Bundesfiirslen  b  801.  S02 ;  der 
Standeslierrenb801;  als  Rechtsgrund 
der  Thronfolge  b   156. 

Lebenhoheit,  b  193.  79S. 

Lehenrecht,  lombardisches,  seine 
Anwendbarkeit  im  Sta.ilsrechle ,  a 
127. 

Lehenverband,  dessen  Aufhebung 
überhaupt  b  248.  805;  unter  den 
Rheinbundsfiirsten  a  248;  b  800; 
unwirksam  unter  den  Bundesgliedern 
a  374  n.   11;  b   157.   616  n.  4. 

Lehen  versprechen,  s.  Lehen- 
anwartschaft. 

Lehenwesen,  dessen  Veränderungen 
seit  1806  b  799;  Bestimmungen  der 
Verfassungsgesetze  darüber  b  802  ; 
als  Staatsprinzip  a  62  n.   7. 

Lei  bged  ing,   b  78. 

Leistungen,  besondere  für  den  Bund 
a  314  —  319. 

Lepel,  V.,  Promemoria  a  434  n.  11. 

Leyen,  Fürst  von  der,  a  254. 

Liegenschaften,  s.  Grundbesitz. 

Limburg,  a  270.  273.  499. 

Linealsystem  ,  b   129. 

Li  ne  al  gradu  als  y  Stern  ,  b  130. 
Lombardei,    als  Reichsland  a  151; 
warum   niciit   deutsches    Bundesland 
a  26S  n.  2. 
Londoner   Vertrag    (ls39)    a   269; 
ConferenzprotokoII  von   1852  b  142. 
Lossagungsurkunde,       mehrerer 
Reichsfdrsten  vom  Reiche  (1806)   a 
242  n.  9. 
Lübeck,     VerfassuDgsveränderungon 
b  559. 


Lüne  viller  Frieden,  s.  Frieden. 
Luxemburg,     Grossiierzogthum     a 

268.    273.    499;     Bundesfestung    b 

757.  759. 

M. 

Macht,  Begriff  a  77.  80. 

Mach  tsprüch  e,  kaiserliche  a  159, 
164  n.  2;  s.  Kabinefsjustiz ;  der 
B.  V.  a  264  n.  9.  366. 

iM  a  c  li  t  v  0 11  k  0  m  m  e  n  h  e  i  t ,  b  712; 
des  Kaisers  a  85 ;  s.  Macbfsprüche. 

Mainz,  Kurerzkanzler  a  183.  184. 
194;  sein  Krönungsrecht  a  167; 
Direktor  im  Corp.  Catliol.  a  179; 
im  Kurfürstencolleg  a  185 ;  des 
Reichstages  a  191 ;  Visitator  des 
Reichshofsrathes  a  215. 

Mainz,  ßundesfestung  b  757.   759. 

Majestät,  b   189. 

M a j es t äts r ech te  ,  b   188. 

Majorität,  deren  Berechnung  in  der 
B.  V.  a  275. 

Majoritätsprinzip,  a  77;  b  425. 

Mandate,  unbedingte,  des  Austrägal- 
gerichtes  a  387  ;  landesherrliche,  s. 
Verordnungen. 

Markgenossen,  s.  Ausmärker. 

M  arti  alge  s  e  tz,  b  750. 

Matrikel,  des  Reiches  b  694.  719; 
reichsriiterschaflliche  a  234;  des 
Bundes  b  696. 

Maxinii  n,  staatsrechtliche,  d.  Reichs- 
verbandes a  142. 

Mediatisirte,  zur  Reichszeit  a  175  ; 
ihre  Rechte  nach  der  Rheinbunds- 
akte a  245;  nach  der  B.  A.  b  278. 
326 ;  ihr  Beschwerderecht  bei  der 
B.  V.  a  369;  b  324. 

Mediatisirung,  Begriif  a  175.  182  ; 
der  Reichsritterschaft  a  244  n.  2; 
der  Reichsstädte  a  150.  244  n.  2. 
190. 

Medial  stände,  a  175  n.  8.  232  n.4. 

Meinungsfreiheit,  b  220.  n.  2. 
231. 

Metapolitik,  a  25. 

Militair commissi  on  ,   des  Bundes 

a  304  n.   1 ;  b  765. 
Militairgerichtsbarkeit,  b  251; 

s.  Bundesheer. 
Militairhoheit,  b  192.  719;  Ge- 
setze der  Einzelstaaten  darüber  b  767. 
Militairpflichtigkeit,  b  210; 
nur  für  den  eigenen  Staat  und  den 
Bund  b  210  n.  7.  721 ;  s.  auch  Aus- 
lieferung. 

57* 


900 


Register. 


MilitairverfassuDg,  des  Reicbes 
b  719;  des  Bundes  b  721 ;  Bundes- 
geselze  darüber  b  722. 

Minister,  ibre  Anwesenheit  bei  land- 
ständischen Verhandlungen  b  474; 
Verantwortlichiieit  b  520  ;  deren  An- 
klage b  521. 

Ministeria,  des  Reiches,  s.  Erz- 
äniter  und  Reichsminislerium, 

Ministerialjustiz,  b  250;  s.  Ka- 
binetsjusliz. 

Missachtung,  historischer  Rechte 
a  245  n.  6.    250. 

Missbrauch,  des  Zoll-  und  Münz- 
rechles  a  177.  lS2  n.  14;  der  lan- 
desherrlichen Gewalt  a  217.  230  n. 
12;  der  Staatsgewalt  b  199;  der 
geistlichen  Gewalt  b  839. 

Miss  brau  che,  kirchliche  b  S36; 
Beschwerden  dagegen  b  839.  850. 

M  iss  he  i  r  ath,  b  49. 

Mittelbare,  a  232;  Stände,  s.  Me- 
diatslände. 

Monarchie,  a  102.  103;  conslitu- 
tiooelle,  repräsentative,  parlamenta- 
rische b  333;  deren  Grundideen 
b  389. 

Monarchisches  Prinzip,  a  339; 
b  383. 

Monopol,  b  692. 

Mobilmachung,  s.  Bundesheer. 

Moratorien,  b  648. 

Morganatische  Ehe,  b  71. 

M  orge  iigabe,  b  76. 

Motionen,  b  464. 

Miinchener  Entwurf  (1850)    a  473. 

Münzregal,  a  106;    s.  Missbrauch. 

N. 

Nachdruck,  Bundesgesetze  darüber 
b  678. 

Nacheile,  b  718. 

Nachlas  s,  von  Steuern  u.  dergl. 
b  211  n    8.   717. 

Nachsteuer,  Freiheit  davon  b  217. 
225. 

Nadelgelder,  b  76. 

Nahrungszweige,  deren  freie  Be- 
treibung b  224    256. 

Nation,  Nationalität,  a  17;  s.  Völ- 
kerschaft. 

Nationalitätsprinzip,  a  20. 

Nationalsouverainetät,  a  93. 
446. 

National  Vertretung,  am  Bunde 
a  413.  421;  deren  Berufung  durch 
die  B.  V.  a  424.  430. 


ational  versammlu  ng,  constitui- 
rende  zu  Frankfurt  a  431;  ihre  Ver- 
handlungen a  443. 
atur,   der  Sache  a  131. 
aturalisation,  b  253. 
atnrgeschichtliche  Theorie, 
a  54. 

atürliches  Recht,  s.  Recht, 
aturslaaten,  a  53. 
a  t  ur  s  t  and  ,  a  16.   17. 
ebenland,    a    116;     Nebenländer 
des  Reiches  a   150. 
egerhandel,  verboten  b  682. 
euenburg    (Fürstenthum)  ,    a   268 
n.  2. 

eutralität,  des  Bundes  b  871 
iederlegung,    des    Mandates,    s. 
Abgeordnete. 

ominationsrecht,    der  Bischöfe 
und  Geistlichen  b  838.  851. 
or  mal  jähr,  a  149;  b  824. 
ot  bleis  t  unge  n  ,  b  210  n.  4. 
othrecht,     des    Staates    a    164; 
b  712. 

othwendigkeitstheorie,  a  53. 
ull  i  tat  squere  1 ,  an  das  R.  K,  G. 
a  206  n.  28;  gegen  bundesausträgal- 
gerichtliche  Erkenntnisse  a  383.  386. 


Oberappellationsgerichte,  ge- 
nieinschafiliche  b  619;  s.  Gerichte 
dritter  Instanz. 

Oberaufsichtsrecht,  s.  Aufsichts- 
recht. 

Oberfeldherr,  des  Bundes  a  275 
n.  3;  b  740. 

Oberrheinische  Kirchenpro- 
vinz, s.  Kirchenprovinz. 

Ochlokratie,  a  102. 

0  e  ff  e  n  tlic  hkei  t,  s.  iandständiscbe 
Verhandlungen ;  der  Rechtspflege 
b  649. 

Oesterreich,  sein  Privilegium  von 
1156  a  144  n.  10;  regelmässig  zum 
deutschen  Kaiser  gewählt  a  157 ; 
Director  im  Fürstenrathe  a  187; 
Kaiserthiim  a  242;  Grossmacht  im 
Bunde  a  404 ;  Verfassungen  a  464 ; 
b  371;  s.  Bundespräsidium. 

0  f  fi  z  iai  verfü  gun  gen,  desReirhs- 
hoFralhes  a  212. 

Oldenburg,  a  271. 

Oligarchie,  a   102. 

Olmützer  Punktation  a  497;  Ver- 
fassung für  Oesterreich  a  464. 

Orden,  b  691;  fremde  b  226;  deut- 
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scher  a  244  n.  2;  b  267;  §re'slliche 
b  S3G;  Grundsätze  bei  dereu  Auf- 
hebung und  EiuziehiiDg  ihrer  Güter 
b  S42.  843;  s.  Johanniter. 

Ordnung,  der  Sitze  in  der  B.  V.  a 
270.  271  n.  1.  2SI;  der  Gegen- 
stände der  Beralhiing  in  der  B.  V. 
a  2S2 ;  der  Sitzungen  der  B.  V. 
a  27'J;  des  Gescliäflsgiinges  in  den 
Sitzungen  der  B.  V.  a  2Ü0  ;  der  Pro- 
tükollfüiiriing  und  des  Archivps  a 
295  ;  öffentliche  ,  deren  Erhaltung, 
s.   Recbtszustand. 

Organisation,  der  B.  V.,  s.  Bun- 
desversammlung, 

Organische  Einrichtungen,  des 
Bundes  a  317. 

Orte,  der  Reichsritterschaft  a  234. 

Ortsausträgalinstanz,  reichsrit- 
terliche a  216  n,  4.   217  n.  9. 

Ortsgemeindeu  ,  s.  Gemeinden. 

Ortspolizei,  b  .5S5. 

Osnabrück  (Fürstenthum) ,  seine 
Stellung  auf  dem  Reichstsge  a  1S7. 

P. 

Panisbriefe,  a  163  n.  24. 

Pappenheim,  Gr.  v.  a  174  n.  2. 
184  n.  10.  263  n.  6. 

Papst,  sein  Besetzuugsrecht  geistli- 
cher Pfründen  a  148. 

Paragien,  b  159. 

Pares  (Curiae),  s.  Standesgleiche. 

Parilas,   vera,  licta  a  203  n.  15.  214. 

Partheirollen,  im  Bundesausträgal- 
verfahren  a  387. 

Partialerneuerung,  der  landstän- 
dischen Kammern  b  419. 

Partikularismus,  deutscher,  sein 
Einfluss  im  Bunde  a  408. 

PassaucrVertrag,  a  147;  b  BIS. 

Passus  contradicti,  a  147.   184. 

Patriarch  alpri  nz  ip,  a  58- 

Patriarcbai Staaten,  a  54. 

Patrimonialgerichtsbarkeit, 
aufgehoben  b  246. 

Patrimonialprinzip,  a  59. 

Patrimonialstaaten,  a  54. 

Patronatsrecht,  b  838. 

Pensioa,  s.   Slaatsdiener. 

Peasicuaire  ,  aus  dem  R.  D.  H.  S. 
a   125  n.   l ;  b  267. 

Pensionsrechte,  aus  der  Reichs- 
zeit a  263  n.  4  u.   6;  b  267. 

Pensions  Verhältnisse,  der  Bun- 
desbeamteo  a  306. 

Personae,  minus  gratae  b  839. 


Personalis ten,  reichsständische  a 
174  n.  5.  180;  staodesberrliche  b 
280  n.  11.   12. 

Personalfreiheit,  b220.  227.  624. 

Personalunion,  a   108.   115. 

Petitionen,  an  den  LanJesherrn  b 
365;  an  die  Landstände  b  464.  548; 
s.  Adressen. 

Petitions  recht,  b  241;  der  Land- 
stände b  493. 

Pfalzgerichte,   a  219  n.   1. 

Pfalzgraf,  bei  Rhein,  seine  Gerichts- 
barkeit über  den  Kaiser  a  168 ; 
Reichsvikarius  a  171  ;  Kurstinime 
a  183. 

Pfalzgrafen,  a  219  n.  1  ;  s.  Hof- 
pfalzgrafen. 

Pfaadschaften,  a  228.  249;  siehe 
Reielispfandschaften. 

Pflichtthcilsberechtigung,  in 
reichssländischen  und  souveraioen 
Häusern  a  164  n.  1.  161.  170; 
reichritterschaftlicher  Töchter  a  236. 

Pia  causa,  s.  Stiftungen. 

Pfennig,  gemeiner  b  693. 

Placet,  landesherrliches  b  835.  845. 
848. 

Plenitudo  potestatis,  s.  Macht- 
vollkommenheit. 

Plenum,   der  B.  V.   a   174.  311. 

Politeia  (des  Aristoteles),  a  102. 

Politik,  ihr  Verhältniss  zum  Rechte 
a  25. 

Politische  Gewalten,  s. Gewalten. 

Politische  Rechte,  s.  Bundesmit- 
glieder. 

Polizei,  Polizei hoheit,  b  192. 
649.  687 ;  keine  Strafgewalt  b  623. 

Polizeislaat,  a  40. 

Post,  s.  Taxis. 

Pos  tu  1  aten  lan  dta  ge,  b  351. 

Pouvoir,  administrat.if,  ministeriel, 
moderateur,  rojal  b  187;  legislatif 
b   194. 

Prädikate,  der  Standesherren  b  285. 

Prädikats  frage,  der  Bundesglieder 
a  271. 

Prälatenbänke,  a  187. 

Prälatentage,  a  178  n.   10. 

Prälaturen,  a   152. 

Prärogativen,  der  Krone  b  193. 
433.  863. 

Präsentationsrecht,  der  Geist- 
lichen b  838. 

Präsidium,  s.   Bund,  Landtag. 

Pranger,  b  229. 

Preces,  s,  Jus  precum. 
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Pressburger  Frieden,  s.  Frieden. 

Presse,  bayerische  Erklärung  a  399 
n.  9;  badisclies  Gesetz  v.  1831  a 
339  ;  Gesetze  der  Einzelstaaten  b  670. 

Pressfreiheit,  a  420 ;  b217.  231; 
Bundesgesetze  darüber  b  666.  671; 
Bestimmungen  der  R.  V.  (1S49J  b 
231.  669. 

Preussen,  Projekt  eines  Kaiser- 
thumes  für  Norddentschland  (1806) 
a  243 ;  seine  Bundesländer  a  26S 
n.  2;  Grossmacht  im  Bunde  a  404; 
k.  Patente  v.  1S48  a  422;  Ableh- 
nung der  deutschen  Kaiserwürde 
(1849)  a  455;  Unionsbestrebungen 
a  463;  Aufnahme  von  Ost-  und 
Westpreussen  in  den  Bund  a  431  ; 
deren  Wiederausscheidung  a  511. 

Primogenitur,   b   128. 

Prin  zes  sinens  teu  er,  b   164. 

P  r  i n  z  i  p  a  1  c  0  m  m  i  s  s  a  i  r ,  kaiserlicher 
a  191. 

Privatpersonen,  deren  Forderun- 
gen an  Bundesglieder  a  358 ;  an  den 
Bund  a  363. 

Privatrecht,  sein  Verhältniss  zum 
Staatsrechte  a  26.  27. 

Privilegien,  a  144.   163.   164. 

Privilegienhoheit,  b   192.  690. 

Privilegium,  s.  Jus. 

Privatfürstenrecht,  a  27. 

Proc  essionen  ,  b  836. 

Pro  dorn  in  US,   a  143  n.  4.    162. 

Proklamation,  s.  Aufruf. 

Propolitik,  a  25. 

Propositionen,  kaiserliche  a  192; 
landesherrliche  b  351.  464.  465. 

Prorogation,  reichsständischer  Stim- 
men a   182. 

Protestanten,  al55;  s.  Evangelici. 

Pr  0  testatio  oen,  gegen  landständi- 
sche Beschlüsse  b  467. 

Protokolle,  s.  Bund,  Landstände. 

Pro  vi  nzialla  nd  t  age  ,  b  551. 

Provinzialräthe,  b  552. 

Provisorische  Gesetze,  siehe 
Gesetz. 

Provisorische  Regierung,  b  13. 

P  r  ü  f  u  n  g  s  r  e  c  h  t ,  landständisches, 
der  Verordnungen  und  provisorischen 
Gesetze  b  496;  der  Staatsverträge 
b  499:  s.   Gerichte. 

Publikation,  der  Reichsgeselze  a 
159;  der  Bundesbeschlüsse  a  342. 
345;  der  Landesgesetze  b  451. 


a. 

Qualifikation,  neuer  Reichsstände 
a  174.  ISO.  181. 

Quellen,  des  deutschen  Staatsrechtes 
a  122;  des  Privatfürstenrechtes  b  29. 

Querela,  protractae  vel  denegatae 
justitiae  a  206.  221;  s.  Justizver- 
weigerung, Nullitätsquerel. 

Quiescenz,  s.  Staatsdiener. 


Rang,  der  Reichsstände  a  177;  der 
Kurfürsten  a   185. 

Rangvers  chiedenbeit,  der  Reichs- 
stände a  179;  der  Bundesglieder 
a  270. 

Rastatt,  Bundesfestung  b  761. 

Rationale  Theorie,  a  53.  67. 

Ratifikation,  kaiserl.,  der  Reichs- 
schlüsse a  159  u.  3.    191.    193. 

Realunion,  a  108.   115. 

Receptio,  s.  Aufnahmsrecht. 

Recessus,  imperii  a  193;  novissi- 
nius  ibid. 

Recht,  öffentliches  a  26 ;  philosophi- 
sches, natürliches  a  128.  130;  po- 
sitives a  129;  rezipirtes  a  126;  na- 
tionales a  130;  äusserstes  des  Staa- 
tes b  712. 

Rechte,  bürgerliche,  staatsbürger- 
liche, deren  Genuss  und  Ausübung 
b  158;  Unabhängigkeit  vom  Glau- 
bensbekenntnisse b  234 ;  wohlerwor- 
bene b  593;  deren  Entziehung  b 
594;  s.  Entschädigung. 

Rec  ht  s  analo  gie,  a  131   n.   12. 

Rechtsgleichheit,  der  Reichs- 
stände a  179 ;  der  Bundesglieder  a 
270.  401  ;  der  christlichen  Religions- 
partheien b  823  n.   1.    827. 

Rechts gr und,  der  Staatsgewalt  a 
51.  73. 

Rechtsnachfolger,  des  Reiches 
a  262.   264. 

Rechtspflege,  allgemeine  Grundsätze 
b  648;  deren  Unabhängigkeit  b  220. 
221.  250.  622.  626;  Garantien  da- 
für b  644;  des  Bundes  a  344. 

Rechtsprechung,  bl91n.  1.  195; 
durch  Standesgleiche  a  159  n.  5 ; 
b  311. 

Rechtsschutz,  als  Staatszweck 
a  39. 

Rechtsstaat,  a  46  u,  f. 

Rechtstitel,  geschichtlicher,  der 
Herrschaft  a  74, 
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Rechtswolilthaten,  deren  Zustän- 
digkeit b  257. 

Reclitszustand,  Buiidesbeschlüsse 
zu  seinerErLallung  a  .S5l.  ;<5.H.  305; 
b  651. 

Regal  ia  (Regalieo,  Regalität),  a22(). 
229;  b  186.  856—862;  der  Bisehöfe 
a  226  n.   14. 

Regent,  s.   Regentschaft. 

Regentensouverainetät,  a  192 
n.   1 ;  s.   Fürstensouverainetät. 

Regentschaft,  b  'J5. 

Regierung,  kaiserliche,  ihr  Anfang 
a   167 ;  Ende  a   168. 

Regierungsantritt,   b   171. 

Regierungseid,  b  172;  s.  Verfas- 
sungseid; des  Kaisers  a   167. 

Regierungsfähigkeit,  b  121;  des 
Kaisers  a   155;  s.   Unfähigkeit. 

R  e  gi  er  u  n  gs  fo  r  m  en,   b  332. 

Regierungsmiindigkeit,  s.  Voll- 
jährigkeit; des  Kaisers  a   167. 

Regierun  gs  rechte,  des  Kaisers, 
s.   Kaiser. 

Regierungssachen,  b  628.  642. 

Regierungs  vor  mundschaft,  s. 
Administration  und  Regentschaft. 

Registraturen,  der  ß.  V.  a  280 
u.  6. 

Reg  na,  usufructuaria  a  64  n.   13. 

Regnuni,  Germaniae,  a   140. 

Regredienter  bin,  b  136. 

Reich,  deutsches  a  140.  175;  be- 
schränkte VVahlmonarchie  al41.  152. 

Reichs- Abs  c  hie  d  ,  s.  Recessus. 

—  Acht,  a   152. 

—  Adel,  b  277.  326;  s.  Mediatisirle. 

—  Agenten,  a  210. 

—  Allodieo ,  a  152. 

—  Archiv,  a  304  n.   3, 

—  Bürgerrecht,  ehemaliges  b  215; 
projektirtes  b  224. 

—  Deputation,  ordeutliche,  ausser- 
ordentliche a   154  n.  5. 

—  D  e  p  u  t  a  t  i  o  n  s  h  a  u  p  t  s  c  h  1  u  s  s  , 
V.  25.  Febr.  1S03  a  1 19  ;  Fortdauer 
seiner  Bestimmungen,  bezüglich  der 
auf  den  Rheinschilffahrlsoktroi  ange- 
wiesenen und  anderen  Pensionen  und 
Renten  a  125  n.  1.  263  n.  4 ;  b  267  ; 
vergl.  über  dessen  §.  24  b  263  n.  5 
(s.  Hallberg);  b  843.  844;  über 
§.  35  u.  36  b  701.  702.  843  n.  7; 
über  §.  45  a  232  n.  22;  über  §.  60 
a  150.  231 ;  über  §.  63  u.  65  a  150. 
231  ;  b  826.  841. 

—  Piktator,  a  192. 


Reichs-  Direktorialgesandte, 
a  192. 

—  Domänen,  b  693. 

—  Dürfer,  a  143.   152. 

—  Einheit,  als  staatsrechtliche  Ma- 
xime a   142.   143. 

—  Einkommen,  a   162  n.   17. 

—  Erbämter,  s.  Erbäniter. 

—  E  r  b  th  ü  r  h  ü  t  e  r,  a  158  n.  5, 
174  n.  2. 

—  Erzämter,  s.  Erzämler. 

—  Erzkanzler,  a  1S4.  185.  194; 
s.  Mainz. 

—  Farben,  a  158.   297. 

—  Finanzwesen,  b  693. 

—  Fürsten,  a  186. 

—  Gebiet,  a  150. 

—  Gerichte,  a  159  d.  6.  196;  ihre 
concurrirende  Jurisdiktion  mit  deu 
landesherrlichen  Gerichten  a  163  n. 
28.   186  n.  18;  ständige  a  200  n.  1. 

—  Gesetze,  deren  Sanktion  und 
Publikation  a  159;  Aufhebung  in  den 
Rheiubuudsslaaten  a  125.  244;  fort- 
dauernde Gültigkeit  a  124.   262. 

—  Gesetzgebung,  ihr  Verhältuiss 
zur  Landesgesetzgebung  a  144.  225- 

—  Gewalt,  a  142. 

—  Grafen,  ihr  Vorrang  a  177;  Ent- 
schädigung wegen  Verlusten  auf  dem 
linken  Rheinufer  b  843.  844;  siehe 
Curiatstinime. 

—  Grafschaften,  a  152. 

—  Gutachten,  a   193. 

—  Hoffiskal,  a  210. 

—  Hofgericht,  a  197  n.  3. 

—  Hofkanzlei,  a  210. 

— .  Hofrath,  a  160.  195.  208;  seine 
ausschliessliche  Competeuz  a  212. 

—  Hofrät  he,  a  209;  deren  Ab- 
setzung a  211. 

—  Ho  fra  t  hs  age  n  t  en  ,  s,  Reichs- 
ageuten. 

—  Hofrathsordnungen,  a  146; 
213. 

—  Hofra  t  h  s  p  r  äs  i  dent ,  a  195; 
seine  Rechte  a  214. 

—  H of rat hspr oz ess ,  a  213. 

—  H ofr  at  h  s V isi tat io n  ,   a  215. 

—  Hofvicekanzler,  s.  Reichsvice- 
kaozler. 

—  Huldigung,  a   168. 

—  Jägermeister,  a  158  n.   5. 

—  Kammergericht,  a  160.  200; 
seine  Competenz  a  204;  seine  Be- 
deutung a  348. 

—  Hajnmergerichtsassessoren, 
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a  186.  201.  202;  ihre  Abselznnga  203; 
Pensionen  der  ehemaligen  b  268. 
Reichs  -  Kammergerichtsord- 
nang,  a   146.  204;  deren  Concept 
a  204  n.  19. 

—  Kamniergerichtspräsiden- 
ten,  a  202. 

—  Kammergerichts  Visitation, 
a  204. 

—  K  a  m  in  e  r  g  e  r  i  c  h  t  s  V  i  s  i  t  a  t  i  0  n  s- 
abschied,  a  204. 

—  Kammerrichter,  a  202. 

—  Kleinodien,   a  167  n.   2. 

—  Kreise,  a  151;  ihre  Schulden, 
s.  Kreisschulden. 

—  Kr  ie  g  s  ve  r  f  ass  ung,   b  719. 

—  Länder,  s.  Reichsgebiet. 

—  Lehen,  a  152.  162;  des  Kaisers 
a  143  n.  6.  153;  der  souverainen 
Fürsten  b  799;  der  Mediatisirlen 
b  801. 

—  Lehenbof,  a  212. 

—  Lehensachen,  a  207. 

—  Ministerium,  a   193. 

—  Operationskasse,  deren  Schul- 
den a  250.    265;    b  715. 

—  Pfandschaften,  a  162.  173; 
Unablüslichkeit  der  Reichspfand- 
schaften  der  Reichsstände  a  177. 

—  Prälaten,  ihr  Staatsrecht  a  176 
n.   2 ;  s.  Curiatstimmen 

—  Referendarien,  a  195, 

—  Regierung,  als  Recht  des  Kaisers 
a  142.  159.  194. 

—  Ritter,  ihre  landesberrl.  Rechte 
u.  Hoheiten  a  207  n.  25.  223  n.  4.  225 
n.  S.  23S;  Reception  a  234  n.  11; 
Realisten    und  Personalisten    a  234. 

—  Ritterschaft,  deren  Kreise, 
Cantone  und  Quartiere  a  152,  233; 
deren  Erwfthnung  in  der  W.  K.  a 
175  n.   10. 

—  Ri  tterschaft  liehe  Gebiete, 
deren  Erwerbung  a  22S  n.  20.  234 
n.    12. 

—  Ritterschaftliche  Töchter, 
deren  beschränktes  Successionsrecht 
a  235;    s.  Pflichttheilsberechtigung. 

—-  Schluss,  a  193. 

—  Schulden,  deren  fortdauernde 
Gültigkeit  b  715;  s,  Reichsopera- 
tionskasse. 

—  Sta  at,  a  142. 
Staatsrecht,  a  HS.   140;  seine 

heutige  Anwendbarkeit  a  123. 

—  Städte,  a  143.  152;  ihr  Colle- 
gium  a  176.  189. 


Reichs-Stand,  Begriff  a  173. 

—  Stände,  als  Unterthanen  a  i43; 
ihre  CoUegien  a  176.  183 ;  ihre  Zu- 
stimmung a  153;  Mitwirkung  hei 
der  Reichsregierung  a  155;  Auf- 
nahme a  174.  181;  Lehenempfäng- 
niss  a  179;  eximirle,  s.  Exemtionen; 
nicht  beihaltende  a  175  d.  7.  u.  9; 
mittelbare  a  175  n.  8;  Vorrechte 
a  176;  Unionen,  Vereine  a  178; 
s.  Erbverbrüderung,  Gerichtsstand, 
Bündnissrecht ,  Reichspfandschaften, 
Absetzung,  Landeshoheit,  Mediatisi- 
ruog,   Selhstversammlungsrecht. 

—  Staudschaft,  Erwerbung  a  174. 
179;  kaiserliche  Verleihung  a  174. 
ISl;  Charakter  a  179;  Uebergang 
a   ISO.   ls2;  Verlust  a   1S2. 

—  Steuern,  Steuersachen,  a 
155  ;  b  693. 

—  tag,  a  191;  Verhandlung  auf  dem- 
selben ,  collegialiter ,  circulariter  a 
178.   192;  als  Gerichtshof  a  198. 

—  ta  gsd  i  rect  oriu  m  ,   a  185.  191. 

—  ta  gs  gesa  n  d  t  e,  a  191. 

—  Unmittelbarkeit,  a  232;  wie 
lange  sie  als  persönliche  Eigenschaft 
fortdauerte  b  279   n.  7. 

—  U  n  tergerich  te,  a  215. 

—  Verfassung  (1S49),  a450;  Ent- 
wurf der  Vertrauensmänner  a  436. 

—  Verwes  er  (1S4S/49),  a  448.  471. 

—  Verwesung,  a  168;  s.  König, 
römischer,  und  Reichsvikariat. 

—  Vizekanzler,  a  159  n.  3.  184 
n.  9.   194.   209. 

—  Vikariat,  Vikarien,  a  170; 
Vergleich  darüber  a  171  n.  6. 

—  Vikaria  tsbez  irke  ,  a  151.  171 
n.  7. 

—  Wappen,  a  15S. 
Reklamationen,    der  Mediatisirlen 

a  369;  s.  Mediatisirte. 
Reklamationscommission,  a302 

n.  4.  303. 
Reknrs,    an   den  Reichstag  a    199. 

208.  215;  an  die  Bandesglieder  a328. 
Relation,  am  Reichstage  a   192. 
Religion,  christliche,  als  Grundlage 

der  Staatseinrichtungen   a  87  n.  5  ; 

b  236. 
R  e  ligionsan  gelegenb  ei  ten,     s. 

Religionssachen. 
R  eligio  ns  b  ek  enn  tniss,  ohne  Ein- 

lluss   auf  bürgerliche  und  politische 

Rechte  and  Pflichten  b  2.34. 
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ReligioDsTreib  e  i  t ,  als  System  b 
816. 

Religionsfi'ied  eil ,  Augsbnrger  a 
117;  b  SIS. 

Re  1  i  gio  u  sg  esel  1  sc  liafleii,  b  SUl 
n,  1 ;  Selbststäudigkeit  in  Verwal- 
tung ihrer  Annelegenlieiten  b  235. 
844;  neue  Bildung  b  237.  816. 

Religionspartheien,  christliche 
b  827;  s.   Rechtsgleichheil. 

Reli  gioDssacb  en,  a  l.ö5;  am  Bunde 
a  313.  314. 

Religions  Übung,  in  den  sükulari- 
sirten  Ländern  a  150.  231;  b  S2ü; 
öffentliche,  private  b  S21.  S2S;  nach 
dem  Nvestphälischen  Frieden  b  S23 ; 
nach  dem  RysswickerFrieden  b  S26; 
nach  dem  R.  D.  H.  S.  b  826;  in  den 
Kheinbundsstaaten  b  827;  Gesetze 
darüber  b  S30;   freie  b  233. 

Religionsunterricht,  als  Confes- 
sionssache  b  23S. 

Religionsverträge,  deutsche  a 
147;  b  bis. 

Religionsverschiedenheit,  kein 
Ehebinderniss  b  23S ;  siehe  Rechte, 
bürgerliche. 

R  e  l  i  g  i  0  n  s  V  e  r  w  a  n  d  t  e ,  Augsburger 
a   147  ;  s.  Evangelici,   Protestanten. 

Religiöses  Staatsprinzip,  a  64. 

Re  medium,  revisioois,  supplicationis 
a  19'J  n.  il.  12;  siehe  Revision, 
Supplikation. 

Remunerationen,  a  T*^7. 

Repräsentanten,    s.  Abgeordnete. 

Repräsentation,  des  Reiches  a 
143  n.  4.  161;  der  Staatsgewalt  a 
89.  143  n.  4;  des  Volkes  a  91  ; 
b  332;  s.  Landesverlrelung,  Volks- 
vertretung. 

Repräsentationsgelder,    b  7S7. 

Repräsentativgewalt,  b  196.863. 

Republik  (respublica),  a  2.  S  n.  3. 
102  ;  s.   Demokratie. 

Requisition,  des  Militärs  durch  die 
Civilbehörden  b  770. 

Reserve  -  Infanteriedivision. 
b  722. 

Residenz,  des  Kaisers  im  Reiche 
a  16S;  des  Souverains  im  Lande 
b  101. 

Resignation,  s.  Abdankung. 

Resolution,  kaiserliche,  s.  Rati- 
fikation. 

Restanration,  b   10. 

Restitution,  gegen  Urtheile  der 
böcbsten  Reichsgerichte  a207;  gegen 


bundesauslrägalgerichtliche  Erkennt- 
nisse a  3S3. 

Retrakt,  ritlerschaftlicher  a  235. 

Reuss  (regierende  Häuser),  a226n.  1. 

Revision,  reichsgerichtlicher  Urlheile 
a   199  n.   11.    12.    207.    215. 

Revolution,  b  201. 

Rex  Ronianorum,  s.  König. 

Rezipirte  Rechte,  s.  Rechte. 

Rheinbund,  a  241  u.  f.  ;  seine  Or- 
ganisation a  250;  Auilüsung  a  252. 
2tl2. 

Rbeinbundsakte,  a241;  deren  In- 
halt a  243  —  250;  insbesondere  über 
deren  Artikel  2,  a  125;  art.  26  a 
247;  b  315;  art.  27  a  245.  246; 
b  316;  an.  28  a  247;  b  311;  art. 
34  (sogen.  Verzichlsarlikel)  a  247. 
24S;  b   152.    153. 

Rheinbuudsrecht,  a  HS;  dessen 
Anwendung  a   125.   244. 

Rhein  p  falz,  s.   Pfalzgraf. 

Rheinschifffahrt,   b  6S3. 

Rhein  schi  f  ffahr  t  s- Oc  Iroi,  a  125 
n.    1.    263  n.   4;  b  267.  683. 

Rh  e  in  zolle,  a  150. 

Richter,  ordentlicher  b  221.  250. 
622.  624. 

Richterliche  Befugniss,  s.  Ge- 
richte. 

Richterliche  Gewalt,  s.  Gewalt. 

Ritterkreise  (Cautone,  Quartiere), 
s.  Reichsritterschaft. 

Röraermonate,  b  ()94. 

Römischer  König,  s.  König. 

Römisches  Recht,  seine  Anwen- 
dung im  Staatsrechte  a  126. 

Rousseau,  seine  Theorie  a  69.  S3.  97. 

Rückwirkende  Kraft,  bei  Bun- 
desbeschlüssen a  264;  s.  Gesetz. 

Ruhestand,  b  785;  s.  Staatsdiener. 

Ruhestörung,  a  353. 

Rumpfparlament,  zu  Stuttgart  a 
460. 

Rv  SS  wicker  Religionsclausel, 
b  826. 

S. 

Sachsen  (Kur-),  Reichsvikar  a  171; 
Director  im  Corp.  Evangel.  a  179. 
ISO;  Kurstimme  a  183;  Grossher- 
zogl.  und  Herzogl.  Häuser  a  266. 
271.  272-,  Gotha  a  266 ;  Lauenburg 
a  168.  271. 

Säkularisation,  a  150.  240;  bb43. 

Salzburg,  Kurstimme  a  184;  Di- 
rektor im  Fiirstenrathe  a  187, 


906 


Register. 


Salzquellen,  b  859  n.   l. 

Samiu  tbele  liQu  n  g,  b  151.  154. 

Sanktion,  der  Gesetze  b  451;  der 
Reichsgeselze  a  159. 

Sa  vo  ye  n  ,  Reichsviiiar  in  Italien  a  171. 

S  cep  ter  lehe  n  ,   a  226  n.    14. 

Schalullgut,  b  168. 

Schifffahrtsakte  n,  s.  Flussschilf- 
fabrt,  Rheinschifffalirt. 

Schirmrecht,  Schirmvogtei,  s, 
Advocatia  und  Schulzrecht. 

Schulen,  s.  Unterrichtswesen. 

Schulfond,  confessionelier  a  231 
n.  21;  b  841. 

Schutzbürger,   b  572. 

Schutzrecht,  über  die  Kirchen  b 
811.  854  —  856;  s.  Advocatia. 

Schwei tz,  a  151. 

S  ecu  n  dogenituren  ,  b  160. 

Sekten,  Sekten wesen,  b 824.  846. 

Selbstentscheidungsrecht,  des 
Kaisers  a  159.  197  n.  3.  19S  n.  5; 
der  B.  V,  a  368. 

Selbsterhaltungstrieb,  als 

Staatsprinzip  a  55  u.  2. 

Selbstbülfe,  als  Recht  der  Landes- 
herrn a  230;  der  Landstände  b  347; 
verboten  unter  Reichsgliedern  a  143. 
231;  unter  ßundesgliedern  a  351; 
Ausnahmen  a   143  n.  8. 

Selbstversammlungsrecht,  der 
Reichsstände  a  178;  der  Kurfürsten 
a  185;  der  Landstände  b  347.  437. 
554  n.  6. 

SenatuscoDsulta  Camera lia,  a 
204. 

Separatprotokolle,  der  ß.  V. 
a  293. 

Separat  Vota,  laudständiscbe  b  467. 

Sessio,  s.  Sitz. 

Siebenerausschuss,  s.  Heidel- 
berger Versammlung. 

Siebzehner,  a  436  n.  1;  s.  Ver- 
trauensmänner. 

Siegel,  der  B.  V.  a  297. 

Sittengesetz,  als  Staatszweck  a  36. 

Sitz,  auf  dem  Reichstage  a  174  n.  2. 
176;  in  der  B.  V.,  s.   Ordnung. 

Sitzungen,  der  B.  V.  a  279;  siehe 
Ordnung. 

Sonderbündnisse,  derReicbsstände 
a  178. 

Sonder nng,  von  Staats-  und  Privat- 
verlassenschaft b  166. 

Sou  verain,  a  76.  89;  als  Quelle 
der  Gerichtsbarkeit  b  621;  als 
Kriegsherr  b  719.    767.   770  j    als 


Dienstherr  der  Staatsdiener  b  782; 
als  Leliensherr  b  801 ;  seiue  Ver- 
pflichtung aus  seinen  eigenen  Ge- 
setzen b  6ul ;  s.  Unvereiübarlich- 
keiten. 

S  ou  verainet  ät,  a  76.  89;  Erwerb 
b  1  ;  Beendigung,  Verlust  b  197;  der 
Rheinbundsfürsten  a  244;  der  ßun- 
desglieder  a  318.   336. 

Souverainetätsrechte,  s.  monar- 
chisches Prinzip ,  Majestälsrechte, 
Hoheitsrechte,  Gewalten;  nach  der 
Rbeiobundsakte  a  247. 

Sozialitätstrieb,  als  Staatsprinzip 
a  55  n.  2. 

Spezial  landtage,  h  551. 

Spielgelder,  b  75. 

Spolienrecht,  a  162. 

Sp  ruch  man  ner,  a  390. 

Staat,  Begriff  a  1 ;  Entstehung  a  51  ; 
rechtlicher  Charakter  a7:  Vernüof- 
tigkeit  a  73.  75;  ist  keine  Anstalt 
a  9  ;  seine  Faktoren  a  24  ;  Rechts- 
grund a51;  christlicher,  paritätischer 
a  87.  88;  halbsouverainer  a  110  n. 
4 ;  Grösse  a  49 ;  Alter  a  50 ;  Ver- 
schiedenheit a  33.  49;  Haftung  für 
seine  Beamten  b  793. 

Staatenbund,  a  108. 

Staat  eil  recht,  a  29  n.   1. 

Staatenstaat,  a  108;  s.  Bundes- 
staat. 

Staatensystem,  a  107. 

.Staatentrennung,  als  staatsrecht- 
liche Ma.\ime,  zur  Reichszeit  a  142. 
144.  145;  s.   auch  a  116  n.  2. 

S  t  aats  anit,  b  771. 

Staatsangehörigkeit,  siehe  Indi- 
genat. 

Staatsbeamte,  s.   Staatsdiener. 

Staatsbürger,  b  204;  Staats- 
bürger recht,  b  215. 

S  taats  diener,  b  772;  Anstellung 
b  779;  definitive,  provisorische  b 
784;  Suspension  b  790;  Entlassung 
b  782;  Entsetzung  b  789.  797;  Ver- 
setzung b  783;  Beförderung  b  784; 
Diensteinkommen,  Gehalt,  Besoldung 
b  784.  786;  Ruhestand,  Quiesceuz, 
Pensionsstand,  Ruhegehalt,  Pension, 
Wartegeld  b  785.  788;  Wittwen- 
und  VVaisenversorgung  b  786  ;  Dienst- 
vergehen h  797,  s.  Verantwortlich- 
keit; inwieferne  sie  den  Staat  durch 
ihre  Amtshandlungen  verpflichten  b 
793;  s.  auch  Stellvertretnngskosten, 
Urlaub  und  Wablfäbigkcit, 
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StaatsdienereigenscIiaPt,  deren 
Erwerbung  b729;  Vemiuthungen  da- 
für b  7Si  :  deren  allgemeine  Recbts- 
wirkiingen  b  7s2. 

S  laats  d  ienst ,  b772;  gesehichlliche 
Enlwic'kelung  b  774. 

Staats  dienst  vertr  ag,  angeblicher 
b  774. 

Staatsdomänen,  b  70!^. 

Staalsformen,  a  103;  b  332;  deren 
aogebliehe  geschicbtilcbe  Reihenfolge 
a  103. 

Staatsgebiet,  a  24;  Eigenschaften 
der  deutschen  Staatsgebiete   b  (il5. 

Staatsgerichtsbof,   b  537.  555. 

Staatsgewalt,  a  75.  76;  deren 
angebliche  Ueberlragung  a  80;  Un- 
widerruflichkeit aS2;  ünwidersteh- 
lichkeit  a  85;  rechtlicher  Charakter 
und  Eigenschaften  a  84.  9<i;  Begräo- 
zung  a  85.  8<i ;  b  502;  Untheilbar- 
keit  a  85.  93. 

Staatsgut,  b  694.  697.  713. 

Staatshaushalt,  ständische  Rechte 
daran  b  506;  Gesetze  der  Einzel- 
staalen  b  713. 

Staatsideal,  a  6. 

Staatidee,  a  4;  s.  Universalität. 

Staatskirche,  b  236.  823.  831. 

St  aats  p  e  r  sön  I  i  chkei  t,  a  98. 

S  t  a  a  t  s  p  r  i  D  z  i  p ,  christlich  -  germani- 
sches a  86. 

Staatsrecht,  a25.  26;  Eintheilun- 
gen  a  29;  gemeines  deutsches  a  1 19; 
allgemeines ,  seine  praktische  An- 
wendbarkeit a   128. 

S  taa  tssc  h  u  I  d  e  n  wese  n  ,  b  517. 
714;  landständische  Rechte  dabei 
b  517. 

Staatsservituten,  a  24S. 

Slaatssouverainetät,   a  89.    142. 

Slaatssnccession,  a  265  n.  10; 
s.  Restauration,   Zwischeaherrschaft. 

Staats  vertrage,  a  122.  258;  land- 
ständische Rechte  dabei  b  499;  s. 
Bündnissrecht. 

Staats  Wissenschaft,  a  25. 

Staatszweck,  a  35. 

Städte,  freie  b  556;  Bundesglieder 
a  259;  Curiatstimme  a  277  n.  3;  s. 
Reichsstädte. 

Städtebank,  rheinische,  schwäbi- 
sche a   190. 

Städ  te  b  und  nisse,  a  178. 

Städtetage,  a   178  n.   10. 

Stadtgemeinden,  b  567. 

Stand  (ordo),  b  274. 


Stände,  s.Reicbsstände,  Landstände. 

S  tüD  d  emitglieder,  s.  Abgeordnete, 
Hammer  und  Landstände. 

S  t  linde  ve  rsamml  u  n  g,  s.  Landtag. 

S  ta  n  d  es  b  iicher  ,  b  238. 

Standeserhöhung,  a   165. 

Sla  ndesgeha  It,  b  788. 

Standesgleiche,  als  Richter  a  159 
n.   5;  s.  Judicium  Parium. 

Standesherren,  zur  Reichszeit  a 
1^2;  im  Rheinbunde  a  245,  s.  Me- 
diatisirte;  im  deutschen  Bunde  b272; 
deren  Rechtsverwahrung  a  202  n.  1  ; 
verheissene  Curiatstimme  a  207 ; 
N'orrechte  b  2^1;  Prädikat  Durch- 
laucht und  Erlaucht  b  285;  Land- 
slandschaft b  286;  Steuerfreiheit  b 
287  n.  4.  5;  Aufeothaltsfreiheit  b 
288;  Autonomie  b  290;  Familienver- 
träge b300;  deren  Publikation  b308; 
Aufhebung  entgegenstehender  landes- 
herrlicher Verordnungen  b  309;  be- 
freiter Gerichtsstand  und  Judicium 
Parium  b  311:  Befreiung  von  Mili- 
tärpflicht b  311;  Besitzungen  und 
patrimoniale  Rechte  b  313;  Aus- 
scheidung ihrer  Gefälle  b  320;  Ent- 
ziehung ihrer  Rechte  durch  die  Lan- 
desgesetzgebuug  u.  Beschwerderecht 
b  322  ;  deren  Leiieuherrlichkeitb  801 ; 
Gleichstellung  mit  denselben  b  273. 

Slandesherr  sc  haften,  b  313; 
deren  Veräusserung  b  325. 

Stand  es  vor  rechte,  b  274;  aufge- 
hoben b  226. 

Standrecht,  b  555.   750. 

Status  Imperii,  a  173;  exemti  a 
175;  Augustanae  confessionis  a  155 
n.  7.    179  n.    12. 

Stellvertreter,  von  Ständemitglie- 
dern  b  422. 

Stellvertretung,  bei  dem  Militär 
b  226.  769;  hei  gemeiuem  Laod- 
folgedienste  b  718. 

Stellvertretungskosten,  der  zu 
Laudtagsabgeordneten  gewählten 
Staatsdiener  b  416. 

Steuer  (Steuer u),  nothw endige, 
freiwillige  b  695;  deren  Forterhe- 
bung b  516. 

Steuerbefreiungen,  s.  Befreiun- 
gen,  Standesherren. 

S  t  eu  e  r  b  e  w  ill  i  g  ung,  ihr  subsi- 
diärer Charakter  b  513.  697;  be- 
dingte, verboten  b  514;  s.  Bewilli- 
guDgspflicht ,  Bewilligungsrecht. 
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Steuer  er  weigeruog,  b  509 ;  wann 
a!s  Aulruhr  zu  behandelu  b  306. 

Stiftungen,  fromme,  milde  a  231 
n.  21;  b  841.  S12. 

Stimme  (Sti  mmen),  auf  dem  Reichs- 
tage a  174.  17G.  180.  195n.5.  210. 
214;  ihre  Religionseigenschaft  a  180. 
188.  190;  Uebergaug  a  180.  182; 
Errichtung  neuer  a  181  ;  s.  Kur- 
stimmen; im  Fürslenralhe  a  187; 
der  Reichsstädte  a  1S9  ;  in  der  deut- 
schen B.  V.  a  274.  2S1;  Verände- 
rungen derselben  a  313  n.  6;  ent- 
scheidende, des  Bundespräsidiums 
a  300;  s.  Beizählen. 

Stimmeneinhelligkeit,  im  Bunde, 
wann  nöthig  a  263.  312. 

Stimmenmehrheit,  als  Regel  auf 
dem  Reichstage  a  154;  in  der  B.  V. 
a  275.  312;  absolute  a  275;  rela 
tive  a  300.  301;  von  zwei  Dritt- 
theilen  a  275 ;  Ausnahmen  nach 
Reichsrecht  a  155;  nach  Bundes- 
recht a  263.  312;  bei  Anerkennung 
oder  Auslegung  von  Rechtsverhält- 
nissen  aus  der  Reichszeit  a  263. 

Stimmen  gleich  heit,  in  den  Reichs- 
gerichten a  198.  203 ;  im  engereu 
Rathe  der  B.  V.  a  300 ;  in  einer 
landständischen  Kammer  b  463. 

Stimmführung,  auf  dem  Reichs- 
tage a  180  ;  in  einer  Curie  derB.  V., 
s.  Curiatslimmen. 

Stimmgewicht,  der  Bundesglieder 
a  274.  401. 

Strafgewalt,  über  Staatsdiener  b 
789. 

Strafschärfung,  unzulässig  b  647. 

Streitigkeiten,  zwischen  Regie- 
rung und  Landständen  b  384 ;  siehe 
Bunde  sschiedsgericht. 

Su  bcollect  at  io  ns  rech  t,  d.  Reichs- 
ritter a  238  n.  25;  der  Reichsstände 
b  695  n.  5. 

Subditi,  temporarii  b  2u3. 

Subordination,  der  Reichsstände 
a  143. 

Substitutionen,  der  Bundestags- 
gesandten a  281.  298. 

Successionsrechte,  deren  Vorbe- 
halt im  R.  D.  H.  S.,  s.  Familien- 
successionsrechte ;  in  derRheinbunds- 
akte  a  248;  s.  Thronfolge. 

Supplikation  (Rechtsmittel),  a  199 
D.    11.    207.    215. 

Suspension,  von  der  Landesregie- 
rung, s,  Landeshoheit,  Staatsdiener, 


S  US  tentalion  en  ,    der    Kinder    des 

Süu\erains  b  162. 
Synoden,  kirchliche  b  836. 

T. 

Tage  (VersamraluDgen),  a  178. 

Taxis,  seine  Postrechte  b  269. 

Telegraphen,  in  Bnndesfestungen 
b  763. 

Temporal  ien,  der  Geistlichen,  deren 
Sperrung  b  840  n.   13. 

Terra,  juris  franconici,  saxonici,  s. 
Länder. 

Territoria,  a  142.  143;  geistliche 
a  152.  227;  clausa  b  615;  siehe 
Staatsgebiet. 

Territorialprinzip,  a  96. 

Territorialstaatsrecht,    a  118. 

Territoriais  y  Stern,  b  815. 

Testamente,  regierender  Fürsten 
b   145  n.   6;  s.  Thronfolge. 

Thal  weg,  des  Rheines  a   150. 

Theiluug,  der  Gewalten,  siehe  Ge- 
walten. 

Theokratie,  a  37.    103  n.   1. 

Thronentsagung,    s.  Abdankung. 

Thronentsetzung,    s.  Absetzung. 

Thronerledigung,  b   159. 

Thronfolge,  agnatische  b  115  ;  weib- 
liche (cognatische)  b  133;  testamen- 
tarische b  144;  aus  lehenrechtlichen 
Titeln  b   150.    152.   154.   156. 

Thronfolgefähigkeit,  b  121. 

Thronfolgeordnung,  im  Manns- 
stamme b  128 ;  im  Weibsstammc 
b   135. 

Thronfolger,  seine  Verbindlichkeit 
aus  den  Handlungen  des  Vorgängers 
b   173. 

Thronlchen,  a  173;  b  807. 

Thronrede,   b  440. 

Titel,  abgeschafft  b  226  ;  des  Kaisers 
a  157;  -Veränderungen  der  Bundes- 
glieder a  271;  s.  Prädikatsfrage. 

Tod,  bürgerlicher,  abgeschafft  b  224 
n.   5.    259  n.  2.    261. 

Todesstrafe,  b  229. 

Toleranz,  b  821. 

Totalerneuerung,  landständiscber 
Kammern  b  419. 

Trauung,  durch  Prokuratoren  b  44- 

Trias  politica,  des  Aristoteles  b 
187. 

Trier,  Kurstimrae  a   183.  184. 

Turnus,  s.  Alternationen. 

Tyrannis  (des  Aristoteles"),  a  102. 
n.   1. 
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ü. 

Uebermacht,  als  Staatsprinzip  a  57. 

Ueberschüsse,  der  Staatskasse, 
deren  Verwendung  b  515. 

Uebertragung,  der  Staatsgewalt 
a  SO. 

Ulm,   Bundesrestung  b  761. 

Unabhängigkeit,  der  römisch - 
deutschen  Kaiserkrone  vom  päpst- 
lichen Stuhle  a  140;  des  Reichs- 
kaniniergerichles  a  160.  201 ;  der 
Gerichte  ,  s.   Rechtspflege. 

Unab löslichkeit,  der  Reichspfand- 
schaften,  s.  Reichspfandschaften. 

Unfähigkeit,  zur  Regierung  und 
deren  Rechtsfolgen  b  124.    198. 

Union,  deutsche  (1850)  a  469;  auf- 
gegeben a  497. 

Unionen,  a  107;  der  Reichsstände 
a   178;  der  Kurfürsten  a   186. 

Unionsparia  ment,  zu  Erfurt  a 
486. 

Universalität,  der  Staatsidee  a48. 

Universalstaat,  a  49- 

Universitäten,  deren  Beaufsichti- 
gung b  655. 

Unterrichtswesen,  b  238.  688. 

Unterthan,  Unterthanschaft, 
b  203. 

Untcrthanen,  deren  Klagen  gegen 
den  Landesherrn  und  die  landes- 
herrliche Kammer  a  217.  230;  deren 
Anweisung  zum  Gehorsam  a  229 ; 
verbotene  Verbindungen  a  229;  s. 
Vereinsrechl;  der  Reichsritter  a  223 
n.  4 :  ihr  Verhältoiss  zur  Bundes- 
gewalt a  341. 

Unterthänigkeits verband,  siehe 
Hörigkeitsverband. 

Untheilbarkeit,  der  Staatsgewalt, 
s.  Staatsgewalt. 

UnVerantwortlichkeit,  des  Sou- 
verains  b  1S9;  der  Landstände,  s. 
Abgeorilnete. 

Unvereinbarlich  keifen,  mit  der 
Eigenschaft  als  Souverain  b  122; 
mit  der  eines  Landtagsabgeordneten 
b  411.  412. 

Unverletzlich  keit,  des  Souve- 
rains,  s.  Heiligkeit;  der  Ständemit- 
glieder, s.  Abgeordnete. 

Unvordenklichkeit,  a  75.    134. 

U  n  w  i  d  e  r  s  t  e  h  1  i  c  h  k  e  i  t ,  d .  Staats- 
gewalt, s.  Staatsgewalt. 

Unwiderruflichkeit,  der  Staats- 
gewalt, s.  Staatsgewalt. 


Unwürdigkeit,  des  Thronerben  b 
120  n.   8. 

Urach,   Grafen  von  a   158  n.  5. 

Urlaub,  für  Staatsdiener  als  Land- 
tagsabgeordnete b  413. 

Urt  heile,  deutscher  Gerichte,  deren 
gegenseitige  Vollstreckbarkeit  b  224 
n.  4.    252. 

Usurpation,  b  21. 

V. 

Veränderungen,  staatsrechtliche, 
durch  die  Auflösung  des  Reiches  a 
244;  im  Besitzstande  der  Bundes- 
glieder a  313. 

Verantwortlichkeit,  der  Minister 
b  5*5f;  der  Beamten  b  791. 

Verbi  n  dli  c  h  kei  1 ,  s.  Verpflichtung. 

Verh  in  düngen  ,  siehe  Untertbanen, 
Vereinsrecht. 

Verbrechen,  politische,  deren  Be- 
strafung b  656;  s.  Auslieferung. 

Vereinbarungen,  freie,  der  Bun- 
desglieder a  326. 

Vereine,  politische  b  653.  661;  s. 
Arheitervereine ,  Handwerksgesellen 
und  Vereitisrecht. 

Vereinigungs  versuche,  bei  Mei- 
nungsverschiedenheit beider  land- 
ständischen Kannnern  b  471. 

Vereinsrecht,  b  242.  660:  ßundes- 
gesetze  darüber  b  665 ;  Landesge- 
setze b  662. 

Verfahren,  der  B.  V.  auf  Anträge 
O'ler  von  Amtswegen  a  334. 

Verfassung,  s.  lanfJständische  Ver- 
fassung. 

Verfassungen,  Geschichtliches  b 
335;  octroirle,  paktiite  b  3S2. 

Verfassungseid,  b  553.  554;  des 
Militärs  b  771;  siehe  auch  Regie- 
rungseid. 

Verfassungsrecht,  a  30. 

Verfassungs Urkunden,  s.  Lan- 
desgrundgesetze. 

Verfügung,  s.   Verordnung 

Verhaftung,  deren  Veraussetzungen 
b  227. 

Verjährung,  a   133.   227. 

Verkehr,  der  Geistlichen  mit  Rom 
b  836.  849.  850. 

Verlassnah  nie,  auf  dem  Reichstage 
a  192;  in  der  ß.  V.  a  291  n.  5. 

Veröffentlichung,  von  Gerichts- 
akten u.  dergl.  b  677;  s.  landstän- 
dische VerbandluDgen,  Bundesproto- 
kolle. 
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Verordnung,  b  604;  Unterscbied 
von  Gesetz  b  (505 ;  Gegenstände  der- 
selben b  (Jü9;  s.  Gerichte,  Prü- 
fungsrecbt;  landesherrliche,  zur 
Reichszeit  a  125.  226  ;  landesherr- 
liche ,  für  die  oberrheiDische  Kir- 
chenprovinz, s.   Kirchenprovinz. 

Verordnungsrecht,  b  195.  G04. 

Verpfändung,  von  Reichsgülern, 
Zöllen  a  162.  173;  s.  Pfandschaften, 
Reichspfandschaften 

Verpflegung,  s.  Bundesheer. 

Verpflichtung,  des  Thronfolgers 
aus  Handlungen  des  Vorgängers,  s. 
Thronfolger;  des  Souverains  aus 
seinen  Gesetzen,  s.  Souverain;  des 
Staates  aus  Handlungen  der  Beam- 
ten, s.   Staatsdiener. 

Verpflichtungen,  bundesmässige, 
a  339;  s.  landständische  Verfassung, 
Bewilligungspflicht. 

Versammlungsrecht,  s.  Vereinsr. 

Versäum  niss,  der  Abstimmung  in 
der  B.   V.  a  2S6.  300. 

Vertagung,  der  B.  V.  a  297;  siehe 
Landtag. 

Vertrag,  als  historischer  Rechtstitel 
der  Herrschaft  a  74. 

Vertrags  theorie  ,  a  53.  67. 

V  er  traue  nsmänner  (1848),  a  422. 
430.  431.  443  n.  19;  s.  Reichsver- 
fassuug. 

Vertretung,  des  Reiches,  des  Staa- 
tes ,  des  Volkes,  s.  Repräsentation. 

Verwaltung,  ihr  Unterschied  von 
Regierung  b  389.  391.  773. 

Verwaltungsrecht,  a  30. 

Verzicht,  auf  Abgeben  der  Stimme, 
s.  Enthalten;  auf  die  Krone,  s.  Ab- 
dankung. 

Veto,  absolutes,  beschränktes  b  452; 
des  Kaisers  zur  Reichszeit  a  159; 
nach  den  Reichsverfassungsprojekten 
184S  u.    1849  a  439.  452.  453. 

Virilstimme,  fürstliche  auf  dem 
Reichstage  a  170;  alte,  neue  a  ISO. 
181.  187;  im  engeren  Rathe  der 
B.  V.  a  274. 

Visum,  der  Staatsgewalt  in  kirch- 
lichen Sachen  b  849. 

Vogelsang,  von,  ßeschwerdesache 
b  828  n.  3. 

Volk,  a  17.  24;  seine  Persönlichkeit 
a  91. 

Völkerrecht,  a  27.  29. 

Völkerschaft,  a  17;  ihr  Verhält- 
niss  zum  Staate  a  23. 


Volksfeste,  s.  Volksversammlungen. 

Vo  Iksh  errs  chaf  ten  ,  a   102. 

Volksrechte,  a  75.  86.  219;  siehe 
Grundrechte. 

Volksschulen,  siehe  Unten'ichls- 
wesen, 

Volkssouverainetät,  als  Staats- 
prinzip a  71.  92. 

Volksversammlungen,  b  243  n.  5. 
653.  664. 

Volksvertretung,  Begriff,  Cha- 
rakter b  392 ;  Zusammensetzung  b 
394;  s.  Landstände,  Abgeordnete. 

Volljährigkeit,   der  Prinzen  b  93. 

V  0 1 1  j  ii  h  r  i  g  k  e  i  t  s  e  r  k  I  ä  r  u  n  g,  b  94. 

Vollstreckung,  b  196;  der  Reichs- 
schlüsse und  reichsgerichtlichen  Ur- 
theile  a  151.   161. 

Vollziehende  Gewalt,  s.  Gewalt; 
des  Kaisers  a  Kil. 

Vollzugs  Verordnung,  s.  Verord- 
nung. 

Vormundschaft,  über  die  Person 
des  Souverains  b  111;  über  andere 
Mitglieder  der  souveraiaen  Häuser 
b  113;  s.  Regentschaft. 

Vorparlament  (184S),  a  424. 

Vorrang,  s.   Rang. 

Vorrechte,  s.  Keichsstände,  Media- 
tisirte,   Standesherren,  Reichsadel. 

Vorsitz,  in  den  reichsständischen 
Collegien  a  185.  187.  190;  in  der 
B.  V.   a  273.  299. 

Vatum,  s.  Stimme;  des  R.  H.  R.  ad 
imperatorem  a   160. 

W. 

Wahl,  des  Kaisers,  s.  Kaiser u.  König, 
röm.  ;  d.   Bundescommissaire  a  301. 

Wahlen,  zum  Landlage,  direkte,  in- 
direkte b  404. 

Wähler,   Klasseneintbeilung  b  406. 

Wahlfähigkeit,  aktive  b  401 ;  pas- 
sive b  409  ;  der  Staatsbeamten  b411. 

Wahlfreiheit,  b  418. 

Wahlgesetze,  b  399. 

Wahlkapitulation,  kaiserliche  a 
147 ;  ihre  Beschwörung  b   167. 

Wahlmonarc  hi  e,  a  74.  84;  deut- 
sche a   152. 

Wahlprüfung,  in  landsLIndischeo 
Kammern  b  457. 

Wallfahrten,  b  836. 

Wandern,  s.   Handwerksgesellen. 

Wappen,  des  Kaisers  und  des  Rei- 
ches a  158;  der  B.  V.  a  296. 

Wartegeld,  s.  Staatsdiener. 
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Warlrecht,  bei  der  Thronfolge  h 
119. 

W  e  pz  u  gsrec  li  t ,  b  21";  s.  Aus- 
waoderungs  freiheil. 

Wehrpflicht,  s.  Gleichheit,  Miii- 
tärpflichtigkeit. 

W  e  r  b  u  n  fr ,  von  Truppen  b  720.  7G9 ; 
fremde  verboten  b  720.   75t). 

Westphälische  Staatsgläubi- 
ger, a  302;  b  20  n.   (i.    22  n.  3. 

Westpbäliscber  Frieden,  siehe 
Frieden. 

Widersetzlichkeit,  der  Unter- 
Ihanen  a  353. 

Widerslandsrecht,  der  Untertha- 
nen  b  206. 

Wiedereinsetzung,  s.  RestitutioD. 

Wiederholung,  von  Anträgen  auf 
Landtagen  b  409. 

Wiederlösung,  von  Reichspfand- 
schaflen  a   162. 

Wi  ed  e  rwä  b  Ibar  kei  t,  siebe  Ab- 
geordnete. 

Wiener  Congress,  a  252;  -Akte 
a  255;  Ministerialconferenzen  {1S19, 
1820)  a  256.  257;  Schlüssakte  a 
256;  Cabioelsconferenzen  (1S34) 
a  257. 

Willb  riefe,  der  Kurfürsten  a  185. 

Willk  ü  h  rs  taaten,   a  53. 

Wissenschaft,  s.  Lehrfreiheit. 

Witthum,  b  76.   166. 


Wi  tt  w  e  n  k  as  s  e  n  ,    s.  Staatsdiener. 
Wohl  ,   öUentliches  a  9.   10. 
Wohlerworbene    Rechte,    siehe 

Rechte. 
Wohlfahrtstheorie,  a  36.  38. 
Woh  n  sitz  rech  t,  b  255;  s.  Aufent- 

haltsrecht,   Indigenat. 
W  0  h  n  u  n  g,    deren    Unverletzlicbkeit 

b  229. 
Wü rtenih  e rg,    Kurstininie    a    184; 

Erbamta  158  n. 5;  Thronrede(1850) 

a  469. 
Würzburger  Versammlung,  der 

Bischöfe  (1848)  b  846. 

Z. 

Zehnten,  ablösbar  b  246, 
Zeitungen  u.   Zeitschriften,  b  673; 

ausländische  b  653. 
Zölle,  deren  Verpfändung  a  162. 
Zollgerecbtigkeit,    a   143  n.  8; 

einseitig    aogeniasste    a    143    n.    8; 

deren   Wissbraucli    .■»    177 ;    der  Me- 

diatisirten  a  246. 
Züchtigung,  körperliche  b  229. 
Zustand,  al;  öffentlicher  a  8.  73.  75. 
Zustimm  u  n  g,  des  Reichstages  a  153. 

155;   der  Landstände  b  491. 
Zweikammernsy  stein,  b  424.  470. 
Z  wisch  enherrsch  a  ft,  b  9. 
Zwischen  reich,  s,  Interregnum. 


Literarische  Nachträge  und  Zusätze. 


A.    Za  Band  I. 

Zu  S.  2.  §.  2.  n.  12:  Bluntschli,  über  den  Unterschied  der  millelaller- 
liclieo  und  der  modernen  Staatsidee.     München,    1S55. 

Zur  Literatur  des  allgemeinen  Staatsrechtes,  S.  31.  (Spinoza):  J.  Hörn, 
Spinoza's  Staatslehre.  Dessau,  1851.  —  Zu  S.  33.  a.  E. :  Polignosie 
und  Polilogie ,  oder  genetische  und  corporative  Staats-  und  Rechtsphilo- 
sophie auf  anthropologischer,  ethnologischer  und  historischer  Grundlage  (3. 
Theil  von:  Erster  Versuch  einer  wissenschaftlichen  Begründung  sowohl  der 
allgemeinen  Ethnologie  durch  Anthropologie,  wie  auch  der  Staats-  und 
Rechtsphilosophie  durch  die  Ethnologie).  Marburg,  1855.  —  Zu  S.  34. 
(nach  Hinrichs):  Vorlander,  F.,  Geschichte  der  philosophischen 
Moral,  Rechts-  und  Staatslehre  der  Engländer  und  Franzosen.  Mai  burg, 
1855.  —  Blakey,  R. ,  The  history  of  polilical  literature.  London, 
1855.  —  Fehr,  J.,  üeber  die  Entwickelung  und  den  Einfluss  der  poli- 
tischen Theorien.  Innsbruck,  1855.  —  R.  v.  Mohl,  Die  Geschichte  und 
Literatur  der  Staatswissenschaften  in  Monographien  dargestellt.  2  Bde. 
Erlangen,   1855,  56. 

Zu  S.  85.  §•  52.  n.  *) :  W.  v.  Humboldt,  Ideen  zu  einem  Versuche,  die 
Gränzen  der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimmen.     Breslau,   1851. 

Zu  S.  86.  §.  53.  n.  2  ist  beizufügen  :  Siehe  unten  §.  432. 

Zu  S.  87.  §.  83.  n.  5  ist  beizufügen:  Ebenso:  Anhalt-Bernburg,  V.-ü. 
1850.  §.  20.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  §.  74.  —  Waldeck, 
V.-U.   1852.    §.  39. 

Zu  S.  88.  §.  53.  n,  7.  a.  E.  ist  beizufügen:  Siebe  unten  §.  301. 

S.  136.  Zur  Literatur  des  gem.  deut.  Staatsrechtes,  II.  Quellensammlungen, 
a.  E.  ist  beizufügen:  „H.  A.  Zachariae,  die  deutschen  Verfassungs- 
gesetze der  Gegenwart.     2  Lief.     Göttingen,   1855,  56." 

S.  158.  §.  83.  V.  Zu  den  Worten  „schwarzer  Adler"  ist  beizufügen: 
„im  goldenen  Felde". 

S,  171.  §.  89.  n.  *)  a.  E.  ist  beizusetzen:  „.I.  Ch.  Knötschker,  Versuch 
einer  Geschichte  des  Reichsvikariates  durch  Deutschland  und  Italien,  in 
den  Zwischenreichen  vor  der  goldenen  Bulle.     Leipzig,   1756." 
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S.  177.  $.  91.  n.  8.  Zeile  Ü  dieser  Note.  Nareh  dem  Worte  „unrichtig"  ist 
beizufügen:  „Siehe  unten  §.  213." 

S.  247.  §.   107.  n.  S.  a.  E.  ist  heizusetzen:  „Siehe  unten  §.  320." 

S.  256.  n.  3.  a.  E.  ist  bei/uselzen :  „lieber  die  Berechtigung  des  deutschen 
Bundes,  sich  selbststiindig  zu  entwickeln,  und  seine  Verhältnisse  in  Ueber- 
einstinimung  mit  dem  Bundeszwecke  zu  ordnen,  s.  v.  Linde,  Archiv 
f.   d.  öffentl.  R.  des  deuU  Bundes.     Giessen,   1855.     Heft  3.   S.  73  u.  f.« 

S.  264.  n.  7.  a.  E.  ist  beizusetzen:   „Siehe  unten  §.  207.  IV." 

S.  264.  n.  9.  a.  E.  ist  beizusetzen:  Wasserschieben,  Jurist:  Abhand- 
lungen.    Giessen,  1856.     Nr.  I. 

S.  265.  n.  11.  a.  E.  ist  beizufügen:  „Siehe  die  Finalbeschlüsse  über  die 
Befriedigung  von  Forderungen  an  die  Reithsoperationskasse  v.  5.  Nov. 
1835,  15.  Nov.  1838  i  18.  Febr.  1839  bei  G.  v.  Meyer,  Staatsakten. 
S.  558." 

S.  278.  a.  5.  a.  E.  ist  beizusetzen:  „Siehe  aber  unten  §.  127.  I.  —  Vergl. 
§.   125. 

S.  343.  §.  151.  n.  4.  a.  E.  ist  beizusetzen:  Vergl.  die  oben  S.  264*  $.  113. 
n.  9.  angeführten  Schriften  und  Wasserschieben,  Jurist.  Abband- 
lungen.    Giessen,   1856.     Nr.  L 

S.  345.  §.  152.  n.  3.  a.  E.  sind  beizufügen:  S.  Meiningen,  V.-U.  1829. 
§.  81.  b.   —  K.    Sachsen,    V.-ü.    1831.   §.    89.    uad  Ges.  v.  5.  Mai 

1851.  §.  1.  (bei  H.  A.  Zachariä,  Verf.- Urkunden,  l.  S.  203.)  — 
S.  Altenburg,  V.-ü.  1831.  §.  12.  —  Braunschweig,  n.  L.  0. 
1832.  §.  12.  u.  §.  173.  a  linea  2.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept. 
1848.  §.  91.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  mit 
Modifikation  durch  Ges.  v.  2.  Aug.  1852.  §.  39.   —  Kurhessen,  V.-U. 

1852.  art.  2.  §.  2.  u.  art.  187.  §.  2.  —  S.  Co  bürg- G  otha,  V.-U. 
1852.  §.  2.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  2.  u.  §.  68.  —  Wal- 
deck, V.-U.  1852.  §.  85.  u.  §.  97. 

S.  357.  §.  156.  n.  7.  An  den  Anfang  dieser  Note  ist  zu  setzen:  Vergl. 
Hannover,  V.-U.   1840.  §.   39;  siehe  diesen  Text  unten  §.  452.  n.  4. 

S.  374.  §.  159.  n.  11.  a.  E.  ist  beizusetzeo:  „  üeber  die  Befugniss  der 
B.  V.,  Präjudizialfragen  selbst  zu  entscheiden,  vergl.  noch  v.  Linde, 
Archiv  für  das  öffentl.  R.  des  deut.  Bundes.  Heft  2.  (Giessen,  1854.) 
S.  2.  u.  f. 

S.  399.  §.  174.  n.  ist  beizusetzen:  „(Nach  Bundesbeschluss  v.  23.  August 
1832.  Sitz.  XXXL  Protok.  §.  332,  die  Verpflegung  von  Hülfstruppen 
zur  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Ruhe  betreffend,  haben  diese  da, 
wo  sie  einrücken,  unbeschadet  des  ihrer  Regierung  nach  dem  Artikel 
14.  der  Exekutionsordnung  zustehenden  Ersatzes  der  zu  liquidirenden 
Kosten,  Einquartirung  und  Naturalverpfleguiig  zu  erhalten,  und  die  Hülfe 
empfangende  Regierung  hat  dafür,  dass  die  Einquartierung  und  Natural- 
verpflegung  nach  dem  Reglement  des  Hülfe  leistenden  Staates  gehörig 
erfolge,  Sorge  zu  tragen." 

S.  418.     Der   Literatur   über   die  Versuche  der  Umgestaltung  Deutschlands 
Zöpfl ,  n.  Staatsrecht.    4to  Aufl.  58 
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ist  beizufügen:  A.  Boden,  zur  Kenntniss  und  Charakteristik  Deutsch- 
lands, in  seinen  politischen,  kirchlichen  und  Rechtszuständen  während 
der  letzten  Jahrzehnte.  Zweite,  sehr  vermehrte  Ausgabe  der  im  Lehr- 
bncbe  bereits  angeführten  gesammelten  kleinen  Schriften  desselben  Ver- 
fassers.    Frankfurt  a.  M. ,  1856. 

B.    Za  Band  II. 

S.  77.  §.  229.  n.  6.  Die  Bestimmungen  des  k.  hannoverschen  Hausgesetzes 
V.  1836  wurden  in  dem  Ges.  v.  5.  Sept.  1848  im  Allgemeinen  bestätigt, 
jedoch  mit  dem  Beifügen:  „das  Witthum  der  Königin  soll  jedoch  jähr- 
lich 60,000  Thlr.  Gold  betragen  und  die  geringste  Apanage  eines  zur 
Apanage  berechtigten  volljährigen  Prinzen  des  k.  Hauses  aus  6000  Thlr. 
Gold  bestehen." 

S.  99.  §.  239.  n.  8.  a.  E.  ist  beizusetzen;  „In  An  hal  t-Bernburg  erklärte 
der  Herzog  Karl,  wegen  geschwächter  Gesundheit,  seine  Gemahlin 
Friederike  zur  Mitregentin  durch  Patent  v.  8.  Oktober  1855." 

S.  227.  n.  15.  Nach:  „Seh  warzburg-Sonders  ha  usen,  V.-U.  1849. 
(Ges.  V.  2.  Aug.  1852.  §.  3.)"  ist  einzuschalten:  „Auch  diese  Bestim- 
mung wurde  durch  Ges.  vom  28.  März  1854.  §.  1.  aufgehoben;  siehe 
unten  §.  512.  n.  9. 

S.  267.  §.  302.  n.  1.  a.  E.  ist  beizusetzen:  „lieber  die  rechtliche  Natur 
dieser  Renten  s.  v.  Linde,  Archiv  f.  d.  öffentl.  R.  des  deut.  Bundes. 
Heft  m.    (Giessen,  1854.)    S.  7  u.  f. 

S.  267.  §.  302.  n.  ist  beizufügen :  „Nach  B.  B.  v.  23.  Aug.  1832.  Sitz.  XXXL 
Protok.  §.  329. ,  die  Modalität  der  Pensionszahlung  an  die  Ritter  des 
deutschen  Ordens,  beziehungsweise  die  Reklamation  des  Freiherrn  von 
Wöllwarth  betr.,  erkennt  die  Bundesversammlung  kein  Ascensions- 
recht  an. 

S.  271.  §.  303.  n.  5.  a.  E.  ist  beizufügen:  R.  Wohl,  üeber  das  Verhält- 
niss  der  Taxiseben  Post  zu  den  Staatseiseubahnen,  in  der  Tübinger 
Zeitschrift.   1844.    Heft  L 

S.  375.  §.  341.  n.  53.  a.  E.  ist  beizusetzen:  VergL  das  Ges.  v.  9,  April 
1855,  bei  H.  A.  Zachariae,  Verf.-Urk.  IL  S.  978. 

S.  380.  §.  341.  XXII.  Am  Schlüsse  dieses  Satzes  ist  beizusetzen:  Am  21. 
März  1854  wurde  von  dem  Fürsten  Friedrich  Günther  mit  Beirath  und 
Zustimmung  des  Landtages  ein  neues  Grundgesetz  für  das  Fürstenthum 
Schwarzburg-Rudolstadt  erlassen. 

S.  380.  §.  341.  n.  57.  ist  beizusetzen:  Siehe  das  neue  nur  aus  49  §§.  be- 
stehende Grundgesetz  v.  21.  März  1854  bei  H.  A.  Zachariä,  Verf.- 
Urkunden.  IL  S.  1017. 

S.  381.  §.  341.  n.  65.  Die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  landständischen 
Verfassnngsurkunde  von  1836  spricht  aus:  die  landesherrliche  Verord- 
nung vom  15.  März  1853,  bei  H.  A.  Zachariä,  Verf.  -  Urkunden.  II. 
S.  1089.    Vergl.  Protok.  der  B.  V.  1853.  §.  94  u.  f. 
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S.  381.  382.  XXVHI.  Am  Schlüsse  dieses  Satzes  ist  beizufügen:  Eine  Art 
landständischer  Thäligkeit  ist  durch  Gesetz  v.  20.  April  1852  den  Be- 
zirksrällicD  des  Laiidgrafthiinis  zugewiesen  worden.  Siehe  diese  Ver- 
ordnung bei  H.  A.  Zachariä,  Verf.-Urk.  11.  S.   1118. 

S.  433.  §.  3fi2.  n.  13.  Siehe  über  die  Bildung  der  ersten  Kammer  in 
Preussen  das  Gesetz  v.  7.  Mai  1853  und  die  k.  Verordnung  v.  12.  Oct. 
1854,  bei  H.  A.  Zachariä,  Verf.-Urk.  I.  S.  99.   101. 

S.  515.  §.  399.  n.  11.  ist  noch  beizusetzen:  ßr  aunsc  hweig,  n.  L.  0. 
1832.  §.   180. 

S.  679.  §.  474.  n.  2.  a.  E.  ist  noch  beizufügen:  P.  Laboulaye,  etude  sur 
Ic  droit  de  propricte  lileraire  en  Allemagne  (Revue  historique  de  droit 
franfais).  Paris,  1855.  Liv.  III.  p.  272  u.  f.  —  A,  T.  M.  Eisenlohr, 
das  literarisch-artistische  Eigenthum  und  Verlagsrecht  mit  Rücksicht  auf 
die  Gesetzgebungen.  Schwerin,  1855.  und  desselben:  Sammlung  der 
Gesetze  und  internationalen  Verträge  zum  Schutze  des  literar. -arlist. 
Eigenthums  in  Deutschland,  Frankreich  und  England.    Heidelberg,   1S56. 

S.  693.  §.  481.  n.  11.  a.  E.  ist  beizusetzen:  Ed.  Stolle,  die  einheimische 
und  ausländische  Patentgesetzgebung  zum  Schutze  gewerblicher  Ertin- 
dungen.     Leipzig,   1855. 


Gedruckt  bei  £.  Folz  in  Leipzig. 


Druckfehler  und  Verbesserungen. 

Im  ersten  Bande. 

S.  XII,  (Vorrede)  Z.  6  von  oben:  st.   1854  I.  1855. 

S.   138.  Z.  9  V.  0.:  St.  Scheitemantel  1.   Scheidemantel. 

S.   197.  Z.  6  V.  0.:  St.  beseitigt  1.  beseitigt. 

S.   199.  n.  9.  Z.  3  dieser  Note:  st.  Karls  Vif.  1,  Karls  VI. 

S.  246.  n.  8.  Z.   15  dieser  Note:  st,  wurde  1.  wurden. 

Ebendas.  Z.   17:  st.   war  1.  waren, 

S.  258,  n.   1,  Z.  2  dieser  Note:  st.  §.   136  1.  §.   135. 

S.  369.  n.  7.  Z,  1  der  Note  auf  dieser  Seite:  st,  g  leicht  Fe  rt  ige  n  I. 
leichtfertigen. 

S.  392,  §.  169,  im  Texte  Z.  4  v.  oben:  st.  ausschliesslich  1,  ein- 
schliesslich. 

S,  420.  §.  181.  n,  5.  Z.  2:  st.  Publikum  I.  Publiitum. 

S,  421,  §.   181.  n.  8.  Z.  9:  st.  nicht  1.  nicht, 

S.  424.  §.   182.  n.  17.  Z.   1:   st.  Basssermann  1.  Bassermann. 

S.  430,  §.  183.  n.  1.  letzte  Zeile:  st.  März  1.  Mai. 

S.  432,  §.  183,  n,  7,  Z.  3:  st.  Pomemoria  1,  Promemoria. 

S.  511.  §.  200.  n.   5:  st.  VI.  1.  VII. 

Im  zweiten  Bande. 

S,  47.  Z.  18  V.  0.:  st,  Tritendinum  1.  Tridentinum. 

S.   121.   n.   1.  Z.  2:  st.  Note  1  I,  Note  3, 

S.   129,  letzte  Zeile  des  Textes:  st.  Liniaisystem  1,  Lineal  System. 

S.  135.  §.  253  sind  in  der  Rubrik  die  Worte:  „a)  Im  Allgemeinen" 
zu  streichen, 

S.  252.  §.   296.  n.   5:  st.  §.   192  I.  292. 

S.  258.  §.  299  in  der  Rubrik:  st.  Ausübung  der  staatsbürgerlichen 
Rechte  I  Ausübung  der  bürgerlichen  und  staatsbürger- 
liche n  Rech  te. 

S.  396.  §.  347  in  der  Rubrik:  st.  Von  den  Verhältnissen  1.  Von  dem 
Verhältnisse, 

S.   683.  §.  478  in  der  Rubrik:  st.  5)  I.  3). 

S.  687,  §.  480  in  der  Rubrik:   st.  6)  1.  4),  ^- 

S.  690.  §,  481  in  der  Rubrik:  st.  VI.  1.  IV. 

S,  763.  §.  510  in  der  Rubrik:  nach  „Festungsbudget"  ist  einzuschatftn: 
„Au  fs  te  Ilu  ng  vo  n  Consuln." 

S.  812.   §.  526.  Z.  7  V.  0.:  st.  bos  1.  blos, 

S.  812.  §,  527,  Z,  3  v.  o.:  st,  gesellschaftlicher  1,  gesellschaft- 
liche m. 

S.  815,  §.  528.  Z.  21  v.  o. :  st,  Spiitze  I,  Spitze, 

S.  816.  §.  528,  Z.  14  u,  15  v,  o. :  st.  Religions  gesellr  ch  a  f  t  en  I, 
Religio  nsgesellsc  haften. 

S.  818.  §,  529,  n.  4.  Z.  1  v.  u. :  st.  Land  esh  e  rrscaf  t  1.  Landes- 
herr sc  h  af  t. 

S,  819.  §.  529.  n,  4.  Z.   1  v.  o. :  st.   Niemandem  1.   Niemanden, 

S.  839.  §.  536.  Z.  4  v.  o, :  st.   Uehe  rein  k  unft  1.  Ue  b  er  ei  n  kun  ft, 

S.  839.  §.  536.  Z.  14  v.  o. :  nach  „abusu"  ist  einzuschalten  „anzu- 
nehmen". 

S,  842,  §.   537.  Z.   12  v.  o. :  st.  Einffusses  1.  Einflusses. 

S,  843.  §.  537,  Z.  2  v,  o,  ist  „nur"  zu  streichen. 
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